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yKsVOogie 


Aus dem VBorworte zur fünften Auflage. 


Als ich vor vierzehn Jahren daran ging, eine Erläuterung der deutichen 
Givilprozegordnung zu jchreiben, ſetzte ich mir al3 Ziel, ein Handbuch für 
die augübenden Juriften zu liefern, das die Verbindung zwiſchen der Theorie 
und der Praxis des Prozeßrechts herftellte. Sch jagte in dem Vorworte zur 
erften Auflage: „Nach meiner Überzeugung ift eine lediglich von praftifchen 
Geſichtspunkten geleitete, die Theorie beijeite laſſende Gejegeserläuterung für 
den denfenden Praftifer nicht ausreichend. Deutſchlands Juriften find nicht 
gewöhnt, Theorie und Praris al3 unvereinbare Gegenjähe zu betrachten und 
jolfen fi nicht daran gewöhnen.“ 


Diejes Ziel blieb auch bei den folgenden Auflagen unverrüdt. Die 
wachſende Beadhtung des Buches durd die Praktiker dürfte den Beweis 
erbracht Haben, daß das Ziel nicht falſch geftedt war. 


In den erften Auflagen nahmen die Anführungen aus den Motiven 
des Gejegentwurfs und aus den Protofollen der Reichstagskommiſſion einen 
verhältnismäßig großen Pla ein. Diefe Anführungen wurden in den 
jpäteren Auflagen ftarf gekürzt und mit den Erläuterungen enger verwoben. 
Dagegen erforderte die feit den erften Auflagen ftarf angewachſene Litteratur 
einen immer breiteren Raum, Sollte die Erläuterung ein Handbuch fein, 
jo mußte dieſe Litteratur nicht bloß angegeben, ſondern aud; verarbeitet 


werden. Ich war bemüht, die Litteratur außerhalb der Kommentare 
I* 


118424 


IV Vorwort. 


möglichit vollftändig zulammenzuftellen und für die Erläuterung zu ver- 
werten. Vielfach bot die Litteratur die Veranlaffung zu weiterer theoreti- 
ſcher Vertiefung. Die Recdtiprehung des Reichsgerichts, des bayerischen 
Oberſten Landesgerichts und der Oberlandesgerichte wurde, ſoweit die 
Ürteile mit Entſcheidungsgründen veröffentlicht jind, überall berüdjichtigt 
und nicht jelten mit Eritiihen Bemerkungen verjehen. Sprüche, die ohne 
die Gründe veröffentlicht wurden, habe ich nicht citiert, weil deren Nach— 
prüfung und Beurteilung unmöglid und blindes Nachtreten der Prä— 
judizien von Übel ift. 


Auguft 1890, 


Aus dem Vorworte zur adten Auflage. 


Die Neugeftaltung des in Deutichland geltenden bürgerlichen Rechtes 
durch das Bürgerliche Geſetzbuch jamt feinen Nebengejegen und die aus 
Anlaß der Einführung des neuen Nechtes erfolgte Änderung des Givil- 
prozeßgeſetzes erheifchten eine gründliche Neubearbeitung des Kommentars 
zur Givilprozeßordnung. 

In vielen Punkten berührt ſich das Prozeßrecht mit dem bürgerlichen 
Rechte. An der neuen Auflage jind die zahlreichen Erläuterungen, welche 
auf das frühere gemeine deutjche Recht und auf die Bartikularrechte Bezug 
nahmen, ausgejchieden und durch Erläuterungen erſetzt worden, in denen 
auf das neue bürgerliche Recht verwielen wird. Landesrecht ift neben dem 
neuen Reichsrecht nur mehr injoweit berüdjichtigt, als es nicht durch dieſes 
verdrängt worden ift. 

Auf die Verwebung des neuen bürgerlihen Rechtes mit dem 
Prozeßrecht habe ic) die größte Sorgfalt verwendet. Ohne mir ein- 
zubilden, daß ich die geitellte Aufgabe in jeder Beziehung gelöft hätte, 


Vorwort. v 


darf ich doch die Zuverſicht ausſprechen, zu deren Löſung einiges bei— 
getragen zu haben. 

Die Erläuterung der neuen Vorſchriften der Civilprozeßordnung bietet 
große Schwierigkeiten, da manche Vorſchriften eingefügt wurden, über deren 
Bedeutung und Tragweite ſich die Urheber nicht klar waren. 

Dem in dem Vorworte zur erſten Auflage geſteckten Ziele bin ich 
treu geblieben. Auch in der neuen Bearbeitung find diefe Erläuterungen 
dazu beftimmt, zugleich al3 Hülfsmittel für das Studium des Prozeßrechts 
und als Handbuch bei deifen praftiicher Anwendung zu dienen. Als Brüde 
zwiichen Theorie und Praxis möge ſich das Bud, in der Gunft der deutichen 
Juriſten erhalten. 


Münden, Oftober 1901. 


Vorwort zur zehnten Auflage. 


Die neue Auflage enthält die Änderungen der Givilprogefordnung, 
welche durch die Novelle vom 5. Juni 1905 eingeführt worden find. 
Die neuen Vorſchriften werden im zweiten Bande erläutert. Aber auch 
ihon im erſten Bande find verjchiedene mit den Ünderungen zufammen- 
bängende Grläuterungen enthalten. So z. B. die Grläuterung über 
den Antrag auf Wiedereinjegung gegen den Ablauf der Reviſionsfriſt 
bei $ 238. 

Bei der Bearbeitung der neuen Auflage wurde die jeit der vorigen 
Auflage (1904/1905) erichienene Litteratur nachgetragen und zur Gr- 
fäuterung des Geſetzes benußt. Ferner wurden die Angaben über die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts, des bayeriichen Oberften Landesgerichts 
und der Oberlandesgerichte ergänzt. Aus Anlaß dieſer Ergänzung wurden 
verichiedene neue Erläuterungen eingefügt. 


VI Borwort. 


Meine bisherigen Erläuterungen habe ich forgfältig durchgearbeitet 
und mandes daran verbefjert. 

Der Drud des zweiten Bandes hat bereit begonnen und wird vor— 
ausfihtlih vor Oſtern 1908 beendigt werden. 


Münden, Juni 1907. 


Lothar Seuffert. 
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Einleitung. 


J. 
Äußere Geſchichte der Civilprozeßordnung.“) 


Die Reichsverfaſſung vom 28. März 1849 beſtimmte in $ 64: 

„Der Reichsgewalt liegt es ob, durch die Erlaffung allgemeiner Geſetz— 
bücher über bürgerliches Recht, Handels: und Wechielrecht, Strafredht und 
gerichtliches Verfahren die Rechtseinheit im deutfchen Volke zu begründen.“ 

Die Reichäverfaffung fam nicht zur Durchführung. Das Bedürfnis der 
Deutichen Nation nach einem einheitlichen Prozeßrechte blieb unbefriedigt. Der 
Qundestag trat wieder zufammen. Das Recht der Gefehgebung jtand dem Bundes— 
tage nicht zu. Zur Erreichung materieller Rechtseinheit in den verbündeten Staaten 
war nur der Weg offen, daß Bundestommiffare einheitliche Entwürfe vereinbarten, 
deren Einführung in den einzelnen Bundesjtaaten den gefeggebenden Traktoren der 
Staaten anheimfiel. Auf diefem Wege war bie Einheit auf den Gebieten des Wechjel- 
rechts und des Handelsrechts erreicht worden. 

Am 17. Dezember 1859 (Prot. $ 55) ftellten die Regierungen von Bayern, 
Sadjen, Württemberg, Kurheſſen, Großherzogtum Heſſen, Medlenburg- Schwerin, 
Naffau, Sachien-Meiningen, Sacjjen-Altenburg und Medlenburg-Strelit an bie 
Bundesverfammlung den Antrag, durch einen Ausſchuß die Frage erörtern und 
darüber Bericht erftatten zu laffen, ob und inwieweit die Herbeiführung einer gemein- 
famen Civil- und Kriminalgefeßgebung wünjchenswert und ausführbar fein werde. 

Innerhalb des zur Berichterftattung über diefen Antrag eingeſetzten Ausſchuſſes 
berrichte Einftimmigkeit darüber, dat die Einheit des Nechtes wünfchenswert und 
daß die einheitliche Regelung des Givilprozejjes das bdringendite Bedürfnis jei. 
Während aber die Majorität des Ausjchuffes die Ausarbeitung eines Entwurfs dur) 
eine Bundesfommijfion, beftehend aus von den Regierungen ernannten Yachjuriften, 


*) Bol. A. Hellweg, Geichichtlicher Nüdblid über die Entſtehung der Deutichen Eivile 
prozeßordnung, Arch. f. c. Br. LXI (1878) ©. 78 ff, Wach Handb. I ©. 129 ff., J. Chr. Schwarg 
BVierhundert Jahre deuticher Civilprozeß -Geſetzgebung (1898) ©. 603 ff. 


XII Einleitung. 


in? Auge faßte, hielt die Minorität, nämlich Preußen, den Bundesweg nicht für 
geeignet und jchlug eine unmittelbare Vereinbarung der Regierungen vor.*) 

Die Mehrheit des Ausſchuſſes beantragte nach ausführlicher VBerichterftattung 
in der Sitzung des Bundestags vom 6. Februar 1862 (Prot. $ 58), zunädjit eine 
Kommiffion zur Ausarbeitung und Vorlage des Entwurfs einer allgemeinen Givil- 
prozehordnung für die deutichen Bundesftaaten in Hannover einzufeßen; Preußen 
ftimmte dagegen. Die Mehrzahl der Bundesverfammlung trat dem Antrage des 
Ausſchuſſes bei. 

Am 17. Juli 1562 (Prot. $ 243) wurde wieder durh Majoritätsbeichluß 
bejtimmt, daß die zur Ausarbeitung und Vorlage des Entwurfs einer allgemeinen 
Givilprozeßordnung für die deutichen Staaten niedergejegte Kommiffion am 15. Sep- 
tember 1862 zufammentrete. 

An diefem Tage traten zehn Kommiffare, ernannt durch die Regierungen von 
Öfterreich, Bayern, Sachſen, Hannover, Württemberg, Baden, Heffen-Darmitadt, 
Medlenburg- Schwerin, Naffau und Frankfurt in Hannover zufammen.**) 

Die Kommiffion fonftituierte fich mit der Wahl des öfterreichiichen Kommifjars 
Dr. Rizy zum Vorfitenden und beichloß, die Hannoversche Prozehordnung vom 
8. November 1850 den Beratungen zu Grunde zu legen. 

Diefer Beichluß veranlaßt, die Entftehung der hannoverſchen Prozekordnung 
zu erörtern. 

Durch hannoveriches Gele vom 5. September 1848 $ 9 war unter dem 
Einfluß der achtundvierziger Bewegung zugefichert worden, daß die Gerichtsverfaffung 
nad den Grundjäßen der Mündlichkeit auch in bürgerlichen Kechtsftreitigfeiten ge— 
regelt werden jolle. Schon am 14. Januar und 14. Juni 1850 wurde ein haupt— 
fählich von dem als Neferenten in das Juftizminifterium berufenen Dr. Leonhardt 
ausgearbeiteter Entwurf den Ständen vorgelegt. Bei Ausarbeitung dieſes Ent— 
*), Der Grund zu diefem Verhalten der preußiichen Regierung lag darin, daß bei der 
Beratung über den Entwurf des Handelsgejeßbuchs das preußiiche Abgeordnetenhaus gegen das 
eingeichlagene, die Mitwirfung der Landesvertretung bei der Gejeggebung in der That beein« 
trächtigenden Verfahren proteftiert hatte, 

**) Zu der hannoverjchen Kommiſſion waren fommittiert: von Öſterreich der Seftionschef 
im AJuftizminifterium Dr. Rizy aus Wien; von Bayern der Oberjtaatsanwalt v. Bomhard aus 
Amberg (in zweiter Yejung Oberappellationsgerichtsrat v. Piris aus Münden); von Sachſen der 
DOberappellationsgerichtsrat Dr. Tauchnitz aus Leipzig; von Hannover der Oberjuftizrat Dr. Leon« 
hardt, nach ihm der Obergerichtörat Peterfien, beide aus Hannover; von Württemberg der Ober- 
tribunalrat Frhr. dv. Sternenfeld aus Stuttgart, nad) ihm der Oberjuftizrat Frhr. v. Holzichuher 
von dort; von Baden der Hofgerichtsrat v. Stößer aus Brucdjal; von Kurheſſen der Ober- 
appellationsgerichtärat Dr. Büff aus Kaflel; vom Großherzogtum Heſſen der General-Staats- 
profurator Dr. Seig aus Mainz; von Medienburg-Schwerin der Minifterialrat v. Schemwe aus 
Schwerin, jpäter der Minifterialdireftor v. Amäberg von da; von Holftein und Lauenburg der 
Dberappellationsgerichtädireftor Dr. Preußer aus Flensburg, jpäter der Oberappellationdgeridhtsrat 
Dr. Brinfmann aus Kiel; von Nafjau der Hofgerichtsdireftor Winter aus Dillenburg; von 
Sahjien-Meiningen der Oberftaatsanwalt Dr. Albrecht, jpäter Appellationsgerichtspräfibent Lich» 
mann, beide aus Hildburghaujen; von frankfurt der Appellationsgerichtsrat Dr. Neftle aus 
Frankfurt. Als Protofollführer fungierten die Obergerichtsafiefjoren Peterſſen und Strudmann. 
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wurfs fanden insbeſondere das auf dem Grundſatze der Mündlichkeit beruhende Prozeß— 
geſetz Frankreichs (Code de procédure von 1806) und die aus dem franzöſiſchen 
Geſetze hervorgegangene Genfer Prozeßordnung (Loi sur la procädure ceivile von 
1819) forgfältige Berüdfihtigung. Der hannoverſche Entwurf ift aber feine Kopie 
dieſer Gejehbücher, jondern ein durchaus jelbitändiges Werk. Es iſt darin ein Ver— 
fahren bergeftellt, das auf den Grundlagen des gemeinen beutichen Prozeſſes das 
freigeftaltete Prozeßprinzip der Unmittelbarfeit der Verhandlung eines Rechtäftreits 
vor dem erfennenden Gerichte mit feinen Sonjequenzen in fi) aufnimmt. Funda— 
mental in der hannoverfchen Prozekordnung ift, daß das Hauptverfahren in zwei 
Abſchnitte zerfällt, von denen der eritere die Behauptungen der Parteien, der zweite 
den Beweis der beitrittenen Behauptungen zum Gegenftande hat; daß diefe beiden 
Abſchnitte getrennt und gegen einander abgeichloffen werden durch eine gerichtliche 
Enticheidung, worin nach Prüfung des von den Parteien vorgelegten Prozeßſtoffs 
diejen eröffnet wird, was und von wen zu beweijen jei; daß dieje richterliche Ent— 
icheidung ein Urteil im Sinne des deutjchen Prozeßrechts ift, unabänderlich für die 
Inſtanz, worin es erlaffen wurde. Der Entwurf ift mit unmelentlichen Abände— 
rungen am 8. November 1850 zum Gejehe für Hannover erhoben worden. Die 
Ürteile der Praftifer über das Geſetz lauteten günftig; auch von Seite der Theo— 
retifer wurde ihm große Aufmerkſamkeit zu teil. Das Gejeh wurde das Vorbild 
für das oldenburgifche Prozeßgefe vom 2. November 1857 und fand bei allen 
folgenden partifulären Entwürfen und Gefegen eingehende Berüdfichtigung. 


In der Bundeskommiffion wurden der hannoverfche Kommiffar Dr. Leonhardt 
zum Referenten, der bayeriiche Kommiſſar v. Bomhard und der jächfiiche Kommiffar 
Dr. Tauchnitz zu KHorreferenten gewählt. Die erite Leſung wurde am 25. Juli 1864 
in der 247ften Sitzung vollendet. Am 17. Februar 1865 verjammelte fich die 
Kommilfion zur zweiten Lefung. Dieſe begann am 15. März 1865 (260ſte Sitzung) 
und endete am 24. März 1966 (373ſte Sigung).*) 

Die für die bannoverfche Prozeßordnung charakteriftiiche Scheidung des Ver— 
fahrens in zwei, durch ein bindendes Beweisinterlofut getrennte Teile wurde in 
den Entwurf nicht aufgenommen. In der redaktionellen Faffung und in Detail» 
beftimmungen weicht der Entwurf von der hannoverjchen Prozekordnung vielfach 
ab. Aber der Grunditod des Entwurfs ift auf die hannoveriche Prozeßordnung 
zurücdzuführen. 

Der Entwurf wurde mit Bericht vom 30. April 1866 der Bundesverſamm— 
lung vorgelegt und von dieſer durch Beichluß vom 19. Mai 1866 dem Ausjchuffe 
für Errichtung eines Bundesgericht zugewiefen mit der Auflage, der Verfammlung 
über die weitere Behandlung der Angelegenheit Vorſchläge zu machen. Ehe jedoch 
der Ausſchuß Bortrag erftattet hatte, erfolgte am 14. Juni 1566 der Austritt 


*) Die Protofolle der hannoverihen Kommiſſion find fiebzehn Bände ftarf in einer offi- 
ziellen, aber nicht in den Buchhandel gelommenen Ausgabe erichienen. Der Entwurf der erſten 
Leſung erichien 1864, herausgegeben von Peterfien und Strudmann; der der zweiten Leſung 1866 
herausgegeben von Strudmann. 
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Preußens und damit die thatjächliche Auflöfung des Bundes. Zwar wurde noch 
am 21. Juni 1366 (Prot. $ 158) die Angelegenheit zum Bortrage gebradht und 
beichloffen, den Entwurf den Bundesregierungen zur Kenntnis und Außerung dar: 
über mitzuteilen, ob und unter welchen Vorausſetzungen fie geneigt wären, ihn in 
ihren Ländern auf dem gefeßlichen Wege einzuführen. Es fam nicht mehr zur 
Rüdäußerung; die politiichen Greigniffe traten dazwischen. 

Unterdefien war Preußen, das ſich an der hannoverſchen Kommilfion nicht 
beteiligte, mit Feſtſtellung eines eigenen Entwurfs zu einer Prozeßordnung vor— 
gegangen. Schon im November 1860 Hatten die Vorarbeiten begonnen. Am 
14. Februar 1861 wurde ein die Notwendigkeit civilprozeffualiicher Reformen dar- 
legender Immediatberiht an den König erftattet. Der König genehmigte am 
25. Februar 1861 die Einfehung einer vom Yuftizminifter zu berufenden Kom— 
miffion. Die Kommiffion trat im Frühjahr 1861 in Berlin zufammen.*) Im 
Jahre 1864 veröffentlichte die Kommilfion den „Entwurf einer Prozekordnung in 
bürgerlichen Rechtaftreitigfeiten für den preußifchen Staat“ mit Motiven.**) Der 
Entwurf jchließt fich im Wejentlichen dem Frangöfifchen Prozeßrecht an, deffen Grund: 
prinzipien darin mit jchärferer Folgerichtigkeit durchgeführt find, ala im Code de 
proeedure ſelbſt. Über den Entwurf wurden Gutachten der Gerichte verlangt. Diele 
ſprachen fich in überwiegender Mehrzahl gegen die Einführung aus. Deſſen un— 
geachtet empfahl der preußifche Juftigminifter in einer Denktichrift vom 24. Februar 
1866 die Einführung. Die übrigen Minifter ftimmten nicht bei. Die Ummwälzungen 
des Jahres 1866 ſetzten auch diefem Gefeßgebungsplane ein Ziel. 

Die Verfaffung des Norddeutichen Bundes Art. 4 beftimmte: 

„Der Beauffichtigung des Bundes und der Gejeßgebung desſelben unter- 
liegen die nachitehenden Angelegenheiten: 
13. die gemeinfame Gejeßgebung über das Obligationenrecht, Strafrecht, 
Handels- und Wechjelvecht und das gerichtliche Verfahren.” 

Schon am 4. September 1867 ftellte Preußen bei dem Bundesrate folgende 
Anträge: 

„Der Bundesrat wolle bejchließen: 

1. Zur Musarbeitung des Entwurfs einer Prozeßordnung in bürgerlichen 
Rechtäftreitigkeiten für die Staaten des Norddeutichen Bundes wird eine 
beiondere Kommiſſion, beftehend aus acht angejehenen Juriften des Bundes: 
gebiet3, berufen. 

2. Die Mitglieder der Kommiſſion werden vom Bundesrat gewählt. Über 
jedes Mitglied wird beionders abgejtimmt. Die verjchiedenen Rechts- und 
Staatögebiete jollen in den Mitgliedern möglichjt ihre Vertretung finden. 


*) In diejelbe wurden berufen: der Obertribunalspräfident Dr. Bornemann (Borfigender), 
der Oberftaatsanwalt Dr. Oppenhoff, der Geh. Juftizrat Dr. Pape und der Kreisrichter Kühne. 
Als Schriftführer waren beigegeben die Aijejjoren Bornemann und Malower. 

**, Erſchienen in der vd. Deckerſchen Ober» Hofbuchdruderei; citiert als „Preußiſcher 
Entwurf“. 
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3. Die Kommiſſion tritt zur Erledigung ihres Auftrags in Berlin zuſammen. 

4. Der Vorſitzende der Kommiſſion wird aus der Mitte der Mitglieder vom 
Bundeskanzler ernannt. Die Wahl der Referenten erfolgt auf Vorſchlag 
des Vorſitzenden mittels Vereinbarung oder in Ermangelung einer ſolchen 
durch Abſtimmung in der Kommiſſion. 

5. Jedes Mitglied führt eine Stimme, bei Stimmengleichheit giebt die Stimme 
des Vorſitzenden den Ausſchlag; im übrigen regelt ſich der Geſchäftsgang 
nach der von der Kommiſſion ſelbſt feſtzuſetzenden Geſchäftsordnung. 

6. Nach Vollendung des Auftrags hat die Kommiſſion den Entwurf dem 
Bundeskanzler zur Vorlegung bei dem Bundesrat zu überreichen.“ 


Dieſe Anträge wurden nach vorgängiger Begutachtung durch den Ausſchuß 
des Bundesrats für Juſtizweſen (Bericht vom 24. September 1867; Druckſachen 
Nr. 43) in der Sitzung des Bundesrat? vom 2. Oktober 1867 (Prot. $ 95) zum 
Beichluffe erhoben und es wurde fofort zur Wahl der Kommifjionsmitglieder ge— 
fchritten.*) 

Die Kommiffion wurde am 3. Januar 1868 von dem Bundeskanzler eröffnet. 
Zum VBorfigenden wurde Dr. Leonhardt, der am 5. Dezember 1867 preußifcher 
Suftigminifter geworden war, zu deſſen Stellvertreter Chertribunals-Bizepräfident 
Dr. Grimm ernannt. Zum Referenten wurde der Geh. Oberjujtizrat Dr. Pape ge- 
wählt. Die Kommiffion bejchloß, den hannoverfchen Entwurf ihren Beratungen zu 
Grunde zu legen. Daneben fand der preußiiche Entwurf einige Berüdfichtigung. 
Die Kommiffion tagte vom 3. Januar 1868 bis 20. Juli 1870 zu Berlin. In der 
390ften Sitzung wurbe der Entwurf einer Civilprozeßordnung für den Norddeutichen 
Bund nebit Einführungsgefeh fertig gejtellt.**) Der norddeutſche Entwurf ift 
troß mannigfacher Verjchiedenheiten dem hannoverſchen Entwurfe am nächjten ver- 
wandt; doch finden fich darin auch manche dem preußiichen Entwurf entjtammende 
Beitimmungen. Die zahlreichen Vorbehalte des hannoverjchen Entwurfs zu Gunften 
der Landesgeſetzgebung find im norddeutſchen Entwurfe bejeitigt. 

Der deutjch-franzöfifche Krieg war entbrannt, als die norbdeutiche Kommiſſion 
ihre Arbeiten beendigte. Auf den Schlachtfeldern Frankreichs wurde Deutichlands 

*) In die Kommiffion wurden zunäcdft gewählt: der Obertribunald-Bicepräfident Wirkt. 
Geh. Oberjuftizrat Dr. Grimm aus Berlin, der Oberappellationsgerichtöpräfident Dr. Leonhardt 
dajelbft, der Geh. Oberjuftizrat Dr. Pape dajelbit, der Oberappellationsgerichtörat Dr. Tauchnitz 
aus Dresden, ber Generalprofurator Dr. Seit aus Darmftadt (an deijen Stelle trat jpäter der 
Obergerichtörat Bull aus Mainz), der Oberappellationdgerichtsrat Prof. Dr. Endemann aus Jena, 
der Obergerichtspräfident Dr. Trieps aus Wolfenbüttel und der Oberappellationsgerichtsrat 
Dr. Drechsler aus Lübed. Nachträglich wurden gemäß Beichluffes des Bunbdesrats vom 10. Dezember 
1867 (Brot. 8 232) noch der Obertribunalsrat Dr. Löwenberg aus Berlin und der Geh. Mini- 
fterialrat dv. Amsberg aus Schwerin hinzugewählt. Protofollführer waren der Stadtgerichtsrat 
Koch und der Stadtgerichtäaflefior Droop. 

**) Der Entwurf enthält 1178 Paragraphen und erſchien im Verlage der Geh. Über- 
Hofbuchdruckerei (R. v. Deder) 1870, ohne Motive. Vorher waren mehrfache Publikationen von 
Teilen des Entwurfs erfolgt. Die Protokolle find ebenfalls bei R. v. Deder als Manuifript 
gebrudt (1868 bis 1870); fie umfafjen fünf Bände und find nicht im Buchhandel erichienen. 
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Einheit geboren. Den Verträgen mit den Sübdftaaten folgte die Gründung des 
Deutſchen Reiches. 

Schon im Schlußprotofolle vom 23. November 13870 Nr. V zum Berfailler 
Vertrage wegen des Beitritt Bayerns zum Deutichen Bunde wurde von Seite des 
Kgl. preußiichen Bevollmächtigten die Zuficherung gegeben, daß Bayern bei ber 
ferneren Ausarbeitung eines allgemeinen deutichen Civilprozeß-Geſetzbuchs entjprechend 
beteiligt werde. Die Verfaſſung des Deutichen Reiches reproduzierte den oben an 
geführten Art. 4 Nr. 13 der Berfaffung des Norddeutichen Bundes. Die Civilprozep- 
geießgebung war Sache des Reiches geworben. 


Ehe von Reichöwegen ein Schritt geſchah, war von Seite des Kal. preußischen 
Juſtizminiſteriums der norddeutiche Entwurf einer Umarbeitung unterworfen worben.*) 
Der Kal. preußische Juftizminifter Dr. Leonhardt trat hiebei perfönlich in Thätig- 
feit.**) Das Ergebnis diefer Umarbeitung ift der „Entwurf einer deutſchen Givil« 
prozeßordnung“ nebjt Begründung.***) Die harakteriftiichen Merkmale diefes Ent- 
wurfs I im Gegenfate zum norddeutichen Entwurfe find insbefondere die Behandlung 
des Verfahrens nach dem Beweisbeichluffe und das Rechtämitteliyften. Der nord» 
deutiche Entwurf verneinte zwar mit dem hannoverſchen Entwurfe die bindende Kraft 
des Beweisbeichluffes, unterfchied aber zwiichen Hauptverhandlung (vor dem Beweid- 
beichluffe) und Schlußverhandlung (nad) dem Beweisbeichluffe), geitattete in dieſer 
die Vorbringung neuer Thatfachen, jofern es nicht ſog. Hülfsthatfachen find, und 
neuer Beweismittel nur im NReftitutionsfall und gab dem Beweisbeſchluſſe bier- 
durch, ſowie durch das ihm mit dem Urteile gemeinfame Erfordernis des That- 
beitandes und der Begründung eine das Verfahren in zwei Zeile jpaltende Kraft. 
Dagegen ift in dem Entwurfe I zuerft der Gedanke fonjequent durchgeführt, daß 
das ganze Verfahren bis zum Urteil als einheitliches aufzufailen fei. Der Beweis— 
beichluß wird einfacher Beichluß ohne Thatbeitand und Entjcheidungsgründe. Nach 
Durchführung des Beweisverfahrens ehrt der Prozeß zur Verhandlung zurüd; in 
diefer Verhandlung fönnen neue Angriffs- und Berteidigungsmittel vorgebradht 
werden; die lebte Verhandlung vor dem Urteil ift prinzipiell die allein enticheidende. 
Im Rechtsmittelſyſtem des Entwurfs I ift die Berufung gegen Urteile der Amts— 
gerichte zugelaffen, gegen die Urteile der Kollegialgerichte aber nur die revisio in 
iure gejlattet. Darüber fteht die Oberrevifion für den Fall der Difformität der 
Ürteile erſter und» zweiter Inſtanz. 


*) Die Gründe dieſes Vorgehens find bei Hellmeg a. a. O. S. 113 angedeutet. Die 
kommiſſariſche Herftellung eines größeren ſyſtematiſchen Geſetzentwurfs hat gewöhnlich die Folge, 
da der Entwurf nicht aus einem Guſſe gearbeitet ift. Leicht bilden jich die Majoritäten bei ein- 
zelnen Beftimmungen durch Hinzutritt der mit ihren Prinzipalanfichten unterlegenen Stimmen. 
Diejer Übelftand war bei dem hannoverjchen und dem norddeutſchen Entwurfe fühlbar. 

++) Der Kgl. preuß. Juſtizminiſter arbeitete jelbit einen Vorentwurf aus. Uber diejen 
wurden während des Winters 18%, innerhalb des Kgl. preuß. Juftizminifteriums Beratungen 
gepflogen. Daran waren beteiligt die Geh. Auftigräte Dr. alt, Dr. Förfter und Droop, der 
Kronanwalt Nebe-Pilugjtädt und der Uppellationsgerichtörat Kurlbaum II. 

*«) Berlin 1871. R.v. Deder. Als erfter deuticher Entwurf citiert mit „Entwurf I”. 
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In der Sitzung des Bundesrats vom 8. Mai 1871 (Prot. 8 208) wurde 
auf Bericht des Ausjchuffes für Juſtizweſen vom 1. Mai 1871 beſchloſſen, eine 
neue Kommilfion von zehn Mitgliedern zu bejtellen, die unter Zugrundelegung des 
von der preußifchen Regierung aufgeftellten Entwurfs I in Verbindung mit dem 
norbdeutichen Entwurf und den jonftigen Iegislativen Vorarbeiten den Entwurf 
einer Prozeßordnung in bürgerlichen Rechtöftreitigfeiten für das Deutjche Reich 
definitiv feftzuftellen habe. Der Sal. preußifche Yuftizminifter Dr. Leonhardt führte 
den Borfi in der Kommilfion,*) die am 7. September 1871 in Berlin zufammen- 
trat und am 7. März 1872 ihre Arbeiten beendigte. Das Ergebnis diefer Kom— 
miffionsarbeit iſt der Entwurf einer deutjchen Givilprogekordnung nebft dem Ent» 
wurfe eines Einführungsgejeßes (Entwurf ITD).**) Der Entwurf fteht im Großen 
und Ganzen auf dem Boden des im preuß. Juftigminifterium ausgearbeiteten Ent» 
wurfs I, welchem er fich auch äußerlich in der Ordnung der Paragraphen anichlieht. 

In der Sibung des Bundesrats vom 21. Dezember 1872 (Prot. $ 530) 
wurde diefer Entwurf vorgelegt und an den Ausschuß für Juftizweien zur Bericht: 
eritattung überwiefen. Hier wurde der Entwurf eingehender Prüfung und mancher 
Anderung unterworfen. Insbeſondere wurde in bdiefem Stadium bejchloffen, als 
Nechtämittel gegen alle erftinftanziellen Urteile die Berufung mit unbejchränfter 
Zulaffung von neuen Behauptungen und Beweißmitteln zu gewähren. Der Bericht 
des Bundesratsausfchuffes wurde erft am 12. Mai 1874 (Drudj. Nr. 64) erftattet. 
Der Grund diefer Verzögerung liegt darin, daß inzwiichen auch die Entwürfe einer 
Strafprogehordnung und eines Gerichtäverfaffungsgefeges demjelben Ausſchuß über- 
wiejen worden waren, und daß man gleichzeitig über die drei Gejehentwürfe Bericht 
zu erftatten für angezeigt hielt. 

In der Sihung des Bundesrats vom 16. Juni 1874 (Prot. SS 311 bis 313) 
wurde der Kommiffionsentwurf der Givilprozekordnung mit zwei unwefentlichen Ver— 
änderungen***) angenommen. Berichterjtatter für die Civilprozeßorbnung war an 
Stelle des erkrankten Kgl. bayer. Staatsminifter® der Juftiz der Kgl. bayer. Mini: 
fterialrat Dr. Schmitt. In derfelben Sitzung wurde auch über die beiden anderen 
Entwürfe Beichluß gefaßt. 

Mit den Entwürfen einer Strafprozeßordnung, eines Gerichtsverfaffungsgejehes 
und der dazu gehörigen Einführungsgeiege wurde am 29. Oktober 1874 der Ent- 


*, Als Kommijjionsmitglieder wurden gewählt: der Kgl. preuß. Geh. Oberjuftizrat 
Dr. Falk aus Berlin, der Kgl. preuß. Obertribunalsrat Frhr. dv. Diepenbroif-Grüter von da, der 
tgl. preuß. Appellationsgerichtsrat Pland aus Celle; der Rechtsanwalt Juftizrat v. Wilmowski 
aus Breslau; der Kgl. bayer. Appellationsgerichtsrat Dr. &. Schmitt aus München; der Kgl. 
ſjächſ. Geh. Juſtizrat Abelen aus Dresden, ſpäter an deſſen Stelle der Appellationsgerichtspräfident 
Klemm aus Zwickau; der Kgl. württemb. Obertribunalsrat v. Kolhaas aus Stuttgart; der Großh. 
bad. Minifterialrat Dr. Gebhardt aus Karläruhe und der Großh. mecklenbſchw. Minifterialrat 
v. Amsberg aus Schwerin. Als Schriftführer wurden zugezogen: ber Kgl. preuß. Kreis- und 
Stadtgerichtsrat E. Hagens aus Danzig und der Kgl. preuß. Kreisrichter Polen; aus Sprottau. 

**, GErichienen Berlin 1872, im Berlag der Geh. Ober-Hofbuchdruderei (N. v. Deder). 
Eitiert als „Entwurf II“. 

”) Dieje betrafen die $$ 255 Abi. 1 und 364 Abſ. 2 des Entwurfs. 

2. Seuffert, Civilprozeßordnung T. 10. Aufl. II 


XVII Einleitung. 


wurf einer Civilprozeßordnung für das Deutsche Reich und eines Einführungsgeſetzes 
dem Deutjchen Reichſstage vorgelegt (Entwurf III).*) Die Vorlage ift mit aus- 
führlicher Begründung verfehen; die Begründung fchließt fich im Weſentlichen an 
die Motive an, welche die vom Bundesrate eingejeßte Kommilfion ihrem Entwurfe 
beigegeben hatte.**) 

In den Situngen des Reichstags vom 24. bis 27. November 1874 paffierten 
die Gejeßentwürfe die erjte Yelung und wurden in eine Kommiſſion von achtund- 
zwanzig Mitgliedern verwiefen. Durch Geſetz vom 23. Dezember 1874, betreffend 
die geichäftliche Behandlung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes ıc. ıc., wurde der Kom— 
miffion die Ermächtigung erteilt, in der Zeit zwifchen diefer und der nächiten Reichs— 
tagsjejfion ihre Sitzungen fortzufeßen. Da die Arbeiten der Kommiſſion bei Wieder- 
zufammentritt des Reichätags (29. Oktober 1875) noch nicht vollendet waren, jo 
wurden die Mitglieder der Kommilfion durch Afklamation wieder gewählt, und durch 
Gejeh vom 1. Februar 1876 die Befugnis, zwiſchen den Reichstagsfeffionen zu tagen, 
verlängert.***) 





*) Die Vorlage an den Reichstag iſt mit Entwurf III — dritter deuticher Entwurf — 
bezeichnet. Sie ift auch gemeint, wenn jdhlehthin von „dem Entwurfe“ gejprochen wird, 

**) Auf die offizielle, dem Neichstage vorgelegte Ausgabe der Motive beziehen fich die 
Seitenangaben im Kommentare. Dieje offizielle Ausgabe ift nicht im Buchhandel erichienen. Eine 
nicht offizielle Ausgabe erichien bei Kortlampf, Berlin 1874. Abgedrudt ift der Entwurf mit 
den Motiven in Hahns Materialien zc. Darin find die Seiten der offiziellen Ausgabe angemerkt. 

**) Mitglieder der Kommiljion waren: Vorſitzender: Dr. Miquel, Oberbürgermeifter (Osna- 
brüd); ftellvertretender Borfigender: Dr. v. Schwarze, Seneraljtaatsanwalt (Dresden); Schriftführer: 
Eyjoldt, Abvofat (Pirna), Dr. Mayer, Appellationsgerichtsrat (Augsburg), Strudmann, Ober- 
tribunalsrat (Berlin), und Thilo, Kreisgerichtsdireftor (Deligich); ferner: Dr. Bähr, Ober- 
tribunalsrat (Berlin); Beder, Oberappellationsgerichtsrat (Oldenburg); Bernards, Landgerichtsrat 
(Düffeldorf); v. Forcade de Biair, Obertribunalsrat (Berlin), Gaupp, Streisgerichtsrat (EIl- 
wangen); Dr. Gneift, Oberverwaltungsgerichtsrat und Brofefjor (Berlin); Dr. Grimm, Rechts- 
anwalt (Mannheim); Haud, Bezirlsamtmann (Markt-Scheinfeld); Herz, Bezirkögerichtsrat (Nürn- 
berg); v. Jagom, Wirfl. Geh. Rat, Oberpräfident (Potsdam); Klog Kreisgerichtsrat (Berlin); 
Kträger, Appellationsgerichtsrat (Paſſau); Dr. Laster, Rechtsanwalt (Berlin); Dr.iur. Lieber (Cam- 
berg); Dr. Marquardien, Profejior (Erlangen); v. Buttlamer, Appellationsgerichtsrat (Colmar); 
Pfafferott, Oberamtsrichter (Liebenburg); P. Reichensperger, Obertribunalsrat (Berlin); v. Schd- 
ning, Zandrat (Pegnik); Dr. Bölf, Rechtsanwalt (Augsburg); Dr. Wolffſon, Advokat (Hamburg); 
Dr. Zinn, Direktor der Jrrenanftalt Eberöwalde. An Stelle des nach jeiner Ernennung zum 
Minifterialpräfidenten aus der Kommiffion ausgejchiedenen Dr. Grimm trat für einige Sitzungen 
Dr. Blum (Heidelberg) ein. Als Protofollführer waren der Kommiffion beigeordnet: Gerichtd- 
aſſeſſor N. Sydomw (Berlin), während deſſen Erkrankung zur Aushülfe Kreisrichter Ege (Stuttgart) 
Dr. iur. 2. Seuffert, Stadtgerichtsaſſeſſor (München), nad) deffen Berufung zur Profeſſur: Metten- 
leiter, Stadtgerichtsafjeffor (München), und Dr. phil. &. Schreber, Aſſeſſor (Leipzig). Ws 
Kommiſſare des Neiches und der Bundesftaaten nahmen an den Beratungen über die CPrO. 
teil: der Direktor im Kanzleramte Wirt. Geh. Oberregierungsrat dv. Amberg; Kaiſ. Geh. 
Oberregierungsrat Hanauer; Kaiſ. Geh. Negierungsrat Hagens; Kgl. preuß. Geh. Oberjuftizrat 
Kurlbaum II; der Kal. preuß. Oberjt-Leutnant Blume (fämtlihe aus Berlin); der Kgl. bayer. 
Appellationggerichtsrat Dr. Hauſer (München); der Kgl. württemb. Minifterialrat Heß (Berlin); 
der gl. württemb. Obertribunalsrat v. Kolhaas (Stuttgart) und der Kgl. ſächſ. Geh. Juftizrat 
Held (Dresden), An einzelnen Sigungen beteiligten fich der SKgl. preuß. Staats- und Jultiz« 
minifter Dr. Leonhardt und der Kgl. bayer. Staatsminifter der Juſtiz Dr. von Fäuſtle. 
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Die drei Gejegentwürfe find von der Kommiſſion in zwei Leſungen durch» 
beraten worden. Die KHommiffion hielt in der Zeit vom 26. Januar 1875 bis 
3. Juli 1876 160 Situngen ab, davon waren 48 Sitzungen ganz, 5 Sitzungen teil- 
weile den Beratungen über die CPrO. nebſt Einführungsgejeg gewibmet.*) “Die 
Kommiſſion beichloß zahlreiche, aber feine in die Grundlagen des Entwurfs ein- 
greifende Änderungen. Die bedeutſamſten Anderungen betrafen die Einführung einer 
Revifionsfumme (ſ. N. 1 zu $ 546) und die Geftaltung des Entmündigungsverfahrens 
(j. die Erläuterungen zum Titel des dritten Abſchnitts des fechiten Buches). Über die 
Ergebniffe der Beratung wurde jchriftlicher Bericht an den Reichstag erftattet. Bericht» 
eritatter bezüglich der Givilprozekordnung war der Abgeordnete Beder (Oldenburg).**) 

Der Bundesrat beanftandete die Beichlüffe der Reichstagskommiſſion nur in 
wenigen Punkten. Die Beanftandungen wurden dem Reichstage durch Schreiben 
des Reichskanzlers vom 3. November 1876 mitgeteilt. In der 168ſten und 169ften 
Sitzung (3. und 9. November 1876) wurden bie auf die Givilprogekorbnung, in 
der 173ſten Sitzung (13. November 1876) die auf das Ginführungsgeje bezüg- 
lichen Bejchlüffe des Bundesrats in Beratung gezogen. Nur teilweife wurde diejen 
Beihlüffen entiprochen. 

Am 17. November 1876 trat der Reichätag in die zweite Leſung der Juſtiz— 
geiehe ein. Am 18. November wurde die Givilprogekordnung, am 27. November 
1576 das Einführungsgejeß zur Givilprozefordnung unverändert nach den Kom— 
miffionsbeichlüffen angenommen. Mit Schreiben vom 12. Dezember 1876 teilte 
der Reichöfanzler dem Präfidenten des Reichstags mit, der Bundesrat habe be- 
ichloffen, gegen die Entwürfe der Givilprozeordnung ſowie des dazu gehörigen Ein- 
führungsgefeßes in der Fafſung, in welcher diefe Entwürfe aus der zweiten Beratung 
des Reichstags hervorgegangen jeien, Einwendungen nicht zu erheben. Die Ein- 
wendungen gegen die auf die anderen Gefehe bezüglichen Beichlüffe find hier nicht 
zu berühren. 

Am 21. Dezember 1876 wurbe die Givilprogeßordnung nebjt dem Einführungs— 
geſetze nach den Beichlüffen der zweiten Leſung in dritter Beratung und Schluß 
abitimmung vom Reichstage mit großer Majorität, faſt mit Ginftimmigfeit, an— 
genommen. 

Am 22. Dezember 1876 bejchloß der Bundesrat, den Entwürfen in der Geftalt, 
wie fie vom Reichätag angenommen worden waren, zuzuftimmen. 

Am 30. Januar 1877 wurde die Givilprozegorduung nebit Einführungsgeſetz 
vom Kaiſer durch Unterichrift vollzogen. 

Das am 19. Februar 1877 auögegebene Rechsgeſetzblatt Nr. 6 veröffentlichte 
die beiden Geſetze. 


*) Über die Sigungen find Protofolle geführt worden. Die offizielle Ausgabe dieier 
Protokolle (Berlin, gedrudt bei J. Sittenfeld) fam nicht in den Buchhandel. Dieje offizielle 
Ausgabe ift im Kommentare citiert. Die Protokolle erichienen mit Angabe der Seiten der offi- 
ziellen Ausgabe in Hahns Materialien zu den Reichsjuftisgejegen (Berlin 1877). 

**) Die Feitftellung des Berichts erfolgte in ber 162ften Sigung. Einige redaktionelle 


Anderungen am Entwurfe wurden noch in ber 163ſten Sigung genehmigt. 
II* 
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Die Civilprozeßordnung vom 19. Februar 1877 iſt nach $ 1 des Einführungs— 
gejeßes zur CPrO. im ganzen Umfange des Reiches gleichzeitig mit dem Gerichtö- 
verfafjungsgejeße, nämlich am 1. Oftober 1879 in Kraft getreten. 


Änderungen und Zuſätze. 


Durch Gefeh vom 30. April 1886 (RGBl. ©. 130) wurde zu $ 809 (jet 929) 
ein neuer Abjah zugefügt, der die Vollziehung von Arreftbefehlen und einjtweiligen 
Verfügungen ohne vorherige oder gleichzeitige Zuftellung an den Schuldner er— 
möglichte.*) 

Durch Geſetz vom 29. März 1897 (XGBl. ©. 159) wurde der vierte Abſatz 
des 8 749 (jebt 850), betreffend die Pfändung von Gehaltsforderungen der Privat- 
bedienfteten, abgeändert. 

Zahlreiche und tiefer greifende Anderungen und Zufäße enthält das Geſetz, 
betreffend Anderungen der Givilprozeßordnung, vom 17. Mai 1898 (RGB. ©. 256). 

Diejes Gefeß, die Novelle von 1898, hat folgende Gejchichte: 

Wegen des Zufammenhangs zwifchen dem bürgerlichen Recht und dem Ver— 
fahren in bürgerlichen Rechtsjtreitigfeiten mußte fich bei den Vorarbeiten für das 
Bürgerliche Geſetzbuch das Bedürfnis herausſtellen, die Civilprozeßordnung durch 
verſchiedene Änderungen und Zuſätze mit dem neuen bürgerlichen Recht in Ginflang 
zu bringen. Zuerſt beabfichtigte man die Anderungen nicht in einem bejonderen 
Geſetze, jondern in dem Ginführungsgeiege zum Bürgerlichen Gejeßbuch unterzu- 
bringen. Der erite Entwurf diejes Ginführungsgejehes**) enthielt in Art. XI Ande- 
rungen und Zuſätze zu 69 Paragraphen der Givilprozekordnung und in Art. XII 
eine Änderung des $ 12 des Ginführungsgejehes zur Civilprozeßordnung; die dem 
Entwurfe beigegebene Begründung entwidelte die Gründe für die einzelnen Vor— 
jchläge.***) Außerdem enthielt der erſte Entwurf eines Bürgerlichen Geſetzbuchs 
jelbft verſchiedene VBorfchriften, die dem breiten Grenzgebiete zwiichen dem bürger- 
lichen Recht und dem Prozekrecht angehörten. 

Die mit der zweiten Leſung des Entwurfs eine® Bürgerlichen Geſetzbuchs be— 
traute Kommiſſion bejchloß die meijten der diefem Grenzgebiet angehörenden Vor— 
ichriften aus dem Bürgerlichen Gejegbuch zu entfernen und in die Givilprogeßordnung 
zu verpflangen.}) Dadurch und durch verichiedene neue, in diefer Kommiſſion be— 
ichlofiene Anderungen der CPrO. wuchs die Zahl der geplanten neuen Vorſchriften 


) Die Unzuträglichkeiten, welche fi) aud dem früheren Nechtszuftand ergaben, und das 
Bedürfnis einer Änderung wurden dargelegt von L. Seuffert, Ztichr. f. d. EPr. VII ©. 354 ff. 

**) Erichienen Berlin 1888 im Verlage von J. Guttentag (D. Colin). 

***) Dieje Vorichläge wurden kritiſch beiprocdhen von 2. Seuffert, Ztichr. f. d. CPr. XVI 
©. 463 ff. Bol. auch die Anregung zu weiteren Änderungen von L. Seuffert, eod. XVII 
©. 277 fi. 

7) Die Anregung dazu gab DO. Fiſcher in jeiner Abhandlung: Recht und Rechtsſchutz, 
erich. als VI. Heft in Beklers und Fiſchers Beiträgen zur Erläuterung und Beurteilung des Ent— 
wurf3 eines Bürgerlichen Geſetzbuchs. Berlin. 1888. 
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jo beträchtlich, daß man es fir zwedmäßig erachtete, fie aus dem Einführungsgejeße 
zum Bürgerlichen Gejeßbuche Herauszunehmen und zu einem befonderen Geſetze zu 
geitalten.*) In diefem Stadium wurden von Seite verfchiedener Bundesſtaaten 
noch weitere Anderungen angeregt, welche nicht mit der Einführung bes neuen 


bürgerlichen Rechtes zufammenhingen, fondern bad Verfahren in verjchiedenen Punkten 
verbeſſern jollten. 


Die erfte Zufammenftellung ber Anderungsvorichläge, die fich hiernach er» 
gaben, ift in der Anlage II der Dentjchrift zur Begründung des Entwurfs eines 
Bürgerlichen Gefegbuchs**) enthalten.***) Andere Vorfchläge wurden in der An— 
lage der Denkfchrift zur Begründung des Entwurfs eines Geſetzes über die Zwangs- 
verfteigerung und die Zwangsverwaltungt) und in der Anlage zur Denkichrift zur 
Begründung des Entwurfs eines Handelsgeſetzbuchsff) veröffentlicht. 

Unter dem 9. Dezember 13597 wurden dem Reichstage vom Reichskanzler 
gleichzeitig mit dem Entwurf eines Gejehes, betreffend Anderungen des Gerichts- 
verfaffungsgefeßes und der Strafprogekordnung, die Entwürfe eines Gefehes, betreffend 
Änderungen der Givilprozeßordnung, und eines zugehörigen Einführungsgefeßes vor- 
gelegt. Diefen Entwürfen find Denkfchriften beigegeben, in denen die einzelnen Vor— 
Schläge kurz begründet find.ttf) 


Die erite Leſung des Entwurfs erfolgte in den Situngen des Reichstags vom 
11., 12. und 14. Januar 1898. Die drei oben erwähnten Entwürfe wurden ber 
aus einundzwanzig Mitgliedern bejtehenden jechiten Kommiffion des Reichstags über- 
wieſen.*) 


*) Vgl. Prot. der Komm. z. 2. Leſ. d. Entw. e. BGB. Ausgaben von Achilles, Gebhard 
und Spahn VI ©. 574. 

**) Drudi. des D. Reichst. Sejfion 18%, Nr. 87 ©. 297. 

***) Kritiſch beiprochen wurden dieſe Vorjchläge von 2. Seuffert, Ztichr. f. d. CPr. XXI 
©. 322 fi. 

+) Drudiachen des D. Reicht. Seſſion 189%; Nr. 607 ©. 75. 

+7) Drudjachen des D. Reichst. Seſſion 18%%/9, Nr. 632 ©. 310. 

+rr) Die Vorlage nebit der Denkichrift trägt in dem Alten des Deuticdyen Reichstags 
Seſſion 1897/95 die Nr.61; fie ift int Kommentar als Entwurf der Novelle und als Begründung 
der Novelle v. 1898 citiert. Vorlage und Begründung find abgedrudt in den von Mugdan 
herausgegebenen Materialien zur CPrO., Berlin, v. Deder, 1898, und in den Materialien zur 
CPrO., Berlin, C. Heymanns Verlag, 1898. — Beſprechungen dieſes Entwurfs ſ. Jaftrow 
DIE. IT ©. 28 f., 45 f., Heinig eod. S.53 f., Wach eod. 5.65 ff., Stein Ztichr. f. d. CPr. 
XXIV ©. 209 ff. 

*) Mitglieder der Kommiſſion waren: Borjigender: v. Buchla, Oberlandesgerichtsrat 
(Roftod); ftellvertretender Borfigender: Dr. v. Cuny, Geheimer Juftizrat und Profeſſor (Berlin); 
Berichterftatter: Trimborn, Rechtsanwalt (Köln); ferner: Broefmann, Amtsgerichtsrat (Neuer- 
burg); Gamp, Rittergutsbeſitzer (Berlin); von der Groeben-Arenftein, Rittergutsbefiger (Aren- 
ftein); Günther, Landgerichtspräfident (Naumburg); Hofmann, Amtsrichter (Rennerod); Jakobs- 
fötter, Schneidermeifter (Erfurt); Islraut, Paſtor (Gohfeld); Kauffmann, Rechtsanwalt (Berlin); 
Leifing, Gutsbefiger (Mejenberg bei Granfee); Dr. Lütgenau, Journalift (Dortmund); Marbe, 
Rechtsanwalt (Freiburg); Rembold, Rechtsanwalt (Ravensburg); Dr. Rintelen, Kammergerichts- 
rat (Berlin); v. Saliſch, Rittergutöbefiger (Poftel); Dr. Spahn, Kammergerichtsrat (Berlin); 
Stadthagen, Schriftfteller (Berlin); Traeger, Rechtsanwalt (Berlin); Wellftein, Amtsgerichtsrat 
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Die Entwürfe ſind von der Kommiſſion in zwei Leſungen durchberaten worden. 
Die Kommiſſion hielt in der Zeit vom 18. Januar bis Anfang April 24 Sitzungen 
ab.*) Sie nahm die große Mehrzahl der Vorſchläge an und beſchloß aus eigener 
Initiative noch einige weitere Änderungen. Wbgelehnt hat die Kommilfion den im 
Gntwurfe für dad Verfahren vor den Landgerichten vorgeichlagenen Vortermin.**) 
Über die Ergebniffe der Beratung hat die Kommilfion dem Reichstage einen den 
Gang der Beratungen genau wiedergebenden Bericht erftattet, deffen Verfaſſer der 
Abgeordnete Trimborn ift.***) 

Die zweite Lefung des Entwurf3 fand in den Situngen des Keichdtags vom 
2. und 3. Mai, die dritte in der Sitzung vom 5. Mai 1895 ftatt. Der Reichstag 
trat den Beichlüffen feiner Kommiffion bei; nur die von der Kommilfion in ber 
zweiten Lefung angenommene Erhöhung der Reviſionsſumme von 1500 Mark auf 
3000 Mark wurde im Plenum abgelehnt.t) 

Die Novelle wurde gleichzeitig mit den Geſetzen, durch welche dad Gerichtö- 
verfaſſungsgeſetz und die Strafprozekordnung abgeändert wurden, am 17. Mai 
1898 vom Kaiſer ausgefertigt und in dem am 27. Mai 1898 ausgegebenen 
Reichsgeſetzblatt Nr. 21 ©. 256 verkündet. Die Novelle hat 14 Paragraphen der 
CPrO. v. 1877 geftrihen, 204 Paragraphen abgeändert und 190 Paragraphen 
hinzugefügt. 

An denjelben Tagen erfolgte der Vollzug und die Veröffentlichung des Ein- 
führungsgejeßes zur Novelle. 

In dem Entwurfe der Novelle Art. II war vorgeichlagen, den Reichskanzler 
zu ermächtigen, den Text der CPrO. unter Berüdfichtigung der früheren und der 
durch die Novelle erfolgten Anderungen unter fortlaufender Nummernfolge der Para 
graphen zu veröffentlichen. Die Kommilfion ſchlug vor, diefe Ermächtigung auch 
auf andere abgeänderte Geſetze auszudehnen und fie durch ein beſonderes Geſetz aus— 
äufprechen.tt) Der Neichstag trat diefem Vorſchlage bei.ttt) Dies Geſetz wurde 
ebenfall3 am 17. Mai 1898 vollzogen und am 27. Mai 1598 im RGB. Nr. 21 
©. 342 veröffentlicht. 

Unter dem 20. Mai 1898 wurde der neue Tert im RGEBl. Nr. 25 ©. 410 ff. 
befannt gemadt. 





(Ehrenbreitftein) und Dr. v. Wolszlegier, Pfarrer (Gilgenburg). — Als Kommiſſare des Bundes- 
rat3 und der verbündeten Regierungen nahmen an den Beratungen teil: der Staatsjefretär des 
Neichsjuftizamts Dr. Nieberding, der Kgl. bayer. Minifterialrat v. Schnell, der Kgl. ſächſ. Mini— 
fterialdireftor Dr. Fiicher, der Kgl. württ. Minifterialdireftor v. Schider, der Großh. bad. 
Geiandte Dr. v. Jagemann, der Großh. mecklenb. Minifterialrat Dr. Yangfeld, die Geheimräte 
Frhr. v. Sedendorff, Dr. Strudfmann, Grzywacz, Dr. Hermes und Vierhaus. 

*) Die Protokolle über diefe Sigungen find nicht veröffentlicht worden. 

*9) Bol. dazu N. 2 litt. a zu $ 261. 

**) Drudjachen der Reichstagsſeſſion 18% /os Nr. 240. Diefer Bericht ift im Kommentar 
als KB. (Kommiſſionsbericht) zur Novelle cıtiert, Er ift abgedrudt in den in N. sfr S. XXIII 
angeführten Materialien zur CPrO. 

7) Vgl. hierzu die N. 1 zu $ 546, 

77) Komm.Ber. z. Nov. v. 1898 ©. 225 ff. 

rrr) Stenogr.Ber. ©. 2146, 2202. 
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Am 6. Mat 1904 wurde dem Reichätag der Entwurf eines Gejehes, be— 
treffend Änderungen der Givilprozekordnung, vorgelegt.*) Dem Entwurf ift eine 
Begründung der vorgefchlagenen Abänderungen beigegeben.**) Der Entwurf bezwedte 
die Entlaftung des Reichsgerichts. Er betrifft Lediglich die Rechtsmittel der Reviſion 
und der Beichwerde. Die erjte Leſung des Entwurfs erfolgte in der Sitzung des 
Reichdtags vom 14. Mai 1904 in Verbindung mit der erften Beratung des von 
dem Abgeordneten Himburg und Gen. eingebrachten Gejegentwurfs, betreffend Ander 
rungen des Gerichtöverfafjungsgefeßes.***) Die beiden Entwürfe wurden an eine ſtom— 
miffion von einundzwanzig Mitgliedern (XII. Kommiffion) zur Vorberatung über: 
wiejen.t) Die Entwürfe wurden von der Kommijfion in zwei Leſungen durch— 
beraten. Die Kommiffion hielt dreizehn Sigungen ab. Die meiften der vorgeichlagenen 
Anderungen wurden angenommen. Anftatt der im Entwurfe vorgefchlagenen Er- 
böhung der Reviſionsſumme auf 3000 Mark beichloß die Kommiffion die Erhöhung 
auf 2500 Mark. Die Kommiffion beichloß, dem Neichstag einige in dem Entwurfe 
nicht enthaltene Anderungen vorzufchlagen; jo insbejondere die Vorfchrift, daß die 
Revifion innerhalb einer beftimmten Frift fchriftlich begründet werben müſſe. Über 
die Beratung hat die Kommiffion dem Neichätag einen Bericht erftattet, den der 
Abgeordnete Trimborn verfaßt hat.t}f) Die zweite Lefung fand in den Sitzungen 
des Reichdtags vom 18., 19., 20. und 23. Mai 1905, die dritte Leſung in ber 
Sitzung vom 24. Mai 1905 ftatt. In der zweiten Leſung wurden zivei Anderungen 
an den Kommiffionsbejchlüffen zu $ 554 vollzogen.tr}) Im Übrigen ift der Reichs— 
tag den Beichlüffen der Kommiſſion beigetreten. 

Das Gejek wurde am 5. Juni 1905 vom Kaiſer ausgefertigt und in dem 
am 9. Juni 1905 ausgegebenen Reichsgeſetzblatt Nr. 24 ©. 536 verkündet. Nach 
Art. III trat das Geje mit dem Tage der Verkündigung in Kraft. In Anjehung 


) Drudjachen des Reichstags I. Seſſion 199/04 Nr. 415. 

*) Der Entwurf wurde fritiich beſprochen von L. Seuffert Btichr. f. d. CPr. XXXIII 
©. 435 ff. 

** Drudjaden des Reichstags 1. Seffion 199%, Nr. 429. 

7) Mitglieder der Kommiljion waren die Reichstagsabgeorbneten: Himburg (Vorfigender), 
Trimborn (Berichterjtatter), Dr. Bachem, Dr. Bärwinkel, Dr. Brunftermann, Dietrich, Fries, 
Frohme, Hagemann, Kalfhof, Kirſch, Mahlke, Metzger, Dr. Müller (Meiningen), Pohl, Dr. Porzig, 
Dr. Rintelen, Schmidt (Warburg), Dr. Spahn, Stadthagen, Stüdfen. Al Kommifjäre bes 
Bundesrat3 nahmen an den Beratungen teil: der Staatsjefretär des Reichsjuſtizamts Dr. Nieber- 
ding, der Sal. bay. Minifterialrat v. Schneider, der Kgl. württ. Staatsrat v. Schider, der Großh. 
bad. Minifterialdireftor v. Bodmann, die Geheimen Oberregierungsräte Grzywacz und Delbrüd 
und der Wirkt. Geh. Oberfinanzrat Rathjen. 

Tr) Drudjacdhen des Reichstags I. Seſſion 19% 45 Nr. 782, 

+rr) Auf Antrag des Abgeordneten Dr. Spahn wurden in $ 554 Abi. 2 Sap 2, der nadı 
ben Beichlüfien der Kommiſſion lautete: „Die Friſt für die Revifionsbegründung beträgt einen 
Monat; fie ift eine Notfrift und beginnt mit dem Ablaufe der Revifionsfrift” die Worte 
„lie ift eine Notfrift und“ geftrichen und die Worte „und fann durd Vereinbarung 
der Parteien nicht verlängert werden” Hinzugefügt. Ferner wurden auf Antrag bes 
Abgeordneten Burlage im Abi. 6 des 8 554 die nad) den Kommiſſionsbeſchlüſſen hinter dem 
Worte „iſt“ ftehenden Worte „eine Erweiterung der Anträge oder“ geftrichen. 
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der Rechtsmittel gegen die vor dieſem Zeitpunkte bereits verkündeten oder von Amts— 
wegen zugeſtellten Entſcheidungen der Oberlandesgerichte finden jedoch die bisherigen 
Vorſchriften Anwendung.“) 


II. 
Die Benußbarkeit der Vorarbeiten für die Auslegung.**) 


Das in den Vorarbeiten enthaltene Material hat feine die Frei- 
heit der Interpretation bindende Autorität. 

Zur Begründung des Sabes genügt es, darauf zu verweilen, daß die bei 
der Ausarbeitung eines Gefegentwurfs, gleichviel ob von allen oder von einzelnen 
Faktoren der Gefehgebung, geäußerten Anfichten über den Sinn einer Borjchrift 
nicht zu der für die Nechtsnom erforderlichen formalen Vollziefung und Publikation 
gelangt find. 

Gleihwohl haben die Vorarbeiten des Geſetzes eine weit größere Bedeutung, 
als nur die einer Quelle von Denkftoff für den Ausleger. 

Das vom Staate zum Geſetz erhobene, die Rechtsnormen bergende und zum 
Ausdrud dringende Wort ift das Ergebnis individueller Geiftesarbeit. Die Fak— 
toren ber ftaatlichen Gejeßgebungsgewalt, deren Träger doch auch wieder Individuen 
find, haben jene Geiftesarbeit adoptiert. Was im Laufe der Vorarbeiten von den 
einzelnen dabei beteiligten Perfonen über den Sinn beftimmter Worte und Rede— 
wendungen geäußert worden ift, ift nicht Außerung des Staatswillens; denn durch 








*, Litteratur zu der Novelle von 1905: Sceele ZW. 1905 Nr. 12 ©. 353 ff., 
Kaijer eod. Nr. 13 ©. 378 ff, Mayer eod. Nr. 14 ©. 417 ff, 9. Meyer im „Recht“ IX (1905) 
Nr. 3 S. 358 ff, Jeß eod, Nr. 17 ©. 453 ff, Erpthropel DI3. X (1905) Nr. 14 ©. 683 f,, 
Neumiller Ztichr. f. Rpfl. in Bay. I (1905) Nr. 14 ©. 309 ff., E. Müller DZ. X (1905) ©. 719, 
Langheinefen BL. f. RA. LXX Nr. 25 ©. 705 ff., 2. Seuffert Ztichr, f. d. EPr. XXXV ©. 6 ff, 
Seh im „Recht“ XI S.3 ff. 

**) Vitteratur: Wächter De lege Saxonica d. VIII m. Febr. a. 1834 lata Comm. (1835) 
©. 46 bi857; derjelbe Abhandlungen aus dem Strafrecht (1835) 1&.242 bis 249; derjelbe Württemb. 
Privatrecht (1842) IT S.148 ff.; Schletter De subsidiis interpretationis ex iis quae in comitiis 
acta sunt petendis (1839); Mittermaier Die Strafgefeggebung in ihrer Kortbildung Beitr. I 
(1841) c. 23 S. 217 ff.; Krug Jahrb. für ſächſ. Strafrecht (1840) I ©. 249 ff.; derjelbe Grund- 
läge der Gejegauslegung in ihrer Anwendung auf die neueren Deutjchen Strafgejegbücher (1848); 
Schaffrath Theorie der Auslegung Lonftitutioneller Gejege (1842); R.v. Mohl Arch. d. riminal- 
rechts (1843) St.2 u. 3, auch ohne wejentliche Änderungen in defien Wert „Staatsrecht, Völkerrecht 
und Bolitif” (1860) ©. 96 ff.; Goldihmidt Handb, d. Handelsrechts 1. Aufl. 1864 I ©. 222, 223, 
2. Aufl. 1874 I ©. 312 ff.; derjelbe in der Btichr. f. d. gei. HR. X (1866) ©. 40 ff.; Schlefinger 
Gött. Gel.Anz. 1864 St. 50 S. 108 ff.; Hahn Kommentar zum D. HGB. Einleitung 2. Aufl, 
©. XLVII ff.; derjelbe in DL. f. Nechtäpfl. in Thür. XII ©. 175 ff.; Bierling Ztichr. f. Kirchen- 
recht (Dove und Friedberg) X (1871) ©. 141 ff.; Endemann Der Deutſche Eivilprozek (1878) 
1 ©. 26f.; 6.5.9. Meyer in (Grudots) Beitr. z. Erl. d. R. XXIII (1879) ©. 1ff.; Gaupp 
Komm. 1. Aufl. (1879) Bd. 1 Einf. S. XXXIV, 2. Aufl. (1890) Bd. I Eint. S. XXIX; Schulge 
Ztſchr. f. d. CPr. II (1880) ©. 74 ff.; Deutſchmann Beitr. 3. E. d. DR. XXIV (1880) ©. 817 ff.; 
Behrend Lehrb. d. Handelärechts (1880) I S.74ff.; Peterjen in (Haufers) Ziſchr. f. R.u. ER. IV 
(1880) ©. 74 ff.; Strudmann-Koh Komm. (8. Aufl.) S. XXXIff.; Kohler Ztichr. f. Pr. u. ö. R. 
XII S.1ff.; Wach Handb. IS. 254 ff.; Pland Lehrb. J S. 15. 
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die Publikation des Produktes jener Arbeit ala Geſetz ift diefe von der Individualität 
der Produzenten [osgelöft, und diefe waren nicht berechtigt, den Willen der Gejeh- 
gebungsfaktoren zu äußern. Gleichwohl ift, wo nicht befondere Gründe entgegen- 
jtehen, anzunehmen, daß der den Geſetzgebungsfaktoren bekannte Sinn, in welchem 
Worte und Redewendungen von den bei den Vorarbeiten beteiligten Perfonen ver= 
ftanden worden find, von ihnen gebilligt worden ift. Zwar find in den Vorarbeiten 
auch mißverftändliche Anfichten über den Einn und die Tragweite von in das Geſetz 
übergegangenen Worten und Redewendungen geäußert worden; aber das ändert 
nichts an der Thatjache, daß in weitaus den meiften Fällen derartige Auberungen 
zutreffend find. 

Ferner bilden die Vorarbeiten jehr wichtige Hülfsmittel zu der für jede 
Geſetzesauslegung notwendigen Hiftorischen Betrachtung. Ohne Kenntnis des früheren 
Rechtszuſtandes iſt das richtige Verständnis des Geſetzes oft nicht möglich. Nicht 
bloß enthalten die Vorarbeiten an vielen Stellen Vergleichungen mit dem früheren 
gemeinen und dem partifulären Prozekrechte, fondern man fann auch daraus die 
fubjeftiven Anſchauungen der Verfaffer über früheres Recht entnehmen, woraus ſich 
dann wieder Schlüffe auf die bei der Aufnahme und Formulierung der einzelnen 
Geſetzesſätze obwaltenden Abfichten gewinnen laffen. Fruchtbar für die biftorijche 
Auslegung erweift fich aber auch die Vergleichung der verfchiedenen Entwürfe mit 
einander. Nicht jelten wird aus den mit einem Gejeßesparagraphen vorgenommenen 
Veränderungen erfichtlich, welcher Gedanke darin zum Ausdrud gebracht werben 
wollte. Wenn man zur Interpretation des juftinianifchen Geſetzbuchs die vor— 
juftinianifchen Texte von YJuriftenjchriften und Konjtitutionen benutt und aus deren 
Veränderungen durch die Kompilatoren Schlüffe auf deren Tendenzen zieht, warum 
follte die entfprechende Operation bei modernen Gejehen weniger berechtigt jein? 

Endlich würde den Vorarbeiten, auch wenn man fie nur als Privatarbeiten 
betrachtete, eine nicht zu unterfchägende wiffenjchaftliche Autorität zulommen. Nicht 
die ſchwächſten der deutichen Juriſten find berufen geweien, jei es als Kommiſſare 
der Regierungen, fei es ala Mitglider der Vorkommiffionen oder der Reichstags— 
fommiffion, bei der Gefehgebungsarbeit mitzuwirken. Deren in den Vorarbeiten 
enthaltene Anfichten über die Bedeutung eines in das Gefeh aufgenommenen Sabes 
dürfen jchon wegen der wiffenschaftlichen Autorität ihrer Urheber nicht überjehen 
werden. 


II. 
Das Verhältnis der Eivilprozekordnung zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze. 


Die Civilprozeßordnung ift ein Teil des großen deutichen, das gelamte Gebiet 
des Prozeßrechts umfaffenden Geſetzgebungswerks. Neben der Givilprozekordnung 
ftehen innerhalb diejes Wertes als jelbitändige Gelee das Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
vom 27. Januar 1877 (RGBL. ©. 41 bis 80), die Strafprogeßordnung vom 1. Fe— 
bruar 1877 (RGBL. ©. 253 bis 848) und die Konkursordnung vom 10. Februar 
1877 (RGBI. ©. 351 bis 394). 
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Das Gerichtöverfafiungsgeieh bejtimmt die jtaatlichen Organe zur Handhabung 
der Rechtspflege in dem durch die Prozeßordnungen geregelten Verfahren. Es regelt 
die Organijation der Givilgerichte und deren fachliche Zuftändigkeit. Zur Aus 
übung der ordentlichen ftreitigen Givilgerichtäbarfeit erfter Inftanz beftehen Yand- 
gerichte und Amtsgerichte mit örtlich abgegrenzten Gerichtsbezirken. Die Verfaflung 
der Landgerichte iſt eine follegialifche, während die Amtsrichter als Eingzelrichter 
verhandeln und enticheiden. Den Amtsgerichten find alle Rechtzjtreitigfeiten über 
dermögensrechtliche Anfprüche, deren Gegenjtand an Geld oder Geldeswert die Summe 
von dreihundert Mark nicht überjteigt, ſowie eine Anzahl einfacher oder jchleunige 
Erledigung erheifchender oder regelmäßig auf Grund genauer örtlicher Kenntnis zu 
enticheidender Nechtäftreitigkeiten überwiejen ($ 23 des GBG.). Für alle nicht den 
Amtögerichten zugeteilten Rechtäftreitigfeiten find die Zandgerichte zuftändig ($ 70 
Abi. 1 des GBG.). Diefen Gerichten fommt ferner die ausjchliegliche Zuftändigfeit für 
Prozeffe von bejonderem publiziftiichem Intereſſe zu (8 70 Abſ. 2, 3 des GVBG.). Bei 
den Zandgerichten können für deren Bezirke oder für örtlich abgegrenzte Teile derjelben 
Kammern für Handelsfachen errichtet werden, joweit die Yandesjuftizverwaltung ein 
Bedürfnis für vorhanden annimmt. Diefe Kammern, die in der Bejehung mit 
einem Mitgliede des Landgerichts als Vorſitzendem und zwei auf gutachtlichen Vor— 
jchlag des zur Vertretung des Handelsſtandes berufenen Organs ernannten Handels— 
richtern enticheiden, find nicht befondere Gerichte, ſondern Beftandteile der Land» 
gerichte. Die ſachliche Zuftändigkeit der Kammern für Handelsfachen bemißt fich 
daher nach der jachlichen Zuftändigfeit der KLandgerichte. Innerhalb dieſer Zu— 
ftändigfeit find den Kammern für Handelsjachen, joweit jie beftehen, zugewiejen die 
Rechtäftreitigfeiten, in denen durch die Klage ein Anfpruch gegen einen Kaufmann 
aus beiderjeitigen Handelsgeſchäften oder aus einem Wechfel im Sinne der Wechjel- 
ordnung oder aus gewiffen jpezifiich kaufmännischen Rechtsverhältniffen geltend 
gemacht wird ($ 101 des GBG.). Die Amts- und Landgerichte, dieje einschließlich 
der Kammern für Handelsjachen, find ordentliche Gerichte. Als Gerichte zweiter 
Inſtanz find den Amtsgerichten die Landgerichte, den Landgerichten, einschließlich 
der Kammern für Handelsfachen, die Oberlandesgerichte übergeordnet ($ 123 des 
GVG.). Bei den Oberlandeögerichten find bejondere Kammern für Handelsſachen 
nicht vorgejehen. Die Gerichtäbarfeit dritter Inſtanz wird, vorbehaltlich der nach 
$ 8 des Einführungsgefeßes zum Gerichtsverfaſſungsgeſehe möglichen Modifikation 
durch Errichtung eines oberjten Landesgerichts, von einem für das Reich 
gemeinjamen Gerichtähofe, dem Reichsgerichte, ausgeübt ($S 135 des GVG.). 

Das Gerichtäverfaffungsgeieh enthält die Vorſchriften über die Befähigung 
zum Nichteramt (SS 1 bis 11), über die Gliederung und die Bejehung der Gerichte 
(s5 22, 24, 58 bi8 69, 77, 78, 100, 109 bis 117, 119, 120 bis 122, 124, 132 
bis 134, 137, 138 bis 141 des GBG.), über die Nebenorgane der Gerichte: Staat3- 
anwaltichaft ($$ 142 bis 153 des GBG.), Gerichtsjchreiberei ($ 154 des GBG.), 
Zuftellungs= und Bollftrefungsbeamte (SS 155, 156 des GBG.). 

Auch regelt das Gerichtäverfaffungsgeieß diejenigen Materien des Verfahrens, 
welche eine gleichheitliche Regelung durch die drei Prozekordnungen hindurch ver— 
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tragen, und giebt demgemäß die Vorſchriften über die von den deutſchen Gerichten 
ſich gegenſeitig zu leiſtende Rechtshülfe (SS 157 bis 169 des GBG.), über die 
Öffentlichkeit des Verfahrens und die Sitzungspolizei (88 170 bis 185 des GBG.), 
über die Gerichtäjprache (SS 186 bis 193 des GBG.), über die Beratung und Ab— 
ftimmung ($$ 194 bis 200 des GBG.) und über die Gerichtäferien (SS 201 bis 204 
des GVG.). 

Der Umſtand, daß die Civilprozeßordnung und das Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
als integrierende Teile eines als Einheit gedachten Geſetzgebungswerks erlaffen find, 
berechtigt, bei der Geſetzesauslegung Schlüffe von einem Geſetz auf den Sinn des 
andern zu ziehen. 


IV. 
Litteratur zur Civilprozekordnung. 


A. Kommentare. 

L. Frhr. v. Bülow. Die Givilprozefordnung und ihre Nebengejeße. 2. Aufl. 
Hannover 1882. 

W. Endemann. Der deutiche Civilprozeß. Erläuterungen des Gerichtaverfaffungs- 
gejeßes und der Givilprogekordnung des Deutjchen Reichs ſamt Einführungs- 
geſetzen. 3 Bände. Berlin. 1878, 1879. 

A. Förfter. Die Civilprozeßordnung für das Deutjche Reich nebft Einführungägefeh. 
2 Bände. Grüneberg in Schl. 1884 bis 1888, 2. Aufl. bearbeitet von 
A. Förfter und N. Engelmann. Berlin. Erjter Band. Erſter Zeil (SS 1 
bis 252). 1902. Zweiter Teil (88 253 bis 330). 1904. 

2. Gaupp. Die Givilprozekordnung für das Deutiche Reich. 4. Aufl. Auf der 
Grundlage des am 1. Januar 1901 in Kraft getretenen Rechtes neu bearbeitet 
von Fr. Stein. 2 Bände. Freiburg i. Br. 1901, 1902. Die als 5. Auf— 
lage bezeichnete Ausgabe in 2 Bänden ift identisch mit der in Lieferungen 
erfchienenen 4. Auflage. Im Jahre 1903 wurde mit der Ausgabe einer Auf- 
lage begonnen, die als jechjte und fiebente neu bearbeitete bezeichnet wurde. 
In dieſer Auflage find nur die SS 1 bis 91 neu bearbeitet. Die übrigen 
Paragraphen find unverändert nach der vierten Auflage abgedrudt, weil der 
Herausgeber Fr. Stein durch Krankheit verhindert wurde, die Umarbeitung 
fortzufeßen. Im Jahre 1906 erſchien der erfte Band einer neuen Auflage, 
die ala achte und neunte Auflage bezeichnet ift. 

F. Hellmann. Die Civilprozekordnung für das Deutfche Reich nebit Einführungs- 
geſetz. 3 Bände. Erlangen. 1878, 1879,*) 

D. Kleiner. Kommentar zur Civilprogeßordnung für das Deutjche Reih. 3 Bände. 

Würzburg. 1878 bis 1882. 
E. Neufamp. Handlommentar zur Givilprozeßorbnung. Göttingen. 1899, 1900. 


*) Die 1881 audgegebene jog. „Neue Ausgabe” ift die alte mit neuem Titelblatt, 
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J. Peterſen. Die Civilprozeßordnung für das Deutſche Reich nebſt Einführungsgeſetz. 
2 Bände. 4. Aufl. Unter Mitwirkung von E. Anger. Lahr. 1899 bis 1901. 
5. Aufl. Bearbeitet von E. Remels und E. Anger. Lahr. 1904 bis 1906. 

E. T. Puchelt. Die Givilprogekordnung für das Deutiche Reid. 2 Bände. Leipzig 
1877, 1878. 

D. Reinde. Die deutiche Givilprozekordnung für die Praris erläutert. Berlin. 
1885. 5. Aufl. Berlin. 1904. 

dv. Sarwey. Die Givilprozekordnung für das Deutjche Reih. 2 Bände. Xeipzig. 
1879, 1880, 

GE. Siebenhaar. Kommentar zur Givilprozekordnung. Leipzig. 1877. 

R. Skonietzki und M. Gelpde. Zivilprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungs— 
gejeh für das Deutſche Reich nebjt den Einführungsgeſetzen und den preußifchen 
Ausführungsgefegen erläutert auf Grund der Rechtſprechung. Bisher er- 
ichienen 2 Lieferungen (S$ 1 bis 127). Berlin. 1905. 

%. Strudmann und R. Koch. Die Givilprozehordnung für das Deutiche Reich 
nebft den auf den Givilprozeß bezüglichen Beitimmungen des Gerichtäverfai- 
fungägeleßes und den Ginführungsgeiegen. 8. Aufl. Unter Mitwirkung von 
K. Raſch, P. Koll und G. Strudmann. Berlin. 1901. 

6. F. Chr. Übel. Kommentar der Givilprozekordnung. 2 Bände. Bamberg. 1878. 

6. dv. Wilmowsky und M. Levy. Givilprozefordnung und Gerichtsverfaflungs- 
geieß. 7. Aufl. Berlin. 1895. 


B. Syſtematiſche Bearbeitungen. 
L. v. Bar. Das deutſche Givilprozeßrecht, mit Rüdficht auf die Juſtizgeſetze des 
Deutichen Reichs in den Grundzügen ſyſtematiſch dargeftellt. Supplement 
zur 5. Auflage der dv. Holtendorffichen Encyklopädie der Rechtäwiffenichaft. 
Leipzig. 1890. 
K. Birkmeyer. Grundriß und Materialien zur Vorleſung über den ordentlichen 
Givilprozeß. Einleitung und allgemeiner Teil. NRoftod u. Berlin. 1856. 
R. Bolgiano. Handbuch des Reichs-Civil-Prozeßrechts. Allgemeiner Teil. Stutt— 
gart. 1879. 
Fr. Bunfen. Lehrbuch des deutjchen Givilprozekrechts. Berlin. 1900. 
Engelmann. Der Givilprozeß. Geichichte und Syitem. 3 Abteilungen. Breslau. 
1559 bis 1901. 
9. Fitting. Der NReichscivilprozeß. 11. Aufl. Berlin. 1903. 
E. Heilfron und G. Pid. Lehrbuch des Givilprogekrechts. Erſter Band. Ger 
richtöverfaffungsgefeh. Civilprozeßordnung. Buch I und II. Berlin. 1904, 

. Hellmann. Lehrbuch des deutichen Civilprozeßrechts für den afademijchen und 
praftiichen Gebrauch. München. 1885. 

. Hellwig. Lehrbuch des deutjchen Civilprozeßrechts. 1. Band. Leipzig. 1903, 
2. Band. 1907. 

. Kleinfeller. Lehrbuch des deutjchen Zivilprozekrechts. Berlin. 1905. 

. Kohler. Givilprozeß und Konkursrecht in der 6., von Kohler herausgegebenen 
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Auflage der v. Holtendorffichen Encyflopädie der Rechtöwiffenichaft. 2. Band. 
Leipzig und Berlin. 1903. 

Meves. Die Civilprozekordnung und die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen nach jet geltendem preußifchen Recht. Breslau. 1881. 

3.3. Pland. Lehrbuch des Deutjchen Civilprozeßrechts. 1. Band. Allgemeiner 
Zeil. 1857. 2. Band. Befonderer Zeil. Nebſt Regifter über das ganze Wert. 
München. 1891 bis 1896. 

DB. Rintelen. Der Civilprozeß. Syftematifch bearbeitet für die ordentlichen Gerichte 
des preußilchen Staates und für das Neichögericht auf Grund der Reichs— 
gejehgebung und der preußifchen Landesgeſetzgebung, ſowie der Borfchriften 
der preußiichen Yuftizverwaltung. Berlin. 1891. 

P. 9. 3. Schelling. Lehrbuch des deutfchen Eivilprozeffed. Erlangen. 1880. 

R. Schmidt. Lehrbuch des deutſchen Civilprozeßrechts. 2. Aufl. Leipzig. 1906. 

Fr. Stein. Das Civilprozeßrecht. In Birkmeyers Encyklopädie der Rechtswifjen- 
ichaft. Berlin. 1900. 

A. Wach. Handbuch des deutjchen Givilprozeßrechts. 1. Band. Xeipzig. 1885. 

J. Weismann. Lehrbuch des deutjchen Civilprozeßrechts. 2 Bände. Stuttgart. 
1903, 1905. 

%. Kohler. Der Prozek als Nechtöverhältnis. Prolegomena zu einem Syſtem 
bes Givilprozefies. Mannheim. 1888. 

AU. Wach. Borträge über die Reichäcivilprozekordnung. 2. Aufl. Bonn. 1896. 


Civilprozeßordnung. 
Vom 30. Januar 1877 


in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 
und des Gefeges vom 5. Juni 1905.*) 


Mir Wilhelm, von Gotte® Gnaden Deutfcher Kaifer, König von 
Preußen x. 
verordnen im Namen des Deutjchen Reichs, nach erfolgter Zuftimmung des 
PBundesraths und des Reichstags, was folgt: 


Erites Bud). 
Allgemeine Beftimmungen. 


Erſter Abſchnitt. 
Gerichte. 
Erſter Titel. 


Sachliche Zuſtändigleit der Gerichte. 

Litteratur: Renaud 3.2. v. d. gerichtlichen Zuſtändiglkeit Ztſchr. f. d. CPr. V S.1ff., 
W. Höpfner 3.8, d. d. Zuftändigfeit eod. XXXIV ©. 465 ff., Wach Handb. 18 28, Pland Lehrb. 186. 

1. Sachliche Zuftändigfeit ift die Befugnis einer Art von Gerichten, die Gerichts» 
barkeit in gewiffen Arten von Sachen und in gewiffen Abfchnitten des Verfahrens aus» 
zuüben. Nach den Vorſchriften über die jachliche Zuständigkeit ift zu beurteilen, ob eine 
Sade vor die ordbentlihen Gerichte (GVG. 8 12) oder vor ein befonderes Gericht (GBG. 
8 14), ob fie in ber eriten Inſtanz vor ein Amts» oder ein Landgericht gehört, welche 
Gerichte zur Entiheidung über ein Rechtsmittel und melde zur Mitwirkung bei der 
Zwangsvollftredung berufen find. Die Befugnis eines von mehreren Gerichten berjelben 
Art zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in einer einzelnen Sache bezeichnet man als die 
örtliche [Renaud a.a.D. als jubjektive, perfönliche] Zuftändigfeit. Der Ausdrud ört« 
liche Zuftändigfeit fommt in der CPrO. nur in 8549 Abf.2 vor. Sonſt wird die Örtliche 
Zuftändigfeit ala Gerichtsftand bezeichnet (vgl.$H 12 Ff.). Der Ausdrud örtliche Zuftändigfeit 
fommt nod in GBG. 8 144 Abf.1 und $ 159 Abi. 2 vor; in GBG. 8159 bezeichnet er bie 
Befugnis des Gerichtd zur Vornahme von Amtshandlungen in einem gewiſſen Bezirke, 


*) Den Paragrapbenziffern ber neuen Nummernfolge find die Baragraphenziffern bes Geſetzes von 1877 in 
Klammern beigefügt. Die geänderten und bie neuen Paragraphen find mit einem Stern * bezeichnet. 


2. Seuffert, Kivilprogehorbnung I. 10. Aufl. 1 


2 Erftes Buch. Erfter Mbichnitt. 81. 


„Zuftändig" und „Zuftändigfeit” find neutrale Ausdrüde, die ſowohl fachliche wie 
örtliche Zuftändigfeit bezeichnen (3. B. Überfchrift des 3. Titels im 1. Buch 1. Abfchnitt). 
Der Ausdruf „Unguftändigkeit“ verneint die fachliche oder die örtliche Zuftändigfeit. 

2. Steine Vorſchriften über „Zuftändigfeit* i. ©. der CPrO. enthalten die Vorichriften 
be3 GBG. 88 101 bis 108 über die Zugehörigkeit vor die Kammern für Hanbelsfachen und 
bie nach GBG. $$ 62, 67, 121, 133 getroffenen Anordnungen über die Geichäftäverteilung; 
daher begründet deren Nichteinhaltung feine Unzuftändigfeit im Sinne der $ 274 Abſ. 2 
Nr. 1, 8 547 Ne. 1 [RG. 17. Yan. 1889 EN. XLIV Nr. 210, 16. Sept. 1891 Beitr. 3. €. 
d. DR. XXXVII S. 765, 18, Oft. 1899 Entih. NLV Nr. 87 S. 344, 1.Nov. 1900 XLVII 
Nr. 94 S. 380 ff., 16. Jan. 1901 XLVII Nr. 10 S. 27 ff., 19. San. 1906 IW. ©. 143 
Nr. 18). Wohl aber fann ſich daraus, dab gemäk GVG. $ 100 eine Hammer für Handels— 
fachen am Sitz eines Amtägerichts für örtlich abgegrenzte Teile des Landgerichtsbezirks 
errichtet wurde, die örtliche Unzuftändigfeit einer anderen bei demfelben Landgericht er- 
richteten Kammer für Handelsfahen ergeben [RG. 9. März 1889 Entſch. XXIII Nr. 90 
S. 371 ff.J. 


8. 1. (1.) 

Die ſachliche Zuſtändigkeit der Gerichte wird durch das Geſetz über die 

Gerichtsverfaſſung beſtimmt. 
€. 1,01, I 81, M.48, KB. a. 

1. Vorichriften über die ſachliche Zuftändigfeit in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
enthalten: 

a) das GBG. v. 27. Yan. 1877 88 23, 70, 123, 125 und das EG. zu dieſem 
Geſetze $ 8; 

b) die CPrO. in $ 104 für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren, in $ 188 für die Er- 
teilung der Erlaubnis zu einer Zuftellung zur Nachtzeit oder an einem Sonntag oder 
Feiertage, in 8 486 für das Verfahren zur Sicherung bes Beweiſes, in $ 510 für ben 
freiwilligen Sühneverſuch, in $ 584 für Nichtigfeits- und Meititutionäflagen, in $ 609 
für den Sühneverfuh in Ehefachen, in den 88 648, 665, 676, $S 679 Abi. 4, $ 680 Abi. 1, 
8684 Abj. 4,88 685, 686 für das Entmündigungäverfahren, in $689 für dad Mahnverfahren, 
in $ 761 für die Erteilung der Erlaubnis zur Vornahme von VBolljtredungshandlungen 
zur Nachtzeit oder an einem Sonntag ober Feiertage, in den $$ 764, 828, 873, 899 für das 
Zwangsvollitredungs- und das Verteilungsverfahren, in den 88 919, 936, 942 für das einen 
Arreft oder eine einftweilige Verfügung betreffende Verfahren, in $ 957 für die Klagen 
gegen das Ausichlußurteil; 

ce) die KO. in den 8 71, 214, 238; 

d) das ZwVG. in 81, $ 163 Abi. 1; 

e) das HGB. in 8272 Abi. 2 für die in $ 271 bezeichnete Klage zur Anfechtung 
von Beichlüffen der Generalverfammlung und in $ 309 für bie Klage auf Nichtigkeit der 
Gejellichaft; 

f) das Gen,Gei. i. d. 7. d. Bek. v. 20. Mai 1898 (RGEBl. S.810) in den $$ 51, 112, 
113 Abf. 1 Sat 2, 114 Ubi. 2, 129 Ab. 3 für entiprechende ſtlagen wie sub litt. e; 

g) das RG. betr. die Gefellichaften mit beichränkter Haftung i. d. F. d. Bel. v. 20. Mai 
1898 (RGBI. ©. 846) in den $$ 61, 62, 75 für die Stlagen auf Auflöfung und Nichtigfeits- 
erflärung der Geiellichaft; 

h) das Böriengejeß v. 22. Juni 1896 (RGEBl. ©.157) in $47 für lagen auf Schadens» 
erfaß gegen den Emittenten von Wertpapieren; 

i) das RG. betr. die Entichädigung der im Wiederaufnahmeverfahren freigeiprochenen 
Perfonen v. 20. Mai 1898 (RGU. S. 345) in $5 Ab. 3 Saß 2 für die Anſprüche auf 
Entſchädigung; 

k) das RG. betr. die Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft v. 
14. Juli 1904 (REBl. ©. 321) $ 6 Abi. 3 Sag 3 für die Anfprücde auf Entſchädigung; 
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)) das Reichsſtempelgeſetz i. d. F. d. Bel. dv. 3. Juni 1906 (RGBl. ©. 695) in $ 70 
Sak 4 für die Klage in Beziehung auf die Verpflichtung zur Entrichtung der in diefem 
Geſetze feitgeitellten Abgaben; 

m) dad RG. über die Penfionierung ber Offiziere x. v. 31. Mai 1906 (RGBl. 
S. 565) $39 Abi 2; 

n) das RG. über die Berforgung der Perfonen ber Unterflaffen des Neichäheeres x. 
v. 31. Mai 1906 (MED. S.593) $ 42 Abf. 2. 

2. In den NRechtäftreitigfeiten, welche vermögensrechtliche Anſprüche (1. R.2 zu $ 20) 
betreffen, können die Worfchriften über die fachliche Zuftändigkeit der Gerichte eriter 
Inſtanz durch Vereinbarung (338) und durch Erhebung der Klage bei einem unzuftändigen 
Gericht in Verbindung mit vorbehaltlojer Einlaffung des Bellagten ($ 39) umgangen 
werben, fomweit nicht ausfchließliche Zuftändigfeit vorgeichrieben ift (vgl. N. 2 litt. b zu 
8 40 Ab. 2). Ausſchließliche ſachliche Zuftändigkeit der Landgerichte ift vorgefchrieben 
im GBG. $ 70 Abi. 2 und in den auf Grund des Abi. 3 erlaſſenen Landesgeſetzen (nicht 
in GBG. 8 23, RG. 4. Mai 1883 Entich. IX Nr. 101 ©. 350), in ber KO. 83 71, 214, 
238 und in den in N. 1 litt. e bis n angeführten Gefeken. 

Unverrüdbar ift auch diejenige fachliche Zuftändigfeit, welche fich aus den Vorfchriften 
ber CPrO. in $$ 104, 188, 486, 510, 584, 609, 648, 665, 676, 679, 8 680 Abi. 1, 8684 
Abi. 4, $ 685, 8 686 Abi. 5, 8 689 Abi. 1, $$ 761, 764, 828, 873, 899, 919, 937, 942, 
957 ergiebt. 

Die Vorichriften über die fachliche Zuftändigfeit der Gerichte höherer Inſtanz 
fönnen nicht umgangen werben, 

8.2. (2.) 


Inſoweit nach dem Geſetze über die Gerichtäverfaflung die Zuftändigfeit 
der Gerichte von dem Werthe des Streitgegenitandes abhängt, kommen die 
nachfolgenden Vorjchriften zur Anwendung. 

BE.86,NE.HI, E1,1, TE 2, M. 48, KB. 4. 

1. Die Zuftändigfeit der Gerichte hängt von dem Werte des Streitgegenitandes ab 
in dem Falle des GBG. $ 23 Nr. 1 vgl. m. $ 70. 

2. Die Beitimmungen der $$ 3 bis 9 find auch maßgebend für die Berechnung bes 
Wertes des Beichwerbegegenftandes bei der Revifion nach $ 546 Abf.2, für die Berechnung 
bes Wertes des Gegenftandes der Verurteilung nach $ 709 Nr. 4 fomwie für die Berechnung 
ber Gerichtäfoften und ber Anmaltsgebühren nah GKG. 89 und GD. für NA. $ 10. 


8.3. (3.) 

Der Werth des Streitgegenitandes wird von dem Gerichte nach freiem 
Ermeſſen fejtgefegt; dasjelbe Fann eine beantragte Beweisaufnahme ſowie von 
Amtswegen die Einnahme des Augenscheins und die Begutachtung durch Sad): 
verjtändige anordnen. 

NE. 8 12, NP. 80, 86, E. I, 1,1183, M. 48 ff., AP. a. 

Litteratur zu den 88 3 bis 9: J. Schmidt Der Werth des Streitgegenitandes als 
bauptiächlicher Koftenfaktor (1884), Rittmann Der Wert des Streitgegenftandes (1891), Wach 
Handb. I$ 31, Pland Lehrb. I $ 10. 

1. Was Streitgegenftand ift, ergiebt fich aus ben Anträgen bes Klägers (Wiber- 
klägers). Wird die Verurteilung beantragt, fo ift die Leiftung Streitgegenftand, zu ber 
ber Beflagte nach dem Antrage des Klägers verurteilt werden foll. Wird bie Feſtſtellung 
bes Beftehens oder Nichtbeftehens eines Rechtöverhältnifies beantragt, fo ift Streitgegenitand 
bas Rechtöverhältnis, ſoweit barüber Urteil begehrt wird [RG. v. 23. Mai 1883 SA. XXXIX 
Nr. 243]; bei der Klage auf FFeitftellung der Echtheit oder Unechtheit einer Urkunde iſt 
die Echtheit Streitgegenftand, über deſſen Bewertung |. N. 6 zu $256; bei den fonititutiven 
oder Bewirfungsflagen (f. N. 2 litt. ce zu $ 253) ift die beantragte Nechtsänderung Streit: 
gegenftand. Der Streitgegenftand wird einjeitig durch die Klage oder Widerklage be— 
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ftimmt; die Verteidigung ift für den Umfang des Streitgegenftandes ohne Bedeutung 
[RG. dv. 2. Dez. 1899 Beitr. 3. E. d. DR. XLIV ©. 1144]. Zieht der Kläger von feiner 
ursprünglichen Forderung eine Forderung bes Beflagten ab, fo tilgt er einen Zeil feiner 
Forderung durch Aufrechnung, folglich ift nur der Reit Streitgegenftand [vgl. Eccius Beitr, 
3. &.d. DR. XXX ©. 467 und RG. 15. Jan. 1887 IW. ©. 37; aM.: Wach Handb. 1 S. 374, 
Kohler Arch. f. c. Pr. LXX ©. 224 N. 16). Bei dem Anfpruch aus einem zweileitigen 
Vertrag ift die Leiftung maßgebend ohne Nüdficht auf die Gegenleiftung [RG. 5. Juli 
1881 Entſch. V Nr. 116 ©. 409; vgl. a. 7. Apr. 1883 XII Nr. 36 ©. 155, Wad I $ 30 
Nr. 13]. Wird mit einem primären Antrag ein eventueller verbunden, jo ift der Wert 
des höheren Streitgegenitandes maßgebend IRG. 28. Sept. 1886 SA. XLII Nr. 32, 17. Mai 
1887 SU. XLIII Nr. 147, 4. Dez. 1899 Beitr. 3. €. d. DR. XLV ©. 647, 17. März 1903 
IW. S. 174 Nr. 2, OYG. Oldenburg SA. XLIII Nr. 222]. Wird die Verurteilung zu 
alternativer Leiſtung nad Wahl des Beklagten beantragt, fo ift deren Wert zunäcft nad) 
ber minderwertigen Teiftung zu beftimmen, jedoch unter ber Berüdfichtiaung der größeren 
oder Heineren Wahricheinlichteit, daß fi das Schuldverhältnis durch ſpätere Unmöglichkeit 
der minberwertigen Leiftung auf die mehrwertige beichränft [RG. 14. Dez. 1859 SA. XLVI 
Nr. 70, 23. Dez. 1901 EN. LVII Nr. 160, 6. Juni 1903 Entſch. LV Nr. 21 ©. 80 ff., 
22. Mai 1906 IW. ©. 431 Nr. 18]. Eine dem Bellagten zuftehende facultas alternativa 
bfeibt bei der Schäkung des Streitgegenitandes außer Betracht [vgl. RG. 1. Dez. 1887 
Entſch. XN Nr. 44 ©. 199 für die Verechnung der Rev.Summe). 

2. Zum Zwede der Enticheidung über die Zuftändigfeit den Wert bes Streitgegen- 
ftandes feftzufegen, ift das Gericht im fontradiftoriichen Verfahren nur veranlaht, wenn 
ber Bellagte die Unzuftändigkeit des angegangenen Gerichts mit Rüdfiht auf den Wert 
bes Streitgegenjtandes rechtzeitig rügt (vgl. 88 38, 39). Verſäumt der Kläger den Termin 
zur mündlichen Verhandlung und beantragt der Bellagte das Verläumnisurteil, fo hat das 
Gericht feinen Anlaß, über den Wert des Streitgegenftandes zu enticheiden; denn in diefem 
alle hat das Gericht feine Zuftändigfeit nur infomweit von Amtswegen zu prüfen, als 
Vorichriften über ausschliehliche Zuftändigfeit in frage fommen (vgl. $$ 39, 40); eine aus— 
ichließliche Zuftändigfeit aber wird durch den Wert des Streitgegenjtanbes nie begründet. 
Verſäumt ber Bellagte den Termin zur mündlichen Verhandlung und beantragt der Stläger 
das Verfäumnmisurteil, fo hat zwar das Gericht feine Zuftändigfeit zu prüfen, aber die auf 
ben Wert des Streitgegenitandes bezüglichen Behauptungen des Stlägers find, deren recht: 
zeitige Mitteilung an den Bellagten vorausgefeßt, als zugeftanden anzunehmen; vgl. N. 2 
litt. e 3u $331. — Die in erfter Inſtanz erfolgte TFeitiegung des Wertes fann von bem 
Berufungsgerichte nachgeprüft werden. — Die zum Zwede der Enticheidung über die Zu— 
ftändigfeit des Prozeßgerichts oder die Zuläffigkeit des Mechtsmittels erfolgte Feitiegung 
bes Wertes ift für die Berechnung der Gebühren maßgebend (GKG. $ 15), unbeichadet 
der Vorschrift des $ 9a GRG,., ebenfo für die Berechnung der Anwaltsgebühr und zwar 
ohne den Vorbehalt des $ 9a des GAG. (GO. f. RA. $ 11). 

3. Die Freiheit des richterlichen Ermeſſens bei der Feſtſetzung des Wertes zum Zwecke 
der Entiheidung über die Zuftändigfeit ift nur durch die Vorfchriften der $$ 4 bis 9 be— 
ichräntt. Die Vorichriften des $ 9a des GHEG. find hierbei nicht maßgebend. Die in ber 
KO. 88 65, 70 enthaltenen Beltimmungen über die Berechnung betagter Forderungen und 
wieberfehrender Hebungen bieten Anhaltspunkte für das richterliche Ermeſſen. 

Für die Wertsſchätzung ift der nad allgemeinen Grundjäßen zu beurteilende Wert 
des Streitgegenjtandes (fog. Verkehrswert) maßgebend (nordd. Prot. I S. 80). Die Mot. 
S. 49 bemerken: „Ein anderer Wert wird nur ausnahmsweiſe zur Verüdfichtigung kommen 
fönnen, wenn nad) bem Inhalte der Klage der Affeltionswert beanfprucht wirb oder wenn 
ber Streitgegenitand aus beionderen fachlichen Verhältnifien für eine der Parteien einen 
höheren als den gemeinen Wert hat.” 

Auf dem Gebiete des Vermögensrechts giebt es feinen Streitgegenftand, ber nicht 
in Geld geihäßt werden fönnte lvgl. RG. 7. Juni 1882 Entſch. X Nr. 95 ©. 322]. Mit 
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bem freien Ermeflen des Gerichts find Schwierigfeiten, wie fie fich 3. B. bei einer Stlage 
auf Rechnungslegung oder auf Ausftellung eines Zeugniffes ergeben fünnen, zu überwinden. 

4. Das Gericht hat zu würdigen, ob zur Feſtſetzung des Wertes eine Beweisauf- 
nahme erforderlich ift. Tyehlt es dem Gericht an den notwendigen Grundlagen für bie 
MWertöfeitfegung, jo fann es von Amtswegen bie Einnahme des Augenſcheins und bie 
Begutachtung dur Sachverftändige anordnen ($ 144); andere Beweife können nur auf 
Antrag aufgenommen werden. Die Beweisaufnahme geichieht nad den Vorichriften des 
2. Buchs 1. Abſchnitts 5. bis 11. Titels. Für die Wertsermittelung find bier die Vor— 
Ichriften über Glaubhaftmachung nicht maßgebend; anders $ 546 Abi. 3. 

5. Entſcheidungen des Reichsgerichts: a) Bei einer Klage auf Zufendung der 
anderswo befindfihen Handelsbücher an den Wohnort bes Klägers befteht, wenn dem 
Kläger die Einficht an dem Orte, wo fich die Bücher befinden, nicht verweigert wird, das 
Vermögensintereffe in ben befonderen Koften, die bamit verbunden wären, dab der Stläger 
felbft oder durch einen Bevollmächtigten die Geichäftsbücher an dem Orte, wo fie fich be« 
finden, einfehen oder fich Abfchriften der betreffenden Einträge fertigen laffen müßte: 
22. Oft. 1880 Entſch. II Nr. 115 ©. 403; vgl. a. bay. ob. LG. SA. XXXVI1Nr. 242 b) Das 
Dermögensinterefje bei der Klage auf Herausgabe der Gejchäftsbücher einer Genoſſenſchaft, 
die von dem früheren Vorftande wegen einer Koftenforderung zurüdbehalten werden, ift 
nad) freiem Ermeſſen zu bejtimmen: 14. Dez. 1880 Entich. III Nr. 28 S. 91. c) Bei einem 
Prioritätöftreite zwifchen zwei Pfandgläubigern ift der Wert bes Streitgegenftandes nad) 
ber fleineren der beiden forderungen zu berechnen: 18. Dez. 1880 Entſch. IV Nr. 100 
©. 366. d) Wird nad) einem Beichluffe der Verwaltungsbehörbe, wodurch der für ein 
enteignetes Grundftüd zu zahlende Betrag feitgejeßt wird, vom Grpropriaten auf Feſtſetzung 
eines höheren Betrags geklagt, To ift der Wert des Streitgegenitandes nach der Differenz 
zu bemeflen: 26. April 1881 Entſch. IV Nr. 107 S. 386. e) Wird wegen Benachteiligung 
ber Gläubiger auf Rückgewähr geflagt, To ift ber Wert des zurüdzugewährenden Gegen« 
ftandes maßgebend; ift aber der Wert der Forderung, zu deren Guniten die Anfechtung 
erfolgt, geringer, jo ift diefer maßgebend: 10. Ott. 1882 Entid. VII Nr. 119 ©. 394; 
bay. ob. 26. SU. XLI Nr. 311. Die auf einem zurüdzugewährenden Grundftüde laftenden 
Hypotheken zc. find bei der Verechnung des Wertes abzuziehen: 6. Dez. 1894 Entſch. XXXIV 
Nr. 106 S. 404. f) Über Streitgegenitand bei negatorifcher Klage 1. das in N.2zu$7 
cit. U. g) Bei der Stlage auf Herausgabe einer Wechjelurfunde kann der Streitgegenftanb 
niedriger als die Wechſelſumme geichäßt werben: 22. Oft. 1882 Beitr. z. E. d. DR. XXIX 
©. 418; ebenſo bei der Klage auf Herausgabe eines Schuldicheins: 16. Sept. 1896 Beitr. 
3. €. d. DR. XLIS©.1151. h) Wird auf Herausgabe eines hinterlegten Hypothefen- oder 
Grundichuldbriefs ald Sache geflagt, fo ift der Wert des Streitgegenftandes nach den 
Koften der Wiederherjtellung der Urkunde im Falle des Werluftes zu bemeffen: 9. Ian. 
1886 Beitr. 3. E. d. DR. XXX ©. 1100; vgl. a. 3. Nov. 1888 SA. XLIV Nr. 136. i) Über 
Schätzung einer bedingten und betagten Forderung (Lebensverficherungspolice) 1. 8. Nov. 
1888 Entſch. XXI Nr. 84 ©. 411, 28. Dez. 1891 XX VIII Nr. 42 ©. 182, 22. San. 1891 
XXXVI Nr. 123 ©. 415. X) Über Beitimmung des Wertes des Streitgegenftandes bei 
Klage auf Rechnungslegung ſ. 31. Mai 1889 SA. XLVI Nr. 284 u. Beitr. 3. E. d. DR. 
XXXIII S. 1129. 1) Über Beitimmung bes Wertes des Streitgegenitandes bei der Klage 
nah HGB. Art. 1904 (jet $$ 271, 272) f. 20. Nov. 1889 Entih. XXIV Nr. 96 S. 427. 
m) Bei ber Klage auf Befreiung von der perfönlihen Haftung für eine Hypothekenſchuld ift 
ber Betrag dieſer Schuld ohne Nüdficht auf die Wahrfcheinlichkeit der Inanipruchnahme 
bed perfönlichen Schuldners mahgebend: 23. Nov. 1889 SA. XLVI Nr. 129 u. Beitr. 3. 
E. d. DR. XXXIV &, 1137. n) Bei ber Klage auf Feſtſtellung einer Bürgichaft ift ber 
Betrag, für welchen der Bellagte nad) Behauptung des Klägers gebürgt hat, ohne Rückſicht 
auf die Wahrfcheinlichkeit der Inanfpruchnahme des Bürgen maßgebend: 20. Dez. 1889 
Entih. XXV Nr. 83 ©.366. 0) Bei ber Klage auf Entgegennahme der Auflaffung ift 
ber Wert des Streitgegenftandes nach dem Intereſſe des Klägers zu bemeffen: 14. Juni 
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1890 Beitr. 3. €. d. TR. XXXIV ©. 1138; vgl. a. NG. 24. März 1902 IW. ©. 269 f. 
Nr.2 und RG. 5. April 1902 SA. LVII Nr. 161, 12 Nov. 1904 IW. 1905 ©. 24 
Ne. 28 in Betreff der Berechnung der Rev. Summe. p) Wird auf FFeititellung der Uns 
wirkiamfeit eines gegenleitigen Vertrags geflagt, fo ift der Streitgegenftand nach dem Unter— 
fchiede zwiichen den Koſten der Leiftung und dem Werte der Gegenleiſtung zu bewerten: 
7. Ian. 1898 Entſch. XL Nr. 117 ©. 407. a) Bei einer Klage auf Ernennung eines 
Schiedsrichters fann der Wert niedriger bemeſſen werden, als der Wert des Streitgegen- 
ftandes, über welchen das Schiedsgericht enticheiden foll: 14. Febr. 1893 Entſch. XLI 
Nr. 91 ©. 362. 1) Bei Klage auf Auflaffung ift der Wert des Grunditüds maßgebend: 
2. Dez. 1899 SU. LV Nr. 163. s) Bei Klage eines Gewerfen auf Aufhebung eines Ge: 
werfichaftsbeichluffes (preuß. Berggeſ. $ 115 Abſ. 2, württ. Berggef. Art. 106 Abi. 1) ift 
nicht das Intereſſe der beflagten Gewerfichaft am Fortbeitande des Beichluffes, fondern 
das Intereſſe des Klägers an der Aufbebung maßgebend: 23. Febr. 1901 Entich. XLVIII 
Nr. 86 S. 381. 1) Bei Klage auf Aufhebung einer Gelellichaft mit beichränfter Haftung 
ift der Wert des Streitgegenftandes nach dem nach freiem Ermefjen zu ſchätzenden Intereſſe 
bes Klägers zu beitimmen: 29, April 1903 Beitr. 3. E. d. DR. XLVII ©. 1148 (vgl. a. 
OLG. Hamburg Redtipr. d. OYG. IX ©. 50). u) Klagt der Käufer auf Abnahme der 
gefauften Sadıe, jo ift der Wert des Streitgegenitandes nicht nach dem Werte der Sache, 
fondern nach dem Intereſſe des Klägers am Freiwerden des Yagerraums zu bemeilen: 
22. März 1904 Entſch. LVII Nr. 89 ©. 400 ff., 18. Sept. 1906 IW. ©. 688 Nr. 8. 
v) Bei der Stlage eines Geihäftsmanns auf Duldung des Betretens eines Haufes zum 
Auffuchen von Kunden ift der Streitgegenitand nad) dem geichäftlichen Sintereffe des Klägers 
zu ichäßen: 24. März 1904 IW. S. 237 Nr. 14. w) Klagt die Frau gegen den Mann 
auf Entziehung der Verwaltung des eingebrachten Gutes, fo iſt dev Wert des Streitgegen- 
ftandes nad) dem Intereſſe der Klägerin zu bemeſſen: 7. Nov. 1904 IW. 1905 ©. 24 
Kr. 27. x) Bei einer Klage auf Nüdgängigmahung eines Vertrags (3. B. bei einer 
Wandelungsklage) ift das Antereffe des Hlägers an der Rüdgängigmahung maßgebend: 
21. Ian. 1905 Beitr, 3. €. d. DR. XLIX ©. 1005 (vgl. a. OLG. Braunſchweig Redtipr. 
d. OLG. XI ©. 166). — Andere, zunächſt die Berechnung der Revifionsfumme betreffende, 
aber auch für die Schäßung des Streitgegenftandes bebeutfame UU. |. N. 4 zu $ 546. 
Enticheidungen anderer Gerichte f. SU. XXXVII Nr. 185 (Streit über die 
Art und Weile der Zahlung einer Schuld), XXXVIII Nr. 239 (Streit über eine Rate 
einer Brandentichädigung); Nhein. Arch. LXXIII ©. 53 u. Ztiſchr. f. d. CPr. VII &. 63 
(Teilungsprozeß); Ztichr. f. d. EPr. XV ©. 398 Sitreit über eine Kautionshypothek); Sächſ. 
Arch. III S.805 (Streit über die Gültigkeit der Kündigung einer Hypothek); Jahrb. für 
Württ, Rpfl. VI S.356 (Streit über die Verfallzeit einer Forderung); SA. LVII Nr. 224 
(bei Streit über die Gültigfeit einer Darlehensfündigung ift nicht die Darlehensfumme, 
fondern das nad) freiem Ermeſſen zu fchägende ntereffe des Klägers mahgebend). 


8. 4.* (4.) 

Für die Werthsberechnung ift der Zeitpunkt der Erhebung der Klage ent- 
jcheidend; Früchte, Nutungen, Zinfen, Schäden und Koften bleiben unberüd: 
fichtigt, wenn fie als Nebenforderungen geltend gemacht werden. 

Bei Ansprüchen aus Wechjeln im Sinne der Wechfelordnung find Zinfen, 
Koften und Provifion, welche außer der Wechſelſumme gefordert werden, als 
Nebenforderungen anzujehen. 


HE. 8 6, HB. 372 ff., 4784 F., NE. 813, NP. 80, 581, E. I, TI, UI 4, M. 49, KB. 4 MB. 
b. 1808 ©. 26. 


1. Der Zeitpunkt der Erhebung der Klage beitimmt ſich nach 88 253, 281, 499, 
500. Der in diefem Zeitpunkte vorhandene Wert bleibt für die Dauer des Rechtsſtreits 
maßgebend ($ 263 Abf. 2 Nr. 2), folange der Streitgegenitand nicht geändert wird. Durch 
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Beſchränkung des Streitgegenſtandes wird die Zuſtändigkleit der Landgerichte nicht auf— 
gehoben; aber bei Erweiterung des Streitgegenſtandes kann die Zuſtändigleit der Amts- 
gerichte aufhören, vgl. $ 506. 

2. Über den Begriff der Nebenforberung ſ. Grohmann Sächſ. Arch. XI ©. 310 ff. 
— „Früchte, ſowohl fructus civiles ald naturales. — „Nußungen“, ſowohl geſetz— 
liche ala vertragsmäßige (nordd. Prot. 1 S.80). Der Ausdrud Nutzungen ift der Termino- 
logie bes ALR. (128110, 19 $220) entnommen, aber nicht einseitig aus dem ALR. 
zu deuten. Der Begriff Nutzung umfaßt außer Früchten und Zinfen auch andere Vorteile, 
die der Gebrauch der Sache oder des Nechts gewährt; vgl. jetzt BGB. $ 100. — „Zinsen“, 
vereinbarte und geſetzliche — „Schäden“, damnum emergens und lucrum cessans, eins 
fchließlich einer Konventionalftrafe. — Koſten“, gerichtliche und aukergerichtliche. — Zu— 
bebör (BGB. $ 97) gehört nicht zu den außer Anſatz bleibenden Nebenfachen. 

Die bezeichneten Gegenftände bleiben nur dann unberüdjichtigt, wenn der Anſpruch 
darauf ald Nebenforderung geltend gemacht wird. Dies ift der Fall, wenn bie Früchte 
mit der fruchttragenden Sache, die Nußungen mit dem nugbringenden Gegenitande, bie 
Binfen mit dem Kapital ꝛc. und zwar in der Verbindung gefordert werden, daß die Ver: 
pflihtung zur Leitung der Früchte, Nutungen, Zinfen ac. von ber Verpflichtung zur Her: 
ausgabe ber fruchttragenden Sache, des nußbringenden Gegenftandes, des Kapitals x. ab» 
hängt. Fordert 3. B. ber Auftraggeber von dem Beauftragten die Herausgabe eines ein— 
faffierten Kapitals und der einfaffierten Zinfen, fo find diefe ein Zeil der beanspruchten 
Hauptiachen, während die Zinfen, welche der Beauftragte nah BGB. $ 258 oder $ 668 zu 
entrichten hat, Nebenfache find. 

3. Der in der Komm. d. RT. hinzugefügte Abſ. 2 wendet fich gegen die nach dem 
früheren Gejege ganz forrefte Rechtiprehung [RG. Entih. XXXII Nr. 21 &.75, Beitr. 3. 
E.d. DR. XLI ©. 713 u. 1100], welche bei ber Regrebflage eines Indoſſanten nad 
Art. 51 der WO. die ganze bezahlte Summe (Wechieliumme, Zinfen, Koften und Provifion) 
ala Hauptſache behandelte. Nach der neuen Vorichrift find Zinſen, Koften und Provifion 
nicht bloß (wie ſchon nach dem früheren Rechte, vgl. RG. Entich. I Nr.83 S. 228, IX Nr. 117 
S. 411, XXIX Nr. 83 &.332) bei der Stlage aus Art. 23 und 50 der WO,, fondern bei 
allen Klagen, in denen Anſprüche aus Wechleln im Sinne der WO. (vgl. N. 2, 3 zu $ 602) 
geltend gemacht werben, bei der Wertöberechnung nicht zu berüdjichtigen. 

4. Entiheidbungen des RG.: a) Bei Berechnung des Streitgegenftandes in einem 
Prioritätäftreite zwiichen zwei Gläubigern find die Zinfen nicht zu berüdjichtigen: 18. Dez. 
1880 Entſch. IV Nr. 100 8.366, 23. Juni 1882 VII Nr. 98 S.327, 25. März 1887 XVII 
Nr.80 8.373; vgl.a. Entich. X Nr. 103 u. Nr. 121, XII Nr. 64, 3W.1887 5.311, JW. 1900 
©. 292. b) Der vom Ceſſionar gegen den Gedenten neben dem Anſpruch auf Rüdzahlung 
ber Daluta geltend gemachte Anſpruch auf Erftattung ber Koften bes wider ben Schuldner 
geführten Prozeffes ift feine Nebenforberung i. ©. des $ 4: 18. Dez. 1882 Entich. VIII 
Nr. 106 ©. 365. c) Neben dem Anfpruh auf Wandelung und auf Zurüdnahme des 
Kaufgegenftandes gegen Erjtattung des Kaufpreiſes foll nad U. v. 7. Mai 1884 Entich. XIII 
Nr.106 ©. 365 der Anſpruch auf Erfaß der Futterfoften für das zurüdzunehmende Tier 
nicht als Neben» fondern als ſelbſtändige Forderung in Betracht fommen; wogegen nad 
Beſchl. v. 17. Nov. 1898 Entſch. XLII Nr. 97 S. 388 der Anfprud auf Erjaß ber Koften 
für Lagerung der zurücdzunehmenden Ware bloh Nebenforderung im Sinne bes $ 4 ilt. 
Don den beiden, einander widerjprechenden Entich. ift die erſte unrichtig, da der Anſpruch 
auf Erſatz der Futterfoften von dem Anſpruch auf Wandelung abhängt. So jekt auch 
RG. 16. Sept. 1902 Entid. LII Nr. 44 ©. 164 ff., ferner RG. 16. Febr. 1906 IW. &.202 
Nr. 21 und Beitr. 3. E. db. DR. L ©.1047, wo bei der Wandelungsklage die Zoll- und 
Frachtauslage bes Käufers als Nebenjache behandelt wird. d) Auch im Arreftprozeffe 
werben bie neben ber Hauptſumme zu fihernden Zinfen und Soften bei Berechnung bes 
Streitgegenftandes nicht berüdfihtigt: 25. Juni 1890 Entih. XXVI Nr. 88 ©. 412 fi. 
e) Wird neben dem Anſpruch auf das Kapital ein Anfpruch auf Rechnungslegung nur zu 
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bem Zweck erhoben, um bie Höhe der Zinſen zu ermitteln, fo bleibt dieſer Anſpruch bei 
ber Wertöberechnung außer Anfag: 31. Apr. 1892 Entſch. XXIX Nr. 105 S. 395. f) Bei 
einem Anfechtungsanipruche werben bie Zinfen und Koften, welche der Kläger nad feinem 
Vollitredungstitel zu fordern hat, mitgerechnet; 10. Oft. 1892 BL. |. RA. XI Erg. Bd. S. 10. 
g) Zinien, die der Kläger ohne Vereinbarung mit dem Gegner zum Kapital geichlagen 
bat, fommen bei Berechnung des Wertes des Streitgegenitandes nicht in Betracht: 3. Nov. 
1893 Entſch. XXXII Nr. 97 ©. 377. h) Der wegen Entwehrung von dem Käufer gegen 
den Verfäufer geltend gemachte Anſpruch auf Erjag ber Koſten des mit dem Dritten ge: 
führten Eviftionsprozefjes ift Nebenforderung im Verhältniſſe zu bem Gemährleiftungs- 
anſpruch: 6. Juni 1903 Entid. LV Nr.21 S. 80 ff. i) Bei ber Klage gegen den Bürgen 
find die Koſten, welche durch den gegen ben Hauptichuldner geführten Prozeß erwachſen 
find, als Nebenforderung zu behandeln: 11. jan. 1904 Entih. LVI Nr.67 &.256f. k) Im 
Prozeß über Eritattung auägelegter Provifion find die Koften, welche durch Einflagung 
der Provifion gegen den jeßigen Kläger erwachſen find, als Nebenforderung zu behandeln: 
28. Dez. 1904 IW. 1905 ©. 114 Nr. 11, Beitr. 3. €. d. DR. XLIX S. 1006. 

5. $4 fann zur Folge haben, dab, wenn der Wert der Nebenforderungen bie Zu: 
ftänbigfeit der Amtögerichte überfteigt, ihre Geltendmadhung aber in Verbindung mit einem 
geringeren Hauptanipruche erfolgt, das Amtägericht, wenn dagegen die Nebenforberungen 
felbjtändig eingeflagt werben, das Landgericht zuitändig ift (Mot. ©. 49 f.). 


$. 5. (5.) 

Mehrere in einer Klage geltend gemachte Anfprüche werden zujammen- 
gerechnet; eine Zufammenrechnung des Gegenjtandes der Klage und der Wider: 
lage findet nicht ftatt. 

GE. 8 6, NE. 14, NP. 85 ff., 581, E. 1, U, IT $ 5, M. 48-50, KB. 4, 18. 

1. Die Beitimmung bes $ 5 gilt auch, wenn die mehreren in einer Klage verbun— 
benen Anſprüche auf verfchiebenen Gründen beruhen und wenn fie von mehreren Klägern 
oder gegen mehrere Bellagte erhoben find (Mot. 3. E. 16.50). Werben in einer Wider- 
Hage mehrere Ansprüche geltend gemacht, To findet unter dieſen Zuſammenrechnung ftatt, 
während bei mehreren ſucceſſiv erhobenen Widerflagen besjelben Vorbeflagten oder ver: 
Ichiedener Vorbeflagter der Wert des einzelnen Anſpruchs maßgebend ift [ogl. Löning Ztſchr. 
f. d. CPr. IV 8,105]. 

2. Wird von mehreren Geſamtgläubigern oder gegen mehrere Geſamtſchuldner auf 
die ganze Leiſtung geklagt, ſo iſt der Streitgegenſtand nur nach der einmaligen Leiſtung 
zu berechnen. IBVgl. Wach Handb. 1831N. 39, OLG. Dresden in Ztſchr.f. d. CPr. VI S.475.)] 

3. Zu $5 wurde in der IK. d. NT. konſtatiert, daß unter Anſprüchen, die zu— 
fammengerechnet werden, nur diejenigen zu verftehen find, welche jelbftändig, nicht auch folche, 
bie accefforifch geltend gemacht werden. Es werben alfo 3. B. Kapital und Zinſen nicht 
zulammengerechnet, ſoweit die Zinfen Nebenfache bes in der Klage geforberten Kapitals 
find. Dagegen werben die Htapitalforderung x und die Zinsforderung aus dem Kapitale y 
zufammengerechnet. 

4. ft infolge der Zufammenrechnung mehrerer in einer Klage geltend gemachter 
Anfprüce die landgerichtliche Zuftändigfeit begründet, fo wird durch die Anordnung bes 
Gerichts, dab die mehreren Aniprüche in getrennten Prozeffen zu verhandeln feien ($ 145), 
an ber Zuftändigfeit des Landgerichts nichts geändert, wenn auch die einzelnen Aniprücde 
zur Zuftändigteit bes Amtägerichts gehören. Ebenfomwenig hebt die nach $ 147 angeordnete 
Verbindung mehrerer Prozefje die Zuftändigfeit des Amtsgerichts auf, wenn fich auch bei 
Zuſammenrechnung der Streitgegenftände die Zuftändigfeit des Landgerichts ergäbe; wohl 
aber werden bei der Berehnung der Revifionsfumme die Anſprüche zufammengerecdnet. 
(RG. 3. Juli 1881 Entſch. V Nr. 35 S. 354, 11. Febr. 1882 Entſch. VI Nr. 130 ©. 416, 
bay. ob. LG. SA. XXXIX Nr. 264 und BL. f. AA. LIV 8.272. AM.: Pland Lehrb. I 
©. 515.) 
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5. Bon der Beitimmung, dab der Gegenftand ber Klage und der Widerklage nicht 
zulammenzurechnen fei, weiht GKG. $ 11 Abſ. 1 (GO. f. RA. $ 10) ab. [Dal. zu diefem 
$11 RG. 5. Juli 1881 Entih. V Nr. 116 ©. 408 ff.] 


$. 6. (6.) 

Der Werth des Streitgegenjtandes wird bejtimmt: durch den Werth einer 
Sade, wenn deren Befiß, und durch den Betrag einer Forderung, wenn deren 
Sicherftellung oder ein Pfandrecht Gegenstand des Streits ift. Hat der Gegen- 
Itand des Pfandrechts einen geringeren Werth, jo ift diefer maßgebend. 

HE. 8 6 Nr. 4, HP. 372 f., 4764 f., NE. $ 12 Nr. 5, NP. 86, €. I, IT, 11186, M. 50, RP. a. 

1 Die Vorichriften der $$ 6 bis 9 find nicht bloß inftruftionell, fondern ebenſo 
bindend, wie bie Vorichriften ber $$ 4, 5; deren Verlegung begründet daher die Revifion. 

2. a) Die Vorichrift, dab ber Wert des Streitgegenitandes durch den Wert ber 
Sade beftimmt werbe, wenn deren Beſitz Gegenftand des Streites ift, bejeitigt die Schmwierig- 
feit, welche fich ohne dieſe Vorichrift in Anfehung der Schäßung des Intereſſes des Klägers 
am Beſitz — im Gegenteil zum Eigentum — ergäbe. Die Vorfchrift gilt nicht bloß für 
bie Klage auf Wiedereinräumung bes durch wiberrechtliche Eigenmacht entzogenen Beſitzes 
(BGB. $ 861), fondern für alle lagen, in denen ein Anipruch auf den Beſitz einer Sache 
geltend gemacht wird, alfo insbeiondere für die Klage aus BGB. $ 1007 und für bie 
Klagen aus Kauf, Miete, Pacht, Leihe, Verwahrung, Auftrag ꝛc., auf Übergabe, Heraus« 
gabe oder Rüdgabe des Befiges, ferner für die Klage auf Tyeititellung des Beſitzes (vgl. 
N.2 litt. c zu $ 256). Die Vorfchrift fommt auch zur Anwendung, wenn ber mittelbare 
Befiker (val. BGB. $ 868) von dem unmittelbaren Befiger den Befig verlangt [RG. 5. Juni 
1905 Entſch. LXI Nr. 24 ©. 92]. Keine Bedeutung hat die Vorſchrift für die Eigentums— 
age und für die lage auf Übereignung einer Sache, da in diefen Fällen nicht der Befik, 
fondern das Eigentum oder der Anſpruch auf Verihaffung des Eigentums Streitgegen- 
ftand ift, weshalb ohnehin der Sachwert für die Beitimmung des Wertes in Betracht 
fommt. Keine Anwendung findet die Vorfchrift auf die Klage wegen Beſitzſtörung (BEB. 
$ 862), auf die Klage auf Rückgewähr bei Anfechtung wegen Gläubigerbenadteiligung 
[RG. 6. Dez. 1894 Entih. XXXIV Nr. 106 ©. 405, 8. Jan. 1901 Beitr. z. E. d. DR. XLV 
©. 361] und auf die Klage auf Vorlegung einer Sache (BEP. $$ 809, 810). 

b) Auf die Beftimmung des Wertes eines ftreitigen Nechtsbefiges findet die unter 
litt. a erörterte Vorſchrift entiprechende Anwendung. 

3. Die Vorfchrift, daß ber Wert des Streitgegenftandes durch ben Wert ber For— 
derung beitimmt wird, wenn beren Sicheritellung Gegenftand bes Streites ift, befeitigt die 
Schwierigkeit, welche ſich ohne diefe Vorfchrift in Anſehung der Schäßung des Intereſſes 
bes Klägers an der Sicherftellung ergäbe. Die Vorfchrift gilt für die Klage auf Leiitung 
einer Sicherheit (vgl. BGB. 8 232) oder einer andermweitigen Sicherheit (vgl. BEP. $ 240) 
fomwie für die Klage auf Feſtſtellung bes Beftehens oder Nichtbeftehens einer Verpflichtung zur 
Leiltung einer Sicherheit. Für die Klage auf Ergänzung einer Sicherheit (vgl. BGB. $ 240) 
fommt die Vorichrift des $6 in der Weile zur Anwendung, dab der Wert des Streitgegen- 
ftandes beftimmt wirb nach dem Forderungsbetrage, für welchen die geleiftete Sicherheit nicht 
mebr ausreicht. Bei der Klage auf Herausgabe einer Sicherheit oder auf Einwilligung in die 
Rüdgabe einer Sicherheit bemißt fich der Wert des Streitgegenstandes nicht nach dem Betrage 
ber Forderung, für welche die Sicherheit beftellt ift, fondern nach dem Werte des Gegenitandes. 

4. Die Vorfchrift über die Bewertung eines Pfandrechts nach dem Betrage ber For— 
derung, eventuell nach bem geringeren Werte des Pfandgegenſtandes, beruht auf folgenden 
Gedanken: jede einem Gegenjtande auferlegte Haftung (Sahhaftung) mindert den Wert 
bes Gegenitandbes um den Betrag der Schuld; mehr ala der Gegenitand vor dem Eintritt 
ber Haftung noch wert war, kann aber die Wertminderung nicht betragen. Hieraus ergeben 
fich zwei Folgeſätze. Erftens: Bei der Bewertung des Gegenftandes ber Haftung find ältere 
Daftungen, 3.8. Hypotheken, abzurechnen. [Qgl. Wach Handb. 1$31N.57. AM.: RG. 6. Febr. 
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1886 JWSchr. S. 89, 12.08.1888 Entich. XXII Nr. 76 8.388, OLG. Dresden Sächſ. Arch. II 
©. 786, OLG. Darmitadt Arch. f.d. pr. RW. NT. XVI S. 72; vgl. jedod auch RG. 13. Mai 
1891 Beitr. 3. E.d. DR.XXXV &. 1177, wo in einem Rechtöftreite über Eintragung eines. 
fideifommiffarifchen Erbrechts in das Grundbuch in entiprechender Anwendung des 8 6 bie 
eingetragenen Laften bei der Wertsberechnung abgezogen wurden, ferner RG. 13, März 
1903 IW. S. 180 Nr. 26, wo bei Klage auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in ein Grund« 
ftüd die Belaftungen abgerechnet wurden.) Zweitens: Die Vorfchrift ift nicht bloß bei 
Prandrechten (das find im Sinne der CPrO. Pfandrecdhte an beweglichen und an unbeweg- 
fihen Sachen und an Nedten), fondern bei allen Sachobligationen, alſo auch bei Grund+ 
ihulden und Rentenichulden, anwendbar. Ebenſo bei einer Vormerfung (BEB. 8 883), 
die zur Sicherung eines Anspruchs auf ein derartiges Recht dient [RG. 13. Mai 1895 
Entih. XXXV Nr. 105 ©. 394]. 

Ein Pfandrecht ift Gegenitand des Streites, wenn die Verurteilung zur Befriedigung 
aus dem Gegenftande oder-zur Duldung der Befriedigung aus dem Gegenftande bes Pfand— 
rechts oder bie Feſtſtellung des Beſtehens oder bes Nichtbeſtehens des Pfandrechts [val. 
RG. 5. Jan. 1904 ZW. S. 94 Nr. 14] oder die Aufhebung (Löſchung) eines Pfandrechts 
beantragt wird. Wird die Verurteilung zur Beſtellung oder Übertragung eines Pfand— 
rechts beantragt, fo ift zwar nicht das Pfandrecht Streitgegenftand, aber der Wert ber 
geforderten Leiſtung ift nad) $ 6 zu beitimmen. 

MWird mit dem Pfandanfpruce die aus der perjönlichen Haftung entfpringenbe For— 
berung verbunden, jo it nur deren Betrag mahgebend; der Schlußſatz des $ 6 ift für 
dieſen Fall bedeutungslos. 

Wird über den Rang zweier Pfandrechte geftritten, To ift das mindermwertige ber 
Pfandrechte für die Wertsberechnung maßgebend; ber Wert der beiden Pfandrechte wird 
nah $ 6 berechnet IRG. 18. Dez. 1880 Entich. [IV Nr. 100 ©. 366]. 

Bei Bewertung einer Sicherungshypothet (BGB. $ 1184) oder einer Maximalhypothek 
(BEP. $ 1190) ift der Nominal- oder Dlarimalbetrag zu Grund zu legen lvgl. RG. 18. Juni 
1892 BL. FRA. XI Erg.Bb. ©. 17]. — Wird die Herausgabe eines Hypothekenbriefs zum 
Zwecke der Verwirklichung eines Pfandrechts an der Hypothek beansprucht, fo ift der ge— 
ringere Wert der Forderung maßgebend, für welche das Pfandrecht an der Hypothek be- 
ftehen foll [RG. 23. Juni 1900 Entſch. LVI Nr. 117 ©. 401). 

Wird gegen eine Pfändung oder Beichlagnahme Widerfpruchäflage nach $ 771 er: 
hoben, jo it die Vorichrift des $ 6 über die Bewertung eines Pfandrechts entiprechend 
anzuwenden; durch den Berfauf der gepfänbeten Sachen wird daran nichts geändert [vgl. 
NG, 30. Oft. 1883 Entih.X Nr. 121 ©. 394, 9. Mai 1902 IW. ©. 358 Nr. 2, bay. ob. 
LG. Bl. f. RA. L ©. 414; aM.: Begemann Ztichr. f. d. EPr. XXVI 8.519 ff]. 

Auf die Schäkung eines Zurücbehaltungsrechts findet die Vorichrift des $ 6 über 
die Bewertung eines Pfandrechts nur dann Anwendung, wenn damit das Recht verbunden 
tft, aus dem zurüdbehaltenen Gegenftande Befriedigung zu verlangen. 

5. Die Vorichrift des $ 6 über die Bewertung eines Pfandrechts ift entiprechend 
anzuwenden auf die Bewertung einer Forderung, für die der Schuldner nicht mit feinem 
ganzen Vermögen, fondern nur mit gewiſſen Beitandteilen feines Vermögens haftet. Daher 
it bei der fog. Duldungsflage gegen den Mann (vgl. $ 739) der Wert des Etreitgegen- 
itandes nad dem Werte des eingebrachten Gutes zu ſchätzen, wenn dieſer Wert hinter 
bem Betrage der Forderung zurüdbleibt [vgl. AG. Berlin Redtipr. d. OLG. XI ES. 43]. 


8.7. (7.) 

Der Werth einer Grunddienjtbarfeit wird durch den Werth, welchen die- 
jelbe für das herrſchende Grundftüd hat, und wenn der Betrag, um welchen 
fich der Werth des dienenden Grundſtücks durch die Dienitbarfeit mindert, 
größer ift, durch diefen Betrag beitimmt. 

HE. 8 6 Nr. 2, HP. 385 f., NE. $ 12 Nr. 4, NP. 861, €. 1,11, 187, M. 50, AB. 4. 
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1. Der Wert einer Grunddienftbarfeit ift von zwei Punkten aus zu meſſen, vom 
berrichenden Grundſtück aus als MWertserhöhung und vom dienenden Grundftüd aus als 
Wertäminderung; bei Berechnung des Wertes des Streitgegenjtandes iſt das höhere der 
beiden Meffungsergebniffe zu Grunde zu legen. — Die Vorfchrift des $ 7 gilt auch für 
obligatoriiche Klagen auf Einräumung oder Aufhebung einer Grunddienſtbarkeit, nicht für 
perfönliche Dienftbarkeiten, ebenfomwenig für Erbpachtrecht, Erbbaurecht, Lehen, Reallaften, 
Rorfaufsrecht. — Auf die Schägung perfönlicher Rechte, die inhaltlich einer Grunddienit- 
barfeit ähnlich find, findet $ 7 entiprechende Anwendung [RG. 9. Mai 1892 Entih. XXIX 
Nr. 108 ©. 406]. 

2. $ 7 gilt ſowohl für die Stlage desjenigen, welcher die Grunddienſtbarkeit behauptet, 
als für bie lage bes Eigentümers, der fie beitreitet. Wird wegen einer Beeinträchtigung 
bes Eigentums geflagt, die fih nad) dem Vortrage des Stlägers nicht ala Ausübung einer 
Dienftbarkeit darftellt, fo ift ber Wert des Streitgegenftandes nad) freiem Ermeſſen zu be= 
ftimmen [RG. 18. Jan. 1881 Entf. III Nr. 110 ©. 390]. 


8.8. (8.) 

St das Beſtehen oder die Dauer eines Pacht: oder Miethverhältniijes 
jtreitig, jo ift der Betrag des auf die gefammte ftreitige Zeit fallenden Zinjes 
und, wenn der fünfundzwanzigfache Betrag des einjährigen Zinfes geringer ift, 
diejer Betrag für die Werthsberechnung entjcheidend. 

DE. 5 6 Nr. 4, DE. 872 ff., 4764 ff., NE. $ 12 Mr. 5, NP. 86, E. L, I, ITS 8, M. 50, SP. 4. 

1. Die Vorschrift gilt nur für Prozeffe, in denen eine Enticheidung darüber verlangt 
wird, ob ein Pacht- oder Mietverhältnis für eine bejtimmte Zeit beiteht. Eine joldhe 
Enticheidbung fann in der Stlage verlangt werden, aber auch im Lauf eines Prozefjes vom 
Kläger oder vom Bellagten, wenn ftreitig geworben ift, ob das Miet- oder Pacht: 
verhältnis für eine beitimmte Zeit befteht, und die Entjcheidung des Rechtsſtreits von dieſer 
Vorfrage abhängt ($ 280). In allen anderen Fällen findet die Regel bes $ 3, d. i. die 
Schätung nad freiem Ermefjen, Anwendung. Die Hlage auf Räumung wegen Beendigung 
des Pacht: oder Mietverhältnifjes fällt nicht unter $ 8; wenn aber von dem Bellagten vor 
dem Prozeffe oder im Prozeife behauptet wurbe, daß das Pacht» oder Mietverhältnis nod) 
für eine beftimmte Zeit fortbejtehe, und darüber eine Enticheidung in der Klage oder gemäß 
$ 280 verlangt wird, wird der $8 anwendbar. Vgl. Wach Handb. I831N. 64, Warmuth 
Ztichr. f.d. EPr. V S. 501 ff., der übrigens den $ 8 zu eng auf reine Feſtſtellungsprozeſſe 
beihränftt, NG. 25. Sept. 1890 Entich. XXVI Nr. 94 ©. 431 ff., 15. Dez. 1890 Beitr. 3. €. 
d. DR. XXXV S. 1167, OLG. Dresden Sächſ. Arch. 11 S.789. Dagegen erachtet das NG. 
29. Jan. 1887 Entſch. XVII Nr. 29 S. 378 u. verein. ES. 4. Juni 1894 Entſch. XXXIIL Nr. 1 
S.1 den $8 ſchon für anwendbar, wenn der Anipruch auf Räumung darauf beruht, daß 
ein dem Pacht oder Mietbefige zu Grunde liegender Pacht» oder Mietvertrag von einer 
über ben geltend gemachten Räumungszeitpunft (sic!) hinausgehenden Dauer nicht in rechts— 
verbindficher Weiſe zuftande gefommen oder vor Ablauf jener Dauer hinfällig geworden 
fei, und dieſer Anficht haben fih Strudm. Koch (8) N.1, Wilm. Levy (7) N.1, Gaupp (9) 
N.I angeichlofien.)] Wird die Kündigung beftritten, fo iſt die Fortdauer des Pacht- oder 
Mietverhältniffes von dem Zeitpuntt, auf welchen angeblich gefündigt wurde, bis zu dem 
Zeitpunkt, auf welchen wieder gekündigt werben fönnte, ftreitig [RG. Entid. XVII ©. 379]. 

2, Auf Dienjtverträge (BEB. 88 611 ff.) und Werfverträge (BGB. 88 630 fi.) be» 
zieht fih $ 8 überhaupt nicht [NG. 8. April 1881 Entich. IV Nr.113 ©. 399]; auch nicht 
auf Dienftwohnungen (RG. 17. Dez. 1892 Entih. XXX Nr. 113 ©. 373]. 


8.9. (9.) 
Der Werth des Rechts auf wiederkehrende Nutzungen oder Leiftungen wird 
nach dem Werthe des einjährigen Bezugs berechnet und zwar: 
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auf den zwölfundeinhalbfachen Betrag, wenn der künftige Wegfall des 
Bezugsrechts gewiß, die Zeit des MWegfalls aber ungewiß iſt; 

auf den fünfundzwanzigfachen Betrag, bei unbefchräntter oder beſtimm— 
ter Dauer des Bezugsrechts. Bei bejtimmter Dauer des Bezugs- 
rechts ift der Gefammtbetrag der künftigen Bezüge maßgebend, wenn 
er der geringere ift. 
HE. 8 6 Ar. 3, HB. 372 ff., NE. 8 12 Nr. 6, NP. 86, €. I, IL, IT 8 9, M. 50, KB. 4. 

1. Die Vorichriften des $ 9 gelten für alle Rechte auf Nutzungen oder Leiftungen, 
die in Zmifchenräumen wiederfehren, nicht für Nechte auf dauernde Benußung, wie Nieß— 
brauch, Wohnungsreht IRG. 26. Nov. 1898 SA. LIV Nr. 110] u. dgl. Wird ein einzelner 
Betrag eingeflagt, ohne dak eine Enticheidung über das Recht auf wiederkehrende Leiltungen 
verlangt wird, fo findet $ 9 feine Anwendung; Streitgegenitand ift nur der eingeflagte 
Betrag. Wird mit der Klage auf Feſtſtellung bes Nechtes auf wiederkehrende Leiſtungen 
auch ein Anſpruch auf eine fällige Leiftung verbunden, jo ift diefer Aniprud nicht als 
Nebenforderung zu behandeln, vielmehr iſt der Wert des Nechtes und ber Betrag ber ein- 
aeflagten Rüditände zufammenzurechnen. [RG. verein. CS. 28. Sept. 1887 Entich. XIX Nr. 84 
©. 416; dazu RG. 15. Apr. 1889 Entſch. XXIII Nr. 86 ©. 359, wo ausgeſprochen ift, daß 
bei Berechnung der Revifionsfumme die nach Erhebung der Klage fällig gewordenen Be: 
träge nicht neben dem Werte des Rechtes in Anja fommen.] — $ 9 ift anwendbar bei 
Klage auf Unterhalt bis zur Wiedervereinigung der Ehegatten [RG. 9. Juli 1894 Beitr. 
3. E.d. DR. XXXVIII S 1193). 

$9 ift nicht anwendbar, wenn wieberfehrende, für die Dauer des Prozeffes zu: 
geiprochene Leiftungen — 3. B. für die Dauer des Scheidungsprozeffed angemwiefene Unter: 
haltsbeiträge — abzuſchätzen find; bier ift der Streitgegenftand nach freiem Ermeſſen ($ 3) 
zu bejtimmen; denn $ 9 ſetzt die Fortdauer des Bezugärechts während eines Zeitraums von 
12! Jahren ala möglich voraus, die Prozeßdauer fann aber nicht auf fo lange Zeit ver- 
anfchlagt werden. [RG. verein. ES. 8. Juli 1889 Entſch. XXIV Nr. 81 8.373, KG. Berlin 
Ztſchr. ſ. d. EPr. XIII ©. 352; vgl. a. RG. 16. Dez. 1895 DB. f. RA. XIV EBb. ©. 153.) 
Ebenfowenig ift $ 9 anzumenden bei Bewertung des Lebensunterhalts, der für die Dauer 
einer auf unbeftimmte Zeit angeordneten Trennung von Tiſch und Bett zu entrichten ift, 
wegen ber Unmahricheinlichkeit einer Dauer von 12" Jahren ſRG. 10. Apr. 1896 Entid. 
XXXVI Nr.108 ©.382]. Hängt ber Beginn deö Bezugsrechts von einem künftigen, un» 
beitimmten Zeitpuntt ab, fo ift $ 9 nicht anwendbar [RG. 29. Mai 1890 Entſch. XXVI 
Nr. 86 5.409). Ebenſowenig auf Schäkung des Rechtes auf Dienjtwohnung [RG. 17. Dez. 
1892 Entih. XXX Nr. 113 ©. 373]. 

2. Kehren die Leiftungen oder Nupungen in beftimmter Höhe, aber in fleineren oder 
größeren als einjährigen Zwifchenräumen wieder, fo iſt zunächſt der einjährige Bezug zu 
berechnen; dann ift diefer nach $ 9 zu fapitalifieren. Läßt fich fein einjähriger Bezug feft- 
ftellen, weil die Nutzungen oder Leiftungen in unbeitimmten Zwiſchenräumen und in med 
felnder Größe wiederkehren, wie 3. B. bei Kirchenbaulaſten [vgl. bay. ob. LG. SA. XLIX 
Nr. 267], fo ift der $9 nicht anwendbar. Wenn die Leiftungen zwar in beitimmten 
Zwifchenräumen, aber in wecjielnder Größe wiederfehren, 3. B. bei unfirierten Zehenten, 
fommt $ 9 nur als Anhalt für das richterliche Ermeffen in Betracht lvgl. RG. 17. Mai 
1887 SA. XLII Nr. 62]. 

$. 10. (10.) 

Das Urtheil eines Landgerichts kann nicht aus dem Grunde angefochten 
werden, weil die Zuftändigkeit des Amtsgerichts begründet geweſen ei. 

HE. 88, HB. 393 ff., 4777 f., NE 8 19, NB. 84, 82 f., €. I, Il, 11 8 10, M. 51, RP. 4, 495 fi. 

1. Die Vorfchrift beruht auf dem Gedanken, daß das Landgericht vermöge feiner 
Eigenihaft als Rollegialgericht für eine richtige Rechtsiprehung befiere Garantie ald das 
Amtsgericht bietet und daß daher die Parteien nur ein geringes Intereffe an ber An« 
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fechtung eines Urteils haben, worin die fachliche Zuftändigfeit des Landgerichts ausgeſprochen 
ift. Natürlich findet $ 10 auch Anwendung, wenn das Landgericht die Einrede ber ſach— 
lichen Unzuitändigfeit durch Zmwifchenurteil verworfen hat [RG. 4. Mai 1883 Entſch. IX 
Nr.101 8.350, 1. Mai 1884 XI Nr. 117 ©.433, 27. Juni 1889 Beitr. z. E. d. DR. XXXIII 
S.1131, 30. Nov. 1901 SA. LVII Nr. 88]. Ebenfo, wenn ein Oberlandesgericht ala Be- 
rufungsgericht ausgeſprochen hat, daß das Landgericht fachlich zuftändig ſei IG. 3. Juni 
1889 Entſch. XXIII Nr.101 S.429). 

2. Die Vorfchrift des 8 10 bezieht ſich ſowohl auf die Zuftänbigfeitsbegrenzung nach 
bem Werte des Streitgegenftandes (GBG. $ 23 Nr.1) als auch auf die Zuftändigfeits- 
verteilung nach anderen Kriterien (GVG. $ 23 Nr. 2) [RG. 4. Mai 1883 Entich. IX Nr.101 
&.350, 1. Mai 1884 X1Nr.117 6.433, 27. Juni 1889 Veitr. 3. Ed. DR. XXXIII ©. 1132]; 
nicht aber auf Fälle, in denen das Amtsgericht (wie z. B. zur Verhandlung und Ent» 
ſcheidung über den MWiderfpruc gegen einen vom Amtögericht erlaffenen Arreftbefehl) aus» 
ichliehlich zuftändig ift [RG®. 14. Juni 1887 Entſch. XVII Nr.76 S. 361, 5. Apr. 1887 XVII 
Nr. 81 5.377, bay. ob. LG. SA. XL Nr. 81, XLVI Rr. 156, OLG. Stiel SA. XXXVIII 
Nr. 293). 

3. Die Vorichrift des $ 10 hindert den Beklagten, welcher gegen das Verfäumnisurteil 
eines Landgerichts Einiprud erhoben hat, nicht, in der Verhandlung über den Einſpruch 
die landgerichtliche Zuftändigfeit zu beftreiten. 


$. 11. (11.) 

Sit die Unzuftändigfeit eines Gericht? auf Grund der Beitimmungen 
über die fachliche Zuftändigfeit der Gerichte rechtskräftig ausgeſprochen, fo ift 
dieſe Entjcheidung für das Gericht bindend, bei welchem die Sache jpäter an— 
hängig wird, 

NE. 8 18, NP. 84, 98, 1137, 1169, 1266, E. I, II, III 8 11, M. 51, AB. 7. 

1. In den Motiven z. E. III ©. 51 heißt es: 

„Durch dieſe Vorſchrift joll die Möglichkeit, daß für denjelben Rechtsſtreit fich mehrere 
Gerichte, von denen eines für den Rechtsſtreit zuftändig ift, aus demſelben Grunde redjtsfräftig 
für fachlich unzuftändig erflären, und dadurch für diejen Fall der Eintritt der Anwendbarkeit 
bes $ 36 Nr. 6 ausgeſchloſſen werden.“ 

Die Worte „aus demjelben Grunde” fcheinen die Auslegung zu begünftigen, daß 
das Gericht, bei dem die Sache fpäter anhängig wird, fich aus einem anderen als ben 
Dorichriften über die fachliche Zuftändigfeit entnommenen Grunde (3. B. das Amtsgericht 
auf Grund bes GBG. $ 70 Abf. 2, nachdem das Landgericht fich auf Grund des GBG. 
$ 23 für unzuftändig erklärt hatte) für unguftändig erflären fünne. Die Auslegung ift 
aber mit dem Texte nicht vereinbar, denn darin find die Beitimmungen über die fachliche 
Buftändigfeit als einheitliche Gruppe von Nechtönormen aufgeführt. Vielmehr ift $ 11 
dahin zu verftehen, daß über bie fachliche Zuftändigfeit nicht nochmals verhandelt und ent- 
ichieden werben fol. Vgl. Mot. zu Entw. IS. 253, Wilm, Levy (7) N.1, Gaupp (9) N. II, 
Peterſen (5) N.4. AM.: Strudm. Koch (8) R.1.] 

Die Vorfchrift gilt fowohl, wenn fich ein Landgericht (Civilfammer oder Kammer 
f. 96.), als auch, wenn fich ein Amtsgericht für fachlich unzuftändig erklärt bat; ebenfo, 
wenn die Unzuftändigleit von einer höheren Inſtanz ausgefprochen wurde. Gebunden an 
die rechtsfräftige Enticheidung über die jachliche Zuftändigfeit ift nicht bloß das unter- ober 
übergeordnete, ſondern jedes fpäter angegangene ordentliche Gericht. Ob mit ber Um: 
zuftändigfeitserflärung eine Verweifung nad) 88 276, 505, 506 ftattgefunden hat oder nicht, 
ift für die Anmwenbbarleit des $ 11 gleich. zyür Verweiſungen von der Eivillammer an 
eine Kammer für Handelsfahen und umgekehrt hat 8 11 feine Bedeutung. 

2. Auf Grund ber Beitimmungen über den Gerichtsſtand fann das Gericht, bei 
welchem die Sache fpäter anhängig wird, fi immer nod für unzuftändig erklären. Auch 
Tann das fpäter angegangene Gericht die Ungzuläffigfeit des Rechtswegs ausſprechen; denn 
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dabei handelt es fich nicht um Beitimmungen über die fachliche Zuftändigfeit ber Gerichte. 
Über das Verhältnis der Nevifion zu 511 f. N.2 zu $ 547. 

3. Auf das Verhältnis der ordentlichen Gerichte zu den in GVG. $ 14 zugelaffenen 
beionderen Gerichten bezieht ſich $ 11 nicht. Doch findet nad) dem Gemwerbegerichts:Gef. in 
d. F. d. Bel. v. 29. Sept. 1901 (RGBl. S. 353) $ 28 bie Vorfchrift in $ 11 der CPrO. 
über die bindende Wirkung der rechtöfräftigen Entfcheidung, durch welche ein Gericht fich 
für fachlich unzuftändig erflärt bat, in dem Verhältnis der Gemwerbegerichte und ber 
ordentlichen Gerichte Anwendung. Eine foldhe Enticheidung des ordentlichen Gerichts iſt 
auch infoweit, als fie auf der Annahme der örtlichen Zuftändigfeit eines beftimmten Ge« 
werbegerichtö beruht, für dad Gewerbegericht bindend. Wal. a. Gewerbegerichts-Geſ. $ 86, 
wonach die Vorfchriften des 8 28 diejes Gefehes in dem Verhältniſſe der Innungen, der 
Innungöichiedögerichte und der in $ 85 bezeichneten Gemwerbegerichte zu den ordentlichen 
Gerichten und zu ben gemäß $ 1 errichteten Gewerbegerichten entiprechende Anwendung 
finden. Ebenſo nad dem Staufmannsgericht3:Gef. v. 6. Juli 1904 (RGBL. 5.266) $ 16 
im Verbältniffe der Kaufmannsgerichte zu den ordentlichen Gerichten und zu den Gemwerbe- 


gerichten. 
Zweiter Titel. 


Gerihtöftand. 

1. Über den Begriff des Gerichtsftandes und beffen Verhältnis zu ber fachlichen 
Zuftändigkeit ſ. N.1 vor $1. 

2. Die $$ 12 bis 19 behandeln die allgemeinen Gerichtöftände, die $$ 20 bis 34 die 
bejonberen. Der $ 35 regelt das Verhältnis mehrerer örtlich zuftändiger Gerichte zu ein» 
ander. Die $$ 36, 37 ordnen für gewiffe Fälle die Beitimmung des zuftändigen Gerichts 
durch das höhere Gericht an. 

3. a) Außerhalb des 2. Titels des 1. Abichnitts des 1. Buches find in folgenden 
Paragraphen der CPrO. Beitimmungen über örtliche Zuftändigkeit enthalten: in $ 64 für 
die Hauptintervention, in $ 436 für das VBeweisficherungsverfahren, in $ 603 für bie 
Mechielklagen, in $ 606 für Eheſachen, in $ 642 für Nechtäftreitigfeiten, welche die Feſt— 
ftellung bes Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern und Kindern zum Gegenjtande haben, in 
ben $$ 648, 665, 676, 680, 684 für Entmündigungsfacdhen, in $ 689 für das Mahn 
verfahren, in ben $ 957 Abf.2, 88 961, 978, 983, 990, $ 1002 Abſ. 2, 8 1005 für das 
Aufgebotsverfahreu, in den $$ 1045, 1046 für Geſuche und Klagen im fchiedsrichterlichen 
Derfahren. Zahlreihe Beitimmungen über örtliche Zuſtändigkeit enthält das 8. Bud 
„Zwangsvollſtreckung“ ($ 722 Abi. 2, 8 724 Abf. 2, $$ 731, 732, 764, 766 bis 769, 771 
Abj.1, $ 772 Saß 2, 88 785, 786, 796 Abſ. 3, $ 797 Abi. 1 und 5, $ 800 Abi. 3, $ 805 
Abſ. 2, $ 810 Abſ. 2, $$ 828, 853 bis 855, 873, $ 879 Abj.1, $ 888, 8 889 Abſ. 1, 5890 
Abſ. 1, $ 893 Abi. 2, 8 899 Abf.1, $ 919, $ 937 Abf.1, $ 942). 

b) Sonftige Beitimmungen über Gerichtöftand 5. KO. $$ 71, 146, 164, 214, 238; 
HGB. $ 272 Ab. 2, $ 306 Abf. 3; $ 309 Satz 2, $ 371 Abf. 4, $$ 488, 508; NE. v. 
21. De3.1871 betr.d. Beichr.d, Grundeigentums (RGBI. S.459) $ 42 Abi. 2; Reichabeamten- 
geile v. 31. März 1875 (NGBL. S. 61) 8 21; Gen.Gef. i. d. 7%. d. Bel. v. 20. Mai 1898 
(RGEBl. ©.810) $$ 87, 109; Patentgef. v. 7. Apr. 1891 (REBl. 5.79) 812 Abſ. 13 Ge- 
brauchömuftergef. v. 1. Juni 1891 (RGBL. ©. 290) $13 Abi. 2; RE. betr. die Gefellichaften 
m. beichr. Haftung in d. F. d. Def. v. 20. Mai 1898 (RGBl. S.846) 8 61 Abſ. 3, 5 62 Abi. 2 
Satz 3, 869 Abf.2; NG. dv. 12. Mai 1894 3. Schutze d. Warenbezeichnungen (RGEBl. S. 441) 
$23 Abi.2; RG. betr. d. privatr. Verb. der Binnenichiffahrt in d. F. d. Bel. v. 30. Mai 1898 
(RGBl. S. 868) 86, 897 Abi. 2; RG. v. 15. Juni 1895, betr. d. privatr. Verb. d. Flößerei 
(RED. ©. 341) 8 25 Abi. 3, RG. v. 27. Mai 1896 3. Belämpf. d. unlaut. Wettbewerbs 
(RGBl. ©.145) $$ 2, 3; Börſengeſetz v. 22. Juni 1896 (RGBl. S. 157) $ 47; RG. über 
bie privaten Verficherungsunternehmungen v. 12. Mai 1901 (REBL. S. 139) 889; vgl. a. 
internationales Übereinfommen über ben Eifenbahnfrachtvertehr (KGBl. 1892 S. 798) $ 53. 
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c) In manden ber angeführten Vorfchriften find neben Beitimmungen über den 
Gerichtsſtand Beſtimmungen über die fachliche Zuftändigfeit enthalten. Eine Vergleichung 
der in N. 2 zu $1 zufammengeitellten Gejeßesbeitimmungen über fachliche Zuftändigfeit 
mit ber vorftehenden Überficht ergiebt die Fälle folder Kombination. 

4. In Rectöftreitigfeiten über vermögensrechtliche Anſprüche (i. ©. d.N.2 zu $ 20) 
fönnen die Beitimmungen über den Gerichtsitand in erjter Inftanz umgangen werben durch 
Vereinbarung ($ 38) und durd Erhebung der Klage bei einem unzuftändigen Gericht in 
Verbindung mit ber vorbehaltlofen Einlaffung des Beklagten ($ 39), infomweit nicht ein 
ausſchließlicher Gerichtäftand vorgeichrieben ift. Ausschließlich find die Gerichtsjtände 
ber 58 24, 606, 648, 665, 676, 689, fobann gemäß $ 802 die fämtlichen im 8. Buche 
(Zwangsvollitredung einfchließlih Arreit und einstweilige Verfügungen) angeordneten Ge: 
richtöftände, ferner die Gerichtäftände im Aufgebotöverfahren. Ausfchliehliche Gerichta- 
ftände find weiter vorgefehen in der KO. $$ 71,146, 164, 214, 238, im HGB. $ 272 Ubi. 2, 
$ 309 Saß 2, im Rayongej. $ 42, im Gen.Gef. $ 109, im RG. betr. die Gef. m. beſchr. 
Haftung 8 61 Abi. 2, 8 62 Abi. 2, im NG. z. Belämpf. d. unlaut. Wettbewerbs $ 2, im 
Börjengei. 8 47 und im internat. Übereinfommen über den Eifenbahnvertehr $ 53. 

5. Die zur Begründung eines Gerichtöftandes dienenden Tatſachen find vom Stläger 
zu behaupten und, wenn fie beweisbebürftig werden, zu beweiſen. [Bal. Kohler Arc. f.c. Pr. 
LXX ©. 255 ff., Stein Beitr. 3. €. d. DR. XXVIII ©. 433 ff., P. Mayer Ztichr. f. d. CPr. 
XIV ©. 241 ff. Peterfen Beitr. 3. €. d. DR.XXXVI S. 1ff., Jaeger Ztichr. f. Rpfl. in Bay. 
1©.43, RG. 25. Jan. 1881 Entich. III Nr. 107 ©. 381, 7. März 1882 Entf. VII Nr, 90 
S. 810, bay. ob. LG. SA. XLVI Nr. 131, RG. 11. Febr. 1892 Beitr. 3. €. d. DR. XXXVI 
S. 706, RG. 11. März 1892 Entſch. XXIX Nr. 97 ©. 311, 6. Dez. 1893 SA. XLIX Nr.194.] 
Dies gilt auh in Anfehung derjenigen Tatſachen, welche zugleich zur Begründung der 
Klage dienen, falls die Zuftändigfeit vom Bellagten beitritten oder von Amtswegen zu 
prüfen if. Die in ber Rechtſprechung des RG. mehrmals vertretene Anficht, dab Be— 
bauptungen, die zugleich zur Begründung des Gerichtöftandes und der Klage dienen, auch 
ohne Beweis zur Begründung des Gerichtäftandes genügten [vgl. insbeſ. RG. 22. Apr. 1901 
Beitr.3.€.d. DR. XLV &.1105, 8. Jan. 1902 IW. S. 129 Nr. 3], ift unrichtig; denn die 
Zuftändigkeit ift vor der Enticheidung über die Hauptſache zu prüfen. Wichtig ift nur, 
daß bie Beftreitung folder Tatjachen, ſoweit fie zur Alagebegründung dienen, noch feine 
Beftreitung der Zuftändigkeit involviert [vgl. Gaupp (9) N. IV Abi. 3 vor $12]. Über das 
Verhältnis der Enticheidung über die Zuftändigfeit zur Enticheidung in der Hauptiache 
vgl. N.7 zu $ 29. 

6. Die Vorichriften über den Gerichtöftandb gelten, ſoweit nicht im Gejeß Ausnahmen 
vorgejehen find (vgl. $ 606 Abi. 2 His 4, 642, 648 Abſ. 2, 676 Ab. 2), nicht nur für die 
Angehörigen des Deutichen Reiches (Inländer), fondern auch für Ausländer und zwar ohne 
Unterichieb der Parteiftellung und — entgegen ber altpreußiichen Praxis [Erf. d. OTr. v. 
26. Apr. 1855 Strieth. Arch. XVII 8.144) — ohne Rüdfiht darauf, ob es fih um den 
allgemeinen oder einen bejonderen Gerichtäftand handelt. — Gegen Perfonen, auf die ſich 
die inlänbdiiche Gerichtsbarkeit oder die Gerichtöbarkeit eines Bundesſtaates nicht erſtreckt 
(Erterritoriale), beftebt bei den inländiſchen Gerichten oder bei den Gerichten des Bunbes- 
ftaats, von deſſen Gerichtsbarfeit fie befreit find, nur der ausfchließliche dingliche Gerichts— 
ftand des $ 24 (GBG. $ 20). Doch kann ich ein Erterritorialer der Gerichtäbarfeit eines 
Staates, von welcher er befreit ift, unterwerfen [aM.: Hellwig Lehrb. 1.120]. Wegen 
Widerflage gegen einen Erterritorialen ſ. N. Abi. 3 zu $33. Wo ein Erterritorialer 
feinen Gerichtöftand hat, bemißt ſich nach dem Geſetze jeines Heimatitaats [RG. 22. Dez. 
1887 Beitr. 3. €. d. DR. XXI &.1166]. Darüber, wen das Recdt der Erterritorialität 
zufommt, ſ. GBG. $$ 18,19, 21. Dieje Vorichriften find nicht erichöpfend. Nach völfer- 
rechtlichen Grundfägen find auch die Oberhäupter (Souveräne) ausländiiher Staaten und 
die Oberhäupter der beutichen Bunbdesitaaten in demjelben Maße wie ihre Gejandten 
von der inländifchen bezw. von der bundesſtaatlichen Gerichtäbarteit befreit. [Qgl. v. Bar 
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Handb. des intern. PrR®. II S. 660 f., Pland Yehrb.1 S.45, Laband ReihsStR. (4) III &.368, 
Strucdm. Koch (8) N. 3 zu GVG. $ 18, Wittmaad Arch. f. d. c. Pr. XC ©. 54, €. Löning 
Gerichtsbarkeit gegen fremde Staaten und Souveräne (in Feſtgabe für Fitting) 1903. AM.: 
Gaupp (9 N. VI2 vor 81, Schmidt Vehrb. (2) 5.294. Zweifelnd: Hellwig Lehrb. 1.118 f.] 
— Über die Frage, ob ausländifhe Staaten der inländiichen Gerichtsbarkeit unterworfen 
find, ſ. Droop in Beitr. z. E.d. DR.XXVI S. 289 ff. und E. Löning in der cit. Abh.; ferner 
bie Begründung bes (nicht angenommenen) Entwurfs eines Geſetzes betr. die Ergänzung 
des GVBG. Neichet. 6. Leg.Per., 1. Seff. 188485 Nr. 114 ber Drudiadhen, nebft dem 
darüber erftatteten Kommiſſionsbericht, Nr. 379 der Druckſachen; Erf. db. bayer. GH. f. 
Komp.Konfl. v. 5. März 1885, Beil. I 3. Gef.- u. VBl. 1885, Beſchl. db. KG. Berlin SU. L 
Nr. 97, RG. 12. Dez. 1905 Entſch. LXII Nr. 41 ©. 165, wo die Unterwerfung ber aus- 
ländiichen Staaten unter die inländijche Gerichtsbarfeit verneint wird. 

Das Gejeg enthält feinen privilegierten Gerichtäftand; das EG. $ 5 referviert aber 
ben Ianbdesrechtlich beitehenden Sonbergerichtsitand der Landeäherren und der Mitglieder 
der landesherrlichen Familien, der fürftlichen Familie Hohenzollern, des vormaligen Han 
noverſchen Königshauſes und ber vormaligen Kurbeffiihen und Naſſauiſchen Fürftenhäufer. 
Nach dem preuß. Gef. v. 26. April 1851 Art. III Haben die Mitglieder der föniglichen 
Familie und die Mitglieder der fürftlihen Familie Hohenzollern ihren perfönlichen Ge— 
richtöftand bei dem mit dem Kammergerichte verbundenen Geheimen Yuftizrate. Dal. Pr. 
AG. 3. GBG. 818 und AG. 3. CPrO. i. d. F. v. 6. Ott. 1899 84. Tür Bayern f.Art.1 
bes AG. v. 23. Febr. 1879 (Gef. u. VBl. 1890 S. 401). Für Sachſen f. Gef. v. 20. Aug. 
1879 (Gef. u. BB. S. 325). Für Württemberg ſ. Art. 1, 2 des Gef. v. 18. Aug. 1879 
(RD. ©. 173). 

8. 12, (12.) 

Das Gericht, bei welchem eine Perfon ihren allgemeinen Gerichtsjtand 
hat, ift für alle gegen diefelbe zu erhebenden Klagen zuftändig, fofern nicht 
für eine Klage ein ausfchließlicher Gerichtsftand begründet ift. 

NE. 841, NP. 11, 40, 216, 227, €. 1,0, IT 8 12, M. 52, HE. 7. 

1. Die Beitimmung des allgemeinen Gerichtäftands enthält die Unterwerfung einer 
Perfon unter die örtliche Zuftändigfeit eines Gerichts für alle nicht einem ausſchließlichen 
Gerichtöftande zugemwiefenen Klagen. Der allgemeine Gerichtöftand einer Perfon wird durch 
beren Beziehung zu dem Gerichtsbezirke bejtimmt. 

2. Der allgemeine Gerichtsitand ift ein ausfchliehlicher in ben Fällen des HGB. 
8 272 Abi. 2, $ 309, des Gen.Gef. $ 109, des NG, betr. die Gef. m. beichr. Haft. $ 61 
Abi. 2, $ 62 Abi. 2 und des RG. 3. Bel. d. unlaut. Wettbew. $ 2. 

3. Regel: Actor sequitur forum rei. Ausnahme: Im Falle eines handelsrecht⸗ 
fihen Zurüdbehaltungsrechts Tann ber Gläubiger bei dem Gericht, in deſſen Bezirk er 
felbft feinen allgemeinen Gerichtäftand hat, auf Geftattung ber Befriedigung Hagen (HGB. 
8 371 Abſ. 4). Weitere Ausnahmen ergeben fich aus $ 660 Abi. 1 für das Verfahren 
in Eheſachen. 

$. 13. (13.) 


Der allgemeine Gerichtsſtand einer Perfon wird durch den Wohnſitz 


bejtimmt. 
“1 P, 8 416 ff, NE. 42, NP. 12, 217, 227, €. I, I, III 8 18, M. 53 f,, KB. 7, Begr. d. 
od, . 


1. In Übereinftimmung mit dem früheren gemeinen Recht und mit allen neueren 
Prozehgefegen wird ber allgemeine Gerichtsitand einer Perſon zunächft durch beren Wohn: 
fig beftimmt. Wo jemand feinen Wohnfig hat, bemikt fi nah BEB. 88 7 bis 11. 
Landesgeiegliche Vorſchriften, insbefondere auch ſolche über geſetzlichen Wohnfig, find durch 
bie Vorichriften des BGB. aufgehoben. Beamte haben nad; Reichsrecht feinen gejeglichen 
Wohnfig und können auch durch Landesgeſetze feinen ſolchen erhalten. Beſteht der Wohnfik 
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gleichzeitig an mehreren Orten (BGB. $ 7 Abſ. 2), jo kann auch bei mehreren Gerichten 
ein allgemeiner Gerichtäftand beitehen. 

Iſt die Ortichaft, in der fi der Wohnſitz befindet, in mehrere GerichtSbezirfe ge: 
teilt, fo ift der allgemeine Gerichtsftand bei dem Gericht, in deflen Bezirke das Wohnhaus 
gelegen iſt [vgl. Stölzel Ztichr. f. d. E Pr. XXXII S. 54f., Jaſtrow eod. XXXIV ©. 435, 
Eccius Beitr. 3. E. d. DR. L &. 209 ff.J. 

2. Aus den $$ 13, 16 folgt, daß für eine Perfon, die ihren Wohnfig im Auslande 
bat, im Deutichen Neiche fein allgemeiner Gerichtäftand beſteht. Ob eine folche Perion 
im Ausland ihren allgemeinen Gerichtöftand da hat, wo ihr Wohnfig ift, oder anderswo, 
beftimmt das ausländiiche Geſetz. Es iſt ungenau, wenn die Mot. z. E. III S.53 f. fagen, 
daß der allgemeine Wohnliggerichtsitand dort fei, wo ber Beklagte wohne, gleichviel ob der 
Wohnſitz im Inlande oder im Auslande liege. Belondere Beitimmungen für ben Fall, 
daß fein allgemeiner Gerichtäftand im Inlande befteht, enthalten die 3 606 Abi. 2, 3, 
8 642, 8 648 Abi. 2, $ 676 Abi. 2, $ 797 Abi. 5, $ 828 Ab. 2, $ 899. 

3. Bon dem civilrechtlichen Wohnfige lann der politiiche Wohnfiß (domiceile politique) 
d. i. der Ort, wo jemand Heimat, Anſaſſigleit, Bürgerrecht, Wahlrecht hat, ſowie der jog. 
Unterftügungsmwohnfig (RG. v. 6. Juni 1870 i. d. 5. d. RG. v. 12. März 1594) verschieden 
fein. Über das domieile élu des franz. Rechts ſ. N. lud zu EG. $ 15. 

4. Gerichtsftand für lagen in Patentprozeffen gegen den im Auslande wohnenden 
Patentinhaber ſ. Patentgejeß v. 7. April 1891 (RGEBl. S.79) $ 12 Abi. 2; Gerichtöftand 
für die ein Gebraudsmufter oder ein Warenzeichen betr. Klagen gegen den Inhaber, der 
im Inlande feine Niederlaffung bat, j. RG. v. 1. Juni 1891 (RGB. ©. 290) $ 13 Abi. 2 
und RG. v. 12, Mai 1894 (RGEBl. ©. 441) $ 23 Abf. 2; Gerichtäftand für Klagen aus 
dem Verficherungsgeichäfte gegen private Verficherungsunternehmungen ſ. RG. v. 12. Mai 
1901 (RGBl. S. 139) $ 89, $ 115 Abi. 2, 3. 


$. 14.* (14.) 
Iſt der für den MWohnfig einer Militärperfon maßgebende Garnijonort 
in mehrere Gerichtsbezirfe getheilt, jo wird der als Wohnfig geltende Bezirk 


von der Landesjuftizverwaltung durch allgemeine Anordnung bejtimmt. 
Rov. $ 14, D. 82. 


Über „Militärperfonen” vgl. N. 3 zu 820. Wegen des Wohnſitzes der Militär: 
perfonen ſ. BGB. 89. — Die in $ 14 vorgefehene Anordnung braucht auf die Lage der 
Kafernen x. nicht Rüdficht zu nehmen. 

Ss. 15.* (16.) 

Deutjche, welche das Necht der Exterritorialität genießen, ſowie die im 
Auslande angeftellten Beamten des Neichs oder eines Bundesitaates behalten 
in Anfehung des Gerichtsjtandes den MWohnfig, welchen fie in dem Heimath— 
ftaate hatten. In Ermangelung eines folchen Wohnfiges gilt die Hauptitadt 
des Heimathitaates als ihr Wohnfig; ift die Hauptftadt in mehrere Gerichts- 
bezirfe getheilt, jo wird der als Wohnfig geltende Bezirk von der Landesjuſtiz— 
verwaltung durch allgemeine Anordnung beftimmt. Gehört ein Deutjcher einem 
Bundesjtaate nicht an, fo gilt als fein Wohnfig die Stadt Berlin; ift die Stadt 
Berlin in mehrere Gerichtsbezirfe getheilt, jo wird der als Wohnſitz geltende 
Bezirk von dem Reichsfanzler durch allgemeine Anordnung bejtimmt. 


Auf Wahlkonſuln finden diefe Beitimmungen feine Anwendung. 


ou. 11, SB. 420 f., 4803 f., NE. 8 47, NE. 24, E. 1817, € IT, ITS 16, M. 54, MB. 8, 506, 
egr. d. Nov. 88. 


1. Zu Abi. 1: Die Vorichrift gilt für drei Kategorien: erftens für Deutiche, die 
in dem Bunbeöftaate, wo fie ihren Wohnfit haben, nad) GBG. $$ 18 bis 20 erterritorial 
find; zweitens für Deutiche, die in dem ausländifchen Staate, wo fie wohnen, nad) Völfer- 

2, Seuffert, GCivilprogehorbnung I. 10, Aufl. 2 
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recht exterritorial find; drittens für Deutiche, die als Beamte des Neiches oder eines Bunbes- 
ftaates im Ausland angeftellt und wohnhaft find, wie 3. B. die Neichdbeamten in ben 
deutichen Schußgebieten und die auf Grund des Zollvereinsvertrags dv. 1867 Art. 20 im 
Großherzogtum Luremburg angeftellten Zollvereinsbevollmächtigten. 

Für Perfonen dieſer drei Kategorien wird durch die Fiktion der Fortdauer bes 
legten Wohnfies, welchen die Perfon in ihrem Heimatftaate (nicht in einem anderen deutfchen 
Bunbesftaate, vgl. KPr. ©. 506) hatte, eventuell durch die Fiktion des Wohnfiges in der 
Hauptſtadt des Heimatitaates, fubeventuell durch Fiktion des Wohnſitzes in Berlin ein 
allgemeiner Gerichtsftand an dieien Orten geichaffen; vgl. Reichäbeamtengef. v. 31. März 
1873 (RGBl. ©. 61) $ 21 Abi. 1 und StPrO. 811i. d. F. d. EG. 3. BEP. Art. 35 Nr. 1. 
Über Deutiche, die feinem Bundesſtaat angehören, ſ. Schußgebietsgei. i. d. F. v. 10. Sept. 
1900 (RGBL. S.813) $ 9. — Nach Bel. v. 21. April 1906 (RGBl. S.463) gilt ala Wohn: 
tik für einen Deutichen, der einem Bunbesitaate nicht angehört, der zum Bezirke des 
Amtsgerichts Berlin-Mitte gehörende Zeil des Stabtkreifes Berlin. Für NReichäbeamte, 
die nicht Deutiche find (vgl. RG. v. 1. Juni 1870 üb. d. Erw. u. Verl. d. Staatsangehörig- 
feit $ I Abſ. 2 und RG. v. 20. Dez. 1875, RGBl. S. 324), bleibt die Vorjchrift des $ 21 
des Reichöbeamtengefeßes in Geltung; an Stelle des in $ 21 genannten Stabtgerichts 
Berlin ift das Landgericht I oder das Amtsgericht I in Berlin und feit dem 1. Juli 1906 
das Landgericht oder Amtögericht Berlin-Mitte getreten. 

Befindet fich der bienftliche Wohnfig eines Neichäbeamten in einem Land, in dem 
Reichötonfulargerichtäbarfeit befteht, jo wird durch die Beitimmung des $ 21 des Reichs- 
beamtengejeßed und durd den ihm nachgebildeten $ 15 CPrO. nicht ausgeichloffen, daß 
der Beamte zugleich der Neichöfonfulargerichtäbarfeit nad Maßgabe des NG. v. 7. April 
1900 (RGEBl. ©. 213) unterliegt (Reichsbeamtengef. $ 22). 

Die befonderen Gerichtöitände werden durch die Vorfchriften bes $15 nicht berührt. 

2. Zu Abi. 2: Wahltonfuln (consules electi) — f. BG. v. 8. Nov. 1867 (BGBl. 
5.137) $ 9. Gegenfag: VBerufätonfuln (consules misst) — ſ. $7 besjelben Gejehes. 
Berufskonſuln fallen unter Abf. 1. . 


$. 16. (18.) 
Der allgemeine Gerichtäftand einer Perfon, welche feinen Wohnſitz hat, 
wird durch den Aufenthaltsort im Deutfchen Neich und, wenn ein folcher nicht 
befannt ift, durch den legten Wohnſitz bejtimmt. 


de. 8 10, 88. 415 f., A779 F., NE. 88 43, 44, NP. 12 f., 217, E18 16, E. II, UI 818, M. 58, 
55 f., ME. 8. 


1. Hat jemand weder im Inland noch im Ausland einen Wohnſitz, fo wird fein 
allgemeiner Gerichtäitand durch den Ort beftimmt, wo er fih im Deutſchen Reich aufhält. 
Dauernder Aufenthalt (residence) ift nicht erforderlich; e8 genügt, wenn der Beklagte ſich 
in dem Bezirke bes Gerichts, bei welchem die Klage erhoben wird, fo lang aufhält, daß 
ihm die Klage zugeftellt werden fann. 

2. Iſt nicht befannt, daß fich die jetzt wohnſitzloſe Perſon im Deutichen Reich auf- 
hält, fo wird der allgemeine Gerichtäftand durch den legten Wohnfig beftimmt. Hatte die 
Perfon den letten Wohnfit außerhalb des Deutichen Reiches, To ift der allgemeine Gerichts: 
ftand bes letzten Wohnfiges in Deutichland nicht begründet. 

3. Die Vorausiegungen des allgemeinen Gerichtsitandes des $ 16 barzuthun, ift 
Sache des Klägers; aber einen förmlichen Beweis dafür, dab ber Bellagte zur Zeit feinen 
Wohnſitz hat, und im Falle der N. 2 dafür, daß ſich der Beklagte nicht im Deutſchen 
Reich aufhält und dab er feinen legten Wohnfig an dem angegebenen Orte hatte, kann 
man vom Kläger nicht verlangen; es genügt, wenn ein Wohnfit und außerdem im Falle 
der N. 2 ein Aufenthaltsort des Beklagten im Neich und ein fpäterer Wohnfig nicht zu 
ermitteln ift [RG. 15. Jan. 1891 Entſch. XXVII Nr. 104 ©. 400, 6. April 1900 IM. 
©. 410 f.]. 


$ 17. Zweiter Titel. Gerichtöftand. 19 


$. 17.* (19.) 

Der allgemeine Gerichtsjtand der Gemeinden, der Storporationen, ſowie 
derjenigen Gejellichaften, Genofjenfchaften oder anderen Vereine und derjenigen 
Stiftungen, Anjtalten und VBermögensmaffen, welche als jolche verklagt werden 
fönnen, wird durch den Sig derjelben beftimmt. Als Sig gilt, wenn nicht 
ein Anderes erhellt, der Ort, wo die Verwaltung geführt wird. 

Gewerkichaften haben den allgemeinen Gerichtäjtand bei dem Gerichte, in 
deilen Bezirke das Bergwerk liegt, Behörden, wenn fie als folche verklagt werden 
fönnen, bei dem Gerichte ihres Amtsfiges. 

Neben dem durch die Vorjchriften diefes Paragraphen beſtimmten Ge- 
richtsitande ift ein durch Statut oder in anderer Weije bejonders geregelter 
Gerichtäftand zuläjlig. 

HE. 88 12, 13, HB. 483 f., 4804 ff., PE. 88 11, 12, NE. 8 48, NP. 27 ff, 218, €.18 18, €. UI, 
ll 8 19, WM. 56, AB. 8i. 


1. Zu Abſ. 1: $ 17 beitimmt den allgemeinen Gerichtöftand der juriftiichen Per: 
fonen (Gemeinden, Korporationen, Gejellfchaften, Anftalten, Stiftungen) und ber Perſonen— 
oder Vermögensverbände, die, ohne juriftiiche Perionen zu fein, verklagt werden fünnen. 
Über derartige Verbände vgl. N. 2 litt. d zu $50. 

Wie bei den phufiichen Perfonen der Wohnfik, fo ift bei den iuriftiichen Perfonen xx. 
ber Sit für den allgemeinen Gerichtöftand maßgebend. Der Si wird zunächſt durd Statut, 
Geſetz oder Verordnung, eventuell durch den Ort beftimmt, wo die Verwaltung geführt wird. 
It der Sit durch Statut ac. beitimmt, jo kommt die Eventualvorihrift nicht zur An— 
wendung [RG. 27. Okt. 1904 Entſch. LIX Nr. 32 ©. 106]. 

Reichägejegliche VBorfchriften über den Sitz der Handelsgeſellſchaften ſ. HGB. $ 106 
Abf. 2 Nr.2 (5162), $ 182 Abſ. 2 Nr. 1, $ 198 ($ 322 Abi. 1); über ben Sik ber Reiche» 
bant: RG. v. 14. März 1885 (RGBl. ©. 180) 58 12, 38; über den Sik der eingeichriebenen 
Hülfslaſſen: NG. v. 7. April 1876 (RGBL. S.125) $3 Nr. 1; über den Sitz der Innungen 
und Innungsverbände: Gew. Ordn. i. d. F. v. 26. Juli 1900 (RGBL. ©. 871) 8 83 Abi. 2 
Nr. 1, $ 104a Ab. 2 litt.c; über den Siß der zu Verficherungszweden gebildeten Berufs- 
genoffenichaften: Gewerbe-Unf. Verſ.Geſ. (KGBl. 1900 ©. 585) 837 Nr. 1, Unf.Beri.Gei. f. 
Land» und Forftwirtihaft (NGDBI. 1900 ©. 641) $ 38 Abi. 2 Nr. 1, Bau⸗Unf. Verſ. Geſ. 
(RGEBl. 1900 ©. 698) 8 14, See-Unf. Verſ. Geſ. (RGBl. 1900 ©. 716) $ 37 Abſ. 2 Nr. 1; 
über den Sit ber Erwerbs- und Wirtichaftsgenofjenichaften: Gen.Gef. i. d. F. d. Bel. v. 
20. Mai 1898 (RGEBl. ©. 810) $ 6 Nr. 1, 8312 Abi.2 Nr.2, $ 87 Abi. 2; über den Sik 
ber Gejellichaften mit beichr. Haftung: RG. betr. dieſe Gefellihaften (RGBl. 1898 ©. 846) 
83 Nr.1, 869 Abf. 2; über den Sik von Verficherungsanitalten: Invalidenverficherungs» 
gel. v. 13. Juni 1899 (RBB. ©. 463) $ 67; über den Sitz der privaten Verficherungs: 
unternehmungen: RG. 14. Mai 1901 (RGB. S. 139) $ 16, $ 46 Abſ. 2. Nad 889 
bes Geſetzes ift für die Stlagen, welche aus dem Verficherungsgeichäfte gegen eine ausländische 
Derfiherungsunternehmung erhoben werden, das Gericht zuftändig, wo die inländiſche 
Niederlaffung ($ 86 Abi. 2 Nr. 3) fi befindet. Nach 8 115 Abſ. 3 des Geſetzes ift für 
Klagen, die aus dem DVerficherungsgeichäft innerhalb eines Bundesftaates gegen eine Ver— 
fiherungsunternehmung erhoben werden, die in einem anderen Bunbdesftaate ihren Sit hat, 
das Gericht zuftändig, wo ber nah $ 115 Abf.2 zu ermennende Hauptbevollmächtigte 
feinen Sitz hat. Diefe Gerichtsftände können nicht durch Vertrag befeitigt werden ($ 89 
Sa 2, $ 115 Abi. 3 Satz 2 bes zit. Gef.). 

2. Zu Abi. 2: Someit diefer Abfak die Gewerkichaften betrifft, ift er dem preuß. 
Berggei. v. 24. Yuni 1865 $ 96 nachgebildet. Erftredt ſich das Grubenfeld durch mehrere 
Gerichtöbezirfe, fo iſt der Gerichtäftand bei jedem biefer Gerichte begründet; $ 36 Nr. 2 
ift nicht anwendbar. IVgl. Kloftermann Lehrb. d. Preuß, Bergrechts S. 232 und Komm, 

2% 
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3. preuß. Bergaef. $ 96 N.214, RG. 16. Nov. 1893 Entich. XXXTI Nr. 101 ©. 386.] Das 
Bohren nach Mineralien ift noch fein Vergwerfsbetrieb [OLG. Celle SU. LIV Nr. 245). 
Ob Behörden als folche verklagt werden können, beftimmt das Landesrecht. 

3. Zu Abi. 3: Durd Statut oder in anderer Weife (z.B. durch bie einer Ber: 
fiherungsgejellichaft erteilte Konzeſſion zum Geichäftsbetrieb) kann ein zweiter Gerichts» 
ſtand neben den des Abi. 1, 2 geießt werden. Der allgemeine Gerichtäftand, der fich aus 
Abi. 1, 2 ergiebt, fann nicht befeitigt werden. [Val. Strudm. Koch (8) N. 5, Gaupp (9) 
N. II, Peterſen (5) N. 8, Kohler Beitr. 3. E. d. DR. XXXI ©. 350f., Brendel eod. XXXIII 
S.2391, Wach 834 N. 23, NG.16.Nov. 1893 Entich. XXXII Nr. 101 S. 385. — Einiger: 
maßen abw.: RG. 13. Oft. 1905 NW. ©. 723 Nr. 16.] Die Anficht, daß mit Ausſchluß 
bes fih aus $ 17 Abi. 1, 2 ergebenden Gerichtäftandes ein allgemeiner Gerichtäftand an 
einem anderen Orte geichaffen werden könne [Endemann I S. 258 f.], ift mit dem Wort— 
laute nicht wohl vereinbar und wird durch die Thatfache widerlegt, dab der diefer Anficht 
entiprechende Abi. 3 $ 19 des Entw. III in ber JR. d. NT. geändert worden ift. 

$. 18. (20.) 

Der allgemeine Gerichtsitand des Fiskus wird durch den Eiß der Behörde 

beftimmt, welche berufen it, den Fiskus in dem Nechtsitreite zu vertreten. 
BE. 8 13, NE. 8 49, RP. 30, E. 1819, E. IT, 11820, M. 56, AP. 9, 506 f. 

Litteratur: Mandry D. civilr. Inhalt 2c. (4) S.135 f., Neinde Beitr. 3. €. d. DR. XXIU 
S. 481 ff, Pfizer eod. XXXIV ©. 854 ff, Fritze Zulammenftellung der Behörden, welche den 
preuß. Landes- umd den deutſchen Neichsfisfus im Prozefie zu vertreten befugt find (Berlin 
1891), Rintelen S. 83 ff., Scholz Die Vertretung des Reichs-, Poſt- und Telegraphenfisfus 
Beitr. 3. E.d. DR. XLVII ©. 556 ff. 

1. Unter Fistus im Sinne des $ 18 ift auch der Neichsfisfus zu verſtehen (KPr. 
S. 9). Mol. Seybel Verf.Urkunde (2) ©. 348 ff., 353 ff. 

Soweit nicht in einzelnen Geſetzen oder Staatäverträgen befondere Beitimmungen 
enthalten find, ift der Neichsfanzler oder fein Vertreter (NG. v. 17. März 1878, RGBl. 
S. 7) zur Vertretung des Neichöfisfus berufen, bat alfo der Neichöfisfus in Berlin als 
dem Sitze der oberiten Reichsbehörden feinen allgemeinen Gerichtsftand. Vgl. KPr. ©. 509, 
wo aber auch eine abweichende Anficht vorfommt, ferner Entſch. d. RG. VIII ©. 1, XI 
S. 93, XV S. 37.) Belondere Beitimmungen find enthalten in $2 des RG. v. 1. Juni 
1870 für die Klagen auf Entichädigung wegen Aufgebung von Flößereiabgaben; in $ 116 
des Militärpenfionsgeießes v. 27. Juni 1871 für Klagen auf Penfion x. [dazu RE. v. 
5. San. 1903 Entich. LIII Nr. 61 S. 239, bei. S. 243]; in $13 des Poſtgeſetzes v. 
28. Oft. 1871 für Anſprüche auf Schadloshaltung gegen die Poftverwaltung (die Annahme 
von Scholz a.a.D., daß der Reiche», Poft: und Telegraphenfisfus auch in anderen Saden 
durch die Oberpoftdireftionen vertreten werde, entbehrt ber gejeßlichen Begründung); in 
$$ 144, 151, 153 des Reichsbeamtengeießes v. 31. März 1873 für die bafelbft bezeichneten 
Klagen und in $S 42 des NG. v. 31. Dez. 1871, betr. die Beichränfung des Grunbdeigen- 
tums in der Umgebung von FFeitungen; in $ 39 Abf. 1 Nr, 1 des RG. über die Pen- 
fionierung der Offiziere zc. dv. 31. Mai 1906 (RGBl. S.565); in $ 42 Abf. 1 Nr. 1 des NE. 
über die Verforgung der Perjonen der Unterklaſſen des Reichsheeres x. v. 31. Mai 1906 
(RGEBl. S. 593). Daß dieſe befonderen, teilweile von $ 18 abweichenden Beſtimmungen 
der älteren Gejeße nicht durch die CPrO. aufgehoben find, folgt aus E6. $ 13. 

Beionderes gilt auch für den Neihamilitärfisfus. Das Reich, nicht die Einzel« 
ftaaten mit Ausnahme Bayerns, ift das Subjekt der zum Militärgute gehörenden Rechte 
und der aus ber Militärverwaltung entipringenden Verpflichtungen; vgl. RG. v. 25. Mai 
1873, betr. die Rechtsverhältniffe der zum dienstlichen Gebrauch e. Reichsverw. beftimmten 
Gegenftände (RGBL. 6.113) $1. Zur Vertretung des Reichamilitärfisfus find, abgefehen 
von der Marineverwaltung, innerhalb bes zugewiefenen Wirfungsfreifes die Kontingentö- 
verwaltungen der Ginzeljtaaten berechtigt. Sie bedürfen feiner bejonderen Ermächtigung 
des Reichäfanzlers zur Prozebführung. Welche Behörden in den Einzelftaaten zur Vertretung 
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der Stontingentsverwaltung berechtigt find, bemißt fich, ſoweit nicht die oben cit. Reichsgeſetze 
eingreifen, nach ben Gefeßen oder Verordnungen der Einzelftaaten. In Preußen find regel: 
mäßig die Korpsintendanturen dazu berechtigt. Es kann aber durch Anordnung des Kriegs— 
minifteriums auch anderen Behörden (3.8. Artilleriewerfftätten) die Befugnis zur Vertretung 
für gewiſſe Gefchäfte und Prozeſſe übertragen werden. [Vygl. RG. 9. März 1888 Entſch. XX 
Ne. 34 5.148 (dazu Ard. f.öff. R. IV S. 147 ff.), 24. Sept. 1889 Entſch. XXIV Nr. 6 S. 36ff. 
7. März 1895 XXXV Nr.4 ©. 13 ff., 1. Nov. 1898 XLII Nr. 16 ©. 66 ff., Weinrich Beitr. 
3. E. d. DR. XXXIII ©. 161 fi, 12. Yan. 1904 Beitr. 3. €. d. DR. XLVIII ©. 1084 ff, 
5. Meyer D. Berw.R. II ©. 58, Laband RStR. (4) II ©. 335 ff., 341F.] Zur Vertretung 
der fächlifchen Kontingentsverwaltung ift das ſächſ. Kriegsminiſterium berufen. In Württem— 
berg fteht e3 wie in Preußen. 

Eoweit eine der Zuftändigfeit der Kontingentsverwaltungen entzogene Angelegenheit 
den Gegenftand des Prozeſſes bildet, ift der preuß. Kriegäminifter zur Vertretung des 
Reichsmilitärfisfus berufen. Dies folgt daraus, dab der Kaiſer gemäß Art. 63 der Reichs— 
verf. das preuß. Kriegsminiſterium als oberjte Verwaltungsbehörde für bie gemeinfamen 
Heeresangelegenbeiten und die Feſtungen aufgeitellt hat. IVgl. Weinrich a.a.O. ©. 181 ff., 
Fritze a.a.D. S. 171ff. AM.: RG. 13. Juni 1882 Entſch. VIII Nr. 1 ©.1, wonach der 
Reichstanzler zur Vertretung berufen fein fol. Dagegen hat RG. 6. Dez. 1898 Entſch. 
XLII Nr. 3 S. 12 die Vertretung des Reichamilitärfisfus durch den Kriegsminifter in 
einem die Feitung Met betr. Prozeffe angenommen.) Für bie in $42 des RG. v. 21. Dez. 
1871, betr. die Beichränfung des Grunbeigentums ꝛc., bezeichneten Prozeſſe fommt die Ver: 
tretungsbefugnis den Feitungsfommandanturen zu. ine Ausdehnung diefer Beftimmung 
im Mege der Analogie dürfte nicht ftatthaft fein. 

Bayern hat feinen eigenen Militärfisfus. Diefer ift auch Eigentümer der Feitungen 
auf bayerifchem Gebiete. Der bayer. Militärfisfus wird durch das Kriegsminiſterium 
vertreten. 

2. Welche Behörde den Fiskus der Einzelftaaten zu vertreten bat, bemißt ich 
nad dem Staats: und Verwaltungsrechte der Einzelftaaten (KPr. S. 507). 

An Preußen wird der Fiskus in der Regel durch die Bezirksregierung (Initr. v. 
20. Oft. 1817 GS. ©. 248 $ 14) ober durch die Provinzialbehörde ber betr. Verwaltungs: 
refforts (G.v. 24. Mai 1861 GS. S. 241) vertreten; ebenfo jeßt in der Provinz Hannover 
($. Gef. über die allgem. Landesverwaltung v. 30. Juli 1883 GS. S. 195 $$ 25, 155, Kreis- 
ordnung vd. 6. Mai 1884 GS. S. 181, Verorbn. v. 3. Nov. 1884 GS. ©.349). Die Kal. 
Gifenbahnverwaltung wird durch die Eifenbahndireftionen innerhalb ihres Geichäftsbereichs 
vertreten (Verw. Verordn. f. d. Staatseifenbahnen dv. 15. Dez. 1894, GS. 1895 ©. 11, $6 
Abi. 4. [Ral. RG. 28. Oft. 1881 Entſch. V Nr. 121 ©. 427, 17. Oft. 1882 Entſch. VIII 
Nr.120 S.405.] Nach Gef. v. 14. März 1885 (GE. ©. 65), betr. die Vertretung des 
Fisfus in bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten der Yuftizverwaltung, und Juſt. Min. Verf. 
v. 23. März 1885 (IMDB. S. 119) wird der Fiskus a) in bürgerl. Rechtöftreitigkeiten, 
welche ſich auf die Geltendmachung folcher Forderungen beziehen, die durch die Gerichts» 
faffen einzuziehen find, durch den Rendanten der einziehenden Kaffe; b) in allen übrigen 
bürger!. Rechtöftreitigfeiten — und auch dann, wenn gegenüber einer zur Gerichtsfaffe 
einzuziehenben Stempelforderung von dem, der dazu ganz oder teilweife nicht verpflichtet 
fein will, Sllage erhoben wirb — dur die Staatsanmwaltichaft bei demjenigen Oberlandes: 
gericht vertreten, in deſſen Bezirk die Juftizbehörde ihren Sik hat, zu deren Gejchäften bie 
der Beteiligung des Fislus zu Grunde liegende Angelegenheit gehört. — Die einzelnen 
Stationen des Kgl. Preuß. Fiskus find nicht ala befondere Mechtsfubiefte anzujehen [RG. 
4. Oft. 1880 Entſch. II Nr. 108 ©. 592]. 

In Bayern wird der Fiskus durch die Kreisregierungen vertreten (Werordn. vom 
17. Dez. 1852 $$ 87 bis 121). Außerdem find zur Vertretung des Fiskus beftimmt bie 
Generalbergwerfö: und Salinenabminiftration, dad Hanptmünzamt, die Staatsſchulden— 
tilgungsanflalt, die Generaldireftion der Zölle und indirekten Steuern, das Kriegäminifterium 
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und bie Reflortminifterien, wenn ihnen die erftinftanzielle Enticheidung über die betreffen: 
den Ansprüche im Verwaltungswege zufteht (Verordn. dv. 30. Sept. 1822, Form-Verordn. 
v. 9. Dez. 1825 8 149, Verordn. v. 11. Febr. 1826, Verordn. v. 31. Jan. 1829). Über die 
Vertretung des Eifenbahn: und Poftfistus ſ. Verwaltungsverordn. f. d. Staatseifenbahnen 
v. 18. Dez. 1906 (G.- u. BB. S. 872) 53 Ziff. 1 Abſ. 2, $ 4 Ziff. 2, 36 Ziff. 4 und Ver- 
waltungsverordbn. f. die Poften und Zelegrapben v. 18. Dez. 1906 (G.- u. BB. S. 877) 
83 Ziff. 1 Abſ. 2, $ 4 Bi. 2, 36 Ziff. 4. — Dal. 3.9. Seuffert Komm. 3. bayer. GO. I 
S. 123 ff. II ©. 121 ff, Edel Komm. 5. b. GBG. v. 1561 S. 231 ff., Schierlinger Die 
auf den CPr. bezügl. Normen des bayer. Landesrechts (3) S. 178 ff. In Bayern muß 
vor der Stlageitellung gegen den Fiskus der Abminiftrativweg betreten werben, bayer. AG. 
3. CPrO. v. 23. Febr. 1879 (G.- u. WB. 1899) Art. 2. Wegen bes Gerichtöftandes ber 
Kal. Bayer. Eivillifte ſ. bayer. AG. Art. 1. 

Der Kal. Sächſiſche Fiskus wird durch das Finanzminiſterium in Dresden ver- 
treten; in Eifenbahnangelegenbeiten durch die Generaldireltion der Eiſenbahnen (G.- u. BB. 
1879 S. 159). 

Der Kal. Württembergiiche Fiskus wird vertreten in Staatsjchuldenangelegenheiten 
durch die Staatsſchuldenkaſſe unter Aufficht des ftändiichen Ausichufles (Verf. Urk. $$ 120, 
128), ſonſt durch die einzelnen Minifterien innerhalb des ihnen zugewielenen Geſchäfts— 
freifes (vgl. Verf. ber Miniiterien v. 26. März 1900 und Geßler Die auf den EPr. bezügl. 
Normen des württ. Landesredhts ©. 252 ff.). 

Megen Vertretung des Fiskus in Baden und Helfen ſ. Hellmann Komm. 1 S.104 f. 

Dol.a. für Weimar AG. v. 10. Mai 1879 85 (Wilm. Levy Ausf.Gef. ©. 169); 
für Koburg- Gotha AG. v. 7, April 1879 8 2 (Wilm. Levy S. 207); für Meiningen 
AG. v. 7. April 1879 85 Abi. 2 (Wilm. Levy S. 215); für Reuß ält. Linie AG. v. 
3. Mai 1879 83 (Wilm. Levy ©. 226); für Reuß jüng. Linie AG. v. 22, Febr. 1879 
86 (Wilm, Levy S. 241); für Ehwarzburg-Rubolftadbt AG. v. 1. Mai 1879 $ 4 
(Wilm. Levy ©. 251); für Shwarzburg-Sondershaufen AG. v. 17. Mai 1879 $ 2 
(Wilm. Levy ©. 254). 

Der Lanbesfisfus einer dbeutichen Kolonie oder eines beutihen Schußgebiets 
wird durch den NReichäfanzler vertreten [RG. 1. Juli 1902, in Bezug auf Oft-Afrifa, JW. 
S. 418 f. Nr. 4]. 

Stellt fich heraus, daß die Behörde, welcher der Kläger als der Vertreterin des Fislus 
die Klage zujtellte, nicht zur Vertretung bes Fiskus in diefem Rechtäftreite berufen iſt, jo 
ift die Klage wegen Mangels der geleglichen Vertretung bes Bellagten durch Prozeburteil 
abzumweifen; vgl. N. 1 litt.c3 zu $ 56. 

3. Auch für den Fiskus gelten die befonderen Gerichtsftände (KPr. S. 10). 

8.19. 

Iſt der Ort, an welchem eine Behörde ihren Sitz hat, in mehrere Gerichts: 
bezirfe getheilt, jo wird der Bezirk, welcher im Sinne der $$.17, 18 als Sitz 
der Behörde gilt, für die Neichsbehörden von dem Reichsfanzler, im Uebrigen 


von der Yandesjuftizverwaltung durch allgemeine Anordnung beitimmt. 
Begr. d. Nov, &. 88 1. 
Sole Anordnungen find zur Zeit nicht erlaflen. 
8. 20.* (21.) 

Wenn Perjonen an einem Orte unter Verhältnifjen, welche ihrer Natur 
nach auf einen Aufenthalt von längerer Dauer hinweifen, insbejondere als 
Dienftboten, Hand: und Fabrikarbeiter, Gewerbegehülfen, Studirende, Schüler 
oder Lehrlinge fich aufhalten, jo iſt daS Gericht des Aufenthaltsorts für alle 
Klagen zuftändig, welche gegen dieje Perfonen wegen vermögensrechtlicher An: 
Iprüche erhoben werden. 
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Dieſe Beſtimmung findet auf Militärperſonen, welche nur zur Erfüllung 
der Wehrpflicht dienen oder welche ſelbſtändig einen Wohnſitz nicht begründen 
können, in der Art Anwendung, daß an die Stelle des Gerichts des Aufent— 
haltsort8 das Gericht des Garnifonorts tritt. Die Vorfchrift des 8. 14 findet 
entfprechende Anwendung. 

NE. 8 58, NP. 40, 218, 230, E.1$ 20, E. IT, III 8 21, M.56f., KP. 9, 507 f., Begr. d. Nov. 84. 

1. Der Gerichtsſtand des AufentHalts für vermögensrechtliche Klagen ftammt aus 
der preuß. Kab.O. v. 4. Juli 1832. Daß der Aufenthalt thatfächlich von längerer Dauer 
ift, ift nicht erforderlich; es genügt, wenn die Verhältniffe auf einen Aufenthalt von 
längerer Dauer hinweifen. Ob dies zutrifit, ift quaestio facti [vgl. RG. 8. Juli 1892 
Entſch. XXX Nr. 96 ©. 327 f.J. Die im Geſetz angeführten Verhältniffe find nicht bie 
einzigen, die auf längere Dauer bes Aufenthalts Hinmweifen. Ihre Anführung nötigt nur, 
bei Dienftboten ıc. ꝛc. einen folchen Aufenthalt anzunehmen, während fonjt das richterliche 
Ermeflen Spielraum hat. Nach Umftänden fann 3. B. auch der Aufenthalt in einer Heil— 
anftalt oder in einem Gefängniffe den Gerichtöftand begründen. [AM.: Pland Lehrb. I 
S.59.] Der Umftand, daß der auf längere Dauer berechnete Aufenthalt eine vorüber: 
gehende Unterbrechung erleidet (z. B. ein Studierender reift während der MWeihnachtöferien 
nad Haufe mit ber Abficht, in die Univerfitätsftadt zurüdzufehren), berührt den Gerichts: 
ftand niit. Der Gerichtäftand endigt, wenn das auf eine längere Aufenthaltsdauer hin: 
weijende Verhältnis aufhört. 

Zwiſchen In- und Ausländern befteht in Anfehung diejes Gerichtäftandes fein Unter» 
ſchied. Ob der Bellagte geichäftsfähig oder geichäftsunfähig ift, ift unerheblich. 

2. Der Ausdrud „vermögensredhtlicher Anſpruch“, der auch in den 88 23, 
40 Abi. 2, 546 Abi. 1, 709 Nr. 4, EG. $5 Abi. 1 Satz 2, GBG. $ 23 Nr. 1 verwendet iſt, 
bezeichnet nicht bloß den Anfprud im Sinne des BGB. 5194 Abſ. 1 (ſoweit er auf eine 
geldwertige Leiftung gerichtet ift), Jondern jede Urteilsbitte, die eine Entjcheidung über ein 
Vermögensrecht verlangt. Vermögensrecht aber iſt jebes fubjeltive Necht, dad Geldwert 
hat. Und zwar genügt es nicht, daB aus einem Rechte geldwertige Rechte entftehen können, 
ſondern um Geldwert zu haben, muß das Recht ſelbſt in Geld ichäßbar fein. Vermögens» 
rechte in diefem Sinne find die Sachenrechte, die Forderungen, foweit fie auf Geld oder 
eine gelbmwertige Leiftung (vgl. BEB. $241) gerichtet find, die aus Familienverhältniſſen 
entjtehenben Rechte auf Gewährung des Unterhalt (BEB. $$ 1351, 1360, 1361, 1578, 
1601, 1708), das Recht auf Ausjteuer (BGB. $ 1620), die Erbredhte, die Urheber: und 
Patentrechte, das Lehensreht x. Keine DVermögensrechte find das Recht zum Gebrauch 
eines Namens (BGB. $ 12) oder einer Firma, die auf bie Ehe bezüglichen Rechte, die 
Rechtsverhältniſſe zwiſchen Eltern und Kindern, insbefondere die elterlihe Gewalt. Die 
unebeliche Vaterſchaft fällt nicht unter den Begriff des Vermögensrechts, denn ihre Wirkungen 
gehen über das Vermögen hinaus. Man beachte das Eheverbot (BGB. $ 1310 Abi. 3), 
bie Möglichkeit der Legitimation durch nachfolgende Ehe (BEB. 88 1719 ff.) und durch 
Ehelichkeitserflärung (BGB. 88 1723 ff.) und die Beltrafung wegen Blutihande (StGB. 
8 173). Auch abgefehen hiervon kann durch Feſtſtellung einer unehelichen Vaterſchaft nicht 
bloß der Geldbeutel, jondern auch die Ehe (vgl. BGB. $ 1565) und die foziale Stellung 
bes Vaters berührt werden. Daher gehört die Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens oder 
des Nichtbeftehens ber unehelichen Vaterichaft nicht zu den Klagen wegen eines vermögens— 
rechtlichen Anſpruchs und folglich nicht in den Gerichtöftand bes $ 20. Kein vermögens- 
rechtlicher Anſpruch ift der Anfprucd auf ein „ehrliches Begräbnis” im Sinne des preuß. 
ALR. II11 8188 [NG. 4. Jan. 1902 JW. S. 93 Nr. 19). 

Daß ber Anſpruch während bes Aufenthalts entftanden ift, ift zur Begründung bes 
Gerichtöftandes nicht erforderlich. 

Wird mit einem vermögensrechtlichen Anſpruch ein nicht vermögensrechtlicher ver- 
bunden, fo ift für jenen der Gerichtäftand des $ 20 begründet, für dieſen nicht. 
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3. Zu Abi. 2: Militärperfonen — vgl. BGEB.$9 — Militärperfonen find 
die Perfonen des Soldatenitandes und die Militärbeamten, welche zum bdeutichen Seere 
oder zur Ffaiferlichen Marine gehören; vgl. Reichs-Militärgeſetz v. 2. Mai 1874 $ 34. 
Näheres |. Anl. I d. Mil.StGB. — Zur Erfüllung ihrer Wehrpflicht dienen auch bie 
einjährig, zweijährig und dreijährig Freiwilligen. — Wer felbitändig einen Wohnſitz nicht 
begründen fann, ift aus BGB. 88 8, 104, 106, 114 zu erfehen. 


8. 21. (22.) 

Hat jemand zum Betriebe einer Fabrik, einer Handlung oder eines 
anderen Gewerbes eine Niederlaffung, von welcher aus unmittelbar Gejchäfte 
geichloffen werden, jo fünnen gegen ihn alle Klagen, welche auf den Gejchäfts- 
betrieb der Niederlafiung Bezug haben, bei dem Gerichte des Orts erhoben 
werden, wo die Niederlaffung ich befindet. 

Der Gerichtsitand der Niederlaffung iſt auch für Klagen gegen Perfonen 
begründet, welche ein mit Mohn: und Wirthichaftsgebäuden verjehenes Gut 
als Eigentümer, Nutznießer oder Pächter bewirtbichaften, foweit dieſe Klagen 
die auf die Bewirtbichaftung des Guts fich beziehenden Rechtsverhältniſſe be- 
ee: DE. 8 16, HP. 434 f., 4906, NE. 8 54, NP. 42, E.199,C. 1,1152, M. 57, 0B. 9. 

1. Gerichtöjftand der Niederlaffung. Val. a. RG. v. 27. Mai 1896 3. Belämpf. d. 
unlaut. Wettbewerbs (RGEBl. S. 145) $2 und RG. über db. priv. Verf.UInternehmungen v. 
12. Mai 1901 (RGEBl. S. 139) $ 89. Die Niederlaffung fann eine gewerbliche (Abi. 1) 
oder eine landwirtichaftliche (Abi. 2) fein. Parteifähigkeit der Niederlaffung wirb durch 
$ 21 nicht geſchaffen. Von einem Zeilwohnfiße der Partei am Orte der Niederlaffung zu 
reden [io Pland Lehrb. J S. 56], leitet irre; mit der Niederlaffung braucht fein Wohnfit 
verbunden zu fein. Niederlaffungen können phyſiſche und juriftiiche Perfonen (auch ber 
Fistus) Sowie Perfonenverbände ohne juriftiiche Perfönlichkeit (3. B. offene Handelsgeſell— 
ichaften) haben. Daß fich der Bellagte am Orte der Niederlaffung aufhält, ift nicht er: 
forderlich; aber die Niederlaffung muß zur Zeit der Klagerhebung beitehen [OLG. Dresden 
Ztſchr. f. d. EPr. VII S. 94]. 

2. Eine Niederlaſſung zum Betrieb einer Fabrik, einer Handlung oder eines anderen 
Gewerbes (gewerbliche Niederlaſſung) iſt, wo Einrichtungen zum Betriebe des Gewerbes 
beſtehen. Nicht jede Niederlaſſung genügt zur Begründung des Gerichtsſtandes, ſondern 
nur diejenige, von welcher aus unmittelbar Geſchäfte abgeſchloſſen werden. Den Gegenſatz 
bilden Niederlaflungen, von denen aus überhaupt feine Geichäfte, und Niederlaffungen, von 
denen aus nicht unmittelbar, d. i. nicht ohne Mitwirkung der anderswo befindlichen Ge— 
ichäftsleitung, Geichäfte abaeichloffen werden. Daher begründet eine Agentur, von ber 
Offerten angenommen und an die auswärtige Geichäftsleitung übermittelt werden [vgl. 
Ludwig Ar. f. 9. u. WR. XLVI ©. 25 ff], den Gerichtöftand nicht. Die Eifenbahn: 
betriebsämter find Niederlafiungen im Sinne des $ 21 [RG. 23. Apr. 1881 SA. XXXVII 
Nr. 66), nicht aber die preuß. Gifenbahnbetriebsinipektionen [RG. 30, Jan. 1902 IW. 
S. 162 Nr. 3) und die Eifenbahnftationen [RG. 24. Sept. 1830 Entſch. II Nr. 107 ©. 387, 
ORG. Dresden Ztichr. f. d. CPr. VI S. 477]; ebenfowenig ein durch einen Kommiſſionär 
betriebenes Geſchäft. — Gegen die Neichsbanfhauptitellen und Bantitellen fönnen Stlagen, 
die auf deren Gefchäftsbetrieb Bezug haben, bei dem Gerichte des Ortes erhoben werden, 
wo die Zweiganftalt errichtet ift; nicht aber gegen die Nebenftellen und Agenturen (RBant: 
gel. v. 14. März 1875 $ 38). 

3. Eine landwirtichaftliche Niederlaffung ift da, wo jemand ein mit Wohn: und 
Wirtichaftsgebäuden verjehenes Gut (fein bloßes Landhaus mit einigen Feldern!) als 
Eigentümer, Nußnieher oder Pächter bewirtichaftet. Es ift gleich, ob er die Wirtſchaft 
jelbft leitet oder durch einen anderen (Snipeftor, Verwalter ac.) leiten läßt. [NG. 8. Mai 
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1899 Entſch. XLIV Rr.85 ©.354.] Für lagen gegen ben Verpächter ober den Ber: 
mwalter ift der Gerichtöftand des $ 21 nicht begründet. 

4. Der Gerichtöftand ift nur für Klagen begründet, die auf den Geichäftsbetrieb 
der Nieberlaffung Bezug haben ober die auf die Bewirtichaftung des Gutes fi) beziehenden 
Rechtsverhältniſſe betreffen. Das find vor allem Klagen aus Rechtögeichäften, die von der 
Niederlaffung aus oder zum Zwede der Gutswirtichaft geichloffen find; aber nicht bloß 
Klagen aus Nechtögeichäften, fondern auch andere, bei denen die angegebene Beziehung 
vorhanden ift [vgl. RG. 4. März 1889 Entſch. XXIII Nr. 100 ©. 428 f.], inäbefondere aud 
Klagen aus dem Haftpflichtgeieg [bay. ob. LG. SAU XL N. 238] und aus unerlaubten 
Handlungen, die ber Inhaber der Niederlaffung als ſolcher zu vertreten hat. Auch Klagen 
aus dem Nectöverbältniffe zwiichen dem Prinzipal und dem in der Niederlaffung an: 
geitellten Gehülfen gehören dazu [hann. Prot. XIII ©. 4806, RG. 9. Nov. 1898 Entſch. XLII 
Nr. 93 S. 379]; nicht aber Klagen, die auf die Begründung oder Aufhebung der Nieber- 
laffung oder der Gutswirtichaft Bezug haben (daher auch nicht die Klage des Verpächters 
auf Zahlung des Pachtgeldes zc.), weil fie nicht den Geichäftsbetrieb oder die Bewirtichaftung 
betreffen; nicht Eigentumsflagen in Bezug auf die in der Niederlaffung benugten Sachen 
[R6. 8. Juli 1892 Entih. XXX Nr. 96]; nicht Klagen aus Verträgen, die nicht von ber 
betreffenden Niederlaffung, fondern von einer anderen aus geichloffen worden find, auch 
wenn dieſe Verträge für jene Niederlaffung eine gewiffe Bedeutung baben [RG. 12. Mai 1899 
Entich. XLIV Nr. 87 &.355]. it der Gerichtsftand des $ 21 für die Klage gegen die offene 
Hanbelägejellichaft begründet, jo gilt er auch für die lage aus den Geichäften der Gefell: 
ſchaft gegen die Gejellichafter [RG. 21. März 1894 Beitr. 3. E. d. DR. XXXVII ©. 1194]. 
— Über den Gerichtsftand ber inländischen Niederlaffung einer ausländiichen Verficherungs: 
unternefmung ſ. RG. v. 12. Mai 1901, betr. die privaten Berficherungsunternehmungen 
(RGEBl. ©. 321) 8 89. Pol. a. $ 115 Abf. 3 des zit. Geſetzes. 

5. Das Gericht des Heimatshafens (HGB. $ 480) ift für Klagen gegen den Rheder 
als ſolchen oder gegen die Mitrheder als folche zuftändig (HGB. 85 483, 508); das Gericht 
bes Heimatsorts ift für alle gegen den Schiffseigner als ſolchen zu erhebenden Klagen zu— 
ftändig (Binnenfhiffahrtögefeß v. 15. Juni 1895, RGEBl. 1898 ©. 868, $ 6). 

8. 22.* (23.) 

Das Gericht, bei welchem Gemeinden, Korporationen, Gejellichaften, Ge- 
nofjenjchaften oder andere Vereine den allgemeinen Gerichtöftand haben, ift für 
die Klagen zuftändig, welche von denjelben gegen ihre Mitglieder als folche oder 
von den Mitgliedern in diefer Eigenfchaft gegen einander erhoben werden. 

NE. 8 55, NB. 29, 40, 49, 219, 231, €. 18 29, E. II, III 8 23, M. 57f., 082.9. 

1. Bei welchem Gerichte Gemeinden, Ktorporationen ꝛc. ıc. ihren allgemeinen Gerichts: 
ftand haben, bemißt fih nad $ 17. Der Gerichtäitand des $ 22 kann auch aus einem 
nach $ 17 Abi. 3 beitimmten allgemeinen Gerichtöftand abgeleitet werden. Er dauert nur 
fo lang, als ein allgemeiner Gerichtöftand der Gemeinde, Korporation zc. ıc. befteht. 

2. Eine Verficherungsgeiellichaft auf Gegenfeitigfeit fann im Gerichtäftande bes $ 22 
gegen einen bei ihr Verficherten auf Zahlung der Prämie Fagen. [RG. 29. Januar 1881 
Entich. III Nr. 108 ©. 385, 5. April 1881 Entid. IV Nr. 111 ©. 394. In dem zweiten 
Urteil ift ausgeiprochen, ber Umjtand, daß die Statuten die Mitgliedsrehte an bie 
Prämienzahlung knüpfen, ftehe dem Gerichtsitande des $ 22 nicht im Wege. Val. a. Vier: 
haus Ztſchr. f. d. EPr. V ©. 63.] 

3. Der Gerichtsſtand des $ 22 findet feine Anwendung auf die Stlagen gegen die 
Gemeinde-, Körperſchafts-, Gejellihafts-, Genoffenichafts: und Vereinsorgane als folce. 
Sind die Organe ſelbſt Mitglieder, fo ift daher zu unterjcheiben, ob eine Klage gegen fie 
als Mitglieder oder als Organe erhoben wird; nur in jenem Falle it der Gerichtäftand 
bes 5 22 begründet. Hiernach gehört 3. B. die Klage gegen die Vorftandsmitglieber einer 
Attiengefellfchaft wegen Verlegung ihrer Vorftandspflichten nicht vor das Gericht bes $ 22, 
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auch wenn die Mitglieder des Vorſtandes Aktionäre find. Der geichäftsführende Gejell- 
Ichafter der offenen Handelsgeſellſchaft ift aber nicht bloß Organ der Gefellichaft wie das 
Mitglied des Vorftandes einer Aktiengeiellichaft, fondern auch Gefellihafter; er kann daher 
von einem anderen Gejellichafter wegen jeiner Geichäftsführung in dem Gerichtöftande bes 
8 22 belangt werden. Der Gerichtsſtand bes $ 22 beſteht auch für und gegen die Nach— 
folger der urſprünglich Berechtigten und ber urjprünglich Verpflichteten [RG. 31. März 
1903 Entſch. LIV Nr. 58 ©. 207]. 

4. Der Gerichtsftand des 8 22 ift auch für und gegen ausgeichiedene Mitglieder 
begründet, wenn der Anspruch auf die frühere Mitgliedichaft geitükt wird. [—Egl. Wach 
Handb. 1 338 N. 61, RE. 29. Yan. 1881 Entich. III Nr. 108 ©. 388, Vierhaus Ztichr. f. 
db. EPr.V 8.63. AM.: land Lehrb. IS 14MN. 14.] 


8.23. (24.) 

Für Klagen wegen vermögensrechtlicher Anfprüche gegen eine Perſon, 
welche im Deutjchen Reich feinen Wohnfig hat, iſt das Gericht zuftändig, in 
deflen Bezirke fich Vermögen derfelben oder der mit der Klage in Anſpruch 
genommene Gegenftand befindet. Bei Forderungen gilt als der Ort, wo das 
Dermögen fich befindet, dev Wohnfig des Schuldners und, wenn für die For— 
derung eine Sache zur Sicherheit haftet, auch dev Ort, wo die Sache fich be- 
ſindet. NE. 8 67, NE. 18, 60 ſ., E. Iß 28, E. It, UI 24, M. 58, HE. of, 807 f. 


Litteratur: Wach Handb. I 835 Ziff. III ©. 418 ff, Planck Lehrb. I $ 15 (hier auch 
Angaben über die Entftehung diejes Gerichtäftandes), Hellwig Lehrb. II $ 100 Ziff. II, Rudorff 
Beitr. 3. €. d. DR. XLIX ©. 605 ff. 


A. Gerichtoſtand des Bermögens. 

1. Der Gerichtäftand des Vermögens hat fich aus dem gemeinrechtlichen forum arresti 
entwidelt. Über das forum arresti f. Wetzell Syſt. (3) S. 503 7. Nach dem jebigen Rechte 
bedarf es nicht mehr des Arreftes zur Begründung bes Gerichtöjtandes; vielmehr ift dieſer 
bei jedem Gericht (alfo möglicherweife zugleich bei mehreren Gerichten) begründet, in 
beflen Bezirk fich Vermögen des Bellagten befindet. Er befteht nur für Klagen wegen 
vermögensrechtliher Aniprühe im Sinne der N. 2 zu $20. Er ift bedingt durch das 
Nichtvorhandenfein eines Wohnfiges des Bellagten im Inlande. Die Schußgebiete find 
fein Inland. Eine Niederlaffung im Inland ohne Wohnfig ſchließt den Gerichtäitand 
nit aus [RG. 21. Mai 1891 Entſch. XXVII Nr. 114 ©. 421]. Ob der Bellagte In— 
oder Ausländer ift, macht feinen Unterfchied. Ebenfowenig giebt die Staatsangehörigfeit 
des Klägers Ausschlag; auch ein Ausländer kann gegen In- und gegen Ausländer in 
diefem Geridhtöftande Hagen [RG. 11. Dez. 1884 Entſch. XIV Nr. 114 ©. 408, bay. ob. 
LG. SA. XLI Nr. 219]. Für Klagen gegen jurijtiiche Perfonen, Verbände unb Ber: 
mögensmaſſen ($ 17) faun ber Gerichtäftand bes $ 23 angerufen werden, wenn fie weder 
ihren Sig noch einen nad Abſ. 3 des $ 17 beitimmten allgemeinen Geridtöftand in 
Deutichland haben. 

2. Was zum Vermögen gehört, ift aus dem materiellen Rechte zu entnehmen; vgl. 
insbeſ. Belter Band. I $ 41. Anſprüche auf geldwertige Leiftungen (auch folche auf Be— 
freiung von einer Verbindlichkeit, vgl. RG. v. 18. Mai 1897 SA. LIV Nr. 246), Sachen 
und Rechte an Sachen gehören zum Vermögen, auch wenn der Anipruch oder das Saden: 
recht bedingt if. Die Anwartichaft auf ein fünftig zu erwerbendes Recht ift fein Ver— 
mögen. Urheber: und Erfinderrechte gehören infoweit zum Vermögen, als fie gepfändet 
werben lönnen; barüber j. N. 1 Abi. 2 litt.e bis g zu $ 857. 

Aus dem materiellen Recht ift auch zu entnehmen, was zum Vermögen einer be» 
ftimmten Perjon, bier bes Bellagten, gehört. Ein Recht, das ber Bellagte zur Zeit 
ber Klagerhebung, wenn auch nur fibuziariich, abgetreten hatte, gehört nicht mehr zu 
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feinem Vermögen [RG. 20. Ott. 1903 Entih. LV Nr. 96 8.389 ff.!. — Da das dem Ge- 
meinjchuldner 3. 3. der Konkurseröffnung gehörende Vermögen während des Konkurſes 
Vermögen des Gemeinfchuldners bleibt, jo begründet im Inlande befindliches Vermögen 
des Gemeinfchuldners den Gerichtöftand des $ 23 auch während des im Auslande eröffneten 
Konfursverfahrens [vgl. RG. 1. Juni 1880 Entich. I Nr. 157 ©. 435, 28. März 1882 
VINr. 125 S. 402 f., 11. Dez. 1884 XIV Nr.115 8.405 ff., 21. Jan. 1885 XIV Nr. 116 
©. 412f.]; die Klage ift nicht gegen den Konkursverwalter, fondern gegen den Gemein- 
Ichuldner zu erheben. — Die zur Abwendung eines Arreftes, wenn auch von einem Dritten, 
beitellte Sicherheit ift Vermögen bes Arreftfchuldners [RG. 29. Sept. 1894 Entſch. XXXIV 
Nr.91 S. 356, OLG. Marienwerder SA. LI Nr. 360]. 

Zur Begründung des Gerichtsftandes des Vermögens ift genügend, daß fi zur 
Zeit der Stlagerhebung Vermögen des Bellagten im Gerichtöbezirfe befindet. Der 
Gerichtsftand wird nicht dadurch befeitigt, daß das Vorhandenjein von Vermögen des 
Bellagten im Gerichtöbezirke nachträglich aufhört (arg. $ 263 Abf.2 Nr.2). Dadurch, dab 
nachträglich Vermögen des Beklagten in ben Gerichtäbezirf gelangt, wird die Zuftändig- 
feit hergeftellt (vgl. N. 2 Ziff. II zu $ 263). 

Eine Forderung, die durch Aufrechnung getilgt werden fann, begründet den Ge— 
richtöftand, wenn zur Zeit der Klagerhebung die Aufrechnung noch nicht erfolgt ift. Die 
nachher erfolgende Aufrechnung zerftört troß der im BGB. $ 389 enthaltenen Fiktion den 
Gerichtäftand nicht (arg. 8 263 Abi. 2 Nr.3) [RG. 7. Juni 1904 Entſch. LVIII Wr. 65 
S. 258 fi.]. Someit ein Htontoforrentverhältnis befteht, dürfte anzunehmen fein, daß fich bie 
in den Sontoforrent aufgenommenen fForderungen ohne befondere Aufrechnungserflärung 
(BGBL. 8 388) aufheben, fo daß es alſo in Anſehung des Gerichtsjtandes darauf ankommt, 
ob zur Zeit der Klagerhebung für den Beteiligten ein Aftivfaldo beſtand (vgl. RG. 10. Juni 
1899 Entich. XLIV Wr. 97 ©. 386). 

Der Gerichtsſtand kann auch durch eine zur Zeit der Klagerhebung noch beitehenbe 
Forderung des Bellagten gegen den Stläger begründet werden. Nicht aber durch eine 
Forderung des Beflagten gegen ben Kläger, wenn dieſe (Forderung nicht vorhanden ift, 
falls die Klage begründet iſt; ebenjowenig durch eine fyorberung, die bem Beklagten nur 
dann gegen den Kläger zufteht, wenn beffen Klage begründet ift. Daher fann 3. B. ber 
Gerichtsſtand für die Klage auf Wandelung nicht mit der Haufgeldforderung des Beklagten 
und auch nicht mit deflen eventuellem Anspruch auf Zurüdgabe ber Ware begründet werben 
[RG. 25. Yan. 1881 Entich. III Nr. 107 ©.381, 16. Dez3.1890 XXVII Nr. 103 ©.39, OYG. 
Hamburg SA.XLIX Nr.118]. Ebenfowenig fann der Gerichtäftand bes $ 23 darauf ge- 
gründet werben, dab der Beklagte für den Fall feines Sieges aus dem Prozeß einen Stoften- 
erftattungsanipruch gegen den Kläger erwerben würde [OLG. Hamburg SA. LIX Nr. 93). 

3. Da der Gerichtöftand des $ 23 durch den Ort beftimmt wird, wo fich Vermögen 
des Bellagten befindet, fo entfteht in Anfehung der Vermögensrechte die Frage, wo fie fich 
befinden. Alle Rechte an Sachen befinden fih an dem Orte, wo ſich die Sache befindet. 
Eine Forderung befindet fih am Wohnfite des Schuldners und, wenn für die (Forderung 
eine Sache zur Sicherheit haftet (Hypothet, Pfandrecht, Zurüdbehaltungsrecht), ſowohl an 
dem MWohnfite bes Schuldners ala auch da, wo die Sache ſich befindet. Iſt die (Forderung 
nicht durch eine Sache, fondern durch einen anderen Gegenstand gelichert (Pfandrecht an 
Rechten), fo ift diefer Sak analog anzuwenden, woraus fich 3. B. ergiebt, dab die Forde— 
rung, die durch ein Pfandrecht an einer Forderung gefichert ift, fih aud an dem Wohn 
fige des Drittichuldners befindet. — Wenn der Schuldner feinen Wohnfik hat, ſich aber 
im Deutichen Reich aufhält, wird man nach Analogie des $ 16 annehmen dürfen, daß fich 
bie Forderung am Aufenthaltsorte befindet. Die Annahme, dab fie fih am Erfüllungs- 
orte befinde, widerftreitet dem Grundgebanten bes $ 23 Sa 2. 

Für Forderungen aus Inhaberpapieren, aus Wechſeln und anderen inbofjablen 
Papieren gilt die Vorjchrift des $ 23 Sap 2 nit. Sie find als Erelutionsobjelte den 
Vorſchriften über körperliche Sachen unterftellt (vgl. $$ 821, 831); daher ift ber Ort, wo 
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fih das Papier befindet, auch für die Beſtimmung bes Gerichtöftandes enticheidend. [Vgl. 
Wach Handb. | &.422, NG. 25. Dez. 1893 DL. f. NA. XII Erg.Bb. ©. 125, 20. Nov. 1903 
Entſch. VIII Nr.2 ©. 8 ff.] 

Über die Ortsangebörigfeit der Urheber», Patent, Muſter- und Zeichenrechte ſ. Kohler 
Ztichr. F. 9. u. WR. XLVII ©. 339 ff. und Patentgefeß v. 7. Apr. 1891 (RGAI. &.79) 812 
Abſ. 1 Sap3, NG. betr. den Schuß der Gebraucdhsmufter v. 1. Juni 1891 (RGBl. ©. 290) 
$13 Abj. 2 Satz 4, NG. z. Schuße der Warenbezeichnungen v. 12. Mai 1894 (RED. S. 441) 
$ 23 Abi. 2 Saß 3. 

4. Zmeifelbaft ift, ob zur Begründung des Gerichtäftandes des $ 23 auc Vermögen 
genügt, das der Zwangsvollſtreckung nicht unterworfen ift. Scheint die vorbehaltslofe Aus: 
drucdsmweife des Gefeßes dafür zu fprechen, daß jedes, auch das der Vollftredung durch 
geſetzliche Vorfchrift (55 811, 812, 850 bis 852, $ 859 Ubi. 1 Saß 2, $$ 860 bis 863) ober 
durch feine Geringwertigfeit (vgl. $ 803 Abi. 2) entzogene, Vermögensſtück genügt [fo die 
berrichende Anficht, val. Wad 1 ©. 420, RG. 29. Apr. 1851 Entich. IV Nr. 115 S.408, 26. Mai 
1886 XVI Nr. 96 ©. 292, 18. Mai 1897 EN. LIV Nr. 246, 7. Apr. 1902 LI Nr. 37 
S. 163 ff], fo dürfte man fi) doch im Hinblick auf die Beichränfung des Gerichtäftandes 
auf vermögenörechtliche Klagen, bauptiächlich aber wegen des aeichichtlichen Zufammenhangs 
dieſes Gerichtöftandes mit dem forum arresti, dafür enticheiden, daß Vermögen erfordert 
wird, welches für die Zmangövollitredung als Vermögensobjeft überhaupt in Betracht 
ftommt. [So aud Pland Lehrb. I $15 bei N. 10, Peterien (5) N.7, Förfter (2) N.1.] Nach 
diejer Anficht kann der Gerichtäftand z.B. nicht durch die notwendigen Mleidungsftüde, 
die der Schuldner am Leibe trägt, begründet werben [LG. Bremen Ztichr. f. db. EPr. X 
S. 394], ebenfomwenig durch den Anipruch des Beflagten gegen feinen Anwalt auf Heraus: 
gabe der Handaften [vgl. 19. Oft. 1889 XXIV Nr. 91 ©. 414]. 

5. Der Kläger muß die Vorausfeßungen des Gerichtöftanbes, alſo das Nichtvor: 
bandenfein eines inländischen Wohnfiges (vgl. N. 3 zu $ 16) zur Zeit der Hlagerhebung 
und das Vorhandenſein von Vermögen des Bellagten im Bezirfe des Gerichts darthun. 


B. Gerihtöftand des Hlagegegenftandes. 

6. Für vermögensrechtliche Klagen (über diefen Begriff I. N. 1 zu 8 20), in denen 
ein bejtimmter Gegenftand, d. i. eine individuell beftimmte Sache (in Gegenfak zu einer 
nur der Gattung nach beitimmten) oder ein individuell beftimmtes Recht — z. B. eine 
Forderung lvgl. NG. 1. Mai 1902 Entſch. LI Nr. 62 ©. 256 f.] — in Anfpruch genommen 
wird, iſt in Ermangelung eines inländiihen Wohnfiges des Bellagten (vgl. N. 2) der Ge— 
richtsſtand bei dem Gerichte begründet, in deſſen Bezirk fich der Gegenftand befindet. Mit 
ber Stlage in Anſpruch genommen ift ein Gegenftand nicht bloß, wenn er kraft Sachen— 
rechts, fondern auch wenn er auf Grund einer {Forderung beanjprucht wird. 


8. 24.* (25.) 

Für Klagen, durch welche das Eigenthum, eine dingliche Belaftung oder 
die Freiheit von einer folchen geltend gemacht wird, für Grenzicheidungs:, 
Theilungs- und Befigflagen ift, jofern es fi) um unbewegliche Sachen handelt, 
das Gericht ausjchließlich zuftändig, in deſſen Bezirke die Sache belegen ift. 

Bei den eine Grunddienjtbarfeit, eine Neallaft oder ein Vorfaufsrecht 
betreffenden Klagen ift die Lage des dienenden oder belajteten Grundjtüds 
entjcheidend,. 


HE. 8 17, HP. 437 ff, NE, 56, 58, RB. 43 fi, 219, 281 f., 430, 1720, E. 182%, E. U, u 
53, Fr 58 f., IP. 10, En d. Nov. 84. i 


1. Forum rei sitae, Geridhtäftand der belegenen Sache, dinglicher Gerichtäftand; aus: 
ichließlich. Über deſſen Geſchichte ſ. Bethmann-Hollweg Verſuche 1 S.53 f., Wegell Syit.$ 41 
bei N.36 ff, Sohm Altd. Reichs- u. Ger.Berf. | S. 301 ff., Wach Handb. 1837, Pland Leprb. I 
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816. — Die EPrO. hat den Gerichtsftand nur in Anſehung unbeweglicher Saden bei: 
behalten. Unbewegliche Sachen find Grundſtücke famt ihren weſentlichen Beftandteilen 
(vgl. BEP. 88 94, 95); nicht Gebäube, die feine wejentlichen Bejtandteile eines Grund: 
ftüds find. Gegenjtände, die außer den Grundftüden der Zwangsvollftredung in das un» 
bewegliche Vermögen unterliegen ($ 864 Abf. 1), find feine unbeweglichen Saden i. ©. des 
824. Nach Landesrecht fünnen Gegenftände, bie nach Reichsrecht nicht zu den unbeweg— 
lichen Sachen gehören, den unbeweglichen Sachen zugerechnet werden, 3.8. reale Gewerbe: 
rechte [ugl. RG. Entſch. XLV &.387]. Solche Gegenftände fommen auch als unbewegliche 
Sadhen im Sinne des $ 24 in Betradt. 

Für das Erbbauredht gelten nad BGB. 8 1017 Abf. 1 bie fih auf Grundftüde 
beziehenden Vorſchriften; daher auch die Vorjchriften ber $$ 24, 25. Andere Rechte an 
unbeweglichen Sachen find feine unbeweglichen Sachen. Daber ift für die Klage, in welcher 
ein Recht an einem folchen Rechte, 3.3. der Nießbrauch oder das Pfandrecht an einer Hypo— 
thef, dem Inhaber des belafteten Rechtes gegenüber geltend gemacht oder beftritten wird, der 
Gerichtsſtand des $24 nicht begründet [vgl. NG. 25. Apr. 1902 Entſch. LI Nr. 56 S. 231 ff., 
OLG. Hamburg NRedtipr. d. OLG. X ©.47]. Natürlich ift der Gerichtsftand des $ 24 
begründet für die Klage, in welcher der an einem Rechte Berechtigte diejes Recht jelbit 
gegen den Eigentümer der unbeweglichen Sache oder gegen einen Dritten geltend madt, 
alfo 3. B. für die bypothefarifche Klage desjenigen, welchem ein Niekbrauch oder ein 
Pfandrecht an der Hypothek zufteht, gegen den Eigentümer des Grunditüds. 

2. a) „Klage, durch welde das Eigentum geltend gemadt wird.” Als 
folhe Klagen fommen in Betracht die Klage auf WFeititellung des Eigentums des Klägers 
oder bes Nichteigentums des Bellagten ($ 256), die lage des Eigentümers genen ben 
Befiber auf Herausgabe der Sache (BGB. $ 985), die Klage des Cigentümers auf Be- 
feitigung einer Cigentumsbeeinträchtigung, die nicht in Entziehung oder Vorenthaltung 
bes Befites befteht, und auf Unterlaffung einer ſolchen Beeinträdhtigung (BEP. $ 1004, 
vgl. dazu $$ 905, 906); ferner die Stlage, in welcher ber Anſpruch des Eigentümers auf 
Nichtheritellung oder Befeitigung von Anlagen auf den Nahbargrundftüden aus BEP. 
$ 907 oder ber Anspruch auf Treffung der zur Abwendung der Gefahr erforderlichen 
Vorkehrung aus BGB. $ 908 oder der Anipruc auf Unterlaflung oder Bejeitigung einer 
gefahrdrohenden Vertiefung des Nahbargrunditüds aus BGB. $ 909 oder ber Anfprud) 
des Eigentümers gegen den Nießbraucher auf Unterlaffung eines unbefugten Gebrauchs der 
Sadje aus BGB. $ 1053 geltend gemadt wird. [Die von Hellwig Anfprud und Klage: 
recht S. 35 f. vertretene Anficht, unter $ 24 fielen nur bie pofitiven und negativen Feſt— 
ſtellungsklagen, jei es, daß fie allein ober in Verbindung mit einem Gigentumsanjpruche 
geltend gemacht werden, ift nicht richtig. Sie beruht auf ber willfürlichen Annahme, daß 
$ 24 nur für Prozeffe gelte, in denen über das Eigentum endgültig entichieden werde, 
und fteht in Wideripruch mit dem früheren gemeinen Rechte. In dem Lehrb. II S. 236 
hat Hellwig feine frühere Anficht aufgegeben.) 

Unter Eigentum ift hier auc das Miteigentum zu verjtehen. Ebenſo Stodmwerfs- 
eigentum (EG. 3. BGB. Art. 182). Anfprühe auf Zubehör (BGB. 88 97, 98), auf 
Nupungen (BGB. $$ 100, 987, 988, 990, 993) und auf Schadenseriak (BGB. $ 989, 
8 991 Abi. 2, $ 992) können in dem Gerichtsjtande des $ 24 mit dem Eigentumsanipruche 
verbunden werden (arg. $ 26); werben fie geionbert geltend gemacht, jo fommt nicht der 
ausſchließliche Gerichtöitand bes $ 24, ſondern der fakultative Gerichtöftand des $ 26 in 
Betracht. 

b) Klage, durch welde eine dingliche Belaftung geltend gemadt wirb“ 
— d. i. bie Klage, in ber ein Anſpruch aus einem Erbbaurehte (BGB. $$ 1012 ff.), einer 
Dienftbarkeit (BGB. $$ 1018 bis 1093), aus einer gejeglichen Eigentumsbeſchraͤnkung (BEP. 
8 867, 8 905 Saß 2, 88 906, 907, 909, 910, $ 912 Abf.1, 88915, 916, $ 917 Abf.1, $ 919, 
$ 923 Abf.2, EG. z. BGB. Art.124), aus einem dinglichen Vorkaufsrechte (BGB. $$ 1094 Ff.), 
aus einer Reallaſt ( BGB. 88 1105 ff.), aus einer Hypothek, Grundſchuld, Rentenihuld (BEB. 


30 Erites Buch. Erfter Abichnitt. 824. 


8$ 1113 bis 1203), auf die Geldrente für den Überbau (BGB. $ 912 Abf.2) oder für den 
Notweg (BGB. $ 917 Abf. 2), aus einem Lehen [vgl. RG. 14. Febr. 1890 Entſch. XXV 
Nr. 90 5.394], einem Familienfideitommifle [val. RG. Entih. XIII Nr. 103 ©. 338, XXI 
Nr. 86 S. 411], einem Bergwerkstegale [val. RG. 27.Mai 1893 Beitr.3.E.d. DR. XXXVII 
S. 1063], einem durch Mutung erworbenen Rechte [vgl. NG. 14. Apr. 1888 Entſch. XXI 
Nr.43 S. 225], einem Erbpadhtrechte (emphyteusis), einem Büdner - oder Häuslerrechte (EG. 
3: BGB. Art. 63) oder einem fFiichereirechte [RG. 28. Nov. 1902 Entſch. LIII Nr. 26 ©. 98] 
geltend gemacht oder bie Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeitehens eines der genannten 
Rechte verlangt wird. it eine Vormerkung (BEP. $ 833) in das Grundbuch eingetragen, 
fo ift zu untericheiden: für die Klage, in welcher der durch bie Vormerkung gefiherte An- 
ſpruch gegen den periönlich Werpflichteten geltend gemacht wird, beiteht ber Gerichtäftand 
des $ 24 nicht, weil dem Berpflichteten gegenüber durch die Vormerkung noc fein Recht 
an dem Grundftüde entftanden ift; für die Stlage, in welcher die Wirkung der Vormerkung 
gegen den Dritten (vgl. BEB. 8 883 Abi. 2,3, 8888 Abi. 1) geltend gemacht wird, ift 
dagegen ber Gerichtöftand des $ 24 begründet, weil die Wirfung der Vormerfung gegen 
ben Dritten gleich der eines dinglichen Rechtes iſt. Auch für die Klage, in welcher die 
Wirkung eines in das Grundbuch eingetragenen Veräuberungsverbots gegen einen Dritten 
geltend gemacht wird (vgl. BGB. $ 838 Abi. 2), iſt der Gerichtäftand des $ 24 begründet. 

Die in dem preuß. Gef. v. 14. Juli 1893 (GB. S. 119) ausgeſprochene Verpflichtung 
zur Rüderftattung des für die Aufhebung der Grunbdfteuerbefreiung gezahlten Entichädigungs- 
betrags wurde vom RG. 21. Jan. 1897 Entih. XXXVII Nr. 93 S. 349 als dingliche Be: 
laftung i. ©. b. $ 24 erachtet. 

Die Verpflichtung der Gemeinbemitglieder zu Spann« und Frondienften bei einem 
Kirchenbau iſt feine dingliche Belaftung i. ©. d. $ 24 [bay. ob. LG. SA. XLVI Nr. 57]. 

Die Klage, durch welche eine Forderung auf Einräumung oder Übertragung eines 
Sachenrechts geltend gemacht wird, gehört nicht vor den Gerichtsftand des 24 [RG. 25. Jan. 
1388 SA. XLIV Nr. 214, 26. Büdeburg Ztichr. f. d. EPr. XXXI ©. 329). Auch nicht 
die auf Grund eines gejeglichen Hypothekentitels (BGB. 8 648) erhobene Klage auf Ein» 
räumung einer Hypothek; daher auch nicht die Klage auf Bewilligung einer Vormerkung zur 
Sicherung des Anſpruchs [vgl. RG. 22. Jan. 1894 Beitr. 3. €. d. DR. XXXVIII ©. 1195). 
Ebenſo nicht die Klage des Hypothefengläubigers auf Löſchung eines Pfandrechts an der 
Hypothel [RG. 25. Apr. 1902 Entſch. LI Nr. 56 ©. 231]. Desgleichen nicht die Klage auf 
Umjchreibung einer nad) $6 Abi. 2 des preuß. Zw. VG. eingetragenen Vormerfung in eine 
Sicherungshypothef IRG. 18. Juni 1902 Entſch. LU Nr. 11 S. 40ff. J. Auch nicht die Klage, 
in welder ein Anſpruch auf Grund der Anfechtbarteit einer Rechtöbandlung wegen Gläu— 
bigerbenadhteiligung geltend gemacht wird [vgl. Jaeger KO. (2) Anm. 18 zu $29 und Gläus 
bigeranfechtung Anm. 24 zu $1; aM.: OLG. Hamburg Redtipr. d. OLG. XI ©. 46). 

c) „Klage, durch welche die Freiheit von einer dingliden Belaftung 
geltend gemacht wird." Über bingliche Belaftung f. litt. b. Die Freiheit von einer 
ſolchen Belaftung wird geltend gemacht, wenn bie Feſtſtellung des Nichtbeftehens einer 
dinglichen Belaftung oder die Bewilligung der Löſchung einer nicht oder nicht mehr zu 
Recht beftehenden im Grundbuch eingetragenen Belaftung oder der Verzicht auf die Hypothek 
wegen einer peremtorifchen Einrede (BGB. $ 1169) verlangt wird. 

Da nad dem BGB. eine Hypothek weder durch Befriedigung noch durch Vereinigung 
von Forderung und Schuld erliicht (vgl. BGB. 881143, 1164 (1153), 1168, 1173 bis 1175), 
it in dieſen Fällen nicht eine Klage auf Löſchung der Hypothek, fondern eine Klage auf 
Berichtigung des Grundbuch (BEB. $ 894) zu erheben. Die Löſchung der durch Ber 
friedigung aus dem Grundftüd erlofchenen Hypothek (BGB. $1181) ift von dem Doll: 
ftredungsgericht durch Erfuchen des Grundbuchamts zu betreiben (3w. VG. 88 130, 158 
Abi. 2). Auf Löſchung einer Hypothek fann geklagt werden, wenn der Errichtungsakt 
nichtig oder wegen Irrtums, argliftiger Täuſchung oder widerrechtlicher Bedrohung an- 
gefochten oder wenn die Hypothek zufolge des Eintritts einer auflöjenden Bedingung oder 
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eines Endtermins erloſchen ift. [Bgl. hiezu Pland Komm. 3. BEP. (3) $ 1163 N.2. 
Wäre, entgegen der don Pland vertretenen Anficht, in diefen Fällen Ummanbelung in 
eine Eigentümerbypothef anzunehmen, fo würde bie Klage auf Berichtigung des Grundbuchs 
zu richten fein.] In Bezug auf Spypothefen bes bisherigen Rechtes kann auf Löfchung 
geflagt werben, wenn nach diefem Recht eine eingetragene Hypothel durch Befriedigung ar. x. 
erliſcht. Val. Wah Handb. I 8441, Pland Lehrb. IS I6N.7, Voß Yahrb. f. Dogm. XXIII 
8.67 ff. Entſch. d. RG. XV &.386, XX 5.403, SU. XLI Nr. 220, XLVI Nr. 56, UL. f. 
RA. XLVI ©. 220.) 

Die aus einem Schuldverhältniffe (z. B. einem Kaufvertrag) entipringende Forderung 
auf Befeitigung einer beitehenden Hypothek oder fonftigen Belaftung (vgl. BBG. $ 435, 
$ 439 Abſ. 2) gehört nicht zum Gerichtöftande des $ 24; ebenfowenig die Forderung gegen 
einen Dritten, der fich verpflichtet hat, eine Löſchung herbeizuführen [RG. 18. Jan. 1890 
Entih. XXV Nr. 87 ©. 384]. Auch der auf ein Nüdtrittörecht oder einen Wandelungs— 
anipruch oder auf ungerechtfertigte Bereicherung geftügte Anfprud auf Zurüderftattung 
oder Löſchung eines Sadjenrechts ijt fein dinglicher Anſpruch und gehört daher nicht in 
dieſen Gerichtsſtand. 

Ein in das Grundbuch eingetragenes Veräußerungsverbot iſt zwar feine ding: 
liche Belaftung, aber eine der dinglichen Pelaftung ähnliche Eigentumsbeichränfung. Soweit 
es eine Klage auf Löſchung des Eintrags giebt, gehört fie zum Gerichtöitande des $ 24. 
Da nad) dem BGB. nur ein gerichtliches, durch einftweilige Verfügung erlafienes Ver: 
äußerungsverbot eintragbar ift, fo ift eine Stlage auf Löſchung eines unter der Herrichaft 
des BEP. eingetragenen Veräußerungsverbots nicht möglich; denn die einftweilige Ver— 
fügung kann nicht durch Löſchungsklage befämpft werden, fonbern der Gegner hat, wenn 
das geficherte Recht erlofchen oder dem Gefuchiteller durch Urteil in der Hauptjache ab» 
erfannt ift, die Aufhebung ber Verfügung bei dem PVerfügungsgerichte zu beantragen, vgl. 
N. 3 litt. aa zu $ 927. So verbleiben ala Klagen auf Löſchung nur folche, die fi) auf 
ein nad dem früheren Necht eingetragenes Veräußerungsverbot beziehen. 

Einer dinglihen Belaftung ähnlich ift auch die Eintragung des Nacherbenrechts 
(GBO. 852) und bes Teſtamentsvollſtreckers (GBO. 853). Giebt es eine Klage 
auf Löſchung einer ſolchen Verfügungsbeſchränkung als einer zu Unrecht eingetragenen, fo 
gehört fie in den Gerichtöftand des $ 24; aber wegen GBO. $ 22, $ 54 Abi. 1 Sap 2 ift 
zu bezweifeln, daß ein Anſpruch auf Löſchung gegen den Nacherben oder Teſtamentsvoll- 
jtreder flageweife geltend gemacht werben fann. 

Eine Bormerfung (BEP. $ 883) ift zwar feine dingliche Belaftung, aber eine 
Beeinträchtigung dinglicher Rechte. Soweit eine Klage auf Löſchung möglich ift, gehört 
fie in ben Gerichtöftand des $24. Beruht die Vormerfung auf einjtw. Verfügung, jo findet 
entiprechende Anmendung,swas oben (Abi. 4) über das Veräußerungsverbot gejagt iſt. 

Ein Widerfprud gegen die Richtigkeit des Grundbuhs (BGB. 58 892,899, 1139) 
ift ebenfalls feine dingliche Belaftung. Aber die Klage, mit welcher die Rechtmäßigkeit eines 
Widerſpruchs befämpft wird, ift eine Klage auf FFeititellung des dinglichen Rechtes, gegen 
welches fich der Widerſpruch richtet, und gehört deswegen zu dem Gerichtsftande des $ 24 
[vgl. OLG. Augsburg Redtipr. d. OLG. XI ©. 170]. 

Ada bis e: Die Stlage, durch welche der fi) aus dem BEB. 8 894 ergebende 
Anspruch auf Zuftimmung zu einer Grundbuchberichtigung geltend gemacht wird, ift ftets 
im Gerichtäftande des $ 24 zu erheben. Nimmt man an, dab der Berichtigungsanfpruc 
die Natur einer negatoria actio hat [jo Pland Komm. 3. BGB. (3) 3894 N. I, Erome 
Syſt. III 8373 R.13], fo folgt dies direft aus $ 24. Aber au, wenn man bem An» 
fpruche die Eigenschaft eines dinglichen Anſpruchs abſpricht [fo Schilde Berichtigungs— 
anſpruch S.51ff., Ramdohr Beitr.3.E.d. DR. XLIV &.361ff.], wird man ihn wegen jeiner 
engen Beziehung zu ben Immobiliarfahenrechten in entiprechender Anwendung ber Vor— 
ichriften des $ 24 in den ausichliehlichen dinglichen Gerichtsſtand verweiſen müſſen. [Vgl. 
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Pland a. a. O. Crome a. a. O. N. 12, Biermann Sadenreht (2) S. 104. Teilw. abw. 
L. Goldmann Berichtigungsanſpruch (1904) S. 94 f.] 

d) Grenzicheidungstlagen — ſ. BGB. $$ 919, 920, 923. 

e) Zeilungsflagen — ſ. BGB. 88 749, 752, 753. 

f) Beſitzklagen — 1. BGB. 88 861, 862, 869, 1017, 1029, 1093, EG. 5. BGB. 
Art. 180, 191; micht die Klage auf Einräumung des Beſitzes, welche fich auf eine For— 
derung gründet. 

3. Zu Abi. 2: Es ift einerlei, ob der Eigentümer bes berechtigten ober der bes 
dienenden Grundſtücks flaat. 

4. Über den Fall, daß die Sache in den Bezirken verichiedener Gerichte belegen ift, 
1.896 Nr. 4 und N. 6 dazu. 

5. Pefindet fich die für den Gerichtöftand der belegenen Sache maßgebende Sache 
im Auslande, fo folgt zwar aus der in $ 24 ausgeiprochenen Ausichliehlichteit des Ge— 
richtsſtands nicht, daß der Gerichtöftand auch nad dem ausländiichen Prozekrecht aus: 
schließlich ift, wohl aber, daß für die eine ſolche Sache betreffenden lagen im Inlande 
fein Gerichtsſtand beſteht. Keineswegs können dieſe Klagen im Inland in dem allgemeinen 
Gerichtöftande des Beklagten angebradt werden. [So auch Gaupp (9) N. 1, Hellwig 
Lehrb. 1 816 N. 14, Kohler Gef. Beitr. 3. EPr. S. 536 N.6. — AM.: NG. 20. Yan. 
1894 Entih. XXXII Nr. 115 S. 414, dem ſich Wilm. Levy (TI N. 1a zu $ 25 alt, Peterien 
(5)N.3, Ston. Gelpde N. 9, Pirk Ztichr. f. Priv. u. Öff. Recht XXXI S. 769 anſchließen.] 

6. Dem Gerichtöftande des $ 24 find auch die Erterritorialen unterworfen (GBG. 
8 20). Auch die preuß. Eivillifte [RG,. Entſch. XLI ©. 358]. — Für bas jchiedsrichterliche 
Verfahren bat der Gerichtäftand des $ 24 feine Bedeutung. 


$. 25.* (26.) 

In dem dinglichen Gerichtsjtande kann mit der Klage aus einer Hypothek, 
Grundſchuld oder Nentenjchuld die Schuldflage, mit der Klage auf Umschreibung 
oder Löſchung einer Hypothek, Grundjchuld oder Nentenjchuld die Klage auf 
Befreiung von der perjönlichen Verbindlichkeit, mit der Klage auf Anerkennung 
einer Neallait die Klage auf rücjtändige Yeiftungen erhoben werden, wenn die 
verbundenen Klagen gegen denjelben Beklagten gerichtet find. 

HE. 8 17, HP. 4806 F., NE. 8 59, NP. 50, E18 25, €. II, III 8 26, M. 58, HP. 10. 

1. Die Klagenverbindung ſetzt die Zuftändigkeit des Prozehgerichts für Tämtliche 
Anfprühe voraus ($ 260). Indem 8 25 geftattet, mit ben bier bezeichneten dinglichen 
und daher im Gerichtöftande des $ 24 zu erhebendben Klagen gewiſſe bamit in rechtlichem 
Zufammenbange ftehende perfönliche Klagen zu verbinden, erftredt er für den Verbinbungs- 
fall den Gerichtöftand des $24 auf die perfönlichen Klagen. Der Gerichtsftand für die 
perfönlichen Klagen ift infofern fafultativ, als die Verbindung fakultativ ift. 

2. Die Zuftändigfeit erftredt fich, unter der allgemeinen Vorausſetzung, daß die 
verbundenen Anfprüche gegen denjelben Beklagten gerichtet find: 

a) auf bie mit der Klage aus einer Hypothek, Grundichuld oder Rentenſchuld ver- 
bundene Klage aus ber perjönlichen Nerbindlichfeit (Schuldflage). Auch neben einer 
Grundichuld oder Rentenſchuld kann eine perfönliche Verbindlichkeit beitehen (vgl. ZwVG. 
853 Abi. 1); 

b) auf die mit der Klage auf Umfchreibung oder Löſchung einer Hypothekt, Grund— 
ichuld oder Rentenichuld verbundene Klage „auf Befreiung von der perfönlichen Verbind- 
lichfeit“, worunter auch die Klage auf Feſtſtellung des Nichtbeitehens der perfönlichen Ver- 
bindlichkeit zu verftehen ift. Der dem Löſchungs oder Umschreibungsberechtigten zuitehende 
Anspruch auf Vorlegung oder Herausgabe des Hypothelen- oder Grundichuldbriefs (vgl. 
BGB. 8896, $ 952 Abf. 2) ift in $ 25 nicht erwähnt. Zweckmäßigkeitsgründe ſprechen 
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dafür, auf die Verbindung dieſes Anſpruchs mit der Löſchungs- oder Umſchreibeklage die 
Vorſchrift des $ 25 entſprechend anzuwenden; 

c) auf die mit ber Klage auf Feſtſtellung (Anerkennung) einer Reallaſt verbundene 
Klage auf rüdftändige Leiftungen. Für die während ber Dauer des Eigentums fällig 
werdenden Leiftungen haftet der Eigentümer auch perfönlich, joweit nicht ein Anberes be= 
ftimmt ift (BGB. $ 1108). 

3. Erterritoriale find dem Gerichtäftande bes $ 25 nicht unterworfen (arg. GVG. 820). 


8.26. (27.) 
In dem dinglichen Gerichtsftande fünnen perjönliche Klagen, welche gegen 
den Eigenthümer oder Befiger einer unbeweglichen Sache als jolchen gerichtet 
werden, ſowie Klagen wegen Beichädigung eines Grundftüds oder in Betreff 


der Entjchädigung wegen Enteignung eines Grundftüds erhoben werden. 
a 437 ff., BE. SS 21 F., NE. 88 57, 58, NP.47f., E.182%6, E. IT, III 827, M. 59, 


1. Für die in $ 26 bezeichneten perfönlichen Klagen ift der dingliche Gerichtsſtand 
zuläffig, aber nicht ausschließlich. 

a) „Klagen, welche — gerichtet werden.” Als folche kommen insbejondere 
in Betracht Klagen, in denen Anſprüche geltend gemacht werden auf Geftattung der Be» 
fihtigung (BEP. $ 809), auf Geftattung der Auffuchung und der Wegichaffung einer auf 
ein Grundftüd gelangten Sache (BGB. 88 867, 1005), auf Erjaß des Wertes des über: 
bauten Grundftüds (BGB. $ 915 Abf. 1), auf Geftattung der Benußung einer ber in 
$ 921 des BEB. bezeichneten Einrichtungen, auf Erfah der Unterhaltungstoften und auf 
Fortbeftand einer foldhen Einrichtung (BGB. $ 922), auf Erſatz von Verwendungen nad 
BGB. 88 999, 1001, 10083 [vgl. Gaupp (9) N. II, Hellwig Lehrb. 11 S.241; — aM.: Ston, 
Gelpde N.2 Abſ. 2) und die Klage, in welcher die perfönliche Haftung des Eigentümers für die 
während ber Dauer feines Eigentums fällig werdenden Leiftungen aus einer Reallait (BGB. 
$ 1108) geltenb gemadjt wird. Klagen, in denen Anſprüche auf Grund bes der Landes» 
geſetzgebung überlafienen Waflerrechts (EG. 3. BGB. Art.65) geltend gemacht werden, fünnen 
gleichfalls hierher gehören, jo die gemeinrechtliche actio aquae pluviae arcendae [vgl. Glüds 
Pand. Serie d. Bücher 39, 40 Bd. III S. 549 ff.]. Ebenfo die Klage, in welcher auf Grund 
Landesgeſetzes von dem Eigentümer eines Grunbftüds Erfa der irrtümlich für das Grunb- 
ftit gezahlten Grundfteuer beanfprucdht wird [RG. 1. Oft. 1882 SA. XXXVIII Nr. 126]. 

b) „Klagen wegen Beſchädigung eines Grundftüds." In Betracht 
fommen Klagen, in denen Anſprüche auf Erfaß des durch Beichädigung eines Grundftüds 
entftandenen Schadens auf Grund ber Norichriften des BGB. $$ 823, 826, 829 bis 832, 
835 bis 838, $ 867 Saß 2, $ 904 Satz 2 oder auf Grund der in den Art. 65 bis 67, 
Art. 69, 71, 72 des EG. 3. BGB. vorbehaltenen Lanbesgefeke geltend gemacht werben. 
Für dieſe Alagen wird der Gerichtöftand durch die Lage des beichädigten Grundftüds 
beftimmt. 

ec) „Klagen in Betreff der Entſchädigung wegen Enteignung eines 
Grundftüds.* Someit die Enteignung nicht durh RG. v. 21. Dez. 1871, betr. die Be- 
ichränfung des Grundeigentums in ber Umgebung von Feitungen (RED. S.459), geregelt 
ift, ift deren Regelung dem Lanbesrechte vorbehalten (EG. z. BGB. Art. 109). Das angef. 
NG.$ 42 beftimmt für die Entichädigungsflage einen ausfchließlichen Gerichtäftand. Daran 
it durch $ 26 CPrO. nichts geändert. Ebenſowenig ift durch $ 26 auögefchloffen, dab 
Landesgeſetze die Ausschließlichleit des Gerichtsftandes der belegenen Sache für die Klage 
auf Entichädigung wegen Enteignung eines Grundftüds anordnen, arg. EG. $ 15 Nr. 2 
[RG. 4. Nov. 1880 Entich. III Nr. 82 S. 304, 7. Juni 1882 SA. XXXVIII ©. 166]. 
Solche Anordnung enthalten z. B. preuß. Gef. v. 11. Juni 1874 $ 30 Abſ. 3, bay. AG. z. 
CPrO. u. 3. KO. i. d. F. nad Art. 166 Nr. VIII des AG. 3. BGB. $ 21 Abi. 2. 

2. Dem Gerichtaftande bes $ 26 find Erterritoriale nicht unterworfen rung $ 20). 

2. Seuffert, Eivilprogehorbnung I. 10. Aufl. 
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8. 27.* (28.) 

Klagen, welche die Feſtſtellung des Erbrechts, Anfprüche des Erben gegen 
einen Erbſchaftsbeſitzer, Ansprüche aus Vermächtniffen oder fonftigen Ver— 
fügungen von Todeswegen, Pflichttheilsanfprüche vder die Theilung der Erb- 
ichaft zum Gegenftande haben, fünnen vor dem Gericht erhoben werden, bei 
welchem der Erblaffer zur Zeit feines Todes den allgemeinen Gerichtsitand 
gehabt hat. 

Iſt der Erblaffer ein Deutjcher und hatte er zur Zeit feines Todes im 
Inlande feinen allgemeinen Gerichtsitand, jo fünnen die im Ab. 1 bezeichneten 
Klagen vor dem Gericht erhoben werden, in deijen Bezirke der Erblaſſer jeinen 
legten inländischen Wohnfig hatte; in Grmangelung eines foldhen Wohnfiges 
finden die Vorjchriften des $. 15 Abf. 1 Sat 2, 3 entjprechende Anwendung. 

8. 28.* (27a.) 

In dem Gerichtsitande der Erbjchaft können auch Klagen wegen anderer 
Nachlakverbindlichkeiten erhoben werden, folange fich der Nachlaß noch ganz 
oder theilweife im Bezirke des Gerichts befindet oder die vorhandenen mehreren 
Erben noch als Gefammtjchuldner haften. 


HE. ER? B. 454 ff., 489 ff., 519 ff., 4808, NE. 8 60, NP. 50 f., 232, E&.1$ 27, E. IT, III 823, 
508, HB. 10, Bear. d. Kov. ©. 4 Bi. 


———— Wach Handb. I $ 36 (hier auch Een über die Entftehung diejes Gerichts⸗ 
ftandes), Pland Lehrb. I $ 17, Hellwig Lehrb. II $ 10 


1. Gerichtäftand ber Gröfchaft, forum — nicht ausſchließlich. Er richtet 
ſich nach dem allgemeinen Gerichtsſtande des Erblaſſers zur Zeit feines Todes (im Falle 
ber Zobeserflärung an dem im Urteile feftgeftellten Zodestage), ohne Unterichied, ob der 
allgemeine Gerichtöitand nach $$ 13, 14, 15 oder nach $ 16 zu beitimmen ift. Hatte der 
Erblaſſer feinen allgemeinen Gerichtsitand bei mehreren Gerichten (vgl. N. 1 au $ 13), fo 
iſt auch der Gerichtäftand der Erbichaft bei mehreren Gerichten vorhanden [R®. 6. Juni 
1895 Entih. XXXV Nr. 115 ©. 418]. Für den Fall, daß der Erblaſſer zur Zeit feines 
Todes (bei Todeserflärung an dem im Urteile feftgeftellten Tobeötage) ein Deuticher war 
und zu biefer Zeit im Inlande feinen allgemeinen Gerichtäftand Hatte, ſchafft $ 27 Api.2 
einen Gerichtöftand ber Erbichaft bei dem Gerichte des letzten inländifchen Wohnfiges. 
Wenn aber der deutjche Erblaffer niemals einen inländifchen Wohnſitz gehabt hat, dann 
it der Gerichtöftand ber Erbichaft bei dem Gerichte der Hauptſtadt feines Heimatſtaates, 
und wenn er feinem Bundesſtaate angehört hat (ſ. Schußgebietgefeg, RGBl. 1900 ©. 813, 
$ 9), bei dem durch allgemeine Anordnung des Reichskanzlers zu beftimmenden Gericht 
in Berlin; vgl. N. 3. 

2. Zu Abi. 1 des $ 27: on) „Alagen, welde die Feſtſtellung bes Erbredts 
zum Gegenftande haben.” Darunter fallen pofitive und negative TFeititellungsflagen. 
Auch die Klage, in welcher die Feitftelung der Erbunmwürbigfeit des Erben verlangt wird 
(BGB. $ 2342), gehört dazu. — Unter Erbrecht ift das Recht auf die Geſamtnachfolge 
in das Vermögen eines Verftorbenen zu verjtehen (vgl. BGB. $ 1922); natürlich auch das 
Recht des Nacherben; aber nicht das Necht auf die Nachfolge in ein Familienfideifommih, 
ein Lehen oder ein Stammgut [vgl. NG. 30. Dez. 1887 Entich. XXI Nr. 86 ©. 413]; nicht 
das Recht auf das Vermögen einer erlofchenen juriftiichen Perfon. 

b) „Anſprüche de3 Erben gegen einen Erbihaftsbefiger." Dal. BGB. 
$$ 2018 bis 2030. Anſprüche des Erben find Anfprüde auf Grund Erbredts im Sinne 
ber litt. a. Daß zur Erbichaft ein Grundftüd gehört, hindert die Benußung des Gerichts— 
ftandes ber Erbichaft nicht (Dot. 3. E. III ©. 60). — Der Aniprud aus BGB. $ 2287 ift 
ein Anſpruch des Erben, aber fein Anfpruch gegen den Erbichaftsbefiker. 

c) „Aniprühe aus Vermädtnifien." Bol. BGB. 88 1939, 2174. Da auf 
ben Boraus und auf den Dreikigiten die für Dermächtniffe geltenden Vorſchriften An— 
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wendung finden (BGB. $$ 1932, 1969), iſt für die Anſprüche auf den Voraus und auf 
den Dreißigſten ber Gerichtäftand des $ 27 begründet. — „Aus fonftigen Verfügungen 
von Todeswegen“ — vgl. BGB. $ 83 (Stiftung), $$ 1940, 2192 bis 2196 (Auflage), 
$ 2301 (Schentung auf den Todesfall). Auch die lage gegen den Teftamentsvollitreder auf 
Ausführung der von dem Erblaffer in einer leßtwilligen Verfügung über die Verwaltung 
des Nachlaffes getroffenen Anordnungen ift hierher zu rechnen [vgl. RG. 21. Apr. 1890 
Entih. XXVI Nr. 79 S. 381]. Deögleihen die Klage, in der ein Anfpruch auf Grund 
Anerbenrehts (EG. z. BGB. Art. 64) verfolgt wird. — „Pilihtteilsaniprüde" — 1. 
AGP. 88 2303, 2305 bis 2307, 2314, 2316 Abi. 2, 2317 bis 2321, 2324, 2325, 2326, 
2329. Die Aniprüche des Pflichtteilsberechtigten gegen den Beſchenkten (BGB. $$ 2325, 
2326, 2329) gehörten auch nach dem früheren Rechte zu denjenigen, welche im Gerichts- 
ftande der Erbichaft geltend gemacht werden fonnten, [Wgl. für die querela inofficiosae 
donationis Ztichr. f.d. EPr. III ©. 486 ff,, XIII ©. 359, RG. Entſch. XV Nr. 95 ©. 363, 
betr. franz. Recht.) 

Ad b und e: Auch Fyeititellungsflagen, die die unter b und c bezeichneten Rechts: 
verhältniffe zum Gegenftande haben, können im Gerichtäftande ber Erbichaft erhoben werden. 
Daß in 8 27 Abſ. 1 nur Klagen, welche die Feititellung des Erbrechts betreffen, ausdrück— 
lich genannt find, darf nicht zu einem argumentum e contr. verwendet werben (vgl. Bear. 
d. Nov, v. 1898 ©. 84). Daher gehört auch die Klage, durch welche die Feſtſtellung der 
Unmwürdigfeit eines Vermächtnisnehmers oder eines Pflichtteilsberechtigten verlangt wird 
(BEB. 8 2345), in diefen Gerichtäftand. 

d) Klagen, welde die Teilung der Erbihaft zum Gegenitande haben 
— ſ. BGB. 88 2042 bis 2057. Die Klage auf Erfüllung der Ausgleihungspflicht (SS 2050 
bis 2057) gehört zweifellos dazu. Ebenſo auch jede Feſtſtellungsklage, welche die Zeilung 
einichließlich der Ausgleichungspflicht betrifft. Nicht zu den Klagen, welche die Teilung ber 
Erbichaft zum Gegenftande haben, gehören die Klagen, welche die Aufhebung (BEP. $ 1495) 
oder die Nuseinanderfegung der fortgeſetzten Gütergemeinichaft (BGB. $$ 1497 bis 1504) 
betreffen; denn die fortgeießte Gütergemeinschaft ift nicht Exrbichaft. Aus diefem Grund 
ift auch für die Klage des anteilsberehhtigten Abfömmlings auf Ergänzung des Pflichtteils 
(BGB. $ 1505 mit 88 2325 ff.) und für die Klage auf TFeititellung, daß ein Abkömmling 
bes Anteils am Gefamtgut unmürdig ift (BGB. 8 1506), der Gerichtsitand der Erbichaft 
nicht begründet. 

Ad a bis d: Die jämtlichen in litt. a bis d bezeichneten Klagen fünnen auch von 
dem Rechtsnachfolger des erften Berechtigten und gegen ben Rechtsnachfolger des erften 
DVerpflichteten im Gerichtäftande der Erbichaft erhoben werben. Daher fann 3. B. der Erb» 
Ichaftsfäufer den ihm übertragenen Anspruch gegen ben Erbichaftsbefiker (BEB. $ 2018) 
in diefem Gerichtäftande verfolgen (nicht die Anſprüche aus dem Erbichaftstaufe gegen ben 
Erben!); der Vermächtnisnehmer kann den Erben des Belajteten [vgl. RG. 15. Oft. 1888 
Entſch. III Nr. 106 S. 380] unb den Erbichaftsfäufer in dieſem Gerichtäftande belangen. 

Für die Klagen, durch welche der Erbe feinen Anſpruch auf einen einzelnen zur 
Erbichaft gehörenden Gegenstand verfolgt oder ein zur Erbichaft gehörendes Recht geltend 
macht (Singularflagen auf Grund erbredtlichen Titels), beiteht der Gerichtäftand bes 
$ 28 nicht. 

3. 3u 827 Abf. 2: Wer ein Deuticher ift, ergiebt fi aus dem BG.v.1. Juni 1870 
über die Erwerbung und den Verluft der Bundes» und Staatsangehörigfeit (BED. 1870/71 
Beil. 89). — Über allgemeinen Gerichtäftand val. $$ 12 bis 15. — Die entiprechende An- 
wendung ber Vorichrift des $ 15 Abſ. 1 Sak 3 ergiebt, dab der als Wohnſitz geltende 
Bezirk von dem Reichsfanzler durch allgemeine Anordnung beftimmt wird. Nach der Bel. 
v. 21. Apr. 1906 (RGEBl. ©. 463) gilt der zum Bezirfe des Amtsgerichs Berlin« Mitte 
gehörende Stadtteil als Wohnfitz. 

4. 3u 828: „Klagen aus anderen Nachlaßverbindlichkeiten.“ — Andere 
Naclafverbindlichkeiten (BEB. $ 1967) find die von dem Erblaffer herrührenden Schulden 
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(einichließlih der nah BGB. 88 1582, 1712 auf den Erben übergebenden Unterhalts- 
pflichten) und die den Erben als ſolchen treffenden Verbindlichkeiten, ſoweit ed nicht Ver— 
bindlichleiten aus Pflichtteilörechten, aus Vermächtniſſen oder fonftigen Verfügungen auf 
den Zobesfall find. Solche Verbindlichleiten ergeben jih aus BGB. $ 1963 (Anſpruch 
der Mutter des zu erwartenden Erben auf Unterhalt) und $ 1968 (VBeerbigungsfoften). Auch 
Werbindlichkeiten aus Verträgen, die im Sintereffe der noch ungeteilten Erbichaft von den Erben 
geichloffen wurden, gehören dazu [vgl. Verh. d. Nürnb. Komm. z. Berat. e. Geſ. Entwurfs 
über Gewährung der Rechtshülfe S. 61], ferner Verbindlichkeiten aus Rechtsgeſchäften des 
Zeitamentsvollitreders [RG.6. Nuni1895 Entih. XXX V Nr. 115 8.419], aus einer Geſchäfts- 
führung des Beauftragten (BGB. $ 672) oder aus einer Geichäftsführung ohne Auftrag 
im Intereſſe der Erbichaft (BEB. $$ 683, 684). — Natürlich können die Klagen aud 
gegen ben Zeitamentsvollitreder oder den Nachlaßpfleger in dem Gerichtäftande der Erbichaft 
erhoben werden. Ebenjo gegen den Nachfolger des Erben. 

5. Zu $$ 27 und 28: Für die in $27 Abi. 1 bezeichneten Klagen ift der Gerichts» 
itand ber Erbichaft zeitlich nicht begrenzt; wohl aber für die in $ 28 bezeichneten Klagen. 
Für diefe Klagen bejteht der Gerichtöftand: 

a) wenn nur ein Erbe vorhanden ift, folange fih noch ein zum Nachlaile gehörender 
Gegenftand (Sache oder Recht) im Bezirke des Gerichts befindet. Über den Ort, wo ſich 
ein Recht befindet, 5. N. 3 zu $ 23; die Vorfchrift des $ 23 Saf 2 gilt auch hier. Was 
der Erbe, der Zeftamentsvollitreder oder der Nachlaßpfleger veräußert hat, gehört nicht mehr 
zum Nachlafie; 

b) wenn mehrere Erben vorhanden find, folange fie für die eingeflagte Forderung 
noch als Gefamtichuldner haften. Wie lange die Gefamtbaftung dauert, ift aus dem 
BGB. 88 2059 bis 2061 zu entnehmen [vgl. dazu Kreß Erbengemeinihaft S. 263ff.). Die 
Teilung des Nachlaffes beendigt den Gerichtäftand nicht, wenn die Gefamthaftung fortbefteht. 

Nach diefer Auslegung des $ 28 beziehen fi die Worte „Solange fi der Nachlaß 
— befindet” nicht auf den Fall, daß mehrere Erben vorhanden find. Der $ 28 ſchließt 
fich, fomweit die Auslegung zweifelhaft it, dem $ 9 des Nürnb. Entw. e. Gef. über die Ge— 
währung der Recdtshülfe an. Aus dem Nürnb. Homm.Ber. S. 44, den Nürnb. Prot. 
S. 59ff. 124. in Verbindung mit dem Hann. Entw.$ 19, den Hann. Prot. S. 454 ff., 489 ff, 
519, 809, dem preuß. Entw. $ 26 und den Mot. dazu S. 19, dem nordd. Entw. $ 60, ben 
nordd. Prot. S. 50 f., 232, den Mot. zu Entw. III ©. 59f. dürfte zu folgern fein, daß in 
$ 28 nichts anderes beitimmt werben follte, alö was der Hann, Entw. und der preuß. Entw. 
in deutlicherer Fafſfung ausfprechen, nämlich daß die erjte Alternative des Bedingungsfakes 
nur für den Fall des Vorhandenjeins eines Erben gilt. [So auch Wach Handb. I 8 36 
bei R. 4, Pland Lehrb. I SIT N. 10, Hellwig Lehrb. II ©. 248, Gaupp (9) N. III zu 
528. — Dagegen beziehen Strudm. Kod (8) N. 5, Skon. Gelpde N. 3, Peterfen (5) N. 3 
zu $28 und Fitting Arc. f.c. Pr. LXI ©. 406 ff. die erfte Alternative au auf ben 
Fall mehrerer Erben.] 

$. 29. (29.) 


Für Klagen auf Feitjtellung des Bejtehens oder Nichtbeftehens eines 
Vertrags, auf Erfüllung oder Aufhebung eines folchen, jowie auf Entjchädigung 
wegen Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung ift das Gericht des Orts 
zuftändig, wo die ftreitige Verpflichtung zu erfüllen ift. 

HE. 8 20, HE. 463 ff., 4812 F., NE. 861, NPB.53, &.1828, E. It, III 829, M. 60, HP. 11, 508. 
gitteratur: J Über das frühere gem. — Wetzell Syſt. (3) 8 41 Ziff. I, Bethmann- 
Hollweg Berjuche zc. 16 ff. und röm. er ©. 126 6 dv. Sapıigny Spit. viii S. 205 ff., 
Albrecht Das Motiv des forum contractus (Bi) > Über das geltende Recht: Wach Handb. I 
3 38 Il, Pland Lehrb. I $ 18, Hellwig Seheh. II 8 103 Ziff. I, Schule Kr. BISchr. XVII 
S.217 ff, Kohler Arc. F.c. Pr. LXX ©. 224 fi. (Gef. Beitr. ©.73), Reter Beitr. z. Erl.d. DR. XXIV 
.368 ff., Welterburg eod. XXV S. 42 ff., Stein eod. Xxvm ©. 406 ff., Pfizer eod. XXV 
. 499 2 P. Mayer Btichr. f. d. Er. XIV ©. 241 ff., Delenheinz Arch. f. c. Br. LXXXIV 
. 218 ff., Herbſt Gerichtsftand der Wandlungsflage (1904 ) 
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1. Der Gerichtäftand des Erfüllungd- ober Leiftungsorts für Klagen, die ſich auf 
Verträge beziehen (forum solutionis, forum eontraetns), ftammt aus dem gem. Vrozeh- 
recht. Er ift nicht ausfchliehlih. Der Gerichtöitand befteht auch bei den Gemwerbegerichten 
(Gew. Ger. Geſ. i. d. %. d. Bel. 0.29. Sept. 1901, RGBl. S. 353, 827) und bei ben Kaufmanns— 
gerichten (Kaufm. Ger. Geſ. dv. 6. Juli 1904, RGEBl. S. 266, $ 16 Abſ. 1). Er fommt ferner im 
Aufgebotsverfahren zum Zwed der Kraftloserflärung einer Urkunde in Betracht ($ 1005). 

2. Der Gerichtäftand des $ 29 befteht für Klagen, die fih auf obligatoriſche 
Nerträge ftügen oder beziehen. Der Gerichtöftand hat feinen Bezug auf den Erlaß— 
vertrag (BGB. $ 397), die Abtretung einer Forderung (BEB. $ 398) oder eines anderen 
Rechtes (BGB. $ 413), auf den Schuldübernahmevertrag (BEP. 88 414 bis 416), auf die 
Einigung über dinglihe Rechte (BGB. 88 873, 929, 1205); ebenfo nicht auf die Ehe: 
ſchließung, auf den Ehevertrag (BEP. $ 1432), auf den Vertrag über die Annahme an 
Kindesftatt (BGB. 1741), auf den Vertrag über die Aufhebung der Annahme an Kindes— 
ftatt (BEP. 1768), auf den Erbvertrag (BEB.$ 1941) und auf den Erbverzicht (BEP. 
$ 2346). Auch das Verlöbnis des BGB. ift fein obligatoriicher Vertrag, da es feine 
Verbindlichkeit zur Eingehung der Ehe (BGB. 81297) und auch feine Verbindlichkeit zum 
Schadenserſatze wegen Nichterfüllung begründet; die im BGB. $$ 1298 bis 1301 bezeichneten 
Anſprüche fönnen daher nicht bei dem Gerichte des Ortes eingeflagt werden, wo bie Ehe 
einzugehen geweſen wäre. [Anders von Standpunkte des früheren Rechtes: NG. 16. Mai 
1882 Entſch. VII Nr. 102 ©. 338, OLG. Hamburg SA. XT, Nr. 149.] 

Die Beirhränfung auf obligatoriiche Verträge entipricht der gefchichtlichen Ent: 
widelung bes Gerichtäftandes. Sie ergiebt ſich auch aus dem Gejekestert, injofern dieſer 
eine Verbindlichkeit zur Erfüllung und einen Erfüllungsort vorausfeßt. 

Der Gerichtäftand hat feinen Bezug auf vertragsähnliche Rechtäverhältniffe, fog. 
Duafifontrafte [RG. 22. Ott. 1880 Entſch. IT Nr. 118 ©. 408, 23. Mai 1890 XXVI Nr. 29 
&.388, bay. ob. 2G. DL. f. RA. VIII Erg.Bd. ©. 31 u. SA. XLIV Rr. 215]. Eine auf: 
tragsloje Geihäftsführung wird durd Genehmigung fein Vertrag. Ein Anspruch wegen 
ungerechtiertigter Bereicherung fann im Gerichtäftande des $ 29 nicht erhoben werden [val. 
v. Mayr Bereicherungsaniprud ©. 705f., RG. 22. Oft. 1880 Entſch. II Nr. 118 ©. 411, 
10, März 1905 Beitr. 3. €. db. DR. XLIX ©. 1012, 16. Sept. 1905 eod. L, ©. 423), es fei 
benn, daß die Rüdforderung auf eine bei einem obligatorischen Vertrag getroffene Abrede 
ober auf die Nichterfüllung einer fih aus dem Vertrage ergebenden Verpflichtung gegründet 
wird (vgl. N. 3 litt. c). Der Anipruch auf Müdgabe des Schuldicheins nach geleifteter 
Zahlung (BEB. $ 371) gehört nicht in diefen Gerichtsftand [RG. 24. Oft. 1889 Beitr. 3. 
E.d. DR. XXXIV S. 1153]. Ebenſo nicht der Anspruch auf Quittungserteilung (BGB, 
$ 368) [RG. 9. Yan. 1892 Entſch. XXXVII Nr. 109 ©. 434]. Der Anspruch, welcher ſich 
bei Anfechtung wegen Gläubigerbenachteiligung ergiebt, kann, auch wenn ein Vertrag an» 
gefochten wird, nicht im Gerichöitande des $ 29 erhoben werben; denn weder entiteht der 
Anſpruch aus dem Vertrage, noch geht er auf Aufhebung des Vertrags [val. Wach Hanbb. I 
©. 448, Stein a.a.D. S. 413, Peterſen Ztichr. f. d. EPr. X ©. 63, L. Seuffert Konkurs: 
prozeßreht S. 220, Jaeger KO. (2) Anm. 18 zu $ 29 und Gläubigeranfehtung Anm. 24 
zu $1, Gaupp (9) N. l Abſ. 1, RG. 2. Yan. 1893 Entich. XXX Nr. 123 ©. 402, 16. Yuni 
1900 Beitr.3.6.d. DR. XI, &.1082f. (SA. I, VI Rr. 109); unrichtig: Coſack Anfechtungs- 
recht S. 226, Otto Anfechtung von Rechtshandlungen ©. 231]. 

Die Aniprüche aus Wechieln entitehen nach der richtigen Anficht nicht aus einfeitiger 
Erflärung, fondern aus einem Bertrage [vgl. Gareis Handelsrecht (7) $ 81, wo die Litteratur 
über dieſe Frage verzeichnet ift]; fie können daher im Gerichtäftande des 8 29 erhoben 
werden. Da aber für den Wechſelprozeß der Gerichtäftand des $ 29 ausgeichloffen und 
durch den Gerichtöftand des Zahlungsorts eriegt ift (vgl. N. 1 litt. b zu 8603), fommt der 
Gerichtaftand des 829 für wechſelmäßige Anſprüche nur in Vetracht, wenn im ordentlichen 
Prozefie aellagt wird [RG. 9. Juli 1888 Entih. XXI Nr. 80 ©. 400). Ein auf dem Wechiel« 
vertrag berubender Anfpruch, obwohl fein Anipruch „aus dem Wechſel“ im Sinne des $ 602, 
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it auch der fog. Bereicherungsanfpruch des Art. 83 der WO. [vgl. Grünhut Wechfelrecht II 
S. 557, v. Mayr Bereicherungsaniprud ©. 71ff. 712]; daher kann dieſer Aniprud im 
Gerichtöftande des $ 29 erhoben werden, 

Ob ber Anſpruch aus einer Schuldverichreibung auf den Inhaber in dem Gerichts» 
itande des $ 29 verfolgt werden fann, hängt davon ab, ob ber Anipruch als Anſpruch aus 
einem Vertrag oder aus einem einseitigen Verſprechen aufzufafien ift. [AM. OLG, Dresden 
in Ztichr. fd. EPr. XXIV ©. 419, welches die Klage auch vom Standpunkte der Kreations— 
theorie aus im Gerichtäftande des $ 29 zuläßt.] Nah dem BGB. dürfte der Anſpruch 
als ein Anſpruch aus einjeitigem Verſprechen aufzufaſſen fein [vgl. Planck Komm. 5. BGB. 
N.2 zu $ 793, Dertmann Schuldverhältnifie (2) N. 5 vor $ 795, Dernburg BR. (3) 111 
$ 147, Gojad Lehrb. (4) II $ 255 Ziff. II, Crome Syit. II $ 310 Ziff. Ic; aM.: Gierfe 
D.PıR. II S.110 ff.), woraus folgt, daß der Gerichtäjtand des $ 29 nicht gegeben it. 

Die Anſprüche aus dem Gewerbe-Unfallverficherungsgeieß dv. 30. Juni 1900 (RGBl. 
&.585) $ 12 Abi. 2 find feine Anfprüche aus einem Wertrage, der Gerichtsſtand des $ 29 
beiteht daher für den Streit über folche Anſprüche nicht [RG. 17. Oft. 1905 Entſch. LXI 
Ar. 89 S. 371 ff]. Entſprechend verhält es ſich mit Streitigfeiten über ſolche Anſprüche 
aus den anderen Berficherungsgeieken. 

3. Der Gerichtöjtand des $ 29 beiteht: 

a) für Klagen auf Feititellung des Beſtehens oder Nichtbeitehens eines 
Vertrags. Die Ausdrudsweife des $ 29 ftimmt nicht mit der Terminologie des $ 256. 
Nach diefer mühte es in $29 heiken: Klagen auf Feſtſtellung des Beſtehens oder bes 
Nichtbeitehens eines vertragsmäßigen Rechtöverhältniffes. — Mit der pofitiven Feſtſtellungs— 
fage fann auch die Nichtigkeit befämpft werden, welche fich nad) der Behauptung bes 
Beklagten aus einer Anfechtung des Vertrags ergiebt (vgl. BGB. $142 Abf. 1). Mit der 
negativen Feititellungsflage fann der Kläger auch die ſich aus feiner Anfechtung ergebende 
Nichtigkeit des Vertrags (BEB. $ 142) feititellen laſſen, wenn der Beklagte die Anfechtbar« 
feit oder die orbnungsmäßige Anfechtung beitreitet; 

b) für Klagen auf Erfüllung eines Vertrags, genauer: auf Erfüllung 
vertragämäßiger Berbindlichkeiten. Dazu gehört auch die Klage auf die Vertragäftrafe 
[vgl. RG. 20. Apr. 1886 Entih. XV Nr. 131 ©. 435], die Klage auf Rechnungslegung 
[vgl. Treitel Arc. f. BR. XIV ©. 39], die Klage auf Sicherheitsleiftung und die Klage 
auf Feſtſetzung einer vertragsmäßigen Leiftung (BEP. $ 315 Abf. 3 Sa 2, $ 319 Abi. 1 
Satz 2). Der fih aus dem BGB. $179 Abf.1 ergebende Anſpruch auf Vertragserfüllung 
gegen ben falsus procurator gehört ebenfalls Hierher [OLG. Dresden EX. LV Nr. 104). 
Deögleihen die Ausfonderungsflage gegen ben Konfursverwalter, wenn fie fi auf eine 
vertragsmäßige Nüdgabepflicht gründet [vgl. Jaeger KO. (2) Anm. 33 zu $43, RG. 7. März 
1894 Beitr. 3. €. d. DR. XXXVIII ©. 1169 u. SA. L Nr. 70; aM.: Gaupp (ZN. I Apf. 1 
a.€., RG. 10. Mai 1893 Entih. XXXI Nr. 94 ©. 392]; 

ce) für die Klage auf Aufhebung eines Vertrags. Mit biefer ungenauen 
Bezeichnung ift nicht bloß die Klage auf Auflöfung eines Vertrags durch richterliches 
Urteil (vgl. HGB. $$ 133, 140, $ 161 Abi. 2) gemeint, fondern auch die Klage auf Änderung 
eines Vertrags (BGB. 88 343, 655, HGB. $ 741, GO. f. NA. $ 93 Abi. 4). Desgleichen 
die Klage, in welcher die Rüdgängigmahung eines Kaufes oder eines Werfvertrags 
(Wandelung) oder die Herabjeßung des Haufpreifes oder der Wertvergütung (Minderung) 
verlangt wird (BGB. $ 462, $ 634 Abſ. 1), und zwar gehört zu den Stlagen auf Auf- 
bebung bes Vertrags nicht bloß die Klage, in welcher die Verurteilung des Beklagten zum 
Einverſtändnis mit der Wandelung oder Minderung (vol. BEB.$ 465), fondern auch die 
Klage, in welcher auf Grund eines dem Kläger zuftehenden Wandelungs- oder Minderungs« 
anſpruchs die Verurteilung des Verkäufers oder des Werkunternehmers zur Rückgewähr 
der empfangenen Leiftung oder Zuvielleiftung beantragt wird. Ferner gehört zu den 
Slagen auf Aufhebung eines Vertrags die Klage, in welcher ein Anſpruch geltend gemacht 
wirb, ber fich aus einem vertragsmäßigen (BGB. 88 346, 360, 361) oder gefeglichen (BGB. 
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8 280 Abi. 2, 5 286 Abi. 2, 83 325 bis 327, $ 636 Abi. 1, HGB. $$ 374 bis 376, $ 428 
Abi. 2, 88 580, 582, 589, 629, 634, 636, 8 641 Nr. 1, $$ 669, 898) Rücktrittsrecht ergiebt; 
denn, wenn auch eine folche Klage nicht auf eine erft durch das Urteil zu bewirfende Auf: 
bebung bes Vertrags geht, fo bezwedt fie boch die Rüdgängigmachung der auf Grund bes 
Vertrags erfolgten Leiftungen und gehört daher zu den Klagen, für welche der Gerichtsitand 
des $ 29 geichaffen ift. [Ebenfo Peterfen (5) N.1. Teilweiſe abw. Gaupp (Stein) (I) N. 113, 
der den Gerichtäjtand des $ 29 für die Klage auf Rückgewähr bei einem vertragsmäßigen 
Nüdtrittsrecht allgemein, bei einem geſetzlichen Rüdtrittsrecht aber nur dann für gegeben 
erachtet, wenn mit der Alage auf Rückgewähr die negative Feſtſtellungsklage verbunden ift. 
Die Beichräntung bes Gerichtsftandes des $ 29 auf den Fall der Verbindung mit der 
Feſtſtellungsklage iſt ſchon deswegen abzulehnen, weil in bem Prozeß über die Rückgewähr 
die präjubizielle fyrage des Rücktrittsrechts auch dann zu emticheiden ift, wenn feine Feſt— 
ftellungsflage erhoben ift. In den Enticheidungen des Reichägerichts findet fich fein Urteil, 
das die Frage enticheidet, ob ber Gerichtäftand des $ 29 für die Klage auf Rückgewähr 
der Leiftungen nah Rüdtritt vom Vertrage befteht. Die Urteile in Entich. XXX Nr. 123 
S. 430ff. und Beitr. 3. E.d. DR. XXXIX ©. 439 betreffen den Gerichtöftand für die Klage 
auf Zahlung einer für den Rüdtrittsfall veriprochenen Abfindung] Der Gerichtsitand 
des 8 29 dürfte ferner beftehen für bie Klage auf Rüdgewähr der Leiftung wegen Nicht-— 
eintrittö einer aufichiebendben oder-wegen Eintritts einer auflölenden Vertragsbedingung, 
da auch dieſe Klage die Rüdgängigmahung der Vertragsfolgen bezwedt. — Dagegen iſt 
der Gerichtöftand des $ 29 nicht gegeben für Klagen, in benen die Herausgabe einer Leiitung 
verlangt wird, bie zur Erfüllung eines nichtigen Vertrags (vgl. BGB. $ 116 Sag 2,88 117, 
125,134,138) ober eines anfechtbaren und angefochtenen Vertrags (vgl. BEB.$$ 119,120, 
123, 142) erfolgt war; denn in einer folchen Klage wird fein Anſpruch aus dem Vertrage, 
fondern ein Bereicherungsanspruch geltend gemacht [vgl. RG. 12. Okt. 1880 Entich. [I Nr.118 
S. 411, 16. Sept. 1905 Beitr. z. E. d. DR. L ©.423 ff.]. Auch durch Verbindung einer 
folchen Klage mit der Klage auf Feſtſtellung des Nichtbeftehens des Vertrags (f. o. litt. a) 
fann der Gerichtöftand für die Klage auf Herausgabe der Bereicherung nicht geichaffen 
werden; denn die Verbindung feßt das Beitehen der Zujtändigleit für beide Aniprüche 
voraus (vgl. $ 260). Die Klage auf Herausgabe deſſen, was zur Erfüllung eines in 
Ausficht genommenen, aber nicht zuftande gefommenen Vertrags geleiftet worden ift, iſt 
ebenfalla eine Bereicherungstlage und kann daher nicht im Gerichtäitande des 8 29 er: 
hoben werben; 

d) für die Klage auf Entihädigung wegen Nichterfüllung oder nicht ordnungs— 
mäßiger (insbefondere nicht rechtzeitiger) Erfüllung der vertragsmäßigen Berbinblichleiten. 
Beftritten ift, ob auch die Klage auf das negative Vertragsintereffe (BEL. $ 122 Abi. 1, 
8 179 Abf. 2) dazu gehört. Die Frage dürfte zu bejaben fein, da der Anſpruch auf das 
negative Vertragsintereffe immerhin aus der Thatiache der Vertragsichließung folgt [ebenso 
Gaupp (9) N. 114; aM.: Förfter (2) N. 1, Skon. Gelpde N. 2e]. 

4. Die in N. 3 bezeichneten Klagen können in dem Gerichtäjtande des $ 29 nicht 
bloß von den und gegen bie VBertragichließenden, fondern auch von und gegen ihre Rechts— 
nachfolger, ſowie von einem Dritten und gegen einen Dritten erhoben werden, für ben 
oder gegen den aus dem Vertrag ein Anipruch entiteht. Es fann alio der Gerichtäitand 
bes 5 29 benüßt werden von dem Zeſſionar ſowie von dem Gläubiger, der ein Pfand» 
recht an einer Forderung aus einem Vertrage hat, ebenfo von dem Konkursverwalter für 
bie Stlage aus einem Vertrage des Gemeinjchuldners [vgl. RG. 3. Apr. 1900 Entſch. XLVI 
Nr. 96 ©. 352]; ferner von dem Dritten, welcher aus dem Vertrag ein Forderungsrecht 
erworben hat (vgl. BGB. $ 328); ebenfo für die Klage gegen den Übernehmer einer ver« 
tragsmäßigen Schuld; ferner für die Klage, durch welche ein Aniprucd aus einem obli« 
gatorifchen Vertrage gemäß BGB. 5 419 gegen den Vermögensübernehmer oder gemäß 
BGB. $ 1086 gegen den Vermögenöniehbraucher oder gemäß BEL. $$ 1480, 1487 gegen 
ben haftenden Ehegatten ober Ablömmling oder als fog. Dulbungsanfpruch gegen ben mit 
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dem eingebrachten Gute haftenden Ehemann (vgl. $ 739) geltend gemacht wird. Der Ge- 
fellichaftsgläubiger kann feinen aus einem Vertrage mit ber Geſellſchaft ftammenden An— 
ſpruch gegen den perfönlich haftenden Gefellihafter [vgl. RG. 13.Nov.1893 Entih. XXXII 
Nr.11 S. 46] oder gegen den mit feiner veriprochenen Einlage baftenden Kommanbditiften 
(HGB. $ 171) im Gericdhtsitande des $ 29 verfolgen. 

5. Der Gerichtsſtand des $ 29 wird durch den Erfüllungsort ber ftreitigen Ver: 
pflihtung beitimmt. In den Entwürfen I bis III hieß es: „ift das Gericht des Orts 
zuftändig, wo ber Vertrag von dem Bellagten zu erfüllen ift.“ Im der IK. d. RT. wurden 
zuerft die Worte „von dem Bellagten“ geftrihen. Der Abg. Dr. Bähr begründete die 
Streihung damit, daß es vorkommen könne, daß derjenige, welcher den Vertrag zu erfüllen 
babe, der Stläger fei, namentli, wenn auf Aufhebung oder Nichtbeitehen des Vertrags 
geflagt werde. Bon der Red.Komm. wurben jpäter die Worte „der Vertrag” durch die 
Morte „die ftreitige Verpflichtung” erſetzt. 

Bei gegenfeitigen Verträgen kann der Erfüllungsort für die Verpflichtung einer 
Partei ein anderer fein, als der Erfüllungsort für die Verpflichtung der anderen Partei; 
daher entiteht hier die Frage, welche Verpflichtung bei den einzelnen Klagen die ftreitige ift. 

a) Wird auf Feſtſtellung des Beſtehens oder des Nichtbeitehens eines ſolchen Ver— 
trags gellagt (ſ. N. 3 litt. a), fo find eigentlich die Verpflichtungen beider Parteien ftreitig. 
Bei der pofitiven Feſtſtellungskllage überwiegt aber das Intereſſe des Klägers an ber Feſt— 
ftellung der Verpflichtung des Beflagten, bei der negativen das Intereſſe an der Feſtſtellung 
des Nichtverpflichtetieins bes Klägers. Deswegen ift bei ber pofitiven TFeititellungstlage 
ber Erfüllungsort der Verpflichtung des Bellagten, bei der negativen Feſtfſtellungsklage 
aber der Erfüllungsort ber Verpflichtung des Kläger maßgebend ſvgl. RG. 2. Mai 1883 
Entſch. X Nr. 107 ©. 361, 6. Nov. 1903 Entſch. LVI Nr. 33 S. 138 ff. J. 

b) Wird auf Erfüllung der vertragsmäßigen Verbindlichkeiten (f. N. 3 litt. b) ober 
auf Entfchädigung wegen Nichterfüllung oder nicht ordnungsmäßiger Erfüllung (f.N.3 litt. d) 
geflagt, fo ift ftreitige Verpflichtung die bes Beflagten. Wird auf Erfüllung mehrerer 
aus dem Vertrag entjtandener Verbindlichleiten geflagt, die nicht an demfelben Orte zu 
erfüllen find, fo ift der Erfüllungsort der Hauptverbindlichkeit auch für den Anſpruch aus 
der Nebenverbindlichfeit maßgebend ſvgl. RG. 19. Febr. 1904 SA. LX Nr. 155, wo bie 
Verbindlichkeit des Häufers zur Abnahme der gekauften Sadhe im Verhältniffe zu der Ver— 
bindlichfeit zur Zahlung des Kaufpreiſes als Nebenverbindlichkeit behandelt wurbe; vgl. a. 
NG. Entſch. LV S. 426, LVI 6.138]. Stehen die mehreren Verbindlicheiten nicht in dem 
Verhältniffe von Haupt- und Nebenverbindlichkeit, jo ergiebt fih aus dem Erfüllungsorte 
der einen Verbindlichkeit fein Gerichtöftand für die Klage auf Erfüllung der anderen Ver: 
binblichfeit; die Alage auf Erfüllung der anderen Verbindlichfeit, die nicht in dem Bezirke 
besfelben Gerichts zu erfüllen ift, fann nicht mit jener Klage verbunden werden (arg. $ 260). 

c) Wird auf Aufhebung bes Vertrags geflagt (1. N. 3 litt. c), fo überwiegt, wie bei 
ber negativen Feſtſtellungsllage (ſ. litt. a), das Intereſſe des Klägers an der Aufhebung 
feiner Verbindlichkeit, weshalb deren Erfüllungsort der maßgebende ift. Daher ift Die 
Klage, in welcher nur die Verurteilung des Beklagten zur Einwilligung in die Wandelung 
oder Minderung verlangt wird, bei dem Gericht zu erheben, in deſſen Bezirk der Kläger 
feine Verbindlichkeit zu erfüllen hätte. Wird die Verurteilung des Bellagten zur Ein: 
willigung in die Wandelung 2. und zur Rüdgewähr verlangt, jo tritt die Verpflichtung 
zur Rüdgewähr in den Vordergrund und der Gerichtäftand des 8 29 ift daher bei dem 
Gerichte des Ortes, mo die Nüdgewähr zu leiften ift; darüber ſ. N.6 Abf.3. [Vgl. Wach 
Handb.1S.452, Gaupp (9) N. III Abi. 2, RG. 5. Ott. 1887 Entſch. XX Nr.81 S.358, 16. Dez. 
1890 Nr. 103 S. 397, 2. Juli 1894 Beitr. z. E. d. DR. XXXVIII S. 1197, 22. Dez. 1894 
IW. 1895 S. 59, 10. Dez. 1896 SAU. LII Nr. 148, 9. Juni 1898 IW. S. 474, 3. Aug. 1899 
IW. S. 255 f. 10. Olt. 1902 Beitr. z. E.d. DR. XLVII S. 1150, 16. Juni 1903 Entſch. LV 
Nr. 28 8.105. AM.: Strudm. Koch (8) N. 2, Weismann Ztſchr. f.d. CPr. XVII ©. 21 
bei. S. 31, Bozi eod. XXIII ©. 297 ff., Oelenheinz Arch. f. c. Pr. XXXIV S. 249 ff. nad 
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beren Anficht die urfprüngliche Verpflichtung des Beklagten als ftreitige zu erachten 
und für ben neuen Erfüllungsort maßgebend fein foll.] Die für die Wandelungsflage 
aufgeftellten Säge finden entfprechende Anwendung auf die Klage, in welcher wegen Rüd: 
tritts oder wegen Nichtigkeit ober Anfechtbarfeit des Vertrags auf Rückgewähr bes Ge: 
leifteten geflagt wirb [val. RG. 29. März 1895 Entſch. XXXI Nr. 90 ©. 383 unter Zurüd- 
nahme der in Entf. 111 Nr.118 5.412 vertretenen abweichenden Anficht; ferner RG. 25. Okt. 
1901 Entſch. XLIX Nr. 109 ©. 421 und 16. Sept. 1905 Beitr. 3. €. d. DR. LS. 423]. 

6. Wo die Verbindlichkeit zu erfüllen ift, bemißt fi nah BGB. $ 269. Zu beachten, 
dat bie Vorichriften des BE». $ 270 Abi. 1 bis 3 über bie Übermittelungspflicht bes Gelb: 
ſchuldners die Vorjchriften über den Erfüllungsort nicht berühren (BGB. $ 270 Abf. 4). 
Auch daraus, daß bei einer Nichtgeldichuld der Schuldner für den Transport von Saden 
an einen anderen Ort zu forgen bat, ergiebt ſich noch nicht, daß der Erfüllungsort an 
dem Ort ift, wohin die Sachen zu übermitteln find. 

Die Vereinbarung über den Erfüllungsort braucht feine ausdrüdliche zu fein. Ins— 
beiondere kann aus einem Schreiben, in dem ber Verkäufer einen mündlich abgejchloffenen 
Verkauf unter Beifügung eines Erfüllungsorts beftätigt, in Verbindung mit dem Still» 
Schweigen bes Häufers eine Vereinbarung über den Erfüllungsort entnommen werden |RG. 
26. Apr. 1904 Entſch. LVIII Nr. 18 ©. 66]; ebenſo aus der unbeanftandeten Annahme einer 
ben Erfüllungsort bezeichnenden Schlußnote [RG. 10. Yan. 1905 IW. S. 147 Nr. 29]. Eine 
Vereinbarung ift aber nicht fchon daraus zu entnehmen, daß auf der Faktura oder Ned: 
nung ein Erfüllungsort vermerkt und die Faktura nicht beanstandet wird. [Vgl. RO. 
25. Olt. 1881 Entih.V Nr.111 5.394, 4. Juli 1902 LII Nr. 35 S.133 vgl.a. RG. 10.Nov. 
1903 IWSchr. 5.430 Nr. 1 in Bezug auf einen am Rande bes Koſtenvoranſchlags jtehenden 
Dermerk; dagegen hat RG. 22. Apr. 1904 Entich. LVII Nr. 92 S. 408 ff. aus Überjendung 
ber einen Erfüllungsort beftimmenden Faktura, die mit Bejtätigung eines durch einen 
Vertreter geichloffenen Vertrags dem Käufer überfaudt wurde, in Verbindung mit Nicht- 
beanftandung der fyaktura eine ftillfehweigende Vereinbarung gefolgert.] 

Die Verpflichtung zur Rüdgewähr einer auf Grund eines Vertrags empfangenen 
Leitung ift, ſoweit fi nicht aus dem Gegenftande ber Leiftung ein Anderes ergiebt, am 
Wohnfike oder an der Niederlaifung des Schuldners zu erfüllen [vgl. RG. 29. März 1895 
Entih. XXXI Nr. 90 ©. 383, 25. Ott. 1901 XLIX Nr.109 S. 421). Die aus der Wanbe- 
lung fich ergebende Verbindlichfeit des Verkäufers zur Zurüdnahme der übergebenen Sache 
ift an dem Orte zu erfüllen, wo ſich die Sache befindet IRG. 5. Febr. 1904 Entſch. LVII 
Nr. 35.12] Wird auf Grund des Wandelungsanfpruchs auf Rüdgewähr der Leitung 
gegen Zurüdgabe ber verfauften Sache geflagt, jo ift nach der Rechtſprechung des Reichs: 
gerichts die Verbindlichkeit zur Rüdgewähr da zu erfüllen, wo fich die Sache befindet, 
weil die Rüdgewähr Zug um Zug gegen Zurüdgabe der Sache zu bewirfen ift IRG. 5. Ott. 
1881 Entſch. XX Nr. 81 S. 358, 15. März 1883 Beitr. 5. €. d. DR. XXXVIL ©. 1208, 
13. Dez. 1893 Entih. XXXII Nr. 112 ©. 405, 10. Dez. 1896 SA. LII Nr. 148, 26. Mai 
1900 Beitr. z. E. d. DR. XLIV &.1149, 16. Juni 1903 Entſch. lV Nr.28 S. 112, 5. Febr. 
1904 JW. 8.176 Nr. 21; ebenio OLG. Celle SAU. LIV Nr. 80, Gaupp (9) N. IV3, Dern: 
burg BR. (3) II2 $ 186 Ziff. III4. Abw.: RG. 16. Dez. 1890 Entich. XXVII Nr. 103 
S. 399 in Anfehung bes rhein. franz. Rechtes]. Entiprechend verhält es fich, wenn wegen 
Rüdtritts oder wegen Nichtigkeit oder Anfechtbarfeit des Bertrags auf Rückgewähr bes 
Geleifteten geflagt wird. 

Auch bei der Verpflichtung zu einem Unterlaffen und zur Entrichtung einer Ver— 
tragäftrafe wegen Zumiberhandlung wird der Erfüllungsort durch den Wohnſitz oder die 
Niederlaffung des Schuldners beitimmt [vgl. RG. 24. Juni 1899 Beitr. 3. E. d. DR. XLV 
&.648, 6. Mai 1902 Entſch. LI Nr. 72 S. 311 ff]. 

Über den Erfüllungsort beim Diftanzkaufe vgl. RG. 29. Mai 1890 Beitr. z. €. d. 
DR. XXXIV 8,1148, 26. Jan. 1893 Entih. XXX Nr. 127 ©. 411 ff.; dgl. bei der Ver— 
pflihtung, ein Kommiffionslager zu halten: OLG. Hamburg SA. XLVII Rr. 282, 
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Aus der Natur des Kommiffionsgeihäfts dürfte fich ergeben, daß in Ermangelung 


- einer anderen Vereinbarung ſowohl die Verpflichtungen des Kommifjionärs als Die bes 


Kommittenten am Orte der Niederlafjung oder des Wohnfiges des Kommiffionärs zu er— 
füllen find [RG. 30. Dez. 1882 Entich. VIII Nr. 109 ©. 369, 3. Ott. 1883 X Nr. 23 S. 90, 
20. Mai 1889 XXIII Nr. 96 ©. 412, 14. Febr. 1900 Beitr. 3. €. d. DR. XLIV ©. 870]. 

Bei der Verpflichtung zur Entichädigung wegen Nichterfüllung bemikt ſich der Er- 
füllungsort nad) dem Orte, wo die uriprüngliche Leiftung zu bewirken geweſen wäre [RG. 
12. Jan. 1881 Entich. III Nr. 34 ©. 111, 25. Ian. 1581 III Nr. 107 8.381, 11. Ian. 1898 
XL NRr.118 S. 408, 21. Juni 1902 LII Nr. 15 ©. 54, 11. Yan. 1905 Beitr. 3. €. d. DR. 
XLIX &.1011]. Aud die Entrichtung einer Vertragsftrafe hat an dem Orte zu erfolgen, 
an welchem die Hauptleiftung zu bewirfen ift [RG. 20. April 1886 Entih. XV Nr. 131 
S. 435). — Ein Gefellichafter, der wegen einer Gejellichaftsichuld belangt wird, hat an bem 
Orte zu erfüllen, wo die Gefellichaft zu erfüllen hätte [RG. 13. Nov. 1893 Entf. XXXIII 
Nr. 11 S. 46 ff]. — Der Ort, wo die Hauptichuld zu erfüllen ift, ift nicht für die Er» 
fülung ber Bürgenverpflichtung maßgebend [RG. 5. Ott. 1883 X Nr. 81 ©. 282, 28. Nov. 
1892 Beitr.d. Ed. DR.XXXVII ES. 1181, 15. Febr. 1894 BL FRA. XII Erg. Bd. ©. 282 ff., 
4, Ok. 1894 Entih. XXXIV Nr. 4 &.17 f.). 

Gehört eine Ortichaft zu mehreren Gerichtäbezirfen ober ift fie in mehrere Gerichts- 
bezirfe zerlegt, wie das in Anfehung der Stadt Berlin durch die neue Gerichtsorganijation 
(Gef. v. 16. Sept. 1899, 65. ©.391, VO. v.7.Nov. 1904, GS. S. 381) geichehen ift, fo 
fommt als Erfüllungsort derjenige Zeil der Ortichaft in Betracht, für welchen die den 
Erfüllungsort beftimmenden Umftände zutreffen; alſo, wenn fich der Erfüllungsort nad 
dem Wohnſitz oder nad) der Niederlaffung eines der Vertragichließenden beitimmt, der Zeil 
der Ortihaft, in welchem fid) der Wohnſitz oder die Niederlaffung befindet. Beruht ber 
Erfüllungsort auf Vereinbarung, fo ift die Vereinbarung, wenn nur einer der PVertrag- 
ichließenden in ber Ortichaft feinen Wohnſitz oder jeine Nieberlaffung bat, dahin zu ver« 
itehen, daß deſſen Wohnfig oder deſſen Niederlaffung innerhalb der Ortichaft maßgebend 
iſt. Haben beide Vertragichließende ihren Wohnfik oder ihre Niederlafiung in ber Ort« 
ichaft, jo ift es zumächft durch Auslegung zu ermitteln, ob der Wohnfig oder die Nieder« 
lafjung bes einen ober bes anderen Zeiles in der Vereinbarung als der Erfüllungsort 
gewollt ift; ergiebt die Auslegung nichts Anderes, fo ift der Wohnſitz oder die Nieber- 
laffung des Schuldners maßgebend (arg. BGB. 8269 Abi.1, 2). Hat feiner der Vertrag- 
ichließenden feinen Wohnfig oder feine Niederlaffung in ber ala Erfüllungsort vereinbarten 
Ortichaft, jo kann fich gleichwohl aus den Umftänden ergeben, welcher geographiiche Zeil 
der Ortichaft als Erfüllungsort gemeint ift. Ergiebt fich das nicht, To ift die Vereinbarung 
in dem Einne zu verjtehen, daß in jedem Teile der Ortichaft erfüllt werden und bie Er— 
füllung verlangt werden kann, woraus ſich ergiebt, dab der Gerichtsſtand des Erfüllungs- 
ortö bei jedem ber Gerichte begründet ift, das in einem Zeile der Ortichaft zuftändig ift. 
[Über diefe Fragen vgl. Stölgel Ztichr. f.d.C Pr. XXXII S.56 ff., Jaftromeod. XXXIV ©. 445 ff., 
Eccius Beitr. 3. Ed. DR. L ©. 214 f., Gutfeld Die örtliche Zuftändigfeit der Berliner 
Gerichte (1906), Nußbaum Die neue Berliner Gerichtsorganijation (1906).] 

7. Die zur Begründung des Gerichtäftandes des Erfüllungsorts dienenden That: 
fachen hat der Kläger zu behaupten und nötigenfalls zu beweilen. Die zum Zwecke ber 
Entſcheidung über die örtlihe Zuftändigfeit nötige Unterfuhung und FFeititellung bes Er- 
füllungsorts ift bloß hypothetiſch; das Gericht hat dabei noch nicht zu unterfuchen, ob der 
beftrittene Wertrag und der daraus abgeleitete Anſpruch zu Recht befteht, fondern nur, 
wo ber Erfüllungsort ift, wenn der Vertrag und der Anspruch zu echt befteht. Dieie 
Unterfuhung fann für die Hauptjache verwertet werden, aber fie präjudiziert ihr nicht. 
[Bgl. Stein Beitr. 3. E.d. DR. XXVIIIS. 433 ff., P. Mayera.a.DO. 68.241 ff., Peterfen Beitr. 
3.&.d.DR.XXXVI ©.1ff., bay. ob. 2G. SA. XLVI Rr.131, RG. 11. Febr. 1892 Beitr. 
3.E.d. DR. XXXVI &.706, 11. März 1892 Entſch. XXIX Nr. 97 &. 371, 7. Juni 1899 
Beitr. 3.€. d. DR. XLIII &.1219, OLG. Braunſchweig Redtipr. d. OLG. XI S.47. Abw.: 
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Kohler Ardı. f. civ. Pr. LXX S. 225 ff. Ar. VISchr. N. F. III S. 395 ff. und Gef. Beitr, 3. 
CPr. S. 115 ff] Wenn feine Vereinbarung über den Erfüllungsort behauptet wird, ift 
nicht die Behauptung des Stlägers über den Erfüllungsort, ſondern es find die gejeklichen 
Vorichriften maßgebend [vgl. RG. 24. Sept. 1901 Entſch. XLIX Nr.19 ©. 72]. 

8. 30. (30.) 

Für Klagen aus den auf Meſſen und Märkten, mit Ausnahme der Jahr: 
und der Wochenmärkte, geichloffenen Handelsgeſchäften (Meß- und Marktjachen) 
iſt das Gericht des Meß- oder Marktorts zuftändig, wenn die Erhebung der 
Klage erfolgt, während der Bellagte oder ein zur Prozeßführung berechtigter 
Dertreter desjelben am Orte oder im Bezirke des, Gerichts fich aufhält. 


NE. 8 62, NE. 40, 117, 1187, 1240, 2284 ff., E. 1829, E. IT, III 8 30, M. 61 f., KB. 101. 

Litteratur: v. Schrutfa-Redhtenftamm ZItſchr. f. d. CPr. VII ©. 62 ff, Stein Beitr. 3. 
E.d. DR. XXVIII ©. 420 ff, Wach Handb. 1$ 38 IV ©. 457 f. 

1. Der Gerichtäftand des Meß- und Mearktorts ift nicht ausſchließlich; er beiteht 
für Klagen aus den auf Meffen und Märkten, mit Ausnahme der nur dem Kleinverfehr 
dienenden Jahr: und Wochenmärkte, geichloffenen Handelsgeſchäften. Viehmärkte find feine 
Jahr: oder Wochenmärfte i. S. des 5330. — Die Erörterung über Klagen aus Verträgen in 
N.2 zu $29 findet hierher entiprechende Anwendung. Der Begriff „Handelsgeſchäft“ ergiebt 
fih aus HGPB.$ 343. Auch Klagen aus einfeitigen Handelögeihäften gehören zu den Meß— 
und Marktjahen. Der Bellagte braucht nicht Kaufmann im Sinne dee HGB. zu fein. 

2. In der norbd. Komm. (Prot. S. 2298 f.) wurde erwähnt, „daß es nicht in Be— 
tracht fomme, ob die Partei den Vertrag in Perfon geichloffen habe, ob die Meſſe bereits 
ein= oder ausgeläutet jei, wenn diejelbe nur nad) dem Sprachgebrauche des Verkehrs bereits 
ober noch beitanden habe, und dab durch das Wort „auf“ die Gefchäfte ausgefchloffen 
werden, welche nur während der Mefle und nicht im Marktverkehr geichloffen werden.” 

3. Der Gerichtöftand ift nicht auf die Dauer der Meſſe 2c. beichräntt. Aber Anz 
weienheit des Bellagten oder eines zur Prozeßführung berechtigten Vertreters am Meß— 
oder Marktort oder im Bezirke bes Gerichts (sc. diefes Ortes) ift erforderlih. Der Gerichts« 
ſtand ift während der Meſſe ꝛc. nicht gegeben, wenn ber Beklagte oder fein Vertreter nicht 
mehr anweſend ift; er dauert über die Mefzeit hinaus, folange der Beklagte oder ein 
Vertreter anmweiend ift. Ununterbrochener Aufenthalt bis zur Hlagerhebung ift nicht er— 
forderlich. Der Gerichtöftand ift 3. B. begründet auch für die lage aus einem auf der 
Leipziger Oftermefje 1900 abgeichlofjenen Geſchäfte, wenn die Klagezuſtellung an den unter« 
deffen in feine Heimat gereiften ruffiichen Hänbler bei feiner Rüdfehr nach Leipzig im 
Jahre 1901 erfolgt. — „Aufhält“ — anmejend ift 3. 3. der Zujtellung der Klage. 

4. Ob ein Vertreter zur Prozehführung berechtigt ift, ift aus dem materiellen Rechte 
zu beurteilen. Ein Profurift tft dazu berechtigt, ein Handlungsbevollmächtigter als folcher 
nicht; vgl. HGB. 88 49, 54. 

5. Es ift nicht nötig, daß der Anweſende derjelbe ift, welcher das Geſchäft geichloffen 
bat. Der Gerichtsſtand des $ 30 ift z. B. auch begründet, wenn der Prinzipal das Geſchäft 
abgeichloffen hat und dann abgereiit ift, während fein Profurift anweſend ift. 

6. Wegen Beichleunigung bes Verfahrens in Meß- und Marktfachen ſ. $$ 217, 262, 
498, 520, 555 und GTG. $ 202 Nr. 3 (Ferienſachen). 

8. 31. (31.) 

Für Klagen, welche aus einer Vermögensverwaltung von dem Gejchäfts- 
herrn gegen den Verwalter oder von dem Verwalter gegen den Gejchäftsheren 
erhoben werden, ift das Gericht des Orts zuftändig, wo die Verwaltung ge: 
ne r HE. —XR 478 ff., 4816, NE. 8 68, NP. 88 55 ff., 283, E. 1880, E. IT, In 8 31, M. 62, 


Litteratur: Stein Beitr. 5. E. d. DR. XXVIII ©. 422, Wach Handb. I $ 38 ©. 458 f. 
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1. Der Gerichtäftand der Vermögenäverwaltung (forum gestar administrationis) 
ift nicht ausichliehlich; er wird durch den Ort beitimmt, wo die Verwaltung geführt wird, 
nicht durch den Ort, wo fich das Vermögen befindet (KPr. 11). Meiftens wird die Ver— 
waltung am MWohnfige des Verwalters geführt werben; es kann aber auch anders jein. 
Eine DVermögensverwaltung i. S. des $ 31 iſt auch die Verwaltung einzelner Gegenftände 
[RG. 28. Juni 1889 SA. XLV Nr. 44]. Die Verwaltung kann auf Geſetz, 3. B. auf den 
Vorichriften über den ehelichen Güteritand, über die elterliche Gewalt, über die Vormund— 
ſchaft, über die Kontursverwaltung, fie fann auf Auftrag, Dienftvertrag oder auf Geichäfts- 
führung ohne Auftrag beruhen. 

2. Der Gerichtöitand beiteht für alle Klagen des Gefchäftsheren gegen den Ver— 
walter und umgefebrt wegen eines Anſpruchs aus der Verwaltung, insbejondere auch für 
die Klage auf Auökunftserteilung, Rechenichaftsablegung (BGB. $ 666) und auf Leiftung 
des Offenbarungseides (BGB. $ 259). Der Gerichtöftand erlifcht nicht mit Beendigung 
der Verwaltung. 

$. 32. (32.) 

Für Klagen aus unerlaubten Handlungen ift das Gericht zujtändig, in 
deifen Bezirke die Handlung begangen ift. 

HE. 2,05 502 ff., 4817, 4578, NE. 8 64, NB. 561, €. 1881, E. Ir, III 8 32, M. 68, 


Litteratur: Wach Handb. I S. 462 f., Hellwig Lehrb. II $ 103a, Schmidt Lehrb. (2) 
S. 263 f., A. Korn Der Gerichtsftand der unerlaubten Handlung (Berlin 1885), W. Müller Der 
Begriff der unerlaubten Handlung (Hallenjer Diff. 1900), Eltzbacher Handlungsfähigkeit (1903) I 
S.274 ff. Über die Geſchichte des Gerichtsitandes ſ. Wetzell Syſt. (3) $ 41 Ziff. IL. 

1. Der Gerichtöftand ber unerlaubten Handlung (foram delieti commissi) ift nicht 
ausſchließlich. Er beiteht für Klagen aus unerlaubten Handlungen, und zwar fowohl für 
Leiftungsllagen als aud für pofitive und negative Fyeititellungsflagen, die ſich auf die 
Schabenserfagverbinblichkeit beziehen. Beſteht auf Grund einer unerlaubten Handlung ein 
Hagbarer Anſpruch auf Unterlaffung [darüber vgl. RG. 11. Apr. 1901 Entich. XLVIII 
Nr.29 8.114; dagegen: Lau Beitr. 3. Ed. DR. XLVII S. 497 ff], fo fann auch dieſer 
Anſpruch im Gerichtöftande des $ 32 verfolgt werben. 

Für Klagen auf Grund bes $1 des NG. z. Bekämpfung des unlauteren Wett: 
bewerbs v. 27. Mai 1896 (RGBl. S.145) beſteht der Gerichtäftand nur, wenn der Pe- 
flagte im Inlande weder eine gewerbliche Niederlaffiung noch einen Wohnfik hat und ein 
inländiicher Aufenthaltsort nicht befannt ift; in diefem Fall ift der Gerichtäftand ber 
begangenen Handlung ausjchliehlich (8 2 des cit. Gef.). — Dur $ 47 des Börſengeſetzes 
v. 22. Juni 1896 (RGB. S.157) iſt für die Anfprüche aus den $$ 43 bis 46 des cit. Gef. 
der Gerichtäjtand der unerlaubten Handlung ausgeſchloſſen. 

2. Der Begriff der unerlaubten Handlung im Sinne des $ 32 ift nicht aus dem 
Strafrechte, fondern aus dem bürgerlichen Nechte zu entnehmen. Seit der Geltung bes 
BGB. iſt troß der früheren Entjtehung des $ 32 der fich aus dem BGB, ergebende Ber 
griff der unerlaubten Handlung mahgebend, fomweit Handlungen in Frage find, die feit 
dem 1. Sjanuar 1900 begangen wurden; für frühere Handlungen bleibt der (andesrechtliche 
Begriff der unerlaubten Handlung maßgebend. 

Nun geht zwar das BGB. in feinen Vorichriften über die unerlaubten Handlungen 
(2. Buch 25. Titel) ebenio wie das frühere gemeine Recht von dem Grundiate aus, daß 
zu einer unerlaubten Handlung außer der objektiven Widerrechtlichkeit auch das ſubjektive 
Moment des Verichuldens (Vorſatz oder Fahrläſſigkeit) gehört (vgl. insbeſondere die $$ 827, 
828 bes BEGB.); aber das BGB. enthält in dem Titel, der die ÜÜberfchrift „Unerlaubte 
Handlungen“ trägt, auch Vorschriften über Aniprüche aus gewiſſen Thatbejtänden, bei denen 
fein Berfchulden vorliegt. Hierher gehören die Worfchriften der $$ 829, 833, 835; nicht 
auch die Vorichriften der $$ 831, 832, 834, 836 bis 838, weil in diefen der Beweis bes 
Nichtverfchuldens zugelaffen ift; denn, wenn auch dem Kläger fein Schuldbemweis obliegt, jo 
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ergiebt doch die Zulaffung bes Erfulpationsbemweijes, daß zum Thatbeftand ein Verſchulden 
gehört. Iſt nun dadurch, daß das Geſetz die Vorfchriften der $$ 829, 833,835 unter den 
Titel „Unerlaubte Handlungen“ aufgenommen bat, ein neuer, von fubjeftivem Verichulden 
unabhängiger Begriff der unerlaubten Handlung geſchaffen? Dieje Frage dürfte zu ver— 
neinen fein; denn die angeführten VBorichriften, in denen von einem Verichulden abgejehen 
wird, bilden die Ausnahmen von der Regel und die Einreihung jener Vorichriften unter 
den bezeichneten Titel ift etwas Außerliches, woraus man die Anwendbarkeit gewifler in 
diefem Titel jtehender Beftimmungen, 3. B. des $ 840 [vgl. RG. 24. Nov. 1902 Entſch. 
LIII Rr. 31 ©.114) oder der $$ 852, 853, nicht aber eine grunbfäßlich neue Begriffs— 
beftimmung ber unerlaubten Sandlung herleiten fann. [Bgl. Strudm. Koh (8) R.1, 
Dernburg BR. (3) 112 8395 Ziff. VIN.4, Zitelmann Internat. Pr. IS. 464, 531 ff. 
W. Müller a.a.D. S. 26 ff., 46f., Görres Ztichr. f.d. EPr. XXXV 6.3805, RG. 13. Febr. 
1901 Entſch. L Nr. 102 ©. 408 ff., 30. Jan. 1902 IW. S. 162 Nr. 3, 13. Febr. 1902 IW. 
S. 181 Nr.4 (in den cit. Entidh. wird der Gerichtsjtand bes $ 32 für Anſprüche aus $ 1 
des Haftpflichtgel. mit ausführlicher Erörterung des Begriffs der unerlaubten Handlung 
abgelehnt), bay. ob. 26. BL. F.RA.LIX ©. 272. — AM.: Gaupp (9) N. II Abi. 2, Eltz— 
badıer a.a.D. 1 ©.290f., RG. 20. März 1905 Entſch. LX Nr. 69 S. 300, OLG. Dresden 
SU. LXI Nr. 183.) Nun fönnte man noch die {Frage aufwerfen, ob nicht für die An- 
iprüche aus den $$ 829, 833, 835 bes BGB. durch die Einreihung dieſer Vorfchriften 
in den Zitel „Unerlaubte Handlungen“ ber Gerichtöftand des $ 32 ebenfo angeordnet Sei, 
wie die Anwendung der Borfchriften des BGB. 88 840, 852,853. ber auch dieje Frage 
ift zu verneinen; denn bie Vorichriften über den Gerichtöftand ftehen nicht innerhalb bes 
bezeichneten Titels. 

Don dem hier vertretenen Stanbpunft aus find Anfprüde aus $5 829, 833, 835 
des BGEB. keine Ansprüche aus unerlaubten Handlungen im Sinne des $ 32 und lönnen 
daher nicht in dieſem Gerichtöftande verfolgt werben; ebenjo verhält es fi mit den Ans 
ſprüchen aus den $$ 122, 179, 231, 858 ff. des BGB., ferner mit den Anfprücden aus 
den $$ 992, 2023 bes BGB., desgl. mit den Ansprüchen aus $ 302 Abi. 4 Satz 3, $ 600 
Abi. 2, 8 717 Ubf. 2, $ 945 der CPrO. [vgl. bay. ob. LG. „Recht“ V E.106, BL. f. RA. 
LIX &. 272, Samml. v. Entf. N. F. IV &.17 fi, OLG. Darmftadt Ztichr. f. d. EPr. 
XXXI ©. 89]; desgl. mit den Anfprühen aus $ 1 des Haftpflichtgefeges (vgl. die im 
vor. Abi. cit. UN.). Anſprüche aus unerlaubter Handlung find dagegen die Aniprüche aus 
den $$ 831, 832, 834, 836 bis 838 des BGB., weil hier ein, wenn auch vom Kläger nicht 
zu bemweijendes, Verſchulden erforderlich iſt. 

Keine Aniprüche aus unerlaubter Handlung find die Anfprüce des Verlobten (BOB. 
s$ 1298 bis 1300), die Anſprũche aus der Verlegung vormundicaftlicher Pflichten (BEB. 
s1833) und aus der Verletzung der Pflichten bes Pflegers und Zeftamentsvollitreders (BEB. 
s$ 1915, 2219) und bie Aniprüce aus unebelicher Vaterſchaft (BEB. 88 1708 Ff.). 

Vorſätzliche und fahrläffige Verlegung eines Urheber, Patent, Mufter- oder Zeichen- 
rechts ift unerlaubte Handlung. Aber der Anipruch des Urhebers, bes Patent-, Diufter- 
ober des Zeicheninhabers xc. auf Unterlaffung der in das Recht des Klägers eingreifenden 
Handlungen (vgl. RG. v. 19. Juni 1901, betr. d. Urheberrecht ıc. $ 11, Patentgei. $ 4, 
Gebrauchsmuſterſchutzgeſ. $ 4, Warenzeichengei. $ 12) ift fein Anfprud aus unerlaubter 
Handlung und fann daher im Gerichtäftande des $ 32 ebenſowenig vorgebradjt werben 
wie der Anfpruch des Eigentümers auf Bejeitigung und Unterlaffung einer Beeinträchtigung 
(BGB. $ 1004). [DVal. RG. 19. Okt. 1889 Entich. XXIV Nr. 89 S 394, OLG. Hamburg 
SA. XLIX Nr. 196.] 

Kein Anſpruch aus einer unerlaubten Handlung ift ber auf Grund ber KO. 8529 
bis 37, 40, 42 ober des Anfechtungsgeießes v. 21. Juli 1879 erhobene Anſpruch auf Rüd- 
gewähr und zwar auch dann nicht, wenn die Anfechtbarfeit darauf geitügt wird, daß der 
Schuldner die Rechtshandblung in der dem Bellagten befannten Abficht, feine Gläubiger 
zu benadhteiligen, vorgenommen hat; denn auch bei bieier Begründung bes Anſpruchs 
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fommt auf die harakteriftifchen Merkmale der unerlaubten Handlung, Vorſatz oder Fahr- 
läffigfeit, nichts an. Natürlich kann der Thatbeftand, aus dem fich die Anfechtbarkeit er- 
giebt, auch eine unerlaubte Handlung enthalten; aber der Anfpruch auf Rückgewähr, der 
auf einen foldhen Thatbeftand gegründet wird, ftügt fich nicht auf die unerlaubte Hand— 
lung als folche, fondern auf den unter gewiſſen Umftänden erfolgten Rechtserwerb; die 
Klage, mit der ein folcher Anspruch geltend gemacht ift, wird durch die Konfurrenz eines 
Delitts fowenig zu einer Deliktäflage, als die Klage des Eigentümers auf Herausgabe zur 
Delittäflage wird, wenn ber Bellagte ben Beſitz durch ein Delift erlangt bat. [Bgl. 
2. Seuffert Konkursprozeßrecht S. 227 N. 13, Jaeger KO. (2) Anm. 4 zu $29 und Gläubiger: 
anfechtung Anm. 9 zu $1, Coſack Anfechtungsreht S. 226. Abw. die herrichende An— 
ficht, welche den Gerichtöftand des $ 32 für die auf KO.$ 31, Anf.Gef. $ 3 Nr.1,2 ge 
gründete Klage zuläßt, für die auf einen anderen Anfechtungsthatbejtand gegründete 
Klage aber nicht; fo Strudm. Koch (EIN. 1, Ston. Gelpde N. 1, Peterfen (5) N. 11, Pland 
Vehrb. 1 8 70 N. 30, RG. 18. Nov. 1882 SA. XXXVIII Nr. 168, 25. Nov. 1882 Entſch. X 
Nr.94 S. 325ff. 17. Mai 1884 Beitr. 3.E.d. DR. XXVIII S. 1124, 28. Juni 1888 (verein. 
GE.) XXI Nr. 89 S.420, 12. März 1902 XLVIII Nr. 92 8.401. Wach Handb. 18838 N. 89 
und Gaupp (I) N. TII laſſen den Gerichtäftand nicht bloß in diefen Fällen, fondern aud 
für bie Sllage aus KO.$ 30 zu.] Darüber, dab in ben Fällen der KO. $ 32, Anf.Gel. 
$3 Nr. 3,4 der Gerichtöftand des $ 32 nicht gegeben ift, herrfcht Einverftändnis, 

Anſprüche aus den fog. Quafibeliften des früheren gemeinen Rechtes find Anfprüche 
aus unerlaubten Handlungen nur infoweit, ald Vorſatz oder Fahrläffigfeit zu dem That: 
beitande bes Quafidelift3 gehört [vgl. Vierhaus Ztichr. f. d. ern VE&.69f.; abw. eine bei- 
läufige Auberung des NG. Entich. IT ©. 411]. 

It eine unerlaubte Handlung zugleich Werlekung einer DVertragepflicht, fo lon⸗ 
kurrieren die Klage aus der unerlaubten Handlung und die Vertragsllage, fo z. B. wenn 
ber Entleiher die entlichene Sache vorfäglich oder fahrläffig beichädigt oder zerftört [vgl. 
v. Liſzt Deliktsobligationen ©. 12f.]. Der Gerichtäftand des $ 32 wird durch die Kon— 
furrenz ber Vertragsklage für die Deliktsklage nicht ausgeichloffen [vgl. RG. 26. Jan. 1904 
Beitr. z. E. d. DR. XLVII S. 819 ff.] und durch die Konkurrenz ber Deliktsklage für bie 
BVertragsflage nicht geichaffen. Ob die Delikts- oder die Vertragsflage erhoben ift, ift aus 
der Begründung der Klage zu entnehmen. 

Mit der Klage aus einer unerlaubten Handlung kann eine andere Klage nur ver- 
bunden werden, wenn auc für die andere Klage bei demjelben Gericht ein Gerichtsftand 
begründet ift. Dies gilt auch für die eventuelle Klagenverbindung (vgl. NR. 2 litt. c zu 
$ 260). Daber ift das Gericht, bei welchem eine Klage aus unerlaubter Handlung er: 
boben wird, nicht zuftändig auch über einen eventuell beigefügten anderen Sllagegrund zu 
entfcheiden, wenn es nicht ohmehin auch für die eventuelle Klage zuftändig wäre [vgl. RG. 
verein. ES. 9. Febr. 1901 Entſch. XXVII Nr. 111 ©. 385 ff.]. 

3. Soweit juriftifche Perfonen und fonftige Perfonenverbände für unerlaubte Hand» 
lungen ihrer Organe haften (vol. BGB. $$ 31, 89), ift der Gerichtöftand des 8 32 auch 
für Stlagen gegen die juriftiichen Perfonen ze. aus unerlaubten Handlungen ber Organe ge: 
geben. Auch kann im Gerichtäftande des $ 32 die Klage aus ber unerlaubten Handlung 
nicht bloß gegen denjenigen erhoben werden, welcher die Handlung als Thäter, Anftifter 
oder Gehülfe begangen bat, fondern auch gegen beffen Rechtsnachfolger ſowie gegen einen 
Anderen, der auf Grund eines Vertrags oder auf Grund des Geſetzes für die Folgen ber 
unerlaubten Handlung haftet. Daher fann der Gerichtöftand des $ 32 benußt merden 
für die Klage aus bem BGB. $ 831 und für die lage aus dem Haftpflichtsgeieke $ 2; 
denn bier handelt es fih um die Haftung für die fchuldhafte Handlung einer anderen 
Perfon. Desgleihen für die Klage aus einem Beamtenbelikte (BGB. $ 839), wenn nad) 
Landeögefeß der Staat oder ein Kommunalverband für das Delift haftet (vgl. EG. 3. BGB. 
Art. 77 und bay. AG. 3. BGB. Art. 60f.; andere hierher bezügliche Landesgeſetze ſ. Fiſcher 
und Henle (7)R. 4 zu EG. Art.77). Auch aus dem preuß. Forftdiebftahlgeiege v. 15. Apr. 
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1878 88 11, 12 unb ber preuß. Feld- u. fyorftpolizeiordnung v. 11. März 1880 ergeben fich 
Haftungen Dritter für unerlaubte Handlungen, 

4, Der Gerichtsſtand des $ 32 wird duch ben Ort bejtimmt, wo die unerlaubte 
Handlung begangen ift. Die Frage, wo eine unerlaubte Handlung begangen it, fehrt 
wegen StGB. $$ 3 bis 6 im internationalen Strafreht und wegen StPrO. $7 im Straf- 
prozeßrecht wieder. Sie ift im Eivilprozeffe nicht anders zu beantworten, als im Straf: 
recht und im Strafprozeffe. Bejtritten ift, ob die Handlung begangen ift an dem Orte, 
wo fich die verurfachende Thätigkeit abgeipielt hat, oder da, wo der Erfolg eingetreten tit, 
oder an beiden Orten. [Bal. über dieſe Streitfrage Binding Handb. 18 63, Ullmann 
StPr. $44 bei N. 1, Birkmeyer StPr. $35 bei N. 8; in diefen Büchern ift weitere Pitt. 
angegeben.) Die dritte Anficht dürfte die richtige fein. Setzt fich die unerlaubte Hand— 
lung aus mehreren Handlungen zujammen, fo ift jedes Gericht zuftändig, in deſſen Bezirk 
eine der Handlungen begangen wurde [RG.31. Mai 1902 SA. LVIINE.179, 22. De3.1902 
IM. 1903 ©. 63 Nr. 1]; daher ift $ 36 Nr. 2 in dieſem Falle nicht anwendbar [aM.: 
die Mot. 3. E. III S. 64]; nur, wenn es mit Nüdficht auf die Grenzen ber Gerichtöbezirte 
zweifelhaft ift, ob eine bejtimmte Handlung in diefem oder jenem Bezirke begangen wurde, 
iſt 8 36 Nr. 3 heranzuziehen. — Nah RG. 10. Apr. 1905 Entich. LX Nr. 87 ©. 363 ff. iſt 
eine durch die Prefje begangene unerlaubte Handlung überall begangen, wo das Preß— 
erzeugnis verbreitet wurde; aber bei dem Gerichte eines Berbreitungsorts fann nur der 
Schaden eingeflagt werden, welcher durch die Verbreitung in dem Gerichtöbezirfe entitanden 
ift @). Über den Ort, wo eine Patentverlegung begangen ift, |. RG. Entich. XIII ©. 417, 
XXVI ©. 385. 

$. 33. (33.) 

Bei dem Gerichte der Klage kann eine Widerflage erhoben werden, wenn 
der Gegenanjpruch mit dem in der Stlage geltend gemachten Anjpruche oder 
mit den gegen denjelben vorgebrachten VBertheidigungsmitteln in Zuſammen— 
bang jteht. 

Dieje Beitimmung findet feine Anwendung, wenn die Zuftändigfeit des 
Gerichts für eine Klage wegen des Gegenanfpruchs auch durch Vereinbarung 
nicht würde begründet werden fünnen. 


se 8 23, HP. 505 ff., 4818 ff., NE. 98 65, 207 f., REP. 57 f., 211, 220, 558 f., 8341, E. 1532, 
. 0, 111 8 33, M. 62f., RB. 12, 54 f,, 81, 508, 


Litteratur: Savigny Syſt. VI ©. 330 ff, Sartorius Die Lehre von der Widerllage, 
Planck Mehrheit von Brechtöftreitigteiten ©. 67 bis 94, Bayer Vortr. (8) ©. 213 ff., 638 ff., 
Renaud Lehrb. (2) $$ 38, 61, 202, Wepell Syſt. (3) S. 507 fi. Über die Widerffage nach der 
EFD.: NR. Löning Die Widerflage im Reichseivilprozeß Ztichr. f. d. EPr. IV ©. 1 bis 190 (audı 
als Separatabdrud erichienen), Schmidt Ziſchr. f. d. CPr. IV ©. 375 ff., Kleinfeller Gerichtsitand 
der Widerkl. in jeiner geſch Entw. und Geltung nad der NEPr. (1882), Lippmann Arc. f. c. 
Pr. LXV ©. 358 ff. und LXXI ©. 331 ff, Kroll lage und Einrede ©. 281 ff., Wach Handb. I 
88 40 f, Pland Lehrb. I $ 19, Schmidt Lehrb. (2) $ 132, Weismann 1 $ 107. 

1. Wibderflage ift die im Lauf eines anhängigen Prozeſſes vom Bellagten gegen 
den Stläger bei demielben Gericht und in demielben Verfahren erhobene Klage. Es giebt 
im beutjchen Givilprozefje nur eine Art von WS. Die Präjudizialwiderllage des $ 250 
bat feine Beionderheiten. Die Behauptung der Mot. 3. E. III ES. 63, dab die Zulafjung 
ber WEI. nach $ 280 eine Erweiterung der Zuläffigfeit über die Regel des $ 33 binaus 
enthalte, ift unrichtig [ogl. Wach Arc. f.c. Pr. XIIS. 401, Handb. IS. 488, Löniug S. 17). 

Die Widerflage ift ebenſo Klage, wie die jonftige Klage, fie hat dieſelben Wirkungen 
wie biefe. [Irrige Anfichten über den Charakter der Wätl. bei Hellmann Komm. I S. 144 
und Lehrb. S. 441f.: die Wal. foll „Angriffamittel” fein, aber nicht den Charakter ber 
Klage haben; Dfterloh Ztichr. f. d. EPr. III ©. 66Ff.: die WAL. fei als Einrede, nicht als 
Klage zu behandeln. Dagegen Löning S. 29 N. 25. rriges auch bei Lippmann Arch. f. 
e. Pr. LXV ©. 358 ff] 
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Darüber, ob gegen Erterritoriale WAL. bei einem inländifchen Gericht erhoben werben 
fann, ſ. Strudm. Kod (8) N. 2 zu GPG.$20, Wilm. Levy (TIN. 2 zu GPG.$ 18, Gaupp (9) 
N. III2, Peterfen (5)N.4, Skon. GelpdeN.1 vor $12, Hellwig Lehrb. IS. 120, Löninga.a.D. 
S.71f., Kleinfeller a. a. O. ©. S6f. Es kommt darauf an, ob in der Hlagerhebung ein 
Verzicht auf die Befreiung von der inländifchen Gerichtäbarfeit liegt, mas entichieden zu 
verneinen ift. Ob gegen Landeäherren und die Mitglieder ihrer Familie x. eine WALL. 
möglich ift, bemißt fich nach dem Landesrecht (EG. $ 5); ift in diefem für die Klagen ein 
befonderes Gericht oder ein ausſchließlicher Gerichtäftand beftimmt, fo ift WAL. bei einem 
anderen Gericht unzuläffie. 

2. Die Vorausſetzungen der Wibderflage find: 

a) Der Prozeh über die Vorklage muß anhängig geworben und noch anhängig fein. 
Über Beginn und Ende der Rechtshängigkeit ſ. N. 1 zu 8263. Durch Befriedigung bes 
Klägers wird die Rechtshängigfeit nicht beendigt und daher die Möglichkeit, eine ML. zu 
erheben, nicht ausgeichlofien [RG®. 4. Febr. 1902 IW. ©. 182 Nr. 7]. Auch wenn bie Er- 
hebung der Klage nicht ordnungsmähig erfolgt iſt (vgl. N. 5, 6 zu $ 253) oder wenn ein 
ionftiger Mangel in den Prozeßvorausſetzungen beiteht (vgl. N. 1 zu $274), tritt durch bie 
Klagerhebung formelle Rechtöhängigfeit ein (vgl. N. 3 zu $ 263) und kann baher Wiber- 
flage erhoben werden. Wird nach Erhebung der WAL. die Vorflage wegen eines Mangels 
in den Prozebvorausiegungen durch Prozekurteil (abs. ab instantia) zurüdgemielen, fo find 
folgende Fälle zu untericheiden: «) Die WAL. ift unter Rüge des Mangels, alſo bloß für 
ben Fall erhoben, da& die Vorklage nicht durch Prozeburteil zurüdgewieien wird (darüber 
vgl. NR. 4 Abi. 2); dann bedarf es feiner Enticheibung über die WI. 3) Die Wal. ift ohne 
Rüge des Mangels erhoben; die Zurüdweilung der Vorklage muß aljo auf einem von Amts— 
wegen zu beachtenden Mangels (vgl. N. 10 Abſ. 1 zu $274) beruhen. Zumeift wirb dieſer 
Mangel (Parteiunfähigkeit, Prozekunfäbigfeit, Mangel der Legitimation des gefeßlichen 
Vertreterd, etwa auch Unzuläffigfeit des Rechtswegs) auch die Witl. berühren; dann ift 
dieje gleichfalls durch Prozehurteil abzumweifen. Wird aber die WAL. nicht von dem Mangel 
berührt, fo bleibt fie troß Zurüdweilung der Vorflage rechtsbhängig; denn der Umſtand, 
daß die Rechtshängigfeit ber Vorklage mwegfällt, berührt weder ben Gerichtäftand (arg. 8263 
Nr. 2), noch macht er die früher zuläffige Wal. unzuläffie. [Mbnlich: Gaupp (9) N. III, 
Hellmann Lehrb. S. 446F., Kohler Proz. als Rechtsv. S. 109F., Yur. Litt. Bl. S. 136. — 
AM.: Strudm. Koch (8) N. 1 Abſ. 3, Ston. Gelpcke N. 1b, Peterfen (5) N.7, Wach Handb. I 
S. 475, Pland Lehrb. JI S.71, Löning S. 36ff. 244ff., Kleinfeller S.49, Lippmann Arch. F. c. 
Pr. LXV &.362, OLG. Darmſtadt Arc. f. pr. RW. XVIIIS. 191.) — Wird die Vorklage vor 
Erhebung, wenn auch nad Ankündigung, der WII. zurüdgenommen, fo kann feine WEL. 
mehr erhoben werben [val. RG. 16. Oft. 1894 Entſch. XXXIV Nr. 94 S. 366], es fei denn, 
daß fich der Kläger die nachträgliche Erhebung gefallen läßt [vgl. NG. 29. Nov. 1888 
Entih. XXI Nr. 86 ©. 4197] Zurücknahme der Vorklage nach Erhebung der Wider— 
flage, wozu meiftens die Einwilligung des Bellagten erforderlich fein wird (arg. $ 271 
Abf. 1), berührt die Widerflage nicht. [So auch Strudm. Koch (8) N.3 Abi. 1, Peterfen (5) 
N.6 zu 8271, Pland Lehrb.1S.311, Weismann I ©. 479, Löning a. a. O. ©. 41 Nr. 35. 
— Abm. Anfihten: Gaupp (9) N. VI zu $ 271, Wach Hanbb. JS. 478, Lippmann Arch. 
f. c. Pr. LXV ©. 362.] 

b) Da bie WAL. in einer münblichen Verhandlung zu erheben ift ($ 281) und die 
Erhebung einer WEL. in ber Revifionsinftanz durch $ 561 ausgeichloffen ift, jo ift 
WEI. nur möglich, folange eine mündliche Verhandlung in ber erften Inſtanz oder in 
ber Berufungsinftang ftattfindet. In der Berufungsinftanz ift die Erhebung der WEL. 
nur mit Einwilligung des Gegners zuläffig ($ 529 Abi. 2); Ausnahme ſ. N. 1 litt. d zu 
$ 615 (Eheprozeß). 

c) Nur der Bellagte ber Vorflage fann WEL. erheben und nur gegen ben Kläger 
lann Bl. erhoben werden. Der nad) S$ 75 bis 77 in den Prozeß eingetretene Dritte ift 
Beklagter geworben, kann aljo WEI. erheben. Bei Streitgenofjenihaft fann jeder ber 
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pafjiven Streitgenofjen für fich gegen jeden ber aktiven Streitgenoffen WW. erheben. Ein 
Mebenintervenient fanın niemals, auch nicht wenn ihm nach $ 69 die Stellung eines Streit- 
genofien zulommt, Widerfläger oder Widerbeflagter fein; denn auch im Falle des $ 69 
ift er nicht felbft Partei, fondern nur zur Unterftügung ber Partei befugt. [So aud 
Gaupp (9) N. 115, Löning a. a. O. S. 78, Schulte Ztſchr. f. db. EPr. II ©. 88 fi., 95 ff., 
v. Amelunren Notw. Streitgenofienihaft ©. 76 ff.) Verfucht ein Nebenintervenient eine 
TORI. zu erheben, jo hat das Gericht ihn über die Unzuläffigkeit zu belehren und, wenn 
er auf der WEI. bebarrt, dieſe durch Prozehurteil zurüdzumeiien, und zwar, ohne daß es 
dazu eined Antrags des MWiderbeflagten bedarf. Gntiprechend verhält es fich, wenn ver: 
fucht wird, eine WAL. gegen einen Nebenintervenienten zu erheben. 

d) Der Prozeß mu die Erhebung einer WAL. vertragen. Im Urkunden: und 
Wechſelprozeß ift die Erhebung einer WEL. unftatthaft ($ 595 Abf. 1); ebenfo bei der An— 
fehtung der Ehelichfeit oder der Anerfennung der Ehelichkeit ($ 641 Abi. 3), im Ent» 
mündigungsverfahren ($ 667 Abi. 2, 8 679 Abi. 4, $ 684 Abi. 4, $ 686 Abi. 4) und bei 
ber Anfechtung einer Zodeserflärung ($ 975 mit 667 Abi. 2). In Ehelachen und in Rechte» 
ftreitigfeiten über das Eltern und Kindesverhältnis ift die WAL. nur mit Beichränfungen 
zugelafien ($ 615 Abi. 2, $ 633 Abi. 2, 8 640 Abi. 2). Solange das Mahnverfahren nicht 
zu einer mündlichen Verhandlung führt, ift feine TR. möglih. Das Arreitverfahren 
würde zwar dann, wenn es zu mündlicher Verhandlung führt, prozefiualiich eine Mitt, 
vertragen; aber im Arreftprozeß ift feine Vorflage rechtöhängig, es kann daber die für 
die WALL. geforderte Konnexität mit der Vorklage (ſ. u. litt. e) niemals gegeben fein. [So 
auh Gaupp (9) N. Il 4, Ston. Gelpde N. 6, Weismann Hauptintervention S. 164 N. 10, 
Wah Handb. I ©. 484, AM.: Löning a. a.O. S. 34, Schollmeyer Kompenfationseinrede 
S.40N.3.] Was von dem Arreſtprozeſſe gilt, gilt aud) von dem eine einftweilige Ver: 
fügung betreffenden Verfahren. Wurde in einem Prozeffe, der die Erhebung einer WEL. 
überhaupt oder doch ber fonfreten TEL. nicht verträgt, eine Widerflage gleichwohl er: 
hoben, jo bat das Gericht, und zwar von Amtöwegen, bie unzuläffige WSLU. durch Urteil 
(absolutio ab instantia) zurüdzumeifen. 

e) Der in der WAL. geltend gemachte Anſpruch muß mit dem in der Klage geltend 
gemachten Anfpruch oder mit den gegen denselben vorgebrachten Verteidigungsmitteln in 
Zufammenbang ftehen. In den Entwürfen war rechtlicher Zufammenhang geſagt; des 
Zufammenhangs mit den PVerteidigungsinitteln geichah nicht Erwähnung. Die beiden Än— 
derungen wurden in ber Iſt. d. RZ. beichloffen. Der Antragfteller (Dr. Bähr) bemerkte, 
daß fein Antrag dem Entwurf entipreche und nur deſſen Klarftellung bewirfe (KPr. S. 12). 
In ber That fann Zuſammenhang nichts Anderes bedeuten, als rechtlicher Zufammenhang 
(Ronnerität) [vgl. RG. 15. März 1884 Entſch. XI Nr. 113 S. 423]. Rechtlicher Zufammen- 
bang zwiichen zwei Anfprüchen ift vorhanden, wenn fie aus bemfelben Rechtöverhbältnis oder 
Nechtögeichäft entipringen ober wenn ber eine ber Ansprüche in einem Präjubizialverhält: 
niffe zu dem anderen fteht. [Ähnlich Wach Handb.1 5.482. Bezüglich der fi) aus dem 
Präjudizialverhältniffe ergebenden Konnerität vgl. a. Löning a. a. O. ©. 94, RG. 18. Febr. 
1890 Entſch. XXV Nr. 91 S. 398 und bay. ob. LG. in BL. f. RA. LIES. 208.) Bei Zu- 
iammenbang mit ben Verteidigungsmitteln ift zumeift auch Zufammenhang mit dem in der 
Klage geltend gemachten Anipruche vorhanden. Mit der Verteidigung, welche die vom Kläger 
vorgebrachten Behauptungen oder deren Sclüffigteit beftreitet, ift fein Zufammenbang 
eines Gegenanſpruchs denkbar, ber nicht fhon in Zufammenhbang mit dem Slaganipruche 
ftände. Auch mit einer der Hägeriichen Behauptung entgegengejegten neuen Thatſache fann 
fein Zuſammenhang beftehen, ohne daß fie bereit# mit der Vorflage zufammenhinge [aM.: 
Löning ©. 96). Wohl ift aber dann, wenn der Bellagte ein neues Rechtöverhältnis ver: 
teidigungsweiſe geltend gemacht hat, ein Zufammenhang bes Widerflaganipruchs mit ben 
Verteidigungsmitteln allein möglih, und zwar entweder fo, daß der Wibderflaganiprud) 
und das PVerteidigungsmittel in einem Präjubizialverhältnifie ftehen, ober jo, dab beide 
aus bemjelben Nechtäverhältnis ober Mechtögefchäft entipringen. Dies ift insbeſondere bei 
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ber Verteidigung mit Aufrechnung möglich [bay. ob. LG. SA. XLVII Nr. 151]; nicht aber, 
wenn die Aufrechnung von Seite des Klägers erfolgt ift, weil die Aufrechnung bewirkt, daß 
die (Forderungen, ſoweit fie fich deden, als erlojben gelten (BGB. $ 389). [Das ab- 
weichende U. d. RG. SA. XLIX Nr. 51 beruht auf dem früheren Nechte.] Die Verteidigung 
muß nad dem Prozehrecht und nach dem materiellen Rechte zuläffig fein, jo daß das 
Gericht in die Lage kommt, darüber zu enticheiben, ob fie fachlich begründet ift; daher ift 
Widerflage nicht zuläffig, wenn fie mit einer nach $ 279 zurückgewieſenen oder nah $ 354 
ausgeichloffenen Verteidigung zufammenhängt; ebenfo, wenn die Aufrechnung nad dem 
BOB. 88 393 bis 395 unzuläffig ift. [So auch Peterfen (5) N. 31, Ston. Gelpde N. 4a, 
Mleinfeller a. a. O. ©.51, Meyer Ztichr. f. d. CPr. VIII ©. 456, and Lehrb. 1819 N. 25. 
AM. : teilweife Gaupp (HIN.IV5, Löning S.95, Wach Handb. 18.483, bay. ob. LG. BL. f. 
RA.LVIS.2527., SA XLVII Nr. 63.] Aus $33 Abi. 1 in Verbindung mit der Vor: 
ichrift des BGB. $ 863 ergiebt fich die Unzuläffigfeit einer petitorifchen Widerflage gegenüber 
einer Beſitzklage (BGB. 88 561, 862). Mit dem in einer Beſitzklage geltend gemachten 
Anspruche ſteht der Anſpruch, welcher fih auf ein Mecht zum Beſitz oder auf ein Recht 
zur Vornahme der ftörenden Handlung ftüßt, nicht in Zufammenhang. Aus dem Zus 
fammenhange mit der Verteidigung gegen die Befitflage könnte ſich die Zuläffigleit der 
petitoriichen Widerflage nur ergeben, wenn gegenüber den Befiganfprücen ein Recht zum 
Beſitz ober zur Vornahme der ftörenden Handlung (petitorifche Einwendung) geltend ge: 
macht werden könnte. Nun find aber petitorifche Einwendungen nah BGB. 8863 gegen« 
über den Beſitzanſprüchen unzuläffig; denn die hier allein zugelafiene Geltendmadhung des 
Rechtes zum Beſitze 2c. zur Begründung der Behauptung, dab die Entziehung oder die 
Störung des Beſitzes feine verbotene Eigenmacht fei, ift feine petitorifche Einwendung. 
‚Folglich kann auch fein Zufammenhang einer petitorifchen Widerklage mit einer zuläffigen 
Verteidigung beftehen. [So auch Pland Komm. 3.BGB. (3) N.4 zu $ 863; vgl. a. Meyer 
Ztſchr. f. d. EPr. VIII ©. 457 ff., Schmidt Lehrb. (2) S. 839, v. Mayr Bereicherungsanipruch 
©. 1647, RG. 28. Mai 1889 Entſch. XXIII Nr. 94 &.396. AM.: Coſack BR. (4) II $ 189 
gif. VIIT1, Haverfamp „Recht“ V ©. 617.) Eine Ausnahme von der Ausichliehung peti« 
toriicher Einwendungen enthält der $ 864 Abf. 2 des BGB. In diefem Falle kann der 
Beklagte jein durch Urteil fejtgeitelltes Recht an der Sache dem Befitanfpruche gegenüber 
als Erlöjchungsgrund geltend machen. Daraus ergiebt fich für diefen Fall theoretiich auch 
die Möglichkeit einer petitorifhen Widerflage (vgl. die Begr. der Nov. S. 104). Aber 
das hat feine praftifche Bedeutung, da nad Erlafjung des in $ 864 Abſ. 2 vorausgejegten 
Urteils fein Intereffe mehr an einer Widerflage vorhanden ift. — Gegenüber ber Klage 
des Befiers wegen Belikitörung (BEB. $ 862) kann der Bellagte, welcher verteidigungs- 
weile bie Fehlerhaftigleit des Befikes des Klägers geltend madht (BEP. $ 862 Abi. 2), 
Miderflage auf Wiebereinräumung des Befikes (BEB. 8 861) erheben, da diefer Anſpruch 
mit der Verteidigung zufammenhängt [vgl. Dernburg PR. (3) III 8 26 Ziff. 1, Erome 
Ent. III $ 352 Ziff. 12d]. 

Entgegen der vorgetragenen Anficht, daß Stonnerität des Gegenanſpruchs mit dem 
in der Klage geltend gemachten Anipruch oder mit den Verteidigungsmitteln Vorausiegung 
nicht bloß des bejonderen Gerichtäftandes, fondern auch der Zuläffigfeit der WAL. ſei, 
bat Löning 88 17, 18 die Anficht verfochten, daß Konnerität nur für den Gerichtsſtand 
erforderlich fei; wenn das Gericht der Vorklage nad allgemeinen Grundiägen für die WAL. 
zuftändig jei, fo jet die WEL. zuläffig auch ohne Konnerität. Es ift zuzugeben, daß der 
Wortlaut des $ 33 für 2.3 Anficht ſpricht. Andererfeits iſt aber aus der Gefchichte des 
$ 33 (vgl. nürnb. Entw. $13, nürnb. KPr. S. 27, hann. Entw. $ 23, hann. Pr. S. 505 
bis 513, 4818 ff., nordd. Entw. $$ 65, 207, 298, norbd. Prot. ©. 57, 211, 220, 558f., 2341) 
zu erſehen, daß gelegentlich ber Regelung des Gerichtäftandes der WII. auch die Frage 
ihrer Zuläfligfeit geregelt werben ſollte. Die Motive des Entwurfs III ©. 62, 63 erwägen, 
daß gegenwärtig fein Bedürfnis beftehe, die Geltendmachung verichiedener nicht zufammen- 
bängender Anſprüche im Wege der Klage und WEIL. zu begünitigen, indem eine foldhe 
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Verbindung in einem auf Münblichfeit beruhenden Verfahren nur zu leicht eine bedenfliche 
Verwirrung herbeiführen könne, und erflären es für gerechtfertigt, daß der Entwurf bie 
Zuläffigteit der WAL. von ber Konnerität mit der Klage abhängig made. Die nad) 
dem hann. Entw. zuitande gefommenen Prozebgefege (3.B. Bayern Art. 31 cf. Schmitt Bay. 
GPr. II S.697f., Württ. Art. 49) ftehen ebenfalls auf dem bier vertretenen Standpuntte. 
Es ift nicht anzunehmen, daß das Gefek über die neueren Gefeße hinweg zu dem früheren 
gemeinen Nechte zurüdfehren wollte. Abſ. 2 des $ 33 bezieht fich allerdings nur auf den 
Gerichtsitand, nicht auf die Zuläffigkeit der WWAL., vgl. diefe Bem. litt.g a.E. [Für 
Löning: Kohler Proz. a. RB. ©. 108, Stein in Gaupp (9) N. IT, OLG. Hamburg SA. LIX 
Nr,dl. Dagegen: Schmidt, Stleinfeller, Lippmann, Meyer Ztichr. f. d. CPr. VIIL S. 456 f,, 
Strudm. Koch (8) N. 2, Wilm. Levy (7) N. 1, Sfon. Gelpde N. 5b, Gaupp bis zur 4. Aufl. 
N. l, Peterien (5) N. 5, Wach Hanbb. I ©. 281 und 8 40 N. 20, RG. 15. März 1884 
Entſch. XINr. 113 5. 423, 27. März 1897 SW. LII Nr. 261, OLG. Celle SA. XLII Nr. 337, 
OLG, Braunschweig SA. XXXVIII Nr. 338.) 

Wurde eine Widerflage erhoben, ber e3 am Zufammenhange mit dem in ber Klage 
geltend gemachten Anspruch oder mit den Verteidigungsmitteln gebricht, fo ift die Wider: 
age jedenfalls dann als unzuläffig (durch absolutio ab instantin) zurückzuweiſen, wenn 
ber Widerbeflagte wegen Mangels des Zuſammenhangs die Zurücdweifung beantragt. Zmeifel« 
haft ift, ob das Gericht die Widerflage, auf welche fich ber Beklagte eingelafien hat, ohne den 
Mangel des Zufammenhangs zu rügen, von Amtswegen zurüdzumweiien hat. Ein Serichtäftand 
für die Widerflage fann in diefem Fall aus $ 39 entitanden fein. Aber damit ift die Frage 
noch nicht entichieden; denn der rechtliche Zuſammenhang iſt nicht bloß Erfordernis des Ge- 
richtäftandes, ſondern auch der Zuläffigfeit der WAL. Gemeinfame Entfcheidung und Verband» 
lung über Klage und nicht fonnere Watl. wäre allerdings unzweckmäßig, ift aber dadurch 
zu vermeiden, daß Verhandlung in getrennten Prozelfen angeordnet wird ($ 145 Abi. 2). 
Da hiermit dem Öffentlichen Anterefie an der Verhütung der zwedlofen und verwirrenden 
gemeinfamen Verhandlung über eine micht konnere Widerflage Genüge geſchehen kann, io 
dürfte man ſich dahin zu enticheiden haben, daß die nicht fonnere Widerklage nicht von 
Amtsmwegen zurüdzumeiien ift. [So auch Skon. Gelpde N. 5 Abi. 3, Kohler Gef. Beitr. 
S. 76 N. 5, RG. 27. Sept. 1900 Entſch. XLVI Nr. 127 ©. 424, bay. ob, 26. SA. XL 
Nr. 150, OLG. Karlsruhe Ztichr. f. d. EPr. VII ©. 334 und SA. XLV Nr. 45. AM.: 
Gaupp (9) N. IV Abſ. 5, Strudm. Koch (8) N.2, Peterjen (5) N.32, Wach Hanbb. I S.479, 
Eccius Beitr. 3. €. d. DR. XXXIX &. 475.) Bal.a. R.3 litt.c zu 88 59, 60. Iſt ber 
Mangel des Zufammenhangs nit von Amtswegen zu berüdfichtigen, fo geht das Recht des 
MWiderbeflagten, den Mangel des Zufammenhangs zu rügen, nach $ 295 durch vorbehalt- 
loſe Einlaffung auf die Widerflage verloren [vgl. RG. 15. Dez. 1903 Beitr. 3. E. d. DR. 
XLVIlI S. 386, 15. Juni 1906 IM. ©. 561 Nr. 15 und SW. LXII Nr. 24]. 

Über Geltendmachung von Anſprüchen aus einem internationalen Frachtvertrag im 
Wege der DEF. ſ. Art. 28 des internationalen Übereinfommens über den Eiſenbahnfracht- 
verfehr v. 14. Oft. 1890 (RGBl. 1892 ©. 793). 

f) Das Gericht der Vorklage muß für die ML. fahlich zuftändig fein. Gehört 
die WU. ala Klage vor ein Gericht derjelben Ordnung wie das Gericht der Dorflage, fo 
iſt alles glatt. Wird bei einem Landgericht eine WAL. erhoben, die ala Klage vor das 
Amtsgericht gehört, fo ift, da die Zuftändigfeit des Landgerichts die höhere ift, das Land» 
gericht auch für die WU. zuftändig. Wird bei einem Amtsgericht eine TER. erhoben, 
die ala Klage vor das Landgericht gehört, fo kann die Zuftändigfeit des Amtsgerichts nadı- 
träglich dadurch begründet werden, daß der Widerbeflagte fich, ohne die Unzuftändigfeit 
zu rügen, auf die WAL. einläht ($ 39), vorbehaltlich der Schranke des $ 40 Abf.2. Er: 
folgt feine Prorogation, fo ift die WIM. durch absolutio ab instantia zurüdzumeiien. 
Wenn jeboch eine Partei vor weiterer Verhandlung zur Hauptfache die Verweifung an das 
Landgericht beantragt, jo hat das Gericht durch Beſchluß feine Unzuftändigfeit auszufprechen 
und ben NRechtöftreit über Klage und Wiberflage an bas Landgericht zu verweilen ($ 506). 
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Wird vor der Kammer für Handelsfachen eine als Klage nicht vor dieſe Kammer gehörende 
WEL. erhoben, fo ift der ganze Rechtsftreit auf den vor der Verhandlung zur Sache zu 
jtellenden Antrag des Widerbeflagten an die Eivilfammer zu verweilen (GBG.$105 Abſ. 1, 
$ 106). Stellt ber Widerbeflagte feinen Vermweifungsantrag, fo ift die Kammer für Handels» 
fachen, folange eine Verhandlung zur Hauptiache nicht erfolgt und ein Gerichtäbeihluß 
darauf nicht verfündet ift, befugt, den Rechtsftreit von Amtswegen an die Givilfammer 
zu verweilen; die Vermweifung von Amtswegen darf jedoch nicht aus dem Grund erfolgen, 
daß ber Bellagte nicht Kaufmann ift (GBG. $ 105 Abi. 2). Die Eivilfammer, an welche 
der Rechtsjtreit verwielen ift, enticheidet über die Klage und bie WI. Wird gegenüber 
einer vor ber Givilfammer anhängigen Vorflage eine WI. erhoben, die als Klage vor 
die K. f. HS. gehörte, fo ift die Civillammer als die mit der allgemeinen Kompetenz aus— 
geitattete Hammer auch für Die Mt. zuftändig. 

g) Vorausfegung, nicht für die Zuläffigfeit der WAL, wohl aber für die Entjtehung 
eines bejonderen, nicht ichon für die WAL. als Klage vorhandenen Gerichtäftandes ift bie 
Zuläffigfeit der Vereinbarung über den Gerichtsſtand. Da dieſe unzuläfſig ift, wenn der 
Rechtsſtreit andere als vermögensrechtliche Anſprüche betrifft oder wenn für die Klage ein 
ausschließlicher Gerichteftand begründet ift ($ 40 Abſ. 2), fo ift der Gerichtsftand der TUR. 
nicht gegeben, wenn fie einen nicht vermögensrechtlichen Anfpruch betrifft oder wenn für 
die Wfl. als Klage ein ausfchliehlicher Gerichtsitand (f. N. 4 vor $ 12) begründet wäre. 
Klagen dieſer Art fönnen alſo nur dann als WAI.n erhoben werden, wenn bei bem Gericht 
der Vorklage an und für ſich ſchon die örtliche Zuftändigfeıt für die WAL. ala Klage 
begründet wäre. 

3. Unter den für die WEL. geltenden Vorausfegungen ift auch eine Wkl. gegen 
WHL. (reconventio reconventionix) zuläffig. Nach dem früheren gem. Prozebrechte wurde 
das Gegenteil behauptet, aber der iFall ausgenommen, dab die zweite WAL. mit der erften 
fonner ift [Wetzell Syſt. (3) ©. 846, Renaud Lebrb. (2) S. 146]. Da nah ber CPrO. 
Konnerität der zweiten WEI. mit dem Anſpruch oder den Verteibigungsmitteln ber eriten 
erforderlich ift, ſo ftimmt die obige Meinung mit dem früheren Recht überein. Eine Stüße 
erhält fie durch $ 280, wonach zweifellos dem Widerbeflagten bas Recht zufteht, eine Prä- 
judizialmwiderflage gegen den Widerfläger zu erheben, wenn in dem Prozeß ein Präjubizial- 
punkt der WAL. ftreitig geworden it. Was für die Präjubizialmwiderflage des $ 280 gilt, 
muß wohl auch für andere Wftl.n gelten. [Bal. Peterſen (5) N. 12, Wach Handb. I 
©. 486, Weismann I ©. 480, Löning a.a.D. S. 79 ff, Hofmann Beitr. 3. €. d. DR. 
XXXVIII 8.387. AM.: Strudm. tod) (8) N. 3. Gaupp (9) N. I15, Ston. Gelpde N.2c, 
Kleinfeller a. a. O. ©. 82 f.]. 

4. Die Wit. wird in der mündlichen Verhandlung durch Stellung und Begründung 
des Antrags erhoben ($ 281); im Verfahren vor den Landgerichten und den höheren Ge- 
richten muß ber Antrag verlefen werben ($ 297). Die Zuitellung der WEIL. ift nicht Er— 
bebung. Der Scriftiag bat nur vorbereitenden Charakter. Daher kann eine WAL. in 
Abweſenheit des Klägers nicht erhoben werden, auch nicht, wenn fie ihm durch vorbereiten« 
den Schriftiag angefündigt war; denn die die Klagerhebung enthaltende Erflärung ift nach 
dem Syſtem der beutfchen CPrO. dem Gegner gegenüber abzugeben und das ift unmöglich, 
wenn der Kläger nicht erfchienen ift. [Bal. Wilm. Levy (TI) N. 1 zu $ 254 (alt), Ende: 
mann 11 ©. 149 %.7, Schmidt (2) ©. 839 N. 4, Löning ©. 131f., Wach Vortr. (2) 
S. 54 und Ztichr. f. Pr. u.ö.R. VII S. 137 Note, Pland Lehrb. 1 8 19 N.17. — AM.: die 
Mot. 3. E. 111 S. 232 (2), Strudm. Koch (8) N. 6 zu $ 331, Peterfen (5) N. 15, Gaupp (9) 
N. IT zu 8281 (abw. v. d. ält. Aufl.), Ston. Gelpde N. la, Hellmann Lehrb. S. 449 u. 636, 
Weismann 1 S. 481, Scheperö Beitr. 3. E. d. DR. XXIV &.808, H. Meyer Ztichr. f. d. 
CPr. IX ©. 341, Deybed eod. XIII ©. 324 ff., RG. 9. Juli 1891 Entf. XXVII Nr. 97 
S. 407 ff.) Eine dem Kläger nur in einem borbereitenden Schriftiag angefündigte WEL. 
fann nicht in Abweſenheit des Widerflägers abgewiejen werden; fie ift noch nicht erhoben. 
Wohl aber ift bezüglich der in einem früheren Termin erhobenen WAL. Verfäumnisurteil 
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gegen den Wiberfläger und ben Wiberbeflagten möglih. Näheres |. NR. 1 zu $ 347. — 
Die Koften, melde durch Ankündigung einer in der mündlichen Verhandlung nicht er: 
bobenen Widerklage erwachſen find, gehören nicht zu den Koften, welche die in die Koſten 
verurteilte Bartei dem Gegner zu erjtatten hat [RG. verein. ES. 21. Juni 1902 Entſch. 
LI NRr.268.5F.]. — Auf die mündliche Verhandlung über die WÄtLl., dal. auf die Vor— 
bereitung bdiefer Verhandlung finden die allgemeinen Vorfchriften (55 128 ff.) Anmendung. 

Die Erhebung der Widerflage kann ebenfowenig von einer Bedingung abhängig ge: 
macht werden, wie die Erhebung ber Klage (val. N. 4 litt. A Ziff. V zu $ 253). In der WAL. 
liegt der Antrag auf Enticheidung eines zweiten Prozeſſes; es geht nicht an, diefe Ent: 
fcheidung nur für einen beftimmten Fall (etwa für den Fall, dak der Kläger im Prozek 
über die Vorklage fiege, oder für den Fall, daß der Kläger in diefem Prozeß unterliege) 
zu verlangen, für den anderen nicht. Giebt der Bellagte eine derartige Erklärung ab, fo 
ift er zunächſt vom Vorfißenden auf die Unzuläffigkeit aufmerlſam zu machen ($ 139); 
follte ber Bellagte auf feiner Erflärung beharren und eine Enticheidung verlangen, To 
mwäre bie bedingte WAT. ebenfo wie eine Klage mit nicht genügend beitimmtem Antrage 
zu behandeln, alfo ohne Urteil zur Sache zurüdzumeifen. Nur wenn der Bellagte einen 
Mangel in den Prozekvorausfegungen rügt, kann er erflären, daß er die Witl. bloß für 
den Fall erheben wolle, daß das Gericht die Klage nicht wegen des Mangels zurüdweiie; 
denn über die Prozebvorausfegungen muß doch im Voraus entichieden werden, fo dak das 
Gericht nicht wohl in Zmeifel fommen fann, ob die MWiberflage gilt oder nicht. [Bal. 
Löning Ztſchr. f. d. EPr. IV S. 133, Eccius Beitr. z. E. d. DR. XXXIII S. 144f. Lämmert 
Stichr. f.d. EPr. XVIS. 441 ff., Peterſen eod. S. 517 ff., Pfizer eod. XXI ©. 383, RG. 7. Oft. 
1897 Entih. XL Nr. 90 ©. 331, 14. Jan. 1905 Ztichr. f. Rpfl. i. Bay. IS. 203.] 

5. Die Verhandlung und bie Enticheidung über die WII. wird regelmähig mit 
ber Verhandlung und Enticheidung über die Vorklage verbunden (processus simultanens). 
Über Verweiſung zu getrenntem Prozefie f. $ 145; über geſonderte Enticheidung f. $ 301. 


$. 34. (34.) 
> 
Für Klagen der Prozeßbevollmächtigten, der Beiſtände, der Zuftellungs- 
bevollmächtigten und der Gerichtsvollzieher wegen Gebühren und Auslagen ift 
das Gericht des Hauptprozefjes zuftändig. 
98. 18.826, 98. 5171, 0E. 866, NP. 611,0, 6.183, € IL, 54, M. es h, AD. 


Litteratur: Hellmann Bl. f. RU. XLIII ©. 225 ff., 241 ff., 261 fi. 

1. Der Gerichtöftand bes Zuſammenhangs (forum connexitatis) ift nicht aus— 
jchließlih. Er befteht bei dem Gerichte der erften Inſtanz des Hauptprozeffes, auch wenn 
die Gebühren in einer höheren Inftanz oder im Wiederaufnahmeverfahren erwachſen find. 
[Bgl. RG. 28. Apr. 1892 Entich. XXIX Nr. 111 ©. 414, Stich. f. d. CPr. VI S. 142; hier 
ift ausgeführt, daß die erfte Inſtanz auch zuſtändig ift, wenn die Wiederaufnahmellage 
an das Berufungsgericht ging. 

2. Der Gerichtäjtand beiteht für die Stlagen der Prozekbevollmäctigten (55 78 ff.), 
gleichviel ob Anmälte oder nicht, der Beiftände ($ 90), der Zuftellungsbevollmädtigten 
(88 174 ff.) und ber Gerichtsvollzieher gegen die Partei, in deren Auftrag fie gehandelt 
haben, nicht für Klagen der Partei gegen diefe Perfonen. Auch ein Storreipondenzmandatar 
und ein für eine einzelne Prozeßhandlung aufgeftellter Bevollmächtigter lann den Gerichts- 
ftand bes $ 34 benüßen [vgl.RG.5. Mai 1904 Entich. LVIIINr.27 8.109]. Hat jemand 
ala Bevollmäcdtigter der Partei einen Dritten bevollmächtigt oder einen Gerichtävoflzieber 
beauftragt, jo beiteht der Gerichtäftand des $ 34 auch für die Klage des Dritten oder des 
Gerichtsvollziehers gegen ihn [Ztichr. f.d. CPr. XXIV ©. 254]; ob ber Anspruch begründet 
ift, ıft eine andere Trage. Gegen den Gegner des Auftraggebers haben der Anwalt und 
ber Gerichtsvollzieher einen Anfpruch, wenn fie im Armenrechte zugeteilt find (vgl. $ 124); 
für diefen Anſpruch beiteht der Gerichtsftand bes $ 34 nicht. 
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3. 8 34 betrifft nicht bloß ben Gerichtäftand, fondern beftimmt für die bezeichneten 
Klagen, wenn fie in dem Gerichtäftande des Hauptprozeſſes angebracht werden, auch bie 
fachliche Zuftändigfeit. Das Gericht des Hauptprozeffes ift ohne Rüdficht auf den Wert 
bes Streitgegenftandes zuftändig; Anfprüde von mehr ald 300 .4 können vor dem Amtö- 
gericht, Anfprüche von 300.4 und weniger vor dem Landgericht eingeflagt werben. — Daß 
für die in $ 34 bezeichneten Klagen die Kammer bes Landgerichts zuftändig fei, welche 
über den Hauptprozeh entichied, ift in dem Gelee nicht beitimmt. Daher gehört ber 
Rechtöftreit nicht vor die Kammer für Handelsſachen, auch wenn diefe über ben Haupt— 
prozeß entichied. Daß nad den Mot. 3. €. 111 ©. 63 die Handelögerichte des Entmw.d. GVBG. 
für Die in 8 34 bezeichneten Klagen zuftändig fein follten, ift fein Gegenargument; denn 
bie Danbelögerichte des Entwurfs waren felbitändige Gerichte. [So auch Gaupp (9) N. III, 
Skon. Gelpde N.3. — AM.: Strudm. Koch (8) N. 4, Peterien (5) N.6, Förſter-Engelm. (2) 
N.2.] — Dem Grundgedanten des Geſetzes bürfte es auch entiprechen, für die Klagen wegen 
Gebühren zc., die im Honfursverfahren erwachſen find, die Zuftändigfeit des Honfursgerichts 


anzunehmen. 
8. 35. (35.) 


Unter mehreren zuftändigen Gerichten hat der Kläger die Wahl. 
He. Bu 531 f., 4837, NE. 8 68, NE. 62 f., 536, E&.15 34, E. II, 11885, M. 51 f, 


1. Wenn ber Bellagte mehrere Wohnfige hat, fönnen mehrere allgemeine Gerichts« 
ftände bejtehen. Ferner fönnen für eine Klage ber allgemeine Gerichtäftand und ein be= 
ſonderer Gerichtäftand und mehrere befondere Gerichtsftände begründet fein. 

2. Die Erhebung der Klage bei einem don mehreren zuftändigen Gerichten hebt bie 
Zuftändigfeit der anderen Gerichte nicht auf, begründet aber die Einrebe der Redhtähängig« 
feit gegen die bei dem anderen Gericht erhobene Klage. Sonach enticheidet unter mehreren 
zuftändigen Gerichten bie frühere Erhebung der Klage. Die von dem Kläger getroffene 
Wahl bindet ihn nur für diefen Prozeh. 

8. 36. (36.) 

Die Beitimmung des zuftändigen Gerichts erfolgt durch das im Inſtanzen— 
zuze zunächſt höhere Gericht: 

1. wenn das an ſich zuſtändige Gericht in einem einzelnen Falle an der 

Ausübung des Richteramts rechtlich oder thatſächlich verhindert iſt; 

2. wenn es mit Rüdficht auf die Grenzen verfchiedener Gerichtöbezirfe un- 
gewiß iſt, welches Gericht für den Rechtsſtreit zuftändig jei; 

3. wenn mehrere Perjonen, welche bei verjchiedenen Gerichten ihren allge: 
meinen Gerichtsjtand haben, als Streitgenofjen im allgemeinen Gerichts: 
ftande verklagt werden jollen und für den Rechtsſtreit ein gemeinjchaft- 
licher bejonderer Gerichtsjtand nicht begründet ift; 

4. wenn die Klage in dem dinglichen Gerichtsftande erhoben werden ſoll und 
die Sache in den Bezirken verjchiedener Gerichte belegen ift; 

5. wenn in einem Rechtsſtreite verfchiedene Gerichte ich vechtsfräftig für 
zuftändig erflärt haben; 

6. wenn verjchiedene Gerichte, von welchen eines fir den Nechtsftreit zu— 
ftändig ift, fich rechtöfräftig für unzuftändig erflärt haben. 


HE. ern 31, OP. ul, 578 f., ni, met. 4837, NE. 88 69, 70, NP. 65ff., E. 1835, 
1836, M. Bf, RP. 1 


Litteratur: Wach Handb I ©. + —5 Band Lehrb. 1 $ 22, Hellwig Lehrb. II 3 105, 
Schulgenftein Btichr. f. d. CPr. XXIII ©. 58 ff. 

1. Nach dem früheren gem. Rechte trat fowohl in dem falle, daß ein Gericht bie 

Gerichtöbarkeit nicht ausüben fann ober will, als auch bei Stompetenzfonflikten zwischen 

mehreren Gerichten die Zuftändigfeit des höheren Gerichts ein (Devolution). Das höhere 
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Gericht konnte ſelbſt enticheiden; es fonnte aber auch ein Untergericht zur Verhandlung 
und Enticheidung delegieren [vgl. Wepell Syit. (3) ©. 463 ff.]). Landesgeſetze (3. B. preuß. 
AGO. 12 88 131F., Hann. PrO. $20, württemb. PrO. 88 65, 75, bayer. PrO. $ 54) be= 
jtimmten, daß in folchen Fällen das höhere Gericht nicht jelbft enticheiden dürfe, ſondern 
ein Untergericht zur Verhandlung und Enticheibung beftimmen müſſe. Dielen Geſetzen 
ſchließt fi die CPrO. an. 

Die von dem höheren Gericht über ein Gefuh um Beitimmung des zuftändigen 
Gerichts zu erlafjende Enticheidung ift fein Yuftizverwaltungsaft, ſondern eine in Aus— 
übung ber Gerichtöbarfeit vorgenommene Handlung. [AM.: Schultenftein a. a. O. S. 73 
und bie bort Gitierten.] 

In den Fällen des $ 36 Nr. 1 bis 4 wird nur der Gerichtöftand, in ben Fällen des 
8 36 Nr. 5, 6 aber auch die fachliche Zuftändigfeit beftimmt. Der Fall Nr. 1 fann vor 
und während der Rechtshängigkeit und auch in einer höheren Inſtanz vorfommen. [Bal. 
RG. Entih. XLVI ©. 394.) 

Ähnliche Vorfchriften 5. StPrO. 88 14, 15, 19, ZvBG. $2, FrGG. $5. 

2. Das im Anftanzenzuge zunächſt höhere (— obere) Gericht ift im Falle der Nr. 1 
das dem verhinderten Gericht übergeordnete, in allen anderen Fällen das höhere Gericht, 
befien Bezirk die Bezirke der verjchiedenen in Betracht fommenden Gerichte umfaßt. Liegen 
dieje in den Bezirken verichiedener Oberlandesgerichte, fo fällt die Beitimmung dem Reichs» 
gerichte zu. — Das bayerifche oberfte Landesgericht bat das zuftändige Gericht zu ber 
ftimmen im {Falle der Nr. 1, wenn das verhinderte Gericht ein bayerisches Oberlandes- 
gericht ift; im den anderen Fällen, wenn die mehreren Gerichte in Bezirfen verſchiedener 
bayeriicher Oberlandesgerichte liegen; immer aber nur unter der Vorausfegung, daß nicht 
das Reichögericht für die Reviſion zuftändig ift [Pland Lehrb. 1 S.870.27]; val.EG.$ 9. 

Das um Beitimmung des zuftändigen Gerichts angegangene Gericht hat zu prüfen, 
ob es das zumächft höhere Gericht ift und ob die von dem Gefuchiteller behaupteten Voraus» 
fegungen für die Beitimmung bed Gerichts vorhanden find, 3. B. im Falle der Nr. 1, ob 
das an fich zuftändige Gericht verhindert ift, im Falle der Nr. 3, ob nicht ein gemein- 
Ichaftlicher befonderer Gerichtäjtand begründet ift x. ꝛc. Diefe Punkte find von Amts— 
wegen zu prüfen, das Gericht kann darüber von Amtswegen Erhebungen vornehmen. Da— 
gegen bat das Gericht nicht zu prüfen, ob für die zu erhebende Klage die Prozeßvoraus— 
ſetzungen gegeben find und ob die Klage Ichlüffig if. Das Gericht hat alſo 3.2. nicht 
zu prüfen, ob im Falle der Nr. 1 das verhinderte Gericht für die zu erhebende Klage 
zuftändig ift, ob im falle der Nr. 4 die von dem Gejuchiteller beabfichtigte Klage eine 
dingliche, zum, Gerichtsitande des $ 24 gehörende Klage it ac. 

Nach welchen Grundfägen das obere Gericht das zuftändige Gericht beftimmen Toll, 
ift im Gelege nicht gefagt. Da auf das Rechtsmittelſyſtem NRücdficht genommen werden 
muß, darf nur ein anderes Gericht der gleichen Art beftimmt werden. In den Fällen der 
Nr.25i8 4 ift eines der verichiedenen Gerichte, welche in fyrage kommen, in den Fällen der 
Nr.5 und 6 das nad; Anficht des höheren Gerichts zuftändige Gericht zu beftimmen. 

3. Zu Nr. 1: „Das an fi zuftändige Gericht“ ift dasjenige, welches nach 
ben Regeln über fachliche und örtliche Zuftändigfeit angegangen werden fann; bei Kon— 
furrenz mehrerer folcher Gerichte alſo dasjenige, welches ber Kläger oder Geſuchſteller wählt. 
Der Kläger x. ift nicht genötigt, bei Konkurrenz mehrerer Gerichte ſich an das nicht ver» 
binderte Gericht zu wenden; er fann auch ein Gefuch nah $ 36 ftellen. — Die recht: 
liche Verhinderung fann beruhen auf Ausichliefung der Richter vom Richteramte ($ 41) 
oder auf erfolgreicher Ablehnung wegen Befangenheit ($ 42), die thatſächliche Ver: 
binderung 3. B. auf Kriegsereigniſſen (vgl. $ 245). Das Gericht muß verhindert fein. 
Ein Amtögericht ift verhindert, wenn alle Amtsrichter ſamt den von ber Auftizverwaltung 
beftellten Stellvertretern verhindert find; ein Kollegialgericht, wenn von den daſelbſt an— 
geftellten Richtern und deren Stellvertretern fo viele verhindert find, dab die zur Beſetzung 
einer Sammer ober eines Senats erforderliche Zahl nicht übrig bleibt. Vgl. GBG. $ 66. 
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4. Zu Nr. 2: In den Motiven z. E. III S. 64 f. heißt es: 


j „Die Nr.2 des 836 ift nicht auf den Fall beichränkt, daß infolge eines Streits über 
die Örtlihen Grenzen verjhiedener Gerichte ungemwiß ift, welches Gericht für den 
Rechtsitreit zuläſſig jei, jondern läßt den 8 36 allgemein eintreten, jobald die Juftändigfeit des 
Gerichts mit Rüdiicht auf die Grenzen verichiedener Gerichte zweifelhaft ift. Es 
fallen mithin unter die Nr. 2 alle Fälle, in denen das Gericht mit Rückſicht auf Umftände, die 
zu den Grenzen in Beziehung ftehen, zweifelhaft wird, 3. B. wenn die Grenze das Wohnhaus 
eines im Gerichtsitande des Wohnfiges zu belangenden Beklagten durdjichneidet, wenn die Ver- 
waltung einer Gemeinde jowohl vom Gemeindehaus aus, als der Wohnung des VBürgermeifters 
geführt wird und beide Grundjtüde in verichiedenen Gericdhtsbezirfen liegen. Durch die Faflung 
der Nr. 2 wird auch der Tall gededt, wern eine unerlaubte Handlung ($ 32) fi) aus mehreren 
in verjchiedenen Gerichtsbezirfen begangenen Handlungen zujammenjegt.“ 

Den Motiven tritt Wach Handb. 1843 S.492 ff. mit der Behauptung entgegen, daß 
die angeführten Beilpiele nicht unter $ 36 Nr. 2 fielen, weil es fich dabei nicht um Ungewiß— 
beit der Grenzen der Gerichtöbezirte handle. Das Geſetz fpricht aber von Ungewißheit 
der Zuftändigfeit mit Rüdficht auf die Grenzen, nicht von Ungewißbeit der Grenzen. Nur 
infoweit ift Wach beizutreten, als er die Anwendbarkeit des $36 Nr. 2 auf eine in mehreren 
Gerichtöbezirken begangene unerlaubte Handlung beftreitet; vgl. N. 4 zu $32. — Über An: 
wendung bes $ 36 Nr. 2 auf anhängige Prozeſſe bei Zerlegung oder Aufteilung eines 
Gerichtöbezirks ſ. Bekinger Ztichr. f. d. EPr. XVII ES. 434, Jaſtrow eod. XXXIV ©. 447. 


5. Zu Nr. 3: Kann 3.2. die Klage gegen mehrere in verſchiedenen Gerichtsbezirken 
wohnhafte Erben in dem Gerichtsftande der Erbichaft erhoben werben, fo bedarf es feiner 
Beitimmung des zuftändigen Gerichts. Daher fann bier ein gemeinichaftlicher beionderer 
Gerichtsjtand, ohne an und für fich ausfchließlich zu fein, die Benugung des allgemeinen 
Gerichtsſtandes ausichließen. — Anwendung auf die Klage gegen Hauptichuldner und 
Bürgen ſ. RG. 12. Dez. 1882 Entſch. VIII Nr. 107 ©. 367. Im Wechſelprozeſſe ift $ 36 
Nr. 3 nicht anwendbar (arg. $ 603 Abi. 2); vgl. N. 4 zu $ 603, 

Wird die Klage, nahdem der Gerichtöftand gemäß $ 36 Nr. 3 beſtimmt ift, auf 
eine andere als die in dem Gefuche genannten Perfonen als Streitgenoffen erftredt, jo ift 
eine neue Beſtimmung des Gerichts erforderlich, auch wenn diefer Streitgenoffe an dem: 
jelben Orte wohnt, wie einer der in dem Gefuche genannten [vgl. Gaupp (9) Nr. Ill g. €. 
zu $ 37, aM.: bay. ob LG. SA. LIV Nr. 247]. 


6. Zu Nr. 4: Sowohl wenn ein Grundftüd, wie auch wenn mehrere wirtichaftlich 
oder juriftiich zufammengehörende Grundftüde, 3. B. ein Rittergut, ein Fideikommißgut, 
fih durch mehrere Gerichtäbezirke eritreden. Bezieht fich die Klage auf mehrere nicht zu« 
fammengehörende Grundftüde, fo ift S 36 Nr. 4 nicht anwendbar [RG. 14. Febr. 1890 
Entih. XXV Nr. 90 ©. 394]; dies gilt au, wenn Klage aus einer Geſamthypothek an 
Grundftüden erhoben wird, die in mehreren Bezirken liegen [RG. 15. Mai 1901 Beitr. 3. 
E. d. DR. XLV 8.1087 und SA. LVI Nr. 206). 


7. Zu Rr. 5, 6: Nr. 5 betrifft den affirmativen, Nr. 6 den negativen Kompetenz- 
fonflift zroifchen Gerichten. Ein affirmativer Kompetenzkonflitt liegt vor, wenn mehrere 
Gerichte in derielben Sache ſich rechtäfräftig für zuitändig, ein negativer, wenn mehrere 
Gerichte, don denen eines zuftändig fein muß, fich rechtskräftig für unzuftändig erflärt 
haben. Ob die mehreren Gerichte gleicher Ordnung find oder nicht, macht bier feinen 
Unterfchied. Es müffen Urteile mehrerer Gerichte über ihre Zuftändigfeit oder Un: 
zuftändigfeit fein. Die Rechtshängigfeit derſelben Sache bei mehreren Gerichten ergiebt noch 
feinen Stompetenztonflitt. Die Enticheidung, welche die Unzuftändigfeit ausfpricht, muß ein 
Endurteil fein. Die Enſcheidung, melde die Zuftändigfeit ausfpridt, fann nur ein 
Zwiſchenurteil ($ 303) fein; denn fowie in der Sache felbit rechtäfräftig entichieden ift, fann 
darauf die Einrede der abgeurteilten Sache geftügt werden und entfällt daher das Be— 
dürfnis eines Gerichtäftandes [vgl. Wah Handb. I S.497, Pland Lehrb. I S. 85). Die 
Urteile müſſen formell rechtöfräftig fein (vgl. $ 705). Solange nicht alle Urteile rechts- 
fräftig find, beiteht die Möglichkeit, den KHonflitt durch Einſpruch oder Rechtsmittel abzu- 
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wenben. Beide Urteile müfjen diefelbe Sache (eadem res, eadem quaestio) betreffen. Es 
macht feinen Unterfchied, ob das betreffende Rechtsverhältnis durch Klage, Widerflage oder 
Inzidentklage Gegenstand des NRechtöftreits geworden ift. Haben mehrere Gerichte fih für 
unzuftändig erklärt, fo fann immer nod ein anderes Gericht zuftändig fein; die Sache 
fann aber aud jo liegen, dab eines der Gerichte, die ſich für unzuftändig erflärt haben, 
zuftändig fein muß. Nur unter diefer Vorausſetzung ift $ 36 Nr. 6 anwendbar. 

Über Kompetenzkonflikte zwifchen Gerichts- und Verwaltungsbehörden ſ. EG. $ 15 
Nr. 1. Kompetenzkonflifte zwiichen in: und ausländifchen Gerichten find nicht auf dem 
Wege bes Eivilprozeffes zu löſen. 

8. Über Anwendung der Vorfchriften des $ 36 auf das Mahnverfahren |. N. 2 
litt. f zu $ 689; über die Anwendbarkeit auf das Vollitredungsverfahren ſ. N. 2 litt. c 
zu 8 764 und N. 2 litt. b zu $ 828, 


$. 37. (37.) 

Die Entjcheidung über das Geſuch um Beſtimmung des zuftändigen 
Gerichts kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen. 

Eine Anfechtung des Bejchluffes, welcher das zuftändige Gericht beftimmt, 
findet nicht ftatt. 

DE. 8 236, HP. I. zu $ 36, RE. $ 71, RB. ſ. zu 886, E.1886, EI, II 8 37, M. 65, KB. 12. 

1. Das Geſuch [über den Begriff „Geſuch“ ſ. Fitting Ztichr. f. d. EPr. VII ©. 28 ff.] 
um Beftimmung bes zuftändigen Gerichts ift an das höhere Gericht zu richten. Es iſt 
feine Form vorgeichrieben, daher jede der prozeifualiich möglichen Formen — Schriftſatz, 
protofollarifche Erklärung vor dem Gerichtsjchreiber — zuläſſig. Daß hier nit wie an 
anderen Stellen bes Geſetzes (3. B. $$ 44, 104, 118, 248, 386, 406, 466, 486, 569, 647, 
920, 947, 952) die Möglichkeit der Erklärung zu Protokoll des Gerichtsfchreibers aus— 
drüdlich vorgejehen ift, beweift nichts gegen die Zuläffigfeit diefer Form. Anwaltszwang 
befteht für das Geſuch nicht (arg. 8 78 Abi. 2). [Bgl. Gaupp (9) N. IL, BL. f. RU. XLV 
S. 97f., 228. AM.: Pland Lehrb. I S. 87.] 

Das Gefuh fann in allen Fällen vom Kläger, in ben Fällen der Nr. 1, 5 aud) 
vom Bellagten geftellt werben. 

2. Wegen des Verfahrens und insbeſondere wegen Zuftellung ber Enticheibung |. 
N.5 zu $128 und N.2 zu $329. Die Anhörung des Gegners oder eines der Gegner fteht 
im Ermefien des Gerichts (nordd. Prot. ©. 69). 

3. Gegen Zurüdweifung des Gefuchs findet Beſchwerde ftatt ($ 567). Der bem Ge- 
ſuche ftattgebende Beſchluß ift unanfechtbar; er lann auch nicht aus dem Grund an« 
gefochten werben, daß die Vorausfehungen zu einer Beitimmung bes zuftändigen Gerichts 
nicht gegeben feien [vgl. RG. 28. Dez. 1904 ZW. ©. 148 Nr. 31]. Das Gericht, welches 
von dem höheren Gerichte bejtimmt wurde, ift an die Beitimmung infomweit gebunden, ala 
die Kognition des höheren Gerichts bei der DVerbeicheidung des Gefuchs reicht (val. N. 2 
Abi. d zu 836). Dasielbe kann fich z. B. im Falle der Nr.2 des $36 nicht aus dem Grunde, 
daß ein gemeinichaftlicher befonderer Gerichtsſtand vorhanden ift, für unzuftändig erklären, 
weil diefer Punkt der Kognition des höheren Gerichts unterjtellt war; aber es fann ſich 
3. B. im Falle der Nr. 4 des $ 36 für unzuftändig aus dem Grunde erflären, dab bie 
erhobene Klage feine dingliche Klage im Sinne des $ 24 ei, weil diefer Punkt vom oberen 
Gerichte nicht zu prüfen war. Soweit die Gebundenbeit bes bejtimmten Gerichts reicht, 
fann auch ein im Wege der Rechtsmittel angegangenes höheres Gericht die Beitimmung 
bes Gerichts nicht nachprüfen, und zwar weder auf ihre Zweckmäßigkleit noch auf ihre 
Gefegmäßigkeit [vgl. RG. 15. Nov. 1884 SA. XL ©. 240; abw. Schulgenftein Ztichr. f. d. 
EPr. XXIII ©. 122 FF]. 

4. Das Verfahren ift gebührenfrei (ORG. $47 Nr. 3). Der Anwalt befommt Ge: 
bühren (BD. f. RA. $23 Nr.1,$ 29 Nr. 6). 
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Dritter Titel. 
Bereinbarung über die Zuftändigfeit der Gerichte. 
8. 38. (38.) 
Ein an fich unzuftändiges Gericht erfter Inſtanz wird durch ausdrückliche 


oder ftilljchweigende Vereinbarung der Parteien zuftändig. 
HE. 8 27, OB. 252 f., 4838, NE. 8 76, NE. 74 ., 616, E. 1837, €. I, II 588, M. 85 ff., 
RB. 13, 508, 509. 


Litteratur: Kohler Beitr. 5. E. d. DR. XXX ©. 481 ff, XXXI ©. 276 ff, 481 ff, Wach 
Handb. I 843 Ziff. III, Pland Lehrb. I $ 21, Hellwig Sehrb. II $ 106, Weismann I 831, 
Deybed D. Serichtsitand d. Vereinbarung (1888), Adam Die civilproz. Zuftändigfeitsvereinbarung 
in geich. Entm. (1888), Krauß Die Vereinbarung über die Zuftändigfeit (1888), Picot Gerichts- 
ftand der Bereinbarung (1891), Eperl Vereinbarung der Zuftändigfeit nad) öfterr. Eiv.Pr. (1897), 
Bunſen Ztichr. f. d. CPr. XXXV ©. 417 fi. 

1. Gemäß $ 38 wird ein nad dem Geſetze fachlich oder örtlich nicht zuftändiges 
ordentliches Givilgericht erfter Inſtanz, d. i. ein Amtsgericht oder ein Landgericht, durch 
Vereinbarung der Parteien (Prorogationsvertrag) zur Verhandlung und Enticheibung einer 
vor die ordentlichen Givilgerichte gehörenden bürgerlichen Rechtöftreitigfeit zuftändig, ſoweit 
nicht die Vorfchriften des $ 40 entgegenstehen. Die Vereinbarung fann vor Eintritt und 
während ber Nechtshängigfeit erfolgen. 

Als eine auf den Prozeß bezügliche Rechtshandlung fann die Vereinbarung nur 
von einer prozehfähigen Partei (vgl. $$ 51 bis 53), von dem geieglichen Vertreter einer 
nicht prozehfäbigen Partei ($ 51) und in einem anhängigen Rechtäftreite von bem eine 
prozeßfähige Partei vertretenden Pfleger ($ 53) geichlofien werben. Als Vertrag fteht die 
Vereinbarung unter den Regeln des bürgerlichen Rechts. Insbeſondere finden die Bor: 
fchriften über die Nichtigleit (BGB. $$ 116 bis 118) und über die Anfechtbarfeit (BEB. 
8$ 119 bis 124, 142, 143) einer Willenserklärung, ſowie über die Schließung der Verträge 
(BGB. 88 145 bis 155) Anwendung. 

Für die Vereinbarung ift feine Form vorgeichrieben. Sie kann auch durch jchlüffige 
Handlungen erflärt werben (ftillichweigende Vereinbarung) [vgl. NG. 22. Mai 1904 FM. 
S. 341. Nr. 12). Die zur Vereinbarung erforderlichen Willenserflärungen können ge= 
legentlicd der vorbereitenden Schriftfäße ausgetauscht werben [Wach Arch. f. c. Pr. LXII 
©. 391); aber daraus, daß der Bellagte in diefen Schriftſätzen die Zuftändigfeit nicht be» 
ftreitet, fann der Vereinbarungswille nicht gefolgert werden. Natürlich fann eine Form 
verabredet werben; dann gilt BGB. $ 125 Sak 2. Betrifft die Vereinbarung Streitig: 
feiten, die aus einem künftigen, einer Form bebürftigen Vertrag entitehen, fo ift fie gegen: 
ftandalos, wenn der Vertrag nicht aeichloffen wird; die Vereinbarung bedarf aber nicht der 
Aufnahme in den formellen Vertrag, wenn dies nicht bei der Vereinbarung beftimmt ift. 

Die Zuftimmung des Gerichts ift nicht erforderlich (anders das frühere gem. Nedht). 

Die Vereinbarung bindet die Parteien und ihre Gejamt- oder Sondernachfolger; 
fomweit jedoch die WVorfchriften des bürgerlihen Rechts zu Gunften derjenigen, welche Rechte 
von einem Nichtberechtigten herleiten (ſ. N. 5 litt.a zu $ 325), dem Rechtönachfolger zu ftatten 
fommen, bindet ihn die Vereinbarung nicht, wenn er davon nichts gewußt hat [vgl. RG. 
13. Dez. 1902 IW. 1903 ©. 46 Nr. 5]. Die Vereinbarung gilt für den Konkursverwalter, 
mag man ihn ala Vertreter des Gemeinichuldners oder als MWertreter der Gläubigerichaft 
betradhten [vgl. RG. 7. März 1894 EN. 1, Nr.70]. Sie ift maßgebend für den Dritten, 
ber als Hauptintervenient ($ 64) oder als Nebenintervenient ($$ 66, 69) auftritt oder nach 
88 75 bis 77 in ben Prozeß eintritt. Die Vereinbarung ift nicht mahgebend für Mit- 
berechtigte, Mitverpflichtete und Bürgen; daher ift aud) die von einer Handelsgeſellſchaft ge: 
troffene Vereinbarung über die Zuftändigfeit für Klagen gegen die Gejellichaft nicht maß: 
gebend für die Klagen gegen die einzelnen Gefellichafter und die Kommanbitiften [aM.: 
DRG. Hamburg SA. XLIX Nr. 107 in Bezug auf Kommanbditiften]). Für einen Streit: 
genoſſen ift die Vereinbarung eines anderen Gtreitgenofjen nicht maßgebend. Daß ein 


$ 38. Dritter Titel. Vereinbarung über die Zuftändigfeit der Gerichte. 59 


nicht erfchienener Streitgenoffe im Falle des $ 62 durch die Einlaffung des erfchienenen 
die Befugnis verliert, die Unzuftändigfeit zu rügen, ift eine Sade für fid. 

Für eine vor ein ordentliches Gericht gehörende Streitigfeit fann nicht die Zu: 
ftänbdigfeit eines befonderen Gerichts (GV. $ 14) vereinbart werden. Zwar vom Stanbd« 
punkte der CPO. beftände dagegen fein Hindernis, aber eine derartige Vereinbarung mühte 
aud in dem für das befondere Gericht mahgebenden Geſetze zugelaffen fein, und das ijt 
weder in ben für die Gewerbegerichte und Kaufmannsgerichte maßgebenden Reichsgeſetzen 
(Gew.Ger.Gei. in der Faſſung v. 29. Sept. 1901, RGEBl. S. 353, Kaufm.Ger.Gef. v. 6. Juli 
1904, RGEBl. S. 266) noch in den für die anderen befonderen Gerichte maßgebenden Landes« 
gelegen geichehen. [Bgl. A. Hofmann BL. f. admin. Pr. XLV &.364f.] Ein ordentliches 
Gericht fann für eine vor ein befonderes Gericht gehörende Sache durch Vereinbarung zu» 
jtändig werben, ſoweit nicht die Zuftändigfeit des beionderen Gerichts ausschließlich ift. 
Nah dem Gew.Ger.Gel. $ 6 Abi. 1 und nah dem Haufm.Ger.Gei. $ 6 Abi. 1 wird durch 
die Zuftändigfeit des Gewerbegerichts oder des Kaufmannsgerichts die Zuftändigfeit ber 
orbentlichen Gerichte ausgeichloffen. Es kann daher für eine Streitigfeit, die vor das 
Gewerbe oder das KHaufmannsgericht gehört, nicht die Zuftändigkeit eines ordentlichen 
Gerichts vereinbart werben lvgl. A. Hofmann Kaufm. Ger. Geſ. N. 2 zu$6, OLG. Dresden 
SA. LVII Nr. 87]. Daß nicht für eine Streitigfeit, die vor das Gemwerbegericht gehört, 
die Zuftändigfeit des KHaufmannsgerihts — und umgekehrt — vereinbart werden fann, 
folgt daraus, daß eine folche Vereinbarung in feinem der bezeichneten Gelege als zuläffig 
erwähnt ift, 

Vereinbarung auf ein auslänbijches Gericht ift innerhalb der Schranfen des 8 40 
CPrO. zuläffig und begründet, wenn die Zuftändigfeit als ausſchließliche vereinbart ift, 
die Einrebe der Unzuftändigfeit ($ 274 Abſ. 1 Nr. 1) gegen die Klage vor einem anderen 
Gerichte [vgl. RG. 18. Febr. 1895 DL. f. RA. XIII Erg.Bbd. S. 322]. Übrigens hängt die 
MWirkfamteit der Vereinbarung auf ein auslänbifches Gericht auch davon ab, ob nad) dem 
ausländifchen Geſetze das Gericht dur; Vereinbarung zuftändig werden fann. Nach bem 
ausländiichen Recht ift insbefondbere auch zu beurteilen, ob nicht die Wirkfamfeit ber Zur 
ftändigfeitövereinbarung von der Einwilligung des Gerichts abhängt. 

Die Vereinbarung auf eine Abteilung eines Landgerichts, 3. B. auf bie erfte Eivil- 
fammer, ift unmwirffam. Unwirkſam ift auch die Vereinbarung, daß ein Nechtäftreit, ber 
nicht Handelsſache im Sinne des GVG. $ 101 ift, vor der Kammer für Handelsſachen 
verhandelt werben joll; der Beklagte kann troß der Vereinbarung die Verweilung an die 
Givilfammer beantragen (GBG. $ 103 Abf. 1) und das Gericht fann auch von Amtswegen 
die Vermweifung beichließen (GBG.$ 103 Ab. 2). Entiprechend verhält es ſich mit der 
Vereinbarung, dab eine Hanbelsfadhe vor der Eipilfammer verhandelt werben joll, mit 
dem Abmaße, dab von Amtswegen feine Verweifung an die Kammer für HS. erfolgen 
fann (GBG. $ 104). Die Vereinbarung, daß für eine Handelsſache ein Amtögericht zu« 
jtändig fein foll, ift zuläffie. 

Unwirkſam ift bie Vereinbarung, dab ein Oberlandesgericht, das Reichsgericht oder 
das bayeriiche oberfte Landesgericht in erfter Inſtanz zuftändig fein ſoll. Desgleichen bie 
Dereinbarung, wodurch die geſetzliche Zuftändigfeit zur Verhandlung und Entſcheidung über 
ein Rechtömittel verichoben wird. 

Unwirkſam ift die Vereinbarung auf ein Strafgeridt. 

2. Die Vereinbarung fann in dem Sinne geichloffen werden, daß alle anderen Ge- 
richte unzuftänbig fein follen [vgl. Kohler Beitr. 3. Erl.d. DR. XXX ©.482, Wach Handb. I 
543 bei N. 36; aM.: Schwalbad Arc. f. c. Pr. LXIV ©. 293, Hellmann Lehrb. S.127], oder 
in dem Sinne, daß neben dem gefeglich zuftändigen Gerichte noch ein anderes zuftändig 
fein foll. Ob bie Vereinbarung in dem einen oder in dem anderen Sinne gemeint ift, ift 
quaestio facti; es befteht weder eine Vermutung noch eine geſetzliche Auslegungsregel, 
wonach im Zweifel das eine ober das andere anzunehmen wäre. [Bol. Wach Handb. I $ 43 
N.3, Gaupp (9) N. 112, RG. 2. Mai 1905 SU. LXI Nr.93. Eine Vermutung für Aus- 
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fchließlichfeit nimmt an: Wefterburg Beitr. 3. €. d. DR. XXI 6.591, XXV ©.65. Eine 
Vermutung gegen Ausfchlieglichkeit: Kohler eod. XXX ©. 484, OLG. Hamburg SA. LII 
Nr. 193.) In der Vereinbarung eines Crfüllungsorts liegt feine Vereinbarung eines 
ausfchließlichen Gerichtsftandes [RG. 21. Jan. 1899 SA. LIV Pr. 248]. — Die in dem 
NG. über die priv. Verfich.Unternehmungen dv. 12. Mai 1901 (RGBL. 5.139) 5 89 Abſ. 1 
und $ 115 Abſ. 3 beftimmten Gerichtöftände können nicht durch Vertrag ausgeichloffen werden 
($ 89 Sa 2, $115 Abi. 3 Sab 2 des cit. Gei.). 

Nicht direft in $ 38 beitimmt, aber aus $38 zu folgern ift, daß durch Vereinbarung 
auf eines von mehreren gefeglich zuftändigen Gerichten bie Zuftändigfeit der anderen aus« 
geichloffen werben lann. 

3. Die PWereinbarung muß von der fie behauptenden Partei bewieſen werden. Dat 
ber Kläger in der Klage oder in einem vorbereitenden Schriftiage die Vereinbarung be« 
bauptet, fo ift bei Verſäumnis des Beklagten das darauf bezügliche mündliche Vorbringen 
des Klägers als zugeftanden anzunehmen (urg. $331 Abf. 1). 

4. Iſt die Klage bei dem vereinbarten Gericht erhoben, fo fann der Bellagte den 
Mangel der Zuftändigfeit nicht geltend machen. Verfucht er dies, fo kann fich ber Kläger 
auf die Vereinbarung berufen. Iſt die Alage bei einem anderen als bem vereinbarten 
Gericht erhoben, jo kann der Beklagte, wenn bie ausschließliche Zuftändigfeit des verein- 
barten Gerichts beabfichtigt war, den Mangel der Zuitändigfeit geltend machen ($ 274 
Adi. 2 Nr. 1). Dieſe ſog. prozekhindernde Einrebe ift vor der Verhandlung zur Haupt« 
fache vorzubringen ($ 274 Abſ. 1, 8504 Abi. 1). Der Bellagte fann auf die Einrede ver- 
zichten; folglich verliert er die Einrede durch vorbehaltlofe Verhandlung zur Hauptſache 
(arg. 839). Die Einrede kann auch gegenüber einer Inzidentfeſtſtellungsklage ($ 280) ober 
einer Widerklage (8$ 33, 280) erhoben werden. Sie führt ftet3 zur Zurückweiſung der 
Klage oder Widerklage von dem angegangenen Gerichte. 


$. 39, (39.) 

Stilljchweigende Vereinbarung ift anzunehmen, wenn der Beklagte, ohne 

die Unzuftändigfeit geltend zu machen, zur Hauptjache mündlich verhandelt hat. 
HE. $ 97, OB. 1. zu 838, NE. $ 76, NB.f. zu 838, &.1 836, E.TL, TI 8 39, M. 65 ff., MP. 13. 

Litteratur: Bülow Arc. f. c. Br. LXII ©. 41 ff, LXIV ©.32 N. 20; Rah Zticr. f. 
Pr. u. ö. R. VIE. 515 ff. und 593 fi, VII ©. 131, Arch. f. c. Pr. LXII ©. 373 ff. (vorher als 
Programm unter dem Titel: „Das Prinzip des gewillfürten Gerichtsſtandes“ erichienen), Beitr. 
3. E. d. DR. XXIV ©. 703 ff.; Fitting Ach. f. c. Pr. LXIII ©. 222 ff., Ziſchr. f. d. CPr. VI 
S. 253 f.; Peterſen Ziſchr. F. d. EPr. III 5.245 ff.; Kohler fir. VISchr. XXI ©. 391 ff.: 
Löning Ziſchr. F. d. CPr. IV ©.178N.238; Schwalbah Arc. f. c. Pr. LXIV ©. 258; Birkmeyer 
Das ae Verhältnis der 88 38 ff. "und $ 247 der RCPrO. (Roftod 1881), giſchr f. d. 
CPr. V S. 124 Arch. f. e. Pr. LXVI ©. 22 ff., Ztſchr. f. d. CPr. VII ©. 473 ff.; v. Amsberg 
Ach. f. c. Pr. It S. 59 ff.; Leonhard Giebt es noch Filtionen 2c. und Btichr. B d. CPr. IV 
S. 403 fj.; Renaud Ztichr. f. .d. EBr. V S.7 if.; ** Stiche. f. d. CPr. VS. 463 ff.; v. Canſtein 
Ztſchr. f. Br. u. d. R. VIII ©. 397; Juſt Arch. fa c. Pr. LXVIII ©. 268 ff; Bolgiano Ztſchr.f. 
Pr. u. ö. R. XII ©. 59 ff.; s Meyer Stich. f. v. CPr. IX ©. 339; Kohler Arc. f. c. Pr. LXX 
©. 212 f.; Wach Handb. I ©. 500 #1. (gegen W. Birkmeyer Medi. Zijch chr. VI ©. 205 ff.); Pland 
Xehrb. ] 88 21,23 N. 25; Hellwig Schrb 118 106 Ziff. IV; Schmidt Lehrb. (2) ©. 275 ff. jowie 
die zu 8 38 eit. Monographien. 

1. Nach 8 39 wird innerhalb der durch 840 Abi. 2 gezogenen Echranfen der Mangel 
der fachlichen Zuftändigfeit wie bes Gerichtsitandes bei dem mit der Klage angegangenen 
Gericht erfter Inſtanz dadurch gehoben, daß der Bellagte, ohne den Mangel zu rügen, 
zur Hauptfache mündlich verhandelt hat. Das vom Kläger angegangene unzuftändige Ge- 
richt erlangt die Zuftändigfeit zufolge einer prozefjualiichen Präflufion. Der Bellagte 
wird, wenn er bis zu einem beitimmten Stadium der Prozekentwidlung die Unzuftändig- 
feit nicht gerügt hat, mit der Befugnis, die Unzuftändigfeit zu rügen, auögeichlofien. Der 
Zeitpunkt, mit welchem bie Präflufion eintritt, ift das mündliche Verhandeln des Bellagten 
zur Hauptfache (Einlaffung). Über den Begriff „Verhandeln“ vgl. N.1 zu 8333. Bloße 
Antragitellung iſt noch fein Verhandeln. Verhandeln „zur Hauptiadhe* ift Vorbringen 
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einer auf die materialia causne bezüglihen Erflärung; den Gegenſatz bildet das DVor« 
bringen irgend welcher prozefiualiicher Gejuche und Verteidigungsmittel, z. B. Ablehnungs- 
geſuch, Rüge des Mangels ber Vollmacht, Beanftandung der Ordnungsmäßigfeit der Klag— 
erhebung oder ber’ Zuläffigfeit der Prozeßart, Widerfpruch gegen einen Klagänderungs— 
verſuch, Vorbringen fog. prozeßhindernder Cinreden ($ 274) 2c. Der von dem Bellagten 
geftellte Antrag, gegen ben nicht erfchienenen Kläger VBerjäumnisurteil nach $ 330 zu er 
lafien, it zwar Verhandeln zur Hauptfache; aber in der Verhandlung über den Einſpruch 
fann der Beklagte die Einrebe der Unzuftändigfeit noch vorbringen, weil der Einſpruch 
die Prozehlage vor dem Antrag auf Verfäumnisurteil Herftellt ($ 342). 

Das Geſetz und die Motive zu den Gelekentwürfen ſprechen von „ftillfchweigender 
Vereinbarung” (sc. über die fachliche Zuftändigfeit oder den Gerichtäftand), die anzunehmen 
fei, „wenn der Bellagte, ohne die Unzuftändigteit geltend zu machen, zur Hauptſache münd— 
lich verhandelt hat“. Dieje Ausdrucksweiſe operiert mit einer Fiktion. Anftatt zu Tagen, 
„gleihe Wirkung wie bei Vereinbarung“, d. i. Zuftändigfeit eines an und für fich nicht 
zuftändigen Gerichts, „tritt ein, wenn ber Beflagte ıc.“, bedient fich das Geſetz ber Fiktion 
einer „ſtillſchweigenden Vereinbarung“, woraus fih dann die Möglichkeit ergiebt, in dem 
für $$ 38 und 39 gleichmäßig geltenden $40 Abj.2 nur von „Vereinbarung“ zu fprechen. 
Daß aber in ber That eine Fiktion und nicht eine bloße Vermutung ber Vereinbarung 
aufgeitellt ift, folgt daraus, dab das Vorhandenfein eines auf Begründung der Zuftändig: 
feit gerichteten Willens unerheblich ift. Die Zuftändigfeit tritt zufolge eines progeffua« 
liſchen Thatbeitandes ein, fraft Gefehes, unabhängig vom Parteimillen [vgl. RG. 20. Nov. 
1899 Beitr. 3. E. d. DR. XLIV ©. 1183]. Der Richter lann nie das Fehlen des Pro- 
rogationsmwillend auf Seite bes Klägers oder des Bellagten berüdjichtigen, auch wenn ihm 
biejes Fehlen zugeitanden oder fonnenflar bewiefen würde. Der Bellagte wird nicht mit 
der Behauptung gehört, dab er die Unzuftändigkeit bes Gerichts nicht gefannt und aus 
biefem ober einem anderen Grunde den Prorogationswillen nicht gehabt habe. An Wirk: 
lichkeit enthält alfo das Gejeß neben ber Vereinbarung noch einen anderen die Zuftändig: 
feit begründenden Thatbeftand. Die dazu führenden Erwägungen find, daß fein ſtaat— 
liches Intereſſe befteht, außerhalb der durch 540 Abi. 2 vorbehaltenen Fälle an ben Re— 
geln über fachliche Zuftändigfeit und Gerichtsitand unter allen Umftänden feftzubalten, 
und daß es fi empfiehlt, die Erörterung über die Zuftändigfeitsfrage möglichft zu be= 
ihränfen. [Bon den in ber Litt.ilberf. cit. Schriftitellern ftehen Bülow, Kohler, Juſt, 
Pland und Wad in feinen vor dem Handbuch erichienenen Abhandlungen im wefentlichen 
auf dem hier vertretenen Standpunkte. Abweichende Anfichten: a) An der von den Ver— 
faffern der Motive zu den Entwürfen vertretenen Vereinbarungstheorie halten feit: v. Ams— 
berg, Nenaubd, Francke, Strudm. Koch, Wilm. Levy, Gaupp, Peterien und in gewiſſem Sinne 
jetzt auch Wach im Hanbb. I ©. 505. Dagegen: inäbefondere Bülow Arch. f. EPr. LXII 
S. 41ff. und Fitting Ztichr. f. d. EPr. VI S. 279ff. b) Birfmeyer nimmt an, dab das Ge- 
richt nicht die Zuftändigfeit erlange, fondern bloß die Befugnis, troß feiner IUnzuftändig- 
teit den Prozeß zu enticheiden. Dagegen insbeſondere Fitting Ztichr. f. d. EPr. VIE. 274 ff, 
Juſt a.a.D. 289 ff. c) Fitting nimmt an, daß jedes ordentliche Gericht erfter Inftanz an 
und für fi für jede Klage zuftändig fei, vorbehaltlich der Beitimmungen über ausichlieb- 
lichen Gerichtsſtand und eines dem Beklagten zuftehenden beichränften Ablehnungsrechts. 
Dagegen insbefondere Birkmeyer Ztichr. f. d. EPr. VII S. 474 Ff., Juſt a.a. DO. ©. 282 fi.) 

2. Verfäumt der Bellagte den Termin zur mündlichen Verhandlung, fo fann die 
Zuftändigfeit nicht aus $ 39 begründet werden, weil die nach dem Haren Worte bes Ge- 
jeßes dazu gehörende Verhandlung des Bellagten zur Hauptſache fehlt. Folglich hat das 
Gericht bei Derfäumnis des Bellagten jeine Zuftändigkeit von Amtswegen zu prüfen und, 
wenn jeine Zuftändigfeit nicht begründet ift, die Klage von hier abzuweiſen. Diele An— 
fiht ift von Wach Ztichr. f. Pr. u. 5.R. VIE.593 ff. und Arc. f. c. Pr. LXII ©. 373 ff. 
betämpft worben; für W. haben ſich erflärt Fitting, Schwalbah und Löning a.a.D. Alle 
anderen oben angeführten Schriftfteller find ber W.ichen Anficht mit verfchiedenen, teil 
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weife ganz unrichtigen Gründen entgegengetreten. Wach felbft hat im Handb. I S. 507 f. 
die frühere Anficht zurüdgenommen. In den Motiven z. E. III ©. 68 ift gelagt: 

„Der Entwurf beftimmt nicht, daß eine ftillichweigende Vereinbarung auch dann anzu- 
nehmen jei, wenn der Bellagte in dem Termine zur mündlichen Verhandlung nicht ericheint 
($$ 286, 288 [d. Entw. — 331,333 d. Gej.]), denn aus der Thatjache des Nichtericheinens ift eine 
Unterwerfung unter das an fich unzuftändige Gericht nicht zu folgern; der nicht erjchienene 
Bellagte darf erwarten, daß das umzuftändige Gericht die Unzuftändigfeit von Amtswegen 
ausiprechen werde. Er thut dies jedod auf feine Gefahr; hat das Gericht, feiner Unzuftändig- 
feit ungeachtet, gegen ihn in contumaciam erfannt, jo muß er rechtzeitig den Einſpruch — (be— 
ziehungsweife die Berufung $ 454 [d. Entw. — 513 d. Geſ.) einlegen und die Aufhebung des 
Urteild wegen Mangels an Zuſtändigkeit beantragen, widrigenfall® das Urteil, obgleich von 
einem an ſich unzuftändigen Gerichte erlajien, in Nechtöfraft übergeht.” 

Dak die obige Anfiht mit dem Präflufionsprinzipe vereinbar ift, haben Kohler 
a. a. O. und Bülow Ard. f. c. Pr. LXIV &.31 N. 20 dargethan. Für die hier ver: 
tretene Auslegung: RG. 26. Mai 1880 Entid. I Nr. 158 ©. 458 und 12. Oftober 1880 
Entſch. II Nr. 117 ©. 409, 

Über die Frage, ob die zur Begründung der Zuftändigfeit vom Kläger behaupteten 
Thatfachen beim Ausbleiben des Beklagten als zugeitanden gelten, ſ. N. 2 zu $ 331. 

3. Der Bellagte kann fi), nachdem die Zuftändigfeit nach $ 39 eingetreten ift, nicht 
auf einen vorhergehenden Vertrag berufen, worin die Zuftändigfeit eines anderen Gerichts 
vereinbart wurde. Vogl. N. 4 zu 838. 

4. 839 findet auf die Stlagerweiterung ($ 268 Nr. 2, 5280), auf die Klagänderung 
und auf die Widerflage (88 33, 280) entiprechende Anwendung. Die prozeffualiiche Pro- 
rogation tritt ein, wenn der Bellagte oder der Widerbeflagte ſich auf die erweiterte oder 
geänderte Klage oder auf die Widerflage eingelafien bat, ohne ben Mangel der Zuftändigfeit 
für die erweiterte Klage oder die Widerflage zu rügen. [Bgl. RG. 27. Sept. 1900 Entich. XLVI 
Nr. 127 ©. 424, 7. Yan. 1902 IW. S. 89 Nr. 1.] 

5. Wegen bes Verhältniffes von $ 39 zu $ 274 Abf. 3 ſ. N. 10 litt. b zu $ 274, 
Wegen des Verhältniffes von $ 39 zu $ 504 Abi. 2 ſ. N. 1 litt. b zu $ 504. 

6. Für die Verweilung einer Handelsjadhe im Sinne des GVBG. $ 101 an bie Kammer 
für Handelsſachen oder einer Nichthandelsfache an die Eivilfammer ift nicht $ 39, fondern 
find die Vorichriften des GBG. $$ 103, 104, 106 mahgebend. 


$. 40. (40.) 

Die Vereinbarung hat feine rechtliche Wirkung, wenn fie nicht auf ein 
beitimmtes NRechtsverhältniß und die aus demjelben entjpringenden Rechts: 
ftreitigfeiten jich bezieht. 

Die Vereinbarung ift unzuläffig, wenn der Nechtsitreit andere als ver: 
mögensrechtliche Anjprüche betrifft, oder wenn für die Klage ein ausſchließ— 
licher Gerichtsſtand begründet iſt. 


8.28, DB. f. zu 838, NE. 88 76, 78, NP. ſ. zu 588, E18 39, €. II, TIL 8 40, M. 65 ff, 
a ET — ⸗ s 


1. Zu Abi. 1: Dieſe Vorfchrift hat nur für die Vereinbarung über die Zuftändig- 
teit (538) Bedeutung. Prozefjualiiche Prorogation ($39) kann fi ohnehin nur auf einen 
beitimmten Streit beziehen. — Ungültig wäre 3. B. die Vereinbarung zweier Geſchäfts— 
leute über die Zuftändigfeit für alle zwiſchen ihnen aus Börjengeichäften entipringenden 
Rectöftreitigfeiten. — Vgl. auch $ 1026. 

2. Zu Abi. 2: a) Die Beſchränkungen des Abi. 2 gelten ſowohl für die Verein— 
barung ($ 38) wie für bie in der Sprechweiſe bes Geſetzes ala ftillichweigende Verein: 
barıng anzunehmende prozeflualifche Prorogation ($ 39). Wegen des Begriffs „vermögens- 
rechtliche Anſprüche“ |. N. 2 zu 820. Wegen ber ausjchließlichen Gerichtsftände ſ. N. 4 
vor $ 12. 

b) Obwohl Abi. 2 die ausſchließliche ſachliche Zuftändigkeit (ſ. N. 2 zu $ 1) nicht 
als Hindernis ber Prorogation erwähnt, fo folgt doch aus dem Begriff einer ausichlieh« 
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Lihen Zuftändigfeit die Unzuläffigfeit der Verfchiebung durch die Parteien (val. Mot. 3. 
GVBG. ©. 93). 


Vierter Titel. 
Ausſchließung und Ablehnung der Gerichtsperfonen. 


1. Die Erforderniffe der Befähigung zum Richteramte ſ. GVG. $$ 2 bis 5, 10, 11, 
109 bis 115, 127. War eine Perion, der die Befähigung zum Richteramte fehlt, bei der 
Erlaffung der Entjcheibung beteiligt, jo ift die Berufung, die Revifion ($ 551 Nr. 1), die 
Beichwerde und die Nichtigfeitöflage (8579 Abf. 1 Nr. 1) begründet [aM.: Pland Lehrb. I 
©. 114]. Natürlich kann eine Partei, wenn fie meint, daß einer ber ala Richter auf: 
tretenden Perfonen die Befähigung zum Nichteramte fehlt, während des Verfahrens ihre 
Bedenken vorbringen. Ablehnung im Sinne bes $ 42 ift dies nicht; das Verfahren ber 
88 44 ff. ift darauf nicht anwendbar. [So auch Peterjen (5) N.1 vor $4l, N.1 zu 842. 
AM.: Strudm. Koch (8) N. vor $ 41, Wilm. Levy (7) S. 86, Gaupp (9) N. I vor $ 41, 
Wach Hanbb. 1827 N. 5.) 

2. Aus den Motiven z. E. III ©. 68 f.: 


„Der Entwurf unterjcheidet zwiichen Gründen, welche dem Richter die Befugnif entziehen, 
in einem Prozeſſe ſein Amt auszuüben, und jolhen Gründen, welche den Parteien das Recht 
geben, einen Richter zu refufieren. Die Gründe der erften Kategorie find der Art, daß ſchon 
die Rüdfiht auf das Anjehen der Juſtiz die Ausichliegung des Richters erheiicht; der Richter 
ift im diefen Fällen von der Ausübung des Nichteramts fraft Gejeges au eichlofien (8 41). Die 
Ausihliegung erfolgt ohne Rüdjiht darauf, ob eine der Parteien den Richter abgelehnt hat 
oder nicht (842); die Ablehnung wegen Ausſchließung kraft Geſetzes ift daher an fein beſtimmtes 
Stadium des vrozeffes gebunden (arg. $ 43, $ 44 Abi. 3 [jegt 4) und ein Urtheil, bei welchem 
ein fraft Gejeges von der Ausübung des Richteramts ausgeichloffener Richter mitgewirkt hat, 
unterliegt der Anfechtung durch Rechtsmittel ($ 489 Nr. 2 |d. Entw. = 551 Nr. 2 d. Gef.]) und 
durch die Nichtigkeitstlage ($ 518 Nr. 1 [d. Entw. = 579 Nr. 2 d. Geſ.)). Völlig abweichend it 
das Verhältniß der Gründe der leßteren Kategorie: fie geben den Parteien nur das Recht, den 
Nichter „wegen Bejorgnii der Befangenheit abzulehnen“ — ohne indejjen dem Richter die Be- 
fugniß zu nehmen, von Amtswegen jein Ausjcheiden veranlafien zu fönnen (88 42,48); fie find 
dem Berzichte der Parteien unterworfen, ihre Geltendmadung ift deshalb auf ein IA hie 
Stadium des Prozejjes beſchränkt ($ 43, $ 44 Abſ. 3), auch kann ihretiwegen ein Urtheil nur an- 

efochten werden, wenn ein erfennender ichter rechtzeitig abgelehnt und dem Ablehnungsgeiuce 
Folge gegeben war ($ 481 Nr. 3 [d. Entw. —- 551 Nr. 3 d. Geſ.)“. 


s. 41. (41.) 
Ein Richter ift von der Ausübung des NRichteramts kraft Gejeßes aus: 

—— 
in Sachen, in welchen er ſelbſt Partei iſt, oder in Anſehung welcher er zu 
einer Partei in dem Verhältniſſe eines Mitberechtigten, Mitverpflichteten 
oder Regreßpflichtigen ſteht; 

. in Sachen feiner Ehefrau, auch wenn die Ehe nicht mehr beſteht; 

3. ın Sachen einer Perjon, mit welcher er in gerader Linie verwandt, ver: 
fchwägert oder durch Adoption verbunden, in der Seitenlinie bis zum 
dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verichwägert iſt, 
auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerfchaft begründet ift, nicht 
mehr bejteht; 

4. in Sachen, in welchen er als Prozekbevollmächtigter oder Beiltand einer 
Partei bejtellt oder als gejeglicher Vertreter einer Partei aufzutreten be: 
rechtigt ift oder geweſen iſt; 

. in Sachen, in welchen er als Zeuge oder Sachverftändiger vernommen tft; 

6. in Sachen, in welchen er in einer früheren Instanz oder im ſchiedsrichter— 
lichen Verfahren bei der Erlaffung der angefochtenen Entjcheidung mit: 


to 


vr 
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gewirkt hat, jofern es fich nicht um die Thätigfeit eines beauftragten oder 
erfuchten Nichters handelt. 


HE. 8 32, HP. 607 ff., NE. 8 22, NE. 98 f., 298, E.1840, E. IT, IT 8 41, M.6Hff., AP. 13, 
16, 21, 509. 


1. Liegt ein Ausichliegungsgrund vor, fo ift es Pflicht des Richters, fich der richter- 
lihen Thätigfeit zu enthalten. Der Partei ſteht es frei, ohne ein förmliches Ablehnungs— 
gefuch anzubringen, auf das Vorhandenfein eines Ausfchliekungsgrundes aufmerffam zu 
machen. Alle richterlichen Handlungen, die ein fraft Geſetzes ausgeichloffener Richter vor— 
genommen oder bei denen ein folcher Richter mitgewirkt bat, find geſetzwidrig und baber 
nichtig. Es ift einerlei, ob der Ausichliehungsgrund dem Richter befannt oder unbelannt, 
ob er von ber Partei geltend gemacht war oder nicht. Die Nichtigkeit ift von Amtswegen 
zu beachten. Sie ift nicht nach $ 295 beilbar; aber das Rechtsmitteliyftem kann zur Folge 
baben, daß die Nichtigfeit nicht mehr aeltend gemacht werden kann und dab daher bie 
nichtige Enticheibung oder die auf einem wichtigen Progedburafte berubende Enticheidung 
unanfechtbar wird. Auch ergiebt fih aus 8551 Nr.2 und 8579 Nr.2, dab ein erfolg: 
108 geltend gemachter Ausichließungsgrund nicht wiederholt geltend gemacht werben fann. 
Ginzelnes: a) Die nichtige Handlung liegt in einem Verfahren, das zu einer durch Be: 
rufung anfechtbaren Enticheidung führt. Beruht diefe Enticheidung (direft oder indireft) 
auf der nichtigen Handlung — 3.2. es hat eine Beweiserhebung vor einem ausgeichloffenen 
Richter ftattgefunden, diefe Beweiserhebung ift im Urteile verwertet — oder hat ein aus— 
geichloffener Richter bei der Enticheidung mitgewirkt, jo fann die Nichtigkeit im Berufungs- 
verfahren geltend gemacht werden. Das Berufungsgericht hat die Enticheidung und das 
betreffende Verfahren als nichtig zu behandeln und fann die Sache an das Gericht erfter 
Inſtanz zurüdverweiien ($ 539). 6) Die nichtige Handlung Tiegt in einem erfahren, 
das zu einer durch NRevifion anfechtbaren Enticheidung führt. Beruht diefe Enticheidung 
(direkt oder indirekt) auf der ungültigen Handlung oder ift die durch Revifion angefochtene 
Entſcheidung jelbft wegen Mitwirkung eines ausgeichloffenen Richters nichtig ($ 551 Nr. 2), 
io ift die Revifion begründet und das angefochtene Urteil nebjt dem fonftigen von ber 
Ungültigteit betroffenen Verfahren aufzuheben ($ 564). c) Die Entſcheidung, bei der ein 
fraft des Geſetzes ausgeichlofjener Richter mitgewirkt bat, fann nad Eintritt der Rechts— 
fraft durch Nichtigkeitöflage angefochten werden ($ 579 Abf. 1 Nr.2). Wegen der im Ver— 
fahren vor der Enticheidung liegenden Ungültigfeit dieſer Art giebt es feine Nichtig- 
feitäflage. d) Führt die nichtige Handlung zu einer durch Beſchwerde anfechtbaren Ent- 
ſcheidung ober leidet eine folche Enticheidung jelbjt wegen Mitwirkung eines ausgefchloffenen 
Richters an Nichtigkeit, fo kann die Nichtigkeit durch Beſchwerde geltend gemacht werben. 
(Für Nichtigkeit der Handlungen eines ausgeichloffenen Richters: Strudm. Koch (8) N. 1, 
Wach Handb. 1827 Nr.7, Pland Lehrb. 1$30 S.117, Hellmann Lehrb. S.182, Hellwig 
Lehrb. II S. 83, Weismann I &.329. AM., nämlich für Anfechtbarkeit: Wilm. Levy (7) 
Bem. zu Zitel 4, Gaupp (9) N. II Abi. 2, Peterfen (5) N.6.] — Über die nad) $ 47 vor« 
genommenen Handlungen eines abgelehnten Richters vgl. die Erläuterungen zu $ 47. 

2. Zu Nr. 1 bis 6: „In Sachen“ ift gleichbedeutend mit „in Prozeſſen“, wobei 
unter Prozeß jede Art des durd die CPrO. geregelten Verfahrens, alfo auch das Verfahren 
zur Eicherung des Beweiſes, das Entmündigungs:, Mahn, Zwangsvollitredungsverfahren 
einfchließlich des einen Arreft oder eine einftweilige Verfügung betreffenden Verfahrens, 
dad Aufgebotsverfahren ſowie die den Gerichten zugewiejene Thätigfeit in Vezug auf ein 
ichiedsrichterliches Verfahren zu verftehen ift. 

3. Zu Nr. 1: Der Ausdrud „Partei“ ift im meiteiten Sinne zu nehmen. Er 
umfaßt nicht bloß den Kläger und den Bellagten, fondern auch den Nebenintervenienten 
(nit ſchon den Litisdenunziaten), den Gejuch: oder Antragfteller in dem durch Geſuch 
veranlaßten Verfahren und im Zwifchenftreite mit einem Dritten auch diefen. — Im Ber: 
hältnis eines Mitberechtigten oder Mitverpflichteten im Sinne des $41 Nr. 1 fteht der Richter 
nicht nur, wenn er Gefamtgläubiger oder Gejamtichuldner neben der Partei, ſondern auch, 
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wenn er Bürge für die Partei oder wenn er Eigentümer einer Sache ift, die für die Schuld 
ber Partei haftet: ferner, wenn er Gejellichafter der flagenden oder verflagten offenen 
Danbelsgejellichaft iſt ꝛc. Kein Ausichließungsgrund ift eine bloß mittelbare Beteiligung; 
dieſe fanın die Ablehnung nad $ 42 rechtfertigen. Daher ift fein Ausſchließungsgrund 
3. B. Beteiligung als Aktionär in Prozeffen der Altiengejellihaft oder die Mitgliedichaft 
bei dem Verein in Prozefien des Vereins [RG. 28. Apr. 1882 Entfch. VII Nr. 92 &. 312]. 
Ebenfowenig ift der Umftand, daß der Richter der präfumtive Erbe oder der Gläubiger 
oder Schuldner der Partei ift, ein Ausfchliegungsgrund (KPr. S. 13, 21). — Im Verhältnis 
eines Regrebpflichtigen fteht der Richter zu einer Partei, wenn er für den Fall eines für 
die Partei ungünftigen Prozeßausgangs erſatzpflichtig ift. 

4. Zu Nr. 3: Ausgeichloffen ift ber Richter in Prozeffen, in denen feine Ehefrau 
oder feine frühere Ehefrau Partei in dem in NR. 3 erörterten Sinn iſt. — Der Berlobte 
einer Partei ift nicht ausgeichloffen. 

5. Zu Nr. 3: Ausgeichloffen ift der Richter in Prozeffen, in benen eine der in Nr.3 
genannten Perfonen Partei in dem in R. 3 erörterten Sinne ift. — Ob und in welchem 
Grade Derwandtichaft oder Schmwägerichaft beftebt, ift nach dem BGB. zu beurteilen (EG. 
3. BGB. Art. 33). In Betracht fommen die Vorjchriften des BGB. 88 1589 bis 1600, 
1705, 1719, 1736, 1737, 1757, 1762 bis 1764, 1768 bis 1771. — Der Richter, welcher 
zu den beiden Parteien verwandt oder verfchwägert ift, ift natürlich auch ausgeſchloſſen. 

6. Zu Nr. 4: Ausgeſchloſſen ift der Richter in dem Prozeſſe, welcher eine Angelegen: 
beit betrifft, in der er ala Prozekbevollmächtigter ($ 81) oder Beiltand ($ 90) einer Partei 
im Sinne der N. 3 bejtellt oder als geieglicher Vertreter (vgl. R.3, 4 zu 8851, 52, N.1 
zu $ 53) aufzutreten berechtigt ift oder gemweien ift. Auch wenn der Richter vor Beginn 
des Prozefjes Bevollmächtigter oder gefeklicher Vertreter war, ift er auögeichloffen. Kein 
Ausichliegungsgrund ift es, wenn der Richter bei dem Geichäfte, welches den Anlab zum 
Streite giebt, ald Urkundsperſon (3. B. ald Richter der freim. Gerichtäbarfeit oder als 
Notar) oder als Zeuge mitgewirkt hat. 

7. Zu Nr. 5: Die Vernehmung, nicht Schon der Vorſchlag, Ichließt den Richter aus 
(vgl. KPr. ©.13, 16). Die Wernehmung zur Sicherung des Beweifes ift auch für den erft 
ſpäter anhängig werdenden Prozeß Ausichließungsgrund, jelbft wenn die Bemweisaufnahme 
nicht benüßt wird [vgl. Wach Handb. I ©. 338]. 

8. Zu Nr. 6: a) In dem Verfahren vor dem Berufungs-, Revifions-, Beichwerbe- 
gericht ift der Richter ausgeichloffen, welcher in demſelben Prozeffe (im Sinne der R. 2) 
bei Erlaffung der angefochtenen Entjcheidung eines untergeordneten (nicht bloß des nächit 
untergeordneten) Gerichts als Richter mitgewirkt hat. Wer nur bei der Verkündung, nicht 
bei der Beichluhfaffung mitgewirkt hat, ift nicht ausgeſchloſſen IRG. 25. Apr. 1890 Entſch. 
XXV1Nr.80 8.384, 4. Ott. 1902 IW. S. 543 Nr. 2]. Die Mitwirkung bei einer Ent- 
icheidung, die der angefochtenen Enticheidung vorausgegangen ift, Hat die Ausſchließung 
zur Folge, wenn bie angefochtene Enticheibung auf der vorangehenden beruht [vgl. RG. 
8. Juni 1903 IW. S. 289 Nr. 1] und die vorangehende Entſcheidung der Beurteilung des 
höheren Gerichts unterliegt (vgl. 88 512, 548). Die Mitwirkung bei einer Prozeßhandlung, 
die feine Enticheidung ift, 3. B. bei einer Veweiserhebung, ift fein Ausfchließungsgrund. 
Die Thätigfeit eines beauftragten oder erfuchten Richters ergiebt feinen Ausichließungs- 
grund und zwar auch dann nicht, wenn ber beauftragte oder erjuchte Richter als folcher 
eine Enticheibung erlaffen bat (vgl. N. 1 zu $ 366). Ein Richter, der bei ber an— 
gefochtenen Enticheidung der unteren Inſtanz mitgewirkt hat, ift fähig, ein von der höheren 
Instanz ausgehendes Erfuchen als erſuchter Richter zu erledigen. Nicht ausgeihloffen find 
die Richter der Inſtanz in einem zweiten in derielben Inſtanz jtattfindenden Verfahren, 
3.2. bei Zurüdweiiung durch das Berufungs- oder Revifionsgericht [vgl. RG. 24. Olt. 
1902 Entſch. LIII Nr. 2 &.4). Über die Reftitutions- und Nichtigleitstlage kann vor den 
Richtern, welche das angefochtene Urteil erlafien haben, verhandelt werden; denn biefes 
Verfahren ift kein Verfahren in höherer Inſtanz. Aus demfelben Grunde fann ein Richter, 

2, Seuffert, Eivilprogehorbnung F. 10. Aufl. 5 
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der im Urkunden» und Wechielprogeffe bei der Vorenticheidung mitgewirkt bat, im Nach: 
verfahren ($ 600) und ein Richter, der im Verfahren wegen Arreftes oder einftweiliger 
Verfügung mitgewirkt hat, im Hauptprozeſſe thätig fein. 

b) In dem Verfahren, welches die Aufhebung eines Schiedsſpruchs ($ 1041) oder 
die GErlaffung des Vollſtreckungsurteils ($ 1042) betrifft, ift der Richter ausgeſchloſſen, 
welcher bei Erlaffung des Schiedsſpruchs mitgewirkt hat. Für die von den Schiedsrichtern für 
erforderlich erachteten richterlichen Handlungen ($ 1036) ift die Beteiligung an dem ſchieds— 
richterlichen Verfahren fein Ausichließungsgrund. 


8. 42. (42.) 

Ein Richter kann jowohl in den Fällen, in welchen ev von der Aus— 
übung des Nichteranmts kraft Gejeges ausgeſchloſſen iſt, als auch wegen Be: 
ſorgniß der Befangenheit abgelehnt werden. 

Wegen Bejorgnii der Befangenheit findet die Ablehnung ftatt, wenn ein 
Grund vorliegt, welcher geeignet iſt, Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit 
eines Richters zu rechtfertigen. 

Das Ablehnungsrecht jteht in jedem ‘Falle beiden Parteien zu. 

DE. BE, HB. 625, NE Sf, NE 100 FF, EIS, E. U, I $ 42, M. 70 j., RP. 18. 


1. Iſt der Richter von der Ausübung des Richteramts kraft Geſetzes ausgeichloffen, 
fo darf er richterliche Handlungen nicht vornehmen. Thut er dies dennoch oder befürchtet 
die Partei, daß er es thun merde, fo kann fie den Ausfchließungsgrund in Form eines 
Ablehnungsgeſuchs geltend machen. Das eigentliche Gebiet des Ablehnungsgeſuchs ift aber 
die Ablehnung des Richters wegen Beiorgnis der Befangenheit. Die Gründe, die geeignet 
find, Mibtrauen gegen die Unparteilichfeit eines Richters zu rechtfertigen, laſſen fich nicht 
ipezialifieren. Es ift allen Umständen des Falles Rechnung zu tragen. Entiheidungen 
des RG.: a) Daß der Richter in einem anderen Prozek an der Enticheidung der gleichen 
Nechtsfrage teilgenommen hat, ift fein Ablehnungsgrund: 17. Nov. 1880 SAU. XXXVIN. 39. 
b) Beteiligung des Richters an dem prozekführenden Vereine mit Einlagen x. ift nad) 
Umftänden fein Ablehnungsgrund: 28. Apr. 1882 Entid. VII Nr. 92 &.313. c) Sämt- 
liche Mitglieder des Gerichts in Bauſch und Bogen wegen Beforgnis der Befangenbeit 
abzulehnen, ift unftatthaft [vgl. RG. 13. Mai 1901 Beitr. 5. €. d. DR. XLV S. 1089, 
29. Dez. 1903 eod. XLVII ©. 388 ff., aud in IW. 1904 ©. 64 Nr. 28). 

2. Ablehnungsgeſuche fünnen von jeder Partei, nicht bloß von derjenigen, welche 
ſich gefährdet glaubt, geltend gemacht werden. — Der Nebenintervenient fann die Ab» 
lehnung geltend machen, und zwar nicht bloß wegen feiner Beziehungen, fondern auch 
wegen ber Beziehungen ber unterjtügten Partei zum Abgelehnten, aus Gründen der zweiten 
Art jedoch nur infoweit, ald nicht die unterftügte Partei das Ablehnungsrecht dur Ein» 
lafjung oder Antragitellung verloren hat (vgl. $ 43). — Im Zmwilchenftreite zwiichen ben 
Parteien und einem Dritten ($$ 71, 102, 135, 387, 402) ift auch der Dritte zur Ableh— 
nung berechtigt. 

3. Die richterlihen Handlungen, welche ein wegen Beforgnis der Befangenheit mit 
Erfolg abgelehnter Richter vor dem Ablehnungsgefuche vorgenommen hat, find gültig; die 
nah Anbringung des erfolgreichen Ablehnungsgeſuchs vorgenommenen Handlungen find 
ebenfo ungültig, wie die Handlungen eines fraft Gefeges ausgeichlofienen Richters. Auch 
dieſe Ungültigfeit ift von Amtswegen zu beachten und nicht heilbar. Die in N. 1zu$41 
entwidelten Sätze finden hierauf entiprechende Anwendung. Wegen Revifion vgl. $ 551 
Nr. 3, wegen Nichtigfeitstlage $S 579 Abi. 1 Nr. 3. [Ebenfo Wach Handb. I $ 36 bei N. 8, 
Pland Lehrb. I S. 180, vol. a. Hellmann Lehrb. S.185. AM.: die in N. 1zu$ 41 als 
abweichend cit. Komm.) Über die nad $ 47 vorgenommenen Handlungen eines abgelehnten 
Richters vgl. die Erläuterungen zu $ 47. Iſt das Ablehnungsgefuh ohne Erfolg, jo find 
natürlich die Handlungen bes betreffenden Richters gültig. 
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$. 43. (43.) 

Eine Partei fann einen Richter wegen Bejorgniß der Befangenheit nicht 
mehr ablehnen, wenn fie bei demjelben, ohne den ihr befannten Ablehnungs- 
grund geltend zu machen, in eine Verhandlung fich eingelafjen oder Anträge 
geitellt hat. 


HE. 8 36, HB. 640 ff., 4446, 4842 fi., 6633, WE, 8 25, NP. 105, 106, 238, E. 18 42, E. IL, IU 
84, M. 69 ff., AP. 18. 


1. Dal. N.2 vor $41l. — Die Befugnis, einen Richter wegen Belorgnis der Befangen: 
heit abzulehnen, fann durch das prozeflualifche Verhalten der Partei ausgeichloffen werben: 

a) in dem Verfahren mit obligatorifcher mündlicher Verhandlung dadurch, daß die 
im Zermine zur mündlichen Verhandlung erichienene Partei oder ihr Vertreter fich in eine 
Verhandlung eingelaflen, d. b. fih auf Anträge [über diefen Begriff ſ. Fitting Ztichr. f. d. 
EPr.VIIS.229 ff.) des Gegners erklärt oder jelbft Anträge geftellt hat, ohne die ihr oder 
ihrem Vertreter befannten Thatfachen, welche die Belorgnis der Befangenbeit rechtiertigen 
follen, durch ein Ablehnungsgeſuch geltend zu mahen. Die Ausſchließung erfolgt nicht 
nur durch Einlaffung in die Verhandlung zur Hauptfache, Sondern auch durch Einlaffung 
in die Verhandlung über prozefiualiiche Anträge (3. B. Editionsanträge) und durd) bie 
Stellung von Anträgen, die fi) nicht auf die Hauptſache beziehen. Auch fchon die Ein- 
laflung in eine Verhandlung über einen vom Gegner geftellten Bertagungsantrag, fowie 
die Stellung eines PVertagungsantrags genügt zur Ausichließung, weil darin die Unter: 
mwerfung unter die Entfcheidung über den Antrag gelegen ift. IVgl. Strudm. Koch (8) N. 2, 
Wilm. Levy (7) N.3, Gaupp (9) N. II, Wach Handb. 18 27 N.35. AM.: Peterien Ztichr. 
f.d. CE Pr. 1 S. 169 0.3, Fitting Ztſchr. f. d. EPr. VII S. 229 ff. 255 f. Das RG. 9. Nov. 
1895 Entih. XXXVI Nr. 95 S. 379 unterfcheidet, ob die beiden Parteien die Vertagung 
beantragen nder eine Partei, und nimmt in jenem falle feine Präflufion an. Peterfen (5) 
N. 3 und Ston. Gelpde N. 3 ſchließen ſich dieſer Anſchauung an.]; 

b) in dem nicht von dem Grundfage der Mündlichkeit beherrfchten Verfahren mit 
fafultativer mündlicher Verhandlung (1. N.5 zu $128) dadurch, daß die Partei oder ihr 
Vertreter fich bei dem betreffenden Richter ichriftlih oder mündlich über Anträge bes 
Gegners erflärt oder ſelbſt Anträge geftellt hat, ohne den der Partei oder dem Mertreter 
befannten Ablehnungsgrund geltend zu machen. Natürlich muß die Partei oder ihr Ver— 
treter willen, daß ber Richter, in deffen Perfon der Ablehnungsgrund befteht, in dem be» 
treffenden Verfahren thätig fein wird. Bei erften Anträgen an ein Kollegialgericht oder 
an ein mit mehreren Amtärichtern beiegtes Amtsgericht kann die Partei nicht willen, 
welcher Richter mit der Sache befaßt jein wird, da die über die Geichäftsverteilung ge- 
troffenen Anordnungen nicht unabänderlic find (vgl. GVG. $ 62 Abi. 2). 


$. 44.* (44.) 

Das Ablehnungsgeſuch iſt bei dem Gerichte, welchem der Richter angehört, 
anzubringen, es fann vor dem Gerichtöjchreiber zu Protokoll erflärt werden. 

Der Ablehnungsgrund ift glaubhaft zu machen; zur DVerficherung an 
Eidesjtatt darf die Partei nicht zugelafien werden. Zur Glaubhaftmachung 
fann auf das Zeugniß des abgelehnten Richters Bezug genommen werden. 

Der abgelehnte Richter hat fich über den Ablehnungsgrund dienftlich zu 
äußern. 

Wird ein Richter, bei welchem die Partei in eine Verhandlung ſich ein- 
gelafien oder Anträge geftellt hat, wegen Bejorgnik der Befangenheit abge- 
lehnt, jo iſt glaubhaft zu machen, dab der Ablehnungsgrund erjt jpäter ent- 
ftanden oder der Partei befannt geworden jei. 

HE. 4 —7 9 642 fi., 4846 ff., NE. e 268, RP. 106, 2328, E. 18 43, €. II, IT 8 44, M. 71, 
x ‚510, KB. v. 1898 ©. 
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1. Die $$ 44 bis 46 regeln das Verfahren für Ablehnungsgefuche aus dem Grunde 
der Ausichließung und wegen Befangenbeit. $ 44 Abi. 4 bezieht fi nur auf Ablehnung 
wegen Befangenheit. Das Verfahren beginnt mit einem Geſuche der Partei, das auch in 
Anwaltsprozeſſen dem Anmaltszwange nicht unterliegt (arg. $ 78 Abi. 2). 

2. Zu Abſ. 2: Über Glaubhaftmahung ſ. $ 294. Die PVerfiherung an Eibesftatt 
als Mittel der Glaubhaftmahung ift ausgeichloffen, weil eine ſolche Verficherung über 
das Mihtrauen in die Imparteilichleit des Richters nicht gebilligt werden fann (vgl. Mot. 
J. E. III © 71). Daß zur Glaubhaftmahung auf das Zeugnis bes abgelehnten Richters 
Bezug genommen werden fann, fteht in Zufammenhang mit Abſ. 3. Es bedarf feines 
förmlichen, nach den Borichriften des 2. Buchs 1. Abichn. 7. Titels aufgenommenen Zeug- 
niffes; dienftliche Außerung genügt. 

3. Zu Abf. 3: Der Richter hat fih über die thatjächlichen Unterlagen des Ab» 
lehnungsgeſuchs, nicht aber darüber zu äußern, ob die Thatjachen geeignet find, Mißtrauen 
gegen feine Unparteilichkeit zu begründen. 

4. Zu Ab. 4: Die Partei muß glaubhaft machen ($ 294), dab der Ablehnungs- 
grund erft nach der Einlaffung in die legte Verhandlung oder nach der legten Antrag- 
ftellung (vgl. N. 1 litt. b zu $ 43) entitanden oder der Partei befannt geworben ift. Dabei 
ift die Verficherung an Eidesjtatt nicht ausgeichloflen (vgl. nordd. Prot. VI &. 2328). 


s. 45. (45.) 

Ueber das Ablehnungsgejuch entjcheidet daS Gericht, welchem der Ab- 
gelehnte angehört; wenn dasjelbe durch Ausfcheiden des abgelehnten Mitgliedes 
beihlußunfähig wird, das im Inſtanzenzuge zunächſt höhere Gericht. 

Mird ein Amtsrichter abgelehnt, jo enticheidet das Landgericht. Einer 
Entjcheidung bedarf es nicht, wenn der Amtsrichter das Ablehnungsgeſuch für 
begründet hält. 

HE. 88 88 1., HR. 644, 4848 f., NE. SE 28 f., NP. 108, E. 184, E. I, 1118 4, M. 71, AL. 
18 f., 5101. 

1. Einer Entſcheidung über das Ablehnungsgeſuch bedarf es überhaupt nicht, wenn 
der abgelehnte Richter auf das Gefuch Hin durch feinen Vertreter (GBG. $ 65) oder von 
dem Gerichtsvorftande (GVG. $ 66) durch einen anderen Richter erjegt wird. Das Ab» 
lefnungsgefuc gilt auch in dieſem Fall als durchgebrungen, was wegen der Ungültigfeit 
der Handlungen des Abgelehnten bedeutſam ift. 


2. Zu Abſ. 1: Diefer Abſatz behandelt die Ablehnung eines Richters an einem 
Kollegialgericht, aud; eines zum beauftragten Richter ernannten Mitgliedes. Über das 
Geſuch enticheidet die Kammer oder der Senat, welchem der Abgelehnte angehört, unter 
Dinzuziehung eines Stellvertreterd für den Abgelehnten. Beſchlußunfähig ift das Gericht 
erft, wenn nicht im Wege ber Geichäftsordnung (vgl. GVG. 88 65, 66) durch Stellvertreter 
die Beichlußfähigfeit bergeitellt werden fann [RG. 19. Juni 1886 Entſch. XVI Nr. 102 
©. 413]. Der Fall, daß das Reichögericht oder das bayeriiche oberfte Landesgericht beſchluß— 
unfähig würde, ift nicht vorgefehen. Übrigens hat das RG. 23. Juni 1899 SU. LV Nr. 105 
und 13. Mai 1901 Beitr. 3. €. d. DR. XLV ©. 1089 für zuläffig erachtet, dab in Fällen, 
in benen bie Ablehnung auf offenbarer Chilane beruht, die abgelehnten Mitglieder des 
Kollegiums bei der Enticheidung mitwirken; vgl. a. die in R.1hitt.c zu $ 42 zit. Urteile. 

3. Zu Abi. 2: Wird ein Amtsrichter abgelehnt, jo Hat das vorgeſetzte Land- 
gericht zu enticheiden, auch wenn mehrere Amtsrichter da find. Diefem bat der Amts» 
richter das Geſuch nebjt den Alten vorzulegen. Wenn ber abgelehnte Amtsrichter das 
Geſuch für begründet erachtet und fich daher der richterlichen Thätigfeit enthält, jo bedarf 
es feiner Enticheidung über das Ablehnungsgefuh. Iſt fein Vertreter da, jo wird ein 
Geiuh nad 8 36 Wr. 1 nötig. 
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8. 46. (46.) 

Die Enticheidung über das Ablehnungsgeſuch kann ohne vorgängige 
mündliche Verhandlung erfolgen. 

Gegen den Beichluß, durch welchen das Geſuch für begründet erflärt 
wird, findet fein Rechtsmittel; gegen den Beichluß, durch welchen das Gefuch 
für unbegründet erflärt wird, findet fofortige Beſchwerde jtatt. 

HE. 8 40, HB. 644 ff., 4849, NE. 5 30, NE. 109, E. 1845, € II, III 8 46, M. 71, KB. 510. 

1. Das Verfahren über das Ablehnungsgefuch gehört zu ben Prozeduren, in welchen 
die mündliche Verhandlung fakultativ if. Darüber vgl. N. 5 zu $ 128. 

2. Die Unanfechtbarkeit des dem Geſuche ftattgebenden Beſchluſſes ift auch in der 
Berufungsd- und Revifionsinftanz bedeutiam (vgl. $$ 512, 548). Gegen den das Geſuch 
abmweiienden Beſchluß jteht nur dem Gefuchfteller fofortige Beſchwerde ($ 577) zu; nicht 
dem Gegner, denn biejer bat feine Abweilung erfahren. Wegen meiterer Beſchwerde ſ. 
8568. Iſt die VBeichwerbefrift abgelaufen oder die Beichwerbe rechtöfräftig verworfen, 
fo ift die Enticheidbung für alle Inftanzen bindend (vgl. $$ 512,548, $ 551 Nr. 2,3, $ 579 
Abi. 1 Nr. 2, 3). 

3. Das Verfahren ift gebührenfrei, wenn das Geſuch nicht mutwillig ift GGKG. $ 47 
Abi. 1 Nr. 4 und Abi. 2). Anwaltsgebühren ſ. GO. f. RA. $ 23 Nr. 1,8 29 Nr. 9. Wird 
das Geſuch abgemielen, jo ift der Gejuchiteller koſtenpflichtig. Anderenfalls fallen bie 
Koften ala zur zmedentiprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtöverteidigung notwendig der 
in die Koften der Inſtanz verurteilten Partei zur Laft ($ 91). 

8. 47, (47.) 

Gin abgelehnter Richter hat vor Erledigung des Ablehnungsgefuchs nur 
jolde Handlungen vorzunehmen, welche feinen Aufſchub geitatten. 

SR. 646 ff., 4849 f., NE. 8 38, NP. 107, E. Uß 46, € U, 111 8 47, M. 78, HP. 14. 

1. Über Nichtigkeit der Handlungen eines kraft Geſetzes ausgeichloffenen Richters 
ſ. N.1 zu $41; über Nichtigkeit der Handlungen eines wegen Belorgnis der Befangenbeit 
abgelehnten Richters ſ. N. 3 zu $42. Die dort entwidelten Säge werben durch den $ 47 
nicht eingeichränft. Auch die unaufichieblien Handlungen, welche der wegen eines Aus— 
ichließungsgrundes oder wegen Befangenheit abgelehnte Richter gemäß $ 47 vorgenommen 
bat, find nichtig, wenn das Ablehnungsgeſuch durhdringt. Anbererfeits find aud auf: 
ichiebliche Handlungen, die entgegen dem $ 47 vorgenommen find, gültig, wenn das Ab— 
lehnungsgeſuch nicht durchdringt [vgl. RG. 8. Apr. 1902 IW. ©. 249 Nr. 2]. Der vielfach 
mibverftandene $ 47 hat nur die Bebeutung einer nftruftion für den Richter, gegen 
welchen ein Ablehnungsgeſuch angebracht ift. Dieje Inſtruktion gebt dahin, dab der Richter 
fih richteramtliher Handlungen enthalten folle, einerlei ob er das Gefuch für begründet 
hält oder nicht. Damit aber nicht durch frivole Ablehnungsgefuche die richterliche Thätig- 
feit zum Nachteile des Prozeßgegners lahm gelegt werden fann, ift das inftruftionelle 
Gebot dahin modifiziert, daß der Richter durch das Ablehnungsgeſuch als folches fich nicht 
abhalten laſſen foll, unauffchieblihe Handlungen, d. b. folche, bei deren Aufichub der Gegner 
die Gefahr eines Derluftes läuft, vorzunehmen. Ob dieſe gültig find oder nicht, wird 
dann durch bie Enticheidung über das Ablehnungsgeluch mitentichieden. Es erhellt daraus, 
daß die ganze Inftruftion über das Verhalten des Richters nach Anbringung eines Ab— 
lehnungsgeſuches fich formohl auf Ablehnung wegen Ausichliekung ald auf Ablehnung megen 
Befangenbeit bezieht, daß alſo auch der wegen Ausichließung abgelehnte Richter durch das 
Ablehnungsgeſuch ſich nicht abhalten laſſen foll, unaufichiebliche Handlungen vorzunehmen, 
wenn er fich nicht für ausgefchlofien hält. [Vgl. Pland Lehrb. IS. 121f., Strudm. Koch (8) 
N. zu 847. AM.: Wach Handb. 15.27 Hei N. 30, Wilm. Levy (TIN.1, Gaupp (9) N. 1 Abi. 2, 
Peterfen (5) R. 3, Sfon. Gelpde N. 4.] 

2. Neben dem inftruftionellen Gebote, daß der Richter, gegen welchen ein Ablehnungs— 
aefuh angebracht iſt, fich der richteramtlichen Thätigfeit mit Ausnahme unaufichieblicher 
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Handlungen vorläufig enthalten joll, beſteht das in $41 enthaltene, an den ausgeſchloſſenen 
Richter gerichtete Verbot, richteramtliche Handlungen vorzunehmen. Wenn fi alio ein 
Richter für ausgeichloffen erachtet, fo darf er auch unauffchiebliche Handlungen nicht vor- 
nehmen. — Dagegen, daß ber Richter trog dem Ablehnungsgefucdhe richterlihe Handlungen 
vornimmt, iſt feine Beſchwerde zuläffig [RG. 23. Febr. 1891 SA. XLVI Nr. 218). 


$. 48. (48.) 

Das für die Erledigung eines Ablehnungsgefuchs zuftändige Gericht hat 
auch dann zu entjcheiden, wenn ein ſolches Gejuch nicht angebracht ijt, ein 
Richter aber von einem Verhältniſſe Anzeige macht, welches jeine Ablehnung 
rechtfertigen fönnte, oder wenn aus anderer Veranlaſſung Zweifel darüber 
entitehen, ob ein Richter kraft Gejeges ausgeſchloſſen jei. 

Die Entjcheidung erfolgt ohne vorgängiges Gehör der Parteien. 


— ER fi., 4855, NE. 8 34, RB. 100, 110, 285, E. 1547, E. II, III 8 48, M. 72, 


1. Ein Richter fann, ohne dak ein Ablehnungsgefuch angebracht ift, darüber Be- 
benfen haben, ob nicht in einem gegebenen Fall ein Ausichließungsgrund oder ein Grund 
zur Ablehnung wegen Beſorgnis der Befangenheit vorliege. Es ift ihm geftattet, feine 
Bedenken unter Darlegung der Verhältniffe dem zuftändigen Gericht anzuzeigen und deflen 
Enticheidung einzuholen. ine Verpflichtung, folche Zweifel zur Enticheidung bes Gerichts 
zu bringen, ift im Geſetze nicht aufgeitellt (HPr. ©. 511). — Es fünnen aus einer fonjtigen 
Veranlaffung, namentlich auf Anregung eines anderen Richters, Zweifel über dad Vor— 
handenſein eines Ausichliehungsgrundes entiteben. In diefem Falle ift ebenfo zu ver« 
fahren. Eine Enticheidung über Befangenheit fann in dieſer Weife nicht veranlaßt werben. 
— Enticheidung ift ftets überflüffig, wenn von kurzer Hand im Wege ber inneren Geichäfts- 
ordnung (vgl. NR. 1 zu $ 45) ein Erſatzmann geftellt wird. 

2. Die Enticheidung des zuftändigen Gerichts ($ 45) erfolgt im Falle des $ 48 
ohne mündliche Verhandlung und ohne Gehör der Parteien, weil es fih um ein Internum 
des Gerichts handelt. Die Enticheidung ift den Parteien nicht zuauftellen, jondern dem 
Richter im Dienftwege zu eröffnen. Gegen die Enticheidung fteht weder dem Richter noch 
einer Partei Beichwerde zu (arg. $567 Abi. 1). Natürlich fönnen die Parteien nachträglich 
noch Ablehnungsgeſuche ftellen, ſoweit fie nicht nach $ 43 ausgeichloffen find. 

3. Zur Vornahme der feinen Aufichub geitattenden Handlungen ijt der Richter auch 
im Falle des $ 48 verpflichtet, wenn er fich nicht für ausgeichloffen erachtet (vgl. N. 1, 2 
au $ 47). 

$. 49. (49.) 

Die Beitimmungen diejes Titels finden auf den Gerichtäfchreiber ent- 
iprechende Anwendung; die Entjcheidung erfolgt durd) das Gericht, bei welchem 
der Gerichtsjchreiber angeftellt iſt. 

HE. 8 43, HB. 651 f., 4855, NE. 8 85, NP. 111, E18 48, E. IL, III I 49, M. 73, KB. 14, 511. 

1. Die Ausichließungsgründe find für den Gerichtsichreiber diefelben wie für den 
Richter. — Zur Anwendung des $ 41 Nr. 6: Der Gerichtsfchreiber ift ausgeichlofien, wenn 
er in einer früheren Inſtanz bei der Erlaflung der angefochtenen Entſcheidung als Richter 
(etwa als Hülfsrichter) mitgewirkt hat. 

2. Wer anitatt des ausgeichloffenen oder abgelehnten Gerichtsichreibers einzutreten 
bat, beftimmt fich nach den Vorichriften über die Organilation ber Gerichtöfchreiberei. Val. 
GVG.$ 154. 

3. In Aniehung der Handlungen bes Gerichtöfchreibers in einem Verfahren, worin 
er fraft Geſetzes ausgeſchloſſen oder mit Erfolg abgelehnt worden ift, gilt dasſelbe, wie 
in Anfehung der Handlungen eines ausgeichlofienen oder abgelehnten Richters, vgl. N. 1 
zu $SAl und N. 3 zu $ 42. Aber die Mitwirfung des ausgeichloffenen oder abgelehnten 
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Gerichtöfchreibers ift fein abfoluter Reviſions- und fein Nichtigkeitsgrund [vgl. Wach 
Dandb. I S. 346 N. 42]. 

4. Gegenüber den Beamten der Staatsanwaltichaft haben die Parteien fein Ab— 
lehnungsrecht. Wegen Ausfchliegung der Gerichtsvollzieher j. ENG. $ 156. Ein Gerichtö- 
vollzieher fann nicht wegen Belorgnis der Befangenheit abgelehnt werben. 


Zweiter Abjchnitt. 
Rarteien. 

Litteratur: Linde Ztſchr. f. ER. u. Pr. XV ©. 343 ff, Wetzell Syſt. (3) 88 5, 9, Wach 
Handb. 18 46 S. dis ff., Pland Lehrb. 18842 f. S. 143 ff, Schmidt (2) $50 Ziff. 1,11 S. 310 ff., 
Hellwig Lehrb. 1 $ 23 Ziff. III ©. 151 ff., $$ 43 bis 47 ©. 292 ff, Weismann Lehrb. I 88 22 bis 24 
S. 73 f., D. Fiiher Recht und Nechtsihug ©. 45, Detfer Jur. Litt. Bl. II (1890) ©. 188 ff. und 
Konfursrechtl. Grundbegr. I ©. 316 ff, Stegemann Ztichr. f. d. CPr. XVII ©. 316 ff., Beterjen 
Sächſ. Ar. I ©. 6 ff., 33 ff, Beitr. 5. E. d. DR. XXXVI ©. 133 ff, Btichr. f. d. CPr. XVIII 
S.1fl., Komm. (5) 1S.121 ff, Levy Beitr. z. E. d. DR. XXXVII ©. 193 fi., Thiele Arch. f. c. 
Pr. LXXXII ©. 31 ff., Fuchs Beitr. 3. Ed. DR. XXXVIN ©. 259 ff., Kohler Geſ. Beitr. z. CPr. 
5.346 fj., Ehemann Der Barteibegriff (1898), Langbeinefen Der Urteilsaniprudb ©. 23 fi., 
Bunfen Btichr. f. d. CPr. XXVI ©. 197 fi., Schott Das Armenrecht S. 60 ff., Hellwig Anſpruch 
und Klagerecht ©. 220 f., Schulgenftein Partei und Parteifähigfeit nach Yandesverwaltungsgeieh 
Berw.Ard. XI ©. 112 ff. 

1. Parteien des Civilprozeſſes (Prozekiubjette) find derjenige, von welchem, und 
derjenige, welchem gegenüber der Nechtsihug im Givilprozeffe verlangt wird. Im ordent— 
lichen Verfahren forwie im Urkunden: und Wechielprozeh, im Eheprozeh, im Statusprozeß 
(88 640 ff.) und im Entmündigungsprozeſſe heißt jener Kläger, dieſer Bellagter; im Mahn— 
verfahren und im Zwangsvollftredungsverfahren wird jener Gläubiger, dieſer Schuldner 
geheißen; in dem einen Arrejt oder eine einftweilige Verfügung betreffenden Verfahren hat 
die CPrO. feine bejtimmten Ausdrüde zur Bezeichnung der Parteien verwendet. 

Nebenpartei ift der Nebenintervenient, der einer Partei zum Zwede der Unteritüßung 
beitritt (vgl. $ 66 Abi. 1). 

Nicht Partei ift, wer im Namen eines Anderen prozeffualiiche Handlungen vornimmt 
ober entgegennimmt (Dertreter). Dagegen ift nicht Vertreter, jondern Partei, wer im 
eigenen Namen, aber auf Rechnung eines Anderen prozelfiert, 3. B. der Indoſſatar bei 
fiduziariichem Vollindoffament, der Schiffer in den Fällen des HGB. 8 696 Abi. 2, $ 751 
Abſ. 2, $ 761 Abi. 2, $ 768 Abſ. 3 umd des Binnenichiffahrtögeiehes $ 97 Abi. 2 Sag 1, der 
‚Frachtführer in dem Falle des $ 89 Abi. 3 desjelben Gefekes, der Floßführer in dem 
alle des Flößereigeſetzes $ 22 Abf. 3 x. Nicht Vertreter, jondern felbjt Partei iſt auch 
derjenige, welchem fraft eines ihm an der Sache oder dem Rechte eines Anderen zuftehenden 
Rechts — 3. B. Nießbrauchs, Pfandrechts, Lehensrechts — die Ausübung und die gericht: 
liche Geltendmachung dieſes Rechts zufteht. Ein ſolcher kann das Recht des Anderen im 
Prozefie geltend machen, ſoweit ed als Mutterrecht feines eigenen Rechtes in Betracht fommt. 
Auch wenn die Enticheidung dem Anderen gegenüber wirkſam ift, Liegt feine Vertretung vor, 

2. Ob jemand als Partei oder als Vertreter prozeffiert, ift in folgenden Fällen 
beitritten: 

a) Der Konkursverwalter wird von Einigen als Partei, von Anderen als Vertreter 
des Gemeinichuldners oder als Vertreter der Konkursmaſſe oder ald Organ (Vertreter) der 
Gläubigerichaft betrachtet. Die lekte Anficht dürfte die richtige fein. Näheres ſ. L. Seuffert 
Konkursprozeßrecht ©. 156, 158. Abw.: Jaeger KO. (2) Anm. 11 ff. zu 8 6. 

b) Der Nachlaßpfleger (BGB. $ 1960) und der Nadlahverwalter (BEB. $ 1975) 
werben bald als Partei, bald als Vertreter des Nachlaſſes oder alö Vertreter des Erben 
in Anjehung des von feinem ſonſtigen Vermögen getrennten Nachlaifes betrachtet. Der 
zum Nachlabpfleger oder Nachlaßverwalter Beitellte prozeifiert nicht für feine Perion, 
fondern als Pfleger oder Verwalter. Seine Befugnis zur Prozeßführung ergiebt fich aus 
ber Befugnis zur Verwaltung des Nachlaſſes. Der Nachlaß ift fein Rechtsſubjekt, kann 
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daher nicht die Partei fein. Der von dem Pfleger oder Verwalter verwaltete Nachlaß 
gehört dem Erben, mag diefer auch noch unbefannt oder wegen der Befugnis, die Erbichaft 
auszuichlagen, noch nicht endgültig Erbe fein. Die Rechte, welche der Pfleger oder Ver— 
malter in Aktivprozeſſen geltend macht, find Rechte des Erben als foldhen; die Aniprüche, 
welche in Paffivprozefien gegen den Pfleger oder Verwalter geltend gemacht werben, find 
Anſprüche gegen den Erben. Die aus ben Prozefien des Pflegers oder Verwalters ent« 
jtehende Koftenpflicht trifft nicht den Pfleger oder Verwalter verfönlich, ſondern den Erben 
als folchen. Die Rechtshängigfeit dieſer Prozeffe und die Rechtäfraft der in den Prozeſſen 
erlaffenen Urteile wirft nicht für und gegen den Pileger oder Verwalter perfönlich, fondern 
für oder gegen den Erben als ſolchen. Diefer kann nad Beendigung der Naclakpfleg: 
Ichaft oder der Nachlahverwaltung die Zmangsvollitredung aus einem Urteile betreiben, 
welches der Pfleger oder der Verwalter erwirft hat. Aus diefen Gründen ift anzunehmen, 
daß der Nachlaßpfleger und der Nachlahverwalter in den bezeichneten Prozeffen den Erben 
in Anjehung des Nachlaffes vertreten. Daß die Perfon, welcher die Erbichaft angefallen 
ift, prozefjualiicher Gegner des Nachlahverwalters (nicht des Nachlahpflegers!) fein kann, 
ift eine (Folge der im Falle der Nadlakverwaltung eintretenden Trennung bes zum Nach: 
laffe gehörenden Vermögens von dem fonftigen Vermögen des Erben (BEB. $ 1976) und 
ergiebt feineörwegs die Unrichtigfeit der vorgetragenen Anfiht. Der von dem Nachlaß: 
verwalter vertretene Erbe fann mit demjenigen, welchem die Erbichaft angefallen ift, pro- 
zeifieren, weil diejer Subjekt zweier kraft Gejekes getrennter Dermögensmaflen ift; heres 
duas personas sustinet! [über die Stellung des Nachlaßpflegers und bes Nachlaßver- 
walters vgl. Pland Komm. 3. BEB. (3) N. IIL5 vor $ 1942 und N. 6, litt. b vor $ 1975, 
Strohal Erbredt (3) II S.61f., 280 ff. Binder Rechtaft. des Erben 1 &.185 ff., II &.105 ff.] 

c) Der Teitamentövollitreder wird bald ala Vertreter des Erblafiers oder als Ver: 
treter bes Nachlafjes oder ala Vertreter des Erben in Anſehung des Nachlaffes, bald als 
Partei im eigenen Namen betrachtet. Vertreter des Erblafiers fann er nicht fein, da ber 
Verftorbene kein Rechtsfubjekt mehr ift und daher nicht Partei fein fann. Vertreter des 
Naclaffes nicht, weil der Nachlaß fein Rechtsſubjekt ift (vgl. oben litt. b). Es bleibt nur 
die Wahl übrig zwiichen ber Annahme, daß er Vertreter des Erben in Anfehung des 
Nachlaſſes ift, und der Annahme, daß er fraft einer ihm durch die Teßtwillige Verfügung 
des Erblaffers verliehenen Berechtigung ſelbſt Partei iſt. Sofern der Teitamentsvollitreder 
kraft feiner Befugnis zur Verwaltung des Nachlaffes (vgl. BGB. $ 2205 mit $ 2208) bie 
zum Nachlaffe gehörenden Rechte gerichtlich geltend macht ($ 2213) und fofern Anfprüche, 
bie Fich gegen den Nachlaß richten, gegen ihn geltend gemacht werden ($ 2213), dürfte er 
aus denjelben Gründen wie der Nachlakvermwalter ala Vertreter des Erben in Anfehung 
bes feiner Verwaltung unterftellten Nachlaffes zu betrachten fein. Aber das Recht des 
Tejtamentsvollitreders, die Ausführung einer Verfügung des Erblaffers, die er nicht felbit 
ausführen fann, von dem Erben zu verlangen (BGB. S 2208 Abi. 2) und nötigenfalls im 
Wege des Prozeffes zu erzwingen, läßt fich nicht aus einer Vertretung deö Erben in An- 
ſehung bes Nachlaffes erflären. Man wird daher annehmen müſſen, daß der Teitaments- 
vollftreder in Anſehung des Prozeſſes, welchen er in Ausübung dieſes Nechtes gegen den 
Erben führt, nicht Vertreter des Erben, jondern jelbit Partei fraft eigenen Rechts ift. 
Die Vorichriften des $ 327, des $ 728 Abi. 2 und des $ 748 können weder für noch gegen 
die vorgetragene Anficht als enticheidende Argumente angeführt werben; denn bei der Ab- 
faffung der Givilprozehnovelle mußte man mit den verfchiebenen Anfichten rechnen, es 
fann alſo aus der Exiſtenz dieſer Vorichriften nicht gefolgert werden, daß ber Zeftaments- 
vollftreder ftets ala Partei im eigenen Namen prozeifiere. Cine befondere Stellung bat ber 
nah BGB. $ 2222 zu dem Zwede der Ausübung der Rechte des Nacherben und zur Er- 
füllung von deſſen Pflichten ernannte Zeitamentsvollitreder; er dürfte als Vertreter des 
Nacherben zu betrachten fein. Eigenartig ift auch die Stellung des Teftamentsvollitreders, 
welcher nad $ 2223 zum Zwecke der Sorge für die Ausführung der einem Vermächtnis: 
nehmer auferlegten Beichwerung ernannt ift. Wenn er auf Erfüllung verklagt werben fann 
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(mas zweifelhaft ift), wird er wohl ala Vertreter des Vermächtnisnehmers progzeifieren. 
[Über die Stellung des Zeit.Vollftr. vgl. Pland Komm. 3. BGB. Vorbem. vor $ 2197, 
Strohal Erbrecht (3) II ©. 293 ff.) 

d) Der Pfleger des Abmweienden (BEP. $ 1911), der Leibesfrudht (BEB. $ 1912), 
des unbelannten Beteiligten (BEB. $ 1913 val. a. $$ 1189, 1270) und des durch öffent: 
lihe Sammlung zufammengebrachten Vermögens (BEP. $ 1914) wird bald als Partei, 
bald als Vertreter des Abweſenden, der Leibesfrucht, des unbefannten Beteiligten oder der 
Eigentümer des zufammengebrachten Vermögens (d. f. diejenigen, melde die Beiträge geleitet 
haben) betrachtet. Auch in diefen Fällen dürfte durchweg Vertretung anzunehmen jein. 

e) Der Sequefter der 88 848, 855, 938 Abf. 2 und der Zwangsverwalter des ZuBG. 
88 146, 150 ff. werben bald als Partei, bald als Vertreter des Gläubigers oder des Schuld» 
ners betrachtet. Hier dürfte Vertretung des Gläubigers in Anſehung des durch die Pfän- 
dung bes Anjpruchs oder durch die Beichlagnahme des Grundftüds erworbenen Rechts an 
dem Mecht oder der Sache bes Schuldners und daneben aud) Vertretung des Schuldners 
in Anjehung des gepfändeten Anipruchs oder ber Wermaltung des beichlagnahmten Grund 
ftüds anzunehmen fein, fo daß ber Sequefter oder der Zwangsverwalter, wenn er in biefer 
Eigenſchaft prozeifiert, Vertreter fomohl des Gläubigers als auch des Schuldners ift, ähnlich 
wie wenn der Pfandgläubiger und der Gläubiger (Pfandichuldner) zur gerichtlichen Geltend» 
madhung des Anipruchs darauf, daß an fie gemeinschaftlich geleistet wird (BGB. $ 1281, 
$ 1285 Abſ. 1), einen gemeinichaftlichen Bevollmächtigten beftellt haben. Entiprechend dürfte 
der nah BEP. $ 1052 ernannte Verwalter ald Bertreter des Nießbrauchers und des 
Eigentümers zu betrachten fein. 

f) Über die frage, ob die nach den SS 57, 58, $ 494 Abf. 2, 8 779 Abi. 2, 8 787 
beitellten Vertreter ſelbſt Partei oder Vertreter find, fiehe die Erläuterungen zu biejen 
Paragraphen. 

3. Regelmäßig prozejlieren die Parteien über ihre eigenen Rechtsverhältniffe und An— 
iprüche; fie find, wenn auch nur hypothetiſch, die Subjelte der Rechtsverhältniffe, der Anſprüche 
und der Verpflichtungen, in Anfehung deren der Rechtsfchuß verlangt wird. Es giebt aber 
Fälle, in denen die Parteirolle jemandem zufteht, der nicht als Subieft des Rechtäverhält- 
niffes, des Anſpruchs ober der Verpflichtung in Betracht fommt. Solche Fälle find: 

a) Die Klage auf Nichtigkeit einer Ehe kann nicht bloß von einem der Ehegatten, 
fondern aud) von dem Staatsanwalte, d. i. dem Organe des Staates, und unter gewiſſen 
Vorausfehungen auch von einem Dritten erhoben werden ($ 632 Abi. 1). 

b) Auf Vollziehung einer Auflage fann unter gewiſſen Umftänden auch eine Behörde 
Hagen (BGB. $ 525 Abi. 2, $ 2194 Saf 2). 

ec) Bei dem geieglichen Güterftande ber Verwaltung und Nutznießung fann ber 
Dann ein zum eingebrachten Gute gehörendes Recht im eigenen Namen gerichtlich geltend 
machen (BGB. $ 1380); ebenfo bei Errungenichaftögemeinichaft und bei Fahrnisgemein— 
ihaft (BEB. $ 1525 Abf. 2, $ 1550 Abi, 2). 

d) Bei allgemeiner Gütergemeinihaft ift der Dann und bei beffen Verhinderung bie 
Frau berechtigt, Rechtöftreitigleiten, die jich auf das Geſamtgut beziehen, im eigenen Namen 
zu führen (BGB. $ 1443 Abi.1 Say 2, 81450); ebenfo bei Errungenjchaftsgemeinihaft und 
bei Fahrnisgemeinſchaft GBGB. 8 1519 Abf.2, $1549). Bei fortgefegter Gütergemeinichaft 
fteht diejes Recht dem überlebenden Ehegatten zu (BEB. $ 1487 Ab. 1 zweiter Halbiab). 

e) Wer in den in N. 2 litt. a bis f erwähnten Fällen feine Vertretung, ſondern 
Prozebführung im eigenen Namen annimmt, muß auch jene {Fälle hierher rechnen. 

4. In den Prozeffen, in welchen nicht über Rechtöverhältniffe, Aniprüde und Ver— 
pflichtungen, ſondern über Entmündigung oder über Zodeserflärung verhandelt und ent: 
ichieden wird, kommen andere Perfonen ald der Entmündigte oder der für tot Erflärte 
als Parteien vor. So find zur Erhebung der Klage, durch welche ein Entmündigungsbeichluß 
angefochten wird, außer dem Entmünbdigten und feinem gefeglichen Vertreter die in $ 646 
bezeichneten Perionen befugt ($ 664 Abi. 2). Die Rolle des Bellagten bat bei der Klage, 
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durch die ein die Entmündigung ausfprechender oder die Wiederaufhebung der Entmüns 
digung ablehnender Beſchluß angefochten wird, der Staatsanwalt ($ 666 Abi. 1, $ 679 
Abi. 4). Die Klage, durch welche das eine Todeserflärung ausfprechende Urteil angefochten 
wird, tft gegen den Antragiteller und unter gewiſſen Umſtänden gegen ben Staatsanwalt 
zu richten ($ 974). Dieſe Fälle haben mit denjenigen, in welchen jemand über Rechts- 
verhältniffe, Anfprüche oder Verpflichtungen eines Anderen im eigenen Namen zu progeifieren 
befugt ift, einige Ähnlichkeit, find aber nicht mit ihnen zujammenzumerfen. 

5. Für und gegen die Parteien und diejenigen Perfonen, welche nad dem Ein- 
tritte der Rechtöhängigfeit Rechtönachiolger der Parteien geworden find oder ben Beſitz der 
in Streit befangenen Sade in folcher Weife erlangt haben, daß eine Partei mittelbarer 
Befiger geworden ijt, wirft das rechtäfräftige Urteil ($ 325 Abi. 1). Für und gegen bie 
Parteien treten die Wirkungen der Rechtshängigkeit ($ 263) ein. Die Partei it im Falle 
des Interliegens zur Tragung und zur Eritattung der Prozehtoften zu verurteilen; fie 
bat dem Gegner gegenüber den Anſpruch auf Koftenerftattung. Wer in einem Prozeffe 
Partei ift, ift -in diefem Prozeffe von der Ausübung des Richteramts, des Gerichtöichreiber- 
amts und bes Gerichtövollzieheramts ausgeichloffen ($ 41 Nr. 1,$ 49, GBG. $ 156 Nr. 1). 
Die Partei kann nicht Zeuge fein (f. die Noten vor $ 373). Sie fann als Sadverftändiger 
abgelehnt werden ($ 406 Abi. 1 mit $ 41 Nr. 1). Bon der Partei aus find die perjön- 
lien Beziehungen zu meſſen, welche die Ausſchließung eines Richters, eines Gerichts- 
ichreibers und eines Gerichtsvollziebers (8 41 Nr.2,3, 849, GBG.$ 156 Nr. 2,3) oder die 
Berechtigung zur Werweigerung des Zeugniffes oder des Gutachtens ($ 383 Abi. 1 Nr. 1 
bis 3, $ 384 Nr. 2, $ 408) zur folge haben. Übrigens hat in vielen Beziehungen der 
geiegliche Vertreter einer Partei im Verfahren die gleiche Stellung wie eine Partei (val. 
N. G zu 53 51,52); ſoweit dies der Fall ift, find die in N. 2 behandelten Fragen, ob Partei 
oder Vertreter, ohne praftiiche Bedeutung. 


Erjter Titel. 
Parteifähigfeit. Prozeßfähigleit. 
$. 50.* (49a.) 
Parteifähig ift, wer vechtsfähig ift. 
Ein Verein, der nicht rechtsfähig ift, kann verklagt werden; in dem 


Rechtsjtreite hat dev Verein die Stellung eines rechtsfähigen Vereins. 


Brot. d. Komm. f. d. 2, Lei. d. Entw. e. BEB. Nr. 140 Ausg. v. Achilles I S. 653 f., II ©. 452 ff., 
eod. VI &, 117, eod. VI ©. 206 fi., Dentidhr. 3. E. e. BGB. S. 17 f., Dentichr. 3. EEr.Rop. 
&.85, Homm.Ber. 3. EEr.Nov. v. 1898 ©. 31 ff. 


Xitteratur f. bei den Erläuterungen zum Titel des zweiten Abichnitts des erjten 
Buchs ©. 71. 

1. Zu Abſ. 1: Parteifähigfeit iſt die Fähigkeit, Subjekt eines Civilprozeſſes zu fein. 
Sie Ichlieht in fi die Fähigkeit, im eigenen Namen zu klagen und verflagt zu werden, 
erfchöpft fich aber nicht in dieſer Fähigleit; denn fie enthält auch die Fähigkeit, Subjekt 
des Mahnverfahrens, des Arreſtprozeſſes, des eine einstweilige Verfügung betreffenden Ver— 
fahrens, des Zmangsvollftredungsverfahrens und des Konkursverfahrens zu fein. Auch 
fann nur, wer parteifäbig ift, als Nebenintervenient (Nebenpartei) auftreten. 

2. Die Parteifähigfeit ift eine Ergänzung der Rechtsfähigkeit. Parteifähig find 
hiernach: 

a) alle Menſchen von Vollendung der Geburt bis zum Tode (vgl. BEB.$ 1). 
Landesgeſetze, nach denen die Angehörigen gewiſſer geiftlicher Orden vermögensunfähig und 
daher auf dem Gebiete des Vermögensrechts parteiunfähig waren, find aufgehoben (EG. 3. 
BGB. Art. 55). Über Ausländer ſ. u. N. 4; 

b) die Leibesfrucht wegen der MWahricheinlichkeit, daß aus ihr ein Menich entfteht. 
Das zu erwartende Fünftige Rechtsiubjelt kann ſchon vor feiner Entftehung in Anfehung 
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jeiner fünftigen Rechte (vgl. BGB. $$ 844, 1923, 2043, 2108, 2178, Haftpfl.Gei. $ 3) 
fhußbebürftig fein. Die Wahrung diejer Nechte Liegt dem künftigen Inhaber ber elter— 
lihen Gewalt oder einem Pfleger ob (BEB. $ 1912). In Anfehung diefer Nechte ift die 
Leibesfruht parteifähig [vgl. RG. 10. Nov. 1892 Beitr. 3. E. d. DR. XXXVII S. 913). 
Die Parteifähigkeit befteht nur, folange die Frucht lebt, weil mit ihrem Abfterben die 
Möglichkeit des fünftigen Rechtserwerbs aufhört; 

ce) die juriftifchen Perjonen. Die Entitehung und die Beendigung einer juristischen 
Perion bemißt fich teils nach dem Neichörechte teils nach dem Landesrechte. 

Nah Reihäreht fommt die juriftiiche Perjönlichteit und daher die Parteifähig- 
feit zu: 

den nicht wirtichaftlichen Vereinen des Privatrechts, melche in das Vereinsregiſter 
eingetragen find (BGB. $ 21), 

den mirtichaftlichen Vereinen, welchen die Rechtsfähigkeit ſtaatlich verliehen iſt 
(BGB. $ 22), 

den genehmigten Stiftungen (BGB. $ 80), 

den Altiengeiellichaften (HGB. 8 210), 

den Erwerbs: und Wirtichaftägenoffenichaften (Gen.Gei. in der Fall. d. Bel. v. 
2. Mai 1898 $ 17), 

den Gefellichaften mit beichränfter Haftung (RG. betr. die Gef. m. beichr. Haftung 
i. d. Faſſ. d. Bek. v. 20. Mai 1898 8 13), 

der Reichsbank (Reichsbankgeſ. v. 14. März 1875 $ 12), 

den eingeichriebenen Hülfskaſſen (RG. v. 7. Apr. 1876 $ 5), 

den Innungen und den Bmangdinnungen (Gew.Ordn., RGEBl. 1900 ©. 871, 
$$ 86, 100e), 

den Innungsausſchüſſen und den nnungsverbänden, welchen die Rechtsfähigfeit 
durch die Landes-Zentralbehörde oder den Bundesrat verliehen ift (Gew. Ordn. $ 101 
Abi. 3, $ 104g), 

den Ortöfrantenfafien, Betriebs: (yabrif:) Krankenkaſſen und Baufrantentaflen (RG. 
v. 15. Juni 1883 betr. die Kranfenverfiherung der Arbeiter, RGBI. ©. 73, $ 25), 

den zu Verſicherungszwecken gebildeten Berufsgenoſſenſchaften (Gewerbe-Unf. Verſ. Geſ., 
RGBl. 1900 ©. 585, $ 28 Abi. 5, 6; Unf. Verſ. Geſ. f. Land» und Forſtwirtſchaft, RGEBl. 
1900 ©. 641, 8 33 Abi. 4, 5; Bau-Unf. Verſ. Geſ. RGBl. 1900 S. 698, $ 14; Seerlinf.» 
Derf.Gef., REBL. 1900 ©. 716, $ 32 Abf. 4, 5), 

den nach dem Invalidenverſicherungsgeſetz errichteten Verficherungsanftalten (Ind.— 
Deri.Gei. i. d. Faſſ. d. Bel. v. 19, Juli 1899, ROW. ©. 463, $ 68), 

ben Stolonialgeiellihaften, denen die Rectsfähigteit vom Bundesrate beigelegt ift 
(Schußgebietgei. n. 10. Sept. 1900, RGEBl. ©. 813, $ 11), 

den Verficherungävereinen auf Gegenieitigfeit, welchen durch die Auffichtsbehörde 
die Erlaubnis zum Geichäftsbetrieb erteilt it (MG. über die priv. Verf.Unternehmungen 
vd. 12. Mai 1901, REBL. ©. 139, $ 15). 

Die juriftiiche Perjönlichkeit des Reichsfisfus ift nicht ausdrüdlich ausgeſprochen, aber 
in verjchiedenen Reichsgeſetzen vorausgeſetzt. Dal. Militärpenfionsgei. v. 27. juni 1871 
$ 116, Poftgel. v. 28. Oft. 1871 8 13, Rayongeſ. v. 21. Dez. 1871 88 34, 42, Reiche: 
beamtengei. v. 31. März 1873 88 151, 153 ac. ıc. 

Nach Landesrecht kommt die juriftiiche Perfönlichkeit dem Landesfisfus, den Körper: 
ichaften, Stiftungen und Anjtalten des öffentlichen Rechtes zu; ferner kann fie einem Per— 
fonenverbande zufommen, auf den fich die im EG. 5. BGB. Art. 65 bis 67, 69, 75, 83 ent» 
baltenen Vorbehalte beziehen, alfo einer Waflergenoflenichaft, einem Deichverbande, einer 
Gewerlichaft, einer Stnappichaftsfafle, einem Verficherungsverbande, einer Waldgenoflenichaft. 

Den zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. beftehenden juriftiichen Perfonen ver- 
bleibt die juriftiiche Perjönlichteit auch unter der Herrichaft des BGB.; vgl. EG. 3. BGB. 
Art. 163 bis 167. 
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Nach demjenigen Recht, auf welchem die juriftiiche Perfönlichkeit eines Perfonen- 
verbandes x. beruht, bemißt fi auch die Beendigung. Es ift davon auszugeben, daß 
nah Auflöfung eines Perfonenverbandes und nah Aufhebung einer Stiftung ober einer 
Anitalt die Rechts: und Parteifähigkeit fortbeiteht, bis die Liquidation oder der Konkurs 
beendigt iſt. Auf diefem Gedanken beruhen die Vorichriften des BEP. $49 Abi. 2 (ent- 
iprechend anzumenden auf Stiftungen: BGB. $ 88 Sak 2), des HGB. $ 294 Abi. 2, 
$ 306 Abi. 4, des Genoſſenſchaftsgeſetzes $ 87 ıc.; 

d) die ald Gemeinihaften zur Gelamthand eingerichteten Perſonenverbände [vgl. 
Gierfe Die Genofienichaftstheorie und die deutiche Rechtiprehung S.591 ff. und D. Priv. R. I 
©. 682]. In Geſetzen ausgeiproden ift die Parteifäbigfeit einzelner foldher Gemein- 
ihaften, nämlich der offenen Handelägeiellichaft (HGB. $ 124 Abi. 1), der Kommanbdit- 
geiellichaft (HGB. $ 161 Abf. 2 mit $ 124), der Kommanbditgefellichaft auf Aktien (HGB. 
$ 320 Abf. 2, 3) und der Gemeinfchaft der Befiker von Schuldverichreibungen (RG. v. 
4, Dez. 1899, RGEBl. S. 691, $ 14 Abi. 4). Dieſe geſetzlichen Vorfchriften enthalten feine 
bloß für dieſe vier Verbände aufgeftellte Beionderheit, jondern in dieſen Porichriften 
fommt die allen berartigen Verbänden fraft ihrer Wejenheit anbaftende Parteifähigfeit 
zur Griceinung. Man wird daher als parteifäbhig aud die Geiellichaft des BEP. [aM.: 
Gaupp (9) N. II, Hellwig Anſpruch S.200, Pland Komm. z. BGB. (1) N. 2 vor $ 705 Bb.1I 
S. 453, Meurer ur. Perf. S. 186 f.] und die Rhederei [vgl. Coſack HR. (6) S. 5491. 
und etwa auch RG. 5. Nov. 1898 SA. LIV Nr. 101, infofern dort von Vertretung der 
NhHederei durd; den Korreipondentrheder geiproden wird. AM.: Schaps N. 13 zu HGB. 
$ 489, Gaupp (9) N. III] anerfennen müffen. Freilich find die Verbände nicht Rechtsjubjette 
wie die mit juriftiicher Perſönlichkeit ausgejtatteten; vielmehr find die zu einer Ginbeit 
verbundenen Gejellichafter die Subjefte der Gejellichaftsrehhte und Gejellichaftspflichten, 
daber auch die Parteien der Gejellihaftsprozeife, und zwar ohne Unterſchied, ob ein 
Geiellichafter zur Geichäftsführung befugt ift oder nicht. Das gilt in gleicher MWeife von 
den Danbelsgeiellichaften wie von den Geſellſchaften des BGB. Gleihmwohl Läuft bie 
Parteifähigfeit der Geiellichaft nicht bloß darauf hinaus, daß die Gejellichafter unter ihrem 
Kolleftivnamen Hagen und verklagt werden fünnen [mas Wach Handb. I ©. 521 ff. und 
das RG. 7. Mai 1906 SA. LXI Nr. 262 annehmen), fondern die dem Grundiaße ber 
Gejamthand entiprechende Abionderung bes Gefellichaftsvermögens von dem Privatvermögen 
der Geiellichafter ergiebt, daß A, B, Ü ala Geiellichafter oder — was nur eine andere 
Ausdrudsmweiie iſt — daß die aus A, B, Ü beitehende Gefellichaft Hagen und verklagt 
werden fönnen [vgl. RG. 18. Nov. 1902 IW. 1903 ©. 4f. Nr.8]. Daß dies nicht das- 
jelbe ift, wie wenn A, B, C als Privatperfonen flagen oder verklagt werden, zeigt fich 
darin, daß die Führung eines ſolchen Prozeſſes allen Gefellihaftern gemeinfam zuſteht 
(natürlih fann ein Gejellichafter von den anderen bevollmädtigt fein und in der Ge— 
ihäftsführungsbefugnis liegt im Zweifel die Vertretungsbefugnis, BGB. $ 714) und dab 
ein gegen die Geſellſchafter als jolche lautendes Urteil nur in das Geiellichaftsvermögen, 
nicht in das Privatvermögen eines Gefellfchafters vollftredbar ift (vgl. HGB. 8 124, $ 129 
Abi. 4, CPrO. $ 736). 

3. Zu Abf. 2: Litteratur: Gierfe Vereine ohne Rechtsfähigkeit (2) S. 41 ff., Hellmig 
Anipruh und Klagereht ©. 293 ff., Lehrb. d. EPr. I S. 304 ff. Schulge Ziſchr. f. Pr. u. 
d.R. XXVIII ©. 528 ff., Kohler Arc. f. c. Pr. XCI ©. 202 ff. Meurer Juriſtiſche Per: 
fonen S. 184 ff., Endemann Lehrb. (8) 1 $46, Nußbaum Ztichr. f.d. CPr.XXXIVS. 107 ff. 
Hellwig „Recht“ VII ©. 207 #., Hölber Natürliche und juriftiiche Perfonen ©. 278 ff., 
282 ff. Die Vorschrift beruht auf einem Vorichlage der Komm. f. die 2. Lei. des Entw. 
e. BOB, (Prot. VI S, 206 ff.), der vom NReichstage fchon bei der Beratung über den Entm. 
e. BGB. gebilligt wurde (Drudi. d. RT. 1895/97 ©.1942, 2192; ftenogr. Ber. S. 3100). 
Der Torichlag wurde von verschiedenen Seiten befämpft [Wah DIZ. I ©. 286, Haden- 
burg Vortr. (1) S. 204, 2. Seuffert Ztichr. f. d. EP. XXII S. 325 f., Stein eod. XXIV 
S.220 ff.; vgl.a. Komm. Ber. z. Nov. v. 1898 S.31ff.], ichliehlich aber doch zum Gefek erhoben. 
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Die Faſſung lautete urfprünglich: „Vereine, die nicht rechtsfähig find, können verflagt 
werden, wie wenn fie bie Nechtsfähigfeit erlangt hätten“, dann — „mie wenn fie rechts— 
fähig wären“. Erft im Bunbesrate wurde die jegige Faſſung beichloffen. Die Anderung 
ift nicht bloß redaktionell, wie im meiteren Verlaufe biefer Erläuterung gezeigt wird. — 
Zu Abſ. 2 vgl. a. 8 735, ſowie KO. $ 213. 

Nach der zur Zeit der Erlafjung ber Novelle herrichenden, wenn auch nicht aus» 
nabmelofen Gerichtöpraris [dgl. die Nachweiſe bei Gierfe Genoffenihaftstheorie S. 591 fi. 
und DPIR.1S.682 N. 93] konnten Vereine, aud wenn fie feine juriftifche Perfönlichkeit 
batten, lagen und verflagt werden. Nach der in den Materialien beutlich ausgeiprochenen 
Abſicht der Verfaſſer des $ 50 foll ein nicht rechtsfähiger Verein die paffive, aber nicht 
die altive Parteifähigfeit haben. Die Neuerung liegt nisht in der Verleihung der paffiven, 
fonbern in der Entziehung der aktiven Parteifähigfeit. Ob fich die Praris diefer irrationellen 
Beihräntung ber Parteifähigfeit der Dereine fügen wird, bleibt abzuwarten. Die in N. 2 
litt, d vertretene Anficht über die Parteifähigfeit der auf dem Gefamthandäprinzip auf- 
gebauten Perfonenverbände zeigt den Weg, auf welchem den Bedürfniſſen der Praris ent— 
fprodhen werden fann. Die Umgehung eines unbraudbaren Geſetzes auf einem vom Geſetze 
nicht verfperrten Weg ift feine Gelekesverlegung. [Vgl. hierzu Gierfe Vereine ohne Rechtsf. 
(2) S. 46 ff., S. A. Schulge a. a. O. S. 525 ff., Hachenburg Vortr, (2) S. 478 ff. etwa aud) 
Endemann BR. (8) 1 846 N. 19. Zu weit geht Hellwig Lehrb I ©. 305, ber ſich über 
bie Materialien hinmegfegen und aus dem Geſetze, weil $ 50 Abi. 2 fein „nur“ enthält, 
die volle Parteifähigfeit der nicht rechtsfähigen Vereine herausinterpretieren will, In ben 
Komm. von Strudm. Koch (8) N. 3, Gaupp (9) N. IV, Peterien (5) N. 1 wird im Ans 
ſchluß an die Begr. d. Nov. die aktive Parteifähigfeit der nicht rechtsfähigen Vereine einfach 
verneint; ebenjo von Meurer Jur. Peri. S. 194 f.; vgl. a. OLG. Roftod SA. LVI Nr. 162.) 
Das U.d. RG. v. 19. Febr. 1904 Entſch. LVII Nr. 20 S. 90 erflärt es für zuläffig, daß 
der Vorſtand eines nicht rechtöfähigen Vereins auf Grund eines Statuts, das den Vor: 
ftand zur Vertretung des Vereins ermächtigt, ald Vertreter der Vereinsmitglieder Klage 
erhebt, ohne daß er von den einzelnen Dereinsmitgliedern Vollmachtönachweis beizubringen 
braudt. Damit ift im praftiichen Ergebnifle die aftive Parteifähigleit des nicht rechts— 
fähigen Vereins erreicht [vgl. Hellwig „Recht“ VIII ©. 207 fi.]. 

Stellt man ſich auf den Standpunkt der Verfaffer der Novelle, jo fann ein Verein, 
der nicht rechtafähig ift, nicht Eagen, feinen Zahlungsbefehl, feinen Arreſt und feine einft- 
meilige Verfügung verlangen und feine Zwangövollftredung betreiben. Wohl aber können 
die Vereinsmitglieder als ſolche ebenfo wie Gejellichafter (vgl. BEB. $ 54) gemeinichaftlic 
Hagen, Zahlungsbefehle, Arrefte, einftweilige Verfügungen verlangen und Zwangsvoll- 
ftredung betreiben, fie können fich natürlich durch den Vorftand ald ihren Bevollmächtigten 
vertreten laffen. Gegen einen Verein, ber nicht rechtsfähig ift, fann Klage erhoben, ein 
Zahlungsbefehl, ein Arreft und eine einftweilige Verfügung verlangt, ſowie die Zwangs— 
vollitrefung in das Vereinsvermögen ($ 735) betrieben werden. Der Verein hat in dem 
gegen ihn eingeleiteten Verfahren nicht die Stellung einer Gejellichaft (trog BEB. 854), 
fondern, wie aus ber jeßigen Faſſung des $ 50 Abf. 2 im Vergleiche mit der früheren 
Faffung deutlich hervorgeht, die Stellung eines rechtsfähigen Vereins. Es gilt alſo ber 
Vorſtand nicht als Bevollmächtigter der Vereinämitglieder, fondern als Organ oder in der: 
Ausdrudsmeiie der CPrO. als geieglicher Vertreter der Gejamtheit; die einzelnen Mit 
glieder find nicht Partei, daher nicht eibeöpflichtig, ſondern zeugnisfähig; der Tod eines 
Mitglieds unterbricht den Prozeß nicht, es kann ein Wechiel der Mitglieder noch während 
bes Prozeſſes eintreten, ohne daß der Prozek davon berührt wird, Daraus, daß der nicht 
rechtöfähige Verein nicht bloß in Anfehung des gegen ihn gerichteten Angriffs als parteı- 
fähig gilt, fondern in dem Rechtsſtande die Stellung eines rechtsfähigen Vereins hat, folgt 
aber weiter, daß er nicht bloß in Aniehung der Abwehr des gegen ihn gerichteten An— 
griffs, fondern auch zu einem Gegenangriffe, der mit dem Verfahren in Zufammenhang 
ſteht, parteifäbig it. Er kann alſo Widertlage ($ 33) und Inzidentfeititellungsflage und 
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widerklage ($ 280) erheben; er fann ben Prozeß über die zur getrennten Verhandlung 
verwieiene Aufrechnungseinrede betreiben ($$ 145, 302); er kann das Verfahren nad, einem 
Vorbehaltsurteil ($ 302, $ 529 Abi. 3, 88 540, 599) und in demſelben Prozeffe (nicht in 
gefondertem Verfahren) den Anſpruch auf Schabenserfag wegen ungerechter Vollitredung 
(88 302, 600, 717, 945) oder auf Herausgabe der ungerechtfertigten Bereicherung ($$ 529, 
541) verfolgen; er fann die Wiederaufnahmellagen ($ 578), die Widerſpruchsklage gegen 
die Zwangsvollitredung (3 767) und die Klage gegen die Vollitredungsflauiel ($ 768) er« 
heben; er fanı die Aufhebung eines Arreftes ($ 927) und einer einftweiligen Verfügung 
beantragen; er kann um Feſtſetzung der Prozekkoften (S$ 103, 104 ff.) nachſuchen; er kann 
die Imangsvollitredung in Anſehung der Widerllagsaniprüde und der bezeichneten An— 
iprüche auf Schadenzeriak ober Herausgabe ungerechtfertigter Bereicherung und auf Koften- 
erftattung betreiben. Daß die Vorfchrift des Geieges in dieſem weiten Sinne auözulegen 
fei, wurde in dem Berichte der Reichstagstommiifion als einitimmige Auffaffung der Kom— 
miffion fejtgejtellt, was zur Unterftügung der vorgetragenen Sätze dienen mag. 

Ein vor dem 1. Januar 1900 entitandener Verein ohne juriftiiche Perfönlichkeit kann 
zweifellos auf Grund des $ 50 Abi. 2 verklagt werden und bat in dem Rechtsjtreite die 
Stellung eines rechtsfähigen Vereins. Zweifelhaft ift, ob ein folcher Verein unter ber 
SHerrichaft der Prozehuovelle noch ebenſo als Verein Hagen kann, wie früher. Wird die 
Vorichrift des $ 50 Ubi. 2 als Entziehung der aktiven Parteifähigfeit veritanden, jo muß 
man wohl auch die zur Zeit des nkrafttretens der Prozeknovelle bereits vorhandenen 
Vereine ohne juriſtiſche Perjönlichteit der neuen Vorfchrift unterftellen. [Für die Anwend— 
barkeit des S50 Abi. 2 auf die älteren, nicht rechtsfähigen Vereine: Gierfe Vereine ıc. (2) 
S. 51, Pland Komm. z. EG. (3) N. 6 Abi. 2 zu Art. 163, Niedner Komm. z. EG. (2) ©. 313, 
Hachenburg Vortr. (2) S. 479, Habiht Einwirkung des BGB. auf zuvor entitandene 
Rechtöverbältnifle (2) S. 124, Dernburg BR. (3) 1878 Ziff. IVg. E. RG. 13. Nov. 1902 
IW. 1903 S. 3 Nr. 2, OYG. Roftod SA. LVI Nr. 162. Durch die Beftimmung des baper. 
Übergangsgei. v. 9. Juni 1899 Art. 2 Ubf. 1, daß auf die 3. 3. des Anfrafttretens bes 
BGB, beitehenden Vereine die Vorichriften des BGB. über die Geiellihaft Anwendung 
finden, ift die Anwendbarkeit des $ 50 Abi. 2 der CPrO, nicht ausgeichloffen. Val. Henle 
u. Schneider Die bayer. Ausf. Geſetze z. BGB. N. 2 vor Art. 1 und N. 2 zu Art. 2 des 
Uberg. Geſ.; in der N.2 zu Art. 2 ift ftatt CPrO. $51 Abſ. 2 zu leien: 850 Abf. 2.] 

4. Die Parteifähigfeit eines Ausländers iſt nach den Geſetzen feines Heimatsſtaats 
zu beurteilen. Das entipricht dem Rechtsgedanken, auf welchem EG. z. BGB. Art. 7 
Abi. 1 berubt. Cine entiprechende Anwendung der im EG. z. BGB. Art. 7 Abf. 3 und 
in CPrO. $55 enthaltenen Sätze auf die Beurteilung der Parteifähigkeit eines Ausländers 
ift abzulehnen, weil die Gründe, welche dazu führen, bei der Geſchäfts- und Prozekfähig- 
teit jubfibiär das inländiiche, der Gültigkeit der Nechtshandlung günftigere Recht an— 
zuwenden, bei ber Parteifähigfeit wegen ihres Zujammenhangs mit der Nechtsfähigfeit 
nicht zutreffen. Iſt ein Ausländer nach den Geſetzen feines Heimatsſtaats, 3. B. als 
Ordensangehöriger, nicht rechtsfähig, jo ift er auch in Deutichland nicht parteifäbig [vgl. 
RG. Entih. XXXII Nr. 46 ©. 173, OLG, Frankfurt SA. XLVIII Nr. 157). Aber ein 
ausländiiches Gejeg, wonach jemand als Sklave rechtsunfähig ift, it für Deutichland nicht 
maßgebend, arg. EG. 5. BGB. Art. 30, 

Die Rechtsfähigleit und folglich die Parteifähigfeit eines ausländiichen Vereins, der 
die Rechtsfähigfeit im Inlande nur nah BGB. 88 21, 22 erlangen könnte, hängt von 
jeiner Anerkennung dur den Bundesrat ab (EG. 5. BEP. Art. 10 Sak 1]. Daher kann 
ein ſolcher Verein nicht als angreifende Partei (Kläger 2c.) auftreten, ohne vom Bundes» 
rat anerfannt zu fein, wohl aber fann er auch ohne diefe Anerkennung angegriffene 
Partei fein (arg. EG. 3. BEP. Art. 10 Sap 2 mit CPrO. $ 50 Abi. 2). Andere aus: 
ländijche Vereine, alſo beionders die Vereine und Verbände des öffentlichen Rechtes, find 
in Deutichland aktiv und paſſiv parteifähig, wenn fie ed nadı dem Recht ihres Heimat« 
itaates find. Ebenſo verhält es fich mit allen ausländiihen Stiftungen und Anftalten, 
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jowohl mit denen des Privatrechts wie mit denen bes Öffentlichen Rechtes. Eine aus— 
ländiihe Berfiherungsunternehmung erhält durch Erteilung der Erlaubnis zum Geichäfts- 
betrieb im Inlande die Parteifähigfeit (RG. über die priv. Verſ. Unternehmungen v. 12. Mai 
1901, RGBl. &.139, 88 85, 89). 

5. Die Parteifähigfeit muß vom Beginne des Prozeſſes bis zur Zeit der Urteils— 
fällung vorhanden jein [RG. 28. Mai 1891 Beitr.3.E.d. DR.XXXV ©.1185]. Das Gericht 
bat den Mangel der Parteifähigfeit von Amtswegen zu beachten ($ 56). Die angegriffene 
Rartei fann ſowohl den Mangel ber Parteifähigkeit des Angreifers wie auch den Mangel 
ihrer eigenen Parteifähigfeit rügen; zu diefem Zwecke kann fie einen Bevollmächtigten be: 
itellen [ogl. RG. 12. März 1895 Entſch. XXXV Nr. 93 ©. 362]. Die Rüge ift eine ſog. 
prozehbhindernde Ginrede (8 274 Abſ. 1 Nr.7). Die Prozekhandlungen eines Parteiunfähigen 
find ebenjo unmirffam wie die eines Prozehunfähigen. Wie diefe können fie durch Ge— 
nehmigung wirfiam werden. Genehmigung ift aber nur benfbar, wenn ein Parteiunfähiger 
nachträglich die Parteifäbigfeit erlangt. — Über Aufhören der Parteifähigfeit während 
des Prozefles I.N. 8 zu 8 239. 


$. 51. (50.) 

Die Fähigkeit einer Partei, vor Gericht zu jtehen, die Vertretung nicht 
prozehfähiger Parteien durch andere Perjonen (gejegliche Vertreter) und die 
Nothwendigkeit einer bejonderen Ermächtigung zur Prozeßführung bejtimmt 
jich nach den Vorjchriften des bürgerlichen Rechts, ſoweit nicht die nachfolgen- 
den Paragraphen abweichende Bejtimmungen enthalten. 


$. 52.* (51.) 
Eine Perſon ift inſoweit progekfähig, als fie ſich durch Verträge ver: 
pflichten kann. 
Die Prozehfähigfeit einer Frau wird dadurch, daß fie Ehefrau it, nicht 
beichränft. 


SE. 88 49, 50, HR. 675 ff., 3764 ff., 4352 ff., 6875 ff, NE. 8 50, NE. 119 fi., 122 f., 136 f., 359, 
857, 365, 1269, €. 188 49, 50, E. 11, III 88 50, 51, M. 738 ff. RP. 23, 511 ff. 


Litteratur: C. Barazetti 3.2. v. d. Prozeffähigfeit, Fuchs Beitr. 5. E. d. DR. XXIX 
©. 5% ff., 753 ff, XXXVIN ©. 241 fi., 548 ff, Thiele eod. XXXIX ©. 601 ff., Pindelmann 
Ztſchr. f. d. CPr. IX ©. 215 fi., Pfizer eod. XIII ©. 156 ff., Bunſen eod. XXVI ©. 281 ff., Wach 
Handb. IS. 532 ff., Pland Lehrb. 18 44, Hellmann Lehrb. ©. 246 ff., Schmidt (2) $50 Ziff. II 
S. 318 ff,, Weismann I $ 24 ©. 70 fi., Bekker Band. 1 863 Beil. I. 

1. Prozehfähigkeit ift die Fähigkeit, prozeffualiiche Handlungen wirkſam vor: 
zunehmen und entgegenzunehmen. 

In $51 wird die Prozehfäbigfeit bezeichnet als die Fähigkeit einer Partei, vor Ge- 
richt zu ftehen. In den Mot. z. E. IIS.73 heißt es: „Unter Prozeßfähigkeit veriteht der 
Entwurf die Fähigkeit einer Partei, vor Gericht zu ftehen, d. b. die Fähigkeit, einen Prozeß, 
an welchem die Partei beteiligt ift, Telbit zu führen oder durch einen von ihr beitellten 
Prozehbevollmächtigten führen zu laffen — legitima persona standi in indicio.“ Dieſer 
Ausdrud entitammt dem Kodertitel 3,6. Jene Bezeichnung und diefe Begriffsbeitimmung 
find in verfchiedenen Beziehungen ungenau. Die Vorschriften über Prozehfähigfeit gelten 
nicht bloß für die Parteien, fondern auch für den Nebenintervenienten und im Zwilchen: 
ftreite zwwiichen einer Partei und einem Dritten auch für diefen (z.B. im Zwiſchenſtreit 
über die Zeugnisverweigerung auc für den Zeugen). Ferner ift Prozeßfähigleit nicht bloß 
zu Dandlungen vor Gericht, fondern auch zu außergerichtlichen prozefiualiichen Hand— 
lungen erforderlihb. Endlich muß Prozeßfähigkeit nicht bloh auf Seite des Hanbdelnden, 
fondern auch auf Seite deſſen vorhanden fein, demgegenüber eine Prozeßhandlung (3. B. 
eine Zuftellung) vorgenommen wird. 

Die Erteilung einer Vollmacht zur Prozehführung oder zu einer einzelnen Prozeß— 
handlung ift prozeſſualiſche Handlung und erfordert daher Prozehfähigkeit. Die Vollmacht 
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erliicht nicht durch den Gintritt der Prozeßunfähigkeit des Vollmachtgebers ($ 86). Über 
die folgen bes Mangels der Prozehfähigteit und über Genehmigung der Handlungen eines 
Prozehunfähigen I. N. 1 litt. e zu $ 56. 

2. Die in $51 enthaltene Vorfchrift, daß fich die Prozekfähigfeit nach den Vor— 
ichriften des bürgerlichen Rechts beftimmt, joweit nicht die nachfolgenden Paragraphen ab: 
weichende Peitimmungen enthalten, geht von der Vorausſetzung aus, dab das bürgerliche 
Recht Vorschriften über Prozehfähigkeit enthalte. Dieje Vorausfegung trifft für das BEP. 
nicht zu. Folglich ift die Verweiſung auf das bürgerliche Recht gegenftandslos. Es gelten 
alſo nur die in der CPrO. enthaltenen Vorjchriften über Prozeßfähigkeit. 

Dieſe ergeben folgendes: 

I. Die Prozebfäbigfeit fommt demjenigen zu, welcher fich durch Verträge verpflichten 
lann ($ 52). Nur die Fähigkeit, fi dur Vertrag zu verpflichten, nicht die Berant- 
wortlichfeit für den durch eine unerlaubte Handlung entftandenen Schaden (Deliktsfähig- 
feit), und nur bie Fähigkeit, fih jelbftändig, db. i. ohne Einwilligung oder Genehmigung 
eined Anderen durd Vertrag zu verpflichten, ift der Dlabitab für die Prozekfähigfeit. 
Mer fih nur mit Einwilligung oder Genehmigung eines Anderen durch Vertrag verpflichten 
fann, ift prozehunfähig. Es giebt feine Prozekfäbigfeit, die von der Einmilligung oder 
Genehmigung eines Anderen abbängt. [Bagl. Fitting Ard. f. c. Pr. LXI ©. 414, 776 ff. 
MWah Handb. 1 847 N. 9.] 

Auf Grund der VBorichriften des BGB. ergiebt fih, dab prozehfähig ift, wer in ber 
Geichäftsfähigkeit nicht beichränft ift. Prozeßunfähig ift demnach: 

a) wer nah BEP. $ 104 geihäftsunfähig iſt, d. i. 

«) wer nicht das fiebente Lebensjahr vollendet hat, 

?) wer fi in einem die freie Willensbeftimmung ausichließenden Zuftande krank— 
bafter Störung der Geiftesthätigfeit befindet, fofern nicht der Zuftand feiner Natur nad) 
ein vorübergehender ift, 

y) wer wegen Geifteöfranfheit entmünbigt ift. Aus 8 664 Abſ. 2, $ 679 Abf. 4 er: 
giebt ſich jedoch, dat der Entmündigte für die dort bezeichneten Anfechtungsprozeffe einen 
Reit von Prozehfähigfeit behält; 

1) wer in der Geichäftsfähigfeit beichränft ift, d. i. 

«) ein Minderjähriger, der das fiebente Lebensjahr vollendet bat (BGB. $$ 106 
bis 111). Die Volliährigfeitserflärung (BGB. $$ 3 bis 5) macht prozehfähig; 

8) wer wegen Geiftesichwäche, wegen Verſchwendung oder wegen Zrunffucht ent— 
mündigt oder wer nah BEP. 8 1906 unter vorläufige VBormundichaft geftellt ift (BGB. 
$ 114; vgl. a. EG. z. BGB. Art. 156, 211). Aus $ 664 Abi. 2, 8679 Abi. 4 ergiebt ſich 
jedoch, daß der Entmündigte für die dort bezeichneten Anfechtungsprozeffe einen Reſt von 
Prozehfähigleit behält. 

Ermächtigt der geiekliche Vertreter mit Genehmigung des Vormunbdichaftägerichts den 
in der Geichäftsfähigfeit Beichränkten zum felbjtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts, 
jo iſt der in der Gejchäftsfähigfeit Beichränfte für MRechtöftreitigfeiten aus Anlaß bder- 
jenigen Rechtögeichäfte prozehfähig, welche der Gefchäftsbetrieb mit fich bringt. Aus— 
genommen find Mechtöftreitigfeiten aus Anlaß ſolcher Rechtögeibäfte, zu denen der Vertreter 
ber Genehmigung des Vormundichaftsgerichts bedarf (arg. BGB. $ 112 Abi. 1, 8114; val. 
a. BGB. $ 1821, $ 1822 Nr. 3 bis 13). 

Ermädtigt der geiegliche Vertreter den in der Geichäftsfähigfeit Beichränkten, in 
Dienſt oder Arbeit zu treten, jo ift der in der Geichäftsfähigfeit Beichränfte für Rechts: 
ftreitigfeiten aus Anlaß derjenigen Rechtägefchäfte prozebfähig, welche die Eingehung oder 
Aufhebung eines Dienſt- oder Arbeitöverhältniffes der geftatteten Art oder die Erfüllung 
der ſich aus einem jolchen Verhältnis ergebenden Verpflichtungen betreffen. Ausgenommen 
find Rechtäftreitigfeiten aus Anlaß von Verträgen, zu denen ber Vertreter ber Genehmigung 
des VBormundichaftsgerichts bedarf (arg. BGB. $113 Abi. 1, $ 114; vgl.a. BGB. $ 1822 
Nr. 6,7). 
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Kraft der väterlichen oder vormundſchaftlichen Genehmigung zur Übernahme von 
Sciffsdienften wird der Minderjährige, welcher das vierzehnte Lebensjahr vollendet hat, 
prozebfähig für Nechtöftreitigfeiten über Heuerverträge (Seemannsordn. dv. 2. Juni 1902, 
NEL. ©. 175, $7 Abſ. 2, 88). 

In Eheſachen (5 606) ift ein in der Geichäftsfähigfeit beichränfter Ehegatte prozeh- 
fähig; dies gilt jedoch inſoweit nicht, ala nah BGB. 81336 Abf.2 Sa 2 nur fein gefeß- 
licher Vertreter die Ehe anfechten fann, d. i. bei Anfechtung der Ehe wegen Beichränfung 
der Geichäftsfähigkeit zur Zeit der Eingehung oder der Veitätigung ($ 612). 

Für Prozeffe, in denen bie Ehelichfeit eines Kindes oder die Anerkennung der Ehe: 
lichkeit von dem Ehemanne der Mutter durch Anfechtungstlage angefochten wird, ift der 
Ehemann prozebfähig, auch wenn er in der Geichäftsfähigfeit beſchränkt ift (8 641 Abi. 2). 

Hiernad giebt eö außer der allgemeinen Prozekfähigfeit eine befondere Prozeß— 
fähigfeit von Terjonen, die der allgemeinen Prozeßfähigleit entbehren, für Mechtäftreitig- 
feiten über gewiſſe Gegenftände. Die befondere Prozebfähigfeit umfaßt die Fähigfeit zur 
Beitellung eines Bevollmächtigten, zum Verzichte ($ 306), zum Anerfenntniffe ($ 307), zum 
Vergleih und zu den durch die Zwangsvollſtreckung veranlaßten Prozeßhandlungen ein: 
Ichließlich der fi) auf den uriprünglichen Streitgegenftandb beziehenden Widerſpruchsklage 
aus $$ 767, 768, Sie erftredt fich aber, da fie nach der Art des Streitgegenftandes be- 
grenzt ift, nicht auf den Prozeß über einen anderen Streitgegenftand, der durch Wider: 
flage ($ 33) oder durch Angidentfeftitellungstlage oder »mwiderflage ($ 280) in den Prozeß 
hineingezogen werden könnte, wenn bie Prozebfähigfeit allgemein wäre. Aus demſelben 
Grunde bürfte fie fi auch nicht auf die Widerfpruchäflage eines Dritten nad $ 771 
gegen eine von bem beichränft Prozekfähigen betriebene Zwangsvollſtreckung erftreden. 

U. Die Prozehfähigfeit einer frau wird dadurch, daß fie Ehefrau ift, nicht be- 
ichränft ($ 52 Abſ. 2). Für eine Ehe, die feit dem Ankrafttreten des BGB. geichloffen 
worden ift, hat dieje Vorfchrift feine Bedeutung, weil fih aus dem BGB. feine Beichrän- 
fung der Ehefrau als folder in der Gejchäftsfähigfeit und folglich auch feine Beſchränkung 
in ber Prozekfähigfeit ergiebt. Nach EG. z. BGB. Art. 200 Abi. 1 Sag 1 und Abi. 3 bleiben 
aber für den Güterfiand einer zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. beftehenden Ehe 
die bisherigen Geſetze mahgebend und, foweit die Ehefrau nach den für den bisherigen 
Güterftand mahgebenden Gejegen infolge des Güterftandes ober der Ehe in ber Geſchäfts— 
jähigfeit befchräntt ift, bleibt dieſe Beichränfung in Kraft, folange der bisherige Güter: 
ftand beſteht. Aus derartigen in Landeögefeßen enthaltenen Beichränfungen der Ehefrau 
in der Gejchäftsfähigfeit ergiebt fich feine Prozekunfähigfeit. — Über den ſich aus dem 
ehelichen Güterrechte ergebenden Mangel ber legitimatio ad causamı f. u. N. 7 Ziff. 1. 

3. Soweit jemand prozehunfähig ift, ift zur Prozekführung in feinem Namen fein 
gejeglicher Vertreter berufen. Iſt jemand, der der allgemeinen Prozeßfähigleit entbehrt, 
für einzelne Prozeſſe prozeßfähig, jo ift nicht fein geleglicher Vertreter neben ihm zu ber 
Prozehführung legitimiert, 

Wer gefeglicher Vertreter eines Prozeßunfähigen ift, beftimmt fich nach den Vor— 
ichriften des materiellen Rechtes. In Betracht fommen die Vorichriften des BGB. $$ 1627, 
1630, $ 1635 Abſ. 2, $ 1666 Abi. 2, 88 1670, 1676 bis 1680, 1684 bis 1686, 1693, 
1696 bis 1698, 1707, 1773, 1791, 1793, 1797, 1896, 1897, 1906, 1909, 1912, 1915; 
vgl. a. EG. 3. BGB. Art. 136. 

Ob der geiegliche Vertreter einer befonderen Ermächtigung zur Prozeßführung be 
barf, beſtimmt fich gleichfalls nach den Vorichriften des bürgerlichen Rechtes. Das BEL. 
enthält keine Vorichrift, wonach einer ber im BGB. erwähnten gefeplichen Vertreter (Vater, 
Mutter, Dormund, Pfleger) zur Prozehführung im allgemeinen einer bejonderen Er: 
mächtigung bedürfte. Inſoweit ift aljo die Verweiſung auf das bürgerliche Recht gegen: 
itandslos. Wegen der Ermächtigung zu einzelnen Prozeßhandlungen f. $ 54. Nach $ 612 
Abi. 2 Satz 2 bedarf aber der geietliche Vertreter eines geichäftsunfähigen Ehegatten 
zur Erhebung der Scheidungs- oder der Anfechtungsflage der Genehmigung des Vormund- 

8. Seuifert, Cwilprozeßordnung I. 10. Aufl, 6 
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ichaftögerichts und nach 641 Abf.2 Sa 2 kann der geiekliche Vertreter eines geichäfts- 
unfäbigen Ehemannes die Anfechtungsflage, in welcher bie Ehelichkeit eines Kindes oder bie 
Anerkennung der Ehelichfeit angefochten wird, nur mit Genehmigung des Vormundſchafts- 
gerichtö erheben. 

Über die Folgen des Mangels der Vertretungsmadt ober der erforderlichen Er: 
mächtigung zur Prozekführung ſ. $ 56. 

4. Als prozekunfähig werden gewöhnlich noch die juriftifchen Perfonen und die fonftigen 
parteifähigen Perfonenverbände angeführt [vgl. außer den Kommentaren Wach Hanbb. I 
&.540f.]. Die Prozeßunfähigfeit wird aus ber vermeintlichen Handlungsunfähigfeit dieſer 
Verbände hergeleitet. Die Annahme der Handlungsunfähigfeit beruht auf der Unterftellung, 
dak bie Rechts- und die Parteifähigfeit der juriftiichen Perjonen und der fonftigen Ver— 
bände eine Fiktion fei. Die neuere Theorie verwirft die Annahme einer Fiktion und 
nimmt an, daß bie juriftiichen Perfonen und die fonftigen parteifähigen Perfonenverbänbe 
willens= und handlungsfähig find; fie handeln durch ihre Organe oder, fomweit die Verbände 
nicht organifiert find, durch die Gefamtheit ihrer Mitglieder. [Vgl. Gierfe Die Genoffen- 
ihaftstheorie und die deutiche Rechtipredung ©. 603 ff., D. PrR. l ©. 519 ff. Regelsberger 
Band. 1&.322ff., Cofad Lehrb. d. BR. (4) I $ 28 Ziff. 1.) Von diefem, m. E. richtigen, 
Standpunft aus ergiebt fi, daß die juriftiichen Perfonen und bie fonftigen parteifähigen 
Verbände prozehfähig find und Prozekhandlungen durch ihre Organe vornehmen fünnen 
[val. insbeſ. Gierfe Genoſſenſchaftstheorie S. 733 N.2,3, S.140 N.1]. Prozekunfähig find 
fie nur, folange fie der zur Prozekführung berechtigten Organe entbehren. Obwohl nad 
biefer Theorie die Organe der juriftiichen Perfonen 2. nicht mit den Vertretern prozeß— 
unfähiger Perfonen zu identifizieren find, jo muß doch anerfannt werben, daß die CPrO. 
wie die ganze Reichsgeſetzgebung fie geſetzliche Vertreter heit und daß daher bie für geſetz— 
liche Vertreter geltenden VBorichriften der CPrO. auch auf bie bezeichneten Organe an— 
zumenden find. Dies gilt insbejondere auch von der Vorfchrift des $ 51 Abi. 1; die Ber: 
tretungsbefugnis (Legitimation) der Organe und die Notwendigkeit einer befonberen Er: 
mädtigung zur Prozehführung beftimmt fich alfo nad den Vorſchriften bes bürgerlichen 
Nechts, ſoweit nicht die CPrO. abweichende Beitimmungen ($ 54!) enthält. 

Neichögefegliche Vorichriften über folche Legitimation j. BEB. $26 Abi.2, 85 28 
bis 30, $ 48 Abi. 2, 69, 86; HGB. 85 125 bis 127, 149, 150 (offene Handelsgeſellſchaft), 
$ 161 Abſ. 2, $ 170 (Rommanbditgejellichaft), $$ 231, 232, 235, 242, 268, 272, 273, 295, 
298, 309 (Aftiengejellihaft), $ 320 Abſ.2, $ 325 Nr. 4, $ 328 (Komm.Gef. a. Altien), $ 492, 
$ 493 Abj. 3 Rhederei); Reichöbantgef. v. 14. März 1875 (RGBl. ©. 180) $$ 27, 38; Gew.- 
Ordn. $8$ 101, 104h für Innungen und Innungsverbände,; RG. üb. d. eingeſchr. Hülfskaffen 
v. 7.Apr. 1876 (RNGBE. ©.125) 816; RG.v. 15. Juni 1883 betr. die Krankenverſich. (RGEBl. 
&.73) 835; Gewerbe-UInf.Beri.Gei. (RGBI.1900 ©. 585) 8 42, Unf.Berf.Gef. f. Land- und 
Forſtwirtſchaft (RGBL.1900 ©. 641) $ 44, Bau-Unf. Verſ. Geſ. (RGBI. 1900 S. 698) 814, 
See-Unf. Verſ. Geſ. (RGBl. 1900 &. 716) $ 42; RG. betr. die Erw. u. Wirtjchaftsgenoffen- 
fchaften in d. 75.d. Bel. v. 20. Mai 1898 (RGU. 5.310) $24, 851 Abi. 3, $ 88; Invaliden- 
veri.Gef. v. 19. Juli 1899 (RGBl. ©. 463) 8 73; RG. v. 20. Apr. 1892 betr. die Gefellichaften 
mit befchr. Haftung i. d. 75. der Bel. dv. 20. Mai 1898 (RGBl. ©. 846) 88 35, 70; NG, betr. 
die gemeins. Nechte der Befiter von Schuldverichreibungen v. 4. Dez. 1900 (RGBl. S. 691) 
$14 Abſ. 4,5; RG. über die priv. Verf.Unternehmungen dv. 12. Mai 1901 (RGBl. ©. 139) 
$37, 847 Abſ. 1, $88. ft der Konkursverwalter Organ der Gläubigerihaft (vgl. N. 2 
litt. a zur Überfchrift des zweiten Abfchnitts des 1. Buchs, ©. 71), fo gehören auch bie 
Vorichriften der KO. über die Legitimation des Konfursverwalters zur Prozekführung 
bierher. Über Vertretung des Fiskus ſ. die Noten zu 8 18. 

Soweit das Reichsrecht feine Vorjchriften über die Organe juriftiiher Perionen und 
varteifähiger Perfonenverbände enthält, ift das Landesrecht maßgebend. 

Die Reichögefege enthalten feine Vorichrift, wonach zur Prozeßführung durch ſolche 
„geietliche Vertreter“ eine befondere Ermächtigung notwendig wäre. Nach dem preußiihen 
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Rechte fommt ſolche Ermächtigung in Frage für den Kirchenvorftand: nad) der evang. 
Kirchengemeinbeorbn. v. 10. Sept. 1873 (GS. 1874 ©. 159) 831 Nr. 4; G. v. 3. Juni 1876 
(68. ©. 125) Art. 1, 26; Kirchengem. Ordn. f. Schlesw.-Holft, v. 4. Nov. 1876, f. Lauenburg 
v. 7. Nov. 1877, für das Konfift. z. Wiesbaden v. 4. Juli 1877 und Gef. v. 6. Apr. 1878; für 
den fatbolischen Kirchenvorftand nad) Gef. v. 20. Juni 1875 (GE. ©. 245) 821 Nr.5,$51, 
und Gef. v. 7. uni 1876 (GS. ©. 149) 83; vgl.a. Eccius Pr. Pr. IV 8283 N.82, Lütt- 
gert Beitr. z. E. d. DR. XL S. 295 ff. Wegen Schulgemeinden und Univerfitäten j. ALR. 
1112 819, 54 bis 57, 67, 68, Strieth. Arch. LVIII ©. 44; wegen Armenanftalten ſ. ALR. 
I119 8842,43. — Nah dem bayerifhen Rechte: für Kirchenverwaltungen und bie In— 
haber kirchlicher Pfründen nad Gem. Ordn. für das diesrh. Bayern Art. 206 Abi. 2, Gem.- 
Orbn. f.d. bay. Pfalz Art. 129, rev. Gem.Ed. v. 1834 8 123 Nr. 9, 88 128 u. 103, Verorbn. 
v. 6. Dez. 1808 Art. 15; Regulativ v. 24. Sept. 1818 824, ME. v. 17. u. v. 25. uni 1853 
(Weber IV &.577); für die Vertreter der fath. Hirchenfabrifen nad) Verordn. dv. 6. Dez. 
1808 Art. 15; für die Vertreter der proteftantifchen Presbyterien und Pfründen nad Ver: 
ordn. dv. 8. an. 1819 und Dekr. v. 6. Nov. 1813 Art. 14, 29, 51. — Wegen des württem: 
bergiſchen Partifularrehts j. Geßler Die württ. Landesgef. u. Verordn. 3. CPrO. ıc. 
©. 252 ff. 

Auh wenn zur Prozebführung eine befondere Ermächtigung notwendig ift, fann 
dem Bertreter eine Klage wirkſam zugeftellt werben; vol. $171 Abſ. 2, 3. 

5. Unter den Begriff des gefehlichen Vertreters i. S. ber CPrO. fallen auch ber 
Pfleger des Gebrechlichen, des Abweſenden, ber Leibeöfrucht, des unbefannten Beteiligten 
und bes durch öffentliche Sammlung zufammengebradten Vermögens (BEB. 88 1910 bis 
1913), der Vertreter des jeweiligen Gläubigerö der Hypothek oder des Sciffspfandredhts 
(BEP. 88 1189, 1270), die nah CPrO. 88 57, 58, $ 494 Abi. 2, S 779 Abi. 2, 8 787 be- 
ftellten Mertreter, der Nachlaßpfleger (BEB. 88 1960 ff.), der Nacjlakverwalter (BEP. 
88 1984 ff.), der Zeitamentsvollitreder (BGB. $$ 2197 F.), der Zmangäverwalter (Zn BG. 
$ 152) unb der Güterpfleger eines abweſenden Beichuldigten (StPrO. $ 334), fomweit man 
diefe Perfonen nicht ſelbſt als Prozehparteien betrachtet. Darüber vgl. N. 2 zur ÜÜber- 
Schrift des 2. Abfchn. bes 1. Buchs ©. 71 ff. Wer den Honfuröverwalter nicht ald Organ 
der Gläubigerichaft, jondern als Vertreter des Gemeinſchuldners betrachtet, muß ihn eben» 
falls zu dieſer Gruppe gefeßlicher Vertreter rechnen. 

6. Ein gefehlicher Vertreter (die Organe eingeichloffen) bat im Prozeß in vielen 
Beziehungen bdiejelbe Stellung mie eine Partei. Bol. 3. B. in Anfehung der Zuftellungen 
$ 171, in Anfehung ber Unterbredung und ber Ausſetzung des Verfahrens die 88 241, 
246, in Anjehung des Eides bie $$ 426, 441, 473, 474, 477. immerhin ergeben fid 
daraus, daß ber Vertreter nicht ſelbſt Prozeßſubjelt ift, wichtige Verſchiedenheiten. So 
weit der Gerichtöftand von perfönlichen Beziehungen bes Bellagten zu dem Gerichtöbezirf 
abhängt (88 13, 15 bis 17, 20), find die Beziehungen nicht des Vertreters, ſondern bes 
Vertretenen maßgebend. Die Wirkungen ber Rechtöhängigfeit treten nicht für und gegen 
den Vertreter perjönlich ein; der Vertreter haftet nicht perjönlich für die Koſten bes Pro» 
zefles, es wäre denn, dab er nach $ 102 wegen groben Verfchuldens zur Tragung von Koften 
verurteilt worden ift; er wird perfönlich nicht von der Wirkung des Urteild betroffen ac. 
(vgl. NR. 5 vor $ 50). 

Ein Vertreter fann nicht im Namen des Vertretenen einen Rechtsſtreit mit fich im 
eigenen Namen oder im Namen eines Dritten führen [vgl. RG. 18. Okt. 1882 Entich. VII 
Nr.123 ©.404]. Diejer fi aus dem Weſen des Eivilprozefies ergebende Sak follte nad 
ber Ant. IT 3. Dentichrift 3. €. e. BGB. als $ 53a in die CPrO. eingeftellt werden, ift aber 
bei der Vorlage des Entw. der Nov. als jelbftverftändlich wegaelaflen worden [auf Anregung 
von 2. Seuffert Ztichr. f. d. EPr. XXI S.328]. Vgl. a. BGB. 8181. 

7. Bon der Prozeßfähigkeit ift die Befugnis, über den Etreitgegenftand Prozeß zu 
führen (legitimatio ad causam, Sadjlegitimation), von der Prozeßunfäbigteit alfo ber Mangel 
diefer Befugnis zu unterfcheiden. Prozeßfähigleit ift eine im Anſchluß an die Gefchäfts- 
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fähigfeit rechtlich normierte Perfoneneigenichaft; ihr Vorhandenjein hängt von jubjeltiven 
Berhältnifien ab. Sacdlegitimation ift feine Perfoneneigenichaft, jondern eine Beziehung 
zwiichen Perjon und Streitgegenftand. Die von oder gegenüber einem Prozebunfähigen 
vorgenommenen Prozekhandlungen find unwirkſam (über Genehmigung ſ. N. 1 litt. b zu 
$ 56), die von oder gegenüber einem nicht zur Sache Legitimierten vorgenommenen Prozeb- 
bandlungen find wirkſam, aber fie vermögen nicht eine Enticheidung über den Streitgegen- 
ftand herbeizuführen. Die Prozekfähigleit gehört zu den ſog. Prozekvorausfegungen, die 
Sadlegitimation gehört zur Begründung der Klage. Wer zur Sache legitimiert ift, er» 
giebt fich aus dem materiellen Rechte. Wo die CPrO. Beitimmungen über die Sadı- 
legitimation enthält ($ 632, 8 664 Abf. 2, $ 679 Abi. 4, $ 686 Abi. 2, $ 856 Abi. 2, 8 974), 
greift fie in das materielle Recht über. 

Il. Zu den die Saclegitimation betreffenden Vorichriften gehören biejenigen Vor— 
ichriften des BGB., melde die Befugnis zur Prozekführung in Anfehung bes eingebrachten 
Gutes und des Gejamtgutes betreffen [vgl. Hellwig Aniprud und Klagereht ©. 298]. 

a) Bei dem gefeglichen Güterjtande der Verwaltung und Nußnießung fann der 
Dann ein zum eingebrachten Gute gehörendes Recht im eigenen Namen gerichtlich geltend 
machen (BEB. 81380 Satz 1). Er ift dazu befugt kraft feines Verwaltungs: und Nutz- 
nießungsrechts am eingebrachten Gute, nicht etwa als gefeglicher Vertreter der Frau. 
Daher wirft das Urteil regelmäßig bloß für und gegen ihn. Nur wenn er befugt iſt, 
über das geltend gemachte Recht ohne Zuftimmung der rau zu verfügen, was nad BEP. 
s$ 1375, 1376 bloß bei einer auf das Eigentum (BEB. $ 985) oder auf den früheren 
Befig (BEP. $ 1007) geftügten Klage auf Herausgabe von Geld oder anderen verbraud)- 
baren Sachen zutreffen kann, wirft das Urteil auch für und gegen die rau (BGB. $ 1380 
Satz 2). Übrigens ift der Mann bloß befugt als Angreifer, d. i. als Kläger (Wiber- 
kläger), ald Gläubiger im Mahnverfahren, als Gefuchiteller im Arreftprogek und in dem 
Verfahren über einftweilige Verfügung, als Liquidant im Konfurfe, ein zum eingebrachten 
Gute gehörendes Recht geltend zu maden. Zur Führung eines Prozefjes, in welchem ein 
Dritter ein Recht an einem Gegenftande geltend macht, der zum eingebrachten Gute ge— 
bört, fehlt dem Manne die Paifivlegitimation. Derartige Aniprüce find gegen die Frau 
geltend zu machen. Daß der Mann als Befiger von Sachen, die zum eingebrachten Gute 
gehören, mit der Eigentumsflage oder mit einer Befigflage oder mit der Klage aus BGB. 
$ 1007 belangt werden fann, ift eine Sache für fih. Hat jemand ein Recht an dem ein- 
gebrachten Gute gegen die Frau geltend gemacht, fo fann er die Zmangsvollftredung in 
eingebrachtes Gut nur nad Maßgabe der $$ 739, 741, 742 gegen den Dann betreiben. 

Die Befugnis des Mannes ein zum eingebrachten Gute gehörendes Recht im eigenen 
Namen gerichtlich geltend zu machen, jchlieht keineswegs die Befugnis ein, im Prozeß über 
ein folches Recht ohne Zuftinnmung der Frau zu verfügen [vgl. Binder Prozekführung und 
Verfügungsmadt in Beitr. 3. Ausleg. d. BEB. 2. Heft S. 103ff.). Diefe Befugnis fteht 
ihm vielmehr nur zu, wenn er fie auch außerhalb des Prozeffes hat; alfo nur bei ben 
auf Derausgabe von Gelb oder anderen verbraucdhbaren Saden gerichteten Anſprüchen 
aus BGB. $ 985 ober $ 1007 (arc. BGB. 88 1375, 1376). Nur in diejfen Fällen iſt 
ein im Prozeffe von dem Manne ohne Zuftimmung der rau erflärter Verzicht auf das 
geltend gemachte Recht oder ein ohne Zuftimmung der Frau geichloffener Vergleich auch 
der frau gegenüber wirffam; in allen anderen Fällen beichränft jih die Wirkſamleit des 
Verzichts und des Vergleichs auf den Mann. Da die Empfangnahme einer geichuldeten 
Leiftung Verfügung über den Anſpruch ift, fann der Mann nur in den bezeichneten Fällen 
verlangen, daß ber Gegner einfad) zur Leiſtung an ihn verurteilt wird; in allen anderen 
Fällen hat er zu beantragen, daß der Gegner verurteilt werde, an ihn mit Zuftimmung 
der Frau zu leiften; er bedarf daher auch zur Empfangnahme im Wege der Zwangsvoll— 
ftrefung der Zuftimmung der Frau. 

Natürlih kann der Dann mit Vollmacht der Frau ein zum eingebrachten Gute 
gehörendes Recht auch im Namen der Frau geltend machen; dann fann er die Klage im 
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Namen ber Frau erheben, worin feine Zuftimmung zu dem Rechtöftreite der Frau (vgl. 
BGB. 5 1400) gelegen ift, oder er kann mit der Stlage im eigenen Namen die Stlage 
namens der Frau verbinden. Mit der Vollmacht, durch die der Dann zur Prozekführung 
im Namen der Frau ermächtigt wird, ift die Zuftimmung ber Frau zu dem im eigenen 
Namen geführten Prozeffe des Mannes nicht zu verwechſeln. Eine ſolche Zuftimmung 
macht den Prozek und das Urteil nicht der Frau gegenüber wirkfiam [vgl. Pland Komm. 
3. BGB. (3) N. 17 Abi. 2 zu $ 1380, Etaudinger-Engelmann (2) RN. 6 zu $ 1380, Opet 
M. 56 zu $ 1380, U. Schmidt in Hölders Komm. z. BEB.N. 4 zu $ 1330, Gaupp (9) 
N. IVAal zu $52; aM.: Hellwig Anfpruch und Klagerecht S. 307, Lehrb. I ©. 350]. 

Als Angegriffene, d. i. alö Bellagte, ala Schuldnerin im Mahnverfahren, als 
Gegnerin des Gejuchitellers im Arreſtprozeß und in dem Verfahren betreffs eine einftweilige 
Verfügung, fann die Ehefrau jeden Prozeß, auch einen Prozeß über eingebradhtes Gut, ohne 
Zuftimmung bes Mannes führen; aber der ohne Zuftimmung des Mannes geführte Prozeh 
ift dem Manne gegenüber in Anjehung des eingebrachten Gutes unwirkſam (BEB. $ 1400 
Abj.1). Die Zuftimmung des Mannes macht den Prozeß auch wirkſam für und gegen ben 
Mann in Anjehung des eingebrahten Gutes. Für die Zwangsvollſtreckung kommen bie 
Vorſchriften der $$ 739, 741, 742 auch bei Zuftimmung des Mannes zur Anmenbung. 

Dagegen kann die Ehefrau ald Angreiferin, db. i. als Klägerin, als Gläubigerin 
im Mahnverfahren, ald Gefuchitellerin im Arreftprozeß und in bem eine einftw. Verf. 
betr. Verfahren, als Liquidantin im Konkurs, ein zum eingebradhten Gute gehörendes 
Recht regelmäßig nur mit Zuftimmung des Diannes geltend machen (BEB. $ 1400 Abf. 2). 
Ausnahmsweiſe ift die Zuftimmung entbehrlich in den Fällen des BEB. $8 1401, 1405, 
1407. Die zur Prozehführung erforderliche Zuftimmung des Mannes fann nicht nad) 
BEP. $ 1402 durch das Vormundichaftsgericht erfeßt werben; denn ein derartiger Prozeh 
betrifft nicht die perjönlichen Angelegenheiten der Frau und die Prozekführung ift auch 
fein Rechtsgeichäft. [Bal. Pland Komm. z. BGB. (3) N.3a zu $ 1402, Staudinger-Engel- 
mann (2) N. 2b4 zu 8 1400, Coſack Lehrb. (4) 115 283 VIIII, Meitel BL. f. RA. LV 
©. 171.) Die Zuftimmung gehört zur Aftivlegitimation. Die frau muß alfo zur Ber 
gründung der Klage ıc. die Zuftimmung behaupten und, wenn fie beftritten wird, bemeifen 
fogl. Pland (3) N. 1b Abf. 2 zu $ 1400, Staudinger-Engelmann (2) N. 3de zu $ 1400, 
Opet N. 6 zu $ 1400, 9. Schmidt Komm. 3. BEB.N. Zu zu $ 1400, Endemann Lehrb. 
(8) TI 8 177 Ziff. 3a, Coſack Lehrb. (4) II $ 283 Ziff. VIIIZe, Aronius Beitr. 3. €. d. 
DR. XLV E. 259, Meyer BL. f. RA. LXIV ©. 66, Meitel BL. f. RA. LXV S. 172 fi., 
Rofin DIZ. VIE. 530 f., RG. 19. Dez. 1904 Beitr. 3. €. d. DR. XLIX ©. 953]. Per: 
ſäumt der Gegner ben Verhandlungstermin, fo ift die Behauptung der Zuftimmung als 
zugeftanden zu betrachten. Don Amtswegen ift die Behauptung nicht auf ihre Wahrheit 
zu prüfen, denn es banbelt fich nicht um die Prozehfähigfeit. Die Zuftimmung muß zu 
der ganzen Prozekführung erteilt werden; Zuftimmung zu einzelnen Prozekhandlungen ift 
bebeutungslos. Die Zuftimmung kann noch nad dem Prozekbeginn erteilt werden, auch 
in ber Berufungsinftanz; denn die Sadlegitimation ift nach dem Zeitpunfte der Urteils- 
fällung zu beurteilen. Die erteilte Zuftimmung kann nad dem Prozekbeginne nicht mehr 
widerrufen werden. [Qgl. Mot. 3. 1. E. e. BGB. IV ©. 234, Pland (3) N. 1b Abi. 2 
zu 81400 u. — AM.: Staudinger-Engelmann (2) NR. 264 zu $ 1400.] 

Zu einer pofitiven Feſtſtellungsklage bedarf die Frau der Zuftimmung des Mannes, 
wenn ber Prozeß das eingebracdhte Gut betrifft (arg. $ 1400 Abi. 2); dagegen ift die Frau 
zu einer negativen, das eingebradhte Gut betreffenden Feſtſtellungsklage ohne Zuftimmung 
bes Mannes legitimiert, dba eine folche Klage den Bellagten zur Geltendmachung eines 
Rechtes gegen die Frau provoziert. Die Pajfivlegitimation bei einer pofitiven, das ein- 
gebrachte Gut betreffenden yeftitellungsffage fommt der Frau zu (arg. $ 1400 Abi. 2); 
bagegen ift eine negative das eingebracdhte Gut betreffende Tyeftftellungsflage gegen ben 
Mann zu richten, dba bieier ohne Zuftimmung der frau, nicht aber die Frau ohne Zu: 
ftimmung des Mannes, das zum eingebrachten Gute gehörende Necht geltend maden fann, 
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zu deffen Geltendmahung die negative Feſtſtellungsklage provoziert. IVgl. Gaupp (9) 
N. IVAc zu $ 52.) 

b) Bei dem Güterftande der allgemeinen Gütergemeinfhaft ift der Mann befugt, 
Rechtöftreitigleiten, die fich auf das Gefamtgut beziehen, im eigenen Namen zu führen 
(BEP. $ 1443 Abi. 1). Das gilt fomohl von den Prozeffen, in welchen der Mann ber 
Angreifer, als auch von denen, in welchen er ber Angegriffene if. Der Frau fehlt für 
derartige Prozefie die Aktiv- und die Paffivlegitimation. Ausnahmen ergeben fih aus 
BGB. $ 1450, $ 1452 verb. mit $ 1405 und aus $ 1454. Auch fann der Mann durch 
Zuftimmung zur Prozekführung der Frau diefer fein Verwaltungs: und Prozekführungs- 
recht für den einzelnen Fall übertragen [RG. 13. Febr. 1905 Entſch. LX Nr. 33 ©. 146]. 
Forderungen können gegen bie Frau verfolgt werden; vgl. N. 4 zu $ 740. Die Zmangs- 
vollitredung in einen zum Geſamtgute gehörenden Gegenstand ift ohne ein gegen ben Ehe- 
mann ergangenes Urteil unzulälfig (arg. $ 740). 

Bei fortgefegter Gütergemeinichaft hat in Anfehung der Prozebführung über das 
Geſamtgut der überlebende Ehegatte die rechtliche Stellung des Mannes, die anteiläberech- 
tigten Abkömmlinge haben die rechtlihe Stellung ber Frau (arg. BEB. $ 1487 Abi. 1). 

c) Die ad a und b entwidelten Säbe finden entiprechende Anwendung auf bie 
Prozehführung über eingebradhtes Gut und über Gejamtgut bei dem Güterftande ber 
Errungenſchafts- oder der Fahrnisgemeinichaft (arg. BGB. $ 1519 Abi. 2. $ 1525 Abi. 2, 
$ 1549, $ 1550 Abi. 2). 

d) Da für ben Güterftand einer zur Zeit des Inkrafttretens bes BGB. beftehenden 
Ehe die bisherigen Geſetze mahgebend bleiben (EG. 3. BGB. Art.200), jo fommen für die 
Saclegitimation zu Prozefien, die fich auf eingebradhtes Gut oder Geſamtgut folder Ehen 
beziehen, die Landeögeiege in Anwendung, ſoweit nicht durch Ausführungsgelege der alte 
Güterftand in einen Güterftand des BGB. übergeleitet if. Die Überleitungsvorfcriften 
find bei FFiicher und Henle BEP. (7) EG. Art. 200 N. 3 zufammengeftellt. Nicht über- 
geleitet hat Württemberg und teilweife Lippe. Über das frühere württ. Recht: Pfizer 
MWürtt. Arch. XX ©. 1ff., Stahl Württ. GPL. XVII S. 147 ff., Pfizer eod. S. 250ff. 314 ff., 
ferner XIX ©. 231, 283 #., Mandry Arc. f. c. Pr. LXV ©. 132. 

II. Zu den die Sadlegitimation betreffenden VBorichriften gehören ferner die Vor— 
ichriften der KO.86,$ 10 Abi. 1, $ 11, nach denen die Verwaltung der zur Konkurs» 
maſſe gehörenden Gegenftände und damit die Befugnis zur Prozekführung über joldhe 
Gegenftände durch die Konkurseröffnung dem Gemeinſchuldner entzogen wird und auf ben 
KHonfuröverwalter übergeht. Der Gemeinichuldner wird durch die Honfurseröffnung weder 
ganz noch teilweife prozehunfähig [wie Peterſen-Kleinfeller KO. (4) N. 1 zu $8 10, 11, 
Wilm. Kurlbaum KO. S. 28, 30, Jaeger (2) KO. Anm. 23 zu 8 6, Endemann Kontk. Verf. 
©. 102, Detter Konlursrechtl. Grundbegr. I ©. 319, Wah Handb. I ©. 544, Peterjen 
Eid. Arch. I S. 29 ff., Ztichr. f.d. EPr. XVII S.29 und Komm. (5) N. 10 zu $51 an— 
nehmen], fondern er verliert nur im angegebenen Umfange die Sacdlegitimation [vgl. 
Gaupp (9) N. III litt. C zu 851, Pland Lehrb. I S.215, Schmidt (2) 8.325 0.2, Kohler 
Lehrb. des Konkursrechts S.300 und Leitfaden (2) S.177, Eccius Beitr. 3.E.d. DR. XXXIII 
&.731, XXXIV S. 147, RG. Entid. II &.24, VI 8.407, XIV S. 408 ff., XXIX €. 37 
u. 73, XLVII ©. 374]. 

II. Den Vorichriften über die Sachlegitimation ähnlich find die im BGB. $ 1984 
enthaltenen Vorſchriften über die Wirkungen der Anordnung einer Nachlakverwaltung. 
Mit der Anordnung der Nachlakverwaltung verliert der Erbe die Befugnis, ſelbſt den 
Nachlaß zu verwalten, und damit für feine Perſon die Befugnis zur Prozekführung über 
die Nachlaßgegenſtände, ferner die Prozekführungsbefugnis in Bezug auf Nachlaßverbindlich— 
feiten, ſoweit die Befriedigung aus dem Nachlaffe verlangt wird. Dagegen erlangt der 
Nachlaßverwalter die dem Erben entzogene Legitimation zu diefen Prozeſſen als dejjen 
gefeglicher Vertreter (ſ. N. 2 litt. b vor 850). Prozekunfähig wird der Erbe durch die 
Anordnung der Nachlakverwaltung nicht ſvgl. Pland Komm. z. BEB. (3) N. 3 zu $1984]. 
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IV. Ebenio verhält es fi mit ben Vorfchriften bes BEB. 88 2212, 2213 über bie 
Befugnis des Teftamentsvollftreders zur Führung der auf den Nachlaß bezüglichen Prozeſſe. 


$. 53.* (5la.) 
Wird in einem Rechtsſtreit eine prozeßfähige Perjon durch einen Pfleger 
vertreten, jo jteht jie für den Nechtsftreit einer nicht progehfähigen Perſon gleich. 


Entw. nt 1747, Mot. IV ©. 1270 f., Dentichr. 3. BEB. Ant. IT 8 5la, Begr. d. Nov. 
v. 1 ©. 86. 


1. Das BGB. enthält vier Fälle von Pflegihaft, in denen derjenige, welcher den 
Pfleger erhält, nicht progehunfähig ift, nämlich die Pflegichaft eines Gebrechlichen ($ 1910), 
die Pflegichaft eines Abweſenden ($ 1911), die Pflegichaft eines unbefannten Beteiligten 
($ 1913) und bie Nachlaßpflegſchaft (55 1960, 1961). Der Pfleger ift befugt, namens bes 
Pflegebefohlenen zu progelfieren (arg. BGB. $ 1915 mit $ 1793). 

Da ber Pilegebefohlene in dieſen Fällen nicht progeßunfähig ift, kann er auch ſelbſt 
progeifieren, er fann lagen und verklagt werben [vgl. RG. 2. Oft. 1902 Entſch. LIT Nr. 60 
S.225]. Die Führung eines Prozeſſes, in dem er jelbit geflagt hat oder verflagt worben 
ift, kann ihm der Pfleger nicht gegen feinen Willen abnehmen. Iſt aber der Pfleger als 
Kläger aufgetreten oder verflagt worden oder hat er mit Einwilligung des Pflegebefohlenen 
den Prozeß übernommen, in welchem dieſer ſelbſt als Kläger aufgetreten oder verklagt 
worden war, jo fteht der Pflegebefohlene für den Prozeß einer nicht prozeßfähigen Perjon 
gleich, d. h. er fann in biefem Prozefje nicht mehr ſelbſt Prozekhandlungen vornehmen und 
es können ihm ſelbſt gegenüber feine Prozekhandlungen mehr vorgenommen werden. Aus— 
nahme: 5 473 Abi. 2. 

Die fingierte Prozeßunfähigfeit gilt nur für den einzelnen Prozeß, erftredt fich aber 
auf die mit diefem Prozefje zufammenhängende Widerklage, auf das Verfahren nad Vor: 
bebaltsurteil, das Wiederaufnahmeverfahren, die Zwangsvollſtreckung und bie aus Anlaß 
der Zmwangsvollitredung entſtehenden Streitigfeiten. Sie dauert fo lange, ala der Pflege: 
befohlene von dem Pfleger vertreten wird. Überläht der Pfleger dem Pilegebefohlenen die 
Prozehführung, jo ift diefer wieder fähig, den Prozek zu führen. Ebenſo, wenn der 
Pfleger durch Beendigung der Pflegichaft (BGB. $$ 1919 bis 1921) feine Vertretungs— 
befugnis verliert. 

Auf das Mahnverfahren, das einen Arreft oder eine einftweilige Verfügung be» 
treffende Verfahren, das Nollitrefungsverfahren und das Honfursverfahren finden bie vor— 
getragenen Süße entiprechende Anwendung. 

2. Dem Falle, dab der Kläger geklagt hat oder verklagt worden ift, fteht der Fall 
gleih, dak nah Unterbrehung des Verfahrens durch den Tod einer Partei der Nachlaß— 
pfleger von feiner Beſtellung dem Gegner Anzeige macht oder der Gegner feine Abficht 
den Prozeß fortzufegen dem Nachlaßpfleger anzeigt ($ 243 mit $ 241, vgl. a. $ 246). s 

3. Rationibus paribus bürfte die Vorichrift des $53 auch auf die im BGB. 
$$ 1189, 1270 vorfommenbden Vertreter entiprechend anzumenbden jein. Auf die Nachlaß— 
verwalter (BEP. 8$ 1975 ff.) ift fie nicht anwendbar, obwohl die Nachlahvermwaltung eine 
Abart der Nachlahpflegihaft ift (vgl. BGB. $ 1975) und der Ausdrud „Nachlabpfleger“ 
in CPrO. 8 991 Abf. 2 (vgl. Bear. d. Nov. v. 1898 ©. 199) und in AD. 3 224 Nr. 5,6 
den Nadjlahverwalter mit umfaßt. Der Erbe verliert durdy Anordnung der Nachlaßver— 
waltung in Anfehung der den Nachlaß betreffenden Prozeſſe und der Prozejie über Nach— 
faßverbindlichleiten die Befugnis zur Prozebführung (BGB. 5 1984, val. a. CPrO. $ 241 
Abſ. 2), aber nicht die Prozehfähigfeit. Jene Befugnis verliert ber Erbe jchon, bevor der 
Nachlaßverwalter den Prozeß führt, und die Fiktion einer durch bie Prozekführung bes 
Nachlaßverwalters eintretenden Prozekunfähigfeit hätte neben dem jich aus BGB. $ 1984 
ergebenden Verluſte ber Befugnis zur Prozekführung feinen Sinn. [Die in der 1. Aufl. 
von Pland Komm. 3. BEB. N. 4 litt. b Abf.2 vor $ 1975 vertretene abw. Anficht ift in 
der 3. Aufl. N. 6 litt. b vor $ 1975 nicht mehr vertreten.] 
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4. Über die Unzuläffigfeit der öffentlichen Zuftellung an einen Abwefenden, wenn 
ein Pfleger vorhanden ift, ſ. N. 2 zu $ 203. 

8. 54. (52.) 

Einzelne Prozeßhandlungen, zu welchen nach den Vorſchriften des bürger: 
lichen Rechts eine bejondere Ermächtigung erforderlich ift, find ohne diejelbe 
gültig, wenn die Ermächtigung zur Prozekführung im Allgemeinen ertheilt 
oder die Prozekführung auch ohne eine jolche Ermächtigung im Allgemeinen 


ſtatthaft iſt. 
NE. 8 85, NE. 195, 1389, E18 51, E. UI, III 8 52, M. 778, AP. 28. 

Litteratur: Küngel Beitr. z. €. d. DR. XXV ©. 327 ff. (vgl. a. XXIV ©. 777, XXVIN 
©. 276), Brettner eod. XXV ©. 324, Eccius (Förfter) Pr. PrR. I 8103 N.6, IV 8232 N. 23 
und Beitr. z. E. d. DR. XXX ©. 465, H. Nünger Die Befugnis des Prozehbevollmädtigten zum 
Abſchluß eines Vergleichs (Berlin und Leipzig 18). 

1. Die Motive 3. E. III S. 78 bemerfen: 

„Diefer Grundiag ift eine Anwendung des im HGB. Art. 43 (jet $ 50) rüdfichtlich der 
Profura und im Entw. $ 77 [= 83 d. Bei.) hinſichtlich der Vollmacht anerfannten Prinzips, 
daß nah außen bin, dritten Perjonen gegenüber, im Intereſſe der Sicherheit des Verkehrs 
Beſchränkungen der Legitimation, der Bertretungsbefugniß unzulälfig find, mögen dieſe Be- 
ſchränkungen auf Willtür einer Partei oder auf einer gejeglichen Beftimmung beruhen, melde 
nicht dem Reichsrechte angehört.“ 

2. Vorichriften des bürgerlichen Nechtes, vertragsmäßige und ftatutarifche Beſtim— 
mungen, nach denen zur Vornahme einzelner Prozekhandlungen durch den gefeklichen Ver: 
treter eine befondere Ermächtigung oder Genehmigung feitens des Vertretenen oder eines 
Dritten oder einer Behörde erforderlich ift, beeinträchtigen die Wirkfamfeit der ohne bie 
Ermädtigung vorgenommenen Prozekhandlung nit. Daran kann auch ein dem Gegner 
befannt gegebener Vorbehalt nichts ändern; der $ 83, ber gewifle Vorbehalte bei der Voll: 
macht geftattet, bezieht ſich nicht auf geiekliche Vertreter. Unberührt bleibt die Verpflich— 
tung bes Vertreters die Genehmigung einzuholen und beffen Verbindlichkeit zum Schadens: 
erjaße, wenn durch Unterlaffung diefer Einholung ein Schaden entitanden ift. 

3. Beitritten ift, ob zu den Prozekhandlungen im Sinne des $54 auch der gericht: 
liche Verzicht (8 306), das gerichtliche Anerkfenntnis ($ 307) und der gerichtliche Vergleich 
(8 794 Abi. 1 Nr.1,2) gehören. Für die Bejahung diefer Frage fpricht, daß dieſe Hand: 
lungen prozeßrechtliche Wirfungen haben und in der CPrO. behandelt find. Daß fie aud 
materiellvechtliche Wirkungen Haben, ſpricht nicht gegen ihre Eigenſchaft ala Prozekhanb- 
lungen. [So auch Wach Hanbb. I ©. 536 N. 12, 576 f., Schmidt (2) ©. 369 N.1, Meis- 
mann 1&.79, Strudm. tod) (8) zu 854, Gaupp (9) N. II, Peterien (5) N. 3, Brettner Beitr. 
z. E.d. DR. XXV ©. 324 und Mag. f. DR. VIII S.261, Schule Ztſchr. f. d. EPr. II ES. 91 
N. 135, Muskat Mag. f. DR. VIII S. 201, P. Kretihmar Vergleih S. 75 N.1u.6©.84, 
Paul Vergleih &.19f., Wolff Arch. f. c. Pr. LXXXVII &, 187. — AM.: Pland Lehrb. I 
&.223N.13, Ston. GelpdeN.1, Küntzel a. a. O., Ecciusa.a.D., Hefe Preuß. Borm.Orbn. (2) 
S. 400 N. 6, Baſch Allg. GO. S. 17, Boas Erl. db. DR. XXIX ©. 311, Jünger a. a. O. und 
in Anſehung des Vergleichs auch RG. 24. Juni 1887 Entſch. XIX Nr. 64 S. 362, 22. Dez. 
1903 LVINr. 83 S. 333 ff., OLG. Dresden Sächſ. Arch. VIII S. 97 und SW. LIX Nr. 97.] 
Ein Hauptargument der Gegner ift die Erwähnung bes Vergleichs, der Verzichtleiftung 
und des Anertenntnifies neben den Prozekbandlungen in $ 81, woraus gefolgert wirb, 
daß ber Vergleich, der Verzicht und das Anerfenntnis nad dem Spracdhgebraude der CPrO. 
feine Prozehbandlungen feien. Aber diejes Argument hält näherer Betrachtung nicht Stand. 
Der 8 81 führt zurüd auf den hann. Entw. $ 99. Dort find neben ben anderen ben 
Nechtäftreit betreffenden Handlungen diejenigen, durch welche der Rechtöftreit ganz ober 
teilweife bejeitigt wird, mit „insbeſondere“, alfo bdeflarativ, angeführt. Der nordd. Entw. 
88 134, 135 wollte, dem preuß. Entw. $$ 99 bis 101 folgend, dem Pevollmächtigten bie 
Befugnis zu Vergleich, Verzichtleiftung, Anerfenntnis abgefehen von Spezialvollmadht ent- 
ziehen. Als Entw. 1875 zu dem hann. Entw. zurüctehrte, wurde die Überleitung mit 
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„insbefondere* beſeitigt. Daß damit Vergleich, Verzicht und Anerfenntnis aus dem Be— 
griffe ‚Prozeßhandlung“ ausgeichloffen werden follten, dafür liegt gar fein Anhaltspunft vor. 
[Nach Hellwig Lehrb. II ©. 386 ff. jollen die bezeichneten Prozehbandlungen prozekrechtlich 
gültig, wenn auch materiellrechtlich unwirkſam, fein.] 

Gehören Verzicht und Vergleich zu den Prozekhandlungen im Sinne bes $ 54, fo 
find fie gültig, auch wenn die nah BGB. $ 1643 Abi. 2 (Verzicht des Vaters auf einen 
Pflichtteil), $ 1690 Abf. 1 Sak 1 in Verb. mit $ 1822 Nr. 2 (Verzicht der Mutter auf 
einen Pflichtteil) und mit $ 1822 Nr.12 (Vergleich), $ 1714 (Vergleich über den Unter: 
halt xc.), $ 1822 Nr.2 (Verzicht des Vormundes auf den Pflichtteil) und Nr. 12 (Vergleich 
des NMormundes) erforderliche Genehmigung nicht erteilt ift. Die Vorichrift des HGB. 
8 270 wird durch $ 54 nicht berührt. 


$. 55. (53.) 

Ein Ausländer, welchem nach dem Nechte feines Landes die Prozeh- 
fähigkeit mangelt, gilt als prozekfähig, wenn ihm nach dem Rechte des Prozeß— 
gericht3 die Prozeßfähigkeit zufteht. 

NE. 8 86, NP. 124 f., E18 58, E. II, III 8 53, M. 78, AE. 28. 

1. Die Motive z. €. III S. 78 bemerfen: 

„Der 853 [d. Entw, — 55 d. Gef.] erweitert im Anſchluß an $ 35 der Einleitung zum 
preuß. ULR. und WO. Art. 84 die Prozehfähigkeit des Ausländers dergeftalt, da; es gemügt, 
wenn berjelbe entweder nadı dem Mechte feines Landes oder nach dem Rechte am Orte des 
Prozeßgerichts prozeßfähig ift. Gericht und Gegner werben durch dieje Vorſchrift in der Regel 
hinfichtlih der Prozenfähigkeit der Nachforſchung nach dem fremden Rechte überhoben jein.“ 

2. Ausländer ift, wer nicht deuticher Reichsangehöriger ift; vgl. BG. v. 1. Juni 1870. 
Der Wohnfik kommt hier nicht in Betracht. Die Prozebfähigkeit eines Ausländers ift zu 
beurteilen jowohl nach dem Rechte des Staates, welchem er angehört (vgl. EG. 3. BGB. 
Art.7 Abſ. 1) als nach dem deutichen Rechte. Wegen der in 8851,52 enthaltenen Verweiſung 
auf das bürgerliche Recht, insbejondere auf die Fähigkeit, fich durch Verträge zu verpflichten, 
ift bei ber Beurteilung nach dem Rechte des Heimatsjtaats das ausländiiche bürgerliche 
Recht, bei der Beurteilung nah dem deutſchen Nechte das beutiche BGB. heranzuziehen. 

Ergiebt das Recht des Heimatſtaats die Prozekfäbigfeit, fo ift der Ausländer aud 
im Inlande prozehfähig. Eine Ausnahme fann fi aus EG. 3. BGB. Art. 8 ergeben. Die 
gemäß dieſer Vorichrift im Inland nad den deutichen Geſetzen erfolgte Entmündigung 
eines Ausländers macht progekunfähig im Inlande, auch wenn fie von den ausländiichen 
Gerichten nicht als wirkſam erachtet wird; denn die Prozehfähigfeit des Entmündigten im 
Auslande fann nur auf Nichtbeachtung ber inländiihen Entmündigung beruhen und zu 
ſolcher Nichtbeachtung ift das inländiſche Gericht nicht befugt. 

Ergiebt das beutiche Recht die Prozeßfähigleit, fo ift ber Ausländer prozehfäbig, 
auch wenn er nad dem Rechte feines Heimatftaats (3. B. wegen eines fpäteren Groß: 
jährigfeitötermins ober wegen der Eigenichaft als Ehefrau) progekunfähig wäre. 

3. Die Vorichrift des $ 55 kommt auch zur Anwendung auf Prozekbandlungen, 
die in Ausführung eines Beichluffes des inländiichen Prozeßgerichts im Auslande vor: 
genommen werben (3. B. Abnahme eines Parteieibes). 

4. Für den Ausländer, welcher nach dem Rechte feines Heimatsftaats prozeßunfähig, 
nach deutichem Rechte aber prozeßfähig it, kann ein geießlicher Vertreter (z.B. ein Vor: 
mund) nicht vor einem beutfchen Gerichte progeffieren. Die Zulaffung des geieglichen Ver— 
treterd könnte zu einer Kollifion der Partei und ihres geſetzlichen Vertreters in bemfelben 
Prozefje führen. Eine entjprechende Anwendung des $ 53 könnte dieſe Kollifion befeitigen, 
ift aber wegen der Singularität diefer Vorschrift abzulehnen. [Bgl. Strudm. Koch (SI) N. 1, 
Wilm. Levy (7) N. 3 zu $ 53 (alt), Gaupp (9) N. II, Peterien (5) N. 4, Wach Danbb. I 
©. 549. An der IK. d. NT. wurde die frage als zweifelhaft behandelt, KPr. ©. 23 f.] 
Der gejeßliche Vertreter fann auch nicht als Nebenintervenient der Partei auftreten, wohl 
aber als Bevoflmächtigter oder als Beiſtand. 
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5. Auf die Ermächtigung zur Prozekführung findet $ 55 feine Anwendung. Bebarf 
3. B. der Vormund eines Ausländer nad dem auslänbiichen Rechte zur Prozekführung 
der Ermächtigung ber Vormundichaftsbehörde, fo bat er diefe beizubringen, obwohl nad; 
dem beutjchen Rechte feine jolche Ermächtigung erforderlich ift. 

6. Gebört eine Perfon feinem Staat an, fo finden die Vorichriften des EG. 3. BEB. 
Art. 29 entiprechende Anwendung. 

$. 56.* (54.) 

Das Gericht hat den Mangel der Parteifähigfeit, der Prozeßfähigkeit, 
der Legitimation eines gejeglichen Vertreters und der erforderlichen Ermäch: 
tigung zur Prozehführung von Amtswegen zu berücdjichtigen. 

Die Partei oder deren gefeglicher Vertreter fann zur Prozekführung mit 
Vorbehalt der Befeitigung des Mangels zugelaffen werden, wenn mit dem 
Verzuge Gefahr für die Partei verbunden ift. Das Endurtheil darf erjt er- 
laffen werden, nachdem die für die Bejeitigung des Mangels zu bejtimmende 
Friſt abgelaufen it. 


DE. 88 10 ff., DE. 676 ff., 3764 F., 4352 F., 4883 ff., 6375 M., NE. 88 89, 90, RB. 122, 124, 633, 
635, E. 1853, E 11, 111 8 54, M. 78 j., HE. 24 f., Bear. db. Nov. v. 1898 ©. 88. 


Xitteratur: Preziger in Württ. GBl. XVII S. 109 ff, Schwalbah Arc. f. c. Pr. LXIII 
©. 413 ff, Bolgiano Ziſchr. f. d. CPr. V S. 184, Schwalbach eod. S. 507, Birtmeyer eod. VII 
S. 293 ff., 375 ff., Juſt Arch. f. c. Br. LXVIII ©. 316 ff., Pfizer Itſchr. f. d. CPr. XIII S. 156 ff., 
Pland Lehrb. 18 44 S. 217 ff, 848 ©.233 fi, 11 SI S. 87 i, Hellmann Ztichr. f. d. CPr. 
XXVI ©. 261 fi. 

1. Zu Abi. 1: a) Das Gericht hat den Mangel der Parteifähigfeit ($ 50), der 
Prozebfäbigfeit (88 51 bis 53), der Legitimation eines gefeglichen Vertreters und ber er: 
forderlihen Ermächtigung zur Progekführung (1. N. 3,4 zu $$ 51, 52) von Amtswegen zu 
berüdfichtigen. In jedem Stadium des Werfahreng, auch in ber höheren Inſtanz, jo daß 
alfo das Berufungsgericht und das Revifionsgericht das an einem folchen Mangel leidende 
Verfahren aufheben müffen, auch wenn der Nechtsmittelfläger den Mangel nicht rügt, es 
fei denn, daß der Mangel durch Genehmigung gehoben ift. In der mündlichen VBerhand- 
fung hat der Vorfigende auf etwaige Bedenken aufmerffam zu machen ($ 139 Abi. 2). 

Weil der Mangel von Amtswegen zu berüdfichtigen ift, ift ein Geftändnis bes 
Gegners in Aniehung der Prozehfäbigfeit oder der fie ergebenden Thatfachen für das Ge— 
richt nicht bindend; in Anfehung diefer Thatiachen treten die jog. Geftändnisftltionen des 
$ 138 Abi. 2 und des $ 331 Abi. 1 nicht ein. Es beiteht feine Beweislaſt, ſondern das 
Gericht hat die Thatfachen von Amtswegen zu ermitteln, wodburd jedoch nicht ausgeichloffen 
ift, daß das Gericht die eine oder die andere Partei zur Mitwirkung heranzieht. Der 
Haupteid fann über ſolche Thatſachen nicht zugeichoben werden; dagegen fann ein richter- 
licher Eid auferlegt werden [vgl. Birkmeyer a. a. DO. €. 225 ff., 467 ff.J. Hat das Gericht 
über die Prozeßfähigleit ꝛc. 2c. feinen Zweifel, jo bebarf es feiner Ermittelungen (APr. ©. 24). 

Die Offizialthätigfeit des Gerichtö fann von dem Bellagten dadurch angeregt werben, 
daß er den Mangel rügt. Dieje Rüge ſteht unter den jog. prozehhindernden Einreden in 
$ 274 Ab. 2 Ne. 7. Auf das Rügerecht fann nicht verzichtet werben, weil eö von Amts- 
wegen zu beachtende Mängel betrifft. 

b) Die Parteifähigfeit, die Prozekfähigfeit, die Legitimation des gefeßlichen Ver— 
treterd und bie erforderliche Ermächtigung zur Prozehführung find Vorausfegungen der 
Wirkfamfeit der Prozekhandlungen. Ein Mangel hat die Unwirkſamlkeit der Parteihand- 
lungen und der darauf beruhenden richterlihen Handlungen zur Folge. 

Genehmigung fann die Parteihandlungen eines Prozehunfähigen, eines nicht legiti— 
mierten oder nicht ermächtigten Vertreters und dadurch auch die darauf beruhenden ge— 
richtlihen Handlungen mit rüdmwirkender Straft wirlſam madhen. Denn nah $551 Nr.5 
und 8579 Abſ. 1 Nr. 4 ift bei Genehmigung die Revifion und die Nichtigfeitöflage wegen 
des Mangels der geſetzlichen Vertretung ausgefchloffen; die Genehmigung fann alſo den 
Mangel heilen [bay. ob. LG. SA. XLVII Nr. 95, OLG. Nena eod. LIV Nr. 111). 
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Die Prozeßhandlung eines Prozebunfähigen kann genehmigt werden von dem geieh« 
lihen Pertreter. Iſt der Prozekunfähige prozekfähig geworden, fo fann er die Ge- 
nehmigung jelbft erteilen. Da das BEB. feine Genehmigung der Willenserklärung eines 
Geichäftsunfähigen, fondern nur eine Genehmigung der Willenserklärung eines in der 
Geihhäftsfähigkeit Beichränkten fennt (vgl. BGB. $$ 105, 107 bis 109, 114), jo könnte man 
daran bdenfen, daß die Genehmigung einer Prozehhandlung nur zuläffig fei, wenn bie 
Prozebfäbigfeit auf Beichränkung der Geihäftsfähigkeit, nicht aber, wenn fie auf Geichäfts- 
unfähigfeit beruht. Dieſe Unterfcheidbung war aber dem früheren gemeinen Rechte nicht 
befannt und darf daher in bie vor dem BEL. entftandene CPrO. nicht Hineingetragen 
werben. 

Die Prozeßhandlung eines geſetzlichen Vertreters, dem die Legitimation oder die er- 
forberlihe Ermächtigung zur Prozebführung mangelt, fann von dem wirflichen gejeglichen 
Vertreter oder von dem Dritten, beffen Ermächtigung erforderlich ift, genehmigt werden. 

Die Genehmigung kann fowohl dem Gegner ala dem Gerichte gegenüber erklärt 
werden. Sie fann ausdrüdlich und ftillichweigend erklärt werden (vgl. 8 551 Nr. 5 und 
$ 579 Abſ. 1 Nr. 4). 

c) Wird der Mangel der Parteifähigkeit ꝛc. ze. pflichtgemäß beachtet, jo ift von 
Amtswegen die Partei oder ber Vertreter — vorbehaltlich der einftweiligen Zulaffung nad 
$ 56 Abf. 2 — von ber Verhandlung zurüdzumeifen und find die bereits vorgenommenen 
Prozeßhandlungen ala unwirkſam zu behandeln, woraus fich je nad Lage des Verfahrens 
verfchiedbene Folgen ergeben. Zum Mufter dienen folgende Situationen. 

«) Die Klage ift von einem Parteiunfähigen, einem Prozebunfähigen, einem nicht 
legitimierten oder nicht ermächtigten Vertreter erhoben. Die Erhebung der Klage iſt 
unwirffam. Wird in dem PVerhandlungstermine von dem Kläger ober von bem Be: 
flagten eine Enticheidung des Prozeſſes verlangt, fo ift fein Sachurteil, ſondern ein 
Prozekurteil zu erlaffen, worin bie Erhebung ber Klage für unwirkſam erflärt ober 
(was bloß eine andere Ausdrudsform diejer Erklärung ift) der Bellagte von der Klage 
entbunden wird. [Bgl. Strudm. Koh (EIN. 1, Wilm. Levy (TIN.1 zu 854 (alt), Gaupp (9) 
N.IV, Peterſen (5) N. 8, 12, Ston. Gelpde N. 75, Wah Handb. I S. 603, Pland 
Lehrb. 11 S. 88f. (unter Zurücdnahme der 1 S.218, 238 vertretenen Anficht), Schwalbad 
Ard. f.c. Pr. LXIII ©. 413 ff. und Ztiſchr. f. d. EPr.V S.507, Ulbricht Arch. f. c. Pr. 
LXXVIII 8.60 ff., Pfizer Ztichr. f. d. 6 Pr. XIII S. 169ff. Weizfäder eod. XXVII S. 49 ff., 
vol.a. RG. Entſch. XVII Nr. 84 S. 385, XXIX Nr. 109 S. 408, RG. 25. Sept. 1906 
IW. S. 690 Nr. 12 (in Bezug auf e. Kl. des Fisfus, die von einer nicht zur Vertretung 
des Fiskus berufenen Behörde erhoben war), OLG. Hamburg SA. LIV Nr. 111. — 
AM.: Juſt Ard. f.c. Pr. XVIII S. 323 u. Hellmann Ztichr. f.d. EPr. XXVII ©. 261 ff., 
welche annehmen, daß durch Beichluk zu enticheiden ſei) Daß die Enticheidung in 
Ürteilöform ergeben muß, ergiebt fich daraus, dat die Parteifähigfeit, die Prozeßfähigleit 
und die Legitimation des gefeglichen Vertreters Progebvorausfegungen find und daß nad) 
dem Spfteme der CPrO. über das Vorhandenjein oder Nichtvorhandenfein der Prozeß— 
vorausfeßungen nach mündlicher Verhandlung zu enticheiden ift (vgl. $ 275). Wäre die 
Enticheidung Beichluß, jo wäre fie, weil eine vorgängige mündliche Verhandlung er: 
forderlich ift, der Beichwerde entzogen ($ 567 Abf. 1) und daher abſolut unanfehtbar — 
ein Ergebnis, das in ſchroffſtem Widerfpruche zu den Bedürfniffen der Praris ftände. — 
Wird die Klage wegen Mangels der Partei» oder der Prozehfähigkeit des Klägers für 
unwirkſam erflärt, fo ift diefer als die unterliegende Partei auch zur Zragung der 
Koften zu verurteilen [vgl. RG. 21. Nov. 1902 Entih. LVIII Nr.19 S. 65 Ff.]. Er kann 
diejed Urteil nicht wegen Mangels der geieglichen Vertretung anfechten; denn diejer 
Mangel hat die ihm gebührende Berüdfichtigung gefunden. Wird die Klage wegen 
Mangels der Legitimation oder der erforderlichen Ermächtigung des geieglichen Ver: 
treterö als unwirkſam erflärt, jo ift zwar im NRubrum des Urteils ($ 313 Abi. 1 
Ar. 1) der Name ber Partei zu nennen, aber der Vertreter zur Traqung der Koſten 


92 Erftes Buch. Zweiter Abjchnitt. 8 56. 
und zur Erjtattung der bem Gegner erwachſenen Koften zu verurteilen. Fällt dem Ver— 
treter grobes Verichulden zur Laſt, ſo ift deffen Verurteilung ſchon aus $ 102 zu be- 
gründen. Liegt fein grobes PVerfchulden vor, fo rechtfertigt fich die Verurteilung aus 
folgender Erwägung: über die Prozekfoften muß bei Beendigung des Prozeſſes erfannt 
werben ($ 308 Abi. 2); der Partei fönnen fie nicht auferlegt werben, weil die Erhebung 
der Klage für fie unwirkſam ift; ähnlich wie im BGB. $ 179 Abf. 1 derjenige, welcher 
ohne Bertretungsmadht einen Vertrag geichloffen hat, als Quafitontrahent behandelt 
wird, ift ber falfche Vertreter als Quafipartei zu behandeln. [So aud Strudm. Koch (8) 
N. 1 Abi. 4, MWilm. Levy (TI) N. 1 zu $54 alt, Wah Hanbb. I S. 603, Ulbricht a.a.D. 
S. 69 ff. Pfizer a.a.D. S. 176. AM.: Gaupp (9) N. IVA, Peterfen (5) N.13, Pland 
Lehrb. IS. 90, Juſt a. a. O. S. 326, Hellmann a. a. O. S. 283 ff.) Der Vertreter fann 
die Entſcheidung, welche ihn zur Tragung der Koſten verurteilt, nicht mit Berufung, 
ſondern nach Analogie von $99 Abi. 3 und $ 102 Abi. 3 mit ſofortiger Beſchwerde an— 
fechten [ugl. RG. 21. Nov. 1903 Entih. LVIII Rr. 19 ©. 68 ff). 

#) Dit die Klage einem Parteiunfähigen oder einem Prozehunfähigen oder einem 
vermeintlichen Bertreter zugeftellt, jo ift gleichfalls feine gültige Klage erhoben; es iſt 
zu verfahren wie im Falle « mit dem Abmaße, daß zur Tragung der Koften immer 
die klagende Partei jelbft zu verurteilen ift. [Bal. Wach Handb. 1 S.602Ff,, RG. 25. Apr. 
1887 Entich. XVII Nr.24 S. 383 f., 17. Mai 1892 XXIX Nr. 109 &.408, bay. ob. 26. 
Bl. f. RA. N Erg.Bb. ©. 213, OLG. Hamburg SA. XLIX Pr. 271. AM., nämlich für 
Zurüdweifung durch Beihluß: Juſt ©. 323 ff., Hellmann ©. 261 ff. und Pflyer ©. 163.] 

>) Iſt nad) ordnungsmäßiger Erhebung der Sllage im Termine zur mündlichen Ber: 
handlung ein Prozehunfähiger oder ein nicht Tegitimierter oder nicht ermächtigter Ver— 
treter für eine der Parteien aufgetreten und zurücdgemwielen worben, fo ift auf Antrag 
gegen bie Partei ein Berfäumnisurteil zu erlaffen (arg.$353); denn ber Prozehunfähige 2c. 2c. 
fann nicht wirkſam verhandeln, 

d) Hat nad ordnungsmäkiger Vertretung in der unteren Inſtanz ein Prozekunfähiger 
oder ein Nichtlegitimierter oder nicht ermächtigter Vertreter ein Rechtsmittel eingelegt, 
fo ift die Einlegung als unwirkſam zu erklären oder das Rechtsmittel ala unzuläffig 
zurüdzumeilen ($$ 535, 566, 574). Die Zurüdweifung ift nur ein anderer Ausdruck 
für die Feititellung der Unmwirffamteit. Über die Koften ift wie im Falle « zu ent⸗ 
ſcheiden; Anfechtung der Kojtenenticheidbung wie im {Falle der litt. =. Iſt die Rechts— 
mittelichrift einem Prozeßunfähigen ꝛc. zugeitellt, jo findet das ad 3 Gejagte entſprechende 
Anwendung. 

e) In einem Verfahren ohne mündliche Verhandlung, 3. B. im Koftenfeitießungs- 
verfahren ($$ 104), im Mahnverfahren, in dem einen Arreft oder eine einftweilige 
Verfügung betreffenden Verfahren ohne münbliche Verhandlung ($ 921 Abi. 1, $ 937 
Abf. 2), wirb das Geſuch eines nicht Prozehfähigen zc. zc. ald unwirkſam durch Beſchluß 
zurüdgemwiejen. Gegen den Beſchluß findet die Beſchwerde ftatt (arg. $ 567 Abi. 1); 
Ausnahme: $ 691 Abi. 3. 

d) Wegen Verlegung der Vorfchriften über die Partei» und Prozekfähigkeit, über 
die Legitimation und die Ermächtigung des geieklichen Vertreters fann ein Urteil durch 
Berufung, durch Nevifion ($ 551 Nr. 5) und durch Nichtigfeitsflage ($ 579 Abi. 1 Nr. 4) 
angefochten werden. Andere Enticheidungen find anfechtbar durch Beſchwerde. Es bedarf 
der Anfechtung, um die Enticheibung zu befeitigen. Da die Anfechtung nur innerhalb 
beftimmter Friſt zuläffig ift, fanıı die Entſcheidung unanfechtbar werben. 

2. Zu Abi. 2: Nach feinem Ermeffen fann das Gericht einen Prozehunfähigen oder 
einen nicht zur Vertretung Legitimierten oder einen nicht zur Prozehführung ermächtigten 
DBertreter, begleichen eine Partei, gegen beren Partei» oder Prozekfähigfeit, oder einen 
Bertreter, gegen beffen Legitimation oder Ermächtigung Bedenken beftehen, einftweilen zur 
Prozekführung zulaflen, wenn mit dem Verzuge Gefahr für die Partei verbunden ift, auf 
deren Seite der Mangel befteht. Die Zulafiung erfolgt ftet? mit dem Vorbehalte ber 
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Befeitigung des Mangeld. Der Mangel kann durch die Genehmigung der Handlungen 
bes Prozebunfähigen oder des nicht legitimierten Vertreters (ſ. N. 1 litt.b), durch nad)» 
träglihe Crmädtigung des nicht ermächtigten Vertreters ober durch ben Nachweis ber 
Parteir ober Prozekfähigfeit, der Legitimation oder der Ermächtigung bejeitigt werben. 
Nur wenn Befeitigung des Mangel zu erwarten ift, hat die Zulaffung einen Sinn. Die 
Zulaffung braudt nicht befonders bejchloffen zu werben; fie kann ſich durch Duldung bes 
Auftretens ber betreffenden Perſon vollziehen. Wird die Zulaffung in der mündlichen 
Verhandlung vom Gegner beanftandet, jo ift ein Beichluß erforderlich, der nicht jelbjtändig 
angefochten werden fann, weil er vorgängige mündliche Verhandlung erfordert (vgl. $ 567 
Abſ. 1). Immer ift eine Friſt zur Befeitigung des Mangels zu beftimmen. Die Frijt 
fann verlängert werden ($ 224 Abſ. 1,2). Wird der Mangel bejeitigt, jo find die Prozeh- 
bandlungen wirkſam, und zwar auch wenn die Bejeitigung erjt nach Ablauf der iFrift, 
aber vor dem Schlufje der mündlichen Verhandlung erfolgt (arg. $ 231 Abi. 2) [vgl. RG. 
10. Apr. 1384 Entſch. XIV Nr. 122 ©. 433]. Wird der Mangel nicht befeitigt, jo find 
bie Prozekhandlungen unwirkſam. Wie das Verfahren zu erledigen ift, ergiebt fih aus 
N.1litt.c. Bor Ablauf der Friſt darf das Endurteil nicht erlaffen werden, eö wäre 
denn, daß der Mangel befeitigt ift. Inzwiſchen fann ber Prozeß fortgejegt, es fünnen 
insbefondere Beweije unter Zuziehung des einftweilig Zugelaffenen aufgenommen werben ıc. 
Nah Ablauf der Friſt ift ein neuer Termin nötig. Iſt er nicht in dem früheren Termine 
vertündet, fo muß eine Partei die andere laben. 

Der Abi. 2 ift auf ein Verfahren mit obligatoriicher mündlicher Verhandlung und 
mit Enburteil zugeichnitten. Auf ein Verfahren ohne mündliche Verhandlung (j. N. 1 
litt. ce) dürfte er aber entiprechend anzumenden fein. 

3. Wegen Verluftes der Prozekfähigkeit und Aufhörens der Vertretungsbefugnis im 
Laufe bes Verfahrens ſ. $ 241 Abi. 1. 

4. Wegen der Gebühren j. GKG. $ 26 Abſ. 1 Nr. 2 und Abi. 2; GO. f. NA. $ 20. 

$. 57. (55.) 

Soll eine nicht progekfähige Partei verflagt werden, welche ohne gejeß: 
lichen Vertreter it, jo hat der Vorfiende des Prozeßgerichts derfelben, falls 
mit dem Verzuge Gefahr verbunden ijt, auf Antrag bis zu dem Eintritte des 
gejeßlichen Vertreter einen bejonderen Vertreter zu bejtellen. 

Der Vorjigende kann einen jolchen Vertreter auch beftellen, wenn in den 
Fällen des $. 20 eine nicht prozekfähige Perfon bei dem Gericht ihres Auf: 
enthaltsorts oder Garnijonorts verklagt werden joll. 

TE. 8 86, NE. 88 87f., NP. 181 f., 186 ff, E. 18 54, €. II, III $ 55, M. 79, AP. 25. 

1. Nur für den Bellagten, nicht für den Kläger, nur vor Erhebung der Klage, nicht 
wegen Aufhörens der Prozehfähigfeit oder der Vertretungsbefugnis im Laufe des Prozefles 
($ 241 Abſ. 1), kann der Vorfigende einen beionderen Vertreter (curator litis) beſtellen. 
[Bal. RG. 3. Februar 1894 SU. XLIX Wr. 272.) 

2. Die Beitellung kann nur auf Antrag der Partei erfolgen, welde Hagen will. 
Der Antrag ift jchriftlich einzureichen oder zu Protokoll des Gerichtäichreibers anzubringen; 
Anwaltszwang bejteht dafür auc im Anwaltsprozeſſe nicht, weil der Antrag nicht an das 
Geriht, jondern an den Borfikenden geht. Der Antrag it an den Morfißenden ber 
Kammer zu richten, bei welcher der Prozeß anhängig wird, im amtögerichtlichen Verfahren 
an den Amtsrichter, welcher mit dem Prozefje befaßt fein wird. Zmwedmähig, aber nicht 
notwendig ift es, dem Antrage die Klageſchrift beizulegen. Der Vorfikende verfügt ohne 
mündliche Verhandlung auf den Antrag und läht die Verfügung dem Antragfteller zu« 
ftellen ($ 329). Gegen Zurüdweiiung des Antrags iſt Beſchwerde zulälfig (arg. $ 567 
Abi. 1). Die Bewilligung iſt nicht ſelbſtändig anfechtbar. 

3. Treffen die Norausjegungen des Abj. 1 zu, fo muß der Vorfigende dem Antrage 
ftattgeben. Dagegen fteht unter den Vorausfegungen des Abi. 2 die Beitellung immer 
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noch im Ermeſſen des Vorfigenden. Im Falle des Abi. 1 muß Gefahr im Verzuge für 
den Kläger vorhanden fein. Im Abi. 2 ift diefe Vorausfeßung nicht aufgeftellt; aber es 
verfteht fih von felbft, daß der Vorfigende erwägen wird, ob Gefahr im Verzuge liegt. 

4. Die Prozekhandlungen bes befonderen Vertreters haben nicht bloß proviforifche, 
fondern definitive Wirkung für den Bertretenen. Sie fünnen nicht von einem anderen 
geſetzlichen Vertreter verleugnet werden. Das Enburteil braucht daher nicht bis zum Ein» 
tritt eines anderen Vertreters verjchoben zu werden [vgl. RG. 17. Mai 1901 Beitr. 3. €. 
d. DR. XLV ©. 1091]. Die Vertretungsbefugnis des befonderen Vertreterd dauert bis 
zum Eintritte des anderen Vertreters in den Prozeß. 

5. Eine Verpflichtung, das Amt des bejonderen Vertreters zu übernehmen, befteht 
nicht. Obwohl der Vertreter eine Art von Pfleger ift, iſt es doch nicht angängig, Die 
Vorichrift des BGB. $ 1915 Abi. 1, alfo indirekt die des 3 1785, auf diefe Vertretung 
anzumenden. 

Findet fich niemand, der die Vertretung unentgeltlich übernimmt, fo bleibt dem 
Kläger nichts übrig, als dem Vertreter eine Vergütung zu bezahlen oder zu veriprechen. 
Dieje Auslage fällt unter die Prozekfoften, welche der Bellagte eritatten muß, wenn er in 
bie Koften verurteilt wird. Da bie Beftellung des Vertreters zunächſt nicht im Intereſſe 
bes Beklagten, fondern in dem bes Stlägers erfolgt, kann mwenigftens die Vertretung bei 
Entgegennahme der Stlage nicht als Geichäftsführung für den Bellagten in Betracht fommen, 
weshalb daraus noch fein Anspruch gegen den Bellagten entjteht. Entfaltet er eine weitere 
Thätigfeit für den Bellagten, z. B. dur Erjcheinen in der mündlichen Verhandlung und 
Vorbringen von Verteidigungsmitteln, To kann darin eine auftraglofe Gejhäftsführung für 
ben Beklagten gelegen fein, aus ber fich ein Anfpruc auf Erftattung von Auslagen gegen 
dieien ergeben fann. Ein Aniprud bes zum befonderen Vertreter beftellten Rechtsanwalts 
auf die Anwaltsgebühren läßt fich gegen den Kläger nicht ohne eine Zufage dieſer Leiftung 
und gegen den Beklagten nicht ohne die Genehmigung der Geichäftsführung begründen. 
Ein Anſpruch des Vertreters gegen den Fiskus des Staates, von beffen Gericht die Be— 
jtellung ausging, ift nicht zu konſtrnieren. 

6. Wegen der Gebühren ſ. GKG. $ 47 Nr. 9 (Gebührenfreiheit), GO. f. RA. $ 23 
Nr. 1, 829 Nr. 9, 8 47 Nr.1. 

Ss. 58.* (55a.) 

Soll ein Recht an einem Grundſtücke, das von dem bisherigen Eigen- 
thümer nach $. 928 des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufgegeben und von dent 
Aneignungsberechtigten noch nicht eriworben worden it, im Wege der Klage 
geltend gemacht werden, jo hat der Borfigende des Prozehgerichts auf Antrag 
einen Vertreter zu bejtellen, welchem bis zur Eintragung eines neuen Eigen: 
thümers die Wahrnehmung der ſich aus dem Eigenthum ergebenden Rechte 
und Verpflichtungen im Rechtsſtreit obliegt. 

rn * DBRB. 8 872 Abſ. 3. Mot. dazu II S. 327, Begr. d. Nov. v. 1898 S. 86, AB. 1898 

1. Aus der Begründung ber Novelle v. 1898: 

„Nach 8 928 des BOB. kann das Eigentum an einem Grundftüde dadurch aufgegeben 
werden, dab der Eigenthümer den Verzicht dem Grundbuchamte gegenüber erflärt und der Ver— 
zicht in das Grundbuch eingetragen wird. Die Befugniß zur Aneignung des Grundftüds jteht 
in dem bezeichneten Falle dem Fiskus oder dem gemäß Art. 129 des EG. Berechtigten zu; der 
zur Aneignung Berechtigte erwirbt das Eigenthum dadurch, daf er fich ald Eigenthümer in das 
Grundbuch eintragen läßt. Es ift mithin die Möglichkeit gegeben, daß das Grundftüd kürzere 
oder längere Beit hindurch herrenlos bleibt. Diejer Auftand darf aber nicht zur Folge haben, 
daß während der Zwiſchenzeit derjenige, welcher ein Necht an dem Grundjtüde geltend macht, 
in der Verfolgung jeines Rechtes gehindert if. Der Entwurf beugt dem durch die Beitimmung 
vor, daß der Borjigende des Prozehgericht? auf Antrag einen Vertreter zu bejtellen hat, dem 
bis zur Eintragung des neuen Eigenthümers die Wahrnehmung der ſich aus dem Eigenthum 
ergebenden Berechtigungen und Verpflichtungen in dem gerichtlichen Verfahren obliegt. Eine 
entiprechende Beitimmung trifft für das Bollftredungsverfahren der 88 697 ff. des Entwurfs 
[= 8787 des Gejepes].“ 
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2. Der Antrag ift nur zuläffig vor Erhebung der Klage. Eine nad) Erhebung der 
Klage erfolgte Veräußerung hat auf den Prozeß feinen Einfluß ($ 265 Abf. 2 Satz 1). 
Der Antrag fann geitellt werden von demjenigen, welcher ein Recht an dem Grumdftüce 
geltend machen will. Rechte an Grundftüden find Erbbauredht, Dienftbarfeiten, dingliches 
Vorkaufsrecht, Reallaften, Hypothek, Grundſchuld und Rentenſchuld, ferner die im EG. 3. 
BEP. Art. 63 bezeichneten Rechte. Da auf die Dereliktion bes Erbbaurechts und ber im 
EG. 3. BEB. NAıt.63 bezeichneten Nechte ber $ 928 des BGB. entiprechende Anwendung 
findet (arg. BGB. 81017 Abf.1, EG. z. BEB. Art. 63 Sat 2), fo fommen ferner Klagen 
in Betracht, durch die Rechte an einem aufgegebenen Erbbaureht ober an einem auf: 
gegebenen Rechte ber im EG, 3. BEP. Art. 63 bezeichneten Art geltend gemacht werben. 

Der Antrag kann gejtellt werben, ſobald bie Dereliktion in das Grundbuch ein- 
getragen wird. Er fann geftellt werden bis zur Eintragung des neuen Erwerbs. 

Auf den Antrag, die Enticheidung und die Anfechtung findet R. 2 zu $ 57 Anwendung. 

3. In den Mot. ;. 1. Entw. BEB. III S. 327 wird als fraglich behandelt, wer als 
der Vertretene anzujehen ift — der frühere Eigentümer, ber Zueignungsberedhtigte, die 
Gejamtheit der außer dem Antragiteller Beteiligten oder etwa das Grundſtück. Die 
Trage ift dahin zu beantworten, daß der Zueignungsberechtigte vertreten wird; benn 
jeine, wenn auch erſt fich aus dem Fünftigen Erwerb ergebenden Rechte und Verpflichtungen 
find es, die der Vertreter wahrzunehmen hat. [Vgl. Strudm.SKtod (8) N. 3, Peterfen (5) N. 3. 
AM.: Gaupp (9) N. II, Fiſcher Rehteihuß S. 43, Jahrb. f. Dogm. XXXVIII ©. 362, 
Bunfen Ztichr. f. d. EPr. XXVI ©. 264, Fiſcher und Schaefer ZwV. in d. unbew. Verm. 
S. 97, Kretichmar Sächſ. Ach. XII ©. 549 f., die den Vertreter felbit alö Partei gelten 
laffen. Hellwig Anfprud ©. 232, Rechtskraft S. 272 f., Lehrb. II S.378 betrachtet das 
aus dem Grunbdftüdseigentum bejtehende Vermögen als die Partei. Sfon. Gelpde N. 6 
nehmen an, daß $ 58 einen prozebrechtlichen Anwendungsfall des BGB. $ 1913 enthalte, 
was wohl auf die oben vertretene Anficht binauslaufen bürfte.] Analog ift die Vertretung 
ber Leibesfrucht um ber möglichermweiie entitehenden fünftigen Rechte willen. 

4. Auf die Prozekhandlungen des Vertreters findet N.4 Satz 1 bis 3 zu $57 An— 
wendung. Die Vertretungsbefugnis endigt mit der Eintragung eines neuen Eigentümers. 

5. Auf die Verpflichtung zur Übernahme der Vertretung und auf die Koften, die 
durch die Vertretung entftehen, findet N. 5 zu $ 57 entipredhende Anwendung. — Wirb 
ber Beklagte in bie Koſten verurteilt, jo haftet bei Klage aus Hypothek, Grundſchuld oder 
Reallajt auch das Grundftüd für die Koften (arg. BEB.$ 1118), außerbem nur der neue 
Eigentümer. Vgl. Mot. z. 1. €. BEP. III S. 327, Komm.Ber. 3. Nov. v. 1898 ©. 33. 


Zweiter Titel. 
Streitgenoſſenſchaft. 


1. Die Motive z. Entw. III S. 79 bemerfen: 


„zreten mehr als zwei Berjonen in einem Brozefie als jelbftändige Parteien auf, jo 
liegt eine Verbindung mehrerer Prozefie zu einem Berfahren vor. Die juriftiiche Behandlung 
jedes einzelnen Prozeſſes wird durch die Bereinigung nicht verändert, Abgeſehen von den 
äußeren Bortheilen der Abkürzung, Vereinfahung und Stoftenerijparung hat die Verbindung 
mehrerer Prozeſſe zu gleichzeitiger Verhandlung und Entiheidung den Bortheil, daß fie eine 
übereinftimmende Beurtheilung der den verbundenen Prozeſſen gemeinfamen oder gleichartigen 
Streitpunfte garantiert. Dieje Sätze, das Ergebnif der neueren Unterfuchungen über die fub- 
jeftive Klagentumulation und das Litisfonfortium (vgl. Pland Die Mehrheit der Nechtsftreitig- 
feiten im Prozeßrechte ©. 105 ff., 385 ff., Wegell Ed. III ©. 826 ff.), bilden die Grundlage und 
den Ausgangspunkt für die Beitimmungen der $$ 56 bis 58 [d. Entw. — 59 bie 61 d. Geſ.. 
Der 8 59 [d. Entw. = 62 d. Geſ.] enthält Modififationen des in 8 58 [d. Entw. — 61 d. Gei.] 
ausgedrüdten Prinzips, während der 8 60 [d. Entw. — 63 d. Gej.] eine Vorſchrift über das 
Betreibungsrecht der Streitgenofjen giebt.” 


2. Streitgenoffenihaft (litis consortium) — fubjeftive Klagenhäufung. Gegenfag: 
objektive Klagenhäufung ($ 260). 
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Litteratur: Altere j. Wepell Syſt. (3) I63 N. 11; bejonders Pland Mehrheit der Rechts— 
ftreitigfeiten ©. 105 ff., 385 ff. Neuere: v. Canftein Streitgegenitand und Nebenintervention 
(Wien 1876), Warmuth Ziſchr. f.d. CPr. 1 ©. 497 ff, Weismann Hauptintervention und Streit» 
genojjenihaft, Kroll Klage und Einrede S.128 ff., Schmidt Lehrb. (2) $ 134, vgl. a. die Litt.An- 
aben & 8 62. Über die Entftehung der 88 59 bis 62 |. Wachenfeld Notwendige Streitgenofjen- 


aft 1 bis 45, 
$. 59. (56.) 

Mehrere Perfonen können als Streitgenofjen gemeinschaftlich klagen oder 
verklagt werden, wenn jie in Anſehung des Streitgegenjtandes in Rechts— 
gemeinschaft ftehen, oder wenn fie aus demjelben thatjächlichen und rechtlichen 
Grunde berechtigt oder verpflichtet find. 

$. 60. (57.) 

Mehrere Perfonen fünnen auch dann als Streitgenofjen gemeinfchaftlich 
lagen oder verklagt werden, wenn gleichartige und auf einem im Wejentlichen 
gleichartigen thatjächlichen und rechtlichen Grunde beruhende Anjprüche oder 
Verpflichtungen den Gegenjtand des Nechtsjtreits bilden. 


de. 93 52, 58, 9%. 682 fi, 696, 4885 f., NE. 88 91, 9%, NE. 125 f., 188 f., 690, E. I 88 55, 56, 
‚11, 11 88 56, 57 M. 79, SE. 25. 


1. Aus allgemeinen Grundfäßen ergeben fich folgende Vorausſetzungen der Zuläffigkeit 
einer Streitgenoffenichaft: ») Für die Klagen der einzelnen oder gegen die einzelnen Streit- 
genofien muß dasſelbe Gericht fachlich zuftändig fein. Soweit die fachliche Zuftändigfeit 
vom Werte des Streitgegenjtandes abhängt, findet Zufammenrehnung ftatt ($ 5). Mehrere 
Klagen, von denen jede einzelne nad GBG. 5 23 Nr. 1 vor das Amtägericht gehören 
würde, erwaclen durch Verbindung zur Zuftändigfeit des Landgerichts, wenn die Summe 
bes Wertes der Streitgegenftände 300 .#. überfteigt. Dagegen wird durch die Verbindung 
einer Klage, für die nah GVG. $ 23 Nr. 2 das Amtsgericht ohne Rüdficht auf den Wert 
bes Streitgegenftandes zujtändig ift, mit einer zur Zuftändigfeit der Yandgerichte gehörenden 
Klage die landgerichtliche Zuftändigkeit für jene nicht hergeſtellt. Ebenſowenig iſt das 
Landgericht zuitändig, wenn eine nah GBG. $ 23 Nr. 1 vor das Amtsgericht gehörende 
Klage mit einer nad GVG. 8 23 Nr.2 vor das Amtsgericht gehörenden Klage verbunden 
wird und bie Zufammenrehnung einen Streitgegenitand von mehr ald 300 A. ergiebt. 
b) Tür die Klagen der einzelnen oder gegen die einzelnen Streitgenoffen muß basjelbe 
Gericht örtlich zuftändig fein. Der gemeinfame Gerichtsftand fann fich durch Beitimmung 
bes höheren Gerichts ($ 36 Nr.3) ergeben. Wegen Wechjeltlagen ſ. $ 603 Abj.2. Natür- 
lich kann die Gemeinschaft der jachlichen wie der drtlichen Zuftändigfeit auch durch Pro: 
rogation hergeftellt werben. c) Gleiche Prozekart. 

2. Aus den $$ 59, 60 ergeben fich folgende Vorausfegungen der Zuläffigkeit: 

a) Zufammenhang der Anſprüche ($ 59). Diejer fann beruhen auf einer Rechts: 
gemeinjchaft in Anfehung des Streitgegenftandes oder auf Identität des thatjächlichen und 
rechtlichen Grundes der Berechtigung oder der Verpflichtung. Rechtsgemeinichaft in An- 
jehung des Streitgegenftandes Liegt vor, wenn mehrere Perjonen nad; Brucdhteilen oder 
als Gemeinichafter zur Gejamthand an dem Streitgegenjtande (Sade oder Recht) mit- 
berechtigt oder wenn fie ald Mitberechtigte an einer Sache verpflichtet oder wenn fie Ge- 
famtgläubiger oder Gejamtichuldner find oder wenn fie wegen Unteilbarteit der Leiftung 
als Gejamtichuldner haften (BEB.$ 431) oder wenn wegen Unteilbarfeit der Leiftung nur 
an alle Gläubiger gemeinfchaftlich zu leiften ift (BGB. $ 432); ferner im Verhältniffe von 
Hauptichuldner und Bürgen; arg. BGB.8 767 [vgl. RG. 12. Dez. 1882 Entich. VII Nr. 107 
©. 367]. Identität des thatjächlichen und rechtlichen Grundes der Berechtigung oder Ver: 
pflichtung liegt vor, wenn mehrere Perfonen aus demjelben Thatbejtande, z. B. aus einem 
gemeinschaftlich geichloffenen Vertrag oder aus einer gemeinschaftlich begangenen unerlaubten 
Handlung, und auf Grund berfelben Gruppe von Rechtsnormen berechtigt oder ver: 


pflichtet find. 
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b) Oder Gleichartigfeit der Anſprüche oder Verpflichtungen und ihres Entſtehungs— 
grundes ($ 60). Das ift ein behnbarer Begriff. Gleichartigfeit ift anzunehmen, wenn die 
mehreren Anfprüche in einem ſolchen Verhältnifie zu einander ftehen, daß die Enticheibung 
von der Würdigung gleich ober doch ähnlich gelagerter thatfächlicher Umftände abhängt. 
Beifpiele: Klage einer Verficherungsgejellihaft gegen mehrere unter gleichen Bedingungen 
Verficherte auf Erfüllung des Verficherungsvertrags; Klagen mehrerer Hypothefengläubiger 
auf Sicdherftellung gegen Berichlechterung der Pfandſache; Klagen gegen mehrere Mieter 
aus gleichartigen Mietverträgen; Klagen mehrerer Gläubiger auf Anfechtung einer Redhts- 
handlung wegen Benadteiligung der Gläubiger; Slagen eines Geichäftsinhabers gegen 
mehrere Kunden, denen unter gleichen Bedingungen verfauft wurde ıc. 

3. Sind mehrere Perfonen als Streitgenoffen flagend aufgetreten oder verklagt 
mworben, ohne daß die Vorausfeßungen der Streitgenofjenichaft vorliegen, jo ift zu unter- 
ſcheiden: 

a) Es fehlt an der ſachlichen oder örtlichen Zuſtändigleit. Dann hat das Gericht 
die Klage bes Streitgenoffen oder gegen die Streitgenoffen, für welche die Zuftändigfeit 
fehlt, nach Umftänden alſo alle Klagen, von Amtswegen durch absolutio ab instantia 
zurückzuweiſen. Natürlih muß, wenn ein Bellagter oder wenn alle Beklagten fid) ohne 
Rüge der Unzuftänbdigfeit auf die Verhandlung zur Hauptſache eingelaffen haben, die nad) 
$ 39 eintretende Zuftändigfeit beachtet werben. 

b) Es fehlt an der Zuläfligfeit der gleichen Prozebart. Dann bat das Gericht die 
Klage, für welche bie begehrte Prozeßart, 3. B. der Urfundenprozeß, unzuläffig ift, von 
Amtswegen dur absolutio ab instantia zurüdzumeifen. 

c) Es fehlt an Zufammenhang und Gleichartigfeit der Anſprüche. Aus diefem Grunde 
fann die Zuläffigfeit der Streitgenofienichaft nicht von Amtswegen beanftandet werben 
(vgl. Wepell Syſt. (3) $63 N.30, A. C. H. Schmid Handb. II 8.22, Glüd Pand. Komm. IV 
©. 17]. Dem öffentlichen Intereſſe ift dadurch genügend Rechnung getragen, daß bas 
Gericht die Zerlegung in mehrere Prozeffe befchlieken kann ($ 145). Wohl aber fann die 
Partei die Unzuläffigkeit der Streitgenofjenichaft rügen. Das Rügerecht kann nad) $ 295 
Abi. 1 ausgeichloffen werden. Prozekhindernde Einrede ift die Rüge nit. Erfolgt bie 
Rüge rechtzeitig, fo ift weiter zu untericheiden: «) Aus der Unzuläffigfeit der Streitgenofien- 
Schaft ergiebt fi der Mangel der Zuftändigfeit für alle Klagen; die Klagen würden nur 
unter der Vorausſetzung zuläffiger Streitgenoffenichaft zur Zuftändigteit des Landgerichts 
erwachſen, während bie einzelne zum Amtsgericht gehört; dann ift bezüglich aller Klagen 
auf absolutio ab instantia zu erfennen. Trennung nach $ 145 ift nicht zuläffig, weil 
dazu die urfprüngliche Zuftändigfeit gehört. 3) Aus der Unzuläffigkeit der Streitgenoffen» 
ichaft ergiebt fich die Unzuftändigfeit nur für einen Zeil der Klagen. 3.2. der Anſpruch 
des Klägers A gehört an fi) vor das Amtögericht, der des Klägers B an fidh vor das 
Landgericht; unter der Vorausfegung der zuläffigen Verbindung würden beide an das 
Landgericht gebradht werden können; oder: für die gegen X und Y gerichteten Stlagen iit 
unter der nicht zutreffenden Vorausſetzung zuläffiger Verbindung nad $ 36 Nr. 3 das 
Gericht des Wohnfiges des X beftimmt. Dann ift die Klage, für die fich die Unzuftändig- 
feit ergiebt, durdy absolutio ab instantia abzumeifen. y) Troß Ungzuläffigfeit der Ver— 
bindung bleibt das Gericht für alle Einzelanſprüche zuftändig; dann ift nur die Trennung 
nad) $ 145 auszuſprechen. Wenn in der Klage die Einzelanfprüche der mehreren Kläger 
oder gegen die mehreren Beflagten vorjchriftsmäßig begründet find und die Zuftändigfeit 
auch abgejehen von der Verbindung vorliegt, fo fann die Unguläffigfeit der Verbindung 
die Stlagerhebung jelbft nicht ungültig machen. 

4. Die fubjettive Klagenhäufung fteht im Belieben des Klägers. Der beklagten 
Partei fteht fein prozeſſualiſches Mittel zu, aktive oder paffive Streitgenoffenichaft herbei: 
zuführen. Über die fog. notwendige Streitgenofienihaft ſ. N. 2 zu $ 62. Eine Beiladung 
fennt das Gejeß nur in den Fällen der 8 76 Abi. 1, $ 666 Abi. 3, $ 856 Abi.3. In 
allen Fällen ber Streitgenofjenichaft fann das Gericht die getrennte Verhandlung anordnen 

2, Seuffert, Givilprogehorbnung I. 10, Aufl. 7 
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($ 145). Anbererjeits fann das Gericht mehrere anbängige Prozeffe nach $ 147 verbinden, 
wenn die Vorausfegungen ber Streitgenoffenihaft vorliegen. 

5. Über Editiongeid bei Streitgenoffenichaft vgl. $ 426 Abf. 3; über Eideszufchiebung 
an Streitgenoffen: $ 472; über die Auflage eines richterlihen Eibes an Streitgenofien: 
$ 476; über die Haftung der Streitgenofjen für Erftattung der Prozehloften: $ 100. 

6. Mehrere geſetzliche Vertreter einer nicht handlungsfähigen Partei find ſowenig 
Streitgenoffen, wie mehrere Prozekbevollmädhtigte einer handlungsfähigen Partei. 


$. 61. (58.) 

Streitgenofjen jtehen, ſoweit nicht aus den Vorjchriften des bürgerlichen 
Nechts oder dieſes Geſetzes fich ein Anderes ergiebt, dem Gegner dergeftalt 
als Einzelne gegenüber, daß die Handlungen des einen Streitgenofjen dem 
anderen weder zum Vortheile noch zum Nachtheile gereichen. 


DE. 88 54, 55, DE. 696 ff., 4886, 6250 N. 6294 ff., NE. 88 98, M, NE. 126 F., 177 ff., 319, 552 f., 
657, 795 f., 1040, 1270, €. 1 —9 57, E. II, 11 8 58, M. 80, RP. 25. 


1. In den Mot. z. Entw. III S. 80 * geſagt: 

„Die Streitgenoſſen treten infolge des Prozeſſes in fein beſonderes Verhältniß zu ein- 
ander; daß ſie gemeinſchaftlich Hagen oder verflagt werben, ift ein Faltum, melches rechtliche 
Wirkungen unter ihnen nicht begründet. Materiell find ihre Intereſſen unabhängig von ein⸗ 
ander, jo daß jeder Streitgenofje jo beurtheilt werden muß, als ob er allein mit feinem Gegner 
im Prozeſſe befangen wäre (vgl. Wepell Ed. III S. 849, 850, Pland Die Mehrheit der Rechts- 
ftreitigleiten ©. 107). Was der einzelne Streitgenofje thut oder unterläßt — der Ausdruch 
„Handlungen“ in $ 58 [d. Entw. — 61 d. Gef.] umfaßt jeiner allgemeinen Bedeutung nach auch 
die Unterlafjungen —, gereicht dem andern weder zum Bortheile noch zum Nachtheile. Jeder 
Streitgenofje fann ſich daher beſonderer Angriffs- und Vertheidigungsmittel (vgl. $ 93 [d. 
Entw. — 100 Abj. 3 d. Geſ.) bedienen, wie umgefehrt der Gegner bejondere Angriffs. und 
Bertheidigungsmittel einzelnen Streitgenofien gegenüber geltend machen fann, ohne daß der 
Erfolg derjelden auf den Ausfall des Prozejies für oder gegen die andern Streitgenoffen ein- 
wirkt. Inſofern allerdings die Handlungen eines Streitgenojien auf die Feſtſtellung der That- 
ſachen von Einfluß find, und injomweit dieje Feſtſtellung nicht an gejegliche Regeln gebunden, 
jondern von der freien Ueberzeugung des Gerichts abhängig ($ 249 [d. Entw. — 286 d. Gef.]) üft, 
bilden die betreffenden Handlungen einen Theil des Materials für die richterliche Ueberzeugung 
und werden daher mittelbar die Sache des andern Streitgenofjen beeinfluffen können.“ 

2. Aus $ 61 folgt: a) Verſäumt ein Streitgenoffe den Termin zur mündlichen Ver— 
handlung, jo ift unter den allgemeinen Vorausiegungen gegen ihn Verſäumnisurteil zu 
erlaffen, obwohl der andere Streitgenofje erichienen ift. Ausnahme: $ 62. b) Die Folgen 
ber partiellen Verfäumnis (1. NR. 1,2 zu $ 230) treten gegen die einzelnen Streitgenofien 
aefondert ein und wirken nicht gegen bie anderen. c) Verzicht (S 306) und Anerkenntnis 
($ 307) wirfen nur gegen bie einzelnen Streitgenofien. d) Das Geftänbnis ($ 288) eines 
Streitgenoffen hindert den anderen nicht, diejelbe Thatiache zu bejtreiten. Die Beitreitung 
bat die gewöhnlichen Wirkungen. Ad a bis d: Durch bie vorgetragenen Säße ift nicht 
ausgeihlofien, daß der Richter die Verfäumnis, den Verzicht, das Anerfenntnis, das Ge— 
ſtändnis eines Streitgenofjien bei der Beweismwürdigung gegenüber den anderen Streit: 
genoffen verwertet. e) Die Friſten find für die einzelnen Streitgenofjen nad Anfang, 
Ende, Unterbrechung, Verlängerung gefondert zu berechnen (Mot. z. E. II S.163). f) Urteile 
für und gegen einzelne Streitgenoffen find Zeilurteile ($ 301). Ungleichartige, ja wider— 
ſprechende Urteile gegen die einzelnen Streitgenoffen find prozefiualiich möglih. Die Rechts: 
kraft der Urteile ift gegenüber den einzelnen Streitgenoffen geiondert zu beredinen. Das 
Rechtsmittel, welches ein Streitgenofje ergreift, berührt den anderen nicht, vorbehaltlich der 
Zuſammenrechnung der Beichwerdefummen bei der Reviſion. g) Dinfichtlich der Prozep- 
foften find die einzelnen Streitgenoffen vorbehaltlich des $ 100 gefondert zu beurteilen. 
h) Es befteht feine Verpflihtung zur Aufftellung eines gemeinfamen Prozeß» oder Zu— 
jtellungsbevollmädhtigten. Doc hat das Gericht, wenn getrennte Vertretung ftattjand, zu 
prüfen, ob die dadurch erwachſenen Mehrkoſten als notwendige im Sinne bes $ 91 Abi. 1 
zu betrachten find. [So die Mot. z. E. III S.112, Strudm. Koch (8) N.1, ORG. Oldenburg 
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SA. XLVII Rr.291. Nah RG. 7. Oft. 1885 Entich. XIV Nr. 114 S. 395 ff., 22. Yuni 1898 
Beitr. 3. €. d. DR. XXXVII ©. 1220, 16. Sept. 1893 Entih. XXXI Nr. 105 ©. 417, 
25. Nov. 1896 Beitr. 3. Erl. d. DR. XLI ©. 1156, bem bie neueren Aufl. der meiften 
Komment. folgen, find die Koften der gefonberten Vertretung ftets zu erftatten.] 

3. Vorbehalten find gegenüber dem Grundſatze ber prozeffualiichen Selbftändigfeit 
der mehreren Streitgenofien: 

a) Vorfchriften des bürgerlichen Rechtes, | aus denen ſich ergiebt, daß Handlungen 

b) Vorſchriften der Civilprozeßordnung, ſ des einen Streitgenofjen den anderen zum 

Vorteil oder zum Nachteile gereichen. 

Ad a: Vorfchriften des bürgerlichen Rechtes, in benen bdireft bejtimmt wäre, baß 
prozeffualiihe Handlungen eines Streitgenofjen dem anderen zum Vorteil oder zum Nach— 
teile gereichen, giebt e8 nicht. Gemeint find Vorfchriften, aus denen fich ergiebt, dab nur 
eine einheitliche Enticheidung gegenüber allen Streitgenoffen erfolgen kann. Welche Fälle 
hierher gehören, ift in N.2 zu $ 62 erörtert. 

Ad b: Die EPLD. enthält Vorfchriften, in denen direkt beitimmt ift, dab Hand— 
lungen eines Streitgenofjen dem anderen zum Vorteil oder zum Nachteile gereichen follen, 
in den 88 62, 472 (cf. $ 426 Abi. 3). 

Adaund b: Liegt einer der Ausnahmefälle ad a oder b vor, fo greift bei totaler 
Verſäumnis eines Streitgenoffen die Negel des $ 62 ein. Außer 5 472 (cf. $ 426 Abf. 3) 
enthält aber das Gefeß feinerlei Vorichriften darüber, wie e3 in folchen Fällen zu Halten 
ſei, wenn alle Streitgenoffen erfchienen find, aber in ihrem prozeflualifchen Verhalten aus» 
einandergehen. Daraus, daß nur einheitliche Enticheidung erfolgen kann, ergiebt fich, 
daß alle Angriffs und Verteidigungsmittel (einschließlich der Beweisführung) eines Streit: 
genoffen dem anderen zu gut fommen. Gehen die Erflärungen der Streitgenofjen über 
die vom Gegner behaupteten Thatfachen auseinander, 3. B. der eine gefteht, der anbere 
beftreitet, jo hat das Geftändnis des einen Streitgenoffen nicht die Wirkung, die betreffende 
Thatfache ala des Beweifes nicht bebürftig ericheinen zu laſſen; bei der Beurteilung ber 
Frage aber, ob die Thatſache ala bewiejen anzunehmen fei, hat das Gericht zu würdigen, 
welches Gewicht auf das Geſtändnis einzelner Streitgenofien zu legen ift (norbd. Prot. IL 
©.1040, Mot. 3. €. III S. 83) [vgl. RG. 24. Nov. 1902 IW. 1903 S. 21 Nr. 1J1. Dem 
entipricht die Vorichrift des $ 472 Abi.2. Ob der Verzicht und das Anerfenntnis eines 
Streitgenofjen überhaupt und ob er gegenüber den anderen Streitgenoffen wirkſam ift, 
hängt davon ab, ob nad dem bürgerlichen Rechte der einzelne über den Streitgegenftand 
mit Wirkfamfeit dem anderen gegenüber verfügen fann. 


$. 62, (59.) 

Kann das jtreitige Nechtsverhältnig allen Streitgenofjen gegenüber nur 
einheitlich fejtgejtellt werden, oder ift die Streitgenoffenjchaft aus einem ſonſtigen 
Grunde eine nothwendige, fo werden, wenn ein Termin oder eine Friſt nur 
von einzelnen Streitgenofien verſäumt wird, die jäumigen Streitgenofjen als 
durch die nicht jäumigen vertreten angejehen. 

Die ſäumigen Streitgenofjen find auch in dem ſpäteren Verfahren zu— 
zuziehen. 

NE. z 96, NP. 630, 636 ff., 795 ff., 1040, 1270, E. 18 58, €. IT, III $ 59, M. 82f,, RP. 25. 

Litteratur: Fitting Arc. f. c. Br. LXI ©. 415 f., 3. v. Amelunxen Die jog. notwendige 
Streitgenofjenichaft (1881), v. Kries Die Rechtsmittel ©. 35 bis 45, Kohler Prozeß ald Redts- 
verhältnis S. 102 ff., Hadenburg Die bejondere Streitgenoſſenſchaft (1889), Hellmann Ztichr. f. 
d. CPr. XVII ©. 1ff., Dreyer Beitr. z. E. d. DR. XXXVIII ©. 16 ff, Wacenfeld Die not- 
wendige Streitgenofjenichaft (1894), Hangen Fälle der notwendigen Streitgenojjenichaft (1895), 
Kiſch Begriff und Wirkungen der bejonderen Streitgenofjenichaft (1899), W. Yur Die Notwendig- 
feit der Streitgenofjenichaft (1906) (materiellrechtlich). 

1. 8 62 bejtimmt nicht allgemein, welchen Einfluß es auf das Verhältnis mehrerer 
Streitgenofien hat, daß das ftreitige Nechtsverhältnis allen Streitgenofien gegenüber nur 

7*+ 
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einheitlich feftgeftellt werben fann oder daß bie Streitgenoſſenſchaft eine notwendige ift. 
Ebenſowenig beitimmt er, wann nur einheitliche yeititellung erfolgen fann und wann 
die Streitgenoffenihaft eine notwendige ift. Vielmehr enthält $ 62 nur Vorſchriften für 
den all, dab ein Termin oder eine Friſt von einzelnen Streitgenoffen verfäumt wird, 
wenn eine fog. notwendige Streitgenoffenichaft vorhanden: ift. 

2. Vorausſetzung für die Anwendung der Vorichrift des 8 62 ift: 

a) daß das ftreitige Nechtsverhältnis allen Streitgenoffen gegenüber nur einheitlich 
feftgeftellt werben fann, 

b) oder daß bie Streitgenofienichaft aus einem fonftigen Grund eine notwendige ift. 

Aus den Morten „aus einem fonftigen Grunde“ geht hervor, daß auch die Fälle 
ad a im Gejeß Fälle ber notwendigen Streitgenofienichaft genannt werben. Die Mot. 3. 
E. III (S. 82 f.) und bie anderen Materialien zu $ 62 (j. o.) beftätigen dies, Die Be- 
zeichnung ift, wie unten gezeigt werden wird, ungeeignet und mihverftändlih. [Bal. 
Hadenburg a. a. O. S. 97 ff. AM.: Wahenfeld a. a. O. S. 59 ff.) Wo die Streitgenofjen- 
ſchaft aus einem anderen Grund, als wegen der Unmöglichkeit divergenter Entſcheidungen 
notwendig iſt, iſt ebenfalls nur einheitliche Entſcheidung über das ſtreitige Rechtsver— 
hältnis gegenüber allen Streitgenoſſen möglich. Deswegen iſt die zweite Alternative 
eigentlich überflüſſig. Aber die Verfaſſer des Geſetzes dachten bei der erſten Alternative 
nur an bie fälle, in denen ſich die Notwendigfeit der einheitlichen Enticheidung aus 
der Art bes Streitgegenitandes ergiebt, und haben daher die Fälle, in denen ſich 
diefe Notwendigkeit aus dem Rechtsverhältniſſe unter den Streitgenoijen ergiebt, 
neben jenen erwähnt. 

Ad a: Darüber, welche Prozeffe hierher gehören, gehen die Anfichten auseinander. 

a) Allgemein anerkannt ift, dab hierher die Prozefle gehören, in denen ein Urteil 
begehrt wird, das gegenüber den Streitgenofien wirlſam wäre, wenn auch nur einer ge» 
flagt hätte ober verklagt mworben wäre. So ift die Rechtslage 3. B. bei der Klage auf 
Nichtigkeit einer Ehe, wenn die Klage von einem Ehegatten und dem Staatsanwalt ober 
von einem Ehegatten und dem früheren Ehegatten (BGB. $ 1326) oder von diefem und 
dem Staatsanwalt erhoben ift (arg. $ 629 Abi. 1 verb. mit $ 632); bei der Klage von 
Streitgenofjen oder gegen Streitgenoffen auf Feſtſtellung des Beftehens oder Nichtbeftehens 
einer Ehe (arg. $ 629 Abi. 2); bei der Klage auf Aufhebung des Entmündigungsbeichluffes 
(8 664) und bei ber Klage auf Wiederaufhebung der Entmündigung ($ 679), wenn der 
Antragiteller dem Bellagten beitritt (arg. $ 666 Abi. 3 Sat 2 und $ 679 Abſ. 4); bei der 
Klage mehrerer Gläubiger, denen ber gepfändete Anſpruch überwieſen ift, gegen den Dritt- 
ichuldner [$ 856); bei der Anfechtungsflage Mehrerer gegen eine Tobeserflärung ($ 976); bei 
der Klage mehrerer Abkömmlinge auf Aufhebung der fortgefegten allgemeinen Gütergemein: 
Ihaft (BEB.$ 1496); in dem Prozeß, in welchem ein Anfpruch gegen die offene Handels: 
geiellichaft und gegen einen Gejellichafter geltend gemacht wird, ſoweit nicht Einwendungen 
erhoben werben, die nur in ber Perion des Gejellichafters begründet find (arg. HGB. $ 129 
Abi. 1); bei der Klage mehrerer Gefellichafter oder gegen mehrere Gefellichafter auf Auf: 
löfung der offenen Handelögeiellihaft (HGB. $ 133); bei der Klage mehrerer Geiellichafter 
auf Ausichließung eines Gejellichafters (HGB. $ 140); bei der Klage mehrerer Aktionäre 
auf Nichtigfeitserflärung eines Beſchluſſes der Generalveriammlung (HGB. $ 273); bei 
der Klage von Streitgenofien auf Nidhtigkeitserflärung einer Aktiengeiellihaft (HGB.$ 309); 
bei ben ben zwei legten Klagen entiprechenden Klagen mehrerer Mitglieder einer Genoſſen— 
ihaft (Gen. Geſ. $$ 51, 94, 96); bei Klage von Streitgenofjen auf Nichtigkeitserflärung 
einer Gejellihaft mit beichränfter Haftung (RG. betr. die Gef. m. beichr. Haft. $ 75) ꝛc. 
Auch der Streit mehrerer Miteigentümer des berrichenden oder des dienenden Grundftüds 
über das Beftehen einer Grundbdienftbarfeit ift hierher zu rechnen; denn die Dienftbarfeit 
fann nicht zu Gunften ober zu Laſten eines Miteigentümers beftehen [vgl. die Mot. S. 82, 
OLG. Karlsruhe bad. Ann. LVI S. 261. AM.: Gaupp (9) N. Ila, der übrigens in 
N. IIIb dieſe Prozeffe als Fälle notw. StrG. i. ©. der Gruppe b behandelt). Ebenfo 
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der Prozeh, in weldem barüber zu enticheiden ift, ob eine Sache Zubehör zu einem 
Grumbftüd ift [ogl. RG. 12. Juli 1905 IW. ©. 553 f. Nr. 17]. 

#) Beitritten ift, ob hierher auch die Prozeffe gehören, in denen verichiedene Ent» 
fcheidungen über das ftreitige Rechtäverhältnis den Streitgenoffen gegenüber zwar an und 
für fich möglich wären, aber nach der fonfreten Prozeblage, namentlich unter Berückſich— 
tigung ber Verteidigung, nur einheitlich allen Streitgenofjen gegenüber entſchieden werben 
fann. Die frage dürfte zu bejahen fein. Der Typus derartiger {Fälle ift der Prozeß, 
welcher von mehreren Miterben als Klägern oder gegen mehrere Miterben ala Bellagte 
megen eines zum Nachlaffe gehörenden Anspruchs oder wegen einer von dem Erblaffer 
berrührenden Schuld geführt wird. Es ift nicht unmöglid, daß ein derartiger Prozeh 
gegenüber ben einzelnen Miterben nicht einheitlich entichieden wird; aber zumeift wird die 
Prozeßlage jo fein, daß die von einem Miterben geltend gemachten Angriffs- und Ver— 
teidigungsmittel auch den anderen zu gut fommen und dab daher logiicherweiie entweder 
für alle oder gegen alle Miterben entichieben werden muß [vgl. RG. 22. Dez. 1904 JM. 
1905 ©. 114 Nr. 12; aM.: OLG. Königäberg SA. LX Nr. 156]. Nicht anders verhält es 
fi mit dem Prozeb, in welchem mehrere Gejamtgläubiger oder mehrere Gefamtichuldner 
ober der Hauptichuldner und der Bürge als Streitgenofjen lagen oder verklagt werden, 
wenn Berteidbigungsmittel geltend gemacht werben, die nad den Vorfchriften des bürger: 
lien Rechtes für oder gegen alle Streitgenoffen wirkſam find, 3. B. das Erlöſchen der 
Schuld durch Leiftung. Ebenſo mit dem Prozefje mehrerer Gläubiger über eine (Forderung 
auf unteilbare Leiftung (BGB. $ 432) und in dem Prozeffe des Nießbrauchers und bes 
Gläubigers oder des Pfandgläubiger® und bes Gläubigers über bie Forderung, an ber 
Niehbraud oder Pfandrecht begründet ift (BEB. $$ 1077, 1281, $ 1128 Abf. 2). Ferner 
mit dem Prozeb, in welchem ein Gläubiger ber Frau dieſe auf Leiftung und den Ehe: 
mann auf Duldung ber Zwangsvollſtreckung in das eingebracdhte Gut verklagt (vgl. $ 739); 
wird der Anſpruch gegen die Frau don einem der Streitgenofjen mit Erfolg beftritten, 
fo fann feiner verurteilt werden. [Die vorgetragene Anfiht wird von Amelunren a.a.D. 
bei. S. 62 und von Staffel Sächſ. Arh. IX S.219 geteilt; von anderen wird angenommen, 
dab derartige Fälle überhaupt nicht unter $ 62 gehören, mweil in thesi, nämlich wenn bie 
Verteidigung eines Streitgenofjen nicht für oder gegen den anderen wirkſam ift, verjchieben- 
artige Enticheidungen möglich find; fo 3. B. von Gaupp (9) N. IIc, Peterien (5) N. 11f. 
Die Rechtſprechung des RG. ſchwankt. Die UN. v. 23, Dez. 1897 Beitr. z. E. d. DR. XLII 
©. 519, 4. Jan. 1898 JW.S.113, 22. Dez. 1904 IW. 1905 S.114 Nr. 12, 15. März 1905 
IW. S. 293 Nr.22 ftehen auf dem bier vertretenen Standpunkte; dagegen wird bie An— 
wenbbarfeit bes $ 62 vom RG. fchlechthin verneint bei Klage gegen mehrere Gelamt- 
ſchuldner: 17. März 1897 SA. XLIII Nr. 273; bei Klage gegen Hauptichuldner und Bürgen: 
14. März 1891 SA. XLVINr.286, 16. März 1893 Beitr. z. E. d. DR.XXXVII ©. 1203, 
15. Febr. 1903 IW. S. 149 Nr. 1; bei Klage gegen Ausfteller und Wcceptanten eines 
Wechſels: 1. Yuni 1901 Entſch. XLVIII Nr. 46 S. 214; bei Klage gegen die Frau auf 
Xeiftung und gegen ben Mann auf Dulbung ber Zmangsvollftredung: 21. Nov. 1904 
Entih. LIX Nr. 67 ©. 234 f.] Von dem bier vertretenen Standpunft aus ift die viel 
erörterte Trage, ob die mehreren Opponenten im Liquidationsprozefle (KO. $ 146) Streit- 
genoffen im Sinne bes $ 62 find, dahin zu beantworten: folange fich feine Verfchiedenheit 
der Widerſprüche ergiebt, ift die Streitgenoffenfchaft eine qualifizierte i. ©. des $ 62, meil 
nur einheitlich entichieden werben fann; anders, wenn zufolge verichiedenartiger Wider» 
ſprüche die Notwendigkeit einheitlicher Enticheidung entfällt, z. B. wenn ein Opponent 
das Beftehen ber Forderung, der andere nur ben beanjpruchten Rang beitreitet. [Bal. 
L. Seuffert Konk. Prozeßr. S. 269 f., Endemann Konkursverf. S. 533, Oetker Konkursr. 
Grunbbegr. I ©. 328.] Gewöhnlich wird die Anwendbarkeit des $ 62 allgemein bejaht 
(io Jaeger Komm. 3. KO. (2) Anm. 10 zu $ 146, Peterfen u. Hleinfeller Komm. 3. KO. (4) 
©. 439, vd. Sarwey Komm. z. KO. (3) ©. 694, 702, v. Völderndorff Komm. 3. KO. (2) II 
©. 400, Schulge D. Konk. Recht S. 101 fi., v. Eanftein Ztichr. f. d. EPr. VIII ©. 235 fi, 
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v. Amelunren a. a. O. S. 66, Kiſch a. a. O. S.9, Wach Hanbb. 16.624 N.32, Gaupp (I) N.IIb, 
Strudm. Koch (8) N. 2, Kohler Prozeß als RD. S. 104, Hachenburg a. a. O. S. 124, 
RG.29. Sept. 1881 Entſch. VNr. 118 S.414] oder allgemein verneint [fo Weismann Haupt: 
intervention S. 152 N. 37, Wacenfeld a.a. O. &.79 ff., Hellmann Lehrb. S. 240 u. 998]. 

Ad b: Aus ben Materialien geht hervor, daß hiermit diejenigen Fälle gemeint find, 
in welchen nad; den Vorjchriften des bürgerlichen Rechtes mehrere Perfonen nur gemeinfam 
Hagen ober verflagt werden fönnen. Wenn in einem foldhen Fall ein Cinzelner klagt 
ober verklagt wird, fo muß die Klage wegen Mangels ber aftiven ober der pafliven Sad: 
legitimation abgewiefen werben. In ber gemeinrechtlihen Theorie und Praris ſprach 
man don einer exceptio plurium litis consortiam, mittel deren der Bellagte den 
Kläger zwingen fünne, die Anderen als Mitfläger oder ald Mitbeflagte in den Prozeß 
zu ziehen [vgl. Wetzell Syſt. (3) $ 63 bei NR. 32 ff., Renaud Lehrb. (2) S.146]. Obwohl 
ein prozefiualifher Zwang zur Beiziehung der Streitgenoffen nicht ftattfindet, ſondern 
nur die aftive oder paffive Sadlegitimation beanitandet werben kann [vgl. Pland Mehr: 
beit von Rechtöftreitigfeiten S. 395 ff.), Hat man doch von notwendiger Streitgenoffenichaft 
gerebet. — Als Fälle folder Streitgenofienichaft fommen in Betradht der Prozeß mehrerer 
bei einem Vertrag auf der einen oder der andern Seite Beteiligten über das Nüdtritts- 
recht (arg. BEB.$ 356), der Prozeß mehrerer Käufer oder Verkäufer über die Wandelung 
(arg. BGB. $ 467 mit $ 356), der Prozeß mehrerer Wiederkaufsberechtigten über das Wieder- 
fauförecht (arg. BEB.$502 Saf 1), der Prozek mehrerer Vorfaufsberechtigten über das Vor— 
faufsrecht (arg. BGB.$513 Satz 1), der Prozek des Miteigentümers und des Nießbrauchers 
über die Aufhebung der Gemeinschaft bei Nießbrauch an dem Anteil eines Miteigentümers 
(arg. BEP. $ 1066 Abf. 2) und der Prozeh des Niekbrauchers und des Eigentümers auf 
Herausgabe des bei einer Hinterlegungöftelle hinterlegten Papiers (arg. BEGB.$ 1082 Sapl), 
ber Prozek des Miteigentümers und des Pfandgläubigers über die Aufhebung der Gemein 
ichaft bei Pfandrecht an dem Anteil eines Miteigentümers (arg. BEB.$ 1258 Abi. 2 Sal), 
ber Prozeß mehrerer Teitamentövollftreder, wenn man den Teſtamentsvollſtrecker als Partei 
erachtet (arg. BGB. $ 2224 Abſ. 1); der Prozek über die Klage mehrerer Gejellichafter 
auf Entziehung der Befugnis zur Geihäftsführung (arg. HGB. $ 117), der Prozeß ber 
Mitberechtigten an einer Aftie über die Nechte aus der Aktie (arg. HGB. $ 225 Abi. 1). 
Ferner alle Prozeffe, bei denen Mehrere, die eine Gemeinschaft zur gejamten Hand bilden, 
als jolche Gemeinichaft Hagen oder verklagt werden; alſo die Prozeſſe der Gejellichaft des 
BGB. über Gejellichaftsvermögen (arg. BEB.$ 718) und über Gefelichaftsichulden (arg. 
CPrO. 5 736), die Prozeffe der Miterben über die zum Nachlafie gehörenden Gegenitänbe 
vor der Auseinanderfegung (arg. BGB. $ 2038 Abi. 1 Saß 1, vol. a. $ 2059) und bie 
Prozeffe gegen mehrere Miterben vor der Auseinanderjegung, ſoweit nicht eine perfönliche 
Haftung des Miterben, fondern nur die Haftung mit dem Nachlaffe beaniprucht wird 
(arg. $ 747); die Prozeſſe der Ehegatten oder des überlebenden Ehegatten und ber Ab» 
lömmlinge über die zur Gütergemeinichaft gehörenden Gegenftände in der Zeit zwiſchen 
Beendigung der Gütergemeinichaft und der Auseinanderjegung (arg. BGB. $ 1472 Abi. 1, 
$ 1497 Abi. 2) ac. 20. [Vgl. hierzu die oben cit. Schrift von W. Lur.] 

3. Die Dispofitive des $ 62 lautet: „Die fäumigen Streitgenojfen werden als durch 
die nicht jäumigen vertreten angeſehen.“ Darin liegt eine Fiktion. Die herrichende An— 
ficht verfteht die Fiktion dahin, daß die nicht ſäumigen Streitgenoffen kraft Geſetzes befugt 
fein follen, Prozeßhandlungen namens der jäumigen vorzunehmen. Aus der Gejchichte des 
Gejeßes (vgl. Code de proc. art. 153, hann. PrO. $ 372, hann, Prot. VS. 1742, XV &,5559, 
preuß. Entw. $$ 391 bis 394, nordd. Prot. Il S. 630 ff., 795, III S. 1313, nordd. Entw. $ 86) 
dürfte fich aber ergeben, daß der $ 62 feineswegs die nicht jäumigen Streitgenofjen mit 
einer gejeklichen Vertretungsbefugnis im angegebenen Sinne ausitattet, daß vielmehr der 
Einn des $ 62 der iſt: durch die Prozeßhandlungen der nicht jäumigen Streitgenoſſen 
wird verhindert, daß gegen die fäumigen die Folgen einer Terminsverfäumnis oder einer 
Hriftverfäumnis eintreten, damit auf Grund der Prozeihandlungen der nicht fäumigen 
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Streitgenofjen ein einheitliches fontradiftoriiches Urteil für oder gegen alle Streitgenofjen 
gefällt werden kann. Die Verhinderung des Eintritts der VBerfäummisfolgen ift nicht 
Folge einer Vertretungäbefugnis, fondern eine kraft des Prozeßgeſetzes eintretende Refler- 
wirkung. [Bgl. Hachenburg a. a. O. S. 19 bis 39. Dagegen insbefondere Dreyer a.a. O. 
und Kiih a. a. O. ©. 28 ff., 70 ff.] 

Im Einzelnen ergiebt fidh: 

a) St in einem Termin einer der Streitgenoffen erichienen, fo kann gegen bie 
nichterfchienenen Streitgenofien fein Verſäumnisurteil erlaffen werden. Wird gegen bie 
nichterichienenen ein Verfäumnmisurteil beantragt, fo ift der Antrag durch Beichluß zurüd: 
zumweifen; gegen ben Beſchluß findet jofortige Beſchwerde ftatt (arg. $ 336). Zwiſchen 
den erjchienenen Streitgenoffen und der Gegenpartei wird verhandelt. Die Angriffs: und 
Berteidigungsmittel, welche von den nicht ſäumigen Streitgenofjen geltend gemacht werben, 
fommen den jäumigen zu gut. Aber auch Prozekhandlungen und Unterlaffungen, durch 
die ich die nicht jäumigen Streitgenofjen in eine ungünftige Prozeklage verfegen, find gegen 
die jäumigen wirkſam. Auf Grund der Berhanblung mit den nicht ſäumigen Streitgenofien 
wird das Urteil gefällt. Diefes Urteil lautet auch auf den Namen der fäumigen Streit- 
genoffen, fie find in der Hauptſache und im Koftenpunft ala mitfiegende oder mitunter« 
fiegende Partei zu behandeln; fie haften auch für diejenigen Prozeßkoſten, welche nad) ihrem 
Ausbleiben erwachſen find (KPr. S. 25). Das Urteil ift auch gegenüber den ſäumigen 
Streitgenofjen kein Verfäumnisurteil und fann daher nicht mit Einipruch, fondern nur 
mit Berufung oder mit Revifion angefochten werden. Dies gilt au, wenn das Urteil 
zufolge unrichtiger Anwendung des $62 (anftatt des $61) ala einheitliches kontradiktoriſches 
Urteil erlaffen ift; die in dem Urteile liegende Zurüdweifung des Antrags auf Verſäumnis— 
urteil ift, weil nicht ifoliert, nicht durch Beſchwerde anfechtbar IRG. 26. Mai 1897 Entid. 
XXXIX Nr. 110 S.411]. Hat dagegen das Gericht zufolge der, wenn auch irrtümlichen, 
Nichtanwendung des $ 62 gegen einen jäumigen Streitgenofjen ein Berfäumnisurteil er: 
lafien, fo kann dieſer das Urteil nicht mit Berufung oder Revifion, ſondern nur mit 
Einfpruch anfechten [RG. 5. Mai 1896 Entih. XXXVII Wr. 114 ©. 396]. 

b) Das Geftändnis ($ 288), der Verzicht ($ 306) und das Anertenntnis (8 307) des 
nicht fäumigen Streitgenoffen gilt nicht als Gejtändnis, Verzicht, Anerfenntnis auch der 
fäumigen. Zwar treten die aus dieſen Prozekhandlungen ſich ergebenden ungünftigen 
Folgen auch gegenüber den fäumigen Streitgenofjen ein; aber wenn ein fäumiger Streit: 
genofje ſich ſpäter an dem Prozeh aktiv beteiligt, ift es bebeutfam, dab das Geſtänd— 
nis, der Verzicht und das Anerfenntnis nicht als jein Geftändnis x. x. gilt. Es 
fann nämlich der fpäter fi aftiv am Prozefie beteiligende Streitgenofje die von dem 
anderen Streitgenofjen zugejtandene Behauptung noch beitreiten, ohne daß die Voraus: 
fegungen des $ 290 für den Widerruf eines Geftändbniffes vorliegen, was er nicht könnte, 
wenn das Geftändnis eines Streitgenofjen auch als jein Geftändnis gälte. Er fann bei 
ipäterer aftiver Beteiligung am Prozeb einen Anfpruch geltend machen, auf den ber andere 
Streitgenoffe verzichtet hat, und einen Anſpruch beftreiten, den diefer anerfannt hat, jolange 
nicht auf Grund des Verzichts oder des Anerfenntniffes ein vechtsfräftiges Urteil erlaflen 
ift [ogl. RG. 25. Jan. 1902 IW. ©. 162 Nr. 4]; es tritt dann die in N.3 Abſ. 4 zu $61 
behandelte prozeflualiiche Situation ein. [Vgl. Hachenburg a.a.D. S. 29 ff. AM.: Dreyer 
a. a. O. &.58.] Eine von dem erjchienenen Streitgenoffen vorgenommene Anderung ber 
Klage ift für den nichterichienenen Streitgenofjen des Klägers unwirkſam, da ber erichienene 
Streitgenoffe nicht Vertreter des nicht erfchienenen ift und der nicht erjchienene nur Streit- 
genofje der urfprünglichen lage war; ob der erichienene Kläger befugt ift, den Anfprud) 
der geänderten Klage allein geltend zu machen, ift eine Frage des bürgerlichen Rechts. 
Aus den gleichen Gründen ift die Einwilligung bes erfchienenen Streitgenoffen in eine 
Änderung der Klage unwirkſam für den nichterjchienenen; wieder ift es eine Frage bes 
bürgerlichen Rechtes, ob der Kläger den Anfprud der geänderten Klage gegen den er- 
ſchienenen Streitgenofjen allein geltend maden kann. Die Klage gegen den nicht erichienenen 
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Streitgenofjfen Fann der Kläger in deflen Abweſenheit nicht ändern; ob er ein Verſäumnis— 
urteil auf die urfprüngliche Klage gegen den nicht erichienenen Mitbeflagten erwirken kann, 
hängt davon ab, ob er den Anspruch der uriprünglichen Klage gegen den nicht erjchienenen 
Mitbeflagten allein geltend machen fonnte. [Bal. Kiſch a. a. O. S.65. AM.: Hadhenburg 
a. a. O. S. 43, OLG. Köln Ztihr. f. d. EPr. VII S. 95.] 

c) Yegt einer von den Streitgenoffen gegen das einheitliche Urteil ein Rechtsmittel 
ein, fo gilt diefer Att nicht auch als NRechtsmitteleinlegung der anderen Streitgenofien, 
fondern er bewahrt nur die anderen vor der Folge der Verſäumung der Rechtsmittelfrift, 
d, i. vor der formellen Nechtäfraft des Urteils, und verichafft ihnen die Möglichkeit, fich 
auch ohne Rechtömitteleinlegung an dem Verfahren der NRechtömittelinftang zu beteiligen. 
Das Urteil der Nechtsmittelinftanz lautet, wie das der Vorinftanz, au auf den Namen 
der fäumigen Streitgenoffen. Aber die Koſten der Rechtsmittelinſtanz find bei Vermwerfung 
bes Rechtsmitels nur von denjenigen Streitgenofjen zu tragen, welche das Rechtsmittel 
eingelegt oder ſich durch Prozeßhandlungen an dem Verfahren der Rechtömittelinftanz be— 
teiligt haben; denn das verworfene Rechtsmittel ift nicht das Rechtsmittel der nicht han- 
delnden Streitgenoffen (vgl. a. R. 2 litt.a Abi. 2 zu $511). Was von ben Nechtsmitteln 
gilt, gilt in entiprechender Anwendung auch von den Wiederaufnahmeflagen ſowie von dem 
Einipruc eines Streitgenofien gegen ein einheitliches Verläumnisurteil. [Bgl. Hachenburg 
a. a. O. S. 530 ff. AM.: Hellmann a. a. O. ©. 16, Kiſch a. a. O. ©. 109 ff.) 

d) Weil die ſäumigen Streitgenoſſen bis zur Beendigung des Prozeſſes als Partei 
beteiligt bleiben, fünnen fie in jedem Stadium des Verfahrens handelnd in ben Prozeß 
eintreten; fie können zum perfönlichen Erfcheinen aufgefordert werden ($ 141), die Gegen- 
partei muB fie bei der Eideszu- und Zurüdfchiebung berüdfichtigen ($ 472). Aus dem: 
jelben Grunde find die fäumigen Streitgenoffen zu allen Terminen, zu denen eine Ladung 
nötig ift, zu laden; alle Schriftfäße, inäbefondere auch die Rechtämittelichriften, find den 
jäumigen Streitgenofjen ebenio wie den nicht fäumigen zuzuftellen ($ 62 Abi. 2). 

e) Ob der von den nicht fäumigen Streitgenoffen abgeichloffene Vergleich die ſäumigen 
Streitgenofien bindet, ijt lediglih aus dem bürgerlichen Nechte zu beurteilen. Der $ 62 
ergiebt eine ſolche Gebundenheit nicht. 

$. 63. (60.) 

Das Necht zur Betreibung des Prozeſſes ſteht jedem Streitgenofjen zu; 
er muß, wenn er den Gegner zu einem Termine ladet, auch die übrigen Streit: 
genojjen laden. 

NE. 8 417, NP. 551 ff., 15867, E. 18 59, €. IT, IIT 8 60, M. 83f., HP. 35, 512. 

1. Jeder Streitgenofie hat dad Necht, ben Prozeß ohne Mitwirkung feiner Streit: 
genoffen zu betreiben. Erfolgt die Betreibung durch Labung zu einem Termine, jo muß 
ber Streitgenofje nicht nur den Gegner, fondern auch die auf jeiner Seite ftehenden Streit- 
genofjen laden. Dies gilt jomohl im Falle der jog. notwendigen Streitgenofjenichaft ($ 62) 
als auch im Falle der einfachen ($ 61). Es gilt auch, wenn die anderen Streitgenoffen 
in einem früheren Termine nicht erichienen waren, fallö das weitere Verfahren die Streit- 
genofien noch berührt; dies trifft bei notwendiger Streitgenofjenihaft immer zu. Das 
Ladungserfordernis entfällt, wenn ber Termin verkündet wurde ($ 218); Ausnahmen ſ. N.1 
zu $ 218. Für die Ladung zum Zmwede der Eröffnung einer höheren Inſtanz gilt die 
Vorſchrift des $ 63 infoweit, als die Streitgenoffen der Vorinſtanz in der Rechtömittel- 
inftanz beteiligt bleiben. Sie bleiben ſtets ala Partei beteiligt, wenn das angefochtene 
Urteil der unteren Instanz auch für oder gegen fie erging und ein Fall der fog. not» 
wendigen Streitgenofienichaft vorliegt [vgl. bay. ob.L2G. BL. F.RA.LV ©. 118; aM.: Hachen⸗ 
burg Die befondere Streitgenoflenichaft S. 54]; anderenfalls müfjen die Streitgenoffen ber 
Dorinftanz nicht auch Streitgenoffen in der Nechtsmittelinftanz fein, find daher bei ber 
Einlegung des Rechtsmittels nicht zu laden. Beteiligen fie fich durch jelbftändige Rechts— 
mitteleinlegung an dem Verfahren in der Rechtömittelinftanz, jo greift das Gebot, fie zu 


88 63 bie 65. Dritter Titel. Beteiligung Dritter am Nechtsftreite. 105 


laden, wieder ein. Was über die Ladung bei Einlegung eines Rechtsmittels gefagt wurde, 
findet entiprechende Anwendung auf die Ladung bei Erhebung des Einſpruchs, der Nichtig- 
feitö» und ber Reſtitutionsklage. 

Someit für die Streitgenoffen Verhandlung in getrennten Prozefjen angeordnet 
wurde ($ 145), gilt das Gebot, die eigenen Streitgenofjen zu laden, nicht. 

2. Iſt der Vorſchrift des $ 63 zumider die Ladung eines Streitgenoffen unter- 
blieben, fo ift die Ladung auch im Werhältniffe zur Gegenpartei nicht ordnungsgemäß. 
Folglich kann der betreibende Zeil fein Derfäumnisurteil gegen die Gegenpartei erwirfen 
($ 335 Abi. 1 Nr. 2). Aber auch die Öegenpartei fann gegen den nicht geladenen Streit: 
genofien fein Verfäumnisurteil und, wenn notwendige Streitgenofienihaft im Sinne bes 
$ 62 vorliegt, auch fein Verfäummisurteil gegen den nicht erjchienenen betreibenden Ge— 
noſſen erwirfen. Iſt dagegen die Streitgenpfjenichaft feine notwendige, jo fteht der lm» 
ftand, daß bie betreibende Partei dem Gebot, ihre Streitgenoffen zu laden, nicht nachfam, 
der Erlaffung eines Verſäumnisurteils gegen die nicht erichienene betreibende Partei nicht 
im Wege; denn die Orbnungswidrigfeit ihrer eigenen Prozeßhandlung kann ihr nicht zum 
Vorteil gereichen (vgl. N.7 zu $295). — Die nicht geladenen Streitgenofjen können in bem 
Termine verhandeln; dann ift die Orbnungswidrigfeit der Ladung geheilt. Sind fie nicht 
erjchienen, jo ift die Vertagung auf Koften der betreibenden Partei möglich ($ 95); in 
diefem Fall find die Nichterfchienenen zu dem verfündeten Termine zu laden (arg. $ 335 
Abi. 2). [Bal. Fitting Arch. f. c. Pr. LXI S. 416 Ff,, Heilblut eod. LXIX ©. 380.] — Die 
Wirkſamkeit einer Rechtsmitteleinlegung wird dadurd, dab ber Rechtömittelfläger feine 
Streitgenofjen nicht geladen Hat, nicht beeinträchtigt (vgl. N. 2 litt. d zu $ 518). 


Dritter Titel. 
Betheiligung Dritter am Rechtöftreite. 


Diefer Titel handelt von den Fällen, in denen ein Dritter berechtigt ift, ſich an 
dem Prozeß anderer Perfonen zu beteiligen. Dazu gehören die Hauptintervention 
(88 64, 65), die Nebenintervention ($$ 66 bis 71), der Eintritt des Forberungs- 
prätendenten ($ 75) und die Benennung bes mittelbaren Beſitzers ($$ 76, 77). 
Als Veranlaſſung zur Nebenintervention ift die Streitverfündung in ben $$ 72 bis 75 
behandelt. — Die jog. gemifchte Intervention bes gem. Prozeſſes [vgl. Gönner Handb. I 18 
$ 10, Bayer Vortr. (8) 845, Glüd Pand.Komm. VIS. 480)] ift beieitigt. Die Garantie- 
flage bes franzöfiichen Prozeßrechts hat feine Aufnahme gefunden. (Mot. z. E. III 8.93, 
KPr. S.27.) Auch die Beiladung (adeitatio, intervention force) ift in die CPrO. nicht 
als allgemeine prozefjualiiche Einrichtung, fondern nur in $ 76 Abſ. 1, $ 666 Abi. 3 und 
8 856 Abi. 3 für befondere Fälle aufgenommen. 


$. 64. (61.) 

Mer die Sache oder das Recht, worüber zwijchen anderen Perjonen ein 
Rechtsſtreit anhängig geworden ift, ganz oder theilweije für fich in Anjpruch 
nimmt, iſt bi8 zur rechtöfräftigen Entjcheidung diejes Rechtsſtreits berechtigt, 
feinen Anspruch durch eine gegen beide Parteien gerichtete Klage bei demjenigen 
Gerichte geltend zu machen, vor welchem der Rechtsjtreit in erfter Inſtanz an: 
hängig wurde. 

3. 65. (62.) 

Der Hauptprozeß kann auf Antrag einer Partei bis zur rechtsfräftigen 
GEntjcheidung über die BORBPLLIELDENNNN ausgejeßt werden, 

HE. BB 57, 58, DB. 699 ff 1 f., 1888 fi., NE. 88 96, 97, RP. 181 ff., 145, 566, 1219, @. I 
88 60, 61, €. II, mo 69, M. Hl, KB. 3, 512 

Ritteratur: Wepell Syſt. (3) $ 64 (dafelbft N. 1 sowie N.* zu 8 7 Angaben älterer 

Litteratur), Bayer Vortr. (8) 8 42, Renaud Lehrb. (2) 8 153 N. 15 ff., Pland Die Mehrheit der 
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Rechtöftreitigkeiten S. 439 ff. J. Weismann Über die geſchichtliche Entwidelung der Haupt- 
intervention Ztichr. der Sav.Stiftung (germ. Abt.) I ©. 191 ff., I. Weismann Hauptintervention 
und Streitgenofjenichaft (Leipz. 1884), Kroll Kiage und Einrede ©. 166 f., Kohler Beitr. 5. E. 
d. DR. XXX ©. 484 ff. (Gej. Beitr. 5. CPr. ©. 272 f.), Schmidt Lehrb. (2) $ 136, Weismann 
2ehrb. 1 8 110. 

1. Die unter dem Namen Haupt(Prinzipal)intervention befannte Prozekeinrichtung 
wurde unter dem Einfluffe germanischen Prozeßrechts im italienifchen und fanonifchen Pro- 
zeſſe gewohnheitsrechtlich ausgebildet. Sie ermöglicht, daß über zwei (oder mehrere) in 
einem gewiſſen fachlihen Zufammenbange ftehende Klagen einheitlich verhandelt und durch 
ein einheitliches für (mindeftens) drei Parteien rechtäfräftiges Urteil entichieden werde. — 
Über die Iegislative Berechtigung der Einrichtung ſ. hann. Prot. Bd. III S. 699 ff., Mot. 
zu E. III ©. 84, KPr. ©. 25. 

2. Vorausfegungen der Zuläffigfeit einer Hauptintervention: 

a) Es muß ein Rechtäftreit (der Erſtprozeß) bereits „anhängig“ fein. Der Aus- 
drud „anhängig“ bedeutet nichts anderes als der Ausdrud „rechtshängig“ [vgl. Schwalbach 
Arch. f.c. Pr. LXIV 8.261 N.10; aM.: Weismann Ztichr. d. Sav.Stift. I &. 240 N. 162, 
163a und Hauptintervdention ©. 164 N. 12]. Die Anhängigfeit tritt ein durch die Er- 
bebung der Klage (auch Klagänderung, Incidentklage) oder Widerklage (auch Incident— 
widerflage) oder durch Zustellung des Zahlungsbefehls im Mahnverfahren, val. $$ 253, 
263, 281, 499, $ 500 Abi. 2, 88 693, 696. Die Geltendmachung einer Forderung zum 
Zmede der Aufrechnung begründet feine Nechtshängigfeit, daher ift bezüglich dieſer For— 
derung teine 5%. möglich [vgl. Weismann HJ. &.165. AM.: Strudm. Koch (8) N. 2 zu 
8 64, Schollmeyer Kompeni.Einr. S. 91f.). Die HY. ift zuläffig fofort nach der Klag— 
erhebung, nicht erit nach der Einlaſſung zur Hauptſache [wie Wach Ztichr. f. Pr. u. ö. R. 
VI &.137 und Weismann Ztichr. d. Sav.Stift. I &. 240 N. 162, 1634 annehmen. In 
„Hauptintervention“ S. 164 f. und N. 12 a. €. nimmt Weismann diefe Anficht zurüd.]. Iſt 
die Hi. ordnungsmäßig erhoben, |6 ift fie nicht deswegen zurüdzumeilen, weil die Erft- 
fage wegen eines Mangels in den Prozekvorausiegungen (über dieſen Begriff ſ. N. 1 zu 

274) durch absolutio ab instantia zurüdgewieien wird; denn bie zur Zeit der Erhebung 
begründete Zuftändigfeit für die nterventionsflage wird durch das die Erftffage zurück— 
weifende Urteil nicht berührt (arg. $ 263 Nr. 2). [Bgl. Gaupp (9) N. IIa zu $64. AM.: 
MWeismann HN. ©. 164, Peterfen (5) N. 4b zu 864] Die HI. ift während ber ganzen 
Dauer der NRechtshängigfeit möglich, auch wenn der Erſtprozeß ſich in der Berufungs— 
oder Revifionsinftanz befindet. Die Rechtshängigfeit wird beendigt durch rechtäfräftiges 
($ 705), unbedingtes Endurteil (teilweife auch durch Zeilurteil $ 301), durh Zurück— 
nahme der Klage ($ 271), durch gerichtlichen Vergleich und dadurch, dab beide Parteien 
einen außergerichtlihen Vergleich dem Prozeßgericht anzeigen. Dur Vorbehaltsurteil 
nach $ 302, $ 529 Abf. 3 Sa 2, $ 540 wird zwar bie Recdtshängigfeit nicht ganz be- 
endigt, aber HIJ. ift doch nicht mehr zuläffig, da die Rechtshängigfeit nur mehr in Be— 
treff einzelner Verteidigungsmittel fortdauert ($ 302 Abi. 4, $ 541 Abi. 1). Nach Erlaffung 
eines Vorbehaltsurteild nad $ 599 ift die Hi. noch zuläffig, weil die Rectshängigfeit 
für den ganzen Nechtäftreit fortdauert ($ 600 Abi. 1). Nach rechtöträftiger Verweifung an 
das zuftändige Gericht ($$ 276, 505, 506) kann bie HJ. bei diefem erhoben werden. — 
Mird eine Wiederaufnahmeflage erhoben ($$ 578 ff.), jo ift wieder HJ. möglich; durch die 
Abweifung der Wiederaufnahmellage wird die zur Zeit der Erhebung der Interventionsflage 
für diefe begründete Zuftändigfeit nicht berührt. — Die HY. ift zuläffig, auch wenn die 
Erftllage im Urfunden- oder Wechjelprozefie erhoben if. Die HJ. braucht fich nicht zu 
biefer Prozebart zu eignen. — Die HY. ift nicht zuläffig im Mahnverfahren, ehe es in 
das Verfahren mit mündlicher Verhandlung übergeleitet ift. Hiernach ift fie in dem zur 
amtägerichtlichen Zuftändigfeit gehörigen Sachen zuläffig, wenn Widerſpruch gegen den 
Zahlungsbefehl oder Einfpruc gegen den Vollftredungsbefehl erhoben ift (arg. $ 696, cf. 
8 700); in ben zur landgerichtlicden Zuftändigfeit gehörenden Sachen aber erft, wenn nad) 
Erhebung des Widerſpruchs oder nad Zulaffung des Einſpruchs Klage zum Landgericht 
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erhoben ift (50 697, 700). — Unzuläffig ift die HJ. in dem einen Arreft oder eine einit- 
weilige Verfügung betreffenden Verfahren [vgl. Weismann HJ. 8.163 N. 10]; denn in 
diefem Verfahren wird nicht über das Beſtehen des materiellen Anſpruchs bes Antragitellers, 
fondern nur über den progeflualiichen Anfprud auf Arreft oder einftweilige Verfügung 
entichieden; daher fehlt eö an der zur HJ. nötigen Kollifion zwijchen dem Anſpruch des 
Erftllägere und dem des Intervenienten (vgl. u. litt. b). — Aus demjelben Grund ift 
die HJ. unmöglid, wenn ber Erſtprozeß eine Ehejache ($ 606), eine Entmündigung oder 
ein Aufgebot betrifft. IAM. bezüglich der Klage auf Nichtigkeit einer Ehe: Barazetti Bad. 
Ann. XLIX ©. 368.] — In einem Prozeß über die elterliche Gewalt ($ 640) ift HIJ. zu: 
läffig. Im einem Prozeß über die Ehelichkeit eines Kindes (8 641) nicht, da feine Kolli— 
fion der Anſprüche (ſ. u. litt. b) möglich ift. — Aus demfelben Grunde fann feine HN. 
in bem Prozeſſe ftattfinden, in welchem ein Ausichlußurteil angefochten wird ($ 957). — 
Eine HIJ. in einem bei einem Schiedsgericht anhängigen Erſtprozeß ift nur möglich, wenn 
das Schiedögeriht au für den Streit des Hauptintervenienten mit ben beiden Parteien 
des Erftprogefies zuftändig ift. Eine ſolche Zuftändigfeit kann fi) aus dem Schiedöver- 
trage (8 1025) oder aus der den Schiebövertrag anordnenden Verfügung ($ 1048) ergeben, 
fann aber nicht aus $ 64 hergeleitet werden, da diejer Paragraph bloß von der HJ. in 
einem bei einem jtaatlichen Gericht anhängigen Prozeſſe handelt (vgl. die Worte „in erfter 
Inſtanz“). 

b) Der Anſpruch des Hauptintervenienten muß mit dem Anſpruche des Erſtklägers 
unvereinbar ſein. «) Hauptintervention in Anſehung einer Sache. Der Anſpruch 
des Hauptintervenienten iſt mit dem Anſpruche des Erſtklägers nicht vereinbar, wenn der 
Erſtkläger einen Anſpruch auf Herausgabe einer beſtimmten Sache geltend gemacht hat 
und der Hauptintervenient einen Anjpruch auf Herausgabe derielben Sache geltend madıt, 
den er, wenn die Sade dem Erjtfläger herausgegeben worden wäre, auch gegen den Grit: 
fläger geltend machen fönnte. Dem Aniprud; auf Herausgabe ſteht der Anſpruch auf 
Berichtigung des Grundbuch: (BEB. $ 894) glei, wenn die Berichtigung des Eigen» 
tümereintrags verlangt wird; nicht aber der Anſpruch auf Verihaffung des Eigentums, 
wie er 3.2. dem Stäufer zufteht. Der Anſpruch des Eritklägers auf Herausgabe kann 
fih auf ein Sachenrecht im Sinne des BEP. — alſo auf verbotene Eigenmacht gegen 
den Befiter (BGB. $ 858), auf Eigentum (BGB. $ 985), früheren Bei (BGB. $ 1007), 
Erbbaurecht (BEP. $ 1012), Nießbrauch (BEB. $ 1036 Abi. 1), Wohnungsreht (BEB. 
8 1093), Pfandrecht (BGB. $ 1231), Fideifommiß« oder Lehenreht (EG. 3. BEP. Art. 59), 
Erbpachtrecht, Büdnerrecht, Häuslerredht (EG. 3. BEP. Art. 63) — oder auf ein Schuld- 
verhältnis, z. B. Leibe, Auftrag, Verwahrung, ungerechtfertigte Bereicherung, gründen. Der 
Anspruch des Hauptintervenienten kann fi nur auf ein Sachenrecht im angegebenen Sinne 
gründen, weil ein Anjprud aus einem Schuldverhältnifie, das zwiichen dem Dauptinter: 
venienten und bem Erftbellagten befteht, nicht auch gegen den Erſtkläger geltend gemacht 
werden fönnte. Hiernach ift 3.2. die HI. zuläffig, wenn der Sauptintervenient den 
Eigentumsanfpruch geltend macht, einerlei, ob der Erftlläger jeinen Anſpruch auf Heraus» 
gabe auf Eigentum oder auf Verwahrung gründete; aber eine HS. kann nicht auf Ber: 
mwahrung gegründet werden, benn wenn ber Sauptintervenient einen Anſpruch aus der 
Verwahrung gegen den Erftbeflagten bat, io hat er dieſen Anſpruch nicht auch gegen den 
Erftkläger. — Da der Aniprud aus einer Hypothet, Örundichuld oder Rentenichuld fein 
Anſpruch auf Herausgabe ift, kann weder in einem NRechtäftreit, in dem der Anſpruch aus 
der Hypothek geltend gemacht wird, auf Grund des Eigentumsanipruchs, noch in einem 
Rechtäjtreit, in dem der Eigentumsanipruch geltend gemacht wird, auf Grund des hypo— 
thefariichen Anſpruchs interveniert werden [vgl. RG. 9. Jan. 1885 Entid. XIV Nr. 96 
©. 341]. — Nach Analogie der Ansprüche auf Herausgabe von Sachen find in Anjehung 
der HJ. der Anipruch auf Herausgabe eines Vermögensinbegriffs, 3. B. eines Naclafjes, 
und der Anfpruch auf Herausgabe eines Kindes (BEP. $ 1632) zu behandeln. 3) Haupt— 
intervention in Anſehung eines Rechtes. Das frühere gemeine Prozekrecht hat dieje 
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Art der HJ. nicht gefannt. An der hannov. Kommiffion (Prot. XIII ©. 4888 ff.) wurde 
die Ausdehnung auf Rechte beichloffen, in den fpäteren Entwürfen wurbe fie beibehalten. 
In der hannov. Kommiffion dachte man zunächſt an Forderungen, in Anfehung deren ber 
Hanptintervenient die von dem Grftaläubiger behauptete Gläubigerftellung beansprucht. 
Die Entwürfe und das Gefek iprechen aber ganz allgemein von Rechten, fo daß grund: 
ſätzlich wegen jeder Art von jubjektiven Rechten, Sachenrecht, Forderung, Familienrecht (3.8. 
elterliche Gewalt), Erbrecht, Individualrecht (Urheberrecht, Patentrecht, Recht auf Waren 
zeichen zc.), eine Dauptintervention möglich ift. Unvereinbar ift das von dem Haupt— 
intervenienten beanipruchte Recht mit dem von dem Erftfläger beanipruchten Rechte, wenn 
das von beiden beanspruchte Recht nur einem von beiden zuitehen fann. Bei Forderungen 
itt das jo zu denten, daß ſowohl der Eritlläger wie der Hauptintervenient der Gläubiger 
oder ber ausichliehlih zur Einziehung berechtigte (vgl. $ 835 Abf. 1) Pfandgläubiger der 
aus einem beitimmten Thatbeitand entftandenen (Forderung zu fein behauptet. Bei Sachen 
rechten, Urheberrechten und ähnlichen Rechten ift die Kollifion vorhanden, wenn das von 
dem Hauptintervenienten beanipruchte Recht mit dem von dem Erftfläger beanſpruchten 
Rechte den gleichen Inhalt hat. Hiernach kann in einem Feſtſtellungsprozeß über das 
Gigentum intervenieren, wer das Eigentum, nicht wer den Nießbrauch, an der Sache be- 
aniprucht, und umgelehrt. In einem Prozek über das Urheberrecht fann intervenieren, 
wer das Urbeberreht an demielben Werke (ganz oder teilmeije) zu haben behauptet. 

Entzogen ift das Recht zur Hauptintervention demjenigen, welcher nad Eintritt 
der Rechtshängigfeit des Erjtprozeffes die im Streit befangene Sache oder ben geltend 
gemachten Anſpruch erworben bat (8 265 Abi. 2 Satz 2). Diefe Vorſchrift greift aber 
nicht ein, wenn der Dritte fein Recht nicht auf den Erwerb von einer Partei des Erit- 
prozefles, jondern auf einen anderen Thatbeſtand gründet; der Umftand, daß ber Kläger 
bes Erftprozefies feinen Eigentumsanipruch dem Dritten abgetreten und dadurch beffen 
Eigentum anerkannt bat, fchlieht die Hauptintervention nicht aus [RG. 14. Juli 1905 
Entich. LXI Nr. 58 S. 241]. 

3. Sind die Vorausfegungen zu einer HY. gegeben, jo fann der Dritte die Haupt- 
interventionöflage erheben. Will er dies thun, fo muß er die Klage gegen bie beiden Par- 
teien des Erſtprozeſſes bei dem Gericht erheben, bei welchem der Rechtsftreit in eriter In— 
ftanz anhängig ift oder anhängig war. Dieſes Gericht ift für die Hauptinterventionsklage 
fachlich und örtlich zuftändig, auch wenn fi aus den allgemeinen Regeln feine fachliche 
Zuftändigfeit oder fein Gerichtsftand ergäbe.. Die Zuftändigfeit für die HJ. wird durch 
eine zwiſchen dem ntervenienten und einer Partei des Erftprozeffes beitehende Verein: 
barung über die Zuftändigfeit eines anderen Gerichts nicht berührt, weil für die HJ. nur 
das Gericht des Erftprozeffes zuftändig fein kann [ogl. Stobler a. a. D. ©. 493]. — Die 
HJ. wird dadurch, daß der Hauptintervenient im Erſtprozeß als Nebenintervenient auf: 
getreten ift, nicht ausgeichloffen [RG. 28. Juni 1900 Entſch. XLVI Nr. 118 ©. 404, bay. 
ob. 26. ©. v. E. XIV ©. 98, SU. LIV Nr. 179). — Eine Klage gegen eine der Parteien 
des Erftprogeffes ift dem zur HJ. Befugten natürlich unvermwehrt, ebenfo wie eine Klage 
gegen beide Parteien bei einem anderen Gericht; aber eine ſolche lage ift feine HN. [vgl. 
Fitting Arch. F. c. Pr. LXLE. 417]. 

4. Iſt die Interventionsklage zuläffig und ordbnungsmäßig erhoben, jo entfteht ein 
zweiter Prozeß unter drei Perfonen — der Interventionsprozeß. Die beiden Parteien 
des Erſtprozeſſes find als Streitgenoffen Beklagte des Interventionsprozeſſes. AM.: Kohler 
a. a. O. ©. 488, ber ben Erftfläger nicht als Streitgenofien, ſondern als Nebenintervenienten 
des Erftbeflagten betrachtet.) Ob die Streitgenoffenichaft der beiden Beklagten des Inter— 
ventionsprozefies eine notwendige im Sinne bes $ 62 iſt, hängt davon ab, ob das ftreitige 
Nechtsverhältnis gegen die Bellagten nur einheitlich feftgeitellt werden fann, eine Frage, 
die aus dem bürgerlichen Recht unter Berüdfichtigung der konkreten Prozeklage zu beant- 
worten tft; dgl. N. 2 litt. a zu $ 62. Die progeffualiiche Vorichrift, daß eine Stlage, um 
den Charakter der HJ. zu haben, gegen bie beiden Parteien bes Erſtprozeſſes erhoben 
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werden muß, berührt das materielle Recht nicht und kann daher nicht ald Beweisgrund 
für die Eriftenz einer notwendigen Streitgenoffenihaft verwertet werden. [Pgl. Wilm. 
Levy (7) N. 4 Abf.2 zu $ 61 alt, Gaupp (9) N. La. E. und N.IV1 zu $ 64, Peterfen (5) 
N.11 zu 564, Weismann HI. S. 97 f. Hachenburg Beſond. Streitgen. 8.102, Wachen: 
feld Notwend. Streitgen. S. 93 f., RG. 10. Dez. 1883 Entih. XVII Nr. 83 ©. 340. 
AM.: Strudm. Koch (8) N. 3 zu $ 64.) Im den meiften Fällen wird allerdings nur 
eine einheitliche Enticheidung möglich fein. — Die HN. führt zu einer gemeinjchaftlichen 
Verhandlung und Enticheidung gegenüber den beiden Streitgenofien; eine Trennung ber 
Verhandlung gegenüber dem einen und dem anderen Streitgenofien ($ 145) iſt wegen 
der prozeflualiichen Notwendigkeit eines gemeinichaftlichen Urteil ausgeichloffen [vgl. 
Weismann HI. ©. 65 ff.). Das rechtsfräftige Urteil ift wirkfam nicht bloß im Verhält— 
niffe zwifchen dem Hauptintervenienten und den beiden Bellagten, ſondern aud im Ber: 
bältnis unter den beiden Bellagten. Das Urteil zu Gunften des Intervenienten ift in 
den meilten Fällen gegen den Erftlläger ein Teitftellungsurteil und gegen den Erit- 
beflagten ein Leiftungsurteil. [AM.: Kohler a.a. DO. S. 487 f.] Es find aber aud 
andere Kombinationen denkbar. 

5. Verhältnis des Interventionsprozefies zum Haupt (Erft-)prozefie. 

a) Der Hauptprozek und der Interventionsprozeß gehen jelbitändig neben einander 
ber. Der Hauptprozeß kann auf Antrag einer der Parteien bis zur rechtäfräftigen Ent— 
icheidung des Interventionsprozeſſes auögeießt werben ($ 65). Daneben befteht die Mög— 
lichkeit, die Ausjegung des Hauptprozefies von Amtswegen anzuordnen ($ 148), wenn die 
Enticheibung des Hauptprozeffes ganz oder teilweife von dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen 
des Nechtöverhältnifies abhängt, welches den Gegenstand des Interventionsprozefjes bildet 
[vgl. OLG. Hamburg SU. XLI Nr. 222]. Form des Ausjegungsantrags und Verfahren 
1. $ 248. Anfechtung der Entſcheidung j. $ 252. Wirkung der Ausfegung ſ. $ 249. Die 
Ausjegung endigt mit der Rechtskraft der Enticheibung über die HY., wenn nicht vorher 
die Aufhebung der Ausjegung beichlofjen war. 

b) Das im Hauptprozefje vor ber Entiheibung bes Interventionsprozeſſes erlafjene 
Urteil ift nach den allgemeinen Regeln vollitredbar. Der interventionsfläger fann nicht 
ihon um der Hauptintervention willen, fonbern nur, wenn auch die Vorausjegungen bes 
& 771 zutreffen (ſ. R. 6), Wideripruchällage gegen die Zwangävollitredung erheben und 
die Einjtellung der Zwangsvollitredung oder die Aufhebung der Vollſtreckungsmaßregeln 
beantragen. Nach Umftänden kann der Interventionsfläger zur Sicherung jeines Anſpruchs 
Arreft oder einftweilige Verfügung nad den Vorſchriften der $$ 916 ff. in der Richtung 
gegen ben Erftlläger oder gegen den Erftbeflagten oder gegen beide erwirfen, wenn bie 
gejeglichen Borausjegungen zu ſolchen Maßregeln vorliegen (vgl. Mot. z. E. III ©. 85). 

ce) Auch das im Interventionsprozeſſe vor der Enticheidung des Hauptprozefjes er- 
lafjene Urteil ift nach den allgemeinen Regeln vollftredbar. Der Hauptprozeß wird durd) 
das im Interventionsprozeß erlaffene Urteil nicht beendigt; aber jede Partei des Haupt: 
prozeſſes fann fih auf das rechtäfräftige Urteil berufen. Auf Grund eines Urteild im 
Interventionsprozeſſe, das der Interventionsflage ftattgiebt, lann alfo der Erſtbeklagte die 
Abweiſung der Erftllägers verlangen. ft die Hauptinterventionsflage abgewiejen, weil 
das Recht des Interventionsklägers nicht beiteht, jo fann fich der Bellagte im Haupt» 
prozeſſe nicht mehr auf das Beitehen dieſes Rechts dem Erftkläger gegenüber berufen [Weis 
mann Dauptintervention ©. 64 f.]. 

d) Sind der Hauptprozeß und ber nterventionsprozek in derjelben Inſtanz an» 
bängig, fo kann das Gericht die Verbindung der beiden Prozefje zum Zwecke der gleich- 
zeitigen Verhandlung und Enticheidung anordnen ($ 147). Durch diefe Anordnung wird 
die Stellung ber Parteien in ben beiden Prozefjen nicht verändert. 

e) Der Hauptintervenient fann im Hauptprozeß als Nebenintervenient bes Erft- 
beflagten auftreten. Er kommt aber nicht ſchon durch die Hauptintervention in die Stellung 
eined Nebenintervenienten zum Gritbellagten [wie Pland Mehrheit der Rechtöftreitigfeiten 
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S. 457 ff. für den früheren gem. Prozeß annimmt]; auch nicht, wenn die Verbindung der 
beiden Prozeffe angeordnet ift. 

6. Die Sauptintervention ift von der fog. Erefutionsintervention (88 771 bis 774) 
begrifflich verichieden. Nicht darin liegt die Verfchiedenheit, dab bie HJ. nur bis zur 
rechtsträftigen Enticheidung, die Erefutionsintervention erft nad) ber rechtäfräftigen Ent— 
icheidung des Hanptprozeſſes möglich ift, denn bei Vollftrefung auf Grund vorläufig 
vollftredbaren Urteils ift Erelutionsintervention vor der Rechtskraft des Urteils möglich, 
ſondern in der PVerichiedenheit der Veranlaffung und der Ziele. Während die HJ. durch 
die Anbängigkeit eines Prozeſſes veranlaßt ift, deſſen Gegenftand (Sache oder Recht) von 
dem Hauptintervenienten in Anſpruch genommen wird, ift die Erefutionsintervention durch 
Nollitredungshandlungen veranlakt, bie in das Vermögen des Erefutionsintervenienten 
eingreifen. Während die HN. ein einheitliches Urteil unter drei Parteien über eine Sache 
oder ein Recht herbeizuführen bezwedt, bezweckt die Erefutionsintervention die Feſtſtellung 
der Unzuläffigteit der Zmwangsvollftredung (f. N. 1 litt. b zu $ 771) und inbireft die Ein- 
ftellung ber Zmwangsvollitredung ($ 775 Nr. 1) ſowie die Aufhebung der Vollftredungs: 
maßregeln ($ 776). Die beiden Arten von Intervention nähern fi, wenn der Streit- 
gegenjtand eine beitimmte Sadhe und der Bellagte durch ein für vorläufig vollftredbar 
erflärtes Urteil zur Herausgabe verurteilt ift; bat auf Grund eines vorläufig vollitred- 
baren Urteils eine Zmwangsvollitrefung nad $ 883 begonnen, fo ift bis zur Rechtskraft 
des Urteild Hauptintervention und bis zur Beendigung der Zmwangövollitredung auch 
Grefutionsintervention möglich. 


$. 66. (63.) 

Mer ein rechtliches Interefie daran hat, daß in einem zwifchen anderen 
Perſonen anhängigen NRechtsjtreite die eine Partei obfiege, kann diefer Partei 
zum Zwecke ihrer Unterjtügung beitreten. 

Die Nebenintervention kann in jeder Lage des Rechtsitreits bis zur rechts— 
kräftigen Entſcheidung desjelben, auch in Verbindung mit dev Einlegung eines 
Nechtsmittels erfolgen. 


HE. 8 60, HP. 754 ff., 4892 ff., 6257 M., NE. 8 100, NE. 146 ff., 154, 166, 563, 1220, €. 1$ 62, 
E. U, 111 8 68, M. 86, WB. 35. 


gitteratur: Ältere ſ. bei Wegell Spt. (3) 87 N.*. Neuere, auf die CPrO. bezügliche: 
Wach Handb. I 88 54 ff., Schmidt (2) $ 135, Weismann I $ 111, Hellwig Lehrb. II 88 135 
bis 138, Schulte Die rechtliche Stellung des Nebenintervenienten im Rechtsſtreit Ztſchr. f. d. 
CPr. II ©. 20 fi. (auch Sep. Abdr. Berl. 1886), Kohler fir. BIShr. XXI ©. 386 ff., Frande Die 
Nebenparteien der CPrO. (1882), Kroll Klage und Einrede ©. 170, v. Eanftein Ztſchr. f. d. EPr. 
VIII ©. 217 ff., Peterjen Ztſchr. f. d. CPr. XXIV ©. 305 ff., Frande eod. XXVII ©. 295 ff., 
Kiſch Ztichr. f. Pr. u. 8. R. XXVI ©. 315. 

1. Die Motive 3. E. III ©. 86 bemerfen: 

„Der Nebenintervention gehören im Gegenjage zur Hauptintervention die Fälle an, in 
denen der ntervenient nicht einen die Rechte der Parteien des Hauptprozejies auf den Streit- 
gegenjtand ausichliegenden Anſpruch verfolgt, jondern nur beforgt, daß die Enticheidung des 
Hauptprozeſſes auf eigene Rechte nadıtheilig einwirken fönne, und in denen er fi daher auf 
die Seite der einen Hauptpartei ftellt, um ihr in dem anhängigen Prozeſſe zu einem objieg- 
lichen Urtheile zu verhelfen.“ 

2. Vorausfehungen der Zuläffigfeit einer Nebenintervention. 

a) Es muß ein Rechtsftreit anhängig fein. Über Beginn und Ende der Rechts: 
hängigfeit I. N. 2 litt. a zu $$ 64, 65. Wuc wenn eine Prozekvorausfegung (ſ. N. 1 zu 
$ 274) fehlt, fann interveniert werden. Die NY. ift in jedem Stadium bes Verfahrens 
zuläflig, auch nad) Erlaß eines die Inſtanz abichließenden Urteils, folange das Urteil noch 
nicht rechtskräftig iſt. Sie fann mit Einlegung des Einſpruchs oder eines Rechtsmittels 
verbunden werden. Sie iſt zuläffig nach jeder Art von PVorbehaltsurteil ($ 302, $ 529 
Abi. 3 Satz 2, $$ 540, 599). Sie ift zuläffig nad; Erhebung einer Wiederaufnahmeflage 
(88578 ff.) und fann wohl aud) in der Weiſe erfolgen, daß ber Nebenintervenient ſelbſt die 
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MWieberaufnahmellage erhebt, da die MWiederaufnahmellagen den Charakter von außer- 
ordentlichen Rechtsmitteln haben. — In Art. 50 Saß 2 des internationalen Übereinfommens 
über ben Eifenbahnvertehr v. 14. Oft. 1890 (RGBl. 1892 ©. 793) ift von einer Frift- 
beftimmung für die N. die Rede. Das dürfte bloß für Prozekordnungen bedeutfam jein, 
die eine folche Friſtbeſtimmung kennen. 

Die NY. ift auch im außerordentlichen Verfahren (Urkunden: und Wechſelprozeß, 
Verfahren in Eheſachen, Verfahren in Rechtöftreitigfeiten über Feſtſtellung bes Rechts» 
verhältniffes zwiichen Eltern und Kindern, Berfahren in Entmündigungsfachen, Mahn— 
verfahren, Verfahren über Arreft und einftweilige Verfügung, Aufgebotöverfahren) zuläffig; 
doch ergeben fich aus der Eigenart des Verfahrens einige Beſchränkungen. «) Im Ber: 
fahren in Entmündigungsſachen ift eine NY. erft möglich, wenn die Klage auf Aufhebung 
des Entmündigungsbejchluffes ($$ 664, 684) oder die lage auf Wiederaufhebung der Ent— 
münbdigung ($$ 679, 686) erhoben ift, weil borher feine Parteien vorhanden find. 3) Im 
Mahnverfahren hat eine N. zu Gunften bes Gläubigers feinen Sinn, folange nicht Wider: 
ipruch gegen den Zahlungsbefehl (5 694) oder Einfpruch gegen den Vollſtreckungsbefehl 
($ 700) erhoben ift. Zu Gunften des Schuldners kann fchon vorher unter Erhebung des 
Widerſpruchs oder unter Einlegung des Einſpruchs interveniert werden. 7) Im Verfahren 
über Arreft oder einftweilige Verfügung kann zu Gunften des Gläubigerd und zu Gunften 
des Schuldners interveniert werben, wenn nad der Entwidelung des Verfahrens noch Ge- 
legenheit befteht, zu Gunften der unterftüßten Partei einzugreifen. ft 3. B. über das 
Geſuch mündliche Verhandlung angeordnet oder durch Wideripruch herbeigeführt, jo fann 
zu Gunften des Gläubigers und zu Gunften bes Schuldners interveniert werden. Dagegen 
fann, wenn ohne mündliche Verhandlung ein Arreftbefehl oder eine einftweilige Verfügung 
erlaſſen ift, nicht zu Gunſten des Gläubigers, jondern nur zu Gunften des Schuldners 
(unter Erhebung des Widerſpruchs) interveniert werben, IFrancke a. a. O. S. 4 ſchließt 
jede NY. in dieſem Verfahren aus, weil das Verfahren in ber CPrO. unter Zwangs— 
vollitredung fteht. Diefer formale Grund beweiſt nichts.) d) Im Aufgebotsverfahren ift 
NY. erſt zuläffig, wenn die Anfechtungsflage ($ 957) erhoben ift, weil vorher fein Rechts 
ftreit vorhanden ift. 

Im Schiedsrichterlichen Verfahren ift NY. zuläffig [aM.: Francke a. a. O. S. 5), doch 
find die Vorfchriften der CPrO. über die NY. fowenig wie andere Vorjchriften der CPrO. 
für das Echiedögericht maßgebend. 

b) Der Rechtöftreit muß zwiſchen anderen Parteien anhängig fein. Daher giebt e3 
feine NY. des Vertretenen in dem von feinem gefeblichen Vertreter oder jeinem Bevoll— 
mächtigten geführten Prozeſſe. Dies gilt auch bei der Vertretung durch ben Pfleger im 
Falle des $ 53. — Dagegen fann ber Erbe in den von dem Naclakvermwalter (BEP. 
$ 1975) fowie in den von bem Zejtamentövollitreder nad BGB. $$ 2212, 2213 geführten 
Prozefjen intervenieren. Und zwar muß bies nicht bloß vom Standpunkte der in N. 2 
litt. b, e vor $ 50 abgelehnten Anficht, wonach der Nadjlakverwalter und der Teſtaments— 
volljtreder jelbit Partei oder Vertreter der Nachlaßmaſſe oder des Erblaflers fein follen, 
fondern auch vom Standpunkte der dort vertretenen Anficht behauptet werben, wonad die 
Genannten Vertreter des Erben in Anſehung bes Nachlafles find. Denn die Vertretung 
be3 Erben beiteht nur in Anfehung des Nachlaffes, nicht auch in Anſehung feines fonftigen 
Vermögens. Der Erbe ift aber ſowohl bei unbefchränkter wie bei beichränfter Haftung 
auch in Anſehung feines fonftigen Vermögens an dem Ausgange der bezeichneten Prozefie 
intereffiert, weil dieſem fonitigen Vermögen zu gut fommt, was nach Berichtigung der 
Nachlakverbindlichleiten von dem Nachlaß übrig bleibt. Da in dieſer Beziehung feine 
Vertretung ftattfindet, fan er dem Nachlaßverwalter und dem Zeftamentsvollftreder als 
Nebenintervenient beitreten. — Der Gemeinichuldner fann in den Prozefien des Konkurs— 
verwalterö intervenieren; denn ber Verwalter ift nicht Vertreter des Gemeinfchuldners, 
fondern Organ der Gläubigerichaft (vgl. N. 2 litt.a vor $ 50, wo auch abweichende An— 
fihten angeführt find). Ausgeichloffen ift das Interventionsrecht des Gemeinfchulbners 
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nur in Liquidationsprozefien (AO. $ 146); aber nicht, weil er in dieſen Prozefien Partei 
wäre, jondern wegen Mangels des Intereſſes, wenn er die Forderung im Prüfungstermine 
beitritten hat (arg. KO. 8164 Abf. 2), und wegen Ausſchlufſes des Beftreitungsrechts, wenn 
er die Forderung im Prüfungstermine nicht beftritten bat. [Vgl. 2. Seuffert Konkurs» 
prozeßrecht S. 272; RG. 16. Sept. 1891 Entſch.XXVIII Nr. 102 ©. 422, 24. Febr. 1902 
IW. ©. 213 Nr.3.] Wer den Konfursverwalter als Vertreter des Gemeinfchuldners be— 
trachtet, muß ihm folgerichtig die Interventionsbefugnis in Prozeffen bes Verwalters ab— 
ſprechen [fo insbejondere Peterfen Sächſ. Ard. 1 ©. 1ff., Zticr. f. d. D. EPr. XVIII ©. 1ff., 
Hinrichs Sächſ. Arch. II S. 337 ff. Jaeger Komm. 3. KO. (2) Anm. 23 zu $ 6 erachtet den 
Gemeinjchuldner für interventionsberehtigt in Maffeprozejien, obwohl Jaeger den Ver— 
walter für den Vertreter des Gemeinichuldners hält; er jtüßt das darauf, daß der Ver: 
walter den Gemeinichuldner nur in Anfehung der Konkursmaſſe vertrete, Auch in Ans 
fehung der Liquidationsprozeffe ftimmt Jaeger Anm. 11 zu $ 146 mit der oben vor— 
getragenen Anficht überein.]. — In den Prozeffen eines mit juriftiicher Perjönlichkeit aus— 
geftatteten Perionenverbandes fönnen (immer unter der Vorausſetzung eines rechtlichen 
Intereſſes) die Mitglieder intervenieren; denn fie find nicht Partei. Daher können in 
ben Prozeffen einer Aftiengeiellichaft die Aktionäre, in den Prozefien einer Kommandit— 
gejellichaft auf Aktien die Kommanbditiften als Nebenintervenienten auftreten. In Art. 194 
Abi. 2, Art. 195 Abi. 3 verb. mit Art. 226 des HGB. in feiner urfprünglichen Fafſfung 
war für gewifle Prozefie die Sinterventionsbefugnis der Kommanditiſten und der Attionäre 
ausdrüdlih ausgeiproden. Sin der fog. Aftiennovelle v. 1884 wurden dieſe Sätze weg— 
gelaffen, weil man mit Recht annahm, daß ſich die Interventionsbefugnis aus der CPrO. 
ergiebt. — In Prozefien einer Genofjenichaft fönnen die Genofjen intervenieren. In $29 
Abi. 2 Satz 2 des Gen.Gei. v. 1868 war das Interventionsrecht der Genofien für die in 
$ 29, jet $ 39 des Gen.Gei. in d. 75. d. Bel. v. 20. Mai 1898, bezeichneten Prozeſſe aus: 
drüdlich erwähnt. In das neue Gen.Gef. wurde dieſer Sag nicht aufgenommen, weil 
man ihn mit Nüdlicht auf $ 66 der CPrO. für überflüjlig eradhtete [vgl. Entw. e. Gei. 
betr. die Erw.- u. Wirtih.Gen. RT. 7. Leg.PBer. IV, Seff. 1888/89 Nr. 28 S. 81, Homm.- 
Bericht über d. cit. Gej.Entw. RT. 7. Leg.Per. IV. Sefj. 1888,89 Nr. 132 S. 23]. Über 
die Frage, wann ein rechtliches Intereſſe der einzelnen Mitglieder eines Perjonenvereins 
anzunehmen ift, vgl. Wach Handb. 1 ©. 625 N. 36. In den Prozeſſen einer Gemeinſchaft 
zur gefamten Hand (vgl. N. 2 litt.d zu $50) kann jeder einzelne Gemeinichafter inter: 
venieren, Die Intervention wird nicht dadurch ausgeichloffen, daß die Gemeinfchafter die 
Subjette der Rechte und der Verbindlichfeiten der Gemeinichaft find; denn fie find das 
nicht als Einzelne, fondern in ihrer Gefamtbeit. Es fann jeder Gejellichafter in dem 
Prozeß intervenieren, den ein anderer Gejellichafter im Namen der offenen Dandelögejell- 
ſchaft führt [vgl. Behrend Lehrb. d. HR. I ©. 527, wo auch Litteraturangaben, Staub 
HGB. (8) Anm.14 zu $124, RG. 9. Yuli 1881 Entih. V Nr.16 8.70. AM.: Cofad Lehrb. 
d. HR. (5) $107 bei N.59]; führt er felbft den Geiellichaftsprogeh, jo hat die Interven— 
tion feinen Sinn. Ebenſo verhält es fi) mit der Interventionsbefugnis eines perjönlid) 
baftenden Gejellichafters in den Prozeſſen der Kommanbditgefellichaft und der Kommandit— 
gejellichaft auf Aktien. Kommanbditiiten gehören nicht zu der Gemeinſchaft und ihr Inter: 
ventionsrecht ift außer Zweifel. — Da die Gejellihaften des BGB. und die nicht rechts— 
fähigen Vereine Gemeinschaften zur Gejamthand find, können die einzelnen Gejellfchafter 
und die einzelnen Mitglieder in den Prozefien der Gefellihaft und des Vereins inter: 
venieren, wenn der Prozeß nicht burch die Intervenienten ſelbſt geführt wird. — In ben 
von dem Stonfuröverwalter als Organ der Gläubigergemeinjchaft geführten Prozeffen fönnen 
die einzelnen Konfurägläubiger intervenieren; denn auch die Gläubigerichaft ijt eine Ge- 
meinjchaft zur gelamten Hand. Speziell über Intervention eines Konfursgläubigers in 
einem Anfechtungsprozefje des Verwalters vgl. Prot. d. RTHomm, z. Beratung über den 
Entw. der KO. ©. 26, Frande a. a. O. ©. 13, Peterjen u. Kleinfeller KO. (4) $ 36 N. 4, 
Jaeger KO. (2) Anm. 8 zu $36, Coſack Anfechtungsrecht S. 237, Korn Anfechtung ©. 29f., 
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Grügmann Anfechtung S.200, Otto Anfehlung S.154, Detter Konkursrechtl. Grundbegriffe I 
S. 337, RG. 16. Apr. 1889 DI. f. RA. IX Erg. Bd. S. 330. 

c) Der Nebenintervenient muß ein rechtlihes Intereſſe daran Haben, daß in 
dem Prozeſſe die Partei obfiege, welcher er beitritt. Rechtliches Intereſſe an dem Siege 
der Partei hat der intervenient, wenn die Entſcheidung unmittelbar oder mittelbar auf 
die Privatrechtöverhältniffe des Intervenienten günftig oder ungünftig einwirtt. Die 
beeinflußten Privatrechtöverhältniffe können vermögend- oder familienrechtliche jein. [Xal. 
Schulge Ztſchr. f. d. CPr. Il S. 34, Francke a. a. O. S. 14, Wah Hanbb. I ©. 617 ff. 
RG. 22. Apr. 1882 Entſch. X Nr. 32 S. 114, 16. Juni 1884 XIV Nr. 123 ©. 436, 13. Febr. 
1889 XXIII ©. 241; 6. Ott. 1891 SA. XLVII Nr. 152.) Wegen etwaiger Beeinflufiung 
öffentlichrechtlicher Verhältniffe kann nicht interveniert werden. Bloß thatjächliches Inter— 
effe, wie es 3. B. bei dem Gläubiger ober dem fünftigen Erben einer Partei vorhanden 
fein fann, begründet fein Interventionsrecht. 

Aus der unerichöpflichen Menge von Rechtslagen, in denen das zur NS. erforder« 
liche rechtliche Intereffe vorhanden fein kann, find folgende hervorzuheben: 

a) bie Fälle, in welchen das Urteil auch für oder gegen ben Intervenienten wirft. 
Von dieſem Gefihtspunft aus können intervenieren im falle des $ 76 Abf. 4 der uriprüng:- 
lihe Beflagte zu Gunften des Benannten, im Falle des 8 325 Abſ. 1, 3 der Rechts- oder 
der Befinachfolger zu Gunften bes Vorgängers, im Falle des $ 326 der Nacherbe zu 
Gunften des Vorerben; im Falle des $ 327 der Erbe zu Gunften des Teſtamentsvoll- 
itreders; im Falle bes $ 856 jeder Gläubiger, für den ber Anipruch gepfändet ift, zu 
Gunften bes Gläubigers, ber gegen den Drittfchuldner Hagt; im Liquidationsprozefle jeder 
Kontursgläubiger zu Gunften des Opponenten, arg. KO. $147; in den Fällen des BGB. 
$ 419 und bes HGB. 825 Abf. 1 Sak 1, Abi. 2 der Übernehmer des Vermögens und ber 
Fortführer des Geichäfts, arg. $ 729; in den Prozeſſen des Mannes über ein zum ein- 
gebrachten Gute gebörendes Recht die Ehefrau, wenn der Mann befugt ift, über das Recht 
ohne Zuftimmung der Frau zu verfügen, arg. BGB. $ 1380; bei Gütergemeinichaft die 
Frau in den Prozefien des Mannes, weil ein gegen den Mann lautendes Urteil in das 
Gejamtgut volljtredt werben fann, $ 740 vgl.a. $ 744; bei fortgefeßter Gütergemeinſchaft 
jeder anteilsberechtigte Ablönımling in den Prozefien des überlebenden Ehegatten, arg. BGG. 
8 1475 Abſ. 1; in den Fällen des $ 742 der Dann in den Prozeflen der Ehefrau wegen 
der Vollitredung in das eingebradte Gut; in den Prozeffen der offenen Handelögeiellichaft 
der einzelne Gejellfchafter wegen der, wenn auch nicht unbeichränften, Rechtskraftwirkung 
des gegen die Gejellichaft ergebenden Urteils, arg. HGB. 8129 Abſ. 1 [vgl. Wach Hanbb. I 
5.529, Gierfe Genoflenfchaftätheorie S. 595 f., RG. Entich. III S.57, VS. 69, XIII S. 96, 
XXXIV &. 365]; in den Prozeflen des Vafallen über Gegenftände des Lebens der Lehens- 
herr wegen II Feud. tit. 26 $ 23; 

?) die Fälle, in denen das Urteil für und gegen Alle wirft. Als folche Urteile 
fommen in Betradt die in den 8 629 Abi. 1 Sak 1, Abi. 2, $ 643 Sak 1 erwähnten 
Urteile, ferner die fämtlichen Bewirkungs- (fonftitutiven) Urteile (vgl. N. 1 litt. e zu $ 253). 
— Natürlih kann nicht jedermann, fondern nur derjenige intervenieren, deſſen Rechts— 
verhältniffe unmittelbar oder mittelbar durd; das Urteil berührt werben; 

y) bie fälle, in denen die Enticheidung zwar nicht als rechtöfräftiges Urteil für 
oder gegen den Nebenintervenienten wirkt, aber doch im Verhältniffe zwiichen dem Neben- 
intervenienten und dem Gegner der unterftügten Partei ala Beweisgrund benüßt werben 
fann. Bon diefem Gefichtspunft aus fönnen intervenieren ein Gejamtgläubiger in dem 
Prozeffe des Gefamtgläubigers, ein Geſamtſchuldner im Prozeſſe des Gefamtichuldners, ein 
Bürge im Prozefje des Hauptichuldners, ein Miteigentümer oder Miterbe im Prozefie des 
Miteigentümers oder Miterben, der Erwerber des Nießbrauchs an einem Vermögen in bem 
Prozeſſe des Beitellers über eine vor der Entitehung des Nießbrauchs entitandene Verbind— 
lichfeit (arg. BGB. $ 1086 mit CPrO. $ 737 Ab. 1); der Erwerber bes Nießbrauchs an 
einer Erbichaft in den Prozeffen des Erben über Nachlahverbindlichkeiten (arg. BGB. 

L. Seuffert, Eivilprogeßorbnung I. 10. Aufl. 8 
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$ 1089 verb. mit CPrO. 8737 Abf. 2); der Gläubiger in dem Prozefle bes Pfandgläubigers 
gegen den Schuldner und ber Pfandgläubiger in dem Prozefie des Gläubigers gegen den 
Schuldner [vgl. RG. 3. Juni 1895 Beitr. 3. €. d. DR. XXIX ©. 1053]; der Ehemann in 
ben Prozeffen der Ehefrau über Verbindlichkeiten, für die ohne Rüdfiht auf die Verwal 
tung und Nußnießung des Mannes Befriedigung aus dem eingebrachten Gute verlangt 
werben fann (arg. BGB. $ 1411, verb. mit CPrO. 88 739, 741); der Vermäcdhtnisnehmer 
in dem Prozeſſe bes Erben über die Gültigkeit des Teftaments oder des Erbvertrags ꝛc.; 

3) die (Fälle, in denen die Enticheidung für das Nechtsverhältnis zwiſchen dem Neben- 
intervenienten und der unterftüßten Partei von Einfluß ift, weil im Falle des Unterliegens 
ber unterftüßten Partei diefe einen Anſpruch gegen den Nebenintervenienten hat oder der 
Nebenintervenient einen Anfpruch gegen die unterftüßte Partei verliert. Won dieſem Ge- 
fihtspunft aus fönnen intervenieren der Verkäufer zu Gunften des Käufers, welcher von einem 
Dritten auf Herausgabe ber Sade verflagt ift; der Verkäufer zu Gunften des Käufers, 
welcher von einem Dritten wegen eines Mangels im Rechte oder von dem zweiten Käufer 
wegen eines Mangels der verkauften Sache verklagt ift, wenn ber erfte Verkäufer feinem Käufer 
für den Mangel haftet; der frühere Gläubiger (Cebent) zu Gunften des neuen Gläubigers 
(Gejfionars) in deffen Prozeß gegen den Schuldner, wenn der frühere Gläubiger dem neuen 
Gläubiger für das Beſtehen der Forderung haftet; der Hauptichuldner in dem Prozeſſe des 
Gläubigerö gegen den Bürgen, wenn der Bürge regrehberechtigt ift; der Kommiffionär im 
Prozeile des Kommittenten mit einem Dritten, wenn er für den Fall bes Unterliegens bes 
Kommittenten einen Anſpruch des Kommittenten wegen feiner Geichäftsführung zu beforgen 
bat, zc. x. Hierher gehört auch die NY. im Falle des Art. 50 des internationalen llber- 
einfommens über den Eifenbahnverfehr v. 14. Okt. 1890 (RGBL. 1892 S. 793). — Zur 
Intervention in den unter litt. d behandelten Situationen ift übrigens nicht notwendig, dab 
ber Intervenient anerkennt, daß die Partei für den Fall bes Unterliegens einen Anſpruch 
gegen ihn babe zc., ſondern es genügt, daß die unterftügte Partei einen ſolchen Anſpruch 
gegen ben Intervenienten behauptet [val. OLG. Hamburg SA. LIX Nr. 239]. 

d) Das nterventionsintereffe fann fi) aus einem von dem Deflagten vorgebrachten 
Derteidigungsmittel ergeben. Wenn 3.83. der Bellagte die Aufrechnung einer Gegenforbe: 
rung geltend macht, für deren Beftehen ein Dritter ala Cedent haftet, jo kann dieſer inter: 
venieren, wenn ber Stläger das Beſtehen der Gegenforderung beftreitet. Dies folgt nicht 
daraus, daß die Gegenforderung rechtshängig wäre, denn dies iſt nicht der Fall (vgl. 
N. 4 litt. g zu $ 145), fondern daraus, dab ſich die NY. auf den ganzen Prozeß, alio 
auch auf die Verteidigungsmittel, bezieht. 

3. Das ntereffe des Intervenienten an dem Siege der von ihm zu unterftüßenden 
Partei ift, wenn bie Zuläffigfeit der Intervention beftritten wird, glaubhaft zu machen 
($ 71 Abi. 1 Saß 2). Wird es glaubhaft gemacht, fo ift der Nebenintervenient auch dann 
zuzulaffen, wenn er vorher zu Gunften der Gegenpartei interveniert hatte und von diefer 
Intervention abgeftanden ift (vgl. R.3 zu $ 70) [RG. 23. Sept. 1905 Entſch. LXI Nr. 70 
©. 286 ff. J. 

$. 67. (64.) 

Der Nebenintervenient muß den NRechtsjtreit in der Lage annehmen, in 
welcher jich diejer zur Zeit jeines BeitrittS befindet; er ift berechtigt, Angriffs- 
und Vertheidigungsmittel geltend zu machen und alle Prozeghandlungen wirk— 
jam vorzunehmen, infoweit nicht feine Erklärungen und Handlungen mit Er: 
Härungen und Handlungen der Hauptpartei in Widerfpruch ftehen. 


HE. = A — NE. 8 101, NE. 146 ff., 1220, 1224, E. 1868, E. U, UI z 64, M. 66 f., 
25 


1. Die Stellung m Nebenintervenienten im Prozek it zunächſt durch die Vor: 
ihriften der $8 67,68 beitimmt. Die Vorfchriften des $ 67 mobifizieren fich im {Falle bes 
569. Es iſt daher zwiichen dem gewöhnlichen (unjelbjtändigen) Nebenintervenienten ($ 67) 
und dem ftreitgenöfjiichen oder jelbjtändigen Nebenintervenienten ($ 69) zu unterſcheiden. 
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Der gewöhnliche Nebenintervenient ift Gehülfe der Partei fraft eigenen Rechtes und 
auf eigene Rechnung mit der Befugnis, Prozekhandlungen, die der unterjtüßten Partei 
zum Siege verhelfen können, für die Partei vorzunehmen, ſoweit diefe nicht wiberipricht. 
[Dal. Wach Handb. I ©. 615, 637 ff, Gaupp (9) N.I; annähernd aud Strudm. Koch (8) 
N.1, Peterfen (5) N. 1 zu $ 66, N.1 zu 867. Dal. a. Schule und Francke .in ben 
zu $ 66 cit. Abhandlungen, die übrigens die Vertretungsbefugnis zu ftarf betonen.) 

2. Im Einzelnen ergiebt fi: 

a) Der Nebenintervenient muß den NRechtsftreit in ber Lage annehmen, in welcher fich 
diefer zur Zeit feines Beitritts befindet. Er kann auf die durch Teil» oder Zwiſchenurteile 
erledigten Streitpunfte überhaupt nicht mehr zurüdgreifen; er kann Angriffe und Vertei- 
digungömittel nicht mehr vorbringen, mit denen die unterftüßte Partei zur Zeit feines 
Beitritts Schon ausgefchloflen war. 

b) Der Nebenintervenient fann den Anfpruch bes Gegners beftreiten; aber die Be— 
ftreitung ift unmwirkffam, wenn bie unterftüßte Partei den Anſpruch anerkennt ($ 307). 
Zu einem Anerfenntnis im Sinne bes $ 307 ift der Nebenintervenient nicht befugt (f. u. 
litt. g). Eine vom Gegner behauptete Thatjache kann der Intervenient beitreiten, io daß 
fie beweisbebürftig wird; aber feine Beitreitung ift unwirkſam, wenn die unterftügte Partei 
die Thatiache zugefteht ($ 288); dadurch, daß die unterftüßte Partei ſich über die That» 
ſache nicht erklärt (vgl. $ 138 Abi. 1, 2), wird die Beitreitung jeitens des Intervenienten 
nicht unwirkſam. Gefteht ber Nebenintervenient die Wahrheit einer vom Gegner be» 
baupteten Thatiache pofitiv zu, jo Liegt ein gerichtliches Geftändnis im Sinne des & 288 
vor, wenn die Thatſache nicht von der unterjtüßten Partei beftritten wird. Die unter- 
ftüßte Partei kann die Geftänbniserflärung des Intervenienten auch durch nachträgliche 
Beitreitung unwirkſam machen, und zwar ift bazu nicht erforderlich, was nach $ 290 zum 
Widerruf eines Geftändnifjes gehört. Daß die vom Äntervenienten abgegebene Erklärung 
vielleicht bei der Beweiswürbigung ($ 286) herangezogen werden fann, ift eine Sache 
für ſich. 

c) Der Nebenintervenient kann, immer vorbehaltlich bes Wiberfpruchs der unter» 
ftügten Partei, alle prozefiualifchen und materiellrechtlihen Angriffs- und Berteidigungs- 
mittel geltend machen, bie der Partei zuftehen. Er fann aud geltend maden, daß ber 
Aniprud des Gegners durch eine von ber unterftüßten Partei vollzogene Aufrehnung 
erlojchen ift, aber er fann nicht eine Forderung der unterftüßten Partei aufrechnen, 
weil er über die Forderung nicht verfügen fann [vgl. Schollmeyer Hompenfationseinrede 
©. 87 ff., diefer allerdings mit der unrichtigen Begründung, daß die Geltendmachung ber 
Aufrechnung eine unentwidelte Widerflage jeil. Dagegen kann der Nebenintervenient ein 
Angriffs: oder DVerteidigungsmittel, dad nur ihm und nicht auch der unterjtügten Partei 
zufteht, nicht geltend machen [vgl. RG. 28. Yan. 1887 Beitr. z. E. d. DR. XXX ©. 944; 
11. Apr. 1888 SA. XLIII Nr. 228, 3. Dez. 1893 Beitr. 3. E. d. DR. XXXVIL ©. 946, 
DVG. Hamburg SA. XLV Wr. 128]. Daher kann 3. B. ein intervenierender Gejamt- 
ihuldner nicht die Verjährung des Anſpruchs geltend machen, wenn die Verjährung nur 
ihm, nicht auch dem verflagten Geſamtſchuldner gegenüber eingetreten ift (vgl. BGB. $ 425 
Abi. 2). Daß durch eine von dem Antervenienten vollzogene Aufrechnung einer Forderung 
des Intervenienten gegen die Forderung bes Gegners befjen Forderung erlojchen fei, Tann 
der ntervenient geltend machen. Eine andere frage ift, ob der ntervenient zu ber 
Aufrechnung befugt war. ft der ntervenient Gefamtichuldner neben ber unterftüßten 
Partei, fo war er dazu befugt, ſonſt regelmäßig nicht; aber es giebt Fälle, wo ein anderer 
als der Schuldner zur Aufrechnung feiner fForderung befugt ift (vgl. BGB. 88 268, 1142, 
1224, 1249). ft der Intervenient zur Aufrechnung feiner Forderung befugt, jo fann 
er bie Aufrechnung auch während des Prozeffes erklären. 

d) Der Nebenintervenient kann Beweis antreten, insbelondere dem Gegner den Eid 
zuſchieben; er lann Eideserflärungen abgeben, den Eid zurüdichieben, Editionsanträge ftellen 
(vgl. N. 2 litt. a zu $ 421 und N. 2 zu $ 428), folange nicht die unterftügte Partei wider— 
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ipricht, oder bie Handlung des Antervenienten durchkreuzt. Erklärt 3. B. die Partei bie 
Annahme eines Eides, fo kann ber ntervenient ihn nicht zurüdichieben. Dem Inter— 
venienten in ber Normalftellung des $ 67 kann fein Haupteid zu oder zurüdgeichoben 
werben (vgl. jedoch N. 2 litt.c zu $ 450); ebenfowenig fann ihm ein richterlier Eid auf— 
erlegt werben [vgl. Schultze Ztihr. f.d. CPr. II S. 90, Francke Nebenparteien S.118, Wach 
Handb. 1 S. 643). Editionsanträge innerhalb des Prozeffes find gegen ihn nicht zuläffig ; 
näheres |. N. 2 litt. b zu $421 und N. 1 zu 8428. Der Intervenient in der Stellung des 
$ 67 fann als Zeuge oder Sachverftändiger vernommen werben (vgl. R.2 vor $ 373); ſchon 
wegen ber eventuellen Kojtenpflicht fällt er unter $ 393 Abi. 1 Nr. 4. 

e) Der Nebenintervenient fan den Prozek durd; Ladung bes Gegners und ber 
unterftüßten Partei betreiben. Er ift zu den Terminen zu laden, die nach feinem Beitritt 
($ 70) auf Betreiben des Gegners oder ber unterftügten Partei beftimmt werden. Er kann 
Urteile zuftellen IRG. 28. Jan. 1887 Entſch. XVII Nr. 102 ©. 411, 23. Sept. 1891 SU. 
XLVII Nr. 153, 22. Nov. 1898 Entih. XLII Nr. 98 ©. 389), Einſpruch und Rechtsmittel 
zu Gunften der Partei einlegen, folange diefe nicht darauf verzichtet hat oder MWiderfpruch 
erhebt [RG®. 13. Juni 1906 JW. ©. 562 Nr. 32, DVG. Celle SA. LIV Nr. 50, bay. ob. LG. 
EA. LX Nr. 220]. Nichthandeln der Partei während der Friſt ift fein Verzicht [RG. 
30. Nov. 1883 Entid. X Nr. 123 ©. 398, OYG. Karlsruhe SA. XXXIX Nr. 137; vgl. auch 
die UN. in Ztiſchr. f. d. EPr. IV ©. 455, VIE. 480, VIL S. 836]; aber der Äntervenient 
muß die der Partei laufenden Friſten einhalten. Näheres hierüber ſ. N.1litt.d und litt. b 
zu 8516. Die NRechtömitteleinlegung wird dadurch, daß der Intervenient fich felbit als 
Rectömittelfläger bezeichnet, nicht in ihrer Gültigfeit beeinträchtigt [RG. 13. Juni 1906 
IW. ©. 562 Nr. 32). 

f) Der Nebenintervenient fann für die nicht erichienene Partei Progekhandlungen 
vornehmen. [Vgl. Strudm. Koch (8) N. 1, Gaupp (9) N. Ile2, Peterfen (5) N. 5, Ston. 
Gelpde N. 2, Schulte a. a. O. S. 20 ff., 88 ff., Frande a. a. O. ©. 116Ff., Wach Hanbb. I 
E.640, RG. 22. Nov.1898 Entſch. XLIINL.98 8.391, OLG. Jena SA. XXXVII Nr. 338, 
OLG. Karlsruhe eod. XXXIX Nr. 137, OLG. Hamburg Ztſchr. f. d. EPr. XXXII ©. 339, 
OLG. Karlsruhe Redtipr.d. OLG. XI S.168. Unrichtig: dv. Sarwey I €. 133, Stleiner I 
©. 339, Siebenhaar ©. 114.] 

g) Weil der Nebenintervenient nicht jelbit Partei iſt, kann er den Streitgegenitand 
nicht verichieben, daher die Klage nicht ändern, beichränten oder erweitern; er kann weder 
auf den Anipruch der Partei verzichten noch durch Anerfenntnis des Anipruchs des Gegners 
die Unterwerfung der Partei unter dieſen Anipruch bewirken; er fanı feinen Vergleich 
ſchließen, feine Vollftredung betreiben und feine Leiftung für die unterftüßte Partei in 
Empfang nehmen. Aus dem gleichen Grunde fann er feine Inzidentfeftitellungsflage ($ 280) 
und feine MWiderflage erheben [vgl. Löning Ztichr. f.d. EPr. IV ©. 78]; es kann gegen ihn 
feine Inzidentklage und feine Widerflage erhoben werden. 

bh) Dem Nebenintervenienten fann in ber Hauptſache nichts zugefprocdhen werben. 
Er kann in der Hauptſache nicht verurteilt werden. Wegen feines Anſpruchs auf Koſten— 
erftattung und feiner Haftung für Prozebfojten ſ. $ 101 Abi. 1. 

3. Der Widerſpruch, durch welchen die prozeffualiichen Handlungen bes Intervenienten 
umvirffam werden, fann nur durch pofitive Erklärung, nicht durch bloße Unterlaffung, er: 
folgen. Der Widerſpruch braucht aber fein ausdrüdlicher zu fein. Bis ein Widerſpruch 
erfolgt, ift die Handlung des Nebenintervenienten wirklſam. Der Wibderfpruc kann erfolgen 
bis zum Schluffe der legten Verhandlung, jomweit nicht durch Zwiichenurteil oder bedingtes 
Urteil ſchon vorher eine Fixierung bes betreffenden Prozekftoffs eingetreten ift. 

4. Der Nebenintervenient kann ſich durch einen Prozeßbevollmächtigten vertreten 
lafien. In Anmwaltöprozefien befteht auch für ihn der Anmwaltszwang. Der Antervenient 
fann fich durch ben Bevollmächtigten vertreten lafien, welcher die unterftüßte Partei vertritt. 

5. In den Prozeß an Stelle der unterjtügten Partei eintreten fann der Nebeninter- 
venient nur, wenn ſowohl dieſe alö der Gegner einwilligt. Bejonderes beftimmt $ 76 Abi. 3. 
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8. 68. (65.) 

Der Nebenintervenient wird im Verhältniffe zu der Hauptpartei mit der 
Behauptung nicht gehört, daß der Nechtsjtreit, wie derjelbe dem Nichter vor: 
gelegen habe, unrichtig entjchieden jei; er wird mit der Behauptung, dab die 
Hauptpartei den Rechtsſtreit mangelhaft geführt habe, nur infoweit gehört, 
als er durch die Lage des Rechtsſtreits zur Zeit feines Beitritt3 oder durch 
Erklärungen und Handlungen der Hauptpartei verhindert worden iſt, Angriffs: 
oder Vertheidigungsmittel geltend zu machen, oder als Angriffs: oder Wer: 
theidigungsmittel, welche ihm unbefannt waren, von der Hauptpartei abjichtlich 
oder durch grobes Verjchulden nicht geltend gemacht find. 

NE. 8 108, NP. 152 f., 164, 442, 460, E. 18 64, E. II, III 8 65, M. 87, AB. 26. 

Litteratur: Mendelsjohn-Bartholdy Grenzen d. Rechtskraft S. 398 ff. Hellwig Rechts— 
fraft S. 32 und Lehrb. II ©. 513 ff., 521 f., Schmidt Lehrb. II ©. 764, 859. 

1. 868 beitimmt die Wirkungen der Nebenintervention auf das Verhältnis der unter: 
ftüßten Partei zu dem Nebenintervenienten. Dieſe Wirkungen find: 

a) Kommt es zu einem Streite zwifchen der unterjtüßten Partei und dem Unter: 
venienten, fo wird ber Intervenient mit der Behauptung nicht gehört, dat der Rechtaftreit, 
mwie er dem Richter vorgelegen bat, unrichtig entichieden fei. Das Gericht, welches über 
den Streit zu enticheiben bat, darf alfo nicht nadhprüfen, ob die Enticheibung bes eriten 
Prozeſſes richtig war, und zwar ift nicht bloß die Nachprüfung der Urteilsformel, fondern 
auch die der Urteilselemente ausgeichlofien [RG. 4. Nov. 1899 Entich. XLV Nr. 90 ©. 352, 
6. Mai 1903 LIV Nr. 92 ©. 350 ff., 3. Juli 1903 LV Rr. 55 ©. 239, 9. März 1906 Beitr. 
z. E. d. DR. L&.1050f.]. Da die Behauptung der unrichtigen Entiheidung nur aus— 
geichloffen ift in Anfehung des Nechtöftreits, wie er dem Richter vorgelegen hat, darf der 
Intervenient, fomweit die fog. exceptio mali processus zuläffig ift, nachweifen, daß durch 
andere Angriffö- oder Verteidigungsmittel eine andere Entfcheidung hätte herbeigeführt 
werben fönnen. 

b) Der Nebenintervenient wird mit der Behauptung, dab die unterftüßte Partei 
den Prozeh mangelhaft geführt habe (exceptio mali processus), nur infomweit gehört, als 
er durch die Lage des Nechtsftreits zur Zeit feines Beitrittö oder durch Erflärungen und 
Handlungen ber Hauptpartei, 3. B. durch Geſtändniſſe, Verzichte, Anerfenntniffe, ober durch 
Widerſpruch gegen prozeflualiiche Handlungen des ntervenienten verhindert ift, Angriffs» 
oder Derteibigungsmittel geltend zu machen, oder ald Angriffs- oder Verteidigungsmittel, 
die ihm unbelannt waren, von der Hauptpartei abfichtlich oder durch grobes Verſchulden 
nicht geltend gemacht find. 

2. a) Die in N. 1 dargeftellten Wirkungen ber Nebenintervention treten auch in dem 
Falle des $ 69 ein; denn die in diefem Falle vorausgejegte Nechtöfraftwirfung im Ver— 
bältniffe zwischen dem Nebenintervenienten und bem Gegner ſchließt die in $ 68 angeorbneten 
Wirkungen nicht ein. [Bal. Francke Nebenparteien ©. 123. AM.: Gaupp (9) N. ILL zu 
869, Wah Handb. I ©. 652.) Sie treten auch ein, wenn der Intervenient von ber 
zuläffigen Intervention zurüdgetreten ift, nicht aber, wenn die Intervention als unzuläffig 
zurüdgemiejen worden ift ($ 71). 

b) Auf die Nebenintervention, welche in einem ausländiichen Prozeſſe erfolgt ift, 
findet bie Vorichrift des $ 68 feine Anwendung; vgl. N. 5 litt. b zu $ 74. 


$. 69. (66.) 
Sinfofern nach den Vorfchriften des bürgerlichen Rechts die Nechtäfraft 
der in den Hauptprozeſſe erlajienen Entjcheidung auf das Rechtöverhältnig 
des Nebenintervenienten zu dem Gegner von Wirkjamfeit ift, gilt der Neben- 


interbenient im Sinne des $. 61 als Streitgenofje der Hauptpartei. 
BE. 8 723, NE. 8 103, NP. 151 5., 157 ff., 568, E. 1865, €. U, 11 8 66, M. 88, RP. 26. 
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Litteratur: Magoho Jwaya Die rechtlihe Stellung des Nebenintervenienten-Streit- 
genofien (1901), Waldmann Die ftreitgenöffiiche Nebenintervention (1905). Bol. außerdem die 
zu 8 66 angeführte Litteratur ſowie die Litt. über Streitgenofienichaft vor 8 59 und zu $ 62. 

1. Der $ 69 gewährt dem Nebenintervenienten eine felbitändigere Stellung, als fie 
ihm nach der Regel ($ 67) zutommt, wenn nad den Morfchriften des bürgerlichen Rechtes 
die Rechtöfraft der in dem Hauptprozeß erlaffenen Enticheidung auf das NRechtöverhältnis 
bes Nebenintervenienten zu dem Gegner von Wirkfamteit ift. Es ift nicht ganz klar, welche 
Fälle gemeint find. Die Geichichte des Geſetzes [vgl. Schulge Ztichr. f. d. EPr. II ©.78 ff., 
Wach Handb. IS. 647 N.1) läßt als wahricheinlich erfcheinen, daß nur bie in N. 2 litt.ca,3 
zu 5 66 angeführten Fälle (Ausnahme ſ. $ 265 Abi. 2 Saf 3), in denen das Urteil auch 
für oder gegen den Nebenintervenienten wirft, nicht auch die in N. 2 litt.cy aufgeführten 
Fälle, in denen das Urteil nur ala Beweisgrund bedeutiam ift, hierher gehören. Die Mtot. 
zu Entw. III führen unter Berufung auf 1.50 81 D. de legat. I, 1.14 D. de appell. 49, 1 
und das preuß. ALR.1I 12 $ 298 als Beiſpiel den Fall an, dab ein Legatar in bem 
Prozeffe zwiichen dem Teſtaments- und nteftaterben über bie Gültigkeit eines Teſtaments 
zu Gunften bes Teſtamentserben interveniert. Das Beifpiel paßt nur, wenn man an« 
nimmt, daß das zu Unguniten des Zeftamentserben ergebende Urteil auch im Berhältniffe 
zwilchen bem Legatar und dem nteitaterben als res iudicata wirft, was aus ben an— 
gezogenen Stellen nicht zu folgern ift. Jedenfalls hat das Beifpiel feit Einführung des 
BEP. feine aktuelle Bedeutung. Über die nach franz. Civilreht unter $ 69 fallenden 
NRechtöverhältniffe f. Hangen Notw. Streitgenoflenihaft S. 30 ff. 

2. Trifft die in N. 1 beiprodhene Vorausfehung zu, fo gilt der Nebenintervenient 
nad dem Worte bes Gefekes als Streitgenoffe im Sinne des $61. Es fragt ſich, mie 
dad zu verftehen ift. Soll der Nebenintervenient in dieſem Falle wirklich Streitgenofie, 
alio Hauptpartei, werben? oder foll er, in der Rolle der Nebenpartei verbleibend, nur in 
Bezug auf feine prozefjualifche Thätigkeit felbftändig wie ein Streitgenoffe und unabhängig 
von dem MWibderfpruche der unterftügten Partei fein? Wäre jenes anzunehmen, fo ergäbe 
die Nebenintervention im Falle des 5 69 eine jubjektive Klagenhäufung im Laufe des 
Prozeffes; das Urteil müßte auch auf den Namen des ntervenienten als Partei geftellt 
werden; der bem Kläger beitretende \intervenient müßte bei Verurteilung des Gegners zur 
Vollſtreckung berechtigt fein; der dem Beklagten beitretende ntervenient müßte verurteilt 
werden fönnen. Daß diefe Ktonfequenzen fchlechthin unannehmbar wären, läßt fich nicht 
behaupten, Aber es ift nicht zu verfennen, daß damit bie Intervention im Falle des $ 69 
zu einer von ber Intervention des $ 67 ganz verichiedenen Prozekeinrichtung würde, auf 
die der Name Nebenintervention nicht mehr pabt. Man wird wohl die Worte des Ge- 
ſetzes nicht prefien dürfen, ſondern fie dahin verftehen müſſen, daß der ntervenient im 
Falle des $ 69, ohne Hauptpartei zu werden, in Bezug auf feine prozefjuale Thätigfeit 
jelbftändig wie ein Streitgenofje iſt. [So auch Gaupp (9) N. II, Peterjen (5).R. 3, 
Skon. Gelpde N. 3 Abi. 1, Schulge a. a. O. ©. 97ff., v. Amelunren Notw. Streitgenofjenichaft 
©. 76ff. Löning Ztſchr. f. d. CPr. IV E.78N.99, Schollmeyer Zwiichenftreit S. 95, v. Kries 
Rechtsmittel S. 34, RG, 12. Oft. 1894 Entih. XXXIV Nr. 93 8.363 und wohl aud Kohler 
Deitr.3.E.d. DR. XXX ©.485 N. 9 im Gegenfage zu der früher Hr.BSchr. XXI ©. 387 
geäußerten Anficht. Mehr oder weniger abweichend: Strudm. Koch (8) N. 2, Wilm. Levy 
(TIN.1 Ziff. 2 zu $ 66 alt, dv. Ganftein Ztichr. f. d. EPr. VIII S. 228, Frande Nebenpart. 
S. 115 und Ztichr. f. d. EPr. XXVII E. 268 ff., Wach Handb. I ©. 648 ff] 

Das Citat bes $ 61 ergiebt die prozeſſualiſche Selbjtändigfeit des Intervenienten. 
Da aber der $ 61 in den Worten „iomweit nicht aus den Vorjchriften diefes Geſetzes ein 
Anderes fich ergiebt“ den $ 62 vorbehält, fo ift damit die Anmenbbarfeit auch bes $ 62 
im BVerhältniffe zwifchen dem Nebenintervenienten und der Hauptpartei verordnet, wenn 
die Vorausſetzungen des $ 62 gegeben find (f. jebodh N. 3 litt. f). Diefes wird, ſoviel fich 
überfehen läßt, ftets der Fall fein. Wach Handb. I S.651 und Kohler Beitr. z. E. d. DR. 
XXX S. 488 N.17 nehmen an, daß $61 irrtümlich anftatt des $ 62 citiert fei; v. Canſtein 
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Ztſchr. f. d. EPr. VIII ©. 238, daß $ 62 neben $ 61 zu citierer gewefen jei. Weder das 
eine noch das andere dürfte richtig fein. So jetzt auch Gaupp (9) N. II Fußn. 7.] 

3. Aus diefer Auslegung bes $ 69 folgt: 

a) N. 2 litt. a zu $ 67 findet auf ben Nebenintervenienten des $ 69 Anmenbung. 

b) Bejtreitet der Nebenintervenient bes $ 69 einen Anipruch bes Gegners gegen die 
unterftügte Partei, jo ift diefe Beitreitung auch wirkſam, wenn die Partei den Anfprud 
anerfennt. Beftreitet der Nebenintervenient eine Thatfachenbehauptung des Gegners, io 
ift die Beftreitung auch wirffam, wenn die unterftüßte Partei bie Behauptung zugeiteht. 
Es Liegt alfo in diefem {Falle fein Geftändnis im Sinne des $ 288 vor, Die Thatiachen- 
behauptung bedarf alio des Beweiſes wie im Falle aus einander gehender Erflärungen 
mehrerer Streitgenoffen (vgl. N.2 Ada und bzu $61); bei der Bemweiswürbigung fann jedoch 
die Erflärung ber Partei gewürdigt und als Beweisgrund verwertet werben. Entiprechend 
verhält es fich, wenn der Intervenient Thatlachenbehauptungen des Gegners zugefteht, die 
von ber unterftügten Partei beftritten werben. 

c) N. 2 litt. e zu $ 67 findet auf den Nebenintervenienten des $ 69 mit dem Ab» 
maß Anwendung, baß feine Prozekhandlungen nicht durch den Widerſpruch der unterjtüßten 
Partei unwirkfam werben. 

d) Der Nebenintervenient des $ 69 kann jelbitändig Beweis antreten. Er fann 
Editionsanträge ftellen und ift editionspflichtig, wie die unterjtüßgte Partei (näheres |. N. 2 
litt.b zu $421 und N.1,2 zu 8428). Er fann Eide zujchieben und Erklärungen auf die 
GEibeszufhiebungen abgeben. hm kann der Eid zugeichoben und zurüdgeichoben werben 
(8449 Saß 2). Auf die Eideszuichiebung, Eideserflärung und Eibdesleiftung findet $ 472 
entiprechende Anmwenbung, da einheitlich entichieden werben muß. Dem Nebenintervenienten 
bes 8 69 kann auch ein richterlicher Eid auferlegt werben; $ 476 findet entfprechende An— 
wendung. Der Nebenintervenient des $ 69 ift unfähig, in dem Prozeſſe Zeuge oder Sach— 
verftändiger zu fein, weil ihm der Eid zu» und zurüdgeichoben werben kann (ſ. N.2 vor $ 373). 

e) N. 2 litt. e zu $ 67 findet auf den Nebenintervenienten bes $ 69 mit dem Ab» 
maß Anwendung, daß er unabhängig von dem Wiberfpruche der Hauptpartei ift. Wegen 
Beginns der Rechtsmittelfriften ſ. N. 1 litt. d und N. 2 litt. b zu $ 516. 

f) Der Nebenintervenient des $ 69 kann für die nicht erfchienene Hauptpartei handeln. 
Nicht aber kann die unterftügte Hauptpartei als Vertreterin bes nicht erfchienenen nter- 
venienten auftreten. Das wäre Vertretung des Gehülfen durch denjenigen, welchem ge- 
bolfen werben joll. Allerdings ergeht gegen den nicht erjchienenen Intervenienten fein 
Derfäumnisurteil; aber nicht, weil er vertreten, fondern weil er nicht Partei iſt. 

g) N. 2 litt. g und h zu $ 67 finden auf den Nebenintervenienten des $ 69 An: 
wendung. Auch dem Nebenintervenienten bes $ 69 kann in ber Hauptfſache nichts zu— 
geiprodhen, er fann in der Haupftſache nicht verurteilt werden, weil er nicht Partei ift. 
Wegen feines Anſpruchs auf Koftenerftattung und feiner Haftung für Prozeßfojten ſ. 
$ 101 Abf. 2. 

$. 70, (67.) 

Der Beitritt des Nebenintervenienten erfolgt durch Zuftellung eines 

Schriftjages. Derfelbe muß enthalten: 
1. die Bezeichnung der Parteien und des Nechtsjtreits; 
2. die bejtimmte Angabe des Intereſſes, welches der Nebenintervenient hat; 
3. die Erklärung des Beitritts. 

Außerdem finden die allgemeinen Beſtimmungen über die vorbereitenden 
Schriftjäge Anwendung. 

BE. 8 725, NE. 8 104, NP. 1220, 1222, M. 86, SR. 26, 512. 

1. Die NY. erfolgt durch die Zuftellung eines ben Vorichriften des $ 70 entiprecdhen- 
den Schriftjages. Dieſer ift beiden Parteien zuguftellen [vgl. RG. 15. Jan. 1886 Entih. XV 
Nr.109 S. 397, 24. Nov. 1898 XLII Nr. 100 &. 403, OLG. Hamburg SA. XLI Nr. 59]. 
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Für die NY. befteht in den bei ben Landgerichten ober höheren Gerichten anhängigen Pro— 
zeffen Anwaltszwang ($ 78); im Berfahren vor den Amtögerichten fann fie zum Protofoll 
beö Gerichtöfchreibers erflärt und das Protofoll zugeitellt werben ($ 501 mit $ 496). 

Die allgemeinen Beitimmungen über die vorbereitenden Schriftſätze ſ. $$ 130 bis 
133. — Wird mit der NY. eine andere Prozeßhandlung, 3. B. die Einlegung des Ein— 
ſpruchs oder eines Nechtsmittels, verbunden, jo muß der darauf bezügliche Teil des Schrift- 
faßes den dafür geltenden Vorfchriften entiprechen. 

Die Erklärung der NY. in ber mündlichen Verhandlung ift nicht orbnungsmäßig, 
muß aber vom Gerichte zugelaffen werden, wenn dieſe Form der Erflärung von den 
Parteien nicht beanftandet wird (vgl. N. 2). 

2. Die Vorichriften des $ 70 über die Form der NY. find bispofitives Prozeßrecht. 
Die Parteien können auf deren Beobachtung verzichten; das Gericht fann eine NY. nicht 
wegen PVerjtoßes wider $ 70 zurüdmweren, ohne daß der Berftoß von einer Partei gerügt 
wird, ſelbſt dann nicht, wenn bie Anterventionäbefugnis aus Gründen des materiellen 
Rechtes bekämpft wird [vgl. Francke Nebenparteien S.77f., Wach Handb. 1 ©.632, 635, 
RG. 15. Jan. 1886 Entih. XV Nr. 109 S. 397, 24. Nov. 1898 XLII Nr. 100 ©. 403. — 
AM.: Heilblut Arc. f.c. Pr. LXIX ©. 371 ff., 380]. Das NRügereht der Parteien kann 
nad $ 295 präfludiert werden. Wird die Formwidrigkeit der N. rechtzeitig gerügt, To 
ift die NY. zurüdzumeiien. 

3. Der Nebenintervenient fann von der Nebenintervention zurüdtreten. Dazu ift 
weder die Einwilligung der unterftüßten Partei nod) die des Gegners erforderlich, jelbit 
wenn der Gegner bereitö zur Sauptiacdhe verhandelt hat [RG. 25. Oft. 1905 Beitr. 5. €. 
db. DR.L ©. 697, JW. ©. 725. Nr.18]. Der Rüdtritt von der NY. kann nah Analogie 
von 8 70 durch Zuftellung eines die Rüdtrittserflärung enthaltenden Schriftiages an beide 
Parteien erfolgen [RG. 19. Nov. 1903 Entſch. LVI Nr. 7 ©. 28 ff]. Nach Analogie von 
$ 271 Abj. 2 fann der Rüdtritt aber auch in der mündlichen Verhandlung erflärt werben. 
Die bis zum Rüdtritte dur) die Prozekhandlungen des ntervenienten erwachienen Prozeb: 
foften fallen nad Analogie des $ 271 Abf. 3 dem Intervenienten zur Laft, ſoweit nicht 
über dieſe Koften bereits rechtskräftig entichieden ift. 


$. 71. (68.) 

Ueber den Antrag auf Zurüchweifung einer Nebenintervention wird nach 
vorgängiger mündlicher Verhandlung unter den Parteien und dem Neben- 
intervenienten entjchieden. Der Nebenintervenient iſt zuzulafjen, wenn er fein 
Intereſſe glaubhaft macht. 

Gegen das Zwijchenurtheil findet fofortige Bejchwerde ftatt. 

Solange nicht die Unzuläffigkeit der Intervention rechtskräftig aus: 
geiprochen ijt, wird der Intervenient im Hauptverfahren zugezogen. 

DE. 5,000, OB. 3802 fi, NE. 8100, MP. 107, 12001, 6.1966, CM, 1 867, M. Sf. 


1. Zu Abi. 1: a) Beantragt feine der Parteien die Zurüdweifung der NY., To 
bedarf e3 feiner Entſcheidung über deren Zuläffigkeit; der Intervenient kann fi am Pro» 
zeffe beteiligen. Jede der Hauptparteien ift befugt, die Zurüdweifung der NY. zu be: 
antragen. Der Antrag ift mündlich in dem Termine zur mündlichen Verhandlung zu 
jtellen. Er fann durch Zuftellung eines Schriftiahes vorbereitet werden; notwendig iſt 
dies nicht. 8 297 ift auf den Antrag nicht anwendbar; denn $ 297 betrifft nicht Anträge 
in Zwijchenftreitigfeiten (vgl. N. 1 zu $ 297). [AM.: Strudm. Kod (8) N. 1, Gaupp (9) 
N. 12 (abw. von den ält. Aufl), Ston. Gelpde N.1, Wach Handb. I ©. 654, Francke 
Nebenparteien S. 52.] Der Antrag kann in jedem Prozekftadium geftellt werden. Die 
Zuläffigfeit der Intervention ift aber auszufprechen, wenn der Antragiteller auf die Be— 
fugnis zum Widerfpruch gegen die ntervention bereits verzichtet hat. Diefer Verzicht 
fann daraus fich ergeben, daß bie Partei mit dem Sntervenienten, ohne die Zuläffigfeit 
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ber Sintervention zu beanftanden, mündlich verhandelt hat [vgl. Gaupp (I)N.I2, Peterien (5) 
N.2, Ston. Gelpde N.2, Wach Handb. 1 S. 645, Frandea.a.O.5.81]. Über Präflufion 
bes Nechtes, wegen eines fFormfehlers die Zurüdweifung der NY. zu beantragen, |. N. 2 zu 
$ 70. Wer dem ntervenienten den Streit verfündet hat, kann die Zuläffigkeit der Inter— 
vention aus anderen Gründen als wegen Nichtbeachtung des $ 70 nicht beanjtanden; denn 
bie Streitverfündung ift Einladung zur Intervention. 

b) Wird der Antrag auf Zurüdweifung der NY. geitellt, fo entfteht ein Zwiſchen— 
ftreit zwiichen dem Intervenienten und bem Antragfteller. In diefem Zwiſchenſtreite kann 
fi, der Prozekgegner des Antragftellers auf deffen Seite oder auf die des Intervenienten 
ftellen; er braucht ſich aber nicht zu beteiligen. In jedem iyall erfolgt einheitliche, für 
alle Parteien bindende Entiheidung über die Zuläffigfeit der NY. Der Nebenintervenient 
ift im Zwiſchenſtreite nicht zur Koftenfaution nach $ 110 verpflichtet, weil er nicht Kläger 
it [vgl. Francke a. a. O. ©. 84]. 

c) Über den Zwifchenftreit ift von dem Gerichte der erften oder der höheren In— 
ftanz, bei welchem der Hauptprozeß anhängig ift, nad; münblicher Verhandlung zu ent: 
fcheiden. Einer bejonderen Zerminsbeftimmung bedarf es nicht, die Verhandlung findet 
in dem Termine ftatt, welcher zur Verhandlung über den Hauptprozeß beftimmt ijt. Für 
die mündliche Verhandlung vor den Land» und höheren Gerichten bejteht Anmwaltszwang. 
An der Berhandlung: können fich der Intervenient und beide Parteien, nicht bloß ber 
Antragfteller, beteiligen. Wird da3 rechtliche Intereſſe beftritten, fo ift e8 vom Neben» 
intervenienten glaubhaft zu machen ($ 294), wenn es fich nicht Schon aus der mündlichen 
Verhandlung ergiebt. Die Streitverfündung kann bei der Glaubhaftmachung heran: 
gezogen werden; aber fie überhebt nicht immer ben ntervenienten ber Verpflichtung zur 
Glaubhaftmachung feines Intereſſes, wenn diefes von ber Gegenpartei beftritten wird [vgl. 
OLG. Dresden in Ztichr. f. d. EPr. VIE. 480, OLG. Hamburg SA. LIX Nr. 111]. Die 
NY. kann gegen den Willen der Partei zugelaffen werden, zu deren Unterftüßung ber 
Nebenintervenient beitreten will. Der Umftand, dab der Nebenintervenient vorher zu 
Gunjten des Gegners interveniert hatte, ſchließt die Zulaffung zur Intervention nicht aus, 
wenn der Intervenient von feiner früheren Intervention zurüdgetreten ift und fein Intereſſe 
an der neuen Intervention glaubhaft macht (vol. R.3 zu $66). — Für die Verhandlung 
über die Zuläffigfeit ber Intervention gelten die Regeln des Verläumnisverfahrens nicht; 
$ 347 Ab. 2 betrifft nur den Zwiichenftreit unter den Parteien. Iſt der Intervenient 
in dem Termin, in welchem eine Partei Widerſpruch gegen die Intervention erhebt, nicht 
erichienen, jo ift nicht etwa die Intervention fchlechtbin zurüdzumeiien, jondern es ift deren 
Zuläffigteit auf Grund ber Interventionsfhrift und des mündlichen Vorbringens der Haupt: 
parteien zu prüfen und, je nachdem ſich daraus die Zuläffigfeit ergiebt oder nicht, über 
bie Intervention zu enticheiden. Der Dritte ift alfo nur mit der näheren Begründung 
und Glaubhaftmahung feines Intereſſes ausgeichloffen [vgl. Francke a. a. O. S. 90]. Sit 
eine der Hauptparteien nicht erjchienen, fo fann nur ein Antrag ber erichienenen Daupt- 
partei Veranlaffung zur Verhandlung und Enticheidung über die Zuläffigfeit der Inter: 
vention geben. Sit feine der Hauptparteien, jondern nur der Nebenintervenient erfchienen, 
fo braucht nicht über Zuläffigkeit der NY. entichieden zu werben; denn der Antrag auf 
Zurüdweifung müßte in der Verhandlung geftellt werden. [Unricdhtig: Francke a. a. O. 
S. 90, der Ausichließung des Antrags annimmt und dagegen Wiebereinfegung in ben 
vorigen Stand zuläßt.] 

d) Die Enticheidung erfolgt durch Zwifchenurteil. Das Zwifchenurteil lautet auf 
Zulaffung oder auf Zurüdweifung der NY. In dem Zmifchenurteil ift über bie Koſten 
bes Zmwifchenftreits zu erfennen. Wird die NY. zugelafien, fo ift die widerſprechende Partei, 
anderenfalls ber Sintervenient in die Koften nach Maßgabe des $ 91 zu verurteilen. 

2. Zu Abi. 2: Gegen das die NY. zulafiende Zwifchenurteil fann jede Hauptpartei, 
die fich nicht mit dem Beitritte des Intervenienten einverftanden erklärte, gegen das bie 
NY. zurüctweifende Zwiſchenurteil kann nur ber Intervenient fofortige Beichwerbe ($ 577) 
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erheben; nicht auch die Hauptpartei, welche fich für die Zulaffung erflärte, denn ber Inter— 
venient fann von bem nterventionsverfuch abftehen. In ber Beichwerbeinftang iſt bie 
münbliche Verhandlung fakultativ (arg. $ 573 Abi. 1). Mit der Beichwerde kann auch 
die in dem Zwiſchenurteil enthaltene Enticheidung über die Koften angefochten werben, 
nicht aber die mit dem Urteile zur Hauptfache verbundene Enticheibung über die Koften 
der NY. [RG. 26. Sept. 1887 Entih. XIX Nr. 83 S. 413]. — Hit das Zmwifchenurteil in 
einem in der Revifionsinftang anhängigen Prozeß erlaffen, fo ift mangels einer höheren 
Inſtanz feine Beſchwerde möglich. Mit Einfprud, Berufung, Revifion fann das Zwiſchen— 
urteil nicht angefochten werden, auch nicht, wenn die Entjcheidung mit einem Enburteil 
äußerlich verbunden ift [RG. 19. Febr. 1886 Entſch. XV Nr. 115 ©. 413, 3. Mai 1887 XVII 
Nr. 26 ©. 140, 24. Nov. 1896 XXX VIII Nr. 105 ©. 402]. Das zurüdweiiende Zwiſchen— 
urteil Schließt nicht aus, daß biejelbe Perfon, geftüßt auf andere Gründe, bie N. wieder: 
bolt [vgl. RG. 13. Febr. 1889 Entſch. XXIII Nr. 79 ©. 342]. — Wegen ber Gebühren für 
Derhandlung und Entſcheidung über Zuläffigfeit der Nebenintervention |. ERG. 827 Nr. 1, 
8 39; BO. f. RU. 8 33 Nr. 1, $ 29 Nr. 2. 

3. Zu Abi. 3: Solange fein Antrag auf Zurücdweifung geftellt oder nicht barüber 
entichieden oder die Enticheidung nicht rechtskräftig ift, darf der Nebenintervenient alle 
Rechte eines foldhen ausüben. Wird nachher die Unzuläffigfeit der NY. ausgeiprocden, jo 
find die von dem Nebenintervenienten für die unterftüßte Partei vorgenommenen Prozeß— 
bandlungen als nicht geichehen zu betrachten [vgl. Wach Handb. I &.636, OLG. Hamburg 
eit. in SA. XLIII Nr. 282 ©. 461). 

8. 72. (69.) 

Eine Partei, welche für den Fall des ihr ungünftigen Ausganges des 
Rechtsftreits einen Anjpruch auf Gewährleiftung oder Schadloshaltung gegen 
einen Dritten erheben zu können glaubt oder den Anfpruch eines Dritten be- 
forgt, kann bis zur vechtsfräftigen Entjcheidung des Rechtsſtreits dem Dritten 
gerichtlich den Streit verfünden. 

Der Dritte ift zu einer weiteren Streitverfündung berechtigt. 


BE. 477 HE. 8 81, HB. 808 ff., 922 ff., 4902 ff., 5919, nn 88 107, 111 8., NP. 154 ff., 164, 
21 ., 2829, E. 1867, € 1, 111 8 68, M. 89f., AB. 36 


————— Wetzell Syſt. (3) ST N. 27a ff., Renaud Lehrb. (2) & &.105, Bolgiano Handb. 
©. 233, Fuchs Litisdenunziation (1856), Frande Nebenparteien $ 17, Wach Handb. I $ 59. 

1. Streitverfündung (litis denunciatio) ift die von einer Partei an einen Dritten 
ergebende Mitteilung, daß ein beftimnter Rechtaftreit anhängig fei. Die Streitverfündung 
fann den Zwed haben, dem Dritten zum Beitritt als Nebenintervenient oder zur Be— 
teiligung nad Art eines Hauptintervenienten ($ 75) oder zur Übernahme des Prozefies 
85 76,77) Gelegenheit zu geben. Eine Streitverfündung kann mehrere diefer Zwede ver: 
folgen. Bon der Streitverfündung mit dem Zwede, dem Dritten Gelegenheit zur Neben» 
intervention zu geben, handelt ber $ 72. 

2. Zu Abſ. 1: Jede Streitverfündung ſetzt das Anhängigfein eines Rechtsſtreits 
voraus; darüber 5. N. 2 litt.a zu $ 65. Anlak zu einer Streitverfündung, durch die der 
Dritte zur Nebenintervention veranlaßt werben ſoll, Liegt vor, wenn bie Partei Grund 
bat, zu glauben, dab fie für den Tall des ihr ungünftigen Ausgangs des Rechtsſtreits 
einen Anſpruch auf Gemährleiftung oder Schabloshaltung gegen einen Dritten erheben 
fann oder wenn die Partei für den Fall eines ihr ungünftigen Ausganges bes Rechts- 
fireit3 den Anſpruch eines Dritten bejorgt. Solche Situationen j. NR. 2 litt.cd zu $ 66. 
Die Mot.3. E. III S. 90 nennen als Beifpiele der zweiten Alternative „die zahlreichen Fälle 
des Handelsrechts, insbefondere der Kommiſſion, der Spedition, bes Frachtgeſchäfts, der 
Berfiherung, in denen ein Prozeß auf Gefahr und für Nechnung eines Dritten geführt 
wird”. Es kann umerörtert bleiben, ob dieje Fälle nicht ſchon umter die erfte Alternative 
fallen; denn es ift zweifellos, daß die Streitverfündung in diefen Fällen zuläſſig ift. 
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ebenfalls ift die zweite Alternative nicht gegenftandalos; denn fie allein paht auf die 
Fälle, in welchen die Partei von einem Dritten einen Anfpruch auf — wegen 
mangelhafter Prozeßführung zu beſorgen hat. [Vgl. Wach Handb. I ©. 6654.) Übrigens 
ift darüber, ob bie Vorausſetzungen zur Streitverlündung vorliegen, in dem Prozefie, 
worin der Streit verfündet ward, nicht zu enticheiden. Wenn der Dritte als Nebeninter- 
venient beitreten will unb feine Interventionsbefugnis beftritten wird, ift nur über bie 
Interventionsbefugnis zu entſcheiden. Diefe fann aus einem anderen ala dem in ber Streit- 
verfündung angegebenen Grunde vorhanden fein. 

3. Zu Abf. 2: Die Befugnis des Litisdenunziaten zu weiterer Streitverfündung ift 
nicht dadurch bedingt, daß er dem Prozeſſe beitritt (Mtot. 3. E. III. 90). 

4, Weber im BEP. noh im HGB. ift eine Streitverfündung geboten. Sie wirb 
erwähnt im BEB. $ 209 Abi. 2 Nr. 4, $ 215 als eine Art der Unterbrechung der Ver: 
jährung; im BGB. $ 478 Abi. 1 Sag 2 als ein Mittel, durch das fich der Käufer das 
Recht der Zahlungsmweigerung auch für die Zeit nach Verjährung des Anjpruchs auf Wan- 
delung oder Minderung erhalten fann (entiprechend anwendbar bei dem Werfvertrag, $ 639 
Abi. 1); im BGB. $ 485 ala ein Mittel, durch das fich der Käufer die ihm wegen eines 
Diehmangels zuftehenden Rechte wahren fann; im HGB. $ 414 Abſ. 3 Satz 2 als ein Mittel, 
durch das man fich das Recht der Aufrechnung der Anſprüche gegen den Spediteur für bie 
Zeit nad Vollendung ber Verjährung erhalten kann (entfprechend anwendbar auf Anſprüche 
gegen ben Lagerhalter: HGB. $ 423, und gegen ben Frachtführer: HGB. $ 439). 

Ein Gebot der Streitverfündung enthält EPLrO.$ 841. Über die Folgen der Unter: 
laſſung f. NR. 2 zu $ 841. 

5. Streitverfündung ift auch im fchiedsrichterlichen Verfahren ftatthaft (vgl. BGB. 
$ 220 Abf. 1 und 8209 Nr. 4), bat aber nicht die in $ 74 Abi. 3 ausgefprochene Wirkung 
[RG. 15. Mai 1903 Entſch. LV Nr. 4 ©. 14]. 


$. 73. (70.) 

Die Streitverfündung erfolgt durch Zuftellung eines Schriftjages, in 
welchem der Grund der Streitverfündung und die Lage des Nechtsitreits an- 
zugeben ift. 

Abſchrift des Schriftfages ift dem Gegner mitzutheilen. 

88. 8,61, O9. wie zu 878, NE. SE 1131. MB. 1228, 1994, 0. 15.68, E. I, TITE60, M. M, 


Litteratur: 2. Seuffert Die Formen gerichtlicher Streitverfündung BL. F.RAU.LI S.1 ff. 

1. Der $ 73 enthält Vorfchriften über die Form der Streitverfündung. Dieje Formen 
müflen beobachtet fein, damit die Streitverfündbung die in den $ 74 Abf. 3, 88 75, 76 vor» 
geiehenen Wirkungen hat. Auch zu einer Streitverfündung im Sinne der in N. 4 Abj. 1 
zu 872 angeführten Vorfchriften des BEP. und des HGB. ift die Wahrung ber in $73 
vorgefhhriebenen Form erforberlih. Die Streitverlündung ift infofern, als fie ohne Mit- 
wirkung des Gerichtö vor fich geht, ftets ein außergerichtlicher Att. Aber man fann bie 
ben Vorſchriften des Prozeßgeſetzes entiprechende Streitverfündbung eine gerichtliche, bie 
formlofe eine außergerichtliche nennen. Im Gebiete des Neichärechts hat die außergericht: 
lihe Streitverfündung feinen Plaß. 

2. Weſentlicher Inhalt des Schriftiages ift: a) die Mitteilung, daß ein beftimmter, 
durch Bezeichnung der Parteien und des Streitgegenftandes zu fennzeichnender Prozeß bei 
dem Gericht anhängig ift und daß dieſer Prozeh fich in der und ber Lage befindet — 
z. B. dab ein Beweisbeſchluß gemilfen Inhalts erlaffen, daß ein gemiffes Urteil gefällt 
und daß dagegen Berufung ergriffen ift. Weber Ladung Iſ. RG. 30. Nov. 1880 Entich. IV 
Nr. 99 S. 363 u. 13. Nov. 1883 X Nr. 84 S. 292] nody abichriftliche Mitteilung der bis- 
herigen Schriftfäge und Enticheidungen oder Darftellung des Inhalts der biöherigen Ver— 
banblungen gehört zur Streitverfündung. Der Dritte bat das Recht der Akteneinficht 
($ 299), kann fich alfo ſelbſt über die Lage des Prozeſſes unterrichten. b) Die Angabe 
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ber Veranlaſſung zur Streitverfündung, d. i. bes NRechtöverhältniffes, auf Grund befien 
der Streitverfünder glaubt, für den Fall des ihm ungünftigen Ausganges des Rechtsſtreits 
einen Anſpruch auf Gewährleiitung oder Schabloshaltung gegen den Dritten erheben zu 
fönnen, oder den Anipruch des Dritten bejorgt. 

3. Der Schriftiaß unterliegt, wenn der Prozeh bei einem Land» oder höheren Ger 
richt anhängig ift, dem Anwaltözwange; denn die Streitverfündung gehört zum gericht- 
lichen Verfahren. Im amtögerichtlichen Prozeffe kann die Streitverfündung entweder dur 
Zuftellung eines Schriftiages oder durch Zustellung eines Gerichtäfchreiberprotofolle, in das 
der mejentliche Inhalt aufgenommen ift, erfolgen ($ 501). — Für die Zuftellung bes 
Schriftiakes oder Protokoll gelten die Vorichriften der $$ 166 ff. Im amtögerichtlichen 
Verfahren fann die Vermittelung des Gerichtäichreibers in Anſpruch genommen werden 
(arg. $ 166 Abi. 2). Formloſe Mitteilung nach $ 502 Abi. 2 genügt auch im amtögericht- 
fihen Prozeffe nicht. Der Schriftſatz ift nicht auf der Gerichtäfchreiberei zu hinterlegen; 
denn er ift fein vorbereitender Schriftjag im Sinne des $ 133. 

4. Über die Ordnungsmäßigfeit einer Streitverfündung ift in dem Prozeffe, worin 
ber Streit verfündet wird, nicht zu enticheiben, fondern erjt in dem etwa nachfolgenden 
Prozeſſe zwiichen dem Streitverfünder und dem Dritten. Ein Mangel im Inhalte des 
zugeftellten Schriftiages oder ein Verftoß gegen die Zuftellungsvorfchriften ift nicht von 
Amtswegen, jondern nur auf Parteirüge zu beachten. Das Rügerecht unterliegt der Prä— 
kluſion nad $ 295. 

5. Wegen einer Streitverfündung findet feine Ausfegung bes Nechtöftreits ftatt 
(Mot. z. E. III S. 90). 

$. 74. (71.) 

Menn der Dritte dem Streitverfünder beitritt, jo beftimmt jich fein Ver— 
hältniß zu den Parteien nach den Grundjägen über die Nebenintervention. 

Lehnt der Dritte den Beitritt ab, oder erflärt er fich nicht, jo wird der 
Nechtsftreit ohne Rückſicht auf ihn fortgefett. 

In allen Fällen diefes Paragraphen kommen gegen den Dritten die Vor: 
ichriften des $. 68 mit der Abweichung zur Anwendung, daß ftatt der Zeit 
des Beitritt diejenige Zeit entjcheidet, zu welcher der Beitritt in Folge der 
Streitverfündung möglich war. 

He. F Kun Se wie zu 8 72, NE. 88 108f., NP. 165, E. 1 868, E. IT, IT 8 70, M. 90 ff., 


1. Dem Dritten wird durd die Streitverfündung Gelegenheit gegeben, durch Be— 
teiligung am Prozeſſe feine Sntereffen wahrzunehmen. Der Gegner des Streitverfünbers 
bat das Recht, dem Beitritte des Dritten zu widerſprechen (ſ. N. 1 litt.a zu 871). Im 
alle des Wideripruchs ift nach $ 71 zu verfahren (Mot. 3. €. III ©. 91). 

2. Dem Dritten wird feine fFrift zum Veitritte gefeßt. Über die abweichende Vor« 
ichrift des Art. 50 des internationalen Ülbereinfommens über den Eifenbahnfrachtverfehr 
v. 14. Oft. 1890 (RGBL. 1892 S. 793) I. N. 2 litt. a Abi. 1 g. E. zu $ 66. Auch wenn ber 
Dritte den Beitritt zunächit ablehnte, bleibt er, wenn die Vorausfegungen der NY. vor» 
liegen, berechtigt, dem Prozeſſe fpäter beizutreten (Mot. 3. E. III ©. 91). 

3. Der Beitritt des Dritten ift fein Anerfenntnis, daß der Streitverfünber einen 
Rüdgriff gegen ihn babe. Ob aus dem Beitritt und den Umftänben, unter denen er er- 
folgt, Beweisgründe für eine Negreßpflicht des Dritten entnommen werden fönnen, bat 
da3 Gericht nad freiem Ermefjen zu würdigen (Mot. z. E. III ©. 92, KPr. ©. 26 f.). 

4. Will der Dritte dem Prozefie beitreten, fo muß er ben Beitritt in der durch 
870 vorgejchriebenen Form erflären [RG. 15. Febr. 1882 Entich. VI Nr. 121 ©. 391]. Der 
Intervenient kann Sintervenient nach $ 67 oder nad) $ 69 fein, je nachdem die Voraus» 
fegung des $ 69 fehlt oder vorliegt. 

5. a) Sowohl im Falle des Beitritts, wie auch dann, wenn ber Beitritt abgelehnt 
oder eine Erklärung nicht abgegeben wird, kommen mit dem in $ 74 enthaltenen Abmaße 
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die Vorjchriften des 5 68 zur Anwendung; d. 5. ber Dritte wird im Verhältnifie zu dem 
Streitvertünder mit ber Behauptung nicht gehört, daß der Nechtäftreit, wie er dem Richter 
vorgelegen, unrichtig entichieden worben fei; er wird mit ber Behauptung, dab der Streit- 
verlünder den Rechtäftreit mangelhaft geführt habe, nur injomweit gehört, als er durch die Lage 
des Rechtsſtreits zu der Zeit, da fein Beitritt infolge ber Streitverfündbung 
möglih war, oder burd Erklärungen und Handlungen ber Sauptpartei verhindert 
worden ift, Angriffs- und Berteidigungämittel geltend zu machen, oder ala Angriffs» oder 
Derteidigungsmittel, die ihm unbelannt waren, von der Hauptpartei abfichtlich oder durch 
grobes Verſchulden nicht geltend gemacht worden find. 

b) Auf die in einem ausländifchen Prozeß erfolgte Streitvertündung findet $ 74 
Abf. 3 feine Anwendung IRG. 3. Juli 1903 Entſch. LV Nr. 55 ©. 236 ff. J. 

c) Über Streitverfündung im fchiedsrichterlichen Verfahren ſ. N. 5 zu $ 72. 

6. Nach Art. 50 Satz 1 des internationalen Ülbereinfommens über den Eijenbahn- 
fradhtverfehr v. 14. Oft. 1890 (RGBL. 1892 ©. 793) hat bie Streitverfündung in den dort 
bezeichneten Prozeſſen zur folge, daß die Entiheidung für den Regreßanſpruch maßgebend 
it. Dies gilt au, wenn der Rechtsjtreit im Auslande ftattfand. 

T. Die Koften ber Streitverfündung zahlt zunächſt der Streitverfünder. Wird ber 
Gegner in die Prozekfoften verurteilt, jo bat er auch die Koften der Streitverfündung zu 
erjegen, falls dieje als notwendige Koften im Sinne des $ 91 zu eradjten find [OVG. 
Roftod Rectipr.d. OLG. VII ©. 281]. Dem Dritten entftehen durch die Streitverfündung 
überhaupt feine Stoften, wenn er nicht interveniert. Über Verpflichtung des Streitver- 
fünders zum Stoftenerfag bei ordbnungsmwibriger Streitverfündung mit Ladung vgl. RG. 
Entid. IV &. 364 und VI ©. 392. 

Ss. 75.* (72.) 

Wird von dem verflagten Schuldner einem Dritten, welcher die geltend 
gemachte Forderung für jich in Anspruch nimmt, der Streit verkündet, und 
tritt der Dritte in den Streit ein, jo ift- der Beklagte, wenn er den Betrag 
der Forderung zu Gunjten der jtreitenden Gläubiger unter Verzicht auf das 
Necht zur Rücknahme hinterlegt, auf feinen Antrag aus dem Rechtsjtreit unter 
Berurtheilung in die durch feinen unbegründeten Widerjpruch veranlaßten 
Koften zu entlafien und der Nechtsjtreit über die Berechtigung an der Forde— 
rung zwijchen den ftreitenden Gläubigern allein fortzufegen. Dem Obfiegenden 
it der hinterlegte Betrag zugufprechen und der Unterliegende auch zur Er: 
ftattung der dem Beklagten entjtandenen, nicht durch deſſen unbegründeten 
Widerfpruch veranlaßten Koften, einfchließlich der Koften der Hinterlegung, zu 
verurtheilen. 

HE. 711, 717, 736 f., 742 ff., 4888 ff., HB. 27 8., 518 ff., 667 ff., Kurchefi. ERr®. v. 28. Oft. 1863 
} 31, Brot. d. Homm. 3. 2. Lei. d. €. e. BEB. VI, 645 f., Vegr. d. Nov. v. 1898 86. Ter 


75 wurde auf Antrag des Abg. Dr. Bähr in ber — db. RE. beſchloſſen. Die Nov. v. 1808 
bat nur die Worte „unter Berzicht auf das Recht zur Rücknahme“ eingefügt. 


Litteratur: Pland Lehrb. II ©. 158, Wach Bortr. (2) ©. 109 f., Schmidt Lehrb. (2) 
©. 865 f., Kühne Jahrb. f. Dogm. XVII ©. 1 ff., 174 ff., Jeß eod. XVII ©. 158 ff., E. Schmidt 
Ztſchr. f. d. CPr. I ©. 104 ff., beionderd ©. 123, 125, Peterſen Beitr, 5. E. d. DR. XXV 
©. 534 ff., Kroll lage und Einrede ©. 199, Weismann Hauptintervention ©. 171 N. 6, 
Kohler Beitr. 5. E. d. DR. XXX ©. 489 ff., Schlodtmann Ztichr. f. d. EPr. XIII ©. 293 ff. 
Detker Konfursrechtliche Grundbegriffe I ©. 530 ff., Mendelsjohn-Bartholdy Beitr. 3. Auslegung 
des $ 72 (1898). 

1. Zur Anwendung des $ 75 wird erfordert: 

a) daß eine Stlage wegen einer Forderung auf Leiftung von binterlegbaren Saden 
erhoben ift. Zwar jcheinen die Worte „den Betrag der Forderung — hinterlegt” zunächſt 
auf Geldforderungen zugefchnitten; aber eine ausdehnende Auslegung iſt am Plage, da 
abjolut fein innerer Grund zu finden ift, aus dem man die Vorichrift auf Geldforbe: 
rungen oder auch auf Forderungen vertretbarer Sachen [jo Gaupp (9) N. Illa] zu be: 
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ihränfen hätte. Sinterlegbar find nah BGB. $ 372 Sak 1 Geld, Wertpapiere und fonftige 
Urkunden ſowie Stoftbarfeiten; die Landesgeſetzgebung kann auch andere Sachen für Hinter» 
legbar erflären (EG. 3. BGB. Art. 146). Kann die Hinterlegung ber geforberten Sache 
nach $ 383 Abſ. 1 Sat 2 des BEL. durch Hinterlegung bes DVerfteigerungserlöfes erſetzt 
werben, weil der Verderb der Sache zu beforgen oder bie Aufbewahrung mit unverhältnis— 
mäßigen Koften verbunden ift, jo dürfte $ 75 ebenfall anwendbar jein; 

b) daß ein Dritter die eingeflagte Forderung gerichtlich oder außergerichtlich, ganz 
oder teilweiie für fi in Anipruch nimmt. Die Forderung, welche der Dritte für fi in 
Anspruch nimmt, muß mit der eingeflagten {Forderung identisch fein in dem Sinne wie 
bei ber Hauptintervention um ein Forderungsrecht; vgl. N. 2 litt. ba zu $$ 64, 65; 

c) daß ber Bellagte dem Dritten ben Streit verfündet hat. Für die Streitver- 
fündung gilt $ 73; 

d) daß ber Pritte in den Streit eintritt. Es ift zweifelhaft, wie dieſes Eintreten 
beichaffen jein muß. Der Dritte it berechtigt zur Hauptintervention nad) $ 64; aber auch 
zur Nebenintervention, weil das Urteil in dem Hauptprozeß als Beweisgrund gegen ihn 
verwertet werden fönnte (vgl. N. 2 litt.cy zu $ 66). erlangt der $ 75 Eintritt durch 
Dauptintervention [jo Mendelsfohn a.a. O. S.38, Wach Vortr. (2) S.109], fo muß gegen 
beide Parteien des Hauptprozeſſes Klage bei dem Gericht erfter Inſtanz erhoben werben, 
Dagegen ſpricht, dab in $ 75 nicht von zwei Prozefjen, fondern nur von einem Prozeſſe 
die Rebe ift und daß auch der Gebraud ber Worte „in ben Streit eintreten“ nicht ganz 
auf die Hauptintervention paßt; denn mit ber Klagerhebung tritt der Hauptintervenient 
nicht in den Eritprogek ein, fondern beginnt einen neuen Prozeß. Fordert $ 75 den Ein: 
tritt durch Nebenintervention [jo Wilm, Levy (7) N. 1], fo muß die Form des $ 70 ger 
wahrt werden; es fann ein Zwiſchenſtreit nad $ 71 entftehen; ber Dritte ift bis zur 
Entlafjung des Beklagten aus dem Streite nur Nebenpartei zu deffen Gunften. Dagegen 
ſpricht, daß die progefiualiichen Befugniffe des Dritten über die eines Nebenintervenienten 
hinausgehen; auch braucht die CPrO. bei der Nebenintervention den Ausdruck „Beitritt“ 
($$ 70, 74), während $75 von „eintreten“ des Dritten redet. DBefriedigt feine diefer Aus— 
legungen, fo wird wohl der Eintritt des Dritten als eine beſondere Art der Beteiligung 
an dem Prozeſſe zu betrachten fein, die ihrem Weſen nad der Hauptintervention fehr 
nahe ſteht, aber fich doch in manden Dingen von der Hauptintervention des $ 64 unter» 
icheidet. [So auch Strudm. Koch (8) N. 1, Gaupp (9) N. II, Peterfen (5) N. II5, Weismann 
9%. ©. 171; vgl. a. RG. 15. Dez. 1895 Entih. XXXIV Nr. 105 ©. 400 ff., wo ber Ein- 
tritt des Dritten als Hauptintervention nad Analogie bes $ 64 bezeichnet wird, und 
NG. 18. Mai 1906 Entih. LXIII Nr.79 S.319 ff) Wie ein Hauptintervenient muß ber 
Dritte beantragen, daß ber Bellagte verurteilt werde, an ihn zu zahlen, und daß dem 
Erſtkläger gegenüber feftgeftellt werde, daß der Dritte ber Berechtigte fei. Diefer Antrag 
it in dem Termine zur mündlichen Verhandlung zu ftellen. Der Antrag fann burd 
einen Schriftfaß vorbereitet werden. Der Eintritt erfolgt aber erjt durch die Antragftellung 
im Termine. Der Antrag fann nicht bloß in der eriten, fondern aud in ber Berufungs- 
inftanz geftellt werden; nicht in der Revifionsinftanz, weil das Reviſionsgericht nicht 
darüber enticheiden fann (arg. $ 561). Der Antrag kann nur geftellt werden, wenn bie 
beiden Parteien in dem Termin erfchtenen find (der Grund ift berfelbe, aus dem eine 
MWiderflage nicht in Abweſenheit des Klägers erhoben werden kann; vgl. N. 4 zu $ 33); 
bie Antragitellung bewirkt die Rechtshängigfeit der erhobenen Aniprüche wie die Erhebung 
einer Klage, wenn bie Entlaffung des Bellagten und die Fortſetzung des Rechtajtreits 
unter ben Gläubigern erfolgt. Der Eintritt ohne eine Streitverfündung bat dieſelben 
Mirkungen, wie der Eintritt nach der Streitverfündung, wenn die Parteien den Eintritt 
nicht wehren; ſonſt fteht dem Dritten ohne Streitverfündung nicht der Eintritt nad $ 75, 
fondern nur die normale Hauptintervention ($ 64) offen. Die Zuläffigfeit des Eintritts 
des Dritten ift übrigens erft zu prüfen, wenn der Bellagte den Antrag auf Entlaffung 
(1. N. 2) geftellt Hat 
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e) daß ber Beklagte bie geforderten Sachen, ſoweit fie von bem Dritten für fi in 
Anspruch genommen werben, und zwar Haupt» und Nebenjadhen (natürlich ohne bie Prozeß— 
foften) unter Verzicht auf das Recht zur Rüdnahme hinterlegt. Darüber, welhe Sachen 
binterlegbar find, ſ. o. litt. a. Dort ift auch gejagt, unter welcher Vorausfegung ftatt der 
Hinterlegung der Sade die Hinterlegung des Verfteigerungserlöfes genügt. Die Dinter- 
legung muß unter Verzicht auf das Necht zur Rücknahme erfolgen, fonft könnte der Ber 
flagte durch Rüdnahme die Vorausſetzung feiner Entlaffung nachträglich vereiteln (val. 
BGB. 8 376 Abi. 1, 8 378). Die Hinterlegung bei einer Stelle, die landesgeſetzlich ala 
Hinterlegungsſtelle beftimmt ift, gleichwertig mit einer Hinterlegung bei Gericht (vgl. EG. 
3. BGB. Art. 144); 

f) daß der Schuldner durch die Hinterlegung von feiner Verbindlichkeit befreit wird; 
benn wenn er nicht befreit wird, fehlt e8 an einem materielfrechtlichen Grunde, ihn aus 
dem Prozeffe zu entlaffen. Der $ 75 beftimmt nicht, daß der Schuldner durch die Hinter- 
legung befreit wird. Ob er befreit wird, ift aus dem bürgerlichen Rechte zu beurteilen. 
[Bal. KPr. 8.658, Strudm. Koch (8) N. 2, Kühne a.a. O. S. 59 ff., Jeß a.a.D. ©. 158 ff, 
C. Schmidt Ztichr. f. d. EPr. I S. 104 f., Oetker Konkursrechtl. Grundbegriffe I ©. 532, 
Mendelsſohn a.a.D.©.50f. Dagegen nehmen Wilm. Levy (7) N. 1 zu $72 alt, Peterfen 
(HIN. 9 und Beitr. 3. E. d. DR.XXV ©. 246 ff., Sfon. Gelpde N. 11 und, wie es jcheint, 
auch Stein in Gaupp (9) N. Ile an, daß die nad $ 75 erfolgte Hinterlegung die Be— 
freiung des Schuldner unabhängig von ben Vorichriften des bürgerl. Rechtes bewirfe.) 
Maßgebend ift jekt das BGB. 8 372 Sak 2 (vgl. EG.3.BGPB. Art. 146) und 8383 Abf.1 
Saß 2. Die hiernach zur Befreiung erforderliche nicht auf Fahrläffigkeit berubende Un- 
gewißheit über die Perjon des Gläubigerd wird ja unter den in $ 75 bezeichneten Um— 
ftänden meiftens vorhanden fein; aber es ift immerhin möglich, daf fie nicht vorhanden ift. 
Dean denke z. B. an eine Kollufion des verklagten Schuldners mit dem Dritten! 

2. Sind die in N. 1 angegebenen Vorausfegungen vorhanden, jo kann der Beklagte 
in dem Termine zur mündlichen Verhandlung, in welchem die beiden jtreitenden Gläubiger 
erſchienen find, beantragen, daß er aus dem Streit entlaffen werde. Nimmt der Dritte die 
Forderung nur teilmeife für fi in Anſpruch, jo fann der Schuldner feine Entlaffung für 
diefen Zeil beantragen. — Über den Antrag ift unter den drei Parteien mündlich zu ver- 
handeln. Das Gericht hat zu prüfen, ob die Vorausjegungen der Entlafjung vorhanden 
find. Iſt dies nicht der Fall, fo ift der Antrag durch Zwifchenurteil abzuweiſen; dann 
nimmt der Prozeß unter den drei Parteien feinen Fortgang wie bei einer Dauptinter« 
vention. Sind die Vorausfegungen gegeben, fo ift durch Endurteil auf Entlafjung des 
Bellagten aus dem Rechtöftreite zu erfennen. Das Urteil ift ein Enburteil, weil es ben 
Prozeß in der Hauptſache in der Richtung gegen den Beklagten abſchließt. [So auch bie 
Kommentare, ferner Kohler a. a. O. S. 491 (Zeilurteil), Pland Lehrb. 18 76 N.43, Schmibt 
(2) 8.866, OLG. Hamburg SA. XLV Nr. 218. Dagegen nehmen Zwiichenurteil an: Wad 
Vortr. (2) S.110, Schollmeyer Zwiſchenſtreit S. 102,. Mendelsfohn a.a.D. S.48.] Als 
Endurteil ift das Urteil jelbftändig durch Berufung und Revifion anfechtbar; wäre es 
Smwifchenurteil, jo fönnte es erſt mit dem folgenden Enburteil angefochten werben, 

Bei ber Entlaffung ift der Beklagte zur Bezahlung der Koften an den Kläger zu 
verurteilen, bie durch jeinen unbegründeten Widerſpruch, d. i. durch Wideripruch gegen das 
Beitehen der Schuld, veranlaßt find. Hat der Beklagte von Anfang an das Beitehen ber 
Schuld eingeräumt und nur mit Nüdficht auf die Prätenfion des Dritten bie Legitimation 
bes Klägers in Frage geftellt, fo ſcheidet er foftenfrei aus. 

3. „Der Rechtsſtreit — ift fortzuſetzen“ x. Die Parteien des fortzuſetzenden 
Prozefjes find die ftreitenden Gläubiger. Der uriprüngliche Kläger muß beantragen, daß 
der Gegner verurteilt werde, die Auslieferung des hinterlegten Betrags an ihm zu be: 
willigen. Denfelben Antrag hat der Gegner gegen den urfprünglichen Kläger zu ftellen. 
Es entjteht ein eigenartiges iudicium duplex, in bem jede der Parteien Kläger und Bes 
klagter ift. Der Schuldner hinterlegt zu Gunften bes Siegers, ohne einen ber ftreitenden 
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Gläubiger ald ben Berechtigten anzuerkennen. Daher hat jeder ber ftreitenben Gläubiger 
feine Gläubigereigenichaft nachzumeifen und, wenn das feiner fann, find beibe Klagen 
unter Aufhebung der Koften abzumeilen. Im PBerjäumnisfall ift die Klage des Nicht- 
erichienenen abzuweiſen ($ 330), während auf die Behauptungen des Erichienenen ber $ 331 
anzumenbden ift. [Das iudicium duplex wird von Schlodbtmann a. a. O., Gaupp (9) N.Va, 
Wach DIZ. I S. 287, Mendelsſohn a. a. O. S. 48 ff. beftritten.] Aus der Annahme, daß 
der in ben Streit eingetretene Dritte die Rolle des Klägers habe wie ein Hauptinter— 
venient, würde folgen, daß der urfprüngliche Kläger Beflagter würde und ben hinterlegten 
Betrag erhielte, wenn der Dritte nicht ein befleres Recht ermweift. Es ift aber nicht abzu— 
ſehen, warum dem urfiprünglichen Kläger der hinterlegte Betrag zufallen foll, wenn er ſich 
nicht als Gläubiger legitimieren fann. Für das indicium duplex laffen ſich die Prot. 
zu Entw. II des BGB. VI ©. 646 und die Begr. d. Nov. v. 1898 S.87 verwerten. [Rgl.a. 
Hellwig Anſpruch S. 422N.84.] Prozeſſualiſch ift der Dritte der Nachfolger des urſprüng— 
lichen Bellagten, weshalb er prozebrechtliche Berteidigungäbehelfe, mit denen ber urfprüng- 
liche Beklagte ausgeichlofien ift, 3. B. eine gemäß $ 274 Abſ. 2 ausgeichloffene Prozeh- 
einrede oder eine nad $ 295 ausgeichloffene Rüge der Verlekung einer Prozekvorichrift, 
nicht mehr geltend machen kann. [Bal. Fiſcher Beitr. 3. E. db. DR. XXV ©. 849 und 
Schlodtmann a. a. O. ©.298. — Kohler a. a. O. S. 490 hält den urſprünglichen Kläger 
für den Prozeßnachfolger des Schuldners. Jede prozeſſualiſche Succeſſion beſtreiten Gaupp 
(9) N. Va, Wach Vortr. (2) S. 109, Schollmeyer Zwiſchenſtreit ©. 102.] 

Das Urteil, welches den hinterlegten Betrag einem der ſtreitenden Gläubiger zuſpricht, 
iſt kein bloßes Feſtſtellungsurteil, ſondern enthält die Verurteilung des Gegners zur Be— 
willigung der Auslieferung des hinterlegten Gegenſtandes [vgl. Weismann Feſtſtellungs— 
klage S. 145, Rocholl Ztſchr. f. d. EPr. VIII S. 413ff.). Auf das Urteil findet 8894 
Anwendung. Der Unterliegende lann auch verurteilt werden, Prozeßzinſen aus dem hinter— 
legten Betrage zu zahlen [RG. 21. März 1885 EA. XL Nr. 241]. Das Urteil enticheidet 
über die Gläubigerichaft rechtskräftig auch dem Schuldner gegenüber [vgl. Wad in Wach 
und Laband 3.%. v. d. Rechtskraft S. 41, Hellwig Rechtskraft S. 33], kann aber gleihwohl 
nicht von dieſem, fondern nur von dem unterliegenden Gläubiger angefochten werden, weil 
ber Schuldner nicht mehr Partei in Anfehung ber Hauptiadhe ift. 

Wird der hinterlegte Betrag feinem der Prätendenten zugeiproden, fo gehört er dem 
Schuldner troß dem Verzicht auf die Rüdnahme, weil diefer Verzicht unter der Voraus 
ſetzung erfolgt ift, daß einem der ftreitenden Gläubiger die Gläubigereigenichaft zufteht. 
[%al. KPr. zu Entw. II e. BGB. VI S. 645 f., Begr.d.Nov.v.1898 &.87.] Der Schuldner 
fann die Bewilligung der Auslieferung von den beiden Prätendenten verlangen (arg. BGB. 
$ 812) und nötigenfalls im Wege des Prozeſſes erzwingen; aber er bedarf der Bewilligung, 
da im Geſetze nicht bejtimmt ift, dat ihm das Recht zur Rüdnahme des Betrages direft 
zuſtehe. IVgl. Pland Komm. 3. BGB. (3) N. 3 zu $ 376, Echollmeyer Komm. 3. BEP. 
8 376 N. 2 litt.ad. In dem $ 72, wie er von der Kommiffion, die mit der 2. Leſung 
des Entw. e. BGB. betraut war, beichlofien wurde, war biejes Recht dem Schuldner gewährt; 
vgl. KPr. VI S. 645 f. und Anl. Il d. Dentichr. 3. Entw.e. BGB. Später ift ber betreffende 
Sat geftrichen worden.] 

In dem Urteile, welches den hinterlegten Gegenstand einem ber Prätendenten zuſpricht, 
ift über die Koſten des ganzen Prozefies zu enticheiden und zwar nad den allgemeinen 
Regeln ($$ 91 ff.), jedoch mit der Bejonderheit, daß der unterliegende Prätendent auch 
zur Erjtattung der dem urſprünglichen Bellagten entitanbenen, nicht durch deſſen un— 
begründeten Widerſpruch veranlaften Koften, einichliehlih der von ihm vorgeichoflenen 
Koften Hinterlegung, zu verurteilen ift. Da ber urjprünglich Bellagte fein rechtliches 
Intereſſe daran bat, ob der eine oder der andere Prätendent fiegt, fann er in der Haupt» 
ſache nicht als Nebenintervenient auftreten; eine Nebenintervention bloß im Koftenpuntte 
bat feinen Sinn, ba bie Enticheidung über die Koften von der über die Hauptiache abhängt. 
St die Entſcheidung über die bezeichneten Koften unterblieben, fo fann der urfprüngliche 
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Dellagte die Ergänzung bes Urteil beantragen ($ 321). Die Entſcheidung im Foften« 
punkte fann er nicht anfechten, da fie in Abhängigkeit von einer für ihn unanfechtbaren 
Enticheidung in der Hauptſache fteht (arg. $ 99 Abi. 1). [Dgl. Peterfen (5) N. 12. — 
AM.: Strudm. Koch (8) N. 3 Abf. 2, Gaupp (9) N. Vd, Skon. Gelpde N. 15, die bie 
Anfehtung durch fofortige Beichwerbe aus $99 Abſ. 3 zulafien; aber diefe Vorichrift ſetzt 
eine ifolierte Koftenenticheidung voraus.) Wird das Urteil zufolge eines Rechtsmittels 
des in der Hauptſache Unterlegenen abgeändert, fo ift auch die Enticheidung über bie 
Pliht zur Erftattung der Koſten an den urfprünglichen Bellagten entiprechend zu ändern, 
ohne daß der urfprüngliche Beklagte fich beteiligt. 

Wird ber hinterlegte Betrag feinem der Prätendenten zugeiprochen, fo fann feiner 
der Prätendenten zur Eritattung der Koſten an ben anderen verurteilt werden, weil feiner 
dem anderen gegenüber obfiegt; die Koften find alfo aufzuheben. Dagegen ift jeber ber 
Prätendenten zur Erjtattung ber Hälfte der dem urfprünglichen Beklagten erwachſenen 
Kojten zu verurteilen, weil diefem gegenüber beide unterliegen. 

Die ftreitenden Gläubiger können einen Vergleich über den hinterlegten Gegenftand 
ichließen [vgl. Schlodtmann a.a. DO. S.401]. Der urfprüngliche Beklagte kann fich wegen 
jeines Koftenerftattungsaniprudhs an dem Vergleiche beteiligen und über biefe Koften eine 
Vereinbarung mit ben Prätendenten treffen. Thut er das nicht, jo fann er nach Analogie 
von $ 271 Abi. 3 verlangen, dab der uriprüngliche Kläger zur Erjtattung der ihm (dem 
Bellagten) entjtandenen nit durch unbegründeten Widerſpruch erwachſenen Koſten ver- 
urteilt werde. Auf die Anfechtung dieſer Entiheibung findet $ 99 Abf. 3 Anwendung. 

4. Auf Forderungen, die durch Widerklage geltend gemacht find, findet $ 75 ent« 
iprechende Anwendung. Der Widerbellagte ift aus dem Prozeß über die Wibderllage zu 
entlaffen ꝛc. [Vgl. Wilm. Levy (TI N.1 zu $72 alt, Gaupp (9) N. IlIa Abſ. 2, Peterfen 
Beitr. XXXV ©. 542 ff. und Komm. (5) N. 5, Löning Ztiſchr. f. d. CPr. IV 8.46, Mendels- 
john a.a.D. 6.29 AM.: Strudm. Koch (8) N.2 Abf. 4, Skon. Gelpde N. 1.] Auf eine 
Forderung, mit der aufgerechnet wird, findet $ 75 feine Anwendung, weil bie Forderung 
nicht rechtshängig wird; vgl. N. 4 litt. g zu $ 145. 


$. 76.* (73.) 

Mer als Befiger einer Sache verklagt ift, die er auf Grund eines 
Nechtsverhältnifjes der im $. 868 des Bürgerlichen Gejegbuch bezeichneten 
Urt zu bejigen behauptet, fan, wenn er dem mittelbaren Befiger vor der 
Verhandlung zur Hauptjache den Streit verfündet und ihn unter Benennung 
an den Kläger zur Erklärung ladet, bis zu diejer Erklärung oder bis zum 
Schluffe des Termins, in welchem ſich der Benannte zu erflären hat, die 
Verhandlung zur Hauptjache verweigern. 

Beitreitet der Benannte die Behauptung des Bellagten oder erflärt er 
jich nicht, jo ift der Beklagte berechtigt, dem Klagantrage zu genügen, 

Wird die Behauptung des Bellagten von dem Benannten als richtig 
anerfannt, jo ift diefer berechtigt, mit Zuſtimmung des Bellagten an dejjen 
Stelle den Prozeh zu übernehmen. Die Zujtimmung des Klägers ift nur in— 
joweit erforderlich, als derjelbe Anfprüche geltend macht, welche unabhängig 
davon find, daß der Beklagte auf Grund eines Nechtsverhältnijjes der im 
Abſ. 1 bezeichneten Art befitt. 

Hat der Benannte den Proze übernommen, jo tft der Beklagte auf 
jeinen Antrag von der Klage zu entbinden. Die Entjcheidung ift in Anjehung 
der Sache jelbit auch gegen den Beklagten wirkſam und vollitredbar. 
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Litteratur: Bethmann-Hollmeg Verſ. ©. 59, — I Syſt. (3) ©. 54 ff., Briegleb Einl. 
i. d. Theorie d. ſumm. Prozeſſe S. 278 ff, Renaud Lehrb. ©. 112, Linde Abhandl. I ©. 125, 
Mittermaier Arc. f. c. Br. 111 &.399 ff., Gensler eod. ©. 421 ff., Wirfing Über das Wejen und 
die proz. Natur der n. a. (1848), Windicheid Pand. (9) IS 196 N. 6, Kannengieher Die prozeh- 
hindernde Einrede, ein Beitr. z. L. v. d. n.a. (1878), Rumpelt 3. %. v. d. Urheberbenennung 
Sächſ. Ztihr. N. F. XLVI ©. 1 ff, Krug Ztichr. f. d. CPr. XX ©. 299 f., Mandry PD. civilr. 
Inhalt ꝛc. (4) ©. 374 f. Bgl. a. Peterjen Ztichr. f. d. EPr. I ©. 108, II ©. 521, III ©. 205, 
Dfterloh eod. II S. 88, Hellwig Rechtskraft S. 72 f., Schmidt Lehrb. (2) ©. 866 ff. 

1. Die gemeinrechtlihe nominatio (laudatio) auctoris hat fih im Anihluß an 
die 1.2 C. ubi in rem actio 3, 19 von Ronftantin entwidelt. Wieding Der juftinianifiche 
Libellprozeß $ 29 und Schule Priv.R. und Prozeh I S. 571 N. 2 beftreiten mit Unrecht 
biefen Zufammenhang. Die Einrichtung findet fih auch in den Partifularrecdhten, fo im 
preuß. ALR. 11 88 165, 166, 115 8$ 11 ff, und in franz. Redt, C. c. art. 1727. Man 
bat fie Urheberbenennung geheißen, nominatio auctoris überjegend. Nach der Sprechweife 
des BGB. ift von Benennung bes mittelbaren Befikers zu reden. 

Die Novelle von 1898 hat nur die Faſſung des $ 76 in Einklang mit dem BGB. 
gebracht. 

2. Die Benennung des mittelbaren Beſitzers ſetzt voraus: 

a) daß die Klage gegen den Beſitzer als ſolchen erhoben iſt. Als Klagen, die gegen 
den Beſitzer als ſolchen erhoben werden können, kommen in Betracht die Klagen, in denen 
geltend gemacht wird der Anſpruch auf Vorlegung oder Geftattung der Beſichtigung einer 
Sadıe (BEP. $ 809) oder auf Geftattung der Einficht einer Urkunde (BGB. $ 810), ber 
Anſpruch auf Geftattung der Aufluhung und Wegihaffung einer Sadıe, die aus der 
Gewalt des Befigers auf ein im Beſitz eines Anderen befinbliches Grundſtück gelangt ift 
(BGB. $ 867), der Anspruch des Eigentümers auf Herausgabe (BEB. $ 985), der An— 
ipruch bes früheren Beſitzers auf Herausgabe einer abhanden gefommenen beweglichen 
Sade (BEP. $ 1007 Abi. 2), der Anfpruch des Erbbauberechtigten (BEB. $ 1012) auf 
Herausgabe der Sache, der Anipruch des aus einer Dienftbarkeit Berechtigten auf Ge- 
ftattung der Ausübung bes Rechtes und der Anjprud des Pfandgläubigers auf Herausgabe 
der Sache (vgl. BEB. $ 1227). Ferner fönnen derartige Anſprüche aus ben im EG. 3. 
BGB. Art. 59, 63, 65 bis 69, 124 vorbehaltenen Landesgeſetzen hervorgehen. Nicht in 
Betracht fommen Stlagen, in benen Anſprüche aus BGB. 85 836, 837, 908 geltend 
gemacht werden, weil Befiger im Sinne diefer Vorichriften der Eigenbefiger it (BEB. 
8 836 Abi. 3) und daher die Klage nur gegen dieſe erhoben werden kann; ferner lagen, 
in denen Ansprüche wegen verbotener Eigenmacht auf Wiedereinräumung des Befites oder 
auf Befeitigung der Störung (BEP. 88 861, 862) geltend gemacht werden, weil fich dieſe 
Ansprüche nicht gegen den Befiger als folchen, fondern nur gegen denjenigen Befiker 
richten, welcher dem Stläger gegenüber fehlerhaft befigt [vgl. RG. 14. Dez. 1892 Entſch. XXX 
Nr. 42 S. 139, wo dasjelbe in Anfehung der actio spolii ausgeführt ift]; ferner Klagen, 
in denen ein Aniprud aus BGB. 81007 Abi.1 verfolgt wird, weil der Anſpruch fih nur 
gegen denjenigen Bejißer richtet, welcher bei dem Ermwerbe nicht im guten Glauben war; 
endlich Klagen auf Grund des BGB. 82018, weil der Erbſchaftsanſpruch nur gegen den» 
jenigen erhoben werben fann, welcher auf Grund eines ihm in Wirklichkeit nicht zuftehenden 
Erbrechts etwas aus der Erbichaft erlangt bat; 

b) baß der Bellagte behauptet, er befike auf Grund eines Rechtsverhältnifjes der 
in $ 868 des BGB. bezeichneten Art, d. i. als Niehbraucher, Pfandgläubiger, Pächter, 
Mieter, VBerwahrer oder in einem ähnlichen Verhältniffe, vermöge deſſen er einem Anderen 
gegenüber auf Zeit zum Befige berechtigt oder verpflichtet ift. Die Behauptung des Ber 
Hagten, daß er die thatſächliche Gewalt über die Sache für einen Anderen in beffen Haus— 
halt oder Erwerbsgeſchäft oder in einem ähnlichen Verhältnis ausübe (vgl. BGB. $ 855), 
führt nicht zu einer Benennung des mittelbaren Befikerö; denn, wenn diefe Behauptung 
wahr ift, ift nicht der Beklagte Befiger, ſondern der Andere; die Klage ift nicht gegen 
den richtigen Beklagten erhoben und ift wegen Mangels der paifiven Saclegitimation ab» 
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zuweilen. — Daß ber Bellagte unmittelbarer Befiger it, ift nicht erforberlih. Kann 
die Klage gegen den mittelbaren Beſitzer erhoben werden, was bei allen in Betracht kom— 
menden Klagen anzunehmen ift [vgl. i. Anſ. der Eigent.Hlage: Pland Komm. 3. BEP. (3) 
N.1b3 zu $985, Gierfe Fahrnißbeſitz S.52 ff., Dernburg BR. (3) II 8119 Ziff. 2 ©. 367; 
aM.: Wendt Acc. f. c. Pr. LXXVI ©. 68 ff.], fo fann derjenige, welcher als mittelbarer 
Beſitzer verflagt ift, den entfernteren mittelbaren Befiter benennen, wenn er behauptet, auf 
Grund eines Nechtöverhältniffes der in $ 868 des BGB. bezeichneten Art zu befißen. 

3. Sind die DVorausfegungen gegeben, fo ift der Beklagte zur Benennung bes 
mittelbaren Befiterd befugt. Diefe ſetzt fich aus folgenden Handlungen zufammen: a) der 
vor der Verhandlung zur Hauptſache (vgl. N. 1 Abf. 1 zu $ 39) nach Maßgabe des $ 73 
erfolgenden Streitverfündung an ben mittelbaren Befiger; b) der Ladung des mittelbaren 
Belikers zu dem zur mündlichen Verhandlung beitimmten Termin unter Zuftellung eines 
Schriftfages, worin der Gelabene aufgefordert wird, fi in dem Zermin über die Be— 
hauptung des Beklagten, dab der Gelabene mittelbarer Beſitzer jei, ſowie darüber, ob er 
den Prozeß an Stelle des Beklagten übernehmen wolle, zu erklären. Dieſer Schriftiak 
unterliegt dem Anwaltszwange, wenn die Klage bei einem Landgericht erhoben ift. In 
diefem Falle muß die Ladung die Aufforderung an den Gelabenen enthalten, einen bei 
dem Prozebgerichte zugelaffenen Anwalt zu beftellen ($ 215). 

Die Benennung beö rechten Befigers ift feine prozekhindernde Einrede im Sinne des 
$ 274, obwohl fie, wie die (verzichtbaren) prozeßhindernden Einreden, auf die Zeit vor ber 
Einlaffung zur Hauptjache beichränft ift und ber Beflagte, wie bei einer im Landgerichtds 
prozeffe vorgebrachten prozebhindernden Einrede, zur Verweigerung der Einlaflung zur 
Dauptiache berechtigt ift. Jede prozekhindernde Einrede läuft auf eine Bemängelung ber 
Prozebvorausfegungen hinaus (vgl. R.1 zu $ 274), was bei der Benennung des mittel: 
baren Beſitzers nicht zutrifft. Weil die Benennung feine prozeßhindernde Einrede ift, 
finden auf fie die Vorfchriften des 8 274 Abf. 1,3, der $$ 275, 277, 504, 528 und bes 
$ 538 Abſ. 1 Nr. 2 und Abf. 2 keine Anwendung. 

4. Die ordnungsmäßige Benennung des mittelbaren Befiers hat folgende Wirkungen: 

a) Der Beklagte fann bis zum Schluffe des Termins, in weldem fi der Benannte 
zu erflären bat, die Verhandlung zur Hauptſache verweigern. Da fi) diefe Befugnis bis 
zum Scluffe des Termins erſtreckt, welcher zur Verhandlung der Sache beftimmt ift, braucht 
ber Beflagte in dieſem Termine nicht zur Hauptiache zu verhandeln und fann verlangen, 
baß ein neuer Termin zur Verhandlung der Hauptjache beitimmt wird. Aus dem gleichen 
Grunde fann der Kläger gegen ben in diefem Zermine nicht erichienenen Beklagten fein 
Verläumnisurteil verlangen. Iſt ber Beklagte nicht erfchienen, jo muß der Stläger, um 
den Prozeß fortzufegen, die Beitimmung eines neuen Termins zur mündlichen Verband: 
lung beantragen. Die Beſtimmung dieſes Termins ift zu verkünden; eine Ladung bes 
Beklagten ift nicht erforderlich (arg. $ 218). 

b) Beftreitet der Benannte in dem Termine zur mündlichen Berhandlung die Ber 
hauptung des Bellagten, daß der Benannte der mittelbare Befiker jei, oder giebt er bis 
zum Schluſſe des Termins feine Erklärung ob, jo erlangt der Beklagte die Befugnis, dem 
Klagantrage zu genügen, alfo die Sache dem Kläger herauszugeben oder fie ihm vor- 
zulegen oder ihm die Ausübung der beanspruchten Dienftbarkeit zu geftatten x. Dieſe Ber 
fugnis wird nicht durch eine Entſcheidung des Prozehgerichts feitgeftellt oder eingeräumt, 
jondern ergiebt ſich fraft bes Gefehes aus dem Verhalten des Benannten. Macht der 
Beklagte von biefer Befugnis Gebraud, fo fommt er dem Benannten gegenüber in dieſelbe 
NRechtälage, wie wenn ihn der Kläger im Prozeſſe befiegt und ihn dazu gezwungen hätte, 
dem Klagantrage zu genügen. Giebt 3. B. der Mieter dem Kläger die gemietete Sache 
heraus, jo findet die Vorfchrift des BGB. $ 541 Anwendung. Erftattet der Bellagte 
dem Kläger auch die Prozektoften, fo ift feinerlei Enticheibung nötig. Thut er dies aber 
nicht, jo fann der Kläger, nachdem ber Bellagte dem Klagantrag in der Hauptſache ge 
nügt hat, eine Entſcheidung über die Prozehfoften verlangen. Regelmäßig wirb ber Be— 
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flagte als die unterliegende Partei zur Tragung und zur Erftattung ber Prozeßkoſten 
zu verurteilen fein ($ 91); aber es ift möglich, dak bie Vorausfegungen des $ 93 zu« 
treffen und daß biernach die Koften dem Kläger zur Laft fallen. Wenn ber Bellagte 
befugt ift, dem Klagantrage zu genügen, fo ift er auch befugt, ben Anfprud bes Klägers 
anzuerfennen; auf Grund des Anerfenntnifies fann die DVerurteilung des Beklagten ver- 
fangt werben ($ 307). 

Macht der Bellagte von der bezeichneten Befugnis feinen Gebrauch, fo fann er ich 
paſſiv verhalten, in welchem Fall in einem fpäteren Termine (f. o. litt. a) gegen ihn ein 
Berfäumnisurteil beantragt werden fann, oder er fann dem Klagantrage widerſprechen, in 
welchem {Fall eö zu einer fontradiftoriichen Verhandlung und zu einem auf Grund dieſer 
Verhandlung zu fällenden Urteile fommt. In diefem Prozeffe fann der Benannte als 
Hauptintervenient oder als Nebenintervenient auftreten. Das in dem Prozefle zwiichen 
dem Kläger und dem Bellagten ergebende Urteil bat feine Rechtskraftwirkuug gegenüber 
dem Benannten; aber wegen ber Streitverfündung wird der Benannte in einem ſpäteren 
Prozeſſe dem Bellagten gegenüber mit der Behauptung nicht gehört, daß der Bellagte den 
Prozeß mangelhaft geführt habe (arg. $ 74 Abf. 3 mit $ 68). 

c) Wird die Behauptung des Bellagten, daß der Benannte der mittelbare Beſitzer 
fei, von dem Benannten in bem Termine zur mündlichen Verhandlung als richtig anerkannt, 
fo ift der Benannte befugt, mit Zuftimmung des Beflagten an deſſen Stelle den Prozeß 
zu übernehmen. Die Zuftimmung des Bellagten muß in dem Termin erklärt werden. 
Die Zuftimmung bes Klägers ift nur infomweit erforderlich, als er Aniprüche geltend macht, 
die unabhängig davon find, dab der Bellagte auf Grund eines Nechtsverhältniffes der in 
5868 BGB. bezeichneten Art beſitzt — 3. B. Anſprüche auf Nußungen, bie der Beklagte 
gezogen hat oder hätte ziehen fünnen, oder auf Schadenserfak wegen einer jchuldhaften 
Handlung des Bellagten. Someit die Zuftimmung des Klägers nicht erforderlich ift, iſt 
feine Bejtreitung, daß der Benannte ber mittelbare Beſitzer fei, unbeachtlid [vgl. OLG. 
Hamburg SA. LVI Nr. 88]. Someit die Zuftimmung des Klägers erforderlich ift, muß 
fie in dem Termin erflärt werden. Erteilt der Kläger bie erforderliche Zuftimmung nicht, 
fo fann der Benannte den Prozeß nur jomweit übernehmen, als die Zuftimmung des Klägers 
nicht erforderlich ift; im Übrigen bleibt der Beklagte Prozeßpartei als Streitgenofle des 
Benannten. Grteilt der Kläger die zur Übernahme des Prozeffes durch den Benannten 
erforderliche Zuftimmung, jo nimmt er den Benannten anftatt des Beflagten ala Schuldner 
in Anfehung der Aniprühe an, welche unabhängig davon find, daß der Bellagte auf 
Grund eines Verhältnifjes der im BGB. $ 868 bezeichneten Art befigt. 

Die Übernahme des Prozeffes ift mündlich in dem Termine zu erklären. Soweit 
dazu die Zuſtimmung des Alägers nicht erforderlich ift, fann die Übernahme auch in defien 
Abweſenheit erfolgen. Da die Zuftimmung des Bellagten ſtets erforderlich ift, kann bie 
Übernahme nicht in Abweſenheit des Beklagten erfolgen. 

Die Übernahme des Prozeſſes fann von dem mittelbaren Befiter auch ohne vorherige 
Streitverfündung und Ladung erklärt und von dem Beklagten geftattet werden. Der Kläger 
fann einer folhen Übernahme nicht wideriprechen, da er fein Intereffe an der Vornahme 
ber Streitverfündung bat [vgl. RG. 20. Oft. 1888 Entſch. XXII Nr. 79 ©. 395). 

Übernimmt der Benannte, obwohl er erfchienen ift und anerkannt hat, daß er der 
mittelbare Befiger ift, den Prozeß nicht, fo geht der Prozeh gegen den Beklagten weiter, 
und zwar ohne daß für diefen die Befugnis entfteht, dem Klagantrage zu genügen; aber 
gegen die Behauptung, dab der Prozek unrichtig entichieden oder mangelhaft geführt fei, 
ift er durch bie Streitverfündung geihüßt (arg. $ 74 mit $ 68). 

d) Hat ber Benannte den Prozeß übernommen, jo kann der Beklagte in dem 
Termine zur mündlichen Verhandlung beantragen, daß er von ber Klage entbunden werbe. 
Über den Antrag ift mündlich zu verhandeln. Wird dem Antrage widerfprocden, jo hat 
das Gericht zu prüfen, ob die Vorausjeßungen zu einer Benennung bes mittelbaren Be— 
ſitzers (f.0.N.2) gegeben, ob die Benennung (f. o. N. 3) und ob die Übernahme (f. o. litt.c) 
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ordbnungsmäßig erfolgt find. Ergiebt fich bei diefer Prüfung ein Mangel, fo ift ber 
Antrag durch Zwiſchenurteil abzumeifen und ber Prozeß geht gegen den uriprünglichen 
Beklagten weiter. Das Zwiſchenurteil ift erft mit dem Enburteil anfechtbar. Sind bie 
Benennung und die Übernahme in Ordnung, jo hat das Gericht den Beklagten durch 
Enburteil von der Klage zu entbinden (absolutio ab instantia). Dieſes Urteil ift ein 
Gndurteil; denn es beendigt den Prozeß in ber Richtung gegen den Bellagten [vgl. 
2. Seuffert Ztſchr. f. d. EPr. VII S. 9]. Das Urteil ift felbftändig anfechtbar ($ 511). 
Da der Stläger bei dieſem Urteil unterliegt, fo ift er zur Erftattung ber dem bisherigen 
Beklagten erwachſenen Koften zu verurteilen ($ 91); unterliegt in bem weiteren Prozeffe 
der Benannte, fo ift diefer zu verurteilen, dem Kläger die dem uriprünglichen Bellagten 
erftatteten oder zu erjtattenden Koften zu erjtatten, da dieſe Koften einen Beſtandteil ber 
bem Släger erwachſenen Prozekkoften bilden. — Wird dem Antrage des Bellagten, ihn 
von der Klage zu entbinden, nicht widerſprochen, fo ift bem Antrag aud dann ftatt- 
zugeben, wenn bie ÜUrheberbenennung nicht orbnungsmäßig, insbeſondere nicht rechtzeitig, 
erfolgt ift; denn die Vorichriften über die Urheberbenennung find bispofitives Prozeßrecht, 
auf deſſen Beobachtung verzichtet werben kann. 

Der Antrag des Beklagten, ihn auf Grund der Übernahme des Prozeffes durch den 
Benannten von der Klage zu entbinden, kann auch in Abweſenheit des Klägers geftellt 
werden. Die Entſcheidung ift fein Verfäumnisurteil, da fie nicht auf Grund ber Ver— 
fäumnis des Termins begehrt wirb und ergeht. Daher fann fie vom Kläger nicht mit 
Einſpruch, jondern nur durch Berufung angefochten werben. 

e) Nach der Entbindung des Beflagten von ber Klage gebt ber Prozek zwiſchen 
dem Stläger und dem Benannten weiter. Es ift nicht beitimmt, daß bie meitere Ver— 
handlung erjt nach Eintritt der Rechtskraft des den urfprünglichen Beklagten entlaffenden 
Urteil3 erfolgen kann; aber es kann zwedmähig fein, die Verhandlung bis auf diefen 
Zeitpunkt zu vertagen, damit fie nicht durch Abänderung bes Urteils fruftriert werben 
fann. Der Benannte ift nicht Vertreter, fondern Nachfolger des urfprünglichen Beflagten 
im Prozeffe. Die durch die Klagerhebung eingetretene Rechtshängigkeit famt ihren Wir— 
fungen gebt auf ihn über, was inäbefondere wegen der Haftung für die Nußungen (BGB. 
$ 987), für den Schaben (BGB. $ 989) und die Verwendungen (BEB. 8 994) bebeutiam 
ift. Die Entiheidung ift in Anſehung ber Sade ſelbſt (micht in Anfehung der Koſten) 
auch gegen den uriprünglichen Beklagten wirfiam und vollitredbar. Daß bie Enticheidung 
auch für ihn wirfiam ift, ift im Gefeße nicht ausdbrüdlich gejagt, ergiebt ſich aber daraus, 
daß der Befiß bes urfprünglichen Bellagten auf dem Rechte des Venannten beruht. Zur 
Vollitredung gegen den urſprünglichen Bellagten bebarf ber Kläger einer gegen dieſen 
lautenden VBollftredungsflauiel, da das Urteil gegen den Benannten lautet. Dieſe Hlaufel 
ift ihm nicht auf Grund des hier nicht zutreffenden $ 727, fondern auf Grund des $ 76 
Abi. 4 zu erteilen. 

5. Steht hinter den mittelbaren Befiker, welcher den Prozek übernommen hat, ein 
anberer mittelbarer Befiger, fo hat jener das Necht, diejen ala mittelbaren Befiger zu be- 
nennen, Aus diejer Benennung ergeben fich diefelben Wirkungen im Verhältniffe zu dem 
entfernteren mittelbaren Befiker, welche fich aus der erjten Benennung gegenüber dem näheren 
mittelbaren Befiger ergeben; der entferntere mittelbare Beſitzer kann alfo dem näheren 
mittelbaren Befißer den übernommenen Prozeß wieber abnehmen x. Ob ber benannte 
mittelbare Befiger vor Übernahme des Prozeffes durch Benennung des hinter ihm ftehenden 
mittelbaren Beſitzers die in $ 76 vorgejehenen Rechtsfolgen herbeiführen kann, ift zweifel— 
haft. Man wirb wohl annehmen dürfen, daß auch durch eine ſolche Benennung die im 8 76 
vorgeiehenen Rechtsfolgen herbeigeführt werden können, jo daß alfo der entferntere mittelbare 
Beliker bireft an Stelle des urfprünglichen Bellagten den Prozeß übernehmen Tann. 

Der Bellagte kann niemals den entfernteren, jondern nur den ihm am nächſten 
jtehenden mittelbaren Befiger benennen, weil er nur zu diefem in einem NRechtsverhältnifie 
ber im BGB. $ 868 bezeichneten Art fteht. 
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6. Wird eine der in N. 2 litt. a bezeichneten Klagen ala Widerklage erhoben, fo 
findet $ 76 ebenfalle Anwendung. 

7. Daß ber als Befiger Verklagte verpflichtet jei, dem mittelbaren Beſitzer auf dem 
in 8 76 bezeichneten Wege die Gelegenheit zur Übernahme des Streites zu verfchaffen, ift 
im BGB. nicht bejtimmt; aber aus dem Rechtsverhältniſſe zwiichen dem Bellagten und 
dem mittelbaren Beſitzer kann fich ergeben, daß der Beklagte dem mittelbaren Befiker für 
ben Schaden haftet, welchen diejer durch Verichulden des Beklagten erleidet; und darin, daß 
der Beflagte die Benennung bes rechten Beſitzers unterläßt, kann ein Verichulben des Be— 
klagten gelegen fein. 

8. Nah RG. 3. Schuße der Warenbezeihnungen v. 12. Mai 1894 (RGBL. ©. 441) 
$ 9 Abſ. 4 finden die Beitimmungen des $ 76 ber EPrD. entiprechende Anwendung auf 
ben Tall, dab vor oder nad Erhebung der Klage auf Lölchung des Warenzeichens gegen 
den eingetragenen Inhaber ein Übergang des Warenzeichens auf einen Anderen ftattgefunden 
bat. Der als eingetragener Inhaber Verklagte kann aljo feinem Rechtsnachfolger vor 
ber Verhandlung zur Hauptiadhe den Streit verfünden und ihn unter Benennung an 
ben Kläger zur Erflärung darüber laden, ob er fih als Rechtsnachfolger befennen und 
ben Prozeß übernehmen wolle, x. x. Beſtreitet der Dritte die Rechtsnachfolge oder er- 
Härt er ſich nicht, fo ift der Bellagte berechtigt, die Löſchung des Warenzeichens zu be— 
willigen. Wird die Behauptung des Bellagten von dem Dritten ald richtig anerfannt, jo 
ift dieſer berechtigt, mit Zuftimmung des Beklagten an defjen Stelle den Prozeß zu über- 
nehmen 2c. 2. Dal. Allfeld Komm, 3. d. Geſetzen über d. gewerbl. Urheberreht S.540 N. 6. 

9. Wegen ber Gebühren 1. GKG. $ 26 Nr. 3, 828; GO. f. RA. $$ 20, 29. 

8. 77.* (73a.) 

Iſt von dem Gigenthümer einer Sache oder von demjenigen, dem ein 
Necht an einer Sache zufteht, wegen einer Beeinträchtigung des Eigenthums 
oder feines Nechts Klage auf Bejeitigung der Beeinträchtigung oder auf Unter: 
laſſung weiterer Beeinträchtigungen erhoben, jo finden die Borjchriften des 
$. 76 entiprechende Anwendung, jofern der Beklagte die Beeinträchtigung in 


Ausübung des Nechts eines Dritten vorgenommen zu haben behauptet, 
Brot. d. Komm. 3. 2. Leſ. d. E. e. BEB. VI, 646 f., Bear. d. Nod. v. 1898 ©. 87. 


1. Durch $ 77 wird die in $ 76 geregelte Benennung bes mittelbaren Beſitzers 
ausgedehnt auf gewifle Fälle der Ausübung eines fremden Rechtes. Daß die nominatio 
auctoris ber CPrO. v. 1877 ebenfo wie die des früheren gem. Rechtes bei Ausübung eines 
fremden Rechtes entfprechend anzuwenden fei, war die herrichende Anficht [vgl. Krug Ztichr. 
f.d. EPr. XX ©. 341 ff, SU. VINr. 265]. Der $ 77 bringt daher feine Erweiterung 
der nominatio; eher fommt, da nicht jede Ausübung eines fremden Rechtes unter $ 77 
gebradht werben fann, eine Verengerung des Anmendungsgebiet3 in Trage. 

2. Als Klagen, die zur Anwendung des $ 77 führen fünnen, fommen nur nega= 
toriiche Alagen auf Grund des Eigentums oder eines anderen Rechtes an einer Sade in 
Betracht. Negatoriich find die Klagen, in welden ein Anſpruch geltend gemacht wird 
wegen einer Beeinträchtigung des Eigentums, die nicht in Entziehung oder Vorenthaltung 
des Befißes befteht, oder wegen einer Beeinträchtigung des Rechtes, die nicht in einer Ent» 
ziehung oder Vorenthaltung der Rechtsausübung beiteht. Nur ſoweit negatorifch auf Be— 
feitigung ber Beeinträchtigung oder auf Unterlaffung weiterer Beeinträdtigung geflagt 
wird, alfo nicht bei Klage auf Schadenserſatz, ift $ 77 anwendbar [vgl. Hellwig Rechtskraft 
©. 72]. Dagegen ift e8 einerlei, ob die negatoriiche Klage ala Leiftungs- oder als Feſt- 
ftellungstlage erhoben wird. Nur negatoriiche Klagen, die wegen Beeinträchtigung eines 
Sachenrechts erhoben werden, können zur Anwendung des $ 77 führen. Den Charalter 
von Sachenrechten haben die im BGB. 3. Buch 3. bis 8. Abichnitt und im 1. Titel bes 
9. Abſchnitts angeführten Nechte; andere Sachenrechte können fih aus den im EG. 3. BGB. 
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Art. 59, 62 bis 69, 74 vorbehaltenen landeögefeglichen Vorfchriften ergeben. Negatoriiche 
Klagen find auch bei anderen abioluten Rechten — Urheberrecdhten, Namensrechten, Patent» 
rechten, Rechten an Warenzeichen ꝛc. — möglich; folche Stlagen fallen aber nicht unter 
den $77. — Nicht bei allen Sachenrechten, ſondern nur bei denjenigen, welche ohne Vorent» 
haltung oder Entziehung des Beſitzes ober der Rechtsausübung beeinträchtigt werben fünnen, 
it die in $ 77 behandelte Situation möglid. So bei dem Eigentum (BGB. $ 1004), 
bei dem Erbbauredhte (BEB.$ 1017), bei einer Grunddienftbarkeit (BEB. $$ 1027, 1029), 
bei einem Nießbraude (BEB.$ 1065), bei einer beichränkten perjönlichen Dienftbarkeit 
(BEB. $ 1090 Abf. 2 mit $$ 1027, 1029), bei einem Pfandrecht an einer bemweglichen 
Sade (BGB. $ 1027). Nicht dagegen bei einer Hypothek, einer Grundichuld und einer 
Rentenichuld. 

3. Der Bellagte muß behaupten, daß er die Beeinträchtigung in Ausübung des 
Rechtes eines Dritten vorgenommen habe, z. B. als Mieter, Pächter, zur Dienitleiftung 
Verpflichteter, Werfunternehmer, Beauftragter x. Auch wenn der Bellagte in einem der 
im BGB. $ 855 angeführten Verhältniffe zu dem Dritten jteht, ift S 77 anwendbar, weil 
bier der Befigdiener paffiv zur Sache legitimiert fein fan. Dagegen ift deſſen Anwendung 
ausgeichloffen, wenn der Beklagte behauptet, daß er ala Rechtönachfolger des Dritten ein 
von diefem erworbenes Recht ausgeübt habe; denn in dieſem Falle behauptet der Beklagte 
nicht, daß er das Recht eines Anderen, ſondern daß er fein eigenes Recht ausgeübt habe. 

4. Die entiprechende Anwendung bes $ 76 Abi. 1 befteht darin, dab ber Beklagte 
dem Dritten, defjen Recht er ausgeübt zu haben behauptet, den Streit verkündet u. ſ. w.; 
vgl. N. 3 zu 876. Die entiprehende Anwendung des $ 76 Abſ. 2 läuft darauf hinaus, 
dab der Bellagte berechtigt wird, fich dem Antrage des Stlägers zu fügen. Im Übrigen 
bietet die Anwendung des $ 76 feine Schwierigfeit. 


Vierter Titel. 
Brozehbevollmächtigte und Beiftände. 


Litteratur: Hellmann 3.2. v. d. Prozeßvollmacht in der CPrO. Bl. f. RA. XLV ©. 193 ff, 
209 ff. Wach Handb. I 88 49 ff., Pland Lehrb. 1 88 35, 47 ff., Hergenhahn Rechtſprechung über 
Prozeßbevollmächtigte und Rechtsanwälte (1894), darüber Neubauer Ztichr. f.d. CPr. XX &.500 ff, 
Bunjen Ztichr. f. d. EPr. XXVI ©. 290 ff., Hupfa Die Vollmacht (1900). 

1. Bevollmädtigter, im Gegenſatz zum gefeglichen Vertreter ($ 51), ift derjenige, 
welcher auf Grund einer durch Nechtögeichäft erteilten Vertretungsmaht (Vollmacht) zur 
Vornahme prozefjualiiher Handlungen im Namen der Partei befugt iſt (BEB. 5 164, 
$ 166 Abi. 2). Dom Prozehbevollmädtigten handeln die $$ 78 bis 88. Die Bevollmäd- 
tigung eines Nechtsanwalts ift in $ 78 vorgeichrieben. Vom Gejchäftsführer ohne Voll- 
macht handelt $ 89, vom Beiftande $ 90. Das Necdhtöverhältnis zwifchen dem Vollmadht- 
geber und dem Bevollmächtigten ift nad) dem bürgerlichen Rechte zu beurteilen. Es fanı 
Dienftvertrag, Werkvertrag, Auftrag oder Gejellichaft fein. 


8. 78, (74.) 

Por den Landgerichten und vor allen Gerichten höherer Inſtanz müſſen 
die Parteien fich durch einen bei dem Prozeßgerichte zugelaflenen Rechtsanwalt 
als Bevollmächtigten vertreten laſſen (Anwaltsprozeß). 

Diefe Vorjchrift findet auf das Verfahren vor einem beauftragten oder 
erfuchten Richter jorwie auf Prozekhandlungen, welche vor dem Gerichtsjchreiber 
vorgenommen werden können, feine Anwendung. 

Gin bei dem Prozehgerichte zugelaffener Rechtsanwalt Tann ſich jelbjt 
vertreten. 


DE. 88 92, 98, DE. 195 f., 1008 ff., 4946 f., NE. 88 124 f., NP. 182 ff., 201 fi., 287, 1871, € 7, 
II, II 8 72, M. 86 ff., 101, AB. 497 fi., 514, 739 f. 
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Litteratur: v. Canftein Rationelle Grundlagen ꝛc. S. 237 ff., P. Alexander⸗Katz Schrift- 
ſätze und Anwaltszwang (1883). 

1. 8 78 Abſ. 1 führt für die Prozeßhandlungen der Parteien und der Nebeninter— 
venienten in dem Verfahren vor ben Landgerichten (einschließlich der Kammern für Handels— 
jachen) und vor allen Gerichten höherer Inftanz den Anmwaltszwang ein. Vorbild war 
ber franz. Prozeh, dem fich die neueren beutichen Prozeborbnungen mit Ausnahme ber 
württembergiichen angeichlofien hatten. — Das Verfahren, in welchem der Anwaltszwang 
beiteht, heißt Anwaltsprozeb, das Verfahren, für das fein Anmaltszwang beſteht, 
Parteiprozeh. 

Die Motive z. E. III S. 98 bemerfen: 

„Die Vorjchriften des Entwurfs machen die Parteien nicht mundtot; fie dürfen jederzeit 
neben ihren Bertretern den Verhandlungen des Prozeſſes beimohnen und die Vorträge der 
Anwälte beauffichtigen, ergänzen und berichtigen (88 124, 79 [d. Entw. — 137, 85 d. Gef.]); 
das Gericht kann auch im Anmaltsprozefie zum Zwecke des Suühneverſuchs [nah dem hinzu— 
gefügten $ 132 [d. Entw. — 141 d. Geſ. aud) zur Aufklärung des Sadverhältnifies] das per- 
jönliche Erjcheinen der Parteien vor Gericht anordnen und bei jolcher Gelegenheit das Fragerecht 
gegen fie ausüben ($8 258, 126 [d. Entw. — 296, 139 d. Geſ.). Im Eheicheidungs- und Ent- 
mündigungsprozeffe find noch bejondere Borichriften gegeben, um den nothwendigen Kontakt 
zwiichen dem Gerichte und den Parteien jicher zu ftellen ($$ 548, 556, 575 [b. Entm. — 610, 
619, 654 d. Gei.]). Daneben jind die Betimmungen über das Armenrecht in liberaler Weije 
geordnet (38 103 ff. [d. Entw. — 114 ff. d. Geſ.), jo dab durch die Feſtſetzung des Anwalts— 
zwanges die Gefahr einer Beſchränkung des Rechtswegs nicht zu bejorgen ih 

Juriſtiſche Perfonen und fonftige Perfonenverbände find auch dann nicht vom Anz 
waltszwange befreit, wenn fie im Prozeffe durch eine Behörde vertreten werben. 

2. Der Anmwaltszwang befteht, ſoweit nicht die in N. 4 beiprochenen Ausnahmen 
eingreifen, für das ganze Verfahren vor den Landgerichten, den Oberlandeögerichten, dem 
Reichögericht und dem bayerifchen oberften Landesgerichte. Alle Prozeßhandlungen, auch die 
außergerichtlichen, insbeiondere aud die Schriftfäße, welche die Inſtanz einleiten (Klage-, 
Berufungs-, NRevifionsichrift), ſowie die vorbereitenden Schriftiäe müffen vom Anwalt 
ausgehen. Die Schriftjäge müflen zum Zeichen deffen, bat fie vom Anwalt ausgeben, 
deſſen Unterichrift tragen (RG. 12. Yan. 1891 Entſch. XXVII Nr. 107 ©. 405 f., 22. März 
1893 XXXI Nr. 87 ©. 375]. Daß in $ 130 Nr. 6 die Unterfchrift nur mit „Toll — 
nicht mit dem fonft für wejentliche Beftanbteile eines Schriftfages gebrauchten Worte „muß“ 
— verlangt wird, beweiſt nichts dagegen. Diefe Ausdrudsweife erflärt fi) daraus, daß 
in $ 130 nur von vorbereitenden Scriftiägen die Rede ift und daß die Unterlaffung 
ber Vorbereitung der mündlichen Verhandlung durch Schriftfäge Nachteile in der Sache 
ſelbſt nicht nach fich zieht. Alſo kann auch die Zuftellung eines nicht von einem Anwalt 
unterichriebenen Schriftiages ſolche Rechtänachteile nicht nach ſich ziehen; aber fie wirft auch 
nicht wie die Zuftellung eines orbnungsmäßigen Schriftiages [vgl. Wach Handb. 1 &.608, 610. 
Unrichtig: Alexander-Katz a.a. ©. ©. 57f.]. Hit im Anwaltsprozeffe der Schriftiag von 
bem bei dem Prozehgerichte zugelaffenen Rechtsanwalt unterfchrieben, fo ift es gleichgültig, 
ob der Auftrag zur Zuitellung des Schriftiages dem Gerichtsvollzieher von dem Anwalt 
oder von der Partei erteilt und ob in ber Zujtellungsurfunde der Anwalt oder die Partei 
als die Perfon, für welche zugeftellt werben fol, genannt wird; denn ber Auftrag zur Zu— 
ftellung ift ein Sinternum zwifchen der Partei und dem Gerichtsvollzieher, die in $ 191 
Nr. 2 vorgeichriebene Bezeichnung ber Perfon, für welche zugejtellt werden joll, braucht 
nicht erfehen zu laffen, ob die Partei oder der Anwalt den Auftrag erteilte, fondern nur, 
für welche Partei zugejtellt werden joll. IVgl. Wach Handb. I ©. 608 und jet auch RG. 
verein. Eiv.Sen. 3. Yan. 1887 Entſch. XVII Nr. 100 ©. 392, bei. S.400f.; dafelbft auch 
Angaben über die frühere, unrichtige Rechtiprechung des RG.] Aus den gleichen Gründen 
fann auch im Anwaltsprozeffe die Zuftellung von Urteilen direft im Auftrage der Partei 
oder im Auftrag eines anderen als des für die Inſtanz aufgeftellten Anwalts erfolgen 
[RG. 22. Jan. 1883 SA. XXXVIII Nr. 263, verein. Eiv.Sen. 3. Jan. 1887 Entich. XVII 
Nr. 100 ©. 392 ff.; vgl. a. 1. Febr. 1887 XVII Nr. 103 ©. 411ff., RG. 28. Oft. 1889 
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Entich. XXIV Nr. 93 ©. 418, 17. Dez. 1892 XXX Nr. 120 ©. 389, OLG. Dresden Sächſ. 
Ard. 11 S. 197]. Kein Anmaltszwang befteht für rechtögefchäftliche Willenserflärungen, 
die auf den Gegenitand eines anhängigen Prozefies einwirken; jo 3. B. für einen außer- 
gerichtlichen Verzicht, für ein außergerichtliches Anerkenntnis, für einen außergerichtlichen 
Vergleich, für eine Anfechtungserflärung (BGB. $ 143), für eine Aufrechnungserflärung 
(BEL. $ 388), eine Kündigung x. Auch rechtögeichäftliche Willenserflärungen über pro» 
zeſſualiſche Befugniſſe, 3. B. die Vereinbarung über die Zuftändigfeit für einen anhängigen 
Prozeß, der Verzicht auf den Einſpruch oder das zuläffige Rechtsmittel [vgl. bay. ob. LG. 
Bl. f. RA. XLVIS. 401 und SU XXXVII Nr. 161], unterliegen dem Anwaltszwange 
nicht, wenn fie nicht in der mündlichen Verhandlung vor dem Prozeßgericht erfolgen. 
Dagegen wird eine Willenserklärung, die eine Prozeßhandlung ift, nicht baburd vom An— 
waltszwange befreit, daß fie zugleich den Charakter eines Mechtögeichäfts hat; daher fann 
in der mündlichen Verhandlung vor dem Prozebgericht ein Verzicht ($ 306) und ein An» 
erfenntnis ($ 307) nur durch einen bei dem Gerichte zugelaffenen Anwalt erklärt werben; 
ebenſo fann vor dem Prozebgericht ein Vergleich nur durch die Anwälte geichlofien werden. 
[Ebenjo Strudm. Koch (8) N.1 Abſ. 4 zu $794, Gaupp (9) N.V zu 878 und (TI N. IIba zu 
$ 794, Ston. Gelpde N. 4 Abf. 1, Wach Handb. I S. 611, Wolf Arch. f. c. Pr. LXXXVIU 
S. 231, Dronfe Ztichr. f.d. EPr. XXX ©. 63, Falfmann ZwVollſtr. (2) S.62 N. 14, Auer- 
bach Bl. f. Rechtspfl. i. B. d. AG, XIV S.76Ff., KG. Berlin Redtipr. d. OLG. 1 S. 1; vgl. 
a. Komm. Ber. 3. Nov. v. 1898 S. 77. — Dagegen wird der Antwaltszwang für gerichtliche 
Vergleiche verneint von Peterien (5) N.5 zu $ 78 und N.3b Abi. 2 zu $ 794, Fiſcher und 
Schaefer ZwVollſtr. in d. unbe. Verm. N. 1 Abf. 2 zu den $$ 794 bis 300, Marcus BI. f. 
Rechtspfl. i. B. d. AG. XIV ©. 45 ff., bay. ob. LG. SA. XXXVU Nr. 161, OLG. Dresden 
EU. LIT Nr. 185.) 

3. Wer ein beim Prozehgerichte zugelaifener Rechtsanwalt ift, beitimmt die NAD. 
88 16 bis 20, $ 99. Ein nah RAD. $ 25 beftellter Stellvertreter eines zeitweife verhin— 
berten Rechtsanwalts fteht einem Rechtsanmwalte gleih. Die „Ausführung der Parteirechte” 
(plaidoyer) in der mündlichen Verhandlung fann jeder RU. übernehmen (RAD. $ 27 Abi. 2). 
Die beim Neichögerichte zugelaffenen Anwälte dürfen nicht bei anderen Gerichten auftreten 
(RAD. $ 100 Abi. 2) und beim Neichögerichte dürfen nur bei dieſem zugelaffene Rechts— 
anmwälte auftreten (RAD. $ 101). 

4. Zu Abi. 2: Die Mot. 3. E. III S.99 enthalten als Einleitung der Begründung 
zu dieſer Vorichrift den Sag: „Der Anwaltszwang wird nicht erfordert für Prozedurafte, 
welche ſich nicht als grumbjäßliche Veitandtheile der mündlichen Verhandlung vor dem er: 
fennenden Gerichte darftellen.“ Im diefer Allgemeinheit ift der Sa nicht richtig; fonft 
müßte auch die Erhebung der Klage durch Zuftellung der Hlageichrift vom Anwaltszwange 
befreit fein. Der Sa foll auch nur zur Rechtfertigung der Ausnahmen dienen, welche in 
Abi. 2 enthalten find. Die Ausnahmen bejtehen in den vor den Landgeridhten oder ben 
höheren Gerichten anhängigen Prozeffen: 

a) für das Verfahren vor einem beauftragten oder erjuchten Richter. Derartiges 
Verfahren j. $ 188 Abf. 2, $$ 296, 348 ff. 361, 362, $ 370 Abf. 2, $ 372 Abi. 2, 85 375, 
434, 479. Beauftragter Richter ift ein Mitglied der Stammer oder des Senats des Prozeh- 
gerichts, bei welchem das Verfahren anhängig ift (deputatus collegii). Erſuchter Richter 
ift der bei einem anderen Gericht angeitellte Richter. Nah GLG. $ 158 ift das Erfuchen 
um Rechtshülfe an das Amtsgericht zu richten, in deſſen Bezirke die Amtshandlung 
vorgenommen werben joll; 

b) für Prozeßhandlungen, die vor dem Gerichtsfchreiber vorgenommen werben fünnen, 
auch wenn fie nicht vor dem Gerichtäichreiber vorgenommen werben [RG. 4. März 1879 
Entich. III Nr. 104 S. 374]. Derartige Prozekhandlungen find das Geſuch um Beitimmung 
bes zuftändigen Gerichts (vgl. N. 1 zu 8 37), das Ablehnungagefuh (58 44, 406), das 
Koſtenfeſtſetzungsgeſuch (55 104, 107), die auf bie Rückgabe von Sicherheiten bezüglichen 
Anträge und Erklärungen (88 109, 715), das Gefuh um Bewilligung des Armenrechts 
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($ 118), das Ausſetzungsgeſuch ($ 248), das Gefuh um Entbindung vom Zeugnifie ($ 386), 
der Antrag des Schwurpflichtigen auf nachträgliche Abnahme des Eides ($ 466), das Ge- 
ſuch um Beweiserhebung zur Sicherung des Beweifes ($ 486), die Einlegung der Beichwerbe 
in den in Abi. 2 des $ 569 vorgeiehenen Fällen (vgl. N. 2 litt. b zu $ 569), die Er- 
Härung auf die Beſchwerde in denfelben Fällen ($ 573 Abi. 2 Satz 2), die Gefuche in dem 
einen Arreſt oder eine einftweilige Verfügung betreffenden Verfahren nach $$ 920, 935, 936 
und die Aufgebotsanträge ($ 947). Dak Anträge auf Entmündigung oder deren Mieber- 
aufhebung (88 647, 676, 680, 685) dem Anwaltszwange nicht unterliegen, ergiebt fich ſchon 
aus 8 78 Abſ. 1. Das Gleiche gilt für das Mahnverfahren ($ 689), das Verfahren beim 
Vollitrefungsgerichte (weil Amtögericht: $ 764) und das Verfahren vor dem Konkursgerichte 
(vgl. KO. $$ 71, 214). 

5. Zu Abi. 3: Ein bei dem Prozehgerichte zugelaffener Anwalt fann nicht bloß 
in eigenem Namen, fondern auch als geieglicher Vertreter den Prozeß jelbit führen IRG. 
25. Juni 1887 Beitr. 3. €. d. DR. XXXU ©. 1167]. Der Staatsanwalt bedarf feiner 
Vertretung durch einen Rechtsanwalt. 

6. Inſoweit eine Vertretung durch Anwälte geboten ift, find Prozekhandlungen, die 
nicht von einem bei dem Prozekgerichte zugelaffenen Rechtsanwalte vorgenommen wurden, 
unwirkſam. Diele Unmirkfamteit ift von Amtswegen zu beachten; der Mangel kann nicht 
nach $ 295 geheilt werben, 

8. 79. (75.) 

Inſoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten it, Fünnen die 
Parteien den Nechtsitreit jelbit oder durch jede prozeßfähige Perjon als Bevoll- 
mächtigten führen. 

BE. 8 91, HR. 4945, NE. 88 194, 196, NP. 182 f., 253 ff., €. I, IT, III 8 78, M. 96 ff., KB. 28. 

1. Im Parteiprozeiie, d. i. im Verfahren vor den Amtögerichten, fowie zu den 
in $ 78 Abſ. 2 bezeichneten Prozekhandlungen kann jede prozehfähige (vgl. $$ 51 bis 55) 
Perſon bevollmäcdhtigt werden. Frauen find nicht ausgeichloffen. Zur Abwehr ungeeigneter 
Vertreter dient die Vorichrift bes $ 157. 

2. Tritt im Parteiprozeh ein Rechtsanwalt als Bevollmächtigter auf, fo fteht er 
unter den allgemeinen Vorichriften über die Prozehbevollmädtigten. Es finden alio die 
Vorichriften des $ 83 Abi. 2, $ 87 Abf. 1, $ 88 Abf. 2 über die Vollmacht im Parteiprozeh 
auch auf den Anwalt Anwendung. Ansnahmsweiſe it dem Anwalt auch im Parteiprozek 
eine bejondere, anderen Prozekbevollmächtigten nicht zufommende Stellung eingeräumt in 
$ 145 in Anſehung der Mitteilung von Urkunden, in $ 157 Abi. 4 in Anfehung der 
Zurüdweifung, in $ 198 in Anfehung der Zuftellung und in $ 397 Ab. 2 in Anfehung 
ber Frageſtellung an Zeugen und Sadjverftändige ($ 402). 

3. Weder im Anwalts: noch im Parteiprozeffe fann Bevollmächtigter einer Partei 
fein, wer ſelbſt Partei oder prozehführender Vertreter einer Partei ift [vgl. NG. 18. Oft. 
1882 Entich. VII Nr. 123 ©. 404]. Diejer fih aus dem Weſen des Givilprozefles als 
einer Verhandlung zweier Perjonen ergebende Satz follte nach Ant. II der Denkſchr. 3. 
BGB., vgl. a. Prot. d. Komm. 5. 2. Lef. d. Entw. e. BGB. VI S. 644, als $53a in bie 
CPrO. eingefeßt werben [dagenen 8. Seuffert Ztichr. f. d. CPr. XXII ©. 328], ift aber 
ſchließlich als fjelbjtverftändlich betrachtet worden. Vgl. aud) BGB. $ 181. 


$. 80. (76.) 
Der Bevollmächtigte hat die Bevollmächtigung durd) eine jchriftliche Voll: 
macht nachzuweifen und diefe zu den Gerichtsaften abzugeben. 
Eine Privaturfunde muß auf Verlangen des Gegners gerichtlich oder 
notariell beglaubigt werden. Bei der Beglaubigung bedarf es weder der Zus 


ziehung von Zeugen noch der Aufnahme eines Protokolls. 


HE. 58 95, 97, 122, Hr. 1045 ff., 1140 ff., 497 ff., NE. $8 129, 133, 140, Rn 182 5., 204 f., 255 f., 
259 ff., 282, €. 1, 11, 11 8 74, M. 101 f., RE. 29 Mi, 49, 514 ff, 
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1. Die Vorfchriften der 88 80 His 89 gelten, fomweit nicht in $83 Abi. 2, 887 Abi. 1 
und $ 88 Abi. 2 für den Anwaltisprozeß etwas befonderes beftimmt ift, ſowohl für den 
Anwalts wie für den Parteiprozeh. 

2. Der Nachweis der Bevollmächtigung ift im Parteiprozefje von Amtswegen zu 
verlangen, im Anwaltsprozeß exit, wenn der Gegner den Mangel der Vollmacht rügt 
(8 88 Abf. 2). In den Fällen des $ 703 bedarf es des Nachweiles der Bevollmächtigung 
nicht. In den Fällen der $ 613, $ 640 Abſ. 1, $ 641 hat das Gericht den Nachweis der 
Bevollmächtigung von Amtsmwegen zu verlangen, obwohl der Prozeh Anwaltsprozeß ift. 

Die Beiordbnung eines Rechtsanwalts nad $ 115 Nr. 3, $ 668 ober nad) der RAD. 
88 33, 34 und die Beiordnung eines Yuftizbeamten oder eines Rechtäfundigen nad) $ 116 
erſetzen die Bevollmächtigung nicht; auch der beigeorbnete Anwalt, Yuftizbeamte x. muß 
bie Bevollmäctigung nachweiſen IRG. 14. Ian. 1901 SA. LVI Nr. 169]. Dagegen ift der 
nad) $ 679 Abf. 3 oder nad $ 686 Abi. 2 Sa 2 dem Entmünbigten beigeordnete Anwalt 
als gefeßlicher Vertreter des Entmündigten für den NRechtsftreit zu betradhten und bedarf 
daher feiner Vollmacht; vgl. N. 2 zu $ 679. 

3. Die Führung des Beweiſes der Bevollmächtigung ift in Anfehung der Beweis» 
mittel auf Urkunden befchränktt. Iſt der Prozekbevollmächtigte als Unterbevollmächtigter 
(Subftitut) von einem Hauptbevollmächtigten beftellt, fo muß ſowohl die Haupte wie Die 
Unterbevollmädhtigung durch Urkunde bewiefen werben [RG. 29. Sept. 1903 IW. S. 383 Nr. 3]. 

Die Beichränfung auf den Urkundenbeweis gilt nur für bie erft vorzunehmenden 
Prozekhandlungen. Hat jemand als Bevollmächtigter ohne Beibringung des Vollmadhts- 
nachmeijes Prozehhandlungen vorgenommen, fo gelten biefe für und gegen die Partei, auch 
wenn fie nur mündlich Vollmacht oder Genehmigung erteilt hat ($ 89 Abi. 2). 

Das Geſetz fchreibt nicht vor, daß die Urkunde von dem Vollmachtgeber unterfchrieben 
oder mittel gerichtlich oder notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet fein muß. 
Es ift alſo nicht ausgeichloffen, daß das Gericht auf Grund einer nicht unterichriebenen 
Privaturfunde den Beweis der Bevollmädhtigung für geführt erachtet. Aber nur für die 
öffentliche Urkunde und die vom Ausſteller unterichriebene oder mittels gerichtlich oder 
notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnete Privaturfunde gelten die Beweisregeln 
der $$ 415, 416, 418. Someit dad Gericht von Amtswegen den Nachweis der Bevoll- 
mädtigung zu verlangen hat (f. $ 88 Abi. 2), bat es auch von Amtswegen die Echtheit 
der Urkunde zu prüfen und, wenn fich darüber Zweifel ergeben, die erforderlichen Er— 
bebungen zu pflegen. Soweit das Gericht den Nachweis der Vollmacht erſt auf Anregung 
des Gegners zu verlangen bat, iſt eine Beweisaufnahme Über die Echtheit oder Umechtheit 
der Urkunde nur zuläffig, wenn der Gegner die Echtheit beitreitet. Über die Beweislaft 
vol. die $$ 437, 440. 

Wird die Bevollmächtigung in einem Termine vor Gericht erklärt, fo ift die Er- 
färung in das Sikungsprotofoll aufzunehmen. Das Sigungsprotofoll iſt jchriftliche Voll— 
madt im Sinne des $ 80 (Mot. 3. E. III ©. 101, KPr. S. 30) und öffentliche Urkunde 
im Sinne des $ 415. Bei Abgabe von Erklärungen zu Protofoll des Gerichtsfchreibers 
(vgl. 3. B. die $$ 496, 501, 502) kann die Bevollmächtigung zu Protofoll des Gerichts: 
ichreibers erklärt werden. Don diefem Protokolle gilt dasjelbe wie vom Situngsprotofolle. 

Die Bevollmädhtigung zur Prozekführung fann fich aus einer allgemeinen Vollmacht 
zur Vertretung in allen Nechtsftreitigfeiten und Vermögensangelegenheiten des Vollmacht» 
gebers (Generalvollmadt) ergeben. Ausnahmsweiſe wird eine bejondere auf den Rechts— 
ftreit gerichtete Vollmacht (Spezialvollmadit) gefordert in $613 Satz 1, $ 640 Abi. 1, 5 641 
Abf. 3. 

4. Der Gegner kann die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung einer zum Nach— 
weile ber Bevollmädhtigung vorgelegten Privaturfunde verlangen. 

Beglaubigung ift das fchriftliche öffentliche Zeugnis der Echtheit der Unterichrift 
oder des Handzeichene, Der Gegner braucht fich nicht mit der Beglaubigung durch eine 
andere Behörde oder einen anderen Beamten ald ein Gericht oder einen Notar (vgl. 366. 
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$ 191 Abſ. 1) zu begnügen (KPr. S. 29). Für die Form der Peglaubigung durch ein 
inländifches Gericht oder einen inländiichen Notar ift das FrGG. 8 183 mahgebend, Da 
es hiernach weder der Zuziehung von Zeugen nod ber Errichtung eines Protokolls bedarf, 
und zwar auch nicht im Falle des FrGG.$ 169, ift die Vorichrift des $ 80 Abf. 2 Sab 2 
für die Beglaubigung durd ein inländifches Gericht oder einen inländiichen Notar gegen- 
ftanbslos. Die Form der Beglaubigung durch ein ausländiiches Gericht oder durch einen 
ausländiichen Notar richtet fich nach dem ausländiſchen Rechte; do kann die Beglaubigung 
nicht deswegen beanftandet werden, weil feine Zeugen zugegen waren oder weil fein Pro» 
tofoll errichtet worden ift (arg. 380 Abi. 2 Saß 2). Die Beglaubigung durch einen Reichs» 
fonful fteht der notariellen Beglaubigung gleich (RG. betr. die Organifation der Bundes— 
fonfufate v. 8. Nov. 1867, RGB. S. 137,816). Über Beglaubigung durch eine öfter: 
reichifche oder ungarische Behörde f. Vertr. v. 25. Febr. 1880, RGBl. 1881 ©. 4, 85. 

Nur die Beglaubigung einer Privaturkfunde kann verlangt werben. Privaturfunde 
ift jede Urkunde, die feine öffentliche Urkunde ift. Welche Urkunden öffentlihe Urkunden 
find, ergiebt fih aus $ 415 vgl. mit $$ 417, 418. Die von einer öffentlichen Behörde, 
3. B. einer Gemeindebehörde, einer Slirchenverwaltung, einer Univerfitätsbehörde, ausgeitellte 
Vollmacht für einen NRechtöftreit, den die Behörde als Organ bes Staates oder eines öffent- 
lichen Verbandes führt, ift eine öffentliche Urkunde und bedarf daher nicht der Beglaubigung 
(KPr. S. 659 f.). Über beglaubigte Abichriften von öffentlichen Urkunden ſ. $ 435. Zur 
Annahme der Echtheit einer ausländiichen öffentlichen Urkunde genügt die Legalifation durch 
einen Konſul oder Geſandten des Reichs (RG. betr. die Beglaubigung öffentlicher Urkunden, 
v.1. Mai 1878, REBl. ©. 89,82); aber das Gericht muB nicht die Legalilation verlangen. 

Das Verlangen der Beglaubigung bedarf feiner Begründung; inäbefondere ift es 
nicht erforderlich, dak die Echtheit der Urkunde beftritten wird. Die Beglaubigung fann 
in jedem Stadium des Verfahrens verlangt werden; auch in ber höheren Inftanz, auch 
während der Zwangsvollitredung. Das Verlangen wird durch frühere Anerfennung der 
Echtheit nicht ausgejchloffen. 

Die Koſten der Beglaubigung hat der Vollmachtgeber auszulegen vorbehaltlich des 
Erſtattungsanſpruchs nach $ 91 Abi. 1 Sag 1. Wurde die Beglaubigung verlangt, fo find 
deren Koſten zweifellos notwendige Koften im Sinne biefer Vorfchrift. Aber auch die 
Koften einer nicht verlangten Beglaubigung fönnen ala notwendige behandelt werben, weil 
die Beglaubigung die beim Verlangen der Beglaubigung eintretende Verzögerung abichneibet. 
[Bal. Strudm. Koch (8) N. 7, Peterjen (5) R. 14; — aM.: Gaupp (9 N. V, KG. Berlin 
SU. XLIV Nr. 283, OLG. Hamburg SA. XLII Nr. 150.] 

Wird die verlangte Beglaubigung einer Privaturfunde nicht beigebracht, wozu nad 
Analogie von $ 89 Abi. 1 Sak 2 eine Friſt zu bejtimmen ift, fo ilt die Bevollmächtigung 
nicht ordnungsmähig nachgewieien, daher fo zu verfahren wie überhaupt beim Mangel 
bes Nachweiſes der Bevollmächtigung; vgl. N. 3 zu $ 88. 

5. Die Vollmadhtsurfunde ift dem Gerichte zu übergeben und bon biefem zu ben 
Gerichtöaften zu nehmen. Wird die Beglaubigung verlangt, To ift die Urkunde zur Bei— 
febung des Beglaubigungsvermerfs zurüdzugeben und nad deffen Beifegung wieder zu 
den Akten zu nehmen (vgl. KPr. S. 514 ff.). Die zu den Alten des Prozehgerichts über- 
gebene Vollmacht genügt für das Zmangsvollitredungäverfahren, auch wenn das Voll— 
ftredungsgericht von dem Prozeßgerichte verjchieden ift; man kann bei dem Vollftredungs« 
gericht auf jene Vollmacht Bezug nehmen (KPr. ©. 516). 

6. Die Profura enthält die Vollmacht, die Prozeſſe, welche der Betrieb des Han— 
belägewerbs mit fich bringt, im Namen des Inhabers des Handelsgeſchäfts zu führen 
(HGB. $ 49 Abi. 1). Tritt der Profurift als deſſen Bevollmäcdtigter auf, jo muß er ben 
Nachweis der Profura unter denjelben Vorausfegungen und mit denfelben Beweismitteln 
führen wie ein anderer Bevollmächtigter den Nachweis feiner Bevollmädhtigung. Der 
Nachweis ift alfo im Parteiprozefje von Amtöwegen zu verlangen; der Nachweis muB 
durd; eine Urkunde (etwa: Auszug aus dem Dandelsregifter) geführt, diefe muß, wenn fie 
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Privaturfunde ift, auf Verlangen bes Gegners beglaubigt werben; fie ift zu den Gerichtö- 
atten abzugeben ꝛc. Über Gejamtprofura |. N. 2 zu $ 84. 

Unter gewiſſen Vorausſetzungen ift der Schiffer befugt, für den Nheber Klagen zu 
erheben, die fich auf den Wirkungsfreis des Sciffers beziehen (HGB. 8 527 Abi. 2). In 
diefem Falle muß er den Nachweis feiner Anftellung als Schiffer führen. 

Bei ber BVerfiherung auf fremde Rechnung ift der Verficherungsnehmer ohne Bei: 
bringung einer Vollmaht zur Eintlagung der Verficherungsgelder befugt (HGB. $ 886). 

Aus einem Profuraindoffament ergiebt fi die Befugnis des Indoſſatars im 
Namen des Indoffanten ben Wechſel einzuflagen ſvgl. Borchardt WO, Art. 17 Zuf. 291, 
Staub WO. Art. 17 $3, Grünhut WR. II S. 192, RG. Entid. XXVI ©. 129]. Den 
Nachweis diefer Befugnis liefert der Wechſel mit dem Profuraindofiament. Die Be» 
glaubigung des Indoſſaments fann nicht verlangt werden. Auch ift der Wechfel nicht 
zu den Gerichtöaften zu geben, weil der Indoſſatar ihn zur Einkaffierung braucht (vgl. 
WO. Art. 39). 

7. Keine Bevollmächtigten fondern gejeßliche Vertreter im Sinne bes $ 56 find bie 
Organe von juriftiichen Perfonen und von Perfonenverbänden, die als folche parteifähig 
find; vgl. N.2 litt.c, d 3 zu $ 50, N. 4 zu 88 51, 52. Über den Nachweis der Legiti- 
mation zur gejeglichen Vertretung ſ. $ 56. 


$. 81. (77.) 

Die Prozeßvollmacht ermächtigt zu allen den Rechtsjtreit betreffenden 
Prozeßhandlungen, einjchließlich derjenigen, welche durch eine Widerflage, eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens und die JZwangsvollitredung veranlaßt werden; 
zur Beitellung eines Vertreters fowie eines Bevollmächtigten für die höheren 
Inſtanzen; zur Bejeitigung des NRechtsjtreits durch Vergleich, Verzichtleiftung 
auf den Streitgegenftand oder Anerkennung des von dem Gegner geltend ge— 
machten Anſpruchs; zur Empfangnahme der von dem Gegner zu eritattenden 


Kojten, 
DE. 88 99, 101, HP. 1067 ff., 1098 ff., 4965 ff., PE. HE Mf., NE. 88 184 f., 867, NP. 208 ff., 
362, 446, 1971, €. I, I, I 8 75, M. 103 ff., KB. 31 f., 516, 


1. Die $$ 81, 82 beitimmen ben Umfang ber Prozekvollmadt. Prozekvollmadt ift 
bie Vollmacht, welche zur Führung des ganzen Prozefjes ermächtigt. Den Gegenjaß bilbet 
die Vollmacht zur Vornahme einzelner Prozekhandlungen ($ 83 Abſ. 2). Indem das Gejek 
ben Umfang der Prozeßvollmacht beftimmt, macht es den Umfang der dem Bevollmächtigten 
zuftebenden Befugniffe unabhängig von dem Willen des Vollmachtgebers, ähnlich mie dies 
bei der Protura (HGB. 849) der Tall ift. Die zuläffigen Beichränfungen ſ. $ 83 Abf. 1. 
Der gnefegliche Umfang der Prozeßvollmacht ift nur für das Verhältnis zu Dritten (Haupt- 
fählich zu dem Gegner) maßgebend. Im Verhältniffe zwiichen dem Vollmadhtgeber und 
dem Bevollmächtigten kann beftimmt werden, dab der Bevollmächtigte gewifle ihm geſetz— 
lich zuftehende Befugniffe nicht ausüben darf. Eine derartige Beftimmung beeinträchtigt 
bie Wirkfamfeit der Handlungen nicht, welche der Bevollmächtigte dem Verbote zumibder 
vorgenommen bat; aber ber Bevollmächtigte ift aus dem der Vollmacht zu Grunde liegenden 
Rechtsverhältniſſe (Auftrag, Dienftvertrag, Werfvertrag, Gejellichaft) zum Schadenserſatze 
verpflichtet. 

2. Der gefegliche Umfang ber Prozekvollmaht umfaßt alle den Rechtöftreit be— 
treffenden Prozehhandlungen, wobei unter dem Rechtsſtreite nicht bloß ber Prozeß in 
feiner urfprünglichen Geftaltung, fondern auch ber durch Erweiterung der Klage ($ 268 
Nr. 2, 8 280) oder durch Widerklage (88 33, 280) erweiterte Prozeß einfchliehlich des 
durch Einſpruch ($ 338), durch Rechtsmittel (3. Buch der CPrO.) oder durch Wiederauf: 
nabhmeflage (4. Buch der CPrO.) veranlaßten Verfahrens und einichlieklih der Zwangs- 
vollftredung jamt den aus der Vollftredung herauswachſenden Prozeffen (88 731, 767, 
768, 771 bie 774, 785, 786, 805, 836, 841, 856, 878, $ 893 Abſ. 2) zu verftehen ift. 
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[Zu dem letzten Punkte vgl. Wach Handb. 1550 0.20, 24. — Peterfen (Hamburg) Ztichr. 
f. d. EPr. IX ©. 362 ff. will die Prozeſſe aus $ 771 (früher: $ 690) ausfcheiden; dagegen: 
Voß Arc. f. c. Pr. LXXI S. 279 ff.) Die für einen Urkunden und Wechſelprozeß er— 
teilte Vollmacht erftredt fi auf das nad Abitand vom Urkundenprogeß ($ 596) oder 
nach Vorbehaltöurteil ($ 599) ftattfindende ordentliche Verfahren. Die für dad Mahnver— 
fahren erteilte Vollmacht erftredt fi) auf das ordentliche Verfahren, welches fich zufolge 
des MWiderfpruchd gegen den Zahlungäbefehl an das Mahnverfahren anfchlieft (vgl. die 
8$ 696, 697, 700). Über weitere Ausdehnung f. $ 82. Zweifelhaft, ob fi die vom 
Kläger für einen Prozeß auögeitellte Vollmacht auch auf die Verfolgung des Anfpruchs 
im Konfursverfahren eritredt. Die Ausdehnung der Prozekvollmaht auf die Zwangs— 
vollftredung ($ 81) dürfte für die Bejahung fprechen, da das Sonfursverfahren feinem 
Weſen nad Volljtredungsverfahren it. [So auch Gaupp bis zur 4. Aufl. R. IIa zu $ 77 
alt, Kohler Leitfaden d. D. Konkursrechts (2) S.58. AM.: Wah Handb. 1 $ 50 N. 24, 
Strudm. Koch (8) N.2, Stein in Gaupp (9) N. II Abſ. 3, Wilm. Levy (7) N.3 zu $ 77 
alt, Peterien (5) N. 7, Sfon. Gelpde N. 3a, Jaeger Komm. 3. KO. Anm. 4 zu $ 139.] 
Die für die Vertretung im Konkursverfahren erteilte Vollmacht ermächtigt auch zur 
Führung der aus Anlaß des Konkurſes entitehenden Feſtſtellungsprozeſſe [vgl. Kohler 
Lehrb. d. AN. ©. 524; aM.: Jaeger KO. (2) Anm. 4 zu $ 139). 

Die für einen beftimmten Rechtöftreit erteilte Prozeßvollmacht erftredt fich nicht auf 
einen zweiten Prozek über denjelben Gegenftand. Das auf eine Vermweifung an ein 
anderes Gericht (55 276, 505, 506) folgende Verfahren ift derjelbe Prozeh. 

3. Die den Rechtöftreit betreffenden Prozekhandlungen laſſen fih nicht aufzählen. 
Als von der Prozehvollmaht umfaßt find etwa hervorzuheben der Betrieb und die Ent- 
gegennahme von Zuftellungen, die Vereinbarung über die Zuftändigfeit (nicht die Ab- 
ſchließung eines Schiedövertrags, vgl. N.1 Abi. 1 9. E. zu $ 1025), die Änderung der 
Klage ($ 264), die Erweiterung der Klage ($ 268 Nr. 2, $ 280), die Beichränfung der 
Stlage ($ 268 Nr. 2), die Erhebung einer Widerflage, die Einlegung des Einfpruchs oder 
eines Nechtämittels, der Verzicht auf den Einipruch oder auf ein Rechtsmittel [RG. 9. Jan. 
1905 Entid. LIX Nr. 95 ©. 346 ff], die Erhebung einer Wiederaufnahmeflage, die Zurüd- 
nahme der Klage, das gerichtliche Geitändnis, die Anerkennung von Urkunden, die Zu: 
ichiebung, die Annahme und die Zurüdichiebung eines Eides. Der Prozekbevollmädtigte 
fann im Laufe des Prozeiles auch rechtögeichäftlihe Erflärungen abgeben und entgegen» 
nehmen, die zur Begründung des prozefjualiichen Angriffs oder der Verteidigung gehören, 
ohne daß er dazu einer weiteren Vollmacht als der Prozeßvollmacht bedarf. Daher kann 
ber Prozebbevollmächtigte die Anfrechnung der Forderung erklären, auf welche er die Ein» 
rede der Aufrechnung ftüßt, und die Erklärung der Aufrechnung (BGB. $ 349) fann an 
den Prozekbevollmäcdtigten gerichtet werden. [So auch Breitner DZ. III S. 343, Hell- 
mann KrVBISchr. XLI ©. 246 f., Eccius Beitr. 3. €. d. DR. XLIL ©. 253, Dernburg 
DR. (3) 1 $ 125 Ziff. III, Weismann Ztichr. f. d. CPr. XXVI ©. 17, Wach eod. 
XXVI ©.1ff., Raddatz Sächſ. Ardh. X ©. 217 ff, Müller eod. XIII ©. 156 ff. Kiehl 
Beitr. z. E. d. DR. XLV ©. 763 ff., Fitting in Feſtg. f. Dernburg S.1 fi, Bilder 
und Henle (7) N. ** vor 8 164, Langheineten Anfpruch und Einrede S. 129, Strudm., 
Koch (8) N.2, Gaupp (9) N. IIIa, Peterjen (5) N. 6, Ston. Gelpde R.7c, Hellwig Lehrb. I 
S. 242 f.; 06. 18. Febr. 1902 Entidh. L Nr. 109 ©. 426 ſ., KG. Berlin Redtipr. d. OLG. I 
5.140, II &. 217, 294, SA. LVI Nr. 173, OLG. Hamburg Redtipr. d. OLG. I ©. 77, 
OLG. Kiel SA. LVI Nr. 220. — AM.: Pland Komm. 5. BEB. (3) N.2 Abſ. 2 zu $388, 
Siber Kompenſation ©. 113, Förtſch Sächſ. Arch. VII S. 401f. und DYZ.1899 ©. 489 ff., 
Otto Sächf. Ar. VIIL ©. 729, Berolöheimer ZW. 1899 ©. 649, Auerbach eod. ©. 694, 
Petzold Beitr. 3. E. d. DR. XLIV &.845.] Entiprechend verhält es ſich mit der Erflärung 
der Anfechtung wegen eines Willensmangels (BGB. $ 143) oder wegen Gläubigerbenad- 
teiligung [vgl. RG. 4. Juni 1901 Entih. XLVII Nr. 47 S. 218, 25. Sept. 1901 XLIX 
Nr. 99 S.392, 18. Nov. 1902 IW. 1903 ©. 21 Nr. 3, 5. Dez. 1902 LIII Nr. 36 ©. 148], 
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ferner mit ber Erflärung des Rüdtritt3 vom Vertrage (BGB. $ 349), des Verlangens ber 
MWandelung oder Minderung und mit der Einwilligung in diefe, mit der Kündigung des 
eingeflagten Kapitals und der Entgegennahme der Kündigung [RG. 20. Dez. 1902 LII Nr. 52 
©. 213] fowie mit der zur Beendigung bed Annahmeverzugs erforberlihen Erflärung der 
Annahmebereitihaft [RG. 21.25. Oft. 1904 SU. LX Nr.176]. Eine Erflärung der be» 
zeichneten Art kaun durch Zuftellung eines die Erklärung enthaltenden Schriftiages (Klage: 
ichrift, Hlagebeantwortung 2c.) abgegeben werden [vgl. RG. Entſch. LIII ©. 149 und 1. Dez. 
1903 IW. 1904 ©. 65f. Nr.30; — aM.: Wach Ztichr. f. d. EPr. XXVII ©. 15f., der 
Erklärung in der mündlichen Verhandlung fordert]; doch ift mit ber in einem vor— 
bereitenden Schriftfag enthaltenen Ankündigung, daß die Partei dieje oder jene Erklärung 
in der münblichen Verhandlung abgeben werbe, die Erflärung nod nicht erfolgt. Die in 
einem Prozeb abgegebene Erklärung bat nicht bloß prozeſſualiſche, jondern auch privat« 
rechtliche Wirkung, ihre Wirkfamfeit beichränft fich nicht auf den Prozeß [vgl. RG. 6. Juni 
1906 IW. S. 565 Nr. 35; unrichtig: Schneider Ztichr. f. d. EPr. XXXI S. 271 ff]. — 
Die für einen Prozeß zwiichen Ehegatten über Gewährung des Unterhalts erteilte Vollmacht 
ermächtigt nicht zur Abgabe und zur Entgegennahme ber in BGB. $ 1571 Abi. 2 Sag 2 
vorgejehenen Aufforderung eines Ehegatten, entweder die häusliche Gemeinschaft herzuſtellen 
ober die Scheidungäflage zu erheben; denn die Enticheidung darüber, ob eine ſolche Auf: 
forderung an ben anderen Ehegatten zu richten fei, und die Enticheibung des Aufgeforderten 
über jein Verhalten gegenüber der Aufforderung erfordert eine periönliche Entichließung 
bes Ghegatten [RG. 2. Juni 1904 Entih. LVII Nr. 58 ©. 227]. 

4. Als von der Prozekvollmaht umfaßte Befugniffe find in $ 81 beionders auf: 
geführt: 

a) bie Befugnis zur Beftellung eines Vertreters (Subftitution), d. i. zur Ermächtigung 
eines Anderen, jolche Prozekhandlungen, zu deren Vornahme der Prozekbevollmächtigte 
befugt ift, im Namen des eriten Vollmachtgebers vorzunehmen. Darin liegt eine Ab— 
weichung von ben Vorichriften des BEB. $613 Sat 1, 8664 Abf.1 Satz 1. 

Zur Vornahme einer Prozehhandlung, für die der Amwaltszwang gilt, kann nur 
ein bei dem Prozekgerichte zugelaffener Rechtsanwalt oder der Stellvertreter eines ſolchen 
(MAD. $ 25) als Unterbevollmächtigter (Subftitut) beftellt werden. Die Vollmacht des 
Unterbevollmäcdtigten kann auf einzelne Prozekhandlungen beichränft werden. Iſt fie 
nicht beichräntt, fo fann der Unterbevollmädtigte Zuftellungen für die Partei betreiben 
[RG. 12. März 1885 Beitr. 3. Ed. DR. XXIX ©. 1061, 7. Dez. 1885 eod. XXX ©. 1108]. 
Aber auc der unbeichränfte Unterbevollmächtigte verdrängt den Prozeßbevollmächtigten nicht 
und tritt nicht als zweiter Prozehbevollmächtigter an feine Seite. Vielmehr bleibt der 
Prozeßbevollmäcdhtigte troß der Unterbevollmädhtigung der alleinige Prozeßbevollmächtigte 
der Partei und es müffen daher die Zuftellungen nach $$ 176, 179 an ihn, nit an den 
Unterbevollmädtigten, erfolgen [R®. 29. Juni 1883 Entich. XI Nr. 93 ©. 369, 27. März 
1884 Beitr. 3. E. d. DR. XXVIII ©. 1128, 3. Ian. 1885 SW. XL Nr. 248, 12, März 1885 
Beitr. 3. E. d. DR. XXIX ©. 1058, 7. Dez. 1885 eod. XXX ©. 1108, OLG. Braunfchweig 
SU. XLII Nr. 251, OLG. Dresden Sächſ. Arch. II S.150]. Der Unterbevollmädtigte 
fteht nicht zu dem erften, fondern nur zu dem zweiten Vollmachtgeber in einem Vertrags» 
verhältniffe [vgl. Hupfa Vollmacht S. 358 ff.). Die Vollmacht des Unterbevollmädtigten 
erlifcht mit der Vollmacht des erjten Bevollmächtigten, unbeſchadet der Vorichriften bes 
BGB. 8169 mit $$ 674, 729, 88 170,171. Daher bewirkt im Anwaltsprozeſſe ber Tod des 
prozeßbevollmächtigten Rechtsanwalts ober deſſen Unfähigkeit, die Vertretung der Partei 
fortzuführen, die Unterbrehung des Verfahrens ($ 244), auch wenn ein Unterbevollmäch— 
tigter vorhanden ift [RG. 29. Juni 1883 Entſch. XIII Nr. 93 S. 369, 16. Febr. 1884 
XIV Nr. 92 6.333]. Der Erftbevollmächtigte kann die Untervollmacht widerrufen. Liegt 
der Prozeßvollmacht ein Auftrag zu Grunde, jo hat der Prozehbevollmächtigte nur ein 
ihm bei der Übertragung zur Laft fallendes Verfchulden zu vertreten (arg. BGB. $ 664 
Abi. 1 Sak 2). Liegt der Prozeßvollmacht ein Dienftvertrag, ein Werfvertrag ober eine 
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Geiellichaft zu Grunde, jo bat der Prozeßbevollmächtigte ein Verſchulden des Unterbevoll- 
mächtigten im gleichen Umfange zu vertreten wie eigenes Verſchulden (arg. BEB. $ 278). 

Don dem Unterbevollmäctigten ift der nah RAD. 825 beftellte Stellvertreter eines 
an der Ausübung feines Berufs zeitweile verhinderten Anwalts zu unterfcheiden. Diejer 
bat alle Befugniffe des Rechtsanwalts, welchen er vertritt. Es fünnen daher aud) Zuftellungen 
an ihn erfolgen, obwohl Zuftellungen an den Anwalt jelbft nicht ausgefchloffen find [vgl. 
bay. ob. 2G. SA. LI Nr. 62]; 

b) die Befugnis zur Beftellung eines Bevollmächtigten für die höheren Inſtanzen. 
Die Prozekvollmadht gilt auch für die höheren Inſtanzen, fomweit der Prozehbevollmächtigte 
nad den Vorfchriften des $ 78 Abi. 1 Prozekbevollmäcdtigter in der höheren Inſtanz fein 
fann. Natürlih kann ein ſolcher Prozekbevollmächtigter auch in der höheren Inſtanz 
einen Unterbevollmäctigten im Sinne der litt. a beftellen. Bon biefer Befugnis ver— 
ſchieden it die dem Ptozehbevollmäcdtigten der unteren Inſtanz zuftehende Befugnis, 
einen jelbitändigen Bevollmächtigten für die höheren Inftanzen zu beftellen. Dieler ift 
nicht Wertreter des Prozehbevollmächtigten der unteren Inſtanz, fondern ſelbſt Prozeß— 
bevollmäcdtigter. Er tritt zu der Partei, nicht zu dem Progebbevollmäcdhtigten der unteren 
Inſtanz, in ein Vertragsverhältnis (Dienft- oder Wertvertrag), wie wenn er von ber 
Partei ſelbſt bevollmädtigt wäre. Ihm ift als dem Prozekbevollmäcdhtigten zuzuftellen. 
Sein Tod ꝛc. bewirft die Unterbrechung des Verfahrens nach $ 244. Seine Vollmacht 
fann nicht von dem Prozehbevollmäcdtigten der unteren Inſtanz, fonbern nur von ber 
Partei widerrufen werden. — Für die dritte Inſtanz kann ſowohl der Prozekbevoli- 
mächtigte der zweiten wie ber der eriten Inſtanz einen Prozekbevollmädhtigten beftellen. 
Machen fie beide von dieſer Befugnis Gebrauch, fo find mehrere Bevollmäcdtigte vor» 
handen ($ 84). Das Gleiche kann vorfommen, wenn der Prozebbevollmäcdtigte und die 
Partei je einen Bevollmächtigten für die höhere Inſtanz beitellen. 

Die Vertretungsmacht des für die höhere Inſtanz bejtellten Bevollmächtigten be— 
Ichränft fih auf die höhere Inſtanz. Nur der Prozekbevollmächtigte der eriten Inſtanz 
ift zum Koftenfeitiegungsverfahren [vgl. RG. 26. Juni 1883 Entſch. IX Nr. 115 ©. 392] 
und zur Zmwangsvollitredung legitimiert; 

c) die Befugnis zur Beleitigung des Nechtäftreitö durch Vergleich (vol. BGB. $ 779). 
Die Vergleichöbefugnis ift injofern auf den Streitgegenitand beſchränkt, als der Prozeß— 
bevollmädhtigte im Vergleiche nicht ohne weitere Vollmacht über Gegenftände verfügen kann, 
bie nicht Streitgegenjtand find [vgl. Wolf Arc. f. c. Pr. LXXXVIL ©. 183]; 

d) die Befugnis zur Beleitigung des Nechtöftreit3 durch Verzichtleiftung auf ben 
Etreitgegenftand (vgl. $ 306) oder durch Anerkennung des von dem Gegner geltend ge- 
machten Anſpruchs (vgl. $ 307). Da ber Verzicht und das Anerfenntnis den Prozeh nicht 
beendigen, fondern nur den Inhalt des zu erlaffenden Urteild beftimmen, fo ift die Aus» 
drucksweiſe des $ 81 infofern ungenau, als von Bejeitigung des Rechtsſtreits geredet wird. 

Adeund d: Prozeßhandlungen find nur der gerichtliche Vergleich, der gericht: 
liche Verzicht und das gerichtliche Anerfenntnis. Da aber das Geſetz nicht unter- 
cheidet und eine Beichränfung der Vollmacht auf den gerichtlichen Vergleich x. ꝛc. aus 
inneren Gründen kaum zu rechtfertigen wäre, ift anzunehmen, dat die Prozekvollmacht 
auch zu einem außergerichtlichen Vergleich, einem außergerichtlihen Verzicht und einem 
außergerichtlihen Anerfenntnis ermächtigt; 

e) die Befugnis zur Empfangnahme der von bem Gegner zu erftattenden Kojten. 
Zwiſchen ben SKoften, welche der Bevollmädtigte für fich behalten darf, und den anderen 
Koften ift nicht unterfchieden. Auch nicht zwiſchen den Koften der verfchiedenen Inſtanzen, 
fo daß alfo der Prozekbevollmächtigte jeder Inſtanz die Koften aller Inftanzen in Empfang 
nehmen kann. Aus der Befugnis zur Empfangnahme ergiebt fi die Befugnis zur Aus- 
ftellung einer Quittung; aber nicht die Befugnis zum Erlaffe. — Andere Leiftungen als 
die Koften darf der Prozeßbevollmächtigte für die Partei nur in Empfang nehmen, wenn 
er beionbers dazu bevollmächtigt ift (Mot. 3. E. III ©. 102). 
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$. 82. (78.) 

Die Vollmacht für den Hauptprozeß umfaßt die Vollmacht für das eine 
Hauptinterbention, einen Arreft oder eine einftweilige Verfügung betreffende 
Derfahren. 

NE. 38 99, 728, 788, NP. 1219, E. I, II, III $ 76, M. 104 f,, KB. 31. 

1. Hauptintervention ſ. $ 64. Nah den Mot. z. E. III S. 104 foll auch bie 
Erefutionsintervention bes $ 771 gemeint fein; dieſe ift aber jchon durch $ 81 gebdedt. 

2. Das einen Arreft oder eine einftweilige Verfügung betreffende Verfahren, zu 
bem ber Prozeb, in welchem die Vollmacht erteilt wurde, Hauptjache im Sinne der $$ 919, 
926, 937, 943 ift. Es ift möglich, daß die Partei den Arreſt oder die einjtweilige Ver— 
fügung ſelbſt erwirft; auch dann bat der Bevollmächtigte des Hauptprozeffes die Befugnis 
zur Vertretung in dem Verfahren. Die Vollmacht, welche fpeziell für das einen Arreit 
oder eine einftweilige Verfügung betreffende Verfahren auögeftellt ift, umfaßt nicht die 
Vollmacht für den Hauptprozek (Mtot. z. E. III ©. 104). 


$. 83. (79.) 

Eine Beſchränkung des gejeßlichen Umfangs der Vollmacht hat dem 
Gegner gegenüber nur injoweit rechtliche Wirkung, als diefe Bejchränkung die 
Bejeitigung des Nechtäftreits durch Vergleich, VBerzichtleiftung auf den Streit: 
gegenitand oder Anerkennung des von dem Gegner geltend gemachten Anjpruchs 
betrifft. 

Inſoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten ift, kann eine 


Vollmacht für einzelne Prozeghandlungen ertheilt werden. 


HE. 8 100, HP. 1076 ff., 4965 ff., NE. $ 136, NP. 139, 208 f., 213 f., €. I, IT, III 8 77, M. 106, 
KAP. 31 f., 516. 


1. Zu Abſ. 1: Die hier zugelaffenen Beſchränkungen des gejeglichen Umfangs ber 
Prozeßvollmacht find ſowohl im Anwaltsprozeß wie im Parteiprozehk zuläffig (nordd. Prot. 
©. 214). Die Beihränfung fann in bie Vollmachtsurkunde aufgenommen oder dem Gegner 
befonders mitgeteilt werden. Steht die Beichränfung in der Vollmachtsurkunde, fo ift 
fie bem Gegner gegenüber wirkſam, wenn die Vollmacht bei Gericht vorgelegt ift, und 
zwar ohne Rüdficht darauf, ob der Gegner von ber Beichränfung weiß. Steht die De- 
fchränfung nicht in der Vollmachtsurkunde, fo hängt ihre Wirkjamfeit davon ab, daf fie 
dem Gegner fchriftlich oder mündlich mitgeteilt wird. [Ual. Wach Hanbb. I 8 50 N.31,32.] 

Andere als die in Abj. 1 zugelaffenen Beichränfungen find dem Gegner gegenüber 
auch dann unwirkſam, wenn fie ihm mitgeteilt worden find. 

2. Zu Abi. 2: Im Anmwaltsprozeffe fann nur eine Vollmacht zur führung des 
ganzen Prozeſſes (Prozekvollmadht) erteilt werden, da die Partei ohne Rechtsanwalt feine 
Prozekhandlungen vornehmen kann. Außerhalb bes Anmwaltsprozeffes fann ſowohl eine 
Prozekvollmaht als auch eine Vollmacht zu einzelnen Prozekhandlungen erteilt werben. 
Die Beihränfung muß aus der Vollmachtsurkunde zu erfehen fein. Eine Prozeßvollmacht 
wird nicht dadurch zur Vollmacht für einzelne Prozehhandlungen, daß der Ermächtigung 
zur Vertretung im Prozeffe gewiſſe Beichränfungen beigefügt find. Auf die Vollmacht 
zu einzelnen Prozeßhandlungen finden die Vorjchriften der $$ 80 bis 84 Anmendung. 


8. 84. (80.) 

Mehrere Bevollmächtigte find berechtigt, ſowohl gemeinschaftlich als einzeln 
die Partei zu vertreten. Eine abweichende Beitimmung der Vollmacht hat dem 
Gegner gegenüber feine rechtliche Wirkung. 

HE. 8 102, HB. 1107, 4971, NE. 8 137, NP. 127, 214, 1721, €. I, II, TII 8 78, M. 105, MB. 32. 

1. Eine Partei lann im Anwalts: und im Parteiprozefje mehrere Perfonen neben: 
einander bevollmädtigen. Davon ift ſowohl ber Fall der Beitellung eines Bevollmächtigten 

8. Senffert, Civilprozehordnung I. 10. Aufl. 10 
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unter Widerruf der früheren Vollmacht ala auch ber Fall ber Beftellung mehrerer Be— 
vollmächtigten zu verichiedenen einzelnen Prozekhandlungen ($ 83 Abſ. 2) zu unterfcheiden. 

2. Die nebeneinander Bevollmächtigten können die Partei nicht bloß gemeinfchaftlich, 
fondern auch einzeln vertreten. Eine gegenteilige Beitimmung, 3. B. durch die Stlaufel 
„Samt und ſonders“ oder durch Gebrauch des Ausdruds „Kolleftivvollmadht”, ift zwar für 
das Verhältnis zu dem Vollmachtgeber, aber nicht dem Gegner gegenüber wirkſam. Die 
Dorichriften des BEB. 5709, 5710 Sag 2 über gemeinichaftliche Geichäftsführung mehrerer 
Gejellihafter und des HGB. 848 Abi. 2 über Gefamtprofura gelten auch im Prozeffe. 

3. Über die Koften mehrerer Rechtsanwälte j. $ 91 Abſ.2 Sa 2. Die Vorſchrift 
ift nicht auf die Koften anderer Bevollmächtigter entſprechend anzumenben. 

$. 85. (81.) 

Die von dem Bevollmädtigten vorgenommenen Prozeghandlungen find 
für die Partei in gleicher Art verpflichtend, al3 wenn fie von der Partei ſelbſt 
borgenommen wären. Dies gilt von Gejtändniffen und anderen thatjächlichen 
Erklärungen, injoweit nicht diejelben von der miterfchienenen Partei jofort 
widerrufen oder berichtigt werden. 

HE. $ 108, HP. 1107 f., 1146 f., NE. 8 138, NP. 215 f., €. I, IT, IIT $ 79, M. 105, AB. 8, 32. 

1. Zu Sag 1: Soweit die Vollmacht gemäß $$ 81 bis 83 reicht, ift der Bevoll« 
mächtigte Vertreter (Reprälentant) des Vollmachtgeberd. Die vom Bevollmächtigten vor: 
genommenen Prozebhandlungen fowie deſſen Unterlaffungen und Berfäumniffe wirken uns 
mittelbar für und gegen ben ®ertretenen; der Vertreter wird von den Wirkungen ber 
Prozeßhandlungen und bes Prozeſſes nicht berührt. 

Diejelbe Wirkung wie die Bevollmädhtigung hat die Genehmigung. Für bas frühere 
gemeine Necht ergab fich das aus 1.12 $4 D. de solut. 46, 3; 1.60 D. de R. J. 50, 17; 
c. 10 in 6% de R. J. 5,13. Daß die EPrD. dieſen Grundſatz anerkennt, ift aus $ 89 
Abſ. 2, 8551 Nr.5, $579 Abſ. 1 Nr. 4 zu entnehmen. Die Vorfchriften des BGB. 88177, 
178, 180 über die Genehmigung von Rechtögeichäften, die jemand ohne Vertretungsmacht 
im Namen eines anderen vorgenommen bat, pafjen infofern nicht direft auf Prozehhand- 
lungen, als dieſe feine NRechtsgeichäfte find, Fünnen aber entiprechend angewenbet werben, 

2. Zu Saf 2: Diefer Sag bezweckt nicht, das Überflüffige auszufprechen, da bie 
Geftändnifje und anderen tatfählichen Erklärungen des Bevollmächtigten für und gegen 
bie Partei wirfiam find, fondern ift angefügt, um zu beftimmen, daß die miterjchienene 
Partei oder ihr geſetzlicher Vertreter in Anfehung der Geftändniffe und anderer that» 
fählicher Erflärungen ihres Bevollmächtigten die ihr in Anfehung anderer Prozeßhand- 
lungen nicht zuitehende Befugnis des Widerrufs und ber Berichtigung bat (vgl. 1.3 C.de 
error. adv. 2,9). Der Begriff des Geftändniffes ergiebt fi aus $ 288. Aber was ift 
unter „anderen thatjächlichen Erklärungen“ zu verftehen? Sicher ift einerjeits, daß That- 
fahenbehauptungen foldhe Erklärungen find; andererfeits, daß Anträge (Sadhanträge und 
Prozebanträge einichlieblich der Beweisanträge) und Rechtsausführungen feine thatſäch— 
lichen Erklärungen find. Zweifelhaft ift, ob der Verzicht ($ 306), das Anerkenntnis ($ 307) 
und bie Eibezerflärung ($ 452) zu den thatſächlichen Erklärungen im Sinne des $ 85 
gehören, Die Entjtehungsgefhichte des $ 85 (vgl. hann. Prot. IV S. 1107 ff., 1146 ff., 
norbd. Prot. S. 699) fcheint dafür zu fprechen, daß die Partei auch derartige Erklärungen 
bes Bevollmächtigten widerrufen und berichtigen fann; denn es wurde in ber hann. Kom— 
miffion, aus welcher der $ 85 hervorgegangen ift, gefagt, daß bei jeder Differenz zwiſchen 
einer Erklärung des Bevollmächtigten und der Erflärung ber antejenden Partei die Er- 
Härung der Partei den Vorrang haben foll. Enticheidendes Gewicht kann aber biefen 
Außerungen nicht beigelegt werben, weil ber prinzipielle Standpunkt derjenigen, welche 
ber anmejenden Partei eine Durchfreuzung der Handlungen ihrer Bevollmächtigten ge— 
itatten wollten, von anderen befämpft wurde und der fchlieklih angenommene Saß ein 
Kompromiß zwiſchen ben wiberftreitenden Anfichten war. Erwägt man, daß die Wider- 
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rufs- und die Berichtigungsbefugnis der Partei nahezu wertlos wäre, wenn die Partei 
dem Verzicht und dem Anerkenntniffe des Bevollmächtigten ohnmächtig gegenüberftänbe, 
fo wird man zu der Annahme gedrängt, daß fich die bezeichnete Befugnis auf diefe Er- 
Härungen eritredt. Die Eideserflärung aber ift mit der Erflärung über die gegnerischen 
Behauptungen jo eng verwacfen, baß fie fih davon faum trennen läht; daher wirb auch 
fie der Berichtigung der Partei unterliegen müffen. [So auch bis auf die Eideserklärung 
Wah Handb. 1853 N. 9, Sfon. Gelpde N.3. Abw. Anfichten bei Strudm, Koch (8) N. 1, 
Wilm. Levy (TIN.1 zu $81 alt, Gaupp (I)N. II Abſ. 2, Peterfen (5) N. 5, Pland Lehrb. I 
&.234.] Auch ein Vergleihsantrag oder eine Vergleihsannahmeerflärung des Bevollmäd)- 
tigten wirb durch ben fofortigen Widerruf der miterichienenen Partei unwirkſam. Ent« 
ſprechend verhält es fich mit einer Aufrechnungs-, Anfechtungs- oder Rüdtrittserllärung ıc. 

Die Befugnis zum Widerruf und zur Berichtigung fteht der Partei und bem geſetz- 
fihen Vertreter zu. Der Widerruf und die Berichtigung ber miterfchienenen Partei muß 
fofort — d. i. fobald die Partei zum Worte gelangt — erfolgen, wobei natürlich das 
Ermeffen des Nichterd einigen Raum hat. Erfolgt der Widerruf ober die Berichtigung 
rechtzeitig, jo ift das Vorbringen des Bevollmächtigten unmirfiam und das ber Partei 
maßgebend. 

Aus 885 folgt nicht [wie RG. 15. Dez. 1883 Entich. X Nr.139 S.423 annimmt], 
dab ber Prozebbevollmäcdtigte die Anſprüche feiner Partei nicht auf Thatſachen fügen 
fönne, die von der Gegenpartei behauptet, von der eigenen Partei aber früher vor dem 
Prozehgerichte beitritten worden find. So wenig eine Behauptung der Partei, bie mit 
einer früheren Behauptung berfelben in Widerſpruch fteht, unzuläffig ift — eine andere 
Trage ift, welchen Einfluß die frühere Behauptung bei der Würdigung des Beweiſes ber 
zweiten bat —, jo wenig ift eine Behauptung des Bevollmächtigten wegen Widerſpruchs 
mit einer früheren Behauptung der Partei unzuläffig oder bedeutungslos. [Bal. Wilm. 
Levy (7) NR. 2 zu $ 81 alt, Gaupp (9) N. IT Abf. 3, DO. Bülow Geftändnisreht S. 299. 
AM.: Pland Lehrb. 18.234 N.55, Skon. Gelpde N. 5.] 

3. Die Vorſchriften bes $ 85 gelten für den Anwalts- wie für den Parteiprozeh. 


8. 86. (82.) 

Die Vollmacht wird weder durch den Tod des Vollmachtgebers, noch 
durch eine Veränderung in Betreff feiner Prozeßfähigfeit oder feiner gejeß- 
lichen Vertretung aufgehoben; der Bevollmächtigte hat jedoch, wenn er nad) 
Ausjegung des Rechtsſtreits für den Nachfolger im Rechtsftreit auftritt, eine 
Vollmacht desjelben beizubringen. 


HE. 8 104, HP. nr ff, 1216 ff., 4971, 5175 ff, NE. 8 189, NP. 247 ff, aaı fl, E. I, U, m 
8 90, M. 106, AP. 32. 


1. Über das Erlöfchen der Vollmacht enthält die CPrO. feine allgemeinen Vor: 
fchriften. Nach bem BGB. $ 168 Satz 1 beitimmt fich das Erlöfchen der Vollmacht nad) 
bem ihrer Erteilung zu Grunde liegenden Rechtöverhältniffe. Beruht die Vollmacht auf 
einem Auftrage, fo bejtimmt fich ihr Erlöfchen nach den $$ 671 bis 674 des BGB., beruht 
fie auf einem Dienft: oder einem Werfvertrage, fo beftimmt fich ihr Erlöichen gemäß $ 675 
nad ben $$ 672 bis 674 bes BGB.; beruht fie auf einer Gejellichaft, fo finden bie $$ 712, 
715, 723 bis 729, 736, 737 bes BGB. Anwendung. Aber auch bei bem Fortbeſtehen des 
Rechtsverhältniſſes ift die Vollmacht widerruflich, fofern fich nicht aus dieſem ein Anderes 
ergiebt (BGB. $ 168 Saf 2). 

2. Abweichend von $ 672 Sa 1 des BGB. beftimmt $ 86, dab die Prozehvoll» 
macht nicht bloß im Zweifel, fondern überhaupt nicht durch den Tod des Vollmachtgebers 
und durch eine Veränderung in betrefi feiner Prozeßfähigkeit erliicht, ferner, daß fie nicht 
erlifcht durch eine Veränderung in betreff feiner geieglichen Vertretung. 

a) Stirbt der Vollmachtgeber, fo gilt feine Vollmacht als Vollmacht zur Vertretung 
ber Erben. Das gilt auch, wenn ber Vollmachtgeber vor dem Prozeßbeginne geitorben 
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ift. Nach feinem Tode fann aber die Klage nur im Namen ber Erben, nicht im Namen 
bes Verftorbenen, erhoben werden. [Bal. Gaupp (9) N. V zu 850, Wah Handb. I S.250, 
Hellwig Lehrb. I ©. 153, 11 S.299, RG. 25. Febr. 1882 Entſch. VI Nr. 98 ©. 26, 10. Juni 
1895 Beitr. 3. E. d. DR.XXXIX ©.1138, OLG. Marienwerder SA. LVINr.209. AM.: 
OLG, Dresden Sächſ. Ann. XIX S. 86, Weizfäder Ztichr. f. d. EPr. XXVI S. 97, Weis- 
mann Lehrb. 1 ©. 83.] Da die Prozekvollmaht die Zwangsvollſtreckung umfaßt, fann ber 
Prozebbevollmächtigte auch für die Erben des Vollmachtgebers bie Vollftredung betreiben, 
natürlih nur unter Beobachtung ber 88 727, 750. 

: Bei Vorhandensein eines Prozekbevollmädtigten wird das Verfahren durch den Tod 
ber Partei nicht unterbrochen, muß aber auf Antrag ausgeiegt werden ($ 246 Abi. 1). 
Der Bevollmächtigte, welcher nach der Ausfegung für ben Nachfolger auftritt, hat im 
Parteiprozefie itets, im Anmwaltsprozek auf Verlangen bes Gegners [vgl. RG. 10.Nov. 1894 
EA. LN.217] den Nachweis der Bevollmächtigung feitens des Nachfolgers beizubringen. 
Bringt er die Vollmacht nicht bei, fo ift er vorbehaltlich des $ 89 Abi. 1 zu weiterer 
Prozekführung nicht zuzulaſſen; aber erloichen ift die frühere Vollmacht mit der Ausſetzung 
nicht, was namentlich wegen der Zuftellung ($ 246 Abi. 2) bebeutjam ift. [Pgl. Struckm. 
Koch (8) N. 2, Wilm. Levy (7) N. 4 zu $ 82 alt, Gaupp (9) N. II1, Pland Lehrb. I ©. 232, 
— AM.: Wah Handb. I S. 587, RS. 7. Nov. 1901 Entſch. L Nr. 80 5.339 ff.) — Bei 
Vorhandenjein eines Bevollmächtigten für einzelne Prozekhandlungen ($ 83 Abſ. 2) wird 
das Verfahren durch den Tod der Partei unterbrohen. Auch in diefem Falle findet ber 
zweite Halbſatz des $ 86 Anwendung. 

b) Eine Veränderung in Betreff der Progehfähigkeit fann durch Geiftesfranfheit und 
durch Entmündigung erfolgen. Auch der Eintritt des Pflegers in den Prozeß eines Prozeh- 
fähigen ($ 53) dürfte hierher zu ftellen fein, weil ber Prozekfähige für diefen Prozeß wie 
ein Prozekunfäbiger behandelt wird. 

ce) Eine Veränderung in Betreff der geieglichen Vertretung erfolgt durch Verluſt 
ber Vertreterftellung oder Tob des Nertreterd. Darüber, daß unter einem gefeglichen Ver- 
treter i. S. der CPYrO. auch die Organe juriftiicher Perfonen ac. zu verftehen find, ſ. N. 4 
au 88 51, 52. 

Ad b und c: Auch im dieien Fällen wird bei Vorhandenfein eines Prozekbevoll- 
mächtigten das Verfahren nicht unterbrochen, ift aber auf Antrag des Bevollmächtigten 
auszufeßen ($ 246 Ab. 1). Nach der Ausfegung bat der Bevollmächtigte im Falle der litt. b 
die Vollmacht des gejeglichen Vertreters, im Falle der litt.c die Vollmacht des neuen geſetz- 
lichen Vertreters oder der prozebfähig gewordenen Partei beizubringen; vgl. oben litt. a. 


$. 87. (83.) 

Dem Gegner gegenüber erlangt die Kündigung des Vollmachtvertrags 
exit durch die Anzeige des Erlöfchens der Vollmacht, in Anwaltsprozeſſen exit 
durch die Anzeige der Beitellung eines anderen Anwalts rechtliche Wirkſamkeit. 

Der Bevollmächtigte wird durch die von feiner Seite erfolgte Kündigung 
nicht gehindert, für den Vollmachtgeber jo lange zu handeln, bis diejer für 
Mahrnehmung feiner Rechte in anderer Weiſe geforgt hat. 

DE. 43 98. ‚ls f., 4978 ff., NE. 88 144, 145, NP. 282 f., E. 1,11, IT 881, M. 106f., 


1. Zu Abi. 1: a) „Die Kündigung bes Vollmachtsvertrags“ d. i. in der Aus« 
drudameiie bes BGB. ber Widerruf der Vollmacht durch den VBollmadıtgeber (BGB. S 168 
Sat 2, 3) und die Kündigung bes der Vollmacht zu Grunde liegenden Auftrags durch 
den Auftraggeber oder den Beauftragten (BGB. $ 671), des zu Grunde liegenden Dienft- 
verhältniffes durch einen der beiden Zeile (BGB. $$ 623, 627), des zu Grunde liegenden 
MWerkvertragd durch den Beiteller (BEL. $ 649) oder der zu Grunde liegenden Gejell« 
ichaft durch einen Gejellichafter (BGB. $$ 723, 724). Der Widerruf und die Kündigung 
bewirfen das Erlöjchen der Vollmacht. Trotzdem bleibt die Vollmacht dem Gegner gegen« 
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über in Kraft; im Parteiprozefie, bis ihm das Erlödichen der Vollmaht von dem Xoll« 
machtgeber oder dem Bevollmächtigten, im Anmaltsprozeffe, bis ihm die Beſtellung eines 
neuen Anwalts durch die Partei, den alten oder ben neuen Anwalt angezeigt ift. Für 
die Anzeige ift feine Form vorgejchrieben ; fie fann fchriftlich oder mündlich erfolgen [val. 
NG. 22. Dez. 1896 Entih. XXXVIII Nr. 111 ©. 416]. Solange die Vollmacht dem 
Gegner gegenüber in Kraft bleibt, müffen die Zuftellungen an den Bevollmächtigten er- 
folgen [RG. 10. März 1884 Beitr. 3. €. d. DR. XXXVII ©.1220, OLG. Stiel SA. XL 
Nr. 242). Ähnliche Vorſchriften ſ. BGB. $ 170, 8171 Abi. 2. 

b) Die Vorichriften des Abf. 1 finden auch dem Gerichte gegenüber entiprechende 
Anwendung. Im Parteiprozefie fann alſo das Gericht dem Bevollmächtigten nicht mehr 
zuftellen lafjen, wenn dem Gerichte das Erlöjchen der Vollmacht angezeigt ift [KG. Berlin 
Rechtſpr. d. OLG. XI ES. 69]; im Anmwaltsprozeffe kann und muß das Gericht dem Ans 
walte zuitellen laffen, folange dem Gerichte nicht die Beitellung eines anderen Anwalts 
angezeigt ift [RG. 24. März 1891 IW. ©. 246 Nr. 3 und SA. XLVII Nr. 64]. 

2. Zu Abi. 2: Bei Kündigung des der Vollmacht zu Grunde liegenden Auftrags 
durch den Beauftragten oder des zu Grunde liegenden Dienftverhältnifies durch den Dienft- 
verpflichteten oder der Geiellichaft durch den zur Vertretung ber Geiellichafter ermächtigten 
Gefellichafter bleibt der Beauftragte, der Dienftverpflichtete oder der Gejellichafter befugt, 
als Vertreter des Vollmachtgebers Prozekhandlungen vorzunehmen und entgegenzunehmen, 
bis der Vollmachtgeber für Wahrnehmung feiner Rechte in anderer Weiſe, db. i. dur 
Selbftbetrieb der Prozekführung oder durch Beitellung eines anderen Bevollmächtigten, ge 
forgt bat. Hierin Tiegt eine Abweichung von der Vorfchrift des BGB. $ 168 Sak 1 verb. 
mit $ 671 Abf.1. Die Vertretungsbefugnis des Bevollmächtigten wird auch dadurch nicht 
berührt, daß der Bevollmächtigte die Kündigung dem Gegner anzeigt. 

Eine Verpflichtung, für den Vollmachtgeber zu handeln, ergiebt fich aus $ 87 Abf. 2 
nicht (troß der gegenteiligen ÄAußerung der Mot. z. E. III S. 106). Eine ſolche Verpflich- 
tung ift auch aus dem BGB. nicht herzuleiten; aber bei ungzeitiger Kündigung tritt Ver— 
bindlichkeit zum Schadenserjak ein (BGB. $ 671 Abi. 2 Sap 2, $ 627 Abi. 2 Sa 2, $ 723 
Abi.2 Sag 2). Den Eintritt diefer Verbindlichkeit fann der Bevollmächtigte durch weitere 
Vertreterthätigfeit abwenden. 


$. 88. (84.) 
Der Mangel der Vollmacht kann von dem Gegner in jeder Yage des 
Rechtsſtreits gerügt werden. 
Das Gericht hat den Mangel der Vollmacht von Amtswegen zu berüd: 
fichtigen, injoweit eine Vertretung durch Amvälte nicht geboten ift. 


HE. $ 105, HP. 1023 M., 1128 ff., 4947 ff., 4941, NE. 8 140, NB. 248 f., 260 f., 633, €. I, I, It 
$ 82, Me 107 $., AB. 32 f., 517, Nov. 8 84, Begr. b. Rov. v. 1598 ©. 87, RB. 5. Rod. d. 1808 
8.33 ff. 


Litteratur: Ulbricht Arc. f. c. Pr. LXXVII ©. 48 ff, Höpfner Vertretung ohne Boll- 
macht (Gött. Diſſ. 1899), Hellmann Ztichr. f. d. CPr. XXVII ©. 261 ff. 

1. Zu Abi. 1: Im Partei» und im Anwaltsprozeſſe fann ber Gegner in jeder 
Lage bed Verfahrens den Mangel der Vollmacht rügen, d. h. das Gericht veranlaffen, den 
Nachweis der Bevollmächtigung zu verlangen. Die Rüge fann „in jeder Lage des Rechts-— 
ftreitö", alfo auch im der höheren Inſtanz ſowie im Koftenfeftiegungsverfahren [vgl. bay. 
ob. LG. BL. f. RA. LXIV ©. 405] erhoben werden. Die Rüge ift feine progekhindernde 
GEinrede im Sinne des $ 274, wird alfo durh Einlaffung nicht ausgeichloffen (val. N. 9 
zu $274). Sie wird von der Vorichrift des $ 295 nicht betroffen. Die Nüge wird auch 
dadurch nicht ausgeichloffen, daß die Partei die Bevollmächtigung nicht beitritten oder eine 
erhobene Rüge zurüdgenommen hat. Vgl. Wilm. Levy (TI) N. 1 zu 8 84 alt, Gaupp (9) 
NM. l Abſ. 2, Peterjen (5) N.1 und 3 Abi. 3, Wach Handb. I S. 601 N. 16, Ulbricht a. a. O. 
S. 85 f., Höpfner a. a. O. S. 71. — AM.: Strudm. Koch (8) N.2.] Die Rüge des Voll: 
machtmangels beeinträchtigt die Wirkſamkeit der bereits vorgenommenen Prozehhandlungen 
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des Vertreters nicht, wenn durch Vorlegung der Vollmachtsurkunde oder durch fonftige 
Beweismittel bewieien wird, dab der Vertreter bevollmächtigt ift oder wenn die Vertreter- 
handlungen von dem Vertretenen genehmigt werden (vgl. N. 3 Abj.2 zu $80). Die Rüge, 
welche das Gericht veranlakt, von dem angeblich Bevollmädtigten den Nachweis feiner 
Bevollmädhtigung durch Urkunde zu verlangen, fann nur in Anſehung des jeßigen Bevoll- 
mächtigten erhoben werden, denn bie Handlungen bes früheren, insbejondere des in ber 
vorigen Inſtanz aufgetretenen, Bevollmächtigten gelten auch ohne urkundlichen Voll— 
machtsnachweis [vgl. RG. 7. Apr. 1883 Beitr. 3. E.d. DR. XXVI &. 1074 und JW. 1883 
©. 154 Nr.3, 22. Mai 1900 Beitr. 3. E. d. DR. XLIV ©. 1185, SA. LV Nr. 231 und 
IW. 1900 ©. 520 Nr.4]. — Daß ber Mangel der Vertretungsmacht als Revifionsgrund 
($ 551 Nr. 6) und als Nichtigkeitsgrund ($ 579 Abi. 1 Nr. 4) geltend gemadt werben 
fann, ift eine Sade für ſich. 

2. Zu Abi. 2: Von Amtswegen ift der Mangel der Vollmacht zu berüdfichtigen, 
db. b. der Nachweis der Bevollmächtigung durch Ichriftliche Urkunde zu verlangen, in jedem 
Verfahren, in dem eine Vertretung durch Anmälte nicht geboten ift, und zwar auch, wenn 
ein Anwalt ald Prozekbevollmädtigter auftritt. Dies gilt au in dem nad) $78 Abi. 2 
vom Anmwaltszwange befreiten Verfahren, jelbit wenn es mit einem Anwaltsprozeſſe zu— 
fammenbängt. Das ift für die Praris unbequem und in ber That fonderbar; aber vom 
Standpunkte der lex lata aus ift nicht darüber hinwegzufommen. Bei Beratung der 
Novelle von 1898 wurde beantragt, das Geiek zu ändern (Komm. Ber. ©. 33); aber es 
blieb beim Alten. [So auch Strudm. Koch (8) N.5, Wilm. Levy (7) N. 2 zu $ 84 alt, 
Gaupp (9) N. II, Schulgenftein Ztichr. f. d. CPr. XVI ©. 54lf., Simonion eod. XXIX 
©. 223 f., Schönfeld „Recht“ V ©&.337, 429, RG. 17. Mai 1897 JW. ©. 342 Nr. 4, KG. 
Berlin Redtipr. d. OYG. VI S. 424, OVG. Breslau Ztichr. f.d. EPr. XII S.45f. u. XXIX 
©. 220 ff. — AM.: im Anichluß an die nur vom Parteiprozeſſe fprechenden Mot. 3. €. I 
&.109 das KG. Berlin Ztichr. f. d. EPr. XI S.106, OLG. Kiel Redtipr. f. OLG. IT S. 209, 
OLG. Bamberg eod. Ill S. 215, Peterien (5) N. 3 Abi. 1, Neubauer Ztichr. f.d. EPr. XXI 
©. 57 fi., Remelé „Recht“ VE.250, VI S. 12, 9. Meyer Ztichr. f. d. CPr. XXIX ©. 231 ff., 
„Recht“ V &.380, Heine eod. ©. 462, 491, Weismann I ©. 307, Ston. Gelpde N. 6. Ber- 
fchiedene diefer Schriftiteller unterfcheiden, ob der Anmalt, welcher in dem vom Anwalts« 
zwange befreiten Verfahren ald Bevollmächtigter auftritt, der Prozehbevollmäcdhtigte oder 
ein anderer ift, und halten nur in dem lekteren Falle für jtatthaft, den Nachweis der 
Bevollmächtigung von Amtsmwegen zu verlangen. Für dieſe, an fich nicht unzweckmäßige, 
Untericheidung bietet aber das Geſetz feinen Anhaltspunft.] — Der Nachweis der Bevoll- 
mädtigung durch fchriftliche Urkunde ift troß einem Zugeftändniffe des Gegners zu ver— 
langen. Der Nachweis fann in jedem Stadium bed Verfahrens verlangt werben; jedoch 
nicht fchon bei der Einiegung des Termins in die Ladung ($ 216 Abi. 1), denn dieſe ift 
nur Vorbereitung einer Prozekhandlung [vgl. Hellmann BL.F. RA. XLV 8.195 ff., 209 ff.J. 
Dat das Amtögericht unterlaffen, von dem Bevollmächtigten den urkundlichen Nachweis der 
Bevollmächtigung zu verlangen, jo fann zwar das Berufungsgericht nicht die Nachlieferung 
ber Vollmachtsurkunde von Amtswegen anordnen; aber, wenn die Bevollmädtigung von 
einer Partei beftritten wird, hat das Berufungögericht zu unterfuchen, ob der Vertreter 
bevollmächtigt war, wobei die Partei, welche die Bevollmächtigung behauptet, in ihrer Be— 
weisführung nicht auf den urkundlichen Nachweis beſchränkt ift (arg. $ 89 Abi. 2); 
auch kann fich, wenn bie Berufungsfchrift dem eritinftanziellen Bevollmächtigten zugeftellt 
ift (vgl. $ 179), bei der von Amtswegen zu prüfenden Ordnungsmäßigkeit der Berufungs— 
einlegung (vgl. $ 535) Anlaß geben, die Bevollmächtigung nachzuprüfen [RG. 30. Apr. 
1900 Beitr. 3. €.b. DR. XLIV &©.1170f.], wobei jedoch gleichfalls die Beweisführung nicht 
auf Urkunden beichränft iſt. 

Soweit eine Vertretung durch Anwälte geboten ift, hat das Gericht den Mangel 
ber Vollmacht erit zu berüdfichtigen, wenn der Gegner den Mangel rügt. Dies gilt auch 
für die Einlegung eines Rechtsmittel troß der vorgejchriebenen Offizialprüfung der ord— 
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nungsmäßigen Einlegung [RG. 13. Mai 1891 Beitr. 3. €. d. DR. XXXV &. 1177]. Eine 
Vermutung der Bevollmächtigung befteht aber nicht. Anders das franz. Recht, Code de 
proc. art. 352 s. — Ausnahmsweiſe ift im Anmwaltöprozefie der Mangel der Bollmadt 
von Amtswegen zu berüdfichtigen in den Fällen ber $ 613, $ 640 Abf. 1, $ 641 Abf.1. 

3. St der Mangel der Vollmacht von Amtswegen oder auf Rüge bes Gegners zu 
berüdjichtigen, jo hat das Gericht von demjenigen, welcher ald Bevollmächtigter auftritt, 
zu verlangen, daß er die Bevollmächtigung durch Urkunde ($ 80 Abf. 1) nachweife. Be— 
glaubigung einer Privaturkunde ($ 80 Abj. 2) ift nur auf Werlangen bes Gegners er- 
forberlih. Zum Nachweis oder zur Beglaubigung ift eine Friſt (arg. $89 Abf. 1 Saß 2) 
oder ein neuer Termin zu beftimmen, Wird die Benollmächtigung nicht ordnungsmäßig 
nachgewieien, jo ift der angeblich Bevollmächtigte von jeder weiteren prozeffualifchen 
Thätigkeit zurüdzumeiien [vgl. KG. Berlin Stiche. f. d. EPr. XXXI ©. 512]. PVerlangt er 
darüber eine gerichtliche Enticheidung, etwa weil er behauptet, daß er feine Bevollmäd- 
tigung genügend ermwiejen habe, fo ift ein Beichluß zu erlaffen, der mit Beichwerde an- 
gefochten werben fann (arg. $ 567 Abj. 1), da eine vorgängige mündliche Verhandlung nicht 
erforderlich ift [vpl. NG. 18. März 1902 Entid. LI Nr. 22 ©. 98 ff.]. Die vor ber 
Zurüdweiiung erfolgten Prozebbandlungen find für und gegen die vertretene Partei 
wirffam, wenn durch irgendwelche Beweismittel nachgewiejen werden kann, baß bie 
Partei auch nur mündlich Vollmacht erteilt oder die Prozekführung genehmigt hat (arg. 
8 89 Abſ. 2). Anderenfalls find die Prozekhandlungen unwirkſam, woraus ſich je nad 
ber Lage des Verfahrens verfchiedene Folgen ergeben. Zum Muſter dienen folgende 
Situationen: 

a) Die Stlage ift durch einen unbevollmächtigten Vertreter erhoben. Die Erhebung 
ift unwirffam. Wird in dem Termine zur mündlichen Verhandlung von dem Mertreter 
des Klägers oder von dem Bellagten eine Enticheidung des Prozeffes verlangt, fo ift ein 
Urteil zu erlaffen, worin die Erhebung der Klage für unwirkſam erflärt oder ber Be- 
flagte von der Klage entbunden wird. [Vgl. Strudm. Koch (8) N. 1, Wilm. Levy (TIN.1 
zu $ 84 alt, Gaupp (9) N. IIIBb, Sfon. Gelpde NR. 5 zu $ 89, Wach Handb. I ©. 603, 
Pland Lehrb. Il S. 89, Schmidt (2) ©. 674, Ulbricht, Höpfner u. A. RG. 21. Nov. 1902 
IW. 1903 S. 3 Nr.5. — AM.: Juſt a. a. O. ©. 323f. und Hellmann a. a. O., bie 
einen Beſchluß auf Einſtellung des Verfahrens erlaſſen mwollen.] In dem Rubrum bes 
Urteils ($ 313 Abf. 1 Nr. 1) ift zwar bie Partei zu nennen, in deren Namen die Klage 
erhoben ift; aber der vollmachtlofe Vertreter ift zur Tragung ber Prozeßkoſten einjchließ- 
lich der dem Gegner erwachſenen Koften zu verurteilen. IVgl. Strudm. Koch (8) N. 4 zu 
5 89, Wilm. Levy (TIN.1 zu $ 84 alt, Wach Handb. I ©. 603, Ulbricht a. a. O. S. 64 ff., 
Friedländer Arch. f. civ. Pr. LXXXV &.332f., KG. Berlin Rechtſpr. d. OLG. IX ©. 55. 
AM.: Gaupp (9) N. IIIBb, Pland Lehrb. II S. 90f., Schmidt (2) ©. 674 litt. b, Juſt 
0.0.0. ©. 326, Höpfner a. a. ©. ©. 57f., Hellmann a. a. O. S. 283 ff, OLG. Karlsruhe 
Redtipr. db. OLG. IX ©. 177.) Gegen bie Enticheidung, welche den vollmadhtlofen Ver: 
treter zur Tragung der Prozeßloſten verurteilt, fteht diefem nah Analogie von $ 99 
Abi. 3 und $ 102 Abi. 3 das Mechtsmittel der fofortigen Beſchwerde zu (vgl. R. 1 litt. ca 
zu 856). — Die Begründung ber aufgeftellten Sätze ergiebt fi aus den Ausführungen 
in R.1 litt. ca zu $ 56, welche hierher entiprechende Anwendung finden. 

b) Iſt die Klage einem vermeintlichen Bevollmächtigten des Beklagten zugeftellt 
mworben und erfolgt feine Genehmigung, fo ift ebenfo zu verfahren wie im Falle ad a; 
nur daß der unterliegenbe Kläger die Koſten zu tragen bat. 

e) It nach orbnungsmäßiger Erhebung der Klage im Termine zur mündlichen Ber- 
handlung ein unbevollmäcdhtigter Vertreter für eine ber Parteien aufgetreten, jo ift auf 
Antrag gegen die Partei ein Verfäummisurteil zu erlaffen. Vgl. N.1 litt.cy zu $ 56. 

d) Hat nah ordnnungsmäßiger Vertretung in ber unteren Inſtanz ein unbevoll- 
mädhtigter Vertreter ein Rechtsmittel eingelegt, jo ift die Einlegung als unmirlfam zu 
erflären ober, was basjelbe ift, das Mechtsmittel ala unzuläfffg zurüdzumeifen ($$ 535, 
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566, 574). Über bie Koften ift wie im falle der litt. a zu entfcheiden [vgl. das in d. 
Entih. d. RG. LI ©. 99 cit. U. d. KG. Berlin]. Anfechtung der Softenenticheidung wie 
im Falle der litt. a. Iſt die Nechtsmittelfchrift einem vermeintlichen Bevollmächtigten zu— 
geftellt, jo findet das zu litt. b Gefagte entiprechende Anwendung. Bol. N. 1 litt. cd 
au $ 56. 

e) Tritt in einem Berfahren ohne mündliche Verhandlung, 3. B. im Stoftenfeft 
fegungsverfahren, im Mahnverfahren (f. jedoch $ 703), in dem einen Arreft oder eine einit: 
weilige Verfügung betreffenden Verfahren, ein unbevollmäctigter Vertreter ala Gefuchiteller 
auf, fo wird das Geſuch als unwirkſam durch Beichluß zurüdgewielen; gegen den Beichluß 
findet Beſchwerde ſtatt (arg. $ 567 Abi. 1). 

8. 89.* (85.) 

Handelt Jemand für eine Partei als Geſchäftsführer ohne Auftrag oder 
als Bevollmächtigter ohne Beibringung einer Vollmacht, ſo kann er gegen oder 
ohne Sicherheitsleiſtung für Koſten und Schäden zur Prozeßführung einſtweilen 
zugelaſſen werden. Das Endurtheil darf erſt erlaſſen werden, nachdem die für 
die Beibringung der Genehmigung zu beſtimmende Friſt abgelaufen iſt. Iſt 
zu der Zeit, zu welcher das Endurtheil erlaſſen wird, die Genehmigung nicht 
beigebracht, jo iſt der einſtweilen zur Prozeßführung Zugelaſſene zum Erſatze 
der dem Gegner in Folge der Zulaſſung erwachſenen Koſten zu verurtheilen; 
auch hat er dem Gegner die in Folge der Zulafjung entitandenen Schäden zu 
erſetzen. 

Die Partei muß die Prozeßführung gegen ſich gelten laſſen, wenn ſie 
auch nur mündlich Vollmacht ertheilt oder wenn ſie die Prozeßführung aus— 
drücklich oder ſtillſchweigend genehmigt hat. 

HE. 8 106, HP. 1121 ff., 4947, 4072 f., NE. 88 141 ff., 146, MB. 249 ff., 259 ff., 476. 638, €. 1, 
II, III & 85, M. 109, SB. 38, 517, Brot, db. Homm. 5. 2. Lei. d. Entw. e. BEB. II, B7Lf., 
Vegr. db. Nov. v. 1898 ©. 87 f. 

Litteratur j. bei $ 88. 

1. Zu Abi. 1 Satz 1, 2: Val. $ 56 Abi. 2. Das Geridt fann nad freiem Er- 
meſſen einftweilen zur Prozekführung zulaffen einen Geichäftsführer ohne Auftrag, d. i. 
jemanden, der namens der Partei handeln will, ohne Bevollmächtigung zu behaupten, und 
einen Bevollmächtigten ohne Beibringung des Nachweiſes der Bevollmädhtigung, im Falle 
des 8 80 Abi. 2 ohne Beibringung der Beglaubigung. Das Gericht fann die Zulaffung 
von einer Sicherheitsleiftung für Koſten und Schäden abhängig maden. Für die Sicher: 
heitsleiftung gelten die $$ 109, 110. Die Sicherheit haftet dem Gegner für feinen Anſpruch 
auf Eritattung der Koſten und auf Schadenserfaß, wenn der Zugelaffene nicht die Ge- 
nehmigung beibringt oder die Bevollmäcdhtigung nachweiſt. Die Zulaffung fann erfolgen, 
ohne daß mit dem Verzuge Gefahr verbunden ift (abweichend von $ 56 Abf. 2). Die Zu- 
laffung fann ohne förmliche Enticheidung erfolgen, wenn der Gegner fie nicht beanftandet. 
Anderenfalls ift ein Beichluß über den Zulaffungsantrag erforderlih. Die Enticheidung 
ift nicht Zmwifchenurteil, da es fih um einen Akt der Prozekleitung handelt. Der Ber 
ſchluß ift nicht ſelbſtändig anfechtbar (arg. $ 567 Ab. 1), weil er eine vorgängige münd— 
lihe Verhandlung erfordert. Als Prozekleitungsaft kann der Beſchluß zurüdgenommen 
werden. Zur Beibringung der Genehmigung oder des Vollmachtsnachweiies ift eine Friſt 
zu beftimmen, Die Friſt fann verlängert werden ($ 224 Abf. 1,2). Wird die Genehmigung 
oder der Bollmachtänachweis beigebracht, fo find die Prozekhandlungen des Zugelaflenen 
für und gegen die Partei wirfiam, und zwar auch, wenn dies erft nad) Ablauf der Friſt, 
aber vor dem Schlufje der mündlichen Verhandlung geſchehen ift (arg. $ 231 Abi. 2). Wird 
die Genehmigung oder die Wollmadht nicht beigebracht, fo find, vorbehaltlich des $ 89 Abi. 2, 
die Prozeßhandlungen des Zugelafjenen nicht für die Partei wirfiam. Wie das Verfahren 
zu erledigen ift, ergiebt fi) aus N. 3 litt.a bis d zu $ 88. Vor Ablauf der Friſt darf 
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das Endurteil nicht erlaffen werden, es wäre denn, dab die Genehmigung oder die Voll— 
macht beigebracht ift. Sinzwiichen kann der Prozeß fortgeieht, es fünnen insbefondere Be— 
weile unter Zuziehung des Zugelaffenen aufgenommen werden, Nach Ablauf der Friſt ift 
ein neuer Termin nötig, weil dem Gegner Gelegenheit gegeben werben muß, die Voll— 
machtsurfunde einzufehen und zu beanftanden [vgl. OLG. Colmar Redtipr. d. OLG. IX 
©. 54]. Iſt der Termin nicht in dem früheren Termine verkündet, jo muß eine Partei 
die andere laden. 

2. Zu Abi. 1 Saß 3: Auch wenn der einftweilen zur Prozekführung Zugelaffene 
nicht Schon nach den in N. 3 litt.a zu $ 88 entwidelten Süßen zur Tragung der ganzen 
Prozeßkoſten zu verurteilen ift, ift er nach dem Zulage der Novelle zum Erſatze ber dem 
Gegner infolge der Zulaffung erwacdjenen Koften zu verurteilen, falls zu der Zeit, zu 
welcher das Endurteil erlaflen wird, die Genehmigung nicht beigebradt if. Die Ver: 
urteilung fann nur in diefem Verfahren, nicht in einem gefonberten Prozeffe, verlangt 
werden. Sie hängt nicht davon ab, daß eine Sicherheit geleiftet ift. — Unter denjelben 
Vorausſetzungen ift der Zugelaflene verpflichtet, dem Gegner den infolge der Zulaffung, 
3. B. infolge der Verzögerung des Verfäumnisurteils gegen den Bellagten, entjtandenen 
Schaden zu erjeßen. Diefer Erfaganiprud fann aber nicht in diefem, fondern nur in 
einem bejonderen Verfahren geltenb gemacht werben. 

3. Zu Abi. 1 Sag Ubis 3: Die Vorichriften des Abſ. 1 find auf den Fall zu- 
geichnitten, dab ein durch Urteil zu erledigendes Verfahren ftattfindet. Dieſe Vorichriften 
find aber auch auf den Fall, daß das Verfahren durch Beſchluß zu erledigen ift, ent« 
ſprechend anzumenden. 

4. Zu Abf. 2: Dot. N. 1 Abi. 2 zu $ 85 und N. 3 Abſ. 1 zu $ 88. Die Vorfchrift 
bes $89 Abi. 2 gilt auch für einen Vergleich, den der Bevollmächtigte geichloffen hat IRG. 
24. Apr. 1901 Entih. XLIX Nr. 84 ©. 345]. Die mündliche Bevollmädtigung oder bie 
Genehmigung kann ſowohl dem Vertreter alö dem Gegner gegenüber erflärt werden (arg. 
BGB. $ 182 Abi. 1). Die Genehmigung kann auch noch nah Eintritt der formellen 
Rechtöfraft des Urteils erfolgen. Der Beweis fann nicht bloß von dem Vertreter und der 
vertretenen Partei, Sondern auch von dem Gegner geführt werden. Tür die Beweisführung 
gelten die allgemeinen Regeln, inöbefondere aud) die über Vorlegung einer Urkunde ($$ 422 ff.) 
und über Eideszufchiebung ($ 445). — In Zufammenhang mit Abi. 2 ftehen die Vor: 
ichriften des $ 551 Nr. 5 und bes $ 579 Abi. 1 Nr. 4. 


8. 90. (86.) 

Inſoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten iſt, kann eine 
Partei mit jeder prozeßfähigen Perſon als Beiſtand erſcheinen. 

Das von dem Beiſtande Vorgetragene gilt als von der Partei vor— 
gebracht, inſoweit es nicht von dieſer ſofort widerrufen oder berichtigt wird. 

v“ st ut, H®. 1131 ff., 4982 ff., NE. 95 147 f., NP. 256 f., 287, €. 1, II, III 8 84, M.110f., 

Litteratur: Wach Handb. I ©. 605, Pland Lehrb. I 8 49; über die geſchichtliche Ent- 
widelung der Beiftandichaft (Advolatur) ſ. Pland Lehrb. I $ 35. 

1. Beiftand ijt, wer mit einer Partei oder einem Nebenintervenienten oder mit dem 
geieglichen Vertreter im Termine zur mündlichen Verhandlung oder zur Bemweiserhebung 
vor Gericht erfcheint, um die Partei ıc. in der Nechtsverfolgung oder Verteidigung zu 
unterftüßen. Ein Bevollmäcdtigter kann nicht mit einem Beiltand auftreten. Inſoweit 
eine Vertretung durch Anmälte nicht geboten ift, alfo im Parteiprozgeß und in dem in 
$ 78 Abi. 2 bezeichneten Verfahren (vgl. N. 4 zu $ 78), kann jede prozeßfähige Perſon 
Veiftand fein. Die Befugnis eines Rechtsanwalts, vor jedem Gericht ala Beiſtand auf» 
zutreten ift in RAO. $ 26 anerkannt. 

Gm Anwaltsprozeß ift fein Raum für einen Beiſtand. Etwas anderes ift, daß 
nah RAD. $ 27 einem anderen Rechtsanwalte die Ausführung der Parteirechte und auch 
bie Mertretung in der mündlichen Verhandlung übertragen werden fann. 


154 Erftes Buch. Zweiter Mbjchnitt. $ 90. 


2. Der Beiftand kann alle Erklärungen abgeben, die in dem Termin abgegeben 
werben fönnen. Er kann Anträge ftellen, Beweis antreten, Geftändniffe, Anertenntniffe 
und Verzichte erflären ıc. Was er vorträgt, gilt ala von der Partei vorgebradt, ſoweit 
ed nicht von dieſer fofort widerrufen oder berichtigt wird. Die Befugnis zum Widerruf 
und zur Berichtigung erftredt fi auf alles, was der Beiſtand vorgebradjt hat. Die Mot. 
3. E. III ©. 111 bezeichnen zwar die Beitimmung bes Abi. 2 als eine dem $ 85 Satz 2 
analoge; aber die Verfchiedenheit ber Faſſung ergiebt, daß das Widerſpruchsrecht hier nicht, 
wie in $ 85 Sat 2, eingeſchränkt ift. 

3. Die Koften, welche durch die Zuziehung eines Beiftandes entftehen, find vom 
Gegner zu erftatten, wenn fie „notwendig“ im Sinne des $ 91 waren, 


Fünfter Titel. 
Prozeßkoſten. 

Litteratur: W. Waldner Die L. v. d. Prozeßkoſten nach öſterr. Prozeß- und Privatrecht, 
mit Berückſichtigung der CPrO. f. d. D. R. (Wien 1883), dort ©. 1 Angaben über ältere Litt., 
W. Francke Über Weſen und Sonderredht der Verbindlichkeit zur Erftattung gegneriſcher Prozeß— 
foften Btichr. f. d. CPr. VI ©. 64 ff., H. Meyer Die Enticeidung über die Kojten eod. VII 
©. 281 ff., Pfizer Beitr. z. E. d. DR. XXX ©. 98 ff. und XXXI ©. 593 ff, Pland Lebhrb. 1869, 
Schmidt Lehrb. (2) S$ 162 bis 167, Kohler Der Prozeß ald NRechtsverhältnis ©. 80 ff., Goedel 
Bl. f. Rechtspfl. in Th. XXVIII ©. 359 ff, Görres Ziſchr. f. d. CPr. XXXV ©. 338 ff. 352 ff. 

1. Der fünfte Titel der CPrO. enthält Vorfchriften über die Verpflichtung ber 
Parteien und der Nebenintervenienten zur Tragung der Prozekloften und über die aus 
ber Prozekführung entjtehenden Anſprüche auf Erftattung der Prozekloften. Außerhalb 
bes fünften Titels ftehen derartige Vorichriften in $75 Sa 2, $238 Abi. 3, $ 271 Abi. 3, 
8 278 Abf. 2 (8 283 Abſ. 2), $302 Abf. 4 Sa 2 (8 600 Abf. 2), $ 344, 8506 Abi. 2 Sag 2, 
$ 515 ($ 566), $541 Abſ. 2 Sa 1, $8$ 637, 658, 673, 677, 682, 8 684 Abi. 4, $ 686 Abf. 4, 
88 692, 698, 8 699 Abi. 1 Sat 3, $ 766 Abi. 2, $ 788, $ 874 Abf. 2, $ 885 Abi. 3, $ 887 
Abf. 2, 88 911, 971. 

Die Verpflichtung zur Tragung und Erftattung von Prozebloften kann ſich ferner 
ergeben aus $ 89 Abi. 1 Satz 3 für den einftweilen zugelaffenen Vertreter, aus $ 102 für 
Gerichtöfchreiber, Vertreter und Gerichtävollzieher, aus $ 380 Abf. 1, $ 390 Abi. 1 für 
Zeugen und aus $ 409 Abf. 1 für Sadiverftändige. Nah HGB. $ 328 Abf. 2 Sak 2 
haftet die Kommanbditgejellihaft auf Aktien für die Koften ber dort bezeichneten NRedhts« 
ftreitigfeiten, welche den Kommanbitiften zur Laft fallen. Die Gefellichaft ift in dem 
Rechtsjtreite zur Tragung dieſer Koften zu verurteilen. 

Aniprüche auf Koftenerftattung, die fi aus den Vorfchriften der CPrO. ergeben, 
fönnen nicht in einem bejonderen Verfahren, jondern nur in bem Verfahren geltend gemacht 
werben, in welchem fie entjtehen. [Vgl. Pland Lehrb. IS. 268 N. 63, 6.385, S. 480 bei 
N. 25, NG. 3. Dez. 1888 Entich. XXII Nr. 81 ©. 421.) Anſprüche auf Koftenerftattung, 
bie fi aus anderen Thatbeftänden — 3. B. aus Verzug oder aus unerlaubter Handlung 
— ergeben, fönnen ala Nebenanfprüche neben dem Hauptanſpruch oder in einem bejonderen 
Verfahren verfolgt werden. 

2. a) Die Aniprühe ber Staatöfaffe, welche zufolge der Prozekführung entitehen, 
werden dur das GAG, v. 18. Juni 1878 (dazu RG. v. 29, Juni 1881 und Einf.Gef. 3. 
CPrNov. v. 1898 Art. IV) in der Faſſung der Bel. v. 20, Mai 1898, RGEBl. ©. 659, 
bejtimmt. Dal. dazu CPrO. $ 115 Nr. 1, 88 120, 123, 125 (betr. das Armenredht), $$ 379, 
402 (betr. Vorjchüffe beim Beweiſe durch Zeugen und Sadhverftändige), $ 911 (Haftkoften) 
fowie die Kaiſ. BO. v. 24. Dez. 1883, betr. die Geb. Freiheit in dem Verf. vor dem Reichs— 
gericht, REBl. 1884 ©. 1; 

b) die Anſprüche der Zeugen und Sadverftändigen werben durch die GO. für 
3.u.©.0.30. Juni 1878 (dazu RG. v. 11. Juni 1890 und EG. 5. CPrNov. v. 1898 Art. VI) 
in der Faſſung der Bel. v. 20. Mai 1898, RGEBl. ©. 689, beftimmt; 
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c) die Anſprüche der Gerichtövollzieher dur die GO. f. d. GL. v. 24. Juni 1878 
(dazu NG. v. 29. Juni 1881 und EG. 5. CPrNov. v. 1898 Art. V) in der Faſſung ber Bel. 
v. 20. Mai 1898, RGEBl. ©. 683; 

d) die Anſprüche ber Rechtsanwälte durch die GO. f. NN. v. 7. Juli 1879 (dazu 
EG. 3. CPrNov. v. 1898 Art. VII) in der Faſſung der Bel. v. 20. Mai 1898, RGEBl. ©. 692, 
dazu RAD. $ 18 Abi. 5, $$ 32, 37, 38. 

3. Die Verpflichtung zur Tragung und zur Erftattung der Prozebfoften entſteht 
nicht erft mit der dieſe Verpflichtung ausſprechenden Enticheidung, jondern als bedingte 
Derpflihtung mit der Rechtshängigfeit oder mit der die Koſten veranlaffenden Prozeb- 
tbätigfeit. Daher können die Anſprüche als bedingte jchon vor der Entiheidung im Kon— 
furfe geltend gemacht werben [vgl. 2. Seuffert Konkursprozeßrecht S. 54f., Jaeger KO. (2) 
Anm. 23 zu $ 3). 

4. Für Erfüllung der aus der Prozekführung entitehenden Anſprüche auf Prozeß— 
foften haftet die Partei perjönlich und unbeſchränkt, auch wenn für den im Prozefje geltend 
gemachten Hauptanſpruch nur eine Sachhaftung oder eine beichränkte Perfonenhaftung (3. B. 
ber Erben) beiteht. Neben der Perfonenhaftung fann eine Sahhaftung für die Koſten be» 
ftehen, vgl. BGB. $ 1118, $ 1210 Abi. 2, $ 1264 Abi. 1, Zm VG. $ 10 Abi. 2. 

5. a) Aus dem BGB. 8 767 Abf. 2 ergiebt fih, daß der Bürge für die dem Gläubiger 
von dem Hauptichulbner zu eriegenden Stoften ber Rechtöverfolgung haitet. 

b) Unter gewifien Umftänden haftet der Mann perjönlih als Gefamtichuldner für 
Prozeßkoftenichulden der frau. Bei dem geieklihen Güterftande der Verwaltung und 
Nutznießung kommen in Betracht die Vorfchriften des BGB. $ 1338 verbunden mit $ 1387 
Nr. 1, wozu bie $$ 1415, 1416 Abi. 2 heranzuziehen find; vgl. Pland Komm. 3. BGB. (3) 
N.1litt.b zu $1387. Bei allgemeiner Gütergemeinichaft kann fich die perfönliche Haftung 
des Mannes ergeben aus $ 1459 Abf. 2 verbunden mit $ 1460 Abf. 2; bei Errungenichafts- 
gemeinschaft aus $ 1530 Abi. 2 verb. mit $ 1531, wozu wieder $ 1529 Abi. 2 und $ 1387 
Nr. 1, ferner $ 1532 heranzuziehen find; bei Fahrnisgemeinihaft aus $ 1549 in Ber- 
bindung mit $ 1459 Abi. 2 und $ 1460 Abſ. 2. 

ec) Aus dem BGB.$ 1489 Abſ. 1 verb. mit $1459 Abi. 1 folgt, daß bei fortgefeßter 
Gütergemeinichaft die überfebende frau perſönlich ald Gejamtichuldnerin für die Prozeß— 
foftenjchulben des verftorbenen Mannes haftet. 

d) Nah dem BGB. $ 1654 haftet ber Water und in ben Fällen der $$ 1684, 1685 
bie Mutter für die Koſten eines Rechtäftreits, ber für das in ihrer Gewalt ftehende Kind 
geführt wird, fofern die Koften nicht dem freien Vermögen zur Laft fallen. Wann bie 
Koſten des Nechtöjtreits dem freien Vermögen zur Laft fallen, ergiebt ſich aus der Ver— 
weilung des BEB.$ 1660 auf $ 1415 Nr. 3, $ 1416 Abi.1. Pal. Pland Komm. z. BGB. (3) 
N. 1 itt. h zu $ 1654 und N. 2 litt.e,d zu $ 1660. Die Haftung bes Vaters ıc. befteht, 
auch wenn fein Vermögen, das der elterlichen Nußniekung unterliegt, vorhanden ift [vgl. 
Pland Komm. 3. BGB. (3) N. 4 zu $ 1654, Engelmann in Staubingers Komm. 3. BGB. 
(2) N. III zu $ 1654, bay. ob. LG. BL. f. RU. LXXII ©. 166 ff., OLG. Breslau „Recht“ 
X ©. 621 Nr. 1499; — aM.: KG. Berlin Redtipr. d. OLG. VII S. 73, 26. Münden 
I Bl. f. RU.LXX ©. 745]. 

Ada bis d: Die fih aus ben bezeichneten Haftungen ergebenden Anfprüche der 
Gerichtöfaffe und des Gegners gegen den Dritten find in dem Prozeß, in welchem bie 
Koſten entftanden find, nicht zu berüdfichtigen, fonbern gefondert geltend zu machen. Führt 
3: B. der Vater als gefehlicher Vertreter des Kindes einen Prozeß, fo ift im Falle bes 
Unterliegens nicht der Vater, jondern das Kind zur Tragung ber Koften zu verurteilen, 
was wegen ber Vollſtreckung in das Kindesvermögen (vgl. $ 746) bedeutſam ift; bie ſich 
aus GKG. $ 81 ergebende Vorihußpflicht für Gebühren trifft nicht den Water perlönlich, 
fondern das Kind, weil der Vater nicht Partei dieſes Prozeſſes ift. 

6. Über Verpflichtung zur Leiftung eines Vorfchufles zur Beftreitung 
von Prozeßkoſten. 
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a) Nach bem BGB. beiteht feine Verpflichtung des Mannes, der rau einen Vor— 
ſchuß zur Beitreitung von Prozeßkoſten zu leiften. Vgl. Gaupp (9) N. IIIa Abi. 3 vor $ 91 
und fpez. f. Eheprozeſſe Gaupp (7) N. VI vor $606; Staudinger- Engelmann Komm. z. BGB. (2) 
N.3 zu $1387, A. Schmidt Komm. 3. BGB. N.2cHaa zu $1387, Ullmann Güterredt S.96 ff. 
und Arc. f. c. Pr. XCII ©. 288 ff., Bürd IW. 1900 ©. 269 ff., S. 337 ff, Marwitz DI3. V 
1900 ©. 43 ff., Davidfohn eod. ©. 160ff. und Eheicheidung S. 17ff., Fuld Heff. Rechtſpr. I 
(1890) ©. 23, Barre „Recht“ 1900 ©. 204 ff., Fleiſchmann eod. ©. 151ff., Wieruzowski 
eod. S. 370 ff. und Eheredht S. 95 N. 37, Grünmald „Recht“ 1901 ©. 62, Aal IW. 1902 
S. 563 ff. Herold Beitr. 3. €. d. TR. XLVI S. 843 ff., Frike KeVSchr. XLIII ©. 331, 
Hellmann eod. XLIV ©. 20f., Freudenthal CPrO. (2) N. 4 zu 8627, J. Neumiller CPrO. 
N. zu $ 114 und N. I zu $ 627, KG. Berlin Redhtipr. d. OYG. I ©. 21, OLG. Frankfurt 
eod. &.268, OLG, Karlsruhe eod. S. 275, OLG. Kiel SA. LV Nr. 209, OLG. Jena SA. 
LV1 Nr. 29, OYG. Celle eod. Nr. 252, OYVG. Darmitadt DIB. V 1900 ©. 157, OLG. Ham- 
burg „Recht“ 1902 ©. 44. — Dagegen wird eine Verpflichtung des Mannes zur Leiftung 
eines Vorichuffes für die Prozehfoften an die frau angenommen und (zumeift) eine einft« 
weilige Verfügung, die eine folche Leiftung anordnet, für zuläffig erachtet von: Peterien (5) 
N.4 vor $91, Pland Komm. z. BGB. (3) N. 1d zu $ 1387, Opet Komm. 3. BGB. N. 8 zu 
$ 1337, Kuhlenbeck Handlomm. 3. BGB. N.I zu $ 1387, Lehmann BR. (2) 113 181 N.5, 
Meitel BLF.RALXVE.185f., Mittelftein DYZ.V 1900 ©. 160, Wolff „Recht“ 1903 
S. 76ff. Schäfer Ztichr. f. Npfl. in Bay. IIS. 91 ff. vom RG. 23. Ntärz 1900 SA. LVI Nr. 107, 
5. Apr. 1900 IW. S. 339 und Entſch. XLVI Nr. 97 S. 354, 12.Nov. 1900 IW. 6.837 und 
Entich. XLVIINr. 17 ©. 92, 12. Nov. 1900 IW. S. 850, 868, 8. März 1901 IW. ©. 735, 
12. Aug. 1901 IW. 8.735 ff. 20. Jan. 1902 Beitr. z. E.d. DR. XLVI S. 941, 23. Apr. 1906 
EN. LXII Nr. 27, 9. Juli 1906 SEN. LXII Nr. 28 und IW. ©. 560 Nr. 28, OLG. Eöln 
Ripr. d. OLG. I S. 80 (aber gegen Zuftändigfeit des Ehegerichts), OLG. Naumburg eod. 
©. 269 und „Recht“ 1901 S.409, „Recht“ 1903 S.80, KG. Berlin Redtipr. d. OLG. IV 
S. 84, OLG. Roftod und OLG. Colmar Redtipr. d. OYG. XI S. 95, OLG. Hamburg 
EA. LXII Nr. 261] 

Die oben vertretene Anficht beruht auf folgenden Erwägungen: 

Unter der Herrichaft des früheren gemeinen Rechtes wurde die Verpflichtung des Mannes, 
der Frau einen Vorichuß für die KKoften eines von der Frau zu führenden Prozefles, ins- 
befondere eines Cheprozefies, zu leiſten, aus der Verpflichtung zur Gewährung des Unter- 
balt3 hergeleitet [vgl. A. Leyfer Meditat, ad Pand, vol, II sp. 84 med. 5, vol, V sp. 313 
med. 5ff., Glüd Erl.d. Band. XXVIII &. 57, SA. VII Nr. 308, XXIII Nr. 267, XXXIII 
Nr. 41, XLIX Nr. 26, L Nr. 176, RG. Entſch. VS. 416]; doch war dieſe Anficht feines- 
wegs allgemein anerkannt [vgl. Sintenis Praft. Civ. Recht III &. 130 0.56 g.€., Walther 
Ztihr.f.ER.u. Pr. XX &.382, Holzichuher Theor. u. Kaſuiſtik (3) III S. 1093 Note, Buengner 
Theorie u. Pr. d. Alimentationspfl. S. 52F.,127, SU. XXX Nr. 84, XXXII Nr. 147]. Im 
preuß. ALR. III $ 188 find Prozeßkoſten als zum Unterhalte gehörend ausdrüdlich an— 
geführt. Auch unter der Herrichaft des BGB. könnte man vielleicht, fomweit die Prozeß— 
foften als notwendige Ausgaben ericheinen, dieſen Gefichtspunft gelten laſſen, wenn nicht 
das BGB. die Frage, ob der Mann die durch Prozeſſe der Frau entftandenen Koſten zu 
bezahlen hat, ganz unabhängig von der Unterhaltspflicht geregelt hätte. Aus den Mot. 
3. 1. Entw. IV ©. 125, 640, 696 f. geht mit aller Deutlichkeit hervor, daß die Verfafjer 
bes 1. Entw. e. BGB. die Verpflichtung zur Bezahlung von Prozekfojten nicht als einen 
Beitandteil der Unterhaltspflicht behandeln, fondern diefe Verpflichtung, foweit fie die Ehe— 
gatten betrifft, im ehelichen Güterrechte regeln wollten, und die Eriftenz ber $ 1387 Nr. 1, 
88 1416, 1464, $ 1535 Nr. 2, $ 1536 Wr. 4 des BGB. bemeift, dab diefer Standpunkt in 
ben fpäteren Phaſen beibehalten wurde. Auch das RG. erfennt in den cit. Enticheidungen 
an, daß fih aus der Unterhaltspflicht, wie fie im BGB. geregelt ift, feine Vorſchußpflicht 
berleiten läßt. [Abw. nur Meyerhoff JW. 1900 ©. 690 ff.] 

Kann biernach die Verpflichtung zur Vorſchießung von Prozeßkoſten aus der Unter: 
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haltspflicht nicht hergeleitet werden, ſo bleibt übrig, zu unterſuchen, ob ſich jene Ver— 
pflichtung aus den Vorſchriften des ehelichen Güterrechts ergiebt. 

a) Bei dem geſetzlichen Güterſtande ber Berwaltung und Nutznießung 
fommen die VBorjchriften des BEB. $ 1387 Nr. 1, $ 1416 in Betraht. Nach $ 1387 
Nr. 1 ift der Mann der Frau gegenüber verpflichtet, die Koften eines Nechtäftreits zu 
tragen, ben bie Frau führt, fofern nicht die Koften dem Vorbehaltägute zur Laft fallen. 
Nah BEL. $ 1416 Abi. 1 fallen im Verhältniffe der Ehegatten zu einander dem Vor— 
behaltsgute zur Laft die Koften eines zwifchen den Ehegatten geführten Prozefies, 
foweit nicht der Dann fie zu tragen hat. Der einichräntende Nebenja bedeutet, wie 
aus ber Entjtehungsgeihichte des $ 1416 zu erfehen ift, nichts anderes, als daß bie 
Koften eines zwiſchen den Ehegatten geführten Prozefies dem Vorbehaltsgute nicht zur 
Laſt fallen, wenn und joweit der Mann auf Grund ber $$ 91 ff. der CPrO. zur Tragung 
ber Prozekfoften verurteilt ift lvgl. Ullmann Arch. f. c. Pr. XCII S. 228). Sonach 
ergiebt fi) aus ben angeführten Vorſchriften des BGB. niemals eine felbitändige, aus 
bem materiellen Rechte zu begründende Verpflichtung des Mannes zur Tragung ber 
Koften eines von der Frau mit ihm geführten Prozefles, jondern das BGB. gedentt 
bloß des Tyalles, dab der Mann auf Grund bes Prozeßgeſetzes zur Tragung ber 
Prozeßkoſten verurteilt wird, und erflärt für diefen Fall, dab die Koften nicht dem 
Vorbehaltsgute der Frau zur Laft fallen, Die Argumentation des Reichögerichts: $ 1387 
Nr. 1 ftelle als Megel auf, daß der Mann ber Frau gegenüber verpflichtet fei, die Koſten 
eines von der Frau geführten Rechtöftreits zu bezahlen; dieſe Regel fomme nicht ſchon 
dann in Wegfall, wenn nah den die Schuldenhaftung betreffenden Beitimmungen bie 
in trage lommenden Koften dem Borbehaltsgut unter gewiffen Umſtänden zur Laft 
fielen, fondern nur dann, wenn bie Koften bes betreffenden Rechtsitreitö dem Vorbehalts— 
gut unbedingt zur Laft fielen, gebt fehl. Aus der Möglichkeit, daß die Frau zufolge 
ihres Sieges in dem mit dem Manne geführten Prozeffe von dem Manne die Erftattung 
der Prozehkoften fordern fann, ift doch feine Regel des vom Neichögerichte behaupteten 
Inhalts zu entnehmen! Vielmehr ift das Verhältnis der Vorjchriften Folgendes: Regel: 
der Mann ift verpflichtet, die Koften der Prozeffe zu tragen, welche die Frau führt; 
Ausnahme: der Mann ift nicht verpflichtet, die Koften eines Prozeffes mit der Frau 
zu tragen; Unterausnahme: der Plann ift verpflichtet, die Koften eines mit der Frau 
geführten Prozeffes zu tragen, ſofern er nach Prozeßrecht die Koſten zu tragen bat. 
Da vor Beendigung des Prozeſſes nicht berviejen werden fann, daß die Unterausnahme 
Plat greift, gilt für Prozeſſe zwiichen ben Ehegatten der zweite Satz als Regel. Nun 
fteht allerdings der frau auf Grund des Prozeßgeſetzes ein eventueller, d. i. durch den 
Eieg im Prozefje bedingter, Anfpruch gegen den Dann auf Erftattung der Prozeßloſten 
zu (1.0. N. 3). Nach Umftänden wäre es nicht ausgeichloffen, daß die frau zur 
Sicherung dieſes bedingten Anspruchs einen Arreft gegen den Mann ermwirkte (vgl. 
5 916 Abi. 2), wenn ein Arreftgrund (88 917, 918) vorliegt. Aber unzuläffig ift eine 
einftweilige Verfügung, die dem Manne bie Vorauszahlung an die Frau auferlegt. In 
ber Litteratur und in der Rechtiprechung ift allgemein anerkannt, daß durch einftweilige 
Verfügung eine Geldzahlung dem eventuellen Schuldner nur auferlegt werden kann, 
wenn e3 fi) um wieberfehrende Leiftungen handelt (vgl. NR. 1 Abi. 3 zu $ 940). Zur 
Sicherung eines Anipruchs auf einmalige Geldleiftung dient eben nicht die einſtweilige 
Verfügung, fondern der Arreſt. Diefer kann aber nie zur Auszahlung, fondern äußerften 
alles zur Hinterlegung führen ($ 930 Abf. 2). Daß die frühere Praris eine einitw. 
Verfügung zuließ, hängt damit zulammen, daß man bie Zahlung, durch welche die Frau 
in den Stand gejegt wurde, die Gerichtögebühren und ihren Anwalt zu bezahlen, als 
eine Alimentenzahlung behandelte. Daß bas unter Herrſchaft des BGB. nicht mehr 
angeht, wurde oben dargelegt. 

Unter welchen Umſtänden die Koſten eines Nechtöftreits zwiichen der Frau und 
einem Dritten dem Vorbehaltsgute zur Laft fallen, alfo von dem Manne der Frau 
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gegenüber nicht zu tragen find, ift aus $ 1415 Nr. 3 und $ 1416 Abi. 2 des BGB. 
zu entnehmen. Zieht man diefe Prozeſſe ab, jo ergiebt fi, dab der Mann zu tragen 
bat die Koſten eines Nechtäftreits zwiichen der Frau und einem Dritten, wenn das 
Urteil dem Wanne gegenüber in Anfehung des eingebrachten Gutes wirkſam ift (81416 
Abſ. 2 Satz 1), ferner die Koften eines Rechtsftreits ziwifchen der frau und einem Pritten 
über eine periönliche Angelegenheit der Frau oder über eine nicht unter $1415 Nr.1,2 
fallende Verbindlichkeit, für die das eingebradhte Gut haftet, in ben beiden lebten 
Fällen aber nur dann, wenn die Aufwendung der Koften den Umſtänden nach geboten 
iſt ($ 1416 Abi. 2 Sak 2). So weit hiernach eine Verpflichtung des Mannes zur 
Zragung eines don der frau mit einem Dritten geführten Nechtäftreits befteht, hat 
die frau einen Anſpruch gegen den Mann auf Erftattung der von ihr auögelegten 
Koften. Da aber dieſe Verpflichtung eine Laft des dem Manne zuftehenden Verwal— 
tungs- und Nutznießungsrechts ift, jo fann nad) $ 1394 des BGB. der Anfprud der 
Frau erft nad Beendigung der Verwaltung und Nutznießung gerichtlich geltenb ge— 
macht werben, fofern nicht die Vorausfegungen zum Verlangen einer Sicherheitsleiftung 
$ 1391) vorliegen. [Qgl. Staudbinger-Engelmann Komm. (2) N. 3d zu $ 1387. Die 
gegenteilige Behauptung des RG. Entih. XLVII ©. 73 ift ohne jede Begründung hin— 
ejtellt.] Kann der Anspruch der {Frau vor Beendigung der Verwaltung und Nußniegung 
nicht gerichtlich geltend gemacht werben, ohne daß die Vorausfegungen zum Verlangen 
einer Sicherheitsleiftung vorliegen, jo fann diefer Aniprud ohne diefe Vorausſetzungen 
auch nicht durch Arreft oder einftweilige Verfügung gefichert werben. Gegen die Zuläffig- 
feit einer einftweiligen Verfügung ſprechen außerdem die oben angeführten Gründe. 
8) Bei allgemeiner Gütergemeinfhaft kommen die Vorichriften des BGB. 
8 1460 Abi. 2, $ 1464 in Betracht. Nach $ 1460 Abi. 2 haftet für die Koſten eines 
Nechtsftreits der Frau das Gelamtgut, woraus fich gemäß $ 1459 Abi. 2 ergiebt, daß 
der Mann auch perlönlih für dieſe Koften haftet. Das ift aber feine Haftung ber 
rau gegenüber, fondern eine Haftung gegenüber dem Dritten, welchem auf Grund 
der Prozehführung eine Koftenforderung gegenüber der Frau zufteht. Nun zieht das 
Reichögericht in der Entſcheidung v. 5. April 1900 Entſch. XLVI S. 354 aus dem Um: 
ftande, daß die Koftenichuld der Frau eine Geſamtgutsverbindlichleit ift, die Folgerung, 
dab ber Mann ber Frau einen Koftenvorihuß leiften müſſe; aber dieſer Folgerung 
fehlt es an jeder Berechtigung. Mean fönnte vielleicht aus der Haftung bes Mannes 
folgern, daß ber Dritte, welcher einen Anſpruch auf Vorſchuß gegen die progekführenbe 
frau bat, alio der prozekbevollmächtigte Anwalt der Frau (vgl. RAD. $ 84) ober die 
Berichtöfaffe (GAG. $ 81), dieſen Anſpruch auch gegen den Dann babe; aber wieſo 
fih aus ber Haftung des Mannes gegenüber bem Dritten ein Anfpruch der Frau auf 
Leiltung eines Vorfchuffes ergeben follte, ift fchlechterdings nicht abzufehen. — Aus 
$ 1464 Abf. 1 ergiebt fi, dab im Verhältniffe der Ehegatten zu einander die Koften 
eines Rechtsſtreits zwiichen ihnen der Frau zur Laft fallen, fomweit nicht der Mann fie 
zu tragen bat. Was oben unter litt.« über die Vorfchrift des $ 1416 Abi. 1 gelagt 
ift, findet hierher entfprechende Anwendung; es kann alſo aus $ 1464 Abi. 1 fowenig 
wie aus $ 1416 Abj. 1 eine Vorfchußpflicht des Mannes für den Prozeß abgeleitet 
werben, welcher zwiichen den Ehegatten geführt wird. In Anſehung der Koften eines 
Rechtsftreits zwiichen der Frau und einem Dritten ift durch $ 1464 Abf. 2 dasjelbe 
beitimmt, wie in $ 1416 Abſ. 2, nur daß an Stelle des eingebrachten Gutes das 
Gejamtgut tritt. Es findet daher entiprechende Anwendung, was unter litt. « über 
die Bedeutung des $ 1416 Abi. 2 geiagt if. Da $ 1467 Abſ. 1 beitimmt, dab, was 
ein Ehegatte dem Gelamtgute ſchuldet, erft nach Beendigung der Gütergemeinihaft zu 
feiften ift, fo ftebt $ 1467 Abſ. 1, ebenfo wie bei dem gefeglichen Güteritande ber 
$ 1394, einem Arreft oder einer einftweiligen Verfügung zu Gunften der Frau im 
Wege. Die Ausführungen ad litt. « über die Unzuläffigfeit einer einftweiligen Ver— 
fügung treffen auch hier zu. 
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y) Bei Errungenihaftsgenieinfhaft und bei Fahrnisgemeinfchaft finden bie 
Grörterungen unter litt. « und 3 entiprechende Anwendung; arg. BGB. $ 1519 Abi. 2, 
$ 1525 Abf. 2, $ 1529 Abſ. 2, $ 1535 Nr. 2, $ 1536 Nr. 4, $ 1537 Abf. 1. 

d) Bei Gütertrennung fann ein Anfpruch ber fyrau gegen den Mann auf 
Zahlung ber Koſten bes mit dem Manne geführten Prozeffes gleichfalld nur durd Ver— 
urteilung des Mannes entftehen. Der Erftattungsanipruch der Frau kann bier fofort 
geltend gemacht werden; aber eine Vorjchußpflicht des Mannes ift ebenſowenig wie bei 
den anderen Güterftänden zu fonftruieren. 

Für diejenigen, welche eine Vorſchußpflicht annehmen, ergiebt fich die weitere Frage, 
welchen Einfluß die Bewilligung bes Armenrechts habe. Die Bewilligung bed Armenrechts 
an bie frau würde die Vorichußpflicht des Mannes, wenn fie beftände, nicht aufheben 
[vgl. OLG. Hamburg 1. Sen. SA. LVIII Nr. 239, LXII Nr. 261; abw.: OLG. Ham- 
burg 2. Sen. SA. LXI Nr. 2611]. Ebenſo nicht die Bewilligung des Armenrehts an 
den mit der Frau prozeifierenden Mann [vgl. RG. 9. Juli 1906 SA. LXII Nr. 28 und 
IW. S. 560 Nr. 28, RG. Berlin SA. LVII Nr. 81; aM.: OLG. Hamburg SA. LIX 
Nr.36). Der Umftand, daß die Frau das Armenrecht erlangen fönnte, würde den Mann 
nicht zur Verweigerung des Vorſchuſſes berechtigen [RG. 23. Apr. 1906 SA. LXII Nr. 27]. 

Wenn eine Verpflichtung des Mannes zur Leiftung eines Koftenvorjchuffes in einem 
zwifchen den Ehegatten geführten Prozeſſe beftände, jo würde immer nod die Zuftän- 
digkeit des Prozehgerichts, ſpeziell in Eheprozefien die Zuftändigfeit bes Chegerichts, 
zur Erlafjung einer einftweiligen Verfügung in Abrede zu ftellen fein; vgl. N. 2 litt. b 
zu $ 627. 

Die Frau kann fi die Mittel zur Prozekführung über ihre perfönlichen An« 
gelegenheiten, insbefondere auch zu einem Eheprozeſſe, verichaffen, indem fie bei bem Vor: 
mundichaftsgerichte nah FrGG. $ 45 beantragt, daß das Vormundichaftsgericht die von 
bem Manne verweigerte Zuftimmung zu einer Verfügung über eingebrachtes Gut ober 
über Gefantgut erjege (arg. BGB. $$ 1402, 1451); dadurch wird fie in ben Stand ge: 
fegt, über eingebrachtes Gut oder über Gefamtgut ohne Zuftimmung ded Mannes zu ver: 
fügen. [Bgl. Pland Komm. 3. BGB. (3) N.2,3 zu $ 1402 und N. 2 zu $ 1451, A. Schmidt 
Komm. 3. BGB. N. 3 zu $ 1402 und N. 2 zu $ 1452.] 

b) Nah dem BEP. beiteht auch feine Verpflichtung des Inhabers der elterlichen 
Gewalt, dem Kind bie Koften eines mit dem Gewalthaber zu führenden Prozeffes vorzu— 
fchießen. Zum Unterhalt gehören die Koften auch hier nicht (vgl. o. litt.a Abi. 3). Aus 
ben in NR. 5 litt.d angeführten Vorjchriften des BGB. läßt ſich eine Vorichußpflicht nicht 
herleiten. [Vgl. Engelmann in Staudinger Komm. 3. BEB. (2) N. II7 Abf.2. — AM.: 
Pland Komm. 3. BEB. (3) N.1 litt. h Abf. 2 zu $ 1654, OLG. Breslau Redtipr. b. 
ORG. V ©. 472.) 

e) Eine Verpflichtung zur Vorſchießung von Prozebloften ergiebt fih aus HGB. 
8 893 Nr. 2, wonach ber Verficherer bei Aufbringung des Schiffes oder ber Güter den 
vollen Betrag der ihm zur Laft fallenden Koſten bes Reflameprozefjes, joweit fie erforder: 
lich werben, vorzuſchießen hat. 


$. 91.* (87.) 

Die unterliegende Partei hat die Koften des Rechtsſtreits zu tragen, ins— 
befondere die dem Gegner erwachjenen Koften zu erjtatten, ſoweit diefelben 
nach freiem Ermeſſen des Gerichts zur zwedentjprechenden Rechtsverfolgung 
‚oder Nechtövertheidigung nothivendig waren. Die Koftenerjtattung umfaßt auch 
die Entjchädigung des Gegners für die durch nothiwendige Reifen oder durch 
die nothwendige Wahrnehmung von Terminen entjtandene Zeitverfäumniß; die 
für die Entjehädigung von Zeugen geltenden Vorjchriften finden entjprechende 
"Anwendung. 
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Die Gebühren und Auslagen des Rechtsanwalt der obfiegenden Partei 
find in allen Prozeſſen zu erjtatten, Reifeloften eines auswärtigen Rechtsanwalts 
jedoch nur infoweit, als die Zuziehung nach den Ermeſſen des Gerichts zur 
zivedentjprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsvertheidigung nothivendig war. 
Die Koſten mehrerer Rechtsanwälte find nur infomweit zu erjtatten, als fie die 
Koften eines Rechtsanwalts nicht überfteigen, oder als in der Perjon des 


Rechtsanwalts ein Wechſel eintreten mußte. 


HE. 8 67, HE. 862 ff., 4918, NE. $ 149, NE. 187, E. I, IT, IIT $ 85, M. 111, RB. 33, 518, 600, 
702 f., Begr. db. Rov. v. 1898 ©. 88, RB. z. Nov. v. 1898 ©. 35 #. 


1. Zu Abi. 1: a) Das Gejeh gebt von dem Grundiaß aus, daß das IUnterliegen 
in der Hauptiache als Rechtsfolge die Verpflichtung nad) fich zieht, die Koſten des Rechts- 
ftreits (Prozeßkoſten) zu tragen, insbeiondere die dem Gegner erwachienen Koſten zu er— 
ftatten. Diefe Verpflichtung ift nicht Strafe für ein Verſchulden. Sie tritt vielmehr un« 
abhängig von einem Verichulden und zwar deswegen ein, weil billigerweife die im Prozeffe 
verlangte Rechtshülfe auf Koften deſſen erfolgt, ber die Rechtshülfethätigfeit veranlaßt hat. 
Auch die Verpflichtung zur Erftattung der dem Gegner erwacjenen Koften beruht nicht 
auf einem Verſchulden, fondern lediglich auf der Veranlaſſung dieſer Koften durch die 
andere Partei. [Bal. Francke Ztſchr. f. d. CPr. VI S. 65 f., Pland Lehrb. 18.379. Die 
von Waldner in der (S. 154) cit. Abhandlung vertretene Anſicht, daß die Koſtenpflicht 
bes Beklagten ſich aus den Regeln über mora, bie des Klägers aus der Rechtswidrigkeit 
der Anipruchsanmaßung erkläre, ift für das moderne Recht nicht zutreffend.) 

b) Koften bes Rechtsſtreits find die durch den Nechtöftreit veranlaßten Koiten. 
Als ſolche fommen insbejondere in Betracht die Gerichtäfoften einschließlich der Gebühren 
für Zeugen und Sadverftändige, die Gebühren und Auslagen der Gerichtävollzieher, der 
Bevollmächtigten (einichlieglich des Zuftellungsbevollmädtigten) und Beiſtände, die Aus» 
lagen der Partei oder ihrer geieglichen Vertreter für die Vollmacht und deren Beglaubigung 
(vgl. N. 4 Abſ. 5 zu $ 80), für Reifen zu einem Termin oder zu ihrem Bevollmädtigten 
[val. Ztſchr. f. d. CPr. VII ©. 284, 540, OLG. Jena SA. XLII Nr. 152] und für bie 
Korrefpondenz mit diefem, für Rechtögutacdhten [vgl. RG. 6. Apr. 1905 IW. ©. 372 Nr. 14, 
bay. ob. 2G. SA. L Nr. 125], für Herbeiihaffung von Beweisurkunden ꝛc., ferner, wie Die 
Nov.v.1898 im Gegenjate zu der bisher herrichenden Anficht beftimmte, die Entichädigung 
für die durch notwendige Reifen oder durch notwendige Wahrnehmung von Terminen (Ver- 
handlungs-, Vergleiche, Beweisterminen) entitandene Zeitverfäumnis der Partei. Auf dieſe 
Entichädigung finden die nad der GO. f. Zeugen und Sadverftändige (j. N. 2 litt. b vor 
$ 91) für deren Entihädigung für Zeitverläumnis geltenden Vorfchriften, d. f. die 852,5 
ber cit. GD., entiprechende Anwendung. Die Vorfchriften der $$ 6 bis 11 der cit. GO. über 
die Reifeentichädigung und ben Reifeaufwand der Zeugen und Sadverftändigen find für 
bie Parteien nicht maßgebend [aM.: Gaupp (9) N. VIII Abf. 1]; fie fönnen aber bei Be— 
urteilung der Angemefjenheit einer Liquidation der baren Auslagen der Partei zur Ver— 
gleihung herangezogen werben. 

Zu den Prozebfoften gehören die vor Erhebung der Klage durch ein Gefuh um 
Beftimmung des zuftändigen Gerichts (88 36, 37), durch ein Geſuch um Bewilligung des 
Armenredhts, durch ein Verfahren zur Sicherung des Beweiſes ($$ 485 ff., vgl. N. 2 vor 
$ 485), durch einen Sühneverfuch ($$ 510, 608) ſowie im ordentlichen Prozeffe die durch 
das vorangehende Mahnverfahren entitandenen Koften ($ 698); beögleichen in den Prozeſſen 
über Stlagen nad $$ 767, 771 die durch die einftweiligen Anordnungen ($ 769, $ 771 
Abſ. 3) entitandenen Koften [RG. 30. Nov. 1901 Entſch. L Nr. 84 S. 356 ff.]. Über die 
Trage, ob die Koſten eines Arreftprozefjes oder eines Verfügungsverfahrens zu den Koſten 
des Hauptprozeſſes gehören, 5. N. 5 litt. d zu $$ 921, 922. Nicht zu ben Prozehfoften 
gehören die Koften der Verflarung (HGB. $$ 522 fi.) [OLG. Hamburg Redtipr. d. OLG. VII 
©. 281; auch nit die KHoften für eine Kündigung, für Mahnbriefe [vgl. Wilm. Levy (7) 
N.2 zu 887 alt, Gaupp (9) N. VI Abſ. 2, 9. Meyer Ztichr. f. d. EPr. VII S. 285, Scier- 
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linger Bl. f. RA. LXII ©. 49 ff., van Alten IW. 1901 ©. 118 f.; aM.: Peterjen (5) 
N.5, Skon. Gelpde N.7, Buchka Meckl. Ztſchr. XIV ©. 345, Bienenfeld DL. f. RU. LXIU 
©. 296 ff. Görres Ztiſchr. f. d. EPr. XXX ©. 360] und für außergerichtliche Vergleichs: 
verbanblungen [Meyer Ztichr. f. d. EPr. VII S. 285, OLG. Roftod Medl. Ztichr. XIV 
8.294]. Nicht zu den Prozekfojten gehören die Gebühren des Rechtsanwalts für Empfang« 
nahme von Zahlungen [Mot. 3. E. III S.104, Wilm. Levy (7) N. 1 zu $ 87 alt, Gaupp 
(NR. VI Ubi. 3, Ston. Gelpde N.7, 5. Meyer Ztichr. VII 8.285, Stegemann eod. S. 385, 
RG. 16. Mai 18584 IW. S.170, 3. Apr. 1889 IW. &. 168, 27. Sept. 1889 Beitr. 3. €. 
d. DR. XXXIV ©. 762, bay. ob. 26. BL. f. RA. LXV &.132, OLG. Jena SA.XXXVI 
N. 248, OLG. Dresden SA. XLII Nr. 225, Sächſ. Arch. II ©. 814; aM.: OLG. Celle 
Ztiſchr. f. d. EPr. VII S.359, OLG. Karlsruhe eod, XII S. 155]. — Die Verneinung ber 
Zugehörigfeit der bezeichneten Koſten zu den Prozeßkoſten ichlieht nicht aus, daß der Gegner 
aus einem materiellrechtlihen Grunde, 3. B. wegen Verzugs, zum Erſatze des Schadens 
verpflichtet fein fanı, welcher dem Berechtigten durch jolche Auslagen erwachſen ift, und 
daß ſolche Ansprüche als Nebenforderungen in der Klage geltend gemacht werden. 

Für die Verpflichtung zur Koftenerftattung macht es feinen Unterjchied, ob der 
Berechtigte die Koſten bereits bezahlt hat oder noch ſchuldet; vgl. jedoch wegen der Ge» 
richtsloſten GAG. $ 86, wonach der in bie Koſten Verurteilte Schuldner der Gerichtätoiten 
wird [dazu RG. 11. Juni 1892 SA. XLVII Nr. 293], ferner N. 1 litt.ca zu $ 105. 

c) Zu erftatten find nur die zur zwedentiprechenden Mechtsverfolgung oder Rechts— 
verteibigung notwendigen Koften. Ob die Koften notwendig waren, enticheidet das Gericht 
bei der Koftenfeitiegung ($ 103 Abi. 1, $ 105) nach freiem Ermefjen. Die Notwendigkeit iſt 
nach ber Zeit zu beurteilen, in welcher die die Koſten veranlaffende Handlung erfolgt ift; 
eine Handlung fann notwendig geweſen fein, obwohl fie die ſchließliche Enticheidung nicht 
beeinflußt bat. Kraft der Freiheit des Ermeffens kann das Gericht Mehrkoften, die dadurch 
erwachſen find, daß ftatt einer Klage mehrere Zeilflagen gleichzeitig oder nacheinander 
getrennt erhoben wurden, von der Gritattung ausfchließen [vgl. RG. 18. Nov. 1891 SA. 
XLVII Nr. 227, OLG. Stuttgart eod. L Nr. 208, OLG. Dresden Sächſ. Arch. II S. 802; 
aM. bei nacheinander erhobenen Teilklagen: RG. 4. Apr. 1898 SA. LIE Nr. 251]; nicht 
aber Mebrfoften, die dadurch entitanden find, daß ftatt des billigeren Urkundenprozeſſes 
ober Mahnverfahrens der ordentliche Prozeß gewählt wurde [vgl. OLG. Dresden Sächſ. 
Arch. II S. 804, Frey eod. III S.9, ferner N. 1 zu $592 und N.2 Abi. 3 vor $ 688]. Dem 
freien Ermefjen unterliegen auch die Anfäge für Vertretung dur einen Bevollmächtigten, 
ber fein Anwalt ift, und zwar aud dann, wenn der Bevollmächtigte ein von der Juſtiz— 
verwaltung zugelaffener Nechtäfonfulent ift (vgl. $ 157 Abi. 4) und für die Rechtstoniu- 
lenten eine Gebührenordnung beiteht. 

Don den Koften, welche einer Partei durch Beteiligung an mehreren Prozefien er: 
wachſen find (3.8. für Vollmachtsbeglaubigung, Reife des Vertreters zc.), fommt in jedem 
Prozeffe nur eine ber Zahl der Prozefje entfprechende Quote zur Erftattung [vgl. Schulgen: 
ftein Ztichr. f. d. EPr. XXXVI ©. 320 ff. J. 

2. Zu Abi. 2: Die freiheit des richterlichen Ermeflens bei Beurteilung der Not- 
wenbdigfeit eines Koftenanfages ift durch folgende Vorfchriften eingeengt: 

a) Die Gebühren und Auslagen des Rechtsanwalts der obfiegenden Partei find 
nicht bloß im Anwaltsprozeſſe, fondern auch im Parteiprozeffe zu eritatten. Nur bei den 
Reifefoften eines auswärtigen Anwalts tritt im Parteiprozeffe wieder die Freiheit bes 
richterlihen Ermeſſens ein. Nicht im Anmwaltöprozefje; denn der prozeßbevollmächtigte 
Anwalt muß bier regelmäßig am Orte des Gerichts wohnen (RAD. $ 18 Abi. 1) und, 
wenn er nicht an biefem Orte wohnt, find die Mehrkoſten, die dadurch entjtehen, nie zu 
erftatten (RAD. $ 18 Abi. 5); wird neben dem prozekbevollmäctigten Anwalt ein auö« 
wärtiger Anwalt zur Verhandlung beigezogen, jo find die Mehrkoſten nad litt. b von 
ber Erftattung auögefchloffeen. Im Parteiprozeffe find die Meifefoften des auswärtigen 
Rechtsanwalts nur dann zu erftatten, wenn das Gericht der Anficht ift, erftens, daß bie 
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Zuziehung eines Nehtsanmalts überhaupt, und zweitens, daß die Zuziehung eines aus— 
wärtigen Rechtsanwalts notwendig war [vgl. Strudm. Koch Ztichr. f. d. EPr. X ©. 350f. 
gegen Rödenbeck eod. IX ©. 232F.; vgl. a. RG. 9. an. 1885 Entſch. XIII Nr. 77 ©.314, 
14. Apr. 1890 XXVI Nr. 78 ©. 378, OLG. Jena SW. XL Nr. 243, OLG. Hamburg SA. 
LII Nr. 196]. 

b) Die Mehrkoften, welche dadurch entitehen, daß fich eine Partei gleichzeitig meh— 
rerer Anwälte bedient, find von der Eritattung ausgeichloflen; die Gebühren bes Korre— 
Ipondengmandatars (BD. f. RA. $ 44) jedoch nur, wenn es nicht notwendig war, fich eines 
folhen zu bebienen IRG. 29. Jan. 1886 Entih. XV Nr. 111 ©. 402, vgl. a. RG. 29, Mai 
1883 SA. XXXIX Nr. 104, 1. Juni 1883 Entich. IX Nr. 104 ©. 357, 25. Sept. 1899 
XLIV Nr. 111 ©. 427, 18. Apr. 1903 IW. ©. 237 Nr. 4]. Die Gebühren ıc. eines zweiten 
Rechtsanwalts, der die Partei bei einer nit am Sitze bed Prozehgerichts ftattfindenden 
Beweisaufnahme vertrat, find nur inſoweit zu erftatten, als fie die Koſten nicht über- 
fteigen, welche durch die Zuziehung des zur Prozekführung bevoflmächtigten Anwalts er- 
wachien jein mwürben [RG. 14. Apr. 1890 Entſch. XXVI Nr. 78 S. 378). In diefem Ber 
trage find dieſe Koften aber ftets zu erjtatten, ohne Rüdficht darauf, ob die Zuziehung 
eines Rechtsanwalts nad) den Umftänden als notwendig ericheint [R®. verein. CS. 21. Juni 
1902 Entid. LI Nr. 3 ©. 11 ff]. 

Megen ber Koften mehrerer Anwälte bei Streitgenoffenihaft ſ. N. 2 litt. h 
zu $ 61. : 

c) Die Mebrkoften, welche dadurch entitehen, daß fich eine Partei mehrerer Anwälte 
nach einander bedient, find von der Eritattung ausgeichloffen, wenn nicht der Wechiel 
eintreten mußte. Ein Wechſel mußte eintreten, wenn der frühere Anwalt geitorben ift 
oder die Fähigleit zur Vertretung durch Nieberlegung oder Entziehung der Anwaltichaft 
verloren hat [RG. 2. Mai 1894 SA.L Nr. 44, 5. Mai 1894 eod. Nr.45]. Auch durd 
Nermweifung ($ 506) fann ein Wechiel nötig werden [RG. 19. Sept. 1887 BL. f. RA. IX 
Erg. Bd. &.173, 30. Juni 1890 Entih. XXVI Nr. 89 ©. 418]. Ob der Wechiel, welcher 
durh Kündigung des Anwalts oder der Partei eintrat, notwendig war, ift nach den 
Umftänden zu bemefjen. SKündigte der Anwalt, jo mußte ein Wechjel eintreten, es fei 
denn, dab bie Partei durch ihr Verhalten, 3. B. durch Verweigerung einer Zahlung, bie 
Kündigung veranlafte [RG. 21. März 1896 SA. LII Nr. 49, OYG. Jena eod. XLII 
Nr. 54; aM.: OLG. Hamburg eod. LV Nr. 42 für den Fall, daß der Anmwalt wegen 
Aſſociierung mit dem gegneriihen Anwalte das Mandat kündigte). Kündigte die Partei, 
fo ift in der Regel ber Wechſel nicht als notwendig zu betrachten, doch find Fälle benfbar, 
in denen bie Kündigung durch befondere Umjtände nötig wurde. Auch die Koften mehrerer 
Armenanmwälte find nicht zu erftatten, wenn der Wechiel durch die Partei veranlakt wurde 
[RG. 29. Dez. 1885 Entich. XV Nr. 109 ©. 393). 

3. Die Koſten des Rechtsftreits werden als Ganzes behandelt. Aber es können 
einzelne Koften oder Koftengruppen von den Koſten bes Nechtöftreits abgefonbert werben 
(Koftenfeparation). Solche Separation ift möglid) nach $$ 94 bis 97, 8100 Abi. 3, $ 238 
Abi.3, 3278 Abi. 2, 8283 Abſ. 2, 5344, 5380 Abf. 1, 8409 Abi. 1 Sapl. 

Über die Koften des Rechtöftreits ift in dem den Prozeß abfchließenden Urteile 
(Schlußurteil) von Amtsmwegen zu erfennen ($ 308 Abi. 2), fomweit nicht fchon vorher dar- 
über entichieden ift. Dem Sclußurteile fteht in dieſer Beziehung ein Urteil mit Vor— 
behalt ($ 302, 8 529 Abſ. 3 Satz 2, $$ 540, 599) gleich. 

Eine Koitenieparation nad $ 94 kann nur im Endurteil erfolgen. Eine Koften« 
feparation nach $ 95 fann in einem Beichluß oder in dem Endurteil erfolgen. Eine 
Koftenfeparation nad) $ 96, S 100 Abſ. 3, 8238 Abſ. 3, 8278 Abi. 2 oder $ 283 Abi. 2 
fann in einem Zwiſchenurteil oder in dem Endurteil erfolgen. Erfolgt die Koftenjeparation 
in einem Beichluß oder in einem Zwiſchenurteil, fo ift fie mit dem Beſchluß oder mit 
dem Zwiſchenurteil und zwar durch dasjenige Rechtsmittel anfechtbar, welches gegen den 
Beichluß oder das Zwifchenurteil ftattfindet. Kann der Beichluß oder das Zwiſchen— 
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urteil nicht jelbitändig, jondern nur durch Anfechtung des Endurteils angefochten werden 
(vgl. $$ 512, 548), fo ift auch die damit verbundene Koſtenentſcheidung nur in dieſer 
Meile anfechtbar. Eine Koitenieparation nach $ 97 kann nur in dem die NRechtömittel« 
inſtanz abfchließenden Urteil oder Beſchluß, eine Ktoftenfeparation nad) $ 344 nur in dem 
Endurteil erfolgen. Cine Koftenieparation nach $ 380 Abf. 1, $ 390 Ab. 1, 8409 Abi. 1 
Sak 1 lann nur in dem betreffenden Beichluß erfolgen und nur mit diefem durch Be— 
ichwerde angefochten werben. 

Wird ein Prozeß durch Teilurteile ($ 301) erledigt, jo kann die Enticheidbung über 
die gefamten Koſten des Nechtäftreits bis zum Schluhurteife verfchoben werden. Über bie 
Anfechtung der Koftenentiheidung |. N. 1 litt. be zu $ 99. Es fann aber auch in dem 
Teilurteil über die bis dahin ermwachlenen Hoften des NRechtäftreits teilweiſe entichieden 
werden [jo auch Strudm. Koch (8) N. 1, Wilm. Levy (TI N. 1 zu 887 alt, Peterfen (5) N. 3b, 
Altvater Ztſchr. f.d. EPr.X S. 250 ff, Wer Beitr. 3. E. d. DR. XXXIII ©. 281 ff, OLG. 
Stuttgart SA. XLII Nr.57; aM.: Gaupp(9 N. IV Abſ. 2, Pland Lehrb. I S.387, dv. Bülow 
Beitr. 3. E.d. DR. XXI S. 709, 714; vgl. a. RG. 24. Oft. 1896 Beitr. z. E. d. DR. XL 
©. 998]. Über die Anfechtung der Koftenenticheidung |. N. 1 litt. b£ zu 899. Ob es 
zweckmäßiger ift, die Enticheidung bis zum Schluhurteile zu verichieben oder fie im Zeil- 
urteile zu erlaffen, ift nad der Lage des einzelnen Prozefies zu beurteilen. Die Ver— 
ichiebung bietet den Vorteil, daß bei der Hoftenenticheibung die Entſcheidung zur Daupt- 
ſache über den ganzen Prozeß zu Grund gelegt werben kann, hat aber ben Nachteil, daß 
ein Streitgenoffe, der an den nad) dem früheren ZTeilurteil übrig bleibenden Anſprüchen 
nicht mehr beteiligt ift, die Stoftenenticheidung des letzten Urteils nicht mehr anfechten fann, 
wenn das frühere Urteil rechtsfräftig geworden ift (arg. $ 99 Abf. 1). 

In einem bedingten Endurteile ($ 460, 8477 Abf. 3) fann bedingt über die Koften 
bes Rechtsſtreits entichieden werben, es fann aber auch die Koftenenticheidung ausgelegt 
bleiben (nordd. Prot. S. 1009). 

In einem Smijchenurteil unter den Parteien ($$ 303, 304) Tann nicht über die 
Koiten des Rechtsſtreits entichieden werben [RG. 20. Apr. 1885 Entich. XIII Nr. 104 5.390]. 
Dagegen muß in dem Fmiichenurteile, welches einen Zwiſchenſtreit zwiſchen einer Partei 
und einem Dritten erledigt (88 71, 135. 387, 402), über die Koſten des Zwifchenftreits ent= 
ichieden werden; die Enticheidung ift nad) Maßgabe des $ 99 Abi. 1 mit fofortiger Be— 
ichwerde anfechtbar. 

Wegen Enticheidbung über die Koſten in der Rechtsmittelinftanz j. die Erläuterungen 
zu $ 97. 

4. Der Prozeh kann fich in der Hauptſache (im Gegenfage zum SKoftenpunft) ohne 
Entiheidung erledigen dur; Zurüdnahme der Klage ($ 271), durch Befriedigung des 
Klägers, burch nachträglich eintretende Unmöglichleit der Leiftung zufolge eines von bem 
Schuldner nicht zu vertretenden Umjtandes (vgl. BGB. $ 275), durch Tod bes Klägers, 
wenn das geltend gemachte Recht unvererblich ift (3.8. Nießbrauch, Namensrecht), der 
Eheprozek durch den Zod eines Ehegatten ($ 628), der Statusprozeß durch den Tod einer 
Partei ($ 640 Abi. 1 u. $ 641 Abſ. 1 mit $ 628), der Entmündigungsprozeß durch ben 
Tod des Entmündigten (vgl. N. 6 litt.b zu $ 664). Bei Zurüdnahme der Klage ift ber 
Kläger auf Antrag des Bellagten zur Tragung der Prozeßkoſten zu verurteilen ($ 272 
Abi. 3 Sa 2). In den anderen Fällen ift zu unterfuchen, welche Partei ohne bie Er- 
ledigung der Hauptſache unterlegen wäre; dieſe gilt als die unterliegende Partei und ift 
vorbehaltlich der Vorfchriften der 88 93, 94 zur Tragung ber Koſten zu verurteilen. Die 
Erklärung des Klägers, dak er wegen Erledigung der Hauptſache feinen Antrag auf die 
Koften beichränfe, ift fein Verzicht im Sinne bes $ 306, denn auf ein erlofchenes Recht zu 
verzichten, hätte feinen vernünftigen Sinn; fie ift auch feine Jurüdnahme der Klage, denn 
der Kläger zieht das in der lage enthaltene Verlangen eines Urteils nicht zurüd, jondern 
beichränft feinen Antrag auf ein Urteil über die mit ber Rechtshängigfeit entftandene Koften» 
pflicht (vgl. R.3 vor $91). Daß der Prozeß in der Hauptfache erledigt ift, ift in den Ent— 
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icheibungsgründen des Urteils auszusprechen, welches über die Prozekloften enticheibet; es 
ſchadet aber auch nichts, wenn dieſe FFeititellung neben die Koftenenticheidung in die Ur— 
teilsformel geießt wird. Wenn der Stläger troß Erledigung des Prozeffes in der Haupt- 
fache den Antrag auf Verurteilung des Bellagten in der Hauptjache aufrecht erhält, iſt 
die Klage unter Verurteilung des Klägers zur Koftentragung abzumeiien. [Mit den vor- 
ftehenden Süßen über die Behandlung der Koitenpflicht bei Erledigung der Hauptſache 
ftimmen im wefentlichen überein: Strudm. Koch (8) N.1 Abi. 2, Gaupp (9) N. III, Peterjen 
(5) N. 1, Skon. Gelpde N. 1 Abſ. 2, Pfizer Beitr. 3. €. d. DR. XXX ©. 98 fi, Gerjon 
Ztſchr. f. d. CPr. XIX ©. 262f,, Schlichter eod. XXVI S. 499 fi, Salinger Beitr. 3. €. 
b. DR. XLVII ©. 81 f., RG. 8. Ott. 1902 Entſch. LII Nr. 69 &.259, 12. Apr. 1904 LVIL 
Nr. 84 ©. 381ff., 13. Juni 1904 LVIII Nr. 105 ©. 415, 30. Juni (Juli?) 1905 EA. LXI 
Nr. 21, IW. S. 496 Nr. 25, bay. ob. 26. SA. LXI Nr. 231, OLG. Köln NRedtipr. db. 
OLG. 1 ©. 76, OLG. Celle eod. II ©. 163, OLG, Dresden eod. III ©. 211, OLG. Kiel 
eod. IX ©. 133, OLG, Karlsruhe bad. Rechtipr. 1901 S. 94. — Mehr oder weniger ab- 
mweichend: Ederheimer Ztichr. f. d. EPr. XXXI ©. 61 ff., Mannherz PBeitr. 3. E. d. DR. 
XLIX ©. 66 ff, RG. 21. Mai 1900 Beitr. 3. €. d. DR. XLIV ©. 110f., 20. Febr. 1903 
Entſch. LIV Nr. 11 8.37 ff., OLG. Stuttgart SA. LXIX Nr. 59.] — Über den Fall, 
daß fich die Hauptſache nad der Einreihung der Klagejchrift bei Gericht, aber vor ber 
Zuftellung erledigt, ſ. u. N. 6 Abi. 2. 

5. Hat der Bellagte nad) dem Prozehbeginn eine Forderung gegen die Forderung 
bes Klägers aufgerechnet, jo ift zu untericheiden: 

a) der Kläger hätte feine Forderung gegen die bes Beklagten vor dem Prozekbeginn 
aufrechnen fönnen: dann ift die Klage ganz ober teilmeiie abzumeiien, bei gänzlichem 
Unterliegen fallen die Prozektoften dem Kläger zur Laſt ($ 91 Abſ. 1), bei teilweifem Unter: 
liegen ift $ 92 anwendbar; für Anwendung des $ 93 iſt fein Raum; 

b) der Kläger hätte feine Forderung gegen die des Beklagten überhaupt nicht oder 
doch nicht dor dem Prozekbeginn aufrechnen können, 3. ®. weil die Forderung bes Be— 
Hagten eine Forderung aus einer vorläglichen unerlaubten Handlung (vgl. BGB. $ 393) 
oder weil fie unpfändbar (vgl. BGB. $ 394) ift ober weil der Kläger Grundichuldgläubiger 
war oder weil die Forderung des Bellagten erjt nach dem Prozehbeginn entitanden oder 
von ihm erworben worden ift: dann ift biefelbe Situation vorhanden, wie wenn ber Be: 
Hagte den Stläger nach dem Prozekbeginn auf andere Weiſe befriedigt hat, und es finden 
daher die in N. 4 entwidelten Säge Anwendung. 

Ada und b: Daß ber Bellagte unter Beftreitung der Forderung bes Klägers, 
alfo nur eventuell, aufgerechnet hat, ändert nichts an der Koſtenentſcheidung, wie fie fich 
aus den oben vorgetragenen Sätzen ergiebt. 

Über die hier behandelten fragen gehen die Anfichten auseinander. Val. Stöfzel 
Schulung f. d. civ. Praris (4) II S. 469 ff., Ztichr. f. d. EPr. XXIV S. 55, 114, 120, 417, 
Eccius Beitr. 3. €. d. DR. XLII ©. 33, 248 f., 255, Geib Arch. f. c. Pr. LXXXV &.199f,, 
Förtſch Beitr. 3. E.d. DR. XLII ©. 229, Hellmann Kr. VISchr. XL ©. 101, Kohler Ztichr. 
f.d. CPr. XX ©. 8, 15, 36, XXIV ©. 22ff., Liebfneht Kompenfationsvollzug ©. 85, berf., 
Vorbehaltszahlung ©. 146 fi., 153 ff., 213, Siber Kompenfation ©. 115 ff., Oetker Yur. 
Litt. Bl. 1898 ©. 236, Weismann Ztſchr. f. d. EPr. XXVI &.36, Pfizer eod. ©. 43 ff., 
MWeigelin Aufrehnung S. 19, G. Yang Aufrechnung ©. 61 ff., Peterfen (5) N. 1 zu $ 91, 
N.14 zu 8145 und DI. f. RU. XLIV ©. 259 ff, Gaupp (9) N. V zu $ 91, RG. 24. Yan. 
1902 Entidh. L Nr. 95 S. 389 f., OVG. Königsberg SA. LXII Nr. 25. 

6. Ob jemand beanſpruchen kann, daß ihm die Koſten eriegt werden, welche er zur 
Vorbereitung eines nicht begonnenen Prozeſſes aufgewendet hat — 3. B. ber Gläubiger 
bat einen Anwalt zur Klagerhebung beauftragt, diejer hat die Hlagejchrift angefertigt, es 
fommt aber nicht zur Zuftellung, weil der Schuldner leitet — ift eine aus dem bürger- 
lichen Rechte zu beantwortende Frage. Unter Umftänden kann ein Anfpruch auf Schadens» 
erfag nach dem BGB. $ 256 Abſ. 1 oder $ 823 Abſ. 1 begründet fein. 
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Wird die Klage in der Hauptſache nad) deren Erledigung erhoben, etwa weil ber 
Kläger oder jein Prozeßbevollmächtigter von der Erledigung der Hauptiache feine Kenntnis 
erlangt hatte oder weil die Erledigung zwiichen der Einreichung der Klageſchrift bei Gericht 
und der durch den Gerichtöichreiber vermittelten Zuftellung der Klageſchrift erfolgt ift, fo 
fann der vom Kläger in der mündlichen Verhandlung geftellte Antrag, den Beklagten in die 
Koften des Prozeffes zu verurteilen, nicht als eine Beichränkung des Klagantrags behandelt 
werden; denn in dieſem Falle ift eine prozekrechtliche Verpflichtung des Bellagten zur 
Kojtentragung nicht, wie bei Erledigung nach dem Eintritte der Rechtshängigfeit (ſ. o. N. 4), 
durch die Klagerhebung entftanden. Der Antrag kann aljo nicht darauf geftügt werben, 
daß der Bellagte ohne die Erledigung der Hauptjache unterlegen wäre und daher die 
Koften zu tragen hätte. Ein folcher Antrag ift vielmehr unter Verurteilung des Klägers 
in bie Koften des Prozefies abzumweilen [Gaupp (9) N. II, Ston. Gelpde N. 1b vor $ 91, 
vol. OLG. Celle SA. LVI Nr. 36, OLG. Hamburg SU. LVI Nr. 113; — aM.: Staub 
3W.1889 S. 161). Würde der Kläger feinen Antrag auf Verurteilung des Bellagten 
in die Koften nicht auf den prozekrechtlichen Grund des Unterliegens, ſondern auf einen 
materiellrechtlichen Grund, etwa auf Verzug der Leiftung, ftüßen, fo käme diefer Antrag 
als eine Anderung der lage in Betracht. Es ift nicht ausgeſchloſſen, daß das Gericht 
eine ſolche Anderung der Klage nad) $ 264 zuläßt; aber die Zulaffung ftände im Er 
meſſen des Gerichts. — Das Urteil, welches den auf das Prozebgejeß gegründeten Antrag 
des Klägers unter Verurteilung des Klägers in die Koften abweift, fteht einer neuen Klage 
auf Erſatz des dem Kläger durch die Prozehführung entjtandenen Schadens nicht entgegen 
[vgl. RG. Entſch. XLIV ©. 40f.]. 

Ebenjo wie mit ber vorbereiteten, aber nicht erhobenen Klage, verhält es ſich, wenn 
eine Widerflage angekündigt, aber nicht erhoben worden ift. IVgl. Gaupp (9) N. II Abi. 3, 
Peterien (5) N.13 zu $33, Ston. Gelpde N. 3 Abi. 2 litt. a, Lämmert Ztfchr. f. d. CPr. 
XVIl ©. 476, RG. 22. Apr. 1899 Beitr. 3. E. d. DR. XLIII ©. 1236, OLG. Hamburg 
SU. LIII Nr. 186, KG. Berlin Ztſchr. f. d. EPr. XXX ©. 517 ff. und Redtipr. d. OLG. 
III S. 128. Die Entid. d. RG. verein. ES. Entic. LI Nr. 25.5 ff. verneint die Zugehörig- 
feit diefer Koften zu den Prozektoften, wenn darüber im Urteile nichts beftimmt ift, ſcheint 
aber zu unterftellen, dab die Koſten dem Kläger durch ausdrüdliche Beſtimmung auferlegt 
werden könnten, was m. E. unrichtig ift.] 


$. 92.* (88.) 

Wenn jede Partei theils objiegt, theils unterliegt, fo find die Kojten 
gegen einander aufzuheben oder verhältnigmäßig zu theilen. Sind die Ktoften 
gegen einander aufgehoben, jo fallen die Gerichtsfoften jeder Partei zur Hälfte 
zur Laſt. 

Das Gericht kann der einen Partei die gefammten Prozeßkoſten auf: 
erlegen, wenn Die Zuvielforderung der anderen Partei eine verhältnißmäßig 
geringfügige war und feine bejonderen Koſten veranlaßt hat, oder wenn der 
Detrag der Forderung der anderen Partei don der Feſtſetzung durch vichter: 
liches Ermefjen, von der Ausmittelung durch Sachverftändige oder von einer 
gegenfeitigen Berechnung abhängig war. 


DE. 8 69, HP. 879 f., 4919, NE. 8 10, NB. 190 f., E. 1, I, II 8 86, M. 112 f., KB. 38, 518, 
660, Bear. d. Nov. v. 1898 ©. 


1. Zu Abſ. 1: Bei teilweilem Sieg und Unterliegen jeder Partei, wozu auch der 
Fall gehört, wenn der fiegende Kläger als Widerbeflagter unterliegt und umgefehrt, kann 
auf Aufhebung oder auf verhältnismäßige Teilung ber Koſten erfannt werben. Die Wahl 
ſteht bem Gerichte frei. 

Bei Aufhebung der KHoften (Vergleihung, SKoftentompenfation) hat jede Partei die 
von ihr aufgewendeten Koſten zu tragen. Daß bei der Aufhebung die Gerichtsfoften jeder 


166 Erjtes Buch. Zweiter Abjchnitt. 88 92, 93. 


Partei zur Hälfte zur Laft fallen, ift durch die Nov.v.1898 ausbrüdlich beftimmt; es entipricht 
ber biöherigen Rechtiprehung; vgl. RG. 11. März 1882 Entid. VI Nr. 124 ©. 400. 

Über die Teilung bemerfen die Mot. 3. E. III ©. 113: 

„Die verhältnißmäßige Theilung der Koſten unter die Barteien fann in jehr verjchiedener 
Weile geihehen. Es kann das Gericht der einen Partei eine beftimmte Summe — pars quanta — 
der Koften auferlegen und bie andere Partei mit dem Reſte belaften; das Geriht fann aber 
auch die often nach bejtimmten Antheilen — pars quota — vertheilen, und zwar kann die 
legtere Theilung die geſammten Prozehfoften umfaſſen oder ſich auf einen Theil derjelben be» 
ichränfen. In dem erfteren Falle werden die gefammten, beiden Theilen erwachienden Prozeh- 
foften als ein Ganzes behandelt, und von der Geſammtſumme wirb jedem Theile eine bejtimmte 
Quote zur Laft gelegt. In dem legteren Falle wird der einen Partei ein aliquoter Theil der 
Prozeßkoſten des Gegners zur Erftattung auferlegt, während im übrigen die ftoften beider Theile 
verglichen werben.” 


Das Gericht fann die Koften auch nach Prozeßabſchnitten verteilen [vgl. RG. 27. Ott. 
1887 Entſch. XIX Nr. 88 ©. 430). 

2. Zu Abſ. 2: Trotz dem teilweiien Siegen und dem teilweifen Unterliegen der 
beiden Parteien fann das Gericht der einen Partei die geſamten Prozeßkoſten auferlegen, 

a) wenn die Zuvielfordberung der anderen Partei im Vergleiche mit der zuerfannten 
Forderung geringfügig war und feine befonderen often veranlaßt hat. Der Umſtand 
allein, daß durch die Zuvielforderung feine befonderen Koften entjtanden find, rechtfertigt 
die Auferlegung der geſamten Koften an die andere Partei nicht IRG. 11. Nov. 1898 
Entih. XLII Nr. 21 ©. 84]; 

b) wenn ber Betrag der Forderung ber anderen Partei von ber Feſtſetzung durch 
richterliches Ermeffen — 3.8. $ 287 oder BGB. $$ 315, 317, 343 — oder von der Aus— 
mittelung durch Sacdverftändige oder von einer gegenjeitigen Berehnung abhängt. 

3. Die Koften können nicht deswegen aufgehoben oder nad) Quoten verteilt werben, 
weil ein Angrifis: oder ein Werteidigungsmittel erfolglos war [vgl. RG. 20. Sept. 1882 
SA. XXXVII Nr. 171]. 

8.9. (89.) 


Hat der Beklagte nicht durch fein Verhalten zur Erhebung der Klage 
Peranlafjung gegeben, jo fallen dem Kläger die Prozehkoften zur Laft, wenn 
der Beflagte den Anſpruch ſofort anerkennt. 

NE. 8 19 Ubi. 2, NE. 597, 774, E. I, II, DI$ a” M. 118, HB. 38, 518 f. 

Litteratur: Meyer Ztichr. f. d. EPr. VII ©. 291 ff., Rocholl eod. VIII ©. 357 f., Rein» 
hold eod. XXI ©. 29 fi. 

1. Ob der Bellagte durch fein Verhalten zur Erhebung der Klage PVeranlaffung 
gegeben bat, ift unter Berüdficdhtigung des materiellen Rechtes und der Anichaunngen des 
Verkehrs nach dem Ermeſſen des Gerichts zu beurteilen. Die Frage ift nicht identiich mit 
der, ob ein Klagerecht (vgl. NR. 1,2 zu $ 253) befteht. Beſteht fein Klagerecht, fo ift Die 
Klage abzumeiien; dann fallen dem Kläger die Stoften zur Laſt. 893 ſetzt voraus, daß 
in der Hauptiache zu Gunjten des Stlägers erkannt wird oder erfannt werden müßte, 
wenn nicht der Beklagte den Anſpruch des Klägers befriedigt hätte. Der Kläger muß bie 
Koften des Prozefles tragen, wenn die Umftände jo liegen, daß anzunehmen ift, der Be: 
Hagte würde dem im Prozefie fofort anerfannten Anfpruche bes Stlägers auch ohne Ge: 
richtshülfe entiprochen haben, falls ihm dazu Gelegenheit gegeben worden wäre [val. 
9. Meyer Ztichr. f. d. EPr. VII S. 292]. Verzug auf Seite des Beklagten jchließt die 
Anwendung des $ 93 regelmähig aus; aber das Nidjtvorhandenfein von Verzug muß 
nicht zur Anwendung des $ 93 führen. Beilpiele, in denen $ 93 angewendet werden 
fann, bieten die Klage des Schneiders, welcher den Hunden, ohne ihm die Rechnung über- 
fandt zu haben, verklagt; die Klage des Eigentümers gegen den gutgläubigen Beliker, 
welcher nicht zur Herausgabe aufgefordert worden war; die Wechjelflage gegen den Acceptanten 
ohne vorherige Präfentation des Wechiels; die Widerfpruchstlage nah $ 771, wenn der 
Gläubiger von dem die Zwangävollftredung hindernden Rechte des Klägers vor der Klage— 
zuftellung nichts wußte [vgl. Schäfer DL.F.RA.LXIX S. 373 ff., Brüdmann DYZ.IX ©.689, 
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Metzges Beitr. 3. E. d. DR. L &. 612 ff., OLG. Hamburg SA. LVII Nr. 2251, KG. Berlin 
eod. Nr. 2251, OLG. Köln und Bamberg Redtipr. d. OLG. IX S.63 ff., OLG. Roftod 
eod. X1&.96]. Auf die Klage, in melcher das aus einer Hypothek, Grundichuld oder 
Rentenſchuld entitandene Recht auf Befriedigung aus dem Grundftüde gegen den Eigen: 
tümer geltend gemacht wird, findet $ 93 nur dann Anwendung, wenn der Eigentümer ſich 
vor Erhebung der Klage zur Ausjtellung einer vollftrefbaren Urfunde ($ 794 Nr. 5) bereit 
erflärt hat; denn ohne Vollitredungstitel kann der Berechtigte die Vollftredung in das 
Grundftüd nicht betreiben. Veranlaſſung zur Klage ift alfo jtets gegeben, wenn der Kläger 
fi nicht im Beſitze eines Vollſtreckungstitels befindet und der Eigentümer fich nicht zur 
Auöftellung einer vollitrekbaren Urkunde erboten hat. Ob man eine Zahlungspflicht des 
Eigentümers oder eine Verpflichtung zur Duldung der Zwangsvollitredung verbunden mit 
einem Ablöfungsreht annimmt, ift für die frage der Anwendbarkeit des $ 93 nicht be- 
beutfam. IIm Ergebnis ebenſo: Gaupp (9) N. III Abſ. 4, Skon. Gelpde N. 1, Kober in 
Staubdingers Komm. (2) N. 3 Ziff. 1 zu $ 1147, Oberned Grundbuchrecht (3) S. 932, Bier: 
mann Sachenrecht N. 4 zu $ 1147, Fuchs Grundbudhreht S. 391 N.6a zu $1113, Predari 
Grundbuhreht ©. 226, Fiiher-Schaefer ZwV. in d. unbew. Verm. S. 393 N. 4 zu $ 109, 
Turnau-Förſter Liegenichaftsrecht (2) IT S.571, Hellwig Anfpruh S. 360f., OLG. Celle 
Redtipr.d. OLG. III S. 318f., XII S.103, RG. Berlin eod. V1 6.386, OLG. Poſen eod. IX 
&.65, OLG. KHaffel SU. LXI Nr.184. — Abw.: Peterfen (5) N.1g.€., Pland Komm. (3) 
N.2d zu 81147, Fuchs Bl. f. RA. LXXIS. 398 ff, OLG. Marienwerder Rectipr.d. OLG. I 
S. 259, Niſſen IW. 1902 ©. 436 ff.]) Befindet fich der Berechtigte im Beſitz einer voll: 
ftredbaren Urkunde, fo ift nach der in N. 6 litt. e zu $ 794 vertretenen Anficht die Klage 
wegen Mangels des Rechtsihupbebürfniffes zurückzuweiſen, $ 93 kann alio in diefem Falle 
nur zur Anwendung fommen, wenn man, entgegen der a. a. DO. vertretenen Anficht, die 
Klage für zuläffig erachtet. — Da eine TFeititellungsflage ($ 256) nur erhoben werden 
fann, wenn ber Beklagte durch fein Verhalten die Rechtölage des Klägers gefährdet hat 
(vgl. N. 2 litt. d und N. 3 litt. b zu $ 256), jo wird $ 93 bei Feftitellungstlagen faum 
jemals anzumwenben fein. Bei ben Stlagen auf eine fünftige Leitung (55 257, 258) it $ 93 
anwendbar (vgl. R.6 zu 8257, N.3 zu $258). Wegen Anwendbarkeit auf die Klage nad 
8259 ſ. N. 3 zu $ 259. — Sind mehrere Ansprüche erhoben, jo fann $ 93 auf einen Zeil 
der Prozehfoften Anmendung finden, wenn die Vorausfeßungen bezüglich eines der Ans 
fprüche gegeben find. Ebenſo bei teilweiſem Anerfenntnis eines teilbaren Anspruchs. 

Eine jelbjtändige, mit $ 93 nicht zufammenfallende Bedeutung kommt der Vorichrift 
der KO. 8 11 Abi. 2 zu, wonach die Koften eines gegen den Konfuröverwalter aufgenom: 
menen Prozeſſes ihm nicht zur Laft fallen, wenn er ben Anfpruch fofort anerfennt [vgl. 
Jaeger KO. (2) Anm. 14 zu $ 11, 26. Leipzig Ztichr. f. d. EPr. XXXVI ©. 167 ff.). 

2. Der Bellagte muß den Anſpruch fofort, d. i. bei der erften mündlichen Ver— 
handlung [OLG. Braunichweig SA. XXXVII Nr. 262, OLG, Karlsruhe EA. LVINr.89] 
ganz und vorbehaltlos anerfennen. Beftreiten in einem vorbereitenden Schriftjage ſchließt 
die Anwendung des $ 93 nicht unbedingt aus [RG. 9. Juli 1902 Entf. LIl Nr. 38 
©. 141]. Unter Umftänden kann auch das Anerkenntnis, welches in der Verhandlung über 
den Einfpruc abgelegt wird, ein fofortiges im Sinne des $ 93 fein [vgl. Gerlach Ztichr. 
f.d. EPr. XX ©. 154 ff]. Auch bei fofortiger Anerfennung bes Anspruchs, wie er ji 
zufolge einer Stlageänderung geftaltet, ift $ 93 anwendbar [OfG. Dresden Redtipr. d. 
DRG. VII ©. 283]. — Wurde der Kläger nad) Erhebung der Klage durch Leitung oder 
durch eine ihm micht mögliche Aufrechnung befriedigt und erkennt der Bellagte dabei an, 
daß ber Anspruch zu Recht beitanden hat, jo fallen dem Kläger die Prozekfoften zur 
Laſt, wenn der Beklagte nicht durch fein Verhalten zur Erhebung ber Klage Veranlaffung 
gegeben hatte (vgl. N. 4,5 litt. b zu $ 91), nicht aber, wenn ſich die Hauptiadhe ohne 
ſolches Anerfenntnis erledigt [val. RG. 20. Yan. 1903 Entſch. LIIT Nr. 82 S. 324 ff.]. — 
Da im Eheprozeh, im Statusprozgek und im Entmündigungsprozeß ein bie gerichtliche 
Prüfung abichneidendes Anerkenntnis ausgeichloffen it ($ 617 Abi. 1, 8640 Abi.1, 8641 
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Abf. 1, 670 Abf. 1, 8679 Abi. 4, $ 684 Abf. 4, 8 686 Abi. 4), To ift in diefen Prozeſſen 
für Anwendung des $ 93 fein Raum. 

3. Eines Antrags bedarf es zur Anwendung des $ 93 nicht. 

4. Im BVerfäummisverfahren ift $ 93 nicht anmendbbar. Der Entwurf fuhr nad 
dem Worte „anerkennt“ fort: „oder wenn er, ohne auf den Nechtäftreit fich einzulafien, 
das Verfäumnisurteil gegen fich ergehen läht*. In der IH. d. RT. wurde dieſer Saß 
geftrichen, um die Anwendung auf den Verläumnisfall auszuſchließen. 


$. 94.* (S9a.) 

Macht der Hläger einen auf ihn übergegangenen Anspruch geltend, ohne 
daß er dor der Erhebung der Klage dem Bellagten den Uebergang mitgetheilt 
und auf Verlangen nachgewiejen hat, jo fallen ihm die Prozeßkoſten injomweit 
zur Laft, als fie dadurch entitanden find, daß der Bellagte durch die Unter— 
lafjung der Mittheilung oder des Nachweifes veranlaßt worden ift, den An— 
ſpruch zu — 


1.€. 3. BB, & 508, Mot. dazu IT 135, = 9 a a 
226, VI 322, 647, Begr. d. Nov. v. 1898 S 


Litteratur: Hellwig Anipruch und Klagerecht 8* 366 ff. 

1. In der Begründung der Nov. v. 1898 iſt zu 8 94 bemerft: 

„Der 5 89a enthält eine Erweiterung des 5 89 (jeft 93). Dieſe Borichrift reicht 
für den” Fall nicht aus, daß es ſich um einen Anipruc handelt, der durch Rechtögeihäft unter 
Vebenden oder durch Erwerb von Todeswegen auf den Kläger übergegangen iſt. Der andere 
Theil darf in diefem Falle erwarten, daß ihm der Uebergang vor Erhebung der Klage mit- 
getheilt und auf Berlangen nachgewiejen wird (zu vgl. BGB. 88 410, 2367). Ebenſowenig fann 
ihm aber, wenn der Stläger dies unterlaffen hat, zugemuthet werden, daß er jofort nach Er- 
hebung der Klage unter Verzicht auf den Nachweis den Anſpruch anerfenne.“ 

Die Verf. der Begründung erwähnen nur den Übergang eines Anspruchs durch 
Nechtögeichäft unter Yebenden oder durch Erwerb von Todeswegen. Der Tert und die 
ratio des Geſetzes erheifchen aber auch die Anwendung des $ 94 auf den Übergang, welcher 
kraft Gefeßes unter Lebenden eintritt, jo insbefondere auf den Übergang bei Eintritt der 
Gütergemeinichaft unter Ehegatten. Unter Übergang im Sinne des $ 94 ift auch ber 
fonftitutive Erwerb eines Rechtes an dem Anspruche, z. B. des Niebbrauces (vgl. BEB. 
$ 1070 Abi. 1), zu veritehen. Auch auf ben Fall, daß der Kläger ein fremdes Necht 
im eigenen Namen geltend macht, 3. B. ald Ehemann (vgl. BEB. $ 1380) oder ala Zefta- 
mentsvollftreder, ift der $ 94 entiprechend anzumenden. Nicht auf den Fall gerichtlicher 
Überweifung eines Anspruchs, da diefe durch Zuftellung des Überweilungsbeichlufies an den 
Schuldner erfolgt (vol. 8835 Abf. 3 mit $ 829 Abi. 3). 

Die Verf. der Begründung fcheinen nur an den Fall gedacht zu haben, dak ber 
Deflagte Lediglich die Legitimation des Klägers bejtreitet, im übrigen aber das Bejtehen 
feiner Verpflichtung einräumt. Der Auslegung bes Gejeges in diefem Sinne wiberftreitet 
der Zert: „To fallen ihm bie Koſten infomweit zur Laft, ala fie dadurch entitanden find ıc.* ; 
biernach find bei Beſtreitung der Aftivlegitimation und des Beſtehens der Verpflichtung 
die durch Beitreitung der Aktivlegitimation entitandenen beionderen Koſten von den anderen 
Kojten abzufondern, wenn der Beklagte zwar unterliegt, aber durch Unterlaffung der Mit: 
teilung oder des Nachweiies des Übergangs zur Beftreitung der Aftivfegitimation ver: 
anlaßt worden iſt. [So aud; Gaupp (9) N. Iu. III, Ston. Gelpde N.3. — AM.: wie es fcheint 
Hellwig Anſpruch x. S. 366, OLG. Hamburg Redtipr. db. OLG. XLS. 54.] Die gefamten 
Koften fönnen dem obſiegenden Stläger nur dann auferlegt werden, wenn ber Bellagte 
nad der Nachweiſung des Übergangs den Anſpruch des Klägers fofort anerkannt hat. 
Hat der Kläger den erforderlichen Nachweis mit der Stlage dem Beklagten zugeftellt oder 
nad der Zuftellung der Stlage, aber vor der mündlichen Verhandlung beichafit, jo ergiebt 
fich bei fofortigem Anerkenntniffe die Koftenpflicht des Klägers ſchon aus $ 983. 

Verfäumt der Beklagte den Verhandlungstermin, jo findet $ 94 feine Anwendung. 
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2. Die Vorfchrift des $ 94 ift nicht bloß auf die Leiftungsflage, fondern auch auf 
die fyeitftellungsflage und die Bewirkungsklage anwendbar. Sie ift auch im Urkunden» 
prozeſſe ſowie in dem nad Widerſpruch gegen einen Zahlungsbefehl ftattfindenden Ber: 
fahren anwendbar. Entjprechende Anwendung findet die Vorſchrift im Arreftverfahren und 
Verfügungsverfahren. 

3. Nah BEB. $410 Abi. 1 Satz 1, Abi. 2 ift der Schuldner dem neuen Gläubiger 
gegenüber zur Leiftung nur gegen Aushändigung einer von dem bisherigen Gläubiger über 
die Abtretung ausgeftellten Urkunde verpflichtet, es fei denn, daß der bisherige Gläubiger 
dem Schuldner die Abtretung Ichriftlich angezeigt hat. Hiernach ift es feine Chifane, wenn 
der Schuldner, dem die Abtretung in anderer Weife als durch Ichriftliche Anzeige des bis» 
berigen Gläubiger oder durch Aushändigung einer Abtretungsurfunde mitgeteilt war, die 
Attivlegitimation des neuen Gläubigers beftreitet. Wird im Prozeffe die Abtretung durch 
andere Beweismittel als durch die jchriftliche Anzeige des bisherigen Gläubigers oder durch 
Vorlegung der dem Schuldner auszuhändigenden Abtretungsurfunde erwiejen, jo ift der 
Schuldner zu verurteilen, an den neuen Gläubiger gegen Aushändigung einer von dem 
biäherigen Gläubiger auögeftellten Abtretungsurfunde zu leiſten [vgl. Pland Komm. 3. 
BGB. (3; N. 39. E. zu $ 410, Schollmeyer in Hölders Homm. 3. BEB. N. 2 zu $410, 
Dertmann Schuldverhältniffe N. 3 zu $ 410], wobei die Prozeßkoſten dem Kläger iniomeit 
zur Laft fallen, ala der Beklagte durch die Unterlaffung der Anzeige ($ 410 Abf. 2) und 
Nichtaushändigung einer Abtretungsurfunde zur Bejtreitung der NAftivlegitimation des 
Klägers veranlaft worden ift. Hat nad) Zuftellung der Stlage der Kläger dem Beklagten 
die Abtretungsurfunde ausgehändigt oder der bisherige Gläubiger ihm die Abtretung 
fchriftlich angezeigt, fo ift der Bellagte zur Leitung an den Stläger zu verurteilen; Die 
Koften find aber wie im vorigen Falle dem Kläger infoweit aufzuerlegen, als der Be: 
Hagte durch den Umftand, daß ihm vorher feine Abtretungsurfunde ausgehändigt und 
feine fchriftliche Anzeige zugegangen war, zur Bejtreitung der Aftivlegitimation veranlakt 
worden war. j 

Die vorftehenden Erläuterungen finden auf die Übertragung einer Forderung fraft 
Geſetzes entipredhende Anwendung (arg. BGB. $ 412); ferner auf die Übertragung anderer 
Rechte als Forderungen (arg. BGB. $ 413). 

Auf den Übergang einer Forderung oder eines anderen Rechtes auf den Erben finden 
die Vorichriften des BGB. 88 412, 414 feine Anwendung. Der Schuldner oder der ſonſt 
DVerpflichtete kann auch nicht die Leiftung deswegen verweigern, weil ihm fein Erbſchein 
vorgelegt wurde, wenn die Erbfolge auf andere MWeife glaubwürdig nachgewielen ift [vgl. 
RG. 1. Mai 1903 Entich. LIII Nr. 89 ©. 343]. Der $ 94 ift aljo auf den Fall, daß ber 
Kläger jeine Aftivlegitimation aus der Erbfolge herleitet, ftet3 anwendbar, wenn der 
Kläger feine Erbeneigenichaft vor dem Prozefje dem Beklagten nicht in glaubwürbiger 
Weile nachgewieien und dadurch den Bellagten veranlakt hat, die Aftivlegitimation des 
Klägers zu bejtreiten. Daß der Erbichein zum Nachweiſe der Aktivlegitimation genügt, 
folgt aus BGB. $ 2367. [BVgl. hierzu Haberftumpf „Recht“ VIII ©. 187f.) 

8. 9%. (90.) 

Die Partei, welche einen Termin oder eine Friſt verfäumt, oder die Ver: 
legung eines Termin, die Vertagung einer Verhandlung, die Anberaumung 
eines Termins zur Fortſetzung der Verhandlung oder die Verlängerung einer 
Friſt durch ihr Verjchulden veranlaßt, hat die dadurch verurjachten Koften 
zu tragen. 

oe · 3 193, 194, HP. 862 f., 4918, NE. BR 1581f., NP. 191 f., E. I, II, 111 8 88, M. 114, 

1. Die durch Verfäumnis eines Termins ober einer Friſt veruriachten Koſten fallen 
der jäumigen Partei auch dann zur Laft, wenn fie fein Verſchulden trifft. Terminsver— 
ſäumnis feßt übrigens voraus, daß die Partei ordnungsmäßig geladen iſt (arg. $ 335 Abſ. 1 
Nr. 2), es Sei benn, daß feine Ladung erforderlich ift ($ 218). Über Koften der Wieber- 
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einfeßung in ben vorigen Stand f. $ 238 Abſ. 3; über die Behandlung der durch die 
Derfäumnis entjtandenen Koften im Einfpruchsverfahren ſ. $ 344. 

2. Die durd; Verlegung eines Termins, durch Vertagung der Verhandlung, durch 
Anberaumung eines Termins zur Fortſetzung einer Verhandlung (über dieje Begriffe ſ. 
N.1 zu $ 228) oder durch Verlängerung einer Friſt (S 224) verurfachten Koften bat die 
Partei zu tragen, welche die Verlegung ⁊c. x. durch ihr Verſchulden (Vorſatz oder Fahr» 
läffigkeit) veranlaßt hat. inerlei, ob die Verlegung x. 2c. auf Antrag der fie ver- 
anlafjenden Partei oder des Gegners oder von Amtswegen beichloffen wurde. Durch Ver: 
Ichulden find insbeiondere Vertagungen veranlaßt, die wegen Nichtbeadhtung der Vor— 
ichriften der $$ 129, 132, 215, 262, 272, 498, 520 oder bei Anwendung ber 88 157, 158 
erfolgen. Im Falle der ichuldhaften Veranlafiung einer Terminäverlegung x. ı. kann das 
Gericht nah GRG. $ 48 eine bejondere Gebühr, eine Art von Prozehitrafe, erheben. 

3. Die Vorſchrift des $ 95 ift von Amtswegen zu beachten. Über die Enticheidung 
ſ. N.3 Abſ. 3 zu 89. 

$. 96. (91.) 


Die Kojten eines ohne Erfolg gebliebenen Angriffs: oder Vertheidigungs: 
mittels fönnen der Partei auferlegt werden, welche dasijelbe geltend gemacht 
bat, auch wenn fie in der Hauptjache obfiegt. 

HE. 88 87, 70, NE. $ 154, NP. 191 ff., E. I, II, III 889, M. 114, WB. 33, AB. 5. Nov. v. 18808 S. 38, 

1. Unter Angriffs» und Berteidigungsmitteln find bier wie in $$ 67, 68, 
$ 100 Abf. 3, 8529 Abf. 1 Klagegründe, Beftreitungen, Einreden, Repliten ⁊c. ſowie auch 
Deweisanträge (einichlieklich der Editionsanträge) und Beweiseinreden zu verjtehen; nicht 
Rechtsmittel, nicht die Widerflage [RG. 2. Febr. 1891 SA. XLVII Nr. 228]. 

2. Die Erfolglofigfeit eines Angriffs: oder Verteidigungsmittels rechtfertigt es nicht, 
deſſen Koſten der fiegenden Partei unter allen Umftänden aufzulegen; dadurch würde Die 
Freiheit der Bewegung zu ſehr beeinträchtigt [vgl. den AB. z. Nov. 0.1898 ©.38]. Das Gericht 
bat zu prüfen, ob die Ausicheidung folcher Koften angemeſſen ift. Zumeijt wird dazu 
erforderlich fein, daß die Partei oder ihr Vertreter die Erfolglofigkeit vorausjehen fonnte, 

3. Die Anferlegung der Koften eines erfolglofen Angriffs- oder Verteidigungs— 
mitteld bewirkt, wie jede Koftenieparation, daß die obfiegende Partei auch die dem Gegner 
dur; das Angriffs- oder Verteidigungsmittel erwachſenen Koften zu eritatten bat. Dar 
durch unterfcheidet fie fih von der Streihung nicht notwendiger Koften bei der Koſtenfeſt— 
jegung (55 103 f.). s 

4. Die Vorſchrift des $ 96 ift von Amtswegen zu beachten. Über die Enticheidung 
ÜN.3 Abi. 3 zu $ 9. 

$. 97. (92.) 

Die Kojten eines ohne Erfolg eingelegten Nechtsmittels fallen der Partei 
zur Yaft, welche dasjelbe eingelegt hat. 

Die Koften der Berufungsinitanz können der objiegenden Partei ganz 
oder theilweije auferlegt werden, wenn fie auf Grund eines neuen Vorbringens 
objiegt, welches jie nach freiem Ermeſſen des Gerichts in erſter Inſtanz geltend 
zu machen im Stande war. 

Die Koften der Reviſionsinſtanz in Nechtsitreitigkeiten über Anfprüche, 
für welche die Landgerichte ohne Nüdficht auf den Werth des Streitgegen: 
ftandes ausſchließlich zuftändig find, hat auch im Falle des Obfiegens die 
Reichs- oder die Staatskafje zu tragen, wenn der Werth des Streitgegen- 
Itandes die Summe von dreihundert Mark nicht überfteigt und der Vertreter 
des Reichs oder des Staates die Nevifion eingelegt hat. 

HE. 8 590, HP. 3668, H162f., NE. 88 155, 797, RE. 194 f., €. I, II, II 8 90, M. 114, AB. 33, 
680 f., AB. 5. BWG. 3607f., GIS. 


Litteratur: 9. Meyer Ztichr. f. d. EPr. VII ©. 316 f., Marcus eod. XII ©. 222 f., 
H. Meyer eod. XIII ©. 331 ff. 
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1. Über den Begriff „Rechtsmittel* |. N. 1 zur Überfchrift des dritten Buchs, 
vor $ 511, 

2. Wird infolge eines Rechtsmittels bie Enticheidung ber unteren Inftanz ganz 
oder teilweiſe aufgehoben, jo find bie Koſten bes Rechtsmittels als Beſtandteil der ger 
famten Koften des Nechtöftreits zu behandeln. Über diefe die Koften des Rechtömittels 
umfafjenden Koften hat das Rechtömittelgericht nach $$ 91 bis 94 zu enticheiden, wenn es 
das den Prozeß beendigende Urteil fällt. Kehrt der NRechtöftreit nach Aufhebung der an- 
gefochtenen Entſcheidung an die untere Instanz zurüd ($$ 538, 539, $565 Abi. 1), fo hat 
biefe über die Koſten des Nechtöftreits zu enticheiden. Das Rechtömittelgericht fann in 
biejem Falle ausſprechen, daß die Enticheidung dem Endurteile vorbehalten bleibt; aber 
das verjteht fich auch von felbft. Bei einer nach dem Enburteil erfolgenden Entſcheidung 
über eine Beſchwerde fehrt der Nechtäftreit nicht an die untere Inſtanz zurüd, fo ins- 
bejondere, wenn die Beſchwerde bie Koftenfeitiegung oder die Zwangsvollſtreckung betrifft; 
folglih Hat das Beichwerbegericht über die Koſten der erfolgreichen Beſchwerde nad) ben 
88 91, 92 zu enticheiden [vgl. Altvater Arc. f. c. Pr. LXIII ©. 431 ff. J. 

3. Wird ein Rechtsmittel als unzuläffig (88 535, 566, 574) oder ald unbegründet 
verworfen, fo hat das Mechtömittelgericht in der Enticheidung die Partei, welche das 
Nechtämittel eingelegt hat, zur Tragung der Koſten des Rechtömittels, insbeiondere zur 
Erftattung der dem Gegner dadurch erwachſenen Koften zu verurteilen. Über Verurteilung 
bes Nebenintervenienten zur Tragung ber Koften eines von ihm eingelegten Nechtsmittels 
ſ. N 1 0g.€. zu $101. Wenn fich der Rechtsmittelbeflagte dem Rechtsmittel angeſchloſſen 
bat und die Anjchliekung gleichfalls verworfen wird, jo find die durd die Anſchließung 
entjtandenen Koſten von dem Nechtsmittelbeflagten zu tragen [RG. 8. Juni 1899 Entid. 
XLIV Rt. 95 &. 374]. 

4. Innerhalb der Nechtömittelinitang fünnen Koftenausfonderungen nad) den $$ 95, 
96, 102, $ 238 Abſ. 3, $ 278 Abi. 2, $ 283 Abi. 2, $ 344, $ 380 Abf. 1, 8390 Abi. 1, 
8 409 Abi. 1 Satz 1 erfolgen. 

5. Zu Abi. 2: In der Berufungsinftanz fönnen die Parteien neue, db. f. in ber 
erften Inſtanz nicht vorgebrachte, Angriffs- und PVerteidigungsmittel, insbefondere neue 
Thatſachen und Beweismittel vorbringen ($ 529 Abj. 1). Sie können Verteidigungs- und 
Beweismittel geltend machen, die in der erften Inſtanz nad $$ 279, 374, 433 zurück— 
gewiejen worden find. Siegt der Berufungsfläger oder der Berufungsbellagte [vgl. Meyer 
Ztichr.f.d. EPr. XIII S.333 gegen Marcus eod. XII ©. 224] auf Grund eines neuen oder eines 
in der erſten Inſtanz wegen Verſpätung zurücdgewielenen Vorbringens, jo fünnen die Koſten 
ber Berufungsinftanz der obfiegenden Partei ganz oder teilweife auferlegt werden, wenn 
das Gericht nach feinem freien Ermeſſen die Überzeugung gewinnt, daß das Vorbringen, 
welches in der zweiten Inſtanz zum Siege führt, in der eriten Inſtanz aus Nachläffigkeit 
oder in ber Abficht der Prozehverfchleppung nicht vorgebradht wurde. Diefe Überzeugung 
fann das Gericht nicht gewinnen, wenn es fih um Umſtände handelt, die in der erften 
Inſtanz von Amtswegen zu berüdfichtigen waren, z. B. um einen Mangel ber Prozeh- 
fähigkeit. — Im Falle der Zurüdverweifung an die erjte Inſtanz ($$ 538, 539) Tann 
diefe den $ 97 Abſ. 2 anwenden. 

Die auf Grund neuen Vorbringens in ber Berufungsinftanz jiegende Partei kann 
auch in die Koften der erften Inſtanz verurteilt werden, wenn ber Sieg auf einem erſt 
nad) der eritinjtanziellen Verhandlung eingetretenen Umſtande beruht [RG. 13. Oft. 1893 
SA. XLIX Nr. 200]. 

Rationibus paribus iſt $ 97 Abſ. 2 auch in ber Beſchwerdeinſtanz entiprechend 
anzumenben. 

6. Zu Abi. 3: Dal. GBG. $ 70 Abi. 2, 3 (die auf Grund des Abi. 3 erlaffenen 
Lanbesgeiege find in N. 2 zu $ 547 angeführt) und bie in N. 1 litt. i bis n zus1 
angeführten Reichsgeſetze. Vgl. a. CPrO. $ 547 Nr. 2. — Hat nicht ber Vertreter 
des Reiches oder bes Staates, jondern der Gegner die Revifion ergriffen, jo ift nad 
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allgemeinen Grundfägen über die Koſten ber Nevifion zu erfennen (APr. 3. GVBG. 
©. 360, 361). 
7. Die Vorfchriften des $ 97 find von Amtöwegen anzumenbden. 


8. 98. (93.) 

Die Koften eines abgejchlofienen Vergleichs find als gegen einander auf: 
gehoben anzufehen, wenn nicht die Parteien ein Anderes vereinbart haben. 
Dasjelbe gilt von den Koften des durch Vergleich erledigten Rechtsſtreits, jo- 
weit nicht über diefelben bereits vechtsfräftig erfannt tft. 

HE. $ 224, HP. 1285, 5212, NE. 8 378, NB. 191, 488 f., EL, Il, TI M,M. 115, HP. 38. 

1. Der Begriff des Vergleichs ift aus dem BGB. $ 779 zu entnehmen. Lege non 
distinguente ift $ 98 ſowohl auf den gerichtlichen ald auch auf den außergerichtlichen 
Vergleich anwendbar [LG. Dresden Ztichr. f. d. EPr. NXXI ©. 331]. Über Aufebung 
ber Koſten 5. N. 1 zu $ 92. 

2. 8 98 enthält nicht eine nach $ 292 widerlegbare Vermutung dafür, daß die Auf: 
bebung der Koften von den fich vergleichenden Parteien gewollt fei, fondern eine bispofitive 
Vorichrift, wonach Aufhebung der KHoften ala Folge des Vergleichs eintritt, wenn nicht 
ein Anderes vereinbart ift. 

Über die durch eine Nebenintervention verurſachten Koften |. N. 2 litt. d zu 8101. 

3. Über welche Stoften jchon vor Beendigung des Rechtsſtreits rechtskräftig erfannt 
fein fann, ergiebt fih aus N.3 zu $ 91. 

4. Wegen der Gebühren bei Vergleichen f. GKG. $$ 21, 23, 41, 101 in d. Fafl. d. 
Def. v. 20. Mai 1898, GO. |. RA. $13 Abf. 1 Nr. 3, $ 18. 


$. 99.* (94.) 

Die Anfechtung der Entjcheidung über den Koſtenpunkt ift unzuläffig, 
wenn nicht gegen die Entjcheidung in der Dauptjache ein Nechtsmittel ein- 
gelegt wird. 

St die Hauptſache durch eine auf Grund eines Anerkenntnifjes aus- 
geiprochene Verurtheilung erledigt, jo kann die Entjcheidung über den Kojten- 
punkt jelbjtändig angefochten werden. 

Iſt eine Entjcheidung in der Hauptjache nicht ergangen, jo findet gegen 
die Entjcheidung über den Koſtenpunkt fofortige Beichwerde ſtatt. Wor der 
GEntjcheidung über die Beichwerde ift der Gegner zu hören. 


NE. 1 = NB. 1485 ff., 2345, E. I, II, III 8 92, M. 115, AB. 38, 519, Bear. d. Nov. v. 1898 
„RB. 3. Nov. v. 1808 ©. 30. 


1. Zu Be 1: a) Die mit einer Entjcheidung über die Hauptiache verbundene 
Enticheidung über den Kojtenpunft kann unrichtig fein wegen unrichtiger Entſcheidung in 
ber Hauptſache oder troß richtiger Enticheidung in der Hauptſache wegen Verlefung ber 
Vorschriften der CPrO. über die Prozeßkoſten. Wäre im erften Falle die Anfechtung ber 
Enticheidung im Kojtenpunft ohne Anfechtung der Enticheidung in der Hauptſache zuläffig, 
fo füme das höhere Geriht in die Yage, die Hauptfache gelegentlich der über die Neben- 
fache beantragten Nachprüfung gleichfall® nacdzuprüfen, ohne daß dieſe Nachprüfung für 
die Hauptiache von Bedeutung wäre. „Es find aber Urtheile zu vermeiden, durch welche 
Vorenticheidungen, welche nicht beieitigt werden fünnen, für fachlich unrichtig erklärt 
werden.“ (Mot. z. E. III ©. 110.) Deswegen ift die jelbftändige Anfechtung der Ent- 
ſcheidung im Koſtenpunkt in diefem Fall ausgeichlofien. Wäre im anderen Falle die 
felbftändige Anfechtung der Entiheidung im Koftenpunfte geitattet, jo würde fih das 
Nechtömittel als eine Art von Nichtigfeitsbeichwerde wegen unrichtiger Anwendung ber 
geieblichen Vorfchriften über die Prozeßkoſten geftalten. „Für ein ſolches Rechtsmittel 
Liegt ein Bedürfniß um jo weniger vor, als die Gefeße über die Enticheidung bes Koſten— 
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punftes einfach find, dem richterlichen Ermefjen einen weiten Spielraum geftatten und bei 
richtiger Entſcheidung in der Hauptjache FFehlgriffe in der Anwendung der foftenrechtlichen 
Beitimmungen nicht oft vorfommen werden.“ (Mtot. 3. E. III S.116.) Deswegen ift die 
jelbftändige Anfechtung der Entjcheidung auch in dem anderen Fall ausgeichlojien. 

b) Nur wenn gegen die Enticheidung in der Hauptiache das zuläſſige Rechtsmittel 
(Berufung, Revifion, Beſchwerde) eingelegt ift, kann eine Änderung ber Enticheidung über 
ben Koftenpunft beantragt werben. 

a) Hauptjache bezeichnet hier den Gegeniaß zum Koſtenpunkte. Die Entſchei— 
bung über eine Prozeheinrede kommt daher ala Enticheidung in der Hauptſache in Ber 
trat [RG. 31. Yan. 1889 Entſch. XXIII Nr. 78 S. 341, OLG. Dresden Sädji. Arch. II 
©. 48]; deögl. die Entjcheidung über eine Zinsforderung, die mit der Kapitalforderung 
geltend gemacht ift [RG. 6. Dez. 1890 SAU. XLVI Nr. 290]. Im Zwangsvollitredungs- 
verfahren ift Hauptiache die Enticheidung über die Volljtredung oder über bie einzelne 
Vollftredungsmaßregel; nur, wenn dieſe angefochten wird, kann die Koftenenticheidung 
angefochten werden [vgl. RG. 8. Juli 1886 SA. XLII Nr. 153, OXG. Celle CA. LI 
Nr. 239; — aM.: d. bay. ob. LG. SAU. XXXIX Nr. 338, welches die Anwendbarkeit 
bes 8 99 Abſ. 1 auf das Vollftredungsverfahren aus nicht ftihhaltigen Gründen verneint]. 

P) Nur die zuläffige, rechtzeitige und ordnungsmäßige Rechtsmittel— 
einlegung gegen die Hauptentjcheidung ermöglicht, eine Anderung ber often: 
entjcheidung zu beantragen. it das eingelegte Rechtsmittel unftatthaft oder die Ein— 
legung veripätet ober nicht ordnungsmäßig, jo ift es zurüdzumeiien, ohne dab bie 
Richtigkeit der Enticheidung nachgeprüft wird. Ausgehend von der Anficht, daß ber 
Kläger nicht Berufung ergreifen könne, wenn in der erjten Inſtanz nach feinem Antrag 
erfannt iſt (gegen diefe Anficht f. die Ausführungen in NR. 3 litt. a Abf. 6 zu $ 529), 
bat das RG. 30. Apr. 1884 Entſch. XIII Nr. 105 S.390 ff. folgerihtig ausgeiproden, 
daß eine vom Kläger gegen die Hauptenticheidung eingelegte Berufung nicht zu einer 
Änderung der Koftenenticheidung führen könne, wenn die Hauptenticheibung dem Antrage 
des Klägers entiprad). 

y) Da bei der Rechtämitteleinlegung nicht angegeben werben muß, inmwieweit die 
Entſcheidung angefochten wird (vgl. N.2 zu 8519, N. 2 litt.a zu 8554, N.3 zu 8569, 
N.1 zu $ 573), braucht bei der Einlegung nicht erklärt zu werben, daß bie Entſchei— 
dung in der Hauptiadhe und im FKoftenpunfte angefochten werbe; vielmehr bezieht ſich 
die Einlegung zunächſt auf die ganze Entſcheidung; erjt im weiteren Verlaufe ber 
Redhtsmittelinftanz kann fi aus den Anträgen der Parteien ergeben, daß nicht die 
ganze Enticheidung angefochten wird. Wird in der mündlichen Verhandlung über die 
Berufung oder die Revifion eine Anderung der Hauptentfcheidung weder vom Rechts- 
mittelfläger noch mittels jelbftändiger Anichliefung (vgl. $ 522 Abſ. 2) vom Rechts» 
mittelbeflagten beantragt oder wurde ein auf die Hauptſache bezüglicher Antrag im 
Laufe des Verfahrens zurüdgezogen, fo daß nur mehr ein Antrag auf Änderung ber 
Koftenenticheidbung übrig bleibt, jo ift diefer Antrag und damit das Rechtsmittel als 
unzuläffig zu verwerfen. [Darüber, daß nicht die „Einlegung“ bed Rechtsmittels im 
formellen Sinne, fondern die Anträge maßgebend find, vgl. Birkmeyer Rechtsfälle S. 99, 
Francke Ztichr. f. d. EPr. VI S. 80f., NG. 3. Mai 1882 Entſch. VI Nr. 135 ©. 435 f., 
13. Juli 1887 Entih. XVII Nr. 98 S. 420 f., 16. Juni 1902 SW. LVIII Nr. 196, 
bay. ob. 26. BL. f. RA. LII S. 406.] Entiprechend verhält es fi im Verfahren über 
die Beſchwerde, wenn feine Enticheidbung in der Hauptſache beantragt wird. — Als 
ein Antrag auf Änderung der Hauptenticheidung wird vom Reichsgericht auch der Antrag 
behandelt, die Entſcheidung bes Untergerichts aufzuheben und den Prozeß als in der 
Hauptſache erledigt zu erklären [RG. 25. Febr. 1888 Entſch. XX Nr. 106 ©. 432, 
20. Oft. 1888 Beitr. 3. E. d. DR. XXXII €. 1139). — War zur Zeit ber Rechtämittel« 
einlegung das Rechtsmittel zuläffig, weil die Enticheidung nicht bloß die Koſten, jon« 
bern auch die Hauptſache betraf, jo kann das Rechtsmittel in Anſehung des KHoften- 
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punlts aufrecht erhalten werben, obwohl fich nach der Einlegung bie Hauptſache erledigt 
bat. Daber fann der Kläger als Rechtsmittelfläger eine Änderung der Koftenentichei- 
dung beantragen, wenn der Bellagte ihn nach Einlegung des Rechtsmittels befriedigt 
bat [vgl. RS. 13. Juli 1887 Entſch. XVII Nr. 98 ©. 418 ff, OLG. Dresden Sächſ. 
Arh.1S.74, OLG. Hamburg Redtipr. d. OLG. VII ©. 284, SA. L Wr. 215]. Ebenio 
fann der Bellagte ald Rechtsmitteltläger eine Anderung der Koſtenentſcheidung be— 
antragen, wenn ber Stläger nad Einlegung des Rechtsmittels auf den Anfpruch verzichtet 
bat [RG. 11. März 1891 Entſch. XXVII Nr. 108 ©. 407; abw. RG. 7. Juni 1894 SA.L 
Nr. 215]. Der Umftand, dat der Bellagte vor oder nad; Einlegung des Rechtsmittels bem 
Urteil in der Hauptjache nachgefommen ift, hindert ihn nicht, die Entſcheidung in ber 
Hauptjache durch ein Rechtsmittel anzufechten; und zwar gilt das nicht bloß dann, wenn 
das Urteil vorläufig vollitredbar, jondern auch, wenn es noch unvolljtredbar war. Mit 
der Anfechtung der Entjcheidung in der Hauptiache kann die Anfechtung der Enticheidung 
über ben Koftenpuntt verbunden werden; diefe Anfechtung wird nicht dadurch unzuläffig, 
daß der Antrag auf Änderung ber Hauptentieibung als unbegründet zurücdgemwieien wird, 
(Vgl. RE. 25. Febr. 1858 IW. ©. 135 Nr.2, 17. März 1892 Entih. XXIX Nr. 99 &.379, 
6. Juni 1894 XXXII Nr. 102 S. 383, OLG. Dresden Sächſ. Ard. IV &, 361.] 

Überhaupt hängt der Erfolg des auf Anderung ber Stoftenenticheibung gerichteten 
Antrags nicht davon ab, dak das Rechtsmittel in Anjehung der Hauptſache als be- 
gründet erachtet wird. Ein Wectsmittel, das gegen Haupt- und Koſtenentſcheidung 
eingelegt ift, fann alſo nicht deswegen als unzuläffig zurüdgewielen werben, weil die 
Anfechtung der Hauptenticheidung ausfichtslos und offenbar nur zu dem Zwecke vor— 
geichoben ift, um die Koftenenticheidung anfechten zu fünnen [RG®. 13. Oft. 1888 SA. 
XLIV Nr. 225 (S. 362), 25. Oft. 1890 Entih. XXVI Nr. 95 ©. 369 f., 20. Dez. 
1895 Beitr. 5. €. d. DR. XL ©. 1187]. 

9) Im Wege der Anichliehung kann ber Rechtämittelbeffagte oder ber Gegner 
des Veichwerbeführers eine Änderung der Koftenenticheidung beantragen, ohne feinerieits 
eine Anderung der Hauptenticheidung zu begehren (vgl. Mot. z. €. III ©. 116 u. S. 308 f.) 
fio auch OLG. Kiel EA. XLVI Nr. 138 in Betreff der Beichwerde, OLG. Hamburg 
SA. XLVII Nr. 224 in Bezug auf Berufung]; aber als ſelbſtändige Anſchließung im 
Sinne des $ 522 Abi. 2 kann ein folder Antrag nicht aufrechterhalten werben, ohne 
daß der fich Anichließende auch die Entſcheidung in der Hauptſache angefochten hat; vgl. 
N.2 litt. b zu $ 522. 

e) Wurde ein Zeilurteil ohne Koftenenticheidung erlaffen und erſt im Schlußurteil 
über die geſamten Prozeßkoſten entichieden (vgl. N. 3 Ab. 4 zu $ 91), fo fann dieje Koften- 
enticheibung, ſoweit fie fich auf den im Zeilurteil erledigten Zeil der Hauptjache bezieht, 
nur angefochten werden, wenn die im Zeilurteil enthaltene Enticheidung in der Haupt— 
fache angefochten wird; Ausnahme: wenn das Teilurteil ein Anerkenntnisurteil ift, f. u. 
N.2 hitt.c Abf.1. Die Anfechtung des Teilurteild macht aber die Anfechtung der im 
Schlußurteil enthaltenen Koſtenentſcheidung nicht entbehrlich, weil diefe Enticheidbung formell 
geiondert von dem Zeilurteil auftritt [vgl. Gaupp (9) Fußnote 56 zu $ 99; — aM.: 
OLG. Bamberg Rectipr. d. OLG. III ©. 436]. Someit fih die im Schlußurteil ent- 
baltene SKtoftenenticheidbung auf den im Schlukurteil erledigten Zeil der Hauptjacdhe 
bezieht, kann die Koftenentiheidung des Schlußurteild nur angefochten werden, wenn 
auch die in diefem Urteil enthaltene Entfcheidung in der Hauptiadhe angefochten wird; 
Ausnahme: wenn das Schlußurteil ein Anerfenntnisurteil ift, j.u.R.2 litt.c Abf.2. In 
jedem Falle kann fich der Gegner des Rechtsmittelklägers der Anfechtung der Kojten- 
enticheidung anfchliegen. Natürlich kann ſich aus einer Änderung der einheitlichen Koften- 
enticheibung, die zufolge der Abänderung des Teilurteild oder des Schlußurteils erfolgt, 
eine Reflerwirfung auf die Koftenenticheidung bezüglich des in dem anderen Urteil er» 
ledigten Hauptfachenteild ergeben. 3. B.: im Zeilurteil unterlag der Beklagte, im 
Schlußurteile der Kläger, die Koſtenentſcheidung des Schlußurteils lautet auf Aufhebung 
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ber Koſten (vgl. N. 1 Abi. 2 zu $ 92), der Beklagte legt gegen das Zeilurteil und gegen 
die Koftenenticheidung des Schlußurteils Berufung ein umd fiegt in ber Berufungs- 
initanz; das Berufungsgericht verurteilt den Kläger zur Tragung der ganzen Prozeß— 
foften. [Zu diefen Ausführungen vgl. Gaupp (9) N. VI1, Peterjen (5) NR. 2, RG. 7. Dez. 
1887 IW. 1888 ©. 11 Nr. 11, 24, Juni 1890 IW. ©. 274 Nr.2, 8. Apr. 1893 IW. 
S. 444 f. Nr. 2, 16. Mai 1896 Beitr. 3. €. d. DR. XL ©. 1027, 24. Oft. 1896 eod. XLI 
&.998, 15. Mai 1903 IW. ©. 314 Nr. 7 und SA. LVII Nr. 247.] 

%) Wurbe ein Teilurteil mit Koftenenticheidung erlaffen (vgl. N. 3 Abſ. 4 zu $ 91), 
fo kann dieſe Koftenenticheidung nur angefochten werden, wenn die Enticheibung des 
Zeilurteild in der Hauptſache angefochten wird, 

n) Das Urteil, welches die vergefjene Enticheidbung im Koftenpunfte nachträgt 
($ 321), ift in Anſehung des $ 99 Abi. 1 als ein Betandteil des ergänzten Urteils zu 
behandeln. Wegen ber Berufungöfriit ſ. $ 517. 

c) Auf die Anfechtung eines Werläumnisurteils durch Einſpruch findet $ 99 Abi. 1 
feine Anwendung; in der Einiprucsverhandlung kann aljo die Enticheidung über die 
Prozeßkoſten angefochten werden, ohne daß die Enticheidung in der Hauptiache angefochten 
wird [vgl. RG. 31. an. 1885 Entich. XIII Nr. 80 ©. 329]. 

2. Zu Abi. 2: a) Dieſer Abiab wurde bei Beratung der Nov. vd. 1898 von ber 
Reichstagskommiſſion eingefügt. Er macht für das auf Grund eines gerichtlichen An- 
erfenntnifjes ergebende Urteil ($ 307) eine Ausnahme von ber Negel des Abi. 1. Als 
Grund diefer Ausnahme wurde angeführt, dab in diefem Falle der Mangel eines Rechtö- 
mittel3 von der Praris am fchwerften empfunden werde, vermutlich wegen bes $ 93, deſſen 
Anwendbarkeit zweifelhaft jein fann. Das Rechtsmittel, mit weldem die Enticheidung über 
ben Koftenpunft angefochten werden kann, ift die Berufung ober die Revifion [RG. 1. Dez. 
1900 Entich. XLVIII Nr. 81 ©. 364] und zwar auch, wenn die Klage teilweile zurück— 
genommen wurde [OLG. Hamburg SA. LVI Nr. 207]. Vorausgeſetzt wird, daß das eine 
oder das andere Rechtämittel gegen das Urteil in der Hauptfache zuläffig wäre. Folglich 
iſt die Koftenenticheidung unanfechtbar, wenn fie in dem Urteil eines Landgerichts als 
Berufungsgerichts erfolgt. Ebenjo, wenn fie in dem Urteil eines Oberlandeögerichts erfolgt 
und die zur Mevifion gegen die Enticheidung in der Hauptſache erforderliche Nevifions» 
fumme fehlt. [So aud Gaupp (9) N. IV; aM.: Peterien (5) N. 7.) Iſt in der Hauptiache 
die Revifionsfumme vorhanden oder nicht erforderlich (vgl. 88 546 F.), To ift jelbftändige 
Revifion im Koftenpuntte möglich; aber dann muß für dieſe Revifion die Revifionsfunme 
gegeben fein, denn bie Nevifion kann doch wohl nicht in Anjehung des Koſtenpunkts 
unter geringeren DVorausfeßungen zuläffig fein, als in Anjehung der Hauptſache, und die 
Gründe, welche die Hauptſache von dem Erforderniffe der Revifionsfumme befreien, treffen 
für die Koftenentfcheidung nicht zu. [So auch Peterien (5) N. 7, RE. 5. Juli 1905 IM. 
©. 535 Nr. 20; — aM.: Gaupp (9) N. IV.) Der Umjtand, daß das Anerfenntnisurteil, 
entgegen ber Vorſchrift des $ 307, ohne Antrag erlaffen wurde, ſchließt die felbjtändige 
Anfechtung der Stoftenentfcheidung dur Berufung ⁊xc. nicht aus [RG. 23. März 1905 
Entſch. LX Nr. 72 S. 315ff. OLG. Hamburg Redtipr. d. OLG. XI ©. 57; aM.: OLG. 
Mearienwerder SW. LVII Nr. 45]. 

b) Die Koftenenticheidung eines Urteils, das auf Grund eined Zeilanerfenntnifjes 
(8 307) und im übrigen über einen beftrittenen Anspruch enticheidet, kann jelbjtändig 
duch Berufung oder Revifion angefochten werben, foweit fie ſich auf die Koften des durch 
das Anerfenntnisurteil erledigten Prozebftoffs bezieht [vgl. OLG. Colmar Reditipr. d. OVG. 
XII ©. 108 litt. 3]. Die in R.1 litt. be beſprochene Neflerwirfung einer Anderung 
der Koftenenticheidung kann auch bier eintreten. [Abm.: NG. 30. Yan. 1906 Beitr. 3. 
E.d. DR.L S.1054 ff. für den Fall, dab die Koften nad) Quoten verteilt find; gegen 
dieſe Anficht vgl. die Ausf. unter litt. c.] 

ec) Die Koftenentiheidung, welche in einem als Zeilurteil ($ 301) erlaffenen An» 
erfenntnisurteil (8 307) enthalten ift (vgl. N.3 Abf. 4 zu S91), kann felbftändig mit Be— 
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rufung oder NRevifion angefochten werben (vgl. o. litt.a). Wurde das Anerkenntnisteil- 
urteil ohne Koſtenentſcheidung erlafien und im Schlußurteil über den Reit der Hauptſache 
jowie über die ganzen Prozeßkoſten entichieden (vgl. N. 3 Abi. 4 zu $ 91), fo kann die 
Koftenenticheidung, ſoweit fie fih auf den durch das Anerfenntnisurteil erledigten Prozeß— 
ftoff bezieht, durch Berufung zc. angefochten werden, ohne daß das Anerkfenntnisurteil oder 
das Schlußurteil in der Hauptfache angefochten wird. Die Anfechtung ift jowohl dann 
zuläffig, wenn in dem Schlußurteile die Gejamtfoften nach Quoten oder in der Weije 
unter den Parteien geteilt wurden, daß einer Partei ein beftimmter Betrag und ber 
anderen Partei der Reit auferlegt ift (vgl. N. 1 Abi. 3 zu $ 92), als auch dann, wenn die 
Koftenenticheidung eine einheitliche ift, indem die ganzen Prozeßkoſten einer Partei auf: 
erlegt oder die ganzen Prozeßkoſten aufgehoben (vgl. N. 1 Abi. 2 zu $ 92) wurden. [Bgl. 
Gaupp (IN. V13. AM.: NS. 30. Dez. 1904 Entſch. LIX Nr. 91 ©. 332 ff., OVG. Stettin 
Redtipr. d. OLG. V S. 162 litt. b, OYG. Stuttgart Württ. Jahrb. XVI ES. 302f. Die 
in dieſen Enticheidbungen vertretene Anficht, daß durch die Einheitlichkeit der Koſtenent- 
fcheidung die Anfechtung auögeichloffen fei, bat im Gefege feinen Boden. Konfequent 
durchgeführt müßte fie zu dem praftiich unmöglichen Ergebniſſe führen, dat die einheit- 
liche SKoftenenticheidung des Schlußurteils ſtets unanfechtbar wäre, wenn von den zwei 
Urteilen — dem Zeilurteil und dem Schlußurteil — nur eines angefochten wird.] 

Soweit die Koftenenticheidung fich auf denjenigen Zeil des Prozefjes bezieht, welcher 
im Schlußurteil erledigt ift, ift die Stoftenenticheidung nicht ohne Anfechtung der Haupt: 
fachenenticheidung zuläffie. — Entiprechend verhält es ſich, wenn das Zeilurteil nicht auf 
Grund eines Anerfenntnifies, das Schlußurteil aber auf Grund eines Anerfenntnifies er— 
gangen ift. — Über den Fall, dab fi nad Erlaffung eines Anerfenntnisteilurteils bie 
rejtige Hauptſache ohne Entiheidung erledigt, jo daß nur noch über die Koſten des Prozeſſes 
entichieden wird, |. N. 3 litt. ed. 

3. Zu Abi. 3: Litteratur: Nöldede Ztichr. f. d. EPr. XXVII ©. 430, DY2. 
VIS. 46, VII ©. 247 u. 291; Simonfon DY3Z.V &.387, Löwy eod. VI S. 46, Leo eod. 
VII S. 247. . 

a) Ob eine Enticheidung über den Koſtenpunkt ohne Entfcheidung über die Haupt- 
fache (ifolierte Koftenenticheidung) durch ein Rechtsmittel angefochten werden fünne, war 
unter der Herrichaft der CPrO. von 1877 beftritten. Litteratur und Rechtſpr. ſ. R.1 zu 
8 94 alt in ber 7. Aufl. Nachdem die vereinigten Eivilfenate des NG. in der in Entich. X 
Nr.91 S. 308 abgedrudten Enticheidung fich gegen die Anfechtbarfeit ausgeſprochen hatten, 
wurde die Nichtanfechtbarkeit in der Praris allgemein angenommen. In ber Novelle v. 
1898 wurde gegen die ifolierte Stoftenentiheidung das Rechtsmittel der fofortigen Be— 
ſchwerde ($ 577) zugelafien. Gründe j. Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 89. 

b) Über die Fälle, in denen ohne Entiheidung in der Hauptſache über die Koſten 
zu entjcheiden ift, 5. N.4 zu 591. Wird in einem Urteil ausgeſprochen, dab ber Prozek 
in ber Hauptfache erledigt ſei, fo ift das feine Entſcheidung in der Hauptiache, wenn diejer 
Ausipruch auf übereinitimmenden Erflärungen beider Parteien beruht [RG. 31. März 1900 
Entſch. XLVI Nr. 95 ©. 347 ff., 7. Mai 1904 Beitr. 3.€. d. DR. XLVIII ©. 880, 16, Mai 
1900 ZW. ©. 493 Nr. 1, 16. Juni 1900 JW. ©. 586 Nr. 1]. Dagegen kommt ein Urteil, 
das ben bezeichneten Ausipruch enthält, ala Enticheidung in der Hauptiache in Betracht, 
wenn divergente Anträge ber Parteien vorlagen, woraus fich ergiebt, dab in dieſem Falle 
nicht 8 99 Abi. 3, fondern $ 99 Abi, 1 anwendbar ift [vgl. RG. 28. Yan. 1902 IM. 
S. 162 Nr. 6, 25. Febr. 1902 IW. ©. 183 Nr. 10, 8. Mai 1903 IW. S.238 Nr. 6, 25. Ott. 
1905 Beitr. 3. €. d. DR. L ©. 1059, KG. Berlin Redtipr. d. OLG. V ©. 466]. 

c) Erledigt fich ein Teil des Prozeſſes ohne Enticheidung in der Hauptjache, während 
über einen anderen Zeil des Prozefles ein Urteil über die Hauptjache ergeht, io ergeben 
fih folgende Situationen: , 

«) Nachdem ein Zeil des Prozeſſes ohne Enticheidung in der Hauptjache erledigt ift, 
wird über den Reſt durch ein nicht auf Anerfenntnis beruhendes Urteil und über die 
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ganzen Prozeßloſten entichieden. Die Koſtenentſcheidung kann von ber Partei, zu deren 
Gunften bie reftige Hauptſache entichieben ift, infoweit mit Beſchwerde angefochten werden, 
als fie fi auf den ohne Enticheidung in der Hauptſache erledigten Prozeßteil bezieht 
[val. ORG. Hamburg SA. LIX Pr. 212; aM.: Gaupp (9) N. VI5, Peterjen (5) N. 2]. 
Aber auch der Gegner, zu beffen Ungunften die reftige Hauptſache entichieden ift, fann 
die Enticheibung. foweit fie fih auf die Koften des ohne Enticheidung erledigten Prozeh- 
teils bezieht, mit Beſchwerde anfechten; denn dieſer Zeil der Koftenenticheidung hängt 
nicht mit der Hauptiachenentiheidung zufammen und fommt daher als ifolierte Koften- 
enticheidbung in Betradt. [AM.: Gaupp (9) N. VI5, Peterfen (5) N.2, RG. 20. Ott. 
1903 Entid. LV Nr. 97 S. 394 ff., die Entſch. d. RG. beruht auf ber in N. 2 litt.c 
erwähnten und befämpften Anficht, daß eine einheitliche Koftenentfcheibung, bie fich auf 
mehrere Anfprüche bezieht, nicht in Bezug auf einen Anſpruch abgeändert werden könne, 
weil die Änderung in die Koftenenticheidung bezüglich des anderen Anfpruchs über- 
greife] Someit die Koftenentiheidung auf der Enticheibung zur Hauptſache beruht, 
fann fie nur durch Berufung oder Revifion angefochten werden (arg. $ 99 Abi. 1). Dak 
ein und biejelbe Enticheidung von einer Partei mit Beichwerde, von ber anderen mit 
Berufung oder Revifion angefochten werden fan, ift allerdings auffällig, aber ala 
Konfequenz des neuen Abi. 3 Hinzunehmen. Praktiiche Unzuträglichfeiten werben fich 
daraus nicht ergeben, denn bie beiden Rechtämittel gehen an dasfelbe Gericht und werben 
ber gleichen Kammer oder dem gleichen Senate zugeteilt werden, fo daß zwei Ent— 
ſcheidungen, die miteinander unvereinbar wären, vermieden werben fönnen. 

P) Nachdem ein Teil des Prozeffes durch ein nicht auf Anerfenntnis beruhendes 
Zeilurteil ($ 301) ohne Koftenenticheidung erledigt ift, erledigt fich der Reit des Pro» 
zefles ohne Enticheibung in der Hauptiahe und nun wird über die Prozekfojten ent- 
ſchieden. Auch in diefem Falle kann die Koftenenticheidung, ſoweit fie 'ald Konfequenz 
und Ergänzung des Zeilurteild in Betracht fommt, nur angefochten werden, wenn 
auch die im Zeilurteil enthaltene Enticheidung zur Hauptfahe durch Berufung oder 
Revifion angefochten wird (.N.1 litt.be). Someit ſich die Koftenenticheidung auf den 
ohne Enticheidung erledigten Hauptiachenteil bezieht, fann fie durch Beſchwerde an» 
gefochten werben. 

Y) Nachdem ein Zeil des Prozeifes ohne Enticheidung in der Hauptjache erledigt 
ift, wird über den Reit durch ein auf Anerfenntnis beruhendes Urteil und über bie 
ganzen Prozekfoften entichieden. Die Koftenenticheidung fann von jeder Partei infomweit 
mit Bejchwerde.angefochten werben, als fie ſich auf ben ohne Enticheidung in ber Haupt— 
fache erledigten Prozehteil bezieht. Someit fich die Koftenentiheidung auf den durch 
dad Anerfenntnisurteil erledigten Prozebteil bezieht, kann fie felbjtändig, d. i. ohne 
Anfechtung der im NAnertenntnisurteil enthaltenen Hauptfachenenticheidung, dur Be: 
rufung oder Revifion angefochten werden (arg. $99 Abi. 2) [vgl. OLG. Stettin Rechtſpr. 
db. OLG. V ©. 161 litt. y, OLG. Hamburg eod. XI ©. 57; — aM.: das in Beitr. 3. 
€. db. DR. XLIX ©. 1020 erwähnte U. d. OLG. Königsberg). Wurde die Koſten— 
enticheibung durch Berufung angefochten, jo fann die Enticheidung des Berufungs- 
gerichts nicht durch Beſchwerde angefochten werden [RG. 19. Sept. 1904 Beitr. 3. €. d. 
DR. XLIX ©. 1020]. 

sd) Nachdem ein Teil des Prozeffes durch ein auf Anertlenntnie beruhendes Teil- 
urteil (55 301, 307) ohne Koſtenentſcheidung erledigt iſt, erledigt ſich der Reit bes Pro» 
zelfes ohne Enticheidbung in der Dauptiahe und nun wird über die Prozebloften ent- 
Ichieden. Die KHoftenenticheidung fann von jeder Partei infomweit, als fie fi auf ben 
burch das Zeilurteil erledigten Prozeßteil bezieht, jelbftändig mit Berufung ober Revifion 
angefochten werden (arg. $ 99 Ab. 2). Someit ſich die Koſtenentſcheidung auf den ohne 
Entjcheidung in der Hauptſache erledigten Zeil des Prozefies bezieht, kann fie mit Be— 
ſchwerde angefochten werden. [Vgl. Löwy DIYZ.VI S. 46, RE. 16. Juni 1902 JM. 
©. 392 Nr. 7, OLG. Hamburg SA. LVI Nr.20, KG. Berlin Redhtipr. d. OLG. III 
2. Seuffert, Givilprogekorbnung I, 10. Aufl. 12 
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S. 137, V 6,158, OLG. Oldenburg eod. S. 159. — AM.: Gaupp (9) N. VI4, Peterfen 
(5) N.7b, Simonion DAZ.V S.387, Leo eod. VII ©. 247, RG. 18. Ian. 1905 LIX 
Nr.113 S. 432, OLG. Stettin Nedtipr. d. OLG. V ©. 161 litt. d.] 

d) Auf die Beſchwerde und die weitere Beſchwerde finden die Vorichriften des $ 567 
Abſ. 2 und des $ 568 Abf. 3 Anwendung. 

e) Zmweifelhaft ift, ob die Beſchwerde gegen bie ifolierte Koftenenticheidung auch 
dann zuläffig ift, wenn gegen bie Enticheidung in der Hauptiache, falls eine jolche er- 
gangen wäre, fein Nechtömittel zuläffig wäre. Der Gefeßestert enthält feine Beſchränkung 
ber Beichwerde auf den Fall, daß in der Hauptſache ein Rechtsmittel zuläffig wäre. Im 
der Komm. d. RT. ift die Einfügung einer ſolchen Beſchränkung beantragt, aber abgelehnt 
worden (Komm. Ber. 3. Nov. v. 1898 ©. 39). Gegen die Beſchränkung ſpricht auch, daß 
die Zuläffigfeit der Beichwerde jonft nirgends von dem Vorhandenſein einer weiteren 
Inftanz für die Hauptfache abhängt. Durdichlagend find aber diefe Erwägungen nicht. 
Der Gefepestert fann immerhin fo verftanden werben, daß eine Rechtömittelinftanz für die 
iſolierte Koftenenticheidung nur in dem Falle geichaffen werden follte, wo die Rechtsmittel- 
inftanz durch die Vorichrift des $ 99 Abſ. 1 zufolge des Nichtergehens einer Hauptſachen- 
enticheibung abgeichnitten ift. Das Mitglied ber Reichstagstommiifion, welches den oben 
erwähnten abgelehnten Antrag ftellte, ging allerdings von ber gegenteiligen Anficht aus; 
aber biefe Anficht eines Kommiſſionsmitglieds ift für die Auslegung bes Gejekes nicht 
maßgebend. Auch die Zulaffung fonftiger Beichwerden gegen Enticheidungen einer Inftanz, 
beren Enticheidungen zur Hauptſache nicht durch ein Rechtsmittel angefochten werben können, 
zwingt nicht zu der fFolgerung, daß dies auch bei der Beſchwerde das $ 99 Abf. 3 fo 
fein müffe; denn diefe Beichwerde ift injofern von befonderer Art, als fie fich, im Gegen« 
fat zu ben anderen Beſchwerden, gegen ein Endurteil richtet. Enticheidend für die ein- 
fchränfende Auslegung it, daß die Zulafjung der Beſchwerde fich als eine Ausnahme von 
der PVorichrift des $ 99 Abſ. 1 daritellt; daraus ift zu folgern, dab die Beichwerde un- 
zuläffig ift, wenn die Anfechtung der Stoftenenticheidung jchon aus anderen Gründen als 
wegen ber Vorichriit des $ 99 Abi. 1 auögeichloffen wäre; daher findet feine Beichwerbe 
ftatt, wenn bie ifolierte Koſtenentſcheidung von einem Landgericht als Berufungsgericht 
erlaffen wurde. [So aud Struckm. Koch (8) N. 5, Peterfen (5) N. 8b, RG. 31. März 
1900 Entſch. XLVI Nr. 95 ©. 347, 16. Mai 1900 Beitr. 3. €. d. DR. XLIV ©. 1162, 
27.Nov. 1901 SA. LVII Rr. 197, 16. Dez. 1901 Beitr. 3. €. d. DR. XLVIII ©. 390 ff., 
verein. CS. Entidh. 16. Mai 1904 LVII Nr. 69 ©. 310 ff, 5. Juli 1905 LXI Nr. 46 
S. 194 ff. — AM.: Gaupp (9) N. V2, Nöldede Ztichr. f. d. EPr. XXVII ©. 432 ff.] 
Gegen die ifolierte Koftenenticheidung, welche von einem Oberlandesgerichte erlaffen wurde, 
findet überhaupt feine Beſchwerde ftatt (arg. 8567 Abſ. 2). 

Noch zweifelhafter ift, ob auch die Zuläffigfeit der weiteren Beſchwerde von der 
(hypothetiſchen) Zuläjfigfeit eines weiteren Rechtsmittels gegen die (nicht ergangene) Haupt: 
enticheidung abhängt. Da die Zuläjfigfeit der weiteren Beichwerde nicht in dem mit $ 99 
Abi. 1 zufammenhängenden Abi. 3 des $ 99, fondern in $ 563 geregelt iſt, jo dürfte an— 
zunehmen fein, daß die befchränfende Auslegung des 5399 Abſ. 3 für die Zulaflung der weiteren 
Beichwerbe bedeutungslos ift und dab alio deren Zulaffung nicht von ber Zuläffigkeit eines 
weiteren Rechtömittels abhängt. [So auch Gaupp (9) N.V2 Abſ. 1, Nöldede Ztihr. f.d.EPr. 
XXVIII 8.435, RG. 8. Jan. 1901 IW. &.187 Nr. 2, 20. an. 1903 JM. S. 97 Nr.3. — 
AM.: OLG. Roftod und Cöln Rechtſpr. d. OLG. VII S.284 Ff., OLG. Frankfurt Ztichr. f. 
d.CPr. XXX1 ©. 92, OLG. Marienwerder SA. LIX Nr.42 und jest au RG. verein. CE, 
16. Mai 1904 Entſch. LVII Nr. 69 S.310 ff. Die Anficht, welche die verein. ES. vertreten, 
führt dazu, daß eine weitere Beichwerde in dem Falle des $ 99 Abi. 3 überhaupt nicht 
möglich ift. Gegen die Entſcheidung bes Landgerichts ala Beichwerbegerichts wäre die weitere 
Beſchwerde auögeichloffen, weil es gegen die zweitinitanziellen Urteile des Landgerichts fein 
Rechtsmittel giebt. Gegen die Entſcheidung eines Oberlandesgerichts ift die weitere Be— 
ichwerde jeit ber Novelle v. 1905 ohnehin ausgeichloffen (arg. $ 568 Abf. 4).] 
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f) Da die in Abſ. 1 des $ 99 enthaltene Beſchränkung der Anfechtung fih nicht 
auf die Anfechtung eines Verſäumnisurteils durch Einſpruch bezieht (ſ. N.1litt.c), fo 
tann auch die ifolierte Koftenenticheidbung eines Verſäumnisurteils durch Einſpruch an— 
gefochten werden. Daher bat Abf. 3 des $ 99 auf eine folche Enticheidung feinen Bezug. 
[Bal. Gaupp (9 N.V 2b, Linsmayer „Recht“ VII S.234, KG. Berlin Redtipr. d. OLG. XI 
S. 109 litt. y, OLG. Kaſſel SA. LIX Nr. 161 und Redtipr. d. OLG. IX ©. 67, OLG. 
Roftod Med. Ztichr. XIX ©. 224, 8G. Dresden Ztichr. f. d. EPr. XXXI ©. 332 ff.) 

g) Die Vorichrift, daß der Gegner vor der Enticheidung über die Beſchwerde zu 
hören fei ($ 99 Abf. 3 Satz 2), ift beobachtet, wenn dem Gegner Gelegenheit gegeben war, 
fi) in mündlicher Verhandlung oder jchriftlich über die Beſchwerde zu äußern. 

4. Auf die Berufung gegen eine Entiheidung des Patentamts (vgl. Patentgeſetz v. 
7. Apr. 1891, REB. S. 79, 8 33, BO. v. 6. Dez. 1891, RGBl. S.389) findet die Vor— 
jchrift des $ 99 Abf.1 keine Anmwendung, weshalb aud die Vorjchriften des $ 99 Abſ. 2,3 
für diefe Berufung gegenitandslos find. IVgl. RG. 1. Nov. 1890 BL. f. RU. X Erg.Bb. 
©.150 und Bolze XI Nr. 285, 17. Febr. 1904 SA. LIX Nr. 213. — AM.: RG. 30. Dez. 
1881 Entid. VI Nr. 98 ©. 340.] 

$. 100.* (95.) 

Beiteht der unterliegende Theil aus mehreren Perjonen, jo haften die- 
jelben für die Kojtenerjtattung nach Ktopftheilen. 

Bei einer erheblichen Berjchiedenheit der Betheiligung am Nechtsftreite 
fann nach dem Ermefjen des Gerichts die Betheiligung zum Maßſtabe ge: 
nonmen werden. 

Hat ein Streitgenofje ein befonderes Angriffs: oder Vertheidigungsmittel 
geltend gemacht, jo jind die übrigen Streitgenofjen für die durch dasfelbe ver- 
anlaften Koften nicht verhaftet. 

Merden mehrere Beklagte als Geſammtſchuldner verurtheilt, jo haften 
fie auch für die Koftenerftattung, unbejchadet der Vorfchrift des Abf. 3, als 
Gefammtjchuldner. Die VBorjchriften des bürgerlichen Nechts, nach denen ich 
dieje Haftung auf die im Abſ. 3 bezeichneten Koſten erſtreckt, bleiben un— 
berührt. 


HE. 8 68, HP. 866 ff., 4918 f., 6394, NE. 8 157, NP. 188, 1721, & 1,0, 117898, M. 118, 
RB. 33 f., 519 f., Begr. d. Nov. dv. 1898 ©. 59. 


Litteratur: 9. Meyer Ztichr. f. d. EPr. VII ©. 325 ff., Goedel BL. f. Rpfl. in Thür. 
N. F. XXVIO ©. 359 ff. 

1. a) Die Vorichriften des $ 100 gelten ſowohl bei Streitgenofjenichaft ala bei 
Verbindung mehrerer Prozeffe ($ 147), folange die Verbindung befteht (vol. $ 150) [RG. 
5. Juli 1881 Entid. V Nr. 95 ©. 356, 11. Febr. 1882 VI Nr. 130 ©. 416, 12. Nov. 
1896 Beitr. 3. €. d. DR. XLI ©. 1158]. Wird gemäß $ 145 Abſ. 1, 2 getrennte Ver— 
handlung angeordnet, fo ift $ 100 auf die bis dahin erwachfenen Koſten anwendbar, 

b) Auf die Koften der Zwangsvollitrefung ift $ 100 anwendbar, wenn eine Boll- 
ftredungsmahregel für ober gegen mehrere Streitgenoffen erfolgt. Die fih aus $ 100 
Abi. 4 ergebende geſamtſchuldneriſche Haftung erftredt fich nicht auf die Koſten der Voll: 
ſtreckung gegen bie einzelnen Streitgenofien [OLG. Hamburg SA. LVII Nr. 230]. 

c) Wenn ein Streitgenofje fiegt, während die anderen Streitgenoffen unterliegen, 
findet auf die unterliegenden (im Sinne der N.2) der $ 100 Anwendung. Von dem zur 
Tragung der Koſten verurteilten Gegner lann der fiegende Streitgenofje die Erftattung 
der ihm erwachſenen beionderen Koſten ſowie des ihn treffenden Anteils an den gemein- 
ſchaftlichen Koſten (Gerichtsfoften, Anwaltskoſten ꝛc.) verlangen. Was die Größe biefes 
Anteils anlangt, fo führt die entiprechende Anwendung des $ 100 Abf. 1 u. 2 dazu, daß 
in der Regel ein Stopfteil, bei erheblicher Verfchiedenheit der Beteiligung aber eine ber 
Beteiligung entiprechende Quote der gemeinfchaftlichen Koften vom Gegner zu erftatten ift; 


13* 
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wird im Urteil feine andere Quote beitimmt, fo gilt Kopfteilung. Der Umſtand, daß ber 
fiegende Streitgenoffe dem gemeinschaftlich beitellten Anmwalte für die ganzen Gebühren 
haftet (arg. GO. f. RA. 8 3), ift fein Grund, bie Erftattung der ganzen Anwaltskoſten 
bem Gegner aufzuerlegen. [Bgl. Radlauer Ztichr. f. d. EPr. XXVI S. 442 ff, RG. 3. Dez. 
1885 Bolze II 8.376 Nr. 1462 und JW. 1887 S. 36, 2. Mai 1891 SA. XLVII Rr. 63, 
23. Nov. 1892 IW. 1893 ©. 13 Nr.5, 24. Apr. 1893 Beitr. 3. €. d. DR. XXXVII 
€. 1247, 13. Juli 1893 Entih. XXXVII Nr. 102 ©. 406, 5. März 1897 eod. XXXIX 
Nr.95 S.583, bay. ob. LG. Samml. dv. Entidh. XIV &.649, OLG. Celle SA. LI Nr. 218, 
OLG. Kiel SA. LX Nr. 198; abw, legte RG. 3. Dez. 1897 IW. 1898 ©. 45 Nr. 3 dem 
Gegner die Eritattung der ganzen Anwaltskoſten auf.] 

2. Zu Abf. 1: Unter dem unterliegenden Zeil ift bier die Partei zu ver— 
ftehen, welche zur Zragung ber Koſten des Nechtsitreits oder zur Tragung von aus« 
geſonderten Koften (ſ. N. 3 zu $ 91) verurteilt if. Es fann dies die in der Hauptſache 
fiegende Partei jein. 

3. Zu Abi. 2: Eine Verschiedenheit der Beteiligung am Rectöftreite kann fi nur 
aus der Peteiligung am Streitgegenftande, nicht aus der Art des prozefjualiichen Verhaltens, 
ergeben. Läßt fich 3. 2. ein Streitgenofje fontumazieren, während der andere der Klage 
entgegentritt, jo fann nicht Abf. 2, fondern nur der Abi. 3 angewendet werben. 

4. Zu Abſ. 3: Über Angriffs- und Verteidigungsmittel |. N. 1 zu 8 96 und N. 2 
zu $ 146. Ein befonderes Angriffs: oder Berteidigungsmittel ift dasjenige, an welchem 
die anderen Streitgenoffen nicht beteiligt find. 

5. Zu Abi. 4: In 895 Abi. 4 der CPrO. v. 1877 war beftimmt: „Durd die 
Beftimmungen dieſes Paragraphen wird eine nad den Vorichriften des bürgerlichen Rechts 
begründete Verpflichtung, wegen der Koften jolidarifch zu baften, nicht berührt.“ Das 
NG. Entih. XV ©. 381, XXX ©. 341 und das bay. ob. LG. Bl. f. RA. XLI ©. 104 
nahmen an, daß fich aus der ſolidariſchen Haftung für die Hauptichuld die folibariiche 
Haftung für die Koftenfchuld ergebe, was aber nicht allgemein anerfannt wurde. Die 
Litteratur über diefe Streitfrage |. N. 3 zu $ 95 der 7. Aufl. Dept ift in Abi. 4 Satz 1 
beitimmt, daß fi) aus der gelamtichuldneriihen Verurteilung mehrerer Beklagten die Ge- 
famthaftung für die Prozekfoften ergiebt. Diefe Gejamthaftung für die Koſten braucht 
nicht befonders ausgeſprochen zu werden. Sie gilt ſowohl für die Koftenerftattung als 
für die Gerichtsfoften (GKG. i. d. F. d. Bel. v. 20. Mai 1898 8 92). Die Gefamthaftung 
erftrect fich nicht auf die nach Abi. 3 einem Streitgenoffen zur Laft fallenden Koften, 
fondern nur auf diejenigen, für melde die nicht ala Geſamtſchuldner verurteilten Streit« 
genoffen nach Abf.1 oder 2 nad) Quoten haften. Ergiebt fich jedoch aus dem bürgerlichen 
Rechte, dab fich die gefamtichuldneriiche Haftung auf die in Abf. 3 bezeichneten Koſten 
erftredt, jo bat es hierbei fein Beenden. Einſchlägig it BGB. $ 767 Abf. 3, wonach 
der Bürge für die dem Gläubiger von dem Hauptſchuldner zu erfeßenden Kojten haftet. 
Sind der Hauptichuldner und der Bürge als Streitgenojien verflagt und zur Koften- 
tragung verurteilt, jo erftrect fi alfo die gefamtfchuldnerische Haftung des Bürgen auch 
auf die Koften, welche durch ein beſonderes Verteidigungsmittel des Hauptichuldbners ver» 


anlaßt find. 
$. 101.* (96.) 

Die durch eine Nebenintervention verurfachten Koften find dem Gegner 
der Hauptpartei aufzuerlegen, joweit derjelbe nach) den Beitimmungen der 
ss. 91—98 die Koften des Rechtsftreits zu tragen hat; joweit die nicht der 
Fall it, find fie dem Nebenintervenienten aufzuerlegen. 

Gilt der Nebenintervenient als Streitgenoffe der Hauptpartei ($. 69), jo 
find die Vorjchriften des $. 100 maßgebend. 


DE. 938, NE. 8 158, NP. 188 f., E. I, II, III 8 9, M. 117, AB. 34, KB. 5. Nov. v. 1898 S. 40 f. 
Litteratur: Francke Nebenparteien ©. 116 f., Peterſen Sächſ. Ard. VI ©. 660 ff. und 
Ztſchr. f. d. EPr. XXIV ©. 305 ff., Francke eod. XXVII ©. 29 fi. 
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1. Über die Hoften, welche durch den Zwifchenftreit über die Nebenintervention ent: 
ftehen, I.N.1 litt. d zu 871. Der $ 101 betrifft die Koſten, welche durch die Beteiligung 
des Nebenintervenienten entftanden find. Dazu gehören die Koften, welche dem Neben: 
intervenienten für Zuftellungen, für feine Vertretung, für Reifen und durch Zeitverjäumnis 
(vgl. $91 Abi. 1 Satz 2) entjtanden find, ferner die Koſten, welche dem Gegner der unter: 
ftügten Partei für Zuftellungen an den Intervenienten (einfchliehlih der Koften für die 
zugeftellten Abfchriften) entitanden find. Über diefe Koſten ift nach den Vorfchriften der 
885 91 ff. zu entfcheiden, und zwar iſt dieſe Enticheibung nicht in der allgemeinen Ent: 
jcheidung über die Koften bes Rechtsftreitö bereits enthalten, fondern muß beſonders aus- 
geiprochen werden. Enthält das Urteil eine folche befondere Enticheidung nicht, fo ift 
beifen Ergänzung nad $ 321 zu beantragen. [Bgl. Gaupp (9) N.I, Peterſen Ztichr. f. d. 
CPr. XXIV S. 331 ff, RG. 16. Apr. 1886 IW. S. 191, RG. 21. Apr. 1886 Entſch. XV 
Nr. 17 ©. 417 ff., 4. Apr. 1898 SW. LIV Nr. 52, OLG. Caſſel SA. XLIX Nr. 201; 
ſ. a. AB. 3. Nov. v. 1898 ©. 41.] Dagegen find die Koften, welche dadurch entjtanden 
find, daß der Intervenient zu Gunften der unterftügten Partei ein Angriffe» ober Ver: 
teidigungsmittel (einjchlieblich eines Beweismittels) geltend gemacht oder ein Rechtsmittel 
eingelegt hat, feine durch bie Nebenintervention verurſachten Koften, fondern Prozeßkoſten 
im Sinne des $ 91 und fallen baher, ſoweit nicht eine Koftenfeparation erfolgte (vgl. 
N. 3 zu 891), der in ber Hauptſache zur Tragung der Koſten verurteilten Partei ohne 
weiteres zur Laſt [vgl. RG. 20. Febr. 1889 SW. LV Nr. 131, 7. Apr. 1904 IW. ©. 287 
Nr. 7, 18. Nov. 1904 Entſch. LIX Nr. 52 S. 173, bay. ob. 26. Samml. v. Entih. N. F. 
IV 8.49 fi]. Hat ber Nebenintervenient ein erfolglofes Rechtsmittel eingelegt und bie 
unterftügte Partei fich nicht an dem Verfahren in der Nechtämittelinftanz beteiligt, fo find 
die Koften der Nechtämittelinitang dem Nebenintervenienten aufzuerlegen [RG. 17, Apr. 
1905 Beitr. 3. €. d. DR. L ©. 122]. 

2. Zu Abi. 1: $ 96 Abi. 1 der CPrO. v. 1877 gebot einfach bie Anwendung ber 
Beitimmungen ber 88 87 bis 93 (jeßt 91 bis 98) auf die durch eine Nebenintervention ver: 
urſachten Koſten. Die Anderung des Tertes bezwedt nad) dem KB. 3. Nov. v.1898 ©. 40 
feine fachliche Änderung, fondern nur eine Marere Faſſung. 

a) Wird ber Gegner der von dem Intervenienten unterftügten Partei als bie in 
ber Hauptfache unterliegende Partei ($ 91) oder gemäß $ 92 Abf.2 oder $ 93 zur Tragung 
der Prozekfoften oder gemäß $ 97 zur Tragung der Koſten der NRechtsmittelinftang ver: 
urteilt, fo ift vorbehaltlich etwaiger Koftenfeparationen der Gegner auch zur Tragung und 
Gritattung der durch die Nebenintervention verurfachten Koften zu verurteilen. Alſo bat 
ber Kläger, welcher die Klage zurüdgenommen bat, aud die Koſten zu tragen, welche 
dem Nebenintervenienten des Bellagten erwachſen find [vgl. RG. 2. Juli 1904 JW. ©. 493 
Nr.19, SU. LX Nr. 18, OLG. Hamburg SA. LXI Nr. 209). Der Intervenient kann 
verlangen, daß dieſe Verpflichtung durch Urteil ausgefprochen wird (arg. $ 271 Abf.3). — 
Zur Erftattung gelangen nur die notwendigen Koften im Sinne des $91. Für bie Anwalts» 
foften gilt 391 Abſ. 2. Hat fi) der Nebenintervenient einen bejonderen Anwalt beftellt, 
fo ift wie bei Streitgenoffen (vgl. N.2 litt. h zu $61) zu prüfen, ob dies notwendig war 
[aM.: RG. 8. Yuni 1885 Entſch. XIII Nr. 121 ©. 483]. 

b) Wirb die von dem ntervenienten unterftüßte Partei als die in ber Hauptſache 
unterliegende Partei ($ 91) oder gemäß $ 92 Abi. 2 oder $ 93 zur Tragung der Prozek- 
foften ober gemäß $ 97 zur Tragung der Koſten der Rechtsmittelinſtanz verurteilt, fo ift 
vorbehaltlich etwaiger Koftenfeparationen auch der Intervenient zur Tragung und Erftattung 
der durch die Nebenintervention erwachlenen Koften zu verurteilen, 

c) Wenn jede Partei teild obfiegt, teils unterliegt, fo find auch die durd) bie 
Nebenintervention verurfachten Koften aufzuheben ober zu teilen ($ 92 Abſ. 1); über ben 
Zeilungsmobus vgl. N. 1 Ab. 3, 4 zu 8 92. Werden die Koften nad $ 92 Abf. 2 einer 
Partei ganz auferlegt, fo ift dem entiprechenb auch über die durch die Nebenintervention 
verurfachten Koften zu entjcheiden (vgl. litt. a, b). 
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d) Wurbe von den Parteien ein Vergleich unter Beitritt des Nebenintervenienten 
abgeichloffen, fo find die durch die Nebenintervention entjtanbenen Koften, ſoweit nicht 
darüber bereits rechtöfräftig erfannt ift, als aufgehoben anzufehen, wenn nicht ein Anderes 
vereinbart wurde ($ 98). Wurde ein Vergleich ohne Beitritt bes Nebenintervenienten 
abgejchlofien, jo kann ſowohl der Gegner der unterftühten Partei als ber Nebeninter- 
venient eine Enticheidung über die durch die Nebenintervention verurfachten Koiten be= 
antragen. Diefe Entiheibung ift auf der Grundlage der in dem Vergleiche getroffenen 
Regelung des ftreitigen Rechtsverhältniffes zu fällen, ohne daß zu unterfuchen iſt, wie 
ohne den Vergleich zu enticheiden gemwejen wäre [vgl. RG. 27. Okt. 1903 Entid. LVI 
Nr. 28 ©. 113]. 

e) Erledigte fi) der Prozeb in ber Hauptfache ohne Enticheidung (vgl. N.4 zu $91), 
jo fann der Nebenintervenient eine Enticheidung über die durch die Nebenintervention 
verurfachten Koften beantragen. Für die Enticheibung find die in N. 4 zu $ 91 ent: 
midelten Sätze maßgebend; die Entiheidbung bängt alſo davon ab, ob bie unterftüßte 
Partei oder der Gegner ohne Erledigung der Hauptſache unterlegen wäre. Über den 
Tall, daß die Klage zurüdgenommen wird, f. o. litt. a. 

f) Die unterftüßte und unterliegende Partei ift prozehrechtlich nicht verpflichtet, der 
obfiegenden Partei die ihr durch die Intervention entjtandenen Koften zu erftatten [val. 
a. Wepell Syſt. (3) S. 52, Renaud Lehrb. (2) ©. 742], es fei denn, daß fi aus Abi. 2 
verbunden mit $ 100 Abi. 4 die folidarische Haftung für die KKoften ergiebt. Ebenſowenig 
haftet nach Prozekrecht der Unterftügte dem Nebenintervenienten oder diefer jenem für bie 
Koften. Ob derartige Aniprüche nach dem bürgerlichen Rechte zu begründen find, ift eine 
Frage für fi; in dem Prozeß, in welchem interveniert wurde, fönnen fie feinesfalls geltend 
gemacht werden [val. RG. 30. Nov. 1889 SA. XLV Nr. 217]. 

3. Zu Abſ. 2: Auf den Nebenintervenienten in ber Ausnahmeftellung des $ 69 
und auf die von ihm unterjtüßte Hauptpartei find bie Vorfchriften des $ 100 über Die 
Haftung der Streitgenofjen anzumenden. Alſo regelmäßig Kopfteilung ac. ıc. 

4. Auf die Anfechtung der Enticheidung über die durch die Nebenintervention ver: 
urfachten Koſten finden die Vorſchriften des $ 99 entiprechende Anwendung, obwohl der 
$ 99 in $ 101 Abi. 1 nicht angezogen if. Wenn eine Enticheidung in der Hauptiache 
erging, kann aljo die Koftenenticheidung nicht ohne die Enticheidung in ber Hauptſache 
angefochten werden; man darf nicht etwa daraus, daß dem Nebenintervenienten nichts ab— 
erfannt ober zuerkannt ift, folgern, daß ihm gegenüber die Vorausiehung des $ 99 Abi. 3 
zutreffe [RG. 6. Dez. 1901 IW. 1902 ©. 18]. Gegen die ohne Entjcheidung in ber 
Hauptſache ergangene Enticheidung im Koftenpunfte (ſ. N. 2 litt. e) fteht dem Nebeninter- 
benienten und dem Gegner die fofortige Beichwerde zu ($ 99 Abi. 3). Die Beichiwerde 
des Intervenienten wird dadurch, daß die unterftügte Partei die Koftenenticheidung nicht 
anficht, nicht ausgeichloffen; denn der Koftenerjtattungsanspruch des Intervenienten gegen 
den Gegner ober des Gegners gegen den Intervenienten ift im Verhältniffe zu dem Er: 
fattungsanfpruche der unterftügten Partei gegen den Gegner ober des Gegners gegen bie 
unterftügte Partei ſelbſtändig [aM.: OLG. Dresden SA. LX Nr. 129]. 

5. Die Koften einer Streitverfündbung find dem Streitverfünder von dem zur 
Zragung der Prozeßkoſten verurteilten Gegner zu erjtatten, wenn fie notwendige Koften 
im Sinne des $ 91 find. Das Gleiche gilt von den Sloften einer Benennung bes mittel- 
baren Beſitzers ($$ 76, 77). 


$. 102, (97.) 

Gerichtsfchreiber, gejegliche Vertreter, Nechtsanmwälte und andere Bevoll- 
mächtigte ſowie Gerichtsvollzieher fönnen durch das Prozehgericht auch von 
Amtswegen zur Tragung derjenigen Koften verurtheilt werden, welche fie 
durch grobes Verſchulden veranlaßt haben. 
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Die Entjcheidung fann ohne mündliche Verhandlung erfolgen. Vor der 
Entjcheidung ift der Betheiligte zu hören. 

Gegen die Entjcheidung findet jofortige Bejchwerde ſtatt. 

HE.8 71, DE. 897, 4919 ff., 5106 f., NE. 8 160, NE. 195 f., 1547, 1678, M. 116, KB. 34, 520, 661 f. 

1. $ 102 ift in der IK. d. RT. eingefügt worden. Er hat Vorbilder im Code de 
proc. eiv. art. 132, in der hann. PrO. $ 47, württ. PrO. Art. 146, bay. PrO. Art. 110. 

2. Nur zur Tragung von Prozekfoften im Sinne der N. 1 litt. b zu $ 91 (dazu 
gehört aud) die nah GHG. $ 48 erhobene Gebühr), nicht zum Erſatze fonftigen Schadens, 
fann im Verfahren nah $ 102 verurteilt werden. Weiter gehende Anſprüche find in 
einem befonderen Prozeſſe geltend zu maden; ebenfo etwaige Anſprüche auf Schadenserſatz 
gegen bie in $ 102 bezeichneten Perfonen wegen leichteren als groben Verſchuldens. Auch 
der Anſpruch auf Erſatz folder Koften, zu deren Tragung die in $ 102 bezeichneten Per- 
fonen wegen groben Verjchuldens innerhalb des Verfahrens hätten verurteilt werben fünnen, 
fann als Schabenserfaßaniprucd in einem bejouderen Prozefje geltend gemacht werben. 

Obwohl der Gerichtöjchreiber und der Gerichtsvollzieher Beamte find, fommt für die 
auf Grund des $ 102 erfolgende Verurteilung die Vorichrift des BGB. $ 839 Abi. 1 
Sa 2, wonad) ein Beamter wegen TFahrläfligfeit nur in Anfpruch genommen werben fann, 
wenn ber Verletzte nicht auf andere Weile Erſatz zu erlangen vermag, nicht in Betracht. 
Dagegen ift diefe Vorichrift in Betracht zu ziehen, wenn ein Schadenserfakaniprud in 
einem befonderen Verfahren geltend gemacht wird. Wegen ber Verantmwortlichfeit des 
Gerichtövollziehers vgl. R. 3 zu $ 166 und N. 1 zu $ 753. 

Auf Richter findet $ 102 feine Anwendung. Für Schabenserjaganfprüche gegen 
Richter ift BGB. 8 839 mahgebenb. 

3. Der Begriff des groben Verſchuldens ift in der CPrO. nicht definiert. Er 
umfaßt Vorſatz und grobe Fahrläfſigkeit. Von grober Fahrläffigkeit ift im BEB. $ 277, 
$ 300 Abf.1, $ 460 Saß 2, $ 521, $ 523 Abf.2 Sa 1, $ 524 Abſ. 2 Saß 1, $ 539 Saß 2, 
$ 599, 8 617 Abj.1, 8 680, $ 912 Abſ. 1, $ 968 die Rede. Definiert ift der Begriff auch 
im BGB. nidt. Aus BEB. $ 276 Abi. 1 Sat 2 läßt fich entnehmen, daß grobe Fahr: 
läffigfeit vorliegt, wenn bie nad dem Verkehr — alio Hier die bei der Vornahme der 
Prozeßhandlungen — erforderliche Sorgfalt in beſonders ſchwerer Weile verlegt wird. 
Dabei kommen bie Dienitesvorichriften für Gerichtäjchreiber, Gerichtövollgieher und Rechts— 
anmälte in Betracht; aber nicht jeder Verſtoß gegen dieſe Vorfchriften ift grobe Fahr— 
läffigkeit. Andererjeits ift disziplinäres Einfchreiten feine notwendige Vorausſetzung für 
die Annahme groben Verſchuldens. Grobes Verichulden liegt ftet3 vor, wenn ein Anwalt 
ein offenbar unzuläffiges Rechtsmittel einlegt, insbefondere wenn er eine im Geſetze für 
unanfechtbar erflärte Entjcheidung gleihwohl anficht [vgl. RG. 7. jan. 1882 SA. XXXVIL 
Nr. 250, 5. Febr. 1902 IW. S. 163 Nr. 7, 11. Juni 1902 IW. S. 392 Nr. 8, 7. Febr. 
1903 IW. ©. 122 Nr. 1, 22. Mai 1906 JM. ©. 430 Nr, 15]. Grobes Verichulden bes 
Rechtsanwalts wird nicht dadurch auägeichloffen, daß die Partei ihn anmies, bie be» 
treffende Prozeßhandlung vorzunehmen [RG. 30. Juni 1900 SA. LVI Nr. 90, 11. Juni 
1902 IW. ©. 392 Nr. 8]. Wegen groben PVerjchuldens eines Unterbevollmächtigten 
(Subftituten) fann ein Rechtsanwalt und ein anderer Bevollmächtigter nicht zur Tragung 
von Koften verurteilt werben, es jei denn, daß ihm grobes Verfchulden in der Wahl bes 
Unterbevollmäcdtigten zur Laſt fällt (arg. BGB. $ 664 Abf. 2 Sak 2). [al. Gaupp (9) 
N.Ib, Peterjen (5) N.3. — AM.: RG. 13. Oft. 1894 SW. L Nr. 204 für den Fall ber 
Beftellung eines Vertreters nah RAD. $ 25.] 

4. Das Prozeßgericht lann nur den bei dem Verfahren in der Inſtanz beteiligten 
Gerichtsſchreiber, Rechtsanwalt xx. zur Tragung von Koften verurteilen, die in der Inſtanz 
erwachien find. Daher kann das Berufungsgericht den Rechtsanwalt der erften Inſtanz, 
welcher den Auftrag zur Einlegung einer unftatthaften Berufung gab, nicht in bie Koften 
des DBerufungsverfahrens verurteilen [RG. 27. Apr. 1881 Entſch. IV Nr. 125 ©. 429, 
OLG. Dresden SA. XLIV Nr. 217]; ebenfowenig fann ein Rechtsanwalt, der eine un— 
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rechtmäßige Zwangsvollſtreckung veranlahte, in dem Wibderfpruchäprogeffe zur Tragung ber 
Koſten dieſer Vollftrefung verurteilt werden [OLG. Dresden EA. XLIV Nr. 217]. Im 
Vollftredungsverfahren findet $ 102 entiprechende Anwendung; an Stelle des Prozebgerichts 
tritt das Vollftredungsgericht. 

5. Die Verurteilung erfolgt von Amtswegen. Ein Antrag ber Partei auf An- 
wendung des $ 102 ift Anregung einer Offizialthätigfeit. Deswegen ift gegen die Ab- 
lehnung des Antrags, die auch durch einfache Unterlaffung ber Verurteilung erfolgen 
fann, feine Beſchwerde zuläffig [RG. 2. März 1895 SA. LI Nr.60, OLG. Kiel SA. LXI 
Nr. 163]. Für das Verfahren gelten die in N. 5 zu $ 128 entwidelten Säße. Vor ber 
Entiheidung muß dem Gerichtöjchreiber, dem gefeglichen Vertreter, dem Bevollmächtigten, 
dem Gerichtövollzieber, beffen Verurteilung in Frage flieht, Gelegenheit gegeben werden, 
ſich Schriftlich oder mündlich zu äußern. Es genügt, wenn der in dem Termin erichienene 
Beteiligte zur Außerung aufgefordert wird. Die Enticheidung ift Beſchluß. Der Be- 
Schluß ift, wenn er nicht verfündet worden ift, dem Verurteilten und ben wegen ihrer 
Koftenpflicht beteiligten Parteien von Amtswegen zuzuſtellen ($ 329 Abſ. 3). Gegen bie 
verurteilende Entſcheidung fteht dem Verurteilten bie fofortige Beſchwerde ($ 577) zu. 
Dieſes Nechtämittel ift auch ftatthaft, wenn die Verurteilung im Urteile fteht [KG. Berlin 
Rechtipr.d. OLG. XIII S.111f.] Für die Beichwerbe gilt ber Anmwaltszwang [R®. 5. Febr. 
1906 Beitr.3. €. d. DR. L S.1060]. Auf die Beichwerde finden die Beichränfungen bes 
$ 567 Abf. 2 und bes $ 568 Abſ. 3 feine Anwendung; vgl. N. 2 litt. b zu $ 567. — Sofern 
fih aus dem Beichluß ein Erftattungsanipruch der Parteien ergiebt, iſt der Beſchluß Voll: 
jtredungstitel ($ 794 Nr. 3), auf Grund deſſen um Feſtſetzung des Betrags nachgefucht 
werben fann ($ 104). Die nad $ 102 einem Dritten auferlegten Koſten jcheiden aus ben 
Koften aus, welche die unterliegende Partei dem Gegner zu erjtatten hat. 

6. Das Verfahren ift gebührenfrei (GRG. $ 47 Nr. 5). Bal. jedoh GO. f. RA. 
823 Nr. 9, 829 Nr. 6. 

8. 103.* (97a.) 

Im Verfahren vor den Amtsgerichten kann der Betrag der zu erjtattenden 
Prozeßkoſten, wenn er fofort zu ermitteln ift, in dem Urtheile feitgefegt werden. 
Gegen dieje Feſtſetzung findet ausjchlieglich die jofortige Bejchwerde itatt. 

Im Uebrigen erfolgt die Feſtſetzung der zu evitattenden Prozeßkoſten im 
bejonderen Verfahren nach Maßgabe der 88. 104—106. 

Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 89 f., HB. 3. Nov. v. 1898 ©. 41. 

1. Kommt die Erftattung von Prozekfoften in Frage, fo iſt die Enticheidung über 
die Prozehfoften durch Feſtſetzung des Betrags zu ergänzen, es fei denn, daß fidh die 
Beteiligten über den zu eritattenden Betrag einigen, Die Ergänzung erfolgte nach ber 
CPrO. v. 1877 ftets in einem befonderen Verfahren durch Beſchluß (Koftenfeitfeßungs- 
verfahren). Die neue CPrO. hält diefe Art der Ergänzung als die Regel feſt (Abſ. 2), 
geftattet aber im Verfahren vor den Amtögerichten die Feſtſetzung mit ber Entſcheidung 
über die Koften zu verbinden, wenn der Betrag jofort zu ermitteln ift. Das Gejek ſpricht 
nur don Feſtſetzung in dem Urteile. Da aber fein fachlicher Grund vorhanden ift, 
warum nicht in einem mit Beichluß endigenden Verfahren, 3. B. im Verfahren vor bem 
Vollftredungsgerichte (etwa nach $ 766), die Feſtſetzung der fofort zu ermittelnden Koften 
ebenfalls mit der Koftenenticheidung zu verbinden fein follte, iſt $ 103 auch auf amts— 
gerichtliche Beichlüffe, die über die Koften enticheiden, entiprechend anzumwenben. Sofort 
zu ermitteln ift der Koftenbetrag nur, wenn ber Erjtattungsberechhtigte in der dem Urteil 
oder dem Beſchluſſe vorhergehenden Verhandlung die Berechnung feiner Koſten unter Bei: 
fügung der Belege, welche zur Rechtfertigung der Anfäge erforderlich find ($ 104 Abj. 2 
Sat 2), dem Gerichte jchriftlich vorlegt oder mündlich vorträgt; fofern gegen die Anfäte 
Bedenken obwalten, ift Glaubhaftmadhung erforderlih (arg. $ 105 Abf. 3). Die Bei- 
fügung der erforderlichen Belege und eventuell die fonftige Glaubhaftmachung ift auch in 
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dem Falle nötig, dak der Gegner ben Termin verſäumt bat; denn die in $ 331 Abi. 1 
vorgefehene Verfäumnisfolge bezieht ſich nicht auf die Koftenfeftiegung (vol. KB. z. Nov. 
v. 1898 ©. 42). 

2. Sind die bezeichneten Vorausfegungen gegeben, jo fann das Gericht in der Ent» 
ſcheidung über die Koften den zu eritattenden Betrag feitiegen. Für diefe Feſtſetzung ift 
eine befondere Gerichtögebühr oder Anmwaltsgebühr nicht zu berechnen (arg. GKG. $ 38 
Nr. 1 und GO. f. RA. $ 23 Nr. 1). Aus der fafultativen Faſſung („kann“) ift nicht zu 
folgern, daß das Gericht die beantragte Feſtſetzung beliebig unterlaffen darf, obwohl der 
Betrag ſofort zu ermitteln ift; denn die Abjlellung auf das richterliche Ermefjen jet bier 
wie an anderen Stellen (3. B. $ 96) einen pflihtmähigen Gebraudh der Ermeflensfreiheit 
voraus. „Immerhin kann das Gericht die Verbindung der Feſtſetzung mit der Stoften- 
enticheidung ablehnen, wenn die Berechnung nicht ganz glatt ift, und zwar bedarf es 
dazu feiner fpeziellen Enticheidung, ſondern der Antrag auf Feſtſetzung gilt als abgelehnt, 
wenn die Stoftenenticheidung ohne Feſtſetzung ergeht. Eben deswegen findet gegen die 
Unterlaffung ber Tyeitfeßung feine Beſchwerde ftatt. Unterbleibt die Feſtſetzung in ber 
Koitenenticheidung, fo ift die Feſtſetzung nach $$ 104 ff. zu erwirfen; eine Urteilsergänzung 
(5 321) fann deswegen nicht beantragt werden. Die Koftenfeftiegung im Urteile wird 
mit diefem verkündet, ift alfo nicht von Amtswegen zuzuftellen ($ 317 Abf. 1). Für bie 
Zuitellung eines die Feſtſetzung in fi aufnehmenden Beſchluſſes gilt $ 329.Abf. 3. 

3. Gegen die TFeitfegung findet mie gegen den bejonderen Feſtſtellungsbeſchluß die 
fofortige Beſchwerde ($ 577) ftatt. Die Beichwerbe fteht dem Erftattungsberechtigten zu, 
wenn ein Anja ganz ober teilweiſe geftrichen ift; der Verpflichtete fann fich gegen bie 
gebilligten Anſätze beſchweren. Für die Beichwerde fommt die Vorfchrift des $ 577 Abi. 3 
in Betracht; für die weitere Beſchwerde die Vorichrift des $ 568 Abi. 3. Eine Nach— 
liquidation (ſ. N. 2 litt. e zu $ 104) im gewöhnlichen Feſtſtellungsverfahren ift nicht aus» 
aeichloffen (vol. KB. 3. Nov. dv. 1898 ©. 42). Dagegen ift jede Anfechtung der Koſten- 
fejtiegung duch ein anderes Rechtsmittel als die fofortige Beichwerde unzuläffig, und 
zwar aud, wenn die Entjcheidung über die Hauptſache mit der Koſtenentſcheidung an— 
gefochten wird. Wird die Koſtenentſcheidung zufolge Einſpruchs oder eines Rechtsmittels 
oder nad $ 302 Abi. 4 Sak 2 oder $ 541 Abf. 2 Sat 1 oder $ 600 Ab. 2 aufgehoben, 
fo tritt au die Koftenfeftiegung außer Kraft. 

4. Darüber, ob dem Erftattungsberechtigten bie durch das TFeitießungsverfahren ent- 
ſtandenen Kojten zu erjeßen find, wenn er e3 unterlaffen bat, bem Schuldner vor dem 
Feſtſetzungsgeſuche die Kojtenberechnung mitzuteilen, oder, wenn er es unterlaffen bat, dem 
Amtsgerichte vor Erlaffung bed Urteilö die Koſtenberechnung vorzulegen, j. N. 1 litt. f 
zu $ 105, 


8. 104. (98.) 


Der Anspruch auf Erjtattung der Prozeßkoſten fann nur auf Grund eines 
zur Zwangsvollitredung geeigneten Titels geltend gemacht werden. 

Das Geſuch um Feſtſetzung des zu erjtattenden Betrags ift bei dem 
Gericht eriter Instanz anzubringen; e8 kann vor dem Gerichtsfchreiber zu 
Protokoll erflärt werden. Die Koftenberechnung, die zur Mittheilung an den 
Gegner beftimmte Abjchrift derjelben und die zur Rechtfertigung der einzelnen 
Anjäge dienenden Belege find beizufügen. 

HE. 83 72 ff, g8- 887 ff., 4918, 4921 #., NE. 88 161 ff., NP. 2188, E. I, II, II 95, M. 118, 
. 85, KB. 3. Nov. v. 1898 ©. 42 f. 

Litteratur: H. Meyer Wie liquidiert man Prozehloften? 1881, Willenbüdher Koften- 
feftiegungsverfahren (4) 1895, v. Kräwel Ztiſchr. f. d. CPr. 11 S. 418 ff., Frank eod. Ill ©. 434 ff., 
Schmidt eod. VI ©. 47 ff., Frande eod. S. 83 ff, Strudmann eod. S. 408 fi., Schneider Ardı. 
f. c. Br. LXVI ©. 283 fi, Bl. f. RA. XLV ©. Uff., Württ. GB. XXI ©. 237, Haas Beitr. 3. 
€. d. DR. XXXI ©. 588 ff., Sergenhahn Btichr. f. d. EPr. XVII ©. 110 ff., Hagen Beitr. 5. €. 
vd. DR. XLIN ©. 841 ff., Simonſon Btichr. f. d. EPr. XXIX ©. 223 fi. 
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1. Über das Verhältnis der Roftenfeitiegung zur Koftenenticheidung |. N.1 zu $ 108. 
Die Feſtſetzung kann nicht durch Klage herbeigeführt werden. Das Koitenfeitfeßungsverfahren 
nad) 8$ 104 bis 106 findet nur ftatt, um von dem Gegner die Eritattung ber Koften zu 
erlangen, nicht um die Koſtenrechnung im Verbältniffe zwiichen dem Vollmachtgeber und 
dem Bevollmächtigten richtig zu ftellen. — Wegen ber Koften bes Mahnverfahrens I. 
8 692, 8 699 Abi. 1 Satz 3; wegen der Koften der Zmwangsvollitredung |. 8788. — Nach 
Gen.Gei. i. d. 5. d. Bef. v. 20. Mai 1898 (NGB. ©. 810) $ 62 Abf. 2 Sak 2 finden bie 
Vorichriften der $ 104 Abi. 2, $ 105 auf die Feſtſetzung der Auslagen und der Vergütung 
des Reviſors Anwendung. 

2. Zu Abi. 1: a) Für das tyeftießungsverfahren ift ein zur Zwangsvollſtreckung 
geeigneter Titel erforderlich, in dem eine Verpflichtung zur Erftattung von Prozeßkoſten 
ausgeſprochen ift. Als folche Titel fommen in Betracht rechtsfräftige und für vorläufig 
vollftredbar erklärte Urteile ($ 704 Abi. 1, $ 705, $$ 708 bis 713), die in $ 794 Nr. 1 
bis 3 bezeichneten Titel (denn in einem Vergleiche und in einem Beſchluſſe kann die Ver- 
pflihtung zur Koftenerftattung ausgeiprocden fein) ſowie Beihlüffe und Urteile in dem 
einen Arreſt oder eine einjtrweilige Verfügung betr. Verfahren, joweit fie Koſtenentſchei— 
dungen enthalten; vgl. R.5 zu 88 921,922. Nicht in Betracht kommen der Bollftredungs- 
befehl ($ 794 Nr. 4), weil der Koftenbetrag in bem Befehle feitgefeßt wirb ($ 699 Abi.1 
Sab 3), die in $ 794 Nr. 5 bezeichneten Urkunden wegen des Erforbernifies der Beitimmt: 
beit der Geldjumme und die nach $ 801 zugelafjenen landesgeſetzlichen Vollftredungstitel, 
weil fie feine Verpflichtung zur Eritattung von Prozeßkoſten enthalten können. Daß das 
Urteil in der Hauptiache nicht vollitredbar ift (3. B. ein Feititellungsurteil) oder erit in 
Zukunft vollitredt werden fann (3.3. die Urteile nach $$ 257 bis 259), hindert die Feſt— 
fegung ber Koften nit. Auf Grund eines Urteils, beilen vorläufige Vollftredbarfeit 
von einer Sicherheitsleiftung abhängt ($ 712), fünnen die Koften fejtgejeßt werden, bevor 
die Sicherheit geleiltet ift [OLG. Dresden Ztidhr. f. d. EPr. VII ©. 96, ORG. Jena 
SA. XL Nr. 245, bay. ob. YG. eod. LII Nr. 262]; in dem Beichluß oder in der Voll- 
ſtreckungsklauſel iſt die Bedingtheit der vorläufigen Bollftredfbarfeit zu erwähnen; die 
Vollftredbarkeit des Tyeitiehungsbeichluffes hängt von der Leiftung der ganzen Sicherheit 
ab, wenn nicht für die Vollitredung der Enticheidung im Koftenpunft eine beiondere 
Sicherheit feitgejeßt ift; im Feſtſetzungsverfahren fann feine befondere Sicherheit bejtimmt 
werden, weil die vorl. Vollitredbarfeit der Koftenenticheidung nur aus der vorl. Voll- 
jtrecfbarfeit der Enticheidung zur Hauptiache folgt (ſ. M.7 zu $ 708). [AM.: OLG. Naum- 
burg Ztichr. f. d. EPr. XV ©. 401. Dagegen v. Bruchhauſen eod. S. 402.] At dem 
Schuldner nachgelaflen, die Vollſtreckung durch Hinterlegung abzuwenden ($ 713 Abf. 2), 
fo gilt dies auch für die Koften. Tritt die vorläufige Nollitredbarfeit des Urteild außer 
Kraft ($ 717 Abſ. 1), fo ift auch der Koftenfeftiegungsbeichluß nicht mehr vollitredbar; der 
Anſpruch auf Schadenserfaß ($ 717 Abi. 2) umfaßt die erjtatteten Koften. 

b) Auf Grund des zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titels lann die Koftenfeit- 
ſetzung beantragen, wer nach Inhalt des Titels die Eritattung von Koften beanfpruchen 
fann. In den Fällen der $$ 727, 728, 749 it eine für den Nachfolger xc. x. lautende 
Vollitredungsflaufel erforberlih. Ebenfo fann die Ktoftenfejtfegung nur gegenüber dem in 
bem Zitel bezeichneten Schuldner beantragt werden; in den Fällen der $$ 727 bis 729, 
738, 742, 744, $ 745 Abſ. 2, $ 749 ift eine gegen den Nachfolger ꝛc. x. lautende Klauſel 
erforberlid. 

c) Auf Grund besjelben Titels kann in einem weiteren Gefuche die Feitiegung von 
Koften beantragt werben, die bei dem erften Gefuche nicht angelegt werden fonnten oder 
vom Liquidanten überjehen worden find [RG. verein. CS. 9. Febr. 1891 Entſch. XXV 
Nr.105 S©.402]. Der Gefuchjteller muß die Koften des zweiten Verfahrens tragen, wenn 
er die nachliquidierten Koften bei dem erften Geſuche hätte liquidieren fünnen. 

3. Zu Abi. 2: a) Die Feſtfetzung des Betrags der zu erftattenden Koſten aller 
Inftanzen ift ausschließlich Sache des Prozeßgerichts eriter Inſtanz; ift dieſes Gericht ein 
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Landgericht, fo ift die Feitiegung Sache der Hammer, bei welcher der Prozeß verhanbelt 
wurde. Dies gilt auch in Anſehung der Koſten bes einen Arreft oder eine einjtieilige 
Verfügung betreffenden Verfahrens [RG. 1. Febr. 1898 Beitr. 3. €. d. DR. XLIL ©. 1247] 
und der Vollitredungstoften, foweit es zu einer Feſtſetzung fommt (F.N.1 litt. b zu $ 788). 

b) Das Geſuch ift ichriftlich einzureichen oder zu Protofoll des Gerichtöfchreibers 
zu erklären, ohne Anwaltszwang, auch wenn das Geſuch an ein Landgericht gerichtet ift 
(arg. $ 78 Abi. 2). Auch Erklärungen des Gegners können zu Protokoll des Gerichts— 
fchreibers erflärt werben (mie im Falle des $ 573 Abi. 2) und find daher vom Anwalts: 
zwange befreit [aM.: RG. 26. Juni 1883 Entſch. IX Nr. 115 ©. 391]. Da fein Anwalts» 
zwang bejteht, wird das Feſtſetzungsverfahren durch den Wegfall des Anwalts einer Partei 
nicht unterbrochen (arg. e contr. ex $ 244); die Zuftellung der Entſcheidung fann an bie 
Partei ſelbſt erfolgen [RG. Berlin Redtipr. d. OLG. XI S. 63]. — Für die Befchwerbe 
gilt die Vorfchrift des $ 596 Abi. 2. 

c) Don dem Gefuchiteller ift der Titel zur Zwangsvollſtreckung (ſ. N. 2) vorzulegen. 
Der Zitel bedarf der Vollſtreckungsklauſel nicht, es fei denn, daß die Feſtſetzung von einem 
Nachfolger xc. ıc. oder gegen einen Nachfolger ⁊c. ıc. (ſ. NR. 2 litt. b) beantragt wird. Ein 
Nachweis ber Zuftellung bes Titels ift micht erforderlich, ba die Feſtſetzung der Koften 
noch feine Vollſtreckung ift (vol. $ 750 Abi. 1). 

d) Bon dem Gefuchfteller find eine Koftenberehnung (Spezifikation) nebft Abichrift 
zur Mitteilung an den Gegner und die zur Rechtfertigung der Anſätze dienenden Belege 
(diefe nicht auch nebſt Abichrift!) vorzulegen. 

e) Wenn das Geſuch bei einem unzuftändigen Gericht angebracht ift oder wenn ber 
erforderliche Titel, die Koſtenberechnung oder bie Abichrift fehlt, jo ift es zurüdzumeifen; 
ber nicht verkündete Beichluß ift dem Gefuchiteller von Amtswegen zuzuſtellen (arg. $ 329 
Abſ. 3); diefer kann ihn mit einfacher Beſchwerde anfechten (arg. $ 567 Abf. 1) (RG. 
15. Febr. 1882 Entich. VI Nr. 121 S. 390, 2. Mai 1885 Beitr. 3. €. d. DR. XXIX ©. 1030, 
4. Juni 1898 SA. LIV Nr. 52]. Nicht ausgeichloffen ift, dab beim Fehlen bes Titels, 
der Koftenberehnung ober der Abjchrift der Gejuchiteller zunäcdhjit zu einer Ergänzung auf- 
gefordert wird. 

4. Nach dem Gemwerbegerichtögefeß in d. iF. d. Bek. v. 29. Sept. 1901 (RGBL. S. 353) 
860 Abi. 1 Satz 2 ift das Geſuch um Feſtſetzung ber Stoften zweiter Inſtanz bei dem 
Landgericht anzubringen. Diefe Vorichrift findet nah Kaufm. Ger. Geſ. v. 6. Juli 1904 
(RGBl. S.266) $16 Abſ. 1 auf die Koſten, welche durch Berufung gegen das Urteil eines 
Kaufmannsgerichts entjtanden find, entiprechende Anwendung. 

s. 105.* (99.) 

Die Entjcheidung über das Feſtſetzungsgeſuch kann ohne dorgängige 
mindliche Verhandlung erfolgen. 

Das Gericht kann fich bei der Prüfung des Gejuchs der Hülfe des 
Gerichtöjchreiber3 bedienen. 

Zur Berücfichtigung eines Anfages genügt, daß derjelbe glaubhaft ge: 
macht ijt. 

Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß findet jofortige Befchwerde jtatt. 

NE. 88 163, B15, 822, NE. 2188, E. I, IL, TUI 8 96, M. 119, EB. 35, KB. 5. Nov, v. 1898 ©. 12 ff. 

Litteratur j. bei $ 104. 

1. Zu Abf. 1 bis 3: a) Das Feſtſetzungsverfahren ift Verfahren mit fafultativer 
münbdlicher Verhandlung. Über diefes Verfahren j.N.5 zu $128. Die Enticheidung 
fann ohne Gehör bes Gegners erfolgen. — Während der Unterbredung oder Ausjeßung 
bes Verfahrens findet feine Koftenfeftfegung ftatt [OVG. Poſen Rechtſpr. d. OLG. VII 
©. 285]. 

b) Wird das Geſuch nicht aus einem formellen Grunde zurüdgemwiejen (darüber ſ. 
N.3 litt.e zu $104), jo hat das Gericht die Anſätze der von dem Gejuchiteller aufgeitellten 


188 Erftes Buch. Zweiter Abichnitt. 8 105. 


Koitenberechnung zu prüfen. Das Gericht fann feinen höheren Betrag feſtſetzen, als der 
Geiuchfteller verlangt [RG. 27. Sept. 1895 Entſch. XXXV Nr. 118 ©. 427). 

ec) Die Prüfung erftredt fih: a) auf die frage, ob bie angelegten Koften wirklich 
erwachſen find. Der Gefjuchiteller hat bies glaubhaft zu machen. Im Rahmen des 
8 294 fann eine Bemweisaufnahme ftattfinden. Koſten, die der Gefuchiteller noch nicht 
gezahlt Hat, aber zu zahlen jchuldig ift, find zu berüdfichtigen. Dies gilt ſowohl in An» 
ſehung geichuldeter Gerichtöfoften, Gerichtövollzieher- und Anmaltögebühren [vgl. Strudm. 
Koch (FIN. 2 Abſ. 1, Wilm. Levy (TI) N. 2 vor $ 87 alt, Gaupp (9) N. III 4, Peterien (5) 
N.2, Raddatz Beitr. 3. Ed. DR. XXXIX ©. 314 ff, RG. 5. Dez. 1899 Beitr. 3. E. d. 
DR. XLV ©, 652, OLG. Celle Redtipr. db. OVG. XI ©. 635; aM.: Bilchofswerder IW. 
1903 ©. 370) als auch in Anſehung anderer Koften, 3. B. der Koſten eines Fuhrwerlks 
zur Reife der Partei [aM.: Gaupp (9) N. IIJ. Bon den noch nicht bezahlten Gerichtö- 
foften dürfen diejenigen nicht angelegt werben, welche der Gegner nad GKG. $ 86 Abf.1 
zufolge der Koſtenentſcheidung ſelbſt fchuldet (RG. 11. Juni 1892 SU. XLVII Nr. 293, 
OLG. Hamburg SU. XLIII Nr. 150]; daher fann die zum Armenrechte zugelaffene 
Bartei bie ihr geitundeten Gerichtsgebühren nicht Liquidieren [bay. ob. LG. Samml. v. 
Entih. XIII ©. 583]. Über die Berechtigung, die zufolge des Armenrechts geitundeten 
Gebühren des Rechtsanwalts und bes Gerichtsvollziehers feftiegen zu laſſen, ſ. N. 2 litt. b 
und ce zu $ 124; 

?) ob die angeſetzten Koſten notwendige KHoften im Sinne des $ 91 find; 

y) ob bie Höhe der angefekten Stoften den Gebührenordnungen für Gerichtsvollzieher 
und Rechtsanwälte, unb ſoweit es fi um Anfäge für Zeitverfäumnis der Partei hanbelt, 
der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige entſpricht (vgl. N.1litt.b zu $91). 
Über die Feſtſetzung des Wertes bes Streitgegenftanbes vgl. NR. 1 zu 8 107. 

d) Dagegen hat das Gericht in biefem Verfahren Einwendungen gegen ben Er» 
ftattungsanfprud; — 3.2. die Einwendung der Zahlung, des Erlafjes, der Aufrechnung 2c. — 
nicht zu berüdfichtigen, da nach dem Syiteme der CPrO. über ſolche Einwendungen nad) 
obligatorifcher mündlicher Verhandlung durch Urteil zu enticheiden ift. Solche Einwen- 
dungen find vielmehr durch Widerſpruchsklage (S 767) gegen ben Feſtſtellungsbeſchluß zu 
verfolgen. [Bgl. Struckm. Koch (8) N. 4, Wilm. Levy (7) N. 2 zu $ 99 alt, Gaupp (9) 
N. III7, Peterfen (5) N.1, RG. 24. Apr. 1885 Entſch. XIII Nr. 93 ©. 360, 9. Dez. 1891 
EN. XLVII Nr. 200, OLG. Jena EA. XXXVII Nr. 252, OLG. Oldenburg Redtipr. d. 
OLG. VI &.389, LG. Münden BL. f. RA. LXX ©. 332. — AM.: Schmidt Ztſchr. f. d. 
CPr. VIE. 47, Francke eod. S. 84f., OLG. Karlsruhe SU. LV Nr. 167. Dagegen Strud- 
mann eod. ©. 408 ff. und Kulemann Arch. F. c. Pr. LXVIII ©. 427 ff. Hiergegen wieder 
Völkers Ztichr. f.d. EPr. XI ©. 169 ff. mit unftichhaltiger Begründung. Intonfequenter 
Meile hat das NG. 16. Sept. 1891 Beitr. 3. E. d. DR. XXXVIE. 708 eine Zahlung von 
Prozeßkoſten berüdfichtigt.] Auch Anſprüche auf NRüderftattung gezahlter Koften fönnen 
nicht im FFeitießungsverfahren geltend gemadt werden [RG. 16. Jan. 1892 SW. XLVII 
Nr. 247, OLG. Caſſel eod, Nr. 301]; vgl. N. 3 zu $ 717. 

e) Bei ber Prüfung der Anfäge fann fi das Gericht der Hülfe bes Gerichtö- 
fchreibers bedienen. Der Gerichtäfchreiber hat feine jelbjtändige KHognition; das Ergebnis 
feiner Prüfung fann vom Gerichte nachgeprüft und geändert werben. Der Gerichtsjchreiber 
ift nicht Sachveritändiger im Sinne der CPrO. und kann daher feine Gebühren als folcher 
verlangen. Obwohl das Gejeß feine Beſchränkung enthält, wird das Gericht den Gerichts» 
ichreiber nicht zur Prüfung ber ad litt. c, «, 3, jondern nur zur Prüfung ber ad litt. e,y 
bezeichneten Fragen heranziehen dürfen [vgl. KB. z. Nov. v.1898 S. 46). Daß der Richter 
in Anjehung der Gebührenanfäge der Nachprüfung enthoben jei, wie ein Negierungs- 
vertreter in der Kommiſſion behauptet hat, ift nicht richtig. 

f) Über die Koſten des Feſtſetzungsverfahrens ift unter entipredhender Anwendung 
der $$ 91 bis 96 in dem Beichluffe zu enticheiden. Werben die liquidierten Koften alle 
bewilligt, jo find auch die Koſten des Tyeftjeßungsverfahrens dem Gegner aufzuerlegen 
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(arg. $91); ebenfo bei fleineren Abftrichen, während größere Abftriche die Aufhebung oder 
Zeilung ber Koften rechtfertigen (arg. $ 92). Die Koften des Feſtſetzungsverfahrens find 
mit ben feitzujeßenden Stoften zu liquidieren und, joweit fie dem Gegner zur Lait fallen, 
unter die zu eritattenden Koften aufzunehmen. Die Mehrkoften des beiondberen Feſt— 
feßungsverfahrens fönnen ala nicht notwendige Koften geftrichen werden, wenn ber Geſuch— 
fteller e8 unterlaffen hat, die Feſtſetzung im Urteile (vgl. $ 103 Abf. 1) herbeizuführen, 
obwohl er dazu in der Lage war [vgl. Philipp BL. f. RA. LXVII ©. 276 ff. Neumiller 
eod. LXX ©. 461 ff., Stling Ztichr. f. Rpfl. in Bay. I S.229, Peperhowe DYZ.X S.1112 ff.; 
— aM.: Lübfe „Recht“ V ©. 276, Dispeker Ztſchr. f. Rpfl. in Bay. I S. 314 ff.].]; aber 
nur in ben einfachften Fällen wird man dies annehmen dürfen. — Auf die Koften bes 
Feſtſetzungsverfahrens findet auch die Vorfchrift des $ 93 entiprechende Anwendung [vgl. 
Schneider Mag. f. DR.VII ©. 218 ff., Blantmeifter eod. VIII ©. 312ff., RG. 11. Apr. 1883 
Entih. XIV Nr. 37 ©. 320, OLG. Kiel SA. XLI Nr. 227, OLG. Oldenburg SA. LIU 
Nr.50, OLG. Rojtod SU. LV Nr. 234]; aber die Koſten bes Feſtſetzungsverfahrens können 
dem Gejuchiteller nicht ſchon deswegen auferlegt werden, weil er es unterlajjen bat, die 
Koftenrechnung dem Gegner zu überfenben und ihn zur Bezahlung aufzufordern [jolche 
Unterlaffung halten für genügend: Schneider a.a.D., OLG. Kiel SA. XLI Nr. 227, 
ORG. Oldenburg SA. LIII Nr. 50; — dagegen: Blanfmeifter a.a.D., Roedenbeck Ztichr. 
f. db. EPr. XIII ©. 359 ff., Hergenhahn eod. XVII 8.117 ff], fondern nur dann, wenn 
ber Gegner fi vor ber Einreichung des Geſuchs nach den zu erjtattenden Koften erkundigt 
und veriprochen hat, dieſe Koften, ſowie er die Berechnung befommt, ohne Feſtſetzung durch 
bas Gericht zu bezahlen [Baupp (7) N. VI]. — Hat das Gericht über bie Hoften bes Feſt— 
fegungsverfahrens nicht entichieden, fo kann durch Beſchwerde bie Ergänzung herbeigeführt 
werben [OLG. Karlsruhe SU. LII Nr. 50]. 

g) Der Feſtſetzungsbeſchluß ift, wenn er nicht nach münblicher Verhandlung ver- 
fündet worden ift, dem Gejuchiteller und dem Gegner von Amtswegen zuzuftellen (arg. 
$ 329 Abi. 3). Die Zuftellung muß nah $ 176 an ben Prozehbevollmädtigten ber erjten 
Inſtanz [RG. 26. Juni 1883 Entſch. IX Ne. 115 ©. 392, 24. März 1891 SA. XLVII 
Nr. 64; vgl. a. RG. 4. März 1883 Entfch. IX Nr. 95 S. 329) und, wenn ein folder nicht 
vorhanden ift, an bie Partei erfolgen, nicht an ben Bevollmächtigten der zweiten Inſtanz. 

h) Der Feſtſetzungsbeſchluß iſt WVollftredungstitel (8 794 Nr. 3). Er bedarf ber 
Vollſtreckungsklauſel. Die Vollſtreckung darf erft am Zage nach der Zuitellung beginnen 
(8 798). Die Beichwerde hemmt die Vollitredung nicht ($ 572 Abf. 1); aber die Aus» 
fepung kann angeorbnet werben ($ 572 Abf. 2). 

i) Wegen ber Gebühren |. GKG. 8 38 Nr. 1, 539; GO. f. RU. 823 Nr. 1, 
830 Nr. 3. 

2. Zu Abi. 4: Den Feſtſetzungsbeſchluß kann der Gejuchiteller und der Gegner mit 
fofortiger Beichwerbe (8 577) anfechten. Nicht der Rechtsanwalt perfönlih [RG. 11. Dez. 
1895 SA. LI Nr. 134], es jei denn, dab er im Armenrechte beigeordbnet ift (vgl. $ 124 
Abi. 1). Den Wertfeftiegungsbeihluß (GAG. $ 16) kann der Rechtsanwalt ftetö perfönlidh 
anfechten, weil davon die Höhe jeiner Gebühren abhängt (GO. f. RA. $ 12). Dur Be— 
ſchwerde, nicht nach Analogie von $ 321, ift auch die nachträgliche Enticheidung über einen 
vom Gericht überjehenen Anfag herbeizuführen [RG. 17. Oft. 1884 SA. XLII Nr. 75]; 
dagegen fann nicht durch Beichwerde, jondern nur durch Nadjliquidation (ſ. N. 2 litt. o 
zu $ 104) die Berüdfichtigung eines nicht Tiquidierten Pojtens erreicht werben [RG. 
27. Sept. 1895 Entih. XXXV Nr. 118 ©. 427]. Auch die Enticheidung über die Koſten 
bes Feſtſetzungsverfahrens (ſ. N. 1 litt. f) ift mit ber Beſchwerde anfechtbar, und zwar 
fann Beſchwerde megen dieſer Koften allein erhoben werben; 8 99 Abi. 1 fteht nicht im 
Wege, weil die Entſcheidung über die Koften feiner Enticheidung über eine Hauptſache 
gegenüberiteht [OLG. Eaffel SA. XLVII Nr. 67 unter Berufung auf e, Entſch. d. RG. v. 
14. Ott. 1884; aM.: OLG. Hamburg SA. LIIL Nr. 187, OLG. Karlsruhe Redtipr. d. 
OLG. XILS. 184]. Keine Befchwerbe findet gegen den Koftenfeftiegungsbeihluß eines Ober- 
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Iandesgerichts ftatt (S 567 Abi. 2). — Bei der Prüfung, ob die auf Herabſetzung oder 
Erhöhung des feitgeiegten Betrags gerichtete Beſchwerde begründet ift, hat das Beichwerbe- 
gericht nicht bloß die vom Beſchwerdeführer fpeziell bemängelten Anſätze oder Abftriche, 
fondern alle Posten nachzuprüfen [vgl. RG. 24. Ott. 1893 IW. ©. 536 Nr. 6, 3. April 
1897 SA. LII Nr. 51]. Der Gegner des Befchwerbeführers kann ſich der Beſchwerde an« 
{chließen und eine Anderung zu feinen Gunften beantragen; ohne Anjchließung ift feine 
reformatio in peius zuläjfig; vgl. N.1 zu 8573. [So aud RG. 3. Apr. 1897 SA. LIT 
Nr. 51.) Wegen Einlegung der Beſchwerde ſ. $ 569 und $ 577 Abi. 2 Sak 2; ausnahms- 
weile fann bier das lintergericht feine Entſcheidung abändern ($ 577 Abl.3). Wegen ber 
Koſten ber Beſchwerdeinſtanz f. $ 97 nebft den Noten 2 bis 4, 5 Abſ. 3 zu $ 97. Wegen 
weiterer Beichwerde val. 8 568 Abi. 2, 3. Gegen die Enticheibungen der Oberlandes- 
gerichte findet weitere Beſchwerde nicht jtatt ($ 568 Abi. 4). 


$. 106. (100.) 


Sind die Prozeßkoſten ganz oder theilweife nach Quoten vertheilt, jo hat 
die Partei den Gegner vor Anbringung des Feſtſetzungsgeſuchs aufzufordern, 
die Berechnung feiner Koſten binnen einer eimvöchigen Friſt bei dem Gerichte 
einzureichen. Nach fruchtlojem Ablaufe der Friſt erfolgt die Entjcheidung ohne 
Rückſicht auf die Koſten des Gegners, unbejchadet des Rechts des leßteren, den 
Anſpruch auf Eritattung nachträglich geltend zu machen. Der Gegner haftet 
für die Mehrkoften, welche durch das nachträgliche Verfahren entitehen. 

BE. $ 1357, NE. $ 164, NP. 2190, €. I, IT, III 8 97, M. 119, AP. 35. 

1. Über Verteilung der Koſten nad) Quoten ſ. N. 1 zu 892. Bei Verteilung nad 
Prozehabichnitten (vgl. N. 1 Abſ. 4 zu 8 92) ift $106 nicht anwendbar [RG, 27. Ott. 1887 
Entſch. XIX Nr. 88 ©. 420). 

2. Für die Aufforderung ift feine Form vorgeichrieben; aber wegen bes Beweiſes 
empfiehlt fich die Zuftellung eines Schriftftüds. Anwaltszwang beiteht jo wenig wie für 
das Feſtſetzungsgeſuch. Werlängerung der Friſt ſ. $ 224 Abſ. 1. Meicht der Gegner die 
Berechnung feiner Koften ein, bevor die einjeitige Feſtſetzung erfolgt ift, wenn auch nad 
Ablauf der Friſt, jo werden die Koften der beiden Parteien feſtgeſetzt; daraus ergiebt fich 
dann, wer dem Anderen berauszuzahlen bat; aber das Gericht hat die Abrechnung nicht 
zu vollziehen [vgl. Böhner Ztichr. f. d. CPr. XXVII S. 151 ff]. Reicht der Gegner feine 
Berechnung ein, jo werben einjeitig die Koſten ber Partei fejlgeießt, welche die Aufforde- 
rung erlaflen bat. Auf Grund des Feſtſetzungsbeſchluſſes kann von dem Gegner die ge 
ichuldete Quote des feitgefeßten Betrags beigetrieben werden. 

3. Der Gegner kann nachträglich die Feſtſetzung ſeiner Koſten gemäß $8 104, 105 
beantragen. Dadurch hört die Vollitrecdbarfeit des erften Beichluffes nicht auf. Auf Grund 
bes zweiten Beichluffes fann eine Zurüdzahlung ber auf Grund bes erften Beichluffes ge- 
zahlten Koſten gefordert werden. 3. B. es ift erfannt: Stläger hat *s, Bellagter "is 
alfer Kosten zu tragen. Kläger liquidiert feine Koften; fie werben auf 150 A feſtgeſetzt; 
auf Grund biejes Beichluffes fordert und erhält er vom Beklagten 50.4 Darauf liqui— 
diert der Beflagte jeine Koften; biefe werben auf 180 .M. feitgefekt, jo daß die Gejamt- 
fumme ber Koſten 330 .#. beträgt, wovon den Kläger 220 .#, ben Bellagten 110 M 
treffen. Dann fann der Bellagte vom Kläger die gezahlten 50 .#. zurüd und noch 70 AH. 
dazu fordern. Bei ber Feſtſetzung ift die Zahlung nicht zu berüdfichtigen; vgl. N1 litt.d 
zu $ 105. 

8. 107.* (100a.) 


Ergeht nach der Koftenfeitfegung eine Entjcheidung, durch welche der 
Merth des Streitgegenjtandes feſtgeſetzt wird, fo ift, falls diefe Entjcheidung 
von der Werthsberechnung abweicht, welche der Kojtenfeitfegung zu Grunde 
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liegt, auf Antrag die Koftenfeftjegung entjprechend abzuändern. Ueber den 
Antrag entjcheidet das Gericht erjter Inſtanz. 

Der Antrag iſt binnen der Friſt don einem Monate bei dem Gericht 
anzubringen; er fann vor dem Gerichtsfchreiber zu Protofoll erklärt werden. 
Die Frift beginnt mit der Zuftellung und, wenn e3 einer folchen nicht bedarf, 
mit der Verfündung des den Werth des Streitgegenjtandes feitfegenden Be- 
ſchluſſes. 

Die Entſcheidung kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen. 
Gegen die Entſcheidung findet ſofortige Beſchwerde ſtatt. 

Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 90. 

1. Die Höhe der Gerichts und der Anwaltsgebühren bemißt fid) nad dem Werte 
des Streitgegenftandes (GKG. 88 8ff., GO. f. RA. IF IF.) Die zum Zwede ber Ent: 
icheidung über die Zuftändigfeit des Prozeßgerichts (GKBG. $ 23 Nr. 1) oder über die Zus 
läffigfeit der Revifion ($ 546) erfolgte Feſtſetzung der Wertes ift für die Verechnung der 
Gebühren maßgebend (GHG.$ 15, GO. f. RA. 8 12) Soweit eine folche Enticheidung 
nicht vorliegt, hat das Gericht bei der Hoftenfeftfegung inzidenter oder durch ausdrüdlichen 
Beſchluß (GRG. $ 16) über den Wert des Streitgegenftanbes zu enticheiden, ohne an die 
einem früheren Koftenfeitfegungsbeichluffe zu Grunde Tiegende Wertfeftfeßung oder an einen 
früheren nah GKG. $ 16 ergangenen Wertfeftießungsbeichluß gebunden zu fein (arg. 
SAG. $ 16 Abi. 1 Sak 16) [ogl. RG. verein. ES. 24. Juni 1899 Entſch. XLIV Nr. 104 
©. 403]. 

2, Na der CPrO. v. 1877 wurde bie rechtöfräftige Koftenfeftiegung nicht berührt 
durch eine jpätere Enticheibung über ben Wert des Streitgegenftandes, in der der Wert 
abweichend von dem Koftenfeitießungsbeichluffe fejtgeießt wurde [RG. Entich. XX Nr. 94 
©. 408]. Das erichien unbillig. Der neue $ 107 ſchafft die Möglichkeit, die Abänderung 
des Koftenfeftfeßungsbeichluffes herbeizuführen. 

3. Zu Abf. 1: a) Zmeifelhaft ift, ob die abweichende Entſcheidung ein ausdrück— 
licher Wertfeſtſetzungsbeſchluß (GKG. $ 16) fein muß oder ob auch die aus Anlaß einer 
Enticheidung über bie Zuftändigfeit des Prozeßgerichts oder die Zuläffigfeit der Revifion 
oder aus Anlaß einer jpäteren Koftenfeitießung inzidenter erfolgende abweichende Wert: 
feitfegung genügt. Daß in Abſ. 2 Sat 2 nur von einem Beſchluſſe die Rede ift, Ipricht 
für die beichränfende Auslegung. In der Begründung d. Nov. S. 90 ift aber gejagt, es fomme 
nicht darauf an, ob die Entjcheidung auf Grund des $ 3 der CPrO. oder des $ 16 bes 
GRG. erfolge. Mit der Enticheidung auf Grund des $ 3 fann doch bloß die Entſcheidung 
über die Zuftändigfeit gemeint fein. Iſt diefe inbegriffen, obwohl fie nur inzidenter den 
Wert feitfegt, jo ijt fein Grund erfichtlih, warum die anderen inzibenter erfolgenben 
Wertfeftiegungen anders behandelt werden follen. — Rechtskraft der abweichenden Ent: 
Icheidung ift nicht erforderlih. Wird die abweichende Entfcheidung jelbjt wieder ab» 
geändert, jo fann eine nochmalige Abänderung der Koftenfeftießung beantragt werden, um 
ben Einklang herbeizuführen. 

b) 3 ift ein Antrag erforderlih. Der Antrag ift an das Gericht erfter Inſtanz 
zu richten, auch wenn die abzuändernde Koftenfeitiegung in der Beſchwerdeinſtanz erfolgte 
(Begründung S. 90). 

4. Zu Abi. 2: Die Friſt ift feine Notfrift ($ 223 Abſ. 3). Sie kann durch Ver: 
einbarung verlängert und verfürzt werben ($ 224 Abi. 1); nicht durch das Gericht ($ 224 
Abf. 2). — Für den Antrag bejteht fein Anwaltszwang (arg. $ 78 Abi. 2). — ‚Beſchluß“ 
ift nach der in N. 3 litt. a vertretenen Anſicht im Sinne von Entſcheidung zu verjtehen. 

5. Zu Abi. 3: Wegen bes Verfahrens |. N. 1 litt. a, d bis f zu $105. — Ab— 
geändert fann nur derjenige Teil der Feſtſetzung werben, welcher auf ber Wertsberehnung 
beruht. Aus der Abänderung fann fi ein Anſpruch auf Erftattung weiterer Koften ober 
ein Anipruch auf Herausgabe erftatteter Koften (BGB. $812) ergeben. Der abgeänberte 
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Feſtſetzungsbeſchluß iſt Vollftredungstitel für den Anſpruch auf Erftattung weiterer Koften, 
nicht aber für den Anſpruch auf Herausgabe erftatteter Koften. 

6. Solange die zweiwöchige Friſt zur Beichwerde gegen ben erften Feſtſetzungs ; 
beichluß noch nicht abgelaufen ift, haben die Beteiligten die Wahl zwiſchen dem Abände- 
rungsantrage nach $ 107 und der fofortigen Beſchwerde ($ 577). 

7. Wegen der Gebühren ſ. GKG. 8 35 Nr. 1, $ 39; GO. f. RA. $ 23 Nr. 1, 
830 Nr. 3. 


Sechster Titel. 
Siherheitsleiftung. 


1. Der ſechſte Titel Handelt von der prozeſſualiſchen Sicherheitsleijtung im all« 
gemeinen ($$ 108, 109) und von der Sicherheitsleiftung der Ausländer für bie Prozeßkoſten 
im bejonderen ($$ 110 bis 113). 

2. Prozeffualiiche Sicherheitsleiitungen fommen vor in $ 89 (S. des unbeauftragten 
Geichäftsführers und des Bevollmächtigten ohne Vollmachtsnachweis), $$ 110, 111 (S. des 
Klägers für die Prozeßkoſten), $ 707 Abi. 1,88 710, 713, 719, 732, 769, 771 bis 774, 
8 890 Abf. 3 (bei der Jwangsvollitredung), 85 921, 923, 925, 927, 936, 939 (in dem einen 
Arreft oder eine einitw. Verfügung betr. Verfahren); im HGB. $ 269 Abi. 3, 8 272 Abi. 3, 
8 309 Abi. 2, 8 320 und in dem RG. betr. d. Geiellih. m. beichr. Haftung (RGBl. 1898 
©. 846) $ 75 Abi. 2. 

$. 108.* (101.) 

Die Beitellung einer prozeſſualiſchen Sicherheit ift, fofern nicht die 
Parteien ein Anderes vereinbart haben oder dieſes Gejeß eine nach freiem 
Ermefien des Gerichts zu beftimmende Sicherheit zuläßt, durch Hinterlegung 
von Geld oder jolchen Werthpapieren zu bewirken, welche nach $.234 Abj.1,3 
des Bürgerlichen Gejegbuchs zur Sicherheitsleiftung geeignet find oder nad) 
richterlichen Ermefjen eine genügende Dedung gewähren. 

Die Vorjchriften des $. 234 Abſ. 2 und des $. 235 des Bürgerlichen 
Gejegbuchs finden entjprechende Anwendung. 


DE. 8 76, HB. MO, 4981, NE. 8 165, NP. 167 ff. €. I, II, Ul 8 98, M. 120, HE. 37 f., AB. 
3. Nov. v. 1898 ©. 47. 


1. Eine nad) freiem Ermefjen des Gerichts zu beſtimmende prozeffualifche Sicherbeit 
ift zugelaffen in den $$ 921, 925, 927, 936, 939, im HGB. 88 269, 272, 309 und in 
dem RG. betr d. Gejellich. m. beichr. Haftung $ 75 Abi. 2. Auf diefe Fälle findet $ 108 
feine Anwendung. — Im Falle des $ 923 fann nur Geld hinterlegt werden; vgl. N. 2 
zu $ 923. 

2. Über den Begriff „Geld“ vgl. Koch Ztichr. f. d. CPr. III S. 366 ff. Papiergeld 
und Banknoten find nicht Geld. Werden fie von der Hinterlegungsftelle ftatt Geldes ge- 
nommen, jo gilt die Sicherheit als in Geld geleiftet [vgl. OLG. Darmftadt NRedtipr. d. 
OLG. XI ©. 64]. 

3. Über den Begriff Wertpapiere vgl. Goldſchmidt HR. (2) I ©. 550 ff., Thöl HN. 
88 51 ff., Beſeler Pr. $ 87, Gareis Ardı. f. HR. XXXIV ©. 97 ff. Koch Ztichr. f. d. EPr. 
III S. 380 ff., Brunner in Endemanns Hdb. db. HR. II ©. 140 ff., RG. 12. Jan. 1882 Entſch. 
VII Nr. 111 8.375. Nur Schuldverfchreibungen und Aktien, nicht Legitimationspapiere, 
find Wertpapiere im Sinne bes $ 108. 

4. Die Hinterlegungsitelle wird von dem Landesgeſetze beitimmt; ebenſo das Ver— 
fahren bei der Hinterlegung 2c.; vgl. EG. 3. BOB. Art. 144, 145; preuß. Hinterlegungs» 
ordnung vd. 14. März 1879 (GES. ©. 249) in d. F. d. Art. 84 d. AG. 3. BGB. v. 20. Sept. 
1899 (68. S. 177); bay. AG. 3. GVG. v. 23. Febr. 1879 in d. F. d. Art. 167 db. AG. 3. 
BEP. v. 9. Juni 1899 (G. u. BB. 1879 ©. 273ff. 1899 ©. 304 u. Beil. 3. Nr. 28 S. 64 ff.), 
Hinterlegungsordnung v. 18. Dez. 1899 (G.u. VBl. S.1033); dazu VO. v. 25. Dez. 1899 
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(8. u. DB. ©. 1235), vier Bel. v. 28. Dez. 1899 (IMBl. ©. 1080, 1115, 1116, 1121), 
Bet. v. 30. Dez. 1899 (IMDB. S.1124) und Bel. v. 12. Jan. 1900 (IMDB. ©. 301). 

5. Mit der Hinterlegung erwirbt derjenige, zu deſſen Guniten die Sicherheit durch 
Hinterlegung geleiftet wird, ein Pfandrecht nad; Maßgabe des BGB. 8233. Auf Grund 
bes Pfandrechts kann er abgejonderte Befriedigung im Konkurſe beanfpruchen. 


$. 109.* (101a.) 

it die Veranlaffung für eine Sicherheitsleiftung weggefallen, jo hat auf 
Antrag das Gericht, welches die Beitellung der Sicherheit angeordnet oder 
zugelaffen hat, eine Friſt zu bejtimmen, binnen welcher ihm die Partei, zu 
deren Gunsten die Sicherheit geleiftet ift, die Einwilligung in die Rückgabe 
der Sicherheit zu erklären oder die Erhebung der Klage wegen ihrer Anjprüche 
nachzuweiſen hat. 

Nach Ablauf der Frift hat das Gericht auf Antrag die Rückgabe der 
Sicherheit anzuordnen, wenn nicht inzwifchen die Erhebung der Klage nach: 
gewiefen iſt. 

Die Anträge und die Einwilligung in die Rückgabe der Sicherheit können 
bor dem Gerichtsfchreiber zu Protokoll erklärt werden. Die Entjcheidungen 
fönnen ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen. 

Gegen den Beichluß, durch welchen der im Abſ. 1 vorgejehene Antrag 
abgelehnt wird, fteht dem Antragjteller, gegen die im Abſ. 2 bezeichnete Ent: 
icheidung jteht beiden Theilen die jofortige Bejchwerde zu. 

Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 90F., KB. 5. Nov. v. 1898 ©. 48. 

Litteratur: Radlauer Ztichr. f. d. EPr. XXXI ©. 471 ff, Levis eod. XXXIV ©. 165 ff. 

1. In ber CPrO. v. 1877 war über bie Rüdgabe einer Sicherheit, deren Ver— 
anlafjung weggefallen ift, nichts beitimmt. Die Rüdgabe fonnte daher nur erfolgen, wenn 
derjenige, zu deſſen Gunften die Sicherheit geleiftet war, in die Rückgabe einwilligte ober 
zur Einwilligung verurteilt war. Der $ 109 ichafft für diefe Fälle ein Verfahren ohne 
obligatorifche mündliche Berhandlung. Für fpezielle Fälle ift in $ 715 ein noch ein- 
facheres Verfahren zugelafien. 

Durd die Zulaffung des Verfahrens nad) 88 109, 715 ift der Weg ber Klage für 
ben Anſpruch auf Rüdgabe nicht verfperrt [val. RG. 28. Apr. 1905 IW. ©. 372 Nr. 15, 
SA. LXI Nr. 43, Beitr. 3. E. d. DR.L ©. 123], fondern nur die Möglichkeit gewährt, ohne 
Rechtsftreit die Rückgabe der Sicherheit zu erreichen, wenn der Anſpruch auf Rüdgabe nicht 
beftritten wird; immerhin können die Mehrfoften, welche dadurch entjtehen, daß der Kläger 
zur Slagerhebung fchritt, anftatt das Verfahren nad) $3 109, 715 einzufchlagen, von ber 
Erjtattung auögeichlofien werben, wenn der Bellagte den Herausgabeaniprucd des Klägers 
nicht beftritten hat. [Bgl. OLG. Hamburg SA. LVII Nr. 46; das OLG. Bamberg SU. 
LIX Nr. 64 hält auch die Mehrfoften des Prozefjes für erjtattungsfähig. — Gaupp (9) 
N. II Scheint das Slagereht von vorgängigem Beftreiten abhängig zu machen; aber bie 
Klage ift doch Feine Fyeititellungsflage!] 

Auf die Herausgabe einer hinterlegten Leiftung oder eines hinterlegten Erlöfes (1. 
8 713 Abi. 2, $ 720, $ 805 Abſ. 4, 8 827 Abſ. 2, $ 853, 8 854 Abſ. 2, $ 858 Abi. 6, $ 885 
Abi. 5, 8 930 Abf. 2, 3) findet $ 109 eine Anwendung. 

Das Pfandrecht besjenigen, zu deſſen Gunften die Sicherheit geleiftet wurde, auf 
Befriedigung aus der Sicherheit ift nach Maßgabe des BEB. auszuüben; die Anfprüche 
find durch Klage geltend zu machen. 

2. Zu Abf. 1: a) Die Veranlaffung für die Sicherheitsleiftung ift weggefallen: 
im Falle des $ 89, wenn bie Genehmigung oder die Vollmacht beigebracht ift; im Falle 
der $$ 110, 111, wenn der Bellagte zur Tragung der Prozeßloſten rechtöträftig verurteilt 
ift, nicht ſchon, wenn die Vorausſetzungen ber Sicherheitsleiftung weggefallen find; in ben 

8, Seuffert, Civilprogehorbnung I. 10. Aufl. 13 


194 Erftes Buch. Zweiter Abichnitt. $ 109. 


Fällen der 88 707, 719, 732, 769, 771 bis 774, wenn zu Guniten bes Beftellerö ber 
Sicherheit rechtsfräftig oder vorläufig vollitredbar (arg. $ 775 Nr. 1) erkannt worden ift; 
in ben Fällen der $$ 710, 713, wenn das für vorläufig vollitredbar erflärte Urteil rechtö- 
fräftig geworben ift (vgl. $ 715) oder wenn das Urteil oder deſſen vorläufige Vollitred- 
barfeit aufgehoben worden ift, bevor die Vollftredung begonnen hatte [vgl. RG. 12. Febr. 
1902 IW. ©. 163 M. 8]. Die PVeranlaffung für eine Sicherheitsleiftung nah $ 890 
Abi. 3 ift weggefallen, wenn die dafür beftimmte Zeit abgelaufen ift, ohne daß eine Zu— 
widerhandlung erfolgt if. Die PVeranlaffung für eine nah $ 921 Abi. 2 oder $ 925 
Abi. 2 vom Gläubiger (Gefuchiteller) geleiftete Sicherheit ift weggefallen, wenn ber 
Arreftbefehl oder bie einftw. Verfügung vor Beginn der Vollziehung aufgehoben 
twourde; wurde der Arreftbefehl oder die einftw. Verfügung nad Beginn der Vollziehung 
aufgehoben, fo ift die Veranlaffung für die Sicherheitsleiftung nur dann weggefallen, wenn 
ein Schadenserſatzanſpruch nicht entjtanden fein kann, weil die Aufhebung nicht aus den in $ 945 
bezeichneten Gründen erfolgte. [Wgl. OLG. Hamburg SA. LVII Nr. 47, OLG. Colmar 
Rechtſpr. d. OLG. XI ©. 67. Nah RG. 26. Sept. 1905 Entid. LXI Nr. 73 ©. 300 ff. 
foll die Veranlaffung ſchon dann weggefallen fein, wenn weiterer Schaden nicht mehr ent— 
ftehen fann und der jofortigen Liquidation entitandenen Schabens fein Hindernis im Wege 
fteht, was nicht richtig fein dürfte, da die Sicherheit für den entjtandenen Schaden haftet, 
auch wenn er nicht fofort liquidiert wird.] Die Veranlaffung für eine nad) $ 921 Abi. 2, 
$ 925 Abi. 2 erfolgte Sicherheitäleiftung ift ferner weggefallen, wenn zufolge der Ver— 
urteilung de3 Schuldners (Gegners) in der Hauptiache die Vollziehung des Arreites oder 
ber einſtw. Verfügung in Zwangsvollitrefung übergeht (vgl. N. 1 litt. d zu $ 930). Die 
Veranlaffung für eine nad $ 923, $ 925 Abi. 2, $ 927 Abf. 1, $ 939 vom Schuldner 
(Gegner) geleiftete Sicherheit ift weggefallen, wenn der Arreftbefehl oder die einftw. Ver— 
fügung aus einem anderen Grund ala wegen Sicherheitsleiftung aufgehoben worden ift; 
ber Sieg des Schuldners in der Hauptjache bewirkt noch nicht das Freiwerden dieſer 
Sicherheiten, fondern berechtigt nur, die Aufhebung des Arreftes oder der einjtw. Ver— 
fügung zu verlangen (vgl. N. 1 litt.ae zu $ 927). Die Veranlaffung für eine nad) $ 939 
vom Schuldner geleiftete Sicherheit fann auch noch dadurch wegfallen, daß die Enticheidung, 
welche die Aufhebung ber einjtw. Verfügung oder die Abwendung der Vollziehung gegen 
Sicherheitsleiſtung geftattete, aufgehoben wird [vgl. RG. 30. Juni 1902 Entſch. LII Nr. 28 
&. 105]. In den fällen des HGB. und des RG. betr. die Gejellichaften mit beichräntter 
Haftung (f. N. 2 vor $ 108) ift die Veranlaffung für die Sicherheitsleiftung weggefallen, 
wenn der Prozeß in der Hauptfache und im Stoftenpunfte rechtöfräftig zu Gunften des 
Klägers entichieden if. Im allen Fällen der Sicherheitsleiſtung iſt die Ver— 
anlaffung weggefallen, wenn die Forderung, für welche die Sicherheit haftet, dur Er- 
füllung ober ſonſtwie erlofchen ift. 

b) Die Thatiachen, aus welchen fich der Wegfall der Veranlaffung zur Sicherheits- 
leiftung ergiebt, hat der Antragfteller zu behaupten, aber weder glaubhaft zu machen nod 
zu beweifen, da das Gericht in diefem Verfahren nicht über den Wegfall zu erkennen, 
fondern nur zu prüfen hat, ob die Behauptungen den Antrag rechtfertigen. 

ce) Zujtändig für das Verfahren nad) $ 109 ift das Gericht, welches die Beftellung 
der Sicherheit angeorbniet oder zugelaffen hat, aud; wenn biejes Gericht ein Nechtsmittel- 
gericht ift. Iſt die Sicherheit in dem einen Arreit oder eine einjtweilige Verfügung be- 
treffenden Verfahren geleiftet, jo iſt das Gericht der Hauptſache ausſchließlich zuftändig, 
wenn die Hauptſache anhängig ifl oder anhängig geweien ift ($ 943 Abi. 2). 

d) Wegen Verlängerung und Verkürzung der Friſt ſ. $ 224. 

3. Zu Abi. 2: „Inzwifchen“ d. i. vor Ablauf der Friſt oder auch nach Ablauf 
ber Friſt, aber vor Anordnung der NRüdgabe; vgl. $ 231 Abf. 2, $ 699 Abf. 1. 

4. Zu Abi. 3: Hein Anwaltszwang, arg. $78 Abi. 2. — Verfahren |. N. 5 zu 
$ 128. Zuſtellung des Beichluffes f.$ 329 Abf. 3. Der Beichluß ift beiden Parteien zu— 
zuſtellen. 
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5. Zu Abi. 4: a) Der Antrag auf Beitimmung der Frift (Abi. 1) ift abzulehnen, 
wenn er bei einem unzuftändigen Gerichte geftellt wird oder wenn die Behauptungen bes 
Antragitellerd nicht den Wegfall ber Veranlaffung zur Sicherheitöleiftung ergeben. Dal. 
Nr. 2 litt. b. 

b) Der Antrag auf Anordnung der Rücdgabe ift abzulehnen, wenn bie Friſt noch 
nicht abgelaufen ift oder wenn der Gegner die Erhebung ber Klage nachgewielen hat. 
Übrigens fann die Enticheidung über den verfrühten Antrag bis zum Ablaufe der Friſt 
verjchoben werden. Ob das Gericht zuftändig ift und ob die Behauptungen bes Klägers 
den Wegfall der Veranlaffung ergeben, ift bei diefer Entjcheidung nicht mehr Kognitions- 
gegenſtand. 

ec) „Sofortige Beſchwerde“ ſ. $ 577. Die ſofortige Beſchwerde findet ſtatt 
gegen den Beſchluß, welcher den Antrag auf Beſtimmung der in Abſ. 1 bezeichneten Friſt 
ablehnt, gegen den Beichluß, welcher die Rüdgabe der Sicherheit anordnet und gegen ben 
Beſchluß, weldher den Antrag auf Anordnung der Nüdgabe abweift; gegen den Beſchluß, 
welcher die in Abf. 1 bezeichnete Friſt beftimmt, findet kein Nechtsmittel ftatt [OLG. 
Marienwerder SA. LVIII Nr. 220]. Ob die Beſchwerde dem Anwaltszwang unterliegt, 
ift nach 3569 Abi. 2 zu bemeflen (vgl. NR. 2 zu $ 569). Die Beichwerbe hat aufichiebende 
Wirkung ($ 572 Abf. 1). 

6. Wie gegen die Hinterlegungsftelle vorzugehen ift, wenn dieſe der gerichtlichen 
Anordnung nicht entjpricht, beftimmt das Landesgeſetz. — Durch $ 109 wird nicht berührt 
bie Befugnis der Hinterlegungsftelle, nah Maßgabe der für fie geltenden Beitimmungen 
bes Landesgeſetzes die Sicherheit ohne gerichtliche Anorbnung zurüdzugeben (Begr. d. Nov. 
v. 1898 ©. 91). 

7. Gebühren ſ. GG. $ 38 Nr. 2, $ 39 Abi.3, GO. FE RA. 8 30 Nr. 3 und Abi. 3. 


$. 110,* (102.) 
Ausländer, welche als Kläger auftreten, haben dem Beflagten auf defjen 

Verlangen wegen der Prozehfojten Sicherheit zu leiten. 

Diefe Verpflichtung tritt nicht ein: 
. wenn nach den Gejeßen des Staates, welchem der Kläger angehört, ein 

Deuticher in gleichem Falle zur Sicherheitsleiftung nicht verpflichtet iſt; 
2. im Urkunden: oder Wechſelprozeſſe; 
3. bei Widerflagen; 
4. bei Klagen, welche in Folge einer öffentlichen Aufforderung angeftellt 

werden; 


5. bei Klagen aus Rechten, welche im Grundbuch eingetragen find. 


HE. 8 78, HB. 93H fi. 45 ff,. RE. $ 166, NB. 198 f., 1077, 1084, 1978, €. 1, II, TII 8 99, 
mM. 121, KB. 38, AB. 3. Nov. v. 1898 ©. 49, 


Litteratur: Leske u. Löwenfeld Rechtöverf. i. int. Verkehr I ©. 752 ff., Walfer Streit- 
fragen aus dem internationalen Eivilprozehrecht S. 65 ff., Koppers Zujammenftellung der in 
den einzelnen ausländijchen Staaten geltenden Beitimmungen über die Verpflichtung des Klägers 
zur Sicyerheitsleiftung, über Gewährung des Armenrechts an Ausländer und über die Boll- 
jtredbarfeit ausländiicher Eivilurteile, Berlin 1891. 

1. Zu Abi. 1: a) „Ausländer“ |. NR. 2 zu 5855. Weber Wohnfih noch Grund» 
befig im Inlande befreit von der Kautionspflicht. 

b) „Als Kläger auftreten“. Zur Sicherheitsleiftung find auch verpflichtet der 
Hauptintervenient ($ 64), der nach $ 75 in ben Streit eintretende Dritte und der Wieder: 
aufnahmefläger ($ 578). Sn ber Rechtsmittelinftang hat immer nur ber Kläger der eriten 
Inſtanz Sicherheit zu leiften und zwar auch, wenn er der Nechtömittelbeflagte ift Francke 
Ztſchr. f. d. EPr. IV ©. 524, OLG. Braunschweig SA. XLIV Nr. 52. Unridtig: dv. Kräwel 
Ztſchr. f. d. EPr. IV ©. 257]. Der ausländische Nebenintervenient des Klägers hat wegen 
ber durch die Nebenintervention verurfachten Koften Sicherheit zu leilten, ba er nach $ 101 
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bem Bellagten zur Erftattung dieſer Kosten verpflichtet ift, falls der Kläger unterliegt. 
— Nicht zur Sicherheitäleiftung verpflichtet ift der Gläubiger des Mahnverfahrens; mit 
der Überleitung in das ordentliche Verfahren beginnt die Rautionspflicht, einerlei ob für 
das ordentliche Verfahren das Amtsgericht oder das Landgericht zuftändig ift (vgl. $$ 696, 
697) und ob der Gläubiger oder der Schuldner zur mündlichen Verhandlung ladet (vol. 
$ 696 Abi. 2). Nicht zur Sicherheitäleiftung verpflichtet ift der Gefuchiteller in dem einen 
Arreft oder eine einitweilige Verfügung betreffenden Verfahren, 

c) „Dem Beklagten auf deſſen Verlangen“. Das Verlangen ift prozeß— 
bindernde Einrede ($ 274 Abi. 2 Nr. 5). Der Bellagte fann darauf verzichten. Daher 
fann das Verlangen in einer höheren Inſtanz nur im Falle bes $ 111 oder unter ben 
Vorausfegungen des $ 274 Abi. 3 geltend gemacht werden ($ 528 Abf. 1). Hat der Be- 
Hagte in der erften Inſtanz die Sicherheit verlangt, jo fann er in der höheren Inftanz eine 
Erhöhung der unzureichenden Sicherheit verlangen ($ 112 Abi. 3). Dat der Beklagte die 
Einrede der mangelnden Sicherheit verwirkt, jo fann er fie auch dann nicht nachholen, 
wenn an Stelle des ausländifchen Klägers ein anderer Ausländer als Rechtsnachfolger 
tritt [RG. 25. Jan. 1898 Entid. XL Nr. 122 S. 416). Der Bellagte muß beweilen, daß 
der Kläger Ausländer ift. Ob einer der Befreiungsgründe (Abi. 2) vorliegt, hat das 
Geriht von Amtswegen zu prüfen. Dies gilt auch in Anſehung bes Befreiungsgrundes 
Nr. 1, da es eine Rechtöfrage ift, ob die Gegenfeitigfeit beiteht. — Der Nebenintervenient 
bes Bellagten kann deffen Einrede der mangelnden Sicherheit vorbringen, wenn fie von 
ihm noch nicht verwirkt ift ($ 67). Er kann aber auch für fich felbft Sicherheit in An— 
fehung der Koften verlangen, welche ihm nach $ 101 von dem Kläger eventuell zu erjtatten 
find; denn wenn auch der Nebenintervenient nicht direft vom Kläger angegriffen ift, fo iſt 
doch die Nebenintervention durch bie die Intereſſen des ntervenienten berührende Klage 
veranlaßt. [So auch Struckm. Koch (3) N.1, Wilm. Levy (7) N. 2 zu $ 102 alt, Peterſen (5) 
N. 3 und bei ftreitgenöffischer Nebenintervention auch Francke Nebenparteien S. 113, Gaupp 
(HR. 1] 

2. Zu Abi. 2 Nr. 1: Geſetz ift jede Rechtsnorm (EG. $ 12), auch die durch Ver— 
trag geſetzte. — Es fommt darauf an, ob ein Deuticher Sicherheit für die Prozeßloſten 
feiften müßte, wenn er die gleiche Klage im Ausland erhöbe. Sit dies der Fall, jo bat 
ber Ausländer in Deutichland Sicherheit zu leiſten, auch wenn fich die Htautionspflicht des 
Deutichen im Auslande nicht aus feiner Ausländereigenichaft, ſondern aus einem Gejek 
ergiebt, das auch die eigenen Staatsangehörigen zur Sicherheitäleiftung verpflichtet. [So 
alle neueren Komm, ſowie d. Bar Theorie und Prar. ıc. II S. 294, Dispefer JW. 18594 
&. 610, Erler Ztichr. f. d. EPr. XXI ©. 259, RG. verein. ES. 21. Febr. 1902 Entſch. LI 
Nr.1 6.1, OLG. Hamburg SA. XLIV Nr. 218; vgl. a. RG. Entfch. XXXVIII Nr. 106 
©. 403. AM.: Fuld Ztſchr. f. d. CPr. IX S. 257 ff., v. Schrutfa eod. XI ©. 285 ff., Leske 
u. Löwenfeld 1 ©. 764, Druder IW. 1887 ©.184 und RG. 24. Mai 1897 Entih. XXXIX 
Nr. 109 ©. 406.) 

Zur Zeit gilt für Belgien, Spanien, Frankreich, Italien, Luxemburg, die Niederlande, 
Portugal, die Schweiz, Schweden und Norwegen, Deutichland, die öſterreichiſch-ungariſche 
Monarchie, Dänemark, Rumänien und Rubland der Art. 11 der Haager Konvention 
vd. 14.Nov. 1896 (RGBL. 1899 S. 285), der beftimmt: „Treten Angehörige eines ber Ber: 
tragsftaaten in einem anderen dieſer Staaten als Kläger oder ntervenienten vor Gericht 
auf, jo darf, fofern fie in irgend einem ber Vertragäftaaten ihren Wohnfig haben, ihnen 
wegen ihrer Eigenichaft als Ausländer oder deswegen, weil fie feinen Wohnfig oder Auf- 
enthalt im Inlande haben, eine Sicherheitsleiftung oder Hinterlegung, unter welcher Be— 
nennung es auch fei, nicht auferlegt werden.” In dem BZulakprotofoll v. 22. Mai 1897 
(RGEBl. 1899 S.295) ift zu Art. 11 beftimmt: „Es befteht Einvernehmen darüber, daß 
die Angehörigen eines der Vertragsitaaten, der mit einem anderen dieſer Staaten ein 
Sonderabfommen getroffen hat, wonach die Bedingung des MWohnfites (Art. 11) fein Er— 
fordernis bildet, in den in diefem Sonderabfommen vorgejehenen Fällen nicht gehalten 
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find, in bem Staate, mit dem es abgeichloffen ift, bie im Art. 11 erwähnten Sicherheiten 
und Dinterlegungen zu leiften, jelbft wenn fie feinen Wohnfig in einem der PVertrags- 
ftaaten haben.“ 

Abgeſehen von der Haager Konvention ergiebt fih: a) Keine Kautionspfficht 
befteht in Dänemarf, Italien, Norwegen, Portugal, SIavonien, Bosnien, ber 
Herzegowina [Nadhmeije ſ. IW. 1887 ©. 184 ff., Koppers ©. 7] und feit dem In— 
frafttreten ber öft. CPrO. v. 1895 in den im Reichtörate vertretenen Königreichen und 
Ländern Öfterreichs [f. Bel. d. Neichsfanzlers v. 23. Dez. 1897, RGBl. S. 792]. b) In 
Ungarn befteht Kautionspflicht [Bek. d. preuß. Juſt. Min. IMBl. 1896 ©. 93, bes bay. 
Juſt. Min. IMBI. 1896 ©. 159, des ſächſ. Juft. Din. IMBl. 1896 ©. 39, des württ. Yuft.- 
Min. IMDB. 1896 ©.34]. c) In Frankreich Hat ber Ausländer ala Kläger und als 
Intervenient Sicherheit zu Leiften „a moins qu’il ne possöde en France des immeubles 
d’une valeur suffisante pour assurer ce payement“ (C. e. art. 16 ind. F. d. G. v. 
5. März 1895, Bull. des lois 1895 No, 1688 p. 529, C, de proc. art. 166. Dur das 
cit. Gejeß ift C. de proc. art. 423 aufgehoben, der für Handelsſachen eine Ausnahme vor- 
geiehen hatte). Beftritten, ob der Kläger Fautionspflichtig ift, wenn auch der Bellagte 
Ausländer ift [Darüber Foelix-Demangeat droit international prive (4) 1&.294]. d) In 
England ift regelmäßig fautionspflihtig, wer außerhalb der Jurisdiktion, jedoch nicht, 
wer in Schottland oder Irland wohnt. [Näheres bei Schufter D. bürgerl. Rechtöpflege 
in England (1887) ©. 135 ff. und bei Xeöfe u. Löwenfeld I ©. 672, 676, 767 N. 3, 769 
N.7; vgl.a. RG. Entih. XXXVII ©. 403.] Daraus ergiebt fih, daß ein Engländer, 
ber nicht in Deutichland wohnt, in Deutichland Fautionspflichtig if. Daran ift durch bie 
auf Grund d. RG. v. 20. Dez. 1905 (RGBL. ©. 773) erlaffene Bek. v. 22. Dez. 1905, 
betr, die Handelsbeziehungen zum Britiihen Reihe (RGBl. ©. 798), nichts geändert. 
e) In Rußland ift der Ausländer fautionspflihtig.e Ausgenommen find im General- 
gouvernement Warſchau alle Handelsſachen und im Geltungsbereiche der Juſtizgeſetze 
v.20.Nov. 1864 die Handeläfachen, die vor den Sanbelögerichten geltend gemacht werben; 
Armenrecht ift fein Befreiungsgrund. [Bal. preuß. IMBl. 1883 S. 86 ff] Durch 
den unter litt.n angeführten Handels: und Sciffahrtsvertrag zwifchen dem Deutichen 
Reih und Rufland ift für die Dauer diefes Vertrags den Angehörigen der beiden Staaten 
wechieljeitig die Befreiung von der Stautionspflicht gewährt [Bef. v. 30. Sept. 1897, RGBl. 
S. 775]. f) In den Niederlanden befteht Kautionspflicht. IVgl. IW. 1884 ©. 22.] 
g) In Belgien, Quremburg, Rumänien, Griehenland, Bulgarien find Aus- 
länder fautionspflichtig, wenn fie nicht hinreichenden Grundbefig im Inlande Haben; in 
Griehenland find Hanbelsfachen ausgenommen. Die in N.2 Ahſ. 2 zu $114 cit. Ver: 
träge mit Belgien und Quremburg verbürgen bie Kautionsfreiheit des zum Armenrecht 
Zugelafienen. h) In Schweden beiteht KHautionspflicht auf Grund des Gef. v. 19. Nov. 
1886, i) In der Schweiz bejteht im Allgemeinen Kautionspflicht, doch find die Geſetze 
der einzelnen Kantone verichteden. [Näheres ſ. Koppers S.8.] k) In der Türkei befteht 
für den Kläger feine Hautionspflicht, wohl aber für ben Berufungsfläger, aud wenn er 
Türfe ift [Leste u. Löwenfeld II ©. 368, 1 &. 167, Zticr. f. d. EPr. XIX &. 517, Ztſchr. 
f. int. Pr. u, StrR. XI &.99]). 1) In den Vereinigten Staaten von Nordamerifa 
beiteht KHautionspflicht wie in England. [Koppers S. 17, Leske u. Löwenfeld I ©. 767 
Nr. 3, OLG. Hamburg Redhtipr. d. OLG. XIII S.118.] m) Ebenfo in Brafilien und 
in Peru [OLG. Hamburg Redtipr. d. OLG. XIII S. 118]. — n) Durch zahlreiche Handels: 
verträge ift für beren Dauer die Gleichitellung ber beiderjeitigen Staatsangehörigen in 
Betreff der Rechtöpflege vereinbart, woraus fich die Befreiung von der Kautionspflicht er- 
giebt, wenn in bem ausländiichen Staat Inländer feine Koftenfaution zu leiften haben. 
Siehe die Verträge mit Liberia (BED. 1868 ©. 197 Art. 2), Merito (RGBL. 1883 
S. 247 Art. 13), Spanien (RGPL. 1883 S. 307 Art. 3), Griechenland (RGBl. 1885 ©. 24 
Art. III), Paraguay (RGBl. 1888 S. 178 Art. 2) [dazu Vierhaus Ztichr. f. d. CPr. XIV 
&.215 N. 8], Guatemala (RGBI. 1888 S. 238 Art. 5), Honduras (RGBL. 1888 ©. 262 
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Art. 5), Italien (RED. 1892 ©. 97 Art. 3 Abi. 2), Serbien (RGBL. 1893 ©. 269 Art. TI 
Abſ. 2, 3), Rukland (REBl. 1894 ©. 153 Art. 2 Abſ. 2) [Bel. v. 30. Sept. 1897, RGEBl. 
S. 775], Columbien (RGBL. 1894 ©. 471 Art. 4), Japan (RGBL. 1896 ©. 715 Art. I, 
dgl. a. NEW. 1899 S. 367), Nicaragua (RGEBl. 1897 ©. 171 Art. 5 Abf. 2), Bulgarien 
(RGUL. 1906 S. 1 Art. 2 Abſ. 2), Atbiopien (RGBL. 1906 ©. 470 Art. III), Schweden 
(RGBl. 1906 ©. 739 Art. 3 Abi. 2). 0) Auch daraus, dab in einem Bertrage ben 
beiderjeitigen Staatsangehörigen die Meiftbegünftigung zugefagt ift, ergiebt fich die Be— 
freiung von der Kautionspfiicht, wenn in dem ausländifchen Staat Inländer feine Koften- 
faution zu leiſten haben, Solche Verträge beftehen zur Zeit mit Ecuador (RGBI. 1888 
&. 178 Art. 2), mit der Türkei (RGPBI. 1891 ©. 117 Art. I) und mit Marokko (RGEBl. 
1891 ©. 378 Art. 1). 

Angehörige der deutichen Schußgebiete find in Deutichland nicht Fautionspflichtig, 
ba die Gouverneure (Landeshauptleute) dieſer Gebiete angemwielen find, Reichsangehörige 
in Anjehung der Sicherheitsleiftung für Prozekfoften und des Armenrechts nicht als Aus« 
länder zu behandeln (preuß. IMBl. 1902 S. 61, bay. IMBl. 1902 ©. 532, ſächſ. IMBl. 
1902 S. 19). 

Über die Verpflichtung der Ausländer, Vorſchuß für die Gerichtöfoften zu zahlen, 
ſ. GKG. $ 85. Durch Art. 11 der Haager Konvention (ſ. o. Abi. 2) find die Angehörigen 
der Vertragsftaaten auch von der Verpflichtung befreit, den erhöhten Gebührenvorfhuk 
des GRG.$ 85 zu leiften [RG. 10. Oft. 1902 Ztichr. f. internat. Pr. u. 6. R. XII S. 615, 
OLG. Hamburg SA. LVI Nr. 161, DVG. Breslau Ztichr. f. d. EPr. XXXI ©. 120]. 

3. Zu Abi. 2 Nr. 2: Bol. $$ 592 ff. — Geht der Urkundenprozeß in das orbent» 
liche Verfahren über ($ 596), fo kann bie Sicherheitsleiftung verlangt werben; ebenio im 
Nachverfahren ($ 600) [Stein Urk.Proz. ©. 307, 322]. 

4. Zu Abi. 2 Nr. 3: Val. 58 33, 280. Bei Trennung der Verhandlung (S 145 
Abi. 2, $ 301) hört die Befreiung nicht auf. 

5. Zu Abj.2 Nr. 4: Vol. die 88 946 ff. 

6. Zu Abi. 2 Nr. 5: Vgl. BGB. $ 873. Auf Anfprüce, zu deren Sicherung eine 
Vormerkung in das Grundbuch eingetragen ift (vgl. BGB. $ 883), bezieht fich die Befreiung 
nicht (KB. 3. Nov. 0.1898 ©. 49). — Bis zur Anlegung bes Grundbuchs ftehen Rechte, die 
in das Hypothekenbuch eingetragen find, den in das Grundbuch eingetragenen gleich. 

7. Nach $ 56 Abi. 2 des internationalen Übereinfommens über den Eifenbahnfradht- 
verkehr (NGBL.1892 5.793) fann bei lagen, die auf Grund eines internationalen Fracht: 
vertrages erhoben werden, feine Sicherheitsleiftung gefordert werden. 

Zweifelhaft ift, ob fich aus der Parifer Konvention v. 20, März 1883, betr. den 
Schuß bes gewerblichen Eigentums (RGBI. 1903 S.147) Art. 2 für Stlagen, die auf Grund 
biejer Konvention erhoben werden, die Befreiung von ber Koftenfaution ergiebt. Die 
frage dürfte zu verneinen jein, da in Ziff. 3 des Schlußprototolls (RED. S. 159) ge 
jagt ift, man ſei einverftanden, daß die Schlukbeitimmung des Art. 2 der Übereinkunft 
die Gefeßgebung jedes der vertragichließenden Staaten in Betreff des Verfahrens vor den 
Gerichten in feiner Weife berühren foll. [Bgl. Gaupp (9) N. IV Abi. 2 g. E. — AM.: 
Fuld Beitr. 3. E. d. DR. L ©. 301 ff.] 

8. Nah) $ 115 Nr. 2 erlangt die Partei durch die Bewilligung des Armenrechts 
die Befreiung von der Eicherheitsleiftung für die Prozektoften. 


s. 111. (103.) 

Der Beklagte kann auch dann Sicherheit3leiftung verlangen, wenn im 
Laufe des Rechtsſtreits der Kläger die Eigenjchaft eines Deutjchen verliert oder 
die Vorausjegung, unter welcher der Ausländer von der Sicherheitsleiftung 
befreit war, wegfällt und nicht ein zur Dedung ausreichender Theil des er- 


bobenen Anfpruchs unbeitritten ift. 
NE. 8 167, NP. 199 f., 548, 551, E. I, II, III $ 100, M. 122, SP. 38, 
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1. Wegen Berluftes der Eigenihaft eines Deutichen j. BG. über Erw. und Berl. 
ber Bunbes- und Staatsangehörigfeit v. 1. Juni 1870 88 13 ff. Zritt ein Ausländer an 
Stelle eines inländiſchen Klägers in den Prozek ein, z. B. ala Erbe, fo ift er zur Sicher» 
heitsleiftung verpflichtet. 

2. Don den Vorausſetzungen ber Befreiung fönnen die unter Nr. 1, 2 des $ 110 
wegfallen; die Gegenfeitigfeit fann aufhören, ber Urkundenprozeß kann in das ordentliche 
Verfahren übergehen ($$ 596, 600). Außerbem fann das nad) $ 115 Nr. 2 von ber Eicdher- 
beitsleiftung befreiende Armenrecht entzogen werben ($ 121). 

3. Unbeftritten ift der Zeil, in Anfehung deffen ein Anerfenntnis i. ©. des $ 307 
vorliegt; nicht eine jyorderung, gegen die aufgerechnet wird. 

4. Tritt die Verpflichtung zur Sicherheitsleiftung nach ber Verhandlung des Be— 
flagten zur Hauptſache ein, jo muß bie Sicherheitsleiftung bei Meidung bes Ausfchluffes 
vor der nächſten mündlichen Verhandlung zur Hauptiadhe verlangt werden (arg. $ 274 
Abſ. 1, 3); Ausnahme im Verfahren vor den Amtögerichten ($ 504 Abi. 1). 


8. 112. (104.) 

Die Höhe der zu leiftenden Sicherheit wird von dem Gerichte nad) freiem 
Ermeſſen feitgejett. 

Bei der Feſtſetzung ift derjenige Betrag der Prozeßkoſten zu Grunde zu 
legen, welchen der Beklagte wahrfcheinlich aufzumwenden haben wird. Die dem 
Beklagten durch eine Widerflage erwachjenden Kojten ſind hierbei nicht zu 
berüdjichtigen. 

Ergiebt fich im Laufe des Rechtsjtreits, daß die geleiitete Sicherheit nicht 
binreicht, jo fann der Beklagte die Leistung einer weiteren Sicherheit verlangen, 
jofern nicht ein zur Deckung ausreichender Theil des erhobenen Anſpruchs un— 
bejtritten iſt. 

SE. 8 79, HP. 955 ff., 4929 ff., NE. $168, NP. 199, €.1 8100, E. II, UIl 8101, M. 122, RP. 38. 

1. Zu Abſ. 1: Der Beflagte braucht die Höhe nicht anzugeben. Fragerecht ſ. $ 139 
Ab. 1. Einigen ſich die Parteien über die Höhe, jo ift darüber feine Enticheidung nötig. 
Anderenfalls erfolgt die Entſcheidung nad münbdlicher Verhandlung durch Zwiſchenurteil; 
vgl. NR. 1 zu $ 113. 

2. Zu Abſ. 2: Bei Feſtſetzung der Höhe ber Sicherheit können auch die Koſten 
höherer Inſtanzen in Betracht gezogen werben; fonjt kann Nachholung nah Abſ. 3 nötig 
werben. 

3. Zu Abi. 3: Unzureihend kann die Sicherheit werben bei zu niedriger Ver: 
anfchlagung, insbejondere bei Rechtömitteleinlegung [RG. 11. Apr. 1885 SU. XLI Nr. 97, 
19. Rov. 1894 eod. LI Nr. 219] oder durd das Sinfen des Wertes der geleijteten Sicher: 
heit. Für das Verlangen weiterer Sicherheit gelten die Vorichriften des $ 274 Abi. 1, 5; 
Ausnahme: 8 504 Abi. 1. — Über unbeftrittenen Teil ſ. N. 3 zu 8111. — Die Ent: 
icheidung erfolgt wie im Falle ber N. 1. 


8. 113. (105.) 

Das Gericht hat dem Kläger bei Anordnung der Sicherheitsleiftung eine 
Friſt zu beftimmen, binnen welcher die Eicherheit zu leiften fei. Nach Ab: 
lauf der Friſt ift auf Antrag des Beklagten, wenn die Sicherheit bis zur 
Entjcheidung nicht geleiftet ift, die Klage für zurüdgenonmen zu erklären 
oder, wenn über ein Rechtsmittel des Klägers zu verhandeln ift, dasjelbe zu 

berwerfen. 
€. 8 80, HB. 966, 4932 ff., NE. 8 169, NP. 200, €. 1 8 101, €. II, III $ 102, M. 122 f., AP. 

38 f., 520 f,, 593 f. 

1. Bejteht fein Streit über bie Verpflichtung zur Sicherheitsleiftung und über die 
Höhe der Sicherheit, fo bedarf es feiner gerichtlichen Enticheidung darüber. Das Gericht 


200 Erſtes Bud. weiter Abjchnitt. 8 113. 


jeßt dann durch einen zu verfündenden Beſchluß die Friſt feit. Beſteht Streit über bie 
Verpflichtung oder über die Höhe oder über beides, jo ift darüber gerichtliche Entſcheidung 
nötig. Die Entſcheidung, welche die beftrittene Verpflichtung bejaht oder die Höhe der 
Sicherheit feftfegt, ift durch Zwifchenurteil zu erlaffen. Gegen diejes Zwiſchenurteil ift fein 
jelbftändiges Rechtsmittel zuläffig, es kann erft mit dem Enburteil angefochten werden. [OLG. 
Hamburg SA. XLIV Nr. 223 u. LIII Nr. 125 und für den analogen Fall des alten HGB. 
Art. 190a Abſ. 3, Art. 222, 223: NG. 8. Apr. 1899 SA. LIV Nr. 253, OLG, Braunschweig 
SA. XLIV Nr. 58, ferner für die nach dem neuen BGB. $ 272 zu leiſtende Sicherheit: 
RG. 28. Dez. 1901 IW. 1902 ©. 90 Nr.7.] Entfällt dur nachträgliche Zulaffung zum 
Armenrechte die Verpflichtung zur Sicherheitsleiftung ($ 115 Nr. 2), fo ift das Zwilchen- 
urteil gegenftandslos [OVG. Hamburg EN. LII Nr. 263]. Hat das Gericht inkorrefter 
Weiſe über die Höhe ber Sicherheit durch Beſchluß entichieden, fo kann dieſer nicht durch 
Beichwerbe, ſondern erft mit dem Endurteil angefochten werden [RG. 26. Sept. 1894 Entſch. 
XXXII Nr. 118 S. 431, betr, die Sicherheit im Falle des alten HGP. Art. 190a]. Die 
Entſcheidung, welche die Verpflichtung verneint, muß im falle des $ 275 Abf.1, d. i. bei 
Verweigerung der Einlaffung oder bei vorausgehender Anordnung abgeionderter Verhand— 
lung, durch Zwifchenurteil (über deſſen Anfechtbarfeit und Rechtökraft ſ. N. 3 zu 8 275), 
fie fann außer dem Falle bes $ 275 Abi. 1 durch Zwiſchenurteil oder im Endurteile ge- 
troffen werben. 

2. Der Lauf der Friſt beginnt mit der Verkündung des Veichluffes oder bes Zwifchen- 
urteils ($ 221 Abi. 1). Wegen Verlängerung ſ. $ 224. Die Sicherheit fann gemäß 
$ 231 Abſ. 2 auch noch nach Ablauf der Friſt geleitet werden, folange nicht ber Antrag, 
die Klage für zurüdgenommen zu erklären oder das Nechtömittel zu verwerfen, geftellt 
und die mündliche Verhandlung darüber geichlofien iſt KPr. ©. 520f., RG. 6. Dez. 1889 
Entih. XXIV Nr. 97 ©. 432]. 

3. Wird die Sicherheit nicht geleiftet, fo treten folgende Rechtsnachteile ein: 

a) Absolutio ab instantia in Geitalt der Erklärung, daß die Klage als zurüd- 
genommen gelte. Es treten diejelben Wirkungen wie bei Zurüdnahme der Klage ein (vgl. 
$ 271), insbefondere auch die Koſtenpflicht des Klägers. 

b) Verwerfung des von dem fautionspflichtigen Kläger eingelegten Rechtsmittels. 
63 treten die gleihen Wirkungen ein, wie bei Zurüdnahme des Rechtsmittels ($ 515 Abi. 3), 
insbefondere auch die Verpflichtung des Klägers zur Tragung der Koſten der Rechtsmittel- 
inftanz. — Der Rechtsnachteil ad b tritt nur ein, wenn der fautionspflichtige Kläger das 
Rechtsmittel eingelegt hat. Hat der Beklagte das Rechtsmittel ergriffen und der Kläger 
eine in höherer Inſtanz angeordnete Kaution nicht geleiftet, jo ift die Klage als zurüd- 
genommen zu erflären. [Unrichtig dv. Kräwel Ztihr. f.d. CPr. IV ©.257ff.] Haben beide 
Teile das Rechtsmittel eingelegt, jo fann der Beflagte nur beantragen, daß die Klage 
für zurüdgenommen erklärt, nicht daß das Rechtsmittel des Klägers verworfen und über 
das Nechtömittel des Beklagten verhandelt werde. Dies folgt daraus, daß das Kautions— 
verlangen Rüge des Mangels einer Prozekvorausiekung ift. Der Beklagte kann nicht den 
Mangel geltend machen und doch auf der Verhandlung zur Sache beftehen. Will er über 
jein Rechtsmittel entichieden haben, jo kann er den Mangel der Sicherheit für die Koften 
nicht rügen; dann fommt aber aud) das Rechtsmittel des Klägers zur Verhandlung. 
Ebenfo ift die Situation, wenn fid ein Nechtömittel und eine jelbftändige Anſchließung 
(vgl. $ 522 Abi. 2, $ 556 Abi. 2) gegenüberftehen. — Bei unfelbftändigner Anichließung 
(vgl. 8 522 Abſ. 1, $ 556 Abf. 2) ift zu umterfcheiden: hat der Bellagte fi dem Nechts- 
mittel des Fautionspflichtigen Klägers angeichloffen, jo wird auf Antrag des Bellagten 
bas Rechtsmittel verworfen, damit fällt auch die Anfchliefung; hat der fautionspflichtige 
Kläger fi dem Rechtsmittel des Beklagten angeichloffen, fo fann der Bellagte nur bie 
Erklärung der Zurüdnahme der Klage beantragen. 

Adaundb b: Der Ausſpruch, dab die Klage für zurüdgenommen erflärt oder daß 
das Rechtsmittel verworfen werde, erfolgt nach mündlicher Verhandlung durch Endurteil. 
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Diefes ift fein Verfäumnisurteil im Sinne der 88 330 ff.; denn es handelt ſich nicht um 
bie Folgen einer Terminsverfäumnis. Verſäumt ber fautionspflichtige Kläger den Termin 
zur mündlichen Verhandlung, jo fann der Bellagte entweder das Verfäumnisurteil nad 
$ 330 oder bie absolutio ab inst. wegen Nichtbeftellung der SKoftenfaution verlangen; 
ein DVerfäumnisurteil, das bie Klage wegen Mangels der Kaution für zurüdgenommen 
erklärt, ift nicht möglich [vgl. Wach Beitr. 3. €. d. DR. XXXVI ©. 1ff., Gaupp (9) N. III. 
AM.: RG. 6. Dez. 1889 Entſch. XXIV Nr. 97 ©. 433]. Erhebt der Kläger Einfprud) 
gegen das Berfäumnisurteil, jo kann ber Bellagte immer nod Kaution verlangen (arg. 
$ 342). 

4. $ 113 findet auf die Anordnung der weiteren Sicherheitsleiftung ($ 112 Abf. 3) 
fowie auf die in NR. 2 vor $ 108 erwähnten Sicherheitäleiftungen nad) dem HGB. und dem 
RG. betr. die Gefellichaften mit beichränfter Haftung Anmendung. 

5. Zwangsvollſtreckung zur Erzwingung der Sicherheitsleiftung ift unzuläffig. Die 
Kautionspflicht ift feine materiellrechtliche Verbindlichkeit. 


Siebenter Titel. 
Urmenredt. 

Litteratur: Wetzell Syſt. (3) $ 30 bei N. 97 ff., Renaub Lehrb. (2) ©. 750 ff., Pland 
Lehrb. 1838, BL. |. RA. XLIII ©. 273 ff. IH Erg.Bd. ©. 23 f., 49 ff, R. Schott Das Armen- 
recht d. CPrO. 1900. 

1. Die Vorfchriften über AR. finden im Verfahren zur Sicherung des Beweiſes, 
im Entmündigungsverfahren, im Mahnverfahren, im Aufgebotsverfahren und im jchiebs- 
richterlichen Verfahren, jomweit dad Gericht mitwirkt, und im Stonfursverfahren entiprechende 
Anwendung. 

2. Landesgeſetzliche Vorichriften können für gewiſſe Nechtöfachen oder für beftimmte 
phyfifche oder juriftiiche Berfonen in dem Verfahren vor den Landesgerichten die Gebühren: 
freiheit gewähren (GHG. $ 98 Ab. 2). Für Bayern ſ. Gef. über dad Gebührenmweien v. 
18. Aug. 1879 i.d. 5.0.11. Nov. 1899 Art. 3 Nr.2. Über Stundung und Niederſchlagung 
von Koften wegen Armut ohne Bewilligung des AR. f. preuß. AG. 3. GAG.$30. Über 
Niederſchlagung von Koften aus anderen Gründen ſ. GKG. $ 6. — Über Gebührenfreiheit 
vor bem Reichögerichte j. BO. v. 24. Dez. 1883 (RGBl. 1884 ©. 1). 


$. 114. (106.) 

Mer außer Stande it, ohne Beeinträchtigung des für ihn und feine 
Familie nothiwendigen Unterhalt die Kosten des Prozefjes zu bejtreiten, hat 
auf Bewilligung des Armenrecht3 Anfpruch, wenn die beabjichtigte Nechtsver- 
folgung oder Nechtsvertheidigung nicht muthwillig oder ausſichtslos erjcheint. 

Ausländer haben auf das Armenrecht nur infoweit Anfpruch, al3 die 
Gegenfeitigfeit verbürgt ift. 

DE. 88 82 f., DB. 92 ff., 4985 ff., NE. 98 170f., NP. 179 ff., E. 18 108, €. IL, IIT 8 103, M. 
123 f., KB. 39. 


1. Zu Abf. 1: a) Nach dem Wortlaute des Geſetzes jcheint der Anspruch auf Be— 
willigung des AR. nur phyfiihen Perjonen zuzuftehen; denn nur bei diefen fann man don 
einem für fie unb ihre (Familie notwendigen Unterhalte reden, Auch die Verf. der Motive 
3. &. III fcheinen nur an phyſiſche Perfonen gedacht zu haben, indem fie bloß der Mög- 
lichkeit gedenfen, daß durch andere Vorfchriften juriftiichen Perfonen Gebühren freiheit 
gewährt wird (Mot. z. E. III S. 123). Erwägt man, daß aud für juriftiiche Perfonen die 
Bewilligung bes AR. Bedürfnis ift, da deſſen Verfagung im praktifchen Effelt auf eine Ver— 
fagung des Rechtsſchutzes hinauslaufen würde, fo ericheint es angemefjen, ben $ 114 auf 
juriftiiche Perfonen entiprechend anzuwenden. [So Scherer Rhein. Recht (2) II ©. 144, 
KG. Berlin Ztichr. f. d. EPr. XIIT S. 368 und Schott AR. S. 52. AM.: die Komment., 
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Francke Ztſchr. f. d. EPr. VI S. 91 ff. Sturm Beitr. 3. €. d. DR. XXX ©. 829 ff., RG. 
4. Apr. 1894 Entich. XXXII Nr. 90 ©. 366, OLG, Kiel SA. XXXIX Kr. 54, OLG. 
Dresden Sächſ. Arch. III S. 98.] Auch wenn man, entgegen der vorgetragenen Anficht, 
das AR. auf phufiiche Perfonen beichräntt, fann man einem Perjonenverbande, der als 
Gejamthandsgemeinichaft parteifähig ift (vgl. N. 2 litt. d zu $ 50), das AR. nicht grund» 
jäglich verfagen; denn ein folder Verband iſt fein ſelbſtändiges Rechtsſubjekt, jondern die 
in dem Verbande ftehenden phyſiſchen Perfonen find in ihrer Verbindung Partei; daher 
fann 3. B. einer offenen Handelögefellihaft das AR. bewilligt werden [aM.: RG. 5. Apr. 
1902 SA. LVII Nr. 164], ebenfo einer Kommanbitgeiellihaft [jo auch RG. 18. Mai 1898 
EN. XIV Nr. 53], dal. einer Nheberei, einer Gejellichaft des bürgerlichen Rechtes, einem 
nicht rechtsfähigen Vereine ac. 

Dem Konfurövermwalter fann das AR. bewilligt werben, wenn bie Konkursmaſſe zur 
Dedung eines für die Gläubigerihaft zu führenden Prozeffes nicht ausreicht, wobei jedoch 
weder auf irgendwelche Befriedigung der Konkursgläubiger aus der Maffe, noch auf den 
Unterhalt des Gemeinichuldners Rüdficht zu nehmen ift. In Bezug auf die Möglichkeit, 
dem Stonfursverwalter das AR. zu bemilligen, dürfte es einerlei fein, ob man ben Ver— 
walter al3 Organ der Gläubigerichaft [jo L. Seuffert Konkursprozeßrecht S. 157 ff. und 
bie dort Eitierten] oder ala Vertreter des Gemeinichuldners ober als Hülfsorgan des 
Gerichts in Bezug auf die Verwaltung der Maſſe behandelt. Hit ber Verwalter Organ 
ber Gläubigerichaft, jo gilt die Bewilligung des AR. für die als Gefamthandsgemein- 
ihaft in Betracht kommende Gläubigerichaft; ift er Vertreter des Gemeinfchulbners, fo 
gilt die Berilligung dem Gemeinichuldner; ebenfo, wenn man ihn als Gerichtsorgan in 
Anfehbung der dem Gemeinſchuldner gehörenden Maffe betrachtet. [Für die Möglichkeit 
der Armenrechtsberilligung: Scherer Rhein. Recht II ©. 144, Schott AR. S. 90 ff.; da- 
gegen Gaupp (9) N. I Abi. 1, Strudm. Koch (8) N. 2, Peterien (5) N. 3 und Sächſ. 
Arch. J S. 11, Peterfen u. Hleinfeller KO. (4) N. 15 zu 88 8 ff. Jaeger KO. (2) Anm. 24 
zu $10, Francke Ztichr. F. d. EPr. VI S. 95F., Sturm Beitr. 3. E. d. DR.XXX ©. 831f., 
RG. 4. Apr. 1894 Entih. XXXIII Nr. 90 ©. 366, OLG. Colmar Ztichr. f. d. EPr. VII 
©. 97.) 

Dem Pfleger eines Abweſenden (BEP. 81911), einer Leibesfrucht (BEB. $ 1912), 
eines unbefannten Beteiligten (BGB. $ 1913) oder eines Sammelvermögens (BED. $ 1914) 
fann das AR. für den Vertretenen bewilligt werden [vgl. RG. 15. Yan. 1894 IW. ©. 82 
Nr. 8 und Beitr. 3. E.d. DR. XXXVII ©. 1115]. Einem Nachlabpfleger, Nachlaßver— 
walter oder Teſtamentsvollſtrecker kann das AR. bewilligt werben, wenn ber Nachlaß 
nicht zur Beftreitung der Prozeßkoſten ansreicht (vgl. Schott AR. ©. 91 ff.; jo auch RG. 
25. Ian. 1902 SA. LVII Nr. 63 in Bezug auf den Nacdlahpfleger]. 

b) Der notwendige Unterhalt ift weder mit dem notdürftigen Unterhalte bes BGB. 
$ 1611 noch mit dem ftandesmäßigen Unterhalte des BGB. $$ 829, 1578, 1579, 1603, 
1608, 1610 identiſch, fondern Liegt in der Mitte. Das Vorhandenſein von Verwandten, 
die zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet find, Tchließt die Bewilligung des AR. 
nicht aus [OLG. Nürnberg Ztichr. f. d. EPr. VI S. 127, KG. Berlin eod. X ©. 403]. Be» 
fteht ein Anſpruch auf Prozebkoftenvorihuß (darüber vgl. N.6 vor $91), fo fommt dieſer 
Anspruch bei Würdigung der Dürftigfeit in Betracht; ebenfo ift die in N. 6 litt.a g. E. 
vor $ 91 (S. 159) erwähnte Möglichkeit, fich mit Hülfe des Vormundichaftsgerichts die Ver: 
fügung über eingebradjtes Gut oder Gefamtgut zu verichaffen, in Betracht zu ziehen. — Dem 
bon einer vermögenden Partei vorgefchobenen Strohmann ift das AR. zu verfagen [OVG. 
Stuttgart SA. LIV Nr. 250; vol. a. ORG. Breslau Ztichr. f. d. EPr. XXI ©. 151]. 

c) Daß das Geſuch einer gerichtlichen Vorprüfung in Bezug auf die beabfichtigte 
Rechtsverfolgung oder Rechtöverteidigung zu unterwerfen fei, wurde in ber IK. d. RE. 
beichloffen. Diejer Prüfung dient $ 118 Abſ. 3. — Ausnahme: $ 119 Abſ. 2 Sak 2. — 
Das Gericht hat nad) freiem Ermefjen zu würdigen, ob die beabfichtigte Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung nicht mutwillig oder ausfichtslos ericheint. Hauptſächlich kommt 
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bie Unbaltbarfeit des von dem Gefuchiteller eingenommenen Rechtsſtandpunkts in Betracht 
[vgl. RG. 6. Apr. 1881 Entſch. IV Nr. 119 S.416f.]; aber auch der Dtangel von Beweis— 
mitteln fann nach Umftänden in Betracht gezogen werben; nicht die Ausfichtslofigteit ber 
Dollitrefung. Das AR. fann für einen von mehreren Anjprücen bewilligt werben, wenn 
bie Verfolgung ber anderen ausfichtslos ift [OLG. Dresden Ztichr. f. d. EPr. VI S. 486]. 
Das AR. kann wegen offenbarer Unzuftändigfeit verlagt werben [LG. Hall Ztſchr. f. d. 
EPr. XXI ©. 500]. In Prozefien, in denen der durch das Urteil herbeizuführende Er— 
folg nicht ohne Urteil herbeigeführt werben fann, 3. B. in Eheſachen, in Statusprozefien 
(88 640 ff.), in Entmünbigungsprozefien ıc., darf dem Bellagten das AR. nicht wegen Aus— 
fichtslofigkeit der Verteidigung verjagt werden [OLG. Dresden Ztichr. f. d. EPr. VIS. 487]. 
— Über die Praris des Neichögerichts, wonach die Enticheidung über dad Armenrechts« 
geſuch des Revifionsflägers ausgeſetzt wird bis nad Einreihung der NRevifionsbegründung, 
1. JW. 1906 ©. 97 f. 

2. Zu Abi. 2: Die Gegenfeitigfeit ift „verbürgt”“, wenn nach den Geſetzen des 
ausländifhen Staates ohne Vertrag den Deutichen das AR. gewährt wird (dies ift in 
Stalien ber Tall, Bel. d. RE. v. 1. Oft. 1879, RGBl. ©. 312, ferner im Staate New» 
York „Recht“ VIII S.246) oder wenn Verträge darüber beftehen. Über ſolche Verträge 
f. die zu $ 110 cit. Schrift von Koppers. Wie bei der Sicherheitsleiftung für die Prozeh- 
foften (vgl. N. 2 Abſ. 1 zu $110) fommt es darauf an, daß das Ausland Deutichen das 
AR. unter ähnlichen Vorausfeßungen wie das Deutiche Reich gewährt, nicht darauf, ob 
ed ben Deutichen gleich feinen eigenen Staatöbürgern behandelt. Daher ift im Werhältniffe 
zu Staaten, die überhaupt fein AR. kennen — 3.2. die Vereinigten Staaten von Norb- 
amerifa —, feine Gegenfeitigfeit vorhanden. 

Zur Zeit gilt für die in N.2 Abi. 2 zu $ 110 bezeichneten Vertragsftaaten der 
Art. 14 der Haager Konvention (RGB. 1899 ©. 285): „Die Angehörigen eines jeden 
der Bertragäftaaten werben in allen anderen Bertragsftaaten unter denſelben geleglichen 
Bedingungen und Vorausjegungen zum AR. zugelaffen, wie die Angehörigen bes Staates, 
in deſſen Gebiete die Bewilligung des AR. nachgefucht wird." Altere Verträge des Reiches 
beftehen mit Belgien (v. 18. Oft. 1878 RGBL. 1879 ©. 316), Quremburg (v. 12. Juni 
1879 RGBL. S. 318), Frankreich (v. 20. Febr. 1880 RGEBl. 1881 ©. 81), Öſterreich— 
Ungarn (vb, 9. Mai 1886 RGEBl. 1887 S. 120). Bal. a. die in N. 2 Abſ. 3 litt.n, o zu 
8 110 cit. Verträge über Gleichftellung der Angehörigen der vertragichließenden Staaten 
mit den Inländern. — Befteht zwifchen einem Bundesftaat und einem außerbeutichen 
Staat ein Vertrag über die wechjeljeitige Gewährung des AR., jo ift von den Gerichten 
dieſes Bundesſtaates die Gegenfeitigfeit ald verbürgt anzufehen. 

In Bezug auf Angehörige der deutichen Schußgebiete it die Gegenfeitigfeit verbürgt 
(preuß. IMBl. 1902 ©. 61, bay. IMDB. 1902 ©. 532, fühl. IMBl. 1902 ©. 19). 

s. 115. (107.) 

Durch die Bewilligung des Armenrechts erlangt die Partei: 

1. die einftweilige Befreiung von der Berichtigung der rüdjtändigen und 
fünftig erwachjenden Gerichtsfojten, einjchließlich der Gebühren der Be— 
amten, der den Zeugen und den Sachveritändigen zu gewährenden Ver: 
gütung und der jonftigen baaren Auslagen, jowie der Stempelfteuer; 

2. die Befreiung von der Sicherheitsleiftung für die Prozeßkoſten; 

3. da8 Recht, daß ihr zur vorläufig unentgeltlichen Bewirfung von Zu: 
ftelungen und von VBolljtrefungshandlungen ein Gerichtsvollzieher und, 
infoweit eine Vertretung durch Anwälte geboten ift, zur vorläufig uns 
entgeltlihen Wahrnehmung ihrer Rechte ein Rechtsanwalt beigeordnet 
werde. 


HE. 8 84, DB. 96 fi., 4943, NE. 8 172, NP. 182 f., E. 18 108, €. IT, III 8 104, M. 194, AE. 
41, 523 f., 668, 
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1. Zu Nr. 1: Gerichtötoften — 1. GKG. 8$ 7 bis 49. Bare Auslagen — ſ. GHG. 
8$ 79, 80. Die Staatöfaffe muß die Gebühren und KHoften der Beamten, der Zeugen und 
Sachverſtändigen auslegen (KPr. S. 523 f.) einichlieklih der nah GO. f. Z. 1.6.83 
Abi. 3 zu vergütenden Koften [RG. 18. Jan. 1899 SAU. LIV Nr. 112], desgl. die Koften 
der Zwangshaft (1. N. 1 Abſ. 3 zu $911). Es entfällt jede Vorſchußpflicht (GKG. 88 81, 
82, 84, 85, CPrO. $ 911); $ 379 ift nicht anwendbar (j. N. 4 zu $ 379). Koften, die 
durch einen Vorſchuß bereits berichtigt find, find nicht rüdftändig; daher wird der Vor— 
ſchuß nicht zurüderitattet, foweit er zur Dedung von Koften erforderlich ift, die vor ber 
Bewilligung des AR. zu entrichten waren [Schott Armenrecht ©. 101ff., RG. 25. Jan. 
1898 Entid. XL Nr. 124 ©. 421, OLG. Jena SA. XLVII Nr. 65). Anbererfeits darf 
die Gerichtäfafje feinen Vorſchuß verlangen, nachdem das Gejuh um Bewilligung des AR. 
geitellt ift und muß daher einen Vorſchuß zurüderftatten, ber nad dem Geſuche nur für 
den Fall eingezahlt ift, daß dem Gejuche nicht ftattgegeben werben follte [Schott a. a. O. 
©. 102, bay. ob. LG. Bl. f. RA. LX ©. 349). — Für Reifefoften fann die zum Armen 
recht zugelafiene Partei einen Vorſchuß aus der Gerichtsfaffe verlangen, wenn fie felbft 
ber Bemeisführer und die Reiſe erforderlich ift, um eine Begutachtung über den förper- 
lichen oder geiftigen Zuftand der Partei zu ermöglichen; ift der Gegner der armen Partei 
ber Beweisführer, To ift es feine Sache, der armen Partei dur einen Vorſchuß bie 
Reife und die Begutachtung zu ermöglichen, nicht aber fann die arme Partei einen Vor— 
ſchuß aus der Gerichtsfafie verlangen [RG. 21. Juni 1906 Entih. LXIII Nr. 101 ©. 409 ff.; 
val.a. OLG. Colmar Ztichr.f.d. CPr. VII ©. 98, wo die Reijeloften der armen Partei, deren 
Zustand unterfucht werden ſoll, wie es fcheint, ohne Rüdficht auf die Beweislaft ald aus 
der Gerichtäfaffe zu beitreitende Auslagen behandelt werben]. 

2. Zu Nr. 2: Andere prozeßrechtliche und materiellrechtliche Sicherheiten muß ber 
zum AR. Zugelaffene leiſten. “ 

3. Zu Nr.3: a) Wie die Beiordnung des Gerichtsvollziehers erfolgt, beitimmen bie 
Landesgeiege. Die Gebühren und Auslagen des GB. werben geftundet wie die Gebühren 
und Auslagen des Gerichts. 

b) Ein Anſpruch auf Veiordnung eines Rechtsanwalts befteht nur im Anwalts» 
prozefie. Die RAD. $ 34 ftellt es in das Ermeffen des Prozekgerihts, der armen Partei 
auf Antrag einen Anwalt auch in anderen Prozeffen beizuorbnen. Beichwerbe gegen Ab: 
lehnung eines folhen Antrags ſ. RAD. $ 35. Wegen Auswahl des beizuordnienden An— 
walts: NAD. $ 36 Abi. 1. Beichwerde gegen die Auswahl: RAO. 8 36 Abi. 2. [Bgl. 
Reife. d. preuß. Juſt. Min. in Beitr. 3. E. d. DR. XXIV &.772, RG. 25. März 1884 eod. 
XXVII S. 1134, 26. Juni 1885 Entid. XV Nr. 88 ©. 341, 30. März 1887 Beitr. 3. €. d. 
DR. XXXIO ©. 1186, Schott a.a. O. S. 115 ff] Der Anwalt kann die Vertretung 
nicht aus dem Grunde ablehnen, daß die Nechtäverfolgung oder =»verteidigung ausfichtslos 
jei [RG. 26. Juni 1895 Entid. NV Nr.88 ©.340, OLG. Hamburg SA. XLVI Nr. 51]. 
Über die Vollmacht des RA. |. N. 2 Abſ. 2 zu $ 80. — Die zum AR. zugelaffene Partei 
fann auf die Beiordnung eines Rechtsanwalts verzichten [RG. 22. März 1895 Entſch. XXXV 
Nr. 95 ©. 369; aM.: Schott Armenreht S. 111]. — Der beigeordnete RU. hat vorläufig 
feinen Hagbaren Anspruch auf feine Gebühren und Auslagen. Gr hat die Auslagen für 
Papier, Schreibgebühr, Porto vorzufchießen. Nach RG. 11. März 1904 IW. ©. 207 Nr. 22, 
SA. LX Rr.17 hat er nicht bloß die Abichriften der Schriftjäße, jondern auch die der zu— 
zuſtellenden Urkunden anzufertigen, — Ein Vertrag, worin ſich der beigeordnete Anwalt 
von der armen Partei ein Honorar veriprechen läßt oder mit ihr den Abzug feiner Ge 
bühren ıc. vom Streitgegenftand ober den Anfall eines Teiles bes Prozeßgewinns vereinbart 
(pactum de quota litis), ift wegen Verftoßes gegen die guten Sitten nichtig [Entid. 
d. Ehrengerichtshofg I ©. 115, III S. 125, 143, 146, IV &, 156, V S. 56, VI S. 219, VI 
S. 122, VIII &.129, 132]. Der einer Ehefrau im AR. beigeorbnnete Anwalt kann von 
dem Manne feinen Vorihub für feine Gebühren berlangen; dies gilt auch dann, wenn 
man, entgegen der in N. 6 litt. a vor $ 91 vertretenen Anficht, eine Vorſchußpflicht des 
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Mannes gegenüber der Frau annimmt [vgl. RG. 12. März 1896 Entich. XXXVII Nr. 101 
S. 370). 

4. Bewilligung bes AR. mit teilweifer Befreiung ift nicht vorgefehen, daher un» 
zuläffig lvgl. RO. 5. Febr. 1885 Entſch. XII Nr. 124 ©. 416). 


8. 116.* (107a.) 

Inſoweit nicht eine Vertretung durch Anwälte geboten oder ein Anwalt 
gemäß $. 34 der Nechtsanwaltsordnung beigeordnet ift, kann einer armen 
Partei, welche nicht im Bezirke des Prozeßgerichts wohnt, zur unentgeltlichen 
Wahrnehmung ihrer Rechte in der mündlichen Verhandlung ein Juſtizbeamter, 
der nicht als Richter angeftellt ift, oder ein Nechtsfundiger, der die vor— 
gejchriebene erjte Prüfung für den Juſtizdienſt bejtanden hat, auf Antrag bei- 
geordnet werden. Die in Folge defjen erivachienden baaren Auslagen werden 
bon der Staatskaſſe bejtritten und als Gerichtsfoften in Anjag gebracht. 

Begr. db. Nov. v. 1898 ©. 91. 


1. Die Vorſchriften des $ 115 Nr. 3 und der NAD. 8 34 genügen dem Bedürf— 
nifie der Praris namentlih dann nicht, wenn bei dem Amtsgerichte fein Rechtsanwalt 
zugelaffen ift oder wenn der einzige zugelaffene Anwalt den Gegner vertritt. Nach dem 
Borbilde der StrPrO. $ 144 Abſ. 2 gejtattet der burch die Novelle von 1898 eingeichaltete 
$ 116 aud die Beiordnung eines Nechtöfundigen, der fein Anwalt ift. 

2. Nicht der MWohnfik im Sinne des BGB, $ 7, fondern das Wohnen im Sinne 
ber 88 174, 180 ift das Enticheidende. 

3. Der Beigeorbnete muß nicht, wie der Anwalt in den Fällen des $ 115 Nr. 3 
und ber NAD. $ 34, die Vergütung ftunden, fondern er hat überhaupt feinen Anſpruch 
auf eine Vergütung; die 85 124, 125 find nicht anwendbar. 

4. Die Beiordnung kann nur zur Wahrnehmung der Rechte in ber mündlichen 
Verhandlung erfolgen, nicht zur Empfangnahme und zum Betrieb von AZuftellungen [val. 
OLG. Darmftadt Ztichr. f. d. EPr. XXXIII ©. 533], nicht für einen Termin, der bei einem 
erfuchten Gericht zur Beweisaufnahme beftimmt if. Der Beigeordnete ift nicht Beiltand 
im Sinne be $ 90 — fonit könnte er nur mit der Partei erfcheinen —, fondern Be— 
vollmädtigter für eine einzelne Prozeßhandlung (8 83 Abſ. 3), nämlich für die Vertretung 
in ber münblihen Verhandlung. Wegen der Vollmacht ſ. N.2 Abi. 2 zu $80. Natürlich 
fann die Partei dem Beigeordneten eine Prozekvollmaht im Sinne des 5 81 ausftellen. 
Ob er fie annimmt, ift eine Frage für fich. 

5. Für die Beiordnung kommen in Betracht Juſtizbeamte, die nicht als Richter an— 
gejtellt find, alfo Gerichtsichreiber, Amtsanmwälte, Gerichtsvollzieher; ferner Rechtöfundige, 
bie bie vorgeichriebene erfte Prüfung für den Yuftizdienft (GBG. 8 2) beitanden haben, 
alſo die im Vorbereitungsdienfte ftehenden Referendare, Praktitanten, Acceffiften, Kon— 
zipienten, Affefforen, aber aud Richter a. D., Rechtsanwälte a. D. fowie Notare und Ver- 
mwaltungsbeamte aller Art, foweit fie jene Prüfung beftanden haben. Eine Verpflichtung 
zur Aunahme der Beiordnung befteht reichögefeglich nicht, fann ſich aber aus landes— 
rechtlichen Vorfchriften ergeben. Über die Auswahl können die Landesjuftizverwaltungen 
Inſtruktionen erlafien. 

6. Die Beiordnung erfolgt nur auf Antrag. Für die Form bes Antrags gilt 
$ 501; der Antrag fann auch in dem Termine zur mündlichen Verhandlung geftellt werben. 
Über den Antrag kann ohne mündliche Verhandlung entichieden werden (arg. $ 126); bie 
Entiheidung ift Beſchluß. Zuftändig it das Gericht, bei welchem die mündliche Ver— 
handlung ftattfindet. Gegen Abweifung bes Antrags findet Beichwerde ftatt (arg. $ 567 
Abi. 1). 
7. Was unter den infolge ber Beiorbnung erwachſenden baren Auslagen zu ver- 
ftehen ift, ift dunfel. Bei ber Vertretung in der mündlichen Verhandlung könnten Aus— 
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lagen nur für eine Reife entftehen; aber es wird faum vorkommen, daß jemand beigeorbnet 
wird, der fich nicht am Orte des Gerichts befindet. Vielleicht find Auslagen für den zur 
Erholung der Information nötigen brieflichen Verkehr gemeint. — Die Auslagen hat die 
Gerichtäfaffe vorläufig zu beftreiten wie die Auslagen des Gerichts. 


3. 117. (108.) 


Die Bewilligung des Armenrechts hat auf die Verpflichtung zur Erftattung 
der dem Gegner erwachienden Koften feinen Einfluß. 
HE. 8 85, HE. 988, 4944, NE. 8 178, NP. 188, €. 18 104, E. I, III $ 105, M. 185, KB. a2. 
Der Gegner der zum AR. zugelaffenen Partei fann die Erftattung aller im Sinne 
bes $ 91 notwendigen Koften forbern, Toweit die arme Partei zur Tragung der Koften 
verurteilt ıft. 
3. 118. (109.) 


Das Gefuh um Bewilligung des Armenrechts iſt bei dem Prozeßgericht 
anzubringen; es fann vor dem Gerichtsfchreiber zu Protokoll erflärt werden. 

Dem Gejuch ift ein von der obrigfeitlichen Behörde der Partei aus- 
geitelltes Zeugniß beizufügen, in welchem unter Angabe des Standes oder 
Gewerbes, der Vermögens- und Familienverhältniſſe der Partei ſowie des Be— 
trags der don diefer zu entrichtenden direkten Staatsjteuern das Unvermögen 
zur Bejtreitung der Prozeßkoſten ausdrüdlich bezeugt wird. Für Perfonen, 
welche unter Bormundjchaft oder Kuratel jtehen, kann das Zeugniß auch don 
der vormundjchaftlichen Behörde ausgeitellt werden. 

In dem Gefuche ift das Streitverhältnig unter Angabe der Beweis— 
mittel darzulegen. 


DE. 88 82, 86, HE. 982 ff., 4935 ff., NE. SS 174 f., NP. 181 ff., E. 18 105, €. IL, U $ 106, 
M. 125, KB. a2. 


1. Zu Abi. 1: Prozeßgericht ift das Gericht, bei welchem die Klage, das Rechts— 
mittel, der Antrag auf Sicherung des Beweiſes, das Geſuch um den Zahlungäbefehl, den 
Arreit oder die einjtweilige Verfügung zc. angebradht worden ift oder angebradjt werben 
joll, — Für das Geſuch beiteht fein Anwaltszwang. 

2. Zu Abf. 2: a) Die Beitimmung ber zur Ausftellung des Zeugniffes berufenen 
obrigkeitlichen Behörde erfolgt durch die Landesjuftizverwaltung. Vgl. preuß. IMBl. 1887 
S. 187, 1892 S. 8, 1895 ©. 322; bay. ©. u. VBl. 1879 ©. 693, IMBl. S. 305. Nach 
Art. 15 Abf. 1 der Haager Konvention (ſ. R.2 Ab. 2 zu 5110 u. N.2 Abi. 2 zu $114) ift 
das Armutszeugnis oder die Erflärung des Unvermögens zur Beitreitung ber Prozeßloſten 
von den Behörden des gewöhnlichen Aufenthaltsortö des Ausländer oder in Ermangelung 
eines joldhen von den Behörden feines dermaligen Aufenthaltsorts® auszuftellen oder ent— 
gegenzunehmen. Art. 15 Abſ. 2 enthält Vorfchriften über Beglaubigung des Zeugnifjes, 
Art. 16 Abi. 1 Vorichriften über die Ermittelung der Dermögensverhältniffe. 

b) Ohne das Zeugnis über das Unvermögen darf dad AR. nicht bewilligt werden 
[RG®. 14. Apr. 1894 SA. XLIX Nr. 278]. Das Zeugnis zwingt aber das Gericht nicht, 
Unvermögen anzunehmen; das Gericht kann Ermittelungen anftellen und Ergänzungen 
verlangen [Markus Ztichr. f. d. EPr. XI ©. 291]. Bol. jet auch Art. 16 Abi. 2 der 
Haager Konvention. 

3. Abſ. 3 fteht mit der fachlichen Vorprüfung ($ 114 N. 1 litt. c) in Zufammenhang. 
Das Gericht ift nicht verpflichtet, von Amtswegen Erhebungen über bie vorgetragenen That 
ſachen anzuftellen [OL®. Dresden SU. XXXVIII Nr. 64], kann aber von dem Gejuchiteller 
nähere Aufflärung über das Streitverhältnis oder über Beweismittel, z. B. Vorlegung von 
Urkunden, fordern. Wird das AR. in einem anbängigen Prozeffe nachgefucht, fo muß das 
dem Prozebgericht in den (nötigenfalls einzuziehenden) Akten zu Gebote ftehende Material 
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von Amtöwegen berüdfichtigt werden [RG. 25. März 1881 Entſch. IV Nr. 97 ©. 357]. 
Förmliche Bemweisaufnahme zum Zwecke der Vorprüfung ift ausgeichlofien. 


$. 119. (110.) 

Die Bewilligung des Armenrecht3 erfolgt für jede Inſtanz bejonders, 
für die erſte Inſtanz einjchließlich der Zwangsvollſtreckung. 

In der höheren Inſtanz bedarf es des Nachweifes des Unvermögens nicht, 
wenn das Armenrecht in der vorherigen Inſtanz bewilligt war. Hat der Gegner 
das Rechtsmittel eingelegt, jo ift in der höheren Inſtanz nicht zu prüfen, ob 
die Rechtsverfolgung oder Rechtsvertheidigung der Partei muthiwillig oder aus- 
ſichtslos erjcheint. 

DE. 8 56, DE. 982, 986, 4944, NE. 8 176, NE. 185 f., E. III $ 107, M. 135, KB. 42, 594. 

1. Zu Ab. 1: a) Die Bewilligung des AR. muß für jede Inftanz beſonders nad): 
gefucht werden, auch für die Beſchwerdeinſtanz [RG. 27. Sept. 1894 SU. L Nr. 279). 
Für eine beendigte Inſtanz kann das AR. nicht mehr erteilt werden [RG. 27. Juli 1880 
Entich. II Nr. 102 S. 378, 27. Mai 1895 Beitr. 3.E.d. DR. XXXIX ©.1128, 29. Dez. 1903 
EN. LIX Nr.162]. Solange ein Verfäumnisurteil mit Einipruch angefochten werden kann, 
ift die Inftanz nicht beendigt. Die Bewilligung des AR. für eine Inſtanz erftredt ſich auf 
das in der Inſtanz angeordnete Verfahren vor einem beauftragten oder erjuchten Richter. 

b) Die Bewilligung des AR. für die erite Inſtanz ſchließt die Bewilligung für die 
Zwangsvollitredung ein. Wird einer Partei das AR. erft in höherer Inſtanz bewilligt, 
jo muß fie um das AR. für die Zwangsvollſtreckung bei dem Gericht erfter Inſtanz nad): 
juhen. Das für die Zmwangsvollitredung bewilligte AR. gilt für die ganze Zwangs— 
vollftrefung und für alle Gerichte, die dabei beteiligt find, auch wenn fie einem anderen 
Bundesftaat angehören. Es erjtredt ſich aber nicht auf die durch die Zwangsvollſtreckung 
veranlaßten Prozeſſe (3. B. $$ 767, 771). 

2. War dem Gefuciteller in der vorigen Inſtanz das AR. bewilligt, jo bedarf es 
feines beionderen Nachweiles des Unvermögens in der höheren Inſtanz; immerhin fann 
dad Gericht bei veränderten WVermögensverhältniffen die Frage der Dürftigfeit verneinen 
[RG. 13. Dez. 1887 Entich. XIX Nr. 86 ©. 428, 14. Apr. 1894 SA. XLIX Nr. 278]. Legt 
der Gejuchiteller das Rechtsmittel ein, jo bat das Gericht zu prüfen, ob das MRechtämittel 
nit mutwillig oder ausfichtslos ift. Dat der Gegner das Mechtömittel eingelegt, To 
unterbleibt die ſachliche Vorprüfung, weil der Geſuchſteller daß Urteil für fi hat. Der 
Rechtsmittelbeflagte, welhem auf Grund dieſer Vorichrift das AR. für die Rechtömittel- 
inſtanz bewilligt ift, bedarf einer befonderen Berwilligung für die Anfchließung, mobei 
wieder fachliche Vorprüfung ftattfindet [RG. verein. CS. 27. Apr. 1898 Entſch. XLI Nr. 103 


©. 400). 
$. 120, (111.) 

Die Bewilligung des Armenrecht3 für den Kläger, den Berufungsfläger 
und den Revifionsfläger hat zugleich für den Gegner die einjtweilige Befreiung 
bon den im $. 115 Nr. 1 bezeichneten Koften zur Folge. 

DE. 87 ff., M. 125, HP. 42, 54. 

1. $ 120 ift in ber IR. des RE. eingefügt worden. Dadurch ift nicht bloß bie 
Schädigung vermögender Parteien durch frivole, im AR. geführte Prozefie zahlungsunfähiger 
Perfonen verringert, fondern auch die zur Erftattung der Koften verurteilte arme Partei 
begünftigt, da fie die Koften nicht zu erftatten braudht, von welchen der Gegner befreit ift. 
Die Befreiung des Gegners ift eine einjtweilige wegen $ 123 Abſ. 2. Die Befreiung bes 
Gegners bat bdenfelben Umfang wie die der armen Partei; die N. 1 zu $ 115 findet 
hierher entjprechende Anwendung. Auch bier hat bie Staatäfaffe die Gebühren ıc. ber 
Zeugen und Sachverftändigen auszulegen; es entfällt auch bier die Verpflichtung zu Ge- 
bührenvorihüffen [RG. 9. März 1889 Entſch. XIII Nr. 83 S. 352]. Gegen einen Beichluf, 
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der unter Verlegung bes $ 120 eine vom Gegner der armen Partei beantragte Zeugen: 
ladung von der Hinterlegung eines Vorſchuſſes abhängig macht (vgl. $ 379), fteht dem 
Antragfteller die Beichwerde zu [RG. 10. Yuli 1903 Entſch. LV Nr. 61 ©. 268]. 

2. Die Befreiung fommt demjenigen zu gut, weldher von der armen Partei angegriffen 
wird, alfo dem Beflagten, dem Berufungs-, dem NRevifionsbeflagten und bei gegenfeitigen 
Angriffen, d. i. bei Klage und Widerflage, bei Recjtämitteleinfegung von beiden Seiten, 
bei Rechtömitteleinlegung und Anichließung, dem Gegner der armen Partei, joweit er ber 
Ungegriffene ift und fich die Koſten des Angriffs und des Gegenangriffs auseinanderhalten 
lafien. Erhebt 3. B. der Gegner der armen Partei Widerflage, jo ift er in Anjehung ber 
Widerklagekoſten nicht befreit [aM.: OLG. Dresden Ztichr. f. d. EPr. VI S. 485]; erhebt 
bie arme Partei Widerklage gegen die vermögenbe, jo ift diefe in Anfehung der auf die 
Miderflage bezüglichen Koften befreit ꝛc. ꝛc. Werben Rechtsmittel von beiden Parteien 
eingelegt oder ſchließt fich die vermögende Partei dem Rechtsmittel der armen Partei an, 
fo ift der Gegner der armen Partei nicht von ben Gerichtsfoften befreit, welche zufolge jeines 
Rechtsmittels oder feiner Anschliefung entitehen [RG. 9. Dez. 1881 SA. XXX VII Nr. 148, 
2. Mai 1882 Entich. VI Nr. 131 ©. 420, 8. Juli 1899 XLIV Nr. 107 S416). Die Gebühr 
(SRG. $ 81) ift nach dem durch fein Rechtsmittel betroffenen Streitgegenftand ohne Zus 
rechnung (GAB. $ 11 Abſ. 2) des von dem Rechtsmittel des Gegners berührten Streit- 
gegenftandes zu berechnen. 

3. Mit der Entziehung ($ 121) oder dem Erlöihen ($ 123) des AR. hört die Be— 


freiung des Gegners auf. 
8. 121. (112.) 


Das Armenrecht kann zu jeder Zeit entzogen werden, wenn fich ergiebt, 
daß eine Vorausjegung der Bewilligung nicht vorhanden war oder nicht mehr 
vorhanden tft. 

HE. 8 87, HB. 986 f., 4994, NE. 8 177, NP. 186 f., E. 1 8106, €. II, III $ 108, M. 195, RBP. 42. 

1. Die Vorausſetzungen der Bewilligung find Unvermögen des Gefuchitellers und 
das Nicht-ausfichtslos-fein der Rechtsverfolgung oder der Verteidigung ($ 114). Überzeugt fich 
das Gericht, daß eine diefer Vorausfegungen niemals vorhanden war oder hinweggefallen 
ift, fo bat e3 von Amtsmwegen das AR. zu entziehen [RG. 13. Oft. 1887 Entſch. XIX 
Nr. 86 S. 428], jo inäbefondere, wenn fich bei der Prozekentwidlung die Ausfichtslofigfeit 
ber Rechtsverfolgung oder der Verteidigung herausitellt. 

2. Die Entziehung des AR. kann nur erfolgen, folange das Verfahren anhängig iſt 
[OLG. Jena SA. LI Nr. 293]. Sie wirft von dem Momente der Verkündung oder Zu— 
ftellung des Beſchluſſes an. Die Beichwerde ($ 127) hat feine auffchiebende Kraft. Rüd- 
wirkung bat die Entziehung nicht [unridtig: Begemann Ztichr. f. d. CPr. XXXI ©. 495 fi]. 
Von der Entziehung verjchieden ift die Nachzahlungspflicht ($ 125). — Mit ber Entziehung 
erlifcht die Verpflichtung bes beigeordnneten Gerichtövollziehers zur unentgeltlichen Bewirkung 
von Zuftellungen zc. und des beigeordneten Rechtsanwalts zur vorläufig unentgeltlichen 
Wahrnehmung ber Parteirechte; aber die Vollmacht erlifcht nicht; bei Kündigung der Voll« 
macht fommt $ 87 zur Anwendung. 

$. 122. (113.) 

Das Armenrecht erlifcht mit dem Tode der Perfon, welcher es be- 

willigt ift. 
DE. 8 89, HP. 986 f., 4944, NE. 8 178, NP. 186, E. 18 107, €. IT, IIT $ 109, KB. 48. 

1. Mit dem Tode der Perjon, welcher das AR. bewilligt ift, erliicht die Befreiung 
von den Gerichtöfoften, die Verpflichtung des beigeordneten Gerichtsvollziehers zur vorläufig 
unentgeltlihen Bewirtung von Zuftellungen ac. und die Verpflichtung bes beigeorbneten 
Rechtsanwalts zur vorläufig unentgeltlihen Wahrnehmung der Parteirehte [KG. Berlin 
Ztſchr. f. d. CPr. XVII E.138], jedoch unbeichadet der fi) aus $ 86 ergebenden Fortdauer 
ber Vollmacht. 
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2. Der Erbe fann wieder um das AR. nachſuchen, wenn in feiner Perfon die 
Vorausjegungen gegeben find. Wegen Verpflichtung der Erben zur Nachzahlung geftunbeter 
Beträge I. N. 1 zu $ 125. 

$. 123. (114.) 


Die Gerichtsfoften, von deren Berichtigung die arme Partei einftweilen 
befreit ift, fönnen von dem in die Prozeßkoſten verurtheilten Gegner nach Maß— 
gabe der für die Beitreibung vüdjtändiger Gerichtskoſten geltenden Vorjchriften 
eingezogen werden, 

Die Gerichtsfoften, von deren Berichtigung der Gegner der armen Partei 
einftrveilen befreit ift, find von demfelben einzuziehen, joweit er in die Prozeß: 
fojten verurtheilt oder der Rechtsstreit ohne Urtheil über die Koſten beendigt iſt. 

DE. 8 90, HB. 988 ff., 4944, NE. $ 179, NE. 186, E. 18 108, €. I, III $ 110, AB. 42, 524. 

1. a) Sit der Gegner der armen Partei in die Prozehfoften verurteilt, jo find 
ſowohl die Gerichtsfoften, von deren Berichtigung die arme Partei nach $ 115 Nr. 1, wie 
Diejenigen, von deren Berichtigung er ſelbſt nach $ 120 einftweilen befreit war, von ihm 
einzuziehen. Das Gleiche gilt in Anjehung der Koftengruppen, welche ausgejonbert und dem 
Gegner der armen Partei auferlegt find, 

b) Wurden die Hoften gegen einander aufgehoben ($ 92 Abi. 1), fo ift die Hälfte 
ber Gerichtöfoften vom Gegner der armen Partei einzuziehen. 

ec) Wurden die Prozebkoften verhältnismäßig geteilt ($ 92 Abf. 1), fo ift von dem 
Gegner der armen Partei die Quote der Gerichtsfoften einzuziehen, welche der ihm zur 
Laft gelegten Quote der Prozeßkoſten entipricht. 

d) Wurde ber Prozeß durch Vergleich erledigt, jo ift zu unterfcheiden: «) bezüglich 
der Koſten ift nichts vereinbart, jo daß fie ald aufgehoben gelten (5 98), oder es ift bie 
Aufhebung vereinbart; dann find die Gerichtsfoften zur Hälfte von dem Gegner der armen 
Partei einzuziehen, arg. GG. $$ 86, 83 [val. bay. ob. LG. SA. XLII Nr. 146]. 3) Der 
Gegner ber armen Partei übernimmt die Koften ganz oder zu einer bie Hälfte über- 
fteigenden Quote; dann find die Gerichtöfoften ganz oder in der übernommenen Quote 
von dem Gegner der armen Partei einzuziehen. >) Die arme Partei übernimmt die 
Koften ganz oder zu einer die Hälfte überfteigenden Quote; dann find die Gerichtäfoften 
zur Hälfte von dem Gegner der armen Partei einzuziehen, arg. GG. $ 88 [vgl. OLG. 
Karlsruhe SA. XXXVII Nr. 340, OLG. Dresden eod. LV Nr. 102]. 

e) Wird der Prozek während längerer Zeit (vgl. etwa GANG. $ 94 Nr. 1) nicht be— 
trieben, jo fann das Gericht den Gegner der armen Partei auffordern, fi zu erflären, 
ob er ben Prozeh liegen Iaffen wolle. Wird auch daraufhin der Prozek nicht betrieben, 
fo find von ber vermögenden Partei die Gerichtöfoften einzuziehen, deren Schuldner fie in 
einem Prozeb ohne Armenreht nah GRAF. $ 89 wäre. 

2. In den N. 1 litt. a bis c bezeichneten Fällen fönnen die Gerichtäfoften erft bei« 
getrieben werben, wenn bie Entſcheidung rechtskräftig ift. Zwar fordert GAG.$ 86 nicht 
die Rechtskraft der Enticheidung; aber der $ 86 ſetzt einziehbare, nicht wegen Armenrechts 
geitunbete Gerichtäfoften voraus. Dem GKG. $ 86 gegenüber it CPrO. $ 123 die ſpe— 
ziellere Rechtsnorm. [Bgl. RG. 13. Febr. 1882 cit. in Entſch. VI NL. 131 ©. 420, 9. März 
1889 XXIII NR. 83 ©. 352 ff., bei. ©. 356, OLG. Celle Ztichr. f. d. EPr. IV S. 397 f., 
OLG. Dresden eod. XXI ©. 503. — AM.: v. Reden Ztichr. f. d. EPr. V S.476ff.] Die 
Einziehung erfolgt, ohne dab deren Zuläffigfeit vom Gerichte befonders auszufprechen iſt, 
durch die nach dem Lanbesrechte zuftändige Behörde [preuß. AG. 3. GRG. (GS. 1879 ©. 145) 
8 29; bay. Inſtr. v. 21. Sept. 1879 FMBl. ©. 205 ff.]. 

$. 124. (115.) 

Die für die arme Partei bejtellten Gerichtsvollzieher und Rechtsanwälte 
find beredtigt, ihre Gebühren und Auslagen von dem in die Prozeßkoſten 
verurtheilten Gegner beizutreiben, 

2. Seuffert, Givilprogekorbnung I. 10. Aufl. 14 
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Eine Einrede aus der Perjon der armen Partei ift nur inſoweit zuläffig, 
als die Aufrechnung von Kojten verlangt wird, welche nach der in demjelben 
Rechtsitreite über die Koſten erlaſſenen Entjcheidung von der armen Partei zu 


eritatten find. 
DE. 890, HP. 988 ff., 4944, NE. 8 180, NP. 186, E. 18108, €. IT, IIT$ 111, M. 135, HP. 
42, 524, 


Litteratur: Raddag Beitr. z. E. d. DR. XXXIX ©. 289 ff, Schott AR. ©. 125 fi. 


1. Die Vorschrift ift der „distraction des depens“ des Code de proc. art. 133 
nachgebildet, die in allen Prozefien von den Anwälten beantragt werden kann, wenn fie 
bei der Verfündung bes Urteil beteuern, dab fie den größten Teil ber Vorſchüſſe be= 
ftritten haben. 

2. Zu Abf. 1: a) Die arme Partei ſchuldet ihrem Gerichtövoflzieher und ihrem 
Rechtsanwalte die Gebühren und Auslagen, obwohl der Gerichtövollzieher und der Rechts— 
anwalt diefe Gebühren zur Zeit nicht beitreiben fann. Soweit die arme Partei dieie Ge— 
bühren bezahlt hat, fann fie von dem in die Prozehfoften verurteilten Gegner die Eritattung 
verlangen. Someit fie bie Gebühren nicht bezahlt hat, würde fie ebenfo, wie eine nicht 
zum AR. zugelaffene Partei (vgl. N. 1 litt. c« zu $ 105), Erftattung der geichuldeten Ge— 
bühren verlangen fünnen, wenn nicht $ 124 bejtimmte, daß der Gerichtövollzieher oder der 
Rechtsanwalt jelbit feine Gebühren von dem Gegner beitreiben fann. Diejes Recht des Ge- 
richtövollgiehers und des Rechtanwalts ift als ein Pfandrecht an dem Erftattungsanipruche 
der Partei zu fonftruieren, das mit der Verurteilung des Gegners entiteht [val. Hellwig 
Verpfändung und Pfändung von Forderungen ©. 51, OLG. Jena Ztichr. f. d. CPr. XXXI 
€. 334 f., Ston. Gelpde N. 1 und jetzt aud Stein in Gaupp (IN. I Abi. 1; — aM., 
nämlich für gejeßliche Übertragung der Forderung: Schott AR. S.125 ff., Peterfen (5) R.1). 
Soweit das Pfandrecht befteht, ift der Gerichtsvollzieher oder ber Rechtsanwalt berechtigt, 
die Forderung für fich einzuziehen, und fann ber Schuldner nur an ben Gerichtsvollzieher 
oder den Rechtsanwalt Teiiten (val. BGB. $ 1282). 

b) Die Verurteilung des Gegners in die Koften it für ben GB. und den AU. 
Dollitredungstitel in Anſehung der ihnen geichuldeten Gebühren und Auslagen. Auf 
Grund des Titels kann der Gerichtövollzieher und der Rechtsanwalt im eigenen Namen bie 
Teitfeßung feiner Gebühren und Auslagen nad $$ 104 ff. beantragen und den Feſtſetzungs— 
beſchluß vollitreden Taffen [OLG. Hamburg SA. XLI Rr. 297, OLG. Nena eod. L Nr. 126]. 
Gegen dieſen Feſtſetzungsbeſchluß fünnen der GV. und der RU., fomweit er fie angeht, Ber 
ſchwerde fraft eigenen Rechtes und im eigenen Namen erheben [RG. 14. Juli 1883 Entſch. IX 
Nr.114 S.390, OLG. Kafjel SA. XLVII Nr. 211]. Eine Klage des GB. oder des RA. 
gegen den Gegner ift nicht möglich, weil auch die Partei ihren Anſpruch auf Stoftenerftattung 
nicht durch Klage verfolgen kann (ſ. N. 1 Abf. 3 vor $ 91). 

ce) Beantragt die Partei felbft ohne den beigeordneten Rechtsanwalt die Feſtſetzung 
ber Koſten, jo find bei ber Feſtſetzung bie geftundeten Gebühren ıc. des Gerichtävollziehers 
und deö Anwalts nicht einzuftellen, weil diefe Gebühren nicht an die Partei zu bezahlen 
find; die FFeitfegung beſchränkt fich alfo auf die anderen der Partei erwachſenen Kojten. 
Beantragt der beigeordnete Anwalt namens ber Partei die Feſtſetzung der Koften, fo find 
auch die geftundeten Gebühren des Anwalts bei der Feſtſetzung zu berüdjichtigen [vgl. RG. 
5. Dez. 1899 Beitr. 3. €. d. DR. XLV ©. 652]; denn indem der Anwalt die Feitiegung 
für die Partei verlangt, verzichtet er zwar nicht auf das Pfandrecht, wohl aber auf die 
geionderte Feſtſetzung der Gebühren für fih. Läht der Anwalt dem namens ber Partei 
erwirkten FFeitiegungsbeichluffe auch die Vollftredungsklaufel für die Partei beifeßen und 
dieſe Ausfertigung dem Gegner zuftellen, fo wirft die von dieſem an die Partei jelbit 
geleistete Zahlung auch dem Anwalt gegenüber; denn durch die Zuftellung dieſer Boll: 
ftrefungsflaufel ermächtigt der Anwalt den Gegner zur Zahlung des ganzen Betrags auch 
an bie in der Klaufel als Gläubiger genannte Partei. Der Anwalt kann aber den für 
bie Partei erwirkten Feſtſtellungsbeſchluß, fomeit er feine Gebühren betrifft, auf fich um— 
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ftellen Taffen und die Vollſtreckungsklauſel für fi erwirfen [vgl. RG. 7. Febr. 1896 IM. 
&.146 Nr. 6, 28. Jan. 1904 IW. S.145 Nr. 17, OLG. Braunſchweig Redtipr.d. OLG. XIII 
S. 120; aM.: OLG. Dresden Rechtſpr. d. OLG. VI &.130, VII ©. 287]. 

3. Gegen den dem GB. oder dem RA. pfandweiie haftenden Anſpruch auf Koſten- 
eritattung kann der Schuldner feinen Anſpruch auf Stoftenerftattung aufrechnen, jomweit 
ein folder Anspruch zufolge einer in demjelben Rechtsſtreit erlafienen Entſcheidung ent: 
ftanden ift. Dieſe Aufrechnung ift dem GB. oder dem RU. gegenüber zu erklären (BGB. 
$ 388). Sie fann im Koftenfeitiegungsverfahren erfolgen; denn fie betrifft die Höhe ber 
zu erftattenden SKoften [vgl. Wilm. Levy (7) N. 2 zu $ 115 alt]. Die Aufrechnung einer 
anderen (Forderung, die dem Koſtenſchuldner gegen die arme Partei zufteht, ift ausgeſchloſſen, 
auch wenn fie nah BEP. $ 406 zuläffig wäre. Ausgeichloffen find ferner andere Ein» 
reden aus der Perion der armen Partei, z. B. die Einrede der Zahlung oder des Erlafles, 
auch wenn die Einrede nah BEP. $407 Abi. 1 zuläffig wäre. Einreden aus der Perjon 
bes GP. ober des NA. find zuläffig; fie find nach $ 767 geltend zu machen. 

$. 125. (116.) 

Die zum Armenrechte zugelafjene Partei iſt zur Nachzahlung der Beträge, 
von deren Berichtigung fie einjtweilen befreit war, verpflichtet, jobald fie ohne 
Beeinträchtigung des für fie und ihre Familie nothwendigen Unterhalts dazu 
im Stande ilt. 

Dasjelbe gilt in Betreff derjenigen Beträge, von deren Berichtigung der 
Gegner einitweilen befreit war, foweit die arme Partei in die Prozeßkoſten 
verurtheilt ift. 


HE. 8 91, HP. 991 f., aſsaa, 6261 ff., 6276 ff., NE. 8 181, NP. 186 f., €. 1$ 110, E. IT, III $ 112, 
M. 126, KR. 24, 59. 


1. Die Verpflichtung zur Nachzahlung ift von Amtswegen durch Beſchluß auszu- 
fprehen ($ 127). Ein Antrag des dabei intereffierten Gerichtövollziehers oder Rechts: 
anwalts fann den Anftoß geben. Der Beſchluß fann während des Rechtsſtreits und nad) 
deſſen Beendigung erlaffen werden, wenn die Vermögensverhältniffe der Partei ſich ge 
beifert haben oder bas Gericht fich ſpäter überzeugt, dak die Vermögensverhältniffe von 
Anfang an die Bewilligung des AR. nicht rechtfertigten. Daß die zum AR. zugelaffene 
Partei zur ratenweifen Nachzahlung der Koſten imitande ift, genügt nicht [RG. 5. Febr. 
1885 Entſch. XII Nr. 124 ©. 416]. Nach dem Tode der armen Partei fann die Nach— 
zahlung angeordnet werden, wenn ein entiprechender Nachlaß vorhanden ift oder wenn 
in der Perfon des unbejchränft haftenden Erben die Worausfegung des $ 125 Abi. 1 
zutrifft. 

2. Zuftändig zur Erlafjung des Beichluffes ift das Gericht, bei welchem der Prozeß 
anhängig ift, und nad) Beendigung bes Prozefjes das Gericht eriter Inftanz. [Bgl. Strudm. 
Koch (8) N. 3, Wilm, Levy (TI N. 1 zu $ 116 alt, Ston. Gelpde N. 2, RG. 5. Febr. 1885 
Entſch. XII Nr. 124 S. 416. — AM.: Gaupp (9) N. II: zuftändig ſei das Gericht, welches 
zulegt das AR. bewilligte; Schott AR. ©. 159: zuftändig fei das Gericht, welches 
zuerit das AR. bemilligte; Hellmann Lehrb. ©. 222 und Begemann Ztichr. f. d. EPr. 
XXXI 6.491 ff.: zuftändig fei jedes ber mehreren Gerichte in Anfehung derjenigen Koften, 
welche bei bem betreffenden Gericht entitanden find.] erfahren j. $ 126. 

3. Die Verpflichtung zur Nachzahlung erſtreckt fidh: 

a) auf die Gerichtöfoften und Auslagen ($ 115 Nr. 1), von deren Berichtigung bie 
Partei einftweilen befreit war. Dieje Koften fönnen von ber armen Wartei nicht ein- 
gezogen werden, wenn ber Gegner in die Prozehfoften verurteilt ift (arg. GAG. $ 86). 
Hat bei Beendigung des Prozejjes ohne Stoftenenticheidung eine der Parteien die Koſten 
übernommen, ſo kommen die Vorjchriften des GKG. 88 86, 88 in Betradt. Aus diejen 
ergiebt ſich, daß von der armen Partei im Falle der Nachzahlungspflicht die ganzen Ge— 
bühren beigetrieben werben können, wenn fie die Koſten übernommen bat; hat der Gegner 
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bie Koſten übernommen, aber nicht bezahlt, jo fann von der armen Partei die Hälfte der 
Gebühren beigetrieben werben, wenn eine Zwangävollitrefung in das bewegliche Bermögen 
bes Gegners erfolglos geblieben iſt; 

b) auf die Gebühren bes nach $ 115 Nr. 3 der Partei beigeordneten Anmwalts und 
Gerichtsvollziehers. it die Nachzahlungspflicht durch Gerichtsbeichluß ausgeſprochen, fo 
fönnen der Anwalt und der Gerichtsvoflzieher die ihnen geichuldeten Beträge von ber 
Partei beitreiben; vorher nicht. [So auch Gaupp (9) N. II, Peterien (5) N.1, Pland Lehrb. I 
©. 142, Schott AR. ©. 122 f., 157. AM.: Wilm. Leoy (TIN. 5 zu $ 107 alt und N. 1 
zu$117alt.] Der Beichluß ift fein Vollftredungstitel für den Anwalt oder den Gerichts- 
vollzieher, fie haben ihre Forderungen in gefondertem Prozeffe zu verfolgen. Die Klage 
fann im Gerichtöftande bes $ 34 erhoben werben; 

ec) auf die Koften, von beren Berichtigung der Gegner der armen Partei nad 
& 120 einftweilen befreit war, jomweit die arme Partei in die Prozebfoften verurteilt ift. 
Bei Beendigung des Prozeffes ohne Entieidung über bie Koften, insbejondere im Falle 
bes Vergleichs, erſtreckt ſich die Nachzahlungspflicht nicht auf dieſe Koften. 


$. 126, (117.) 

Ueber das Gefuch um Bewilligung des Armenrechts, über die Entziehung 
desjelben und über die Verpflichtung zur Nachzahlung der Beträge, von deren 
Berichtigung die zum Armenrechte zugelaffene Partei oder der Gegner einft= 
weilen befreit ift, fan ohne vorgängige mündliche Verhandlung entjchieden 


werden. 
De. 58 B. 901 1. “044, 081 fi, 6276 f., NE. 8 182, NP. 184 ff, E. 13111, mm 
ri 126, AR. 42 


1. Über das Verfahren i. N.5 zu $ 128. Nach münbdlicher Verhandlung ergebende 
Beichlüffe find zu verkünden ($ 329 Abi. 1). Hat feine mündliche Verhandlung ftatt- 
gefunden, fo ift zu unterfcheiden: a) der das AR. bewilligende und ber das AR. ent« 
ziehende Beſchluß ift ftets beiden Parteien zuaguftellen, dem Gegner ber armen Partei 
wegen 5 120. b) Der ein Gejuh um Bewilligung des AR. zurüdweifende Beihluß it 
nur dem Gejuchiteller zuauftellen, weil der Gegner nicht dabei intereffiert ift. c) Der 
Beichluß, der die Verpflichtung zur Nachzahlung ausfpricht, ift der armen Partei oder 
ihren Erben zuauftellen; nicht dem Gegner, weil er fein Interefie daran hat. — Alle hier: 
nach nötigen Zuftellungen erfolgen von Amtswegen ($ 329 Abi. 2). 

2. Das Verfahren it gebührenfrei: GKG. $47 Nr.2. Anwaltögebühren |. GO. f. 
RA. 85 25 Nr. 129, Nr. 6. 

$. 127. (118.) 

Gegen den Beichluß, durch welchen das Armenrecht bewilligt wird, findet 
fein Rechtömittel; gegen den Beichluß, durch welchen das Armenrecht ver: 
weigert oder entzogen oder die Nachzahlung von Koften angeordnet wird, findet 
die Bejchwerde jtatt. 


SE. 885, 8 600.5, OR. M7f., NE, 8,188, 8 815 N. 10, MP. 186, 1478, 1549, 1667, 
E. 18 118, 6.0, 21 8 114, M. *8* RP. 4 


1. Wird das AR. verweigert oder entzogen * 121), oder wird Nachzahlung an— 
geordnet ($ 125), fo ſteht der um das AN. nachſuchenden oder der Partei, der das AR. 
entzogen oder die Nachzahlung auferlegt ift, die unbefriftete Beichwerde zu. Dem Gegner 
ftebt gegen Beichlüffe, die das AR. betreffen, fein Rechtsmittel zu; ebenfowenig dem bei- 
geordneten Rechtsanwalt (außer nah RAD.$ 36) oder dem Gerichtövollzieher. IVgl. RG. 
25. März 1854 Beitr. 3. €. d. DR. XVII ©. 1135, 30. Jan. 1888 Entſch. XX Nr. 99 
&. 418, OLG. Karlsruhe Redtipr. d. OLG. XI ©. 182.] Im Falle des $ 123 erfolgt 
die Einziehung ohne beionderen Beichluß; daher iſt feine Beichwerde gegen die Einziehung 
möglich, unbeichadet des fich aus GHG.$$ 4, 16,47, 48 ergebenden Beſchwerderechts gegen 
die Anſätze. Nach Beendigung der Inſtanz kann eine Beichwerde gegen den das AM. 
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für dieſe Inſtanz verweigernden Beichluß nicht mehr erhoben werden [RG. 30. Yan. 1904 
FW. S. 178 Nr. 24]; vgl. a. N. 1 litt. a zu $ 119. 

Wird der das AR. entziehende Beſchluß mit einem durch Berufung anfechtbaren 
Urteile verbunden, fo ift er gleichwohl nicht mit Berufung, fondern mit Beichwerde an— 
fehtbar (arg. $ 512). [Unridtig: bay. ob. 2G. SU. XXXIX Nr. 260.) 

Über Beichwerde gegen einen Beſchluß, der gegen 8 120 verftößt, ſ. N. 1 ag. €. zu 
8 120. 

2. Die Beſchwerde gegen einen Beſchluß, durch welchen die Nachzahlung von Koſten 
angeordnet wird, unterliegt ben Beichränfungen bes $ 567 Abi. 2 und bes $ 568 Abf. 3 
da dieſer Beichluß nur Prozeßkoſten betrifft. Die Beichwerde gegen den Beichluß, durch 
welchen das AR. verweigert oder entzogen wird, unterliegt diefen Beichränfungen nicht, 
da fie nicht bloß Prozeßkoſten, fondern auch die Beiordnung eines Anwalts und Gerichts» 
vollzieherö betrifft. Auf die Beſchwerde gegen einen Beichluß, der das AR. für einen 
bie Prozeßkoſten betreffenden Streit verweigerte, hat das RG. 8. März 1905 IW. ©. 295 
Nr. 25 die angeführten Beichränkungen für anwendbar erflärt. 


Dritter Abſchnitt. 
Derfahren. 
Eriter Titel. 
Mündliche Berhandlung. 


$. 128, (119.) 
Die Verhandlung der Parteien über den Rechtsjtreit vor den erfennenden 


Gerichte ift eine mündliche, 
DE. 8 119, 131, HB. 64 f., 9 ff., 5001 je 5017 f., NE. 88 302 fi., NP. 267 f., 290, 543 f., 597, 
of, 18113, €. I, III 8 115, M. 11 ff., 29 ff., 128, SR. 48, 594 

Litteratur: Über die Entwidelung des fchriftlichen Verfahrens im gemeinen Prozeſſe 
vgl. Wepell Syſt. (3) 8 67 ©. 800 ff. Über Mündlichkeit und Schriftlichteit ſ. v. Canſtein Rationelle 
Grundlagen des Civilprozeſſes S. 94 ff, Wach Vortr. (2) S. Uff. und Handb. I ©. 135 ff., Planck 
Lehrb. 18 40, Schmidt —8 8 73 5.439 ff. Sonnenſchmidt Ztichr. f.d. CPr. II &.208, Vier- 
haus eod. S. 375 ff., d. träwel eod. III S.452 ff., IV S.246 ff, Beitr. 3. €. d. DR. XXVI ©. 814 ff, 
9. Meyer eod. XXVII ©. 707 ff, Bähr Jahrb. f. Dogm. XXI ©. 339 ff. (gegen bie von der 
CPrO. eingeführte Mündlichkeit), Wah Die REPLrO. und die Praris (Leipz. Progr. 1886), 
Lippmann Arch. f. c. Pr. LXX ©. 82 fi., Henrici Jahrb. f. Dogm. XXIV ©. 1 ff. dieſe Drei 
contra Bähr), Bähr Jahrb. f. Dogm, XXIV ©. 329 ff. (Replik), Jädel Beitr. 3. €. d. DR. XXX 
S. 635 ff. (contra Bähr), v. Kräwel Jahrb. f. Dogm. XXIV ©. 441 ff. (im weſentl. f. Bähr), 
Bähr eod. ©. 523 ff. v. Kräwel eod. XXV ©. 225 fi., Kofffa Beitr. 3. €. d. DR. XXXI ©. 145 ff, 
H. Meyer eod. ©. S34ff., Wach Civilproz. Enquete Siſcht. f. d. CPr. Erg.Heft zu Bd. XI = Ztiſchr. 
f.d. CPr., Goldenring Ztiſchr. f. d. CPr. XIV ©. 52 ff. 

1. Die Motive z. E. III S. 19 ff. bemerken über den Grundfaß ber Münd— 
lichkeit: 

„Der Grundſatz der Mündlichkeit bedarf ſeiner äußeren und inneren Bedeutung nad 
einer weiteren Entwidlung. 

Mündlichleit des Verfahrens ift ein zwar gängiger, aber inforrefter NAusdrud. Man 
jpricht richtiger von dem Grundſatze der Unmittelbarfeit der Verhandlung und verfteht darunter, 
daß die Verhandlung der Parteien über den Redtsftreit vor dem erfennenden 
Gerichte eine mündliche fein joll. 

Aus diejer Formulirung ergiebt ſich, daß der Grundfag der Mündlichfeit ebenjowenig 
wie der Grundjag der Deffentlichleit das ganze Prozeßverfahren beberricht. Er hat jeine Be- 
deutung für dem freilich erheblichiten, aber doch beichräntten Theil des Verfahrens. 

Nach der obigen Formulirung findet der Grundjag feine Anwendung auf Zwiichenftreitig- 
feiten, welche zwiſchen einer Partei oder auch beiden Parteien einerjeit3 und einer dritten Perſon, 
dem Nebenintervenienten, einem Yeugen oder dem Rechtsanwalt der Gegenpartei andererjeits 
entftehen. Soll der Grundjag auch auf derartige Zwijchenftreitigfeiten Anwendung finden, mas 
fich ohne Zweifel empfiehlt, jo wird der Geſetzgeber bejonders vorzujchreiben haben, daß diejelben 
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nad) vorgängiger mündlicher Verhandlung zu entjcheiden jeien. [Fit geihehen in den $$ 71, 135; 
vgl. a. $$ 386 bis 389.) 

Die Beweisaufnahme als folche, insbelondere die Vernehmung von Zeugen und Sach— 
veritändigen, ift ein Alt, welcher jich zwiichen dem Richter und einer anderen Perjon vollzieht, 
feine Parteienverhandlung, wenngleih den Parteien eine Mitwirkung gejtattet fein und eine 
Parteienverhandlung die Beweisaufnahme begleiten fann. Damit wird aber jelbjtverjtändlich 
nicht verneint, daß die Beweisaufnahme, insbejondere die VBernehmung von Zeugen und Sadı- 
verjtändigen, vor den zur Enticheidung des Nechtsjtreits berufenen Richtern durch die gewich— 
tigften ſachlichen Gründe geboten werde. 

Es giebt Prozeßakte, welche von Partei zu Partei, mit oder ohne Mitwirkung von Zu- 
ftellungsbeamten erfolgen oder auf Beranlaflung der Parteien von den Gerichtsichreibern oder 
BZuftellungsbeamten ausgehen. Selbitverftändlidy fann hier von dem Grundjage der Münpdlich- 
keit feine Nede jein. — Ein Gleiches gilt aber auch in den Fällen, wo Parteien eine Thätigfeit 
des Gerichts in Anipruch nehmen, welche, wie insbejondere in der Inſtanz der Zwangsvoll- 
ftredung, mehr ordnend, abminijtrativ, nicht eigentlich prozeſſualiſch ift. 

Selbft in denjenigen Fällen ift für den Grundja der Mündlichkeit fein Raum, wo eine 
richterliche Entſcheidung auf einjeitigen Antrag einer Partei zu treffen ift oder doch getroffen 
werden kann. Dahin gehören beiipielaweiie Arreft und einftweilige Verfügungen, die Ablehnung 
eines Richters und die Beltimmung des rechten Richters. In derartigen Fällen wird ber 
Gejeggeber, um die richtige Anwendung der Gejege zu ſichern, ausjufprechen haben, daß bie 
Enticheidung ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen könne, wodurd nicht ausgeichloffen 
wird, daß das Gericht nach Yage des einzelnen Falles entweder der Gegenpartei Gelegenheit 
giebt, fich zu Protofoll oder mittels eines Schriftiages zu erflären, oder erft enticheidet, nachdem 
eine mündliche Verhandlung ausnahmsweiſe angeordnet worden iſt. Dagegen bürfte es ſich 
nicht empfehlen, von einer Enticheidung in berathender Sitzung zu jprechen, weil diejer technijche 
Ausdrud nicht gemeinverftändlich ift, und, auf einen Einzelrichter angewandt, ald gänzlidy un- 
pajiend empfunden werden muß. 

Demgemäh bleibt als durch den Grundfak der Mündlichkeit beherricht nur dasjenige 
PBarteiverfahren übrig, welches als ein gleichzeitiges fich darftellt, mag dasjelbe nun wirklich 
gleichzeitig jein oder nach der Intention des Gejepgebers gleichzeitig fein follen (Berjäumniß- 
verfahren). Diejen Gedanken fanıı man auch jo ausdrüden: dasjenige Verfahren, welches als 
eigentliche Verhandlung zwiichen den ftreitenden Parteien ſich charafterifirt, beruht auf dem 
Grundjage der Mündlichkeit.“ 

Befondere, den Grundiaß der Mündlichfeit einſchränkende Vorſchriften gelten für 
das vorbereitende Verfahren in Rechnungsſachen x. (58 348 ff.), für das Verfahren vor 
dem Prozeßgericht im Zmiichenitreit über die Rechtmäßigkeit einer vor dem beauftragten 
oder erfuchten Richter erflärten Verweigerung des Zeugniffes oder Gutachtens ($ 359 cf. 
$ 402) fowie für das Verfahren vor dem Plenum oder den verein. Senaten des RG. nad 
GVBG. $ 137 Abi.3 i.d. F. d. RG. v. 17. März 1856. Wegen Berichterftattung der 
Parteien über das Ergebnis der nicht vor dem Prozehgericht erfolgten Beweisaufnahme 
I. N.2 zu $285; wegen Berichterftattung über das Ergebnis des vorbereitenden Verfahrens 
I. N.1 zu 8353; wegen Berichterftattung in der Rechtämittelinftang über die vorinftanziellen 
Enticheidungen und Beweisverhandlungen ſ. NR. 1 zu $ 526 und N. 6 zu $ 566. 

2. Infomweit der Grundiat der Mündlichkeit gilt, ift das geiprochene, nicht das 
nur geichriebene Wort das Mittel zur Erklärung an das Geriht. Bloß das in der 
mündlichen Verhandlung dem Gerichte vorgelegte Material von Behauptungen und Be: 
ftreitungen darf in dem Urteile berücjichtigt werden [vgl. RG. 24. Apr. 1898 Entſch. XLI 
Nr. 75 ©. 293]. Diefes Prozegmaterial wird berüdfichtigt, auch wenn es in ben vor— 
bereitenden Schriftjägen nicht enthalten war. Das nur in den Schriftiäßen der Parteien 
Vorgebrachte darf nicht in dem Urteile berücffichtigt werben. Aber das Gericht foll von 
bem Inhalte der Schriftiähe Kenntnis nehmen und feine, wenn auch nur aus den Schrift» 
fägen erlangte, amtliche Kenntnis des Prozebitoffs in der Verhandlung dazu verwenden, 
um die Parteien zum mündlichen Vortrage zu veranlaffen, damit der Stoff in dem Ur— 
teile berüdfichtigt werden kann. Dafür, daß dies gefchieht, hat ber Vorfißende, nötigen» 
falle auf Anregung der Beifiger, zu forgen. Sollte erſt nach dem Schluſſe der Verhand- 
lung bei der Beratung wahrgenommen werden, daß erheblicher Inhalt der Schriftiäge im 
der mündlichen Verhandlung nicht vorgetragen wurde, jo ift das Gericht nicht befugt, 
jenen Stoff in dem Urteile zu berüdjichtigen; aber das Gericht wird pflichtgemäß die Ver— 
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handlung wieder eröffnen und die Parteien zur Erklärung darüber veranlaflen, wie fie 
e3 mit jenem Prozebftoffe halten, ob fie ihn im Prozeſſe verwerten wollen ober nidt. 
Natürlich entfällt die Notwendigkeit, eine ſolche Erklärung der Parteien zu veranlafien, 
wenn aus dem Inhalte der Verhandlung erfichtlich ift, daß die Partei ein in den Schrift- 
ſätzen vorfommendes, aber in der Verhandlung nicht reproduziertes Angriffs- oder Ver— 
teidigungsmittel nicht benußen will. Steht aber ein folcher Wille, der auch durch ſchlüſſige 
Handlungen erflärt werden kann, für die richterliche Überzeugung nicht feit, To Handelt 
das Gericht pflichtwidrig, wenn eö die Vervollftändigung der mündlichen Verhandlung nicht 
veranlaßt. [Bgl. Pland Lehrb. I ©. 183 ff.) 

Speziell über die Notwendigkeit, den Inhalt von Urkunden mündlich vorzutragen, 
damit diefer bei der Beweisführung berüdjichtigt werden fann, vgl. RG. 21. März 1881 
Entſch. IV Nr. 104 ©. 375, 20. Juni 1882 VII Nr. 87 ©. 325, 20. Nov. 1882 VII 
Nr. 88 ©. 326, 3. Dez. 1902 ZW. 1903 ©. 22 Nr. 4, 9. Febr. 1903 ZW. ©. 123 Nr. 2, 
bay. ob. 2G. SA. XLI Nr. 230, fowie Pland Lehrb. I ©. 187. 

3. Mit dem Grundjaße der Münbdlichkeit in Verbindung ftehen folgende Süße: 

a) Nach $ 309 kann das Urteil nur von denjenigen Richtern gefällt werben, welche 
der dem Urteile zu Grunde liegenden Verhandlung beigemohnt haben; benn nur fie haben 
bie Kenntnis des Streitjtoffes dur; mündlichen Vortrag erlangt. Tritt im Laufe ber 
maßgebenden mündlichen Berhandlung (darüber j. u. litt. c) ein Wechſel im Richter: 
perfonal ein, jo muß die Verhandlung von neuem beginnen. 

b) Erflärt ein zur Enticheidung berufener Richter, dab ein für die Beurteilung 
des Rechtöjtreitö weientlicher Zeil ber Verhandlung feiner Erinnerung entſchwunden jet, 
jo bleibt ebenfalls nichts übrig, als eine neue mündliche Verhandlung (Mot. 3. €. III 
e. 21). 

c) Erleidet die mündliche Verhandlung eine Unterbrechung, weil fie wegen irgend 
eines Umftandes, insbejondere auch wegen des Bedürfnifjes der Aufnahme von Beweiien, 
nicht durchgeführt, d. 5. nicht mit Urteil (Zwiſchen- oder Endurteil) gejchloffen werden 
fann, jo ericheint die fortgeiegte Verhandlung fachlich infofern als neue Verhandlung, 
ald grundjäßlich darin der ganze Streitjtoff einfchließlich der Beweisergebniſſe vor» 
gebracht werden muß. Diejenige mündliche Verhandlung, welche der Urteilsfällung un» 
mittelbar vorausgeht, ftellt ſich demgemäß grundfäßlich als die mahgebende dar. [Bgl. 
Beterien (5) N. 6, Pland Lehrb. I S. 190 ff., Vierhaus Ztichr. f. d. CPr. II ©. 379, 
v. Bülow eod. IV ©.339 ff., Schulgenftein Beitr. 3. €. d. DR. XXVII ©. 299 ff., Koffla 
eod. XXXI ©. 199 u. A., NG. 14. Ott. 1882 SU. XXXVII Wr. 174, 13. Jan. 1885 
Entſch. XIV Nr. 97 ©. 344, bay. ob. LG. EU. XXXVII Nr. 172. — AM.: Wilm. Levy 
(7) N. 3 zu $119 alt, Stein in Gaupp (9) NR. IV2 in MWibderfpruch mit den von ©. jelbit 
redigierten Auflagen 1 bis 3, Wach Vortr. (2) S. 8 ff. und Ztſchr. f. d. CPr. Erg.Heft zu 
Bd. XI ©. 89, Echmidt Lehrb. (2) ©. 445 N. 2, Weismann Yehrb. I S. 189.) Dadurch 
ift nicht ausgefchloffen, daß die Parteien auf die früheren Vorträge Bezug nehmen, wenn 
das Gericht mit denselben Richtern bejeßt ift und dieſe fich jener Vorträge erinnern; die 
Bezugnahme auf Vorgebrachtes eriegt die Reproduktion. Vgl. a. Schulgenitein Beitr. 3. 
E.d. DR. XXVI S. 295ff., RG. 7. Apr. 1904 IW. S. 295 Nr. 21. Unridtig: 9. Meyer 
Beitr. 3. Ed. DR.XXXVII S. 707 ff.) Nicht in Widerfpruch mit der maßgebenden Be: 
deutung der letten Verhandlung fteht, daß die Parteien durch die in früherer Verhandlung 
oder vor einem beauftragten oder erjuchten Nichter erklärten Geitändniffe, Anerfenntnifie 
und Verzichte gebunden bleiben. Auch kann das Gericht die in einer früheren Verhand« 
lung gemachte Wahrnehmung ebenfo wie den nicht reproduzierten Inhalt von Schriftjäten 
bei der Würdigung des Beweiſes ($ 286) in Betracht ziehen. [Vgl. Pland Lehrb. 15.191 F., 
bay. ob. 2G. BL. f. RA. LXI ©. 238.) 

Die FFolgefäge, welche fi aus der prinzipiellen Einheit mehrerer Verhandlungen für 
bie Befugnis zum Vorbringen neuer Angriffs-, Verteidigungs- und Beweismittel ſowie 
für das Verſäumnisverfahren ergeben, find bei $$ 278, 283 und bei $ 332 erörtert. 
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4. Das Geſetz erklärt in folgenden Fällen, in denen es ſich nicht um Entſcheidung 
bes —— handelt, die mündliche Verhandlung für obligatoriſch: 
I. vor ber Enticheidung über die Zulafiung einer Nebenintervention, $ 71, 
II. vor ber Enticheibung über den Antrag auf Verurteilung des Anwalts zur Zu— 
rückgabe einer Urkunde, $ 135, 
II. vor der Enticheidung über den Antrag auf Berichtigung des Thatbeitandes, $ 320, 
IV. vor ber Enticheidung über den Antrag auf Ergänzung bes Urteils, $ 321, 
V. vor der Enticheidung über die Rechtmäßigkeit einer Zeugnisvermweigerung, $$ 387 
bis 389, 
VI. vor ber Enticheidung über die Berechtigung eines Sachverſtändigen zur Ver- 
weigerung des Gutachtens, $ 402, 
VI. vor der Entiheidung über den Antrag auf Urfundenherausgabe, $$ 425, 426, 
VII. vor der Enticheidung über die Anträge auf vorläufige Vollftredbarkeitserklärung, 
$$ 715, 716, 
IX. vor ber Entſcheidung über den Widerfpruch gegen einen Beſchluß, durch welchen 
Arreft oder einftweilige Verfügung angeordnet wurbe, $$ 924, 925. Vgl. a. $ 927. 
Auf die mündliche Verhandlung in dieſen Fällen finden die Regeln der $$ 129 
bis 165 und des GBG. $$ 177 ff. Anwendung. Der aus dem Grundfaße der Mündlich— 
feit der Verhandlung fich ergebende Satz, daß allein das in der mündlichen Verhandlung 
Vorgebrachte die Grundlage der Entſcheidung bildet, gilt auch bier und erleidet nur eine 
Ausnahme in den Fällen ad V, VI, für die in $$ 388, 389 ein anderes bejtimmt ift. 
Mas bie Behandlung der Terminsverfäumnis anlangt, fo ift vor allem das Verfahren 
nad $$ 388, 389 in ben Fällen ad V, VI als ein eigenartig geregeltes beijeite zu ftellen 
(vgl. darüber die Noten zu den $$ 387 bis 389). Seinen Zweifel erregt die Gruppe ber 
Faͤlle ad IV, VIII, IX. In dieien Fällen handelt es fih um ein mit Urteil endigendes 
Derfahren unter den Parteien, Bleibt eine Partei aus, jo finden die Vorjchriften der 88 330 ff. 
entiprechende Anwendung; das Verfäumnisurteil unterliegt dem Einipruche. Auch die Be- 
handlung des Falles ad VIL ift zweifellos: foweit ein Termin lediglich zur Verhandlung 
über den Editionseid beftimmt ift, ift $ 347 Abi. 2 anwendbar; ſonſt finden die Vorfchriften 
der $$ 330 ff. Anwendung. Übrig find die fälle ad I, II, III. Ad I und II Handelt 
es fih um Zwifchenftreite mit Dritten. In solchen giebt es fein Verſäumnisurteil; vgl. 
N. 3 litt. a zu $ 347. Das Verfahren ad III endigt mit Beſchluß. Das Gefek kennt 
feinen Verjäumnisbeihluß. Da das Gefeß die folgen ber Terminsverfäumnis nicht be- 
ftimmt, jo ift nad) Lage der Sache zu entſcheiden. 
5. In das Ermesjen des Gerichts geftellt (fafultativ) ift die mündliche Ver: 
handlung in folgenden Fällen: 
I. vor der Entjcheidung über das Geſuch um Beftimmung des zuftändigen Gerichts, 
8 37, 
IH. vor der Entſcheidung über das Gefuh um Ablehnung von Gerichtöperjonen, 
88 46, 49, 
III. vor der Verurteilung eines Gerichtöfchreibers, Rechtsanwalts, Gerichtövollziehers ıc. 
zur Zragung von Koften, $ 102, 
IV. vor ber Koftenfeitiegung, $ 105, 
V, vor der Enticheidung über den Antrag auf Abänderung der Koftenfeftießung, 
$ 107, 
VI. vor der Entſcheidung über die auf Rückgabe einer Sicherheit bezüglichen Anträge, 
88 109, 715, 
VID. vor der Enticheidung über das Gefuh um Bewilligung des Armenrechts, vor 
Entziehung des Armenrechts und vor Feſtſtellung der Verpflichtung zur Nach— 
zahlung geitundeter Beträge, $ 126, 
VIII. vor der Entſcheidung über den Antrag auf Anordnung der Beftellung eines 
Zuftellungsbevollmächtigten, $ 174, 
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IX. vor der Enticheibung über den Antrag auf Bewilligung der Zuftellung an ben 
Zuftellungsbevollmächtigten oder an den Gegner, $ 177, $ 179 Abſ. 3, 

X. vor der Enticheidung über das Gefuh um Bewilligung der öffentlichen Ladung, 
$ 204, 

XI. vor ber Entiheidung über das Gefuh um Abkürzung oder Verlängerung einer 
Friſt durch Gerichtsbeichluß, $$ 225, 226, 

XII. vor ber Entſcheidung über den Antrag auf Verlegung eines Termin, $ 227 
Abi. 2, 

XIII. vor der Entiheidung über das Geſuch um Ausfegung des Verfahrens, 8 248, 

XIV. vor der Berichtigung von Schreibfehlern, Rechnungsfehlern und ähnlichen offen: 
baren Unrichtigfeiten des Urteilö, $ 319, 

XV, vor der Feſtſetzung der Einipruchafrift in Fällen, in denen die Zuftellung im 
Auslande oder durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen muß, $ 339, 

XV]. vor der Enticheidung über das Gefuh um Ablehnung von Sachverftändigen, 
$ 406, 

XVII. vor der Entiheidbung über das Gejucd um Bemweisaufnahme zur Sicherung des 
Beweiſes, $ 490, 

XVII. vor der Enticheidung, durch welche die Revifion als unzuläffig verworfen wird, 
8 554a Abi. 2, 

XIX. vor der Entjcheidung über die Beſchwerde. $ 573, und bemgemäß arg. $ 238 
Abi. 2 vor der Entiheidung über den Antrag auf Wiedereinjegung gegen ben 
Ablauf der Notfrift des $ 577, 

XX. vor der Enticheidung über den Antrag, daß die Zwangsvollſtreckung gegen oder 
ohne Sicherheitsleiftung einftweilen eingeftellt werde ober nur gegen Sicherheits- 
leiftung ftattfinde, in ben Fällen ber $$ 707, 719. 

XXL vor ber Enticheidung über Einwendungen des Schuldners gegen die Zuläffigfeit 
ber Vollſtreckungsllauſel, $$ 732, 738, 742, 744, 749, 797 Abi. 3, 

XXU. vor den Enticheidungen des Vollitredungsgerichts, $ 764, 
XXI, vor der Entſcheidung über Anträge auf Einftellung x. der Zwangsvollſtreckung 
in ben fällen ber $$ 769, 771 bis 774, 785, 786, 
XXIV. vor der GEnticheidung über den Antrag auf Hinterlegung bes Erlöjes nad) 
$805 Abi. 4, 
XXV. vor den in Gemäßheit der $$ 887 bis 890 zu erlafienden Enticheibungen, $ 891, 
XXVI, vor ber Entſcheidung über das Arreftgefuh, $ 921 Abi. 1, 
XXVII. vor der Entſcheidung über das Geſuch um Aufhebung eines vollzogenen Arreſtes, 


8 934, 
XXVIII. vor der Entſcheidung über den Antrag auf einftweilige Verfügung, $ 937 Abf. 2, 
8 942, 


XXIX. vor ber Entiheibung über den Antrag auf Aufgebot, $ 947 Abſ. 1, und über 
den Antrag auf Zahlungöfperre, $$ 1020, 1023, 

XXX, vor ben in $ 1045 bezeichneten Entſcheidungen betreffend das jchiebörichterliche 
Verfahren. 

MWird in diefen Fällen feine mündliche Verhandlung angeordnet, fo finden bie 
PBeitimmungen des 1. Buches 3. Abichn. 1. Titel feine Anwendung. Das Gericht kann 
die Beteiligten zu fchriftlichen Äußerungen auffordern. Für dieſe befteht Anmwaltszwang, 
ſoweit bdiefer für die Anträge (Gefuche) beiteht, d. i. in den Fällen ad VIII bis XII, XIV, 
XV, XVII, XIX bis XXI, XXIII bis XXV, XXX, immer vorausgefekt, daß ber Antrag 
(das Gefuch) an ein Landgericht oder ein höheres Gericht geht. In den anderen Fällen 
kann die vom Gerichte veranlaßte Erklärung durch einen nicht von einem Anwalte gefertigten 
Cchriftfag oder auch zu Protokoll des Gerichtöfchreibers abgegeben werden (arg. $ 57: 
Abi. 2). Der PVorichrift, daß der Gegner gehört werden foll ($ 99 Abſ. 3, $102 Abi. 2, 
8 225 Abi. 2, 8 844 Abf. 2, $ 891), geichieht durch die Aufforderung zu Ichriftlicher 
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Grflärung Genüge. Beweiserhebungen find nicht ausgeſchloſſen [vgl. Ztichr. f. d. CPr. X 
©. 397 ff.). Das Gericht enticheidet auf Grund der Alten. Nicht verfündete Beichlüfie 
und Berfügungen find den beiden Parteien und den fonftigen Beteiligten von Amtswegen 
zuzuftellen ($ 329 Abſ. 3). Ausnahmen ſ. NR. 2 zu $ 329. 

Wird im Falle des $ 554a nicht ohne mündliche Verhandlung entichieden, jo findet 
eine mündliche Verhandlung ſtatt ($ 555), auf die die allgemeinen Vorjchriften über die 
Münbdlichkeit (f. 0. N. 2) und über das Verfäumnisverfahren anzuwenden find. Ebenio, 
wenn eine münbliche Verhandlung vor der Enticheidung über ein Arreftgefuh oder ein 
Geſuch um einftweilige Verfügung ftattfindet ($ 921 Abf. 1, $ 934); denn für dieſe Fälle 
ift bejtimmt, dab, wenn mündliche Verhandlung eintritt, nicht durch Beſchluß, fondern 
dur Urteil zu enticheiben ift; näheres darüber f. bei 8$ 920, 921. Bon biefem Ber: 
fahren fann auf die übrigen (Fälle, in denen troß der mündlichen Verhandlung fein Urteil, 
fondern ein Beichluß erlaflen wird, fein Schluß gezogen werden. Daß auf die münbliche 
Verhandlung die Vorichriften der $$ 129 bis 165, alfo auch die Vorichrift des $ 138 über 
die Folgen des Nichtbeftreitens gegneriicher Behauptungen, und die des GVG. 88 177 fi. 
entiprechende Anwendung finden, ift nicht zu bezweifeln. Gewiß ift, daß die auf eine 
münbliche Verhandlung ergebenden Beichlüffe nicht zugeftellt, fondern verfündet werden ($ 329 
Abi. 1) und daß (abgefehen von den bereits bei Seite geitellten Fällen der $$ 554a, 921, 937) 
die Regeln des Verfäumnisverfahrens ($$ 330 ff.) feine Anwendung finden. Das Geſetz 
fennt feine Verfäumnisbeihlüfle und im Zmiichenftreite mit Dritten feine Verſäumnis— 
zwifchenurteile. Soweit für das in einem ſolchen Verfahren zu erledigende Geſuch ber 
Anwaltszwang befteht, beiteht auch für die Vertretung der Parteien (nicht der bei dem 
Verfahren nad $$ 102, 406 beteiligten Dritten) in der mündlichen Verhandlung ber 
Anwaltszwang. [Allgemeiner und injofern faum richtig: RG. 26. Juni 1883 Entſch. IX 
Nr. 115 ©. 391.] Zweifelhaft ift die fonftige Struftur des Verfahrens. Die Kardinal— 
frage ift, ob das in der mündlichen Verhandlung Vorgebracdhte die alleinige Grundlage 
für die Entjcheidung bildet oder ob die Ergebniffe der mündlichen Verhandlung nur zu dem 
Ichriftlichen Aftenmateriale Hinzutreten und vereint mit diefem die Grundlage der Ent« 
iheidbung bilden. Für die erftere Anficht [O. Fiicher Termin und Ladung S. 33 ff., Beitr. 
3. E. d. DR. XXV ©.649 ff. und Strudm. Koch (HI N. 4b Abſ. 4] fpricht, daß danach die 
auf Anordnung des Gerichts eintretende mündliche Verhandlung diefelbe Bebeutung hat, 
wie die obligatorifche mündliche Verhandlung, wodurd man der immerhin mißlichen Anz 
nahme entgeht, das Geſetz habe mit dem einen Ausdruf „mündliche Verhandlung“ ver: 
Ichiedene Bedeutungen verbunden. Gleichwohl dürfte die andere Anficht [v. Bülow in 
Beitr. 3. E. d. DR. XXII S.128, Wach Vortr. (2) S. 162ff., G. Hoffmann in Beitr. 3. 
E. d. DR. XXIV ©. 730 ff., Gaupp (9) N. VB, Peterfen (5) N. 9, 10] die richtige fein. 
In den Stellen, in denen jegt die Wendung „die Enticheidbung fann ohne mündliche Ver: 
handlung erfolgen“ gebraucht ift, war im hann. und im nordd. Entw., ſoweit die Stellen 
auf dieſe zurüdführbar find, geſagt: „die Enticheidung fann in beratender Sitzung er: 
folgen“ oder „erfolgt in der ber. S.““ Im Entw. I findet fi die in das Gefek über: 
gegangene Wendung. Die Mot. des Entw. I S. 218 gedenten der Änderung mit den 
oben (S. 214) citierten, in die Begründung des Entw. III übernommenen Worten: „Da— 
gegen dürfte es fich nicht empfehlen — empfunden werden muß.“ Bon einer prinziviell 
anderen Behandlung, wie fie darin läge, wenn das Gericht durch Anordnung mündlicher 
Verhandlung die Münblichkeit im angegebenen Sinne einführen könnte, ift nichts erwähnt. 
Die Münblichfeit als allein relevante Ericdeinungsform des Parteivorbringens paßt für 
einige der angeführten Fälle — 3. ®. 88 102, 126 (ſoweit es fi) um Entziehung des 
AR. und Verpflichtung zur Nachzahlung handelt), $ 319 — abiolut nicht, weil dieſe 
Entiheidungen von Amtöwegen, alſo unabhängig vom Parteivorbringen, erfolgen. 

Aus der bier vertretenen Anficht ergeben fich folgende Säße: 

a) Der Termin ift von Amtswegen zu bejtimmen und den Parteien ohne Ladungs— 
formale befannt zu geben. [Bal. Gaupp (9) N. VBI, Peterien (5) N. 11a, Hoffmann 
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Beitr. z. E. d. DR. XXIV ©. 739 ff., Krech eod. XXVI ©. 262 f., Eccius eod. XXIX 
S. 19 N. 22, Nöldede Ztichr. f. d. EPr. XXVIII ©. 442 f. Dagegen vertreten Fiſcher 
Beitr. 3. E. d. DR. XXV ©. 629, 643, 647 ff., bei. ©. 652, Meyer Zuftellung ©. 18, 
Etrudm. Koch (8) N. 4b, Wilm. Levy (7) N.1 vor $119 (alt) die Anficht, daß das Gericht 
nur die mündliche Verhandlung anzuordnen, die Ladung aber einichliehlich des Geſuchs um 
Terminsbeſtimmug der Partei zu überlajien habe. Die Anhänger diefer Anficht dürften 
nenötigt fein, in den Fällen des $ 102, bes $ 126, fomweit es fih um Entziehung des 
Armenrechts oder um Nachzahlung handelt, und des $ 319 wieder Ausnahmen von ihrer 
Negel zu machen; denn in dieſen Fällen fann das Verfahren unmöglid; vom Parteibetrieb 
abhängig fein. Lavierend: RG. 18. Sept. 1897 Entich. XXXIX Nr. 115 ©. 423.) Keines— 
falls fannı eine Partei zur mündlichen Verhandlung laden, ehe die mündliche Verhandlung 
angeorbnet ift, |. N. 2 Abf. 1 litt.c zu $ 216; aber wenn eine folche angeordnet und 
daraufhin ein Beteiligter den Anderen geladen hat, fo ift damit die Belanntgabe bes 
Termins durch das Gericht eriekt [vgl. RG. 18. Sept. 1897 Entſch. XXXIX Nr. 115 
©. 423 ff.J. 

b) Die mündliche Verhandlung hat nur informatorifche Bedeutung. Das Gericht 
bat bei der Enticheidung ſowohl das in den Aften enthaltene als das mündliche Partei» 
vorbringen zu berüdfichtigen. Das Gericht kann nad) münblicher Verhandlung von den 
Parteien noch ſchriftliche Erklärungen einholen. 

e) Ericheint in dem zur mündlichen Verhandlung beftimmten Termine feiner der 
Beteiligten, jo ruht das Verfahren nicht, fondern das Gericht erläht die Entjcheidung auf 
Grund der Alten. 

d) Erfcheint nur einer ber Beteiligten, fo wird mit biefem verhandelt. Sit der 
Gejuchiteller auögeblieben, To ift befien Antrag nicht, wie die Klage nad) $ 330, fchlecht- 
bin abzumweijen, jondern es ift nach Lage der Akten zu enticheiden. Iſt ber Gegner aus— 
geblieben, fo ift nicht das Präjudiz des $ 331 anzumenden, fondern wiederum nad Yage 
ber Aften zu enticheiden. Daß das Gericht bei der Würdigung der Wahrheit von That— 
fahenbehauptungen aus dem Nichtericheinen de3 Gegners Folgerungen zieht, ift dadurch 
nicht ausgeichlojien. 

e) Soweit für die mündliche Verhandlung Anwaltszwang beiteht (f. o. Abj.2), wird 
zwar bie nicht durch einen Anwalt erichienene Partei nicht zur Verhandlung zugelafien, 
aber es erwächſt ihr dadurch fein anderer Rechtänachteil, wie wenn fie nicht erjchienen 
wäre [Daß in diejen Fällen bie ohne Anwalt erichienene Partei zur Information des 
Gerichts vernommen werden fönne, behauptet Hoffmann a.a. O. ©. 741 ff.] 


8. 129. (120.) 

In Anwaltsprozeſſen wird die mündliche Berhandlung durch Schriftjäße 
vorbereitet; die Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift hat Rechtönachtheile in der 
Sadıe selbft nicht zur Folge. 

In anderen Prozeſſen können vorbereitende Schriftjäge gewechjelt werden. 


DE. ER SB. a 5001 f., NE. 88 187, NP. 50 €. 18 118, €. II, II $ 116, M. 
f, RB. 42, 8B. 3. Nov. d. 1898 ©. 49 ff., 108 f. 


—— P. Alexander· Kab N und — (1883), Pland Lehrb. I 
©. 186 f. u. ©. 421 ff, Schmidt Xehrb. (2) ©. 454 ff. 

1. Zu Abi. 1: a) „In Anwaltsprozeſſen“ vgl. NR. 1 zu $ 78. Die Vorichrift 
des $ 129 Abſ. 1 gilt auch für ben Zmwifchenftreit zwiichen ben Parteien und für ben 
Zwiſchenſtreit zwiichen einer Partei und einem Dritten, jomweit für ben Zwiſchenſtreit die 
mündliche Verhandlung obligatorisch ift und der Anmwaltszwang befteht. — Da in An— 
waltsprozeffen die Vorbereitung ber mündlichen Verhandlung durch Schriftiäge verlangt 
wird, find bie durch die Schriftfäße erwachſenden Koften (GO. f. RA. $ 76) notwendige 
Koften im Sinne bes $ 91 Abi. 1; aber darüber, ob eine Mehrzahl von Schriftiägen und 
ob Schriftiäke in dem Umfange zur Vorbereitung notwendig waren, entjcheidet das Gericht 
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nad freiem Ermeſſen. Das Gericht kann alfo auch in Anwaltsprozeſſen die Koften un» 
nötiger Schriftiäße (Schreibgebühren 2.) von den zu erftattenden Koften abſetzen. 

b) Die Nichtbeachtung der inftruftionellen Vorſchrift des $ 129 Ab. 1 bat für bie 
Partei feine fachlichen Nachteile, inäbefondere nicht die Ausichliekung irgendwelchen Vor— 
bringens, zur Folge. Nach Umftänden, insbefondere wenn der Gegner infolge der Nicht- 
vorbereitung außer ftande ift, fi auf das in der mündlichen Verhandlung Borgebradhte 
zu erflären, fann die Vertagung oder die Anberaumung eines Termins zur Fortſetzung 
der Verhandlung nötig werden [RG. 12. Dez. 1895 Entih. XXXVI Rr. 101 ©. 400]; 
dann hat die Partei, welche durch Unterlaffung der Vorbereitung die Vertagung x. ver- 
anlaßt hat, die dadurch erwachſenen Koſten zu tragen ($ 95); auch kann die Erhebung 
einer beionderen Gebühr (GKG. $ 48) beichloffen werden [RG. 25. Juni 1896 Beitr. 3. €. 
db. DR. XL S. 1136). Für den Fall der Terminsverfäumnis ift der Mangel ber Vor— 
bereitung wegen $ 335 Abf. 1 Nr. 3 bedeutſam. 

2. Zu Abi. 2: Im Parteiprozeffe können die Schriftfähe von ben Parteien ober 
von ihren Vertretern angefertigt oder durch Erklärung zu Protofoll des Gerichtsſchreibers 
eriekt werden ($ 502). Wenn Schriftiäge im amtägerichtlichen Verfahren zuläffig find, 
fo it damit noch nicht geiagt, daß die dafür erwachſenden Koften zum Erſatze kommen 
müſſen. Vielmehr ift im einzelnen Falle zu prüfen, ob fie zur entiprechenden Mechts- 
verfolgung oder NRechtöverteidigung notwendig waren. 

3. Über die Frage, welche Bedeutung einer in einem vorbereitenden Echriftfaß ent: 
haltenen rechtögeichäftlichen Erklärung zufonımt, |. N.3 g. €. zu 8 81. 


$. 130, (121) 
Die vorbereitenden Schriftjäße jollen enthalten: 

1. die Bezeichnung der Parteien und ihrer gejeglichen Vertreter nach Namen, 
Stand oder Gewerbe, Wohnort und Parteijtellung; die Bezeichnung des 
Gerichts und des Streitgegenftandes; die Zahl der Anlagen; 

2. die Anträge, welche die Partei in der Gerichtsfigung zu ftellen be— 
abjichtigt; 

3. die Angabe der zur Begründung der Anträge dienenden thatjächlichen 
Verhältniſſe; 

4. die Erklärung über die thatſächlichen Behauptungen des Gegners; 

5. die Bezeichnung der Beweismittel, welcher ſich die Partei zum Nachweiſe 
oder zur Widerlegung thatſächlicher Behauptungen bedienen will, ſowie 
die Erklärung über die von dem Gegner bezeichneten Beweismittel; 

6. in Anwaltsprozeſſen die Unterſchrift des Anwalts, in anderen Prozeffen 
die Unterjchrift der Partei jelbit oder desjenigen, welcher für diejelbe als 
Bevollmächtigter oder — —— ohne Auftrag handelt. 


HE. 4 120 5., OR. 66 73 ff., 5008 ff., 5419 ff., 6878 ff., * 8* 184, 186, 180, NP. 279 ff., 
528 ff., 555, €. reis €. u, IU $ 117, M. 189 f., PB. 4 


1. a) Die Vorfchriften des $ 130 gelten für alle ihriftfähe. Daneben beftehen 
für einzelne Schriftfäge befondere Vorjchriften und zwar in $ 70 für die Nebenintervention, 
$ 73 für bie Streitverfündung, $ 236 für das Wiedereinſetzungsgeſuch, 58 253,496 für Die 
Klage, $ 340 für den Einſpruch, $ 424 für den Editionsantrag, $$ 508,509 für die Pe- 
rufungsichrift, $$ 553, 554 für die NRevifionsichrift, $$ 578,588 für die Wiederaufnahme. 

b) Die Vorichriften des $ 130 find inftruftionell. Die Nichtbeahtung hat Rechts— 
nachteile in der Sache ſelbſt nicht zur Folge. Schriftfäße, die den Vorſchriften des $ 130 
nicht entiprechen, fünnen als ungenügend zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung 
behandelt werden. Vgl. N. 1 litt. b zu $ 129. 

2. Zu Nr. 1: „Bezeichnung des Streitgegenftandes": 3. DB. wegen Forde— 
rung, wegen Eigentums. 
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3. Zu Nr. 2: Vgl. 8 253 Abf. 2 Nr. 2, 8 268 Nr. 2, 8 297. 

4. Zu Nr. 3: Welche thatfächlichen Verhältniffe zur Begründung der Anträge ges 
bören, ift aus dem materiellen Rechte zu beurteilen. Über die Begründung der Klage 
ſ. 5 253 N. 4 litt. A Biff. IV. Die vorbereitenden Schriftiäge follen (injtruftionell) die 
Geihichtserzählung enthalten. 

Sn den Motiven 3. E. III S. 129 ift bemerft: 

„Die Schriftjäge jollen nur eine Skizze des mündlichen Vortrags enthalten. Die Be- 
deutung derjelben, wie fie von dem Geſetzgeber gedacht ift, würde völlig verfannt werden, wenn 
in dieſelben alles, was in thatſächlicher Beziehung vorgebracht werden kann, ohne Unterjheidung 
zwijchen wejentlichen und unweſentlichen Thatjahen aufgenommen und der Sachverhalt nicht in 
gedrängter Kürze, jondern in ausführlicher Breite dargeftellt würde, oder wenn diejelben mit 
Rechtsausführungen belaftet würden.“ 

Natürlih kann in einem ſpäteren Schriftiog auf den Inhalt eines früheren oder 
auch auf das in einer Verhandlung Vorgebradhte Bezug genommen werben. 

5. Zu Nr. 4: Diefe Erklärungen brauchen nicht, wie in dem früheren fchriftlichen 
Prozeß, in engem Anſchluß an die Geidhichtserzählung des Gegners gegeben zu werben. 

6. Zu Nr. 5: Die Bezeichnung der Beweis- und Gegenbeweismittel ſoll nicht all« 
gemein nach der Art ber Beweismittel (mie im franzöfiichen und bayerifchen Prozeffe), 
fondern fpeziell, alio unter genauer Bezeichnung ber Urkunden, namentlicher Benennung ber 
Zeugen x. geichehen. 

7. Zu Nr. 6: Im Anwaltsprozeß ift ein Schriftiaß, dem bie Unterfchrift des An— 
walts fehlt, im Parteiprogeß ein Schriftiag, dem die Unterichrift der Partei oder bes 
Bevollmächtigten fehlt, nicht orbnungsmäßig (vgl. R.2 zu 8 78). Zum Begriff der Unter- 
fchrift gehört die hbandichriftliche Herftellung, im Gegenfaß zum Stempeldrud [vgl. RG. 
4. Mai 1900 Entſch. XLVI Nr. 106 ©.375]. Die bei der Zuftellung ausgehändigte Ab- 
ſchrift des Schriftſatzes enthält nicht die eigenhändige Unterichrift, ſondern deren Abichrift. 
Der Mangel der Abichrift der Unterfchrift ift belanglos, wenn bie Unterichrift des An— 
walts unter der Beglaubigung des Gleichlauts fteht [RG. 12. Yan. 1891 Entih. XXVII 
Nr. 107 ©. 405]. 

8. Die Anführung der Rechtänormen, aus denen der Antrag begründet wird, iſt in 
$ 130 nicht erwähnt. Daraus folgt nicht, daß ſolche Anführungen innerhalb der Schrift» 
fäße unftatthaft find. Auch Ausführungen über Rechtönormen find mindeftens dann am 
Plage, wenn es fich darum handelt, Urteile wegen Rechtsverletzung durch Berufung oder 
Reviſion anzufechten (vgl. nordd. Prot. S. 1584). Die in N. 4 cit. Außerung der Motive 
fteht nicht entgegen. 

9. Schriftjäße ungeeigneten, 3. B. beleidigenben, Inhalts können weder vom Gerichts» 
fchreiber noch vom Gerichte zurüdgemwiejen werben. 


$. 131. (122. 

Dem vorbereitenden Schriftjage find die in den Händen der Partei be— 
findlichen Urkunden, auf welche in dem Schriftfage Bezug genommen wird, in 
Urſchrift oder in Abjchrift beizufügen. 

Kommen nur einzelne Theile einer Urkunde in Betracht, jo genügt die 
Beifügung eines Auszugs, welcher den Eingang, die zur Sache gehörende 
Stelle, den Schluß, das Datum und die Unterjchrift enthält. 

Sind die Urkunden dem Gegner bereits befannt oder von bedeutenden 
Umfange, jo genügt die genaue Bezeichnung derjelben mit dem Erbieten, Ein— 
ficht zu gewähren. 


HE. 88 122 f,, HB. 781, wor. 5008 f., 5108 f., NE. 8 191, NP. 282, 635, & 1816, E. U, 
ui 8 118, M. 180, RE. 4 


1. Die $$ 131, 134, 136 — mit der Vorſchrift des 5420 über Antretung bes 
Urkundenbeweiſes zuſammen. Durch die vorherige Mitteilung ſoll der Gegner in den 
Stand geſetzt werden, ſich über die im Termine vorgelegte Urkunde ſogleich zu erklären. 
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2. Der bei den Akten der Partei bleibenden Urſchrift bes vorbereitenden Schrift» 
ſatzes iſt die Urfchrift oder die Abichrift der Urkunde beizufügen. Bon dieſem Schriftſatze 
nebft feinen Anlagen erhalten der Gegner und das Gericht nur Abichriften (KPr. ©. 43). 

3. Die Nichtbeahtung der Vorichriften des $ 131 hat Rechtsnadhteile in der Sache 
jelbft nicht zur Folge. Nur kann, fomweit die Vorbereitung durch Schriftſätze geboten ift, 
Vertagung x. eintreten; vgl. N. 1 litt. b zu $ 129. 


$. 132, (123.) 

Der vorbereitende Schriftfag, welcher neue Thatſachen oder ein anderes 
neues Vorbringen enthält, it mindeitens eine Woche, wenn er einen Zwifchen- 
ftreit betrifft, mindeitens drei Tage vor der mündlichen Verhandlung zuzus 
ftellen. 

Der vorbereitende Schriftfaß, welcher eine Gegenerflärung auf neues Vor: 
bringen enthält, ift mindejtens drei Tage vor der mündlichen Verhandlung zu: 
zuftellen. Die Zuftellung einer chriftlichen Gegenerklärung iſt nicht erforderlich, 
wenn es fich um einen Swifchenftreit handelt. 


HE. 88 123, 196, 134, HP. 70 ff., 124 ff., 5008 ff., 5108 ff., sn fl, Re. 88 192, 418, NE. 282, 
554 ff., 611, 688, €. 1 $ 117, €. I, III 8 119, WM. 130, EB. 4 


1. Die Mot. 5. €. III S. 130 bemerfen: 

„Die im $ 119 [d. Entw. — 132 d. Gef.) normirten Minimalfriften können nah $ 197 
I Entw. — 204 d. Geſ.! abgekürzt werden und haben nur für diejenigen Schriftjäße Bedeutung, 
ür deren Zuftelung in dem Geſetze nicht bejondere Friſten feitgejegt find, was in Betreff der 
wichtigeren vorbereitenden Schriftjäge geichehen iſt.“ S. 58 262, 498, 520, $ 555 Abſ. 2, $ 604 
Abi. 2, 3; vgl. a. 8 272. 

2. Wegen Berechnung der Zwiſchenfriſten |. N. 3 Ziff. Ig. E. vor $ 214. 

3. „Anderes neues Vorbringen“ — das find insbefondere Beweismittel und 
Demweiseinreden; auch rechtliche Ausführungen können der Vorbereitung bedürfen. 

4. Über den Begriff „Zwifchenftreit” ſ. N. J zu $303. Inwieweit im Zwifchen- 
ftreite vorbereitende Schriftſätze zuauftellen find, darüber ſ. N.1 litt.a zu $ 129, 

5. Die Nichtbeachtung der Vorichriften des $ 132 hat Rechtönachteile in der Sache 
ſelbſt nicht zur Folge. Das ergiebt fi aus $ 129. Wenn das Unterbleiben bes Schriften« 
wechſels feine ſolchen Rechtsnachteile nach fich zieht, fo kann auch die Nichteinhaltung ber 
Friſten feine folhen Folgen haben. Wegen Bertagung ꝛc. |. N. 1 litt. b zu $ 129. 


$. 133. (124.) 

Die Parteien haben eine für das Prozeßgericht beftimmte Abjchrift ihrer 
vorbereitenden Schriftfäge und der Anlagen auf der Gerichtsjchreiberei nieder: 
zulegen. 

Dieſe Niederlegung erfolgt zugleich mit der Ueberreichung der Urſchrift, 
wenn eine Terminsbeſtimmung oder wenn die Zuſtellung unter Vermittelung 
des Gerichtsſchreibers erwirkt werden ſoll, anderenfalls ſofort nach erfolgter 
Zuſtellung des Schriftſatzes. 


Su. 512, SR. 69 ff., 5008 ff, 5108 ff., RE 8 251, 254, 258, 396, NP. 346 fi, 440, E. 18 118, 
€. I, 1lı 8 120, M. 131, 8B. 43 ff., „ 663. 


1. Die Vorichriften bes $ 133 gelten — für den Anwalts- wie für den Partei« 
prozeß. Aus den hinterlegten Abichriften werden die Prozehaften gebildet. 

Beglaubigung der bei Gericht niederzulegenden Abichriften ift nicht verlangt. 

2. Die Nihtbeahtung der Vorfchrift des $ 133 hat Nechtönadhteile in der Sache 
felbft nicht zur Folge. Bei der Unbejchränftheit der Befugnis, von Amtöwegen bie Ver— 
handlung zu vertagen oder einen Termin zur Fortſetzung d. V. zu beftimmen ($ 228), 
fann das Gericht auch aus dem Grunde, weil die Schriftjäge nicht oder nicht fo zeitig 
hinterlegt wurden, daß bie erforderliche Information (j. N. 3) möglich war, die Vertagung 
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ober bie Anberaumung eines Termins zur Fortſetzung d. DB. beichliehen. Die Partei, 
welche bie Vertagung x. veranlaßt hat, kann nad) $ 95 in die dadurch verurjachten Koften 
verurteilt und es fann bie Erhebung der Strafgebühr nach GKG. $ 48 angeorbnet werben; 
bie cit. Beftimmungen enthalten nach diefer Richtung feine Schranke des richterlichen Er— 
meſſens. [Dgl. Strudm. Koch (8) N.1, Wilm. Leoy (7) N. 1 zu $ 124 (alt), Gaupp (9) 
N, III, Lippmann Arch. f. c. Pr. LXX ©. 89. AM.: Wah Portr. (2) ©. 31.] 

3. Die Hinterlegung der Schriftiäge Toll dem Vorſitzenden Gelegenheit bieten, ſich 
vorläufig über den Prozeh zu informieren, was wegen ber Leitung der Verhandlung zwed- 
mäßig ift (vgl. KPr. ©. 44). Auch die Beifiter fönnen die Schriftfäße einfehen. In ber 
mündlichen Verhandlung wird kein Bericht (Meferat) über die Schriftjäge erjtattet. Doc 
fann vor oder nach der mündlichen Verhandlung ein Berichterjtatter (Referent) aufgeitellt 
und nach der mündlichen Verhandlung vor der Beratung und Abſtimmung ein Bericht 
(Referat) fchriftlich oder mündlich erjtattet werden. Die Zuläffigfeit der Aufftellung eines 
Berichterftatterd ift durch GVBG. $ 139 Abf. 2 Sak 2, $ 199 Abi. 1 Sat 2 anerlannt. 
[Bgl. Strudm. Koch (8) N. 1 zu $ 136, Wilm. Levy (7) N. 1 zu $ 127 (alt), Gaupp (9) 
N. 1113 zu $ 128, v. Kräwel Ztichr. f. d. EPr. II S.45 f., IV S. 249 ff., Wad Die 
RCPrO. u. d. Praris (1886) S. 17 ff., 26 ff. Für die Zwedmähigfeit der Referenten» 
beitellung tritt insbejondere v. Sträwel ein. AM.: Lippmann Arc. f. c. Pr. LXX ©. 107 ff.] 
Vorläufige Beratung auf Grund der Akten wiberjtreitet dem Grundjage der Münblichkeit. 
Jaſtrow Ztichr. f. db. CPr. XXIII ©. 502.) 


$. 134, (125.) 

Die Partei ift, wenn fie rechtzeitig aufgefordert wird, verpflichtet, die in 
ihren Händen befindlichen Urkunden, auf welche fie in einem vorbereitenden 
Schriftjage Bezug genommen hat, vor der mündlichen Verhandlung auf der 
GSerichtsjchreiberei niederzulegen und den Gegner von der Niederlegung zu be: 
nachrichtigen. 

Der Gegner hat zur Einficht der Urkunden eine Friſt von drei Tagen. 
Die Friſt Fann auf Antrag von dem Vorſitzenden verlängert oder abgekürzt 


werden. 


HE. 8 1m, ‚ ‚98. 279 ff, siset. 3180 ff., 5108 ff., NE. 8 198, NP. 282, E. 18 119, €. In, ım 
g 121, M. 130, SR 


1. $ 134 gilt für den ei: wie für den Parteiprozeß. Die Vorſchrift (vgl. 
Code de proc. art. 188) hängt mit $131 zufammen und betrifft ſowohl die Fälle, in welchen 
die Urkunde dem Schriftfag in Abichrift beigefügt, ala auch diejenigen, in welchen auf bie 
Urkunde nur Bezug genommen worden ift. Auf der Gerichtöfchreiberei find die Urfchriften 
zu hinterlegen. Auch auf die Vollmachtsurkunden, fomweit fie nicht ſchon bei ben Gerichtö- 
aften find, findet $ 134 Anwendung. 

2. Ob die Aufforderung zur Urkundenbinterlegung rechtzeitig ift, ift nach den Um— 
ftänden zu bemeffen. Die Aufforderung zur Niederlegung und die Benachrichtigung von 
der Niederlegung können fchriftlic” oder mündlich erfolgen; eine Form ift nicht vor- 
geichrieben, daher auch feine förmliche Zustellung. 

3. Wer die Aufforderung nicht befolgt, erleidet feinen Rechtsnachteil in der Sache 
felbft; insbefondere ift er nicht gehindert, die Urkunde im Prozeſſe zu benußen. Er läuft 
nur Gefahr, dat nah Umftänden die Vertagung oder die Beftimmung eines Termins 
zur Fortſetzung der Verhandlung auf feine Koften beichloffen werde. gl. N. 1 litt. b 
zu $ 129. 

4. Läht ber Gegner die zur Einficht geſetzte Friſt unbenußt verftreichen, fo erwächſt 
ihm daraus fein Nachteil in der Sache ſelbſt. Die Vorlage der Urkunde im Termine wird 
dadurch nicht entbehrlih. Der Gegner fann bie Echtheit beftreiten. Nur fann er ſpäter 
nicht die Vertagung oder die Beftimmuug eines Fortſetzungstermins aus dem Grunde ver: 
langen, daß er die Urkunde nicht gefannt habe. 
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$. 135. (126.) 

Den Rechtsanwälten fteht es frei, die Mittheilung von Urkunden von 
Hand zu Hand gegen Empfangsbejcheinigung zu bewirken. 

Giebt ein Rechtsanwalt die ihm eingehändigte Urkunde nicht binnen der 
beitimmten Friſt zurüd, jo ift er auf Antrag nach vorgängiger mündlicher 
Verhandlung zur unverzüglichen Zurückgabe zu verurtheilen. 

Gegen das Zwifchenurtheil findet jofortige Bejchwerde ftatt. 


DE. 8 135, ?. ae, no fl, NE. 8 194, NB. 282 f., 1721, €. 18120, €. II, II 
g 122, 30, RB 50 


1. Der $ 134 gilt im Anwalts. und im Parteiprozefle, wenn beide Parteien durch 
Anwälte vertreten find. Die Mitteilung fann durch die Poft vermittelt werden. An ben 
ftändigen Zuftellungsbevollmädhtigten des Rechtsanwalts (RAD. $ 19) kann die Mitteilung 
erfolgen. 

2. Den Anwälten ift nicht geboten, Urkunden von Hand zu Hand mitzuteilen, 
fondern nur ftatt der Niederlegung bei Gericht die bequemere Form zur Verfügung geitellt. 
Wenn der Anmalt gegen den Willen der Partei die Urkunde dem Anmalte des Gegners 
ausliefert und die Urkunde verloren gebt, fo kann er fich der Haftung nicht durch Be— 
rufung auf $ 135 entziehen (KPr. ©. 50). 

3. Die „beitimmte Friſt“' ift die in $ 134 Abi. 2 vorgefehene, wenn nicht ber 
Anwalt bei der Mitteilung eine andere bejtimmt bat. 

4. Über die verichiedenen Arten von Zwiſchenurteilen |. N. 1 zu $ 308. Es giebt 
bier fein Verfäumnisurteil. Das Zwifchenurteil ift Vollitredungstitel ($ 794 Nr. 3); es 
fann nach $ 883, micht nach $ 888, vollftredt werden. Im Smwifchenurteil ift über bie 
Koften des Zwijchenverfahrens nah $$ 91 ff. zu enticheiden. Der ſäumige Anwalt it 
perfönlich koftenpflichtig. Das Verfahren ift gebührenfrei (GAG. $ 47 Nr. 6; ſ. a. GO. f. 
NN. $ 23 Nr. 1, $ 29 Nr. 6). 

5. Wegen jofortiger Beſchwerde f. $ 577. Keine aufichiebende Wirkung, ſ. $ 572. 


$. 136. (127.) 

Der Borfigende eröffnet und leitet die mündliche Verhandlung. 

Gr ertheilt das Wort und kann es demjenigen, welcher feinen Anord- 
nungen nicht Folge leiftet, entziehen. 

Er hat Sorge zu tragen, daß die Sache erichöpfende Erörterung finde 
und die Verhandlung ohne Unterbrechung zu Ende geführt werde; erforder: 
lichenfalls hat er die Situng zur Fortſetzung der Verhandlung fofort zu be: 
jtimmen. 

Er jchließt die Verhandlung, wenn nach Anficht des Gerichts die Sache 
volljtändig erörtert ift, und verkündet die Urtheile und Bejchlüffe des Gerichts, 


HE. 98 185 148, HB. 197 ff., 198 f., 1607, 5088, sn f., NE. 8 307, NP. 291, 305, 552, 616, 
18 121, €. 11, II 8 123, M. 181, HB. 50 


Litteratur: Ude Ztichr. f. d. EPr. IV S. 303 en v. gräwel eod. VI S. 173, Kleinfeller 
Die Funktionen des Vorſitzenden (Münden 1885), Wach Handb. I ©. 327 f., land Lehrb. I 
©. 122, 154, 440. Bel. a. Rürtt. GB. S. 117 ff., 245 fi. 

1. Die Befugniffe des Vorfigenden ftehen im Parteiprozeffe dem Amtsrichter zu. 
Die Befugniffe zerfallen in folche, die aus ber Verpflichtung zur Aufrechthaltung der Orbd- 
nung (Sikungspolizgei GBG. $$ 177 ff.), und folche, die aus der Verpflichtung zur Sadı- 
leitung ($$ 136, 139) entipringen. Mean fann noch die Befugniſſe der formellen ($ 136 
Abi. 1, 2, 4) und der materiellen (5 136 Abi. 3, $ 139) Sadleitung jcheiden; praftiiche 
Bedeutung bat dieſe Unterfcheidung nicht. Dagegen ift die Untericheidung zwiichen den 
aus ber Handhabung ber Situngspolizei und den aus ber Sadjleitung entipringenden 
Befugnifien bedeutſam. Nicht in Bezug auf jene, fondern nur in Bezug auf dieſe befteht 
die in $ 140 den bei der Verhandlung Beteiligten gewährte Provofationsbefugnis; vgl. R.2 
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zu$140. Den Beifigern gegenüber ift ber Vorſitzende auch in Bezug auf die Sadhjleitungs- 
befugnifje unabhängig (vgl. N. 3 zu $140). Aber der Schluß der Verhandlung fann erft 
erfolgen, wenn nad Anficht des Gerichts die Sache vollftändig erörtert ift (Abi. 4). 

Der Borfigende fann weder die Handhabung der Situngspolizei noch die Gefamt- 
heit der ihm nach $$ 136, 139 zuftehenden Sachjleitungsbefugnifje einem Beifiger übertragen 
(Prot. zu GVG. &.501 bis 509, 641 bis 643), wohl aber ein einzelnes Zeugenverhör u. dgl. 

2. Zu Abs. 1: Die Verhandlung wird eröffnet, nachdem ber Termin mit dem Auf: 
rufe der Sade begonnen hat ($ 220 Abi. 1). 

3. Zu Abſ. 2: Der Vorſitzende fann ber Partei, dem geſetzlichen Vertreter, dem 
Devollmächtigten und dem Beiftande wegen Ungehorfams gegen feine auf die Handhabung 
der Sigungspolizei ober auf bie Sadjleitung bezüglihen Anordnungen das Wort entziehen. 
Auch dem Rechtsanwalte kann das Wort wegen folchen Ungehorfams entzogen werben. 
Die Entziehung bes Wortes ijt unabhängig von den nad; GVBG. $$ 178 bis 180 möglichen 
Strafen. — Welde Folgen die Entziehung des Wortes für die Partei hat, ift nad) all« 
gemeinen Grundfäßen zu beurteilen. Wird einer Partei das Wort entzogen, bevor fie 
verhandelt hat, jo fann, wenn nicht vertagt wird (vgl. $ 228), gegen fie Verfäumnisurteil 
erlafien werben (55 220,330 ff.) [vgl. Gaupp (9) N. III Abſ. 2; aM.: Wach Bortr. (2) ©.71]. 
Hat die Partei ſchon verhandelt, jo treten die fFolgen ber partiellen Verfäumung ein; es 
ift fo zu enticheiden, wie wenn die betreffende Partei in dem Zeitpunkt, in welchem ihr 
das Wort entzogen wurde, freimillig aufgehört hätte, zu ſprechen. Wegen bes Begriffs 
ber Verhandlung 5. N.1 zu $ 333. Wegen der Möglichkeit, einen Gerichtsbeichluß über 
bie Gejegmäßigfeit der Wortentziehung zu provozieren, ſ. $ 140. 

4. Zu Abi. 3: Die erfchöpfende Erörterung der Sachen zu bewirken, dient bas 
Fragerecht in $ 139. 

5. Zu Abf. 4: Die Verhandlung wird vom Vorſitzenden geichloffen. Der Schluß 
erfolgt erjt, wenn nach Anficht des Gerichts die Sache vollftändig erörtert ift. Jedoch 
braucht darüber fein beſonderer Gerichtöbeichluß zu ergehen. Bielmehr ift die Zuftimmung 
des Gerichts anzunehmen, wenn nicht von einem Gerichtömitgliede weitere Erörterung ver— 
langt wird. Wird eine folche verlangt und von dem Vorſitzenden als überflüffig beanftan- 
bet, jo ift ein Gerichtäbejchluß darüber nötig, ob die Sache vollftändig erörtert ift. — Der 
Schluß der Verhandlung kann ausdbrüdlich erklärt oder durch konkludente Handlungen, 
3. B. Beginn ber Verkündung ber Entiheidung, Entfernung ber Richter in das Beratungs» 
zimmer, Beitimmung eines Termin zur Urteilöverfündung, markiert werden. Mit dem 
Schluffe der letzten Verhandlung vor der Urteilöverfündung tritt die allgemeine Ausjchlie- 
Bung (Präflufion) allen nicht ſchon früher ausgeſchloſſenen Parteivorbringens für die In— 
ftanz ein (88 278, 280). Mit dem Schluffe der Verhandlung treten die Folgen totaler 
Verſäumnis ein ($ 220 Abi. 2, $ 231 Abi. 2, 85 330 ff.). Im allen Fällen können bie 
Wirkungen des Schluffes durch nachträgliche Wiedereröffnung der Verhandlung ($ 156) be- 
jeitigt werden. Wegen Verkündung der Enticheidungen ſ. $$ 310, 329, 


8. 137. (128.) 

Die mündliche Verhandlung wird dadurch eingeleitet, daß die Parteien 
ihre Anträge jtellen. 

Die Vorträge der Parteien find in freier Rede zu halten; fie haben das 
Streitverhältniß in thatjächlicher und rechtlicher Beziehung zu umfaffen. 

Eine Bezugnahme auf Schriftjtüce ftatt mündlicher Verhandlung ift un— 
zuläfig. Die VBorlefung von Schriftitüden findet nur injoweit ftatt, als e8 auf 
den wörtlichen „inhalt derjelben ankommt. 

In Anmwaltsprozeifen ift neben dem Anwalt auch der Partei felbit auf 
Antrag das Wort zu geitatten. 

SE. 88 197 f., HB. 182, 5008, NE. 8 309, NP. 286 f., 202, E. 198 182 f,, E. II, IT E 124, M. 
131, RB. 50, 525. 


2. Seuffert, Civilprogehordnung I. 10. Aufl. 15 
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1. Zu Abi. 1: Antrag im Sinne des Abi. 1 ift die Erklärung der Partei darüber, 
wie fie vom Gerichte erfannt haben will (petitum). Anträge und Begründung zufammen 
bilden die Verhandlung. Die Anträge find Beitandteil der Verhandlung, aber nicht die 
Verhandlung; vgl. N.1 zu $333. Wegen Verlefung der Anträge ſ. $ 297. Sind von den 
Parteien wibderfprechende Anträge geftellt, jo ift die Verhandlung kontradiktoriih im Sinne 
bes GAG. HK 15 Nr. 1, $ 19 und der GO. f. RA. $ 13 Nr.2, $$ 16, 17. 

2. Zu Abf. 2: Nah den Anträgen folgen die Vorträge der Parteien in freier Rede. 
Das Ablefen von Schriftſätzen ift nicht zu geftatten. Wurde es aber geduldet, jo müſſen 
bie verlejenen Schriftfäße berüdfichtigt werden [RG. 10. Mai 1899 EA. LIV Nr. 251). 
Megen Mangels der Fähigkeit zum geeigneten mündlichen Vortrag fann Parteien, Be- 
vollmächtigten und Beiitänden der weitere Vortrag unteriagt werben ($ 157). 

3. Zu Abſ. 3: Nicht jede Bezugnahme auf ein Schriftftüd, fondern nur die Bezug 
nahme ftatt mündbliher Verhandlung ift ausgeichloffen. Das richterliche Ermeſſen 
bat zu beftimmen, wie weit hierbei gegangen werben darf (vgl. Ar. S.59). Wenn 3.2. 
umfaſſende Rechnungen u. dgl. vorliegen, fo fann wohl von deren Vorlefung Umgang ge- 
nommen werden. [Bal. Wach Ztichr. f. d. CPr. XI Beil. S.75 ff. Zu weit geht v. Kraewel 
Ztſchr. f. db. EPr. IV ©. 253] 

4. Zu Abi. 4: a) Nur für den Anmwaltsprozek bedurfte ed der ausdbrüdlichen 
Beitimmung, dab neben dem Anwalt auch der Partei jelbjt auf Antrag das Wort zu er- 
teilen fei; für den Parteiprozek ergiebt fi) das ſchon aus $ 79. 

b) Der Partei ſteht hier der gejegliche Vertreter (über diefen Begriff |. N. 3 bie 5 
zu $$ 51, 52) gleich, nicht ein Generalbevollmächtigter (KPr. ©. 525). 

ce) Über das Verhältnis der Erklärungen der Partei zu denen des Anwalts f.$ 85 
Sak 2 und N. 2 zu $ 85. 

d) Nah GBG. $ 189 bleibt es dem Grmeffen des Gerichts überlaffen, ob einer 
tauben Partei der Vortrag zu geitatten jei; dasielbe ailt in Anwaltsprozeſſen, von einer 
Partei, die ber deutichen Sprache nicht mächtig if. Dadurch ift das „muh“ bes $ 137 
Abſ. 4 modifiziert. 

e) Vermweigert ber Vorfikende der Partei das Wort, fo kann fie die Enticheidung 
des Gerichts provozieren ($ 140). Hat fie das unterlaffen, fo fann fie die Revifion nicht 
mit einer Verleßung des $ 137 Abi. 4 begründen [RG. 24. Sept. 1903 IW. ©. 397 Nr. 2]. 
Die Verlegung bes $ 137 Abi. 4 kann nur durch das Protokoll erwieſen werben (arg. 
$ 164) [RG. 4. Juli 1904 IW. ©. 493 Nr. 19). 

f) Keine Verlegung des $ 137 Abi. 4 liegt vor, wenn ber Partei das Wort zu 
Ausführungen verweigert wird, die für die Enticheidung nicht bebeutiam find. Ebenio, 
wenn ber Partei das Wort zu Ausführungen über angebliche prozefjuale Mängel ver: 
weigert wird, auf deren Rüge der Anmalt verzichtet. [Vgl. RG. 29. Nov. 1906 JM. 
1907 &. 50. Nr. 12.] 

8. 138. (129.) 


‘jede Partei hat fich über die von dem Gegner behaupteten Thatjachen 
zu erklären. 

Thatjachen, welche nicht ausdrüdlich bejtritten werden, find als zu- 
geitanden anzufehen, wenn nicht die Abficht, fie beftreiten zu wollen, aus den 
übrigen Erklärungen der Partei hervorgeht. 

Eine Erklärung mit Nichtiviffen tft nur über Thatſachen zuläffig, twelche 
weder eigene Handlungen der Partei noch Gegenftand ihrer eigenen Wahr: 


nehmung gewejen find. 
DE. 8 129, 98. SEM. 5008, 59001. NE. 8310, NE. 2875, 0781, E. IE 124, E. IL, IM 
8 185, M. 132, MP. 50 ſ., 525 f. 


1. Eine Pflicht zur Erklärung über die vom Gegner behaupteten Thatfachen beiteht 
troß der Vorfchriften des $ 138 nicht. Vielmehr befteht für die Partei nur die fih aus 
ber Prozeborbnung ergebende Möglichkeit, die Thatfachenbehauptungen de3 Gegners zu be— 
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ftreiten und fie dadurch bemweisbebürftig zu machen. Die Möglichkeit des Beſtreitens wird, 
wie die Möglichfeit anderen Vorbringens, ausgefchloffen mit dem Schluffe der Verhand- 
lung, auf welche das Urteil ergeht; näheres |. N. 3. — Die fog. poena confessi iſt feine 
Strafe einer nicht erfüllten Verpflichtung, fondern Präflufionswirfung, d. i. Folge davon, 
dat die Partei von ber ihr bis zu einem gewiſſen Stadium der Prozekentwidlung gebotenen 
Möglichkeit des Beftreitens feinen Gebrauch macht. [Bgl. O. Bülow Arch. f. c. Pr. LXII 
©. 27f., LXXXVII ©. 388, Geftändnisreht S. 40 N. 2. DB. kommt das Verdienſt zu, 
die Unbaltbarkeit einer Erklärungspflicht nachgewieien zu haben. Im Wejentlichen erklären 
fih für B.3 Anfiht Kohler Kr. VISchr. XXII S. 354 f., Schwalbach Ard. f. c. Pr. LXIII 
S. 394 ff, Demelius Confessio S. 34, 230 ff., Peterfen Ztichr. f.d. EPr. III ©. 221, 257 f. 
und Komm. (5) N. 1, Eccius in Förſter Pr. PrR. 1850 0.7, Schule Konff. S. 61, 146 ff. 
und Privatreht und Prozeß S. 11 ff., Löning Ztiſchr. f. d. CPr. IV ©. 135 ff., 139 ff., Lipp⸗ 
mann Arc. f. c. Pr. LXV S. 274, Fitting Ztſchr. f. d. EPr. VI S. 30, 2. Seuffert Arch. f. 
c. Pr. LXVII S. 329, Klein Die ichuldhafte Parteihandlung (1885) S. 41 ff. Wilm. Levy (7) 
N.1 zu 8129 (alt), Hellmann Lehrb. S. 291 ff., Schmidt Lehrb. (2) ©. 350 f., ©. 397 f.; 
vol. a. Heybler in Ztſchr. f. Pr. u.5.R. VS. 600, v. Ganftein Ztichr. f. d. EPr. XVII 
S. 14 fi,, Oetker Konkursrechtl. Grundbegriffe 18.38. Gegen bie oben vorgetr. Anficht 
und für Erflärungspfliht: Wach Ztichr, f. Pr. u. 5.R. VIE. 524 ff. (auch als Programm 
Leipz. 1879 „Präflufion und Kontumaz“ erichienen), eod. VII ©. 154 ff. Arch. f. c. Pr. 
LXIV ©. 212.6, R. Leonhard Inwieweit giebt es noch Fiktionen (1880) S. 29 ff., Birt- 
meyer Das gegenfeitige Verhältnis ꝛc. (j. bei $ 39) ©. 43 f. und Ard. f. c. Pr. LXVI 
©. 227., Plosz Beitr. 3. Theorie des Klagerechts (1880), dv. Amäberg Arch. f. c. Pr. LXV 
S. 106), Strudm. Koch (8) N. 1, Pland Lehrb. I ©. 285 ff, IS. 45 f., ©. 400 N. 12, 
Gaupp bat fich in der 2. und 3. Aufl. gegen Bülow erflärt; in der 4. bis 9. Aufl. N. I 
ipriht Stein von einer Laſt, die die Partei auf fich nehmen muß, um den Recdhtsnachteil 
zu vermeiden, daß die gegnerifchen Behauptungen ohne Wahrheitäbeweis der Enticheibung 
zu Grunde gelegt werden. Degentolb Einlaffungszwang u. Urteilönorm (1877 vor Bülows 
eriter Abhandlung erichienen) nimmt ebenfalld eine Erflärungspflicht an.] 

2. Ordnungsmäßiges Beftreiten erfolgt: 

a) bei Thatfachen, die nach der Behauptung des Gegners eigene Handlungen. ber 
Partei oder bes geletlichen Vertreterö oder Gegenjtand ihrer Wahrnehmung geweſen find, 
durch die ausbrüdliche Erklärung, daß die Thatſachen unmwahr feien. Solche ausdrüdliche 
Beitreitung kann aud allgemein erfolgen, ohne daß die einzelnen Aufftellungen des Gegners 
wiederholt werden. Es ift fein orbnungsmäßiges Beitreiten, wenn bie Partei oder ihr 
Vertreter mit Bezug auf Thatſachen der angeführten Art erklärt, nichts davon zu wien 
oder ſich nicht daran zu erinnern. Anders Liegt die Sache, wenn die Partei fich über eine 
Thatſache der angeführten Art dahin erflärt, daß fie die Thatfache beitreite, weil fie nichts 
davon wiffe oder weil fie fich nicht daran erinnere. Eine ſolche Erflärung ift gültiges 
Beitreiten; die Motivierung ändert daran nichts (vgl. KPr. S.51 und $ 459 Abi. 2); 

b) bei Thatſachen, bie weder eigene Handlungen ber Partei ober des gefehlichen 
Mertreterd noch Gegenjtand ihrer Wahrnehmung geweſen find, ſowohl durch ausdrüdliches 
Beitreiten als auch durch die Erflärung, daß man die Thatfache nicht wijle; 

c) bei beiden Arten von Thatjachen durch Erklärungen, aus denen die Abficht, fie zu 
beitreiten, hervorgeht. Das Geſetz überläßt es nicht, wie das franz. Recht und die bay. PrO. 
v. 1869 Art. 164 Abi. 3, vollftändig dem richterlichen Ermeſſen, Thatfachen, über die feine 
ausdrüdliche Erflärung erfolgt ift, je nach den Umſtänden als bejtritten oder unbeitritten 
anzunehmen, fondern feßt dem richterlichen Ermefjen die engere Schranke, daß die nicht 
ausdrüdlich bejtrittenen Thatſachen als zugeftanden gelten, d. i. deö Beweiſes nicht bedürfen, 
wenn nicht das Gericht aus den übrigen Erklärungen der Partei pofitive Anhaltspunfte 
dafür entnimmt, dab die Partei fie beftreiten wollte. Das richterliche Fragerecht (5 139) 
dient dazu, Zweifel über das Vorhandenfein dieſes Willens, nötigenfalls unter Wieder 
eröffnung ber Verhandlung, zu heben. 

15* 
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3. Das Peitreiten einer Thatſache ift möglich bis zum Schluffe der mündlichen Ver- 
handlung, auf melde das bedingte oder unbedingte Urteil (Zwiichenurteil, Zeilurteil, End- 
urteil) ergeht. Solange ein neuer Termin (auch nach Beweisbeichluß) oder die Wieber- 
eröffnung der Verhandlung ($ 156) die Möglichkeit einer Erflärung gewährt, fünnen bisher 
nicht beitrittene Thatſachen noch immer beftritten werden. Ausgenommen find gerichtlich 
zugeitandene Thatjachen ($ 288); für dieje befteht nur noch die Möglichkeit bes Geſtändnis— 
widerrufs nah $ 290. 

Außergerichtliches Geitändnis hindert das Beſtreiten einer Thatſache im Prozeſſe 
nicht. Eine andere Frage ift, ob die im Prozeſſe bejtrittene, daher beweisbebürftige That- 
fache durch aufergerichtliches Geftändnis bemwiefen wird. — Aucd die vertragsmäßige Zu— 
fage, eine Thatſache im Prozeſſe nicht beftreiten zu wollen, der jog. Anerfennungsvertrag, 
bindert nicht die Beftreitung der betreffenden Thatſache im Prozeffe. [Bal. Bülow Arch. 
f. c. Pr. LXIV S. 65 ff. und Gejtänbnisrecht S. 181 ff., Kohler Beitr. 3. E. d. DR. XXXI 
S. 301 ff., Gaupp (9 N. III. AM.: Pland Lehrb. IS. 339; dagegen 2. Seuffert Stichr. 
f. d. EPr. XI ©. 202 ff.) 

4. Die Wirkung ordnungsmäßigen und rechtzeitigen Beſtreitens ift, daß die be» 
treffende Thatfache des Beweiſes bebürftig wird und der richterlichen Prüfung auf Wahr- 
beit (Beweiswürdigung) anheimfällt. Bei der Beweiswürdigung fommen außergerichtliche 
Geitändniffe und Anerfennungsverträge als Beweisgründe in Betradht und können dazu 
führen, daß bie beftrittene Thatſache ala erwielen angenommen wird. Die Freiheit des 
richterlihen Ermeſſens ($ 286) ermöglicht auch, dab ber Richter aus der Verbanblung, 
insbeſondere aus früherem Nichtbeftreiten oder aus dem Inhalte der vorbereitenden Schrift« 
Jäbe, einen Indizienbeweis für eine widerſprochene Thatſache entnimmt. 

5. Die Thatjachen, welche nicht oder nicht ordnungsmäßig (ſ. NR. 2 und N. 3) be- 
ftritten werben, bebürfen feines Beweiſes. Das haben fie mit ben gerichtlich zugeftandenen 
Thatjahen gemein (ſ. $ 288). Diefes gemeinfame Moment in ber Wirfung bes Nicht: 
bejtreitens und bes Geftändniffes führt dazu, in jenem Falle von einem fingierten Ge— 
ftändniffe und von einer poena confessi zu fpredhen. Das Nichtbeftreiten ift aber fein 
Geftändnis im Sinne bes $ 288; das fog. fingierte Geftändnis fteht daher nicht unter ber 
Regel des $ 290 [RG. 25. Yan. 1898 Beitr. 3. €. d. DR. XLIII ©. 1225, 21. Yan. 1901 
eod, XLV ©. 653]. Bal.a. N. 2 litt. b zu $ 288. 

In den Fällen, in welchen das gerichtliche Geftändnis die Behauptung einer Thatſache 
ber richterlichen Beweiswürdigung nicht zu entziehen vermag, fann auch das fog. fingierte 
Geftändnis — richtiger: das Nichtbeftreiten — die Beweiswürdigung nicht ausjchlieken. 
Über dieſe Fälle |. N.7 zu $ 288. 


$. 139. (130.) 


Der VBorfigende hat durch Fragen darauf hinzumirfen, daß unflare Ans 
träge erläutert, ungenügende Angaben der geltend gemachten Thatfachen ergänzt 
und die Beweismittel bezeichnet, überhaupt alle für die Feſtſtellung des Sach— 
verhältniffes erheblichen Erklärungen abgegeben werden. 

Der Vorfigende hat auf die Bedenken aufmerfjam zu machen, welche in 
Anjehung der von Amtswegen zu berüdjichtigenden Punkte obwalten. 

Er hat jedem Mlitgliede des Gerichts auf Verlangen zu gejtatten, Fragen 


zu jtellen. 


SE. 3171 ir 181 ff., NE. 88 811 ff., MB. 2092 f., * “8 E. U, III 5 196, M. 197, 
., 256, KB. 3. Nod. v. 1898 ©. si, # 


Litteratur: nn . I ©. 156, 265, K. — Über richterliche Ermittelung 
und Feftftellung des Sachverhalts (1880), Eoith Btichr. f. d. CPr. XXVII ©. 489 ff, Elaajen 
IM. 1901 ©. 708 fi. 

1. Zu Abf. 1: a) In den Entwürfen ftand: „Der Vorfigende fann durch Fragen 
darauf hinwirlen“ x. Sn ber IR. d. RT. wurde anftatt beffen gejeßt: „bat — darauf 
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hinzuwirken“, um zum Ausdruck zu bringen, daß die Frageſtellung nicht bloß Befugnis, 
ſondern Pflicht des Vorſitzenden fei. 

b) Der Vorfigende kann nicht bloß Fragen an bie Partei ftellen, ſondern auch mit 
ihr ſprechen. Die Befugnis dient dazu, die Partei zur Erläuterung unflarer Anträge 
jowie zur Begründung oder zu befjerer Begründung von Anträgen, zu genaueren An— 
gaben über thatfächliche Vorgänge ſowie zur Bezeichnung der Beweismittel bezüglich ber 
bes Beweiſes bedürftigen Thatſachen, zur Erflärung oder zur beutlicheren Erklärung über 
thatiächliche Behauptungen und Beweismittel, insbefondere über Eidesanträge des Gegners, 
zu veranlaffen. Auch zu dem Zwed, um difandfe oder frivole Behauptungen, Beftreitungen 
und Anträge als foldhe zu entlarven, ift das Fragerecht verwendbar. Das Fragerecht 
verftößt nicht gegen die Verhaublungsmarime; denn der Vorfipende hat nicht das Recht, 
Thatfachen, Beweismittel ac. zu fupplieren. Vielmehr wird durch die Frageſtellung nur 
die Anregung zu Behauptungen x. gegeben, die vorzubringen oder nicht vorzubringen 
immer nod bei ber Partei fteht. Noch weniger kann die Rede davon fein, bat burd 
das Fragerecht Klagegründe, Einreden, Replifen ꝛc., die die Partei vorzubringen unterläßt, 
eingefchoben werden könnten. Das Fragerecht fann nur dazu dienen, die Partei zur Vor— 
bringung ihrer gejamten Rechtöbehelfe zu veranlafien. [Bgl. Wach Vortr. (2) ©. 73 ff.] 
Über $ 139 hinaus geht die dem Richter durch $ 503 im amtsgerichtlichen Verfahren ge 
mwährte Befugnis; vgl. R. 1 zu $ 503. 

ec) Das richterliche Fragerecht enthebt die Parteien nicht der Notwendigkeit, die zur 
Begründung ihrer Anträge oder zur Bekämpfung ber gegnerischen Anträge nötigen Be— 
hauptungen und Beftreitungen dem Gerichte vorzutragen und die einer Partei zur Laft 
fallenden Beweiſe anzutreten. Deshalb fann die Revifion nicht darauf geftüßt werben, 
dab das richterliche Fragerecht nicht oder nicht in gehörigem Umfang ausgeübt worden fei. 
[Bal. Mot. z. E. III S. 134, Wilm. Levy (9) N. 1 zu $ 130 (alt), Eoitha.a.D., RG.14. Juni 
18831 Beitr. 3. E.d. DR. XXVIE. 847, 28. Apr. 1882 SA. XXXVI Nr. 244, 1. Juli 1882 
Entid. VII Nr. 113 ©. 369, 25. Sept. 1882 (fpeziell über Fragerecht bei nicht gehörig 
fubjtanzierten Bemweisanträgen) Beitr. 3. E. d. DR. XXVII ©. 1072 und SW. XXXVIII 
Nr. 265, 5. Jan. 1883 Entſch. VIII Nr. 110 ©. 372, 24. Febr. 1883 Beitr. 3. E. d. DR. 
XXVII S. 1136, bay. ob. 26. BL. f. RA. LIII ©. 199, LIX ©. 317; dazu Rocholl Ztichr. 
f. d. CPr. XS. 317 ff. Abweichend, nämlich für die Möglichkeit, die Revifion auf Nicht- 
ausübung des TFragerechts zu ftügen: Gaupp (MN. TI, Pland Lehrb. IS. 265 bei N. 52, 
Hellmann Lehrb. S. 301, Wach Vortr. (2) S. 72N.*, NG. 10. Dez. 1891 Entih. XXIX 
Nr. 84 ©. 334, 23. Sept. 1895 XXXVI Nr. 86 ©. 350, 11. Dez. 1902 IW. 1903 ©. 22 
Nr. 7, 2. Nov. 1903 IW. ©. 420, 21. Dez. 1905 IM. 1906 ©. 114 Nr. 15, 2. Yan. 
1906 IW. ©. 115 Nr. 16, 5. Jan. 1906 IW. ©. 114 Nr. 14.] Wohl aber fann bie 
Revifion darauf gneftüßt werben, dab das Gericht von ben Parteien vorgebradhtes Material 
überhaupt nicht gewürdigt oder mit ungenfgender Begründung beifeite geichoben hat; denn 
in biefem Falle find die Entfcheidungsgründe unvollitändig und das ift ein Mevifions- 
grund ($ 551 Nr. 7). [So lag die Sache bei ben Urteilen des RG. in Entich. VI Nr. 101 
S. 348, VIII Nr. 110 ©. 372, IX Nr. 64 ©. 239 f., Nr.120 ©. 419, X Nr.47 ©. 175, 
Nr. 130 ©. 405, XII Nr. 119 ©. 402, XVII Nr. 39 &.190, XX Nr. 88 ©. 385, IW. 
1902 ©. 310 Wr. 7.) 

d) Ein Präjudiz für die Nichtbeantwortung einer Trage hat das Geſetz nicht auf« 
geitellt, vielmehr dem Gericht überlaffen, nach freier Überzeugung zu enticheiden ($ 286), 
welche Folgerungen aus ber Nichtbeantwortung zu ziehen find (vgl. Mot. 3. E. III ©. 133). 
Als Geftändnis darf das Schweigen feinesfalld behandelt werden [vgl. Wach Xortr. (2) 
e. 75]. 

e) Auf Abweifung der lage oder Widerklage angebrachtermaßen (absolutio 
ab instantia) wegen Mangels der genügenden Subftanzierung darf nicht mehr 
erfannt werben. Der Richter hat durch Tyragen auf Klärung und Ergänzung der Sub- 
ftanzierung hinzuwirlen; werben ihm diejenigen Auffchlüffe und Ergänzungen, welche zur 
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Begründung ber Klage oder Widerflage notwendig find, nicht gegeben, fo ift anzunehmen, 
baf der Anspruch nicht beffer begründet werden fann, und durch Sadhjurteil auf Abweifung 
ber lage zu erfennen. Diele Sätze gelten nicht bloß für das fontradiftoriiche Verfahren, 
fondern auch für das PVerjäumnisverfahren gegen den Bellagten. In dieſem {Falle hat 
das Gericht nach $ 331 Abi. 2 zu prüfen, ob die vom Kläger vorgebradten Thatiachen 
den Antrag rechtfertigen, und fomweit bies nicht der Fall ift, die Klage abzumeiien; bat 
ber Vorfigende Bedenken, ob die vorgetragenen Thatſachen den Antrag rechtfertigen, io 
muß er den Kläger darauf aufmerfiam machen und zu befferer Begründung auffordern; 
giebt der Kläger feine genügende Begründung, fo ift die Klage nicht „angebradtermaßen“, 
fondern endgültig abzumeiien. [Der Anficht, daß die Abweifung in angebradhter Art 
wegen Mangels der Subftanzierung nad ber CPrO. unzuläffig fei, ftimmen bei: 
Strudm. Koch (8) N. 3, Wilm. Levy (TI N. 1 zu $ 130 alt, Gaupp (9) N. VI, Peterien (5) 
N. 3, Hellmann Lehrb. ©. 468, Oſterloh Ztichr. f. d. EPr. Bd. III S. 73, Strudmann eod. 
©. 224 ff, Ude eod. V ©. 316, Eccius (Förster) Pr. PrR. 1855 N.19, Schollmeyer Kom— 
penfationäeinrede S. 125, Rocholl Rechtsfälle I S. 22 ff. (diefer fchüttet das Kind mit dem 
Bade aus, indem er die „Abweiſung in angebrachter Art“ überhaupt, nicht bloß die wegen 
Mangels der Subjtanzierung, für unzuläffig erklärt); ferner RG. 24. Febr. 1882 Entich. 
VINRr. 107 ©. 358, 5. Jan. 1833 Entſch. VIII Nr. 110 S. 371, OLG. Karlaruhe SA. 
XXXVII Nr. 268; vol. a. RG. 19. Dez. 1901 IW. 1902 ©. 91 Nr. 10. In dem U. v. 
26. Mai 1880 Entich. II Nr. 65 ©. 243 hatte das RG. fih für die Zuläffigfeit einer Ab— 
weifung angebradhtermaßen wegen Mangels genügender Subftanzierung ausgeſprochen; 
allein biejes Urteil betraf eine nad) dem preuß. Prozekrechte verhandelte Sache und nad 
biefem Rechte war Abmweilung wegen Mangels ber Subftanzierung möglid. — AM., 
nämlid für Zuläffigfeit einer Abweifung ber Klage „angebrachtermaßen”, Wach Vortr. (2) 
©. 74, v. Bülow Beitr. 3. E. d. DR. XXI S. 708, Weiterburg Beitr. 3. €. d. DR. XXIV 
©. 186 ff., auch unter dem Titel „Beitr. 3.2. v. Urteil” (Berl. 1880), Dernburg Pr. PrR. J 
8126 N. 14, Pland Lehrb. IS. 265 ff.) 

Auch eine Gegenforberung, bie zum Zwecke ber Aufrechnung vorgebradt ift, fann 
nicht wegen Mangels der Subftanzierung aus diefem Prozeſſe hinausverwiejen und befjerer 
Subftanzierung vorbehalten werden, fondern ift, wenn fie auf Aufforderung nicht näher 
begründet wird, als unbegründet zu verwerfen IRG. 19. Dez. 1901 JW. 1902 S. 91 N. 10, 
bay. ob. 26. SA. XLVIII Nr. 212]. 

2. Zu Abi. 2: „Von Amtsmwegen zu berüdfihtigende Punkte“ |. N. 7 zu 
8 388 und Birfmeyer Ztichr. f. d. CPr. VII S. 435 fi. 

3. Zu Abf. 3: Durch diefe Vorfchrift ift den Mitgliedern des Gerichts, wozu aber 
der Gerichtöfchreiber nicht gehört, ein von der Bewilligung des Vorfigenden unabhängiges 
Recht zur direkten Frageſtellung an die Parteien eingeräumt. 


$. 140, (131.) 

Wird eine auf die Sacdjleitung bezügliche Anordnung des Vorjigenden 
oder eine von dem Vorſitzenden oder einem Gerichtämitgliede gejtellte Frage 
von einer bei der Verhandlung betheiligten Perfon als unzuläfjig beanftandet, 
jo entjcheidet daS Gericht. 

M. 188 ff, ER. 136 ff., 668 f., Brot. Nr. 168 S. 1f. 

1. $ 140 wurde in der JH. d. RT. eingefügt. Nach dem erften Beichluffe der 
IK. d. RT. follte auch darüber, ob eine Anordnung zwedmähig fei, die gerichtliche Ent— 
fcheidung provoziert werden fönnen, Dies wurde vom Bundesrate nit angenommen, 
worauf die obige Faſſung beichloffen wurde. Danach fann die Enticheidung des Gerichts 
nur gefordert werden, wenn es fi um die Gefehmäßigfeit, nicht wenn es fich um bie 
Zwedmäßigfeit einer Anordnung des Vorfigenden handelt (KPr. ©. 663 f.). 

2. Die Vorfchrift bezieht fi nur auf die vom Vorſitzenden in der mündlichen Ver- 
handlung getroffenen Anordnungen ($$ 136 bis 139) und auf die von dem Vorſitzenden 
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oder von einem Gerichtämitglied an eine Partei, einen Zeugen oder Sachverſtändigen ge— 
ftellten ragen. Wegen einer Unterlaffung des Vorfigenden giebt e3 feine Provofation 
an das Gericht. Bei Beanftandung von Tragen der Partei an Zeugen und Sachverjtändige 
findet $ 397 Abf. 3 ($ 402) Anwendung. Die Handhabung der Situngspolizei (GVG. 
$ 176 Ubf. 2, 88 177, 181) fteht ausfchließlich dem Vorſitzenden zu. 

3. Die Enticheidung des Gerichts fann von jeber als Partei, Nebenintervenient, 
gejeßlicher Vertreter, Bevollmädhtigter, Beiftand, Zeuge, Sachverftändiger beteiligten Perion, 
natürlich) nur in der mündlichen Verhandlung, ohne befondere Form beantragt werben. 
Die Gerichtöbeifißer und der Gerichtöichreiber haben nicht das Recht der Provofation. 
Dies ergiebt ſich ichon aus dem MWortlaute des Geſetzes. Die Gerichtämitglieder und ber 
Gerichtsichreiber find nicht „bei der Verhandlung“ beteiligt. Ferner aus ber Ent» 
ſtehungsgeſchichte: ftatt „von einer bei der Verhandlung beteiligten Perfon” hieß es in dem 
angenommenen Antrag Bähr: „von den vor Gericht handelnden Perfonen“. Die Redaktions— 
fommiffion hat die jegige Faſſung ala gleichbedeutend eingeitellt. [So auch Strudm. Koch 
(8) N. 5, Wilm. Levy (TIN.1 zu $131 (alt), Gaupp (9) N. II, Peterjen (5) N. 3, v. Bülow 
Beitr. 3.E.d. DR. XXVI ©. 582ff., Kleinfeller Die Funktionen des Borligenden ©. 209, 
Die gegenteilige Anfiht von dv. Sarwey I ©. 224, Pland Lehrb. I $ 36 N. 27 und Löwe— 
Hellweg StPrO. 8 237 N.7 ift nicht bloß aus den angeführten äußeren Gründen, ſondern 
auch deswegen unbaltbar, weil fie zu einer unerträglichen Auflehnung der Beifiger gegen 
ben Borfigenden die Handbhabe böte. Daß der Minifter Leonhardt in der 168. Sigung 
der YR.d. RT. mit einem Wideripruche der beifigenden Richter eremplifizierte, beruht auf 
einem Verſehen des Redners. Dab in GVBG. $ 187 Abi. 2 unter „den beteiligten Per- 
ſonen“ auch die Gerichtsperfonen zu veritehen find, Liefert feinen entjcheidenden Beweis 
für ben gleihen Sinn der Worte in $ 140 db. CPrO.) 


8. 141. (132.) 

Das Gericht fann das perjönliche Erfcheinen einer Partei zur Aufklärung 
des Sachverhältniſſes anordnen. 

HE. 88 198 f., HE. 135 ff., 5094 f., NE. 8 312, NP. 293, M. 188, AB. 52 f., 526 f. 

1. Das Gericht wird von der ihm bier eingeräumten Befugnis Gebrauch machen, 
wenn zu erwarten ift, daß durch die perjönliche Vernehmung der Partei das Sachverhältnis 
aufgeklärt wird, jo z. B. wenn der Verbacht befteht, daß das Vorbringen des Bevoll- 
mächtigten nicht wahrheitögemäß ift. [Zu meit geht R. Schneider Richterliche Ermittelung 
und Feſtſtellung des Sachverhalts (1888) 8.129 ff.) Das perfönliche Erfcheinen kann auch 
zu dem Zweck angeordnet werben, um die Partei einer Unterjuhung und Begutachtung 
durch; Sachverftändige zu unterftellen; aber die Partei ift nicht verpflichtet, ſich unterfuchen 
zu laffen [RG. 18. Ott. 1897 SA. LIII Pr. 127, bay. ob. 26. BL. f. RA. LXII S. 384]. 

2. Unter „Parteien“, deren Ericheinen angeordnet werben fann, find nur prozeß— 
fähige Parteien zu verftehen. Geſetzliche Vertreter können wie Parteien zum perfönlichen 
Ericheinen aufgefordert werden; ebenfo Nebenintervenienten. (Val. APr. ©. 54.) 

3. Der Beſchluß, durch welchen das perfönliche Erfcheinen einer Partei angeordnet 
wird, fann erjt nad) münblicher Verhandlung erlaffen werben und ift zu verfünden ($ 329); 
er bedarf alſo nicht der Zuftellung ($ 218). Auch eine Ladung per Partei ift nicht er- 
forderlih. Gegen den Beichluß giebt es fein Nechtsmittel (arg. $ 567 Abi. 1). — Im 
Berfäumnisverfahren ift $ 141 nicht anwendbar. 

4. Fälle, in denen das Prozeßgericht das perfönliche Ericheinen vor einem beauf« 
tragten oder erfuchten Richter anorbnnen kann, ſ. $ 296, 8 619 Abi. 2; außerdem fann bies 
nicht geichehen [OLG. Braunſchweig SA. LV Nr. 2356]. — Im vorbereitenden Verfahren 
in Rechnungsiachen fann der beauftragte Richter das perjönliche Erſcheinen der Parteien 
anordnen (vgl. N. 6 zu $ 350); fonft nicht. 

5. Auf Nichterfcheinen einer Partei, deren perfönliches Ericheinen angeordnet ift, 
fteht fein Rechtsnachteil. Das Gericht hat bei Würdigung des Beweiſes nad freiem Er— 
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meflen zu beurteilen, welche Bedeutung dem Nichterjcheinen beizulegen if. Maßregeln, 
um das Erfcheinen zu erzwingen, find nur im Eheprozeſſe ($ 619) und im Kindſchafts— 
prozeffe (8 640 Abf. 1, 8 641 Abf. 1 verb. mit $ 619) zuläffig. Über die perfönliche 
Dernehmung des zu Entmündigenden f. $ 654, $ 671 Abf. 1. 

6. Anordnung bes perfönlichen Ericheinens der Partei zum Sühneverfud ſ. $ 296. 
Beſondere Vorfchriften über den Sühneverſuch in Eheſachen ſ. 88 608 bis 611. 


142, (133.) 

Das Gericht kann anordnen, daß eine Partei die in ihren Händen befind- 
lichen Urkunden, auf welche fie fich bezogen hat, jowie Stammbäume, Pläne, 
Riffe und jonftige Zeichnungen vorlege. 

Das Gericht kann anordnen, dab die vorgelegten Schriftitüde während 
einer don ihm zu bejtimmenden Zeit auf der Gerichtsjchreiberei verbleiben. 

Das Gericht kann anordnen, daß von den in fremder Sprache abgefaßten 
Urkunden eine durch einen beeidigten Dolmeticher angefertigte Ueberjegung bei: 


gebracht werde. 
HE. $ 140, 898 ff., HB. 129, 5023, NE. 83 266, 426, NB. 298 ff., €. 181%, €. I, I $ 197, 
. 188, KB. 54, 527. 


1. Zu Abſ. 1: Die Vorlegung einer Urkunde fann angeordnet werden, wenn die 
Partei, welche die Urkunde in Händen bat, ſich in einem Schriftiag oder in münbdlicher 
Verhandlung darauf bezogen hat. Neben $ 142 tommen die Vorfchriften bes HGB. $$ 45, 
102 in Betradt. Nah HGB. $ 45 fann die Vorlage von Hanbelöbüchern auch ohne vor— 
berige Bezugnahme, nah HGB. $ 102 kann zur Vergleihung mit anderen Beweismitteln 
die Vorlegung des Tagebuchs eines Handelsmäklers jelbit dann angeordnet werden, wenn 
ber Mäfler nicht Partei if. — Die Vorlage von Stammbäumen, Plänen, Riſſen und 
Zeichnungen kann angeordnet werben, ohne daß die Partei foldhe in Händen bat und 
ohne daß fie ſich auf folche bezogen bat. Das Gericht kann auch anordnen, daß die Partei 
Stammbäume, Pläne, Riffe und Zeichnungen anfertigen laſſe. 

2. Zu Nbf. 2: Nach Ablauf der Zeit, während deren die vorgelegten Schriftſtücke 
nad ber Anordnung des Gerichts auf der Gerichtsichreiberei zu verbleiben haben, kann 
die Partei, welche das Schriftſtück vorgelegt hat, deſſen Rückgabe verlangen [val. RG. 
3. Juni 1905 JW. ©. 438 Nr. 14, SA. LXI Nr. 23, Beitr. 5. €. db. DR.L ©. 1063]. 

3. Zu Abſ. 3: Ob das Gericht die Überfegung für nötig erachtet oder nicht, ift 
Sade freien Ermefjens [vgl. RG. 28. März 1883 Entidh. IX Nr. 123 ©. 436]. 

4. Ein Präjudiz ift auf Nichtbefolgung der gerichtlichen Anordnungen nicht gefekt; 
es gelten die in N. 5 zu $ 139 und N. 5 zu $ 140 entwidelten Säße; der Richter hat 
bei Würdigung bes Beweiſes nach freiem Ermeffen zu entjcheiden, welche Folgerungen aus 
ber Nichtbefolgung ber Anordnung zu ziehen find. 

5. Die in $ 142 vorgejehenen Anordnungen können erft nad) münblicher Verhand— 
lung auf Anregung einer Partei oder von Amtswegen getroffen werden. Sie find Be— 
ſchlüſſe und nicht felbftändig anfechtbar (arg. $ 567 Abſ. 1). 


$. 143, (134.) 
Das Gericht kann —— daß die Parteien die in ihrem Beſitze befind⸗ 
lichen Alten vorlegen, ſoweit dieſelben aus Schriftſtücken beſtehen, welche die 
Verhandlung und Entjcheidung der Sache betreffen. 


HE. 4 * ee le 5218, NE. 88 314, 400 f., 594, NE. 440 f., E. 1$ 127, €. II, IT $ 188, 
KB. 54 


ner d. ſ. Hauptparteien und Nebenintervenienten. Im mittelbaren Befit 
ber Partei befinden fich auch die Akten, welche ihr geieglicher Vertreter oder Bevollmäd- 
tigter befißt. 
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. „Shriftftüde, welde .... betreffen“ — 3.2. die eigenen Schriftfäße und 
die Abichriften der Schriftfäge des Gegners, die Zuftellungsurfunden und bie Abichriften 
von folden, die formlojen Mitteilungen einer Partei an die andere, die Ausfertigungen 
und die Abichriften von Enticheidbungen. Nicht die Korreipondenz zwifchen dem Vertreter 
und ber Partei, nicht die Informationen, nicht die Privatnotizgen bed Anwalts. 

3. Die Anordnung fann erft nad mündlicher Verhandlung auf Anregung einer 
Partei oder von Amtswegen erlafjen werben; fie ift Beſchluß und nicht felbftändig an» 
fehtbar (arg. $ 567 Abſ. 1). 

4. Gerichtsakten dürfen nicht von Amtswegen beigezogen (abhibiert) werben (KPr. 
©. 54). 

$. 144. (135.) 

Das Gericht kann die Einnahme des Augenfcheins, ſowie die Bequtachtung 

durch Sachverjtändige anordnen. 


Das Verfahren richtet fich nach den Vorfchriften, welche eine auf Antrag 
angeordnete Cinnahme des Augenjcheins oder Begutachtung durch Sachver: 
jtändige zum Gegenftande haben. 


HE. & u HB. 25 un 2 1. 6027 f., 5663 f., NE. 88 Sir f., NE. 295, €. 1 8 128, 
I 8 129, M. 7, #6. 54, 527. 


—— "Ba str. SICH. XIV ©. 335 ff. und Bortr. (2) ©. 77 ff., 200 ff., Heusler 

Arch. f. c. Br. LXII ©. 266 fj., Obermeyer D. 2. v. d. Sadverftändigen ©. 72 ff. Wendt Arch.f. 

ce. Pr. LXIII ©. 264 ff, Kohler fir. BIShr. XXI ©. 476 und Prozeß als RB. S. 27 ff. Langen- 
bed Ztſchr. f. d. CPr. IV ©. 485 ff., Ude Btichr. f. d. CPr. V ©. 325 ff., K. Schneider Nichterliche 
Ermittelung und FFeititellung des Sadywerhalts ©. 140 ff. 

1. Die Einnahme de3 Augensceins fowie die Begutachtung durch Sachverſtändige 
kann das Gericht von Amtswegen anordnen, um bie Vorträge der Parteien beiler zu 
verstehen oder um die Wahrheit oder Unwaährheit beftrittener Parteibehauptungen zu bes 
urteilen. Das Gericht kann felbft gegen ben Willen der Parteien eine ſolche Anordnung 
treffen. [So auch Heusler, Kohler, Ude a.a.D., Strudm. Koch (8) N.1, Gaupp (9) RN. 1, 
Peterien (5) N.l. AM.: Wah a.a. D. bezüglich des Augenscheins und vd. Kries Ztichr. 
f. ShRW. VIS.200]. Iſt auf dem bezeichneten Wege befjere Information oder die Er: 
mittelung der Wahrheit ober Unmwahrheit von beftrittenen Behauptungen zu erwarten, fo 
bat das Gericht nicht bloß das Necht, fondern auch die Pflicht, den Augenſchein oder bie 
Begutachtung anzuordnen [vgl. Ude a.a.O. &.329]; doch werben die Parteien durch $ 144 
ebenfowenig ber Bemeispflicht ledig, als fie durch $ 139 der Notwendigkeit überhoben 
werden, bie zur Rechtsverfolgung oder Verteidigung nötigen Behauptungen vorzubringen 
(ſ. N. 3 zu 8139); es kann daher die Revifion nicht darauf geftüßt werden, daß das 
Gericht von $ 144 feinen Gebraud; gemacht habe, wenn nicht ein Mechtsirrtum über bie 
Tragweite bes $ 144 unterlaufen ift. [Langenbeck a. a. D. läht die Anordnungen bes 
$ 144 nur zur „information über bie Parteianträge” zu. Die Entftehungsgeichichte des 
& 144 — vgl. hann. Entw. $$ 140, 141, nordd. Entw. 314, 315, Entw. I — fpricht gegen 
diefe beichränfende Auslegung] Thatjachen, die die Parteien nicht vorgetragen haben, 
darf der Richter nicht auf dem Wege des $ 144 jupplieren; wohl aber kann $ 144 zur 
Ausübung des Fragerechts ($ 139) führen. 

2. Die in $ 144 vorgefehenen Anordnungen fönnen erit nach münblicher Verhand- 
fung erfolgen; denn vorher fann das Gericht gar nicht wiſſen, ob und worüber es zum 
Streite foınmt. Die Anordnungen find Beichlüffe und nicht ſelbſtändig anfechtbar (arg. 
8 567 Abi. 1). Das Verfahren bei Einnahme des Augenſcheins richtet fich nach $ 372, 
bei Anordnung der Begutachtung dur Sacverftändige nach $$ 402, 404 ff. 


$. 145.* (136.) 
Das Gericht kann anordnen, daß mehrere in einer Klage erhobene An: 
jprüche in getrennten Prozefjen verhandelt werden. 
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Dasjelbe gilt, wenn der Beklagte eine Widerflage erhoben hat und der 
Gegenanſpruch mit dem in der Klage geltend gemachten Anjpruche nicht in 
rechtlichem Zufammenhange jteht. 

Macht der Beklagte die Aufrechnung einer Gegenforderung geltend, welche 
mit der in der Klage geltend gemachten Forderung nicht in vechtlichem Zu: 
ſammenhange jteht, jo fann das Gericht anordnen, daß über die Klage und 
über die Aufrechnung getrennt verhandelt werde; die Vorjchriften des 8. 302 


finden Anwendung. 
HE. Kun, * 142 ff., 168 fi, 1634 f., NE. 8 816, NE. 296 ff., 557 ff., 575 f., 618, 623, 
641 f., 2128, €. 18 199, €. IL, In a0, WM. Bon ar. Rn Bet. Harn a, 60. 
—548 BOB. ct. dr Re. 18 136, Mot. dazu 73 f., Wegr. d. Nov. v. 1698 ©. 92 
1898 ©. 52. 


Litteratur zu 851 145, 74 Schepers Beitr. 3. E. d. DR. XXIV ©. 749 ff., 859 ff, Wer 
Beitr. 3. E. d. DR. XXXI ©. 248 

1. Es ift zu rer zwiichen der Anordnung, daß mehrere Anſprüche in ges 
trennten Prozefien verhandelt werden ($ 145 Abi. 1, 2), der Anordnung, daß über die 
Klage und die Aufrechnung getrennt verhandelt werde ($ 145 Abi. 3), und der Anord— 
nung, daß die Verhandlung zunächſt auf einen Zeil des Prozebftoffs zu befchränfen jei 
($ 146). Die erfte Anordnung fpaltet ben Prozeß in mehrere Prozeffe, die, abgejehen von 
einer Aufhebung der Anordnung ($ 150), durch mehrere Endurteile zu erledigen find. Die 
zweite und bie dritte Anorbnung führen zu einer Trennung der Verhandlung über Zeile 
bes Prozeßſtoffs innerhalb eines Prozeſſes. Nur bei der zweiten Anordnung ift ein Vor— 
behaltsurteil über den in der Klage geltend gemaditen Anspruch ($ 802) möglich. 

2. Zu Abi. 1, 2: Daß mehrere Anſprüche in getrennten Prozeffen verhandelt 
werben, fann angeordnet werben: 

a) wenn mehrere Aniprüde in einer lage erhoben werden. Anſpruch im Sinne 
des materiellen Rechtes ift das fubjeltive Privatrecht, fraft dbeffen man von einem anderen 
eine Leiſtung (Thun oder Unterlaffen) verlangen fann (BGB. $ 194 Abi. 1). In $ 145 
wie in den $$ 301, 306, 307, 322 ift aber unter Anspruch nicht bloß ein folches Recht, 
fondern auch das Recht auf ein Urteil zu verftehen, wodurch Rechtöverhältnifie feſtgeſtellt 
oder geändert werden. 

Mehrere Aniprüche fünnen in einer Klage erhoben fein bei jubjeftiver Klagenhäufung 
(Streitgenofjenichaft, 88 59, 60) und bei objeltiver Klagenhäufung (Klagenverbindung $ 260). 
Die Trennung wäre zwedmwidrig, - wenn die mehreren Ansprüche nicht in dem Sinne felb- 
ftändig find, daß die Entjcheidung über den einen von ber Enticheidung über den anderen 
unabhängig ift, alfo in den Fällen der jog. notwendigen Streitgenoffenichaft ($ 62). Möglich 
und nach Umſtänden auch zweckmäßig ift die Trennung, wenn die Entſcheidung über den einen 
ber Ansprüche für den anderen präindiziell ift; dann kann gleichzeitig auch bie Ausſetzung 
der Verhandlung über den präjubizierten Anſpruch nach $ 148 beichloffen werden. 

Nach dem Geſetzesworte mühten die mehreren Anſprüche in einer Klage erhoben 
fein. $145 ift aber auch anzuwenden, wenn zwar nicht fchon in der Klage, wohl aber 
im Laufe des Prozeſſes mehrere trennbare Ansprüche geltend gemacht wurben; 

b) wenn der Bellagte eine Widerflage erhoben hat — über Erhebung der Wider: 
Hage ſ. $ 281 — und ber Gegenanipruch mit dem in der Klage geltend gemachten An— 
fpruche nicht im rechtlichem Zufammenhange fteht. Anspruch und Gegenanſpruch können 
fowohl Forderungen als andere Aniprüce fein. Die nad) dem Zerte des alten $ 136 
Abſ. 2 beftehende Streitfrage, zu welcher die Worte „Gegenforderung“ und „Forderung“ 
Anlaß gaben (ſ. d. 7. Aufl. R.3 litt. b zu $136 alt), ift durch die neue Faffung gegenſtandslos 
geworben. Über Anſpruch f. oben litt.a Abf.1. Über rechtlichen Zufammenhang |. N.2 litt.e 
zu $33. Rechtlicher Zufammenhang mit einem Verteidigungsmittel ichließt die Trennung 
nicht aus [teilw. abw. NG. 23. Febr. 1888 Veitr. 3. E. d. DR. XXXI S.1171]. Steht 
ber Gegenanipruch weder mit dem in der lage geltend gemachten Anfpruche noch mit den 
vorgebrachten Berteidigungsmitteln in rechtlichem Zufammenhange, fo ift die Widerflage 
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auf Antrag bes Gegners als unzuläffig zurüdzumeifen. Läßt fich aber ber Widerbeflagte 
auf die Widerflage ein, jo kann die Trennung angeordnet werden; vgl. N.2 litt. e Abi. 3 
au $ 833 (©. 51). 

3. Zu Abi. 1, 2: a) Die Trennung fann in der erften und zweiten Inſtanz bis 
zum Urteil angeorbnet werben [vgl. RG. 21.28. Oft. 1891 Entid. XXVII Nr. 99 ©. 414]; 
nicht vor mündlicher Verhandlung in der Inſtanz, weil fich erft nach einer folchen bemeſſen 
läßt, ob die Trennung angezeigt ift; nicht mehr in der Revifionsinftanz, weil fich das 
Reviſionsgericht nur mit der Frage zu befaflen hat, ob das angefochtene Urteil auf einer 
Geſetzesverletzung beruht. 

b) Die Trennung barf nicht angeordnet werden, ſoweit einer der mehreren An— 
Iprüche oder wenn die Klage ober die Widerflage aus prozebrechtlichen oder aus materiell 
rechtlichen Gründen zur Endentſcheidung reif it. Im diefen Fällen ift ein Zeilurteil 
($ 301) angezeigt, aber die Anordnung getrennter Verhandlung bat feinen Sinn. So 
liegt die Sache insbejondere, wenn bie Klage oder bie MWiderflage nicht ordnungsmäßig 
erhoben ift oder wenn es der Klage oder Widerklage an einer anderen Prozekvorausjegung 
mangelt; es fann die eine ber Klagen fofort zurückgewieſen (absolutio ab instantia), 

aber nicht die Verhandlung in getrennten Prozefien angeordnet werben. — Auch wenn 
die Trennung zuläffig ift, fteht fie im Ermeſſen des Gerichts. Das Gericht wird fie an« 
ordnen, wenn davon eine Beichleunigung oder eine beſſere Überfichtlichfeit der Verhand- 
lung zu erwarten ift. Die Anordnung erfolgt von Amtswegen. Sie fann von einer 
Partei angeregt werden; aber feine Partei bat ein Necht darauf, weshalb über einen 
Trennungsantrag gar nicht entichieden zu werben braucht. 

c) Die Anordnung, dab in getrennten Prozeffen verhandelt werde, ift ein prozeß— 
leitender Beichluß; dieſer ift zu verfünden ($ 329 Abſ. 1). Er ift nicht felbftändig an« 
fechtbar, arg. $ 567 Abi. 1 [RG. 28. Juni 1884 Beitr. 3. E. db. DR. XXIX ©. 1067; 
abw. bei Trennung der Widerflage: RG. 23. Febr. 1888 eod. XXXII ©. 1171], unter- 
liegt aber der Prüfung des höheren Gerichts (arg. $$ 512, 548). Wird der Antrag einer 
Partei auf Trennung abgelehnt, jo ift auch diefer Beſchluß nicht anfechtbar, weil er vor« 
gängige mündliche Verhandlung erfordert (arg. $ 567 Abſ. 1). 

d) Wird die Trennung angeordnet, fo dauert die Nechtshängigfeit in Anfehung 
aller Anfprüche fort. Die Zuftändigfeit wird durch die Trennung in feiner Weije be: 
rührt (arg. $ 263 Abſ. 2 Nr. 2). Dies gilt fowohl von ber fahlichen Zuftändigteit (vgl. 
85 Nr. 4) wie von dem Gerichtäftande (vgl. $ 36 Nr. 3). Abgeſehen von einer Wieber- 
aufhebung der Trennung ($ 150) berühren fich die getrennten Prozeſſe nicht mehr. Die 
Revifionsjumme ift für jeden der getrennten Prozeſſe gejondert zu berechnen [RG. 11. Febr. 
1882 Entſch. VI Nr. 130 ©. 417). 

4. Zu Abf. 3: Der der 1.14 $1 C. de compensationibus 4, 31 zu Grunde lie 
gende Gedanke, dat die Enticheidung über eine Forderung nicht durch Kompenfation mit 
einer illiquiden Gegenforderung aufgehalten, fondern die Gegenforderung zur gefonberten 
Austragung (ad separatum) vermwiefen werden folle, war in $ 136 Abi. 2 ber CPrO. v. 
1877 in einer jo ungeſchickten Faflung wiedergegeben, dab über deſſen Anwendung 
Meinungsverfchiedenheiten entjtehen mußten. Die umfangreiche Litteratur und die Recht— 
ſprechung ift in N. 5 litt.c zu $ 136 ber 7. Aufl. zufammengeftellt. Das RG. [Entic. 
XV ©. 376, XXVII ©. 296, XXVIII ©. 414, XXXI ©. 1], dem ſich das bay. ob. LG. 
[SA. XLIX Nr. 202] angeichloffen hat, bat in fonftanter Rechtſprechung angenommen, 
daß ber Prozek in Anfehung ber zum getrennten Prozeſſe vertviefenen Gegenforberung 
rechtshängig bleibe und daß ein vorangehendes Urteil über die (Forderung als ein Urteil 
mit Vorbehalt der Enticheidung über die Kompenſationseinrede zu erlaſſen ſei. Die No- 
velle von 1898 bat die in ihrer Richtigkeit bejtrittene Rechtſprechung des RG. fanktioniert. 
Hiernach ergiebt ſich: 

a) Daß über die Klage und über die Aufrechnung getrennt zu verhandeln ſei, kann 
angeorbnet werden, wenn der Beklagte die Aufrechnung einer Gegenforderung geltend 
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macht, die mit der in ber Klage geltend gemadhten Forderung nicht in rechtlichem Zur 
fammenbange fteht. Der Beklagte macht die Aufrechnung geltend, ſowohl wenn er fich auf 
eine vor dem Prozeh oder abjeitö vom Prozeß erfolgte Aufrechnung (BEB. $ 388) beruft, 
ald auch wenn er in dem Prozeſſe die Aufrechnung erklärt. Die Erllärung der Auf- 
rechnung im Prozeß ift feine beiondere Art der Aufrechnung, bat aber die Natur einer 
Prozeßhandlung und fteht daher unter ben für Prozekhandlungen geltenden Regeln [vgl. 
Kohler Ztſchr. F. d. CE Pr. XXIV ©. 1ff.J. Abzulehnen ift die Anficht, dab die im Prozeß 
abgegebene Aufrechnungserklärung erft eine Einrede im Sinne des Prozeßrechts begründe 
und daß nur die Geltendmachung diefer Einrede eine Prozekhandlung fei. [Darauf laufen 
mehr ober meniger deutlich hinaus die Ausführungen von Pland Komm. 3. BEB. (3) 

.2 zu $ 388, Eccius Beitr, 3. €. d. DR. XLII S. 37 ff. Förtich eod. ©. 225 f., Redlich 
Btichr. f.d. CPr. XXV S. 379, Goldichmidt Ar. f. BR. XV ©. 161 ff., Pelerfen (5) N. 12.] 
Diefe Spaltung einer einheitlihen Handlung in zwei Rechtshandlungen, von benen nur 
eine Prozeßhandlung fein fol, ift heillofe Künftelei und führt zu ganz abſurden Kon— 
fequenzen [vgl. Gaupp (9) N. VIb, Hellwig Lehrb. 1 &.242N.16, Kuhlenbeck in Staubingers 
Komm. (2) N. I Abſ. 3 vor $ 387, Wach Ztichr. f. d. CPr. XXVII S. Uff. G. Lang Auf- 
rechnungsredht (1906) S. 49 f.]. Daraus, daß die im Prozek erfolgende Aufrechnungs- 
erflärung eine Prozekhandlung ift, ergeben fich die in N. 3 zu $81 erörterten Befugniffe 
bes Prozehbevollmächtigten. Nicht aber fann aus der Eigenichaft als Prozeßhandlung ge- 
folgert werben, daß die im Prozeß erflärte Aufrechnung ohne materiellrehtlihe Wirkung 
fei, wenn der Prozek wegen eines Mangels in den Prozekvorausjegungen mit einem die 
Klage zurüdweiienden Prozehurteil (absolutio ab instantia) endigt. IAM.: Kohler Ztichr. 
f. d. CPr. XXIV ©. 78.] — Über Eventualaufrechnung |. NR. 2 zu $ 300. 

b) Getrennte Verhandlung darf nur angeordnet werben, wenn die geltend gemachte 
Aufrechnung nach den Vorichriften des bürgerlichen Rechtes zuläffig ift; vgl. BEB. $ 268 
Abi. 2, 88 387, 390 bis 396, 404, 406, 422, 479, 8 575 Saß 2, 8 719 Ab. 2, 88 768, 
1125, 1137, $ 1142 Abſ. 2, $ 1211, $$ 1224, 1249, 8 1376 Nr. 2, $ 1442 Abi. 2, $ 1977, 
$ 2040 Abi. 2, EG. 3. BGB. Art. 81. Someit der debitor cessus eine ihm gegen ben bis» 
berigen Gläubiger zuftehende Forderung auch dem neuen Gläubiger gegenüber aufrechnen 
fann (vol. BGB. 8 406), ift die Trennung der Verhandlung zuläffig [RG. 11. Mai 1891 
Entſch. XXVII Nr. 72 ©. 296]. Bmeifelhaft, ob die Trennung angeorbnet werben darf, 
wenn ber Bürge bie Einrede geltend madt, daß fich der Gläubiger durch Aufrechnung 
gegen eine fällige Forderung des Hauptfchuldners befriedigen fünne (GBG. $ 770 Abi. 2). 
Der Wortlaut des $ 145 Abi. 3 umfaht diejen Fall nicht, denn der Bürge macht nicht 
bie Aufrechnung geltend, fondern verweift den Gläubiger auf beffen eigene Schuld. Aber 
wenn bie Trennung bier nicht angeordnet werden könnte, ftände fi der Bürge bei illi- 
quider Gegenforderung des Hauptichuldners beſſer, ald wenn er behauptet, daß der Haupt- 
ichuldner die Aufrechnung vollzogen habe. Man wird daher doch die Trennung für zu— 
läjfig erachten müfjen. Entſprechend verhält es fih, wenn in den Fällen ber $$ 1137, 
1211 des BGB. die dem $ 770 nachgebildete Einrede geltend gemacht wird. 

ce) Getrennte Verhandlung darf nicht angeordnet werden, wenn bie Gegenforderung 
mit der in der lage geltend gemachten Forderung in rechtlihem Zufammenhange fteht. Über 
rechtlihen Zufammenhang I. N. 2 litt.e zu $33. Bei rechtlichen Zufammenbange kann an= 
geordnet werben, daß die Verhandlung zunächſt auf die Forderung zu beichränten jei ($ 146). 

d) Die Frage, in welchem Stadium des Verfahrens die getrennte Verhandlung an— 
georbnret werden fann, ift entiprechend der N. 3 litt. a zu beantworten. In ber Berufungs«- 
inftanz fann die getrennte Verhandlung nicht bloß angeordnet werben, wenn bie Auf: 
rehnung in der Berufungsinftanz neu geltend gemacht und nicht nach $ 529 Abi. 3 zurüd- 
gewiefen wird, ſondern aud, wenn bie Aufrechnung jchon in der erften Inſtanz vorgebradt 
worden war. 

e) Sit die Klage aus progehrechtlichen ober aus materiellrechtlihen Gründen ab» 
zumeifen, jo hat bie getrennte Verhandlung feinen Sinn und darf daher nicht angeordnet 
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werben. Ebenjo, wenn ſich aus ber Verhandlung bereits ergiebt, daß die Gegenforberung 
zu Recht beitanden oder daß fie nicht zu Necht beftanden Hat. Sit die Verhandlung über 
bie Forderung zur Entſcheidung reif, jo fann ein Vorbehaltäurteil nah $ 302 erlaffen, 
aber nicht getrennte Verhandlung angeordnet werben. — Auch wenn bie Anordnung ge- 
trennter Verhandlung zuläffig ift, fteht fie im Ermefjen des Gerichts. Das Gericht wird 
fie zweckmäßigerweiſe nur erlaffen, wenn die Verhandlung über die Forderung eine rafchere 
Erledigung veripricht als bie über die Gegenforderung. Die Anordnung erfolgt von Amts» 
wegen. Sie kann von dem Kläger angeregt werden, aber ber Kläger hat fein Recht darauf, 
weshalb über einen folchen Antrag gar nicht entichieden zu werden braucht. 

f) Was in N. 3 litt. c über den Trennungsbeſchluß, beffen Verfündung und An— 
fehtung gelagt ift, findet auf die Anordnung der getrennten Verhandlung nad) Abi. 3 
entiprechende Anwendung. Der Beichluß, welcher einen Antrag auf Anordnung ber ger 
trennten Verhandlung ablehnt, ift nicht anfechtbar; arg. $ 567 Abi. 1. 

g) Wird die getrennte Verhandlung angeorbnet, jo ift der durch bie Erhebung der 
Klage anhängig gewordene Prozeh in zwei Teile zerlegt, von denen ber eine Teil bie For— 
berung, ber anbere die Einrebe der Aufrechnung betrifft. Die Gegenforberung, welche 
aufgerechnet wird, ift durch bie Aufrechnungseinrede nicht rechtöhängig geworben und fann 
daher auch nicht rechtshängig bleiben. [So ſchon vom Standbpunfte des früheren Rechtes: 
Peterſen Ztichr. f. d. EPr. I ©. 93 ff., IV ©. 293 ff., XIX ©.104, 247 ff. Beitr. 3. E. d. 
DR. XXX ©. 1 ff, XXXI ©. 535 ff. Eccius Beitr. 3. E. d. DR. XXL ©. 742 ff., Lipp- 
mann Arc. f. c. Pr. LXIV ©. 269 ff. u. Ztſchr. f. d. CPr. XII S. 80 ff., RG. Entf. VI 
©. 422, XVI ©. 373, XVII ©. 408, XXVII &.299. AM. für das frühere Recht: Scholl» 
meyer Die Kompenjationseinrebe zc. u. Beitr. 3. Erl. d. DR. XXXI ©. 227 ff., der in der 
Kompenf.Einr. eine „unentwidelte Widerklage“ findet (dagegen 2. Seuffert KeVJ. N. F. 
VII &. 472 ff); ferner Oſann Beiträge zur Behandlung der Kompenjationseinrede (Giehen 
1885), Wer Beitr. 3. E. d. DR. XXXI ©. 248 ff., Pland Lehrb. I ©. 263; vgl. a. Wad 
Vortr. (2) ©. 138. Dom Standpunkte des BGB. aus wird die Rechtshängigfeit noch ver- 
teidigt von Kohler Ztichr. f. d. EPr. XXIII ©. 490 und XXIV S. 25 ff. Dagegen Detfer 
Jur.Litt. Bl. 1898 ©. 233, Peterjen (5) N. 13. Vgl. a. Stein in Gaupp (9) N. VI3, ber 
die Rechtshängigfeit nicht ala einheitlichen Begriff gelten laffen will, übrigens ber Auf: 
rechnungseinrede bie prozefjualifchen Wirkungen der Rechtshängigfeit abipricht.] 

b) Wird die getrennte Verhandlung über die Klage zuerft zur Endentſcheidung 
reif, jo ift zu unterjcheiben: 

«) Die Klage wird durch fontrabiftorifches Urteil oder durch Verfäumnisurteil ab» 
gewieſen; dann erledigt fich der ganze Prozeß. Die Einrede ift gegenitanbslos; es fann 
darüber nicht verhandelt und nicht entfchieden werden. Dies gilt aud), wenn das Urteil 
noch nicht rechtskräftig ift. 

4) Die Forderung des Klägers wird als begründet befunden; dann ift Vorbehalts- 
urteil nach $ 302 zu erlaſſen. 

i) Wird dagegen bie getrennte Verhandlung über bie Einrede zuerft ipruchreif, jo 
ift durch Zwiſchenurteil ($ 303) feftzuftellen, daß die Einrede begründet oder unbegründet 
if. Das Zwiſchenurteil ift nicht felbftändig, jondern erft mit dem Endurteil anfechtbar. 
Es kann in der Verhandlung über die Klage verwertet werben, ohne daß die Anordnung 
der getrennten Verhandlung aufgehoben ift. 

k) Wie ift die Verfäumnis bes zur Verhandlung über die Einrebe beftimmten 
Termin: zu behandeln? Ein Zwifchenftreit im Sinne des $ 347 Abj. 2 ift der Streit über 
die Einrede nicht. Aber die Iſolierung der Einrebe erheiſcht ein VBerfäumnisverfahren. 
Dan wird daher die Vorjchriften der $$ 330 bis 346 entiprechend anzuwenden haben, 
Da der Beklagte in Anfehung der Einrede ber Angreifer it, fo ift $ 330 anwendbar, 
wenn er den Termin verfäumt, wogegen $ 331 zur Anwendung gelangt, wenn ber Kläger 
nicht erfcheint. Im erften Falle wird aljo durch Verfäumniszwifchenurteil ausgeiprodhen, 
dab die Einrede nicht begründet ift; im zweiten Falle wird das thatſächliche mündliche 


238 Erftes Buch. Dritter Abichnitt. 88 145, 146. 


Borbringen des Bellagten als zugeitanden anzunehmen und, foweit es bie Einrebe be 
gründet, durch Verſäumniszwiſchenurteil feitzuftellen fein, daß bie Einrede begründet ift zc. 
Ähnliche Situationen fünnen fich bei Anwendung bes $ 302 und des $ 541 ergeben. 

1) Wird neben der Aufrechnungseinzebe eine Widerklage auf den Überfhuß ber auf- 
gerechneten Forderung erhoben, jo fann die getrennte Verhandlung über die Klage und 
über die Aufrechnung ſowie die Verhandlung der Wiberflage in einem getrennten Prozefle 
angeordnet werden, worauf bie Verhandlung über die Aufrechnung mit der Verhandlung 
über die Wibderflage verbunden werden fann (arg. $ 147). [Die von Peterjen Ztichr. f. 
db. CPr. XIX ©. 117 ff. gegen dieſe Anordnungen vorgebradhten Bedenken haben gegen» 
über der neuen Faſſung des $ 145 feine Berechtigung mehr. Unerguidliche praftiiche 
Konfequenzen können fich bei diefer Komplikation faum in höherem Maße ergeben als 
auch ionjt bei der Anwendung des Abi. 3.) 

m) Die Vorſchrift des Abi. 3 findet auf die Einrede bed Zurüdbehaltungsrechts 
feine Anwendung. Die frühere Faſſung des $ 136 Abi. 2 ſchloß die gegenteilige Anficht 
[3- B. Langenfeld Retentionseinrede 118 N. 10] nicht unbedingt aus. Das NG. Entſch. 
XV Nr. 118 S.421 und EA. LI Nr. 61 hat fich gegen die Anwendung auf das Zurüd- 
behaltungsrecht erflärt. Die neue Faſſung ſchließt diefe Anwendung zweifellos aus, da 
die Geltendmachung des Zurüdbehaltungsrechts feine Aufrechnung ift. 

5. Im Urkunden: und Wechſelprozeß ift $ 145 Abi. 2 nicht anwendbar, weil feine 
Widerklage ftatthaft ift ($ 595 Abi. 1), $ 145 Nbj. 3 nicht, weil die illiquide Aufrech« 
nungseinrebe zu einem Vorbehaltsurteile nach $ 599 führt [Stein Urk.Proz. ©. 169 f.]. 
Am Eheprozeß und im Statusprozek ($$ 640 ff.) it die Trennung einer Widerflage nicht 
zuläffig, weil nur fonnere Widerflagen ftatthaft find ($ 615 Abi. 2, $ 633 Abi. 2, $ 640 
Abi. 2 Satz 2, $ 641 Abi. 3 Sak 2). 


$. 146, (137.) 

Das Gericht kann anordnen, daß bei mehreren auf denjelben Anfpruch Jich 
beziehenden jelbjtändigen Angriffs: oder Vertheidigungsmitteln (Klagegründen, 
Einreden, Repliken ꝛc.) die Verhandlung zunächſt auf eines oder einige diejer 
Angriff3- oder Vertheidigungsmittel zu bejchränfen jet. 


HE. 8 143, HE. 142 ff., 168 f., 5030 f., ne. 317, RB. 296 f., 557, 575 f., 590, 628, 647, €. I 
$ 130, €. II, III $ 181, M. 29 f., 134, MB. 55. 


1. Über den Unterfchied der Vorichrift des $ 146 von der Vorfchrift des $ 145 1. 
N.1 zu 8145. — Die Beſchränkung dient dazu, die Überfichtlichleit der mündlichen Ver: 
handlung zu wahren (Dot. 5. E. III S. 29 f., 134) und ſolchen Prozeßſtoff zurüdzuftellen, 
beffen Verhandlung möglicherweife durch die vorangehende Verhandlung über anderen 
Prozebitoff überflüffig wird. 

2. Über „Angriffs- und Verteidigungsmittel* und „jelbftändige‘ U. u. 
VM. ſ. Wach Vortr. (2) ©. 38 f. und Handb. J S. 289 ff., Pland Lehrb. I ©. 414 ff., 
v. Bülow Beitr. z. €. d. DR. XXU ©. 813, Schepers Beitr. 3. €. d. DR. XXIV 
©. 760 ff., Löning (Widerflage) Ztſchr. f. d. EPr. IV ©. 162 N. 211, Schollmeyer 
Zwiſchenſtreit ©. 31 bis 64, Lippmann Ard. f. c. Pr. LXV ©. 425 fi, ©. Hoffmann 
Beitr. 3. €. d. DR. XXVII S.193 ff., v. Kräwel Arc. f. c. Pr. LXVI ©. 315, 9. Meyer 
Ztſchr. f. d. EPr. VII ©. 303 f. Im Gefeß ift der Ausdrud „Ar u. VM.“ in ver: 
ſchiedenem Sinne gebraucht [die Nachweiſe ſ. bei Wach Hanbb. I ©. 289 ff]. In $ 146 
umfaßt der Ausdrud alles, was von den Parteien zur Begründung ihrer Anträge vor« 
gebracht wird, mit Ausnahme der bloßen Rechtsausführungen. Aucd Einwendungen gegen 
die ſog. Progebvorausfegungen oder gegen bie prozeflualiiche Zuläffigfeit eines Nechtömittels 
gehören zu den PVerteidigungsmitteln. Enger ift der Begriff „ſelbſtändige“ A.- u. UM, 
Selbftändig find die thatjächlihen Anführungen, über welche ein von dem übrigen Prozeh« 
ftoffe relativ unabhängiges Urteil möglich ift, weil fie ben Thatbeſtand einer Rechtanorm 
ausfüllen. Werden z. B. bei Geltendmachung des Cigentumsrechts mehrere Ermwerbs- 
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gründe behauptet, jo fann die Verhandlung zunähft auf einen Erwerbsgrund beichräntt 
werden. Ober: wenn bei Geltendmachung bes geſetzlichen Erbrechts behauptet wird, daß 
das den Bellagten zum Erben ernennende Tejtament aus zwei Gründen — etwa wegen 
eines Formfehlers und wegen Hanblungsunfähigfeit des Zeftatord — nichtig fei, jo fann 
die Merbandlung auf einen der Gründe beichränkt werben. Oder wenn der Anſpruch des 
Geifionard wegen Nichtigkeit bes Geffionsakts und wegen Nichtbejtehens des Anſpruchs bes 
ftritten wird, fann die Verhandlung auf den einen oder den anderen diefer Punkte be» 
Ichränft werben. Entiprechend verhält es fich, wenn mehrere jelbftändige Einreden geltend 
gemacht werden, 3. B. die Einrede der Verjährung und die der Aufrechnung oder des 
Erlaffes, und wenn eine Einrede ein felbjtändig zu beurteilendes Element enthält. Ebenjo 
verhält e3 fich mit den einzelnen Gruppen von wechfeljeitigen Anführungen, die ſich auf 
bie Anwendbarkeit prozejlualiicher Rechtönormen beziehen; es kann 3. B. die Verhandlung 
auf eine Prozekvorausfeßung, auf die Zuläffigfeit und orbnungsmäßige Einlegung des 
Einſpruchs oder eines Nechtsmittels, auf die Zuläffigfeit der MWiedereinjegung in ben 
vorigen Stand beichränft werden. 

Die Beſchränkung kann auch beichloffen werden, wenn einem Angriffsmittel ein 
Verteidigungsmittel gegenüberfteht und über beide Streit ift. Die Verhandlung kann zu» 
nädjt auf das Angriffsmittel beichränft werden. 

Die Verhandlung fann auch auf ein präjubizielles jelbjtändiges Angriffs- oder Ver: 
teibigungsmittel bejchränft werben, ohne Unterichied, ob Präjubdizialflage ($ 280) erhoben 
iſt oder nicht [vol. Wach PVortr. (2) S. 38, Schollmeyer a. a. O. S. 26 ff]. Auf einen 
von mehreren vom Stläger geltend gemachten Anfprüchen fann die Verhandlung beichräntt 
werden, wenn bie Enticheidung über einen der Anſprüche präjubiziell für den anderen ift 
oder wenn ein Anfpruch primär, der andere nur eventuell geltend gemacht ift lvgl. Wach 
Handb. I S. 296). 

Auch einzelne Beweisantretungen und Beweiseinreden können in dem angegebenen 
Sinne jelbftändig fein. Es kann 3. B. die Verhandlung auf einen Editionsantrag be- 
ichränft werben. 

3. Die Beihränfung der Verhandlung kann in jedem Stadium des Prozeffes, jedoch 
nicht vor münbdlicher Verhandlung, angeordnet werben. Die Anordnung erfolgt von Amts- 
wegen durch Beſchluß. Eine Partei kann fie anregen, fie hat aber fein Recht barauf und 
fann daher auch nicht verlangen, daß auf eine ſolche Anregung bin ein Gerichtöbeichluß 
gefaßt werde. Der Beichluß ift zu verkünden ($ 329 Abi. 1). Ein Rechtsmittel findet 
weder gegen ben Beſchluß noch gegen die Zurüdweifung eines Antrags auf Beſchränkung 
jtatt (arg. $ 567 Abſ. 1). Vgl. N. 2 litt. ce und N. 4 litt. f zu $ 145. 

4. Die Anordnung, dab die Verhandlung zunächſt auf ein jelbitändiges Angriffs- 
ober Verteidigungsmittel zu beichränfen fei, bewirkt, daß die Parteien in ihren mündlichen 
Vorträgen fih nur über den betreffenden Streitpunft äußern bürfen und daß einftweilen 
nur über diefen Punft Beweis erhoben wird. Der Vorfigende hat darauf zu achten, daß 
die Anordnung befolgt werde ($ 136 Abf. 1). Nach ber Durchführung der Verhandlung 
über den betreffenden Streitpunft kann je nad Umftänden ein Enburteil ($ 300), ein 
Zeilurteil ($ 301), ein Zwiſchenurteil ($ 303), ein bedingtes End», Teil-, Zwiſchenurteil 
(8 460, $ 461 Abi. 2) oder ein Beweisbeſchluß ($ 359, $ 461 Abi. 2) erlaffen, es kann 
aber auch ohne Urteil oder Beſchluß weiter über die übrigen Streitpunfte verhandelt 
werden. Geichieht diefes, fo tritt damit, auch ohne daß die Aufhebung des Beichränkungs:- 
beichluffes ausdrücklich ausgeſprochen wird, wieder bie Einheit ber Verhandlung für ben 
geſamten Prozehftoff ein; die Parteien fünnen daher auch in Bezug auf ben bereits burch- 
verhanbelten Streitpunft neues Material, insbejondere neue Beweismittel, vorbringen. 
Über die Wirkungen des Zwiichenurteils, des bedingten Zwiſchenurteils und des auf 
Eidesleiftung lautenden Beweisbeichluffes ſ. die Erläuterungen zu den $$ 303, 318, 460, 
461. — Ein Zwiſchenſtreit unter ben Parteien (vgl. R.3 zu $ 305) entfteht 
durch die Beſchränkung der Verhandlung nicht (vgl. N. 3 litt. b zu $ 347); aber wenn 
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ein Zwifchenftreit unter den Parteien vorliegt, fann die Verhandlung zunächſt darauf 
beſchränkt werben. 

5. Aus der Möglichkeit, nach der Beichräntung über den ganzen Prozekitoff zu ver- 
handeln, folgt, daß beim Ausbleiben einer Partei ein auf den ganzen Prozeß bezügliches 
Berfäumnisurteil ($$ 330, 331) zu erlaffen iſt. Ein Verfäumniszwifchenurteil ift nur dann 
zu erlaffen, wenn ein Zwiſchenſtreit unter ben Parteien vorliegt (ſ. N. 4 a. €.) und der 
Termin lediglich zur Verhandlung über den Zwiſchenſtreit beſtimmt war ($ 347 Abf. 2). 


$. 147. (138.) 

Das Gericht kann die Verbindung mehrerer bei ihm anhängiger Prozeſſe 
derjelben oder verjchiedener Parteien zum Zwecke der gleichzeitigen Verhandlung 
und Entjcheidung anordnen, wenn die Anfprüche, welche den Gegenftand diejer 
Prozeſſe bilden, in rechtlichem Zujammenhange ftehen oder in einer Klage hätten 
geltend gemacht werden fünnen. 

DE. 8 144, DE. 142 fi., 168 ff., 5081 f., NE. 8 138, NR. 297 f., 558, 578, E. 1814, €. I, ım 
8 182, RP. 55. 

Litteratur: U. Katz Ztſchr. f.d. Er. XXVIII ©. 63 ff. 

1. Verbindung mehrerer Prozefje derjelben Parteien. Vorausſetzungen: 
Anbängigfeit bei demfelben Geriht und alternativ rechtlicher Zufammenbhang oder bie 
Möglichkeit der fog. objektiven Klagenhäufung. Wegen des Begriffs „rechtlicher Zufammen= 
bang“ ſ. N.2 litt.e zu $33. Wegen der Möglichkeit der objektiven Klagenhäufung f. $ 260. 
Da an dieſer Stelle nichts weiter als die Zuftändigfeit desfelben Gerichts und Zuläffigfeit 
berjelben Prozekart gefordert wird, jo möchte e8 fcheinen, ala ob die alternative Voraus» 
feßung „rechtlicher Zufammenbang“ in $ 147 bedeutungslos wäre. Sie ift es deswegen 
nicht, weil unter dieſer Vorausfegung auch Prozeſſe, in denen biefelben Perſonen ver— 
ſchiedene Parteirollen haben, verbunden werden fünnen. 

2, Verbindung mehrerer Prozeije verfchiedener Parteien. Voraus— 
fegungen: Anhängigfeit bei demſelben Gericht und alternativ entweder rechtlicher Zuſammen— 
bang (ſ. NR. 2 litt. e zu $ 33) oder die Möglichkeit der Streitgenofjenidhaft ($$ 59, 60). 
Da nah $ 60 Streitgenofjenihaft (og. ſubjektive Hlagenhäufung) aud ohne rechtlichen 
Zuſammenhang bei bloßer Gleichartigfeit der Aniprüce (ſ. N.2 litt. b zu $$ 59, 60) mög- 
lich ift, fo ift das alternative Erfordernis „rechtlicher Zufammenhang“ für Verbindung 
mehrerer Prozeſſe verfchiedener Parteien injoweit bedeutſam, ala die Parteiftellung bie 
Vereinigung zu einer Streitgenoffenfchaft ausſchließt. 

3. Mehrere Prozefie, die bei verjchiedenen Kammern (Senaten) besfelben Gerichts 
anhängig find, fönnen verbunden werden. Die Verbindung eines Prozeffes, der bei einer 
Eivilfammer, mit einem Prozeffe, der bei ber Hammer für Handelsfachen desfelben Land— 
gerichts anhängig ift, ift nur zuläffig, wenn die in GVBG. $$ 103 bis 106 beftimmten 
Doraudfegungen zu einer Vermweifung von einer Kammer an bie andere gegeben find, 
Ausnahmen ſ. N. 6. 

4. Die Verbindung wird durch Beſchluß angeordnet. Der Beſchluß kann in jedem 
Stadium bes Verfahrens, in dem noc über die mehreren Prozeffe zu verhandeln ift, auch 
in der Berufungs- und in ber Revifionsinftanz, aber immer nur nad münblicher Ver— 
handlung in ber Inſtanz erlaffen werden. Der Beichluß ift von Amtswegen zu erlafjen. 
Die Partei fann die Verbindung anregen, bat aber fein Recht darauf. Der Beſchluß ift 
zu verfünden (5 329 Abi. 1). War bereits in beiden Prozeffen Termin auf benjelben 
Tag angeſetzt, jo kann auf den Verbindungsbeſchluß die „gleichzeitige” Verhandlung 
folgen. Außerdem muß die Vereinigung auf einen Termin herbeigeführt werden. Dies 
fann entweder dadurch geichehen, dat in beiden Prozefien mit dem Verbindungsbeſchluſſe 
der gemeinfame Termin verfündet wird ($ 218), oder dadurch, dab in dem einen Prozeſſe 
mit dem Werbindungsbeichluffe ein neuer Termin verfündet wird, der mit dem bevor— 
ſtehenden Termine bes anderen Prozefies zufammenfällt, oder auch dadurd, daß, nachdem 
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in einem Prozeffe ein neuer Termin bereits verfünbet ift, der Termin zur Verhandlung des 
anderen Prozeſſes auf denfelben Zag verlegt wird. Die Verlegung des Termins erfolgt 
durch das Gericht (nicht den Vorfigenden, dem die Zeitbeftimmung verbleibt) und ift den 
Parteien von Amtswegen bekannt zu machen ($ 329 Abi. 3). Weder bei Verkündung der 
Termine noch bei Zuftellung des VBerlegungsbeichluffes bedarf es ber Ladung oder der Ein- 
haltung der Ladungsfriſt; vgl. N.1 Ziff. III litt. b und Ziff. IV vor $214. — Gegen den 
Verbindungsbeſchluß ift fein Rechtsmittel zuläffig; ebenfomenig gegen Abweifung eines An— 
trags auf Verbindung [vgl. RG. 27. Juni 1889 Entſch. XXIV Nr. 79 ©. 367). 

5. Die Verbindung führt, wenn fie nicht nachträglich aufgehoben wird ($ 150), zu 
gleichzeitiger Verhandlung und Entiheidung. Eine Verfchiebung der Zuftändigfeit wird 
dadurch nicht herbeigeführt (ſ. N. 4 zu $ 5); denn die Verbindung hat feine rüdwirfende 
Kraft. Im übrigen aber treten die gleihen prozeſſualiſchen WVerhältnifie ein, wie wenn 
die mehreren Prozefie fchon bei der Slagerhebung verbunden worden wären [RG. 5. Juli 
1881 Entidh. V Nr. 95 ©.355, 11. Febr. 1882 VI Nr.130 ©. 416]. Iſt von den mehreren 
Prozefien einer vor den anderen zur Endenticeidung gereift, jo muß in diefem Prozefie 
das Enbdurteil erlafjen werden ($300 Abf. 2). Diefes Urteil ift fein Zeilurteil im Sinne 
bes 8301, meshalb $ 301 Abi. 2 bier nicht anwendbar ift. Mit dem Urteil ift die Ver— 
bindung aufgehoben. Sind die mehreren Prozefje gleichzeitig zum Endurteile gereift, jo 
ift ein einheitliches Urteil zu erlaffen. Die Trennung der verbundenen Prozeffe nur zum 
Zmwede der Urteilsfällung und die Zerlegung der Enticheidung in zwei äußerlich getrennte 
Urteile ift inforreft [vgl. RG. 10. Oft. 1901 Entſch. XLIX Nr. 102 ©. 401 ff]. Den 
Parteien der mehreren Progefie jteben auch gegen das Urteil jelbftändige Rechtsmittel zu. 
Wird gegen das Urteil von einer Partei unter Ausführung mehrerer, wenn auch auf die 
verichiedenen Prozefie bezügliher Beichwerden ober von mehreren Parteien gemeinfam 
die Revifion eingelegt, fo werden nach $ 546 Abi. 2 verb. mit $5 bie Beichwerbeiummen 
zufammengerechnet (vgl. R.4 g. E. zu $5 und N.4 litt. e zu $ 546). Nah RG. 10. Oft. 
1901 Entid. XLIX Nr. 102 ©. 401 ff. findet aud dann Zuſammenrechnung ftatt, wenn 
jtatt eines Urteils gleichzeitig zwei äußerlich getrennte Urteile erlaffen wurben. 

6. Geboten ift die Verbindung mehrerer Anfechtungsprozefie gegen ein Ausſchluß— 
urteil ($ 976 Abi. 2), gegen einen Beſchluß der Generalverfammlung einer Attiengejell« 
ichaft, einer Kommanditgefellihaft auf Aktien (HGB. $ 272 Abi. 2 Sat 3, $ 320 Abi. 3) 
und einer Genoffenichaft (Gen.Gej. $ 51 Abi. 3 Sak 4); ferner die Verbindung mehrerer 
Prozeffe, in denen auf Nichtigkeit einer Aktiengeiellichaft oder einer Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien geflagt wird (HGB. $ 309 Sa 2, $ 320 Abi. 3) und mehrerer Prozefie, in 
denen die im Genoffenichaftstonturs erfolgte Vorſchuß-, Zuſatz- oder Nachſchußberechnung 
angefochten wird (Gen.Gef. $ 112 Abi. 2 Satz 1, $ 113 Abf.1 Sak 2, $ 114 Abi. 2, 8 129 
Abi. 3). Die in dieſen Gejeßen gebotene Verbindung ift auch dann zu beichließen, wenn 
eine ber Klagen vor der Kammer f. HS., die andere vor ber Civilfammer zur Verband: 
lung gebracht wird, was nad GVG. $ 102 möglich ift; denn die bezeichneten Vorfchriften 
find im Verhältniffe zu den Vorichriften des GVBG. die fpezielleren Rechtsnormen. Das 
Geriht kann in ſolchen Fällen beide Prozefie von Amtswegen an die Eivilfammer oder 
an die Sammer f. HS. verweifen. Das im GBG. $ 104 Ab. 1 für die Verweiſung an 
die Hammer f. HS. aufgejtellte Erfordernis eines Antrags des Bellagten paßt nicht für 
den Fall, dab das Gericht die Verbindung von Amtswegen auszufprehen hat. — Die 
in $ 976 Abj. 2, im HGB. und im Gen.Gef. gebotene Verbindung ift nur durchführbar, 
wenn die mehreren Prozefje in derfelben Inftanz anhängig find. Übrigens ift in allen 
Fällen mit Ausnahme des HGB. $ 309 das Klagerecht befriftet ($ 976 Abſ. 1 Sap 1, 
HGB. $ 271 Abf. 2, Gen. Geſ. $ 51 Abi. 1 Sa 2, H 111 Abſ. 1 Sa 3), wodurch das 
Anhängigfein in verjchiedenen Inſtanzen zegelmäßig verhütet wird. 

7. Nach Art. 52 des internationalen Übereinftommens über den Eifenbahnfracht 
verkehr (RGBl. 1892 ©. 793) ift die Verbindung des Rüdgriffverfahrens (Art. 47) mit 
dem Entihäbdigungsverfahren zuläffig. 

2. Seuffert, Givilprogehorbnung I. 10. Aufl. 16 
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$. 148. (139.) 


Das Gericht kann, wenn die Entjcheidung des Rechtsjtreit3 ganz oder 
zum Theil von dem Bejtehen oder Nichtbeftehen eines Rechtsverhältnifjes ab: 
hängt, welches den Gegenjtand eines anderen anhängigen Nechtsjtreits bildet 
oder don einer Verwvaltungsbehörde feitzuftellen tft, anordnen, daß die Ver: 
handlung bis zur Erledigung des anderen Rechtsjtreits oder bis zur Ent: 
jcheidung der Verwaltungsbehörde auszujeßen jei. 

HE. 8 145, HR. 142, 174 f., 3878, 5038 f., NE. 8 819, NP. 298, 537, €. 18132, E. II, III 5 138, 
M. 136, AB. 55, 527, 542 f. 

1. Ausfeßung wegen Präjudizialität eines den Gegenftandb eines 
anderen anhängigen Redtsftreits bildenden Redhtsverhältnifies. 

a) Präjubizialität ift vorhanden, wenn die Enticheidung des Rechtöftreits, deſſen 
Ausiehung in Frage fommt, ganz oder zum Teil davon abhängt, ob das Rechtsverhältnis, 
welches den Gegenitand eines anderen anhängigen Prozeffes bildet, beſteht oder nicht beſteht. 
Diefe Abhängigkeit der Enticheidung kann ſich nicht bloß daraus ergeben, daß das ben 
Gegenitand bes anderen Verfahrens bildende Rechtsverhältnis präjudiziell für den Klage» 
grund, fondern auch daraus, daß es präjudiziell für eine geltend gemachte Verteidigung 
ober eine Replik ift. Gegenftand eines anderen Verfahrens ift das präjudizielle Rechts» 
verhältnis nicht nur, wenn es in dem anderen Verfahren den Klagegrund bildet, jondern 
auch, wenn es zur Verteidigung geltend gemacht wird. Daher ift 3. B. die Ausfegung 
eines Nechtöftreits möglich, in dem eine Forderung eingeflagt ift, die in dem anderen 
Rectsjtreite zum Zwede der Aufrechnung geltend gemacht wurde [aM.: bay. ob. LG. Bl. 
f. RA. LXXII ©. 119). 

Nicht erforderlich zur Ausſetzung iſt, daß das Urteil des anderen Prozeſſes ver— 
möge ſeiner materiellen Rechtskraft das Gericht des auszuſetzenden Prozeſſes binden wird. 
Es genügt, wenn das Urteil des anderen Prozeſſes, ohne das Gericht zu binden, doch für 
den Richter des auszuſetzenden Prozefies als ein fein Urteil beeinfluffendes Moment in 
Betracht fommen kann [vgl. Pland Mehrheit der Rechtäftreitigfeiten S.179 f., Wetell Spit. 
(3) 864 N. 40 f., KG. Berlin Redtipr. db. OLG. XI ©. 68]. Von dieſem Gefichtspunft 
aus kann 3. B. ausgejeht werben der Prozeß gegen einen Gefamtichuldner bis zur Er: 
ledigung des bereits weiter entwidelten Prozeffes gegen einen anderen Gejamtichuldner, 
der Prozeß eines Miterben wegen einer Nachlaßforderung bis zur Erledigung des Pro: 
zefles, in welchem ein anderer Miterbe diejelbe Forderung geltend gemacht hat, der Prozek 
gegen den Ehemann auf Duldung der Zwangsvollſtreckung (vgl. $ 739) bis zur Erledigung 
des Prozefles, in welchem diefelbe Forderung gegen die Frau eingeflagt ift ꝛc. Hängt 
die Enticheidung des Rechtsſtreits nur zum Zeil von dem Beitehen oder Nichtbeftehen des . 
Rechtsverhältniſſes ab, welches den Gegenſtand des anderen Verfahrens bildet, fo kann der 
Rechtsſtreit nur infoweit ausgefegt werben, als die Entjcheidbung von dem Beftehen oder 
Nichtbeitehen des Rechtöverhältniffes abhängt [vgl. NG. 12. Sept. 1889 Entſch. XXIV Nr.83 
©. 382 f.]. 

b) Nicht Präjudizialität, Tondern Identität der Streitfadhen liegt vor, wenn über 
denjelben Anipruch ein anderer Nechtöjtreit unter denſelben Parteien anhängig ift. In 
diefem Falle fann die Einrede der Nechtshängigkeit ($ 263 Abi. 2 Nr. 1, $ 274 Abi. 2 
Nr. 4) erhoben und die zweite Klage abgewiejen werden. Ausſetzung fann jedenfalls dann 
nicht in Frage fommen, wenn biefe Einrede erhoben ift lvgl. RG. 11. Febr. 1881 Entich. 
Ill Nr. 113°&. 401 ff., 28. März 1890 XXVI Nr. 74 ©. 369]. Wird die Einrede der 
Nechtshängigkeit nicht erhoben, fo ift es einigermahen zweifelhaft, ob das Gericht mit Rüd- 
fiht auf die aus dem anderen Prozeß möglicherweife erwachſende Einrede der abgeurteilten 
Sade die Auslegung beichließen kann. Da die Möglichkeit befteht, daß die Enticheidung 
des anderen Prozefjes für den auszufegenden Prozeß bedeutiam wird, wird man die Aus» 
fegung für zuläffig erachten müſſen. [Vgl. Pland Lehrb. 1 S. 275 ff, Wilm, Levy (7) N. 1 
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zu $ 139 alt, Gaupp (9) N. II2, Peterjen (5) N. 6, Vierhaus Ztichr, f. db. EPr. VE. 74f. 
AM.: Strudm. Koch (8) N. 1, Schollmeyer Komp.Einr. ©. 102.] 

c) Zuläffig ift die Ausſetzung, wenn ein in dem auszufegenden Prozeſſe verteidigungs- 
weije geltend gemachtes Rechtöverhältnis mit dem in einem anderen Prozeffe klageweiſe 
geltend gemachten Rechtsverhältnis identifch ift [vgl. RG. Entih. XXXVI Nr. 104 ©. 373, 
OLG. Hamburg SA. L Nr. 127, OLG. Dresden Ztichr. f. d. EPr. VIS. 489, VII ©. 98]. 
Über die frage, ob eine rechtshängige Forderung aufgerechnet werden kann, ſ. N.2 Ziff. I 
litt. en zu 8 263. Kann fie aufgerechnet werden, jo fann ber Prozeß, in welchem bie 
Aufrechnungseinrede geltend gemacht wird, wegen Präjubizialität des anderen Prozefles 
ausgeſetzt werben. 

d) Es muß ein Rechtöftreit über das präjudizielle Rechtsverhältnis ſchon und nod) 
bei einem Gerichte — ordentlichem oder befonderem, ftaatlichem oder Schiedögericht [OLG. 
Jena SA. XLII Nr. 61] — auhängig fein. Über Beginn und Ende der Rechtshängig- 
feit ſ. N. 1 zu 8263. Nicht notwendig ift, daß die Parteien des anderen Rechtsſtreits mit 
den Parteien des Rechtsftreits, in welchem die Ausſetzung beichloffen wird, identiich find. 

e) Die Ausſetzung it fafultativ. Das Gericht ift durch die Rechtshängigleit des 
Präjudizialpunftes nicht gehindert, den präjubizierten Prozeß durchzuführen und über den 
Präjudizialpunft in den Gründen zu enticheiden. Eine in dem zweiten Prozek erhobene 
Präjudizialflage ($ 280) wäre wegen Rechtshängigfeit durch absolutio ab instantia zurück- 
zuweilen [ogl. Schollmeyer Kompenfationseinrede S. 46 N. 2, Vierhaus Ztichr. f. d. EPr. 
V 6. 74f, RG. 11. Febr. 1881 Entſch. II Nr. 113 ©. 403]. 

Der Saß bes gemeinen Prozekredts: „Per minorem causam maiori cognitioni 
praeiudicium fieri non oportet” (l. 54 D. de iudic. 5, 1) nebſt den Vorichriften darüber, 
was maior causa ijt, iſt durch die Prozeßordnung befeitigt, da dieje einen Zwang zur 
Ausfegung der minor causa nur in den Fällen ber $$ 151 bis 154 fennt [vgl. RO. 
Entih. V Nr. 101 ©. 375). 

2. Ausſetzung wegen Präjudizialität eines von einer Verwaltungs— 
behörde feitzuftellenden Redhtsverhältniffes. 

a) Über Präjudizialität vgl. N. 1 litt.a. Welche Nechtsverhältniffe von einer Ver: 
waltungsbehörbe feftzuitellen find, ift nach Reiche» und Landesrecht zu beurteilen. [Bal. 
die insbefondere auf Bayern Rüdficht nehmende Erörterung von Hauſer Ztichr. f. R. u. 
ER. IV S. 241.) Daß ein Verfahren über das präjudizielle Nechtsverhältnis bei ber 
Permwaltungsbehörbe ſchon begonnen hat, ift zur Auslegung nicht erforderlich. 

b) Die CPrO. nötigt nicht zur Ausießung, ſondern ftellt fie in das richterliche Er- 
meſſen. Dom Standpunkte der CPrO. aus ift es nicht unzuläffig, daß das Gericht ohne 
Ausfegung den Prozeh fortſetzt und über die dem öffentlichen Recht angehörende Vorfrage 
enticheidet [vgl. bay. ob. LG. BI. f. RA. LXX ©. 394]. Doc darf aus $ 148 nicht ge- 
gefolgert werben, dab die CPrO. den Gerichten die Zuftändigfeit zur Enticheidung prä- 
judizieller Verwaltungsfragen unabhängig von den Reichs- und Landesgeſetzen gemwähre. 
[Bon diefer irrtümlihen Anfiht ift Haufer a. a. O. S. 257 nicht frei. Dagegen: Wad 
Handb. I ©. 87 bei N. 22 und RG. 11. Apr. 1900 Beitr. 3. E. d. DR. XLIV ©. 1134.] 
Ob die Gerichte dazu befugt find, ift nach dem Landesrechte zu beurteilen. Haben fie 
dieje Befugnis nicht (fo nach dem in Elſaß-Lothringen geltenden Rechte), fo müſſen fie 
ben präjudizierten Rechtöftreit ausſetzen; aber diefe Notwendigfeit ergiebt fich nicht aus der 
CPrO. fondern aus dem betreffenden Landesrechte. ft den Gerichten die Befugnis zur 
Beurteilung öffentlicherechtlicher Präjubizialpunfte nicht entzogen, jo fönnen fie immer 
noch die Ausiegung nach $ 148 beſchließen, find aber dazu nicht genötigt. Beſchließt das 
Gericht die Ausießung, jo ift damit nicht entichieden, daß es fih an die Enticheidung ber 
Derwaltungsbehörde gebunden erachte. Ob es daran gebunden ift, ift eine nach dem öffent: 
lichen Rechte zu beantiwortende fyrage. Es ift davon auszugehen, daß die Gerichte nur ge: 
bunden find, wenn ein Reichs- oder ein Landesgeſetz die Gebundenheit vorjchreibt. Solche 
reihögeiegliche VBorfchriften enthalten: RG. betr. die Pens. v. Militärperf. v. 27. Juni 1871, 
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RGBl. S. 275, $ 115 mit $$ 113, 114 (vgl. a. RG. betr. die Gewährung von Unter: 
ftüßungen zc. v. 14. '. Jan. 1894, RGB. ©. 107, $ 6 Abſ. 2 und RG. betr. die Fürſorge 
für Witwen u. Waifen ꝛc. v. 13, Juni 1895, RGBL. S. 261, $ 13); Patentgef. v. 7. rs 
1891, RGBl. S.79, 85 Abf. 2; Gew.Ordn. $ 51 Abſ. 2, Gem.Unf.Verj.Gef. $ 139 Abf. 3, 
RG. über d. Penf. d. Offiziere zc. dv. 31. Mai 1906 (RED. ©. 565) $ 40, RG. über db. 
Verſorg. d. Perf. d. Unterflaffen d. Neichöheeres ıc. v. 31. Mai 1906 (REGAL. ©. 593) $ 43. 
— Iſt das Gericht nach Reichs- oder Landesgeſetz an die Enticheidung der Verwaltungs: 
behörde gebunden, fo folgt daraus immer noch nicht, daß das Gericht den Rechtsſtreit 
ausfegen muß, bis die Verwaltungsbehörde entſchieden bat [vgl. RG. 19. Febr. 1903 Entich. 
LIV Nr. 10 ©. 33 in Bezug auf Gew. Unf. Verſ. Geſ. $ 139 Abf. 3]. — Entſcheidet das 
Gericht eine öffentlich-rechtliche Vorfrage, fo ift die gerichtliche Enticheibung darüber für 
die Verwaltungsbehörde nicht bindend. 

e) Nicht Ausfegung des Prozefles, ſondern Abmweifung der Klage erfolgt, wenn nad 
Reichs- oder Landesgeſetz vor Betrerung des Rechtswegs die Verwaltungsbehörben an— 
gegangen werden müfien und dieſen VBorfchriften vor Erhebung der Klage nicht entiprochen 
ift [bay. ob. LG. BL. f. RA. LX ©. 314]. Dabei macht es keinen Unterfchied, ob die vor 
Petretung des Rechtswegs zu erholende Enticheidung oder Anordnung der Verwaltungs: 
behörde das Gericht bindet oder nicht. Reichsgeſetzliche Vorſchriften, die die Betretung 
des Rechtswegs von ber vorherigen Angebung einer Verwaltungsbehörde abhängig machen, 
find enthalten in RG. v. 27. Juni 1871 betr. die Penfionierung x. von Militärperfonen 
(RGBl. ©. 275) $$ 113, 114; RG. v. 21. Dez. 1871 betr. d. Beſchr. d. Grundeigent. in 
d. Umg. dv. Feſtungen (RGEBl. S. 459) 88 40 bis 42; Neichsbeamtengef. v. 31. März 1873 
(RGBl. ©. 61) 88 134 bis 147, 149, 150, 155; Steandungeorbnung v. 2: Mai 1874 
(RGBl. ©. 73) $$ 36 bi bis 40; Krankenverſ. Geſ. in d. F. v. 10. Apr. 1892 (RGEBl. ©. 417) 
88 58, 65, 872 Abſ. 3, 4, $73 Ab. 1, $ 76, $ 760 Abi. 2 ; Zelegr.Gel. v. J Dez. 1899 
(RG. ©. 705) $ 13 Abi. 2, 3; Gew.Unf.Berj.Gef. in ıd. F. d. Bel. v. 5. Juli 1900 
(RGBl. S. 585) $ 14; Unf.Beri. Gef. f. Lande u. Forſtwirtſchaft (RGBl. 1900 S. 641) 
$ 14 Abf. 2; Bau-Unf. Verſ. Geſ. (RGBl. 1900 S. 698) $ 9; See-Unf.Verf.Gef. (REBl. 
1900 &. 716) 620 Abi. 3; Gew.Ordn. in y F. d. Bel. v. 26. Juli 1900 (RGBL. ©. Äh, 
$ 75, $ 911 Abſ. 1; Seemannsordnung v. 2. Juni 1902 (RGBL. ©. 175) $ 57 Abi. 3 
$$ 78, 130; RG. v. 14. Yuli 1904, betr. die e Entfchäbigung für unschuldig erlittene Unter- 
ſuchungshaft (AGBl. 5. 321) 86; RG. v. 31. Mai 1906 über d. Penſ. d. Offiziere xc. 
(RGBl. ©. 565) $ 39 Abi. 1 Nr. 3; RG. v. 31. Mai 1906 über d. Verſorg. d. Peri. d. 
Unterklaſſen d. Neichöheeres x. (NEL. ©. 593) $ 42 Abi. 1 Nr. 2. Derartige Vor: 
ichriften preußischer Geſetze ſ. Wilm. Levy (7) S. 248. Nach dem bay. AG. z. CPrO. Art. 2 
ift die Betretung des Rechtswegs gegen den Fiskus erft geitattet, nachdem die Verwaltungs: 
behörde vergeblih um Abhülfe angegangen ift. Dazu Bonſchab BL. f. RU. LX ©. 385 ff., 
Ruß eod. LX1 ©. 148, 161 ff. 

3. Die Ausfegung fann auf Antrag oder von Amtöwegen, aber nur nach münblicher 
Verhandlung beichloffen werden. Der Antrag fann in der erften und in der Berufungss» 
inftanz gejtellt werben. In der Revifionsinftanz nicht mehr, weil das Revifionsgericht 
nur mit der frage befaßt ift, ob eine Rechtsnorm verlegt ift [RG. 19. Sept. 1889 Entſch. 
XXIV Rr. 83 &. 382]. Der Antrag fann nur in mündlicher Verhandlung geftellt werden. 
Dor der Enticheidung muß über den Antrag mündlich verhandelt werben. Enticheidung 
ohne mündliche Verhandlung ift hier nicht, wie in $ 248 Abf. 2 für die Fälle der Ausfeßung 
nad) $$ 246, 247, zugelaffen und paßt für die Ausiegung auf Grund ber $$ 148, 149 
ebenfowenig wie für die Ausſetzung nad) $ 65, $$ 151 bis 154, 620, 621, weil it fich ber 
Prozeßſtoff erit aus der mündlichen Derhandlung definitiv ergiebt und daher ohne münd— 
liche Verhandlung gar nicht beurteilt werben fann, ob die Enticheidung von dem Beitehen 
ober Nichtbeftehen eines anderen Rechtöverhältniffes abhängt und ob die Ermittelung ber 
ftrafbaren Handlung für die Entſcheidung von Einfluß ift. [Ebenfo: Strudm. Koh (8) N.2 
zu $$ 148,149, Gaupp (9) N. III, Pland Lehrb. I S. 520, RG. 15. Nov. 1897 Entid. XL 
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Nr. 102 ©. 373. Dagegen nehmen Wilm. Levy (7) N. 1 zu $ 139 alt, Peterfen (5) N. 3 zu 
88 148, 149 und RG. 31. März 1892 Entich. XXIX Nr. 101 S. 383 an, daß die Vorichrift 
des 8 245 Abf. 2 auch für die Ausfegung nach 88 148, 149 gelte und daß daher bie Ent- 
fcheidung ohne mündliche Verhandlung möglich fei; vgl.a. RG. 13. Juni 1894 SW. L 
Nr. 280.] Liegt die Sache fo, daß die Enticheidung nur zum Teile von der Enticheidung 
bes anderen Nechtöftreit3? oder von der Enticheidung einer WVerwaltungsbehörde abhängt, 
jo fann partielle Ausfegung angeordnet werden [RG. 19. Sept. 1889 Entich. XXIV Nr. 83 
©. 382]. — Auf Grund des $ 252 findet gegen den Ausjegungsbeichluß die Beſchwerde, 
gegen Abweijung des Antrags auf Ausſetzung die fofortige Beichwerde ftatt [RG. 9. Juli 
1884 Entſch. XV Nr.123 ©. 427, 7. März 1887 XVII Nr. 39 ©.188, 1. Febr. 1892 XXIX 
Nr.88 5.341]. Die Beichwerde kann feinen Erfolg mehr haben, wenn der Prozeß durch 
ein, wenn auch noch anfechtbares, Urteil in der Inſtanz beendigt ift [RG. 1. Febr. 1892 
Entich. XXIX Nr.38 &.340]. — Wirkung des Ausfegungsbeichluffes j. $ 249; Aufnahme 
des ausgeſetzten Verfahrens ſ. $ 250; Wiederaufhebung des Beichluffes j. $ 150. 

4. a) Im Urkunden und Wechſelprozeß ift eine Ausjegung nad) $ 148 zwar 
nicht grundiäglich ausgeichloffen, aber die Rüdficht auf das Bedürfnis der Beichleunigung 
derartiger Prozeſſe ſowie die Erwägung, daß der präjudizielle Prozeß noch im Nachverfahren 
($ 600) berüdfichtigt werben fann, dürften das Gericht veranlafjen, nur unter befonderen 
Umftänden die Ausjegung zu befchließen [vgl. Stein Urt. Proz. S.70, RG. 3. Ian. 1898 
IW. S. 68 f. Nr. 4, 17. Jan. 1903 JW. ©. 98 Nr. 5]. 

1) In dem einen Arreft oder eine einjtweilige Verfügung betreffenden Ver: 
fahren ift eine Ausſetzung bis zur Erledigung der Hauptfache (über diefen Begriff ſ. N. 1 
litt. a zu $ 926) unftattbaft, weil fie dem Zwecke des Arreſt- und PVerfügungsverfahrens 
wiberipräde [val. NG. 20.Nov. 1897 IW. 1898 ©. 4, OLG, Preslau SA. LIL Nr. 133, 
Ztſchr. f. d. EPr. XXIII ©. 320). Ausjegung wegen Präjudizialität eines anderen Der: 
fahrens ift zwar nicht grundiäglich ausgeichloffen, aber faum jemals angezeigt. 


$. 149. (140.) 
Das Gericht kann, wenn fich im Yaufe eines Rechtsſtreits der Verdacht 
einer jtrafbaren Handlung ergiebt, deren Grmittelung auf die Entjcheidung 
von Einfluß ift, die Ausjegung dev Verhandlung bis zur Erledigung des 


Strafverfahrens anordnen. 


HE. 8 146, HE. 142, 174 ff., 2589 f., 3873 f., NE. 8 320, NE. 298, 308, E. 18138, E. IL, IM 
$ 134, M. 186, 212 ff., EB. 55, 527, 642 fi, zur StErD. a28 ff. 


1. Der Verdacht der jtrafbaren Handlung kann gegen eine Partei, einen Zeugen, 
einen Sachveritändigen oder auch gegen eine bei dem Prozeife nicht beteiligte Perfon, 3.2. 
ben Rechtsvorgänger des Klägers, gerichtet fein. Die Ausfegung ift insbejondere angezeigt, 
wenn fich der Verdacht ergiebt, dab eine Partei oder ein Zeuge einen falichen Eid ge: 
ſchworen hat, immer vorausgejeht, daß die Ermittelung die Entſcheidung noch beeinflußt. 
[Wegen des Mangels diejer Vorausfegung hält das RG. 20. Mai 1895 Entſch. XXXV 
Nr. 113 ©. 412 die Ausfeßung des Verfahrens über den Betrag des ftreitigen Anſpruchs 
nicht mehr für zuläffig, wenn der Eid, in Anſehung deſſen das Strafverfahren eingeleitet 
werben joll, in dem durch rechtsträftiges Zwiſchenurteil ($ 304) abgeichloffenen Verfahren 
über den Grund des Anipruchs geleiftet worden ift. Die Richtigkeit diefer Enticheidbung 
muß bezweifelt werben, da ber Ausgang bed Strafverfahrens zur Aufhebung des Zwiſchen— 
urteils führen fann (vgl. $580 Nr. 1, 3) und das Endurteil von deffen Vorhandenſein ab- 
hängt.] Die Ausjegung kann mit Rüdficht auf die Vorfchriften der $$ 457, 470 auch 
megen des Verdachts angeordnet werben, dab fich der Schwurpflichtige einer wiflentlichen 
Verlegung der Eidespflicht außerhalb des betreffenden Prozefies fchuldig gemacht hat [RG. 
20. Yuni 1895 Entſch. XXXV Nr. 11 8.416]. — Daß ſchon ein Strafverfahren eingeleitet 
ift, ift nicht erforberlih. Das ausjegende Gericht muß den Verdacht haben; es genügt 
nit, daß eine Partei einen folden Verdacht äußert [RG. 9. Juli 1884 Entſch. XV 


246 Erftes Buch. Dritter Abſchnitt. 88 149, 150. 


Nr.123 S. 427]. In der Revifionsinftanz fann die Ausſetzung des Verfahrens auf Grund 
des $ 149 nicht mehr beantragt werben, weil die Enticheidung des nur mit ber Redts- 
frage befakten Revifionsgerichts nicht von dem Ausgang eines Strafverfahrens beeinflußt 
werden fann [RG. 17. Nov. 1833 Entid. XI Nr. 92 ©. 365]. 

2. Das Strafverfahren ift nicht bloß dann erledigt, wenn ein Strafverfahren durch 
Einftellung (StPrO. $$ 168, 196) oder rechtöfräftiges Endurteil (StPrO. $ 259) oder Zu— 
rüdnahme der Privatllage (StPrO. $ 431) oder wegen Tobes des Privatflägers (StPrO. 
$ 433) beendigt worden ift, ſondern auch, wenn die Staatsanwaltihaft ohne Einleitung 
eines vorbereitenden Verfahrens einem bei ihr angebrachten Antrag auf Erhebung ber 
öffentlichen Klage feine Folge giebt (StPrO. $ 169) und diefer Beichluß rechtäfräftig ge— 
worben ift. — Der Ausgang des Strafverfahrens bindet das Civilgericht nicht; vgl. EG. 
814 Abi. 2 Mr. 1 und die N. 2 litt. a dazu. 

3. Auf den Ausiegungsbeihluß, deſſen Wirfung, die Aufnahme des Verfahrens 
und die Wiederaufbebung des Beichluffes findet N. 3 zu $ 148 entiprechende Anwendung. 
Hat das Gericht die Ausfegung beichloffen, fo kann es die Akten der Staatsanwaltichaft 
überjenden. 

4. Im Urkunden: und im Wechſelprozeß ift $ 149 anwendbar [vgl. Stein Urkunden- 
prozeß ©. 171f., RG. 5. Mai 1885 Entich. XIII Nr. 100 ©. 377). Ebenio in dem einen 
Arreft oder eine einitweilige Verfügung betreffenden Verfahren, wobei jedoch mit Rüdficht 
auf die Zwecke diejes Verfahrens (Sicherung ber künftigen Vollitredung oder Regelung eines 
einftweiligen Zuftandes) eine gewiſſe Vorficht geboten ift. 


8. 150, (141.) 
Das Gericht kann die von ihm erlaffenen, eine Trennung, Verbindung 


oder Ausjegung betreffenden Anordnungen wieder aufheben. 
90. 9.107, DE. 5084, 6518 f., NE. 8 321, NP. 304 f., E. 18184, E. IT, III $ 185, M. 136, 


1. Die nah $ 145 beichloffene Trennung fann nur aufgehoben werden, wenn bie 
getrennten Prozeſſe noch in der gleichen Inftanz anbängig find. Die Aufhebung erfolgt 
nach mündlicher Verhandlung, von Amtswegen oder auf Antrag durch Beſchluß. Dieſer 
ift zu verkünden, er ift nicht ſelbſtändig anfechtbar (arg. $ 567 Abi. 1). Zur Herbei— 
führung der einheitlichen Berhandlung ift zu verfahren, wie nah dem Verbindungs— 
beichluffe; vgl. N. 4 zu $ 147. 

2. Der nach $ 146 ergangene Beihräntungsbeihluß ift in $ 150 wohl unter 
den eine Trennung betreffenden Anordnungen inbegriffen. Jedenfalls fann das Gericht 
auch eine folche Anordnung duch Beſchluß wieder aufheben. Bon dem Beſchluſſe gilt 
das in N. 1 Gelagte. " 

3. Die nach $ 147 beichloffene Verbindung fann nad mündlicher Verhandlung von 
Amtsmwegen oder auf Antrag dur Beſchluß aufgehoben werden. Bon dem Beichluffe ailt 
das in N. 1 Geſagte. 

4. Die nad) $ 148 oder $ 149 beichloffene Ausſetzung fann von Amtswegen oder 
auf Antrag aufgehoben werden. Die Aufhebung kann ohne mündliche Verhandlung durch 
einen beiden Parteien zuzuftellenden Beichluß erfolgen. [Qgl. Strudm. Koch (8) N.1, Wilm. 
Levy (7) N. 4 zu $ 141 alt, Peterien (5) N. 3. Teilweiſe and. Mein.: Pland Lehrb. I S. 553 
und Gaupp (9) N. II2,. die mündliche Verhandlung zwar nicht bei Aufhebung von Amts- 
wegen, wohl aber dann für nötig halten, wenn die Aufhebung von der Partei beantragt 
wird, und daher für diefen Fall verlangen, daß der Antragjteller den Gegner zur mündl. 
Verb. lade] Nach Zuftelung des Aufhebungsbeichluffes kann jede Partei um Termins— 
beftimmung nachſuchen und den Gegner laden. Don Amtswegen findet weder Ladung 
noch Terminsbeitimmung Statt. Vgl. Wilm. Levy (7) N. 4 zu $ 141 alt, Gaupp (9) R.Il2a, 
Fiſcher Beitr. 3. Ed. DR.XXV S. 673. AM.: Strudm. Koch (8) NR. 2 auf Grund einer 
unrichtigen Außerung in den Mot. z. €. II ©. 158.) Gegen die Aufhebung der Aus— 


$8 150, 151. Erfter Titel. Mündliche Verhandlung. 247 


ſetzung findet nad) Analogie des $ 252 die fofortige Beſchwerde ($ 577), gegen die Ab- 
weifung eines Antrags auf Aufhebung der Ausfegung die einfache Beichwerde ftatt; denn 
in der Wirkung läuft die gegen den Willen einer Partei erfolgende Aufhebung der Aus« 
ſetzung auf Ablehnung eines Ausfegungsantrags, bie Abweifung eines die Fortſetzung bes 
Prozeſſes bezwerdenden Antrags aber auf weitere Ausjegung hinaus, 

Was von ber Aufhebung der nach $$ 148, 149 angeordneten Ausſetzung gejagt it, 
findet auf die Aufhebung einer nad) 8$ 65, 247 angeordneten Ausfegung entiprechende An» 
wendung, weil auch in biefen Fällen eine prozekleitende, dem Ermeſſen des Gerichts anheim— 
gegebene Anordnung vorliegt. Anders fteht die Sache bei der obligatoriichen Ausſetzung 
nach $ 246. Dieje fann nur nach $ 250 beendigt werben [vgl. Pland Lehrb. I ©. 523]. 


$. 151.* (141a.) 

Hängt die Entjcheidung eines Nechtsitreits davon ab, ob eine Ehe nichtig 
ist, jo hat das Gericht, wenn die Nichtigkeit nur im Wege der Nichtigfeits- 
lage geltend gemacht werden fann, auf Antrag das Verfahren auszufegen und, 
fall3 die Nichtigfeitsflage noch nicht erhoben ift, eine Friſt zur Erhebung der 
Klage zu beitimmen. it die Nichtigfeitsklage erledigt oder wird fie, nicht vor 
dem Ablaufe der bejtimmten Frift erhoben, fo ift die Aufnahme des ausgejegten 


Verfahrens zuläffig. 
1. Entw. e. EG. 5. BB. Urt. 11 Nr.1 8 139 Abi. 2, Mot. dazu ©. 74 unb Mot. 3. 1. Entw. e. 
’ BEB. IV — Brot. d. Komm. z. 2. Lei. db. E. e. BGB. V 134, VI 647, 787 ff., Begr. d. 
Rov. v. 1898 S. 92 f. 


1. Die Begründung zu den neuen $$ 151 bis 155 lautet: 


„Nach dem BGB. ($ 1329) kann die Nichtigkeit einer Ehe regelmäßig nur im Wege der 
Nichtigfeitsflage geltend gemacht werden. Ebenjo iſt die Erhebung der Anfechtungstlage in der 
Negel das einzige Mittel, durdy welches die Anfechtung einer Ehe und die Anfechtung der Ehe— 
lichfeit eines Kindes erfolgen kann; auc nad der Erhebung der Anfechtungsflage bleibt, jo- 
lange nicht der Rechtäftreit im Sinne der Klage erledigt ift, die Nichtigfeit der angefochtenen 
Ehe und die Unehelichteit des Kindes jeder anderweiten Geltendmachung entzogen ($ 1341 Abi. 1, 
$ 1343 Abi. 2, $ 1596 Abi. 1, 3). 

Hienah muß, wenn im Laufe des Prozefjes eine ſolche Frage ftreitig wird, das Ber- 
fahren ausgejegt und die Möglichkeit eröffnet werden, inzwiſchen die Trage auf dem dafür 
vorgejehenen Wege zur Erledigung zu bringen. Die Vorſchriften der 88 139 bis 141 [jegt 148 
bis 150] genügen für die bezeichneten Fälle nicht. Dies gilt namentlich auch von der Vorſchrift 
des $ 139 [jegt 148), jofern fie einerſeits dem Gerichte die Ausiegung des Verfahrens nicht 
unbedingt zur Pflicht macht und andererfeits die Befugniß des Gerichts zur Ausjepung auf 
den Fall beichränft, daß über die Frage ein Rechtsſtreit bereits anhängig ift. In den 85 1414 
bis 141e [jegt 151 bis 155] find daher jene Fälle unabhängig von den vorangehenden Be- 
ftimmungen geregelt. Der $ 141a [jett 151] betrifft den Fall der Nichtigkeit der Ehe, der 
$ 141b [jest 152] die Anfechtung der Ehe, der $ 1416 [jegt 153] die Anfechtung der Ehelid)- 
feit eines Kindes. Dabei ift in $ 141d [jet 154] Abi. 1 noch der Tall beionders berüdlichtigt, 
daß im Lauf eines Prozefjes zwijchen den Parteien die für die Enticheidung maßgebende Frage 
ftreitig wird, ob ihre in Anjehung der Form gültige Ehe zu Recht befteht oder nicht; die Vor- 
ichrift dient dazu, die einheitliche FFeitftellung aller durch Beftehen oder Nichtbeftehen einer Ehe 
zwiichen den Parteien bedingten Verhältniſſe zu fihern. Auf den gleichen Erwägungen beruht 
die Beftimmung des $ 141d [jeßt 154] Ubi. 2, welche die Fälle betrifft, in denen unter den 
Parteien ein Streit darüber entjteht, ob zwijchen ihnen ein Eltern- und Kindesverhältniß beftehe 
oder ob der einen Partei die elterliche Gewalt über die andere zuftehe. Iſt das Verfahren 
nach 88 141a bis 141c [jest 151 bis 153] ausgejegt, jo fann die Partei, weldye aufjerhalb des 
Rechtöftreits fteht, der die Nichtigleit oder die Anfechtung der Ehe oder die Anfechtung der 
Ehelichfeit zum Gegenftande hat, in dieſen Nechtsftreit gemäß 8 66 [jept 69) CPrO. in Ver— 
bindung mit $ 584b [jegt 629) Abi. 1 Saß 1 und $592d [jegt 643] Sag 1 als Streitgenoſſe 
ihres Gegners eintreten und jo den Fortgang der Sache ihrerjeits fichern. Der bezeichnete 
Weg ift aber mit Weiterungen und Koften verbunden, und es erjchien daher nicht gerechtfertigt, 
die Partei hierauf jelbft dann zu beichränfen, wenn der Gegner die Betreibung des Rechts— 
ftreitö verzögert. Der 5 14l1e [jegt 155] gewährt daher dem Gerichte die Befugniß, in ſolchen 
Fällen auf Antrag der betreffenden Partei die Anordnung, durdy welche das Verfahren aus- 
geiegt wird, aufzuheben. Macht das Gericht von diefer Befugniß Gebrauch, jo wird in dem 
aufgenommenen Verfahren das Vorbringen, welcdes zu ber Ausjegung Anlaß gegeben hat, 
nicht mehr berüdjichtigt.” 
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2. Nichtigkeit einer Ehe i. BGB. $$ 1323 bis 1328; vgl. a. EG. z. BGB. Art. 198 
Abi. 2. — Auch wenn es fi um die Nichtigkeit der Ehe nicht einer Partei, ſondern 
anderer Perfonen handelt, finden die Vorfchriften des $ 151 Anwendung. 

3. „Nichtigkeitsflage* ſ. 55631ff. Die Regel, dab die Nichtigkeit nur im Wege 
ber Nichtiafeitötlage geltend gemacht werden fann, ergiebt fi) aus BEB.$ 1329. Die 
Ausnahmen betreffen die wegen Formfehlers ($ 1324) nichtige, auch nicht in das Heirats— 
tegifter eingetragene Ehe und die durch Tod, Scheidung oder Wiederverheiratung im Falle 
ber Zodeserflärung aufgelöfte ($ 1348) oder zufolge Anfechtung für nichtig erflärte Ehe 
($ 1343). 

4. „Auf Antrag‘. Jede Partei kann die Ausfegung beantragen, aber nur in 
ber mündlichen Verhandlung. Der Antrag faun in der erſten und in der Berufungs- 
inftanz geftellt werden; nicht in der Revilionsinftanz, weil die Enticheidung des nur mit 
ber Rechtsfrage befakten Revifionsgerichts nicht von der Präjudizialfrage abhängen fann. 
Über den Antrag kann nur nad) münblicher Verhandlung entichieden werden. Der Be: 
ſchluß ift zu verfünden ($ 329 Abf. 1); Anfechtung ſ. $ 252 und N. 3 zu $148. Wirkung 
bes Ausfehungsbeichluffes 5. $ 249. Der Beſchluß kann nicht von Amtswegen aufgehoben 
werden, da $ 150 bier feine Anwendung findet (arg. $ 155). 

Don Amtswegen fann das Gericht auf Grund des $ 148 das Verfahren auöfegen, 
wenn der präjudizielle Prozeß über die Nichtigkeit der Ehe bereits anhängig iſt. 

Sollte ed vorlommen, daß die Ausſetzung weder beantragt noch von Amtswegen 
angeordnet wird, fo mühte das Gericht das Beitehen der Ehe annehmen. Eine Inzident— 
enticheidung über die frage der Nichtigkeit fteht dem Gerichte nicht zu. 

5. „Friſt zur Erhebung der Klage.“ Die Friſt ift derjenigen Partei zu feßen, 
welche ihren Angriff oder ihre Verteidigung auf die Nichtigkeit der Ehe ſtützt. Das Recht, 
unter diefen Umſtänden auf Nichtigkeit der Ehe anderer Perſonen zu Klagen, folgt aus 
$ 632 Abi. 1 Sa 2. — Der Lauf der Friſt beginnt mit der Verkündung des Beichluffes 
($ 221 Abi. 1). Er wird durch die Gerichtöferien gehemmt ($ 223 Abf. 1). Verlängerung 
und Abkürzung ſ. $$ 224, 225. 

6. Die Aufnahme des ausgeſetzten Verfahrens ift zuläffig, wenn das Ver- 
fahren über die Nichtigfeitsflage durch Zurüdnahme der lage, durch rechtsfräftiges Urteil 
oder durch den Tod eines Ehegatten ($ 628) in Anſehung der Hauptiache erledigt ift; 
ferner, wenn die Friſt abgelaufen ift, ohne daß die Klage erhoben ift. Nachholung gemäß 
8 231 Abi. 1 ift ftatthaft. Form der Aufnahme f. 8250. In dem aufgenommenen Ber: 
fahren ift das Urteil über die Nichtigfeitsflage bindend, arg. $ 629 Abf. 1 Saß 1; bie 
Ausnahme des 8 629 Abſ. 1 Sag 2 wird dazu führen, dem dort bezeichneten Dritten, 
der in dem präjudizierten Prozeſſe Partei jein muß, die Friſt zur Erhebung der Klage 
oder zur Teilnahme an dem anhängigen Prozeffe zu bejtimmen. Iſt das Verfahren durch 
Zurüdnahme der Klage erledigt, fo tritt die Situation ein, wie vor ber Erhebung. Eine 
nochmalige Ausſetzung bes Verfahrens darf nur erfolgen, wenn die zurüdgenommene Klage 
nicht von einer Partei, jondern von einem Dritten erhoben war. Erlebigt ſich das Nichtig- 
feitöverfahren durch den Tod eines Ghegatten, jo darf das Gericht inzidenter über bie 
Nichtigkeit enticheiben, weil jeßt eine der fich aus $ 1329 BGB. ergebenden Ausnahmen 
eingetreten ift. Ebenſo verhält es fih, wenn inzwischen die Ehe durch Scheidung oder 
MWiederverheiratung im alle der Zodeserklärung aufgelöft oder zufolge Anfechtung für 


nichtig erklärt ift. 
8. 152.* (141b.) 

Hängt die Entjcheidung eines Rechtsjtreits davon ab, ob eine im Wege 
der Anfechtungsflage angefochtene Ehe anfechtbar ift, jo hat das Gericht auf 
Antrag das Verfahren auszujegen. Iſt der Nechtsjtreit über die Anfechtung: 
Elage erledigt, jo findet die Aufnahme des ausgejegten Verfahrens ftatt. 


Prot. b. tomm. 5. 2.2ej. d. E. e. BGB. V 134, VI 648 f., 787 ff., Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 92f. 
1. Vgl. N. 1 zu $ 151. 
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2. Über Anfehtbarfeit einer Ehe ſ. BGB. 88 1330 bis 1348, 1350. Auch die 
Anfechtung der Ehe anderer Perfonen als der Parteien fann präjubiziell fein, namentlich 
wegen bes ehelichen Güterjtandes; vgl. $ 1343 Abi. 1 mit $ 142, 

3. Ausfegung kann nur erfolgen, wenn die Anfechtungsflage erhoben ift. Im 
Übrigen findet entiprechende Anwendung, was in den Noten 4, 6 zu $ 151 gefagt ift; 
vgl. a. BGB. $ 1343 Abi. 2 und Pland Komm. z. BEB. (3) N. 2 zu $ 1343. 


$. 153.* (141c.) 

Hängt die Entjcheidung eines Rechtsjtreit3 davon ab, ob ein Kind, deſſen 
Ehelichkeit im Wege der Anfechtungsflage angefochten worden ift, unehelich 
it, fo finden die Vorjchriften des $. 152 entjprechende Anwendung. 

Prot. d. Komm. 5. 2. Lei. d. E. e. BEB.V 134, VI 648 F., 787 fi., Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 92f, 

1. Vgl. N. 1 zu $ 151. 

2. Über Anfehtung der Ehelichteit ſ. BGB. $$ 1594 bis 1599, EPLO. $ 641 
bis 643. Anfechtung der Ehelichkeit im Sinne des $ 153 ift auch die Anfechtung ber 
Anerkennung ber Ebelichkeit (vol. BEB. $ 1599). 

3. Die in N. 3 Sab 1 zu $ 152 und in. 4,6 zu $ 151 entwidelten Säge finden 
bier entiprechende Anwendung. 

$. 154.* (141d.) 

Wird im Laufe eines Rechtsſtreits ftreitig, ob zwifchen den Parteien eine 
Che bejtehe oder nicht beitehe, und hängt don der Entjcheidung diejer Frage 
die Entjcheidung des Nechtäftreits ab, jo hat das Gericht auf Antrag das 
Verfahren auszujegen, bis der Streit über das Bejtehen oder Nichtbejtehen 
der Ehe im Wege der Feititellungsflage erledigt ift. 

Dieſe Vorjchrift findet entjprechende Anwendung, wenn im Laufe eines 
Nechtsitreits ftreitig wird, ob zwischen den Parteien ein Eltern: und Kindes: 
verhältniß bejtehe oder nicht beitehe oder ob der einen Partei die elterliche 
Gewalt über die andere zuftehe oder nicht zufitehe, und von der Entjcheidung 
diefer Fragen die Entjcheidung des Rechtsſtreits abhängt. 


1. et — ES.. BGB. Art. 11 Nr. 1 8139 Abi. 8. Mot. dazu 74 f., Prot. d. ſtomm. 3. 2. Lei, 
. BEB. V 134, VI 648, 787 fi., Begr. d. Nov. v. 1598 ©. 98. 


1. Bal. * pe 8 151. 

2. Zu Abi. 1: Die Vorschrift betrifft Prozeffe, in denen als Präjudizialpunft das 
Beſtehen einer Ehe unter den Parteien ftreitig wird, ohne dab $ 151 anwendbar ift. Es 
fommen außer dem falle, daß eine Partei das Beftehen einer nicht in das Heiratöregifter 
eingetragenen Ehe behauptet, noch in Betracht Streitigkeiten darüber, ob die Ehe bereits 
aufgehoben oder für nichtig erklärt ift, ob die Ehe durch Wiederverheiratung nad Todes— 
erflärung aufgelöft (BGB. $ 1348 Abi. 2), ob fie durch Zeitablauf (BEB. $1324 Abi. 2), 
durch Beitätigung ($ 1325 Abſ. 2) oder durch nachträgliche Dispenfation ($ 1328 Abi. 2) 
gültig geworben ift. Val. NR. 2 litt. f zu $ 606 und Pland Komm. 3. BEB. (3) N. IV 
vor $ 1323. — Der NRedtsjtreit, welcher die Feſtſtellung des Beſtehens oder Nicht: 
beftehens einer Ehe unter ben Parteien zum Gegenjtande hat, ift Eheſache (5 606); Ber: 
fahren ſ. $ 638. 

3. Zu Abi. 2: Für den Nechtaftreit über die hier als präjudiziell in Betracht 
fommenden NRechtöverhältnifie fchreibt $ 640 ein beſonderes Verfahren vor; vgl. a. bie 
88 642, 643. 

4. Zu Abi. 1 und 2: Obwohl die Ausfegung nicht vorausſetzt, dab der Rechts- 
ftreit über den Präjubdizialpunft bereit? anhängig ift, ift bier nicht, wie in $ 151, bie 
Beitimmung einer Friſt für die Erhebung der Klage vorgejehen. — Auf den Antrag, bie 
Enticheibung, die Anfechtung und die Aufnahme finden die in ben N. 4, 6 zu $151 ent- 
widelten Sätze entiprechende Anwendung. 
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$. 155.* (l41e.) 

In den Fällen der $$.151—153 kann das Gericht auf Antrag die Ans 
ordnung, durch welche das Verfahren ausgejegt ift, aufheben, wenn die Be— 
treibung des Rechtsſtreits verzögert wird, welcher die Nichtigkeit oder die An— 
fechtung dev Ehe oder die Anfechtung dev Ehelichkeit zum Gegenftande hat. 

Begr. d. Nov. d. 1898 ©. 9. 

1. Vol. NR. 1 zu $ 151. 

2. Hier handelt es fich nicht, wie im Falle des $ 151 Sa 2, um eine Aufnahme 
des Verfahrens im Sinne des $ 250 [aM., wie es fcheint: Pland Komm. z. BGB. (3) 
N. V Abi.2 vor $ 1323], Sondern um die Aufhebung eines prozebleitenden Beichluffes, 
wie im falle bes $ 150. Jedoch kann die Aufhebung des auf Antrag erlaffenen Be— 
ichluffes hier nicht aud von Amtswegen, fondern nur auf Antrag erfolgen. Auf den 
Antrag, die Enticheidung und deren Anfechtbarkeit finden die in N. 4 zu $ 150 entwidelten 
Sätze entſprechende Anwendung. 


8. 156. (142.) 
Das Gericht kann die Wiedereröffnung einer Verhandlung, welche ge: 


Ichlofien war, anordnen. 


DE. 3 148, 8 198 f., 1607, 5034, 5879, 5928 f., NE. 8 322, NE. 305 f., 555 f., 625 f., 680, €. I 
8 135, E. IT, 111 $ 136, M. 136, KB. 55, 597. 


1. Schluß der Verhandlung ſ. $ 136 Abſ. 4. Anläffe zur Wiedereröffnung f. N. 2,3 
litt. a, b zu $128, N. 2 zu $285. Die Wiedereröffnung wird von Amtswegen beichlofjen ; 
die Partei fann durch einen Antrag den Offizialbefchluß anregen. Die Partei hat fein 
Recht darauf, dab zur Nachholung eines verfäumten Vorbringens die Wiedereröffnung 
angeordnet wird [RG. 15. Ian, 1886 SA. XLI Nr. 231, 26. Juni 1886 Entſch. XVI Nr. 103 
©. 417, 31. Dez. 1896 Peitr. 3. E. d. DR. XLI ©. 1160, 4. Oft. 1902 ZW. 5.543 Nr. 2, 
bay. ob. 26. SA. IL Nr. 210]. Stellt eine Partei vor oder in dem Verlündungstermin 
einen Antrag auf Wiedereröffnung der Verhandlung, jo hat zwar das Gericht zu prüfen, 
ob die Wiedereröffnung angezeigt ift; aber, wenn es bie Wiedereröffnung nicht für an» 
gezeigt erachtet, fann es einfach das Urteil oder den Beweisbeſchluß verkünden, ohne aus— 
drüdlich über den Antrag zu enticheiden [vgl. Gaupp (9) N. I]. Wird der Wieder- 
eröffnungsantrag in dem zur Verkündung der Enticheidung beftimmten Termine geftellt 
und it das Gericht in diefem Termine nicht mit den Richtern bejeßt, welche der der 
Enticheidung zu Grunde liegenden Verhandlung beigewohnt haben (vgl. NR. 2 zu $ 309), 
jo hat das Gericht die Verkündung zu vertagen und die Sache dem erfennenden Gerichte 
zur Prüfung des Antrags zu unterbreiten. Vgl. RG. 2. Mai 1895 BL. FRA. XIV Erg.: 
Bd. S. 47 f., Beitr. 3. Erl. d. DR. XXXIX ©. 1130, IW. 1895 ©. 323 Nr. 5; die in 
diefem Urteile vertretene Anficht, daß das anders beiekte Gericht des Verkündungstermins 
den Wiedereröffnungsantrag zurüdweiien und die Entjcheidung verfünden könne, wenn eö 
den Antrag für offenbar unbegründet erachtet, ift nicht zu billigen, weil das anders be» 
ſetzte Gericht gar nicht in der Lage ift, den Antrag zu prüfen.] 

2. Der Wiedereröffnungsbeihluß ergeht auf Grund einer mündlichen Verhandlung 
und ift daher zu verkünden (arg. $ 329 Abi. 1). Sind in dem Termine, welcher bei dem 
Schluſſe der mündlichen Verhandlung zur Verkündung der Enticheidung bejtimmt worden 
war, beide Parteien anweſend, jo fann die Verhandlung fortgeießt werden. Anderenfalls 
bat der Vorfigende den Termin zur Fortſetzung der Verhandlung fofort zu beftimmen 
($ 136 Abf. 2 zweiter Halbſatz); und zu verfünden. Eine Labung zu dem verfünbeten 
Hortjegungstermine ift nicht erforderlich (arg. $ 218). Nur, wenn verjehentlich die Ver: 
fündung eines Fortſetzungstermins unterblieben fein follte, müßte die Terminsbeitimmung 
beiden Parteien von Amtswegen zugeftellt werben (arg. $ 329 Abſ. 3); dabei ift Feine 
förmliche Ladung und daher auch nicht die Einhaltung der Ladungäfrift erforberlich [vgl. 
N.1 Ziff. IV vor $ 214; — aM.: Mot. z. €. II ©. 158f.]. Denkbar ift auch, daß ber 
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MWiedereröffnungsbeihluß nicht in dem zur MWerfündung der Entſcheidung beftimmten 
Termine verkündet, jondern vorher den Parteien mit Beftimmung des Termins zur fFort« 
jeßung ber Verhandlung von Amtswegen zugeftellt wird (vgl. Mot. 3. €. IIT ©. 159). 
[Im Wefentlihen ebenjo: Strudm. Koch (8) N. 2 (die aber eine förmliche Ladung ver- 
langen, wenn ber Termin zur Fortfegung der Verhandlung nicht verfünbet wurbe); Gaupp 
(9) N. II (deffen Annahme, dab ein MWiedereröffnungsbeichluß, der wegen einer Anderung 
in der Beiekung des Gerichts ergeht, nicht auf Grund münblicher Verhandlung ergebe 
und daher von Amtswegen zugeftellt werben müſſe, dürfte nicht zu billigen fein, weil 
auch ein folder Beichluß dadurch veranlaft ift, daß die mündliche Verhandlung nicht für 
die Enticheidung ausreicht), Peterjen (5) N.2; vgl. a. Troll Verf.Urteil S.15.] — Hat 
das Gericht die Wiedereröffnung zum Zwede der Vervollitändigung eines Parteivortrags 
beichloffen, jo darf es nicht zur Sache erfennen, bevor verjucht worden ift, die Vervoll— 
ſtändigung herbeizuführen [RG. 23. März 1898 Entidh. XLI Nr. 96 ©. 377]. 

3. Die Wiedereröffnung bat zur Folge, daß die geichloffene Verhandlung ihrem 
ganzen Umfange nad von neuem eröffnet wird, jo daß fich die wiebereröffnete Ver— 
handlung auch auf andere Punkte erftreden kann, als diejenigen, melde die Wieder- 
eröffnung veranlaßten (vgl. nordd. Prot. I ©. 305, 306). Es können alſo neue Angriffs- 
und Verteidigungsmittel, foweit fie vorher noch zuläſſig waren, in der neuen Verhandlung 
vorgebradht werden. In dem zur Fortſetzung des wiebereröffneten Verfahrens beftimmten 
Termine fann gegen die nicht erichienene Partei ein Verſäumnisurteil erlaflen werben, 
auch wenn fie in dem früheren Termine erjchienen war (arg. $ 332). Eine in dem 
früheren Termine nicht erichienene Partei fann in dem neuen Termine verhandeln und 
die Derfäumnisfolge abwenden [vgl. Gaupp (9) N. III, Peterſen (5) N. 4]. 

4. Weder der Wiebereröffnungsbeichluß nod ber Beichluß, welcher einen Antrag auf 
Miedereröffnung ablehnt, ift jelbftändig anfechtbar (arg. $ 567 Abi. 1). 


8. 157.* (143.) 

Das Gericht kann Parteien, Bevollmächtigten und Beiſtänden, denen die 
Fähigkeit zum geeigneten Vortrage mangelt, den weiteren Vortrag unterſagen. 

Das Gericht kann Bevollmächtigte und Beiftände, welche das mündliche 
Derhandeln vor Gericht geichäftsmäßig betreiben, zurücweifen. 

Eine Anfechtung diefer Anordnungen findet nicht jtatt. 

Die Vorjchriften der Abi. 1, 2 finden auf Rechtsanwälte, die Vorfchrift 
des Abi. 2 findet auf Perfonen, denen das mündliche Verhandeln vor Gericht 
durch eine jeitens der Juſtizverwaltung getroffene Anordnung geitattet ift, feine 


Anwendung. 


HE. 8 136, HE. @1, 5033, NE. ss 308, 128, NP. 255, 291 f., €. 18 186, E_IT, 111 $ 187, M. 
136 f., SUB. 55, 387, Begt. db. Nov, v. 1898 ©, 98, RB. 3. Nov. v. 1898 ©. 58 ff., Stenogr. 
Ber. Seifion 189798 © 209 fi. 


1. Abs. 1 bezieht fi) auf Parteien 2c., mit denen wegen eines Sprachfehlers (3. B. 
Stotterns) oder wegen Trunfenheit oder weil fie jo verwirrt find, dab aus ihnen nicht 
herauszubringen ift, was fie eigentlich wollen, nicht verhandelt werden fann. Wegen Un» 
fenntnis der deutichen Sprade kann der Vortrag nicht unterfagt werden. Für dieſen Fall 
trifft GBG. $ 187, 8189 Abſ. 2 Vorkehrung (vgl. Sten. Ber, über die 11. Sitzung d. RT. 
v. 18. Nov. 1876 ©.173f.). Wegen Verhandlung mit Tauben oder Stummen ſ. GBG. 
8 188, $ 189 Abi. 1. 

2. Abi. 2 fol die Winfeladbvofatur verhindern. Dem Gericht die Zurückweiſung 
zur Pflicht zu machen, wurde abgelehnt (KPr. ©. 55). Der Ausdrud „geichäftsmäßig“ 
ift nach dem gewöhnlichen Spracgebrauche zu verftehen; der Nachweis der Honorierung 
braucht nicht geführt zu werden (Mot. 3. E. III S.137). Die Unterfagung der gewerbs— 
mäßigen Beforgung fremder Rechtsangelegenheiten nach Gew.Orbn. $ 35 Abſ. 3 wird einer« 
feits zur Anwendung bes $ 157 Abſ. 2 nicht vorausgefegt und nötigt anbererjeits das 
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Gericht nicht, den Betreffenden zurüdzumeiien, wird aber immerhin für das Gericht be- 
achtlich fein. 

3. Zu Abi. 1 5bis 3: Die Unterfagung weiteren Vortrags und die Zurüdmweifung 
eines Bevollmächtigten oder Beiltandes ift von Amtswegen vom Gerichte (nicht vom Vor: 
figenden) zu beichließen. Ein Parteiantrag fann den Offizialbeichluß anregen; das Gericht 
braucht aber über einen ſolchen Antrag gar nicht zu enticheiden. Der Beichluß kann nur auf 
Grund einer mündlichen Verhandlung gefabt werden und ift daher zu verkünden ($ 329 
Abi. 1). Der Beſchluß ift unanfechtbar, fann aber von dem Gerichte ſelbſt zurüdgenommen 
werden. Unanfechtbar ift auch der Beſchluß, durch welchen ein Antrag auf Anwendung 
bes $ 157 abgewieien wird [RG. 13. Juli 1897 SA. LIII Nr. 52]. Bei ber erftmaligen 
Unterjagung bes Vortrags x. muß ein neuer Termin zur Fortſetzung der Verhandlung 
beitimmt werden; ſ. R. 4 zu $ 158. 

4. Zu Abi. 4: a) Nah RAO.$ 25 finden die Vorfchriften des $ 157 Abi. 1,2 feine 
Anwendung auf Stellvertreter von Rechtsanwälten im Sinne der RAD. $ 25 Abf. 1 und 
auf die im Juſtizdienſte befindlichen Rechtskundigen, die mindeitens zwei Jahre im Vor— 
bereitungsdienite beichäftigt worden find (GBG.$ 2), wenn fie einen Rechtsanwalt, ohne als 
deſſen Stellvertreter beftellt zu fein, in Yyällen vertreten, in denen eine Vertretung durch einen 
Nechtsanwalt nicht geboten ift, oder wenn fie unter Beiftand des Nechtsanmwalts die Ver- 
tretung der Parteirechte übernehmen. Übrigens kann auch in den nicht fpeziell ausgenom« 
menen Fällen die Zurüdweifung eines rechtsfundigen Vertreters eines Anwalts aus Abi. 2 
des $ 157 nicht wohl begründet werden, weil fein geihäftsmäßiger Betrieb vorliegt, wenn 
ber Vertreter für Rechnung des Anwalts auftritt; dagegen ift Abf. 1 des $ 157 aller: 
dings auf folche Vertreter anwendbar. [Bgl. Volk RAD. S.52F., Meyer RAD. (2) ©. 46.) 

b) Die ungleichartige Handhabung des Abi. 2 gegenüber den fog. Rechtskonſulenten 
hat die Einschaltung der neuen Beitimmung veranlaßt, wonach ein von der Juſtizver— 
waltung zugelaffener Rechtstonfulent nicht auf Grund des Abi. 2 zurückgewieſen werden 
fann. Damit ijt indirekt der Juitizverwaltung die Befugnis zur Zulafjung beftimmter 
Perſonen gegeben. Bol. preuß. Allg. Verf. v. 25. Sept. 1899, IMBl. ©. 272, bay. Ber. v. 
4. Yan. 1900, IMBl. S.115. In Anjehung der nicht zugelafjenen Rechtsfonjulenten kann 
das Gericht um fo ftrenger fein. 

c) Auf Gerichtsvollzieher find alle Vorfchriften des $ 157 anwendbar. 


$. 158. (144.) 

Sit eine bei der Verhandlung betheiligte Perfon zur Aufrechthaltung der 
Ordnung don dem Orte der Verhandlung entfernt worden, jo fann auf Antrag 
gegen fie in gleicher Weiſe verfahren werden, al3 wenn fie freiwillig fich ent: 
fernt hätte. Dasjelbe gilt in den Fällen des vorhergehenden Paragraphen, jofern 
die Unterjagung oder Zurücdweifung bereits bei einer früheren Verhandlung 
geichehen war. 

HE. $ 153, HP. 5053 f., NE. 8 329, NP. 311, E. 18 137, €, IT, IIT 8 138, M. 137, RB. 55. 

1. Nah) GBG. & 178 können Parteien ſowie Bevollmächtigte und Beiftände, ferner 
Zeugen und Sahverftändige, die den zur Aufrechthaltung der Ordnung erlaffenen Befehlen 
nicht geboren, aus dem Sikungszimmer oder von dem fonftigen Orte der Verhandlung 
entfernt werben. Auf Rechtsanwälte ift GBG. $ 178 nicht anwendbar (arg. GBG. $ 180; 
vgl. KPr. 3. GBG. ©. 38, 688). 

2. Über die Folgen der Entfernung einer Partei oder ihres Bevollmächtigten be— 
merfen die Motive 3. E. III ©. 137: 

„Iſt eine Partei wegen ungeeigneten Betragens entfernt, jo ift, wenn nicht das Gericht 
die Verhandlung vertagt, die Folge verjchieden, je nachdem die entfernte Partei bereits ver- 
handelt hat oder nicht. In dem eriteren alle ijt fie nur mit demjenigen ausgeſchloſſen, was 
fie noch nicht vorgebracht hat, wogegen das von ihr Vorgebradhte zu berüdjichtigen ift; das 
Urtheil ift fontradiktoriich. Findet eine Fortfegung der Verhandlung ftatt, jo kann die Partei 
das in dem früheren Berhandlungstermine noch nicht Vorgebradhte nachholen, jo daß in dieſem 
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Falle ihre Entfernung Nachtheile in der Sache nur infofern zur Folge hat, ald auf Grund des 
bereits ftattgehabten Berhandlungstermins erlaffene Zwijchenurtheile ihrem Vorbringen Schranfen 
jegen (j. hannov. Prot. XIV ©. 5054, 5055). — In dem letzteren Falle ift die Partei als nicht 
erichienen zu betrachten ($ 288 [d. Entw. — 333 d. Geſ.), mithin gegen fie auf Antrag ein 


Verſäumnißurtheil zu erlafien. Wann aber anzunehmen it, daß die Partei verhandelt habe, läßt 
fi) als quaestio facti durch gejegliche Beftimmungen nicht regeln.” Vgl. a. N. 1 zu $ 338. 

3. Die Entfernung eines Beiftandes fann Rechtsnachteile zur Sache nicht zur Folge 
haben. Die Entfernung eines Zeugen oder Sadhverftändigen fann zur Folge haben, daß 
gegen ihn wie gegen einen nicht erjchienenen Zeugen oder Eachverftändigen verfahren wird. 

4. In den Fällen bes $ 157 treten die folgen der partiellen und der totalen Ver— 
fäumnis erjt ein, wenn bie Verhandlung ſchon einmal wegen Unterfagung bes Vortrags 
oder wegen Zurüdweilung eines Bevollmächtigten abgebroden und zur Fortſetzung ein 
fpäterer Termin bejtimmt worden war. Die Verfäumnisfolgen treten nicht ein, wenn in 
einem früheren Termine der Partei ber Vortrag unterfagt und in dem fpäteren ein Be— 
vollmädtigter zurüdgewiefen wurde (und umgefehrt) oder wenn in bem früheren Termine 
der Bevollmäditigte A, in dem jpäteren ber Bevollmächtigte B zurüdgemiefen wurde. 
Ebenio nicht, wenn der frühere Termin aus irgend einem anderen Grunde vertagt worden 
war, In dem neuen Zermine fann unter den allgemeinen Vorausfegungen gegen die nicht 
erjchienene Partei ein Verfäumnisurteil erlaſſen werben (arg. $ 335). 


$. 159. (145.) 
Ueber die mündliche Verhandlung vor dem Gerichte ift ein Protokoll 
aufzunehmen. 

Das Protokoll enthält: 

1. den Ort und den Tag der Verhandlung; 

2, die Namen dev Nichter, des Gerichtsjchreiberd und des etwa zugezogenen 
Dolmetſchers; 

3. die Bezeichnung des Rechtsſtreits; 

4. die Namen der erſchienenen Parteien, geſetzlichen Vertreter, Bevollmäch— 
tigten und Beiſtände; 

5. die Angabe, daß öffentlich verhandelt oder die Oeffentlichkeit aus— 
geſchloſſen iſt. 


DE. 8 154, HB. 202 ff., 5055 ff., 5125, NE. 88 860 f.. NP. 811 ff, E. 18138, E. IL, ILL 139, 
M. 187, RB. 55. 


Litteratur: 9. Meyer Beitr. z. E. d. DR. XXVII ©. 303 ff. und „Protofoll u. Urteil” 
(Berlin 1885), Kleinfeller Die Funktionen des Vorfigenden ©. 68 ff. 

1. Die Vorjchriften der $$ 159 bis 164 gelten für bas über die münblicdhe Ver— 
handlung vor dem Gericht aufzunehmende Protokoll (Sigungsprotofoll). Sie werden 
ergänzt durch bie 88 297, 298, 313, 314, $ 350 Abi. 1, $$ 415, 419, 509, $ 510 Abi. 2 
Satz 1, $ 607 Abſ. 4. Über die Protokollierung der Verhandlungen vor dem beauftragten 
oder erjuchten Richter j.$ 165. Über Protokolle der Gerichtävollzieher ſ. 88 762, 763, 826. 
Außerdem kommen protofollariiche Aufnahmen durch Gerichtsfchreiber vor (ſ. NR. 4 litt. b 
zu $ 78); über deren Form und Inhalt beftehen feine allgemeinen Borichriften. 

2. $ 159 enthält die Vorfchriften über die fog. Formalien des Protokolls. Eine 
Verletzung dieſer Vorichriften hat auf die Gültigkeit der Verhandlung feinen Einfluß, fann 
jedoch die geſetzliche Beweiskraft des Protokolls für eine fpätere Verhandlung in Frage 
ftellen. Vgl. $ 164, $ 415 Abſ. 1 ad vv. „in der vorgeichriebenen Form“. 

3. Das Protokoll ift für jede einzelne Sache gefondert zu errichten und zu den Ge» 
richtsalten zu nehmen. 


$. 160. (146.) 
Der Gang der Verhandlung ift nur im Allgemeinen anzugeben. 
Durch Aufnahme in das Protokoll find feftzuitellen: 
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1. die Anerkenntniſſe, Verzichtleiftungen und Wergleiche, durch welche der 
geltend gemachte Anjpruch ganz oder theilweije erledigt wird; 
2. die Anträge und Erklärungen, deren Feſtſtellung vorgejchrieben iſt; 
3. die Ausſagen der Zeugen und Sachverſtändigen, jofern diefelben früher 
nicht abgehört waren oder von ihrer früheren Ausjage abweichen; 
4. das Ergebniß eines Augenjcheing; 
5. die Entjcheidungen (Urtheile, Bejchlüffe und Verfügungen) des Gerichts, 
jofern fie nicht dem Protokolle jchriftlich beigefügt find; 
6. die Verkündung der Entjcheidungen. 
Der Aufnahme in das Protokoll jteht die Aufnahme in eine Schrift 
gleich, welche dem Protofolle als Anlage beigefügt und als ſolche in demjelben 
bezeichnet iſt. 


HE. 8 154, HR. 202 f., 292, 5055 ff., S138, „ne $ 369, NP. 318, €. 1$ 189, E. IL, II $ 140, 
. 22 ff., 137, MW. 55 ff., 158, 597, 


1. Das Protokoll ſoll von dem — ſelbſtändig abgefaßt werden; dadurch 
iſt nicht ausgeſchloſſen, daß einzelne Feſtſtellungen von dem Richter oder den Parteien 
diktiert werden (KPr. S. 152). Bei der Feſtſtellung des Ergebniſſes eines Augenſcheins, wobei 
es auf die perſönliche Wahrnehmung des Richters ſelbſt ankommt, muß dieſe Wahrnehmung 
dem Gerichtsſchreiber bekannt gegeben werden; ein Diktieren iſt auch hier nicht abſolut 
nötig. Die zu protokollierenden Akte find in der Reihenfolge, wie fie ſich ereigneten, in 
dem Protofoll aufzuführen [RG. 19. Oft. 1885 Entſch. XIV Nr, 108 S. 385]. Soweit das 
Protofofl die Nr. 1 bis 4 des $ 160 betrifft, ift es während ber Verhandlung abzufaffen 
(arg. $ 162); im übrigen kann ed auch nachher abgefaßt werben. 

2. Zu Nr. 1: Anerfenntniffe ſ. $307. BVerzichtleiftungen j.$306. Über Bedeutung 
der Protokollierung ſ. N 2 zu $ 307 und N.2 zu $ 306. — Über ben Begriff bes Ver— 
gleichs 5. N. 2 litt. a zu $794. Die Protokollierung ift fein Erfordernis der Gültigfeit des 
Vergleichs, aber nur der protofollierte Vergleich ift Vollftredungstitel (vgl. $ 794 Nr.1,2). 

3. Zu Nr. 2: Feititellung von Anträgen und Erklärungen, wozu auch gerichtliche 
Geftändniffe ($ 288) gehören, iſt borgefchrieben in $$ 297, 298, $ 350 Abi. 1, $ 509 
und zwar hat bieje Freititellung teils auf Antrag ($ 298), teild von Amtömwegen zu ge 
ſchehen ($ 297, 8 350 Abf. 1, $ 509). Die in Abf. 3 des $ 160 zugelaſſene FFeititellung 
durh Anlagen zum Protofoll it in den Fällen der $$ 297, 298 die allein ftatthafte 
Feſtſtellungsweiſe; in anderen Fällen fann die Abgabe eines Schriftfakes als Protokoll: 
anlage zugelaffen werden. — Berlefung der Anlagen ift nicht geboten; eö genügt, wenn fie 
mit dem Protofofle zur Durchficht vorgelegt werden (arg. $ 162); vgl. a. NR. 3 zu $ 298. 

4. Zu Nr. 3: Abgeiehen von $ 161 dürfen nicht protofollierte Ausfagen nicht im 
Urteile berüdjichtiat werden. Stimmt das Protokoll nicht mit dem, was in den Entſchei— 
dungsgründen ala Ausfage eines Zeugen oder Sahverftändigen angeführt ift, fo ift die 
Revifion begründet [RG. 21. Febr. 1885 Entſch. XIII Nr. 116 ©. 418 ff]. 

5. Zu Nr. 4: Die Protokollierung des Augenicheinsergebniffes darf auch im Falle 
des $ 161 nicht unterbleiben. Ein nicht protofolliertes Augenscheinsergebnis darf daher 
im Urteile niemals berüdjichtigt werden (vgl. 0. N. 4 Sab 1) [aM.: RG. 22. Apr. 1896 
SA. LI Nr. 294]. 

6. Zu Rr.5: Die Enticeidungen find entweder dem Protofolle fchriftlich beizufügen, 
was bei Urteilen regelmäßig gejchehen wird, oder in das Protokoll aufzunehmen. 

7. Zu Nr. 6: Die Feſtſtellung, dab eine Entſcheidung „erlaffen" wurde, iſt nicht 
genau, gilt aber ala Verfündungsvermerf [RG. 9. Febr. 1889 Entf. XVII Nr. 105 S. 420). 

8. Zu Abi. 3: Wurde eine dem Protokolle beigefügte Anlage aus Verfehen in dem 
Protokolle nicht erwähnt, jo fann das Verſehen berichtigt werden; auch fann das Recht, 
bie Verlegung des $ 160 Abſ. 3 zu rügen, nach $295 ausgeſchloſſen werben [RG. 17. Apr. 
1887 DL. f. RA. IX Erg. Bd. ©. 153). 
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$. 161. (147.) 

Die Yeititellung der Ausjagen der Zeugen und Sachverjtändigen kann 
unterbleiben, wenn die Vernehmung vor dem Prozekgericht erfolgt und das 
Endurtheil der Berufung nicht unterliegt. In diefem Falle ift in dem Protokolle 
nur zu bemerken, daß die Vernehmung ftattgefunden habe, 

NE. 8 368, E. 18 140, E. IT, LIT 141, M. 141, RP. 58. 

1. Die FFeitftellung der Ausfagen der Zeugen und Sachverſtändigen fann nicht 
unterbleiben, wenn die Zeugen und Sadjverjtändigen vor einem beauftragten oder erjuchten 
Richter, ferner wenn fie vor dem Gericht erjter Inftanz vernommen werben. Iſt gemäß $ 161 
die Protofollierung der Ausfage eines 3. oder ©. unterblieben, fo kann das Bemweisergebnis 
nur von ben Richtern, welche der Beweiserhebung beigewohnt haben, gewürdigt werben. 
Wird das Urteil auf Grund einer nit protofollierten Beweisaufnahme von Richtern ge» 
fällt, von denen auch nur einer nicht bei der Beweisaufnahme anweſend war, fo it die 
Revifion begründet. IVgl. RG. 8. Yuli 1885 Entſch. XIV Pr. 107 ©. 379 ff. 19. Ott. 1885 
XIV Rr.108 ©. 383 ff., 18. (Febr. 1886 Beitr. 5. €. d. DR. XXX ©. 727, 22. Dez. 1886 
Entf. XVII Nr. 85 ©. 344 ff, 27. Febr. 1903 IW. S. 151 Nr. 5 und SW. LIX Nr. 18, 
Zeilmeife abweichend: H. Meyer Ztichr. f. d. EPr. XIX ©. 255 ff.] 

2. 8161 beftimmt nicht, daß unter den angegebenen Vorausfegungen die Protofol: 
fierung der Ausfagen der Zeugen und Sadhverftändigen unterbleiben muß. Es giebt Um: 
ftände, unter denen die Protokollierung aud unter jenen Vorausfegungen zweckmäßig fein 
wird; 3. B. wenn wegen anberweitigen Beweisverfahrens vorausfichtlich die Urteilsfällung 
erſt nach längerer Zeit erfolgen kann, oder wenn Verdacht befteht, daß die Nusfage eines 
Zeugen unmwahr ift (vgl. KPr. ©. 56). 

3. Wenn die FFeititellung der Ausſagen eines Zeugen oder Sachverſtändigen unter- 
bleibt, jo find bie Nanıen ber vernommenen Zeugen, die Beeidigung, etwaige bei der Ver— 
nehmung fich ergebende Anftände u. dgl. gleichwohl zu Protokoll feitzuitellen. In den 
Thatbeftand brauchen die Ausfagen nicht aufgenommen zu werben; aber der mejentliche 
Inhalt muß im Urteil angeführt werben, [Vgl. RG. 18. Juni 1894 Beitr. 3. E. db. DR. 
XXXVIUI ©. 1215 und SA. L Nr. 48.] 


$. 162, (148.) 


Das Protokoll ift injfoweit, als es die Nr. 1—4 des $. 160 betrifft, den 
Betheiligten vorzulejen oder zur Durchficht vorzulegen. In dem Protokolle it 
zu bemerken, daß dies gejchehen und die Genehmigung erfolgt ſei oder welche 
Einwendungen erhoben find. 


DE. 88 180, 154, HB. 202 ff., 292, 5965 f., NE. 8 364, NP. sısf., E. I $ 141, E. IT, IE 8 142, 
M. 137, RP. 56. 


Litteratur: 9. Meyer Ztichr. f. d. EPr. XXI ©. 3% Fi. 

Dorzulefen oder zur Durchfiht vorzulegen ift das Protokoll nur infoweit, ala es 
die Nr. 1 bis 4 des $ 160 betrifft. Die Unterſchrift der Beteiligten ift nicht erforderlich. 
Das PVorlejen oder Vorlegen hat vor Schluk der Verhandlung zu erfolgen [aM.: bay. ob. 
2G. SA. XXXIX Nr. 141]; vgl. N. 1 zu $ 160. Das Recht, eine Verlegung des $ 162 zu 
rügen, fann nad) $ 295 verloren gehen [RG. 10. März 1884 Entſch. XII Nr. 127 ©. 436.) 
Die Gültigkeit einer protofollierten rechtögeichäftlichen Erklärung (Verzicht, Anerfenntnis, 
Vergleich) ift nicht dadurch; bedingt, dab das Protololl vorgelefen ober zur Durchſicht vor: 
gelegt worden und daß die im zweiten Sage vorgeichriebene Konftatierung erfolgt iſt IRG. 
11. Juli 1883 Beitr. 3. €. d. DR. XXVIL ©. 1102]. 


8. 163. (149.) 
Das Protokoll ift von dem DVorfigenden und dem Gerichtsfchreiber zu 
unterjchreiben. 
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Iſt der Vorſitzende verhindert, jo unterjchreibt für ihn der ältefte beifiende 
Richter. Im Falle der Verhinderung des Amtsrichterd genügt die Unterjchrift 
des Gerichtsjchreibers. 

HE. $ 154, HP. ſ. zu 8 162, NE. 8 365, NE. 314, E18 142, €. II, III 8 148, M. 187, RB. 56, 

1. Die Unterichrift des Vorfigenden und bes Gerichtsichreibers find weſentliche Vor: 
ausſetzungen ber formellen Beweiskraft des Protokolls ($ 164). 

2. Daß der Gerichtöfchreiber verhindert wäre, das Protofoll zu unterfchreiben, wird 
nicht leicht vorfommen, da er feine Unterichrift dem Protofolle bei der {Fertigung beifegen 
wird, Sollte dies vergeffen worden fein und jpätere Verhinderung eintreten, jo iſt fein 
Erſatz vorgeiehen; das Protofoll ift eben nicht ordnungsmäßig und entbehrt ber gefeßlichen 
Beweiskraft; vgl. $$ 415, 418, 419. 

$. 164. (150.) 

Die Beobachtung der für die mündliche Verhandlung vorgefchriebenen 
Förmlichkeiten kann nur durch das Protofoll bewiefen werden. Gegen den 
dieſe Förmlichkeiten betreffenden Inhalt desjelben ift nur der Nachweis der 
Fälſchung zuläflig. 

NE. 8 366, NP. 8311 J., 315, E18 143, €. II, IT 8 144, M. 137, AP. 56, 

1. Der 8 164 entipricht dem $ 274 der StrPrO. Ähnliche Vorfchriften enthalten 
preuß. Gef. dv. 3. Mai 1852 Art. 78, preuß. StrPrO. v. 1867 8 258, heil. StrPrO. Art. 224; 
old. StrPrO. Art. 199 8 4, braunſchw. StrPrO. 8 158, Tüb. StrPrO. $ 140 Hinfichtlich des 
Beweiſes ber Förmlichkeiten bei der Anfechtung des Urteils durch Nichtigkeitsbeſchwerde oder 
ähnliche Rechtsmittel. 

Über den Begriff der „für die mündliche Verhandlung vorgeichriebenen Förmlichkeiten 
ift in ben Prot. der nordd. Komm. (S. 311 f.) geiagt: „Das Protokoll folle über bie 
großen Grundiähe des Verfahrens Auskunft geben; jede Partei müſſe vorausjegen, daß 
diefe Beobachtung im Protokolle fonftatiert ſei und, falls fie einen Mangel rügen wolle, 
für deſſen Konſtatierung fofort Sorge tragen. Der Begriff ber Förmlichkeit bedürfe über- 
haupt einer Definition nicht; welche „Förmlichkeiten“ aber wefentlich feien, fomme hier 
nicht in Frage. Bezüglich des erforderlichen Gehörs beider Parteien werde es nur darauf 
anfommen, daß im allgemeinen die Anhörung beider Zeile fonftatiert ſei.“ Die Anlehnung 
an die bezeichneten Strafprozeßgeſetze rechtfertigt die mit den citierten Ausführungen nicht 
in MWiberipruch ftehende Annahme, daß unter „Förmlichkeiten“ alle Momente der Per: 
handlung zu verftehen find, die den modus procedendi im Gegenfaße zu dem Inhalte 
der Prozekhandlungen betreffen [vgl. Vierhaus Ztichr. f. d. EPr. II S. 391]; alſo ins» 
beiondere ber Ort und die Zeit der Verhandlung, die Belegung des Gerichts, die Öffent- 
lichfeit oder Nichtöffentlichfeit der Verhandlung, dad Grichienen- oder Nichterichieneniein 
der Parteien, deren Vertretung durch Anmälte, die Geftattung oder Nichtgeftattung des 
Wortes an die mit dem Rechtsanwalt erichienene Partei (vgl. $ 137 Abi. 4) [RG. 8. Juli 
1904 IW. S. 493 Nr. 19], die Form (ob jchriftlich oder nicht) gewiſſer Parteianträge und 
serflärungen ($$ 297, 298), die Verkündung der Urteile und Beichlüffe lvgl. RG. 18. März 
1886 Entih. XVI Nr. 74 S. 332]). Nicht zu den „Förmlichkeiten“ im Sinne des $ 164 
gehört der inhalt des Parteivorbringens, die Beeidigung ober Nichtbeeidbigung eines Zeugen 
oder Sadhverftändigen [RG. 9. Febr. 1905 SA. LXI Nr. 71], die Ausjage eines Zeugen 
oder Sachverſtändigen und die Abnahme eines Parteieides einichließlich der Eidesformel 
($ 459) und ber Eidesnorm (des Schwurthemas). 

2. In Anfehung der für die mündliche Verhandlung vorgeſchriebenen Förmlichkeiten 
enthält $ 164 eine zweifache Beweisbeichränfung: 

a) Die Beobachtung ber Förmlichkeiten fann nur durd) das Prototoll bewieſen werben. 
Jede andere Beweisführung ift ausgeichloffen. 

b) Gegenbeweis gegen ben die Förmlichkeiten betreffenden Inhalt des Protokolls iſt 
ausgejchloffen, ed wäre denn, dab die Fälſchung des Protofoll erwieſen werben könnte. 
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Das Sikungsprotofoll ift eine öffentliche Urkunde im Sinne bes $ 418 und Liefert als ſolche 
vollen Beweis der darin bezeugten Thatiachen ($ 418 Abf. 1); hiergegen wäre Gegenbeweis 
duch jede Art von Beweismitteln zuläffig ($ 418 Abf. 2). Diefer Gegenbemweis iſt in 
Anjehung eines Teiles des Protofollinhalts, nämlih in Anfehung der Angaben über 
Beobahtung der Prozekvorichriften, von dem Beweije der Fälſchung abhängig nemadıt. 
Bezüglich bes übrigen Inhalts ift der Gegenbemweis nicht beichränft. 

Der Nachmeis der Fälfchung kann ſowohl durch den Beweis der Urkundenfälſchung 
(StGB. $ 267) wie durch ben Beweis wiſſentlich falfher Beurkundung (StGB. $ 348) 
geführt werden. Es ift aber nicht nötig, daß eine ftrafbare Fälſchung vorliege, vielmehr 
genügt der Nachweis, daß vorjäglich Falſches protokolliert oder durch Änderung in das 
Protokoll hineingebradht wurde. Der Nachweis einer auf Fahrläſſigleit beruhenden falichen 
Beurkundung genügt nicht [ogl. RG. Entich. in Str. V Nr. 14 S.44, XX Nr. 56 ©. 166). 
Der Nachweis der Fälſchung fann mit allen Beweismitteln geführt werben. 

Die Beweis: und Gegenbeweisbeichräntung des $ 164 fommt nur in Betracht, wenn 
zwilchen den Parteien ein Streit darüber entfteht, ob eine für die mündliche Verhandlung 
vorgejchriebene Förmlichkeit beobachtet ift. Die praftifche Bedeutung des $ 164 ergiebt fich 
inäbefondere bei der Verhandlung über Berufung und Revifion. Übrigens gelten die 
Beihhränfungen auch für die unteren nftanzen. 

Über das Verhältnis der Beweistraft des Protokolls zur Beweiskraft des That- 
beitandes des Urteils |. N. 1 zu $ 314. 


8. 165. (151.) 

Zu den Verhandlungen, welche außerhalb der Sitzung dor Amtsrichtern 
oder vor beauftragten oder erjuchten Richtern ftattfinden, ift der Gerichtsfchreiber 
gleichfalls zuzuziehen. 

RE. 88 367 f., NP. 314, E. 18 144, €. IT, LIT S 145, M. 187, MB. 56, 527. 

1. Über die Begriffe „beauftragter oder erfuchter Richter“ |. N. 4 litt. a zu 8 78. 

2. In ber Beitimmung, daß der Gerichtöfchreiber zu ben in $ 165 bezeichneten 
Verhandlungen beizuziehen ift, Liegt die Anordnung der Protokollierung. Über Form und 
Inhalt dieſes Protofolls enthält das Geſetz keine direkte Vorfchrift. Die entiprecdhende An« 
wenbbarfeit ber $$ 159, 160, 162, 163 ift aber aus der Natur bes Protofolld zu folgern. 
Auh $ 164 ift auf ſolche Protofolle anzuwenden, da abjolut fein Grund für eine ab— 
weichende Behandlung zu finden ift. [So au Strudm. Koch (8) N.1, Peterien (5) N.1. 
AM.: Wilm. Levy N. 1 zu $ 151 (alt), Gaupp (9) zu $ 165.) 


Zweiter Titel. 
Zuftellungen. 


1. Nach dem gemeinen Prozebrechte lag der Prozehbetrieb, d. i. bie Vermittelung 
des Verkehrs zwiſchen dem Gericht und den Parteien und zwifchen den Parteien unter: 
einander, das Zuftellungs- und Ladungsgeihäft ſowie die Zwangsvollſtreckung in der Hand 
bes Gerichts (Offizialbetrieb). Ebenfo nad) ber preuß. AGO., nad) ber öfterr. GO. v. 1781 
und nad den PrOO. von Württemberg, Baden, Braunichweig, Oldenburg und Koburg. 
In Gegenfaß dazu legt das franzöfifche Prozeßrecht den Prozehbetrieb ganz in die Hänbe 
ber Parteien (Parteibetrieb). Dem franz. Rechte folgten dad Genfer Prozeßgeſetz, ber 
preuß. Entw. v. 1864 und bie bayer. PrO. v. 1869. Nah bem Vorgange der hannov., 
heſſ., öfterr., norbd. Entwürfe haben fich die deutfchen Entwürfe und das Gefek für ein 
mittleres Syftem entichieden, das die Mot. z. E. III S. 139 „modifizierten Partei» 
betrieb” nennen. [Gegen dieſes Syitem 2. Seuffert Ztſchr. f. d. EPr. XVII ©. 278 ff.) 

Die Mot. 3. E. III S. 140 f. führen ald „Mobdifilationen bes Progebbetriebs 
durch die Parteien“ folgende an: 

2. Seuffert, Eivilprogehorbnung I. 10, Aufl. 17 


258 Erftes Bud. Dritter Abſchnitt. Bor $ 166. 


A) In Anfehung der Einleitung und Fortführung bes Redtsftreits 
bis zum Urteil in der Inſtanz. 

Die Einleitung des Rechtsſtreits ober einer Inſtanz fegt nad dem Geſetze regel- 
mäßig die formelle Mitwirkung des Gerichts durch Anberaumung eines Verhandlungs- 
termins voraus ($$ 214, 216, 261, $ 340 Abi. 1 Nr.3, 88 495, 497, $ 518 Abi. 2 Nr. 3, 
8 553 Abf. 1 Nr. 3, $$ 585, 608). Iſt der Nechtsftreit zur mündlichen Verhandlung 
gelangt, jo forgt regelmähig das Gericht für fofortige Anberaumung der notwendig 
werbenben ferneren Termine, fei es zur Fortſetzung ber Verhandlung, ſei es zur Beweis: 
aufnahme vor dem Prozehgericht oder einem anderen Gerichte ($ 136 Abf.3, 88 310, 349, 
8 351 Abi. 1, $$ 352, 358, 361 bis 363, 370, 495, 523, 557, 585). Der befchloffene Be- 
weis wird von Amtswegen auch beim Ausbleiben beider Parteien aufgenommen ($ 367 
Abi. 1, 88 368, 495, 523, 557, 585); die Ladung der Zeugen und Sachverſtändigen und 
die Herbeiichaffung von Urkunden, die fih in dem Beſitze einer anderen Behörbe befinden, 
erfolgen auf Betreiben des Gerichts ($ 377 Abi.1, $402, $432 Abf.1, $$ 495, 523, 557). 

B) In Anfehung der Zuftellungen: 

1. Im Parteiprozefje fann die Partei den Auftrag zur Vornahme der Zuftellung 
durch Vermittelung des Gerichtäfchreibers erteilen ($ 166 Abi. 2 Saß 1), ebenſo im An— 
waltsprozeſſe, wenn durch die Zuftellung eine Notfrift gewahrt werden joll ($ 166 Abi. 2 
Sat 2). In Ermangelung einer gegenteiligen Erklärung ber Partei hat der Gerichtö- 
ichreiber die Zuftellung zu vermitteln (88 168, 497). 

2. Zuftellungen im Auslande, an Erterritoriale und durch öffentliche Belannt: 
madung bat die Partei zu beantragen; die Ausführung der Zuftellung geichieht von Amts: 
wegen ($$ 199 ff., 203 ff.) und ohne Mitwirkung bes Gerichtsvollziehers. 

3. Nicht verfündete Beichlüffe und nicht verfünbete Verfügungen bes Gerichts werben 
den Parteien von Amtswegen zugeitellt ($ 329 Abi. 3); ebenjo Urteile, durch die auf 
Scheidung oder Nichtigfeit der Ehe erfannt ift ($ 625) und Urteile in Kindſchaftsprozeſſen 
($ 640 Abf. 1, $ 641 Abi. 1). 

C) Im Zwangsvollſtreckungsverfahren tritt eine Mitwirkung des Gerichts in 
erheblichem Umfang ein (vgl. $$ 764 fi., 768, 789 bis 791, 828 ff., 864 ff. 872 ff. 928 ff.). 

Den in den Motiven erwähnten Mobdifitationen des Parteibetriebs find nod bie 
Norichriften über das amtägerichtlihe Entmündigungsverfahren in den $$ 645 bis 664, 
674 bis 678, 680 bis 683, 685 beizufügen. 

Wegen der Ladungen vgl. N. 1,2 vor $ 214. 

2. Von den Zuftellungen find nad der Terminologie des Gejehes die in 88 73, 
134, 188, 226, 362, 364, 365, 386, 502, 652, 660, 683, 694, 733, $ 968 Abi. 5, $ 988 
Abi. 2 vorfommenden Mitteilungen zu untericheiden. Für Mitteilungen find die Vor— 
fchriften über die Zuftellungen nicht maßgebend; fie fünnen formlos erfolgen, 

3. Wegen der Gebühren für die Zuftellungen durd die GP. ſ. GO. f. GP. 88 2, 3; 
wegen der Gebühren für die Zuftellung nach $ 196 ſ. GRG.$ 40 in d. F. d. Bel. v. 28. Mai 
1898, RGBl. ©. 659. 

4. Über Zuftellung von Willenserflärungen f. BGB. 8132. Über Zuftellungen im 
Zwangsverſteigerungs- und Bwangsverwaltungsverfahren ſ. 3wVG. $$ 3 bis 8; im Konkurs: 
verfahren: HD.$ 72,8 73 Abſ. 2, 8 76 Abi. 1 Satz 2; im Strafverfahren: StrPrO. $ 37; 
im Militärftrafverfahren: MStrPrO. 88 137 ff.; im Verfahren vor den Gewerbegerichten 
und den Saufmannsgerichten: Gew.Ger.Gei. in d. F. d. Bel. v. 29. Sept. 1901 (RGBl. 
S. 353) 88 32 bis 35 und Haufm.Ger.Gel. v. 6. Juli 1904 (RGBI. S. 266) $ 16 Abſ. 13 im 
Verfahren vor dem Patentamte: BO. v. 11. Juli 1891 (RGB. S. 349) $ 12; im Verfahren 
in Angelegenheiten der frei. Gerichtsbarkeit: FrGG. 8 16. — über Zuftellungen an die 
der Konfulargerichtöbarfeit unterworfenen Perfonen |. RG. über die Konſulargerichtsbarkeit 
v.7.Apr.1900 (RGBL. 6.213) 88 28,29. Über Zuftellungen in den Schuggebieten: Schuß- 
gebietägef. in d. F. db. Bel. v. 10. Sept. 1900 (RGBl. ©. 813) $ 6 Nr. 7, BD. v. 15. Juni 
1886 (RGBL. &©.187)8 6, BO. v. 13. Sept. 1886 (RGBI. ©. 291) 8 6, RG. v. 15. März 
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1888 (RGBI. S. 71) 3 Nr.10, BO. v. 2. Juli 1888 (RGBl. S.211) 886,7, dazu Dienſt— 
anweiſung v. 7. Juli 1888 (CBl. f. d. DR. ©. 404 und Ztiſchr. f. b. EPr. XIV ©. 214) 8 6, 
BD. v. 23. Juli 1888 (RGEBl. S.221)$ 1, BO. v. 7. Febr. 1890 (RGEBl. ©. 55) $1, BDO. 
v. 1. Yan. 1891 (RGBl. ©. 1) 88 6. 7. 


I. Zufellungen auf Betreiben der Parteien. 


Durch die Novelle von 1898 find bie PVorfchriften über die Zuftellungen geteilt 
worden in folche über bie Zuftellungen auf Betreiben der Parteien ($$ 166 bis 207) und 
folche über die Zuftellungen von Amtswegen ($$ 208 bis 213). Die Verfchiedenheiten find 
in N. 1 zu $ 208 erörtert, 

$. 166.* (152.) 

Die von den Parteien zu betreibenden Zuftellungen erfolgen durch Gerichts: 
vollzieher. 

In dem Verfahren vor den Amtsgerichten kann die Partei den Gerichts: 
vollzieher unter Vermittelung des Gerichtöjchreibers des Prozefgerichts mit der 
Zuftellung beauftragen. Das Gleiche gilt für Anwaltsprozeſſe in Anjehung der 
Zuftellungen, durch welche eine Nothfrift gewahrt werden joll. 

HE. 8 155, OP. 268 ff., 1991 ff., 1498 ff., 5059 f., 5401 ff., 6056, 1850 fi., ME. 88 235, 357, NP. 


235 f., 321, 379 ff., 782, 8175., E.1 8 145, E. Il, III 8 146, M. 138, AB. 56 f., 527 ff., Begr. 
d. Rov. v. 1898 ©. 4 f. 


1. Zuftellung ift Übergabe einer Abſchrift oder einer Ausfertigung eines gewiffen 
Schriftftüds unter Beurkundung der erfolgten Übergabe (Mot. 3. E. III S. 141). Einwerfen 
eines Schriftftüds in den Brieflaften des Adreffaten ift feine Zuftellung [RG. 20. Yan, 
1882 Entſch. VI Nr. 99 ©. 342). 

2. a) Die Zuitellungen erfolgen durch Gerichtsvollzieher. Wegen der Dienft- und 
Geichäftsverhältniffe der Gerichtsvollzieher j. GVG. $ 155. Nach den in ben einzelnen 
Bunbesftaaten erlaflenen Gerichtövollzieherordnungen bemißt fich die örtliche Zuftändigfeit 
der Gerichtövollzieher. Die örtliche Zuftändigfeit eines Gerichtsvollziehers ift nad) ben be» 
ftehenden Gerichtsvollzieherordnungen durchweg auf den Landgerichtöbezirf feines amtlichen 
Wohnſitzes beichränkt, unbeichadet des Rechtes, Zuftellungen durch die Poit im ganzen 
Deutichen Reiche zu bewirken. Die Fälle, in welchen der Gerichtövollzieher von der Aus: 
übung feines Amtes ausgeſchloſſen ift, ſ. GVG.$ 156. Der Mangel der örtliden Zu: 
ftändigfeit ſowie die Nichtbeadhtung des GUVG.$ 156 Hat die Ungültigfeit des Zuftellungs« 
aft3 zur Folge; die Ungültigfeit kann aber nad $ 295 gehoben werden, 

b) Der Zuftellung durch die Gerichtövollzieher ift die AZuftellung durch die Poft 
($$ 193 bis 196) gleichgeitellt. Unzuläffig ift Zuftellung im Inlande durch andere Per- 
onen, jowie Zuftellung unter Benugung des Telegraphen (Mot. 3. E. II S. 142). [Bal. 
RE. 5. Dez. 1895 IW. 1896 N. 31 Nr. 6 (beiläufig), bay. ob. LG. SU. LI Nr. 237. Un: 
richtig: RE. 3. Juli 1884 Entih. XIV Nr. 94 ©. 335.) 

3. a) Im Anwaltsprozeife, d. i. im Verfahren vor ben Landgerichten und vor 
allen Gerichten höherer Inſtanz (vol. $ 78 Abi. 1), ift regelmäßig der Auftrag zu Zus 
ftellungen dem GB. ohne Vermittelung des Gerichtsichreibers zu erteilen, entweder von 
bem Anmalt oder von der Partei oder ihrem Vertreter (vgl. N. 2 zu $ 78). Ausnahms- 
weife ift auch im Anwaltsprozeſſe geftattet, den GB. unter Vermittelung des Gerichts: 
fchreibers bes Prozehgerichts zu einer Zuftellung zu beauftragen, nämlid dann, wenn 
durch die Zuftellung eine Notfrift gewahrt werben fol. Das Verzeichnis der Notfriften 
ſ. N. 3 Ziff. [ litt. i vor $ 214; die Wiedereinjegungsfrift ($ 234) ift feine Notfrift, daher 
findet $ 166 Abſ. 2 auf dieſe Friſt feine Anwendung [RG. 1. Mai 1902 IW. ©. 311 
Nr. 9. Mit der durch die Novelle von 1898 eingefügten Neuerung ſteht $ 207 Abi. 2 in 
Verbindung. Durch die beiden Vorfchriften iit die Wahrung der Notfriften erleichtert, 

b) Im Parteiprozefie, d. i. im Verfahren vor den Amtögerichten fann bie 
Partei ober ihr Vertreter den Gerichtövollzieher ſtets durch DVermittelung des Gerichts- 

17* 
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ſchreibers des Prozehgerichts mit der Zuftellung beauftragen. Bei Schriftſätzen, durch 
deren Zuftellung eine Notfriit (Einſpruchsfriſt!) gewahrt werben fol, fommt auch bier der 
8 207 Abi. 2 zur Anwendung. — Das innerhalb eines Anwaltöprozeffes angeordnete Ver— 
fahren vor einem beauftragten oder erjuchten Richter ift zwar fein Verfahren vor den 
Amtögerichten; da jedoch für diejes Verfahren fein Anmwaltszwang befteht (ſ. N.4 zu $ 78), 
jo wird gleihwohl $ 166 Abi. 2 Sak 1 anzuwenden fein. 

c) Daß in einem Fall, in dem das Gefek bie Vermittelung durch den Gerichtö- 
ichreiber nicht zuläßt, eine Zuftellung gleichwohl durch den Gerichtsfchreiber vermittelt 
worden ift, bildet feinen Grund, die Zuftellung als ungültig zu behandeln; denn den 
Auftrag an den Gerichtsvollzieher kann jedermann vermitteln; vgl. R. 2 zu 878. [So 
auch Peterien „Recht“ V S.4, NG. 20. Nov. 1900 Entſch. XLVII Nr. 100 ©. 397 ff.) 

4, Der Gerichtsvollzieher ift Beamter (GDG.$ 155), fteht aber zu der Partei, von 
welcher er den Auftrag zur Zuftellung oder zur Zwangsvollitredung bireft ober indirekt 
durch Vermittelung des Gerichtöichreibers erhalten bat, auch in einem Vertragäverhältnifie; 
dieſes Verhältnis ift wegen der GEntgeltlichfeit der Geichäftäbeforgung fein Auftrag im 
Sinne des BGB., fondern ein Werfvertrag. Auf den Vertrag finden bie Vorfchriften 
bes BGB. $ 675 Anwendung. Die Beamteneigenichaft Ichließt ein folches Wertragsver- 
hältnis nicht aus, fommt aber bei der Beurteilung ber fih aus dem Vertragäverhältnis 
ergebenden Rechte und Pflichten des Gerichtsvollziehers infofern in Betracht, als das Ver: 
tragsverhältnis beeinflußt wird durch die ſich aus der Beamteneigenſchaft ergebende Ge— 
bundenheit des Gerichtsvollziehers an die Vorfchriften der EPrO., der Dienftesinftruftion 
und der Gebührenordnung. Aus diefer Beeinfluffung ergiebt ji 3. B., dab der GW. 
MWeifungen der Partei über die Art und Weile der Geichäftsbeforgung nur infomweit zu 
beachten hat, als fie mit den Vorjchriften vereinbar find, welche er als Beamter zu beadhten 
bat; ferner, daß der GP. troß dem BEB. $ 649 Sat 2 feine Gebühren verlangen fann, 
wenn die Partei den Vertrag fündigt, denn bie für die Vergütung maßgebende GO. f. 
GP. lennt Gebühren nur für ausgeführte Zuftellungen und Bollftrefungsbandlungen. 
Daraus, daß der GV. im Verhältniffe zu der Partei, für welche er zuftellt oder vollitredt, 
nicht bloß als Beamter, ſondern auch ala Werfunternehmer (in der Sprechw. d. BEP.) 
in Betracht fommt, ergiebt fich die wichtige Folge, dab der GB. diefer Partei nicht bloß 
ald Beamter nah BGB. $ 539 Abſ. 1 — das wäre alſo bei fFabrläffigfeit nur, wenn 
der Verlegte nicht auf andere Weiſe Erjag zu erlangen vermag! — zum Schabenserjake 
verpflichtet it, jondern daß er auf Grund des PVertragäverhältniffes Vorfa und Fahr— 
läffigfeit jomwie das Verfchulden der im BGB. $ 278 bezeichneten Perſonen zu vertreten 
bat, alio auch bei Fahrläſſigkeit nicht bloß jubfidiär, jondern primär zum Schabenserjak 
verpflichtet ift; ferner, dak die Vorichriften des BGB. 88 663, 666 bis 670, 672 bis 674 
gemäß $ 675 auf den GL. Anmwendung finden. Weitere Folgerungen, bie fpeziell bei 
Ausführung der Zwangsvollſtreckung bervortreten, I. N.13u8753. [Für die bier ver» 
tretene Anſicht: Mot. z. E. III ©. 388, 411, Strudm. Koch (8) N. 1 zu 8 753, Wilm. 
Levy (TI N.3 zu $ 674 alt, Gaupp (9) N. V vor $ 166, Peterien (5) N. 4 vor $ 166, Wadı 
Dandb. I ©. 322 N. 28, Dernburg Pr. Pri®. II $ 298 RN. 28, Schulte Privatrecht und 
Prozeß I ©. 50 f., 96 f. (dazu 8. Seuffert Btichr. f. d. EPr. VIII ©. 190), Mandry Der 
civilrechtlihe Inhalt der Reichsgeſetze (44 S. 398 N. 18, MWeismann Hauptintervention 
©. 41 ff.. Fallmann Zwangsvollitr. (2) S. 168, Rudolph Yahrb. f. Dogm. XX ©. 382 ff., 
Kühne Beitr. 3. E. d. DR. XXIII S.504, Weſterburg eod. 8.878 f., Glafenapp eod. XXIV 
S. 291, Jaſtrow Ard. f. c. Pr. LXVII ©. 358 ff., Hahn Beitr. 3. €. db. DR. XXXI 
©. 330 ff., OLG, Dresden Arc). f. c. Pr. LXVIII ©. 415, Frank Erefutionsintervention 
(1889), Magnus Beitr. 3. E. d. DR. XXXV ©. 947 fi, Wend eod. XXXVI S. 497 ff. 
Rottmann Die rechtl. Stellung des GB. (1900), OLG. Hamburg SW. XXXVL ©. 358. 
Dal. a. f. das franz. Net, dem das Inſtitut der GB. nachgebilbet ift, E. Garsonnet 
Traite tb&orique et pratique de procedure (2. Aufl. Paris 1898) II $ 570 p. 293. 
Nach einigem Schwanten — ſ. Entid. IX ©. 361 und X ©. 233 — ift auch die Recht- 
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Iprehung des RG. in das richtige Geleife eingeichwentt; vgl. verein. CS. 10. Juni 1886 
XVI Rt. 99 S. 396 fi. in durdhfchlagender Begründung, ferner RG, 5. Juni 1883 Entich. 
IX Nr. 106 &.362, 10. an. 1887 XVII Nr. 80 ©. 392 ff., 19. Dez. 1887 XX Nr. 89 
S. 389, 11. Dez. 1893 DL. f. RA. XII Erg.®d. ©. 196, 8. Apr. 1897 Entich. XXXIX 
Nr. 39 S. 160, 10. Mai 1898 Beitr. 3. E. d. DR. XLIII ©. 1033, 14. März 1899 Entid. 
XLII Re. 46 &. 180, 11. Ott. 1901 IW. ©. 783, 29. Oft. 1903 LVI Wr. 22 ©. 90 f., 
bay. 06.2.6. BL. FRA. LXI S.9. Vgl. a. Art. 60 Abi. 1 Satz 2 des bay. AG. 3. BGB., 
wo beftimmt ift, daß die Haftung des Staates nicht bloß bei Verlegung der Amtöpflicht des 
GB., fondern auch bei Verlegungen feiner Pflichten gegenüber dem Auftraggeber eintritt. 
Daraus ergiebt fich, dab die Verf. diejes Geießes neben dem Amt ein Vertragsverhältnis 
als vorhanden betrachteten. Dagegen wirb das Beamtenverhältnis einfeitig urgiert und 
das Wertragsverhältnis zur Partei beftritten von Pland Lehrb. 1 S.136, II ©. 605, 657 
(hierüber 2. Seuffert Ztichr. f. d. EPr. XI S. 196), Voß PBeitr. z. E. db. DR. XXI 
©. 240 ff. und Arch. f. c. Pr. LXV1 S. 183 ff., Neffel Beitr. 3. E. d. DR. XXVIII ©. 97 ff. 
Geeiuss Förster Pr. Pr®. II 8 141 N. 33 ch. 8154 N.3, Bunfen Zwangsvollſtr. ©. 123 ff., 
v. Echrutfa-Rechtenftamm Ztichr. f. pr. u. d. R. XIII ©. 567 ff., Hellmann BL. f. RA. LIU 
©. 273, 290, 308, Riehl Ztichr. f. d. CPr. XVII ©. 36 ff.) Dur die Einrichtung der 
log. Gerichtövollzieherämter wird an der Nechtäftellung der GB. im Verhältniffe zu der 
Partei nichts geändert. — Im Berhältniffe zu Dritten, inabefondere auch zu dem Gegner 
ber Partei, fommt der GB. natürlich nur ala Beamter in Betracht [RG. 30. Apr. 1896 
Beitr. 3. E. d. DR. XL ©. 1038]. 

5. Der Gerichtsichreiber, welcher die Beauftragung vermittelt, ftebt zu der Partei 
nicht in einem Vertragsverhältnis; er fommt ausſchließlich ald Beamter in Betracht [RG. 
21. Juni 1886 Entſch. XVII Nr. 99 ©. 391, 7. Febr. 1900 XLVI Nr. 89 ©. 324 f.]; 
jeine Haftung bemißt fich beiden Parteien gegenüber nach BEB.$ 839 Abſ. 1. Der Gerichts: 
ichreiber beauftragt den GP. im Namen der Partei. Nicht der Gerichtöichreiber, jondern 
die Partei ift ala die Perfon anzuführen, für welche zugeftellt werden ſoll ($ 191 Nr. 3). 
Nicht der Gerichtöjchreiber, Sondern die Partei jchuldet Die Gebühren und Auslagen des GV. 


$. 167. (153.) 

Die mündliche Erklärung einer Partei genügt, um den Gerichtsvollzieher 
zur Vornahme der Zuftellung, den Gerichtsfchreiber zur Beauftragung eines 
Gerichtsvollzieherd mit der Zuftellung zu ermächtigen. 

Iſt eine Zuftellung durch einen Gerichtsvollzgieher bewirkt, jo wird bis 
zum Beweiſe des Gegentheild angenommen, daß diejelbe im Auftrage der Partei 
erfolgt jei. 

DE. 5 113, HB, 1138, 4089 ff, NE. & 260, E. 18 146, E. IL, TIT $ 147, M. 144, PB. 57, 529. 

1. Die Erteilung des Auftrags bedarf feiner Form. Der Wille, den Gerichtsvoll« 
zieher zu beauftragen, kann durch fchlüffige Handlungen, 3. B. durch Zufendung ber 
Schriftitüde, erflärt werden. Der GB. braucht dem Dritten gegenüber die Beauftragung 
nicht nachzuweiſen; er ift durch die Vermutung des Abf. 2 gebedt. Beſtreitet die als 
betreibender Zeil angeführte Partei die Auftragserteilung, fo greift diefe Vermutung nicht 
ein. — Darüber, daß auch im Anmwaltöprozeffe der Gerichtsvollzieher von der Partei 
jelbft oder von einem nicht bei dem Prozebgerichte zugelafjenen Anwalte beauftragt werben 
fann, 1.R.2 zu 8 78. 

2. $ 167 gilt aud, wenn der GP. durch Vermittelung des Gerichtsſchreibers be— 
auftragt wird. Er findet entipredhende Anwendung auf ben Fall, daß der Gerichtäfchreiber 
ohne GP. die Zuftellung durch die Poft beforgt ($ 196). Daß der Tert bes $ 167 darauf 
nicht Rüdficht nimmt, erklärt fi daraus, dab die Zuftellung durch die Poft erft in den 
legten Entwurf eingefügt wurbe. 

3. Die ohne Auftrag — 3.2. infolge der irrtümlichen Annahme einer Beauftragung 
— auögeführte Zuftellung fann von der Partei genehmigt werden und wirft in biefem 
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Falle, wie wenn der Auftrag vorher erteilt worden wäre. Die ohne Auftrag ausgeführte 
Zuftellung ift unwirkſam, wenn die Genehmigung verweigert wird. 


$. 168.* (154.) 

Inſoweit eine Zuftellung unter Vermittelung des Gerichtsfchreibers zu— 
läjfig ift, hat diefer einen Gerichtsvollzieher mit der erforderlichen Zuftellung 
zu beauftragen, jofern nicht die Partei erflärt hat, daß fie jelbft einen Gerichts— 
vollzieher beauftragen wolle; in Anwaltsprozeſſen ift die Erklärung nur zu 
berüdjichtigen, wenn fie in dem zuzuftellenden Schriftfag enthalten ift. 


HE. 8 155, HE. 2368 f., 5059 f., NE. 8 361, NB. 779, 782, €. 18 147, €. IT, a M. 144, 
RB. 57, 68 f., 629, Begr. db. Nov. v. 1898 ©. 95, AB. z. Nov. dv. 1898 ©. 7 


1. Inwieweit eine Zuftellung unter Vermittelung des ————— zuläſſig iſt, 
ergiebt $ 166 Abi. 2; vgl. die N. 3 zu $ 166. 

2. Der Geriäjtsiihreiber beauftragt den Gerichtövollzieher oder die Poft ($ 196) im 
Namen ber Partei (vgl. NR. 5 litt. b zu $ 166), ohne daß die Partei dies zu verlangen 
braudt. Es bedarf einer Parteierflärung, um die Offizialthätigkeit des Gerichtsfchreibers 
auszuschalten. In Anmwaltöprozeiien, wo die Wermittelung des Gerichtsfchreibers nur 
in Aniehung ber Zuftellungen zuläffig ift, durch melde eine Notfrift gewahrt werden 
ſoll, fann die Offizialthätigfeit des Gerichtsichreibers nur durch eine in dem zuzuftellenden 
Cchriftiak enthaltene Erklärung auögeichaltet werden. Steht jene Erklärung nicht in dem 
Schriftiage, jo muß der Gegner mit der Anwendung bes $ 207 Abi. 2 rechnen. 

3. Obwohl zur Zuftellung amtögerichtlicher Urteile die Vermittelung des Gerichts— 
jchreiberd in Anspruch genommen werden fann, findet $ 168 auf die Zuftellung von Ur— 
teilen feine Anwendung; denn, ob bie Zuftellung eines Urteils nötig ift, hat die Partei 
zu ermeffen, der Gerichtöfchreiber würde diefem Ermefjen vorgreifen, wenn er ohne aus- 
drückliches Geſuch der Partei die Zuftellung veranlaffen würde. [Ebenjo Kurlbaum Beitr. 
3. E. d. DR.XXIV ©. 62 ff. (gegen 9. Meyer eod. ©. 50 ff.), ferner v. Kräwel Ztichr. f. 
b. EPr. II ©. 476, Brettner eod. X ©. 495. ff.) 

4. Im Mahnverfahren findet $ 168 Anwendung; vgl. R. 1 zu 8 693. Ebenjo im 
Vollſtreckungsverfahren, ſoweit es fich nicht um die Zuftellung von Urteilen handelt. Des— 
gleichen in dem einen Arreft oder eine einftw. Verfügung betreffenden Verfahren; aber auf 
die Zuftellung eines Arreftbefehls und einer einftw. Verfügung findet $ 168 auch dann 
feine Anwendung, wenn der Arreftbefehl zc. nicht in Urteils-, jondern in Beſchlußform er- 
gangen ift; vgl. N. 1 Ziff. I Ani. 2 zu $$ 921, 922, 


$. 169. (155.) 

Die Partei hat dem Gericht3vollzieher und, wenn unter Vermittelung des 
Gerichtsſchreibers zuzuftellen ift, diefem neben der Urfchrift des zuzuftellenden 
Schriftſtücks eine der Zahl der Perjonen, welchen zuzujtellen ift, entjprechende 
Zahl von Abfchriften zu übergeben. 

Die Zeit der Hebergabe iſt auf der Urfchrift und den Abjchriften zu ver— 
merfen und der Partei auf Verlangen zu bejcheinigen. 

NE. 85 251, 255, NP. 550, 367, 592, E. 18 148, E. II, III $ 149, M. 144, AB. 57 f., 529, 

1. Dur Abi. 1 iſt nicht auägeichloffen, dab die betreibende Partei dem Gerichts 
vollzieher oder dem Gerichtöichreiber die Anfertigung der Abjchriften überläßt. 

2. Der Abi. 2, von der IK. des RE. hinzugefügt, fteht in Zufammenhang mit $ 235. 
Einfluß auf die Gültigfeit der Zustellung hat die Vorichrift nicht. Auch die Wiederein- 
fegung nah $ 235 ift nicht durch Beobachtung der Vorſchrift bedingt; die Zeit der Über- 
gabe kann durch andere Mittel bewiejen werben, 

Den Namen des Zuftellungsadrefiaten braudt der Gerichtöichreiber nicht zu be— 
icheinigen [RG. 12. Dez. 1903 IW. 1904 ©. 66 Nr. 31). 
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8. 170* (156.) 


Die Zuftellung befteht, wenn eine Ausfertigung zugeſtellt werden joll, 
in deren Uebergabe, in den übrigen Fällen in der Uebergabe einer beglaubigten 
Abjchrift des zuzuſtellenden Schriftitüds. 

Die Beglaubigung gejchieht durch den Gerichtövollzieher, bei den auf 
Betreiben von Rechtsanwälten oder in Anmwaltsprozefjen zuzuftellenden Schrift: 
jtüden durch den Anwalt. 

NP. 9 252, E. 18 165 Ubi. 3, €. IT, III $ 166 Abſ. 3, KB. 59, 580. 

1. Zu den SS 170 bis 213: a) Ein Perftoß gegen bie Vorſchriften der 
58 170 bis 213 bat die Ungültigfeit der Zuftellung zur Folge. Zwar ift bies 
in der CPrO. nicht ausbrüdlich ausgeſprochen; aber daraus darf nicht gefolgert werben, 
daß ſolche Zuftellungen gültig feien; denn die CPrO. Hat, abweichend von dem franzöfiichen 
Prozeßgeſetze [über diejes vgl. E. Garsonnet Trait6 theorique et pratique de procedure 
(2. Aufl. Paris 1898) II 88 498, 502 p.176 ss.], die Ungültigfeit als Folge prozeſſualiſcher 
Verftöße nirgends ausdrücklich hervorgehoben. Vielmehr ift davon auszugehen, daß die 
Beobachtung der im Geſetz enthaltenen (in Gegenfaß zu den in bloßen nitruftionen ge— 
gebenen) Borichriften über die Art und Weile, wie eine prozefiualiihe Handlung vor» 
zunehmen ift, weſentlich iſt für die Gültigkeit der Prozekhandblung, ſoweit nicht das Geſetz 
erjehen läßt, dab die Beobachtung einer Vorichrift nicht als Vorausſetzung der Gültig: 
feit behandelt werben joll. Ohne das entjcheidende Gewicht auf den nicht immer gleich® 
mäßigen Spracdhgebraud; der CPrO. zu legen [über diefen vgl. Heilblut Arc. f. c. Pr. LXIX 
©. 131 ff, Wah Hanbb. I ©. 297 fi.], darf doch darauf vermwiefen werben, daß in ben 
Vorſchriften über bie Zuftellung ſich nirgends der ſonſt im Geſetze zu bloß inftruftionellen 
Anmeifungen gebrauchte Ausdruck „Toll“ vorfindet und daß nur im $ 188 Abi. 4 bie 
Gültigkeit einer ben Vorfchriften diefes Paragraphen nicht entiprechenden Zuſtellung für 
einen bejtimmten Fall ausgeſprochen if. Im allgemeinen befteht auch Einverftändnis 
darüber, daß Zuftellungen, die den Vorichriften des Geſetzes nicht entipredhen, ungültig 
find (vgl. die zu ben folgenden Paragraphen cit. Entſch. d. RG. und Litteraturangaben). 
Meinungsverfchiedenheit beiteht nur darüber, ob die Gültigkeit einer Zuftellung durch Die 
Errichtung einer den Vorichriften der $$ 191,192, 195 Abj.2, 8212 Abf. 1 entiprechenden 
Urkunde bedingt ift. Über diefe Frage i. N. 8 zu $ 191. 

b) Die Verlegung einer VBorihrift über die Art und Weiſe der Zu— 
ftellung fann nicht mehr gerügt werden, wenn bie Partei, an welche zugeitellt 
wurde, auf die Befolgung ber Vorſchrift verzichtet oder wenn fie bei der 
nächſten mündlihen Verhandlung, welde auf Grund ber Zuftellung ftatt- 
gefunden hat oder in welder auf die Zuftellung Bezug genommen ift, den 
Mangel nicht gerügt hat, obgleich fie erfchienen und ihr der Mangel be» 
fannt war ober belannt fein mußte ($ 295). Auch in Bezug auf die Heilbarfeit 
der Zuftellungsmängel durch Verzicht auf deren Rüge und durch Präflufion der Rüge 
herricht in Litteratur und Rechtſprechung Einverftändnis. Nur darüber befteht Meinungs» 
verichiedenheit, ob derartige Heilung der Ungültigleit auch bei den Zuftellungen eintritt, 
durch welche eine Notfrift (f. N. 3 zu Ziff. Ilitt.i vor $ 214) in Lauf geſetzt oder gewahrt 
werben fol. Dean glaubt nämlich daraus, dab Notfriften der Verfügung der Parteien 
entzogen find unb daß deren Einhaltung von Amtswegen zu prüfen ift, folgern zu müffen, 
daß bie Zuftellungsmängel in dieſen Fällen nicht dem Parteiverzicht und nicht der Prä- 
kluſion nach $ 295 unterliegen. [So Strudm. Kod (8) R.3, Wilm. Levy (7) N. 1 zu $ 156 
alt, Gaupp (9) N.IV vor 8166; ferner RG. 12. Juli 1882 Entſch. VII Nr. 115 ©. 373, 
13. Oft. 1882 IX Nr. 118 ©. 413, 25. Mai 1883 X Nr. 110 S. 362, 10. Mai 1894 Beitr. 
3. Ed, DR. XXXVIII ©. 1222, 17. Febr. 1902 IW. S.182 Nr. 6.) Die Folgerung ift 
aber unrichtig; denn darin, daß die thatjächlich gefchehene Mitteilung eines Schriftftüds, 
welche aus irgendwelchem Grunde feine ordbnungsmäßige Zuftelung ift, zufolge des Ver— 
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baltens der Parteien vom Gerichte nicht mehr auf ihre Orbnnungsmäßigfeit geprüft werben 
fann, liegt feine Parteiverfügung über die Notfrift. Die Parteien können weder eine 
Zuitellung fingieren [vgl. RG. Entih. XV &.375] noch wegfingieren. Aber wenn bas, 
was den Kern der Zuftellung bildet. d. i. die Mitteilung des Schriftitüds, ftattgefunden 
hat, dann fünnen Mängel des Verfahrens geheilt werden. [So auch Goldenring Ztſchr. 
f.d. CPr. IX ©. 84 ff,, Fitting eod, XI ©. 24 und S. 51, Peterjen (5) N. 9 zu $295, bay. 
ob. LG. Bl. f. RA. LIV, S. 287 und SA. XLV Nr. 138; vgl. a. RG. 13. Juli 1883 Entſch. 
IX Nr. 113 &. 388 (beiläufig).] 

c) Die Partei, für welche zugeitellt worden iſt, kann einen Mangel 
ber Zuitellung nicht rügen; denn die eigenen Prozekhandlungen kann die Partei 
wegen eines Verftohes gegen das Prozebgefek nicht als ungültig anfechten, es jei denn, 
dab die Ungültigfeit auch von Amtöwegen zu beachten iſt. Diefer Saß, der in ber 
franz. Theorie und Praris anerkannt ift [vgl. Garsonnet a. a. ©. $ 503 ©. 184 ff.) und 
in der bay. PrO. dv. 1869 Art. 219 ausgefproden war, ijt die notwendige Konſequenz 
der in $ 295 enthaltenen Vorfchrift. Was insbeiondere die Zuftellungen betrifft, fo find 
die Vorichriften über deren Form in eriter Linie zum Schuße der Partei gegeben, an 
welche zugeitellt werden foll. Es ift daher die Partei, auf deren Betreiben zugeftellt wird, 
nicht bejchwert, wenn die Zuftellung nicht ordnungsmäßig erfolgte. [Bgl. Goldenring 
Stiche. f. d. EPr. IX ©. 101 f.] Das praftifche Interefie der Frage zeigt fi 3.2. in 
folgendem Falle: A bat gegen B ein Verſäumnisurteil erwirtt. B erhebt Einfprud). 
Die Zuftellung der Einipruchsichrift erfolgt in der Notfrift, ift aber aus irgend welchem 
Grunde nicht ordnungsmäßig. B bleibt im Termin aus. A rügt bie Orbnungswibrig: 
feit nicht, fondern erwirft das zweite Verfäumnisurteil zur Sade. B fann die Berufung 
nicht darauf ftügen, daß feine Ginfpruchsichrift nicht ordnungsmäßig zugeftellt war. [AM.: 
Schwalbach Beitr. 3. E. d. DR. XXVI ©. 11.] 

2. Zu Abi. 1: a) Ausfertigung ift eine vom Gerichtöfchreiber unterzeichnete und 
mit dem Amtsfiegel verjehene Abſchrift einer in Urichrift bei den Akten bleibenden Urkunde 
(vgl. $ 299 Abſ. 1, $ 317 Ab. 2). Die Zuftellung einer Ausfertigung wird geboten in 
$ 377 Abf. 1 bei der Ladung von Zeugen und gemäß $ 402 bei der Ladung von Sadı« 
verftändigen; vgl. a. $1039. Die Meinung, daß bei allen Zuftellungen, die von Amts— 
wegen erfolgen, nicht Abichriften, jondern Ausfertigungen zu übergeben feien [jo Pland 
Lehrb. 1 S. 469, Gaupp (9) N. II Abi. 2], dürfte dem Gefege nicht entiprechen, da ſonſt 
die Vorfchrift des $ 210 gegenftandslos wäre [vgl. RG. 22. Juni 1900 Beitr. 3.E.d. DR. 
XLV &.1122). Übrigens ift eine Zuftellung nicht deswegen ungültig, weil eine Aus— 
fertigung ftatt gewöhnlicher Abichrift übergeben worden ift [RG. 10. Mai 1881 Entich. IV 
Ir. 122 ©. 425, 5. Febr. 1886 XV Nr. 114 ©. 411], und auch im umgefehrten Falle dürfte 
feine Ungültigfeit anzunehmen fein. Bon Urteilen, die auf Betreiben einer Partei zu: 
geftellt werden, find Abfchriften zu übergeben [RG. 29. März 1881 Entſch. III Nr. 128 
©. 455). 

b) Die Abjchrift fann auf mechanischen Wege (Schreibmaſchine, Drud, Autographie, 
Heftographie, Abklatſch) hergeitellt werden [RG. 9. Febr. 1881 Entſch. IV Wr. 96 ©. 355 
in Bezug auf eine Klatichkopie]. 

ce) Die Abichrift muß beglaubigt, d.h. es muß ihr Gleichlaut mit der Urfchrift 
bezeugt fein. Fehlt die Beglaubigung, fo ift die Zuftellung ungültig [RG. 20. Dez. 1881 
Entſch. VI Nr. 109 ©. 362; 14. Ott. 1882 SA. XXXVII Nr. 173; 21. Oft. 1882 Entid. 
VIII Nr. 96 ©. 347; 13. Ott. 1883 Entſch. IX Nr. 118 ©. 413; 22. Nov. 1883 SU. 
XXXVIII Nr. 344; 10. Febr. 1891 BL. f. RA. X Erg. Bd. S. 171 (Begl. d. Beilage erfeßt 
die Begl. der Abichr. d. Klage nicht), 21. Sept. 1891 Beitr. 3. €. d. DR. SU. XLVII Nr. 294, 
7. Febr. 1898 SW. LIV Nr. 113, 28. Juni 1900 Beitr. 3. €. d. DR. XLV ©. 1090, bay. 
ob. LG. SA. LIII Nr. 53. AM.: Heilblut Arc. f. c. Pr. LXIX ©. 376f.]. Wegen Heilung 
biefer Ungültigkeit . NR. 1. — Nah RG. 12. Juli 1882 Entf. VII Nr. 115 ©. 372 f., 
1. März 1884 XIV Nr. 93 S. 335, bay. ob. 16. BL. F. RA. VIE Erg.Bd. ©. 47 und bay. 
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ob. 26. SA. LIX Nr. 19, Samml. v. Entſch. N. 5. IV ©. 544, genügt die Herftellung bes 
Beglaubigungdvermert3 und des Namens bes Anwalts oder Gerichtsvollziehers durch 
Stempeldrud. — Weicht troß der Beglaubigung die Abichrift von der Urſchrift ab, jo iſt 
ber Empfänger zu jchüßen, wenn durch den Fehler eine Verſäumnis des Empfängers ober 
fonft ein Nachteil für ihn herbeigeführt ift; aber die Behauptung der Mot. 3. E. III ©. 153, 
daß zu Gunften des Empfängers jtets der Inhalt der Abjchrift maßgebend jei, ift in dieſer 
Allgemeinheit nicht richtig [vgl. RG. 24. Mai 1881 Entih. IV Nr.128 ©. 434, OLG. 
Dresden Ztichr. f. d. EPr. VII S. 99). Cine unwefentliche Unrichtigfeit der Abfchrift be- 
einträcdhtigt die Gültigfeit der Zuftellung nicht [vgl. RG. 21. Okt. 1905 Entſch. LXI Nr. 93 
S. 394 ff.J. — It in der Abſchrift einer Ladung die Terminsbeitimmung ausgelaffen 
oder ein unrichtiger Zeitpunkt angegeben, fo ift die Ladung ungültig; der Mangel kann 
jedoch nad 8 295 gehoben werben [vgl. RG. 13. Juli 1883 Entſch. IX Nr. 113 ©. 388, 
22. Sept. 1903 IW. ©. 383 Nr. 5]. 

3. Zu Abi. 2: a) Die Beglaubigung der Abichrift gefchieht durch den Gerichts- 
vollzieher, welcher die Zuftellung jelbft oder durch die Poſt (vgl. $$ 193 f.) bewirkt. Die 
Beglaubigung durd einen anderen als den zuftellenden Gerichtövollzieher ift unzuläſſig 
und macht die Zuftellung ungültig [RG. 10. Febr. 1891 BL. f. RA. X Erg.Bb. ©. 171f.]; 
natürlih kann die Ungültigfeit nach $ 295 geheilt werden. Auch wenn bie von dem 
Gerichtsvollzieher bewirkte Zuftellung durch den Gerichtöfchreiber vermittelt wird (vgl. 
$ 166 Abſ. 2, $ 168), ift die Abichrift von dem Gerichtövollzieher zu beglaubigen; doch 
fann in diefem Falle die durch den Gerichtsfchreiber erfolgte Beglaubigung die Beglau— 
bigung durch den Gerichtsvollzieher erjegen [vgl. RG. 19. Juni 1900 Entſch. XLVI Nr. 16 
©. 399). 

b) Die Abſchrift kann durch den Rechtsanwalt beglaubiat werden. wenn im Ans 
mwalts- oder im Parteiprozeffe die Zuitellung auf Betreiben eines Rechtsanwalts erfolgt, 
im Anwaltsprozeſſe auch, wenn die Zuftellung auf Betreiben der Partei jelbft erfolgt 
(vgl. dazu N.2 zu $ 78). Beglaubigung durch einen anderen als den betreibenden Rechts— 
anwalt ift unzuläffig und macht die Zuftellung ungültig (RG. 4. Juni 1894 Entſch. XXXIII 
Nr. 106 &.399, 30. Jan. 1896 SU. LII Nr. 51]; natürlich fann die Ungültigfeit nad) 
$ 295 geheilt werden. Sat der zum Prozeffe bevollmädtigte Rechtsanwalt einen anderen 
Anwalt zur Betreibung der Zuftellung ermächtigt, To fann diejer auch die Abichrift be= 
glaubigen [vgl. RG. 28. Oft. 1889 Entſch. XXIV Nr. 93 ©. 418; abweichend: bay. ob. LG. _ 
SA. LIE Nr. 53, in einem alle, in dem der Subftitut nicht bei dem Prozeßgerichte zu— 
gelaffen war]. 

ec) Auch in den Fällen, in welchen nad litt.b der Rechtsanwalt zur Beglaubigung 
der Abſchrift befugt iſt, kann die Beglaubigung durch den Gerichtsvollzieher erfolgen [val. 
NG. 21.Nov. 1882 Entich. VIII Nr. 96 ©. 347, 22. Nov. 1883 SAU, XXXVII ©. 344, 
11. Ian. 1900 Entſch. XLV Wr. 114 ©. 415]. Der Gerichtsvollzieher handelt pflicht- 
widrig, wenn er eine vom Anmalt nicht beglaubigte Abichrift zuftellt, ohne fie felbit zu 
beglaubigen ſvgl. RG. 7. Febr. 1898 SA. LIV Nr. 113]. Reicht ein Rechtsanwalt zum 
Zwecke der Terminsbeitimmung bei dem Gerichtäfchreiber einen Schriftiak mit Abſchrift 
ein, deſſen Zuftellung ber Gerichtäfchreiber nach $ 166 Abi. 2, $ 168 zu vermitteln hat, 
fo ift folgendermaßen zu verfahren: der Vorſitzende hat die Zerminsbeftimmung auf bie 
Urschrift zu feßen; ber Gerichtäfchreiber oder der durch feine Vermittelung beauftragte 
Gerichtsvollzieher hat die Abichrift der Zerminsbeitimmung auf die Abfchrift des Schrift: 
fages zu ſetzen; die Abichrift der Zerminsbeitimmung und, wenn die Abichrift bes 
Schriftfaßes vom Anwalt nicht ſchon beglaubigt ift, auch dieſe ift vom Gerichtsfchreiber 
oder vom Gerichtövollzieher zu beglaubigen; eine Zurüdleitung des Schriftſatzes an 
den Anmalt behufs Beglaubigung durch dieſen findet nicht ftatt. [Vgl. Neufamp 
DIZB. IV ©. 58, RG. 4. Yan. 1900 Beitr. 3. E. d. DR. XLIV ©. 1164, 11. Yan. 1900 
Entih. XLV Nr. 114 ©. 415, 19. Juni 1900 XLVI Nr. 16 S. 399. — Unridtig: 
Meyer DYZ. II ©. 509.] 
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d) Bei Zuftellung auf Betreiben des Staatsanmwalts genügt Beglaubigung durch 
diefen oder feinen Unterbeamten [RG. 16. März 1894 Entid. XXXII Nr. 89 ©. 365]. 

e) Über Beglaubigung der Abfchrift bei Zuftellung unter Vermittelung des Gerichts» 
ichreibers durch die Poft ohne Gerichtsvollzieher ſ. $ 196 Satz 2. 

4. Im Falle der KO. $ 77 Abf. 1 bedarf es feiner Beglaubigung ber Abfchrift. 


8. 171. (157.) 

Die Zuftellungen, welche an eine Partei bewirkt werden follen, erfolgen 
für Die nicht prozekfähigen Perfonen an die gejeglichen Vertreter derjelben. 

Dei Behörden, Gemeinden und Sorporationen, jowie bei Vereinen,*) 
welche als jolche Klagen und verflagt werden können, genügt die Zuftellung an 
die Vorjteher. 

Bei mehreren gejeglichen Vertretern, ſowie bei mehreren Vorſtehern ge: 
nügt die Zuftellung an einen derjelben. 


HE. 8 159, HP. 252 ff. 1288 ff., 1336 f., 5069 ff., 5784 f., NE. $ 236, NP. 324, 860 ĩ., €. 18 149, 
€. 11, 111 & 150, M. 145, RP. 58. 


1. Zu Abi. 1: a) An eine nicht prozeßfähige Perfon (Partei, Nebenintervenient, 
Litisdenungiat) fann feine Zuftellung erfolgen, weil zur Entgegennahme einer Prozekhandlung 
Prozehfähigfeit erforderlich it; vgl. N. 1 zu $$ 51, 52. Wer prozekunfähig ift, ergiebt 
fi) aus den $$ 51, 52, 55. Eine fingierte Prozekunfähigkeit ſ. $ 53. Über geſetzliche 
Vertreter j. die NR. 3, 4 zu 85 51, 52. Eolange fein geleglicher Vertreter vorhanden ift, 
kann feine Zuftellung erfolgen. Über Aufftellung eines befonderen Vertreters für eine 
prozeßunfähige Perjon, die verklagt werben foll, ſ. $ 57. Soweit eine prozekfähige 
Perfon dur einen geſetzlichen Vertreter vertreten wird (vgl. N. 5 zu $$ 51, 52 und 
N.1,3 zu 853), müſſen die Zuftellungen an diefen erfolgen. 

b) An einen geieglichen Vertreter fann eine Erjaßzuftellung ($$ 181 bis 184) er- 
folgen; vgl. N. 1 zu $ 181. Wer die Zuftellung betreibt, fann nicht fich jelbft als dem 
gejeglichen Vertreter zuftellen laſſen [RG. 18. Oft. 1882 Entſch. VII Nr. 123 ©. 404]; vgl. 
N.6 Abf. 2 zu $$ 51, 52. 

Auf Zuftellungen an Zeugen und Sadverftändige ift $ 171 Abf. 1 nicht anwendbar. 

2. Zu Abi. 2: Zuftellungen an Behörden, Gemeinden, Korporationen fowie an 
Bereine, die als folche Hagen und verflagt werden fönnen, fünnen an beren zur Prozeh- 
führung berufenen Organe (in der Sprechweiſe ber CPrO. „geiekliche Vertreter”, |. N. 4 
zu $8 51, 52) erfolgen. Es genügt aber auch die Zuftellung an die Vorfteher, wenn dieſe 
nicht die zur Prozehführung berufenen Organe find [val. RG. 1. Dez. 1905 Beitr. 5. €. 
d. DR. L ©.1061]. Ob diefe Vorfchrift auf Stiftungen und Gefellichaften Anwendung 
findet, iſt zweifelhaft, da Stiftungen und Gejellichaften nicht, wie in $ 17, neben den 
Vereinen erwähnt find. Die ratio legis dürfte aber doch für analoge Anwendung ſprechen. 

3. Zu Abi. 3: Sind mehrere Perfonen als gefegliche Vertreter (vgl. N. 3, 4 zu 
88 51, 52) oder als Morfteher eines der in Ab. 2 genannten Verbände in der Weife be- 
jtellt, daß fie nur gemeinschaftlich zur Vertretung befugt find, fo ift gleichwohl nicht Zu— 
ftellung an alle erforderlich, fjondern es genügt die Zuftellung an einen Vertreter oder 
einen Vorfteher. Dies gilt natürlich auch für Stiftungen. — Über Zuftellung der Klagen 
nah $5 271, 272 des HGB. f. Alerander Ztichr. f. d. gel. HR. XL ©. 89 ff. und SA. 
XLVIII Nr. 104. 

4. Eine den Vorſchriften bes $ 171 nicht entſprechende Zuſtellung iſt ungültig. Die 
Ungültigfeit kann dadurch gehoben werben, daß die Zuftellung von dem geſetzlichen Vertreter 
oder von der prozehfähig gewordenen Partei genehmigt wird (vgl. N. 1 litt. b zu $ 56). 
Daher ift auch $ 295 anwendbar. 


*) In ber EPrD. v. 1877 hieß ed: „Berfonenvereinen“. In ber Bekanntm. bes Reichelanzlerß dv. 20. Mai 
1898, NEBL. S.442, heißt ed: „Vereinen“. Die Ünderung ift in der Modelle nicht enthalten, baber verfafjungs« 
mwibrig. Sie ift aber fachlich ohne Bedeutung. 
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8. 172. (158.) 

Die Zuftelung für einen Unteroffizier oder einen Gemeinen de3 aktiven 
Heeres oder der aktiven Marine erfolgt an den Chef der zunächſt vorgejegten 
Kommandobehörde (Chef der Kompagnie, Eskadron, Batterie u. j. w.). 

NE. 8 287, MB. 851 f., 451, 458, E. 1 $ 150, €. II, III 8 151, M. 146, SP. 102. 

1. Wer zum aktiven Heer oder zur aktiven Marine gehört, ergiebt fi aus $ 38 
des RMil.Gef. v. 2. Mai 1874 (RGBl. ©. 45) und aus der Anlage zum Mil.StrGB. 
(RGEBl. 1872 ©. 204). Nicht zum aktiven Heer gehören die Perfonen des Beurlaubten- 
jtandes (über diefen Begriff ſ. RMil. Geſ. $ 56), folange fie nicht zum Dienft eingezogen 
find. Auf Ärzte und Militärbeamte, die nicht Offiziersrang haben (untere Militär: 
beamte), findet $ 172 Anwendung. Zuftellungen an Offiziere und an bie im Offiziers- 
range ftehenden Ärzte und Militärbeamten erfolgen wie an Eivilperjonen. 

2. Die Zuftellung nah $ 172 iſt mit der Zuftellung an den Chef vollendet. Der 
Chef nimmt wie ein Zuftellungsbevollmäctigter die Zuftellung in Empfang und befördert 
das Schriftftüd auf dem Dienjtwege weiter (HPr. S. 102). Die Gültigkeit der Zuftellung 
ift nicht durch die MWeiterbeförderung bedingt; ed bedarf daher feines Nachweiles, daß die 
Partei das Schriftitüd erhalten habe. Erjakzuitellung an den Chef ($$ 181 bis 184) ift 
zuläffig; vgl. N. 1 zu $ 181. 

3. Eine Zuftellung ift nicht deswegen ungültig, weil fie bireft an den Unteroffizier 
oder ben Gemeinen erfolgt ift [RG. Berlin Redtipr. d. OLG. VI ©. 394]. 


$. 173. (159.) 
Die Zuftellung erfolgt an den Generalbevollmächtigten, jowie in den 
durch den Betrieb eines Handelögewerbes hervorgerufenen Rechtsitreitigfeiten 
an den Profuriften mit gleicher Wirkung, wie an die Partei jelbit. 


DE. 8 160, HP. 254 fi., 5085 fi., 5094 ff., 5982, NE. 8 288, NE. 851 ff., 364, 199, E. 18 151, 
€. Lu, ıı1 $ 152, M. 146, RB. 58. 


Litteratur: Pfizer Beitr. z. E. d. DR. XXVII ©. 216 fi. 

1. a) Generalbevollmäcdhtigter ift nach den Mot. 3. E. Ill S.146 „der zur Verwaltung 
aller Vermögensangelegenheiten vom dominus Berufene‘. Dean wird im Anſchluſſe an 
ben herrichenden Sprachgebrauch [vgl. z. B. Dernburg Pand. I $ 119] aber nicht bloß den 
zur Beforgung aller Vermögensangelegenheiten Ermächtigten, jondern auch denjenigen 
darunter verftehen müffen, welcher zur Beforgung eines gewiſſen, fachlich beftimmten Kreiies 
von Vermögensangelegenheiten allgemein ermächtigt ift. Daher ift Generalbevollmädhtigter 
im Sinne bes $ 173 der Slorreipondentrheder (GEB. 88 492, 493) für die fi aus 
dem Geichäftsbetriebe der Rhederei ergebenden Prozefje [vgl. RG. 5. Nov. 1885 Entih. XLII 
Nr. 18 ©. 69; die abw, Anfiht in Entid. I ©. 295 ff. dürfte nicht richtig fein], der 
Schiffer für Prozefle innerhalb des ihm nah HGB. $ 527 zugemielenen Gejchäftätreifes, 
entiprechend der Schiffer nah Binnenich.Gef. $ 15, ferner der nad) Patentgelek v. 7. Apr. 
1891 (RGBL. ©. 79, $12, nah RG. v. 1. Juni 1891 betr. den Gebrauhsmufterichuß 
(RED. ©. 290) $ 13 oder nah RG. v. 12. Mai 1894 3. Schuß der Warenbezeichnungen 
(RGBl. ©. 441) $ 23 von dem nicht im Inlande mohnenden Berechtigten beftellte in- 
länbifche Vertreter für die das Patent, Gebrauchsmuſter oder Warenzeichen betreffenden 
Rechtöftreitigfeiten; ferner der nad) RG. v. 12. Mai 1901, betr. die privaten Verficherungs: 
unternehmungen (REBl. ©. 139) $ 115 Abi. 2 beitellte Hauptbevollmädhtigte. 

1) An den Generalbevollmächtigten können nur Zuftellungen in Prozeffen über Ver— 
mögensrechte erfolgen, nicht in Ehe- und Statusprozeffen. An den zur Beforgung eines 
beitimmten Streifes von Mermödgensangelegenheiten aufgeftellten Generalbevollmädtigten 
tönnen nur Zuftellungen in Prozeſſen erfolgen, die dieſe Angelegenheiten betreffen. 

2. Über Profura ſ. HGH. 88 48 ff. Nah $49 HGB. ermächtigt die Profura zu 
allen Arten von gerichtlichen und außergerichtlihen Geſchäften und Rechtshandlungen, die 
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der Petrieb eined Handelsgewerbes mit fich bringt. In diefem Umfang ift der Profurift 
Generalbevollmächtigter; daher können Zuftellungen in den durch den Betrieb des Handels— 
gewerbes hervorgerufenen Rechtäftreitigleiten an den Profuriften erfolgen. Wurde mehreren 
Perionen Gejamtprofura erteilt (HGB. 8 48 Abi. 2), fo kann die Zuitellung nur gemein- 
Ichaftlih an die mehreren Profuriiten erfolgen; denn für biefen Fall ift nicht, wie in 
$ 171 Abi. 3, die Zuftellung an den einzelnen für zuläffig erklärt. 

An einen Handlungsbevollmächtigten (HGB. 8 54) kann die Zuftellung für den 
Prinzipal nur erfolgen, wenn dem Handlungsbevollmächtigten die Befugnis zur Prozeß— 
führung beionders erteilt ift (HGB. $ 54 Abf. 2), ſei es im allgemeinen oder für den 
einzelnen Prozeß. 

3. An den Generalbevollmächtigten und den Profuriften können ſowohl die den 
Prozeß einleitenden wie aucd die Zujtellungen erfolgen, welde im Laufe des Prozefles 
an die Partei (Hauptpartei, Nebenintervenient, Litisdenunziat) zu geichehen haben. Iſt 
ein Prozekbevollmächtigter beitellt, jo ift durch $ 176 die Zuftellung an die Partei und 
folglih auch an den Generalbevollmächtigten oder Profuriften ausgeihloffen. Wenn eine 
Zuftellung an den Generalbevollmäcdhtigten oder den Profuriften zuläffig ift, fo ſteht immer 
auch die Zuftellung an die Partei offen, folange nicht der Generalbevoflmäcdtigte oder 
Profurift zum Prozehbevollmächtigten für den einzelnen Prozeß bejtellt und dieſe Be— 
jtellung dem Gegner befannt gegeben it. Wegen Erjaßzuftellungen an Generalbevoll: 
mächtigte und Profuriften ſ. N. 1 zu 3 181. 

4. Nach dem See-Unfallverficherungsgefeß i. d. Faſſ. d. Bek. v. 5. Juli 1900 (RGEBl. 
&. 716) $ 33 Abi. 2 Saß 3 erfolgen Zuftellungen in Angelegenheiten der Berufsgenoffen- 
Schaft an den vom Rheder in dem Heimatshafen beftellten Bevollmächtigten mit gleicher 
Wirkung wie an den Rheder jelbit. 


s. 174. (160.) 

Wohnt eine Partei weder am Orte des Prozehgerichts noch innerhalb 
des Amtsgerichtsbezirks, in welchem das Prozekgericht feinen Sitz hat, fo kann 
das Gericht, falls fie nicht einen in diefem Orte oder Bezirke wohnhaften 
Prozehbevollmächtigten bejtellt hat, auf Antrag anordnen, daß ſie eine dajelbit 
wohnhafte Perjon zum Empfange der für fie beitimmten Schriftitüde bevoll: 
mächtige. Diefe Anordnung kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung 
erfolgen. Eine Anfechtung des Bejchluffes findet nicht jtatt. 

Mohnt die Partei nicht im Deutjchen Reiche, jo iſt fie auch ohne vor: 
gängige Anordnung des Gerichts zur Benennung eines Zuftellungsbevollmäch- 
tigten verpflichtet, falls fie nicht einen in dem durch den eriten Abjat bezeich- 
neten Orte oder Bezirke wohnhaften Prozehbevollmächtigten beftellt hat. 


HE. 157, DB. 243 fi., 5089, gFe. zz 288, 240, MB. 322 f., 658, 1548, 1558, €. 1$ 158, €. Ir, 
11 $ 158, M. 147, A®. 5 


1. Zu Abi. 1: Parteien, be im Deutfchen Reiche wohnen, haben in ber Regel 
feinen Zuftellungsbevollmächtigten zu benennen, weil die Zujtellung durch die Poft möglich 
iſt (8$ 193 ff.). Doc kann eine Partei (Hauptpartei, Nebenintervenient, gefeplicher Ver: 
treter), die zwar im Deutichen Reich, aber weder am Orte des Prozeßgerichts noch inner» 
halb des Amtögerichtöbezirfs wohnt, in welchem das Prozehgericht feinen Sik hat, falls 
fie feinen in diefem Ort oder Bezirke wohnhaften Prozeßbevollmächtigten beftellt bat, auf 
Antrag des Gegners (des Klägers oder des Beklagten) vom Progehgeriht angehalten 
werden, eine dajelbit wohnhafte Perſon zum Empfange der für fie beftimmten Schriftftüde 
zu bevollmächtigen. Der Antrag kann in jedem Stadium des Verfahrens jchriftlich zu 
Protokoll des Gerichtsichreibers oder mündlich in dem Termine gejtellt werben; er geht 
an die Inſtanz, bei welcher der Prozeß anhängig ift. Die Entſcheidung ift Beichluß, fie 
kann ohne mündliche Verhandlung erfolgen. Über das Verfahren ſ. N. 5 zu $ 128. Das 
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Gericht bat Hinfichtlich der Frage, ob die Beitellung eines Zuftellungsbevollmächtigten an— 
zuordnen ift, freies Ermeffen. Nur, wenn die Zuftellung durch die Poft nicht ausführbar 
oder zu zeitraubend ift, ift die Anordnung am Plage, Verkündung oder Zuftellung des 
Beichluffes 1. $ 329 Abſ. 1,3. Die Enticheidung iſt unanfechtbar. 

2. Zu Abi. 2: Gefeglich verpflichtet zur Benennung eines Zuftellungsbevollmäch- 
tigten ift, wer als Partei (Hauptpartei, Nebenintervenient oder geſetzlicher Vertreter) nicht 
im Deutichen Reiche wohnt, falls er feinen am Orte des Prozehgerichtö oder im Amts» 
gerichtsbezirfe mwohnhaften Prozekbevollmächtigten beitellt bat. Die Verpflichtung tritt 
auch ein, wenn bie Partei aufhört, im Deutichen Reiche zu wohnen, ohne einen an den 
angegebenen Orten wohnhaften Prozekbevollmäctigten zu haben, oder wenn diefer Prozeh- 
bevollmächtigte wegfällt. 

3. Zu Abi. 1u. 2: „Wohnen” und „wohnhaft ſein“ ift nicht gleichbedeutend mit 
„Wohnſitz haben“, fondern bedeutet das Haben einer Wohnung im Sinne der $ 180 Abi. 2, 
55 181, 182, 5 184 Abſ. 2; vgl. über diefen Begriff N. 1 zu $ 180. 

4. Iſt nah RAD. $ 19 von einem auswärts wohnenden Rechtsanwalt ein Zur 
jtellungsbevollmächtigter beftellt, fo ift $174 nicht anwendbar. — Zuftellungsbevollmäcdtigte 
im Smwangsverfteigerungs- und Zmwangsverwaltungsverfahren |. ZuBBG. 38 4, 5. 


8. 175. (161.) 

Der Zuftellungsbevollimächtigte ift bei der nächiten gerichtlichen Verhand- 
lung oder, wenn die Partei vorher dem Gegner einen Schriftjag zuftellen läßt, 
in diefem zu benennen. Geſchieht dies nicht, jo können alle jpäteren Zuftellungen 
bis zur nachträglichen Benennung in der Art bewirkt werden, daß der Gerichts: 
vollzieher das zu übergebende Schriftitüd unter der Adrefje der Partei nad) 
ihrem Wohnorte zur Poſt giebt. Die Zuftellung wird mit der Aufgabe zur 
Poft ala bewirkt angejehen, jelbjt wenn die Sendung als unbejtellbar zurück— 
fommt. 

Die Poftjendungen find mit der Bezeichnung »Einfchreiben« zu verjehen, 
wenn die Partei e8 verlangt und zur Zahlung der Mehrfoften fich bereit erflärt. 

oe 9.188, OR. 245 f., 5090 f., NE. 8 241, NP. 828 1., E. 18158, E. IT, MI 154, M. 1471, 


58, 529, 

1. $ 175 bezieht fich fowohl auf Abſ. 1 wie auf Abf. 2 des $ 174. 

2. Der Zeitpunkt, in welchem die Benennung des Zuftellungsbevollmäctigten 
ipäteftens zu erfolgen bat, ift bie erfte nach dem Eintritte der Verpflichtung ftattfindende 
gerichtliche Verhandlung (einerlei, ob die Partei ericheint oder auäbleibt) und bei vor- 
beriger Zuftellung eines Schriftfaßes die AZuflellung. Der im NAuslande mohnende 
Kläger muß alfo den AZuftellungsbevollmädtigten in ber Klage benennen. Die Be- 
nennung des BZuftellungsbevollmächtigten in der Verhandlung oder in dem Scriftiak 
ergiebt deſſen Legitimation; ein weiterer Vollmachtsnachweis kann nicht verlangt werden. 
Die einmal erfolgte Benennung eines Zuitellungsbevollmädtigten gilt für alle Inſtanzen 
einschließlich der Zwangsvollſtreckung. Die Vorfchriften der 8$ 86, 87 finden entiprechende 
Anwendung. Die Aufftellung eines Zuftellungsbevollmächtigten fchließt die Zuftellung an 
die Partei nicht aus, 

3. An die Unterlaffung ber rechtzeitigen Benennung eines Zuftellungsbevollmädtigten 
tnüpft $175 die Folge, daß bie jpäteren Zuftellungen durch Aufgabe zur Poft erfolgen 
fönnen. Bei diefer Zuftellung, die von der Zuftellung durch die Poft (8$ 193 bis 196, 211, 
212) ſcharf zu untericheiben ift, gilt die Zuftellung als erfolgt mit der Einlieferung des 
zuguftellenden Schriftitüds bei der Poft, alfo mit der Einlieferung am Schalter oder dem 
Einwerfen in den Brieflaften. Ob das Schriftftüd wirklich an feine Adreſſe gelangt, ift 
unerheblih. Wenn die Adrefje mit Grund gewählt wurde, ift bie Zuftellung gültig, aud) 
wenn die Sendung nicht beitellbar war ober verloren gebt. Mit Grund gewählt ift bie 
Adreſſe, welche die betreibende Partei auf Grund ber ihr gewordenen Mitteilungen für 
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richtig halten darf. Wechſelt der Gegner feinen Wohnort, ohne dies anzuzeigen, fo ift die 
Zuftellung forreft, auch wenn das zuzuftellende Schriftftüd noch nach dem früheren Wohn- 
orte gejendet wird. Hat bie Partei einen Prozekbevollmäcdhtigten benannt, der außer- 
halb des in $ 174 bejtimmten Bezirks wohnt, fo ift die Zuftellung an deſſen Adreſſe auf- 
zugeben (arg. $ 176). — Für die Zuftellung durch Aufgabe zur Poft gelten nicht die in 
8 194 enthaltenen Vorichriften über die äußere Form des zur Poft einzuliefernden Schrift- 
ftüds; Verſchluß mit Dienftfiegel, Bezeihnung mit Geichäftenummer ꝛc. find alfo nicht 
wefentlih. Die Zuitellung durch Aufgabe zur Poft bedarf der Mitwirkung des Gerichts— 
vollzieherd. Die Vermittelung durch den Gerichtsichreiber ohne Beiziehung des Gerichtö- 
vollziehers ift bier nicht zugelaflen. Auch Zuftellungen von Amtswegen können durch 
Aufgabe zur Poft erfolgen ($ 213). Frankierung ber zur Poft gegebenen Sendungen 
ſchreibt $ 175 nicht vor. 

Die Berechtigung, Zuftellungen dur Aufgabe zur Poft zu bewirken, hört in den 
Fällen des $ 175 auf, wenn ein Zuftellungsbevollmäcdtiater oder ein den Zuftellungs« 
bevollmächtigten überflüffig machender Prozekbevollmächtigter aufgeftellt wird oder wenn 
bie Partei felbjt ihren Wohnfik an den Ort des Prozeßgerichts oder in den Amtsgerichts: 
bezirk verlegt, in welchem das Prozehgericht feinen Sit bat. Solange aber der Gegner 
von foldher Veränderung nichts erfahren hat, gelten die durch Aufgabe zur Poſt bewirkten 
Zuftellungen. 

4. Die Zuftellung durch Aufgabe zur Poft findet fih noch in $ 244 Abf. 2, 8 763 
Abi.2 Sa 1, $ 829 Abſ. 2 Satz 4, $ 835 Abf.3, $ 994 Abi. 2 Sat 2, 8 1001, in KO. 
$ 77, in ber RAD. $ 19 Abi. 3, ind. VO. 3. Ausf. d. Patentgeſetzes zc., v. 11. Juli 1891 
(RGBl. 5.339) $ 12 Nr. 2, im RG. 3. Schuß der Warenbezeihhnungen v. 12. Mai 1894 
BER . 441) 8 10 Abi. 3, 

Fehlt e3 an den Vorausjegungen, unter welchen das Geſetz die Zuitellung durch 
Kufgabe zur Poſt geftattet, jo ijt die Zuftellung ungültig. Die Ungültigfeit kann jedoch 
nad $ 295 gehoben werden. 
$. 176. (162.) 

Zuftellungen, welche in einem anhängigen Rechtsftreite gejchehen jollen, 

müfjen an den für die Inſtanz beftellten Prozegbevollmächtigten erfolgen. 
HE. 8 156, HB. 241 fi., 5067 |, NE. 8 289, NP. 322, E. I, II, III 8 155, M. 148, KR. 58. 

1. Die Zuftellung der KHlageichrift erfolgt an die Partei ſelbſt oder an eine der in 
s$ 171 bis 173 bezeichneten Perionen. Alle weiteren Zuftellungen, aud die ber Ent- 
fcheidungen, müffen an den für die Inſtanz bejtellten Prozekbevollmäcdhtigten (nicht an 
deſſen Subftituten, ſ. N. 4 litt. a zu $ 81) erfolgen. Über den Begriff des Prozehbevoll- 
mächtigten ſ. $ 81. Auf den nur zu einzelnen Prozeßhandlungen Bevollmächtigten ($ 83 
Abi. 2) ift $ 176 nicht anwendbar. — Auftellungen an ben Bevollmächtigten und bie 
Partei ſ. $ 246 Abi. 2. 

2. Das Gebot, in dem anhängigen Rechtsſtreite nicht ber Partei, fondern ihrem 
Prozeßbevollmächtigten zuguftellen, greift nur Plaß, wenn bie betreibende Partei die Be— 
ftelung des Bevollmächtigten fannte oder infolge von Fahrläffigkeit nicht fannte (kennen 
mußte) [vgl. RG. 20. Sept. 1881 Entſch. V Nr. 97 S. 360, 27. Apr. 1883 IX Nr. 100 
©. 347, 18. Febr. 1885 XIV Wr. 99 ©. 351, 20. Juni 1885 XIV Nr. 104 ©. 375, 2. Juni 
1886 XVI Nr. 86 ©. 354, 12. Mai 1887 XVII Rr. 89 S. 396]. Für die Belanntgabe 
it feine Form vorgeichrieben; die Benennung des Bevollmächtigten in einem Schriftſatz 
ober in einer Enticheidung oder das Auftreten des Bevollmächtigten in der mündlichen 
Verhandlung genügt. it der Prozekbevollmäcdhtigte erft in einer Verhandlung auf: 
getreten, zu der der Gegner nicht erichienen war, fo erfährt dieſer bei ber Zuftellung des 
DVerfäumnisurteild das Dafein des Bevollmächtigten (vgl. $ 313 Ab. 1 Nr. 1) und muß 
dann dem Bevollmächtigten zuftellen. Solange das VBerfäumnisurteil noch nicht zugeftellt 
it, kann ber Gegner durch Erfundigung auf der Gerichtöfchreiberei erfahren, ob ein Be— 
vollmächtigter und mer als jolcher aufgetreten ift; ob Unterlaffung der Erfundigung eine 
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Fabrläffigkeit ift, ift nach ben Umftänden des Falles zu beurteilen; außerhalb des An— 
waltsprozeſſes wird bie Unterlaffung faum jemals als Fahrläſſigkeit zu betrachten fein. 

Der Gegner bat jomwohl im Anwalts wie im Parteiprozefje dem Prozekbevollmäd)- 
tigten und nicht ber Partei zuzuftellen, auch wenn deſſen Vollmacht nicht nachgewieien ift, 
folange das Gericht den als Bevollmächtigten Auftretenden nicht wegen Mangels ber Voll: 
macht zurüdgemwiejen hat. Dies gilt auch dann, wenn ber Nachweis der Bevollmädtigung 
auf Anregung des Gegners ($ 88 Abf. 1) oder von Amtswegen ($ 88 Abſ. 2) bereits ver- 
langt, aber noch nicht erbradjt ift, folange der als Bevollmächtigter Auftretende nicht 
zurüdgemiejen ift (vgl. $ 89 Abf. 1). Wer als Geihäftsführer ohne Auftrag zur 
Prozebführung einftweilen zugelaffen ift (vgl. $ 89 Abi. 1), ift fein Progebbevollmächtigter, 
weshalb $ 176 auf ihn nicht anwenbbar ift. 

Im Mahnverfahren findet das Vorftehende entiprehhende Anwendung. Wer für 
einen anderen einen Zahlungsbefehl erwirkft oder Widerſpruch erhebt, braucht nach $ 703 
feine Vollmacht nicht nachzumweifen; der Gegner muß ihm aber ala dem Bevollmächtigten 
zuftellen, wenn er ihm benannt ift. Ebenfo muß der Schuldner dem im Volljtredungäbefehl 
oder in ber Zuftellungsurfunde benannten Bevollmädtigten des Gläubigerd den Einſpruch 
zuftellen. Der Partei kann nur zugeftellt werden, folange dem Gegner das Vorhandenſein 
des Bevollmächtigten nicht befannt ift. 

3. Entſcheidungen: Das Urteil der höheren Inftanz it bem Prozekbevollmächtigten 
der Vorinſtanz zuzuftellen, wenn in ber höheren Inſtanz fein Prozeßbevollmächtigter be= 
ftellt war: NG. 9. März 1883 Entſch. VIII Nr. 126 ©. 424, OLG. Braunfchweig SA. XLVI 
Nr. 222. — Koftenfeftiegungsbeichlüffe find dem Prozekbevollmächtigten zuguftellen: RG. 
4. März 1883 Entid. IX Nr. 95 ©. 329, 26. Yuni 1883 Entid. IX Nr. 115 ©. 392, 
24. März 1891 SA. XLVII Nr. 64. — Wenn aus Anlaß einer vom Berufungsgerichte 
wegen Berftoßes gegen $ 516 Abi. 2 für wirkungslos erflärten Berufung ein Prozeß— 
bevollmächtigter des Berufungsbeflagten für Die zweite Inſtanz beftellt war, fo ift das Urteil 
ber erjten Inſtanz nicht diefem, jondern dem Prozekbevollmäctigten der eriten Inſtanz 
zuauftellen: RG. 27. Febr. 1883 Entſch. IX Nr. 108 S. 367. — Hat der für bie Berufungs— 
inſtanz beftellte Rechtsanwalt zwiſchen Verfündung und Rechtskraft bes Urteils die Anwalt— 
Ichaft niedergelegt, jo it das Verfahren unterbroden; das Urteil darf nicht dem Rechts— 
anwalte der Vorinftanz zugeitellt werden: RG. 2. März 1883 Entſch. X Nr. 104 ©. 347. — 
Das Zwifchenurteil über den Grund des Anipruchs ($ 304) ift dem Anwalte der erften 
Inſtanz aud dann zuguftellen, wenn gegen das Urteil über ben Betrag Berufung einge: 
legt und ein Anwalt für die Berufungsinftanz beitellt war: RG. 2. Juni 1886 Entid. 
XVI Nr. 86 S. 354. 

4. Eine Zuftellung, bie entgegen ber Vorſchrift des $ 176 an bie Partei felbft erfolgt, 
ift ungültig. [Bal. RG. 26. März 1881 Entſch. IV Nr. 118 ©. 414, bay. ob. LG. SA. 
XXXVII Nr. 70 ſowie die oben in N. 3 cit. UU. AM. teilmeife Heilblut Arc. f. c. Pr. 
LXIX ©. 383.) Die Ungültigfeit fann nach $ 295 geheilt werden. 

5. Auch „Mitteilungen“ (j. R.2 vor $ 166) find an ben Prozekbevollmäcdtigten 
zu richten. 

$. 177.* (162a.) 

St der Aufenthalt eines Prozeßbevollmächtigten unbekannt, jo hat das 
Prozeigericht auf Antrag die Zuftellung an den Zuftellungsbevollmächtigten, 
in Ermangelung eines jolchen an den Gegner ſelbſt zu bewilligen. 

Die Entjcheidung über den Antrag kann ohne vorgängige mündliche Ver: 
handlung erlafien werden. Eine Anfechtung der die Zuftellung bewilligenden 
Entjcheidung findet nicht ftatt. 

Degr. d. Nov. dv. 1898 ©. 96, KPD. 3. Nov. v. 1898 ©, 71 f. 

1. Der neue Paragraph ſoll Unzuträglichkeiten befeitigen, die fi nad ber Be» 

gründung daraus ergeben haben, daß unauffindbare Prozeßbevollmächtigte beftellt wurden. 
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Nach der Reichätansvorlage war der Fall auägenommen, dab ber unauffindbare Prozeb- 
bevollmächtigte ein Rechtsanwalt if. Die Komm. des Meichttags hat diefe Ausnahme 
geitrichen. 

2. Ob Unbelanntiein des Aufentbalt® anzunehmen ift, hat das Gericht nad freiem 
Ermeſſen zu enticheiden; vgl. R. 2 zu $ 203. 

3. Daß neben dem Prozehbevollmächtigten ein Zuftellungsbevollmächtigter befteflt ift, 
fan vorfommen im Falle des $ 174 und im Falle der RAD. 819. In dieſen fällen 
fann aber ohne weiteres an den Zuftellungsbevollmächtigten zugeftellt werden, auch wenn 
ber Aufenthalt des Prozehbevollmächtigten nicht unbefannt if. An welchen Fall die 
Verfaſſer des neuen Paragraphen gedacht haben, als fie die Bewilligung der Zur 
jtelung an den Zuftellungsbevollmächtigten in das Gele brachten, ift unflar. Wielleicht 
daran, dab eine Partei zuerit bloß einen Zuftellungsbevollmächtigten, fpäter einen 
Prozehbevollmächtigten bejtellt bat? Aber durch die Belanntgabe ber Beftellung eines 
im Amtsgerichtöbezirfe mwohnbaften Prozekbevollmächtigten wird die dem Zuſtellungs— 
bevollmächtigten erteilte Vollmacht widerrufen, fo daß fein Zuitellungsbevollmädtigter 
mebr vorhanden if. Oder daran, daß eine Partei bereitö in weiſer Vorausficht des 
Abhandentommens ihres Prozehbevollmäcdtigten fürſorglich einen Zuftellungsbevollmäch- 
tigten beftellt hat? 

4. Über das Verfahren 5. N. 5 zu 8128. Zuſtellung der Entſcheidung ſ. $ 329 
Abi. 3; fie ift beiden Parteien zuguftellen. Zweifelhaft, ob die Berilligung wie bei ber 
öffentlichen Zuftellung ($ 204) nur auf den einzelnen Fall oder für die weiteren Zu— 
itellungen jchlehthin erfolgen fann. Die erjte Alternative dürfte anzunehmen fein, ba 
das Unbefanntiein des Aufenthalts vorübergehen fann. 

5. Bei der entiprechenden Anwendung bes $ 177 auf Zuftellungen von Amtswegen 
ift die Bewilligung von Amtswegen zu erteilen, auf Anregung bes Gerichtsichreibers. 


8. 178.* (163.) 

Als zu der Inftanz gehörig find im Sinne des $. 176 auch diejenigen 
Prozeßhandlungen anzufehen, welche das Verfahren vor dem Inſtanzgerichte 
in Folge eines Einjpruchs, einer Aufhebung des Urtheils des Inftanzgerichts, 
einer Wiederaufnahme des Verfahrens oder eines neuen Vorbringen in der 
Swangsvollitredungsinitang zum Gegenftande haben. Das Verfahren vor dem 
Bolljtredungsgerichte it als zur eriten Inſtanz gehörig anzujehen. 

E. 18 155 Ubj. 2, E. IT, III 8 156, M. 150, SB. 58. Wei der Mebaktion v. 1898 mwurben bie 


Worte: „im Sinne des vorftehenden Baragrapben” dur bie Worte: „im Sinne bes $ 176* 
erjegt, weil $ 177 eingeichoben worden war. 


1. Gemäß $ 178 verb. mit $ 176 müffen AZuftellungen, die das erfahren vor 
dem Inſtanzgerichte infolge eines Einſpruchs ($ 338), einer Aufhebung des Urteils bes 
Anftanzgerichts unter Zurüdverweifung (88 538, 539, $ 565 Abi. 1), einer Wiederaufnahme 
bes Verfahrens ($$ 578 ff.) oder eines neuen Vorbringens in der Zwangsvollſtreckungsinſtanz 
(88 726 bis 734, 738, 742, 744, 8 745 Abf. 2, $ 749, 8 751 Abſ. 2, 88 766 bis 769, 779 
bis 785) betreffen, an den Prozekbevollmädhtigten der Inſtanz erfolgen. Das Verfahren 
vor dem Vollftredungsgericht ($ 764) ift ala zur erften Inſtanz gehörend anzufehen, auch 
wenn das Volljtredungsgericht nicht mit dem Gerichte der erften Inſtanz zufammenfällt; 
bie Zuftellungen in diefem Verfahren müflen alfo an ben Prozekbevollmädtigten der eriten 
Inſtanz erfolgen, auch wenn er nicht im Bezirke des Vollftredungsgerichts wohnt; es fann 
nicht die Aufftellung eines hier wohnenden Zuftellungsbevollmäctigten verlangt werben. 
Zu dem Verfahren infolge eines Einipruchs, einer Wiederaufnahme, eines neuen Vor: 
bringen gehören jchon die das Verfahren einleitenden Prozekhandlungen; es muß alfo 
fhon bie Einipruchsfchrift, die Wideraufnahmeflage, die Widerſpruchsklage dem Prozeh- 
bevollmädhtigten zugeftellt werben [vgl. RG. 7, Apr. 1883 Beitr. z. Erl. d. DR. XXVJI 
©. 1074]. 
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Eine Zuftellung, die entgegen der Vorfchrift des $ 178 an bie Partei ſelbſt erfolgt, 
ift ungültig nad) Dtaßgabe der N. 4 zu $ 176. 

2. Aus den $$ 81, 82 folgt, daß Zuftellungen, die die Hauptintervention ($ 64), 
die Erefutionsintervention (55 771 bis 774, 805), die Zwangsvollſtreckung einschließlich 
des Verteilungsverfahrens (inäbef. die Klage nach $ 878), oder das Verfahren über Arreft 
ober einftweilige Verfügung betreffen, an den Prozeßbevollmächtigten des Erft- oder Haupt- 
prozeſſes erfolgen fönnen; aber unter $ 178 fallen ſolche Zuftellungen nicht, fie fünnen 
daher auch an die Partei erfolgen [jo auh Strudm. Koch (8) N.2 zu $ 178, Wilm. Levy 
(7) N. 1l zu $163 alt, Gaupp (9) N. J, Peterien (5) N.3, RG. 17. Nov. 1899 Entſch. XLV 
Nr. 94 ©. 364 F.]. In Bezug auf die Hauptintervention ($ 64) nimmt RG. 24. Sept. 
1884 Entih. XV Nr.124 6.428 an, daß fie an die Prozeßbevollmächtigten des Erſtprozeſſes 
zugeftellt werben müſſe. In Bezug auf die Erefutionsintervention beftreitet 
Peterfen Ztichr. f. d. EPr. IX ©. 362 ff. die Möglichkeit der Zuftellung an den Prozeh- 
bevollmächtigten [dageg. Voß Arc. f. c. Pr. LXXI ©. 280], während Frommhold Wider: 
ipruchöflage S. 277 und Pland Lehrb. II S. 712 annehmen, daß die Zuftellung an ben 
Bevollmächtigten erfolgen müſſe; aber als „neues Vorbringen in der Zwangsvollitredungs- 
inftanz” fann man doch wohl nicht die Widerfpruchöflage eines Dritten bezeichnen. Sin 
Bezug auf die Klage nad $ 878 nahm das OLG. Hamburg SU. XXXIX Nr. 217 die 
Notwendigkeit der Zuftellung an den Prozekbevollmädtigten an. 


8. 179.* (164.) 

Die Zuftellung eines Schriftjages, durch welche ein Rechtsmittel eingelegt 
wird, erfolgt an den Prozeßbevollmächtigten derjenigen Inſtanz, deren Ent: 
jcheidung angefochten wird, in Ermangelung eines folchen an den Prozehbevoll: 
mächtigten eriter Inſtanz. it von dem Gegner bereit ein Prozegbevollmäch- 
tigter für die höhere, zur Verhandlung und Entjcheidung über das Rechtsmittel 
zuftändige Inſtanz bejtellt, jo kann die Zuftellung auch an diefen Prozekbevoll- 
mächtigten erfolgen. 

Sit ein Prozeßbevollmächtigter, welchem nad) Maßgabe des Ab. 1 zu: 
gejtellt werden kann, nicht vorhanden, fo erfolgt die Zuftellung an den von 
dem Gegner, wenngleich nur für die erſte Inſtanz, bejtellten Zuftellungsbevoll- 
mächtigten, in Ermangelung eines jolchen an den Gegner jelbjt, und zwar an 
diefen durch Aufgabe zur Poſt, wenn er einen Zuftellungsbevollmächtigten zu 
bejtellen hatte, die Beitellung aber unterlafien hat. 

Iſt der Aufenthalt des Prozegbevollmächtigten, welchem zuzuſtellen ift, 
unbefannt, jo finden die Vorfchriften des $. 177 entjprechende Anwendung. 


DE. des * 8684 f., NE. z383 778, 842, RB. 1508, 1585, E.18 156, €. II, III $& 157, M. 148, 
528 f., Begr. d. Nov. v. 1898 5.96, HB. 3. Nov. od. 1898 5. 78 fi. 


1. Als — durch die ein Rechtsmittel eingelegt wird, kommt feit der Novelle 
v. 1905 nur die Zuftellung ber Berufungsfchrift ($ 518) in Betracht, weil jeßt die Revifion 
dur Einreihung eines Schriftfages bei dem Reviſionsgericht eingelegt wird ($ 553). Da 
aber bie NRevifionsichrift der Gegenpartei von Amtswegen zuauftellen ift (5534 Abi. 2), 
fo find die Vorfichriften des $ 179 auch auf diefe Zuitellung anwendbar [vgl. Gaupp 
(NNR.IL. 

2. Die NRechtsmittelfchrift ift zuzuſtellen: 

a) dem Prozehbevollmächtigten der Inſtanz, deren Enticheidung angefochten wird; 

b) in Ermangelung eines ſolchen dem Prozekbevollmächtigten der erften Inſtanz, 
was bloß für die Revifionsfchrift bedeutſam ift. 

Zur Wahl neben a) und b) fteht die Zuftellung an ben Prozeßbevoll— 
mädtigten der Rechtsmittelinſtanz. Ein ſolcher fann in Vorausficht des gegne— 
rifchen Rechtsmittels beftellt worden fein. Aber darin, dab eine Partei aus Anlaß 
2. Seuffert, Givilprogefordnung I. 10. Aufl. 18 
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eines früher eingelegten Rechtsmitteld des Gegners einen Prozekbevollmädtigten für 
bie Rechtsmittelinſtanz beftellt hatte, Liegt feine Beftellung zum Prozekbevollmädhtigten 
für den Fall weiterer Rechtömitteleinlegung. Nur, wenn eine Rechtömitteleinlegung 
wegen Verjtoßes gegen das Prozeßgeſetz (3.3. weil das Urteil noch nicht zugeftellt war, 
8 516 Abi. 2, 8 552 Abſ. 2) ungültig ift, fann die Zuftellung des Schriftiages, wodurch 
das Rechtsmittel aufs neue gegen basjelbe Urteil eingelegt wird, an ben aus Anlaß 
ber früheren NRechtsmitteleinlegung vom Gegner beftellten Bevollmächtigten der Rechts— 
mittelinftanz erfolgen, folange das frühere Mechtsmittel noch nicht zurüdgemiefen ift, 
weil es fi hier um eine Wiederholung besfelben Rechtsmitteld handelt. IVgl. RE. 
22. Dez. 1882 Entich. VIII Nr. 108 ©. 369, betr. einen Tall, wo das Rechtsmittel 
wegen des prozeflualifchen Fehlers bereits rechtäfräftig zurüdgemiefen war; RG. 18. Febr. 
1885 Entich. XIV Nr. 99 ©. 350 ff. und 25. Yan. 1893 Beitr. 5. €. d. DR. XXXVII 
&.1227, betr. (Fälle, in denen über das zuerft eingelegte Rechtsmittel noch nicht entſchieden 
war.] Wird ein Nechtömittel eingelegt, nachdem bereits gegen ein anderes Urteil in 
bemjelben Prozeffe, z. B. ein Zmwifchenurteil, Zeilurteil, ein Rechtsmittel eingelegt worden 
war, fo fann die Zuftellung nicht an den aus Anlaß der erſten Rechtömitteleinlegung 
vom Gegner beitellten Prozehbevollmädtigten erfolgen. IVgl. RG. 19. Mai 1883 Entid). 
IX Nr. 103 S.353, 20. Juni 1885 XIV Nr. 104 S. 371ff., 2. Juni 1886 XVI Nr. 87 
©. 354 f., 19. Oft. 1885 Beitr, 3. €. d. DR. XXXI ©.109, OLG. Dresden Ztſchr. f. 
d. CPr. VI S. 494. AM.: RG. 25. Oft. 1882 SA. XXXIX Wr. 55 für den Fall, dab 
zuerjt ein Zwiſchenurteil angefochten und biefes Verfahren noch rechtähängig war, als 
gegen das Endurteil ein Rechtsmittel eingelegt wurde] — Iſt der Rechtömittelbeflagte 
jelbit ein bei dem Redjtsmittelgericht zugelafiener Anwalt, jo fann die Nechtsmittelichrift 
an ihn zugeftellt werden, ohne daß er fih als Anwalt für diefen Prozeß bejtellt bat 
[RG. 30. März 1903 IW. S. 176 Nr. 12 und Beitr. 3. €. d. DR. XLVIII ©. 393). 

Aus der Möglichkeit, an den Prozekbevollmächtigten der Mechtsmittelinftang die 
Rechtsmittelſchrift zuzuftellen, folgt nicht, daß auch das angefochtene Urteil an 
ihn zugeftellt werden fann [RG. verein. CS. 25. Juni 1898 Entf. XLIE. 432]. Das 
Urteil ift vielmehr dem Prozekbevollmädtigten der Inſtanz, welche das Urteil erlaffen 
bat und, wenn ein folder nicht vorhanden ift, der Partei ſelbſt zuzuftellen. Dabei ift 
zu beachten, dab im Anmwaltsprozefie durch den Wegfall des bevollmädhtigten Rechts— 
anmwalts das Verfahren unterbrochen wird, wenn die Inſtanz noch nicht durch Zu— 
jtellung des Urteils beendigt it; vgl. N. 1 litt. d zu $ 244. Der Partei kann alio 
nach Wegfall des beitellten Anwalts das Urteil nur zugeftellt werben, wenn die nad 
5 244 Abi. 2 gefebte Friſt zur Anzeige eines neuen Anwalts abgelaufen ift; 

e) wenn fein Prozekbevollmächtigter vorhanden ift, an ben Zujtellungsbevollmäd: 
tigten der Partei und in Ermangelung eines folchen an bie Partei jelbit. Wenn bie 
Partei einen Zuftellungsbevollmädtigten zu benennen Hatte (vgl. $$ 174, 175), aber bie 
Denennung unterlaffen bat, jo erfolgt die Zustellung dur Aufgabe zur Poft (vgl. N. 3 
zu $ 175). 

Iſt der Aufenthalt des Prozehbevollmächtigten ad a oder des Prozehbevollmädtigten 
ad b unbefannt und ein Prozehbevollmädtigter der Nechtsmittelinftanz nicht vorhanden, 
jo fann die Zuftellung nach $ 177 beantragt werden. Ebenſo, wenn der Aufenthalt des 
Prozeßbevollmächtigten ber Rechtömittelinftang unbekannt und feiner der Prozeßbevollmäch— 
tigten ad a oder b vorhanden ift. 

3. Die Vorfchriften des $ 179 finden auf die Zuftellung von Rechtsmittelfchriften 
an den Staatsanwalt im Eheprozeß und im Entmündigungsverfahren entiprehende An« 
wendung. Es fann aljo die Zuftellung ſowohl an den Staatsanwalt des Gerichts, defien 
Enticheidung angefochten wird, ald auch an den Staatsanwalt der Rechtsmittelinſtanz er- 
folgen. Die entiprechende Anwendbarkeit des alten $ 164 ift anerfannt vom RG. Entic. 
XVII Nr. 94 ©. 405, ©. 407 Note, XXV Nr. 100 S. 419, XXX VI Nr, 84 S. 346, vom 
bay. 06.26. BL. |. RA. LIV S. 280 und SA. L Nr. 60, vom OLG. Dresden Sädhf. Arch. II 
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€. 50 und vom OLG. Hamburg SA. LIT Nr. 48. Nach der CPrO. v. 1877 ergab bie 
entipredhende Anwendung die Notwendigkeit der Zuftellung an ben StA. der Rechts— 
mittelinitanz, mas jeßt nicht mehr ber Fall ift. 

4. Ein Verftoß gegen die VBorfchriften des $ 179 Hat zur Folge, dab die Zuftellung 
nah Maßgabe der in N.1 zu $ 170 entwidelten Säße ungültig ift, woraus fich die Un- 
gültigfeit der Berufungseinlegung ergiebt. Die Ungültigkeit fann aber nad $ 295 ge: 
hoben werben [abw. bie herrſchende Anficht, ſ. N. 1 litt. b zu $ 170]. Die Gültigfeit 
der Revifionseinlegung ($ 553) wird durd einen bei der Zuftellung der NRevifionsfchrift 
($ 553a Abſ. 2) unterlaufenen Verftoß gegen die Vorfchriften des $ 179 nicht berührt. 


8. 180. (165.) 


Die Zuftellungen können an jedem Orte erfolgen, two die Perjon, welcher 
zjugejtellt werden ſoll, angetroffen wird. 

Hat die Perjon an diefem Orte eine Wohnung oder ein Gejchäftslofal, 
jo ift die außerhalb der Wohnung oder des Gejchäftslofald an fie erfolgte 
Zuftellung nur gültig, wenn die Annahme nicht verweigert ijt. 

HE. u Aue 270, 5092, NE. 5 242, NP. 355 f., E. 1$ 157, E. II, ILS 158, M. 150 F., AP. 


1. $ 180 betrifft die Zuftellung zu eigenen Händen bes Adrefjaten; die Erjaß- 
zuftellung ift in den $$ 181 bis 184 geregelt. Die Zuftellung zu eigenen Händen bes 
Adrefiaten fann am jedem in ben Grenzen bes Reichs gelegenen Ort erfolgen, wo der 
Adrefjat getroffen wird, ohne Rüdficht darauf, ob er dort wohnt. Unter „Ort“ fcheinen die 
Mot. z. E.II1S.151 und die nordd. Prot. S.356 eine Anfiedelung (Stadt, Dorf 2c.) zu ver- 
ftehen. Aber eine Beichränfung auf Anfievelungen wäre nicht durchführbar, da Zuftellungen 
an Perionen, die nicht in Anfiedelungen leben, 3. B. Hirten, Chauffeearbeiter, Bahnbau- 
arbeiter, doch auch möglich fein müſſen. IVgl. Wilm. Levy (7) N. 2 zu $ 165 alt, Peterfen (5) 
N.2. AM.: Strudm. Kod (8) N. 1, Gaupp (9) N. I Abi. 2.] 

Wird die Zuftellung zu Händen bes Abrefjaten an einem Orte verfucht, wo er 
eine Wohnung oder ein Gefchäftslofal hat, fo fann er die Annahme der Zuftellung außer— 
halb ber Wohnung oder des Geſchäftslokals verweigern. „Wohnung ift bier wie in 
ben $$ 181, 182, $ 184 Abſ. 2 nicht gleichbedeutend mit Wohnſitz [RG. 3. Apr. 1891 
SU. XLVII Nr. 67, 16. Nov. 1893 Beitr. 3. E. d. DR. XXXVIU ©. 494, 19. Nov. 1894 
Entih. XXXIV Nr. 103 S. 398]. Wohnung ift die Stätte (dad Haus, ber Teil des Hauſes, 
die Bretterbude, das Schiff 2c.), wo jemand für gewöhnlich zu jchlafen pflegt. Nach Um: 
ftänden klann die Wohnung im Gafthof (vgl. Mot. z. €. III S. 151) oder im Haufe des 
Gaftfreundes fein. „Geihäftslofal* ift die Stätte, wo jemand für gewöhnlich feinen 
Derufsgeichäften obliegt [vgl. RG. 22. Juni 1886 Entſch. XVI Nr. 85 ©. 349]. 

Hat der Adrefjat an dem Orte, wo er von dem Gerichtövollzieher oder Poftboten 
angetroffen wird, weder Wohnung noch Gejchäftslofal, jo fann er die Annahme nicht 
verweigern. Die Zuftellungsbeamten jollen nicht unpafjende Stätten oder unpaflende Ge: 
fegenheiten zur Zuftellung wählen (vgl. Mot. 5. €. ITS. 151, wo Kirchen und andere 
gotteödienftliche Gebäude als unpafjende Stätten bezeichnet werden). Übrigens ift nicht 
bloß die Zuftellung gültig, welche der Adreffat an einer unpafjenden Stätte angenommen 
bat, fondern der Adrefjat, welcher an dem Orte, wo er angetroffen wird, weber Wohnung 
noch Geichäftslofal hat, kann die Annahme nicht deswegen verweigern, weil die Stätte 
unpafiend jei. — Wer an dem Orte ber Zuftellung eine Wohnung oder ein Geichäfts- 
fofal bat, verliert die Befugnis, die Annahme außerhalb der Wohnung oder des Ge: 
ichäftslofald zu verweigern, nicht dadurch, dab bie Zuftellung in der Wohnung oder dem 
Geihäftslofale vergeblich verfucht wurde. 

2. Einer pofitiven TFeititellung, daß bei einer außerhalb der Wohnung oder bes 
Geſchäftslokals erfolgten Zuftellung die Annahme nicht verweigert worden ift, bedarf es 

12* 
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nicht, da gemäß 8 191 Nr. 5 die Verweigerung ber Annahme in der Zuftellungsurkunbe 
feitgeitellt worden fein müßte, wenn fie erfolgt wäre. 


$. 181. (166.) 

Wird die Perfon, welcher zugeitellt werden joll, in ihrer Wohnung nicht 
angetroffen, jo kann die Zuftellung in der Wohnung an einen zu der Familie 
gehörenden erwachjenen Hausgenoſſen oder an eine in der familie dienende 
erwachjene Perſon erfolgen. 

Wird eine ſolche Perſon nicht angetroffen, jo kann die Zuftellung an den 
in demjelben Hauje wohnenden Hauswirth oder Vermiether erfolgen, wenn dieje 
zur Annahme des Schriftitüds bereit find. 


He. am su men. 5092 ff., 5099, NE. 8 243, N®B. 357, 366, €. 18 158, €. IT, IIT 158, 


1. Die $$ 181 bis 185 regeln die Erſatzzuſtellung, d. i. bie Zuftellung, bei der 
das für den Adreffaten beftimmte Schriftitüd einer anderen Perion mit derjelben Wirkung 
behändigt oder bei ihr zurüdgelafien wird, wie wenn es dem Adrefiaten behändigt worben 
wäre. Jede Erſatzzuſtellung jeßt natürlich voraus, dab der Adreſſat noch lebt. Die Gül- 
tigfeit der Erſatzzuſtellung iſt unabhängig davon, ob das zugeftellte Schriftftüf an den 
Adreffaten gelangt. Die BVorichriften über Eriatzuftellung finden auch Anwendung bei 
ver Zuftellung nach $$ 172, 173, 176, bei der Zuftellung an einen Zuftellungsbevollmädh- 
tigten und bei Zuitellungen an den gejeßlichen Vertreter der Partei [vgl. Birkenbihl Beitr. 
3. E.d. DR. XXXII ©. 262 ff. ], nicht bei der Zuftellung von Anwalt zu Anwalt ($ 198). 

Unter welchen Vorausfegungen eine Eriaßzuitellung als gültig zu behandeln ift, 
obwohl eine ber in ben $$ 181 bis 185 enthaltenen Vorſchriften verleßt ift, ift zu $ 187 
erörtert. 

2. Die Erfagzuftellung nad) $ 181 ſetzt voraus, daß der Adreſſat eine Wohnung 
(über diefen Begriff I. N. 1 Abi. 2 zu $ 180) Hat, dak der GB. oder der Poftbote in der 
Wohnung ſich einftellt und den Adreflaten nicht antrifft. Durchfuchen muß der GB. ıc. die 
Wohnung nicht. Über das Nichtantreffen ift Konftatierung nötig ($ 191 Nr. 4). Diefe 
liefert ala öffentliches Zeugnis ($ 418) vollen Beweis; Gegenbeweis ilt aber zuläſſig. Wird 
der Adreffat in feiner Wohnung nicht angetroffen, jo kann zunächſt in der Wohnung ben 
in Abi. 1 genannten Perionen und erft, wenn auch jolche nicht angetroffen werden, den 
in Abi. 2 Genannten erfaßweife zugeftellt werden. Wird die Zuftellung nach Abi. 2 aus 
geführt, Fo ift zu Fonftatieren ($ 191 Nr. 4), dab auch feine der in Ab. 1 bezeichneten 
Perfonen in der Wohnung angetroffen wurbe. 

3. Zu Abi. 1: Ein „zu der Familie gehörender Hausgenoſſe“ ift, wer 
dauernd (nicht bloß auf Beſuch) mit dem Adreffaten zufammenmwohnt und thatſächlich mit 
der Familie des Adreffaten zufammenlebt. Verwandtichafts:, Schwägerichafts-, Pflegſchafts- 
verhältnis wird meiftens vorhanden fein, it aber nicht mweientlih. Verwandtſchaft ohne 
Hausgenoſſenſchaft genügt nit. Ein Zimmerherr gehört nicht zur Familie. (Val. KPr. 
S. 59.) — „Erwadien“ ift im Sinne des gemeinen Sprachgebrauchs zu verftehen. Eine 
beitimmte Alterägrenze läßt fich nicht ziehen [vgl. RG. 12. Nov. 1887 Entſch. XIV Nr. 95 
S. 338, wo eine Zuftellung an einen elfjährigen Knaben ala ungültig behandelt wird]. — 
„In der Familie dient”, wer dauernd der Familie feine Dienfte leiftet; ein in der 
Familie vorübergehend beichäftigter Lohndiener dient nicht im der fyamilie. Hausgenoſſen— 
ichaft des Bedienfteten ift nicht erforberlih (KPr. S. 530). Der Privatielretär und Hofchef 
eines Herzogs ift eine in ber Familie dienende Perſon i. ©. des $181 Abi.1 [RG. 14. Apr. 
1903 Entid. LIV Nr.66 S. 240). Daß eine für die dienende Perſon beftimmte Zuftellung 
an den Dienftherrn erfolgen fann, wenn jene nicht in der Wohnung angetroffen wird, fteht 
zwar nicht ausbrüdlich im Gefeße, wird aber aus dem Geſetze zu folgern fein. [Bal. 
Rump Arc). f. c. Pr. LXXVII ©. 312 ff., Voß Ztiſchr. f. GB. VIE. 3, 11.) 
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An die im Abf. 1 bezeichneten Perſonen kann nur in der Wohnung des Zur 
ſtellungsadreſſaten zugeftellt werben. Zu der Wohnung können auch Räume gehören, die 
fi) in Nebengebäuden — 3.2. in Verwaltungsgebäuden eines Schloffes — befinden [RG. 
14. Apr. 1903 Entſch. LIV Nr. 66 ©. 240). 

An die in Abf. 1 des $ 181 bezeichneten Perfonen fann erſatzweiſe zugeitellt werben, 
aud wenn fie fi) weigern, das Schriftftüd anzunehmen; in diefem Fall ift nach $ 186 
zu verfahren. 

4. Zu Abi. 2: Hauswirt ift der Hausherr (Eigentümer oder Nutznießer) ober der 
Vertreter des Hausherren gegenüber den Mietern (WVizewirt, Hausverwalter, Hausmeifter, 
Portier). An den Hauswirt oder ben Vermieter fann nur zugeftellt werden, wenn er zur 
Annahme des Schriftitüds bereit ift. Zuftellung an fyamilienangehörige des Hauswirts 
oder Vermieters ift nicht geftattet. Dem Portier des Spital, worin der Adreſſat Erant 
liegt, kann nicht zugeftellt werden [OLG. Karlsruhe SA. XLIV Nr. 138]. Wohl aber dem 
Vorjtande des Gefängnifjes, in welchem fich der Adreſſat befindet [RG. 3. Febr. 1896 
EN. LI Nr. 52, OLG. Hamburg SA. XLIV Nr. 205], und zwar nad Analogie bes 
8 181, obwohl ein in dem Entw. db. Nov. dv. 1898 vorgejehener $ 158a, worin folde Zur 
ftellung als zuläffig erflärt war, von der Komm. d. RZ. abgelehnt wurde (vol. KB. z. 
Nov. v. 1898 ©. 71). 

5. Die Ordnungsmäßigkeit einer nad) $ 181 erfolgten Erſatzzuſtellung ift nicht da» 
durch bedingt, dat der Adreſſat fein Gejchäftslofal hat. Ebenſowenig ift ed nötig, daß die 
Zuftellung nach $ 183 verfucht wurde, ehe zur Zuftellung nach $ 181 gefchritten wird. 
Eine Ausnahme hiervon ift in $ 184 Abſ. 2 bezüglich der in $ 184 Abſ. 1 bezeichneten 
Perſonen gemadt. 

182. (167.) 


St die Zuftellung nad — Beſtimmungen nicht ausführbar, ſo kann 
ſie dadurch erfolgen, daß das zu übergebende Schriftſtück auf der Gerichts— 
ſchreiberei des Amtsgerichts, in deſſen Bezirke der Ort der Zuſtellung gelegen 
iſt, oder an dieſem Orte bei der Poſtanſtalt oder dem Gemeindevorſteher oder 
dem Polizeivorſteher niedergelegt und die Niederlegung ſowohl durch eine an 
der Thür der Wohnung zu befeſtigende ſchriftliche Anzeige, als auch, ſoweit 
thunlich, durch mündliche Mittheilung an zwei in der Nachbarſchaft wohnende 


Perſonen bekannt gemacht wird. 
HE. 3, O8. 270 ff., 5092 fi., NE. 8 244, NR. 357, E18 159, €. IT, III 8 160, M. 150 fi., 


1. $ 182 ift nur anwendbar, wenn der Abrefjat eine Wohnung (über den Begriff 
Wohnung |. N. 1 Abſ.2 zu $180) Hat und bie Zuftellung nach $ 181 vergeblich verfucht 
worden ift. Daß auch verfucht worden ift, nad) $ 183 zuzuſtellen, ift nicht erforderlich. 
Über das Verhältnis des $ 182 zu $184 |. N. 1 zu 8 184. 

2. Der Gerichtövollzieher hat freie Wahl zwiichen der Nieberlegung des Schrift: 
jtüds auf der Gerichtäjchreiberei bes Amtsgerichts des Bezirks und der Niederlegung bei der 
Poitanftalt, bei dem Gemeindevorfteher oder dem Polizeivorfteher der Zuftellungsorte. 

Über die Behandlung der auf der Gerichtäjchreiberei des Amtögerichtö niedergelegten 
Schriftitüde f. preuß. IMBerf. v. 7. Jan. und 29. Apr. 1880 (IMBl. S. 6, 95). — Über 
die Behandlung der bei der Poftanjtalt niedergelegten Schriftitüde ſ. Verf, d. Gen. Poſtm. 

v. 29. Dez. 1897 (Amtsbl. d. Poſt- und Zel.Berw. ©. 471), Verf. d. Staatöjelr, d. RPoſt-— 
a vd. 19. Apr. 1880 (Amtsbl. d. RPoſtamts S. 143) und bay. Bel. v. 20. Dez. 1889 
(6. u. BB. ©. 681). — Über die Behandlung ber bei dem Gemeinde ober Polizeivor: 
jteher niedergelegten Schriftjtüde f. preuß. Verf. d. M. d. J. v. 14. Apr. 1880 (IMBl. 
©. 96); bay. Bel. v. 16. Aug. 1897 (G. u. BB. S. 1001). Über die Behandlung dieſer 
Schriftftüde in Württemberg: Verf. v. 29. Sept. 1890 (RB. ©. 209). 

3. Für die an der Thüre der Wohnung zu befeftigende Anzeige ift feine (Form vor- 
geichrieben. Zweckmäßiger Weife wird die Anzeige eine kurze Bezeichnung bes Schriftftüds 
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nebft Anzeige ber Prozehparteien enthalten. Die Angabe des Ortes, wo das Schriftftüdf 
niedergelegt wird, muß in ber Anzeige enthalten fein. Das Niederlegen des Schriftftüds 
fann vor und nad) der Anheftung geichehen. Beendigt ift der Zuftellungsaft erft, wenn 
beides geichehen ift. 

Auch für die Bekanntgabe an die Nachbarn ift feine Form beftimmt. Regelmäßig 
wird fie mündlich erfolgen. Da die Bekanntgabe an die Nachbarn nur „ſoweit thunlich“ 
vorgeichrieben ift, jo beeinträchtigt die Unterlaffung die Gültigkeit der Zuftellung nicht. 


$. 183.* (168.) 

Für Gewerbetreibende, welche ein bejonderes Gejchäftslofal haben, fann, 
wenn jie in dem Gejchäftslofale nicht angetroffen werden, die Zujtellung an 
einen darin anweſenden Gewerbegehülfen erfolgen. 

Wird ein Rechtsanwalt, ein Notar oder ein Gerichtsvollzieher in feinem 
Gejchäftslofale nicht angetroffen, jo kann die Zuftellung an einen darin an: 
wejenden Gehülfen oder Schreiber erfolgen. 


DE. 8 162, NE. 8 245 Abi. 1, NE. 359, E. 18 160, E. IT, III 8 161, M. 150, KB. 58, a». 
4. Rov. dv. 1898 ©. 74. Eingefügt wurden bie Worte: „ein Notar "oder ein Gerictssolgieber”. 


1. Der Gerichtövollzieher hat die Wahl zwiſchen der Zuftellung in der Wohnung 
nach $ 181, eventuell nach $ 182, und der Zuftellung im Geſchäftslokale [RG. 9. Apr. 1891 
EN. XLVU Nr. 159]. Er fann, nachdem die Zuftellung nach $ 181 vergeblich verfucht 
worden ift, zur Zuftellung nad $ 183 übergehen. — Die Unmöglichkeit einer Zuftellung 
im Geicäftslofale ($ 183) genügt noch nicht, um zur Zuftellung nad) $ 182 überzugeben; 
erft muß die Zuftellung in der Wohnung nach $ 181 vergeblich verfucht worden fein, ebe 
nach $ 182 zugeftellt werben Tann. 

2. Zu Abi. 1: a) Der Beariff „Gewerbetreibende* ift nad dem gemeinen 
Spracdgebrauh zu verftehen. Ob der Betreffende unter die Beſtimmungen ber Reichs» 
Gewerbeordnung fällt, ift gleichgültig. Auch Kaufleute, Fabrifanten, Apothefer find Ge- 
werbetreibende; nicht aber Künftler, Ärzte, Schriftiteller. 

b) Über den Begriff „Geſchäftslokal“ ſ. N. 1 Abſ. 2 a. E. zu $ 180. Es madt 
feinen Unterichied, ob das Geichäftslofal von dem Adreſſaten allein oder mit anderen zu— 
fammen benugt wird [RG. 22. Yuni 1886 Entich. XVI Nr. 85 S. 350). Hit das Gefchäfts- 
Iofal außerhalb der Wohnung gelegen, fo ift hier eine Erjaßzuftellung nur an die Gewerbe- 
gehülfen, nicht auch an iFamilienangehörige, Dienftboten, den Hauswirt ıc. ($ 181), möglich. 
Liegt dagegen das Geichäftslofal innerhalb der Wohnung des Geichäftstreibenden, jo tft 
Erfabzuftellung ſowohl an die Gemerbegehülfen wie auch an bie in $ 181 bezeichneten 
Perionen möglih [RG. 23. Mai 1883 Entih. X Nr. 109 ©. 360). 

c) „Gewerbegebülfen“ find 3.8. Gefellen (ohne Unterfchied, ob fie auf Stüdlohn 
oder Taglohn arbeiten), Buchhalter, Comptoiriften, Verkäufer, Commis, auch ſog. Volon- 
tärs; nicht Fabrikarbeiter. 

3. Zu Abſ. 2: Über den Begriff „Geſchäftslokal“ ſ. N. 1 Abf. 2 a. E. zu $180. 
Liegt das Geſchäftslokal des Rechtsanwalts, des Notars oder des Gerichtsvollziehers auber- 
halb jeiner Wohnung, fo ift die Erfaßzuftellung im Gefchäftslofale nur an einen Gehülfen 
oder Schreiber zuläffig, nicht auch an die in $ 181 bezeichneten Perionen [RG. 12. Juli 
1882 SA. XXXVII Nr. 175 erklärt die Zuftellung an einen im Gejchäftslofal anweſenden 
Dienftboten für ungültig). Liegt dagegen das Geichäftslofal innerhalb der Wohnung, fo ift 
Erſatzzuſtellung im Geichäftslofale nad) $ 181 wie auch nad) $ 183 zuläffig (1. N. 2 litt. b). 
Zuftellung an einen Gehülfen oder Schreiber außerhalb des Geſchäftslokals ift ungültig 
[R®. 9. Ian. 1882 SA. XXXVI Nr. 254]. — Gehülfe eine? Rechtsanwalts ift auch ein 
Referendar, der regelmäßig zu Haufe fchriftliche Arbeiten für den Rechtsanwalt anfertigt 
oder die Vertretung des Rechtsanwalts dor den Amtsgerichten häufig übernimmt [RG. 
19. Mai 1881 Entſch. IV Nr. 122 8.427]; natürlich muß der Referendar im Geichäftslofal 
anweſend fein. — Auf die Zuftellung von Anwalt zu Anwalt ift $ 183 nicht anwendbar. 
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8. 184. (169.) 

Wird der gejetliche Vertreter oder der PVorfteher einer Behörde, einer 
Gemeinde, einer Korporation oder eines Dereins,*) welchem zugejtellt werden 
foll, in dem Gejchäftslofale während der gewöhnlichen Gejchäftsjtunden nicht 
angetroffen, oder ift er an der Annahme verhindert, jo kann die Zuftellung an 
einen anderen in dem Gejchäftslofale anweſenden Beamten oder Bedieniteten 
bewirkt werden. 

Wird der gejegliche Vertreter oder der BVorfteher in feiner Wohnung 
nicht angetroffen, jo finden die Bejtimmungen der $$. 181, 182 nur Anwendung, 


wenn ein bejonderes Gejchäftslofal nicht vorhanden ift. 
ses 168, H®. 5100, 5101, NE. 8 246, NP. 360, €. 1$ 161, €. U, IT $ 162, M. 150 ff., RP. 


1. Für die Erfaßzuftellung an die gefeglichen Bertreter oder Vorfteher einer Be— 
börbe, einer Gemeinde oder eines Perionenvereines (vgl. $ 171 Ab. 2) gelten folgende 
Beſonderheiten. Eine Erfaßzuftellung kann, wenn der Betreffende ein Geichäftslofal (über 
den Begriff ſ. N. 1 Abi.2 a. €. zu $180) hat, nur in dem Gejchäftslofale und nur in ben 
gewöhnlichen, nad Dienftreglement oder Sitte zu beftimmenden Geichäftsftunden an einen 
anderen dort anmefenden Beamten oder Bebdienfteten bewirkt werden. Sie it aber nicht 
bloß zuläffig, wenn ber Vertreter ıc. nicht angetroffen wird, fondern auch, wenn er an— 
weſend, aber durch andere Geichäfte an ber Annahme gehindert if. Wird in dem Ge- 
Ichäftslofale niemand angetroffen, an den die Erjaßzuftellung nad) $ 184 erfolgen fann, 
fo bleibt nichts übrig, als die Zuftellung zu anderer Zeit wiederum im Geichäftslofal oder 
in der Wohnung zu eigenen Händen des Abdrefjaten zu verfuchen. — Hat der Adreſſat fein 
befonderes Geichäftslofal, jo ift Erjaßzuftellung in der Wohnung nad) $$ 181, 182 möglich. 

2. Für die Zuftellung zu eigenen Händen bes gejeßlichen Vertreters zc. gelten feine 
Beionderheiten; er fann alio die Zuftellung, die ihm in feiner Wohnung gemacht wird, 
nicht desiwegen zurüdweifen, weil er ein Geichäftslofal hat oder meil fie außerhalb der 
Geichäftsftunden erfolgt. 

8. 185.* (169a.) 

Die Zuftellung an eine der in den $$. 181, 183 und im $. 184 Abf. 1 
bezeichneten Perfonen hat zu unterbleiben, wenn die Perfon an dem Rechtsſtreit 
als Gegner der Partei, an welche die Zuftellung erfolgen ſoll, betheiligt iſt. 

Begr. d. Nov. v. 1898 S. 96 f., HB. z. Nov. v. 1898 ©. 74 1. 

Ob eine Erfaßzuftellung an eine ber in $$ 181, 183, 184 bezeichneten Perfonen 
erfolgen darf, wenn dieſe der Prozehgegner des Adrefjaten ift, war bis zur Erlafjung der 
Novelle ftreitig; vgl. RG. Entſch. XVII Nr.102 ©. 409, XXXV Nr. 120 ©. 429. Der 
neue $ 185 verbietet eine folche Zuftellung. Das Verbot gilt nur bezüglich des Prozeß— 
gegners ſebſt, nicht bezüglich feiner Angehörigen. — Um bie Erjagzuftellung eines ver- 
ichloffenen Schriftftüds an den Prozekgegner ala Erfagmann zu verhüten, hat der Gerichts- 
vollzieher oder der Gerichtäjchreiber auf dem Umſchlag einen entiprechenden Vermerk zu 
machen, 3. B. nit an die Ehefrau; vgl. ABI. bes Reichspoſtamts 1899 ©. 347. 


$. 186. (170.) 
Wird die Annahme der Zuftellung ohne gejeglichen Grund verweigert, 
fo ift das zu übergebende Schriftjtüf am Orte der Zuftellung zurüdzulafjen. 
HB. 277 fi., NE. 8 247, NB. 360, €. I 8 162, €. II, UI $ 168, M. 150 fi., HP. 59, 530. 
1. $ 186 gilt ſowohl für die Zuftellung zu eigenen Händen bes Adreffaten wie für 
Erfaßzuftellungen nad) $ 181 Abf. 1, $$ 183, 184. 





*) Hier findet fich wieder die in der Fußnote zu $ 171 erwähnte verfaflungswibrige Änderung des 
Geſehestextes. 
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2. Ein gejeglicher Grund zur Verweigerung der Annahme befteht a) für den Abrej- 
faten ſelbſt, wenn die Zuftellung an einem Orte, wo er eine Wohnung oder ein Geichäfts- 
lofal hat, außerhalb der Wohnung oder des Gejichäftslofals verfucht wird; vgl. N. 1 zu 
$180; b) für denjenigen, welchem als Erſatzmann zugeftellt werden foll, wenn die Voraus: 
ſetzungen zur Griaßzuftellung ($$ 181 bis 185) fehlen; ec) für beide, wenn die Zuftellung 
entgegen der Vorjchrift des $ 188 an einem Sonn» oder Feiertag ohne richterliche Er- 
laubnis verfucht wird. — Dagegen kann derjenige, welchem zugejtellt werben foll, bie An— 
nahme der Zuitellung nicht deswegen verweigern, weil einer anderen Perfon (3. B. dem 
Prozeßbevollmächtigten) zuguftellen wäre. Die richtige Wahl der Perſon, an welche zuguftellen 
ift, ift Sache des betreibenden Teiles. Ein Fehlgriff aeichieht auf feine Gefahr. 

3. Die Verweigerung der Annahme ift nach $ 191 Nr. 5 feitzuftellen. Unter welchen 
Vorausfeßungen eine nach $ 186 erfolgte Zuftellung als gültig zu behandeln ift, obwohl 
die Verweigerung ber Annahme geieglich begründet war, ift in N. 2 zu $ 187 erörtert. 


$. 187.* (170a.) 

Ergiebt fich aus den Erklärungen einer Partei, daß eine ihr unter Ver— 
letzung der Vorſchriften der 88. 181—186 zugeſtellte Ladung in ihre Hände 
gelangt ift, jo iſt die Zuftellung als mit dem Zeitpunfte bewirkt anzufehen, 
in welchem die Partei nach ihren Erklärungen die Yadung erhalten hat. 

Begr. db. Nov. v. 16% ©. 97. 

1. Iſt eine Erfaßzuftellung an eine Perfon erfolgt, an die fie nach den Vorſchriften 
ber $$ 181 bis 184 nicht hätte erfolgen dürfen, oder ift eine Zuftellung nad $ 186 erfolgt, 
obwohl die Verweigerung der Annahme geießlic begründet war, jo ift die Zujtellung un- 
gültig nad) Maßgabe ber in N. 1 zu $ 170 entwidelten Sätze. Dort ift auch die Heil: 
barfeit diefer Ungültigfeit nach $ 295 dargelegt. Daß ipeziell die Vorfchriften über die 
Griabzuftellung ſolche find, deren Verlegung die Zuftellung ungültig macht, wird durch 
art. 70 bes Code de proc. beftätigt; denn dieſer beftimmt die Einhaltung jener Vor— 
ichriften „a peine de nullité“. Die Vorichriften der deutſchen CPrO. über die Erſatz— 
zuitellung find denen bes franzöfiichen Prozeßgeſetzes nachgebildet. Da die deutihe CPrO. 
nicht, wie das franz. Geſetz, die Ungültigfeit ausdrücklich androht, erflärt fi) daraus, 
daß die CPrO. nirgends foldhe Androhungen ausipricht. Gleichwohl wurde die Gültigkeit 
einer gefegwidrigen Eriaßzuftellung für den (Fall behauptet, daß die Schriftitüde rechtzeitig 
in die Hände des richtigen Adrefjaten gelangt find [jo Peterfen Ztichr. f.d. EPr. J S. 70 ff., 
RG. 18. Yan. 1887 Entſch. XVII Nr.101 ©. 403 ff. unter Berufung auf die nordd. Prot. 
II ©. 366, wo diefe frage zwar beiprochen, aber nicht entichieden worden ift]. Die berr- 
jchende Meinung nahm dagegen aud für diefen Fall heilbare Ungültigfeit an. [So 
Strudm. Koh, Wilm. Levy, Gaupp, Fitting Ztichr. f.d. EPr. XI ©. 63 ff., Klein eod. XV 
S. 493 ff, RG. 21. Juni 1884 Entich. XIII Nr. 83 5. 337, 12. Nov. 1884 XIV Nr. 95 
©. 338, 3. Juli 1888 XXI Nr. 76 S. 391, 19. Nov. 1894 XXXIV Nr. 103 ©. 394, OLG. 
Gelle SA. LI Nr. 63.] Für die Zuftellung von Schriftitüden, die feine Ladung enthalten, 
it an dem biäher geltenden Rechte nichts geändert. Wohl aber ift durch den neuen $ 187 
beitimmt, daß unter gewiffen Vorausfeßungen die fehlerhafte Zuftellung einer Ladung 
als gültige Zuftellung zu behandeln ift. Exceptio firmat regulam! Die neue Vorichrift 
beweift, daß die übrigen Zuftellungen vorbehaltlich der Heilung nad $ 295 ungültig find, 
wenn die Worichriften der $$ 181 bis 185 verleßt find. 

2. Die Vorausfegungen, unter denen eine gegen die Vorjchriften der $$ 181 bis 185 
verftoßende Eriazuftellung oder eine troß berechtigter Annahmeverweigerung nad $ 186 
erfolgte Zuftellung als gültig zu behandeln ift, find: 

a) die Zuftellung muß einen Schriftfaß betreffen, der eine Ladung enthält; 

b) der Adreſſat der Zuftellung — Partei, gejeglicher Vertreter, Prozepbevollmäd- 
tigter, Zuftellungsbevollmädhtigter — muß das auögehändigte oder zurücdgelaffene Schrift- 
ftüd erhalten haben; 
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ec) daß und in welchem Zeitpunfte der Adrefjat das Schriftitüd erhalten bat, muß 
aus deſſen Erklärungen hervorgehen. Nach der Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 97 ift es un— 
erheblih, wie dieje Erklärung abgegeben wird; es fteht der Erlafjung bes Verſäumnis— 
urteils nichts im Wege, wenn fi aus ben im einem vorbereitenden Schriftiag ent— 
haltenen Erklärungen ergiebt, dab die ausgebliebene Partei die Ladung rechtzeitig erhalten 
bat. Daß ber Adreſſat das Scriftftüf erhalten hat, fann nicht durch Zeugen oder durch 
Eideszufchiebung bemwieien werben. 

3. Sind bie angegebenen Borausfeßungen gegeben, fo ift die Zuftellung — und zwar 
nicht bloß der Ladung, jondern des ganzen mit der Ladung verbundenen Schriftjages 
[OLG. Dresden Redtipr. d. OLG. VII &.277] — troß der Verletzung ber bezeichneten 
Vorſchriften ala gültig zu behandeln; aber alö der Zeitpunkt, in welchem die Zuftellung 
bewirft ift, gilt nicht der in der Zuftellungsurfunde angegebene, fondern derjenige, welcher 
fih aus der Erklärung der Partei ergiebt. 


8. 188.* (171.) 


Zur Nachtzeit, jowie an Sonntagen und allgemeinen Feiertagen darf eine 
Zuftellung, fofern fie nicht durch Aufgabe zur Pot bewirkt wird, nur mit 
richterlicher Erlaubniß erfolgen. Die Nachtzeit umfaßt in dem Beitraume vom 
1. April bis 30. September die Stunden von neun Uhr Abends bis vier Uhr 
Morgens und in dem Zeitraume vom 1. Oftober bis 31. März die Stunden 
von neun Uhr Abend bis ſechs Uhr Morgens. 

Die Erlaubnig wird von dem Vorfigenden des Prozekgerichts ertheilt; 
fie kann auch von dem Amtsrichter, in deſſen Bezirke die Zuftellung erfolgen 
joll, und in Angelegenheiten, welche durch einen beauftragten oder erjuchten 
Richter zu erledigen find, von diefem ertheilt werden. 

Die Verfügung, durch welche die Erlaubniß ertheilt wird, ijt bei der 
Zuftelung abjchriftlich mitzutheilen. 

Eine Zuftellung, bei welcher die Beitimmungen diefes Paragraphen nicht 
beobachtet find, it gültig, wenn die Annahme nicht verweigert iſt. 


HE. $ 164, HP. 274 ff., 5101, RE. 8.248, ". 360f., E. 1$ 168, E. I, III 8 164, M. 151, RE. 
59, 550, Begr. d. Nov. dv. 1898 ©. 


1. Welche Tage als allgemeine ah zu betrachten find, bemißt fich nach dem 
Rechte des Zuftellungsorts (Mot. 5. E. III ©. 151). Beltimmungen darüber enthalten: 
Preuß. Edikt v. 12. März 1754, ®. v. 28. Yan. 1773, V. v. 4. März 1789; Tyeiertage find 
danach: Weihnachten, Oftern, Pfingiten, je zwei Tage, Neujahr, Bußtag, Charfreitag (Gel. 
v. 2. Sept. 1899), Himmelfahrt; der Bußtag ift durch die Geſetze v. 12. März 1893, GES. 
©. 29, 30, beitimmt; Württemb. V. v. 28. Juni 1849 und AG. 5. GBG. Art. 135; Heil. 
AG. z. CPrO. Art. 2; Sad. Weim.-Eifenah AG. 3. EPLO.$3; Sachſ.Altenb. AG. 3. CPrO. 
86; Sachſ.Kob.“Gotha AG. 3. CPrO. $ 4; Sadji.-Meiningen AG. 3. CPrO. $4; Reuß ä. L. 
AG. z. CPrO. 88; Neuß j.2. AG. z. CPrO. $4; Schwarzb.-Sondersh. AG. 3. CPrO. $3; 
Lippe AG. 3. CPrO. 83; Elf.-Lothringen Gef. v. 19. Ott. 1887 GB. S.79. Sind geich« 
liche Beitimmungen darüber nicht vorhanden, jo enticheidet der Ortsgebrauch. Nah RG. 
24. März 1903 IM. ©. 177 Nr. 14 ift des Kaiſers Geburtstag im Königreiche Sadjen 
fein allgemeiner Feiertag. 

2. Die Zuftellung zur Nachtzeit war in der CPrO. v. 1877 nicht verboten. Be— 
jtritten war, ob eine Zuftellung zur Nachtzeit ungültig ift, wenn das Landesgeſetz, wie 
das preuß. Gef. v. 15. Febr. 1850 (GS. ©. 45), das Betreten einer Privatwohnung durd) 
Deamte zur Nachtzeit unterfagt. Durch den $ 188 in d. Faſſ. d. Nov. v. 1898 ift einer: 
jeits die Zuftellung zur Nachtzeit ohne richterliche Erlaubnis verboten, alio vorbehaltlich 
des Abſ. 4 ungültig nad) Maßgabe der N. 1 zu $ 170; anbererfeits bie Zuftellung mit 
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richterlicher Erlaubnis geftattet, alſo kraft Reichögefekes gültig, auch wenn ein Landesgeſetz 
des oben bezeichneten Inhalts befteht. 

3. Die Erlaubnis fann von dem betreibenden Teil oder von bem Gerichtsvollzieher 
formlos beantragt werben. Bei Zuftellung von Amtswegen wird die Erlaubnis von Amts— 
wegen erteilt auf Anregung des Gerichtöichreibere. Die Enticheibung erfolgt jchriftlich 
durch Verfügung. Die Bewilligung ift nicht felbitändig anfechtbar; die zurückweiſende Ent: 
icheidung fünnte mit Beſchwerde angefochten werben (arg. $ 567 Ab. 1), was aber feine 
praftifche Bedeutung bat. Die Enticheidung erfolgt nach freiem Ermeffen. Nur Gefahr 
im Verzuge rechtfertigt die Erteilung ber Erlaubnis. Gebührenfreibeit j. GRG. $ 47 Nr. 12; 
jedoh GO. f. NA. $23 Nr.1, 829 Nr. 6. 

4. 8188 findet nicht Anwendung auf die Zuftellung durch Aufgabe zur Poft (1. N. 3,4 
zu $ 175), nicht auf die Übergabe des zuzuſtellenden Schriftitüds an die Poſt (8$ 194, 
196, 211), nicht auf Zuftellungen durd die Poftboten (55 193, 196). Diefes ergiebt fich 
arg. e contr. aus $195 Abi. 1, wo $ 188 nicht angeführt wird. [So aud) Wilm. Levy (7) 
N. 3 zu $171 alt, Gaupp (9) N. I, Peterjen (5) N.1. AM.: Strudm. Koch (8) N. 2 Abf. 2, 
Endemann I ©. 553, Hellmann Lehrb. S.173.] Daß nad) der Reihäpoftordnung v. 20. März 
1900 (EB. f.d. DR. S. 93) $40 Nr. 2 und nad) der bay. Poſtordnung v. 27. März 1900 
(6. u. BB. ©. 227) $40 Nr. 2 an Sonn- und FFeiertagen die Zuitellung von Schreiben 
mit Postzuftellungsurfunde unterbleibt, wenn fie nicht vom Abfender auf der Aufichriftieite 
bes Priefes beſonders beantragt ift, ift eine Sade für fih. — Für Zuftellungen von 
Anwalt zu Anwalt gilt $ 188 nicht [RG. 22. Dez. 1887 Beitr. 3. E. d. DR. XXXII 
&. 1174]. 

$. 189. (172.) 

Sit bei einer Zuftellung an den Vertreter mehrerer Betheiligter oder an 
einen von mehreren Vertretern die Uebergabe der Ausfertigung oder Abjchrift 
eines Schriftſtücks erforderlich, jo genügt die Uebergabe nur einer Ausfertigung 
oder Abjchrift. 

Einen Zuftellungsbevollmächtigten mehrerer Betheiligter find jo viele 
Ausfertigungen oder Abjchriften zu übergeben, als Betheiligte vorhanden find. 

NE. 8 249, NE. 366, E. 18 164, E. II, III 8 165, KB. 59. 

1. „Vertreter“ d.i. der gejegliche Vertreter (vgl. N. 3,4 zu $$ 51, 52), der Prozep- 
bevollmäcdhtigte jowie der Generalbevollmädhtigte unb der Profurift. 

2. „An einen von mehreren Vertretern“ sc. besfelben Beteiligten. 


8. 1%.* (173.) 

Ueber die Zuftellung ift eine Urkunde aufzunehmen. 

Diejelbe ift auf die Urſchrift des zuauftellenden Schriftftüds oder auf 
einen mit derjelben zu verbindenden Bogen zu jeßen. 

Eine durch den Gerichtsvollzieher beglaubigte Abjchrift der Zuftellungs- 
urfunde ift auf das bei der Zuftellung zu übergebende Schriftjtüd oder auf 
einen mit demjelben zu verbindenden Bogen zu fegen. 

Die Zuftellungsurfunde ift der Partei, für welche die Zuftellung erfolgt, 
zu übermitteln, 


HE. 88 165 f., HR. 276 ff., 5102 f., NE. 8 252, NP. 362, E. 18 165, €. IT, III 8 166, M. 144, 
152 f., KB. 59, 530, 


1. Zu Abf. 1: Die Aufnahme einer Zuftellungsurkunde gehört zu einer dem Prozeh- 
gejege entiprechenden Zuftellung. Zuftellung ohne die Aufnahme einer Urkunde über die 
Zuftellung ift feine ordnungsmäßige Zuftellung, fie ift daher ungültig nad) Maßgabe ber 
in R.1 zu $ 170 entwidelten Sätze. Vgl. Gaupp (I) N. 1, und für das vorbildliche franz. 
Recht: E. Garsonnet Traits theorique et pratique de procddure (2. Aufl. Paris 1899) 
II 8574 p.289, — AM.: Strudm. Koh (8) N. 3, Wilm. Levy (7) N.1 zu $173 alt, Peterjen 
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(5) N. 1, Endemann I S. 557, die die Aufnahme der Zuftellungsurfunde nicht als einen 
zu ber Zuftellung gehörenden Akt, fondern ala blokes Beweismittel für die fich ohne Be— 
urtundung vollziehende Zuftellung betrachten. Diefe Auffaffung jcheitert an dem Imperativ 
des Geſetzes. Auch fagen die Mot. 3. E. III S.152: „Die $$ 166 bis 168 (— $$ 190 bis 
198 d. CPrO.) betreffen den Zuſtellungsakt.“ Cine Hinneigung zu ber gegnerijchen 
Anficht findet fi in den UU. d. RG. (V. ES.) v. 19. Juni 1882 SA. XXXVILU Nr. 66 
und dv. 15. März 1882 Beitr. 3. E. d. DR. XXVII ©. 1082. Abweichend hiervon erflärt 
berj. Senat 8. März 1884 Entſch. XI Nr. 106 ©. 404, die förmliche Zuftellung beitehe in 
der Übergabe des zuguftellenden Schriftftüds und in einer beftimmten Beurkundung 
dieſes Aktes, allerdings ohne die frage ex professo zu enticheiden. Im U. v. 5. Of: 
tober 1887 Entſch. XIX Nr. 85 ©. 425 tritt das RG. für die Notwendigkeit der Be— 
urfundung ein, jedoch zunächſt nur bei der Zuftellung voll Anwalt zu Anwalt] Die 
Befugnis, den in ber Nichtaufnahme einer Zuftellungsurkfunde gelegenen Verſtoß gegen 
bad Prozeßgefeß zu rügen, fann nah $ 295 verloren gehen. Vgl. N. 1 zu $ 170 und 
Mot. 3. €. III ©. 153. 

Daß die Zuftellungsurfunde aufgenommen wurde, fann nicht bloß durch die Zur 
ftellungsurfunde, Tondern bei deren Verluft auch durch andere Beweismittel dargethan 
werben, gerade wie die Beurkundung eines privatrechtlichen Geichäfts, deffen Gültigkeit 
von ber Errichtung einer Urkunde abhängt, auch durch andere Beweismittel als die Urfunde 
ermwiejen werden fann [vgl. RG. 31. Yan. 1883 Beitr. 3. E,d. DR. XXVII ©. 740]. 

2. Zu Abi. 2: Die Vorfchrift des $ 190 Abi. 2 ift nicht anwendbar, wenn Aus» 
fertigungen zuauftellen find (vgl. N. 2 litt. a zu $ 170). Die Urichrift der Zuftellungs- 
urfunde iſt in diefem Fall ein felbjtändiges Dokument. 

3. Zu Abi. 3: Wird dem Nbdreflaten feine Abichrift der Zuftellungsurfunde über» 
geben, jo it die Zuftellung mangelhaft und ungültig nach Mafgabe der N. 1. Das ift 
für die Praris unbequem und gewiß fehr ungwedmäßig; aber de lege lata ift ohne In— 
fonfequenz nicht darüber hinweg zu fommen. [AM. die in N. 1 als diffentierend angeführten 
Schriftiteller, fowie Gaupp (9) N. III und RG. 15. März 1882 Beitr. 3. €. db. DR. XXVII 
©. 1083, 5. Juni 1891 eod. XXXVI ©. 124, 15. Juni 18923 eod. ©. 1225, bay. ob. LG. 
Bl. f. RA. LX ©. 197 vgl. a. RG. 23. Yuni 1900 Beitr. 3. E. d. DR. XLV ©. 1097.] 
Das Gleiche gilt, wenn die Abichrift nicht beglaubigt ift; vgl. N. 2 litt. e zu 8 170. 
Meicht die Abſchrift von der Urfchrift ab, jo finden die in N. 2 litt. c zu $ 170 ent- 
widelten Säße entiprechende Anwendung; es ift alfo dem Empfänger Schuß zu gewähren, 
wenn burch einen Fehler in der Abichrift eine Verfäumnis oder fonft ein Nachteil herbei- 
geführt ift, aber fonft ift die Urfchrift maßgebend [RG. 24. Mai 1881 Entich. IV Nr. 128 
©. 434.) 

4. Zu Abf. 4: Das Original der YZuftellungsurfunde erhält der Auftraggeber 
zurüd und zwar direft vom Gerichtsvollzieher, auch wenn der Auftrag duch Vermittelung 
des Gerichtöfchreibers ergangen ift. Iſt dem Gerichte der Nachweis der Zuſtellung zu 
liefern, jo hat die Partei die in ihren Händen befindliche Zuftellungsurfunde dem Gerichte 
vorzulegen [Mot. 5. E. III ©. 152). Die Editionspflicht des Gegners ergiebt fih aus 
BGB. $ 810. 

5. Über die Beweiskraft der Zuftellungsurkunde |. N. 3 zu 819. 


$. 191.* (174.) 
Die Zuftellungsurfunde muß enthalten: 
.Ort und Zeit der Zuſtellung; 
. die Bezeichnung der Perjon, für welche zugeftellt werden joll; 
. die Bezeichnung der Perſon, an welche zugeftellt werden joll; 
. die Bezeichnung der Perfon, welcher zugeitellt ift; in den Fällen der 
$$. 181, 183, 184 die Angabe des Grundes, durch welchen die Zuftellung 
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an die bezeichnete Perjon gerechtfertigt wird; wenn nach $. 182 verfahren 
it, die Bemerkung, wie die darin enthaltenen Vorfchriften befolgt find; 

5. im Falle der Verweigerung der Annahme die Erwähnung, dab die 

Annahme verweigert und das zu übergebende Schriftftüd am Orte der 
Zuftellung zurückgelaſſen ift; 

6. die Bemerkung, daß eine Ausfertigung oder eine beglaubigte Abjchrift 
des zuzuftellenden Schriftftüds und daß eine beglaubigte Abjchrift der 
Zuftellungsurfunde übergeben ift; 

. die Unterjchrift des die Tage ge Beamten, 


HE. 1, ®. 276 fi., 5102 ff., NE. 3, NB. 361 fi., 366, 592, E. 18 186, €. RN III 8 167, 
B. 59, 530, Red. Beihluß ln u. XXV, Bear. d. Nov. d. 1898 ©. 98 


1. Zu Nr. 1: d.i. Stadt, Dorf, Weiler x. Die Angabe des — iſt 
nur erforderlich, ſoweit fie nach 88 180 bis 186 erheblich iſt. — „Zeit“ d. i. regelmäßig 
nur ber Tag [vgl. RG. 6. März 1902 IW. ©. 215 Nr. 10]. Die Angabe ber Stunde 
fann aber durch befondere Umftände, 3. B. um die Priorität einer Pfändung feitzuftellen, 
veranlaßt fein. 

2. Zu Nr. 2: Am beiten wird ber Vorfchrift des Geſetzes dadurch entiprodhen, daß 
die nad) Namen oder Parteirolle angeführte Partei als diejenige Perfon bezeichnet wird, 
für welche zugeitellt werden ſoll. Statt deffen kann auch gejagt werden, daß die Zuftellung 
im Auftrage der Partei oder für den Prozekbevollmächtigten der Partei oder in deſſen 
Auftrag vollzogen werde; denn es ergiebt fich daraus, daß die Zuftellung für die Partei 
vorgenommen ift. Vgl. RG. verein. CE. 3. Yan. 1887 Entſch. XVII Nr. 100 ©. 401.] 
Es ift gleichgültig, ob im Anwaltäprogef] e der Anwalt oder die Partei ala Auftraggeber 
des Gerichtsvollziehers auftritt (vgl. N. 2 zu $ 78). Iſt in der Urkunde anftatt der Partei 
ober ihres Prozekbevollmächtigten eine andere Perfon ald diejenige, für welche zugeftellt 
werden foll, genannt, jo ift die Zuftellung gültig, wenn jene Perſon von der Partei oder 
dem Prozehbevollmächtigten zum Betriebe der Zuftellung beauftragt war oder wenn nach— 
trägliche Genehmigung erteilt wurde. IVgl. RG. 1. Febr. 1887 Entih. XVII Nr.103 S.411 ff, 
17. Dez. 1892 XXX Nr. 120 ©. 389 ff.; einigermaßen abw.: RG. 27. Oft. 1902 Entſch. 
LII Nr. 96 ©. 367 ff., wo angenommen wird, daß eine Zuftellung nicht geeignet fei, eine 
Notfrift zu eröffnen, wenn fie für eine Perfon erfolgt, von der der Zuftellunggempfänger 
nicht wußte, dab fie von der Partei beauftragt war.] 

3. Zu Wr. 3: Die Angabe eines falichen VBornamens macht die Zuftellung nicht 
ungültig [bay. ob. LG. SA. XL Nr. 153]. Sind zwei Prozehbevollmädhtigte aufgejtellt, fo 
fönnen beide zulammen als die Perjon, an welche zugeftellt werben foll, bezeichnet werden 
[R®. 22. Ott. 1889 Entſch. XXIV Nr. 92 ©. 416]. 

- Zu Nr. 4: Bezieht fih auf die Erjaßzuftellung, 88 181 bis 135. 

5. Zu Nr. 5: Val. $ 186. 

6. Zu Nr. 6: Die Bezeichnung des zuguftelfenben Shhriftjtüds nach feinem Inhalt 
ift entbehrlich, wenn die Zujtellungsurfunde auf die Urjchrift des mitzuteilenden Schrift» 
ftüds oder auf einen damit verbundenen Bogen geſetzt ift. Wird eine Ausfertigung zugeitellt, 
fo ift die Bezeichnung nad) dem Inhalte nötig. 

7. Zu Nr. 7: Die Unterichrift des Empfängers ift nicht erforderlich. 

8. Sind die Vorichriften des $ 191 nicht beachtet, jo ift die Zuftellung nicht ord— 
nungsmäßig und daher nah Maßgabe der in N. 1 zu $ 170 vgl. mit N. 1 zu $ 190 
entwidelten Süße ungültig; arg. „muß enthalten‘. Die in $ 191 vorgeichriebenen ur: 
fundlichen TFeititellungen gehören zu dem Thatbeitand einer ordnungsmäßigen Zuftellung. 
[Bgl. Strudm. Koh (8) N. 2, Gaupp (9) N.I, RG. 25. Sept. 1884 Beitr. 3. E. d. DR. 
XXIX ©. 1076, 5. Oft. 1887 Entih. XIX Pr. 85 ©. 425. AM.: Wilm. Levy (7) N. 1 
zu 8174 alt, Peterjen (5) NR. 1, Endemann Komm. I ©. 557, 559, Heilblut Arch. f. c. Pr. 
LXIX S. 383., RG. 19. Juni 1882 SA. XXXVII Nr. 66, bay. ob. LG. SA. LIV Nr. 180 
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(in Anſehung der Unterichrift des GB.) ſowie teilweife Fitting Ztichr. f.d. EPr. XI ©. 69 f.] 
Die gegnerische Anficht Führt zu der Konſequenz, dab die Aufnahme einer Zuftellungs« 
urfunde überhaupt nicht weientlich für die Zuftellung ift; denn wenn von ben einzelnen in 
$ 191 angeordneten Beurkundungen jede für ſich unweſentlich ift, fo fann die urkundliche 
treititellung irgend eines Vorgangs bei der Zuftellung überhaupt nicht zum Thatbeſtande 
ber Zuftellung gehören. Daß eine dem Inhalte nach dem $ 191 entiprechende Zuſtellungs— 
urfunde errichtet wurde, kann auch durch andere Mittel ald die Urkunde ſelbſt dargethan 
werden; vgl. N. 1 Abi. 2 zu $ 190. 

9. Die Zuftellungsurfunde ift eine öffentliche Urkunde; fie begründet vollen Beweis 
aller darin bezeugten Thatfachen ($ 418); aljo namentlich auch binfichtlich der Zeit und 
des Ortes der Übergabe des Schriftitüds, der Perfon des Empfängers x. Der Beweis ber 
Unrichtigfeit der bezeugten Thatſachen ift zuläflig ($ 418 Abi. 2) und kann durch alle 
Beweismittel geführt werben. Wegen ber Beweiskraft einer äußerlich nicht einwands— 
freien (3. B. radierten, forrigierten) Urkunde ſ. $ 419. 

Auch eine Zuftellungsurfunde, die ihrem Inhalte nach dem $ 191 nicht entipricht, 
bat, wenn fie unterichrieben ift, die Beweiskraft einer öffentlichen Urkunde. Aber die That- 
ſachen, die damit bewiejen werden, füllen den zum orbnungsmäßigen Zuftellungsgeichäft 
erforderlichen Thatbeitand nicht aus und das Fehlende fann nicht durch andere Beweismittel 
ergänzt werden. [AM. die in N. 8 als diffentierend cit. Schriftiteller.] 


$. 192, (175.) 

Iſt die Zuftellung durch Aufgabe zur Poſt ($. 175) erfolgt, jo muß die 
Zujtellungsurfunde den Beitimmungen des vorjtehenden Paragraphen unter 
Nr. 2,3, 7 entiprechen und außerdem ergeben, zu welcher Zeit, unter welcher 
Adrefje und bei welcher Pojtanjtalt die Aufgabe gejchehen ift. 

NE. 8269, AP. 368 f., E. III 8 168, M. 152, 158, SEP. 59, 580. 

1. Über Zuftellung durch Aufgabe zur Post im Gegenfage zur Zuftellung durch die 
Poft 5. N. 3, 4 zu $175. $ 192 gilt für alle Fälle, in denen die Zuftellung durch 
Aufgabe zur Poſt zugelaffen ift. 

2. Hat bie Partei, an welche durch Aufgabe zur Poſt zugeftellt werden foll, nad 
8 175 Abi. 2 verlangt, bat die Sendung mit „Einfchreiben“ bezeichnet werde, fo ift der 
Einlieferungsichein der Zuftellungsurtunde beizufügen. 


$. 193. (176.) 
Zuftellungen fünnen auch durch die Poſt erfolgen. 


NE. 8 250, NE. 320 ff., 345 ff., 658, 669, E. III $ 169, M. 141 ff., 158 f., AP. 5, 61. 

1. Die Zuftellung durch die Poft (Meichspoft, bayerische Poft) ift nur im Deutichen 
Reiche möglih. Jeder Gerichtövollzieher und nach $ 196 jeder Gerichtäfchreiber fanın die 
Zuftellung im Deutihen Reiche durch die Pot vermitteln. Direktes Angehen der Poft 
durch die Parteien oder deren Bevollmächtigte ift nicht zuläffig. 

2. Die Zuftellung „durch die Poft“ fegt fich aus zwei Akten zufammen: Übergabe 
des zuzuftellenden Schriftftüds in Abichrift an die Poftanftalt und Zuftellung des Schrift- 
ftüds durch den Poftboten. Erft mit dem zweiten Akt ift die Zuftellung vollendet. Geht 
das Schriftftüd auf der Voſt verloren oder unterbleibt defien Zuftellung aus einem anderen 
Grumde, jo hat der erite Aft feine Wirkung. Nicht ber Zeitpunkt der Übergabe zur Poft, 
fondern jener der Zuftellung durch den Poftboten ift der Zeitpunkt der Zuftellung. 

3. Zwiſchen Zuftellung durch die Poft und Zuftellung durch den Gerichtsvollzieher 
bat zunächſt bie betreibende Partei die Wahl, wenn bdiefe feine Anweiſung erteilt, der 
Gerichtövollzieher; im Falle des $ 196 hat ber Gerichtsichreiber die Wahl. Wegen ber 
Mehrkoſten einer durch den Gerichtövollzieher bewirkten Zuftellung ſ. $ 197. 
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8. 194.* (177.) 

Wird durch die Poft zugeftellt, jo hat der Gerichtövollzieher einen durch 
fein Dienftfiegel verichlofjenen, mit der Adrefje der Perjon, an welche zugeftellt 
werden fol, verjehenen und mit einer Gejchäftsnummer bezeichneten Brief: 
umfchlag, in welchem die zuzuftellende Ausfertigung oder die beglaubigte Ab- 
fchrift des zuzuftellenden Schriftitücds enthalten ift, der Pot mit dem Er: 
juchen zu übergeben, die Zustellung einem Pojtboten des Beitimmungsorts 
aufzutragen. 

Der Gerichtövollzieher hat auf dem bei der Zuftellung zu übergebenden 
Schriftjtüde zu vermerken, für welche Perjon er dasjelbe der Pojt übergiebt, 
und auf der Urfchrift des zuguftellenden Schriftjtüds oder auf einem mit der— 
jelben zu verbindenden Bogen zu bezeugen, daß die Uebergabe in der im Abj. 1 
bezeichneten Art und für wen fie geichehen iſt. 

E. III 8 170, M. 158, MB. 62, 580, Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 9. 

1. Über jeden der zwei Akte, aus denen fich die Zuftellung durch die Poft zu« 
ſammenſetzt (f. N. 2 zu $ 193), ift eine Urkunde aufzunehmen. Die Urkunde, worin die 
Übergabe zur Poft bezeugt wird, hat der GR. aufzunehmen. Sie muß bezeugen, daß ber 
nad der Geichäftsnummer und Adreſſe bezeichnete Briefumfchlag im Auftrage ber und der 
Perſon der Poftanftalt mit dem Erfuchen, die Zuftellung einem Poftboten aufzutragen, 
übergeben wurde. Da die Urkunde des Pojtboten die betreibende Partei nicht angiebt 
(1.8 195 Abi. 2), fo ift diefe ſowohl auf dem bei der Zuftellung zu übergebenden Schrift- 
ſtück (Ausfertigung oder beglaubigte Abjchrift) ala auch in der Urfunde des GV. oder bes 
Gerichtöfchreibers anzugeben, welche die Einlieferung zur Post bezeugt. Nicht weſentlich 
ift die Angabe des Tages, an welchem das Schriftftüd der Poft übergeben wurde. Der GP. 
muß nicht felbit das Schriftſtück bei der Poftanftalt einliefern, um die Übergabe bezeugen 
zu fönnen. Die Gültigfeit der Zuftellung leidet alfo nit darunter, daß er die Ein— 
lieferung durch einen Gehülfen bejorgen läßt und, etwa auf Grund feines Poftbuchs, die 
Übergabe bezeugt [dgl. Bl. f. RA. LIV S. 81 ff. AM.: Wilm, Levy (7) N.3 zu $ 177 alt]. 

Daß der Abichrift des zuzuftellenden Schriftitüds eine Abichrift der vom GR. über 
die Übergabe an die Post errichteten Urkunde beigelegt und vom Poſtboten zugeftellt werde, 
ift zur Gültigkeit der Zuftellung nicht erforderlich; ala Zuftellungsurfunde, deren Abſchrift 
dem Adreſſaten zuzuftellen ift ($ 190 Abi. 3), kommt nur die Urkunde des Poftboten ($ 195 
Abi. 2) in Betradt. [So auch Gaupp (HN. I, RG. 18. Sept. 1885 Entſch. XIV Nr. 111 
S. 392, 5. Febr. 1886 XV Nr. 114 S. 412, OLG. Eelle Ztichr. f. d. EPr. VIE. 63, OLG. 
Karlsruhe eod. VII ©. 342. AM.: Fiſcher Beitr. 3. Erl. d. DR. XXV ©. 807, Wilm. 
Levy (TI N. 2 zu $ 178 alt.] Es mag zwedmäßia fein, die Abfchrift jener Urkunde beizu- 
legen, um den, übrigens audy mit anderen Mitteln herjtellbaren, Beweis der Identität 
des ausgehändigten Schriftitüds mit dem zuzuſtellenden zu fihern; aber geboten ift das 
nit. Die Verf. des preuß. JM. v. 16. Juni 1883 (ZMB. S. 191) weift die GP. an, 
eine Abichrift der die Übergabe zur Poſt bezeugenden Urfunde beizulegen. 

2. Eine Haftung des Poftfisfus für den Schaden, welcher durch unrichtige oder 
verjpätete Zuftellung ober durch Unterlaffung der Zuftellung entiteht, ift aus dem RPojt- 
geſetz v. 28. Oft. 1871 (GBIl. ©. 347) $$ 6 bis 15 nicht zu begründen. Die Vorichriften 
bes BGB. über die Haftung für Handlungen Dritter find nicht anwendbar, weil fie 
duch das Poſtgeſetz ala die lex specialis ausgeihloffen find. Entiprechendb verhält es 
fih mit den Borfchriften des HGB. (vgl. HGB. $ 452). Die im U. d. RG. v. 17. Juni 
1887 Entid. XIX Nr. 20 S. 101 ff. vertretene Anficht, daß neben dem Poſtgeſetz noch Be— 
ftimmungen bes Givilrechts (fpeziell die Vorfchrift des Code civ. art. 1384) in Geltung 
blieben, iſt nicht richtig [vgl. D. Schmidt Beitr. 3. E. d. DR. XXXILU ©. 184 fi]. — 
Natürlich find die Poftbeamten nad Maßgabe des BEB. $ 839 Abi. 1 Haftbar. Nach 
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EG. 3. BGB. Art. 77 kann ein Bunbesftaat die Haftung für die Delikte feiner Beamten 
übernehmen. ft dies gefchehen (3. B. bay. AG. 3. BGB. Art. 60 f.), fo haftet der Staat 
auch für den Schaden, welcher durch ſchuldhafte Handlungen und Unterlaffungen feiner Poft- 
beamten entfteht. 

8. 1%. (178.) 

Die Zuftellung duch den Poftboten erfolgt in Gemäßheit der Bejtim- 
nungen der 88. 180—186. 

Ueber die Zuftellung ift von dem Pojtboten eine Urkunde aufzunehmen, 
welche den Beftimmungen des $. 191 Nr. 1, 3—5, 7 entiprechen und außerdem 
die Uebergabe des jeinem Verfchluffe, feiner Adrefje und jeiner Gefchäftsnummer 
nach bezeichneten Briefumſchlags, jowie der Abjchrift der Zuftellungsurkunde 
bezeugen muß. 

Die Urkunde ift von dem Poftboten der Postanitalt und von diefer dem 
Gerichtsvollzieher zu überliefern, welcher mit derjelben in Gemäßheit der Be— 
jtimmung des $. 190 Abſ. 4 zu verfahren hat. 

€. III $ 171, M. 154, AB. 83, 

1. Die von dem Postboten über die Zuftellung aufzunehmende Urkunde hat für die 
Zuftellung die gleiche Bedeutung, wie die nad) $ 190 vom GP. aufzunehmende Urkunde, 
iſt alfo nach der in N. 1 zu $ 190 und N. 8 zu $ 191 begründeten Anficht weſentlicher 
Beftandteil des Zuftellungsgeichäfts [vgl. RG. 25. Sept. 1884 Beitr. 3. Erl. d. DR. XXIX 
E.1076]. Die Urkunde des Poitboten enthält nicht die Bezeichnung des betreibenden Teiles 
[RG. 5. Febr. 1885 Entſch. XV Nr. 114 S. 412]. An Stelle der in $ 191 Nr. 6 für die 
Zuftellungsurfunde des GB. vorgefchriebenen Bemerkung, dat eine Ausfertigung oder Ab- 
ſchrift übergeben ift, tritt in der Zuftellungsurfunde des Poftboten die Beſtätigung, daß 
ein Briefumfchlag mit Dienftfiegel und der zu bezeichnenben Adreffe und Geichäftänummer 
übergeben worden fei. Cine Beicheinigung des Empfängers ift bier fo wenig nötig wie 
bei der Zuftellung durch den GP. Die Übergabe einer Abschrift der Zuftellungsurfunde 
bat der Pojtbote ebenjo wie der GB. zu bezeugen. 

2. Dollzugsvorichriften zu den $$ 193 bis 195 enthalten die Poſtordnung f. d. DR. 
v. 20. März 1900 (CBl. f.d. DR. ©. 53, bay. G. u. PP. ©. 312) 88 25, 40, dazu bie 
Anweifung des Reichöpoftamts dv. 26. Oft. 1899 (preuß. IMBl. S. 722 ff.) und die Poft- 
ordnung für d. Königreich Bayern v. 27. März 1900 (©. u. VBl. S. 204) 8$ 21, 40, dazu 
die bayer. Bel. v. 31. Jan. 1900 (JMBL. ©. 503). Speziell über Nachlendung bei Wechiel 
bes Aufenthalts vgl. d. Verf. d. Gen. Poſtm. v. 27. Dez. 1879 (Poſtamtsbl. Nr. 80). 


$. 196. (179.) 

Inſoweit eine Zustellung unter Vermittelung des Gerichtsjchreibers zuläffig 
it, kann derfelbe unmittelbar die Poſt um Bewirkung der Zuftellung erjuchen. 
In diefem Falle finden die Vorjchriften der SS. 194, 195 auf den Gerichtsjchreiber 
entjprechende Anwendung; die erforderliche Beglaubigung erfolgt durch den 
Gerichtsjchreiber. 

E. III 8 172, M. 154, WB. 88 f., 530 f., 665 f,, Br. Ar, 164 Anl. K 5.9, 

1. Wann eine Zuftellung unter DVermittelung des Gerichtsichreibers zuläffig ift, ift 
in N. 3 zu $ 166 erörtert. Der Gerichtäfchreiber hat die Wahl zwiichen der Zuftellung 
durch den Gerichtövollzieher ($ 168), der dann wieder durch die Post zuftellen laſſen kann, 
und dem direkten Erfuchen der Poft. Ein Antrag, der direktes Erfuchen obligatorifch machen 
wollte, fofern nicht die Partei die Zuitellung durch den Gerichtsvollzieher ausdrüdlid) 
verlangt, wurde abgelehnt (KPr. ©. 63 f.). Reglementariiche Beitimmungen, 3. B. preuß. 
GA. f.d. Gerihtsihr. d. AG. v. 26. Nov. 1899 (JMBl. S. 395) $ 20, dal. f. d. Gerichtöfchr. 
d. 26. v. 27. Nov. 1899 (JMBl. S. 473) $ 19; dgl. f. d. Gerichtsichr. db. OLG. v. 29. Nov. 
1899 (IMDB. ©. 563) $ 19, weifen den Gerichtsfchreiber an, den Gerichtävollzieher zu 
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den Zuftellungen heranzuziehen, wo nicht Gefahr im Verzug ift. Das Verlangen des be- 
treibenden Teiles, die Zuftellung in der einen oder der anderen Weife auszuführen, ift für 
den Gerichtöfchreiber nicht maßgebend, da er nicht Beauftragter der Partei ift lvgl. RG. 
7. Febr. 1900 Entih. XLVI Nr. 89 ©. 323). 

2. Die N. 1 zu $ 194 findet auf Zuftellungen unter Vermittelung des Gerichts- 
ichreiberö entiprechende Anwendung. — Daß der Gerichtsfchreiber ſelbſt das Schriftftüc 
bei der Poflanftalt einliefern muß, um die Übergabe bezeugen zu fönnen, ift im Gefeße 
nicht bejtimmt. Die Gültigkeit der Zuftellung leidet alfo nicht darunter, daß er die Ein 
Lieferung dur einen Gehülfen (Boten) beforgen läht und bie Einlieferung auf Grund 
von deſſen Angaben oder auf Grund eines Poftbuchs bezeugt. Über die Frage, ob bies 
zuläflig fei, fand in der AH. des NT. eine längere Debatte ftatt, nach deren Schluß ber 
DVorfigende zu Protokoll feititellte, „daß nad Meinung der Kommiſſion bei Annahme bes 
Paragraphen („Antrags* ift Druckfehler, ſ. die Berichtigungen zu den Prot.) die Befchei- 
nigung des Gerichtsichreibers nicht dahin zu lauten haben würde, daß er felbit zur Poſt 
gegangen Sei, jondern auch dahin lauten könne, daß er einen Gerichtövollzieher mit der 
Aufgabe bei der Poft beauftragt habe.“ Diele Konftatierung wurde in die Zufammen: 
ftellung der von der Juſtizkommiſſion bes Reichstags beichloffenen fog. authentischen Inter— 
pretationen (Anlage K zum Prot. Nr. 164 S. 9) aufgenommen. Unter „Gerichtsvollzieher“ 
ift, wie die vorangegangene Debatte eriehen läßt, hier ber mit dem fog. Gerichtsbotendienft 
betraute Beamte, der Gerichtäbote, gemeint; man nahm an, daß dieſer „Gerichtövollzieher“ 
heihen werde, was nicht zugetroffen ift. ebenfalls wollte die Kommiffion ausiprechen, daß 
Unterbeamte im Auftrage des Gerichtäfchreibers die zuzuſtellenden Schriftftüde zur Poft 
tragen fönnen. Ob ein folcher Unterbeamter das Zeugnis über die Übergabe an die Poft 
ſelbſt auöftellen kann, ift eine Frage, die fi nur auf Grund der für die Gerichtöfchreibereien 
erlaffenen Organifationsverordnungen (vgl. GBG. $ 154) beantworten läßt. Dur bas 
Reichsgeſetz iſt feinesfalls ausgeſchloſſen. daß der Gerichtsſchreiber auf Grund der von 
feinem Unterbeamten ausgeführten, im Poſtbuche beſtätigten Übergabe die nach $ 194 aus- 
zuftellende Urkunde über die Übergabe zur Post felbft ausftelle. [So auch Strudm. Koch 
(8) N. 3, Gaupp (9) zu $ 196, Peterjen (5) N. 2 bis 4. Abw.: Wilm. Levy (TI N. 2 zu 
$ 179 alt.) 

3. Auf Zuftellungen von Amtswegen ift $ 196 nicht anwendbar; maßgebend ift 


bier nur $ 211. 
$. 197. (180.) 

Sit eine YZuftellung durch einen Gerichtsvollzieher bewirkt, obgleich jie 
durch die Poſt hätte erfolgen fünnen, jo hat die zur Erftattung der Prozeß: 
koſten verurtheilte Partei die Mehrfoften nicht zu tragen. 

€. 11 $ 178, M. 148, 164, SP. 64, 581. 

1. Der Unterichied zwiichen den Koften der Zuftellung durch den Gerichtövollzieher 
und den Koften der Zuftellung durch die Poft darf nicht zu den notwendigen Koften ($ 91 
Abf. 1) gerechnet werben, wenn die Zuftellung durch die Poft hätte erfolgen können. Ob 
dieſe Vorausſetzung zutrifft, ift nach freiem Ermeffen zu beurteilen, 

2. Nol.a. GO. f. GB. 5 3 in d. Faff. d. Bel. v. 20. Mai 1898 (RGBl. ©. 683): 
„Ist eine Zuftellung durch den GV. bewirkt, obgleich fie mit geringeren Koften durch die 
Post hätte erfolgen fönnen, jo erhält derjelbe die Mehrfoften nur, wenn er zur Vornahme 
der Zuftellung ohne Benügung der Poft ermächtigt worden iſt.“ Dieſe Beſtimmung ift auch 
dann anwendbar, wenn der GB. durch Vermittelung des Gerichtäfchreibers angegangen ift. 

$. 198.* (181.) 

Sind die Parteien durch Anwälte vertreten, jo fann die Zuftellung von 
Anwalt zu Anwalt erfolgen. 

Zum Nachweife der Zuftellung genügt das mit Datum und Unterfchrift 
verjehene jchriftliche Empfangsbefenntniß des Anwalts, welchem zugeftellt worden 
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ift. Der Anwalt, welcher zuijtellt, hat dem anderen Anwalt auf Verlangen 
eine Befcheinigung über die Zuftellung zu ertheilen. 


He. 455 58. 278, 5107, NE. 5 263, go: .. €. 18 167, E. II $ 169, E. III 8 174, M.104, 
. 71, 581, Begr. d. Nov. v. 1898 & 


RN Frande Ztiſchr. f. d. 8* VS. 381 ff., Bondi JW. 1906 ©. 416 ff. 


1. Die Zuftellung von Anwalt zu Anwalt ift nicht nur im Anwaltsprozeſſe, ſondern 
auch im Parteiprozeffe geftattet, wenn beide Parteien durch Anmälte vertreten find (KPr. 
©. 531f.). Sie ift nicht auf Zuftellungen in ber Inſtanz beichräntt, fondern 3. B. auch 
dann zuläffig, wenn die Nechtömittelichrift gemäß $ 179 Abſ. 1 dem Anmwalte ber Bor- 
inftanz zugeftellt wird [OLG. Karlarufe SA. XXXVII Nr. 176 und RG. 29. Sept. 
1881 Entich. V Nr. 118 ©. 414]; die von dem Anwalte ber Rechtsmittelinſtanz unter: 
zeichnete Rechtsmittelſchrift kann fomohl von diefem wie von dem Anmalte ber unteren 
Inftanz dem Anmwalte des Gegners nad) $ 198 zugeftellt werden IRG. 9. Febr. 1898 Entſch. 
XLI Nr. 90 ©. 358]. 

2. Zur ordnungsmäßigen Zuftellung von Anwalt zu Anwalt gehören: 

a) bie Übergabe der beglaubigten Abfchrift des zuzuſtellenden Schriftitüdse. Wegen 
des Mangels der Beglaubigung vgl. N. 2 litt. c zu $ 170. Das Recht, ben Mangel ber 
Beglaubigung zu rügen, fann nad $ 295 ausgeichloffen werben; vgl. die N. 1 zu $ 170; 

b) das fchriftliche, mit Datum und Unterichrift verjehene Empfangsbefenntnis bes 
Anwalts, welchem zugeftellt worden ift IRG. 29. Sept. 1881 Entſch. V Nr. 118 ©. 414]. 
Die Zuftellung wird erft durch die Ausftellung des Empfangsbekenntniſſes vollendet, nicht 
fhon durch Einlieferung des Schriftftüds in das Anmwaltsbureau [OLG. Kiel SA. XLVIII 
Nr. 66, OLG. Dresden Sächſ. Ar. IV S. 113). Das Empfangsbefenntnis lann auf bie 
Urſchrift oder auf ein beionderes Papier gejchrieben werden [R®G. 11. Juni 1881 EN. 
XXXVI Nr. 300]. Es muß datiert und vom Anwalt unterfchrieben fein. Es fann an 
einem jpäteren Tag als dem Tage ber AZuftellung auögeftellt werden [RG. 8. Juli 1903 
EAN. LVII Nr. 248, KG. Berlin Redtipr. d. OLG. VII ©. 278]. Der Unterichrift bes 
Anwalts ſteht gleich die eines nah NAD. $ 25 Abf. 1, 2 aufgeftellten Stellvertreters 
[vgl. RG. 2. Febr. 1904 IW. S. 144 Nr. 16, wo zugleich ausgeführt ift, daß ein folcher 
Vertreter den Empfang auch dann beicheinigen kann, wenn ber Anwalt vor Ablauf ber 
Vertretungszeit feine Thätigfeit wieder aufgenommen hat] und die eines nah RAD. $ 19 
aufgeitellten Zuitellungsbevollmächtigten eines nicht am Orte bes Gerichts wohnhaften An— 
mwalts (RAD. $ 19 Abſ. 2); nicht die eines anderen Zuftellungsbevollmächtigten, auch 
wenn der AZuftellungsbevollmächtigte ſelbſt Anmalt ift. Die Unterjhrift des Anwalts 
fann nicht durch die eines Gehülfen oder Schreibers erjegt werden [bay. ob.L2G. SU. XLIV 
Nr. 53], auch nit, wenn der Gehülfe von dem Rechtsanwalte zu feiner Vertretung er: 
mädtigt ift, ohne Stellvertreter im Sinne der NAD. $ 25 Abf. 1, 2 zu fein. Der 
Mangel eines ordnungsmäßigen Empfangsbelenntniffes macht die Zuftellung ungültig nad 
Maßgabe der in N. 1 zu $ 170 entwidelten Sätze [RG. 5. Oft. 1887 Entſch. XIX Nr. 85 
S. 426). Daß ein orbnungsmäßiges Cmpfangsbelenntnis auögeftellt wurde, fann aber 
nicht bloß durch die das Empfangäbefenntnis enthaltende Urkunde, fondern aud auf 
andere Weile erwiejen werben; denn von ber frage, ob die für den Zuftellungsaft wejent- 
lichen Formvorſchriften beobachtet feien, ift die Frage, in welcher Weiſe die ee 
dieſer Formvorſchriften nachgewieſen werden könne, zu trennen. IVal. R. 1 Abſ. 2 zu $ 190 
jowie RG. 31. Jan. 1883 Beitr. 3. €. db. DR. XXVIL ©. 740, 18. Febr. 1885 Entich. XIV 
Nr. 99 5.349. Scheinbar widerjprechend RG. 29. Sept. 1881 Entſch. V ©. 414; aber diejes 
U. will nur die Eriftenz des Empfangsbefenntnifjes ala wejentlich bezeichnen.) 

Durch das Empfangsbelenntnis kann ſowohl die Partei, für welche zugeitellt wurde, 
wie die Partei, an welche zugejtellt wurde, die Zuftellung der Abichrift des darin bezeichneten 
Schriftftüds, den Zeitpunft der Zuftellung und, wenn ber Empfang einer beglaubigten 
Abſchrift beftätigt ift, die Beglaubigung der Abfchrift beweifen [RG. 17. Dez. 1886 Entſch. 
XV Nr. 82 ©. 336). Nad allen Richtungen fteht der Gegenbeweis offen. Es Tann 

2. Seuffert, Civilprozeßordnung I. 10. Aufl. 19 
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bewieien werben, dab überhaupt feine Zuftellung erfolgte [RG. 30. Oft. 1885 Entſch. XV 
Nr. 98 ©. 374, wo auch der richtige Sa ausgeſprochen ift, daß eine Vereinbarung ber 
Anwälte, eine nicht geichehene Zuitellung als geicheben anzunehmen, wirkungslos ift]; es 
kann die Unrichtigfeit des Datums dargethan werden [RG. 27. Sept. 1882 Entid. VIII 
Nr. 89 S. 328 ff., 17. März 1885 XITI Nr. 95 ©. 366, 22. Dez. 1887 Beitr. z. E. d. DR. 
XXXI ©. 1173, 7. Apr. 1902 Entſch. LI Rr. 37 ©. 163, OLG. Dresden Sädjf. Ar. IV 
&.113]; es fann, jolange die Rüge des Mangels zuläffig ift, der Mangel der Beglaubi- 
gung der Abjchrift erwiejen werden [RG. 13. Oft. 1882 Entid. IX Pr. 118 ©. 414]. 

3. Der Anwalt, welcher zuftellt, hat dem anderen Anwalt auf Verlangen eine Be- 
icheinigung über die Zuftellung zu erteilen, damit diefer auch eine Urkunde über die Zu- 
ftelung befommt. Dieje Beicheinigung gebört aber nicht zu dem Zuftellungsafte. Gegen 
die Richtigkeit der in der Beicheinigung enthaltenen Angaben ift Gegenbeweis zuläffig 
[RS. 4. Juli 1902 Beitr. 3. €. d. DR. XLVII ©. 1153]. 

4. Die Zuftellung von Anwalt zu Anwalt fann auch in der Art geichehen, daß 
ber betreibende Anwalt die Urichrift nebit der Abichrift des zuzuſtellenden Schriftftüds 
unter der Adreſſe des Gegenanmwalts zur Poft giebt, worauf diejer die Urſchrift nebit dem 
Empfangäbefenntniffe zurüdleitet; oder au, da die Aufiegung des Empfangsbelenntniffes 
auf die Urfchrift nicht nötig ift, in der Art, daß der betreibende Anwalt die Abichrift 
bes zuzuftellenden Schriftitüds unter der Adrefie des Gegenanwalts zur Poft giebt, worauf 
diefer die Empfangsbeftätigung fendet. Der Poiteinlieferungsichein eriegt das Empfangs- 
befenntnis des Anwalts nicht. Auch die nah Abi. 2 Sak 2 zu erteilende Beicheinigung 
fann durch die Poft überfendet werben. 

5. Eine Zuftellung von Anwalt zu Anwalt iſt nur bei Einverftändnis ber beiden 
Anwälte über diefe Art der Zuftellung möglih (vgl. Mot. 5. III S. 154). Die EPrO. 
enthält fein Mittel, durch das der Anwalt des Gegners genötigt werden Fönnte, eine 
ſolche Zuftellung anzunehmen und das Gmpfangsöbefenntnis auszuftellen. Als GEriaß- 
zuftellung nad $$ 181 bis 184 ift eine Zuftellung von Anwalt zu Anwalt ebenfowenig 
möglich, als fie gegen den Willen des Anwalts unter Zurüdlaffung der Abjchrift erfolgen 
fann [bay. ob. 26. SAU. XXXVII Nr. 67). 

6. Das Geriht kann die Mehrkoften, welche dadurch entitehen, daß eine Zuftellung 
durch den Gerichtövollzieher erfolgte, während fie unmittelbar von Anwalt zu Anwalt hätte 
erfolgen können, als nicht notwendige Kojten im Sinne des $ 91 behandeln [KG. Berlin 
Ztſchr. j. d. EPr. XIV ©. 257]; doch wäre dies bei Zuftellungen, die zur Wahrung von 
Friſten dienen, unbillig, weil die Zuftellung nach $ 198 von dem Anwalte des Gegners 
vereitelt werben fann. 

8. 199. (182.) 

Eine im Auslande zu bewirkende Zuftellung erfolgt mittels Erſuchens 
der zuftändigen Behörde des fremden Staates oder des in diefem Staate 
rejidirenden Konſuls oder Gejandten des Reiche. 


HE. NE 176, HP. 263 ff., 1289 f., som fi, NE. $ 265, NE. 366 f., 370, E, 18 168, E. IT 8 170, 
2 175, M. 154, RE. 7 


1. Ausland — das nicht zum Deutichen Reiche gehörige Gebiet. Die beutichen 
Schußgebiete find Ausland im Sinne des $ 199. Über Zuftellungen in diefen Gebieten 
1. N. 4 vor $ 166. 

2. Nach der vom Reichs-Juſtizamt entworfenen nftruftion zu 88 199, 200 find 
die Erjuchungsfchreiben zu richten: 

„I. an bie fremden Landesbehörden nur unter der Vorausjeßung, dab nad ben 
beftehenden internationalen Vereinbarungen ein direkter Schriftwechiel mit den Behörden 
des betreffenden Landes zuläffig ift; 

2. in allen übrigen Fällen a) an den Konful, jofern anzunehmen ift, dab die 
Zuftellung ohne diplomatifche Verwendung bei der fremden Regierung bewirkt werden fann; 
welche Vorausjegung allgemein zutrifft in Großbritannien und Irland nebjt Kolonien, in 
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den Bereinigten Staaten von Amerika und in den Bezirken der mit Gerichtäbarfeit aus— 
geitatteten Konfulate, in den übrigen Ländern aber nur dann, wenn die Perjon, welcher 
zugeftellt werden foll, erweislih oder prälumtiv dem Deutfchen Reiche angehört; b) an 
den Geſandten in denjenigen Fällen, in welchen die Vorausſetzungen zu a nicht ge= 
geben find.“ 

Auf der Grundlage diefes Entwurfs beruhen die preuß. Verf. v. 29. Mai 1905 
(IMDB. S.159) und die bay. Verf. v. 28. Nov. 1887 (IMDB. S.279).*) Auch in den 
anberen Bunbesjtaaten find entiprechende Verfügungen erlaffen worben. 

Ad 1. Bon Reichswegen bejteht ein Übereinfommen mit der Schweiz, das allen 
deutichen Gerichtäbehörben direkten Verkehr mit allen ſchweizeriſchen geſtattet (KBl. f. d. DR. 
1879 ©. 6, preuß. IMBl. S. 20). Über den Verkehr mit ausländiſchen Behörden beftehen 
außerdem in den einzelnen Bunbdesftaaten Verordnungen und Verträge. Für Preußen: 
Verf. v. 20. Mai 1887 (JMBl. ©. 140) Nr. 6, Verf. v. 9. März 1893 (IMBI. S. 70), v. 
22, April 1893 (IMDB. ©. 124), Verf. v. 29. Mai 1905 (IMBl. S.159); ferner Ber- 
einbarungen über den Verkehr zwifchen den Gerichten in den Grengbezirfen mit den Be— 
börden der ruffiihen Grenzbezirte v. 4. Febr. 23. Jan. 1879 (GS. S.138), dazu Verf. v. 
9. Febr. 1882 (IMBl. S. 32), ferner Übereinkunft v. 29./17. Aug. 1883 (GS. S. 72) und 
Erklärung v. 28.16. Jan. 1893 (GE. ©. 83). Für Bayern: Belanntm. v. 28, Nov. 1887 
(IMBl. ©. 279), v. 17. Ott. 1890 (JMBl. ©. 291, v. 1. Juli 1893 (IMBl. ©. 227) und 
v. 14. Sept. 1904 (IMDB. 8.241 ff). Für Sachſen: BO. v. 6. Febr. 1891 (IMBl. ©. 9) 
und v. 8, Apr. 1893 (IMBl. ©. 28). Für Württemberg: Berf. v. 15. Sept. 1888 
(Amtsbl. d. IM. ©. 43) und v. 28. Mai 1890 (Amtsbl. d. IM. ©. 40). Tür Baden: 
Belanntm. v. 15. Febr. 1888 (G. u. DB. S. 103) und v. 15. Oft. 1890 (6. u. BB. ©. 643). 
Für Elfaß-Lothringen: Verf. v. 2. Aug. 1887 (Samml. v. Gef. u. BO. betr. die Juſtiz- 
verwaltung XII S. 335) und v. 24. Yan. 1888 (Samml. x. XIII ©. 34). 

Ad 2a. Wegen Zuftellung durch die Reichskonſuln vgl. BG. v. 8. Nov. 1867 (BEBT. 
©. 137) $ 19: „Die Bundesfonfuln fünnen innerhalb ihres Amtöbezirfs an die dort ſich 
aufhaltenden Perfonen auf Erjuchen ber Behörden eines Bundesſtaates Zuftellungen jeder 
Art bewirken”; ferner RG. v. 7. Apr. 1900, RGBl. S.213, $ 28. Das RG. geftattet den 
Konſuln Zuftellungen fowohl an Deutiche wie an Ausländer, Eine andere frage ift, 
ob nad dem ausländifchen Rechte Zuftellungen an Nichtdeutiche den Konſuln geftattet find. 
Darüber f. o. Ziff. 2 litt.a. Die Konfuln in Öfterreich-Ungarn dürfen nur zuftellen, wenn 
die beutiche Staatsangehörigkeit der Perſon, an welche zugeftellt werden foll, außer Frage 
fteht (preuß. IMBl. 1881 ©. 159, bay. IMBl. 1881 ©. 362). 

Ad 2a und b: Die preuß. Gerichte find durch die Verf. v. 29. Mai 1905 (IMBI. 
S. 195) angemwiefen, die Erfuchungsfchreiben bireft an die Konfuln zu fenden (Ausnahme: 
Sagon $ 36). Die Erfuchungsichreiben an die diplomatifchen Bertreter find bei dem 
Auftigminifter oder in bdringlichen Fällen bei dem Mlinifter des auswärtigen Amtes ein- 
zureihen. In Bayern find bie Erfuhungsfchreiben an bie Konfuln und Gefandtichaften 
durch Dermittelung der Staatsanwaltichaft dem Yuft. Din. vorzulegen, das deren Weiter: 
beförderung ſowie die Rüdfendung der Zuftellungszeugniffe veranlaßt. Dienftesvoricht. f. d. 
StA. v. 1862 $ 51, Bel. v. 12. Aug. 1872 (JMBl. S. 208), Bel. v. 28. Nov. 1887 (IMDB. 
©. 279) Ziff. 5,11, 12. 

3. In dem Ablommen 3. Regelung v. Fragen bes internationalen Privatrecht v. 
14, Nov. 1896, RGEBl. 1899 ©. 285, (fog, Haager Konvention) ift über die Zuftellungen 
Folgendes bejtimmt: 

„Art.1. In Civil» oder Handelsjahen erfolgen die aus einem der Bertragsitaaten 

nach einem anderen Bertragsftaate zu bewirkenden Zuftellungen von Schriftitüden auf Grund 


eines an die zuftändige Behörde des anderen Staates zu richtenden Erjuchens der Beamten 
der Staatsanmwaltichaft oder der Gerichte. 


*) Nach einer im bay. Juſt. Min. erholten Information wird im Laufe des Jahres 1907 eine neue Ber: 
fügung erſcheinen. 
19* 
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Die Uebermittelung erfolgt auf diplomatiichem Wege, es ſei denn, daß der unmittelbare 
Geſchäftsverlehr zwiichen den Behörden der beiden Staaten zugelafien if. 

Urt. 2. Die eg liegt ber eriuchten Behörde ob. Sie lann nur abgelehnt 
werden, wenn fie nach der Auffajjung des Staates, in befjen Gebiete fie erfolgen joll, ge- 
eignet erjcheint, jeine Hoheitsrechte zu verlegen oder jeine Sicherheit zu gefährden. 

Urt. 3. Zum Nachweiſe der Zuftellung genügt ein mit Datum verjehened und be— 
glaubigtes Empfangsbefenntniß oder eine Bejcheinigung der erjuchten Behörde, aus ber ſich 
die Thatſache und die Zeit der Zuftellung ergiebt. 

Das Empfangsbelenntniß oder die Beicheinigung ift auf ein Doppel des zuzuftellenben 
Schriftftüds zu jegen oder dem Doppel anzuheften, Lan ein folches zu dieſem Bwede mit 
überjandt war. 

Art. 4. Die Beftimmungen der voraufgehenden Wrtifel jchließen nicht aus: 

1. daß Urkunden den im Nuslande befindlichen Betheiligten unmittelbar durch die Poſt 
zugeſandt werden; 

2. daß die Betheiligten die Zuftellung unmittelbar durch diejenigen Gerichtövollzieher 
oder jonftigen Beamten vornehmen lafjen, die in dem Lande, wo die Buftellung erfolgen 
joll, hierfür zuftändig find; 

3. daß jeder Staat die in einem anderen Staate zu bewirtenden Zuftellungen vermittelft 
feiner diplomatiichen oder fonfularischen Bertreter vornehmen läßt. 

Die in diejen Fällen vorgejehenen Zuftellungsarten find jedoch nur injoweit ftatthaft, 
als es den Gejegen der betheiligten Staaten oder den zwijchen ihnen beftehenden Berein- 
barungen entipricht.“ 

Die Vertragsftaaten find zur Zeit: Belgien, Spanien, Frankreich, Italien, Luxem- 
burg, die Niederlande, Portugal, Schweden und Norwegen, Deutjchland, OÖfterreich- Ungarn, 
Dänemark, Rumänien, Rußland und die Schweiz. 

4. Die Zuftellung im Auslande gilt nicht als mit dem Erfuchen der ausländiichen 
Behörde bewirkt, ſondern erfolgt erjt durch die wirkliche Zuftelung im Auslande; vgl. 
$ 202 Abſ. 2. Wegen ber Zurüddatierung ſ. $ 207. Hit die Zuftellung im Auslande 
nicht ausführbar, jo fann öffentliche Zuftellung erfolgen ($ 203 Abi. 2). 

5. In gewifien Fällen fann eine Zuftellung unterbleiben, wenn fie im Ausland 
erfolgen müßte; f. die $ 841, $ 844 Abſ. 2, $ 875 Abſ. 2. Das Mahnverfahren findet nicht 
ftatt, wenn Zuftellung des Zahlungsbefehls im Ausland erfolgen müßte ($ 688 Abi. 2). 


$. 200. (183.) 

Zujtellungen an Deutjche, welche das Recht der Exrterritorialität genießen, 
erfolgen, wenn diejelben zur Miffion des Reichs gehören, mittels Erjuchens 
des Reichskanzlers; wenn diejelben zur Miffion eines Bundesjtaates gehören, 
mittel® Erſuchens des Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten dieſes 
Bundesitaates, 

Zuftellungen an die Vorſteher der Reichsfonfulate erfolgen mittels Er- 
fuchens des Neichsfanzlers. 


DE. 22% DE. 5107, NE. 8 270, NP. 369, E. 18169, €. II $ 171, E. UI gz 176, M. 154 f., 
. 78. 


1. Welhe Deutſche im Reich oder in einem deutſchen Bunbesftaate das Recht der 
Erterritorialität geniehen, ergiebt GVG. 88 18 bis 21. Welche Deutiche im Auslande das 
Recht der Erterritorialität geniehen, ift nach den Gefegen des Auslandes, nad) dem Völker— 
recht und nach den Staatöverträgen zu beurteilen, Die Erterritorialität befteht in ber 
Befreiung von der inländifchen Gerichtöbarfeit. Zu ber Gerichtöbarleit gehört die Zu— 
ftellung durch Organe der Gerichte. Innerhalb des Staates, in welhem jemand Erterritoria- 
lität genießt, fann ihm baher weder durch Gerichtövollzieher noch durch Poftboten, die in 
Bezug auf die Zuftellung ala Beamte des betreffenden Bunbesftaates fungieren, fondern 
nur nach $ 200 zugejtellt werden. Dies gilt auch, wenn der Erterritoriale als Kläger 
auftrat, ſowie in den gegen einen Erterritorialen am forum rei sitae (GVG. $ 20) im 
Inlande zuläffigen Prozeffen; denn die Unterwerfung unter die Jurisdiltion eines ein- 
zelnen Gerichts bejeitigt noch nicht die dem Erterritorialen zu gut fommenbe Fiktion des 
‚Nicht-im-Inlandeſeins“. Beifpiele: a) Dem bayerischen Bevollmächtigten zum Bundes— 
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rate fann innerhalb Preußens nicht anders ala nad $ 200 zugejtellt werben. Auch Zur 
ftellung durch einen Poftboten in Preußen auf Requifition eines bayerifchen oder ſächſiſchen 
Gerichtövollziehers iſt unzuläſſig. b) Wenn fich der bayerifche Bevollmächtigte zum Bundes— 
rat außerhalb Preußens aufhält, kann ihm durch Gerichtsvollzieher und Poftboten zugeftellt 
werben. Dies gilt auch in dem alle, wenn die Zuftellung ein bei einem preußifchen 
Bericht anhängiges Verfahren betrifft; ob ber Zuftellungsempfänger mit Rüdficht auf feine 
Erterritorialität fich dem preußischen Gerichte gegenüber ablehnend verhalten fann, ift eine 
von der Gültigkeit der Zuftellung unabhängige Frage. c) Der für Bayern beglaubigte 
preußifche Gefandte hat in Münden Grundbefiß und foll hier am forum rei sitae ver— 
klagt werben. Solang er fidh innerhalb Bayerns aufhält, kann bie Klage ihm nur nad 
$ 200 zugeitellt werden. Wenn er fich außerhalb Bayerns in Deutichland aufhält, ift 
eine Zuftellung durch Gerichtövollzieher und Poftboten möglich. d) An den in London 
beglaubigten beutichen Befandten fann, wenn er ſich in Deutichland aufhält, eine Zuftellung 
durch Gerichtövollzieher und Poftboten erfolgen. 

2. Über Zuftellungen an Ausländer, die in Deutichland oder in einem Bundes» 
ftaate das Recht der Erterritorialität genießen, enthält die CPrO. feine Beftimmung. Aus 
GT. 8 18 folgt, dab ihnen innerhalb bes Staates, in bem fie biefes Recht geniehen, 
nicht durch Gerichtövollzieher ober Poftboten zugeftellt werden kann; denn jede Zuftellung 
durch GP. oder Poftboten beruht auf Gerichtsbarkeit. Zuftellungen an folche Perjonen 
müſſen nad Analogie des $ 199 erfolgen. 

3. Eine den Vorſchriften des $ 200 zumiberlaufende Zuftellung ift ungültig nad) 
Maßgabe der in N. 1 zu $ 170 entwidelten Süße. 


$. 201. (184.) 

Zuftellungen an Perjonen, welche zu einem im Auslande befindlichen oder 
zu einem mobilen Truppentheile oder zur Befagung eines in Dienſt geftellten 
Kriegsfahrzeuges gehören, können mittels Erjuchens der vorgejegten Kommando- 
behörde erfolgen. 

NE. 8 971, NP. 369f., E. 18 170, €. IL $ 172, E. III $ 177, M. 154 f., KB. 72. 

1. Die Mobilmahung eines Truppenteils erfolgt durch den Kaiſer (RVerf. Art. 63 
Abi. 4, auch für Württemb. BGBl. 1870 ©. 662), in Bayern dur den König von 
Bayern auf Beranlaffung des Kaiſers (Vertr. v. 23. Nov. 1870, RGBL. 1871 ©. 9, III 
85 Abſ. 4 Ziff. III Abi. 5). Wegen des mobilen Zuftandes in der Marine f. MStr@P. 
(RGBl. 1872 S. 173) $ 164. Der Begriff ber „Indienſtſtellung“ iſt weiter, als ber 
bes mobilen Zuftandes. Die „Inbienitftellung“ eines Schiffes erfolgt durch Befehl des 
Kaiſers. 

2. Das Erſuchen kann auch an eine Kommandobehörde gerichtet werben, die nicht 
die zunächſt vorgefegte ift. Die Zuftellung wird nicht, wie im {Falle des $ 172, durch 
Übergabe an die Kommanbobehörde, fondern erſt mit der Aushändigung des Schriftftücz 
an ben Abdreffaten bewirkt. 

3. Durch $ 201 ift die Zuftellung durch den Gerichtsvollzieher nad) $ 172 nicht 
ausgeichloffen, folange ſich der mobilifierte Truppenteil noch im Inland oder ein in Dienft 
meftelltes Kriensfahrzeug noc in beutichem Gebiete befindet. Auch bie Zuftellung nad 
$ 199 ift durch $ 201 nicht ausgeſchloſſen. 


8. 202. (185.) 
Die erforderlichen Erjuchungsjchreiben werden von dem Vorfigenden des 
Prozeßgerichts erlafjen. 
Die Zuftellung wird durd) das jchriftliche Zeugniß der erfuchten Behörden 
oder Beamten, daß die Zuftellung erfolgt ſei, nachgewiejen. 
NE. 88 266, 271, NP. 367 f., E. 18 171, €. II 5 173, €. III 8 178, M. 154f., KB. 72. 
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1. Zuftändig zur Erlaffung des Erſuchungsſchreibens ift der Vorſitzende bes Gerichts 
(ber Kammer, des Senats), bei welchem das Verfahren anhängig ift oder anhängig werben 
ſoll, auf welches fich die Zuftellung bezieht; alfo bei Zuftellung einer Recdhtsmittelichrift 
der Vorfigende der Rechtsmittelinftang; bei einer Zuftellung, die fich auf ein Verfahren 
zur Sicherung des Beweiſes bezieht, der Vorfigende des um die Beweiserhebung angegangenen 
Gerichts; bei einer Zuftellung, die fih auf das Verfahren vor einem erfuchten Richter 
bezieht, der erfuchte Richter; bei Zuftellungen im Vollftrefungsverfahren der Vorſitzende 
bes Vollftrefungsgerichtö ꝛc. 

2. Bei Zuftellungen von Amtswegen find die Erfuchungsichreiben von Amtswegen 
zu erlaffen; fonft auf Geſuch der Partei, für welche zugeftellt werden ſoll. Im Anmwalts- 
prozeß ift das Gefuch jchriftlich von dem Anmalt einzureichen; im Parteiprogefje fann das 
Geſuch auch zu Protokoll des Gerichtöfchreibers angebracht werben (arg. $ 501 verb. mit $ 496). 
Gegen Abweifung findet Beſchwerde ftatt ($ 567 Abi. 1). Das Erfuchungsfchreiben wird 
durch den Gerichtäfchreiber erpebiert. 

3. Der Nachweis der Zuftellung erfolgt durch das jchriftliche Zeugnis der erjuchten 
Behörde oder des erfuchten Beamten. Für bie Gültigkeit der Zuftellung ift es gleich, 
auf Grund welcher Vorgänge dieſes Zeugnis erteilt wird. Insbeſondere kann nicht gegen 
die Gültigkeit der Zuftellung eingewendet werden, dab die Art und Weiſe, in welcher bie 
ausländiiche Behörde, der Konſul ober Gelandte die Zuftellung im Ausland ausführte, 
nicht den Vorjchriften des ausländiichen Geſetzes entipreche [vgl. OLG. Hamburg Zticr. f. 
d. CPr. XXX ©. 339 fi]. Das Zeugnis muß die Seit ber Zuftellung erſehen laſſen; 
das ergiebt ſich aus dem Zwecke. Das Zeugnis hat die Beweiskraft einer öffentlichen Ur— 
tunde ($ 418). Es iſt der betreibenden Partei auszuhändigen, wenn die Zuſtellung nicht 
von Amtswegen erfolgt. 

4. Für AZuftellungen in denjenigen Staaten, welche der Haager Konvention v. 
14. Rov. 1896 (N. 3 zu $ 199) beigetreten find, find die in Art. 3, 4 dieſer Konvention 
enthaltenen Vereinbarungen maßgebend. 

$. 203.* (186.) 

St der Aufenthalt einer Partei unbekannt, fo fann die Zuftellung durch 
öffentliche Befanntmachung erfolgen. 

Die öffentliche Zuftellung ift auch dann zuläffig, wenn bei einer im Aus- 
lande zu bewirfenden Zuftellung die Befolgung der für dieje beftehenden Vor— 
chriften unausführbar ift oder feinen Erfolg verjpricht. 

Das Gleiche gilt, wenn die Zuftellung aus dem Grunde nicht bewirkt 
werden fann, weil die Wohnung einer nach den 88. 18, 19 des Gerichtöver- 
faffungsgefeges der Gerichtäbarfeit nicht unterworfenen Perjon der Ort der 
Zuſtellung iſt. 


SHE. $ 171, HB. 5074, 5081 f., 5152 ff., NE. 8 273, RS sn. E. 18172, € 118 174, E M 
8 179, M. 155 f., HB. 72 #., Bear. db. Nov. v. 1898 ©. 9. 


1. Über bie geichichtliche Entwidelung der fog. öffentlichen Zuftellung (Ediktalcitation) 
ſ. Wegell Spit. (3) 8 67 N. 78 ff. S. 909 ff. In ihrer modernen Geftalt ift die öffentliche 
Zuftellung feine wirkliche Zuftellung, ſondern Erſatz der Zuftellung. 

Die ö. 3. ift nur bei Zuftellung an Parteien und Nebenintervenienten zuläffig. 
Eine Streitvertündung fann öffentlich zugeftellt werden, da der Dritte ala künftige Partei 
oder als fünftiger Nebenintervenient in Betracht fommt. Die Ladung von Zeugen und 
Sadjverftändigen kann nicht öffentlich zugeftellt werden. Aber in dem Zwiſchenſtreit über 
Verweigerung des Zeugnifies oder Gutachtens ift eine ö. 3. an den Zeugen oder den Sad): 
verftändigen möglich, da er in dem Zwiſchenſtreite Partei ift. O. 3. an den Drittichuldner 
($ 829, $ 835 Abi. 3) ift nicht zuläffig (ſ. N. 2 litt. d zu $ 829). 

2. Vorausſetzung ber öffentlichen Zuftellung it unbefannter Aufenthalt oder Unaus— 
führbarleit einer Zuftellung im Auslande nach $$ 199, 200 oder vorausfichtliche Erfolglofig- 
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feit einer folhen Zuftellung oder Unausführbarfeit der Zuftellung wegen Erterritorialität 
ber Wohnung, wo die Zuftellung zu bewirten wäre. — Unter welchen VBorausfegungen 
unbefannter Aufenthalt anzunehmen ift, hat das Gericht nach freiem Ermeffen zu beurteilen 
(KPr. ©. 12) (vgl. RG. 2. Dez. 1904 Entidh. LIX Nr. 75 ©. 263 f., 14. Ott. 1905 LXI 
Nr. 87 ©. 363]. Gewöhnlich wird eine Beicheinigung der Polizeibehörde des letzten Wohn- 
ortö verlangt werben, aber auc; genügen. Kann dem Generalbevollmächtigten ($ 173) oder 
dem Pfleger eines Abweienden (BEB. $ 1911) zugeftellt werben, fo findet feine d. 3. ftatt 
[Mot. 3. 1. Entm. e. BGB. IV S. 1271, OLG. Karlsruhe SA. LIII Nr. 188]. — Unaus- 
führbar oder vorausfichtlich erfolglos ift die Zuftellung im Auslande, wenn im Auslande 
feine geordneten Staatseinrichtungen beftehen, auch feine Konfuln oder Gefandte des Reiches 
refidieren oder wenn die ausländifchen Behörden die Beforgung von Zuftellungen ver: 
mweigern, 3.3. wegen Kriegszuſtandes. Umſtändlichkeit und Koftipieligkeit der ausländiichen 
Zuftellung ift fein Grund zur ö. 3. [OLG. Darmftadt SA. XLV Nr. 222]. — Die deutichen 
Schußgebiete find Ausland im Sinne des $ 203; wegen Ausführung ber Zuftellungen f. 
R.4 vor $ 166. — Die Erterritorialität einer Wohnung hindert die Zuftellung an nicht 
erterritoriale Bedienftete oder jonftige Hausgenoſſen eines Erterritorialen, es wäre denn, 
daß diefer dem GP. oder dem Poftboten den Zutritt geftattet. 

3. In den Fällen ber $$ 763, 841, 875 Abi. 2 kann eine Zuftellung, bie 
öffentlich erfolgen müßte, unterbleiben; vgl. a. $$ 844 Abi. 2. Das Mahnverfahren 
findet nicht ftatt, wenn öffentliche Zuftellung des Zahlungsbefehls erfolgen müßte ($ 688 
Abi. 2). 

$. 204.* (187.) 

Die öffentliche Zuftellung wird, nachdem fie auf ein Gejuch der Partei 
vom Prozeßgerichte bewilligt ift, durch den Gerichtsichreiber von Amtsiwegen 
beforgt. Die Entjcheidung über das Gejuch kann ohne vorgängige mündliche 
Verhandlung erlafjen werden. 

Die öffentliche Zuftellung erfolgt durch Anheftung der zuzuftellenden Aus: 
fertigung oder einer beglaubigten Abjchrift des zuzuſtellenden Schriftitüds an 
die Gerichtötafel. Enthält das Schriftftükf eine Ladung, fo ift außerdem die 
zweimalige Ginrüdung eines Auszugs des Schriftitüds in dasjenige Blatt, 
welches für den Sitz des Prozekgerichts zur Veröffentlichung der amtlichen 
Befanntmachungen bejtimmt ift, ſowie die einmalige Einrücdung des Auszugs 
in den Deutjchen Neichsanzeiger erforderlich. 

Das Prozeßgeriht kann anordnen, daß der Auszug noch in andere 
Blätter und zu mehreren Malen eingerüct werde. 


NE. 8 274, NE. 372, €, ER €. II 8 175, €. II 8 180, M. 155, KB. 72 ff., 485, 582, 
egr. d. Nov. v. 1898 ©. 


1. a) Soll eine öffentliche Zuftelung auf Betreiben einer Partei erfolgen, fo 
bat dieje die Bewilligung der ö. 3. von Fall zu Fall bei dem Prozekgerichte nachzufuchen. 
Die Bewilligung der d. 3. ber Klageſchrift enthält alfo nicht die Bewilligung der ö. 3. 
anderer Ladungen, die im Laufe des Vrozefjes erforderlih werben (vgl. $ 335 Abſ. 2, 
$ 337 Sat 2, 8 351 Abf. 1 Satz 2, $ 618 Abf. 3), und auch nicht die Bewilligung der 
d. 3. des Urteils ſvgl. RG. 11. Juli 1906 IW. ©. 568 Nr. 39). Darin, daß das Gericht 
gemäß $ 339 Abi. 2 im Verfäumnisurteil oder in einem bejonderen Beichluffe die Ein- 
ſpruchsfriſt bejtimmt Hat, ift noch feine Bewilligung der d. 3. enthalten, da eine ſolche 
Friftbeftimmung auch für den Fall der Zuftellung im Ausland erforberlih ift [RG. 
11. Juli 1906 IW. ©. 568 Nr. 39]. Die Bewilligung der ö. 3. des Verfäumnisurteils 
gilt aber auch als Bewilligung der d. 3. bes nachträglich erlaffenen Beichluffes, welcher 
die Einfpruchsfrift beftimmt (vgl. $ 339 Abi. 2), weil dieſer Beſchluß eine Ergänzung des 
Urteils ijt [RG. 21. März 1906 Entich. LXIII Nr. 21 ©. 84]. Eine b. Z., die ohne Be: 
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willigung erfolgte, ift ungültig nad Maßgabe der in N. 1 zu 5 170 entwidelten Säße 
(vgl. RG. 11. Juli 1906 IW. ©. 568 Nr. 39]. 

b) Prozeßgericht ift das Gericht, bei welchem das Verfahren anhängig ift oder an— 
bängig gemacht werben soll, auf welches ſich die Zuftellung bezieht. Das Gericht, bei 
welchem das Verfahren anhängig gemacht werben fol, hat bei Verbeſcheidung bes Geſuchs 
um öffentliche Zuftellung feine Zuftändigfeit nicht zu prüfen [R®. 14. Mai 1900 Entid. 
XLVI Nr. 111 ©. 391, OLG. Hamburg SA. LVIII Nr. 42]. Soll ein Urteil zugeftellt 
werden, jo ift um bie Bewilligung dad Gericht anzugehen, welches das Urteil erlaffen 
bat. Soll eine Rechtsmitteljchrift zugeftellt werben, fo ift das Rechtsmittelgericht anzu— 
gehen. Dadurch, daß ein Urteil und eine Nechtömittelichrift gleichzeitig zugeftellt werben 
folfen, wird weder das Untergericht zur Bewilligung der ö. 3. der Rechtsmittelfchrift noch 
das Obergericht zur Bewilligung der ö. 3. des Urteils zuftändig [R®. verein. ES. 25. Juni 
1898 Entich. XLI Nr. 112 S. 426, gegen die unrichtige Entich. in XV Nr. 91 ©. 547]. 

c) Im Anwaltsprozeß ift das Gefuch fchriftlich durch den Anwalt einzureichen; im 
Parteiprozefle kann es fchriftlich eingereicht oder zu Wrotofoll des Gerichtöfchreibers an« 
gebracht werben (arg. $ 501). Wegen Koftenvorichufles ſ. GRG. 88 79 Nr. 3, 84. Wegen 
bes Verfahrens ſ. N.5 zu $ 128; wegen Zuftellung der Enticheidung f. N. 2 litt. e zu 
$ 329. Gegen die Abweifung findet Beichwerbe ftatt, arg. $ 567 Abi. 1. Gegen Bemilli: 
gung bes Gefuchs findet feine Beichwerbe ftatt. Daher unterliegt die Bewilligung ber 
Beurteilung des Rechtömittelgerichts, wenn gegen das Urteil Berufung oder Revifion ein= 
gelegt wird (arg. $$ 512, 548) [vgl. RG. 2. Dez. 1904 Entich. LIX Nr. 75 ©. 259 ff.J. 
Das Rechtömittelgericht hat aber bei der Nachprüfung der Bewilligung lediglich zu prüfen, 
ob das Gericht, welches die ö. 3. bewilligt bat, nach Lage der bamals vorliegenden Um— 
ftände annehmen durfte, daß die angenommene Borausfeßung ber ö. 3. (1. N. 2 zu 
$ 203) vorhanden war. Insbeſondere wird die Gültigkeit der 5. 3. nicht dadurch beein- 
trächtigt, daß fich nachträglich herauäftellt, daß die Partei, welche um Bewilligung der 
d. 3. wegen unbelannten Aufenthalts des Gegners beantragt hat, den Aufenthalt des 
Gegners gefannt hat [vgl. RG. 2. Dez. 1904 Entſch. LIX Nr. 75 ©. 262 ff., 14. Oft. 1905 
Entid. LXI Nr. 87 ©. 362 ff., 11. Juli 1906 IW. ©. 563 Nr. 39]. Eine MWiederauf- 
nahmeflage ($$ 578 ff.) fann darauf, daß die öffentliche Zuftellung zu Unrecht bewilligt 
worden fei, nicht gegründet werben. 

2. Zu einer öffentlichen Zuftellung von Amtswegen ift fein Gejuch der Partei, 
wohl aber ein Beichluß des Prozebgerichts erforderlich. [So die herrichende Anficht ſchon 
unter ber CPrO. v. 1877; durch den neuen $ 208 ift die von Enbemann I ©. 574 und 
Wilm, Levy (TI) N. 1 zu $ 187 alt vertretene Anficht, daß auch hier ein Geſuch abzuwarten 
fei, vollends unbaltbar geworben.) 

3. Die Zuftellung von Scriftftüden ohne Ladung erfolgt durch Anheftung an 
bie Gerichtätafel. it eine Ausfertigung zuzuftellen, fo ift dieſe, jonft die beglaubigte Ab- 
ſchrift anzuheften. Abjchrift des die öffentliche Zuftellung bewilligenden Beſchluſſes braucht 
dem anzubeftenden Schriftftüde micht beigefügt zu werden. Die Analogie des $ 188 Abi. 3 
greift nicht durch; denn die fogen. öffentliche Zuftellung ift feine wirkliche Zuftellung 
(ſ. N. 1 zu $ 203). Zur Zuftellung von Schriftftüden mit Ladung gehört außer der 
Anheftung an die Gerichtötafel die zweimalige Einrüdung eines Auszugs in öffentliche 
Blätter nad) Vorfchrift des Abi. 2 und bes $ 205. 

4. Die Aushändigung des an die Gerichtstafel angehefteten Schriftftüds an Die 
Partei, an welche zugeftellt wird, ift nicht vorgejehen, auch wenn fie fi zur Empfang» 
nahme meldet. 

5. Der Gerichtöichreiber hat dafür zu forgen, dab der Zeitpunkt der Anheftung an 
die Gerichtötafel zu den Akten feftgeftellt und daß die Beläge für die Veröffentlihung zu 
den Alten gebracht werden, damit die Zuftellungszeit ($ 206) berechnet werden fann. Daß 
ber Gerichtsichreiber jelbit die Anheftung beftätigt, ift nicht nötig IRG. 21. Dez. 1895 
Entſch. XXXII Nr. 111 ©. 408 ff.J. 


88 205 bis 207. Zweiter Titel. AZuftellungen. 29 


— 


8. 205. (188.) 

In dem Auszuge des Schriftſtücks müſſen das Prozeßgericht, die Parteien, 
der Gegenſtand des Prozeſſes, der Antrag, der Zweck der Ladung und die Zeit, 
zu welcher der Geladene erſcheinen ſoll, bezeichnet werden. 

NE. 8 276, NP. 373, E. 18 174, E. IT 8 176, E. LITE 181, M. 155 f., MB. 72 ff., 85, 532, 

Wenn der veröffentlichte Auszug den Vorjchriften des $ 205 nicht entipricht, ift 
die Zuftellung ungültig in dem Sinne ber R.1 zu $ 170. — Als Bezeichnung des Prozeh- 
gegenftandes genügt 3. B. Darlehensforderung, Erbredt. Antrag j. $ 130 Nr. 2, $ 253 
Abj.2 Nr. 2, $ 519 Abi. 2, $ 554 Abſ. 2. Der Umftand, daß der zuzuftellende Schriftiak 
feinen Antrag enthält, fteht der öff. Zuftellung nicht im Wege [RG. 2. Oft. 1897 Entſch. 
XL Nr. 89 ©. 329). Zwechk der Ladung: 3. B. Verhandlung über die Stlage, über bie 
Berufung ıc. 

$. 206. (189.) 

Das eine Ladung — Schriftſtück gilt als an dem Tage zu— 
geſtellt, an welchem ſeit der letzten Einrückung des Auszugs in die öffentlichen 
Blätter ein Monat verſtrichen iſt. Das Prozeßgericht kann bei Bewilligung 
der öffentlichen Zuſtellung den Ablauf einer längeren Friſt für erforderlich 
erklären. 

Enthält das Schriftſtück keine Ladung, ſo iſt dasſelbe als zugeſtellt an— 
zuſehen, wenn ſeit der Anheftung des Schriftſtücks an die Gerichtstafel zwei 
Mochen verftrichen ſind. 

Auf die Gültigkeit der Zuftellung hat es feinen Einfluß, wenn das an— 
zubeftende Schriftjtüd von dem Orte der Anheftung zu früh entfernt wird. 


se gm, HB. 5074, 5081 f., 5152 ff., ne. 38 278 1., 2381, NE. 373, €. 18 175, €. IL$ 177, 
IT’ 8 188, M. 155 f., SB. 72 ff, 


1. Abkürzung ber Friſten bes Abi. 1 rs 2 iſt unzuläffig. Die Gerichtöferien find 
einflußlose. Dal. N. 3 Ziff. III vor $ 214 (S. 308). 

2, Die Anwendung des $ 206 wird nicht dadurch ausgeichloffen, daß ber Adreſſat 
fi) meldet oder daß fein Aufenthalt fonftwie befannt wird. 


$. 207.* (190.) 

Wird auf ein Gejuch, welches die Zuftellung eines demfelben beigefügten 
Schriftſtücks mitteld Erſuchens anderer Behörden oder Beamten oder mittels 
Öffentlicher Bekanntmachung betrifft, die Zuftellung demnächjt bewirkt, jo treten, 
infoweit durch die Zuftellung eine Frift gewahrt und der Lauf der Verjährung 
oder einer Friſt unterbrochen wird, die Wirkungen der Zuftellung bereits mit 
der Ueberreichung des Gejuchs ein. 

Wird ein Schriftiag, deſſen Zuftellung unter Vermittelung des Gerichts» 
ſchreibers erfolgen joll, innerhalb einer Friſt von zwei Wochen nach der Ein: 
reichung bei dem Gerichtsjchreiber zugeftellt, fo tritt, ſofern durch die Zuftellung 
eine Nothfrift gewahrt wird, die Wirkung der Zuftellung bereits mit der Ein— 
reichung ein. 


HE. zn Ay —* ni NE. gs aus, 280, RB. 378 f., E.1$ 176, E. IT 8 178, E. M $ 183, 
56, EB. 65 4, Begr. Rod. v. 1898 ©. Mf., AB. 3. Nov, v. 1898 ©. 75f. 


1. Zu anf. 1: .) Na Pe Mot. 3. Entw. III S. 156 ift die Zurüdbatierung der 
Zuftellung. welche mittels Erfuchen anderer Behörden oder Beamten ($$ 199 bis 202) oder 
mittels öffentlicher Belanntmachung (88 203 bis 206) erfolgt, vorgeichrieben, weil die Partei 
zur Bewirtung einer jolhen Zuftellung nichts weiter thun fann, ala bei dem Gericht ein 
begrünbetes Geſuch anbringen, während die Bewirfung der Zuftellung von prompter 
Rechtöhülfe der Behörden und von einer Anzahl zufälliger Umftände abhängt. Die 
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Zurüddatierung erfolgt nur, wenn die Zuftellung wirklich ausgeführt worden if. Wird 
ein Geſuch um Bewirkung der Zuftellung zurüdgemieien, fo ift die Friſt nicht gewahrt, 
der Lauf der Verjährung zc. nicht unterbrohen. Wurde gegen die Abweifung Beſchwerde 
erhoben, fo findet die Zurüddatierung auf ben Zeitpunkt der Einreichung des Geſuchs ftatt, 
wenn die höhere Inſtanz dem Gejuche ftattgiebt. Wurde ein Geſuch abgewielen, bierauf 
erneuert und bemilligt, jo wird die Zuftellung zurüddatiert auf die Einreichung bes 
legten Geſuchs. 

b) Nur in Anfehung der Wahrung und Unterbrebung von Progekfriften und von 
Friſten des materiellen Rechtes, ferner in Anfehung ber Unterbredung der Verjährung 
(vgl. BGB. $ 209) gilt die Zurücdatierung. Nicht für diejenigen Friſten, welche durch 
die Zuftellung erſt in Lauf geſetzt werden; nicht für die Wirkungen der Rechtshängigkeit 
im Allgemeinen [RG. 1. Juni 1880 Entidh. I Nr. 157 ©. 436). 

2. Zu Abſ. 2: Litteratur: Adam IM. 1903 ©. 409, Kuttner Ztſchr. f. d. EPr. 
XXXL ©. 256 ff. 

a) Diefe Vorichrift hängt mit dem neuen $ 166 Abi. 2 Sab 2 zufammen. Durch 
die neuen Vorfchriften wird ein Weg geichaffen, auf dem fich die Partei gegen Verfäumung 
der Notfriſten fihern fann. Wird der dazu erforderliche Schriftjag bei dem Gerichts» 
ichreiber bes Prozeßgerichts (alio bei Berufungseinlegung: des Berufungägerichts) ein- 
gereicht, fo hat der Gerichtäfchreiber die Zuftellung zu vermitteln. Regelmäßig wird die 
Zuftellung innerhalb zweier Wochen nach der Einreihung ausgeführt fein; dann wird die 
Wirkung zurüddatiert auf den Zeitpunkt der Einreichung, fo dab alſo die Notfrift durch 
die Ginreihung gewahrt ift. Als Einreihung bei dem Gerichtöfhreiber fommt natürlich 
auch die Einreichung zum Zwecke der Terminsbeftimmung in Betracht (KB. z. Nov. v. 1898 
5.75). Nah NG. 26. Febr. 1904 IW. S.211 Nr. 27 genügt Übergabe an den Gerichts- 
ichreiber in deffen Wohnung. Der Einreihung des Schriftiages fteht die Anbringung zu 
Prototoll des Gerichtäichreibers gleich (AB. 3. Nov. v. 1898 &.76), was für den Einſpruch 
gegen amtögerichtliche Urteile in Betracht kommt (arg. $ 501). — Die Neuerung ift eine 
Halbheit. Es hätte ſchlankweg bejtimmt werden follen, daß die Notfriften durch Ein- 
reihung der Schriftiäge gewahrt werden. So wie das Gefeß liegt, kann es immer noch 
vorfommen, dab eine Notfrift verfäumt wird, obwohl der Scriftjaß von der Partei 
innerhalb der Notfrift bei der Gerichtöichreiberei eingereicht worden ift, nämlih dann, 
wenn die Zuftellung nicht innerhalb zweier Wochen nach der Einreichung erfolgt. 

b) In ihrem praftifchen Effekte läuft die Vorfchrift des Abi. 2 darauf hinaus, daß 
die Notfrift um zwei Wochen verlängert wird, wenn der Schriftjaß, durch deffen Zuftellung 
die Notfrift gewahrt werben fol, vor Ablauf der Notfrift bei dem Gerichtsfchreiber ein— 
gereicht ift. Daher ift die Friſt auch dann als gewahrt zu erachten, wenn ein Schriftiag, 
der rechtzeitig bei dem Gerichtäichreiber eingereicht war, nach Ablauf der urfprünglichen 
Notfrift, aber innerhalb der zweiwöchigen Nachfrift ohne Vermittelung des Gerichtsichreibers 
von Anwalt zu Anmalt oder zufolge eines dem Gerichtövollzieher direkt durch die Partei 
oder den Anwalt erteilten Auftrags nochmals zugeftellt wurde, weil die durch den Gerichts» 
ichreiber vermittelte Zuftellung nicht ordbnungsmäßig war. [Vgl. RG. 14. Mai 1900 Entſch. 
XLVI Nr. 111 S. 390, betr. eine Zuftellung von Anwalt zu Anwalt und RG. 28. Mai 
1900 Beitr. 3. E. d. DR. XLV S. 1099, betr. eine nochmalige Zuftelung im direkten 
Auftrage des Anwalts, ferner RG. 16. Mai 1904 IW. ©. 363 Nr. 22.] 

c) Weil die Nachfrift des Abi. 2 eine Zufagfrift zu den zu mwahrenden Notfriften 
ift, muß fie, obwohl fie in dem Gefehe nicht ausdrüdlich als Notfrift bezeichnet ift, doch 
wie eine Notfrift behandelt werden [vgl. RG. 22. Juni 1906 Entſch. LXIII Nr. 103 
©. 413 f.]. Man kann das auch jo ausdrüden: der Notfriftcharakter der urfprünglichen 
Friſt erftredt fich auf die Verlängerung durch die Nachfrift [val. Kuttner Ztſchr. f. d. CPr. 
XXXI ©. 261 f.). In diefem Sinn ift wohl auch die im RB. 3. Rov. v. 1898 ©. 76 
berichtete Äußerung eines Negierungsvertreterd zu verftehen, welche dahin ging: der in 
der Kommilfion geftellte Antrag, die Friſt des Abſ. 2 als Notfrift zu erklären, ſei über: 
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flüffig, da es fi im Abf. 2 überhaupt nur um Notfriften handle. — Hieraus ergeben 
fih folgende Konfequenzen: 

«) Die Gerichtöferien berühren bie Nachfrift fowenig wie die urfprüngliche Friſt 
(arg. $ 223 Abi. 2). [So aud Gaupp (9) N. V Abj. 1, Veterfen (5) N.4 Abi. 2.] 

#) Durch Vereinbarung der Parteien fann die Nacfrift ebenfowenig wie bie 
uriprüngliche Friſt verlängert oder abgekürzt werden (arg. $ 224 Abi. 1). [So aud) 
Gaupp (9) N. V Abi. 1, Peterien (5) N. 4 Abſ. 2.) Eine Kürzung oder Verlängerung 
auf Antrag kann ohnehin nicht erfolgen (arg. $ 224 Abf. 2). 

y) Wiedereinfeßung in den vorigen Stand ift zuläffig, wenn die um die Nachfrift 
verlängerte Notfrift nicht dur Zuftellung innerhalb der Nachfriſt gewahrt worden ift. 
War der Schriftiag fpäteitend am dritten Tage vor Ablauf der Notirift bei der Ge- 
richtöfchreiberei eingereicht worden, fo kann Wiedereiniegung nach $ 235 Abſ. 1 beantragt 
werben; war die Einreihung fpäter als am dritten Tage vor Ablauf der Notfrift er- 
folgt, fo kann der Wiedereinießungsantrag auf $ 233 Abi. 1 geitügt werden, da bie 
Nichteinhaltung der Nachfrift ftets auf einem Zufalle beruht, den die Partei nicht ab» 
wenden fonnte. Ob man die Wiebereinfegung ala Wiedereinfegung gegen die Verſäu— 
mung ber urfprünglichen Rotfrift [jo Strudm. Kod (8) N. 2 Abi. 5, Gaupp (9) N. V 
Abſ. 2] ober als Wiebereinjegung gegen den Ablauf der Nachfrist bezeichnet [fo Kuttner 
a.a.D. ©.262 und wohl auch ber Regierungävertreter in der Reichstagstommiifion nad 
KB. 3. Nov. dv. 1898 ©. 76], ift ganz einerlei. 

3) Da das Gericht von Amtswegen zu prüfen hat, ob die Notfrift eingehalten 
iſt (vgl. 88 341, 535, 566, 574, 589), jo muß es aud von Amtswegen prüfen, ob bie 
Nachfriſt eingehalten ift. 

d) Die formelle Rechtskraft eines Urteils ($ 705) tritt nicht vor Ablauf der Nach— 
frift ein, wenn die Einſpruchsſchrift oder die Verufungsichrift rechtzeitig dem Gerichts— 
ichreiber übergeben war. 

e) Die Wiedereinfeßungsfrift ($ 234, $ 235 Abi. 2) ift feine Notfrift (vgl. N. 1 zu 
$ 234); daher findet die Vorichrift des $ 207 Abi. 2 auf die Wiedereiniekungsfriit feine 
Anwendung, wenn ber Prozeß ein Anwaltsprozeß ift, weil im Anwaltsprozeſſe die Ver- 
mittelung des Gerichtöfchreibers nur bei Zuftellungen zuläffig ift, durch die eine Notfrift 
gewahrt werden foll ($ 466 Abi. 2 Sat 2). 


1I. Zuftelungen von Amtswegen. 


Zuftellungen von Amtswegen f. $$ 329, 377, 402, 625, $ 640 Abf. 1, $ 641 Abi. 1, 
GNVG. 8 137 Abf. 5, ferner im Verfahren mit Offizialbetrieb N. 1 Ziff. V vor $ 214. 

Dazu preuß. Allg. Verf. v. 10. Dez. 1899 (IJMBl. €. 728) und v. 16. März 1906 
(IMDB. ©. 69), bayer. Bel. v. 16. Dez. 1899 (JMBl. ©. 475). 


$. 208.* (190a.) 
Auf die von Amtswegen zu bewirfenden Zuftellungen finden die Vor: 
ichriften über die Zuftellungen auf Betreiben der Parteien entjprechende An- 
wendung, jowweit nicht aus den nachfolgenden Beſtimmungen ſich Abweichungen 


ergeben. 
Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 94, 99. 


1. Die Anwendung der Vorſchriften über die Zuftellung auf Betreiben der Parteien 
auf bie von Amtswegen zu bemirfenden Zuftellungen geftaltet fich folgendermaßen: die 
$$ 166 bis 169 find durch $ 209 verbrängt; $ 170 Abi. 1 ift anwendbar, $ 170 Abi. 2 
durch $ 210 erjeßt; die $$ 171 bis 178 finden Anwendung, $ 177 mit der in R.5 zu $ 177 
angegebenen Modifikation; $ 179 ift gegenftandslos; bie $$ 180 bis 189 finden Anwen» 
dung, $ 188 mit der in NR. 3 zu $ 188 angegebenen Mobififation; bie $$ 190, 191 find 
nicht anwendbar; $ 192 ift durch $ 213 verdrängt; die $$ 193 bis 195 find durch bie 
88 211, 212 erjeßt; die $$ 196 bis 198 find bebeutungslos; die $$ 199 bis 206 find an- 
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wendbar mit den in N. 2 zu $ 202 und N. 2 zu $ 204 bezeichneten Mobififationen; $ 207 
ift bedeutungslos, dba mweber zur Wahrung von Friſten noch zur Unterbredung der Ver« 
jährung Zuftellungen von Amtswegen zu bewirken find. 

2. Für Zuftellungen von Amtöwegen werben weder Gebühren noch bare Auslagen 
außer der Schreibgebühr für die zuguftellenben Schriftftüde erhoben, GRG. 8 80b. 


$. 209.* (190b.) 
Für die Bewirkung der Zuftellung hat der Gerichtäfchreiber Sorge zu 


tragen. 
Begr. b. Nov. dv. 1898 ©. 99. 


Aus $ 209 folgt die Verpflichtung des Gerichtöfchreibers, für die Anfertigung ber 
zur Zuftellung erforderlichen Schriftitüde zu forgen, fowie die in N. 5 zu $ 177, N. 3 zu 
$ 188, N. 2 zu $ 202 und N. 2 zu $ 204 erwähnten Beichlüffe und Verfügungen anzuregen. 

8. 210.* (190c.) 

Die Beglaubigung der bei der Zuftellung zu übergebenden Abfchrift ge- 

ichieht durch den Gerichtöfchreiber. 
Begr. d. Nov. v. 1898 ©. M. 


Wegen Mangels ber Beglaubigung ſ. N. 2 litt. c zu $ 170. 


$. 211.* (190d.) 

Der Gerichtsfchreiber hat das zu übergebende Schriftftüf in einem durch 
das Gerichtöfiegel verfchloffenen, mit der Adrefje der Perjon, an welche zu— 
geftellt werden fol, verjehenen und mit einer Gejchäftsnummer bezeichneten 
Briefumschlag einem Gerichtsdiener oder der Poft zur Zuftellung auszuhändigen. 
Auf den Briefumschlag ift der Vermerk zu ſetzen: Vereinfachte Zuftellung. 

Die auf dem Briefumfchlag angegebene Gejchäftsnummer ift in den Akten 
zu vermerken. 

Die Vorſchrift des $. 194 Abſ. 2 findet feine Anwendung. 

Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 9. 

Zu ben $$ 211, 212 vgl. bie $$ 33, 34 des Gemwerbegerichtägel. in d. F. d. Bel. v. 
29, Sept. 1901, RGEBl. ©. 353. — Der Gerichtöfchreiber hat die Wahl zwiſchen Aus— 
händigung an einen Gerichtödiener und Aushändigung an bie Poft. In beiden Fällen ift 
das zu übergebende Schriftftüf in einen Briefumichlag zu fteden und diefer mit dem 
Gerichtöfiegel zu verichließen. Da meber ber Gerichtödiener noch der Poftbote von dem 
Inhalt etwas erfährt, kann don einer Ausſchließung (GBG. $ 156) nicht die Rede fein. 
— Die Identität des Schriftftüds wird durch den Vermerk der auf dem Briefumichlag 
angegebenen Geſchäftsnummer in den Akten bewieſen. 


$. 212.* (190e.) 

Die Beurkundung der Zuftellung durch den Gerichtsdiener oder den 
Pojtboten erfolgt nach den Vorjchriften des $. 195 Abi. 2 mit der Maßgabe, 
daß eine Abjchrift der Zuftellungsurfunde nicht zu übergeben, der Tag der 
Zuftellung jedoch auf dem Briefumjchlage zu vermerken ift. 

Die Zuftelungsurkunde ift dem Gerichtjchreiber zu überliefern. 

Begr. d. Nov. v. 1898 ©. M. 

1. Die Zuftelungsurfunde des Gerichtädienerö oder des Poftboten muß den Erforber- 

niffen des $ 195 Abſ. 2 entſprechen. Da ber Adreſſat feine Abichrift der Zuftellungs- 


urfunde erhält, muß der Zag ber Zuftellung auf dem Briefumfchlage vermerft werden. 
Der Vermerk ift zu unterfchreiben. 


2. Iſt die Zuftellungsurkunde mangelhaft ober fehlt der Vermerk auf dem Brief- 
umſchlage, jo ift die Zuftellung ungültig; vgl. N. 1 zu $ 190, N.8 zu $ 191, N. 1 zu $ 195. 
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$. 213.* (190£.) 

Iſt die Zuftelung durch Aufgabe zur Poſt ($. 175) erfolgt, jo hat der 
Gerichtsjchreiber in den Alten zu vermerken, zu welcher Zeit und unter welcher 
Adrefje die Aufgabe gefchehen if. Der Aufnahme einer Zujtellungsurfunde 
bedarf es nicht. 

Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 9. 
Die Fälle ber Zuftellung durch Aufgabe zur Poft f. $ 175 und N. 4 3u$ 175. 
Der Vermerk in den Akten ift vom Gerichtsfchreiber zu unterfchreiben. 


Dritter Titel. 
Ladungen, Termine und Friften. 
Über die gefegliche Zeit f. RG. v. 12. März 1898 RGBl. ©. 98. 


A. fabungen und Termine (SS 214 bis 220, 227 bis 229). 

Litteratur: Wah fir. BJCchr. XIV ©. 351, XV ©. 340, Baron Ztſchr. f. d. EPr. I 
©. 401 ff., ©. Fiiher Termin und Ladung in, Beitr. 3. €. d. DR. XXV ©. 620 ff, 802 ff. (auch 
in Sep.Abdr. erfchienen 1881), Schwalbach Über Zeitbeftiimmungen im Eivilprozeh Arch f. c. 
Br. LXVI ©. 251 ff, Pland Lehrb. J ©. 393 fi. 

1. Die Grunbjäge für Ladung und Zerminsbeftimmung find folgende: 

1. Mit Ausnahme bes $ 500 wird nur in Zerminen verhandelt, die von dem Vor: 
figenden beitimmt find. 

I. In dem regelmäßigen Verfahren mit Parteibetrieb (egenſatz: Ver— 
fahren mit Offizialbetrieb, ſ. Ziff. V diefer Note) hat die betreibende Partei die Termins- 
beftimmung, ſoweit nicht die Ausnahme zu Ziff. III Pla greift, zu ermirfen und die 
erforderlichen Ladungen ben Beteiligten, mit Ausnahme der Zeugen und Sachver— 
ftändigen, zuftellen zu laſſen. Hierher gehören: 

a) die erjten VBerhandlungstermine in der erften Inftanz und in der Berufungs- 
inftanz einfchließlich des erften Termins zur Verhandlung über die Hauptintervention 
(8 64), über Nichtigkeits- und Reftitutionsflagen ($$ 578, 585), über die Anfechtungsflagen 
im Entmündigungsverfahren (88 664, 679, 684, 686), über die Klagen im Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungs- und Arreftverfahren ($$ 722, 731, 738, 742, 744, 745, 749, 767, 768, 771 bis 
774, 8797 Abſ. b, $$ 805, 856, 879, $ 893 Abf. 2, 8 926), über die Anfechtungsflage im 
Aufgebotsverfahren ($ 957) und über die Klagen im jchiedarichterlichen Verfahren (58 1041 
bis 1044, 1046); 

b) die erjten auf folgende Gefuche oder Anträge folgenden Termine: 

a) Gejuch des Klägers um Vornahme eines Sühneverſuchs (88 510, 608, 609), 

8) Geſuch des Gläubiger um Abnahme bes DOffenbarungseides ($ 900), 

y) Widerſpruch des Gegners gegen ben Arreftbefchluß oder die einftweilige Ver— 
fügung ($$ 924, 925, 936), 

di Antrag des Gefuchitellers auf Yuftifilation einer einftweiligen Verfügung durd) 
das Gericht der Hauptſache ($ 942); 

e) bie erften Termine zur Verhandlung eines Zwiſchenſtreits mit einem Dritten ($ 71, 
8135 Abf. 2); 

d) die eriten Termine in ben Fällen, in welchen eine Sadje von einem Gericht an 
ein andereö verwieſen mwurbe: 

a) Verweilung vom Landgericht an das Amtsgericht ($ 276), 
3) Verweiſung vom Amtsgericht an das Landgericht ($$ 505, 506), 
y) Rüdverweiiung vom höheren Gericht an die Norinftanz ($$ 538, 539. 565). 

Dei Verweiſung einer Sache von der Hammer für Handelsjahen an die Kammer 
für Eivilfahen und umgekehrt ſchreibt GVG. $ 107 Sa 3 vor, dab der Termin zur weiteren 
Verhandlung von Amtswegen bejtimmt und den Parteien befannt gemacht wird; 


— 
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e) ber erite Termin vor dem Landgerichte, nachdem das Amtsgericht gemäß $ 700 
über die Zuläffigfeit des Einſpruchs erfannt bat; 

f) die erften Termine nad) Urteilen in folgenden Fällen: 

«) zur Verhandlung über den Einſpruch ($ 340), 

#) zur Verhandlung über den Berichtigungd- und Ergänzungsantrag ($$ 320,321), 

y) zur Verhandlung über die Hauptfache, nachdem prozeßhindernde Einreden durch 
ein bejonderes Urteil verworfen find ($ 275, vgl. a. $ 504 Abi. 3), 

J) zur Verhandlung über den Betrag eines Anſpruchs, nachdem ein Urteil über 
den Grund bes Anipruchs ergangen iſt ($ 304), 

e) zur Eibesleiftung auf Grund eines nicht jofort rechtöfräftigen bedingten Ur— 
teild und zur weiteren Verhandlung [vgl. Wad Hr. VISchr. XIV ©. 354, 
XV &.341, v. Kräwel Ztichr. f.d. EPr. IV S.341, Fiicher Termin und Ladung 
S. 20 Beitr. 3. €. d. DR. XXV 8,636, Strudmann Dtag. f. DR. III ©. 318. 
Jaſtrow Beitr. 3. E.d. TR. XXVII S. 773, Juft Ach. f. c. Pr. LXVIIL 
©. 117 ff.; aM.: Baron Ztichr. f. d. EPr. 1S.401, Boas Beitr. z. E.d. DR. 
XXV &.563, OLG. Dresden Arch. f. c. Pr. LXIX S. 452 und Ztſchr. f. d. 
CPr. XXVI ©. 367 ff.J. 

&) zur Verhandlung über die nad) $$ 302, 540 oder 599, 600 vorbehaltenen Ver— 
teidigungsmittel oder Rechte. 

Zu den Fällen ad y bis I fann es vorkommen, dab auf einen in der mündlichen 
Verhandlung geitellten Antrag der Berhandlungstermin beftimmt und verkündet wird; 
wenn Ddiejes gejchehen it, entfällt die Ladungspflicht der Partei; 

g) der Termin, welchen der verhaftete Schuldner zur Ableitung des Offenbarungs: 
eibes beantragt ($ 902). Zu diefem Termine braucht der Gegner nicht geladen zu werben; 

h) ber erite Termin nad) der Aufnahme des unterbrochenen oder ausgeſetzten Ver— 
fahrens ($ 151 Sa 2, $ 152 Satz 2, $$ 250, 620, 621); 

i) der erfte Termin nach Ablauf der Friſten zur Benützung eines Beweismittels 
(8 356), zur Niederlegung der Urfunde über die Beweisaufnahme im Auslande ($ 364 
Abi. 3), zur Dinterlegung eines Vorichuffes zur Dedung der Staatskaſſe wegen der durch 
die Vernehmung des Zeugen erwachlenden Auslagen ($ 379), zur Vorlegung ber in den 
Händen eines Dritten befindlichen Urkunde ($ 431 Abſ. 1) und der Termin zur Fortiegung 
des Verfahrens im Falle des $ 431 Abi. 2; 

k) der erjte Termin in den Fällen der 8$ 470, 471. 

III. Der Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem Revifionsgerichte (vgl. $ 555 
Abi. 1 und EG.$7 Abi. 2 Sa 2) jowie alle Termine zur Fortſetzung oder zum Erſatz 
einer einheitlichen, nicht unterbrochenen Verhandlung werden von Amtswegen beitimmt. 
Sühneverfucdh, vorbereitendes Verfahren (55 348 ff.), Bemweisaufnahme gelten nicht ala Unter⸗ 
bredjungen. Im einzelnen gehören hierher: 

a) die Termine zur fFortfegung der aus irgendwelcher Urjache nicht zu Ende geführten 
Verhandlung (vgl. $ 136 Abf. 3, $$ 227, 228); 

b) die Termine zur Fortſetzung der Verhandlung über die nad $ 145 in getrennten 
Prozeffen zu verhandelnden Anſprüche; ebenſo bei Wiederaufpebung eines Verbindungs- 
beichlufles ($ 150); 

c) der Termin zur Verhandlung über den unerledigten Prozebjtoff, nachdem eine 
Beihränfung ber Verhandlung nad) $ 146 jtattgefunden hatte; 

d) der Zermin zur Fortſetzung der nad) $ 147 verbundenen Prozefie (1. R.4 zu $147); 

e) ber Termin nad) Aufhebung der Anordnung, durch welche das Verfahren aus« 
gejegt ift ($ 155); 

f) ber Termin nad einem Wiedereröffnungsbeichlufe ($ 156); 

g) die Erjagtermine nad) Aufhebung oder Verlegung eines Termins und nad) Ver— 
tagung der Verhandlung ($$ 227, 228, $ 335 Abi. 2, $ 337, $ 618 Abf. 2); 

h) der Termin nach einem Sühneverfuch innerhalb des Prozefies ($ 296); 
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i) ber Termin zur Verfündung bes Urteils oder Beichluffes ($ 310, $ 329 Abj.1, 2); 

k) die Termine im vorbereitenden Verfahren ($$ 349, 351) und der Termin zur 
mündlichen Verhandlung vor dem Prozebgerichte nach einem vorbereitenden Verfahren 
($ 352); 

l) die Termine zur Erledigung eines Bemweisbeichlufles ($$ 359, 361, 368) oder einer 
nadı 8 144 ergangenen Anordnung; 

m) der Termin zur mündlichen Verhandlung über einen Zmiichenftreit, der fich bei 
ber Bemweisaufnahme vor einem beauftragten oder erjuchten Richter ergiebt ($ 366 Abi. 2); 

n) ber Zermin zur mündlichen Verhandlung, nachdem eine Beweisaufnahme vor dem 
beauftragten oder erjuchten Richter ftattgefunden hat ($ 370 Abi. 2); 

o) der Termin zur meiteren Verhandlung, nachdem ein Rechtsftreit von der Eivil- 
fammer an die Kammer für Dandelsjachen oder umgefehrt verwieſen worden ift (GVG. 
$ 107 Saß 3); 

p) ber Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem erfennenden Senate bes Reiche: 
gerichts nach Einholung einer Enticheidung der vereinigten Civilfenate oder des Plenums 
über die Rechtsfrage (GPS. $ 137 Abi. 5 i. d. Faſſ. d. RG. v. 17. März 1886 RGBl. ©. 61). 

IV. Zu den Terminen ad III ift regelmäßig feine Ladung ber bereits bei dem 
Verfahren beteiligten Perfonen erforderlich; e8 genügt die von Amtswegen zu bewirtenbe 
Belanntgabe bes Termins durch Verkündung (jolche ift nach der Prozehlage unmöglich in ben 
Fällen der $8 352, 366, $ 370 Abi. 2 Sat 2, $555 und GBG. $ 107 Sak 3) oder die Zu: 
ftellung der Terminsbeftimmung. Es bedarf nicht einer Aufforderung zum Ericheinen (des 
„Formales“ der Ladung). Für die verfündeten Termine ergiebt fich das ohne weiteres aus 
$218. Für die nicht verfündeten Termine wird in den Mot. 3. E. III ©. 159 die Ladung 
verlangt. Allein das Geſetz enthält nicht bloß feine derartige Vorſchrift, fondern ſpricht 
ſechsmal ($ 352, 8 366 Abi. 2, $ 370 Abi.2 Satz 2, $ 555 Abi. 1, EG. 87 Abſ. 2 Sak 2, 
GVG. 8107 Eak 2) von „Bekanntmachung des Termins". Die Ladung zu dem erften 
Termin erftredt ihre Wirkung auc auf die Fortſetzungstermine, fo daß nur deren Be: 
fanntgabe an die Parteien notwendig erſcheint. IVgl. Vierhaus und Weizſäcker Formular— 
buch Nr. 20, Fiſcher Beitr. 3. E. d. DR. XXV ©. 648 ff. 812 ff., Gaupp (9) N. III vor 
$ 214, Peterfen (5) N. 4 zu $ 214. AM.: Strudm. Koch (8) N. 2 litt. e zu $ 214, Wilm. 
Levy (7) N. 1 vor $191 alt.) Hit feine Ladung erforderlich, jo bedarf es nicht der Ein» 
haltung einer Ladungsfriſt und erfolgt die öffentliche Zuftellung ohne Inſertion durch An— 
heftung an die Gerichtötafel, 

Ausnahmsweiſe wird zu foldhen Terminen (ad III) eine Ladung durch bie 
Partei erfordert in den fällen der $ 335 Abi. 2, 8337, 8351 Abi. 1 Cab 2, zu 
Terminen zur Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweiſes ($ 491 Abſ. 1), ferner in 
Eheſachen ($ 618 Abi. 3), in Statusprozeffen ($ 640 Abi. 1, 8 641 Abi. 1) und im Ent» 
mündigungsprozeſſe ($ 670 Abi. 1, $ 679 Abi. 4, $ 684 Abſ. 4, $ 686 Abi. 4). In dem 
Falle der litt. p ift die Ladung von Amtsmwegen vorgeichrieben. ine bejondere 
Urt von Labung ift für das Aufgebotsverfahren vorgejchrieben ($ 948); dieſe erfolgt von 
Amtswegen. 

Bekanntmachung des Termins (nicht Ladung) von Amtswegen iſt ferner in 
$ 555 und in EG.8 7 Abſ. 4 vorgeſchrieben. 

V. In dem Berfahren mit Offizialbetrieb werden die Termine durchweg von 
Amtswegen beftimmt. Zu den erften Terminen werben die Beteiligten geladen. Zu ben 
Fortſetzungs- und Erfagterminen aber ift feine Ladung nötig; find foldhe Termine nicht 
verfündet, fo ift die Terminsbeftimmung den Beteiligten von Amtswegen zuzuſtellen. Diefe 
Segeln gelten für: 

a) das Verfahren über die Berechtigung eines Zeugen oder Sachverjtändigen zur 
Verweigerung des Zeugniffes oder Gutachtens im Falle des $ 389; 

b) das Verteilungsverfahren (88 872 f., vgl. N. zu 8 875); 

c) die Fälle der fakultativen mündlichen Verhandlung (ſ. N. 5 zu $ 128). 
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VI. Im Entmünbdigungsverfahren vor bem Amtsgerichte find alle Termine von 
Amtöwegen zu beftimmen; das Gericht ift aber weber dem Antragfteller, noch dem zu Ent» 
münbigenden gegenüber an die prozefjualifche Form der Ladung, folglih auch nicht an 
eine Ladungsfriſt gebunden. 

2. Wird bei der Zuftellung bes die Ladung enthaltenden Schriftftüds gegen bie 
Vorichriften über die Zuftellung ($$ 166 ff.) verftoßen, fo ift die Ladung ungültig nad 
Maßgabe ber in N. 1 zu $ 170 entwidelten Säße. Die Ungültigfeit kann durch die in 
N.1 litt. b zu $ 170 bezeichneten Vorgänge gehoben werden. Über Ladungen, bei deren 
Zuftellung gegen die Vorfchriften der $$ 181 bis 186 verftoßen wurde, ſ. $ 187. 


B. Zrifen (88 217, 221 bis 226, 229). 

Litteratur: Schwalbah Ardı. F.c. Pr. LXVI©. ——— Schultze Von den prozeſſualiſchen 
Zeitbeſtimmungen (Straßburg 1887), Planck Lehrb. I S 503 fi. 

3. Das Geſetz kennt folgende Arten von Sriften (im weiteren Sinne): 

I. Friften als Zeitmaße für die rechtzeitige Vornahme einer prozeljua- 
lifhen Handlung ber Parteien oder eines dritten Beteiligten — eigentliche 
Friſten. Sit deren Länge im Gefeße beitimmt, fo find es gefegliche, wird bie Länge 
im einzelnen Falle vom Richter beftimmt, fo find es richterliche fFriften. Der Unter: 
ſchied ift für die Verkürzung und Verlängerung bedeutfam; richterliche Friſten können all» 
gemein, gejegliche iFriften nur in den bejonders bezeichneten Fällen verfürzt und ver- 
längert werden ($ 224 Abi. 2). 

Geieglidhe Friſten find: 

a) bie Friſt zur Einreichung des SKoftenverzeichniffes in $ 106; 

b) die Friſt zum Antrag auf Abänderung der Kojtenfeftiegung in $ 107 Abi. 2; 

c) bie Friſt zur Einfiht der auf der Gerichtäjchreiberei hinterlegten Urkunden in 
$ 134 Abi. 2 und bie FFrift zur Zurüdgabe der Urkunden in $ 135 Abf. 2 

d) die Einlaffungsfriften, d.h. die Zeiträume, welche zwifchen der Zuftellung 
ber Klageſchrift, Berufungs-, Revifionsihrift und dem erjten Termine zur mündlichen 
Verhandlung liegen follen, $$ 262, 498, 520, 8 555 Abi. 2, $ 604 Abi. 2,3, EG. 57 
Abſ. 4;* 

e) die Ladungsfriſten, d. 5. die Zeiträume, welche zwiichen der Zuftellung einer 
nicht die Instanz eröffnenden Ladung und dem Terminstage liegen jollen, $ 217, $ 239 
Abi. 3, $ 495, $ 696 Abi. 2;*) 

f) die Friſten für die Zuftellung vorbereitender Schriftfäge in $ 132, $ 272 Abf. 2. 

Die unter litt. d bis f bezeichneten Friften find jog. Zwiſchenfriſten (f. u. 
©. 305); 

g) bie Friſten bei der Wiedereinfegung in den vorigen Stand in $234 Abi. 1, $ 235 
Abſ. 1,3, 8236 Abi. 3; 

h) bie Friſten für den Antrag auf Berichtigung des Thatbeitandes ($ 320 Abſ. 1) 
und auf Ergänzung des Urteils in $ 321 Abi. 2; 

i) die Friſten zur Einlegung des Einspruch ($ 339), zum Antrag auf nadhträglidhe 
Abnahme des Eides ($ 466 Sak 2), zur Einlegung der Berufung ($ 516), der Revifion 
($ 552), zum Antrag auf Entjcheidung des Beichwerbegerichts ($ 574 Abi. 2 Sat 2), zur 
anlegen der fofortigen Beſchwerde ($ 577 Abſ. 2), zur Erhebung der Reftitutiond- und 


* Die Motive bezeichnen die Einlafjungs- und die Ladungsfriften irrtümlich als richterlihe Friſten. Daß 
jie gefegliche Friſten find, ſoweit nicht, wie in 8 239 Abf. 3, 8 262 Abſ. 2 (cf. 88 520, 555) und & 498 Ubi. 2, deren 
Zeitmaß durch ben Richter zu beftimmen ift, ergiebt ſich ſowohl aus dem Begriffe der geieglihen Friſt (j. 0.) als 
auch aus 5226 Abſ. 1. Diejer $ 226 Abi. 1 wäre überflüffig, wenn die Einlafjungs- und Labungsfriften als ricter- 
liche Friften zu betrachten wären; denn wäre bies ber Fall, jo würbe fich die Möglichkeit der Ablürzung aus $ 224 
Abi. 2 ergeben und nicht bejonberer Zulaſſung bedurft haben. Übrigens bat die frage, ob die bezeichneten Friſten 
unter bie eine ober bie andere fategorie gehören, Leine praftiihe Bedeutung; denn der Vunkt, worin geſetzliche und 
richterliche Friſten fich prattiich unterſcheiden, ift die Berlängerungs- und Berfürzungsmöglichteit (f. o.); für die Ein- 
laffungs- und die Ladungsfriſten ift in $ 226 Abf. 1 die Möglichkeit der Verkürzung ausbrüdlich beftimmt; bie Ber: 
längerung derartiger Friften kann überhaupt nicht birelt, jondern nur durch Terminsverlegung erreicht werben. 
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Nichtigkeitäflage ($ 586), der Anfechtungäflage gegen das Ausſchlußurteil ($ 958) und der 
Anfehtungsflage gegen einen Schiedsſpruch ($ 1044); 

k) die Friſt zur Begründung ber Revifion ($ 554 Abf. 2) und zur Anfchliegung 
an die Revifion ($ 556 Abf. 1); 

)) die Friften zur Anfechtung des die Entmündigung ausfprechenden Beichluffes in 
$ 664 Abſ. 1, 8 684 Abi. 1; 

m) bie fFrift zur Erhebung des Widerſpruchs gegen einen Zahlungsbefehl ($8 692, 694); 

n) bie Friſten für die Erhebung der lage und für das Geſuch um den Vollitredungs- 
befehl in $$ 697, 701; 

0) die Friſt bes $ 798; 

p) bie Friſt des $ 815 Abi. 2 Satz 2; 

q) bie Friſt für die Erklärung des Drittfchuldners in $ 840 Abi. 1; 

r) die Friſt zur Pfändung einer Forderung nad) vorhergehender Benahrichtigung 
des Drittjchuldners in $ 845 Abf. 2; 

s) die Friſt zur Einreichung einer Berechnung der Forderung im Perteilungsver- 
fahren in $ 873 (vgl. $ 874); 

t) die Friſt zum Nachweise, dab gegen die bei bem DVerteilungsverfahren beteiligten 
Gläubiger Klage erhoben ift, in $ 878; 

u) bie Friſten für die Vollziehung und Zuftellung des Arreitbefehls in $ 929 Abf. 2,3; 

v) bie Friſt für den Antrag auf Beftimmung eines neuen Aufgebotötermins in $ 954; 

w) bie Friſt zur Erhebung einer Anfechtungsflage im Falle des 8 976 Abi. 1 Satz 1; 

x) bie Friſt zur Einleitung bes Aufgebotsverfahrens in $ 1022 Abf. 1 Saß 2; vgl. 
$ 1023; 

y) die Friſt zur Bezeichnung des Schiedsrichter in $$ 1029, 1031. 

Don diefen geſetzlichen Friſten find die sub litt. i angeführten im Geſetz als Rot: 
friften bezeichnet. Nur bei Zuftellungen, durch die eine Notfrift gewahrt werden foll, ift 
im Anmaltöprozeffe die Vermittelung des Gerichtäfchreibers zuläffig ($ 166 Abſ. 2 Satz 2). 
Notfriften können weder durch Vereinbarung ber Parteien noch durch das Gericht ab- 
gefürzt oder verlängert werden ($ 224). Der Lauf der Notfriften wird durch bie Ge- 
richtäferien nicht gehemmt ($ 223). Nur gegen Verfäumung von Notfriften gibt es 
MWiedereinfegung in ben vorigen Stand ($ 233). — Eine Notfrift enthält auch Gen.Gei. 
g111 Abf. 1 Satz 3. 

Zeitmaße ber geſetzlichen Friften: 

Nach (24) Stunden beftimmte gejeglidhe Friften kommen vor in $217, 8 262 
Abſ. 1, $ 498 Ab. 1, $ 604 Abſ. 2. Die Friſten find a momento ad momentum zu 
berechnen; Sonntage und allgemeine Feiertage werden nicht mitgerechnet ($ 222 Abi. 3). 
Die Gerichtöferien haben feinen Einfluß. 

Nach Tagen bemeffene geſetzliche Friften fommen vor in $ 132 Abf. 1, 2, 
$ 134 Abſ. 2 ($ 135 Abi. 2), 8 217, $ 235 Abſ. 1, $ 498, 8 604 Abſ. 2, 8 798. Bere 
nung |. BGB. $ 187 Abf. 1, $ 188 Abf. 1. 

Nah Wochen bemeſſene gejehliche Friften kommen vor in $106, 8132 Abi. 1, 
$ 217, $ 234 Abf. 1, $ 262 Abf. 1, $ 320 Abf.1, $321 Abſ. 2, $339 Abf.1, 8 466 Sap 2, 
8498 Abf. 1, $ 574 Abj.2 Satz 2, $ 577 Ubf.2, $ 604 Abf.2, 3, $ 692, $ 815 Abi. 2, 
$ 840 Abf. 1, $ 845 Abſ. 2, 8873, $ 929 Abi. 2,3, $ 1029 Abſ. 1, $ 1031 Sag 1; Beredh- 
nung |. BGB. $187 Abſ. 1, $ 188 Abi. 2. 

Nah Monaten bemefiene gefegliche Friften fommen vor in $ 107 Abi. 2, 
$ 235 Abſ. 2, 8236 Abi. 3, $ 516 Abſ. 1, 8552 Abi. 1, 8 554 Abſ. 2 Satz 2 (vgl. a. $ 556 
Abf. 1), 8586 Abi. 1, $ 664 Abſ. I, 8 684 Abi. 1, 8697, 8 701 Saß 1, 8878 Abf. 1 Saßl, 
$ 954 Saß 2, $ 958 Abf. 1 Sa 1, $ 976 Abi. 1 Sak 1, $ 1022 Abf. 1 Sa 2 ($ 1023), 
$ 1044 Abi. 1; Berechnung ſ. BEL. 8 187 Abſ. 1, $ 188 Abi. 2, 3. 

Nah Jahren bemefiene gefeglihe Friften fommen vor in $ 234 Abf. 3, 
$ 586 Abi. 2, $ 958 Abi. 2, $ 1144 Abi. 2. Berechnung ſ. BEB. 8187 Abi. 1, 8 188 

L. Seuffert, Givilprogehorbnung I. 10. Aufl. 20 


u 
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Abf. 2. Keine diefer Friſten ift im Gefe als Notfrift bezeichnet (vgl. $ 223 Abf. 3). 
Gleihwohl wird der Lauf diefer Friſten durch die Gerichtöferien nicht gehemmt. Dies 
wird in ben Mot. z. E. III ES. 342, in ben KPr. S. 279 und von verfchiedenen Schrift- 
ftellern daraus abgeleitet, daß dieſe Friſten Berjährungsfriften feien. Verjährungsfriften 
im Sinne bes bürgerlichen Rechtes find fie aber nicht; denn bie Verjährung des BEP. 
betrifft Anfprüche des materiellen Rechtes, während bie Friſten der CPrO. prozeßrechtliche 
Befugniffe betreffen. Daher fann feine Rede davon fein, die Vorfchriften des bürgerlichen 
Rechtes über Verjährung, insbefondere über die Unterbrehung und bie Hemmung ber 
Verjährung, auf diefe Friſten anzumenden. Vielmehr find dieſe wie bie anberen pro— 
zeflualifchen Friſten Rechtzeitigleitsmaße für progeffualifche Handlungen. Aud damit, daß 
bie Sahresfriften einen rechtskräftig erledigten Prozeß vorausfegten und negative prozeß- 
rechtliche Vorausfegungen für den Beginn eines neuen Prozefies bildeten, ſonach weber 
Friften im alten noch Friſten im neuen Prozefje feien [jo Gaupp (9) N.V 1 litt.evor $ 214], 
läßt fich deren Unempfinblichkeit gegen die Gerichtöferien nicht begründen; benn bie Friſt 
für den Wiebereinfegungsantrag ($ 234 Abf. 3) fann jehr wohl innerhalb eines anhängigen 
Prozeffes Liegen (man benfe z. B. an die Wiedereinfegung gegen Verfäumung der Notfrift 
bes $ 466 Sa 21), und das Wieberaufnahmeverfahren ($$ 578 ff.) ift, wenn auch. nicht 
formell, fo doch materiell eine Fortſetzung bes früheren Prozeſſes. Vielmehr kann die 
richtige Behauptung, daß die Jahresfriften von ben Gerichtöferien nicht berührt werben, 
nur baraus begründet werden, daß wegen der langen Dauer diefer Friften die Hemmung 
des Laufes durch die (Ferien auf dieſe Friſten nicht paßt und auch von den Berfafjern des 
Geſetzes nicht beabfichtigt wurde, wie aus dem oben angeführten, obwohl unrichtig moti- 
vierten Außerungen in den Mot. und den KPr. hervorgeht. [Im Ergebnis ebenjo: Strudm. 
Koh (3) N. I zu 8223, Wilm. Levy (7) N.1 zu $200 alt, Gaupp (9) R.Vı1litt.evor 8214, 
Peterjen (5) N.2 zu $ 223, Pland Lehrb. I S.5, 6 N. 90, Fitting Arc. f. c. Pr. LXI 
©. 417 ff., Eccius Beitr.3. €. d. DR. XXIII ©. 738f., Schwalbach a.a.D. S. 276, Alerander- 
Katz Ztichr. f.d. EPr. VII ©. 508, Schulge a. a. O. ©. 51f.] 

NRichterliche Friſten find: 

a) Die Frift zur Befeitigung eines Mangels der Prozehfähigkeit, der Legitimation 
eines geſetzlichen Vertreters oder der Ermächtigung zur Prozekführung in 8 56 Abi. 2; 

b) die Friſt zur Beibringung ber Genehmigung der Prozebkführung in $ 89 Abſ. 1; 

ce) bie Frift zur Erflärung der Einwilligung in die Rüdgabe der Sicherheit oder 
zur Nachweiſung der Erhebung der Klage in $ 109 Abi. 1; 

d) die Friſt zur Leiftung der Sicherheit für die Prozeßkoſten in $ 113; 

e) bie Friſt zur Erhebung ber Klage in $ 151 Saß 1; 

f) die Ladungsfriſt bes $ 239 Abi. 3 Satz 2; 

g) die Friſt zur Beitellung eines neuen Anwalts in $ 244 Abf.2 Sag 1; 

h) die Einlafjungsfrift in den Fällen des $ 262 Abſ. 2 (vgl. $3 520, 555) und des 
S 498 Abi. 2; 

i) die Friſten zur Buftellung vorbereitender Schriftiähe in $ 272 Abf. 2; 

k) die Einipruchafrift im Falle des $ 339 Abſ.2 [aM.: Pland Lehrb. I S. 507 
N. 23]; 

l) die Friſt zur Benußung eines Beweismittel in $ 356; 

m) bie Friſt zur Niederlegung der Urkunde über eine im Auslande zu betreibenbe 
Beweisaufnahme in $ 364 Abi. 3; 

n) die Friſt zur Hinterlegung eines Vorſchuſſes zur Dedung der Staatskaſſe wegen 
der durch eine Zeugenvernehmung erwachſenden Auslagen in $ 379 Abi. 2; 

0) die Friſt zur Herbeiihaffung der in den Händen eines Dritten befindlichen Ur« 
funde in $ 428 und $ 431 Abi. 1; 

p) bie Friſt zur Beibringung der Enticheidung des Prozeßgerichts in den Fällen 
der $ 769 Abi. 2, $ 771 Abi. 3, $ 805 Abſ. 4; 
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q) die Friſt zur Hlageftellung nad; Erlaffung eines Arreftbefehls in $ 926 Abi. 1; 

r) die Friſt zur Vorladung zur münblichen Verhandlung über die Rechtmäßigteit 
ber einftweiligen Verfügung in $ 942 Abf. 1, 2. 

Natürlich können richterliche Friſten auch in anderen Fällen vorfommen. 

Unter ben richterlichen Friſten ift eine Notfrift, nämlich die nad $ 339 Abf. 2 
zu beftimmende Einſpruchsfriſt. Richterliche Friften können nah Stunden, Tagen, Wochen 
oder Monaten bemefjen werben. Auf die Berechnung findet das über bie Berechnung der 
geſetzlichen Friſten Bemerkte entiprehende Anwendung. 

Unter den geſetzlichen und den richterlichen Friften find Zwiſchenfriſten, 
d. ſ. Friſten, die zwifchen einer Parteihandlung und einem Termin in der Mitte Liegen 
follen. Hierher gehören die Ladungsfriften: $ 217, 8 239 Abi. 3, $ 495, 8 696 Abf. 2, 
bie eine Unterart ber Ladungsfriſten bildenden Einlaffungsfriften: $$ 262, 498, 520, $ 555 
Abſ.2, $ 604 Abſ. 2,3 und die Friften für die Zuftellung vorbereitender Schriftfäße: $ 132, 
8272 Abſ. 2. Dieſe Friſten find in der Art zu berechnen, daß bie volle Friſt zwifchen den 
beiden Tagen, die als Anfangs» und ala Endpunft in Betracht fommen, db. i. zwiſchen dem 
Zuftellungstag und dem Terminstage, freibleibt. Über den Fall, daß der letzte Tag ein 
Sonntag ober Feiertag ift, ſ. R.2 zu $222. Über die fFrage, ob bie Zwiichenfriften durch 
die Gerichtöferien gehemmt werben, |. N. 4 zu 8 223, 

Ganz eigenartig ift die in $ 235 Abf. 1 vorfommende Zeitbeftimmung, wonach 
Übergabe des zuguftellenden Schriftftüds fpäteftens am dritten Tage vor Ablauf der Not- 
frift die Wiedereinfegung begründet. 

II, Friften als Zeitmaße für Handlungen bes Gerichts, des Vorfigenben, 
des Gerichtsvollziehers oder des fonftigen Zuftellungsbeamten — uneigentliche 
Friſten [vgl. Schwalbach a. a. O. ©. 264]. Hierher gehören: 

a) die zweiwöchige Friſt des $ 207 Abſ. 2, in welcher die Zuſtellung erfolgen muß, 
damit die Zuftellung auf den Zeitpunkt der Einreihung des Schriftſatzes bei dem Gerichts- 
ichreiber zurüddatiert wird; 

b) die vierundzwanzigſtündige Friſt zur Beftimmung des Termins in $ 216 Abi. 2; 

ce) die Friſt für die Verkündung des Urteils ($ 310; vgl. a. $ 329 Abf. 2 u. $ 467 
Abi. 1); 

d) die Friſt zur Übergabe bes vollftändig abgefaßten Urteils an dem Gerichtsfchreiber 
in $ 315 Abf. 2; 

e) bie Friſt ber Aushängung bed Urteilöverzeichniffes in $ 316 Abi. 2; 

f) die Friſt für die Verkündung der Enticheidung im {Falle des $ 467 Abi. 1; 

g) die Friſt zur Einforberung ber Prozebaften in $ 544 Abi. 1 (vgl. $ 566); 

h) die Friſt zur Vorlegung ber Beſchwerde an das Beichwerbegeriht in $ 571 
Abi. 2; 

i) die Friſt, welche nad) $ 816 Ab. 1 zmwifchen der Pfändung und ber Verfteigerung 
liegen ſoll; 

k) die Friſt zur Niederlegung des Teilungsplans auf der Gerichtsſchreiberei in 
$ 875 Abi. 1; 

I) die Friſt für die Dauer der Zwangshaft in $ 913; 

m) die fünfjährige Friſt des $ 915 Abſ. 2, nach deren Ablauf die Eintragung in 
dad Verzeichnis derjenigen, welche ben Offenbarungseid geleiftet haben, zu löſchen ift; 

n) bie fFriften, die nach $$ 950, 965, $ 966 Abi. 2, 88 994, 1001, 1002, 1010 bis 
1015 bei Beitimmung bed Aufgebotötermins zu beobachten find. 

Dieje Friſten find mit Ausnahme ber ad litt. 1 und n erwähnten inftruftionell. 
Die Nichteinhaltung der inftruftionellen Friſten hat keine Ungültigkeit zur Folge. Die 
Fortſetzung ber Haft über bie Friſt des $ 913 kann friminelle ober disziplinäre Beitrafung 
zur Folge haben. Die Nichteinhaltung der Friſten ad litt. n begründet die Anfechtungs- 
flage gegen das Ausjchlußurteil. 

20* 
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Auch auf die Berechnung ber uneigentliden Friſten finden bie Borfchriften des 
$ 222, alfo indireft die Vorichriften des BGB. Anwendung. Die Gerichtöferien hemmen 
beren Lauf nicht. 

Il. Eigenartige, weber zur Gruppe I noch zur Gruppe II gehörende Zeit- 
beftimmungen enthalten $ 206 Abi. 1, 2, $ 903 Abi.2 und $914 Abi. 2, $ 966 Abi. 1 
Sa 2. Berehnung ſ. BGB. 88 187, 188. Die Gerichtöferien find einflußlos. 


$. 214. (191.) 
Die Ladung zu einem Termin erfolgt durch die Partei, welche über die 
Hauptjache oder über einen Zwijchenftreit mündlich verhandeln will. 
Sit mit der Ladung zugleich eine Klagejchrift oder ein anderer Schriftfag 


zuzuftellen, jo ift die Ladung in den Schriftfag aufzunehmen. 


98. 8 176, HB. wen. B125 ff. NE. 88 208 ff., 218, RE. 349, 877 ff., 5821., 555, 635, 639, €. I 
177, €. 118 179, €. II 8 184, M. 157 ff, RB. 7 


1. Zu Abſ. 1: Ladung ift bie Aufforderung, in einem vom Vorfigenden oder vom be= 
auftragten oder erfuchten Richter zu einem gewiſſen Zwede beftimmten Termine zu erfcheinen 
(Ladungsformale). Beftimmte Worte find nicht vorgeichrieben. Der Gebraud ber Worte: 
„sch Lade“ oder „Der Beklagte (Kläger, Zeuge 2.) wird hiermit vorgeladen” empfiehlt fi im 
Anſchluß an die Sprechweife des Geſetzes. Die Ladung ift zuguftellen. Die Zuftellung 
eines Schriftiaßes, in dem eine Terminsbeftimmung, aber feine Aufforberung zum Er- 
fcheinen fteht, ift feine Ladung lvgl. N. 1 litt. d zu $ 518 und die bort cit. UN. d. RG]; 
auch nicht die Zuftellung eines Schriftiages, in dem die Aufforderung, aber fein Termin 
fteht [RG. 21. Juni 1884 Entſch. XIII Nr. 83 &.335; vgl. a. IX Nr.113]. Über Ladung 
zu einem Termine, deſſen Wochentag nicht mit bem Monatstage ftimmt, |. N. 1 litt. a zu 
8 216. Zuftellung der Labung nach dem Termin ift feine Ladung [RG. 29. Jan. 1900 
Entih. XLV Nr. 116 ©. 424, ORG. Stuttgart Redtipr. d. OLG. XIII ©. 135]. Iſt die 
Ladung nicht ordnungsmäßig, fo kann fein Verſäumnisurteil gegen ben Geladenen erwirft 
werden ($ 335 Nr. 2). 

2. Zu Abſ. 2: Mit der Ladung muß zugleich ein Schriftiag zugeftellt werben in 
ben Fällen bes $ 236 Abf.1 und ber $$ 253, 340, 518, 585. Auch fonft foll die Ladung 
in ben etwa gleichzeitig zuauftellenden Schriftfag aufgenommen werden, aber eine geionberte 
Ladung ift auch gültig. Wird die Ladung in den Schriftfag aufgenommen, fo enthält ber 
Shriftfaß die Angabe ber Parteien, ihrer Parteiftellung und die Bezeichnung bes Streit- 
gegenftandes ($ 130 Nr. 1) und des Zweckes bes Termins; außerdem muß bie Ladung 
diefe Angaben enthalten. 

3. Über die Fälle, in welchen eine Ladung zu Terminen nicht erforderlich ift, ſowie 
über die Trage, ob die Ladung durd die Partei oder von Amtswegen zu erfolgen hat, 
J. N. 2 Ziff. III bis V vor $ 214. 

$. 215, (192.) 

In Anmwaltsprozeifen muß die Ladung zur mündlichen Verhandlung, 
jofern die Zuftellung nicht an einen Rechtsanwalt erfolgt, die Aufforderung 
an den Gegner enthalten, einen bei dem Prozeßgerichte zugelafjenen Anwalt 
zu bejtellen. 


HE. # us. m 615, DE. 1448 ff., *78 5— 84 209 ff., 385, 408, 776, 839, RP. 530, €. I 
11 8 180 ‚e.m$g18,M 0, AB. TA. 


ee pe Bad. Ann. LI ©. 108 ff., ©. 122 ff. 

1. Die Aufforderung zur Anwaltöbeftellung ift erforberlih im Anmwaltsprozefie 
($ 78 Abſ. 1) bei jeder Ladung, die nicht an einen Rechtsanwalt erfolgt; alſo bei der 
Ladung zur Verhandlung über die Klage einfchließlich der Wiederaufnahmellagen und 
der Klagen im Zwangsvollitredungsverfahren; bei der Ladung zur Verhandlung vor dem 
Landgericht in den Fällen der $$ 505, 506, 700; bei der Ladung zur Verhandlung über 
die Berufung und über Aufnahıne des Verfahrens ($ 239 Abi. 2, $ 244 Abi. 2, $ 250), 
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bei der Ladung zur Verhandlung über Gefuhe um Arreſt ober einftweilige Verfügung, 
wenn mündliche Verhandlung ftattfindet (vgl. die $$ 921, 922, 936) und bei der Ladung 
zur münblichen Verhandlung über Anträge auf Aufhebung von Arreſten und einft: 
weiligen Verfügungen ($$ 925, 927, 936). Auch wenn ber Rechtsanwalt, an welden bie 
Ladung erfolgt, nicht bei dem Prozeßgerichte zugelaffen ift, ift die Aufforderung ent: 
behrlih; denn fie hat nur den Zwed, bie Partei über den Anmwaltszwang zu belehren, 
was bei der Zuftellung an den rechtöfundigen Anwalt unnötig ift. Es ift aud gleich: 
gültig, ob dem Anwalt als Partei, als gefeklichem Vertreter ober als Bevollmächtigtem 
zugeftellt wird. — Wer annimmt, daß in den Fällen der fog. fafultativen mündlichen 
Derhandlung eine Ladung zur mündlichen Verhandlung durd die Partei erfolge (ſ. N. 5 
litt. a zu 8 128), muß im Anmwaltsprozeß auch Hier die Aufforderung zur Anwalts: 
beftelflung verlangen. — Über entiprechende Anwendung bes $ 215 auf die Befanntgabe 
des Termins zur mündlichen Verhandlung über die Revifion ſ. N. 1 zu $ 555. 

2. Bei Nichtbeachtung der Vorichrift des $ 215 ift die Ladung orbnungswibrig, 
eö lann daher fein Verfäumnisurteil gegen die geladene Partei erlaffen werben (arg. $ 335 
Abi. 1 Nr. 2). Sonftige Folgen Hat diefe Ordnungswidrigkeit aber nicht. Insbeſondere 
kann deswegen die Klage nicht ald nicht ordnungsmäßig erhoben oder die Berufung nicht 
als unzuläffig zurüdgemwiejen werden [vgl. Heilblut Arc. f. c. Pr. LXIX ©. 384 f. J. 


$. 216. (193.) 
Die Ladung ift zum Zwecke der Terminsbeftimmung bei dem Gericht3- 
jchreiber einzureichen. 
Die Beitimmung der Termine erfolgt binnen vierundzwanzig Stunden 
durch den Vorſitzenden. 
Auf Sonntage und allgemeine Feiertage find Termine nur in Nothfällen 


anzuberaumen. 


HE. & 176 f., HB. 802, 1182 f., 5126, NE. 213, 217, 219, RB. 379 1., 581 ff., 782, 817 f., 1176, 
. 18179, € II $ 181, €. IIT$ 186, M. 37 f., 157 ff., SB. 74, 582. 


1. a) Die Terminszeit wird nicht von dem Gerichte, ſondern von dem Vor— 
figenden ober von dem beauftragten oder erfuchten Richter bejtimmt. Iſt der Terminstag 
irrtümlich fo bezeichnet, daß der Wochentag nicht mit dem Monatstage ftimmt, jo hat die 
die Ladung betreibende Partei die Berichtigung zu ermwirken. Cine Ladung mit einer ber- 
artigen Terminsbeftimmung wäre wegen der Unbeftimmtheit des Tages nicht orbnungs- 
mäßig, der Mangel der orbnungsmäßigen Labung kann aber nach $ 295 geheilt werden. 
[Vol. Faul Ztichr. f. d. EPr. XIX S. 290 ff., OLG. Darmftadt Rechtſpr. d. OLG. XIII 
©. 136. — AM.: OLG. Stuttgart Ztichr. f. d. EPr. XIX ©. 288.) Die Termine auf 
eine gewiffe Stunde, nicht bloß auf Vor- oder Nachmittag, anzufegen, ift nicht geboten, 
aber zwedmäßig und jedenfalls zuläffig (KPr. S. 532). Wird feine Stunde angegeben, To 
ift der Termin zum Beginne der Gerichtszeit angejeßt. Wegen Verfäumung der Termins- 
zeit ſ. N. 2 zu $ 220. 

b) In dem Verfahren mit Parteibetrieb ift e8 Sache einer Partei, zu ben in N. 1 
Ziff. II vor $ 214 (S. 301 f.) bezeichneten Terminen zu laden. Die Partei, welche ben 
Gegner laden will, hat das Labungsformale (ſ. N.1 zu $ 214) mit dem fchriftlichen ober 
mündlichen Erſuchen um Terminsbeftimmung bei dem Gerichtsſchreiber des Gerichts ein: 
zureichen, bei welchem bie Verhandlung ftattfinden fol. Im Verfahren vor den Amts- 
gerichten kann das Labungsformale zu Protokoll des Gerichtöichreiberd angebracht werden 
68 496, 501). 

2. Der Borjigende hat zu prüfen: a) ob das Ladungsformale, wozu auch die 
Angabe des Zwecks der Ladung gehört, vorhanden ift [vgl. Fitting Ztichr. f. d. CPr. XI 
S. 29 N. 28 a. E.]. Fehlt die Unterfchrift, fo ift das tyormale unvollftändig. Ebenſo, 
wenn einer Ladung im Anmaltsprozefie die Unterichrift eines bei dem Gerichte zugelaffenen 
Anwalts fehlt; denn im Anmwaltsprozejie find Prozeßhandlungen ohne Anwalt nicht zu 
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beachten [vgl. Pland Lehrb. II S. 81]. Iſt das Ladungsformale nicht in Ordnung, fo 
ift fein Zermin zu beftimmen; 

b) ob die Ladung zum Zweck eines civilprozeſſualiſchen Verfahrens erfolgen foll. 
Würde fi aus der Ladung ergeben, dab ein folches Verfahren überhaupt nicht beabfichtigt 
ift (3. B. Ladung zum Zweck eines Geichäftsabichlufies), fo wäre fein Termin zu beftimmen ; 

ce) ob das beabfichtigte civilprozeflualiihe Verfahren ein ſolches ift, in dem ber 
Parteibetrieb Platz greift. In dem Verfahren mit Offizialbetrieb (ſ. N. 1 Ziff. V vor 
8 214 ©. 303) werben bie Termine von Amtöwegen beftimmt. Wird von einer Partei 
ein Ladungsformale eingereicht, aus dem hervorgeht, daß bie beabfichtigte Ladung ein 
Verfahren betrifft, in dem bie Partei überhaupt nicht bie Befugnis zu laben hat, ſo ift 
die Terminäbeftimmung zu verweigern. Dies gilt insbefondere aud in dem Verfahren 
mit fafultativ mündlidher Verhandlung (j. N. 5 litt.a zu 8128 ©. 216). [So auch Eccius 
Beitr. 3. E. DR. XXIX ©. 18 f., Wilm. Levy (7) N. 4 zu 5193 alt, Peterjen (5) RN. 5. 
AM.: Strudm. Koch (8) N.2, Gaupp (9) N. IT, Fortenbach Ztichr. f. d. EPr. VIITS.153 ff.] 

Aus anderen Gründen darf ber Vorfigende die Terminsbeftimmung 
nicht verweigern. a) Der Vorſitzende hat weder die Zuläffigfeit bes Rechtswegs noch 
die Partei- oder Prozehfähigkeit noch die Legitimation des geſetzlichen Vertreters noch bie 
Bevollmächtigung (vgl. N. 2 zu 888) noch die Zuftändigfeit noch die formelle Zuläffigkeit 
des Einſpruchs ober Rechtsmittels noch die Zuläffigkeit der höheren Inſtanz zu prüfen. 
Er kann daher die Terminsbeftimmung nicht wegen Unzuläffigfeit des Rechtswegs ober 
wegen Unzuläffigfeit der Inftanz, wegen Mangels der Prozebfähigkeit, der Legitimation 
oder ber Vollmacht, wegen Unzuftändigfeit ac. ac. verfagen. [Vgl. Eccius Beitr. 3. E. db. 
DR. XXIX ©. 1Ff., der nur in dem Punfte abweicht, daß er wegen Unzuläffigfeit ber 
Inftanz — z. B. Ladung zur Verhandlung über Revifion gegen ein Urteil erfter In— 
ftanz — die Terminäverweigerung für gerechtfertigt hält. Inkonſequent! denn bie Frage, 
ob es zuläffig ift, die höhere Inftanz anzugehen, kann von ber Frage nad) der formalen 
Zuläffigfeit des Rechtsmittels grundſätzlich nicht gejchieden werden. Der von Eccius a. a. O. 
S. 14 N. 19 cit. Beichl. d. RG. dürfte unrichtig fein.] b) Der Vorfigende darf bie 
ZTerminsbeftimmung nicht deswegen verweigern, weil ber zu Labende bem in EG. 5. CPrO. 
$5 und EG. z. GBG. $ 5 bezeichneten Perfonenfreis angehört und nad) Landesrecht ber Ge» 
richtöbarfeit des betreffenden Gerichts entzogen ift; ebenfowenig, weil ber zu Ladende nach 
GVG. 85 18 ff. ber inländifchen Gerichtöbarfeit nicht unterworfen ift; denn die Einſetzung 
des Termins in die Labung ift fein Akt der Gerichtsbarkeit gegenüber dem zu Ladenden; 
auch fann es nicht wohl in der Zuftändigfeit bes Vorfigenden ftehen, die {Frage zu ent» 
Icheiben, ob bie betreffende Perſon der Gerichtöbarfeit unterworfen ift [Baupp (9) N. II. 
AM.: Eccius a. a. O. ©. 20, KG. Berlin SA. L Nr. 49]. c) Der Borfigende Hat nicht 
zu prüfen, ob der Inhalt des Schriftfages, in welchen die Ladung aufgenommen ift, den für 
ben betreffenden Schriftfag aufgeftellten formellen Erforderniffen genügt; er darf bie 
Zerminsbeftimmung auch dann nicht verweigern, wenn ber Schriftfaß diefen Erforderniffen 
offenbar nicht entipricht. Der Vorfigende hat alfo z. B. nicht zu prüfen, ob ber als 
Klage auftretende Schriftfa ben Erfordernifien des $ 253 entipricht; er fann ben Termin 
nicht verweigern, weil der Schriftfaß feine ordnungsmäßige Klageichrift iſt. IVgl. Mot. 3. 
E. III S. 158, Strudm. Hoc (8) N.3, Wilm. Levy (7) N. 4 zu $193 alt, Gaupp (9) N. II, 
Alerander-Hag Schriftfäe und Anmwaltszwang ©. 37, Fiſcher Beitr. 3. €. d. DR. XXV 
©. 629, Fortenbach Ztichr. f. d. EPr. VIII S. 153 ff., Hellmann Lehrb. S. 396. AM.: 
Wach Vortr. (2) S. 29 Note *, Schwalbach Arch. f. c. Pr. LXIV ©. 273 N. 24, Eccius 
Beitr. 3. E. d. DR. XXIX ©. 9. Die gegnerifche Anficht führt auf eine fchiefe Ebene, auf 
der es feinen Halt mehr giebt, ehe man bei ber Zurüdweifung der lage durch ben Vor— 
fifende a limine wegen irgend eines prozefiualen Mangels angelangt ift.] Was von 
der Slageichrift gejagt ift, findet auf bie Einſpruchsſchrift und auf die Berufungsichrift 
entiprechenbe Anwendung. d) Dem Vorſitzenden jteht feine Prüfung darüber zu, ob ber 
in dem Schriftfag enthaltene Antrag gerechtfertigt ift. Auch, wenn dies offenbar nicht der 
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Fall iſt, lann der Termin nicht vermeigert werben. e) Den Termin zur Verhandlung 
über eine Scheidungsflage oder über eine Klage auf Herftellung des ehelichen Lebens barf 
ber Vorſitzende erft feftfegen, wenn den VBorfchriften über den Sühneverſuch ($$ 609 bis 611) 
entſprochen ift ($ 608). e 

In ben Fällen, in welchen eine der Partei obliegende Ladung zu einem verfündeten 
Termin ausnahmsweiſe nötig ift (ſ. N. 1 zu $ 218), unterbleibt die Einreichung der Ladung 
zur Zerminsbeftimmung; die Partei ladet auf den verfündeten Termin. 

3. Bei Beftimmung der Terminzzeit hat der Vorfibende die gefeklichen Minimal- 
friften ber $$ 132, 217, 262, 498, 520, 555, 8604 Abſ. 2,3, 8696 Abſ. 2 ſowie etwaige 
bejondere Anträge der ladenden Partei (vgl. $226) zu berüdfichtigen. 

Die vierundzwanzigitündige Friſt des Abf. 2 hat nur inftruftionelle Bebeutung 
ſ. N. 3 Ziff. II vor $ 214 ©. 307. 

4. Es ift Sache der betreibenden Partei, die Labung mit der Zerminseinfegung 
auf der Gerichtöfchreiberei abzuholen und für die Zuftellung zu forgen. Inſoweit eine 
Zuftellung der Ladung unter Vermittelung des Gerichtsichreibers zuläffig ift (88 166, 168, 
497, 501), bat ber Gerichtöfchreiber für Zuftellung der Ladung an den Gegner zu forgen, 
wenn nicht die Partei erflärt hat, baß fie ſelbſt einen Gerichtsvollzieher beauftragen wolle 
($ 168). 

5. Die Terminsbeitimmung fann nicht angefochten werden, auch nicht aus dem 
Grunde, baß ein anderer Tag ober eine andere Stunde zu beftimmen gemwejen wäre [OLG. 
Hamburg Redtipr. d. OLG. VII S. 295, OLG. Karläruhe eod. XI S. 181]; wohl aber 
fann ſowohl ber Kläger als der Beflagte die Verlegung bes Zermins auf einen früheren 
oder jpäteren Zeitpunkt beantragen ($ 227 Abf. 2 und gegen die Abmweifung bes Ver— 
lfegungsantraga findet die Beſchwerde ftatt, wenn ber Antrag auf Beitimmung eines 
früheren Zermined gerichtet war; vgl. N. 2 Abſ. 2 g. €. zu 5227). Gegen Ablehnung 
der Terminsbeftimmung findet Beſchwerde ftatt (arg. $ 567 Abj.1). Über querela de 
denegata vel protracta iustitia |. N. 6 vor $ 567. 

6. Zu Abſ. 3: Über „Feiertage* ſ. N. 1 zu $ 188. 


$. 217. (194.) 

Die Friſt, welche in einer anhängigen Sache zwijchen der Zuftellung der 
Ladung und dem Terminstage liegen ſoll (Ladungsfrift), beträgt in Amwalts- 
prozeſſen mindeitens eine Woche, in anderen Prozeſſen mindejtens drei Tage, 
in Meb- und Marktjachen mindeftens vierundzwanzig Stunden. 

NE. $ 214, NP. 1975, €. 18 180, €. II $ 182, €. III $ 187, M. 161, RB. 74, 538. 

1. Über die Natur der Ladungsfriften und über deren Berechnung ſ. N. 8 Ziff. I 
vor 8 214 ©. 304 und 307. Befonbere Ladungsfriſten j. $ 498, $ 604 Abi. 2,3, $ 696 
Abi. 2. Die Ladungsfriften find nicht zu beobachten, wenn Fortſetzungstermine von Amts« 
wegen bejtimmt werben (ſ. N. 1 Ziff. IV vor $ 214 ©. 308). Bei Ladungen von Amts— 
wegen (ſ. NR. 1 Ziff. V vor $ 214 8.303) find die Ladungsfriſten zu beobachten. 

2. Die Nichteinhaltung der Ladungsfrift zieht Mechtänachteile zur Sache nicht nad 
fih. Bei Nichteinhaltung kann fein Verfäumnisurteil gegen ben ausgebliebenen Gelabenen 
erlafien werben ($ 335 Abi. 1 Nr. 2); ber erjchienene Gelabene fann Vertagung bes 
Termins wegen Nichteinhaltung der Labungsfrift verlangen unb zwar auf Koſten bes 
Babenden, wenn Verſchulden vorliegt ($ 95). 


$. 218. (195.) 
Zu Terminen, welche in verfündeten Entfcheidungen bejtimmt jind, ift 
eine Ladung der Parteien nicht erforderlich. 
NE. 8 215, NE. 805, 850, €. 18 181, E. IT 8 183, €. III 8 188, M. 158 f., AB. 74, 588. 
1. Die Verkündung des Termins in der mündlichen Verhandlung erfegt die Yadung, 
auch wenn bei der Verkündung die eine oder die andere Partei oder wenn beide Parteien 
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abweſend waren (val. $ 312, $ 329 Abi. 2). Ausnahmen enthalten $ 335 Abi. 2, $ 337 
Sat 2, $ 351 Abſ. 1, $ 491 Abf. 1, $ 618 Abi. 3, dazu $ 640 Abf. 1 und $ 641 Abf. 1, 
8 670 Abi.1, $ 679 Abi. 4, 8 684 Abi. 4, $ 686 Abſ. 4; troß ber Verfündung ber Termins- 
beftimmung bat in diefen Fällen die erfchienene Partei den nicht erfchienenen Gegner zu dem 
Termine zu laden, ohne baß ber Vorfigende den Termin in die Ladung einzujeßen braucht. 

2. Bei Beftimmung eines verfünbeten Termins ift, abgejehen von den in NR. 1 
angeführten Ausnahmen, eine Labungäfrift nicht zu beobachten, da eine Ladung nicht er— 
forberlih ift (vgl. N. 1 Ziff. IV vor $ 214 ©. 303). Wegen Terminsbeftimmung nad) 
Wiedereröffnung bes Verfahrens |. N. 2 zu $ 156. 


8. 219.* (196.) 

Die Termine werden an der Gerichtäftelle abgehalten, jofern nicht die 
Einnahme eines Augenfcheins an Ort und Stelle, die Verhandlung mit einer 
am Gricheinen vor Gericht verhinderten Perfon oder eine ſonſtige Handlung 
erforderlich ift, welche an der Gerichtsjtelle nicht vorgenommen werden kann. 

Die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlichen Familien ſowie 
die Mitglieder der Fürſtlichen Familie Hohenzollern find nicht verpflichtet, 
perjfönlich an der Gerichtsitelle zu erjcheinen. Das Gleiche gilt in Anfehung 
der Mitglieder des vormaligen Hannoverjchen Königshaufes, des vormaligen 
Kurheffiichen und des vormaligen Herzoglih Naſſ — Fürſtenhauſes. 


——— E. ı8 182, € m $ 184, E. UI31 M. 160, AB. 74, Begr. d. Nov. 
&.81. In ber Nov. wurbe ber zweite Gab des "Hst. 2 eingefügt. 


1. Einen Termin aus anderen als den hier fpeziell angeführten Gründen anderswo 
als an der Gerichtsſtelle abzuhalten, ift nicht ftatthaft. Gerichtöftelle find die Arbeits- 
räume des Prozeßgerichts oder bed erfuchten Gerichts. 

2. Zu Abi. 2: Vol. EG. zur CPrO. $ 5 und EG. zum GVG.$ 5. Abf. 2 des $ 219 
gilt im ganzen Reiche. 

$. 220. (197.) 

Der Termin beginnt mit dem Aufrufe der Sache. 

Der Termin ift von einer Partei verfäumt, wenn fie bis zum Schlufje 
desjelben nicht verhandelt. 


HE. B8 150, 195, HB. 318 ff., 200 fl. 5128, „28 8 220, NP. 384 f., 455, 630, E. 1818, E. II 
$ 185, @. III $ 190, M. 161, AM. 74, 


1. Der Aufruf der Sache beiteht in ber — daß der Termin in dieſer 
Sache beginne. Der Aufruf kann erfolgen, ſobald die Terminsſtunde und, wenn der 
Termin nicht auf eine beftimmte Stunde geſetzt war, die übliche Gerichtszeit (ſ. N. 1 tt. a 
zu $ 216) angebrochen ift. ft auf vormittags neun Uhr geladen, jo fann mit dem Glocken— 
ichlage neun der Aufruf erfolgen. Der Aufruf fann nad Anbrud der Terminsſtunde bis 
zum Enbe der Gerichtözeit erfolgen. 

2. Die Verfäumung eines Zermins mit ihren folgen tritt nicht (wie nach dem 
preußifchen und dem hannoverſchen Prozekrechte) mit dem Beginne, ſondern erjt mit bem 
Scluffe bes Termins ein. Erfcheint eine Partei zwar nad) dem Beginn, aber noch vor 
dem Scluffe des Termins, jo fann fie alle ihr zuftehenben Befugniffe ausüben. Ins— 
beiondere fann in den Terminen zur mündlichen Verhandlung die nachträglich, aber noch 
vor Schluß des Termins erjcheinende Partei in die mündliche Verhandlung eintreten, wie 
wenn fie zu Anfang des Termins erfchienen wäre. Wegen des Zeitpunftes „Schluß ber 
Verhandlung” 5. $ 136 Abi. 4 und N. 5 dazu. 

Der Schluß der Verhandlung und damit die Folgen ber Terminsverfäumnis können 
vor Ablauf der Gerichtäzeit eintreten. Dies gilt auch in den Fällen, in welchen ohne An— 
gabe einer Terminsſtunde geladen ift; denn eine jolche Ladung geht auf den Beginn ber 
Gerichtäzeit. [Vgl. Schwalbach Arch. f.c. Pr. LXVI ©. 261. Unrichtig: Bolgiano Handb. 
S. 106.) 
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8. 221. (198.) 

Der Lauf einer vichterlichen Friſt beginnt, jofern nicht bei Feſtſetzung 
derjelben ein Anderes bejtimmt wird, mit der Zuftellung des Schriftſtücks, in 
welchem die Friſt feitgejett ift, und, wenn es einer folchen Zuftellung nicht 
bedarf, mit der Verkündung der Friſt. 

Der Lauf einer gefeglichen oder richterlichen Frift, deren Beginn von 
einer Zuftellung abhängig ift, beginnt mit diefer auch gegen diejenige Partei, 
welche die Zujtellung hat bewirken laſſen. 


HE. 8 181 6, OB. 305, 269, su. NE. 88 221 f., NP. 386, 666, E. LS 184, E. ITS 186, 
1 $ 191, M. 162, AP. 7 


1. Über den Begriff der unb ber richterlichen Friſt ſ. N. 3 Ziff. I vor 
$ 214 ©. 304. 

2. Zu Abſ. 1: Bei allen gejeglichen Friſten ift ber Beginn fraft Geſetzes an 
ein beſtimmtes prozeſſualiſches Ereignis gefnüpft, weshalb eine allgemeine Beitimmung über 
deren Beginn entbehrlich ift. Die Vorfchrift des Abſ. 1 betrifft nur richterliche Friſten. 
Einer Zuftellung der die richterliche Friſt feitiegenden Entſcheidung bedarf es nach $ 312, 
$ 329 Abi, 2 dann nicht, wenn die Entſcheidung verfündet worden ift. — E3 kann vom 
Gerichte beftimmt werben, daß die richterliche Friſt weder mit der Zuftellung noch mit der 
Verkündung, fondern mit einem anderen bei der Feſtſetzung beftimmten Greigniffe beginnt. 

3. Zu Abf. 2: a) Iſt der Beginn einer richterlichen oder geſetzlichen Friſt von einer 
Zuftellung abhängig, wie bei der Einſpruchs-, ber Berufungs-, der Revifions- und (in ber 
Regel) der Beichwerbefrift, jo beginnt der Lauf mit der Zuftellung nicht nur gegen die 
Partei, an die zugeftellt wird, fondern aud; gegen die betreibende Partei. Die Partei, 
welche ein für beide Parteien durch Rechtsmittel anfechtbares Urteil zuitellt, eröffnet den 
Beginn der Rechtsmittelfrift nicht bloß dem Gegner, fondern auch fich ſelbſt. Der Kläger, 
welcher gegen ben nicht erichienenen Bellagten ein Urteil erwirft, worin teilweiſe bem 
Antrage gemäß erkannt, teilweije die Klage abgewieſen worben ift, eröffnet durch Zuftellung 
des Urteils dem Bellagten die Einipruche: und fich felbit die Berufungsfriftl. — Bei Zus 
ftellung im Ausland ift der Zeitpunkt der ausgeführten Zuftellung, bei öffentlicher Zus 
ftellung der nad $ 206 Abi. 2, 3 zu berechnende Zeitpuntt, in welchem das Schriftjtüd 
ala zugeftellt gilt, auch für die betreibende Partei mahgebend. — Wirb mehreren Streit- 
genofjen an verfchiedenen Tagen zugeftellt, jo läuft nicht bloß gegenüber den einzelnen 
Streitgenoffen eine an verfchiedenen Tagen beginnende Friſt, jondern es beginnt auch gegen 
ben Zuitellenden bie Friſt, welche er fich felbit eröffnet hat, den einzelnen Streitgenofjen 
gegenüber an verichiedenen Tagen. 

b) Auf Zuftellungen von Amtswegen ift Abi. 2 des $ 221 nicht anwendbar, wohl 
aber auf Zuftellungen, die unter Vermittelung des Gerichtsfchreibers erfolgen. [Unrictig: 
Meyer Beitr. 3. E. d. DR. XXV S. 50 ff. Dagegen Kurlbaum eod. ©. 63 ff.] 


8. 222.* (200.) 

Für die Berechnung der Friſten gelten die Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 

Fällt das Ende einer Friſt auf einen Sonntag oder allgemeinen Feier— 
tag, jo endigt die Friſt mit Ablauf des nächſtfolgenden Werktages. 

Bei der Berechnung einer Friſt, welche nach Stunden bejtimmt ift, werden 
Sonntage und — Feiertage nicht mitgerechnet. 

ve ie 1 „DB. 305, 2628, 5128 f., NE. 98 223 ff., NP. 386, «. 108 185 f,, E. IT 88 187 f., 


198 f., a. 2 AB. 74, Brot. . Komm. 3. 28. gel. b. E e. BER. VI 649, Begr. 
Nov. dv. 1898. ©. 100, 


1. Zu as. 1: a) Da das BEP. $$ 186 bis 192 Vorfchriften über die Berechnung 
von Friſten enthält, konnten die Vorfchriften ber CPrO. v. 1877 $ 199, 3 200 Abf. 1 
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geftrichen und durch Verweiſung auf die Vorichriften des BGB. erjegt werben. Zufolge 
diefer Verweifung find die bezeichneten Vorfchriften des BGB. für die Berechnung der im 
Givilprozeffe vorfommenden Friſten maßgebend, und zwar nit nur für die Friften im 
engeren Sinne, fondern für alle Zeiträume, die im Laufe eines Prozeſſes bebeutiam ſind 
(vgl. N. 3 Ziff. I bis III vor $ 214). Nun find im BEP. $ 186 die Vorfchriften ber $$ 187 
bis 192 als Auslegungsvorichriften bezeichnet. Daraus folgt, daß bie bezeichneten Vor— 
ſchriften auch im Givilprozeffe nur infoweit gelten, als nicht von demjenigen, weldher die 
Friſt beftimmt, eine andere Berechnung gewollt ift. In Anfehung ber gejeßlichen Friſten 
ift das, abgejehen von einer Vereinbarung (vgl. $ 224 Abf. 1), bebeutungslos, da das Geſetz 
nirgends eine andere Art der Berechnung anordnet. Wohl aber ift es möglich, daß bei 
rihterlichen Friften (1. N. 3 Ziff. I vor $ 214 ©. 306) oder bei Vereinbarung über Friſten 
eine von den PVorichriften des BEB. abweichende Berechnung beftimmt wird. In der 
Praris wird das allerdings faum jemals gejchehen. 

b) Die Vorjchrift bes BGB. $ 187 Abi. 1 gilt für die Friften der CPrO. auch 
dann, wenn in dem Gejehe die Wendung gebraucht ift „die Frift beginnt mit dem Tage, 
an welchem“ (vgl. $ 234 Abſ. 2, $ 586 Abi. 2 Satz 1, $ 845 Abi. 2 Sat 2, $ 958 Abſ. 1 
Sak 2, $ 1044 Abſ. 2 Satz 2); denn der CPrO. v. 1877 war bei Wochen- und Monats- 
friften die Mitrechnung des Tages, in welchen das für den Anfang ber Friſt maßgebende 
Ereignis fällt, unbefannt (vgl. $ 200 alt), weshalb nicht anzunehmen ift, daß mit der be- 
zeichneten Redewendung der Beginn bes Tages ala der mahgebende Zeitpunkt im Sinne 
des BEP. $ 187 Abi. 2 beſtimmt werben follte [vgl. OLG. Dresden Redtipr. b. OLG. VI 
S. 393]. Nur, wo eine Frift mit dem Ende eines Kalendertags zu laufen beginnt (3. B. 
$ 223 Abi. 1 Satz 2, 3, $ 234 Abf. 3, $ 235 Abf. 3), iſt BGB. $ 187 Abf. 2 anzuwenden. 

2. Zu Abf. 2: Da das BEP. $ 193 nur eine FFriftverlängerung dur Sonntage 
und Feiertage für Willenserklärungen und Leiftungen enthält, mußte $ 200 Abſ. 2 der 
CPrO. v. 1877 beibehalten werden. — Über allgemeine Feiertage vgl. N.1 zu $ 188. Es 
fann ein Tag an einem Orte innerhalb des Geltungsgebiet3 der CPrO. Feiertag fein, an 
einem anderen nicht. Ob ber Tag, auf welchen das Ende einer FFrift fällt, als allgemeiner 
Feiertag zu betrachten ift, ift nach dem Landesrechte des Ortes zu beurteilen, wo die be» 
treffende Handlung, 3.8. die Zuftellung, vorzunehmen ift; vgl. jet auch den $S 193 des BGB. 
— Abi. 2 gilt für alle gejeglichen und richterlichen FFriften, mögen fie nah Tagen, Wochen, 
Monaten oder Jahren beftimmt fein, aber nicht für die jog. uneigentlichen Friften (ſ. R. 8 
Ziff. I vor $ 214 ©. 307) und auch nicht für die in den $ 206 Abi. 1,2, $ 903 
Abi. 2 und $ 914 Abf. 2 enthaltenen Zeitbeftimmungen. — Bei der Anwendung auf die 
Zwijchenfriften (1. N. 3 Ziff. I vor $ 214 S. 307) ift ber letzte Tag vor dem Termine nicht 
einzurechnen, wenn er ein Sonntag oder ein allgemeiner Feiertag ift; denn die Zwiſchen- 
frift ift zur Vorbereitung der Verhandlung beftimmt und es entipricht dem dem $ 222 
Abi. 2 zu Grunde liegenden Gedanken, dab dem Gegner die Vorbereitungszeit verlängert 
wird, wenn ber lebte Tag ein Sonn» ober ein Feiertag wäre. [So aud Strudm. Koch (8) 
N. 2, Wilm. Levy (TIN.1 zu 5200 alt, Gaupp (9) N. V3 vor $ 214, Peterfen (5) N. 4, 
Fiſcher Beitr. z. E. d. DR.XXV ©,685, OYG. Hamburg SA. XLI Nr. 233. — AM.: 
Schwalbadh Ard. f. c. Pr. LXVI ©. 265.] 

3. Zu Abi. 3: Gefegliche Friften, die nad Stunden beftimmt find, ſ. N. 3 Ziff. I 
vor $ 214 ©. 305. Auch richterliche Friſten können nad Stunden beftimmt werben. 
Stundenfriften find a momento ad momentum zu berechnen mit Auslaffung der Sonn: 
tage und der allgemeinen Feiertage. 


$. 223. (201.) 

Der Lauf einer Frift wird durch die Gerichtöferien gehemmt. Der noch 
übrige Theil der Friſt beginnt mit dem Ende der Ferien zu laufen. Fällt 
der Anfang der Friſt in die Ferien, jo beginnt der Lauf der Friſt mit dem 
Ende derjelben. 
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Die vorjtehenden Beitimmungen finden auf Nothfriften und Friſten in 
Ferienſachen feine Anwendung. 

Nothfriften find nur diejenigen Friften, welche in diefem Geſetz als jolche 
bezeichnet werden. 


HE. 4* 2.0 825 f., 5151 fi., 5165 f., NE. 8 226, NP. He E. 18187, @ I 8 189, 4&. 111 
63, SB. 74, 588 f., HE. 3. ORB. 66 fi, 695 ff. 


Blei: erh Gerichtöferien und Seien Ztſchr. F. d. CPr. VII ©. 500 fi. 


1. Wegen Gerichtöferien und Ferienſachen vgl. die $$ 201 bis 204 des GVG. Nach 
Reich3-Telegr.Gef. v. 6. April 1892 (RGBI. S. 467) $ 13 Abſ. 2 gilt der Rechtöftreit über 
Verpflichtungen, die nad) $ 12 dieſes Geſetzes bei Störung vorhandener eleftriicher Anlagen 
durch neue Leitungen entftehen, als Ferienſache. 

3u GPEG. $ 201: Am 15. Juli und 15. September find Ferien. 

Zu GPE. $ 202 Abi. 3: Die Bezeichnung als Ferienſache kann jede Partei be- 
antragen. Der Antrag fann vor Beginn der Ferien und während ber Ferien geftellt 
werben. Über ben Antrag wird regelmäßig vom Gericht entichieden. Das Gericht hat 
nad freiem Ermefjen zu erwägen, ob die Sache bejonderer Beichleunigung bedarf. Aus» 
nahmsweiſe kann ber Vorſitzende eine Sache ala Ferienſache bezeichnen. In diefem Falle 
fteht dem Gerichte die definitive Entiheibung zu; das Gericht fann die Verfügung bes Bor: 
figenben aufheben. Der Antrag auf Bezeihnung einer Sache ala Ferienſache kann nicht 
von dem Vorſitzenden, jondern nur vom Gericht abgemwiejen werben. Cine Verhandlung 
über den Antrag fann nicht angeorbnet werden. Gegen Abweifung des Antrags findet die 
Beichwerbe ftatt; die Bewilligung kann nicht angefochten werden (arg. $ 567 Abf. 1) [vgl. 
RG. 17. Sept. 1904 SA. LX Nr. 19). — Nah RE. 1. Ott. 1903 Entſch. LV Nr. 81 ©. 327 
lann der Antrag ſtillſchweigend geftellt werben. 

Zu GVEG.$ 204: Zum Bwangsvollftrefungsverfahren im Sinne des $ 204 gehört 
auch das Verfahren, welches die Erteilung des NRechtötraftzeugniffes (5 706), die einft- 
weiligen Anordnungen nad) 88 707,719, $ 732 Abſ. 2, 8 766 Abi. 1 Sak 2, $ 769 Abi. 1, 
8 770, 8 771 Abf. 3. 8 785, $ 805 Abi. 4 Satz 1, die Erteilung der Vollftredungsflaufel 
durch den Gerichtöfchreiber oder Notar ($$ 724 bis 730, 733, 738, 742, 744, 749, 8 797 
Abf. 1, 2, 3), bie im Beichlußverfahren zu erledigenden Einwendungen gegen bie Zuläjfig- 
feit der Vollftredungsklaufel ($ 732, $ 797 Abf. 2), die im Beichlußverfahren zu er- 
ledigenden Anträge, Einwendungen und Erinnerungen gegen bie Art und Weiſe ber 
Zwangsvollſtreckung oder das bei derſelben vom Gerichtövoflzieher zu beobachtende Ber- 
fahren ($ 766) betrifft, ferner das Verteilungsverfahren ($$ 872 ff.), das Verfahren bei 
Abnahme des Offenbarungseids ($$ 899 ff.) und das Verfahren, welches einen Arreft ober 
eine einftweilige Verfügung betrifft ($$ 916 bis 944). Nicht zum Zwangsvollſtreckungs- 
verfahren im Sinne des GBG. $ 204 gehören biejenigen Prozeduren, welche zwar auf bie 
Zwangsvollitrefung Bezug haben, aber nach den Vorichriften der $$ 722, 731, 767, 768, 
771 bis 774, 765, 785, 786, $ 796 Abi. 2,3, $ 797 Abſ. 4, 5, 88 805, 841, 879, 1042 
durch Klage einzuleiten find; denn formell find das felbftändige Prozeſſe. [Bgl. Wilm. 
Levy Komm. 3. GBG. (7) N. 2 zu $ 204, Gaupp (9) N. IS, KG. Berlin Ztichr. f. d. EPr. 
XIII ©. 350. — Strudm. Koch Komm. 3. GVG. (8) N. 2 zu $ 204 und Falkmann ZwV. 
(2) ©. 116 R. 9 nehmen an, daß die Prozefje über die Klagen nad) $$ 722, 1042 zum 
Vollftrefungsverfahren gehören, während fie im übrigen der oben vorgetragenen Anficht 
zuftimmen; das ift infonjequent. — Staub JW. 1888 S. 297 und Scherer Bl. f. RA. LXXII 
S.188 meinen, die Klagen nad) $$ 767,771 gehörten zum Vollſtreckungsverfahren. Speziell 
zur Klage aus $ 771 ift noch zu erwähnen, daß in der Komm. d. RT., welche über die 
Nov. dv. 1898 beriet, beantragt worden ift, die Prozefle über lagen aus $ 771, foweit fie 
fih auf bewegliche Sachen bezögen, unter die Ferienſachen einzuftellen. Diejer Antrag wurde 
in ber erften Lefung angenommen, in der zweiten aber abgelehnt (KB. 3. Nov. ©. 22). 

2. Der Lauf einer Friſt fann weder in den Ferien beginnen noch in ben Ferien 
endigen. Der Lauf einer fFrift, deren Anfang in die Ferien fallen würde, beginnt mit 
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dem erften Tage nad ben Ferien, und eine bereits im Laufe begriffene Friſt wird durch 
ben Eintritt der Gerichtäferien bergeftalt gehemmt, daß ber nod übrige Zeil der Friſt 
nah Schluß der Ferien feinen Fortlauf nimmt. Beifpiele: eine viertägige Friſt, die am 
12. Juli eröffnet wurde, folglich vom 13. Juli ab gerechnet wird, endigt mit dem Ablaufe 
des 17. September. Cine am 12, Juli beginnende einwöchige Friſt endigt mit dem Ab- 
laufe des 20. September. Cine am 20. uni beginnende einmonatige Friſt enbigt mit 
dem Ablaufe des 21. September. Eine am 1. Juli beginnende einmonatige Frift endigt 
mit dem Ablaufe des 3. Oftober, nicht des 1. Oftober; denn die Friſt würbe ohne Ge» 
richtöferien mit dem Ablaufe des 1. Auguft endigen, folglich beträgt ber Reſt 18 Tage, 
die mit dem 16. September wieder zu laufen beginnen [vgl. OLG. Dresden Ztichr. f. d. 
EPr. VII S. 100). it eine Sade von dem Gericht oder dem Vorfigenden gemäß GVBG. 
8 202 Abf. 3 als Ferienſache bezeichnet, jo wird der Friſtenlauf durch die Ferien nicht 
gehemmt. Da die Bezeichnung ala Ferienſache während ber Ferien erfolgen fann, fo ift 
ein Ruben bes FFriftenlaufs während eines Teiles der Ferien möglid; der FFriftenlauf, 
welcher gehemmt war, beginnt wieder mit der Zuftellung ber bie Bezeichnung ala Ferienſache 
ausiprechenden Verfügung an den Gegner. it die Bezeichnung einer Sache als Ferien— 
jache vom PVorfigenden verfügt und dann vom Gericht aufgehoben worden (j. NR. 1), jo 
wird die zwifchen Zuftellung jener Verfügung und dem aufhebenden Beſchluſſe Tiegende 
Zeit nicht in die Friſt eingerechnet. 

3. Das Verzeichnis der Notfriiten ſ. N. 3 Ziff. I litt. i vor $ 214 ©. 304. 

4. Die Gerichtöferien haben feinen Einfluß auf die Verehnung der Yahresfrüten 
(1. N. 3 Ziff. I vor $ 214 ©. 304 f.), der uneigentliden, db. i. für Handlungen bes Ge- 
richts beftimmten Friften (ſ. N. 3 Ziff. II vor $ 214 ©. 307) und der Beitbeftimmungen 
der $ 206 Abi. 1, 2, 8 903 Abi. 2, $ 914 Abſ. 2 (f.N.3 Ziff. III vor $ 214 ©. 308). — 
Beitritten und nicht unzweifelhaft ift, ob die in die Gerichtöferien fallende Zeit bei den 
ſog. Zwifchenfriften (vgl. N. 3 Ziff. I vor $ 214 ©. 304) einzurechnen if. Der Um: 
jtand, daß innerhalb der Zwilchenfriften feine gerichtlichen Handlungen vorzunehmen find, 
und der auf die Zwilchenfriften fchlecht paffende Wortlaut des $ 223 Abf. 1 Saß 1 („Der 
Lauf einer Frift .... wird gehemmt“) dürften für die Einrechnung ber fyerienzeit in die 
Zwiſchenfriſten ſprechen [jo Schwalbady Arch. f. c. Pr. LXVI ©. 268 und ältere Aufl. 
dief. Homm.]; aber bie herrſchende Anficht, der die Praris folgt, ift gegen die Einrech— 
nung, weil die Gerichtöferien auch den Parteien und ihren Anmälten zuftatten fommen 
follen. [So aud Strudm. Koch (8) N. 2, Wilm. Levy (7) N. 1 zu $ 201 alt, Gaupp (9) 
N.V3g.€. vor $ 214, Peterfen (5) N. 2 g. E. Pland Lehrb. IS. 505 N.14, Alerander: 
Katz Ztichr. f. d. EPr. VII S. 512 ff., OLG. Stuttgart SA. LVIII Nr. 178.] 


$. 224. (202.) 

Durch Vereinbarung der Parteien können Friſten, mit Ausnahme der 
Nothfriften, verlängert oder abgekürzt werden. 

Auf Antrag fönnen richterliche und gejegliche Friften abgekürzt oder 
verlängert werden, wenn erhebliche Gründe glaubhaft gemacht find, gejeßliche 
Friſten jedoch nur in den bejonders beitimmten Fällen. 

Im Falle der Verlängerung wird die neue Friſt von dem Ablaufe der 
vorigen Friſt an berechnet, wenn nicht im einzelnen Falle ein Anderes be— 


ſtimmt iſt. 
HE. 88 188 f., 192, HP. 327 f., 5158 ff., NE. 88 298 f., MP. 382 ff., 667, E. Iß 188, E. II $ 190, 
E. II $ 195, M. 164, EB. 75, 584 f. 


1. Der $ 224 und ber mit ihm zufammenbängende $ 225 gelten nur in Anjehung 
ber eigentlichen Friſten (ſ. N. 3 Ziff. I vor $ 214 ©. 304 ff.). Eine Verlängerung oder 
Abkürzung der uneigentlihen Friſten (1. N. 3 Ziff. II vor $ 214 ©. 307) und der in 
$ 206 Abf.1,2, $ 903 Ab. 2, 5914 Abf. 2 enthaltenen Zeitbeftimmungen (ſ. N. 3 Ziff. III vor 
5 214 S. 308) kann weder vereinbart noch auf Antrag von dem Gerichte bewilligt werden. 
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2. Zu Abſ. 1: Die Vereinbarung kann jchriftlih, mündlich oder durch konkludente 
Handlungen erfolgen. Einer gerihtlihen Genehmigung ober einer Anzeige bei Gericht 
bebarf es nicht zur Gültigkeit der Vereinbarung. Die Prozebbevollmäcdtigten können bie 
Verlängerung und die Abkürzung ber Friſten vereinbaren; bieje Befugnis fann ihnen nicht 
mit Wirkung dem Gegner gegenüber entzogen werben (arg. $ 81, $ 83 Abf. 1). 

Das Verzeichnis der Notfriften ſ. N. 3 Ziff. Ilitt.i vor $ 214 ©. 304, Die Ber- 
einbarung der Parteien, dab bie zur Eröffnung der Notfrift erforderliche Zuftellung nicht 
vor einem gemwiffen Seitpunft erfolgen folle, hat nicht die Kraft, ben Beginn und ben 
Lauf der Notfrift zu Hindern, wenn ber Vereinbarung entgegen vor jenem Zeitpunkte zu» 
geftellt wird. 

Durch befondere Vorfchriften ($ 234 Abf. 2 und $ 554 Abi. 2 Sa 2) ift die Ver- 
längerung der Reftitutionsfrift und ber Friſt zur Revifionsbegründung ausgeſchloſſen. 
Wegen Anwendung bed $ 234 Ab. 2 auf bie Friſt des $ 235 Abi. 3 |. N. 4 zu $ 235. 
Die in $ 664 Abi. 1, $ 684 Abf. 1 bejtimmten Friften können nicht durch Vereinbarung 
verlängert oder abgekürzt werden; vgl. N. 2 zu $ 664. 

3. Zu Abi. 2: Über den Unterfchied zwiichen gefeßlichen und richterlichen Friften 
ſ. N. 3 Ziff. I vor $ 214 ©. 304. Alle richterlichen Friſten können auf Antrag abgekürzt 
oder verlängert werden. Die gejeglichen fyriften können nur abgefürzt oder verlängert 
werben, wenn Dies * Geſetze beſonders beſtimmt iſt. Solche beſondere Beſtimmung findet 
ſich in $ 134 Abſ. 2, wo Verlängerung und Abkürzung geftattet, und in $ 226, wo Ab— 
fürzung geftattet ift. — Was erhebliche Gründe find, hat das Gericht nad) freiem Er— 
meffen zu beurteilen. Wegen Glaubhaftmahung f. $ 294. — In den Rechtäftreitigfeiten, 
welche über eleftriiche Anlagen auf Grund bes RG. über das Telegraphenmweien v. 6. Apr. 
1892, RGBl. ©. 467, $ 12 entftehen, ift nach $ 13 dieſes Gejeßes das Verfahren zu be» 
ichleunigen, woraus fid) eine Begünftigung der Friftablürzungsanträge ergiebt. 

4. Zu Abi. 3: Die Vorfchrift gilt ſowohl für Friftverlängerung durch Vereinbarung 
als für folche durch gerichtliche Enticheidung. Sie ftimmt mit dem BEB. $ 190 überein. 


$. 225. (203.) 
Ueber das Gejuh um Abkürzung oder Verlängerung einer Friſt kann 
ohne vorgängige mündliche Verhandlung entjchieden werden. 
Die Abkürzung oder wiederholte Verlängerung darf nur nach vor— 
gängigem Gehör des Gegners bewilligt werden. 
Eine Anfechtung des Bejchlufjes, durch welchen das Geſuch um Der: 
längerung einer Friſt zurückgewieſen ift, findet nicht ftatt. 


DE. 8 101, SB. 334 ff., —86 NE. 8 230, NE. 390, 612, 667, 1679, 1721, 1787, E. IE 189, 
€. m 8 ı9ı, €. 18 M. 164 75. 


1. Das Geſuch [= Antrag, J Fitting Ztichr. f.d. EPr. VII S. 231] um Abkürzung 
oder Verlängerung einer Frift fann ſowohl fchriftlich wie auch gelegentlich einer münd— 
lihen Verhandlung mündlich angebradht werden. Zu Protofoll des Gerichtsſchreibers lann 
das Geſuch nur im Verfahren vor den Amtsgerichten angebracht werden. Über das Geſuch 
entſcheidet das Gericht, nicht der Vorſitzende. Zwei Ausnahmen: $ 134 Abſ. 3 und $ 226 
Abſ. 3. Wegen des Verfahrens |. N. 5 zu $ 128. 

2. Das Geſuch um die erfte Verlängerung einer Friſt klann ohne vorgängiges Gehör 
bes Gegners bewilligt und abgewiefen werben. Jedes Gefucd um wiederholte Verlängerung 
lann ohne vorgängiges Gehör des Gegners abgewiejen werden; dagegen fann das Geſuch 
um twieberholte Verlängerung nur nad vorgängigem Gehöre bes Gegners bewilligt werben; 
wiederholte Verlängerung ift auch in Frage, wenn eine Verlängerung vorher vereinbart 
war. — Das Geſuch um Abkürzung einer Friſt fann ohne Gehör des Gegners abgewieſen, 
aber nicht ohne Gehör des Gegners bewilligt werden. Eine Ausnahme gilt für die Friſten 
bes $ 226 Abi. 1 nad) $ 226 Abſ. 3. Der Gegner kann in mündlicher Verhandlung gehört 
oder zu ſchriftlicher Erflärung aufgefordert werben. 
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3. Der Beichluß, durch welchen das Geſuch um Abkürzung einer Friſt zurüdgewiejen 
wird, ift nad $ 567 Ubi. 1 durch Beſchwerde anfechtbar. Der Beſchluß, dur welchen 
das Gejuh um Abkürzung oder Verlängerung bewilligt wird, ift nicht jelbftändig anfecht- 
bar, auch nicht, wenn ber Vorfchrift des Abi. 2 zuwider der Gegner nicht gehört wurbe 
[vgl. Schulgenftein Ztichr. f. d. EPr. XV ©. 405 ff., OLG. Hamburg SU. LVI Rr. 16]; ba 
diefer Beichluß bei Anfechtung des Enburteild der Beurteilung der höheren Inſtanz unter- 
liegt (arg. $$ 512, 548), ift faum von praftifcher Bedeutung. Der Beichluß, burdh welchen 
ein Geſuch um Friſtverlängerung zurückgewieſen wird, ift unanfechtbar. 


$. 226. (204.) 

Einlafjungsfriiten, Ladungsfriften ſowie diejenigen Friſten, welche für 
die Zuftellung vorbereitender Schriftiäge beitimmt find, können auf Antrag 
abgekürzt werden. 

Die Abkürzung der Einlaffungs: und der Yadungsfriften wird dadurch 
nicht ausgejchloifen, daß in Folge der Abkürzung die mündliche Verhandlung 
durch Schriftjäße nicht vorbereitet werden kann. 

Der Vorfiende kann bei Beftimmung des Termins die Abkürzung ohne 
borgängiges Gehör des Gegnerd und des ſonſt Betheiligten verfügen; diefe 
Verfügung ift dem Betheiligten abjchriftlich mitzutheilen. 


SE. 8 190, OR. m. NE. 8231, NP. 389, 585, E. 181%, E. II $ 192, E. III $ 197, 
. 164, 8 


1. Verzeichniffe der Einlafiungs-, der Ladungs- unb der für bie Zuftellung vor: 
bereitender Schriftfäße beftimmten Friſten ſ. N. 3 Ziff. I Abf. 2 litt. d bis f vor $ 214 ©. 304. 

2. Die Abkürzung der in Abf. 1 bezeichneten Friſten kann nur auf Antrag erfolgen. 
Auf den Antrag findet N. 1 zu $ 225 entiprechende Anwendung. Der Antragiteller muß 
das Gejuch begründen. Glaubhaftmahung der Gründe ift zwar nicht, wie in $ 224, vor« 
geichrieben; aber der Vorfikende oder das Gericht hat immerhin zu würdigen, ob die vor» 
gebrachten Gründe nicht aus der Luft gegriffen find. 

3. a) Wird der Antrag auf Abkürzung gelegentlich eined Gefuhs um Beitimmung 
bes Termins geftellt (vgl. $$ 216, 261), jo fteht die Enticheidung dem PVorfigenden zu. 
Diefer fann vor ber Enticheidung den Gegner ober den fonft Beteiligten, 3. B. den Neben 
intervenienten oder mittelbaren Befiker im Falle bes $ 76, hören, indem er ihm Gelegen- 
beit zu Schriftlicher oder mündlicher Außerung gewährt; er fann aber aud ohne Gehör 
des Gegners x. die Abkürzung verfügen oder den Antrag abweifen. Die Verfügung, 
welche dem Antrage ftattgiebt, erfolgt gleichzeitig mit der Terminsbeftinimung und ift von 
dem Antragfteller dem Gegner oder dem fonft Beteiligten abichriftlich mitzuteilen; für bie 
Mitteilung ift die Form der Zuftellung nicht erforderlich; vgl. N. 2 vor $ 166. Wird 
die Mitteilung unterlaffen, fo tritt die Rechtslage ein, wie wenn bie Abkürzung nicht 
erfolgt wäre. Die Verfügung, welche den Antrag abweift, ift dem Antragfteller von Amts» 
wegen zuauftellen, wenn fie nicht verfünbet worden ift ($ 329 Abf. 3). 

b) Wird der Antrag auf Abkürzung geftellt, nachdem der Vorfigende auf eine Ladung 
bereits Termin bejtimmt bat, jo fteht die Enticheidung nicht mehr dem Vorſitzenden, jon- 
dern dem Gerichte zu. Ebenſo verhält es fi, wenn das Gericht die Verlegung eines 
Zermins, die Vertagung einer Verhandlung oder die Anberaumung eines Termins zur 
Fortſetzung der Verhandlung beichließt und der Antrag auf Abkürzung einer Zwiſchenfriſt 
aus Anlaß eines folchen Beſchluſſes geftelt wird. Iſt der bie Abkürzung bewilligende 
Beichluß des Gerichts nicht verkündet worden, jo finbet auf deffen Mlitteilung an den 
Gegner oder ben fonft Beteiligten litt. a Anwendung. Sit aber ber Beichluß verfünbet 
worden, jo bedarf es der Mtitteilung nur, wenn troß ber Verklündung bes Termins eine 
Ladung bes Gegners erforderlich ift; wann dies der Fall ift, ift aus N. 1 Sa 2 zu $ 218 
erfichtlih. — Der Beſchluß, welcher den Antrag abweilt, ift dem Antragiteller von Amts» 
wegen zuauftellen, wenn der Beichluß nicht verfündet worden ift ($ 329 Abi. 3). 
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4. Gegen bie den Abkürzungsantrag abweifende Entſcheidung ift einfache Beſchwerde 
zuläffig ($ 567 Abſ. 1); die bewilligende Entjcheidung ift nicht felbftändig anfechtbar. 


$. 227. (205.) 
Die Parteien können die Aufhebung eine Termins vereinbaren. 
Wird die Verlegung eines Termins beantragt, fo finden die Bejtimmungen 


über Verlängerung einer Friſt entjprechende Anwendung. 


DE. 88 188, 191, HB. 327 ff., — 5158 ff., NE. 8 232, MP. ass f., E.1$ 191, E. IT $ 198, 
€. 1 8 198, . 164, KB. 7 


1. Zu Abi. 1: „Aufhebung“ eines Termins ift die Befeitigung eines bejtimmten 
Termins, woburd die Verlegung eines Termins, die Vertagung ber Verhandlung oder bie 
Anberaumung eines Termins zur Fortſetzung der Verhandlung veranlaßt werben kann. 
Die Aufhebung eines Termins fann in jedem Stadium beö Verfahrens, ed kann bie Auf» 
bebung von Terminen jeder Art, auch ber zur Bemeisaufnahme beftimmten, vereinbart 
werben. Das ergiebt fich ſowohl aus der allgemeinen Faſſung des $ 227 Abf. 1 als au 
daraus, daß nach $ 251 Abi. 1 die Parteien in jedem Stadium bes Verfahrens vereinbaren 
fönnen, daß das Verfahren ruhen folle; biefe weiter gehende Befugnis ſchließt die Befugnis 
zur Aufhebung bes Termins in fih. — Eine form der Vereinbarung ift nicht vor— 
geichrieben; die Vereinbarung fann daher jchriftlih, mündlich oder durch fonflubente Hand: 
lungen erfolgen. Die Vereinbarung bedarf zu ihrer Gültigfeit nicht ber Anzeige bei 
Gericht. Wird die Aufhebung eines zur Bemweisaufnahme beftimmten Termins vereinbart, 
fo ift eine Anzeige bei Gericht iniofern erforberlich, ala ſonſt das Gericht die Beweis— 
aufnahme auch bei Nichterfcheinen der Parteien bewirken würbe ($ 367 Abf. 1). — Die in 
GRG. $ 48 vorgefehene Strafgebühr fann bei einer Vereinbarung über Aufhebung bes 
Zermind nicht erhoben werden [RG. 30. April 1884 Beitr. 3. Ed. DR. XXVIII 8.1179, 
7. Dez. 1887 DB. f. RU. IX Erg.Bb. ©. 206 ff.J. 

2. Zu Ab. 2: Über den Begriff „Verlegung“ eines Termins vgl. R.1 zu $ 228. 
Erſucht die betreibende Partei den Vorfigenden um eine Änderung des Termins, bevor 
dem Gegner bie Terminsbeftimmung zugeftellt worden ift, jo handelt es ſich nicht um eine 
Zerminsverlegung im Sinne des $ 227 Abi. 2; ein folches Erſuchen fann von kurzer 
Hand bewilligt werden. 

Die entiprechende Anwendung der Vorfchriften des $ 224 Abi. 2 und des $ 225 auf 
die Terminsverlegung ergiebt: Die Verlegung ift zu bemilligen, wenn erhebliche Gründe 
glaubhaft gemacht werden. Über das Geſuch kann ohne mündliche Verhandlung entjchieden 
werden. Die Enticheidung ift Sache des Gerichts (ſ. N. 2 litt. a zu $ 228), die Beftimmung 
des neuen Termind Sache des Vorfigenden. Das erfte Geſuch fann ohne Gehör, ein fol« 
gendes nur nach Gehör des Gegners bewilligt werben. Zur Zurüdweifung des erften unb 
eines folgenden Verlegungsgeſuchs ift Gehör des Gegners nicht erforderlih. Durch Ver— 
legung eines dem Gegner bereit? befannt gegebenen Termins auf einen früheren Tag 
fommt ftets eine Abkürzung der Friſt heraus, welche fi) nad der bisherigen Termins- 
beftimmung als Zwifchenfrift bis zu dem Termine ergab. Daher ift auf ben Antrag, 
durch welchen eine Vorverlegung bes Termins verlangt wird, auch die Vorſchrift bes 
8 225 Abf. 2 anwendbar, wonach die Bewilligung nicht ohne Gehör des Gegners erfolgen 
darf [vgl.Strudm. Koch (8) N.2, Wilm. Levy (7) N.2 zu 8205 alt, Gaupp (9) N.II2, Peterfen 
(5) NR.4;3 — aM.: H. Meyer Prozekpraris $ 59 N.8]. — Die Entiheidung, durch welche 
ein Gefuh um Verlegung eines Termins bewilligt wird, ift nicht felbjtändig anfechtbar 
[RG. 17. März 1884 Entf. XV Nr. 119 6.422, 4. Febr. 1889 SA. LIV Nr. 182]; fie 
unterliegt der Beurteilung des höheren Gerichts (arg. $$ 512, 548), was aber feine praf- 
tiiche Bedeutung hat. ine Anfechtung der Enticheidung, durch welche das Gejuh um 
Verlegung des Termins auf einen jpäteren Tag zurückgewieſen wird, findet nicht ftatt 
(arg. $225 Abſ. 3); dagegen ift die Zurückweiſung eines VBorverlegungsantrags ebenfo wie 
die Zurüdweifung eines Friftabfürzungsantrags (vgl. N. 3 zu $ 225) dur Beſchwerde 
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anfechtbar [vgl. die cit. Komm. fowie RG. 11. Juni 1903 Entid. LV Nr. 26 S. 99, bay. 
ob. 26. BL. f. RU. LXII ©. 403; — aM.: 9. Meyer Prozehpraris $ 59 N. 8, OLG. 
Preslau SA. LI Nr. 138]. 
$. 228. (206.) 
Die Verlegung eines Termins, die Vertagung einer Verhandlung und die 
Anberaumung eines Termins zur Fortſetzung der Verhandlung fann auch von 


Amtswegen erfolgen. 


HE. 8 191, HP. 355, RE. 8 232, NP. 389 ff., 455, E. 1 8 191, E. IT 8 194, E. IIT 8 199, M. 158, 
164, ER. 75, 535. 


1. Verlegung eines Termins ift die Änderung ber Termingzeit (gewöhnlich des 
Terminstags, möglicherweiie auch ber Zerminsftunde) vor dem Termine. Bertagung 
einer Verhandlung ift die BVerichiebung des Termins auf fpätere Zeit, welche in dem 
Termine nad Aufruf der Sadhe vor oder nad Gtellung ber Anträge, aber vor Ein= 
tritt in die weitere Verhandlung erfolgt. Anberaumung eines Termins zur Fort— 
fegung der Verhandlung ift die ZTerminsbeitimmung, welde in dem Zermine nach 
einer über Stellung der Anträge hinausgehenden Verhandlung unter Abbruch der VBerhand- 
lung erfolgt. 

2. a) Die Verlegung eines Zermins, die Vertagung einer Verhandlung und ber 
Abbruch einer Verhandlung fann niemals vom Vorfigenden, jondern nur von dem Gerichte 
beichlofjen werben; dem Vorſitzenden fteht immer nur die Beitimmung der Terminszeit zu 
($ 216 Abſ. 2). Nach dem ganzen Syſteme der CPrO. find Enticheidungen, joweit fie nicht 
bem BVorfigenden ausbrüdlich zugewielen find, Sache bes Gerichts. Daß die Verlegung 
eines Termins durch das Gericht zu befchlieken ift, geht auch aus $ 227 Abf.2 verb. mit 
$ 225 hervor (vgl. a. norbd, Prot. S.390). Daß die Vertagung von dem Gerichte zu 
beichließen ift, wird burch $ 272 Abi. 2 beftätigt, injofern hier gejagt ift, daß die mıt der 
Vertagung zu verbindende Beitimmung der Friſten für den Schriftenwechſel durch das 
Gericht erfolgt (vgl. a. norbd. Prot. 8.445). Dak der Vorfigende ohne Gerichtsbeſchluß 
die Verhandlung abbredden fann, ift aus feiner Prozebleitungsbefugnis ($ 136) nicht zu 
folgern. [So auch Wilm. Leny (7) N. 1 zu $ 206 alt und Peterſen (5) R.2. Nach Strudm. 
Koch (8) N. 1 und Gaupp (9) N. IL foll der Abbruch der Verhandlung dem Vorſitzenden 
zuftehen; ähnlich Pland Lehrb. I S.157 N. 31 mit S. 512 N. 60.] 

b) Die Verlegung eines Termins, die Vertagung einer Verhandlung und der Ab: 
bruch der Verhandlung mit Anberaumung eines Termins zur FFortjegung können von 
Amtöwegen und aus beliebigen Gründen beichlofjen werden. Der Verlegungsbeſchluß 
ift beiden Parteien ſowie dem etwa beteiligten Dritten (Nebenintervenienten, Zeugen, Sad: 
verftändigen) von Amtswegen zuguftellen ($ 329 Abi. 3). Der Bertagungsbeichluß ſowie 
ber Beihluß auf Anberaumung eines Termins zur Fortſetzung der abgebrocdhenen Verhand- 
lung find zu verkünden. Einer Ladung zu dem fpäteren Termine bedarf es nur in ben 
in N. 1 Sa 2 zu $ 218 bezeichneten Ausnahmefällen. Gegen die Beichlüffe findet feine 
Beichwerbe ftatt, da fein Geſuch zurückgewieſen ift, arg. $ 567 Abf. 1 [RG. 17. März 1884 
Entih. XV Nr. 119 ©. 422]. Die Beihlüffe unterliegen der Beurteilung des höheren 
Gerichts (SS 512, 548), was aber feine praftiihe Bebeutung hat. 

3. Über Verlegung eines Termins auf Antrag ſ. $ 227 Abi. 2. Auch die Ber- 
tagung einer Verhandlung und der Abbruch der Verhandlung mit Anberaumung eines 
Fortſetzungstermins fann auf Antrag beichlofien werben. Das folgt aus den Worten 
„aud von Amtöwegen“ in $ 228, 

Der Antrag auf Bertagung oder auf Abbruch der Verhandlung und Anberaumung 
eines Fortſetzungstermines fann nur in bem Termine geftellt werden. Iſt der Gegner 
erjchienen, jo ift er über ben Antrag zu hören. Erklärt er fi einverftanden mit der Ver— 
tagung, Jo liegt eine Vereinbarung über Aufhebung bes Termins vor, in welchem Falle $ 227 
Abi. 1 in Betracht kommt; es bedarf daher feiner Entjcheidung bes Gerichts über den 
Vertagungsantrag, fondern nur ber Beitimmung eines neuen Termind durd den Vor— 
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figenden. Entiprechend verhält es fich, wenn fich der Gegner mit bem beantragten Ab» 
bruche der Verhandlung einverftanden erklärt. — Die Entſcheidung erfolgt durch Beichluß. 
Der Beihluß und eventuell die Beitimmung des neuen Termins ift zu verkünden (arg. 
$ 329 Abf. 1). Einer Ladung zu dem neuen Termine bedarf es nur in den in N.1 Sa 2 
zu $ 218 bezeichneten Fällen. Gegen ben Beichluß, welcher dem Antrage ftattgiebt, findet 
feine Beſchwerde ftatt (arg. $ 567 Abj. 1) [bay. ob. LG. BL. f. RA. LXIIS. 383]; er unter: 
liegt zwar der Beurteilung bes höheren Gerichts ($$ 512, 548), das ift aber ohne praf- 
tiihe Bedeutung. Der ben Antrag abweiſende Beihluß kann nicht mit Beichwerde an- 
gefochten werben (arg. $ 567 Abi. 1), weil die Enticheidung eine vorgängige mündliche Ver» 
handlung erfordert [im Ergebnis ebenjo: Strudm. Koch (8) N. 2 zu $ 227, Gaupp (9) 
N. III, Peterfen (5) N. 5 zu $ 227, RG. 30. Dez. 1905 Entſch. LXII Nr. 52 ©. 207]; 
nur, wenn die Dertagung auf Grund bes $ 335, alfo bei PVerfäumnis des Termins 
durch den Gegner, beantragt worden ift, ift Beichwerbe zuläffig, weil in dieſem Falle 
feine mündliche Verhandlung über den Antrag ftattfindet [vgl. NG. 25. April 1889 
Entih. XXI Nr. 88 ©. 366; übrigens geht die Begründung dieſer Entjcheidung 
infofern fehl, als fie die Zuläffigfeit der Beſchwerde daraus berleitet, dab dieſer Ver— 
tagungsantrag vor dem Eintritt in die Verhandlung geftellt werden kann. Wäre die 
Begründung zutreffend, jo würde ſich daraus die Zuläffigfeit der Beſchwerde gegen bie 
Abweifung jedes Vertagungsantrags ergeben, denn jeder Vertagungsantrag fann vor 
dem Eintritt in die mündliche Verhandlung geftellt werden] Someit feine Beſchwerde 
ftattfindet, fommen bie 88 512, 548 zur Anwendung, was aber jelten praftiiche Be— 
deutung haben wird. Übrigens hat das RG. in einem U. v. 12. Dez. 1895 Entſch. XXXVI 
Nr. 101 S. 398 die Revifion deswegen für begründet erachtet, weil, entgegen einem 
Antrag auf Anberaumung eines Fortſetzungstermins, ohne weitere Verhandlung entjchieden 
wurde, ohne daß bie Sache genügend geflärt war. 
$. 229. (207.) 

Die in diefem Titel dem Gericht und dem Vorfigenden beigelegten Be- 
fugnifje jtehen dem beauftragten oder erjuchten Richter in Bezug auf die von 
diefen zu bejtimmenden Termine und Friſten zu. 

HE. 8 191, NE. 3 233, NP. 390, €. 18 192, €, II $ 195, €. III $ 200, KB. 75. 

1. Wegen des Unterichieds zwijchen einem beauftragten und einem erjuchten Richter 
ſ. N. 4 litt.a zu $ 78. 

2. Wegen Beichwerbe gegen eine Enticheidung des beauftragten oder erſuchten Richters 
ſ. $ 576 Abſ. 1, $ 577 Abj. 4. 


Vierter Titel. 
Folgen der Verſäumung. Wiedereinjehung in den vorigen Stand. 


Zur Erreihung bes Prozeßzwecks ift es nötig, dab das Geſetz an die Unterlafjung 
von Prozeghandlungen innerhalb der für prozefjuales Handeln überhaupt oder für einzelne 
Prozeßhandlungen gelegten Zeitgrenze gewiſſe Rechtsfolgen anfnüpft, die man ala Folgen 
der Berjäumung (im weiteften Sinne des Wortes) bezeichnet. Man nennt diefe Folgen 
nah althergebracdhter Terminologie Nechtönachteile (jo die Mot. 3. E. III ©. 165, vgl. a. 
Wetzell Syſt. (3) $ 49), auch wohl Ungeborjamsftrafen, weil fie regelmäßig die prozeffua- 
liihe Lage des Säumigen verfchlechtern. Die Verfäumnisfolgen find aber nicht auf eine 
Verpflichtung der Parteien zu prozeſſualiſchem Handeln, jondern darauf zurüdzuführen, 
daß die Parteien und die fonft Beteiligten mit Prozekhandlungen ausgefhloffen werben, 
wenn fie die Handlungen nicht rechtzeitig vornehmen (Prinzip der Vermwirfung oder 
Präflufion). [Bal. Bülow Arch. f. civ. Pr. LXIV S. 535 ff. Unridtig: v. Ganftein Ztiſchr. 
f. d. EPr. XVI ©. 56 ff.] Der lehte Grund diefer Ausſchließung ift die Notwendigkeit 
einer Ordnung bes Verfahrens, 

%. Seuffert, Civilprozehorbnung I. 10, Aufl, 21 
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Das Gefeß unterfcheidet zwiichen den Folgen der Terminsverfäumnis (totaler Ver— 
fäumnis) und den Folgen ber Verfäumung einzelner Prozekhandlungen (partieller Ver— 
fäumnis). Jene find in ben $$ 330 ff., $ 351 Abf. 2, $ 542 beftimmt; der Rechtsbehelf 
zur Aufhebung der Folgen dieſer Verfäumnis ift der Einſpruch (55 338 ff.). Die zur 
münblichen Verhandlung beftimmten Termine find in dem Sinne peremptoriih, dab auf 
die erite Labung hin die Verfäumnisfolgen eintreten. Ausnahmen: $ 351 Abi. 2, $ 618 
Abi. 2, dazu $ 640 Abi. 1, $ 641 Abf. 1, $ 670 Abf. 1, $ 679 Abi. 4, $ 684 Abi. 4, $ 686 
Abi. 4. Eine Wiedereinjegung gegen Terminsverfäumung kennt bie CPrO. nicht, wohl 
aber bie KO. $ 165. 

Don den Folgen totaler und partieller Berfäumung handeln bie $$ 230, 231. Bes 
fondere Verfäumnisfolgen |. NR. 2 zu $ 230. In $ 231 wird die Notwendigkeit einer An— 
drohung der Verfäumnisfolgen verneint und deren Eintritt im Allgemeinen unabhängig 
von einem Parteiantrage gemacht. Wegen der Ausnahmen ſ. N. 1 zu $ 231. 

Die $$ 232 bis 238 enthalten die Grundfäße über Wiedereinjegung in den vorigen 
Stand gegen den Ablauf von Friſten. Nur gegen den Ablauf von Rotfriften ift Wieber- 
einfegung möglid. Die Wiedereinfeungsgründe find auf ein enges Maß eingefchränft. 


$. 230. (208.) 
Die Verfäumung einer Prozeghandlung hat zur allgemeinen Folge, daß 


die Partei mit der vorzunehmenden Prozekhandlung ausgejchlofjen wird. 
HE. Ri 133, 194, HP. 338, 6650, NE. 88 284, 305, NB. 391f., €. 1819, E. 18 1%, €. IU 
5 


1, M. 169, KB. 75. 
1. In den Motiven 3. E. III ©. 169 ift hierzu bemerft: 


„Die rechtlichen Folgen der Berjäumung einer Prozeihandlung find teil allgemeine, 
teild bejondere. Der $ 201 [d. Entw. — 230 db. Gej.]) behandelt nur die erfteren und 
ipricht in abstracto aus, welche Folgen e8 habe, wenn eine Partei eine befristete prozefjuale 
Einzelhandlung oder einen Termin verabjäumt, bezw. eine Prozeghandlung während der münd- 
lihen Berhandlung ganz; oder partiell unterläßt. Verſäumung und Berweigerung find völlig 
gleichgeftellt. Daß dieſe Folgen darin zu beftehen haben, daß die Partei (neben der Ver— 
pflichtung zum Erjage der durch die Verſäumung entftehenden Koften $$ 88, 208, 299 [d. Entw. 
— 95, 238, 344 d. Gej.]) mit derjenigen Prozeßhandlung ausgeichlofien wird, welche innerhalb 
ber betreffenden Friſt vorzunehmen war, ijt bereits beftehendes Prozeßrecht in Deutichland.“ 

2. Befondere Folgen ber Perfäumung find: 

1) Begründung der Zuftändigfeit, wenn ber Beflagte, ohne die Unzuftändigfeit zu 

rügen, zur Hauptſache verhandelt, nad) $ 39; 

2) Berluft der Befugnis der mit dem Bevollmächtigten erfchienenen Partei, die that« 
fächlichen Erflärungen des Bevollmächtigten zu widerrufen, nad $ 85 Saf 2; 

3) die Anordnung der Rüdgabe der Sicherheit im falle des $ 109 Abi. 2; 

4) die absolutio ab instantia oder die Verwerfung des Nechtsmittels, wenn bie 
Sicherheit für die Prozekfoften nicht geleiftet ift, nah 5 113 Satz 2; 

5) bie Fiktion des Zugeftändniffes von Thatſachen in $ 138 Ab. 2, $ 239 Abi. 4, 
$ 301 Abf. 1, 8 351 Abf. 2, $ 542 Abf. 2, insbeſondere die Annahme der Echt- 
beit einer Urkunde in $ 439 Abi. 3, als Folge bes Nichtbeitreiteng; 

6) die Zuläffigkeit der Aufnahme des Verfahrens nad Ablauf ber zur Erhebung 
ber Nichtigkeitöffage beftimmten Frift nah $ 151 Saß 2; 

7) die Zuläffigfeit der Zuftellung durch Aufgabe zur Poft nad) $ 175 Abi. 1 Saß 2; 

8) die Annahme, dab das Verfahren aufgenommen fei, im Falle bes $ 244 Abi. 2 
Sah 2 als Folge des Unterbleibens der Beftellung eines neuen Anwalts; 

9) das Ruhen des Verfahrens als Folge des Ausbleibens beider Parteien in einem 
zur mündlichen Verhandlung beitimmten Termine nah $ 251 Abi. 2; 

10) die Annahme der Einwilligung des Beklagten in die Änderung der lage, wenn 

er, ohne der Änderung zu widerſprechen, fi in einer mündlichen Verhandlung 
auf die abgeänderte Klage eingelafien hat, nach $ 269; 
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11) der Verluſt der Befugnis, die Verlegung gewiſſer Prozebnormen zu rügen, nad) 
8 295; 

12) die Abweifung der Stlage nad $ 330, bie Vermwerfung ber Berufung nad) $ 542 
Abf. 1 verb. mit 8 330 und ber Revifion nad) $ 557 verb. mit $ 330 bei Aus— 
bleiben bes Klägers, des Berufungs- und des Revifionsflägers; 

13) die Verwerfung bed Einſpruchs nah $ 345; 

14) die Annahme der Eidesverweigerung nad) $ 452 Abi. 2, $ 465 (vgl. a. $$ 465, 472); 

15) die Annahme, daß die zuläffigerweife beantragte Beweisaufnahme das in Aus» 
ficht geftellte Ergebnis gehabt habe, bei Ausbleiben des Berufungsbeflagten nad 
8 542 Abſ. 2; 

16) das Erlöfchen der Wirkungen der Nechtöhängigfeit nad den $$ 697, 701; 

17) die Fortſetzung der Zwangsvollitredung nad $ 769 Abf. 2 Sap 2; vgl. $ 771 
Abi. 3, 88 785, 786, $ 805 Abi. 4; 

18) die Ausführung des ZTeilungsplans nad) $ 878 Abi. 1 Sak 2; 

19) der Ausspruch, daß der Widerfpruch gegen den Teilungsplan ala zurüdgenommen 
anzufehen ſei, nach $ 881; 

20) die Entlaffung des Schuldners aus der Haft nadı $ 911 Sa 3; 

21) die Aufhebung des Arreftes nad) $ 926 Abſ. 2, vgl. auch $ 934 Abf. 2; 

22) die Aufhebung der einftweiligen Verfügung nad $ 942 Abi. 3; 

23) die Ernennung der Schiebsrichter durch das Gericht nad) $ 1029 Abi. 2; 

24) die im Aufgebotöverfahren nad) $ 964 Nr.1, $ 981, $ 987 Abi. 2, 88 988, 995, 
$ 997 Abi. 1 Sa 2, $$ 998, 1001, $ 1002 Abi. 6, $ 1008 Saß 2 eintretenden 
Folgen. 

Auch diefe Verfäumnisfolgen laffen fich auf das Prinzip ber Verwirkung (Präflufion) 
zurüdführen, vgl. die N. vor $ 230. — Anderer Art find die in $ 427, $ 441 Abſ. 3 Satz 3, 
8 619 Abi. 3, $ 840 Abſ. 2, $ 853, $ 854 Abf. 1 Satz 1, $$ 833 bis 890, 8 901 aufgeftellten 
Folgen der Nichterfüllung prozekrechtlicher ($ 423, $ 619 Abi. 3, $ 840 Abſ. 2, $ 901) oder 
materiellrechtlicher ($$ 422, 883 bis 890) Verpflichtungen. 

3. Die allgemeinen Verfäumnisfolgen treten, ſoweit nicht im Geſetz ein anderer Zeit 
punkt beftimmt ift (ſ. 44 Abſ. 4, $ 76 Abi. 1, $ 274 Abſ. 1, $ 354, $ 367 Abf. 2, $ 374 
(402), 8 433, $ 528 Abf. 1), erſt mit dem Echluffe der mündlichen Verhandlung, alfo bei 
mehreren aufeinander folgenden Terminen mit dem Schluffe der legten mündlichen Ber- 
handlung ein, auf welde das Urteil (End», Zeil-, Zwifchenurteil) ergeht. In dem Der: 
fahren, welches durch Beichluß beendigt wird, treten fie ein mit dem Schluffe der münd— 
lichen oder mit dem Ende der jchriftlichen Verhandlung. Die Nahholung einer verfäumten 
Prozeßhandlung ift aus reftitutionsähnlihen Gründen gejtattet in $ 44 Abi. 4, $ 274 
Abſ. 3, 8 354 Abf. 2, 8 367 Abi. 2, 8 374 (402), 8 528 Abſ. 1, $ 1043. Über diefe Nach 
bolungen vgl. Ude Ztſchr. f. d. CPr. XS. 72 ff. Über Nahholung der Eidesleiftung nad 
Verfäumung des zur Eibesleiftung beftimmten Termins ſ. $ 466. 


8. 231. (209.) 

Einer Androhung der gejeglichen Folgen der Verſäumung bedarf es nicht; 
diejelben treten von ſelbſt ein, jofern nicht diefes Gefeg einen auf Verwirk— 
lichung des Nechtsnachtheils gerichteten Antrag erfordert. 

Im leßteren Falle kann, ſolange nicht der Antrag geitellt und die münd— 
liche Verhandlung über denfelben gejchlofjen ijt, die verfäumte Progeghandlung 


nachgeholt werden. 
DE. 88 198, 195, HP. 338, 5166, 6940 fj., NE. 88 235, 305, RB. 281, 392,557, E. 18 19, E. U 
g 197, E. IIT $ 202, M. 1609 f., AB. 75. 
1. Zu Abi. 1: Weder die allgemeinen noch bie beionberen Folgen ber Verfäumung 
bebürfen einer vorgängigen Androhung für ben Einzelfall. Ausnahmen: Zahlungsbefehl 
21* 
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($ 692) und Aufgebot ($ 947 Abf. 2 Nr. 3). Keine Ausnahme enthält $ 507; denn eine 
Androhung ift hier nicht vorgeichrieben. Auch $ 890 Abf. 2 nicht; denn bier fteht feine 
Perfäumung einer Prozebbandlung in (Frage. Ebenjowenig bie Vorjchrift bes $ 377 Abi. 2 
Nr. 3, da es fi auch bier nicht um Verſäumung einer Prozekhandlung handelt. Die 
einer Androhung nicht bebürftigen Verfäumnisfolgen treten kraft Gefehes ein. Zur Ver- 
mwirklihung der Verfäumnisfolgen ijt ein Antrag erforderlih nad $ 109 Abi. 2, $ 113 
Sak 2, 8 239 Abi. 4, 88 330, 331 (dazu $ 347), $ 353 Abf. 2 Satz 2, 88 542, 557, $ 600 
Abi. 3, 8 699 Abſ. 1, 8 881, $ 926 Abi. 2, $ 952 Abf. 1, 2. 

2. Zu Abi. 2: Iſt zur Verwirflihung der Verfäumnisfolgen ein Antrag erforber- 
ch, fo ift die Nachholung der verfäumten Prozebhandlung nicht bloß bis zur Stellung 
des Antrags, fondern auch nach dem Antrage bis zum Scluffe der mündlichen Verhand— 
fung ($ 127 Abſ. 4) zuläffig, auf Grund deren über ben Antrag entichieden wird; vgl. 
N.23u 8113, N.2 zu $ 926, N. 2 Abſ. 1 g. €. zu 8 952. Der Borfchrift bes Abi. 2 
entipricht die des $ 220 Abi. 2, wonach ein Verbandlungstermin von einer Partei erjt 
verläumt ift, wenn die Partei bis zum Schluffe des Termins nicht verhandelt. Findet 
über den Antrag auf Verwirklichung des Rechtönadhteils, d. i. der Verfäumnisfolge, feine 
obligatoriiche mündliche Verhandlung jtatt (fo in den Fällen der $ 109 Abi. 2, $ 699 
Abi. 1), fo ift die Nachholung der verfäumten Prozebhandlung bis zur Erlaffung ber Ent- 
icheidung zuläffig; vgl. N. 3 zu $ 109, N. 5 litt. e zu $ 699. — In den Mot. 3. €. III 
S. 170 ift Hierzu bemerft: „Dab übrigens unter dem auf Verwirklihung des pro— 
zefualiichen Nachtheils gerichteten Antrage, wo nicht ein Anderes erhellt, nur ber in 
der mündlichen Verhandlung, nicht in fchriftlihen Eingaben, gejtellte Antrag zu ver— 
ſtehen und enticheidend ift, bedurfte feiner befonderen Servorhebung im Geſetze (hann. 
Prot. XVI S. 6240).* 


$. 232, (210.) 
Auf Grund der den Minderjährigen und den ihnen gleichgeitellten Per- 
jonen als jolchen zuitehenden Rechte findet die Aufhebung der Folgen einer 
Verläumung nicht ftatt. 


Inſofern die Aufhebung der Folgen einer unverfchuldeten Berfäumung 
zuläſſig ift, wird eine Verfäumung, welche in der Verſchuldung eines Vertreters 
ihren Grund hat, als eine unverjchuldete nicht angejehen. 

DE. 8 205, HP. 5965, 5985 ff., NE. 88 287 f., RP. 406, E. 1819, €. II $ 198, €. ITS 208, 
M. mot, KB. 75. 

1. Zu Abf. 1: Die restitutio propter minorem aetatem, bie in dem gemeinen 
Recht und in Partifularrechten auf ben Fiskus, auf Gemeinden, Kirchen, Stiftungen ac. 
ausgedehnt worden war, wurde duch $ 232 für den Prozeß befeitigt.. Da das BEB. 
überhaupt feine Wiedereinjegung in den vorigen Stand kennt, ift diefe auf das frühere 
Recht bezügliche Beftimmung feit der Geltung des BGB. gegenftandslos. 

2. Zu Abf. 2: Vertreter im Sinne dieſer Vorichrift ift der geiegliche Vertreter 
(vgl. N. 3 bis 5 zu $$ 51, 52), der Prozekbevollmädtigte einschließlich bes Unterbevoll: 
mädtigten, der als Geichäftsführer ohne Auftrag Zugelaffene (vgl. $ 89) und der Zus 
ftellungsbevollmäcdhtigte; nicht aber der Beauftragte, der Dienjt- oder der MWerfverpflichtete, 
deſſen Tich die Partei zur Beſorgung eines Geichäfts bedient, ohne ihn zu bevollmächtigen, 
3. B. der Bote, welcher einen auf den Prozeß bezüglichen Brief an den Anwalt zur Poit 
bringen joll. Der im Armenrechte beigeordnete Anwalt kommt nicht als Vertreter in 
Betracht, folange er noch nicht von der Partei bevollmächtigt iſt [OLG. Dresden Ztichr. 
f.d. EPr. XXXII ©. 354]. Keine Vertreter find die mit der Zuftellung oder mit deren 
Vermittelung befakten Perſonen (Gerichtövollzieber, Poftboten, Gerichtsichreiber, Gerichts— 
biener) [val. RG. 25. Mai 1883 Entih. X Nr. 110 ©. 362, verein. ES. 22. Mai 1901 
ALVII Nr. 95 ©. 413 ff., dazu Cohn IW. XXX S. 103 ff. Auerbach eod. S. 347 fi.]. 
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8.233. (211.) 

Einer Partei, welche durch Naturereignifie oder andere unabwendbare 
Zufälle verhindert worden ift, eine Nothfrift einzuhalten, ift auf Antrag die 
MWiedereinfegung in den vorigen Stand zu ertheilen. 

Hat eine Partei die Einfpruchsfrift verfäumt, fo ift ihr die Wieder- 
einjegung auch dann zu ertheilen, wenn fie von der Zuftellung des Verſäumniß— 


urtheils ohne ihr Verſchulden feine Kenntniß erlangt hat. 


de 106, 08. 8 3689 f., 6238 f., 6297 f., NE. 5 29, NB. 403 f., E. 18 286, E. ITS 19, E. IM 
8 204, 171 ff., KB. 75. Bol. ShrBrQ. 84 


Litteratur: Ude Beitr. 3. E. d. DR. XXIX ©. 10 ff. Hergenhahn Beitr. 3. E. d. DR. 
XXXIX ©. 332 ff., Planck Lehrb. II ©. 586 ff., Bruder Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand (1902). 

1. Zu Abſ. 1: Die Wiebereinfegung in den vorigen Stand findet nur gegen Not- 
friften ftatt; deren Verzeichnis ſ. N. 3 Ziff. I litt. i vor $ 214 ©. 304. Sie ift dem Grunde 
nad auf „Naturereigniffe und andere unabwendbare Zufälle” beſchränkt, welche Begriffe zu- 
fammengenommen ber „höheren Gewalt“ bes BEP. $ 203 Abi. 2, $ 701 Abf. 1 Sa 2, 
$ 1996 Abf. 1 Satz 1, des HGB. $ 456 und des Haftpflichtgefeges v. 7. Juni 1871 $ 1 ent» 
iprechen (vgl. Mot. z. E. III S.172), [AM.: v. Ganftein Ztichr. f. d. EPr. XVI ES. 1 ff, 
67 #., 111 ff.] Über höhere Gewalt vgl. Goldſchmidt in der Ztſchr. f. d. gel. HR. III ©. 58, 
331 ff. XVI S.324 ff. Schott in Endemanns Hanbb.d. HR. III S.44 ff., Erner Ztiſchr. f. Pr. 
u.d.R.X ©. 497 ff. Dernburg eod. XI 335 ff., Hölber Ar. VISchr. XXVI ©. 531 ff., Klein 
Schuldhafte Parteihandlung (Wien 1885) S. 201 ff., Huber 3. Begr. db. höh. Gewalt(Bern 1885), 
Hafner Üb. d. Begr. d. höh. Gewalt (Zürich 1886), Gerth Der Begr. d. höh. Gewalt (Berlin 
1890), darüber Hölder Gött. GA. 1892 ©. 145; Baron Arch. f. c. Pr. LXXVIII ©. 203 ff. 
Hergenhahn a.a.D. 8.335 ff, Unger Yahrb. f. Dogm. XXX €. 414 ff. (1891), Fiſcher eod. 
XXXVIT S. 199 ff. Schneider Ztichr. f. d. gef. HR. XLIV ©. 75 ff., Rümelin Der Zufall 
im Recht ©. 25 ff. Wand Komm. 3. BEB. (3) N.1 zu $ 203. Der Begriff ift weiter als 
der im Poſtgeſetze vom 28. Oft. 1871 $ 6 verwendete Begriff eines „unabwendbaren Natur: 
ereigniffes“. Aus ber Nebeneinanderftellung von NWaturereignifien und anderen un: 
abmwendbaren Zufällen ergiebt fih, daß auch eine durch die Handlung oder Unterlaffung 
eines Menschen herbeigeführte Verhinderung Reftitutionsgrund fein fann. 

Höhere Gewalt ift nicht fchon anzunehmen, wenn ber Partei und ihrem Vertreter 
fein Verſtoß gegen die übliche Sorgfalt zur Laft fällt, Sondern nur, wenn die Partei an 
der Einhaltung der Friſt durch einen Umstand verhindert worden ift, den fie entweder über: 
haupt nicht oder nur mit ganz ungewöhnlichen Mitteln abwenden konnte. Es genügt alio 
das Nichtvorhandenfein eines Verfchuldens der Partei und ihres Vertreters noch nicht zur 
Annahme höherer Gewalt. [Vgl. RG. 7. Yan. 1881 Entfch. III Nr. 121 ©. 421, 29. März 
1881 III Nr. 128 ©. 439, 4. Juni 1888 SA. XLIV Nr. 54, 6. Febr. 1906, IW. ©. 170 f. 
Nr. 16.] — Don praftifcher Bedeutung find insbefondere die Fälle, in welchen die Wieder: 
einjegung gegen Verſäumung einer Nechtsmittelfrift deswegen beantragt wird, weil ber 
Partei das Armenreht für die Rechtsmittelinftang verjpätet bewilligt wurde. In dieſen 
Fällen ift die MWiedereinfegung zu erteilen, wenn die Partei um Bewilligung des Armen- 
rechts jo zeitig nachgefucht hat, daß die Rechtsmittelfriſt hätte eingehalten werben fünnen, 
falls das Gefuh im orbnungsmäßigen Gefchäftsgange bes Gerichts bewilligt worden wäre. 
Auch, wenn die Verfäumung darauf berubt, daß die Bewilligung des AR. erft durch Be» 
ſchwerde gegen einen abweiſenden Beſchluß erreicht wurde, ift die Verfäumung als auf 
unabmwendbarem Zufalle berubend zu behandeln. Entſprechend dieſer Behandlungsmweiie 
wurde bie Wiebereinfeßung erteilt vom RG. 26. Sept. 1884 Entſch. XII Nr. 107 ©. 375 
bei Einreihung des Geſuchs zwei Tage nach der Urteilözuftellung, RG. 23. Sept. 1886 
Entih. XVII Nr. 98 ©. 389 bei Ginreihung ſechzehn Tage vor dem fFriftablauf, NG 
15. April 1887 Beitr. 3. E. d. DR. XXXII ©. 407 bei Einreichung zwölf Tage nach ber 
Urteilszuftellung, RG. 15. Jan, 1891 EN. XLVIII Rr. 67 bei Einreichung fünfzehn Tage 
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nach ber Urteiläzuftellung, RG. 15. Mai 1893 Beitr. 3. E. d. DR. XXXVII ©. 1229 bei 
Einreichung neun Tage vor Ablauf der Monatäfrift, 11. April 1896 eod. XL ©. 663 
bei Einreihung fiebzehn Tage vor Ablauf der Monatöfrift, NG. 19. Nov. 1903 IW. 
1904 S. 7 Nr. 5 bei rechtzeitiger Einreihung, obwohl die Partei fieben Tage mit der 
Beichwerbeerhebung gezögert hatte; vom RG. 1. Ott. 1903 Entſch. LV Nr. 81 ©. 327 bei 
rechtzeitiger Einreihung des Geſuchs während ber Gerichtäferien, obwohl nicht ausdrüdlich 
beantragt war, die Sache als fyerienfadhe zu behandeln; vom OLG. Nürnberg BL. f. RA. X 
Erg.Bd. S. 63 bei Cinreihung des Geſuchs zehn Tage nad Zuftellung des Verſäumnis— 
urteild; vol. a. RG. 20. Jan. 1883 Entich. VIII Nr. 112 S. 376, wo ein Urteil des Be— 
rufungsgerichts aufgehoben und die Sache zurüdverwiejen wurde, damit das Berufungs= 
gericht prüfe, ob nicht die gerichtliche Behandlung des Armenrechtögefuhs die Verſäumung 
der Friſt veranlaßte. — Die Wiedereinfegung wurde verfagt, weil die Partei an Ver— 
fpätung der Bewilligung des AR. fchuld fei, vom RG. 10. März 1881 Beitr. 3. E. db. 
DR. XXVI ©. 123 bei Einreihung des Geſuchs fechzehn Tage nad) der Urteilözuftellung, 
RG. 19. April 1881 Entſch. IV Nr. 106 ©. 384 bei Einreichung vier Tage vor Ablauf 
ber Monatsfrift, 20, Jan. 1883 Entid. VIII Nr. 112 S. 376, 25. Jan. 1902 IW. &. 126 
Nr. 11, 6. Dez. 1904 IW. 1905 S. 115 Nr. 15 bei Einreihung vier Tage vor Ablauf 
der Monatsfrift; 27. Nov. 1903 IW. 1904 ©. 66 Nr. 32 bei Einreihung fieben Tage 
vor Ablauf der Monatsfrift; vom bay. ob. LG. SA. XXXIX Nr. 249 bei Einreihung fünf 
Tage vor Ablauf der Frift; vom OLG. Oldenburg SA. NLIX Nr. 54 bei Einreihung 
vier Tage vor dem Friftablaufe, vom OLG. Dresden Sächſ. Ar. IV S. 108 bei Ein 
reihung drei Tage vor dem fFriftablaufe. — Aber aud), wenn die Einreichung des Armen» 
rechtögefuchs nicht jo zeitig erfolgte, daß bei einer im regelmäßigen Geſchäftsgang erfol- 
genden Bewilligung bes Gefuchs die Frift hätte eingehalten werden fönnen, ift die Wieder— 
einjeßung zu erteilen, falls bejondere Umftände die Einreihung des Geſuchs verzögerten, 
z. B. bei verfpäteter Ausreihung des rechtzeitig erbetenen Armutszeugniffes [vgl. RG. 
7. Juni 1894 Beitr. 3. €. d. DR. XXXVIII ©. 1201] oder wegen Aufenthalts der Partei 
in Amerifa [bay. ob. LG. Bl. f. RU. LXII ©. 266). — RG. 19. April 1881 Entich. IV 
Nr. 106 S. 384 verfagte die W. bei Verfpätung eines Gifenbahnzugs, mit dem bie 
Nevifionsichrift befördert wurde, es hätte nicht der letzte Tag abgewartet werden jollen. 
— RG. 28. Nov. 1832 SA. XXXVII Nr. 270 verfagte die W., wenn die Verfäumung 
der Rechtömittelfrift darauf beruhte, daß der Anwalt des Rechtsmittelflägers dem Gegner 
eine unbeglaubigte Abichrift der Rechtsmittelichrift zuitellen ließ, die er für beglaubigt 
bielt, weil bier ein Verfchulden des Anwalts obwaltet, ebenio RG. 21. Sept. 1891 SA. 
XLVII Nr. 294. Dagegen erteilte RG. 22. Mai 1901 Entſch. XLVIII Nr. 95 ©. 409 
die Wiedereinjegung in einem alle, wo die Friſtverſäumnis darauf beruhte, daß ber 
Gerichtävollzieher die ihm obliegende Beglaubigung der Abichrift unterließ, da der Gerichtö- 
vollzieher nicht ald Vertreter im Sinne bes $ 232 in Betracht fommt (vgl. R. 2 q. €. zu 
$ 232). — RG. 25. Mai 1883 Entſch. X Nr. 110 ©. 362 gewährte die W. in einem 
Falle, wo die Friſtverſäumnis darauf beruhte, daß der Gerichtsvollzieher eine inforrefte 
Erjabzuftellung vornahm. — RG. 8. Nov. 1887 SA. XLIII Nr. 231 gewährte die W. 
gegen Ablauf der Beichwerdeftift in einem Falle, wo die Friſt verfäumt wurde, weil das 
Gerichtälofal vorzeitig geichloffen war. — RG. 25. Yan. 1895 Beitr. 3. E. d. DR. XLI 
&. 1161 verfagte die W. in einem Falle, wo die Verf. der Friſt darauf berubte, daß 
ber Brief der Partei, worin diefe ihren Anmalt zur Cinlegung des Rechtsmittels be— 
auftragte, verloren ging. 

Ein unabwendbarer Zufall, der die Perſon des Vertreters (über den Begriff 
ſ. N. 2 zu $ 232) betrifft, fann MReftitutionsgrund fein. Krankheit des Prozekbevoll- 
mächtigten ift nicht immer Reftitutionsgrund [vgl. RG. 28. Sept. 1880 Entſch. II Nr. 124 
©. 424]. 

Das Vorhandenſein eines Verichuldens der Partei oder des Vertreters (f. N. 2 zu 
8 232) fchließt die Annahme eines unabwendbaren Zufalld von vornherein aus [RG. 7. Ian. 
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1881 Entſch. III Nr. 121 S. 421, 29. März 1881 III Nr. 128 ©. 439, OLG. Eaffel SA. 
XLVIHI Nr. 214]. 

2. Zu Abi. 2: Die Wiedereinjegung gegen Verfäumung der Einfpruchsfrift ($ 339) 
ift im Verhältniffe zu der Wiebdereinfegung gegen Verſäumung anderer Notfriften erleichtert, 
weil es bei Erſatzzuſtellung und bei öffentlicher Zuftellung der Klage vorkommen fann, daß 
die Partei von dem Prozeffe feine Kenntnis erhalten hat. Neben dem unabwendbaren 
Zufalle ift hier der weitere Wiedereinjegungsgrund zugelaffen, daß die Partei ohne ihr 
Verichulden von der Zuftellung des Verjäumnisurteils feine Kenntnis erhalten hat. Dies 
wird regelmäßig anzunehmen fein, wenn die Partei von der Anhängigkeit des Prozeſſes 
nichts wußte, Die Vorichrift des $ 232 Ab. 2, wonach eine Verfäumung, die in ber 
Verſchuldung eines Vertreters ihren Grund bat, als eine unverfchuldete nicht anzujehen 
jei, gilt aud für $ 233 Abi. 2; es findet alfo feine Wiedereinfegung ftatt, wenn ein 
Vertreter von der Zuftellung des Urteil Kenntnis hatte oder wenn feine Untenntnis 
auf jeinem Verfchulden oder auf Verjchulden der Partei beruhte [vgl. RG. 14. März 1895 
SA. LI Nr. 64). 

Hat die Partei innerhalb der Einfprudsfrift von der Zuftellung Kenntnis 
erhalten, fo ift die Wiedereinjegung genen Verſäumung der Einfpruchsfrift nach der Regel 
des $ 233 Abſ. 1 zu beurteilen; die Wiedereinjegung ift alfo davon abhängig, daß bie 
Partei durch Naturereigniffe oder andere unabwendbare Zufälle gehindert war, den Ein» 
ſpruch innerhalb der Notfrift einzulegen. Hat die Partei zwar innerhalb der Einipruchd- 
frift von der Zuftellung Kenntnis erhalten, aber ohne ihr Verſchulden fo jpät, daß bie 
zur Mahrung der Einfpruchöfriit nötige Zuftellung nicht mehr erfolgen fonnte, jo ift bie 
Wiedereinſetzung aus $ 233 Ab. 2 zu gewähren. 

Auf das im Eheprozeffe gegen ben nichterichienenen Beklagten erlaſſene Urteil findet 
$ 233 Abſ. 2 feine Anwendung, da dieſes Urteil fein Verjäumnisurteil ift (vgl. $ 618 
Abi. 3) [RG. 9. Juli 1906 IW. ©. 567 Nr. 38]; unter Umftänden kann fid) aber daraus, 
dat der Bellagte von dem Eheprozeß und von der Zuftellung des Urteils ohne fein Ver— 
ichulden feine Kenntnis erhalten und deswegen die Rechtsmittelfriſt verfäumt hat (mas 
insbefondere bei öffentlicher Zuitellung der Klage und des Urteils vortommen fann), ber 
Wiedereinfeßungsgrund des $ 233 Ab. 1 ergeben [vgl. RG. 21. Juni 1906 IW. ©. 470 
Nr. 28]. Der Umftand, daß der Stläger in einem Falle die öffentliche Zuftellung erwirkte, 
obgleich er den Aufenthalt des Beklagten fannte, madt die öffentliche Zuftellung nicht 
unwirkſam (vgl. N. 1 litt.c g. E. zu 8 204) und ift fein Wiebereiniegungsgrund [vgl. die 
ct. UN. d. RG. IW. 1906 S. 470 u. ©. 567]. 


$. 234. (212.) 

Die Wiedereinjegung muß innerhalb einer zweiwöchigen Friſt beantragt 
werden. 

Die Friſt beginnt mit dem Tage, an welchem das Hinderniß gehoben 
iſt; ſie kann durch Vereinbarung der Parteien nicht verlängert werden. 

Nach Ablauf eines Jahres, von dem Ende der verſäumten Nothfriſt an 
gerechnet, kann die MWiedereinfegung nicht mehr beantragt werden. 

HE. 8 207, OR. 369, 6239 f., NE. 8 292, NP. 407, E. 18286, E. II 5200, E. III 8205, KB. 75. 

1. Die Friſt des $ 234 Abi. 1 ift feine Notfrift. Daher giebt es feine Wiederein- 
jegung gegen deren Verſäumung (restitutio restitutionis non datur); daher wird deren 
Lauf durch die Gerichtöferien gehemmt, wenn feine Ferienſache vorliegt ($ 223 Abi. 2) 
(OLG. Hamburg SA. XXXIX Nr. 144, OLG. Darmftadt Ard. f. pr. RW. XVII S. 103]. 

2. a) Die zweiwöchige Frift beginnt für den Antrag auf Wiebdereinfegung aus $ 233 
Abf. 1 an dem Tage, an welchem der die Partei oder ihren Vertreter an der Wahrung 
der Notfrift hindernde Umſtand aufhört, ald Hindernis zu wirken. Bei Wiedereinſetzung 
aus dem Grunde, daß der Gejuchfteller glauben durfte, die Notfrift ſei durch eine Zu: 
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ftellung gewahrt, während die Zuftellung ungültig ift, beginnt bie Friſt an bem Tage, an 
welchem der Gefuchiteller die Ungültigkeit der Zuftellung erfahren hat [RG. 20. Jan. 1882 
Entſch. VINr. 99 ©. 344]. Für den Antrag auf Wiebereinfegung wegen veripäteter Be— 
willigung des Armenrechts beginnt die Friſt mit der Zuftellung des das AR. bemwilligenden 
Beichluffes an den beigeorbnneten Rechtsanwalt, falls nicht befondere Umftänbe der Thätigkeit 
bed NA. entgegenftehen [RG. 10. März 1898 Entid. XLI Nr. 93 ©. 367) und, wenn bie 
Deripätung der Bewilligung darauf beruht, daß das angegangene Gericht ein Zeugnis 
nachforberte, mit dem Zeitpunkt, in welchem die Partei in ber Lage geweſen wäre, das 
Zeugnis zu beichaffen IRG. 16. Oft. 1902 IW. ©. 604 f. Nr. 6]. 

b) Bei MWiebereinjegung aus $ 233 Abi. 2 beginnt die Friſt mit dem Tag, an 
welchem die Partei von der Zuftellung des Verfäumnisurteils Kenntnis erhielt oder die 
Unfenntnis aufbhörte, unverfchulbet zu jein. 

c) Wegen Berechnung ber Friſt ſ. $ 222 Abſ. 1,2. Der Gefuchfteller muß bie 
Wahrung ber Friſt glaubhaft maden; vgl. N.1 litt. c, d zu $ 236. Ob bie Friſt ein- 
gehalten wurde, ift von Amtöwegen zu prüfen, |. N. 2 zu $ 238. 

3. Die Frift in Abſ. 3 wird durch die Ferien nicht berührt (vgl. N. 3 Ziff. I vor 
$ 214 ©. 305 f.); fie kann weder durch Vereinbarung noch durch Gerichtäbeichluß ver- 
längert werben. 

$. 235.* (213.) 

Die Wiedereinfegung in den vorigen Stand gegen die Verjäumung einer 
Nothirift ist der Partei auf Antrag auch dann zu ertheilen, wenn fpätejtens 
am dritten Tage vor Ablauf der Nothfrift das zur Wahrung derjelben zuzu— 
jtellende Schriftitüd dem Gerichtsvollzieher oder, fofern die Zuftellung unter 
Bermittelung des Gerichtsfchreibers erfolgen joll, dem Gerichtsjchreiber zum 
Swede der Zuftellung übergeben iſt. 

Das Gleiche gilt, wenn die Verſäumung der Nothfrift dadurch veranlaßt 
worden ift, daß das angefochtene Urtheil den Progepbevollmächtigten des Gegners 
unrichtig bezeichnet. 

In den Fällen des Abſ. 1 muß die Wiedereinjegung innerhalb einer ein- 
monatigen Friſt nach Ablauf der verfäumten Nothfrift beantragt werden. 


RB. 65 ff., 76, 111 f., 193 ff., 535 f., 666, 168. Sig. 5.20.83, Begr, d. Nov. v. 1898 ©. 100, KB. 
3. Nov. v. 1898 ©. 75 f. 


© — — Bunſen Ztſchr. f. d. CPr. V S. 249 ff., Ude Beitr. z. E. d. DR. XXIX 
. ob N. 
1. Die Abi. 1 und 3 wurden von der JR. d. RT. beichloffen, um der Partei, die 
durch das Geſetz genötigt ift, fich zur Wahrung der Notfriften der ftaatlichen Zuftellungs« 
beamten zu bedienen, Schuß gegen Verſäumniſſe diefer Beamten zu gewähren, wenn bie 
Partei zur Bewirkung der rechtzeitigen Zuftellung das Erforderliche getan hat. Nachdem 
die Nov. v. 1898 in $ 166 Abi. 2 Sak 2 auch für Anmaltsprozefie in Anfehung der Zur 
ftellungen, durch welche eine Notfrift gewahrt wird, die Vermittelung durch den Gerichts- 
Schreiber zugelaffen und in $ 207 Abf. 2 die Rückwirkung der Zuftellung angeordnet bat, 
wenn der Schriftiaß innerhalb einer Friſt von zwei Wochen nad) der Einreichung bei 
dem Gerichtöfchreiber zugeftellt wird, ift die Wiedereinſetzung aus $ 235 Abi. 1 nur 
noch bedeutjam für die Fälle, in welchen entweder die Wermittelung des Gerichts» 
fchreiberd nicht in Anspruch genommen (vgl. dazu $ 168) oder die unter Vermittelung 
bed Gerichtöfchreibers erfolgte Zustellung nicht (oder nicht ordnungsmähig) innerhalb der 
zweiwöchigen Friſt nach der Einreichung bei dem Gerichtsjchreiber erfolgt if. Vgl. N. 2 
zu $ 207. 

Der Abſ. 2 wurde von der mit der Nov. vd. 1898 befahten Komm, d. RT. eingejekt, 
nachdem der Antrag abgelehnt worden war, die Zuftellung von Recdtsmittelichriften an 
den in dem angefochtenen Urteile bezeichneten Prozehbevollmächtigten des Rechtsmittel- 
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gegners gelten zu laffen, auch wenn bie Bezeihnung unrichtig ift. Vol. KB. z. Nov. 
v. 1898 ©. 72 ff., 75. 

2. Zu Abſ. 1: a) Das zuguftellende Schriftftüt muß dem Gerichtsvollzieher oder 
dem Gerichtsichreiber fo zeitig übergeben worden fein, baß außer dem Tage der Übergabe 
minbeftend zwei volle Zage innerhalb der Notfrift liegen [RG. 18. Jan. 1882 SA. 
XXXVI Rr. 225, 6. Juni 1882 Entid. VII Nr. 94 ©. 317; einen Tag mehr verlangt 
LG. Leipzig Sächſ. Arch. IV ©. 720]. Im Falle bes $ 222 Abſ. 2 find bie drei Tage von 
dem bie Friſt beendigenden Werktage zurüd zu rechnen. Daß der vorletzte Tag der Not« 
frift ein Sonn» oder allgemeiner Feiertag ift, fteht diefer Berechnung nicht im Wege; 
denn abgefehen von der Möglichkeit, mit richterlicher Erlaubnis eine Zuftellung an dem 
Sonn= oder TFeiertage zu bewirken ($ 188), fann an dem Sonn» oder feiertage die Zu— 
ftellung für den lebten Tag vorbereitet werben. — Die Zeit der Übergabe wirb regel« 
mäßig durch den Vermerk auf der Urfchrift und den Abichriften ober durch bie der Partei 
zu erteilende Beſcheinigung (f. $ 169 Abſ. 2) zu bemeifen fein; andere Beweismittel find 
aber nicht ausgeſchloſſen. 

b) Da nad $ 169 Abſ. 1 die Partei dem Gerichtövollzieher ober dem Gerichts: 
ſchreiber neben der Urfchrift auch die erforberlihe Zahl von Abichriften zu übergeben bat, 
braucht der Gerichtövollzieher oder ber Gerichtäfchreiber die Urfchrift allein nicht anzunehmen. 
Nimmt er fie aber ohne die Abjchriften an, fo übernimmt er die Anfertigung der Ab» 
fchriften (vgl. N.1 zu $ 169) und, wenn dann die rechtzeitige Anfertigung und Zuftellung 
verfäumt wird, fann die Partei die Wiebereinjegung aus $ 235 Abi. 1 verlangen. Die 
Morichrift des $ 232 Abi. 2, wonach die Verfäumung, welche in bem Verſchulden eines 
Vertreters ihren Grund hat, als eine unverichuldete micht anzufehen ift, fteht nicht im 
Wege; denn „Vertreter* ift der Gerichtsvollzieher oder Gerichtöichreiber auch in dem 
Falle nicht, daß er die Anfertigung der Abichriften übernommen bat (vgl. N. 2 zu $ 232). 
[Vgl. Gaupp (9) N. III, Ude Beitr. 3. Ed. DR. XXIX &.791. — AM.: Bunfen Ztichr. 
f.d. CPr. V ©. 255.] 

c) Die Übergabe des zuzuftellenden Schriftftüds an den Gerichtsfchreiber Tiegt ſchon 
darin, daß das Schriftjtüf zum Zwecke der Terminsbeftimmung eingereicht wird; vgl. N. 2 
litt. a zu $ 207. 

d) In dem Zerte des $ 235 Abſ. 1 ift der Fall nicht berüdjichtigt, daß der 
zuzuftellende Schriftfag durch Erflärung zu Protokoll des Gerichtäichreibers angefertigt wird 
(vgl. 88 496, 501, 8 569 Abſ. 2). Da aber alle Gründe, die für die Gewährung ber 
Wiedereinſetzung bei rechtzeitiger Übergabe iprechen, auch in diefem Falle zutreffen, fo 
darf man nicht an ben Worten Heben, fondern muß bie MWiedereinfegung auch erteilen, 
wenn die Erklärung zu Protokoll am dritten Tage vor Ablauf der Notfrift erfolgt ift. 
Die Abichriften find in diefem Falle von dem Gerichtäfchreiber hHerzuftellen. [So aud 
alle neueren Komment., Bunfen a. a. O. ©. 257 ff., BL. f. RU. XLVI &.99, Ude a. a. O. 
S. 792, Hergenhahn Beitr. 3. E. d. DR. XXXIX S. 352, bay. ob. LG. EN. LI Nr. 139, 
LG. Nürnberg Ziſchr. f.d. EPr. XIV S. 487, 26. Freiberg Sächſ. Arch. IIT S.368. — AM.: 
Pland Lehrb. II €. 592.] 

e) Sind die Worausfeßungen des Abſ. 1 gegeben, fo ift die MWiedereiniehung zu 
erteilen, auch wenn die Verfpätung der Zuftellung (vgl. $ 207 Abf. 2) und die fi daraus 
ergebende Verjäumung der Notfrift auf einem Verſchulden des Gerichtövollziehers, des Poft- 
boten oder des Gerichtäfchreibers beruht. Ebenjo, wenn die Zuftellung ganz unterblieben 
[RG. 10. Ott. 1888 Beitr, 3. €. d. DR. XXXIII ©. 1146] oder wenn fie ungültig if, 
ohne dab die Partei ein Verichulden trifft IRG. 29. Jan. 1884 Entich. XI Nr. 96 ©. 375, 
Ztſchr. F. d. EPr. VIII ©. 516, OLG. Karlsruhe SA. XLII Nr. 155). Nicht, wenn die 
Zuftellung durch Verſchulden der Partei oder ihres Vertreters an eine unrichtigne Perion, 
3.2. an die Partei jelbft ftatt an ihren Prozeßbevollmächtigten, erfolgt ift [RG. 25. Febr. 
1886 Entih. XVI Nr. 89 ©. 365 f., 1. Febr. 1899 IW. ©. 176 Nr. 7, 21. Mai 1904 
IW. S. 412 Nr. 25, OLG. Frankfurt Redtipr. d. OLG. IX E. 95]. 
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3. Zu Abi. 2: Das Urteil foll die Bezeichnung der Prozebbevollmächtigten ent— 
halten ($ 313 Abi. 1 Nr. 1). Iſt die Angabe unrichtig oder fehlt die Angabe des that— 
fählich aufgeitellten Bevollmächtigten und bat die Unrichtigfeit oder der Mangel eine 
zwar rechtzeitige, aber an eine unrichtige Perjon gerichtete und daher ungültige Zuftelung 
veranlaht, jo ift die MWiedereinjeßung zu erteilen, es wäre denn, daß die betreibende 
Partei oder ihr Vertreter bei Betreibung der Zuftellung die Unrichtigfeit oder die Mangel— 
baftigfeit des Urteils gefannt bat (vgl. KB. z. Nov. v.1898 ©. 74). Auf Fahrläffigkeit be— 
ruhende Unfenntnis fteht der Kenntnis hier nicht gleih. Die Friſt für den Antrag auf 
Wiebereinjegung aus Abſ. 2 beträgt zwei Wochen ($ 234 Ab}. 1). Sie beginnt an dem Tag, 
an welchem die Partei oder ihr Vertreter erfährt, wer der richtige Prozekbevollmädtigte ift 
oder daß fein Prozekbevollmächtigter vorhanden und daher an die Partei zuguftellen it; 
denn von da an iſt das Dindernis gehoben (vgl. $ 234 Ab. 2). Auf Grund des $ 235 
Abi. 1 ift die Wiedereinjegung auch dann zu gewähren, wenn bie Zuftellung an den im 
Urteil ala Prozekbevollmäcdtigten bezeichneten Rechtsanwalt deswegen ungültig ift, weil 
der Rechtsanwalt inzwiſchen in der Lifte der Rechtsanwälte gelöicht wurde [RG. 22. Mai 
1900 Beitr. 3. €.d. DR. XLIV ©. 1184]. 

4. Zu Abi. 3: Die Cinmonatöfrift des Abf. 3 beginnt nad Ablauf der verjäumten 
Notfrift ohne Nüdficht darauf, ob die Partei vor oder nach diefem Zeitpunkte von der Ver— 
fäumung Stenntnis erhalten hat. Durch die Gerichtöferien wird der Lauf der Friſt gehemmt 
IN. 1 zu 8234). Die Friſt des $ 235 Abi. 3 kann nicht durch Vereinbarung verlängert 
werben. Zwar find nad $ 224 Abſ. 1 die Friſten, welche feine Notfriften find, ber Verein- 
barung der Parteien preisgegeben; aber $ 234 Abf. 2 enthält eine Ausnahmebeitimmung 
für die Reftitutionsfrift. Dieſe Vorichrift auch auf die Reftitutionäfrift des $ 235 Abi. 3 
anzumenden, hat um fo weniger Bedenken, als der $235 erft nachträglich in das Geſetz ein— 
geichaltet wurde (ſ. o. N. 1). Es ift überjehen worden, dem zweiten Halbſatze des $ 234 Abi. 2 
eine allgemeinere Faſſung zu geben; aber die fachlichen Gründe für die Ausſchließung der 
Vereinbarung find bei der einmonatigen Reftitutionsfrijt ebenfo vorhanden mie bei der 
zweiwöchigen. [So aud) Bunfen a.a. O. ©.251ff., Gaupp (9) N.II3, Peterjen (5) N. 4. — 
AM.: Strudm. Koch (8) N. 6, Wilm. Levy (7) N. 3 zu $ 213 alt.) 

$. 236.* (214.) 
Die Wiedereinfegung wird durch Zuftellung di Schriftjages beantragt. 
—— muß enthalten: 
1. die Angabe der die Wiedereinſetzung ——— Thatſachen; 
2. die Angabe der Mittel für deren Glaubhaftmachung; 
3. die Nachholung der verſäumten Prozeßhandlung oder, wenn dieſe bereits 
nachgeholt iſt, die Bezugnahme hierauf; im Falle der Verſäumung der 

im 8.466 bezeichneten Nothfriſt auch die Ladung des Gegners zur Eides— 

leiftung und zur weiteren mündlichen Verhandlung. 

Iſt die Einlegung der jofortigen Beſchwerde verfäumt worden, jo wird 
der Antrag auf Wiedereinjegung durch Einreichung des Schriftjages bei 
Gericht geitellt. Die Einreichung kann ſowohl bei dem Gerichte, von welchem 
die angefochtene Entjcheidung erlaſſen ift, als auch bei dem Befchwerdegericht 
erfolgen. 

Im Falle des $. 235 Abf. 1 kann die Wiedereinjegung auch in dem für 
die mündliche Verhandlung beſtimmten Termine ohne vorgängige Zuftellung 
eines Schriftjages beantragt werden, wenn die Zuftellung dev Yadung zu dem 
Termin innerhalb der einmonatigen Friſt nach Ablauf der verfäumten Noth- 
friſt erfolgt iſt. 


HE. 1* DE. 3694, 6240, NE. 88 290, 293, NE, un, E. 18286, E. IT $ 201, €. TIT $ 206, 
173, RE. 76, 124 f., 535 f., 666 f., 168. Sitz. S. 3, Begt. d. Nov. v. 1898 ©. 100, AU. 3. 
A v. 1898 ©. 78 ff. 


8 236. Vierter Titel. Folgen d. Verſäumung. Wiedereinjegung in d. vorigen Stand. 331 


1. Zu Abi. 1: a) Die Wiedereinfegung wird durch Zuftellung eines Schriftiages 
an ben Gegner beantragt. Auf die Zuftellung finden bie Vorjchriften des $ 179 An— 
wendung, wenn die Wiebereinießung gegen Berfäumung der Berufungsfrift beantragt wirb. 
Stehen auf der gegneriichen Seite mehrere Perfonen ala Streitgenofjen, jo ift Zuftellung 
innerhalb ber Wiedereinfegungsfrift ($ 234, $ 235 Abſ. 3) an alle Streitgenoffen erforderlich, 
denen gegenüber die verfäumte Prozekhandlung nachzuholen ift (vgl. N. 1 litt. ce Abſ. 1 zu 
$ 518). St dem Gegner ein Nebenintervenient beigetreten, jo ift zu untericheiben, ob 
einfache oder ftreitgenöffische Nebenintervention ($ 69) vorliegt. Einem nichtitreitgenöffiichen 
Nebenintervenienten braucht der Antrag auf Wiedereinfegung nicht innerhalb der Wieder: 
einſetzungsfriſt zugeftellt zu werben. Einem ftreitgenöffiichen Nebenintervenienten muß der 
Antrag innerhalb der Friſt zugeftellt werden (vgl. N.1 litt.c Abſ. 2 zu $ 518). — Über 
das Erfordernis der in den Schriftiat aufzunehmenden Ladung ſ. litt. d. 

Bon ber Borfchrift, daß die Wiedereinfegung durch Zuftellung eines Schriftiages zu 
beantragen ift, ift in $ 236 Abi. 2 eine Ausnahme für die Wiedereinfegung gegen Ver— 
ſäumung ber Beichwerbefrift vorgefehen. Eine andere Ausnahme, die allerdings im Geſetze 
nicht ausdrüdlich formuliert ift, ergiebt fih aus $ 553 Abf. 1 in der Faſſ. d. Nov. v. 1905. 
Da hiernach die Einlegung der Revifion nicht mehr mie früher durch Zuftellung eines 
Schriftfages an den Gegner, jondern dur Einreihung der Revifionsfchrift bei dem Re— 
pifionsgericht erfolgt, jo muß auch der Antrag auf Wiebereinfegung gegen Verſäumung 
der Revilionsfrift durch Einreichung eines Schriftfages bei dem Revifionsgerichte gejtellt 
werden. [Bgl. Gaupp (9) N. TI, 2. Seuffert Ztichr. f. d. CPr. XXXIII S. 42, XXXV ©. 69, 
Langbeinefen BL. f. RU. LXX ©. 712, Hellmann Recht IX ©. 437, Neumiller Ztichr. f. 
Rpfl. in Bay. I S. 310. — AM.: Scherer BL. f. RAU. LXXI ©. 102. Kleinfeller Nach— 
träge zum Lehrb. ©. 5 hält wegen Inkongruenz bes $ 236 mit dem neuen $ 553 eine 
MWiedereinfeßung gegen Verfäumung der Rev.Friſt für unmöglich (!).)] Eine dritte Aus» 
nahme von der Zujtellung des Antrags enthält $ 236 Abi. 3. 

b) Anzugeben find die einzelnen Thatfachen, welche den Wiedereinfegungsgrund er« 
geben, foweit fie nicht gerichtsbefannt find [RG. 1. Oft. 1896 Entſch. XXXVIII Nr. 101 
©. 387]; deögleichen die Thatjachen, aus denen fich die Mechtzeitigfeit des Wiedereinſetzungs— 
antrags ergiebt [RG. 6. April 1893 Entih. XXXI Wr. 97 ©. 400]; bloße Angabe des 
Wiedereinjegungsgrundes im allgemeinen (8 233, $235 Abf. 1, 2) reicht nicht aus. Andere 
als die in dem Schriftfa angegebenen Thatfahen können in der Verhandlung nur vor- 
gebracht und in der Entſcheidung nur berüdfichtigt werden, wenn fie noch innerhalb der 
Wiedereinſetzungsfriſt durch Zuftellung eines weiteren Schriftfages dem Gegner oder, wenn 
der Antrag mittel3 Einreihung eines Schriftfaßes bei Gericht zu ftellen ift, durch Ein: 
reihung eines weiteren Schriftfaßes dem Gerichte mitgeteilt worden find. Die mit dem 
Ablaufe der Friſt eingetretene Ausſchließung weiteren Vorbringens gilt auch für bie 
zweitinitanzielle Verhandlung und Enticheidung über den MWiebereinfegungsantrag [RG. 
15. Apr. 1885 Entſch. XVI Nr. 91 ©. 368]. 

e) Anzugeben find die Mittel zur Glaubhaftmahung ber die Wiedereinjegung be— 
gründenden Thatjachen, foweit die Glaubhaftmachung erforderlih ift. Sie ift nicht er— 
forberlich, wenn die betreffenden Thatfachen aus den Gerichtäaften zu erfehen ober bei 
Gericht offenkundig (8 291) find. Andere ald die in dem Schriftſatze angegebenen Mittel 
zur Glaubhaftmahung können nur unter derjelben Vorausſetzung vorgebradht und berüd- 
fihtigt werben wie neue Thatſachen (f. o. litt.b). Für ben Beweis der die Wiedereinfeßung 
begründenden Thatſachen gelten nicht die allgemeinen Vorfchriften über Bemweisführung, 
fondern die bejonderen PVorfchriften des $ 294 über die Glaubhaftmahung [vgl. Pot. 3. 
€. IIL ©. 214, NG. 20. März 1859 SA. XLIV Nr. 234]. 

d) Die verfäumte Prozebhandlung ift in dem Schriftiage nachzuholen, d. h. in ben 
Schriftſatz ift die Einipruchsichrift ($ 340), die Berufungsichrift ($ 518), die Reviſions— 
ſchrift (5 553), die Beichwerbeichrift (N. 3 zu $ 569), der Antrag auf Enticheibung des 
Beſchwerdegerichts ($ 574 Abi. 2 Sak 2), die Wiederaufnahmellage ($ 585 mit $ 553 
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Abi. 2) oder die Anfechtungsffage (8$ 958, 1044 mit $ 253 Ab. 2) aufzunehmen, je nadh* 
dem die Wiebereinfegung gegen Verſäumung ber Einſpruchsfriſt, ber Berufungsfrift ac. 2c. 
beantragt wird. Someit die nachzuholende Prozebhandlung einer Ladung bebarf ($ 340 
Nr. 3, $ 518 Abf. 2 Nr. 3, 88 585, 958, 1044 verb. mit $ 253 Abf. 2 Nr. 3), ift bie 
Ladung in den Schriftfag aufzunehmen. Wird die Wiedereinfeßung gegen Verſäumung 
der in $ 466 Sak 2 beitimmten Notfrift beantragt, jo muß der Antragiteller den Antrag 
auf nachträgliche Abnahme des Eides nachholen; damit ift die Ladung des Gegners zu dem 
zur Eidesleiftung und zur weiteren mündlichen Verhandlung zu beftimmenben Termine zu 
verbinden. 

An Stelle der Nahholung der verfäumten Prozekhandlung in dem Schhriftiage tritt 
die Bezugnahme auf die bereits nachgeholte Prozeßhandlung, alſo auf die bereits erfolgte 
Erhebung des Einipruchs, Einlegung der Berufung x. xc., wenn die nachgeholte Prozeß— 
handlung abgeichen von der Verfpätung bereits ordnungsmäßig erfolgt ift. Einer Labung 
bedarf e3 in dieſen Fällen nicht, da die Ladung, foweit fie erforderlich ift, bereits in ber 
nachgeholten Prozeßhandlung enthalten fein muB. 

e) Die unter Nr, 1 bis 3 aufgeftellten Erforberniffe des Antrags find wejentlih in 
bem Sinne, dab der Antrag nicht ordnungsmäßig geftellt, daher als unzuläffig zu ver- 
werfen ift, wenn der Schriftiag den Erforderniffen nicht entfpricht. Ob der Antrag den 
Erforberniffen entipricht, ift von Amtswegen zu prüfen (vgl. N. 2 litt. a zu $ 238). [So 
auch alle neueren Kommentare. Unrichtig Heilblut Arc. f. d. c. Pr. XLIX ©. 385 ff.] 

f) Für den Antrag auf Wiebereinfegung beiteht der Anmwaltszwang, wenn er für 
die verläumte, jeßt nachzubolende Prozekbandlung beiteht. Im Verfahren vor den Amts 
gerichten fann der Antrag zu Protofoll bes Gerichtsfchreibers erklärt werden ($ 501 mit 
$ 496). Im Verfahren vor den Amtögerichten hat der Gerichtsichreiber für die Zuftellung 
Sorge zu tragen, fofern nicht der Antragiteller in dem Schriftjaß oder in dem Protokoll 
erklärt hat, diejes jelbit thun zu wollen ($ 501 mit $ 497). Im Anmaltsprozek ift die 
Dermittelung des Gerichtöfchreibers und daher auch die Anwendung des $ 168 unzuläffig; 
denn $ 166 Abi.2 Sab 2 geftattet die Vermittelung nur für Notfriften und die Wieber- 
einfeßungsfrift ift feine Notfrift [vol. RG. 1. Mai 1902 IW. ©. 311 Nr. 9]. Aus 
demjelben Grund ift die Vorfchrift des $ 207 Abi. 2 (Zurüddatierung der Zuftellung) 
auf ben Wiedereinfehungsantrag nicht anwendbar. — Der Antrag auf nachträgliche Ab— 
nahme des Eibes fann auch im Verfahren vor den Land» und ben höheren Gerichten zu 
Protokoll des Gerichtöfchreibers erfolgen ($ 466 Sat 2); daher auch ber Antrag auf Wieber- 
einfegung gegen die Verfäumung der in $ 466 Sak 2 bejtimmten Notfrift; aus der Zu— 
Täjfigkeit der Erklärung zu Protofoll des Gerichtöjchreibers ergiebt fich die Befreiung vom 
Anwaltszwang (arg. $ 78 Abf. 2) und daher für dieſen Fall wohl auch die Möglichkeit, 
den Gerichtöfchreiber um Vermittelung der Zustellung anzugehen (vgl. bie Gegenüberftellung 
von Sat 1 und Saß 2 in $ 166 Abi. 2), woraus dann weiter die Anwendbarkeit des 
$ 168 folgt. 

2. Zu Abi. 2: a) Der Antrag auf Wiedereinfeßung gegen bie Verfäumung ber 
Beichwerbefrift ($ 577 Abi. 2) wird nicht durch Zuftellung eines Schriftfages, ſondern 
durch Einreihung bes Schriftiakes bei Gericht geftellt, weil die Beſchwerde ſelbſt in dieſer 
Weiſe eingelegt wird (vgl. $ 569 Abi. 2). Nah $ 577 Abſ. 2 Satz 2 ber CPrpP. in d. 
Faſſ. dv. 1898 konnte die fofortige Beſchwerde in allen Fällen ſowohl bei dem Untergerichte 
wie bei dem Beichwerdegericht eingelegt werben. Diejer Beitimmung entiprach die Vor— 
Ichrift des $ 236 Abſ. 2 Sat 2, wonach der Antrag auf Wiedereinfegung ſowohl bei dem 
Untergerichte wie bei dem Bejchwerdegericht eingereicht werben fann. Nach $ 577 Abi. 2 
Ca 2 in d. Faſſ. db. Nov. v. 1905 muß die Beſchwerde bei dem Untergericht eingelegt 
werben, wenn fie fich gegen die Enticheidung eines Oberlandesgerichts richtet. Daraus 
ergiebt fich, daß in diefem Falle auch der Wiedereinjegungsantrag nur bei dem Unter: 
gerichte eingereicht werben fanı [vgl. Gaupp (9) N. III, 2. Seuffert Ztichr. f. d. EPr. XXXV 
©. 85, Langheinefen BL. f. RA. LXX ©. 716]. Soweit die Beſchwerde zu Protokoll des 
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Gerichtsfhreibers erflärt werden fann (f. $ 569 Abf. 2), lann auch der Antrag auf Wieder- 
einfegung zu Protofoll bes Gerichtsjchreibers erflärt werben. Inwieweit für die Be— 
ichwerde und daber für ben Antrag auf Wiedereinjeung gegen die VBerfäumung ber Be- 
ichwerbefrift der Anwaltszwang befteht, ift in N. 2 zu $ 569 erörtert. — In den Fällen 
der fofortigen Beichwerde gegen eine Verfügung bes beauftragten ober des erjuchten Richters 
oder des Gerichtäjchreibers kann der Antrag auf Wiedereinfeßung nicht bei dem Beſchwerde— 
gerichte, fondern nur bei dem Prozekgericht eingereicht werben. Dies folgt aus $ 576 
Abi. 1 in Verbindung mit $ 577 Abi. 4, infofern Hier vorgejchrieben ift, daß im dieſen 
Fällen zunächſt die Enticheidung des Progebgerichts nachzuſuchen ift und daß dieſes Geſuch 
die Stelle der Beichwerdeichrift vertritt. 

b) Auf den Antrag auf Wiedereinjegung gegen Verſäumung ber in $ 574 Abi. 2 
Satz 2 beitimmten Notfrift finden die Vorfchriften über den Antrag auf Wiedereinfegung 
gegen Verfäumung ber Beſchwerdefriſt entiprechende Anwendung. Der Antrag ift alio 
durch Einreihung eines Schriftjages bei dem Oberlanbesgerichte zu ftellen. Diejes Hat 
bie Alten dem Beichwerbegerichte zu überjenden. 

3. Abi. 3 ift von der JR. des RE. eingefügt worden. Man ging von der Er- 
wägung aus, daß möglicherweife die Partei oder ihr Anwalt von ber Verfäumung ber 
Friſt vor dem Termine feine Kenntnis erhalte; „Liege dann der Zermin jpäter, ala einen 
Monat nad Ablauf der Notfrift, jo fei die Reftitution für die Partei verloren”, Daher 
wurde geftattet, bie Wiedereinjegung ohne vorgängige Zuftellung eines den Wiebereinjegungs« 
antrag enthaltenden Schriftiages im Termine zu beantragen, auch wenn der Termin außer« 
balb der in $ 235 Abi. 3 beitimmten FFrift Liegt, wenn nur die Ladung zu dem Termin 
innerhalb dieſer Friſt erfolgt ift. Diefe Wiebereinjegung ift zu erteilen, auch wenn bie 
zu reftituierenbe Partei vor dem Termine Kenntnis von ber Friſtverſäumnis hatte. 

Für den Wiebereinfegungsantrag nach Abſ. 3 gelten die Erforberniffe des $ 236 
Abi. 1 Nr. 1 bis 3, fowie im Anwaltsprozeſſe die Vorichriften des $ 297 über jchriftliche 
Formulierung der Anträge. 

Die Wiedereinjegung nah Abi. 3 kann auch beantragt werben, wenn ber Gegner 
in dem für die mündliche Verhandlung beftimmten Termine nicht erfchienen ift; ſonſt könnte 
der Gegner durch Nichtericheinen dieſe Reftitution vereiteln. Zwar fteht der fofortigen 
Verhandlung und Enticheidung der $ 335 Abi. 1 Nr. 3 im Wege; aber die Verhandlung 
wird vertagt und dadurch dem Gefuchiteller Gelegenheit gegeben, jeinen Antrag bem Gegner 
mit der Ladung ($ 335 Abi. 2) zuguftellen. Im zweiten Termine fann dann über den 
Antrag verhandelt und entjchieben werben. 

Bei Verfäumung der Notfriften des $ 552 und des $ 577 ift Abi. 3 bes $ 256 
nicht anwendbar. 

4. Der Antrag auf Wiedereinfegung hemmt die Zwangsvollſtreckung nicht; jedoch 
fann nach $ 707 die Zwangsvollſtreckung eingeftellt werben. 


8. 237. (215.) 
Ueber den Antrag auf Wiedereinjegung entjcheidet daS Gericht, welchem 
die Entjcheidung über die nachgeholte Prozeßhandlung zuiteht. 


HE. 4% HB. 3692 ff., NE. 5 291, NP. 406, E. 18 286, E. II 8 208, €. III 8 207, M. 173, 
. 76, 536. 


1. a) Über den Antrag auf Wiedereinfeßung entfcheidet das Gericht, welches über 
ben Einipruch, das Rechtsmittel, die Reſtitutions- oder Nichtigkeitäflage, die Anfechtungs- 
Hage gegen das Ausfchlußurteil oder gegen den Schiedsſpruch zu enticheiden hat. Das 
hiernach zuftändige Gericht Hat auch dann über den Antrag zu enticheiben, wenn es ben 
Einſpruch, das verjpätete Rechtsmittel 2c. bereits wegen Verfäumung der Notfrift verworfen 
bat [RG. 22. Sept. 1898 Entſch. XLII Nr. 88 ©. 367). 

b) Iſt Wiedereinfegung gegen Verſäumung der VBeichwerbefrift in einem Falle be» 
antragt, in dem die durch Beichwerde anzufechtenbe Entiheidung von einem Oberlandes» 
gericht erlaſſen worden ift, jo fteht die Prüfung des Wiedereinſetzungsgeſuchs dem Ober- 
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landbeögerichte zu (arg. $ 574 Abi. 2 Sak 1), weil die Enticheidung die Zuläffigfeit des 
Nechtsmittels betrifft (vgl. R.2 litt. d zu $ 238). Das Oberlandesgeriht kann den Wieder- 
einfegungsantrag ſowohl als unzuläffig wie auch als unbegründet zurüdweifen, womit Die 
veripätete Beſchwerde als unzuläffig verworfen ift. Gefchieht dies, jo kann ber Gefuch- 
jteller (Beichwerbdeführer) binnen einer Woche auf die Enticheidung bes Beſchwerdegerichts 
antragen; bie Friſt ift eine Notfrift und beginnt mit der Zuftellung bes Beichluffes (8 574 
Abi. 2 Sak 2). In diefem Falle find die Akten dem Beichwerbegerichte zu überjenden 
(8 574 Abi. 2 Sap 3). Erteilen fann das Oberlandesgericht die Wiedereinfegung nicht. 
Erachtet das Oberlandesgericht den Wiedereiniegungsantrag weder als unzuläffig noch als 
unbegründet, jo find die Akten dem Beichwerbegerichte zu überſenden. 

2. Über den Antrag auf Wiebereinfegung gegen DVerfäumung der in $ 466 Sak 2 
beitimmten Notfrift für den Antrag auf nachträgliche Abnahme bes Eides enticheidet das 
Prozebgericht, und zwar auch dann, wenn bie Abnahme bes Eides einem Mitgliebe des 
Prozebgerichtö oder einem anderen Gericht übertragen ift (vgl. NR. 3 zu $ 466). Der be= 
auftragte oder erfuchte Richter kann nicht enticheiden, weil er nur zur Abnahme des Eides 
delegiert ift. Prozebgericht ift das Gericht, bei welchem der Prozek zur Zeit des ver- 
fäumten Schwurterming anhängig war. Diejes Gericht ift auch zuftändig, wenn der Prozeß 
durch rechtöfräftiges Urteil beendigt oder durch ein Nechtömittel bei einer höheren Inſtanz 
anhängig geworben ift. Gewährt das Gericht die Wiedereinfeßung, jo hat es den Eid ab— 
zunehmen und fein auf Grund ber angenommenen Eibesverweigerung ergangenes Urteil 
abzuändern. Dadurch kann ein eingelegtes Rechtsmittel gegenftandslos werden; vgl. N. 3 
zu $ 466. Wenn die Eidesleiftung duch Beichluß angeordnet war und dieſer Beſchluß 
zufolge eines gegen das Endurteil eingelegten Nechtsmitteld aufgehoben worden ift, bevor 
die Eidesabnahme auf Grund des MWiedereinjeßungsantrags erfolgt ift, fo unterbleibt Die 
Eidesabnahme. 


$. 238. (216.) 

Das Derfahren über den Antrag auf Wiedereinfegung ift mit dem Ver— 
fahren über die nachgeholte Prozeßhandlung zu verbinden. Das Gericht kann 
jedoch das Verfahren zunächit auf die Verhandlung und Entjcheidung über den 
Antrag bejchränfen. 

Auf die Entjcheidung über die Zuläffigkeit des Antrags und auf Die 
Anfechtung der Entjcheidung finden die Vorjchriften Anwendung, welche in 
diefen Beziehungen für die nachgeholte Prozeßhandlung gelten. Der Partei, 
welche den Antrag gejtellt hat, jteht jedoch der Einſpruch nicht zu. 

Die Koſten der Wiedereinjegung fallen dem Antragfteller zur Lait, foweit 
fie nicht durch einen unbegründeten Widerjpruch des Gegners entjtanden find. 

HE. um ff., 6240 f.,, NE. 5 295, NP. 408, E. II 8 208, €. IIT 8 208, M. 198, 


1. Zu Abi. 1: a) Das Verfahren über den Antrag auf Wiedereinfegung richtet fich 
nach dem Verfahren, welches bezüglich der verfäumten Prozeßhandlung ftattzufinden hätte. 
Folglich muß über den Antrag auf Wiedereiniegung gegen Verſäumung der Notfrift des 
Einſpruchs, der Berufung, der Wiederaufnahmeflage und der Anfechtungsklagen der 8$ 958, 
1044 mündlich verhandelt werden. Auch über den Antrag auf Wiedereinfegung gegen 
Verfäumung ber in $ 466 Satz 2 bejtimmten Notfrift ift mündlich zu verhandeln. Wegen 
ber Verhandlung über den Antrag auf Wiedereinfegung gegen Verſäumung der Revifions- 
friſt ſ. u. N. 2 litt. d. — Über den Antrag auf Wiedereiniegung gegen die Verfäumung 
der Bejchwerbdefrift oder der in $ 574 Abi. 2 Sa 2 beftimmten Notfrift fann wie über 
die Beſchwerde (vgl. $ 573) ohne mündliche Verhandlung entichieden werden. Über bie 
fafultative mündliche Verhandlung ſ. N. 5 zu $ 128. 

b) Regelmäßig wird die Verhandlung über den Wiedereinfegungsantrag (dad iudi- 
cium rescindens) mit der Verhandlung über die nachgeholte Prozekhandlung (dem iudi- 
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cium rescissorium oder restitutorium) verbunden. Das Gericht kann aber durch Beichluß 
(ogl. $ 146) das Verfahren zunächit auf die Verhandlung über ben Wiebereinfekungsantrag 
beſchränken. Es fann wohl auch einen Termin lediglich zur Verhandlung über diejen 
Punft beitimmen; vgl. N.2 Abi. 1 g. E. zu $ 146. Der Gegner hat nicht das Recht, bis 
zur Entiheibung über die Wiebereinfeßung die Einlaffung zur Sache zu verweigern. 

2. Zu Abi. 2: a) Daraus, daß die Zuläffigteit des Einſpruchs, der Berufung, ber 
Revifion, der’ Beichwerde und ber Wiederaufnahmellage nah $$ 341, 535, 566, 574, 
$ 589 Abi. 1 von Amtswegen zu prüfen ift, folgt, daß die Zuläffigfeit eines auf Ein- 
ſpruchs⸗, Rechtsmittel» und Wiederaufnahmefrift bezüglichen Wiedereinfegungsantrags eben: 
fall der Offizialprüfung unterliegt. Für die Prozekhandlungen, die zur Wahrung der 
übrigen Notfriften ($ 466 Sat 2, $ 577 Abſ. 2 Satz 1, 85 958, 1044) dienen, ift Offizial« 
prüfung der Zuläffigfeit nicht vorgefchrieben; aus dem PVegriffe der Notfrift als einer der 
Parteiverfügung entzogenen Friſt muß aber gefolgert werben, bat das Gericht die Zu— 
läffigfeit bes MWiebereiniegungsantrags auch bier ex ofticio zu prüfen hat; fonft könnten 
die Parteien auf dem Umwege ber Wiebereinjekung die Notfrift verlängern. Die Zu— 
Täffigteit bes Wiedereinfekungsantrags ift nicht bloß von der Beobachtung ber in $ 236 
vorgeichriebenen Formalien, fondern auch von dem Vorhandenjein eines geſetzlichen Re— 
ſtitutionsgrundes ($$ 233, 235) bedingt; daher hat fich die Offizialprüfung auch hierauf 
zu erftreden. Daß auch die NRechtzeitigkeit des Antrags der Offizialprüfung unterfteht, 
folgt daraus, daß die Verlängerung ber Wiebereinfepungsfriften der Parteiverfügung ent- 
zogen ift; vgl. $ 234 Abſ.2 und N. 4 zu $ 235. Aus der Offizialprüfung ergiebt fich, 
dab die zur Begründung ber Zuläffigfeit und der Mechtzeitigfeit des Wiedereinjeßungd« 
antrags behaupteten Thatſachen durch das Geſtändnis des Gegners nicht der Prüfung bes 
Gerichts entzogen werben; vgl. N.7 zu $ 288. [Zuftimmend: Strudm. Koch (8) N.3, Wilm. 
Levy (TIN. 2 zu $ 216 alt, Gaupp (9) NR. I, Peterſen (5) N. 2.] 

b) Die Entjcheidung über ben Antrag auf MWiedereinfegung gegen Verfäumung der 
Einſpruchsfriſt, der Berufungsfrift und der Friſt für die Wiederaufnahmellage oder für 
bie Anfechtungsflagen der $$ 958, 1044 erfolgt in Urteildform. Die Abmweifung bes 
Antrags kann nur durch Endurteil erfolgen. Erfolgt fie unrichtiger Weile durch Be— 
ihluß, jo ift zwar die Enticheidung als eine auf Grund obligatorifcher mündlicher Ver- 
handlung ergangene nicht durch Beichwerde anfechtbar (arg. $ 567 Abi. 1) [aM.: OLG. 
Hamburg SA. LVI Nr. 208], wohl aber ift gegen die Enticheidung troß der Beſchluß— 
form das Rechtsmittel zuläffig, welches zuläffig wäre, wenn die Enticheidung in Urteils» 
form erlaffen worden wäre, denn die unrichtige Form entzieht der Enticheidung nicht ben 
Charakter eines den Prozeß abjchließenden Urteils. Die Erteilung ber Wiedereinſetzung 
fann in den Entjcheibungsgründen bes über die nachgeholte Prozeßhandlung enticheidenden 
Endurteild ober durch Zwifchenurteil ($ 303) ausgeiprocdhen werden. Das Zwiſchen— 
urteil kann nicht felbitändig angefochten werben, unterliegt aber, wenn gegen das End» 
urteil Berufung oder Revifion eingelegt wird, der Beurteilung des höheren Gerichts 
(8$ 512, 548). Wurde die Wiebereinfegung unrichtiger Weile in Beichlußform erteilt, 
fo ift die Enticheidung fo wenig wie ein Zmifchenurteil felbftändig anfechtbar, wohl 
aber unterliegt fie mie dieſes der Beurteilung bes höheren Gerichts, wenn das End» 
urteil angefochten wirb. 

Das in erjter Inſtanz erlaffene Endurteil fann mit Berufung angefochten merben. 
Gegen das von einem Landgericht als Berufungsgericht erlaffene Endurteil findet fein 
Rechtsmittel ſtatt. Das von einem Oberlanbesgericht erlaffene Endurteil kann durch 
Revifion angefochten werben. Sit in dem Urteile des Oberlanbesgerichts über einen An— 
trag auf MWiebereinießung gegen Verfäumung der Berufungsfrift entichieden, fo findet 
die Revifion ohne Nüdficht auf den Wert des Streitgegenftandes ftatt (vgl. N. 1 litt. d 
au $ 547); in den anderen Fällen hängt die Zuläffigfeit der Revifion von dem Vor: 
bandenjein der Revifionsſumme ($ 546) ab. Gegen die von dem Revifionsgericht erlaflene 
Entjcheidung über den Wiebereinfegungsantrag findet fein Rechtsmittel ftatt. 
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Durch Verfäumnisurteil ift in entiprechender Anwendung des $ 330 ber Wieber- 
einfegungsantrag abzumeifen und ber nachgeholte Einſpruch oder das nachgeholte Rechts- 
mittel als unzuläffig zu verwerfen oder bie nachgeholte Wiederaufnahmellage oder die An— 
fehtungsflage ald verjpätet zurüdzumweiien, wenn die Partei, welche die Wiebereinfegung 
beantragt hat, in dem Termine zur mündlichen Verhandlung nicht erfcheint. Gegen bas 
PVerfäumnisurteil findet kein Einspruch ftatt ($ 238 Abf.2 Satz 2); e8 unterliegt der Be— 
rufung oder Revifion, infomweit das Nechtämittel darauf geftüßt wird, daß’ der Fall der 
Verfäumnis nicht vorgelegen babe (arg. $ 513 Abi. 2, $ 566). 

Derfäumt der Gegner ber Partei, welche die Wiedereinjegung beantragt bat, den 
Termin, fo greift in Anfehung ber behaupteten Thatſachen, durch melde die Zuläffigfeit 
und die Rechtzeitigfeit des Wiedereinfegungsantrags begründet wird, die Fiktion bes $ 331 
Abſ. 1 nicht Plaß, weil diefe Thatiahen von Amtöwegen auf ihre Wahrheit zu prüfen 
find (ſ. litt. a). Bei der Prüfung fann fich ergeben, daß bie Rechtzeitigfeit des Antrags 
oder die zur Begründung des Antrags vorgebradhten Thatſachen nicht glaubhaft gemacht 
werben können ober daß bie behaupteten Thatfachen den Wiedereinjegungsantrag nicht 
rechtfertigen; dann ift der Wiedereinfegungsantrag durch Urteil zurüdzumeiien. Diejes 
Urteil ift fein Verfäumnisurteil, unterliegt daher nicht dem Ciniprucde, ſondern ber Be— 
rufung ober ber Revifion, Ergiebt fich dagegen bei jener Prüfung, dab die zur Be— 
gründung des MWiedereinfegungsantrags und feiner Rechtzeitigfeit vorgebradhten Behaup— 
tungen glaubhaft gemacht find und daß fie den Antrag rechtfertigen, fo treten in Ans 
fehung der Hauptſache (im Gegenfaße zur Wiedereinfegung!) gegen den Gegner je nad 
ber Prozehlage die Verfäumnisfolgen der $$ 330, 331, 542 ein und auf Grund biejer 
Verläumnisfolgen ift ein Verfäumnisurteil gegen den Gegner zu erlaflen, in deſſen Ent» 
Iheidungsgründen feftgeftellt wird, daß die Wiebereinfegung gegen Verfäumung ber Not-— 
frift gewährt wird. Gegen biejes Verfäumnisurteil fteht dem Gegner der Einſpruch zu. 

c) Auch die Entiheidung über den Antrag auf Wiebereinjegung gegen Verſäumung 
der in $ 466 Satz 2 bezeichneten Notfrift muß in einem Verfahren, dad mit Urteil enbigt, 
durch Urteil erfolgen. Die Gewährung der Wiedereinfegung fann wegen ber Notwendig- 
feit, die nachträgliche Eibesleiftung vor dem Endurteile herbeizuführen, nur durch Zwiſchen— 
urteil erfolgen. Die Abweilung des MWiedereinjegungsantrags fann nur durch Enburteil 
erfolgen, wenn auf Grund der Eideöverweigerung (vgl. $ 466 Sag 2) bereits ein Enburteil 
ergangen ift; anderenfalld fann die Abweifung durch Zwifchenurteil oder in den Gründen 
bes Endurteild ausgeſprochen werben. Ein Zwijchenurteil über den Wiedereinfekungsantrag 
ift nicht ſelbſtändig anfechtbar, unterliegt aber der Beurteilung des höheren Gerichts, wenn 
gegen das Enburteil Berufung oder Revifion eingelegt ift ($$ 512, 548). In Anfehung 
der Rechtsmittel gegen das Endurteil findet entiprechende Anwendung, was in R.2 litt. b 
Abſ. 2 über die zuläffigen Rechtsmittel geſagt iſt. 

Durch Verfäummisurteil ift der Antrag auf Wiedereinjegung abzuweiſen, wenn ber 
Antragfteller in dem Termine zur mündlichen Verhandlung nicht erfcheint; vgl. litt. b 
Abi. 3. Gegen das Verfäumnisurteil findet fein Einſpruch ftatt ($ 238 Abi. 2 Sat 2), 
wohl aber jelbjtändige Berufung oder Nevifion nad) Maßgabe bes $ 513 Ubi. 2, $ 566, 
wenn das Urteil nach Erlafjung bes auf Grund der angenommenen Eibeöverweigerung 
erlaffenen Endurteils ergeht. Ergeht es vorher, jo ift es ein Verfäumniszwiichenurteil 
und als ſolches nicht ſelbſtändig, fondern mit der fi) aus $ 513 Abi.2, $ 566 er- 
gebenden Beichränfung durch Berufung oder Revifion gegen das Enbdurteil anfechtbar (arg. 
88 512, 548). 

Verfäumt der Gegner des Antragftellers den Termin, fo find die Thatlachenbehaup- 
tungen, welche zur Begründung des Wiebereinjegungsantrags und feiner Rechtzeitigfeit 
dienen, glaubhaft zu machen (vgl. R. 2 litt. b Abi. 4). Gelingt dies dem Antragfteller 
nicht, jo ift der Antrag abzumweifen. Das Urteil iſt Endurteil, wenn es nad) dem auf 
Grund bes $ 466 Saß 1 erlafienen Enbdurteil ergeht, anderenfalls Zwiſchenurteil. Ge- 
lingt die Glaubhaftmadhung, jo ift dem Antrag durch Zwifchenurteil ftattzugeben und bie 
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Abnahme des Eides anzuordnen. Bezügli ber Anfechtung gelten die in N. 2 litt. b 
Abi. 2 entwidelten Süße. 

Iſt der Eid in einem Verfahren auferlegt, das nicht durch Urteil, ſondern durch 
Beſchluß endigt (vgl. N.1 zu $ 460), jo muß auch durch Beſchluß über ben Wiedereinjegungs: 
antrag entichieden werben. 

d) Iſt Wiedereinfegung gegen Verfäumung der Revifionsfrift beantragt, jo kann 
der Antrag ohne vorgängige mündliche Verhandlung durch Beſchluß zurüdgemwieien werden 
(arg. $ 554a Abſ. 2); denn die Entiheidung über den Wiedereinjegungsantrag enthält 
eine Enticheidung über die Zuläffigfeit des Rechtsmittels. IVgl. Gaupp (9) N. J, 2. Seuffert 
Stiche. f. d. EPr. XXXIII ©. 442 f. XXXV ©.74, Langheinefen BL. F. RA. LXX €. 715, 
RG. 16. Nov. 1906 IW. ©. 756 f. Nr. 29. Daß die Enticheibung über die Wieder- 
einjegung bie Zuläffigfeit des Rechtsmittels betrifft, ift auch in dem U. d. RG. 11. Juli 
1892 Entſch. XXX Pr. 102 ©. 347 anerfannt. — AM. Peterfen (Anhang) N. 1 g. €. 
zu $554a.] Erteilt fann die Wiedereinfegung nur nad münblicher Verhandlung durch 
Urteil werden. Die Erteilung fann in den Gründen des Endurteild oder durch Zwiſchen- 
urteil ($ 303) auögefprochen werben. Auf die Berfäumnis bes Termins finden die in 
litt. b Abf. 3, 4 entwidelten Säße Anwendung. 

e) Die Entiheidung über den Antrag auf Wiedereinjegung gegen Verfäumung ber 
Beichwerbefrift oder ber in $ 574 Abi. 2 Sat 2 bejtimmten Rotfrift erfolgt durch Be» 
ihluß. Ein Verfäumnisverfahren giebt e8 dabei nit. Gegen den Beichluß, welcher ben 
Antrag auf Wiedereinjegung gegen Verfäumung der Beichwerbefrift abmweift, wie gegen 
ben ihm jtattgebenden Beſchluß findet die weitere Beſchwerde ftatt, arg. 8568 Abf. 2; denn 
es liegt ftet3 ein neuer jelbitändiger Beichwerbegrund vor. Betrifft die Beſchwerde eine 
Entfcheibung über die Prozebfoften, fo ift eine weitere Beſchwerde nur zuläffig, wenn bie 
Beichwerdefumme den Betrag von 50 A. überfteigt (arg. $ 568 Abi. 3). Gegen die Ent- 
icheidbung eines Oberlandesgerichts findet feine weitere Beſchwerde ftatt ($ 568 Abi. 4). 

3. Zu Abi. 3: Parallelvorichriften f. $ 95 und 8 344. — Im Falle bes $ 235 
Abi. 1 lann die Anwendung des $ 102 in Frage fommen. — Wegen ber Gebühren ſ. GRG. 
8 16 Nr.3, GO. f. RU. $ 26. 


Fünfter Titel. 
Unterbrehung und Ausſetzung des Verfahrens. 


1. Stillftand des begonnenen Prozefjes ift möglich: 

I. zufolge Vereinbarung der Parteien und zufolge Nichterfcheinens ober Nichtver- 
handelns beider Parteien in einem Termine zur mündlichen Verhandlung. Im Geſetze 
beißt dieſer Stillftand „Ruhe des Verfahrens“ ($ 251); 

II. zufolge eines Ereigniffes, mit deffen Eintritt das Gejeß den Stillſtand eintreten 
läßt. Im Gefeße heißt dieſer Stillftand „Unterbredhung bes Verfahrens’. Solde 
Unterbrechung tritt ein: 

1. in den Fällen des Todes, des Verluſtes der Prozebfähigfeit oder des Wegfalls des 
geieglichen Vertreters einer Vartei ſowie bei Anordnung einer Nadjlaßverwaltung 
und bei Eintritt ber Nacherbfolge, jedoch immer nur, wenn feine Vertretung durch 
einen Prozebbevollmächtigten ftattfand — $$ 239, 241, 242, 8 246 Abi. 1; 

. im Falle der Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen einer Partei, wenn bas 
Verfahren die Konkursmaſſe betrifft — $ 240; 
3. im Falle des Aufhörens der Thätigfeit des Gerichts infolge eines Krieges oder eines 

anderen Ereignifjes (iustitium) — $ 245; 

4, in Anmwaltsprozefien im Falle des Todes des Anmwaltes ober des Verluftes feiner 

Fähigkeit, die Vertretung der Partei fortzuführen — 8 244; 

5. nah RG. v. 21. Yuli 1879, betr. die Anfechlungen von Rechtshandlungen bes 
Schuldners außerhalb des Konkursverfahrens, $ 13 Abi. 2 im Berfahren über 
. Seuffert, Eivilprogehordnung I. 10. Aufl. 22 


tz 


9 


338 Erftes Buch. Dritter Abſchnitt. 8 239. 


ben Anfechtungsanſpruch dur Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des 

Schuldners; 

III. zufolge eines Gerichtöbejchluffes. Im Gefeke heißt dieſer Fall „Ausfegung 
bes Verfahrens“. 

Die Ausſetzung des Verfahrens ift auf Antrag anzuordnen, wenn in den unter 
II 1 erwähnten Fällen die Partei dur einen Prozekbevollmädtigten vertreten war 
(8 246 Abſ. 1); fie fann auch von Amtswegen angeordnet werben, wenn die Partei fich 
zu Striegäzeiten im Militärdienfte befindet oder wenn fie fich in einem durch obrigfeitliche 
Anordnung, durch Krieg oder andere Zufälle vom Berfehre mit dem Prozebgeriht ab: 
geichnittenen Ort aufhält ($ 247). Weitere Vorichriften, nach denen das Verfahren von 
Amtswegen oder auf Antrag ausgefeßt werden fann ober ausgeſetzt werben muß, enthält 
das Gefeß in $ 65 für ben Fall der Hauptintervention, in $ 148 für den Tall ber Ab- 
bängigfeit der Enticheidbung von dem Ausgang eines anderen anhängigen Redtöftreits ober 
von ber Enticheibung einer Verwaltungsbehörde, in $ 149 für den Fall der Beeinflufiung 
ber Entſcheidung von der Ermittelung einer ftrafbaren Handlung, in ben $$ 151 bis 154 
für den Fall der Abhängigkeit der Entſcheidung von ber Nichtigfeit einer Ehe, der An— 
fechtbarfeit einer Ehe, ber Ehelichleit eines Kindes, dem Beftehen einer Ehe oder eines 
Gewaltverhältniffes zwiſchen ben Parteien, in $ 620 für ben Eheicheibungsprozek, in $ 621 
bei der Klage auf Heritellung bes ehelichen Lebens, in $ 681 bei ber Entmündigung wegen 
Trunkſucht und in $$ 953, 969 für das Aufgebotsverfahren. Durh EG. $ 15 Nr.1 find 
landesgefetzliche Vorfchriften über die Ausſetzung bes Verfahrens bei Kompetenzkonflikten 
mit Verwaltungsbehörden vorbehalten, 

Daß die Ausjegung nur in ben gejeglich vorgefehenen Fällen zuläffig ift, beftimmten 
ausbrüdlich ber preuß. Entw. $ 725 und der nordd. Entw. $ 393 (vgl. nordd. Prot. I S.410). 
Die Motive z. d. Entw. III erflären dies für felbftverftändlih. Der Sak wird aud durch 
$ 252 ad vv. „auf Grund anderer gejeglicher Beftimmungen“ beftätigt. In der YA. 
d. RT. (KPr. 5.77) wurde insbefondere hervorgehoben, daß durch Kabinetsjuſtiz eine Aus—- 
ſetzung bes Verfahrens nicht angeorbnet werden fönne. 

2. Über Unterbrehung und Ausfekung des Mahnverfahrens vgl. N. 4 zu $ 693. — 
Für das fchiedsrichterliche Verfahren gelten die Vorfchriften der CPrO. über die Unter: 
bredung und Ausfegung des Verfahrens nicht [RG. 7. Nov. 1905 Entſch. LXI Nr. 7 
©. 24]. 

3. Wegen ber Gebühren j. GKG. $ 26 Nr. 4, $47 Nr. 9, 88 93, 94, GO. f. RA. $ 20. 


8. 239.* (217.) 
Im Falle des Todes einer Partei tritt eine Unterbrechung des Verfahrens 
bis zu deifen Aufnahme durch die Nechtsnachfolger ein. 
Wird die Aufnahme verzögert, jo fünnen die Nechtsnachfolger zur Auf: 
nahme und zugleich zur Verhandlung der Hauptjache geladen werden. 
Der die Ladung enthaltende Schriftjag iſt den Nechtönachfolgern jelbft 
auzuftellen. Die Ladungsfrift wird von dem Vorſitzenden beftimmt. 
Erjcheinen die Rechtönachfolger in dem Termine nicht, jo ift auf Antrag 
die behauptete Nechtsnachfolge als zugeitanden anzunehmen und zur Haupt— 
ſache zu verhandeln. 
Der Erbe ift vor der Annahme der Erbichaft zur Fortſetzung des Rechts: 
jtreit3 nicht verpflichtet. 
Bu PP SUB Te m ER ha 
1.8, 808. 9 36 ng E. e. BGB. A Brot. d. Komm. 3. 2. Lei. d Ee. 
GB. V 669, vie — * Nov. v. 1808 ©. 100 


——— Frant Ztſchr.f. d. CPr. XIII S. 184 ff. Kohler Gej. Beitr. 5. EPr. 6.349 ff. 
Schäfer Beitr. 5. €. d. DR. XXXII ©. 800 f., Sperl Die Succeifion im Prozeß (1895). 
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1. a) Die Unterbrechung durch ben Tod tritt ein, auch wenn weder ber Gegner noch 
das Gericht davon erfährt. Die Zodeserflärung begründet die Vermutung, daß der Berfchollene 
in bem Zeitpunfte geftorben fei, welcher in dem die Todeserklärung ausfprechenden Urteile 
feftgeftellt ift (BEB.$ 18 Abſ. 1), woraus fich ergiebt, daß Unterbrechung des Prozeffes in 
biefem Zeitpunft anzunehmen ift, wenn bie Vermutung nicht widerlegt wirb. 

b) Die Unterbredung erfolgt durch ben Tod einer Partei. Wer Partei ift, ift 
in N. 1, 2 vor $ 50 erörtert. Nach der dort vertretenen Anficht find bei dem Tode des 
Konkursverwalters, des Nachlahpflegers und des Nachlaßverwalters, bes Teſtamentsvoll⸗ 
ftreders, fomweit er nicht im eigenen Namen prozeifiert, des Pfleger des Abweſenden ıc. 
nicht die Vorjchriften des $ 239, ſondern die des $ 241 anzumenben. 

c) Durch den Tod eines Streitgenoffen tritt die Unterbrehung nicht in Anjehung 
aller, jondern nur in Anfehung bes verftorbenen Streitgenofjen ein. Dieje Unterbrechung 
fann die Verlegung eines Termins oder bie Vertagung der Verhandlung mit den übrigen 
Streitgenoffen (nicht die Ausfegung des ganzen Verfahrens) veranlaffen, wenn bie 
Streitgenofjenihaft eine notwendige i. S. des $ 62 ift [vgl. RG. 12. Yuli 1905 IM. 
©. 533 Nr. 17). — Der Prozeß einer Gemeinschaft zur geſamten Hand wirb durch ben 
Tod eines Gemeinichafters nicht unterbrochen, weil die Gemeinſchaft parteifähig ift; vgl. 
N.2 litt. d zu 850. [So aud RG. 12, Okt. 1899 Entich. XLV Nr. 85 S. 340 in Bezug 
auf eine in Liquidation befindliche offene Handelögejellihaft.] Durch den Wegfall bes 
mit der Vertretung betrauten Gemeinfchaftere kann jedoch Unterbredung nad) Analogie 
von $ 241 eintreten. 

d) Durch den Tod eines Nebenintervenienten wirb der Prozeß unter den Haupt: 
parteien nicht unterbrochen, wohl aber dem Nebenintervenienten gegenüber in Anfehung 
bes Koſtenpunktes, da ber Nebenintervenient im Koftenpunft als Partei behandelt wirb 
(8101). [Bgl. Strudm. Koch (8) N.1 Abf.2, Wilm, Levy (7) N. 1 zu $217 alt, Peterfen (5) 
N.2. — AM.: Gaupp (9) N. I, Franf a. a. O. S.205F.] 

e) Keine Unterbrechung tritt ein, wenn eine Vertretung bes Verftorbenen durch einen 
Prozeßbevollmächtigten ftattfand ($ 246 Abi. 1). Daß eine gefegliche Vertretung bes Ver- 
ftorbenen ftattfand, hindert die Unterbrehung nicht. 

f) In Anfehung der Hauptfache erledigen fich Eheprozeſſe durch den Tod eines Ehe- 
gatten ($ 628), Statusprozeffe der in $$ 640, 641 bezeichneten Art durch den Tod einer 
Partei (8 640 Abf. 1, 8 641 Abf. 1), Entmündigungsprozeffe durch den Zod bes Ent» 
münbdigten. In Anfehung bes Koftenpunftes werben dieje Prozeffe wie andere durch ben 
Zob einer Partei unterbrochen. 

g) Beenbigt wird die durch den Tod einer Partei eingetretene Unterbrechung burch 
Aufnahme bes Prozeſſes (reassumptio litis) von Seite der Rechtsnachfolger des Ver— 
ftorbenen. Der Aufnahme fteht gleich die Verfäumnis des in Abf. 2 bezeichneten Termins 
duch die Rechtsnachfolger (Ab. 4). Beendigung im Falle ber Anordnung einer Nachlaß— 
verwaltung f. 8 241 Abi. 2, im Falle der Beftellung eines Nachlaßpflegers, des Vorhanden- 
feins eines zur Prozekführung berechtigten Teſtamentsvollſtreckers oder nad Eröffnung bes 
Nachlaßkonkurſes ſ. $ 243, 

b) Rechtsnachfolger des Verftorbenen ift fein Erbe. Hit ein Nacherbe eingejekt, fo 
tommt zunädft nur ber Vorerbe ala Rechtsnachfolger in Betracht; tritt aber ber {Fall ber 
Nacherbfolge ein, bevor durch den Vorerben das Berfahren aufgenommen ift, jo ift ber 
Naherbe als Rechtsnachfolger des Erblaffers zur Aufnahme berechtigt und verpflichtet, 
wenn ber NRechtöftreit einen ber Nacherbfolge unterliegenden Gegenftand betrifft. Zritt 
ber Fall der Nacherbfolge ein, nachdem ber Vorerbe das Verfahren aufgenommen hatte, 
fo findet $ 242 Anwendung. — Sind mehrere Erben vorhanden, fo ift zu unterfcheiben: 
a) Betrifft der Prozeß eine Naclakverbindlichkeit, jo kann jeber einzelne Miterbe den 
ganzen Prozeh aufnehmen und zur Aufnahme bes ganzen Prozefjes genötigt werben, ſo— 
lange bie Erben ala Geſamtſchuldner haften (vgl. BEB. 88 2058 bis 2065); denn aus ber 
gejamtichuldnerifchen Haftung ergiebt ſich die Möglichkeit der Prozeßführung mit dem ein: 

22* 
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zelnen Miterben [vgl. OLG. Stiel Redtipr. d. OYG. VII S. 278F.]. Nad) Beendigung ber 
geſamtſchuldneriſchen Haftung (vgl. BEB. $$ 2060 f.) kann jeder Miterbe den Prozeß nur 
für den feinem Erbteil entiprechenden Zeil der Nadhlakverbinblichkeit aufnehmen. 3) Be— 
trifft der Prozeß einen dinglichen Anſpruch in Bezug auf einen Nachlaßgegenitand, jo 3.2. 
wenn gegen ben Erblafjer die Eigentumsflage oder die Hupothefenflage erhoben ift, jo 
fönnen vor ber Auseinanderjegung nur alle Miterben gemeinschaftlich den Prozeß auf 
nehmen unb zur Aufnahme genötigt werben; denn die Prozebführung gehört zur Ver— 
waltung und die Verwaltung des Nachlaſſes fteht den Erben gemeinihaftlih zu (BEB. 
8 2038 Abi.1 Satz 1). Nach der Auseinanderfegung fann der Prozek nur von dem Mit« 
erben aufgenommen werden, welchem der Gegenſtand zugeteilt wurde. y) Betrifft ber 
Prozeh einen zum Nachlaß gehörenden Anſpruch, jo fann ebenfalls jeber einzelne Miterbe 
ben ganzen Prozek aufnehmen, folange die Auseinanderjfegung noch nicht erfolgt ift; dies 
ergiebt fi) aus BGB. 8 2039, wonach jeder einzelne Miterbe verlangen kann, daß ber 
Verpflichtete an alle Erben leifte oder für alle Erben hinterlege. Nach der Auseinander« 
ſetzung fann der Prozeß nur von dem Miterben aufgenommen werden, welchem ber An- 
ipruch zugeteilt ift. Ob vor der Auseinanderjegung ein einzelner Miterbe zur Aufnahme 
des ganzen Prozeffes geladen werben fann, ift zweifelhaft. Da fih aus BGB. $ 2039 
nur ein Recht aber feine Pflicht zur Geltendmachung des ganzen Anipruchs ergiebt, dürfte 
die Frage zu verneinen fein. 

Bei Fortſetzung der Gütergemeinihaft (BGB. $$ 1483, 1557) ift der überlebende 
Ehegatte als Nechtsnachfolger des verftorbenen Ehegatten zu behandeln (arg. BGB. $ 1487 
Abi. 1 zweiter Halbiak, $ 1507). 

Außer dem Erben tommt als Rechtönachfolger des Verftorbenen in Betradht, wer 
von Todeswegen den ÖStreitgegenitand erwirbt oder in die jtreitige Verpflichtung fuc— 
cediert, fo insbeiondere der Lehens-, Stammguts- und Fideikommißnachfolger. [Vgl. norbd. 
Prot. I ©. 429, Wilm. Levy (7) N. 3 zu $ 217 alt, Gaupp (9) N. II, Peterſen (5) NR. 5, 
Schmidt Lehrb. (2) 8.688 N. 1, Hellwig Lehrb. 1 S.250, NG. 4. Febr. 1890 Enti. XXVI 
Nr. 26 ©.141, 9. Febr. 1895 XXXIV Rr.115 ©. 427. AM.: Strudm. Kod (8) N. 1, 
Schollmeyer Zwifchenftreit S. 105, Kohler Ztichr. f.d. EPr. XII S.123 N. 48, Frank a. a. O. 
©. 219, Schulge Vollftredbarkeit der Schuldtitel S. 106.] — Nach dem früheren gem. 
Rechte konnte auch der Bermächtnisnehmer als Rechtönachfolger in Betracht fommen, wenn 
der Streitgegenftand direft auf ihn überging. Nach dem BGB. ift dies nicht mehr mög- 
lich, weil der DVermächtnisnehmer nur eine Forderung gegen ben Beichwerten erwirbt 
(BEL. $ 2174). Der Erbichaftstäufer ift fowenig wie derjenige, welchem ber Erbe einen 
einzelnen zum Nachlaß gehörenden Gegenjtand übereignet oder abgetreten hat, unmittel- 
barer Rechtsnachfolger des Erblaffers und faun daher den Prozeß nicht aufnehmen [bay. 
ob. 26. SA. XLIV Nr. 220, OLG, Karlsruhe eod. Nr. 221]. In dem U. v. 6. März 1903. 
Entih. XLIV Nr. 28 S. Mff. ſpricht das RG. dem Dritten, welder auf Grund eines 
Lebens- oder Unfallverfiherungsvertrags beim Tode bes Verficherungsnehmers einen An— 
ſpruch gegen den Verficherer erwirbt, die Eigenschaft eines Nechtänachfolger des Ver— 
fiherungsnehmers ab, weil das Recht, welches der Verficherungsnebmer hatte, und das 
Recht bes Dritten nicht identische Rechte feien. 

i) Nimmt jemand als Rechtänachfolger des Verftorbenen den Prozeß auf und be= 
ftreitet der Gegner im Termine, daß der Aufnehmende der Rechtsnachfolger ift, fo muß 
jener die Rechtönacdhfolge beweifen. Der Erbſchein (BGB. $ 2358) oder das Zeugnis über 
die Fortſetzung der Gütergemeinichaft (BEB. $ 1507) begrünbet die Vermutung, dab dem: 
jenigen, welcher als Erbe bezeichnet ift, das Erbrecht zuftehe (BED. $ 2365) oder daß der 
in dem Zeugniffe Bezeichnete als überlebender Ehegatte die Gütergemeinichaft fortjege (arg. 
8 1507 Saß 2). Führt der Aufnehmende den Beweis ber Nachfolge, fo ift die Nachfolger: 
eigenichaft und damit die Gültigfeit der Aufnahme durch Zwiichenurteil ($ 303) oder in 
den Gründen bes Endurteils feftzuftellen; das Zwiſchenurteil ift nicht felbftändig anfecht- 
bar, unterliegt aber der Beurteilung bes Nechtämittelgerichts nah $$ 512, 548 [RG. 
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7.Nov. 1894 Entih. XXXIV Nr. 98 ©. 381]. Führt der Aufnehmende den Beweis nicht, 
fo ift die Aufnahme ungültig und die Unterbrechung nicht beendigt; bies ift durch Enb- 
urteil in der Weiſe auszufpreden, bat das Aufnahmebegehren zurüdgewiefen wirb; zu⸗ 
gleich ift der Aufnehmende in die SKoften bes Aufnahmeverfahrens zu verurteilen; das 
Enbdurteil fann duch Berufung oder Revifion angefochten werben. [Vgl. 2. Seuffert Ztichr. 
f. d. EPr. VIIS. 10, R6. 16. Apr. 1884 Entſch. XI Nr. 72 ©. 317, 9, Febr. 1895 XXXIV 
Nr.115 8.427.) — Verſäumt der Gegner des Aufnehmenden ben Termin zur münd— 
lihen Verhandlung und beantragt der Aufnehmende ein Verſäumnisurteil, jo iſt die Be— 
bauptung der Rechtönachfolge, die bier als Behauptung eines präjudiziellen Rechtsverhält— 
niffes in Betracht kommt, ala zugeitanden anzunehmen (arg. $ 239 Abf. 4, $ 331 Abf. 1) 
[vgl. Strudm. Koch (8) N. 4, Wilm. Levy (TIN.8 zu 8217 alt, Gaupp (9) N. III Abi. 3, 
Peterjen (5) N.9, Troll Verſ. Urt. S. 104; dagegen wollen Pland Lehrb. I S. 529 und 
Franck Ztſchr. f. d. EPr. XIII S. 235F. nur die thatſächlichen Behauptungen, auf die die 
Rechtsnachfolge geftügt wird, ala zugeftanden gelten laffen] und auf dieſer Grundlage ift 
das Verſ. Urteil nad 88 330, 331 zu erlaffen. ft ein Verf.Urteil nicht mehr zuläffig, 
weil dem Gegner bes Verftorbenen durch bedingtes Endurteil ein Eid auferlegt ift, fo ift 
auf Grund ber durch die Terminsverfäumnis eintretenden Filtion bes Zugeftändbniffes ber 
Rechtsnachfolge auf Antrag ber Eid ala verweigert anzufehen ($ 465) und Urteil nad 
$ 462 Abi. 2 (vgl. N. 3aa zu $ 465) zu erlaffen, wenn ber Gegner ben Schwurtermin 
verfäumt. Einspruch ift gegen dieſes Urteil nicht zuläffig, da es feinen Einſpruch gegen 
ein einzelnes Urteildelement giebt. — Verfäumt der Aufnehmenbe den Verhandlungs— 
termin, jo fann der Gegner, wenn er den Aufnehmenben ala Rechtsnachfolger anerkennt, 
gegen ihn ein Verfäumnisurteil zur Sache erwirlen. Erlennt der Gegner ihn nicht als 
Rechtsnachfolger an, fo fann er eine Entfcheidung zur Sache nicht beantragen, weil bie Auf» 
nahme eines Nichtrechtsnachfolgers die Unterbredung nicht beendigt; wohl aber fann er 
gegen ben Aufnehmenden ein Verfäumnisurteil beantragen, durch das deſſen Aufnahme: 
begehren unter entjprechender Anwendung des $ 330 zurüdgemiefen wird. Gegen dieſes 
Urteil findet ber Einſpruch ftatt. 

k) It die Unterbredung nad Verfündung, aber vor Zujtellung eines durch Ein- 
fpruch ober ein Rechtsmittel anfechtbaren Enbdurteil eingetreten, fo ift die Aufnahme 
erforderlih, um das Urteil zuzuftellen und deſſen Rechtskraft herbeizuführen oder deſſen 
Anfehtung zu ermöglichen. Iſt die Aufnahme nah $ 250 erfolgt, jo iſt feine Ent: 
ſcheidung erforderlich, wenn der Gegner die Nachfolgereigenichaft des Aufnehmenden nicht 
bejtreitet. Beſtreitet er fie, fo kann jebe Partei die andere zur mündlichen Verhandlung 
darüber vor das Inſtanzgericht laden und eine Entfheidung durch Urteil verlangen. Die 
Entfcheibung, melde die Nachfolgereigenihaft des Aufnehmenben bejaht, ift Zufagurteil 
zu dem Enburteile; diejenige, welche fie verneint, ift ein das Aufnahmebegehren des Auf: 
nehmenden zurüdweifendes Enburteil. Jenes Zufagurteil fteht zu dem in der Hauptfache 
ergangenen Endurteil in demfelben Verhältnifje wie ein Zwifchenurteil, es enthält ein Element 
der Enticheidung ber Hauptſache, indem es dieſer Enticheibung bie Richtung gegen ben 
Rechtönachfolger giebt; daher ift ein ſolches Zufagurteil ebenjo wie ein Zwifchenurteil nicht 
felbftändig anfechtbar, unterliegt aber, obwohl es dem Endurteile nicht voranging, fondern 
nadhfolgte, ber Beurteilung bes Rechtsmittelgerichts nach $$ 512, 548, wenn das Enbdurteil 
angefochten wird. [Bgl. RG. 11. Okt./5. Nov. 1890 Entid. XXVII Nr. 90 ©. 357 f.] Das 
das Aufnahmebegehren des Aufnehmenden zurücdmweiiende Urteil ift unter den allgemeinen 
Vorausſetzungen durch Rechtsmittel anfechtbar. 

I) War zur Seit der Unterbrechung das Endurteil bereits zugeftellt, aber noch nicht 
rechtöfräftig, fo ift die Aufnahme immer noch erforderlich, um den Ablauf der "unter: 
brochenen Einſpruchs- oder Nechtömittelfrift herbeizuführen (vgl. $ 249 Abf. 1) und um 
bie Erhebung des Einſpruchs ober die Einlegung eines Rechtsmittels zu ermöglichen. Auch 
bier ift feine Enticheibung erforderlich, wenn der Gegner die Nachfolgereigenichaft des Auf: 
nehmenden nicht beftreitet. Beſtreitet er fie, fo kann der Streit gelegentlich des Einipruchs 
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oder in ber höheren Inſtanz ausgetragen werben, wenn der Aufnehmende Einjpruch erhebt 
oder ein Rechtämittel eingelegt hat. Anderenfalls fann wie in dem sub litt. k behandelten 
Fall eine Entiheidung des Inftanzgerichts über die Nachfolgereigenichaft des Aufnehmenden 
herbeigeführt werben. 

2. Zu Abſ. 2: a) Eine Verzögerung der Aufnahme liegt vor, wenn ber Redhts- 
nachfolger, nachdem er von dem Prozeß erfahren hat, den Prozeß nicht alsbald aufnimmt. 
Dabei ift die Vorfchrift des Abi. 5 zu beachten. 

b) Iſt in der Inſtanz, in welcher die Unterbrehung eintrat, nod eine mündliche 
Verhandlung erforderlich, fo muß zur Aufnahme und zur Verhandlung der Hauptſache 
geladen werben. Ladung bloß zur Aufnahme wäre ungültig. Trat die Unterbredung 
zwiichen Verkündung und Zuftellung bes Enburteild ein, fo ergiebt fich eine ähnliche wie 
die in N. 1 litt. k behandelte Situation, der Rechtsnachfolger ift zur Aufnahme vor das 
Prozehgericht zu Taden. [Vgl. nordd. Prot. 5.1539, Gaupp (9) N. IV1, Pland Lehrb. I 
S. 526, Trank Ztichr. f. d. EPr. XIII ©. 234, Kohler Gef. Beitr. S. 252, RG. 11. Ott. 
1890 Entih. XXVII Nr. 90 ©. 358.] Hit die Unterbredung nad der Zuftellung, aber 
vor der Rechtskraft des Emdurteils eingetreten (vgl. N.1litt.)), fo ift die Labung zur 
Aufnahme mit der Ladung zur Verhandlung über den Einſpruch oder über das Rechts— 
mittel zu verbinden, wenn der Gegner bes Verftorbenen Einſpruch erhebt oder ein Rechts» 
mittel einlegt. Wenn er aber das Urteil nicht anfechten will oder nicht anfechten fann, 
jo muß ihm die Möglichkeit offen ftehen, bei dem Anftanzgeriht ein Zufaßurteil zu er- 
wirken, durch welches die Aufnahme erſetzt und die Unterbredung beendigt, ſonach ber 
Yauf der NRechtsmittelfrift herbeigeführt wird; er fann daher die Rechtänachfolger zur Auf: 
nahme vor das nftanggericht laden. [Vgl. Gaupp (9) N. IVI, Pland Lehrb. IS. 531, 
Saeger Komm. 3. KO. (2) Anm. 29 zu $10, Frank Ztſchr. f. d. EPr. XIII S. 288 N. 114, 
W. Müller Ztichr. f. d. CPr. XXXI ©. 293 ff, NG. 30. Mai 1901 Beitr. z. €. d. DR. 
XXXVI ©. 131. Dagegen nimmt dad RG. 7. Febr. 1895 Beitr. 3. €. d. DR. XXXIX 
©. 1137 unb 23. Ott. 1897 Entſch. XL Nr. 100 S. 369 an, daß, auch wenn fein Rechts- 
mittel eingelegt wird, zur Aufnahme vor das Rechtämittelgericht zu laden ſei — eine un« 
haltbare und wegen der Notwendigkeit neuer Anmaltsbeftellung auch höchſt unzwechmäßige 
Anficht! Auch in einem Fall, in dem die Einlegung des Rechtsmittels vor Beendigung 
der Unterbrehung und daher unwirkſam erfolgte, nahm das RG. 26.29. Sept. 1891 
Beitr. 3. E. d. DR. XXXVI ©. 470 ff. die Zuftänbdigfeit des Rechtömittelgerichts zur Er: 
laſſung des Zufaßurteils an.) 

3. Zu Abi. 3: a) Die Ladungsfrift ift bier ausnahmsweile vom Vorfigenden zu 
beitimmen, damit fie länger bemeflen werden fann als die geſetzliche. Mit der Ladung 
ift die Verfügung des Vorlikenden über die Ladungsfriſt zuzuftellen. Die Ladung ift dem 
Rechtsnachfolger felbjt oder, wenn diefer prozeßunfähig ift, feinem geleßlichen Vertreter 
zuzuftellen. Durch das Wort „felbit* iſt Erfagzuftellung und öffentliche Zuftellung nicht 
auögeichloffen.. Die Bedeutung des Wortes tritt insbejondere bei ber Anwendung bes 
$ 239 auf den Fall der Ausfegung ($ 246) hervor. 

b) Sind beide Parteien erjchienen, fo ergeben fich folgende Möglichkeiten: «) Die 
Geladenen nehmen als Rechtönacdhfolger den Prozeß auf; dann ift die IInterbrechung beendigt ; 
das Verfahren geht weiter. 3) Die Gelabenen beftreiten die Rechtönachfolge und folglich 
die Aufnahmepflicht; dann ift darüber zu verhandeln. Das Gericht kann nach $ 146 die 
Verhandlung auf diefe Frage beichränfen; ohne ſolche Beſchränkung erftredt fi die Ver— 
handlung aud; auf die Hauptſache. Der Ladende hat zu beweifen, daß die Gelabenen die 
Rechtsnachfolger ſind. Je nachdem dieſer Beweis geführt wird oder nicht, ergiebt ſich die 
Beendigung der Unterbrechung und der Fortgang der Hauptiache oder die Zurüdweifung 
bes Aufnahmebegehrens des Yabenden. Was in N. 1 litt. i über bie Enticheibung und 
deren Anfechtbarleit gejagt ift, findet hier entiprechende Anwendung. 

4. Zu Abi. 4: a) Ericheinen die alö Nechtsnachfolger Geladenen in dem Termine 
nicht, To ift auf Antrag die behauptete Rechtsnachfolge als zugeftanden anzunehmen. Dar— 
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über ift feine befondere Entſcheidung zu erlaffen (die CPrO. v. 1877 fchrieb ein Verſäumnis— 
zwifchenurteil vor), jondern die Unterbrechung ift jeßt beendigt, e8 kann zur Hauptſache 
verhandelt werden. Da ber Gegner nicht erichienen ift, fo ift auf Antrag ein Berfäumnis- 
urteil zur Hauptjache nach 88 330, 331, 542 zu erlaffen, wenn ein folches nad) Lage bes 
Prozefles noch möglich ift. Iſt das Endurteil ſchon erlaflen, jo ift durch Verfäumnis- 
zufagurteil auszufprechen, daß das Enburteil in der Richtung gegen die Geladenen als 
die Rechtsnachfolger gilt. Diefes Urteil ift durch Einſpruch anfechtbar nad Analogie des 
8 347 Abf. 2. [Rol. RE. 30. Mai 1904 Entih. LVII Nr. 51 ©. 202 ff. 13. Juli 1905 
IM. ©. 536 Nr. 22, wo bas Urteil ala Verſäumniszwiſchenurteil charakterifiert wird.) 

b) Erjcheint die Partei, welche zur Aufnahme xc. geladen bat, im Termine nicht, 
jo fann ber ala Rechtönachfolger Geladene im Termine die Aufnahme erklären und Ber- 
fäumnisurteil zur Hauptiache gegen die nicht erfchienene Partei beantragen, ſoweit bies 
nad) Lage des Prozeſſes noch möglich ift (vgl. litt. a). Erkennt der Gelabene feine Nach— 
folgereigenichaft nicht an, jo fann er ein Berfäumnisurteil erwirfen, in dem das gegen 
ihn gerichtete Aufnahmebegehren des Gegners abgewiejen wird. 

5. Zu Abi. 5: Diefe Vorichrift beruht darauf, dab vor der Annahme der Erwerb 
der Erbichaft nicht endgültig ift. Die Vorfchrift fteht in Zufammenhang mit bem BGB. 
8 1958, wonad vor der Annahme der Erbichaft ein Anfpruch, der fich gegen den Nachlaß 
richtet, nicht gegen den Erben gerichtlich geltend gemacht werben fann. Iſt nad) BEP. 
$ 1958 Die gerichtliche Geltendmachung eines jolchen Anfpruchs vor der Annahme ber Erb- 
ichaft ausgeichloffen, jo muß aud die Möglichkeit ausgeichlofien werden, vor Annahme ber 
Erbihaft den Erben zur Aufnahme eines ſolchen Prozeffes zu nötigen. Übrigens bezieht 
fih $ 239 Abi. 5 nicht bloß auf Prozefie über Paffiva, jondern auch auf Prozefje über 
Aktiva des Nachlaffes; der Erbe fann alſo vor Annahme der Erbſchaft auch nicht zur 
Fortſetzung eines Aktivprozefies genötigt werben. Der Annahme der Erbichaft iteht der 
Ablauf der Ausſchlagungsfriſt gleih (arg. BEB. $ 1943). 

Wird der Erbe vor der Annahme der Erbihaft zur Aufnahme gelaben (Abf. 4), 
fo ergeben fich folgende Möglichkeiten: «) der Erbe nimmt den Prozek auf; darin liegt 
zugleich die Annahme der Erbichaft; 3) ber Erbe verweigert die Aufnahme, weil er bie 
Erbichaft noch nicht angenommen hat: dann ift nicht etwa die Verhandlung zu vertagen, 
fondern das in der Ladung liegende Aufnahmebegehren ift als zur Zeit unzuläffig durch 
Enbdurteil zurüdzumeilen; y) der zur Aufnahme geladene Erbe ijt nicht erichienen; dann 
ift dad Aufnagmebegehren wie im Falle der litt. 4 durch Endurteil zurüczumeiien. 

Behauptet der Gegner des Erben bie Annahme bes Erbichaft, jo hat er fie zu be 
weifen, wenn fie vom Erben beftritten wird. Verfäumt der Erbe den Berhanblungstermin, 
jo gilt die Behauptung der Annahme unter den allgemeinen Borausiegungen (vgl. $ 335 
Abſ. 2 Nr. 3) als zugeitanden (arg. $331 Abf. 1). 

Aus den Worten „Der Erbe — ift nit verpflichtet“ darf man nicht folgern, 
dab ber Erbe ohne Annahme der Erbſchaft berechtigt wäre, ben Rechtäftreit fort: 
zufegen. Vielmehr ift die Fortſetzung des Mechtsftreits eine Handlung, aus der die An— 
nahme der Erbichaft hervorgeht; es fällt alfo die Annahme der Erbichaft mit der Fort— 
jegung bes Prozeſſes zufammen. Würde ber Erbe bei der Fortſetzung bes Prozefies fich 
dagegen verwahren, daß aus ber Fortſetzung des Prozefles die Erbichaftsannahme gefolgert 
werbe, jo wäre bies eine unbeachtliche protestatio facto contraria. 

6. Gebühren f. GKG. $ 26 Nr. 4, GO. f. RA. $ 20. 

7. Über ben Einfluß des Todes des Schuldners auf die Zwangsvollſtreckung ſ. $8 779 
bis 786. 

8. Sind die Vorſchriften des 8 239 entiprehend anzuwenden, wenn 
eine juriftifhe Perfon zu beitehen aufhört? Diefe frage ift zu bejahen, jomweit 
in das Dermögen ber juriftifchen Perfon eine der Erbfolge entiprechendbe Geſamtrechtsnach- 
folge ftattfindet. Eine folche Nachfolge findet ftatt, wenn das Vermögen nah BGB. $ 45 
Abi. 1 an ben Fiskus oder an eine nah EG. 3. BGB. Art. 85 beitimmte juriftiiche 
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Perſon des öffentlichen Rechtes fällt (arg. BEP. $ 46), ferner wenn bei Verftaatlihung 
oder Fuſion einer Aktiengefellichaft feine Liquidation ftattfindbet und daher das Vermögen 
ber Gefellichaft einichließlih der Schulden auf ben Erwerber übergeht (HGB. $$ 303 bis 
305) [val. RG. 25. Jan. 1904 Entih. LVI Nr. 82 S. 331 ff]. Dagegen ift die geftellte 
Trage zu dverneinen, joweit feine Gelamtrechtänachfolge in das Vermögen der juriftifchen 
Perfon ftattfindet. So verhält es fich ſtets, wenn eine Liquidation erfolgt; denn in diefem 
Falle bauert die juriftifche Perfon bis zur Beendigung der Liquidation fort (BEB. $ 49 
Abi. 2, HGB. 8 302 Abi. 1) [vgl. Loewenfeld in Staubingers Komm. 3. BGB. (2) $ 49 
N. VII] und die nad) Beendigung der Liquidation erfolgende Ausantwortung oder Ver— 
teilung des übrig bleibenden Aftivvermögens an die Anfalldberechtigten ergiebt feine Ge— 
famtnachfolge. Übrigens können bei ordnungsmäßig durchgeführter Liquidation feine 
Prozeffe der aufgelöften Gefellihaft anhängig bleiben. [So auch Gaupp (9) N. I Abi. 2. 
Dagegen wird die Anwendbarkeit des $ 239 auf ben Fall des Aufhörens juriftifcher 
Perfonen ohne Einihränfung behauptet von: Strudm. Koch (8) N. 1 Abſ. 1, Peterfen (5) 
N.2, Wach Hanbb. 1846 N. 30, Kohler Prozeß ala Rechtsv. S.90, Hellwig Lehrb. 15.280, 
Frank Ztichr. f.d. EPr. XIII S.214, OLG. Eaflel eod. S. 379 und allgemein beftritten 
von Wilm. Levy (7) N. 1 zu $ 217 alt und Schmidt Lehrb. (2) ©. 687 N. 1.] 

Bei Auflöfung einer Gefamthandsgemeinihaft tritt feine Unterbrechung des Ber: 
fahrens ein, die Gemeinjchafter bleiben Parteien (vgl. N. 1 litt. d zu 850). [So in 
Betreff der Auflöfung einer off. Handelsgeſellſchaft: RG. 12. Oft. 1894 Entſch. XXXIV 
Nr. 93 ©. 360 ff., 7. März 1895 XXXV Nr. 103 ©. 389, 20. März 1900 XLVI Rr. 10 
S. 41, 13. Febr. 1901 IW. ©. 226 f. N. 3, 28. Sept. 1903 IW. ©. 388 Nr. 19, OLG. 
Dresden Redtipr. d. OLG. XIII ©. 140, Hellwig Aniprud ©. 285 ff.] 

$. 240. (218.) 

Im Falle der Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen einer Partei 
wird das Verfahren, wenn es die Konkursmaſſe betrifft, unterbrochen, bis 
dasjelbe nach den für den Konkurs geltenden Beitimmungen aufgenommen 
oder das Konkursverfahren aufgehoben wird. 


BE. 8.287, NE. 8 379 Mr. 4, 8 382 Nr. 8, 8 388, RB, auf €. 18 197, E. 1820, € UI 
$ 210, M. 174 fi., 178, AB. 76, 536, 667, RB. 3. 8 


1. Die ———— tritt ein mit der in dem  Eröffnungsbefätuk angegebenen 
Stunde und in Ermangelung diefer Angabe mit der Mittagsftunde bes Tages, an welchem 
ber Beichluß erlafien ift (RO. $ 108). Ob das Gericht und die Parteien von der Er- 
Öffnung Kenntnis haben oder nicht, ift einerlei. Wird der Eröffnungsbeichluß im Be— 
fchrwerbeverfahren aufgehoben (val. KO. $ 109), fo hört mit der Rechtäfraft des Beſchluſſes 
bes Beichmerbegerichts (vgl. KO. $ 74 Sak 1) die Unterbredung auf; aber fie wird nicht 
als nicht erfolgt angejehen, was inöbefondere wegen ber Notfriften bedeutſam ift (val. 
$ 249 Abi. 1). 

2, Über Partei vgl. N. 1 litt. b zu $ 239. Durch die Eröffnung des Konkurſes 
über das Vermögen eines Streitgenoffen wird das Verfahren ihm gegenüber unterbrochen; 
auf dieje teilweife Unterbredhung find die in N.1 litt. c zu $ 239 entwidelten Sätze ent» 
fprechend anzumwenden. Prozeffe einer Gemeinfhaft zur gefamten Hand werben nicht durch 
Eröffnung des Konkurſes über dad Vermögen eines Gemeinſchafters unterbroden (vgl. N. 1 
litt. c zu $ 239), fondern nur dur bie Eröffnung des Konkurſes über dad Vermögen 
ber Gemeinichaft. — Die Eröffnung des Konkurſes über dad Vermögen eines Nebeninter- 
venienten bat die in N.1 litt. d zu $ 239 angegebene Wirkung. 

3. Die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes unterbricht die Prozeffe, in welchen ber Erb- 
laffer Partei war, fomweit fie nicht ſchon durch deſſen Tod unterbroden find, ferner die 
Prozeſſe, welche der Erbe aufgenommen oder von Anfang an ald Erbe geführt Hat. 

4. Das Verfahren betrifft die Konkursmaſſe: 

a) wenn ber Streitgegenftand zu der Konkursmaſſe, d. i. zu dem einer Zwangsvoll⸗ 
ftrefung unterliegenden Vermögen des Gemeinfchuldners zur Zeit der Konfurseröffnung 
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gehört (vgl. KO. $ 1) oder ein Maſſeanſpruch ift (vgl. KO. $ 59 Nr. 2, $ 224 Nr. 2 bis 6). 
Man heißt jolche Prozeſſe Prozeſſe über die Aktivmaſſe. Sie können für und gegen 
ben Gemeinichulbner anhängig fein [vgl. RG. 31. Dez. 1883 Entſch. XI Nr. 105 ©. 399]. 
Auch TFeititelungsprozeffe fommen in Betracht. — Näheres ſ. 2. Seuffert Konkursprozeß⸗ 
recht S. 179. und Jaeger Komm. 3. KO. (2) Anm. 8, 12 ff. zu $ 10; 

b) wenn Streitgegenftand ein Anspruch gegen ben Gemeinjchuldner ift, der als Kon— 
fursforderung geltend gemadjt werben fann. Man beikt ſolche Prozeffe Prozefie über 
die Pafſivmaſſe. Bol. dazu 2. Seuffert Konkursprozeßrecht S. 188 ff. Jaeger Komm, 
3. RD. (2) zu $11l. Die Unterbredung tritt auch ein, wenn die Forderung nicht im 
Konkurſe geltend gemacht wird. [Unrictig: Oetker Konkursr. Grundbegr. I ©. 126.] 

5. Ein durch die Konkurseröffnung unterbrochener Prozeß über die Altivmaſſe 
(j. NR. 4 litt. a) fann während des Konkurſes aufgenommen werden von bem Konkurs— 
verwalter nah KO. 5 10 Abi. 1, $ 11, von dem Gemeinfchuldner nah KO. $ 10 Abi. 2 
und von dem Gegner nah KO. $ 10 Abſ. 2, $ 11. Ein unterbrodhener Prozek über bie 
Paſſivmaſſe (f. N. 4 litt. b) fann während bes Konkurſes aufgenommen werben von bem 
Gläubiger gegen ben Gemeinfhuldner nah KO. $ 144 Abi. 2, von dem Gläubiger gegen 
ben Opponenten nah KO. $ 146 Abf. 3 und von dem Opponenten gegen ben Gläubiger 
nah RO. $ 146 Abi. 6. 

6. Die Aufhebung des Konkursverfahrens nad Abhaltung bes Schlußtermins (KO. 
$ 163) oder auf Grund Zwangsvergleichs (KO. $ 190) beendigt die Unterbredung, ohne 
daß es einer Zuftellung des Aufhebungsbeichluffes oder einer Aufnahmeerflärung bedarf 
(KPr. S. 76) ſvgl. RG. 5. Dt. 1899 Entſch. XLV Rr. 83 ©. 326]. Die Beendigung tritt 
ein mit dem Ablaufe des zweiten Tages nad) Ausgabe des Blattes, welches die erſte Ein— 
rüdung der Belanntmahung der Aufhebung enthält (arg. KO. 876 Abſ. 1 Satz 2). — 
Der Aufhebung bed Konkuries muß die Einftellung des Konfursverfahrens (AD. 85 202, 
204) gleichftehen, da fie das Konfursverfahren gleichfalls beendigt. Da aber der Ein» 
ftellungsbeihluß, im Gegenjaß zu dem Aufhebungabeichluffe, mit jofortiger Beichwerde an— 
fehtbar ift (KO. $ 73 Abf. 3), jo endigt die Unterbredjung erft mit der Rechtskraft bes 
Einſtellungsbeſchluſſes. 

7. Nach dem Anfechtungsgeſetze v. 21. Juli 1879, Fafſfung v. 20. Mai 1898 (MGBl. 
S. 709), $ 13 Abſ. 2 Satz 1 wird das Verfahren über den von einem Konkursgläubiger 
erhobenen Anfechtungsanipruch durch die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen bes 
Schuldners unterbrochen. Der Prozeh wird mie ein Prozeß über einen zur Konkursmaſſe 
gehörenden Anſpruch behandelt. Daher ift in $ 13 Abſ. 2 Sa 2 für den Fall der Ber: 
zögerung ber Aufnahme die entiprechende Anwendung des $ 239 wie in KO. $ 10 vor: 
geichrieben. Auch fonft finden die Vorfchriften der KD.$ 10 Anwendung. 

8. Die dur ein ausländiiches Gericht erfolgte Eröffnung des Konkursver— 
fahrens unterbricht die im Inland anhängigen Prozefie nicht. Daß ein Prozeß über die 
Altivmaffe (f. N. 4 litt. a) nicht unterbrochen wird, ergiebt fih aus KD. $ 237 Abi. 1. 
Daraus geht nämlich hervor, daß inlänbdifches Vermögen der Verfügung des ausländifchen 
Konkursgerichts und des von dieſem aufgeitellten Verwalters oder Syndifus nicht unter- 
liegt. [So auch Gaupp (9) N. I2 Abſ. 2, v. Bar Lehrb. d. intern. Pr. u. Str. $ 56 N.4, 
NG. 28. Sept. 1885 Entih. XVI Nr. 78 &.337f. — AM.: Jaeger Komm. 3. RO. (2) 
Anm. 32 zu $ 10, Peterfen Kleinf. Komm. z. KO. (4) N. 4 zu $ 10, Kohler Lehrb. d. Konk. R. 
S. 628.) Eine Ausnahme wäre nur zu machen, fomweit nad) KO. $ 237 Abf. 2 eine Aus- 
nahme von KO. $ 237 Abi. 1 angeordnet wäre, was zur Zeit nicht der Fall ift. Bmeifel« 
baft, ob vor dem Anfrafttreten der KO. geichloffene Staatöverträge einzelner Bundes— 
ftaaten, durch die der ausländiichen Konkurseröffnung Wirkfamfeit für das Inland bei« 
gelegt wird, durch die RO. außer Kraft geſetzt find. Über diefe Frage ſ. 2. Seuffert 
Konkursprozeßrecht ©. 33 f., Jaeger Komm. 3. KO. (2) Anm. 9 zu $5 u. Anm. 6 zu $ 237. 
— Dab Prozefie über die Paſſivmaſſe (ſ. N. 4 litt. b) nicht unterbrochen werben, ergiebt 
fih daraus, daß ein ſolcher Prozeh die ausländiſche Konkursmaſſe nicht betrifft. [Val. 
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2. Seuffert a. a. O. S. 32 f., Kohler Lehrb. d. Konkursrechts S. 628 f., RG. Entich. VI 
Nr.125 ©. 403, XIV Nr. 115 ©. 407, XVI Nr. 78 ©. 337; intonfequent ©. 339, infofern 
bier die Unterbrehung von Prozeffen über die Aktivmaffe angenommen wird, — AM.: 
Jaeger Komm. 3. KO. (2) Anm. 17 zu $11.] 


$. 241.* (219.) 

Berliert eine Partei die Prozeßfähigkeit oder ftirbt der gejegliche Ver— 
treter einer Partei oder hört die Vertretungsbefugniß desjelben auf, ohne daß 
die Partei prozehfähig geworden ift, jo wird das Verfahren unterbrochen, bis 
der gejegliche Vertreter oder der neue gejegliche Vertreter von feiner Beitellung 
dem Gegner Anzeige macht, oder bis der Gegner jeine Abjicht, das Verfahren 
fortzufegen, dem Vertreter anzeigt. 

Diefe Vorjchrift findet entjprechende Anwendung, wenn eine Nachlaß— 


verwaltung angeordnet wird. 


HE. 8 212 Nr. 3, HE. 1210 ff., 5174 ff., NE. 8 879, NBP. 414, 417 ff, E18 18, E. IT$ 206, 
18 211, M. 176, KB. 76, Vegr. d. Nov. v. 1898 ©. 101. 


Zu Abf. 1: a) Über Partei vgl. N.1 litt. b zu $ 239. Über Streitgenofjen 
und Nebenintervenienten j. N. 1 litt. e, d zu $239. 

b) Verluft der Prozebfähigfeit tritt ein durch dauernde Geijtesfrankheit (auch ohne 
Entmündigung!) und durch Entmündigung wegen Geiftesfranfheit, Geiftesfhwäde, Trunk— 
ſucht oder Verfchwendung. Bemwußtlofigfeit oder vorübergehende Störung der Geiites- 
thätigfeit (BEB. $ 105 Abi. 2) unterbricht das Verfahren nicht. Die Quafiprozehunfähig« 
feit, welche nach $53 eintritt, wenn ein Pfleger den Prozeß übernimmt, fommt nicht ala 
Unterbrehungsgrund in Betracht, weil der gefeßliche Vertreter vorhanden ift. — Die Er- 
öffnung des Konkursverfahrens macht den Gemeinfchuldner nicht prozekunfähig (ſ. N. 7 
Ziff. II zu $$ 51, 52 ©. 86). 

c) Wegen des Begriffs „geießlicher Vertreter” |. N.3 bi 5 zu 8851, 52. Wodurch 
die Vertretungäbefugnis aufhört, ergiebt fi) aus dem bürgerlichen Rechte. Beifpiele ergeben 
die Verwirfung oder das Ruhen der elterlichen Gewalt (BGB. 88 1676, 1677, 1680, 1697), 
die Beendigung des Amtes eines Vormundes oder Pflegers (BEB. 8$ 1885 bis 1889, 
1915) oder eines Zejtamentsvollitreders (BEB. $$ 2225 F.), der Widerruf der Beitellung 
zum PVorjtand einer Aftiengefellihaft x. Der Eintritt einer Aftiengejellihaft in bie 
Liquidation fommt nur in Betracht, wenn nicht ſofort Liquibatoren beftellt werden. — 
Können mehrere Vertreter nur gemeinichaftlich handeln (vgl. 3.8. HGB. $ 232), jo hört 
mit dem Tod oder dem Aufhören der Vertretungsbefugnis eines Vertreters auch die Ver— 
tretungsbefugnis der anderen auf, wenn nicht durch Gefe oder Statut ein anderes be— 
ftimmt ift. Sind mehrere Vertreter vorhanden, von denen jeder einzelne zur Vertretung 
befugt ift, jo tritt bei Wegfall eines diefer Vertreter feine Unterbrehung ein und zwar 
auch dann nicht, wenn biefer allein den Prozeß geführt hat. — Bon dem Wortlaute bes 
Geſetzes ift der Fall nicht betroffen, daß der Vertreter die Prozeßfähigkeit verliert; aber 
dba aud in diefem Falle die Vertretung thatfächlic entfällt, muß $ 241 Hier ebenfalls 
Anwendung finden. — Nicht die Vorfchriften des $ 241, ſondern jene des $ 239 find 
anzuwenden, wenn bie vertretene Partei jtirbt. 

d) Das Verfahren wird nicht unterbrochen, wenn gleichzeitig mit dem Aufhören der 
Vertretungsbefugnis der Vertretene prozebfähig wird, 3.8. bei Volljährigkeit der Minder— 
jährigen, bei Aufhebung der Entmündigung. 

e) Unterbrehung tritt nicht ein, wenn eine Vertretung des Vertreters durch einen 
Prozeßbevollmädtigten ftattfand ($ 246 Abi. 1). 

f) Beendigt fann die Unterbrechung erft werden, wenn ein gejeglicher Vertreter oder 
ein neuer gejeklicher Vertreter beftellt ift; dann aber fowohl durch die von dem Vertreter 
ausgehende Anzeige feiner Bejtellung, wobei es feiner befonderen Aufnahmeerflärung be» 
darf, al3 auch durch die von dem Gegner an den Vertreter gerichtete Anzeige der Abficht, 
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den Prozeß fortzufeßen. Form der Anzeigen ſ. $ 250. — Die Beitellung eines vorläufigen 
Vertreters durch das Prozeßgericht ift für diefen Fall nicht vorgefehen. 

2. Zu Abi. 2: a) Die Nahlakverwaltung ift eine zur Befriedigung der Nachlaß— 
gläubiger angeorbnete Nachlaßpflegſchaft (BEB. 51975). Mit der Anordnung der Nadı: 
laßverwaltung verliert der Erbe die Befugnis, den Nachlaß zu verwalten und über ihn 
zu verfügen. Nechtshandlungen, die der Erbe nad) Anordnung der Nachlakverwaltung vor» 
genommen hat, find den Nachlaßgläubigern gegenüber unwirlſam (BGB. $ 1984 Abi. 1 
Sa 1, 2). Daher verliert der Erbe die Sadjlegitimation in Anjehung der Prozeffe, welche 
fi) auf die Aktivmaſſe des Nachlaffes beziehen (vgl. N. 4 litt.a zu $ 240). Nach Anorb» 
nung der Naclaßverwaltung können aber auch Anfprüche, die fih gegen den Nachlaß 
richten, alfo Forderungen, deren Befriedigung aus dem Nachlaffe verlangt wird, nur gegen 
den Nadjlakverwalter geltend gemacht werden (BGB. $ 1984 Abſ. 1 Satz 3). Daher ver- 
liert der Erbe die Sadjlegitimation auch in Anfehung der Prozefie, welche fich auf bie 
Paffivmafie des Nachlafjes beziehen (vgl. R.4 litt. b zu $ 240). Alfo werben jowohl die 
Prozefle über die Aftivmaffe wie die über die Paſſivmaſſe durd die Anordnung der 
Nachlaßverwaltung unterbrochen. 

b) Ein Prozeh über eine Naclakverbindlichkeit, für die der Erbe trotz der Anord⸗ 
nung der Nachlaßverwaltung unbeſchränkt, d. i. auch mit feinem eigenen Vermögen, haftet 
(vgl, BEB. $ 1994 Abf. 1 Satz 2, 8 2006 Abf. 3, 8 2013), ift fein Prozeß über einen 
Anſpruch, der fi gegen ben Nachlaß richtet, und wird daher durd Anordnung einer 
Nachlakverwaltung nicht unterbroden. Das Urteil, welches in dem gegen den Erben fort— 
gelegten Prozeß erwirft wird, berechtigt aber nicht zur Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß, 
der unter Verwaltung des Nachlaßverwalters fteht, fondern nur zur Vollftredung in das 
Vermögen des Erben. 

c) Die Prozefje, welche hiernach unterbroden werden, find entweder ſolche, die in 
der Perjon des Erblaffers begonnen hatten, dann durch den Tod unterbrochen waren und 
von dem Erben aufgenommen wurden, ober folche, die in der Perfon des Erben begonnen 
haben. Prozeffe, die zur Zeit des Erbfalls anhängig waren und zufolge des Todes noch 
unterbrochen find, werden durch die Anorbnung der Nachlaßverwaltung infofern berührt, 
als die Unterbrehung nicht mehr nach $ 239, ſondern nad) $ 241 beendigt wird. 

d) Keine Unterbredhung tritt ein, wenn eine Vertretung durch einen Prozekbevoll- 
mädhtigten ftattfandb ($ 246 Abi. 1). 

e) Beendigt wird die Unterbredhung durch die von dem Nachlakverwalter an den 
Gegner erjtattete Anzeige feiner Beitellung zum Nachlahverwalter oder durch die von dem 
Gegner an den Nachlaßverwalter gerichtete Anzeige der Abficht, den Prozeß fortzuſetzen; 
vgl. N. 1 litt. f. Aber auch die Beendigung der Nachlaßverwaltung, welche nicht durch 
Eröffnung des Nachlaßkonkurſes erfolgt, muß die Unterbrechung beendigen, weil dadurch 
der Erbe die Verfügung über den Nachlaß zurüderhält. Die von dem oder gegen den 
Nachlakverwalter fortgeiegten oder begonnenen Prozeffe werben durch die Beendigung der 
Naclakverwaltung nicht unterbrochen, wohl aber durch den Tod oder die Entlaffung des 
Nahlakvermwalters. 

f) Wird die Nachlaßverwaltung durh Eröffnung des Nachlaßkonkurſes beendigt 
(BGB. 8 1988 Abi. 1), jo erfolgt die Aufnahme der zur Zeit der Konfurseröffnung noch 
unterbrodhenen Prozefie nad den Vorfchriften der KO. Die ſchon von dem Nachlaßver— 
walter fortgejegten Prozefje werden burch die Konkurseröffnung aufs neue unterbroden. 


$. 242.* (219a.) 

Tritt während des Nechtsjtreits zwijchen einem Vorerben und einem 
Dritten über einen der Nacherbfolge unterliegenden Gegenftand der Fall der 
Nacherbfolge ein, jo finden, fofern der Vorerbe befugt war, ohne Zuftimmung 
des Nacherben über den Gegenftand zu verfügen, hinfichtlich dev Unterbrechung 
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und der Aufnahme des Verfahrens die Vorjchriften des $. 239 entjprechende 
Anwendung. 
Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 101. 

1. In der Begründung der Novelle v. 1898 ©. 101 heit es: 

„Der Nacherbe ift nicht Rechtsnachfolger des Vorerben, er leitet vielmehr jein Necht un- 
mittelbar von dem Erblafier ab. An fich ift daher der Eintritt des Nacherben in den von dem 
Vorerben geführten Rechtsſtreit ausgejchloffen. Ebenjowenig aber kann, da mit dem Eintritte 
des Falls der Nacdyerbfolge der Borerbe aufhört, Erbe zu fein (BEB.$ 2139), der Streit dieſem 
gegenüber jachlih zur Enticheibung gebradjt werden. E3 wirb unter den gedachten Umftänden 
im Intereſſe aller Betheiligten liegen und zur Abjchneidung zwedlojer Prozejie dienen, wenn 
bier der Nacherbe injoweit, ald nach $ 293d [jegt $ 326) Abi. 2 ein gegen den Vorerben er- 
gehendes Urtheil auch gegen den Naderben wirken würde, ausnahmämeije jo behandelt wird, 
wie wenn er Hechtönachfolger des Vorerben wäre.“ 

Die in ber Begründung ber Nov. ſowie in den Mtot. des 1. €. e. BEB.V S. 118f. 
vertretene Anficht, daß der Nacherbe nicht NRechtanachfolger des Vorerben fei, wird von 
Hellwig Rechtskraft S. 219 ff., 226 ff. und Lehrb. I S. 278. befämpft. Für die Aus— 
legung des $ 242 macht es feinen Interfchied, ob man der Anficht der Verfaſſer der 
Motive oder der Anficht Hellwigs folgt. 

2, Unterbrochen werden nicht Prozefje über Nacjlakverbindlichkeiten, fondern bloß 
Prozefie über Altiva des Nachlaffes, und auch von biefen nur die Prozeffe, welche ein ber 
Nacherbfolge unterliegendes Aktivum betreffen, über das ber Vorerbe ohne Zuftimmung 
des Nacherben zu verfügen befugt war. Das hängt damit zufammen, daß ein Urteil, das 
im Prozeffe zwischen dem Vorerben und einem Dritten über einen ber Nacherbfolge unter» 
liegenden Gegenstand ergeht, nur dann gegen ben Nacerben wirft, wenn ber Vorerbe 
ohne Zuftimmung des Nacherben über den Gegenftand verfügen fann, $ 326 Abi. 2; kann 
der Vorerbe nicht ohne Zuftimmung des Nacherben verfügen, jo berührt der Prozeß bes 
Vorerben ben Nacherben nicht und wirb daher durch den Eintritt der Nacherbfolge nicht 
unterbrochen. Über welche Nachlaßgegenſtände der Vorerbe ohne Zuftimmung des Nach: 
erben verfügen fann, ergiebt fih aus BGB. 88 2112 bis 2115; der Erblafjer kann den 
Vorerben von den Beihränfungen der $ 2113 Abi. 1, $ 2114 befreien (BEB. $ 2136). 
— Unterbroden wird 3. B. der Prozeß über eine bervegliche Sache, nicht aber im Regel» 
falle der über ein Grundjtüd (arg. BGB. $ 2113); unterbrochen wirb der Prozek über 
eine Forderung, nicht aber über eine Hypothefenforberung (arg. BBG. $ 2114 Satz 2). 

Übrigens verliert der Vorerbe mit Eintritt der Nacherbfolge die Sadjlegitimation 
au in Anjehung eines Prozeffes, der einen Gegenftandb betraf, über den ber Vorerbe 
nicht ohne Zuftimmung des Nacherben verfügen konnte. Die Vorſchrift des $ 265 Abi. 2 
ift in dieſem Falle nicht anwendbar, da ihre Anwendung zur Mechtäfraft des Urteils gegen 
den Nacherben führen würde (vgl. 8325 Abſ. 1); während $ 326 bie Nechtäfraft für dieſe 
Prozefle ausſchließt. Mit Zuftimmung des Gegners kann der Nacherbe den Prozeß an Stelle 
des Vorerben übernehmen [vgl. Hellwig Rechtskraft S.235]. Erfolgt feine ſolche Übernahme, 
fo ift ber Vorerbe wegen Verluftes ber Aftivlegitimation mit feiner Klage abzuweiſen. 

Betrifft der Prozeß eine Nadjlakverbindblichkeit, jo dauert nad Eintritt der Nach— 
erbfolge die Bajlivlegitimation des WVorerben fort, fomweit er nad dem BGB. $ 2145 für 
bie eingeflagte Naclakverbindlichkeit haftbar bleibt. Someit dies nicht ber Fall it, ent» 
fällt die Paffivlegitimation und kann daher der Vorerbe nicht verurteilt werden. Im 
Koſtenpunkt ift diefer Fall nah Analagie derjenigen Fälle zu behandeln, in denen ſich 
nad Eintritt der Nechtöhängigfeit die Hauptiache erledigt (vgl. N.4 zu $ 91), wenn über 
das Erlöfchen der Haftung bes Vorerben fein Streit beſteht. Wird dagegen ber Prozeß 
in der Hauptſache gegen den Vorerben fortgefegt, indem ber Nachlaßgläubiger deſſen fort: 
dauernde (befchränkte oder unbeichräntte) Haftung behauptet, fo ijt eine Entjcheidung in 
der Hauptjache nötig, mit der dann aber auch über die Prozeßkoſten nad) ben allgemeinen 
Regeln zu entfcheiden ift. 

3. Seine Unterbrechung tritt ein, wenn eine Vertretung bes Vorerben durch einen 
Prozekbevollmädtigten ftattfand ($ 246 Abi. 1). 
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4. Auf die Beendigung der Unterbrehung finden die N. 1 htt.g bis], N. 2 bis 5 
zu $ 239 entiprehende Anwendung. Der Nacerbe wird dabei wie ein Rechtsnachfolger 
des Vorerben behanbelt. 

5. Schlägt der Nacherbe die Erbichaft aus, jo wird die Unterbrechung nicht rück— 
gängig. Das Verfahren fann nun von demjenigen und demjenigen gegenüber aufgenommen 
werben, welcher die ausgeichlagene Erbichaft befommt. Darüber j. BEP. $ 2142 Abi. 2. 

6. Tritt der Fall der Nacherbfolge mit bem Tode bed VBorerben ein (vgl. BEB. 
8 2106), fo wird ein Prozeß, der nicht nach $ 242 unterbroden wird (f. 0. N. 2 Abf. 1), 
nah $ 239 unterbrochen und kann von und gegenüber dem Erben des Vorerben auf: 
genommen werben. 

7. Eine entiprechende Anwendung bes $ 242 auf ben Fall, daß bei Beendigung 
bes geieglichen Güterftandes der Verwaltung und Nutznießung oder bei Beendigung ber 
Gütergemeinihaft ein Prozeß über ein zum eingebrachten Gut oder zum Geſamtgute ge— 
hörendes Recht zwiichen dem Manne und einem Dritten anhängig ift [fo Hellwig Anſpruch 
S. 329 f., 345], ift nicht gerechtfertigt, da dieſer Fall der in $ 242 behandelten Rechts» 
lage in feiner Weile entipridt. Vgl. N. 4 zu $ 265. 


8. 243.* (220.) 

Wird im Falle der Unterbrechung des Verfahrens durch den Tod einer 
Partei ein Nachlakpfleger bejtellt oder ift ein zur Führung des Nechtsjtreits 
berechtigter Teftamentsvollitreder vorhanden, jo fommen die Vorjchriften des 
$. 241 und, wenn über den Nachlaß der Konkurs eröffnet wird, die Mor: 


ichriften des $.240 in Betreff der Aufnahme des Verfahrens zur Anwendung. 


HE. 8 217 Nr. 83, HE. 1234 ff., NE. Et NE. *24 De I 8199, €. IT $ 207, €. II 
8 212, M. 177, AB. 76, 536, Begr. db. Nov. v. 1898 ©. 1 


1. Über Beftellung eines Nachlaßpflegers f. BGB. 88 1960, 1961. Wird im falle 
der Unterbrediung des Verfahrens durch ben Tod einer Partei ein Nachlafpfleger beitellt, 
jo fann bis zur Aufhebung der Nachlakpflegihaft (BEB. $1919 mit $ 1962) die Unter» 
bredung durch die in $ 241 bezeichneten Anzeigen des Nachlaßpflegers ober des Gegners 
beendigt werden [vgl. RG. 28. März 1904 IW. ©. 238 Nr. 17], und zwar fchon vor 
Annahme der Erbichaft (arg. BEB. $ 1960 Abi. 3). Nicht ausgeichloffen ift, daß noch 
während der Nachlakpflegichaft eine Beendigung der Unterbrehung durch Aufnahme von 
Eeite der Rechtönachfolger ($ 239 Abf. 1) oder gemäß $ 239 Abf. 2 bis 4 ftattfindet; denn 
die Nachlaßpflegſchaft endigt nicht mit der Annahme der Erbihaft. Wird mwährend bes 
Beitehens einer Nachlaßpflegſchaft Nachlaßkonkurs eröffnet oder die Nachlaßverwaltung an— 
geordnet, fo greifen die Vorfchriften des $ 240 oder des $ 241 Abf. 1 ein. 

2. Ein ZTeftamentövollitreder ift zur Führung des Rechtsſtreits berechtigt, wenn 
Streitgegenftanb ein feiner Verwaltung unterliegendes Recht (vgl. BEB. 8 2212) ober ein 
fi) gegen den Nachlaß richtender Anspruch ift, der gegen den Teftamentävollftreder geltend 
gemacht werden fann. Gegen ben Teitamentsvollitreder können bie fid) gegen den Nachlaß 
richtenden Anſprüche der Nachlaßgläubiger mit Ausnahme des Pflichtteilsaniprudhs geltend 
gemacht werben, wenn dem XTeitamentsvollftreder die Verwaltung bes Nachlaſſes zufteht 
(BEP. $ 2213 Abf. 1). Vorhanden ift ein ZTeftamentsvollftreder von ber Annahme bes 
Amtes an (BGB. 8 2202) bis zu bdeffen Beendigung (BEP. 88 2225, 2226). Iſt im 
Falle der Unterbrechung durch den Tod einer Partei ein zur Führung bes Mechtöftreits 
berechtigter Zeftamentsvollftreder vorhanden und Nachlaßkonkurs nicht eröffnet, fo fann 
die Unterbrechung nach $ 241 durch Anzeige des Teftamentsvollftreders oder an ben Teſta— 
mentövollftreder beendigt werben, und zwar fchon vor Annahme der Erbicaft (arg. BEP. 
$ 2213 Abſ. 2). Die Unterbrehung eines Prozeffes über ein Recht, das der Verwaltung 
bes Zeftamentövollftreders unterliegt, fan nur auf diefe Weife beendigt werben, weil dem 
Erben die Sadlegitimation fehlt (vgl. BGB. $ 2212). Ein Prozeß über den Anſpruch 
eines Nachlaßgläubigers lann gegen den ZTeftamentsvollitreder nach $ 241 und gegen ben 
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Erben nah $ 239 aufgenommen werden, weil ber Anſpruch aud gegen den Erben geltend 
gemacht werden fann (BGG. $ 2213 Abf. 1); daher kann ein folder Prozeß auch von 
dem Zeftamentövollitreder und von dem Erben aufgenommen werden. Das Urteil gegen 
den Teftamentsvollftreder ift nur in den Nachlaß, das gegen ben Erben nur in deſſen 
Vermögen vollitredbar (arg. $ 748 Abf. 1). Steht dem Verwalter nur die Verwaltung 
einzelner Nachlahgegenftände zu, jo ift Fortſetzung bes Prozefies gegen ben Zeftaments- 
vollftreder und gegen ben Erben erforberlih, um ein Urteil zu erlangen, das auch in 
die Nachlakgegenftände vollftredbar werden fann, welche der Verwaltung bes ZTeftaments- 
vollftrederö unterliegen (arg. $ 748 Abf. 2). — Sit ein nad $ 239 unterbrodener Prozeß 
ichon vor dem Vorhanbenjein des Teftamentävollitreders von dem Erben oder gegen den Erben 
aufgenommen worden, jo tritt dadurch, daß fpäter ein zur Führung des Rechtsſtreits be- 
rechtigter Teftamentsvollitreder vorhanden ift, keine neue Unterbrechung bes Prozefles ein. 
Aber der Erbe verliert die Sadlegitimation zu einem Prozeß über ein ber Verwaltung 
bes Zeftamentsvollftreders unterliegenbes Recht (arg. $ 2212) und man wird daher wohl 
annehmen dürfen, daß ber Teitamentävollitreder ald Vertreter des Erben (vgl. N. 2 litt. c 
vor $ 50) den Prozek fortzuießen berechtigt und verpflichtet ift. 

3. Mird im Falle der Unterbrechung des Verfahrens durch den Tod einer Partei 
ein Nachlaßkonkurs eröffnet, bevor die Unterbrechung beenbigt ift, fo fann die Unterbrechung 
nur durch Aufnahme nad) den Beitimmungen ber KD. (ſ. N. 5 zu $ 240) beenbigt werben, 
wenn der Prozeß die Konkursmaſſe betrifft (vgl. NR. 4 zu $ 240). Wird das Konkurs— 
verfahren ohne Aufnahme beenbigt, jo find in Anjehung der Beendigung wieder die Vor— 
fchriften der $$ 239, 241 anzuwenden. 

4, Im Zerte des $ 243 ift nicht berüdfichtigt, daß ein Nachlafpfleger auch be» 
ftellt werben fann, wenn der Fall der Nacherbſchaft eingetreten ift. Es ift aber un— 
bedentlih, die Worichriften bes $ 243 auch auf ben Fall des $ 242 entipredhend an— 


zuwenden. 
$. 244. (221.) 

Stirbt in Anwaältsprozeſſen der Anwalt einer Partei oder wird derjelbe 
unfähig, die Vertretung der Partei fortzuführen, jo tritt eine Unterbrechung des 
Verfahrens ein, bis der bejtellte neue Anwalt von feiner Bejtellung dem Gegner 
Anzeige macht. 

Wird diefe Anzeige verzögert, jo kann die Partei jelbft zur Verhandlung 
der Hauptjache geladen oder zur Beitellung eines neuen Amwalt3 binnen einer 
von dem Vorjigenden zu bejtimmenden Friſt aufgefordert werden. Wird diejer 
Aufforderung nicht Folge geleiftet, jo it das Verfahren al3 aufgenommen 
anzujehen. Bis zur nachträglichen Anzeige der Beitellung eines neuen An- 
walt3 fünnen alle Zuftellungen an die zur Anzeige verpflichtete Partei, jofern 
dieje weder am Orte des Prozeßgerichts noch innerhalb des Amtsgerichtsbezirks 
wohnt, in welchem das Prozekgericht feinen Sit Hat, durch Aufgabe zur Poſt 
($. 175) erfolgen. 

>... 774, SE. 8 212 Nr. 4, 88 218 J., HB. 1810 ff., 1243 fi, 5174 ff., NE. 8 379 Nr. 5, $ 382 


e.4, 85 589 f., RB. 409 f., 1496, 1589, E. 1 8 200, €. II 8 208, E. IIT 5 218, M. 174 fi., 
HP. 76, 536. 


1. Zu Abf. 1: a) In Anmwaltsprozefien — vgl. $ 78. Der Abſ. 2 des 878 ift für 
die Unterbrehung bedeutungslos. Über Wegfall des Anwalts in dem Verfahren nach 
6.87 Abf. 2 5.N.3 zu EG.$8 und BL f. RA. LIII ©. 36 ff. 

b) Nur der Wegfall des für die Inſtanz beftellten Anwalts fommt in Betracht, 
nicht der feines Unterbevollmäcdhtigten (Subftituten); vgl. N. 4 litt. a zu $81. Hat ber 
Anwalt der unteren Inſtanz einen Anwalt für die höhere Inſtanz beftellt (vgl. N. 4 litt. b 
zu $ 81), fo fommt deffen Wegfall in Betracht, folange ber Prozeß in der höheren Inſtanz 
anbängig ift [bay. ob. 2G. BL. f. RA. LXX ©.60]. Der Wegfall des Anwalts, welcher 
weber jeine Beitellung dem Gegner angezeigt nod eine Prozeßhandlung vorgenommen hat, 
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bewirft die Unterbrechung nicht; aber die Unterbrechung ift nicht davon abhängig, daß bie 
Vollmachtsurkunde bereit3 vorgelegt war [RG. 16. Febr. 1884 Entſch. IV Nr. 92 ©. 333]. 
EStirbt der Anwalt, welcher ſelbſt Partei ift, To findet $ 239 Anwendung. Stirbt ber 
Anwalt, welcher zugleich gefeglicher Vertreter der Partei ift, jo fommt ſowohl $ 241 als 
$ 244 zur Anwendung. Sind gleichzeitig mehrere Anwälte für die Inſtanz aufgeftellt, fo 
wird das Verfahren erſt unterbrocden, wenn alle meggefallen find. 

c) Über Partei vgl. N. 1 litt. b zu 8 239. Die in N.1 litt. c, d zu $ 239 für ben 
Tall des Todes eines Streitgenoffen oder eines Nebenintervenienten entwidelten Säße finden 
bei Wegfall des Anwalts eines Streitgenoffen zc. entiprechende Anwendung. 

d) Unterbredung tritt auch ein, wenn der Anwalt nad) Verfündung, aber vor Zu: 
ftellung des Urteild wegfällt. In diefem Falle muß ein neuer Anwalt für die Inſtanz, 
in welcher das Urteil erlaffen ift, beftellt und, wenn bies nicht geichieht, das Ende der Unter: 
bredung nah $ 244 Abſ. 2 bewirkt werben, damit das Urteil zugeftellt werden kann. 
[RG. 2. März 1883 Entſch. X Nr. 104 ©. 347, 19. März 1887 Entſch. XIX Nr. 79 ©. 397, 
24. Apr. 1897 Beitr. 3. €. d. DR. XLI ©. 1172, OLG. Mtarienwerder SA. L Nr. 47.] 
Ebenfo wird das Verfahren unterbrochen, wenn nad Zuftellung eines Verfäumnisurteils 
während ber Einfpruchäfrift ber Anwalt einer Partei mwegfällt; denn auch bier bedarf es 
ber Beitellung eines neuen Anwalts zur Zuftelung der Einſpruchsſchrift. Dagegen tritt 
feine Unterbrechung ein, wenn ber Rechtsanwalt nad Zuftellung des Urteild während ber 
Rechtömittelfrift weggefallen ift; denn die Rechtsmittelichrift kann nach $ 179 bei Nicht: 
vorhanbenjein eines Bevollmächtigten der Partei felbft zugeftellt werben. [Bal. RS. 
8. Jan. 1885 Entf. XIII Nr. 76 &.310, 13. Mai 1887 Beitr. 3. E. d. DR. XXXII ©. 456, 
10. Oft. 1888 eod. ©. 1145.) Stirbt der vom Rechtsmittelkläger für die Rechtsmittelinftanz 
bejtellte Anwalt nad; Einreihung ber Rechtömittelichrift, jo wird bas Verfahren unterbrochen, 
auch wenn bie Zuftellung noch nicht erfolgt ift [RG. 16. Mai 1904 IW. ©. 363 Nr. 22]. 

e) Unfähig die Vertretung fortzuführen wird der Anwalt: «) dur Verluſt der 
Eigenichaft eines bei dem Prozekgerichte zugelafienen Rechtsanwalts. Diefer Verluft fann 
eintreten durch ftrafgerichtliches Urteil nah Str@®B. 88 31, 33, durch Ausfchliekung von 
der Recdhtsanwaltihaft nah RAD. $ 63 Nr. 4, durch Zurüdnahme der Zulaffung nad 
RAD. HS 21 bis 23 und durch Aufgeben der Zulaffung nah NAD. $ 24. Der Zeitpunft, 
mit welchem die Unterbredung eintritt, ift in den Fällen des StrGB. $$ 31, 33 und ber 
RAD. 8 63 Nr. 4 die Rechtskraft des Urteils (vgl. RAD. $ 96), in den fällen der RAD. 
55 21, 22 die Bekanntgabe bes die Zurüdnahme der Zulaffung ausiprechenden Bejcheibes 
ber Lanbdesjuftizverwaltung an ben RA., in dem Falle bes Aufgebens ber Zulaffung aber 
bie Löſchung in der Lifte (RAD. $ 24) [RG. 19. März 1887 Entſch. XIX Nr. 79 S. 400 fi.]; 
E) durch Verluſt der eigenen Prozebfähigfeit zufolge dauernder Geiftesfranfheit oder Ent» 
mündigung, es wäre denn, dab ein nah RAD. $ 25 aufgeftellter Vertreter bes Anwalts 
vorhanden ift. [Vgl. Strudm. Koch (8) N. 2. AM.: Wilm, Levy (7) N. 2 zu $ 221 alt, 
Gaupp (9) R. II, Peterjen (5) NR. 4] Die Rechtsanwaltseigenſchaft wird allerdings nicht 
ihon dur die Entmündigung verloren (vgl. RAD. $ 22); aber was Hilft der Partei ein 
prozebunfähiger Anwalt? 

f) Bei Kündigung von Seite ber Partei oder deö Anwalts tritt feine Unter: 
bredung ein. 

g) Die Unterbredung wird dadurch beendigt, daß ber beitellte neue Anwalt dem 
Gegner von feiner Beftellung Anzeige buch Zuftellung eines Schriftfages ($ 250) macht. 
Die Anzeige fann in einem Schriftſatz anderen Inhalts enthalten fein. [Bgl. RG. 31. Dez. 
1883 Entih. XI NRr.105 ©. 401, 16, Febr. 1884 XVI Nr. 92 ©, 334.] 

2. Zu Abi. 2: a) Wird die Anzeige verzögert — eine Verzögerung liegt vor, 
wenn nicht alsbald nah der Unterbrehung die Anzeige erfolgt — fann der Gegner 
die Unterbrehung auf zweierlei Weife beendigen: «) Entweder er ladet die unvertretene 
Partei zur Verhandlung über die Hauptiache. Dieſe Ladung ift der Partei ſelbſt zuzu— 
ftelen; dem Bevollmächtigten der unteren Inſtanz fann fie nicht zugeftellt werden [RG. 
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7. Febr. 1905 IW. S. 178 Nr. 22]. Mit ber Ladung muß nad $ 215 die Aufforderung 
zur Anwaltöbeitellung verbunden werden. Ericheint in dem Termin ein Anwalt für bie 
geladene Partei, jo ift die Aufnahme des Verfahrens erreiht. Anderenfalls kann je nad 
Lage ber Sade ein Verfäumnisurteil gegen die nichterichienene Partei (55 330, 331, 542) 
oder, wenn dies durch die Prozeßlage auögeichloffen ift (fo 3. B. nah Erlafjung eines be— 
dingten Endurteils), ein anderes Urteil gefällt werden. Ein die Aufnahme ausfprechenbes 
Derfäumniszwifchenurteil ift nicht zuläffig. 3) Ober ber Gegner ber unvertretenen Partei 
läßt dieſer einen Schriftſatz zuſtellen, worin er fie auffordert, binnen der in dieſen 
Schriftiag vom Borfigenden eingejegten Frift einen Anwalt zu beitellen. Kommt bie 
Partei der Aufforderung nad, fo ift die Aufnahme des Werfahrens erreiht. Kommt bie 
Partei der Aufforderung nicht nad, jo Toll das Verfahren ala aufgenommen angejehen 
werben; ohne Fiktion geiprochen: es tritt mit dem Ablaufe der Friſt das Ende der Unter- 
bredung ohne Antrag und ohne richterliche Entfcheidung ein, alſo die gleihe Wirkung, 
welche die Aufnahme hat. 

Iſt in der Instanz noch mündliche Verhandlung erforderlich, jo ftehen beide Wege 
offen; der zweite (3) ift unzwedmäßig, denn er verzögert das Verfahren, da Ladung doch 
erforderlih wird. Iſt in der Inſtanz feine mündliche Verhandlung mehr erforderlich 
(vgl. R.1 litt. d), To ift nur der zweite Weg gangbar. 

War ber verftorbene Anmalt jelbjt gejeßlicher Vertreter der Partei, jo kann der 
Prozeh gegen die Partei erft aufgenommen werben, wenn ein neuer gejeglicher Vertreter 
beftellt ift (arg. $ 241 Ab}. 1). 

b) Der Schlußſatz „Bis zur nachträglichen Anzeige 20.” bezieht fih nur auf den 
Fall, dab zur Beitellung eines Anwalts eine Frift geſetzt und diefe Friſt ohne Anwalts— 
beitellung abgelaufen iſt. Erſt nad Ablauf diefer Friſt find Zuftellungen an die Partei 
unter der im Gefehe bezeichneten Vorausjegung durch Aufgabe zur Poft möglich [val. 
RG. 7. Febr. 1905 IW. S.178 Nr. 22]. Die Beftellung eines innerhalb des betreffenden 
Amtsgerichtöbezirfö wohnenden Zuftellungsbevollmäcdtigten fchließt die Zuftellung durch 
Aufgabe zur Poft aus. Wegen Zuftellung durd; Aufgabe zur Poft ſ. R.3 zu $ 175. 


S. 245. (222,) 
Hört in Folge eines Krieges oder eines anderen Ereignifjes die Thätig- 
feit des Gerichts auf, jo wird für die Dauer diefes Zuftandes das Verfahren 


unterbrochen. 
PE. 8 759, NE. 8 391, NE. 415, E. 1 8 201, €. II $ 209, E. III 8 214, M. 177 f., REP. 76. 


1. Das Aufhören der Thätigfeit des Gerichts (Gerichtsftillftand, iustitium) bewirkt 
ipso facto die Unterbrechung. Mit Beendigung des Stilljtandes ijt die Unterbrechung 
beenbigt, ohne daß es einer Wiederaufnahmeerflärung oder Anzeige bedarf. In ber Regel 
wird ein Alt der Staatd- oder Militärgewalt den Eintritt und das Ende des Gerichts- 
ftillftandes Eonftatieren. Außer dem Kriege können Epidemien, allgemeine Überſchwem— 
mungen, Erdbeben einen Gerichtöftillftand bewirken. — Val. a. $ 36 Nr. 1. 

2, Nah Beendigung des Gerichtsftillitandes fann jede Partei den Gegner zur 
mündlichen Verhandlung laden. Soweit fein Parteibetrieb erforderlich ift, wird das Ver— 
fahren von Amtswegen fortgejeßt. 

$. 246.* (223.) 

Fand in den Fällen des Todes, des Verluftes der Prozekfähigfeit, des 
Wegfall des gejetlichen Vertreters, der Anordnung einer Nachlagverwaltung 
oder des EintrittS der Nacherbfolge ($$. 239, 241, 242) eine Vertretung durch 
einen Prozepbevollmächtigten ftatt, jo tritt eine Unterbrechung des Verfahrens 
nicht ein; das Prozefgericht hat jedoch auf Antrag des Bevollmächtigten, in 
den Fällen des Todes und der Nacherbfolge auch auf Antrag des Gegners 
die Ausfegung des Verfahrens anzuordnen. 
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Die Dauer der Ausjegung und die Aufnahme des Verfahrens richtet 
fi) nach den Vorjchriften der 88. 239, 241— 243; in den Fällen des Todes 
und der Nacherbfolge iſt der die Ladung enthaltende Schriftjag auch dem 
Bevollmächtigten zuzuſtellen. 


De. 334 — * HBP. 1210 ff., 5174 ff., NE. 88 379, 880, 385, NB. 414, 418 f., 428, . Nu I 
8 202 18 210, €. 1 z 215, I. 174 bis 177, KB. 76, Begr. d. Rov. v. 1898 & S 


1. Zu Abi. Y 3 Daß durch den Tod, den Verluſt der Prozeßfähigkeit a on 
Megfall des geieglichen Vertreters das Verfahren nicht unterbrochen wird, wenn eine Ver— 
tretung durch einen Prozekbevollmädhtigten ftattfand, erklärt fich aus $ 86, wonad bie 
Vollmacht weder durch den Tod des Vollmachtgebers noch durch eine Veränderung in be= 
treff feiner Prozebfähigfeit oder feiner geſetzlichen Vertretung aufgehoben wird. Die 
Novelle v. 1898 fügte die Beitimmung ein, daß auch die Anordnung einer Nachlaßver- 
waltung und der Eintritt der Nacherbfolge das Verfahren bei Vorhandenfein eines Prozeb- 
bevollmädtigten nicht unterbricht. Da in dieſen Fällen die Unterbredung auf einer 
Veränderung der Sadjlegitimation beruht und der von bem Erben oder dem Borerben 
beftellte Prozekbevollmäcdhtigte nicht ohne meiteres als Vertreter des Nachlakverwalters 
oder des Nacherben fungieren fann, jo ift fein rechter Grund einzufehen, warum hier das 
Vorhandenſein eines Prozekbevollmädhtigten bie Unterbredhung verhindert. Aber im Geiek 
ift eö jo beftimmt. 

b) Nicht das Vorhandenfein eines zu einzelnen Prozekhandlungen Bevollmächtigten 
($ 83 Abi. 2), fondern nur das Vorhandenjein eines für den ganzen Prozeß Bevollmäd- 
tigten jchließt die Unterbrehung aus. Wer nah $ 89 Abf. 1 als Geihäftsführer ohne 
Auftrag oder als Bevollmäcdtigter ohne VBollmachtönachweis einftweilen zur Prozekführung 
zugelaffen it, gilt als Prozekbevollmächtigter im Sinne des $ 246 [vgl. Gaupp (9) N. II 
Abi. 1; aM.: Frank Ztſchr. f. d. EPr. XIII ©. 209]. 

c) Der Prozekbevollmädtigte muß für diejenige Inſtanz beftellt fein, bei welcher 
der Prozeß beim Eintritte des Unterbrechungsgrundes anhängig ift. Daher ſchließt das 
Vorhandenjein eines Prozeßbevollmächtigten der unteren Inſtanz die Unterbrechung nicht 
aus, wenn ber Unterbrechungägrund nach Einlegung eines Rechtsmittels, alfo während ber 
Anhängigfeit bei der Rechtsmittelinſtanz, eintritt. Aber aud), wenn der Unterbrechungs— 
grund nach ber Zuftellung des Urteils während des Laufes der Rechtömittelfrift vor der 
Einlegung des NRechtömittels eintritt, wird die Unterbredung durch das Vorhandenſein 
eines Prozeßbevollmächtigten ber unteren Inſtanz, der die Partei nicht auch in der Rechtö- 
mittelinftanz vertreten fann, nicht ausgeichloffen, obwohl der Prozeß noch nicht bei ber 
höheren Inſtanz anhängig und der Progekbevollmädtigte der unteren Inſtanz zur 
Empfangnahme der Rectsmittelichrift jomwie zur Bejtellung eines Bevollmächtigten für bie 
höhere Instanz (vgl. 8 77) befugt ift; denn die Prozeßhandlungen, welde in dieſem 
Stadium in Trage ftehen, find die Rechtsmitteleinlegung und die Verhandlung vor dem 
Nechtömittelgericht, und dieſe Handlungen fann ber Prozekbevollmächtigte der unteren 
Instanz nicht vornehmen, wenn er fein bei dem Rechtöämittelgerichte zugelaffener Anwalt 
ift. [Bgl. Peterfen (5) N. 1, RG. 17. Mai 1899 Entſch. XLIV Nr. 88 ©. 358 ff., 25. Nov. 
1899 IW. 1900 ©. 14 Nr. 12, 28. März 1904 IW. ©. 238 Nr. 17 und Beitr. z. E. d. 
DR.XLIV &. 1095. — AM.: Gaupp (I) N. II Abſ. 2, W. Müller Sächſ. Arch. XIII S.147 ff. 
RE. 3. Apr. 1901 IW. ©. 355 Wr. 2, KG. Berlin Redtipr. d. OLG. XI ©. 174.) 

d) Keine Vertretung durch einen Prozekbevollmäcdtigten ift vorhanden, wenn zur 
Zeit des Eintritts des Unterbredjungsgrundes der Prozekbevollmächtigte feine Prozebfähig- 
feit oder im Anmwaltsprozefie feine Anmaltseigenfhaft verloren hat oder wenn im Partei- 
prozefje zu jener Zeit der Widerruf der Vollmacht oder die Kündigung bes zu Grunde 
liegenden Rechtöverhältniffes dem Gegner angezeigt war (vgl. N. 1 zu $ 87). Fällt die 
Vertretung nad dem Eintritte des Unterbredjungsgrundes weg, jo tritt jeßt die Unter: 
brechung ein, deren Eintritt durch das Vorhandenſein bes Prozekbevollmädhtigten ge- 
hemmt war. 

2. Seuffert, Givilprogehordnung 1. 10. Aufl. 23 
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e) in den Fällen des Todes und des Eintritt? der Nacherbfolge Tann jebe ber 
beiden Parteien die Ausfegung verlangen [val. RG. 24. Juni 1902 IW. S. 420 Nr. 9, 
bay. ob. 2G. SA. LVI Nr. 163]; dem Gegner des Verftorbenen oder des Vorerben fann 
dad Recht auf Ausfeßung nicht dadurch entzogen werben, daß der Prozeßbevollmächtigte 
erflärt, für den Erben oder ben Nacherben den Prozek fortjegen zu wollen [vgl. RG. 
18. Dez. 1895 Entſch. XXX VI Nr. 102 S. 404]. In den Fällen des Verluftes der Prozeh- 
fähigkeit, de3 Wegfalls des geſetzlichen Vertreterd und der Anordnung einer Nachlaß— 
verwaltung fann die Auslegung nur von ber Partei, auf deren Seite der Unterbredungs- 
grund Liegt, durch den Bevollmächtigten verlangt werben. Diefer fann die Ausjegung 
noch beantragen, obwohl er nad) Eintritt des Unterbrechungsgrundes bereit? mündlich ver— 
handelt hat [RG. 9. Mai 1900 Entſch. XLVI Nr. 107 ©. 379). 

f) Die Ausfegung kann nur beichloffen werben, wenn und foweit ohne das Vor: 
handenſein des Prozekbevollmächtigten die Unterbredung eingetreten wäre; 3. ®. bei dem 
Tode eines Streitgenofien nur diefem gegenüber (vgl. N. 1 litt. ce zu $ 239). Wenn und 
foweit dies ber Fall ift, muB das Gericht die beantragte Ausfegung befchließen. 

g) Sit eine Partei jchon vor der Klagezuftellung geftorben, jo fann die Ausfeßung 
bes Verfahrens wegen des Todes der Partei nicht angeordnet werden [RG. 10, uni 1895 
Beitr. 3.E.d. DR. XXXIX ©. 1138]; vgl. N. 2 litt. a Abf. 1 au $ 86. 

2. Zu Abi. 2: a) Die Ausfeßung dauert fort, bis fie nad) $$ 239, 241 bis 243 
beendigt wird. Bei der Aufnahme des Prozeffes durch einen Bevollmächtigten der Rechts- 
nachfolger, des geſetzlichen Vertreterö der prozehunfähig gewordenen Partei oder bes neuen 
geleglichen Vertreters fann ber Bevollmächtigte fich nicht mehr auf die Vollmacht des Vor: 
gängers ꝛc. berufen, ſondern hat Vollmacht der Nachfolger x. beizubringen ($ 86), im 
Anwaltsprozeffe nur auf Verlangen des Gegners ($ 88). 

b) Bei dem Verfahren nad $ 239 Abi. 2 ($ 242) ift der die Ladung enthaltende 
Schriftiag den Rechtsnachfolgern oder dem Nacherben jelbft ($ 239 Abſ. 3 Sa 1) und 
außerdem dem Bevollmächtigten des MVerftorbenen ober des Worerben zuauftellen. Im 
Anmwaltsprozeffe muß bie Ladung ber Rechtsnachfolger oder des Nacherben die Aufforde- 
rung zur Anmaltöbeftellung enthalten ($ 215). 

$. 247. (224.) 

Befindet ſich eine Partei zu Kriegszeiten im Militärdienſte oder hält fich 
eine Partei an einem Orte auf, welcher durch obrigfeitliche Anordnung oder 
durch Krieg oder durch andere Zufälle von dem DVerfehre mit dem Prozeß— 
gericht abgejchnitten ift, jo fannn dasjelbe auch von Amtswegen die Ausfegung 
des Verfahrens bis zur Befeitigung des Hindernifjes anordnen. 

BE. 8 780, NE. 8 392, NP. 115, E. 18 208, E. IT 211, €. III $ 216, M. 178, HR. 76. 

1. Über Partei vgl. N.1 litt. b bis d zu $ 239, 

2. „In Kriegszeiten“, d. i. nach einer Kriegserklärung oder auch während eines 
thatiächlichen Kriegszuſtandes ohne Kriegserflärung. — Bal. d. BG. v. 21. Juni 1870 
(BEB. ©. 493). 

3. „Im Militärdienfte* val. N. 3 zu $ 20. 

4. „Durch obrigfeitlihde Anordnung“ — 3. B. durch Abfperrung wegen 
Seuchengefahr. 

5. „Durch andere Zufälle“ z. B. Überſchwemmung. 

6. Das Gericht hat die disfretionäre Befugnis, auf Antrag einer Partei oder von 
Amtömwegen die Ausjegung zu beichließen. Bei Vorhandenfein eines Prozeßbevollmächtigten 
wird das Gericht die Ausfegung nur beichließen, wenn diefer nicht genügend informiert 
ift oder wenn das perfönliche Ericheinen der Partei erforderlich ift. 

7. Wegen des Beginns der Ausjegung 5. N. 3 zu $ 248. Die Ausfekung endigt 
nicht mit der Befeitigung des Hinderniſſes, jondern erft durch einen die Ausfegung auf— 
hebenden Beichluß. Vgl. hierzu N. 4 Abi. 2 zu $ 150. 
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$. 248. (225.) 

Das Gefuh um Ausjegung des Verfahrens ift bei dem Prozeßgericht 
anzubringen; es fann vor dem Gerichtöjchreiber zu Protokoll erklärt werden. 

Die Entjcheidung kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen. 

NE. 8 392%, NP. 415 f., E. 18 208, €. IT $ 212, €. III $ 217, M. 174 ff., RP. 76. 

1. Das Geſuch fann mündlich im PBerbandlungstermin, es kann ſchriftlich, es 
fann zu Protofoll des Gerichtsichreibers angebracht werden. Für das Gejuch beſteht fein 
Anwaltszwang, arg. $ 78 Abi. 2. 

2. Das Geſuch ift bei dem Gericht anzubringen, bei welchem das auszujeßende 
Verfahren anhängig ift oder anhängig wird. Hit das Verfahren in zwei Inſtanzen an— 
bängig (3. B. $ 273 Abf. 2, $ 304 Abf. 2), jo ift die Ausfegung in jeder Inſtanz zu be 
antragen und zu beichließen [RG. 2. Yuni 1886 Entſch. XVI Nr. 86 ©. 355.] Iſt ein 
durch Nechtsmittel anfechtbares Urteil verkündet, aber noch nicht zugeftellt, fo ift das Ge- 
fuch bei dem Gericht anzubringen, welches das Urteil erlafien hat [RG. 12. März 1900 
Beitr. 3. E. d. DR. XLV 6.91]. Sit ein folches Urteil bereits zugeftellt, aber noch nicht 
techtäfräftig, jo ift das Geſuch bei dem Nechtsmittelgericht anzubringen, und zwar aud) 
dann, wenn das Rechtsmittel noch nicht eingelegt iſt, weil es fich um die Unterbreddung 
der Nechtömittelfrift handelt [R®. 18. Juni 1890 Peitr. 3. E. d. DR. XXXIV S. 1161, 
28. Ott. 1897 Entſch. XL Nr. 100 S. 370, 9. Febr. 1905 Entſch. LX Nr. 27 ©. 122 ff. 
13. Juli 1905 IW. ©. 536 Nr. 22, bay. ob. LG. SA. XLVII Nr. 160, BL. f. RA. LX 
€. 381, LXII ©. 386; aM.: Gaupp (9) N. zu $ 248, W. Müller Ztfchr. f. d. EPr. XXXI 
S. 293 ff. und für den Fall, daß das Urteil ein bedingtes Enburteil ift: OLG. Dresden 
Sächſ. Arch. II &.183]. Nach Rechtskraft eines bedingten Endurteils ift für die Ausjegung 
das Gericht zuftändig, welches das Urteil zu erledigen hat; vgl. dazu $ 537 Satz 2,3. 
Nach Rechtskraft des unbedingten Endurteils ift feine Ausfegung mehr möglich). 

3. Über das Verfahren ſ. N.5 zu $ 128. Die Ausjegung beginnt mit der Ver— 
fündung bes Beichluffes oder mit der Zuftellung des nichtverfündeten Beichluffes (vgl. 8 329) 
vgl. RG. 8. Nov. 1905 Entidh. XLII Nr. 9 ©. 26). 

4. Darüber, dab 8 248 Abi. 2 auf die Ausfeßung der Verhandlung nad ben 
$$ 148, 149, 151 bis 154 nicht anwendbar ift, |. R. 3 zu $ 148, N. 3 zu 5149, N. 4 
zu 8151, 0.3 zu $ 152, N. 3 zu $153, N. 4 Satz 2 zu $ 154. 


$. 249. (226.) 

Die Unterbrechung und Ausjegung des Verfahrens hat die Wirkung, 
daß der Lauf einer jeden Frift aufhört und nach Beendigung der Unterbrechung 
oder Ausfegung die volle Friſt von neuem zu laufen beginnt. 

Die während der Unterbrehung oder Ausſetzung von einer Partei in 
Anjehung dev Hauptjache vorgenommenen Prozeßhandlungen find der anderen 
Partei gegenüber ohne rechtliche Wirkung. 

Durd) die nach dem Schluffe einer mündlichen Verhandlung eintretende 
Unterbrechung wird die Verkündung der auf Grund diefer Verhandlung zu 
erlafjenden Entjcheidung nicht gehindert. 


DE. 88 216 j., HB. 1234, 5187, NE. 88 851, 394, MB. 416, 457, 1406, 1539, E. 18 205, E. IT 
8 218, €. III 8 218, M. 178 f., AP. 76, 536. 


1. Abgeſehen von ber fih aus Abf. 3 ergebenden Kleinen Verfchiedenheit (ſ. u. N. 2 
litt. f) Haben Unterbrehung und Ausfeßung des DBerfahrens die gleiche Wirkung. Die 
jelbe Wirkung mie die Ausjegung des Verfahrens nad 88 246, 247 bat auch die Aus- 
jegung bes Hauptprozeſſes nad) $ 65 ſowie die Ausfegung der Verhandlung nad 88 148, 
149, 151 bis 154 und die Ausfegung des Verfahrens nach $$ 620, 621, 953, 969. 

Die Wirkungen der Ausfegung befchränten fi) auf die Inſtanz, in welcher fie be- 
ichloffen ift [RG. Entſch. XVI Nr. 86 ©. 355]. 


23* 
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2, Die Wirkungen find folgende: 

a) Der Lauf aller für Parteihandlungen geiegten Friſten, auch der Notfrijten, Hört 
von dem Zeitpunfte der Unterbrechung oder der Ausjehung (dazu vgl. N. 3 zu $ 248) auf. 
Don den Jahresfriſten (ſ. N. 3 Ziff. I vor $ 214 ©. 304) fann nur eine, nämlich die in 
8 234 Abſ. 3 enthaltene Frift, innerhalb eines anhängigen Prozefles liegen. Für dieſe 
fann die Unterbrehung in Frage kommen [vgl. Frank Stiche. f. d. EPr. XIII ©. 217], 
für die anderen Jahresfriften nicht. Für die fog. uneigentlichen Friften (ſ. N. 3 Ziff. I 
vor $ 214 S. 307) und für bie in N. 3 Ziff. III S. 308 bezeichneten Zeitmaße ijt Die 
Unterbredung und die Ausſetzung ohne Bedeutung. 

b) Nah Beendigung der Unterbrehung oder der Auslegung beginnt die volle 
Friſt von neuem zu laufen. Wie die Beendigung erfolgt, ift zu den einzelnen Fällen 
vermerkt. 

c) Die während der Unterbrehung oder der Ausfegung von einer Partei in Anz 
fehung der Hauptiache vorgenommenen Prozekhandlungen — in Gegenfaß zu ben Die 
Aufnahme oder die Aufhebung des Ausießungsbeichluffes bezwedenben Handlungen — find 
der anderen Partei gegenüber unwirlſam. Bei Unterbredung aus $ 240, $ 241 Abi. 2, 
88 242, 243 find die Prozeßhandlungen nicht bloß der anderen Partei gegenüber, ſondern 
auch der Gläubigerichaft, dem Nachlaßverwalter, dem Nacherben, dem Nachlakpfleger ober 
dem Zejtamentsvollitreder gegenüber unwirlſam. — Die Partei, welche die Prozekhand- 
lung vorgenommen hat, kann die Unmirkjamkeit ihrer Handlung nicht geltend machen, 
ſelbſt wenn fie die Unterbrehung nicht fannte; die Unmirkfamfeit fann vielmehr nur von 
demjenigen geltend gemacht werben, dem gegenüber die Prozeßhandlung unwirkſam ift. 
Dieier fann auf das Rügerecht verzichten [vgl. RG. 16. Febr. 1884 Entſch. XIV Nr. 22 
S. 334; aM.: RG. 12. Mai 1883 Entih. X Nr. 124 ©. 401 in einem Falle, in dem es 
fih um Wahrung der Notfrift durch eine während der Unterbrechung erfolgte Zuftellung 
bandelte]. Er verliert das Rügerecht, wenn er bei der nächſten mündlichen Verhandlung, 
in welcher auf das betreffende Verfahren Bezug genommen wird, die Unwirkſamkeit nicht 
rügt, obwohl er erjchienen ift und ihm die Unwirkſamkeit befannt war oder befannt fein 
mußte (arg. $ 295 Abi. 1) [vgl. RG. 26. Mai 1886 Entih. X Nr. 19 ©. 69, 17. März 1902 
LI Nr. 21 &. 97 f.). In Abweienheit des Rügeberechtigten ift die Unwirkſamkeit von 
Amtöwegen zu beachten. 

d) Daß gerihtlihe Handlungen — Bemeisaufnahmen oder Enticheidungen —, 
die während der Unterbrechung oder der Ausſetzung erfolgt find, unwirkſam find, ergiebt 
fih, jomweit fie auf einer unwirkſamen Parteihandlung beruhen, aus der Unmirkjfamfeit 
der zu Grunde liegenden Parteihandlung [vgl. RG. 5. Oft. 1899 Entid. XLV Nr. 83 
€. 326 f., 15. Nov. 1906 IW. 1907 ©. 51 Nr. 14]; fomweit fie aber auf Parteihbandlungen 
beruhen, die dor der Unterbrehung oder Ausjegung vorgenommen wurden, per arg. a 
eontr, aus ber in Abi. 3 vorgejehenen Ausnahme. Auch die Gerichtshandlungen find nur 
der Partei gegenüber, auf deren Seite der Unterbredhungs: oder Ausjegungsgrund ein— 
getreten ift, und in ben Fällen der $ 240, $ 241 Abi. 2, 58 242, 243 den unter litt. c 
bezeichneten Perionen gegenüber unmwirffam. Was dort von dem Verzicht auf das Rüge— 
recht und der nad) $ 295 eintretenden Ausichließung diejes Rechtes gejagt ift, findet hier— 
ber entiprechende Anwendung. [Ühnlih: Gaupp (9) N. IId. Dagegen nehmen Strudm. Koch 
(8) N.3 Abſ. 3 und Peterſen (5) N.3 an, dab die Unwirkſamkeit einer Gerichtshandlung von 
jeder Partei geltend gemacht und daher nur durch beiberfeitigen Verzicht auf das Rügerecht 
gehoben werden fönne. Aber warum follte 3. B. im falle des $ 239 eine Beweiserhebung 
ober eine Enticheidbung nicht dem Gegner des Verftorbenen gegenüber wirffam fein, wenn 
der Rechtsnachfolger fie gelten lafien will?!) — Da bie während ber Unterbrechung oder 
Ausſetzung erlaffene Entiheidung nicht abfolut nichtig ift, muß ihre Unwirkfamfeit durch 
Einſpruch oder Rechtsmittel geltend gemacht werben [vgl. RG. 5. Oft. 1899 Entſch. XLV 
Nr. 83 ©. 326 f.]; auch die Nichtigkeitsflage des $ 579 Nr. 4 kann in Trage fommen, 
St die Entſcheidung rechtöfräftig und auch durch Nichtigkeitsflage nicht oder nicht mehr. 
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anfehtbar, jo kann die Aufhebung der Enticheidbung nicht mehr bewirkt werden. [AM.: 
OLG. Frankfurt Rechtſpr. d. OLG. XI S. 70 ff., das die einfache Aufnahme des Ver: 
fahrens zur Befeitigung des während der Unterbrechung ergangenen Urteils für ftatthaft 
erachtet] Natürlich hat ein während der Unterbrehung ergangenes Urteil dann, wenn es 
für oder gegen einen zur Sade nicht mehr Legitimierten (3. B. nach ber Unterbrechung 
durch Konkurseröffnung für oder gegen den Gemeinichuldner) ergangen ift, für und 
gegen den zur Sache Legitimierten (im Beifpiel: den Konkursverwalter) feine Rechtskraft: 
wirkung. — Während ber Unterbredung ober Ausſetzung darf auch Feine Stoftenfeitießung 
erfolgen [OLG. Polen Redtipr. d. OLG. VII ©. 285]; eine gleihmwohl erfolgte Tyeit- 
febung ift unwirkſam nad) Maßgabe der entwidelten Sätze [vgl. RG. 21. Febr. 1891 
IM. ©. 198 Nr. 5). 

e) Ein Termin, zu dem vor ber Unterbrechung oder Ausfegung gültig geladen 
war, ober ein vorher verfündeter Termin behält injofern feine Bedeutung, als in dieſem 
Termine nad Beendigung der Unterbredhung oder Ausfeßung verhandelt werden fann. 
(Pal. bay. ob. 26. SA. XLII Nr. 232.] 

f) Die nah dem Schluß einer mündlichen Verhandlung ($ 136 Abf. 4) eingetretene 
Unterbredung hindert die Verfündung der auf Grund dieſer Verhandlung zu erlaffenden 
Enticheidung nicht, weil die Verhandlung wirkfam iſt. Die zu diefer Zeit beichloflene 
Ausjegung Hindert die Verkündung [RG. 26. Mai 1883 Entſch. X Nr. 19 S. 69], weil mit 
dem Ausjeßungsbeichluffe die Einftellung jeder gerichtlichen Thätigfeit angeordnet ift. 


$. 250. (227.) 
Die Aufnahme eines unterbrochenen oder ausgejegten Verfahrens und 
die in diefem Titel erwähnten Anzeigen erfolgen durch Zuftellung eines 


Schriftſatzes 
$ 383, NP. 426, 1668, 1671, E. 18 206, E. IL 8 214, E. III 8 219, M. 179, AP. 76. 

1. —* durch Zuftellung eines Schriftſatzes — ſ. $ 239 Abſ. 1 ($ 242), $ 246 
Abi. 2, KO. 88 10, 11; Anzeigen burh Schriftfag — I. $$ 241 (243), 244. 

2. Für den Schriftja gelten die Vorichriften des $ 130, obwohl er nicht bloß 
vorbereitende Bedeutung hat. Im Anmwaltöprozeife muß er vom Anwalt unterichrieben 
fein. Im Parteiprozeffe gelten die Vorfchriften des $ 501 mit $$ 496, 497. Die Auf: 
nahmeerflärung fann in einen anderen zuzuftellenden Schriftſatz, 3. B. in eine Einfpruchs- 
ſchrift oder eine Rechtsmittelichrift, eingefügt werden, fie fann ftillichweigend durch Zu: 
ftellung eines ſolchen Schriftfages erfolgen [vgl. RG. 28. März 1904 Beitr. 3. E. d. DR. 
XLVII S. 1094 fi.], in der münblichen Verhandlung auch mündlich ohne Schriftiak [val. 
RE. 23. Oft. 1902 Entſch. LII Nr. 90 ©. 347 f.J. Ein Urteil ift fein Schriftfaß der Partei, 
die Zuftellung eines Urteils daher feine Aufnahme des Verfahrens [RG. 9. Mai 1898 
Entſch. XLI Nr. 105 ©. 404]. Eine an das Gericht gerichtete Erklärung ift feine Auf: 
nahme und erjeßt auch im jchriftlichen Verfahren nicht die Zuftellung eines Schriftiages 
[RG. 15. Dez. 1892 Entſch. XXX Nr. 126 ©. 409]. 

8. 251. (228.) 

Die Parteien können vereinbaren, daß das Verfahren ruhen folle. Die 
Vereinbarung hat auf den Lauf der Nothfriften feinen Einfluß. 

Erjcheinen in einem Termine zur mündlichen Verhandlung beide Par: 
teien nicht, jo ruht das Verfahren, bis eine Partei eine neue Ladung zu: 
jtellen läßt. 


De. ss 212, 28, HP. 1210 ff., 5714, ne. gs 315, 438, 498, RE. 417, 617, E18 07, € ıl 
215, &. It 8 280, M. 174 ff., 179f., 


1. Die —— daß das Verfahren er folle, bedarf feiner Form; fie fann 
buch ausbrüdliche wie durch ſtillſchweigende Erklärung erfolgen. Prozekbevollmächtigte 
fönnen bie Rube vereinbaren. Die Vereinbarung fann auf beftimmte oder auf unbeftimmte 
Zeit geichlofjen werden; fie fann auch dahin gehen, daß das Verfahren bis zur Erledigung 
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eines anderen Prozeffes ruhen folle.. Bei Vereinbarung auf unbeftimmte Zeit kann jede 
Partei den Prozeh betreiben, und zwar ohne daß fie eine vorgängige Aufnahmeerflärung 
äuftellen läßt. 

Die Vereinbarung gilt, auch ohne daß fie dem Gericht angezeigt ift. Die Anzeige 
ift aber erforderlih, um die Gerichtöthätigfeit zum Stilfftande zu bringen. Die Verein- 
barung der Parteien ift auch für den Sintervenienten maßgebend. 

2. Die Vereinbarung, daß das Verfahren ruhen folle, bewirkt nicht, daß eine ber 
Vereinbarung zuwider vorgenommene Prozeßhandlung einer Bartei (z.B. die Zuftellung eines 
Urteils, die Ladung), unwirkſam ift; denn im Gejeß ift nicht, wie für den {Fall der Unter- 
brechung und Ausfegung, die Unmwirffamfeit ausgeiprochen und aus der Vereinbarung folgt bie 
Unwirkſamleit der Prozeßhandlungen nicht, weil die Parteien über die Prozeßrechtsnormen, 
aus denen fich die Wirkſamkeit ergiebt, nicht disponieren können. [Bgl. Kohler Prozeß 
als RB. S. 88. — AM., nämlih für Unwirkfamfeit: Strudm. Koch (8) N. 3, Wilm. Levy 
(TIN.1 zu $ 228 alt, Gaupp (9) N. II, Peterien (5) N. 4, Pland Lehrb. IS. 521f., RG. 
7. Mai 1901 Entſch. XLIX Nr. 86 S. 349 ff.) Die prozehrechtliche Wirkung der Vereins 
barung beiteht darin, daß jede Partei durch den Nachweis der Vereinbarung ben Aufihub 
der richterlichen Thätigkeit bis nach Ablauf der vereinbarten Zeit verlangen fann. Will 
eine Partei die andere vor Ablauf diejer Friſt laden, fo darf der Vorfigende die Termins— 
beitimmung nicht verweigern — ſchon deswegen nicht, weil er, auch wenn ihm die Ver— 
einbarung angezeigt war, nie wiſſen fann, ob fie nicht aufgehoben if. Der Geladene 
fann bie Ladung nicht unbeachtet laffen; ericheint er nicht, fo riskiert er, daß gegen ihn 
Derfäumnisurteil erlaffen wird; das Gericht fann das Verſ. Urteil nicht wegen der Ver- 
einbarung verfagen; denn die Ladung ift gültig und die Vereinbarung ift fein von 
Amtswegen zu berüdfichtigender Umftand. Einſpruch kann ber Kontumazierte erheben, 
auch im befonderen Prozek auf Schadenserfaß Hagen, weil der Gegner der Vereinbarung 
zumwiber gehandelt bat; aber das Verſ. Urteil ift an und für fi gültig und kann nicht 
aus dem Grunde, weil feine VBerfäumnis vorlag, angefochten werden. — Der vor Ablauf 
der vereinbarten Prozeßruhe Geladene fann auf Grund der Vereinbarung bie Verhand— 
lung verweigern und bie Abſetzung des Termins verlangen [vgl. Schwalbach Ardı. f. c. 
Pr. LXIV ©, 293, Bunfen Btichr. f. d. EPr. XXXV ©. 425]. — Ein Streit über das 
Vorhandenfein ber behaupteten Vereinbarung ift fein durch Zwifchenurteil zu enticheidender 
Smifchenftreit, fondern ift ebenfo, wie ein Streit über das Vorhandenſein der Voraus 
feßungen zur Ausſetzung (8$ 246, 247), durch Beichluß zu enticheiden [vgl. Peterien (5) 
N.4 RG. 7. Mai 1901 Entih. XLIX Nr. 86 ©. 352 f.]. Wegen ber Anfechtung des 
Beichluffes ſ. N.7 zu 8 252. — Civilrechtliche Wirkung der Vereinbarung ſ. BGB. $ 211 
Abi. 2, $ 941 Satz 2: die Unterbrechung der Verjährung oder ber Erfißung endigt mit 
ber leßten Prozekhandlung der Parteien oder des Gerichts. 

Don Bereinbarung der Prozeßruhe ift ein Stundungsvertrag zu unterjcheiden. 
Liegt ein Stundungsvertrag vor, fo kann ber Bellagte die Abmweifung ber Klage „zur 
Zeit" verlangen, wenn der Kläger vorzeitig die Verurteilung zu fofortiger Leiftung be— 
antragt. 

3. Die Vereinbarung, daß das Verfahren ruhen jolle, hat zur iyolge, daß der Lauf 
der geleglichen und ber richterlihen Prozebfriften aufhört. Daß nad) Beendigung bes 
vereinbarten Stillftandes die volle Friſt von neuem beginnt, ift nad) Analogie des $ 249 
Abi. 1 anzunehmen, ſoweit nicht ein Anderes vereinbart ift. Auf den Lauf der Notiriften 
(Merzeichnis 5. N. 3 Ziff. Ilitt. i vor $ 214 S. 304) hat die Vereinbarung feinen Einfluß. 
Für die Wiebereinjeßungsfrift und für die Mevifionäbegründungsfrift muß, obwohl dieſe 
Friſten nicht als Notfriften bezeichnet find, dasfelbe gelten, weil fie nicht durch Verein- 
barung der Parteien verlängert werden fünnen ($ 234 Abi. 2, $ 554 Abſ. 2 Sap 2 [fo 
auh Strudm. Koch (8) N. 4, Wilm. Levy (7) NR. 2 zu $ 228 alt, Gaupp (9) N. Il; aM.: 
Pland Lehrb. 1 S. 5322 N. 36]. Soweit die vereinbarte Ruhe des Prozeffes auf eine Frift 
feinen Einfluß hat, fann die zur Wahrung ber Friſt dienende Prozekhandlung während 
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ber vereinbarten Prozekruhe vorgenommen werden. Es fann alfo 3. B. die Berufungs- 
ichrift rechtsgültig zugeftellt werden; auf Antrag ift aber der Termin zu verlegen ober 
die Verhandlung zu vertagen ober die Ausfegung anzuorbnen, wenn ber Termin noch 
in bie Zeit ber vereinbarten Prozeßruhe fällt. — Zufolge der Vereinbarung hört bie 
Rechtshängigkeit nit auf [RG. 2. März 1894 Entſch. XXXI Nr. 88 ©. 357]; val. 
NM. 1b zu $ 263. 

4. Die vereinbarte Prozeßruhe endigt mit Ablauf der vereinbarten Friſt und, wenn 
feine beftimmte Friſt vereinbart ift, mit der Kündigung. Diefe liegt in der Labung. 

5. Das Ausbleiben beider Parteien in einem Termine zur mündliden Ber: 
handlung (Gegenfag: Termin zur Urteilöverfündung oder nur zur Beweisaufnahme) 
bewirkt, daß das Verfahren wie bei einer Vereinbarung ruht. Don einer fingierten oder 
präfumierten Vereinbarung im Falle des Nichterfcheinens zu reden, leitet irre; das Ver— 
fahren ruht auch, wenn beibe Parteien den Termin nicht verfäumen wollten. 

Die Ruhe bes Verfahrens tritt ein, wenn beide Parteien beim Aufrufe der Sade 
nicht erfchienen find und der Termin durch Aufruf einer anderen Sache oder durch Schließung 
der Sigung zu Ende ift. Ericheint eine Partei, nachdem das Verfahren zu ruhen begonnen 
hatte, jo fann fie ein Verfäummisurteil gegen den Gegner nicht mehr erwirfen. Finden 
fih nachträglich beide Parteien ein und find beide zur Verhandlung bereit, jo muß (arg. 
$ 500) das Amtägericht, es können bie höheren Gerichte Herhandeln Laffen [vgl. Schwalbach 
Arch. F. c. Pr. LXVI ©. 263 f.]. 

Dem Nichtericheinen fteht das Nichtverhandbeln gleich (K 333). 

6. Das dem franzöfifchen Recht eigentümliche, auf einem Mikverftändniffe des 
römiſchen Rechtes (l. 13 C. de iudie. 3, 1; ſ. Buchka D. 2. v. Einfluß des Prozefjes auf das 
mat. Rechtsverhältnis II S. 52, Wetzell Spft. (8) $ 71 N. 2) beruhende Inſtitut des Er- 
löfchens des Verfahrens durch Nichtbetreiben des Prozefjes binnen drei Jahren (peremption 
d’instance, ſ. Code de proc. art. 397 ss.) ift in das Geſetz nicht aufgenommen (Mot. 3. 
€. III ©. 180). 

$. 252, (229.) 

Gegen die Entjcheidung, durch welche auf Grund der Vorfchriften diejes 
Titel oder auf Grund anderer gejeglicher Beitimmungen die Ausfegung des 
Verfahrens angeordnet oder abgelehnt wird, findet Bejchwerde, im Falle der 
Ablehnung jofortige Beſchwerde ftatt. 


NE. 8 393, 8 815 Nr. 9, NP. a10 ff., €. 1 5 204 Abi. 3, E. 118 216, E IT 8 Mı, M. 174 ff. 
8 180, RB. 76 f. 


1. Die Beſchwerde findet auch gegen bie von Amtswegen beichlofjene Ausfegung 
ftatt. — „Auf Grund anderer gejegliher Beftimmungen“ — ſ. N. 1 Ziff. II 
vor $ 239. Ob gegen Ausfegung auf Grund ber im EG. $ 15 Nr. 1 vorbehaltenen Landes— 
geieße über Kompetenztonflikte die Beſchwerde zuläffig ift, beftimmt das Landesgeſetz; dieſes 
fann den Ausfegungsbeihluß für unanfechtbar erklären [vgl. RG. 11. Nov. 1889 Entid. 
XXV Nr. 98 ©. 415 ff. J. 

2. Wird zufolge der Beſchwerde ein Ausſetzungsbeſchluß aufgehoben, fo ift mit 
der Verfündung ober der Zuftellung bes Beichluffes des Beichwerbegerichts (vgl. $ 329 
Abſ. 1, 3) die Ausfegung beendigt. Aber die Aufhebung hat feine Rüdwirfung; die 
Unterbredung ber Friſten wird nicht befeitigt, die volle FFrift beginnt aufs neue zu 
laufen; die inzwifchen vorgenommenen Prozekhandlungen bleiben unwirkſam nad Maß: 
gabe bes $ 249 Abf. 2. 

3. Wird zufolge der Beichwerbe ein die Ausfegung ablehnender Beſchluß auf- 
gehoben, jo treten mit der Verfündbung oder der Zuftellung des Ausſetzungsbeſchluſſes, der 
nach $ 575 auch dem Untergericht übertragen werben fann, die Wirkungen der Ausjegung 
ein. Die inzwifchen vorgenommenen Prozekhandlungen bleiben wirkſam. 

4. Eine Beichwerde gegen Ablehnung der Ausfegung des Verfahrens, melde 
auf Grund der $$ 246, 247, 620, 621 beantragt war, ift gegenftandalos und daher zu 
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verwerfen, wenn dad Verfahren in ber Inſtanz, in welcher die Ausſetzung bes Ver— 
fahrens beantragt war, inztwiichen beendigt ift. Beendigt ift das Verfahren in ber Inſtanz 
mit der Verfündung des Endurteils, wenn das Urteil nicht mehr dur Rechtsmittel an: 
gefochten werden fann; fonft erft mit der Zuftellung bes Urteils. Es fann daher bis zur 
Zuftellung des anfechtbaren Urteils noch die Ausfegung des Verfahrens in ber Inſtanz 
angeordnet werben (vgl. N. 2 zu $ 248); folglih iſt auch die Beichwerde, welche gegen 
Ablehnung der Ausſetzung eingelegt ift, bis zur Zuftellung des Urteils nicht gegenftands- 
los [vgl. RG. 18. Dez. 1895 Entih. XXXVI Nr. 105 ©. 401]. Nah der Zuftellung 
bes Urteils fann ein neuer Ausiegungsantrag bei dem Rechtämittelgericht geitellt werden. 
Iſt nach Ablehnung der Ausfegung ein Verfäummisurteil in bderielben Inftanz erlafien 
worden, fo ift das Verfahren erft beendigt, wenn die Einipruchäfrift abgelaufen ober ber Ein= 
ſpruch durch Urteil erledigt if. Folglich wird in diefem Falle die Beſchwerde gegen 
Ablehnung der Ausfekung erſt gegenftandslos, wenn die Einfpruchäfrift abgelaufen oder 
ber Einſpruch durch Urteil erledigt ift [val. NG. 11. Mai 1900 Entſch. XLVI Nr. 109 
©. 387]. 

5. Eine Beichwerde gegen Ablehnung der Ausfegung der Verhandlung, melde 
auf Grund der 88 148, 149, 151 bis 154 beantragt wurde, wird durch jebes Endurteil, 
auch durch ein Berfäumnisurteil und durch ein bedingtes Endurteil, gegenftandslos, weil 
ber Zwed der Ausſetzung, db. i. die Berüdfihtigung des präjudiziellen Rechtsſtreits oder 
bes Strafverfahrens, in der Inſtanz nicht mehr erreichbar ift. IVgl. RG. 1. Febr. 1892 
GEntich. XXIX Nr. 88 ©. 340 ff, 21. Dez. 1905 Beitr. z. E. d. DR. L ©. 1098 f.]. 

6. Auf die Enticheidung, durch welche die Unterbrechung des Verfahrens feſtgeſtellt 
ober ein Antrag auf folche Feſtſtellung abgelehnt, oder die Aufnahme eines unterbrochenen 
Verfahrens zugelaffen oder abgelehnt wird, finden die Vorichriften des $ 252 entiprechende 
Anwendung [RG. 28. Oft. 1885 Entſch. XVI Nr. 79 S. 340, 24. Juni 1886 XVI Nr. 88 
©. 358]. Da aber eine foldhe Entjcheidung nicht wie die Ausfegung konftitutiv, ſondern 
bloß deflaratoriich ift, jo modifizieren fih die in N. 2 bis 4 aus ber konftitutiven Natur 
des Nusfeßungsbeichluffes abgeleiteten Folgerungen. In dem ber NR. 2 entiprechenden 
Falle find die inzwiichen vorgenommenen Handlungen wirkſam, in dem der N. 3 ent» 
Iprechenden Falle find fie unwirkfam; in dem der N. 4 entiprechenden Falle ift die Be— 
ſchwerde nicht gegenftandslos, falls ein Nechtsmittel gegen das Urteil zuläffig ift; denn die 
MWirkfamfeit oder Unwirkſamkeit der vorgenommenen Prozeßhandlungen ift für die Rechts— 
mittelinftanz erheblich und die getroffene Enticheidung unterliegt, weil fie mit Beſchwerde 
anfechtbar ift, nicht der Beurteilung bes Rechtsmittelgerihts (arg. $$ 512, 548). 

7. Die Vorichriften des $ 252 finden entiprechende Anwendung auf den Beichluß, 
durch welchen über das Vorhandenjein einer Vereinbarung über die Ruhe des Verfahrens 
entichieben worden ift [RG. 7. Mai 1901 Entſch. XLIX Nr. 86 ©. 353]. 


Zweites Bud). 


Berfahren in erſter Inſtanz. 


Aus den Motiven zu Entw, III ©. 181: 

„Das zweite Buch ftellt das Berfahren in erjter Inſtanz dar; es bejteht aus zwei Ab- 
fchnitten, von denen der erjte bad Verfahren vor den Landgerichten, der zweite das Verfahren 
vor den Amtsgerichten betrifft. Das erjtinftanzliche Berfahren vor den Landgerichten iſt aus- 
führlich und erihöpfend behandelt, jo daß die Vorschriften über das Verfahren vor den Amts» 
gerichten nur bie Abweichungen und Bejonderheiten enthalten, welche für das Verfahren bei 
diefen Gerichten beftehen.“ 

Abweichungen und Bejonberheiten des Verfahrens vor den Kammern für Handels- 


fachen |. GVG. $8 102 bis 108, 118. 


Erſter Abjchnitt. 
Verfahren vor den SJanögerichten. 


Aus den Motiven zu Entw. III ©. 181: 

„Der erfte Titel regelt dad Verfahren bis zum Urtheile, der zweite Titel beichäftigt fich 
mit dem Urtheile, während der dritte Titel das Verſäumnißverfahren, das Berjäumnigurtheil 
und den Einſpruch behandelt. 

Die Vorſchriften des erften Titeld gewähren ein klares und überfichtliches Bild über den 
Gang des Verfahrens von der Erhebung der Klage ab bis zum Urtheile, indem fie dem regel- 
mäßigen Laufe des Verfahrens folgen und zugleich alle Bejonberheiten und alle die Beweis- 
aufnahme bezielenden Borjchriften umfaſſen. Um indes die Ueberſichtlichkeit nicht zu gefährden, 
find verjchiedene Vorichriften, welche an ſich Beitandtheile bes erjten Titels find, in bejonderen 
Titeln (4. bis 12.) zujammengeftellt, jo daß im erften Titel an den entjprechenden Stellen 
(88 240, 247 [d. Entw. — 277, 284 d. Gef.]) auf dieſe Vorſchriften verwieſen werden konnte.“ 

Die in befonderen Titeln zufammengeftellten Vorſchriften betreffen das vorbereitenbe 
Derfahren in Rechnungsſachen (4. Titel) und das Beweisverfahren (5. bis 12, Titel). 


Erſter Titel. 
Verfahren bis zum Nrtheil. 
8. 253. (230.) 
Die Erhebung der Klage erfolgt durch Zuftelung eines Schriftjages. 
Derjelbe muß enthalten: 
. die Bezeichnung der Parteien und des Gerichts; 
. die bejtinnmte Angabe des Gegenjtandes und des Grundes des erhobenen 
Anfpruchs, ſowie einen bejtimmten Antrag; 
die Ladung des Bellagten vor das Prozekgericht zur mündlichen Ber: 
handlung des Nechtsitreits. 


to — 


o 
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In der Klagejchrift foll ferner der Werth des nicht in einer beftimmten 
Geldjumme bejtehenden Streitgegenftandes angegeben werden, wenn die Zu: 
ftändigfeit des Gerichts von diefem Werthe abhängt. 

Außerdem finden die allgemeinen Beitimmungen über die vorbereitenden 
Schriftfäße auch auf die Klagefchrift Anwendung. 


HE. 8 231, HR. 1351 ff., 1880 ff. 1899 ff., 5337, NE. 8 408, NE. 528 ff., 5595., E18 209, E. II 
$ 217, €. 111 $ 222, M. 22, 181 ff, AB. 77 f. 


Rehtöihukaniprud und Klagerecht. 

Litteratur: Degentolb Einlaffungszwang und Urteildnorm (1877) und Beiträge 3. 
Eiv.Proz. (1905) S. 1ff., Weismann Die Feſtſtellungsklage, derjelbe: Hauptintervention und 
Streitgenofienichaft, Ploſz Beiträge zur Theorie des Klagerechts, Jellinel Syſtem der jubjeltiven 
öffentl. Nechte (2) S. 124, Yaband Neichsitaatsrecht (4) III 8 84 Ziff. Il litt. a, Rocholl Rechts- 
fälle aus der Pr. d. RG. II S. 110, Eijele Jahrb. f. Dogm. XXXI ©. 390 ff. 2. Seuffert Ztichr. 
f. Pr. u. 6. R. XII ©. 617 ff., Wach Handb. I ©. 19ff. Feſtſtellungsanſpruch (1889) und Ztichr. 
1. d. CE Pr. XXXII S. Uff. Rocholl Ztichr. F. d. CPr. VIII S.329 ff., DO. Fiſcher Recht und Rechts— 
ſchutz S. 73 ff, Pland Lehrb. J S. 249 ff., I S. 2 ff, Gierfe D. PrR. I ©. 323, Langheinefen 
Der Urteilsanſpruch (1899), Hellwig Anſpruch und Klagerecht (1900), Lehrb. I ©. 44 ff., Klage- 
recht und Klagemöglichkeit (1905), Zitelmann Recht d. BGB. Allg. Teil I ©. 24, Endemann 
Lehrb. d. BR. (8) 1886, H. Kremer Ztſchr. f. Pr. u. d. R. XXXIII ©. 295 ff, Kipp in Wind- 
icheids Pand. (9) 1$ 122 Anm. 6, Dertmann Borrede zu Windicheids gej. Abh. (1905) S. XXV, 
Stedl Dft. EPr. 1 ©. 11 f., Pollad Lehrb. d. öft. CPr. I $ 1, ©. Bülow Ztichr. f. d. CPr. XXVII 
©. 212 ff., Flechtheim Beitr. 3. E. d. DR. XLIV ©. 675 ff. und Ztſchr. f. d. EPr. XXV ©. 405 ff., 
Hölder Ztichr. f. d. CPr. XXIX S. 50 ff., Fr. Stein Über die VBorausjegungen des Rechtsſchutzes 
insbeſ. bei Verurteilungsflagen (1903), W. Kiſch Beiträge zur Urteilslehre (1903), DO. Bülow 
Klage und Urteil Ztichr. f. d. CPr. XXXI ©. 191 ff. (aud als Sep.Abdr. erſchienen 1903), 
Hölder Das Klagerecht Leipz. Def. Progr. (1903), Schrutka v. Rechtenſtamm Jur. Pitt. BI. Nr. 147 
v. 15. Eept. 1903, R. Schmidt Prozeßrecht und Staatsreht, Freiburger Programm 1903, auch 
umgearbeitet in Freib. Abh. aus d. Gebiete d. Öff. Rechts, Heft II (1904), Lehrb. (2) $ 11, insbeſ. 
©. 16 f. — Gegen die Annahme eines Rechtsſchutzanſpruchs: Kohler in v. Holtzendorff-Kohlers 
Encyflopädie d. RW. II ©. 54 und Ztichr. f. d. CPr. XXXIII ©. 211 ff. — Über den Ptechts- 
ſchutzanſpruch des Beklagten: Hellwig Klagerecht und Klagemöglichkeit ©. 47 ff. und Lehrb. I 
S. 146, 1 ©. 11, Bogenftecher Arc. f. c. Pr. XCVI ©. 17 ff, Groſſe Ziſchr. f. d. EPr. XXXVI 
S. 113 fi. 

1. Aus der Einrichtung des Eivilprozefles und dem Beſtehen progekrechtlicher Normen 
ergiebt fich ein öffentlichrechtlicher Anfpruch der Rechtsſubjekte (Perjonen) gegen den Staat 
auf Gewährung des civilprozeflualiichen Rechtsſchutzes (Rechtsſchutzanſpruch. Die Hand— 
lungen, durch welche die Gewährung dieſes Rechtsſchutzes erfolgt, find Urteile, Zwangs— 
vollftrefung, Arreſt und einftweilige Verfügung. Die Zwangsvollſtreckung zerfällt in 
Einzelvollitredung und Geſamtvollſtreckung (KHonkursverfahren). Cine Unterart des Rechts— 
ſchutzanſpruchs ift ber Anspruch auf Urteil (Klagerecht), Man kann unterfcheiden ein ab- 
ftraftes Klagerecht, vermöge deſſen ſowohl der nad) dem materiellen Rechte Berechtigte ala 
auch der Nichtberechtigte von den zur Ausübung der Gerichtäbarfeit berufenen Behörden 
ein Urteil verlangen fann, und ein fonfretes Klagerecht, d. i. das Recht des nad dem 
materiellen Recht Berechtigten auf ein ihm günftiges Urteil. Auch das fonfrete Klagerecht 
ift fein Private, jondern ein öffentliches Recht, fein Anſpruch gegen den Bellagten, ſondern 
ein Anfpruch gegen den Staat. 

Die Vorausfegungen, unter welchen jemand ein fonfretes Klagerecht hat, find teils 
materiellrechtlicher, teild prozekrechtlicher Natur. Aus dem materiellen Recht ift zu ent- 
nehmen, ob jemandem das Mecht zufteht, um deswillen er Rechtsichuß verlangt; aus dem 
Prozehrecht, ob ein Bedürfnis nad Recdtsichuß befteht. Das Bedürfnis nach Rechtsſchutz 
durch Urteil fann man die Veranlaflung zur Klage, das Bebürfnis nach Rechtsſchutz durch 
Vollftredung die Veranlaffung zur Bollitredung heißen. In $ 93 ift übrigens der Aus— 
brud „Deranlaffung zur Erhebung der Klage” in anderem Sinne gebraudt. 

Die Klage und die Arten der Klagen. 

Litteratur: Wah Handb. I &.12, Schmidt Lehrb. (2) 88 111, 113, Kipp Die Berurt. 3. 
Abg. e. Willenserflärung, in d. Kieler Feitg. f. Ihering ©. 53 ff., Gmelin Vollftredbarteit ©. 30, 
2. Seuffert Ztſchr. f. d. EPr. XXI ©. 220, Detker Kontursrechtl. Grundbegriffe I ©. 576 ff., 
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Hölder Band. ©. 335 ff., Flechtheim Ztichr. f. d. CPr. XXV ©. 413 ff., Langheinefen Der Urteils- 
——— ©. 85 ff., Hellwig Anſpruch und Klagerecht ©. 116 ff., 346 ff. und Lehrb. I ©. 44 ff, 

368 ff., Kiſch Beiträge zur Urteilslehre Br Balog Stonftitutive Urteile (eine fritiiche Rund- 
ſchau) Stiche. f. Pr. u. d. R. XXXIV ©. 123 

2. Klage ift das von einer Partei * Kläger) an das Gericht gerichtete Verlangen 
eines Urteils. Die Klage iſt entweder eine Leiſtungsklage oder eine Feſtſtellungsklage oder 
eine Bewirkungsklage. 

a) Leiſtungsklage (Anſpruchsklage, kondemnatoriſche Klage, Verurteilungsklage) iſt 
diejenige Klage, in welcher ein Leiſtungsurteil (kondemnatoriſches Urteil) verlangt wird. 
Ein Leiſtungsurteil iſt dasjenige Urteil, in welchem das Vorhandenſein eines materiell— 
rechtlihen Anſpruchs, d. i. bes Nechtes des Klägers, von dem PBellagten eine Leiſtung 
(Thun oder Unterlaffen) zu verlangen (vgl. BEB.$ 194 Abſ. 1), feitgeitellt und dem Be— 
flagten befohlen wird, die Leiftung zu bewirken. Daß der Anſpruch bereits fällig ift, ge 
hört nicht zum Begriffe des Leiftungsurteilde. Daher find auch die in den $8 257 bis 259 
zugelaflenen Klagen auf künftige Leiftung Leiftungsflagen. Ebenſo die Klagen auf Leiftung 
Zug um Zug (val. $ 726 Abi. 2, BEB. 88 274, 322, 348, 467), Nur Leiftungsurteile 
fönnen vollftredt werben; aber e3 giebt Leiftungäurteile, deren Vollftredung nicht möglich ift, 
fo die Verurteilung zu einer Handlung, die von einem Dritten nicht vorgenommen werben 
fann, bie aber auch nicht ausfchliekli vom Willen des Verurteilten abhängt (vgl. $ 888 
Abſ. 1), ferner die Verurteilung zur Eingehung einer Ehe, zur Herſtellung des ehelichen 
Lebens und zur Leiftung von Dienften aus einem Dienftvertrage ($ 888 Abi. 2). 

Daß bei fälliger Leiſtung ein Rechtsſchutzbedürfnis (DVeranlaffung zur Stlage) be— 
fteht, ift in der CPrO. nicht ausgeſprochen, fondern als etwas Selbftverftändliches voraus— 
gelegt. Unter welchen Umſtänden bei Anfprühen auf künftige Leiftungen ein Rechts» 
ihußbedürfnis befteht, ift in den $$ 257 bis 259 bejtimmt. 

b) FFeitftellungsflage (Klage auf Anerkennung, Präjubizialflage) ift diejenige 
Klage, in welcher ein Feſtſtellungsurteil (praeiudieium) verlangt wird. Ein Feſtſtellungs— 
urteil ift dasjenige Urteil, durch welches das Beitehen oder das Nichtbeftehen eines Rechts— 
verhältniffes oder einer rechtserheblichen Thatiache ausgeiprochen wird, Der moberne deutiche 
Prozeß kennt Teftitellungsurteile über alle Arten von Rechtsverhältniffen; dagegen Tyeit- 
ftellungsurteile über Thatſachen nur in Bezug auf die Echtheit oder die Unechtheit von 
Urfunden ($ 256). 

Unter welchen Umijtänden das Bedürfnis nad Rehtsihug durch Feititellungsurteil 
(eine Beranlafjung zur TFeititellungsflage) befteht, it aus den $$ 256, 280 zu entnehmen. 

c) Bewirkungsklage (konftitutive Klage, Rechtögeitaltungsflage, Rechtsänderungs— 
age) ift diejenige Klage, in welcher ein Bewirfungsurteil (fonftitutives Urteil, NRechts- 
geitaltungsurteil) verlangt wird. Ein Bewirkungsurteil ift dasjenige Urteil, durch welches 
eine Anderung des beftehenden Rechtszuſtandes bewirkt wird. Innerhalb der Bewirfungs- 
Hagen find zu unterſcheiden: 

«) Klagen auf Urteile, durch die Änderungen der materiellen Rechtslage bewirkt 
werben. Hierher gehören die Klage auf Beitimmung ber geichuldeten Leiftung (BEB. 
8315 Abi. 3 Sat 2, $319 Ab. 1 Satz 2, $ 2156 Sab 2, $ 2192), die Klagen auf Herab— 
fegung der verwirkten Vertragaftrafe (BEB. $ 343, vgl.a. RG. üb. d. Abzahlungsgeſch. 5 4 
Abi. 1) [aM.: Hölber „Recht“ 1900 S. 161 ff.], deö vereinbarten Mäflerlohnes (BEP. 
$ 655), bes vertragsmäßigen Berge- und Hülfslohns (HGB. $ 741) und der mit bem 
Rechtsanwalt vereinbarten Vergütung (GO. |. RA.$ 93 Abſ. 4), die Klage auf Verteilung 
der auögejegten Belohnung (BEB. $ 660 Abf. 1 Sat 2), die Klage auf Beftimmung der 
Auseinanderjegung (BEB.$ 2048 Sak 2), die Klage auf Nichtigkeit einer Ehe ($$ 631 ff., 
BGB. 88 1323 ff.) [vgl. Langheinefen a.a.O. S. 114 fi., 244 ff, Hellwig Anſpruch S. 464] 
und auf Anfechtung einer Ehe (BGB. 88 1330 ff.), die Klagen auf Aufhebung der Ver— 
mwaltung und Nutznießung des Mannes am eingebradhten Gute [BGB.$ 1418), auf Wieder- 
beritellung biejer Rechte (BEB. $ 1425), auf Aufhebung der Gütergemeinihaft (BGB. 
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88 1468, 1469, 1495), auf Aufhebung der Errungenjchaftsgemeinihaft (BGB. $ 1542) 
und auf Wiederheritellung diejer Gemeinschaft (BGB. $ 1547), die Klagen auf Eheiheidung 
(BGB. $$ 1564 Fi.) und auf Aufhebung der ehelichen Gemeinihaft [BEB. $ 1575], Die 
Klage zur Anfechtung der Ehelichfeit oder der Anerfennung ber Ehelichfeit eines Kindes 
($ 641, BGB. $$ 1596, 1599), die Klage auf Erbunmwürdigfeit (BGB. $ 2342), die Klage 
auf Entziehung der Befugnis zur Geichäftsführung (HGB. $ 117), die Klagen auf Auf- 
löfung einer offenen Dandelägeiellichaft (HGB. $ 133), einer Kommanditgeiellihaft (HGB. 
8 161 Abi. 2) oder einer Gejellichait mit beſchr. Haftung (RG. v. 20. Apr. 1892 i.d. F. 
d. Def. v. 20. Mai 1898 $ 60 Abi. 1 Nr.3, $ 62), die Klage auf Ausfchließung eines Geſell— 
ichafters (HGB. $$ 140, 142), die Klage zur Anfechtung ber Beichlüffe einer General: 
verfammlung der Aftiengeiellihaft oder Genoffenichaft (HGB. $$ 271 fi., Gen.Geſ. $ 51), 
die Klage auf Nichtigkeit einer Aftiengejellihaft (HGB. $ 309), einer Genofjenihaft (Gen.= 
Gef, 88 94 Fi.) oder einer Gefellihaft mit beichränkter Haftung (RG. v. 20, Apr. 1892 i. 
d. F. d. Be. v. 20. Mai 1898, RGEBl. ©. 810, 85 75 ff.) [fo auch Gaupp (9) NR. II 3b vor 
s 253, Hellwig Anſpruch x. S. 462 f. und Lehrb. I ©. 238 f., Langheinefen a. a. O. ©.157 f., 
Kiſch a.a. O. ©. 39 fi], die lage auf Entziehung des Nechtes zur Ausgabe von Bank: 
noten (Bankgeſetz v. 14. März 1875 SS 49 Fi), die Klage auf Löſchung von Gebrauchs- 
muftern oder Warenzeichen (RG. v. 1. Juni 1891 86, RG. v. 12. Mai 1894 $ 9) [val. 
Gaupp (9) N. II3b vor $ 253, Hellwig Anſpruch ꝛc. ©. 461 f., 465 und Lehrb. IS. 238f.; — 
amMm., nämlich für Feſtſtellungsurteil: Gierfe D. Pr®. IS. 845, Yangheineten Urteilsanſpruch 
S. 158 f., Kiſch a. a. O. 9.41 ff.], die Klage auf Eintragung eines Warenzeichen (RG. 
v. 12. Mai 1894 $ 6 Abi. 2 Sat 2) [fo auch Gaupp (9) N. IL3 b vor $ 253; — aM., nämlich 
für Feitftellungsurteil: Langheinefen a. a. O. ©. 160 f., Kiſch a. a. O. ©. 44 f.]; endlich 
jede Klage, in der ein Anspruch auf Abgabe einer Willenserklärung geltend gemacht wird, 
ſoweit auf das verlangte Urteil die Vorfchriften der $$ 894, 895 anwendbar find [vgl. 
Kipp a.a.D. S. 39 ff. 55f., Schmidt Lehrb. (2) S.701, Langheineken a. a. O. 6.252, Zitel— 
mann Internationales Privatredt Il ©. 282, Binder Rechtsitellung des Erben III ©. 84, 
Gaupp (HN. II Ziff. 3 litt. a vor $ 253; — aM.: Hellmig Anfprud x. S. 443 ff. und 
Rechtskraft S.5 N. 16, ferner Kiſch a.a. DO. S. 37 ff., DO. Fiſcher Vollftredbarfeit in Feſtg. 
f. Dahn ©. 59 ff.Jj. Daß die Urteile, auf welche die Vorjchriften der 88 894, 895 an— 
wenbbar find, troß ihrer auf Verurteilung lautenden Faſſung feine Leiſtungs-, fondern 
Bemirkungsurteile find, ergiebt fich aus den folgenden Erwägungen. Nach $ 894 Abi. 1 
gilt die Erffärung, zu deren Abgabe der Schuldner verurteilt ift, ala abgegeben, jobald 
das Urteil die formelle Rechtskraft erlangt hat, und bei einer Verurteilung zur Abgabe 
einer Willenserklärung gegen eine Gegenleiftung, fobald nad) den Beftimmungen der $$ 726, 
730 eine vollftredbare Ausfertigung des rechtöfräftigen Urteils erteilt ift; nad $ 895 gilt 
in dem dort bezeichneten Falle die Eintragung einer Vormerkung oder eines Wideripruchs 
als bewilligt. Löft man die in diefen Vorichriften verwendeten Fiktionen auf, jo erhält 
man folgende Säße: das rechtäfräftige Urteil und im falle bes $ 894 Abi. 1 Sak 2 das 
mit der Vollftredungsflaufel verſehene rechtöfräftige Urteil bewirkt, was die Willens: 
erflärung bewirfen würde, zu deren Abgabe der Schuldner verurteilt ift; das für vorläufig 
vollftredbar erklärte Urteil bewirkt im falle des $ 895, was die Bewilligung einer Vor— 
merfung oder eines Widerſpruchs bewirken würde. Lautet die Verurteilung auf Abgabe 
einer Willengerflärung in einem nad) dem Urteile liegenden Zeitpunfte, was nad $ 259 
möglich ift, fo treten die bezeichneten Wirkungen nicht vor biefem Zeitpunkt ein, weil das 
Urteil einen Anfangstermin für feine Wirkungen enthält. Da es fich bei allen Urteilen, 
auf welche die Vorichriften der $$ 894, 895 anwendbar find, um redtägeihäftliche 
MWillenserflärungen handelt, jo bewirken derartige Urteile ebenfo eine Rechtsänderung, wie 
bie rechtsgejchäftliche Willenserklärung; deshalb ift auch in $ 897 ein Erwerb, der fich 
auf Grund des $ 894 vollzieht, einem ſich auf Grund eines Rechtsgeſchäfts vollziehenden 
Ermwerbe gleichgeitellt. Darin, daß das Urteil jelbft die Mechtsveränderung bewirkt, Tiegt 
aber das charakteriftiiche Mterkmal des Bewirkungsurteils. Die jcheinbar in dem Urteil 
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entbaltene Verurteilung ift eine bloße iyorm, beren Gebrauch fi) aus dem Beftreben erklärt, 
das Urteil den in ber Praris vorherrichenden Leiftungsurteilen formell anzupaſſen. Das 
Urteil könnte gerade jo gut lauten: die von dem Kläger beanipruchte Willenserklärung gilt 
als abgegeben. Somenig ein Feſtſtellungsurteil dadurch zu einem Leiftungsurteile wird, 
daß das Gericht die Faſſung wählt: der Beklagte wird verurteilt, dad Beftehen des Miet: 
verhältnifies anzuerkennen, jowenig wird ein Urteil, das ohne Erklärung des Bellagten 
eine Rechtsänderung bewirkt, durch die Einfleidung in die Form eines Leiftungsurteils zu 
einem wirklichen Leiftungsurteile. Der Umftand, daß der Schuldner im alle des $ 894 
durch Abgabe ber rechtögeichäftlichen Erklärung der Wirkung des Urteils zuvorkommen kann, 
ergiebt fein enticheidendes Argument gegen die vorgetragene Anficht; denn die Abgabe ber 
Erklärung vor dem Zeitpunkt, in melchem die Urteilswirfung eintritt, ift nicht Unter: 
werfung unter den nur jcheinbaren Urteilöbefehl, ſondern Befriedigung des im Urteile feſt— 
geftellten civilrechtlichen Anjpruchs auf die Abgabe der Willenserflärung; durch die Bes 
friedigung diejes Anfpruchs wird die die VBeranlaffung des publiziftiichen Rechtsſchutzanſpruchs 
bildende Rechtöverlekung (im Falle bes $ 259 die Gefährdung) nachträglich befeitigt und 
dadurch die Wirkung des Urteils überflüjfig gemacht, ähnlich wie die Wirkung eines Ur— 
teil auf Eheſcheidung fich erledigt, wenn einer der Ehegatten vor Rechtskraft bes Urteils 
ftirbt (vgl. $ 628). Immerhin bildet die Möglichkeit, durch Befriedigung eines civilrecht- 
lichen Anipruchs der fonftitutiven Wirkung des Urteils zuvorzufommen, eine Eigentümlich- 
feit derjenigen Bewirkungsurteile, weldhe auf Berurteilung zur Abgabe einer Willens: 
erflärung lauten; bei anderen Bewirkungsurteilen beſteht dieſe Möglichkeit nicht. 

£) Klagen auf Urteile, durch die Änderungen der prozeſſualiſchen Rechtslage 
bewirkt werden. Hierher gehören die Klage auf Abänderung des Urteils, in welchem zu 
fünftig fällig werdenden wiederkehrenden Leiftungen verurteilt ift, wegen weſentlicher Ver— 
änderung der Verhältniffe ($ 323), die Nichtigfeits- und die Reſtitutionsklage ($$ 579 
580), die Klagen auf Aufhebung des Entmündigungäbeichlufjes ($ 664) und auf Wieder: 
aufebung der Entmündigung ($ 679), die Klage auf Änderung des Teilungsplans ($$ 878 
bis 880), die Klage zur Anfechtung des Ausichlußurteils ($ 957 Abf. 2, $ 958), die Klage 
auf Aufhebung eines Schiedsſpruchs ($ 1044) und die Klage zur Anfechtung einer Vor— 
ſchuß⸗ oder Nahichußberehnung im Genoffenichaftsfonturie (Gen.Gef. $$ 111, 112, $ 114 
Abi.2, $ 129 Abi. 3). Die Klagen auf Erlaffung des Volljtredungsurteils zu einem aus» 
ländiichen Urteile ($ 722) und zu einem Schiedsſpruch ($ 1042), auf Erteilung der Voll: 
ftredungsflaufel ($ 731) und auf deren Bejeitigung ($ 768) und die in den $S 767, 771, 
785, 786, 805 bezeichneten Klagen gegen die Zwangsvollſtreckung gehören nicht zu den 
Bewirkungsklagen, ſondern zu ben Feſtſtellungsklagen, wie in den Erläuterungen zu den 
cit. Paragraphen bes näheren erörtert ift. [Bal. dazu Langheinefen a. a. O. ©. 167 ff.) 

Die vorftehende Aufzählung von Bewirfungsflagen läßt erfehen, daß die Umftände, 
unter denen ein Bebürfnis nach diefer Art von Rechtsſchutz (eine Veranlaffung zu einer 
Bewirkungsklage) befteht, nicht aus einer allgemeinen Vorjchrift der CPrO., fondern teils 
aus befonderen Vorjchriften von Gefegen privatrechtlichen Inhalts, teild aus befonderen 
Vorſchriften des Prozeßgeſetzes zu entnehmen find. Die Vorichriften über die Veranlaflung 
zu Bewirkungsflagen gehören aber aud dann, wenn fie mit Privatrechtsjägen verquidt 
find, dem öffentlichen Recht an. 

3. Die Erhebung der Klage. Für alle Stlagen gelten die in $ 253 enthaltenen Bor: 
ichriften über Erhebung ber Klage, d. i. über die Art und MWeife, in welcher bas Verlangen 
eines Urteils zu erklären ift. Obwohl das Urteil vom Gerichte verlangt wird, jchreibt 
die deutſche CPrO. in Gegenfaß zu dem früheren gemeinen Recht, aber in Übereinftimmung 
mit dem franzöfiichen Recht und mit den meiften Partikularredhten des 19. Jahrhunderts 
vor, daß bie Klage nicht durch Einreichung einer Erklärung bei Gericht, fondern durch 
Zuftellung eines Schriftfages (Klageihrift) an den Gegner (Beklagten) zu erheben ift. Im 
Verfahren vor den Amtögerichten fann als Stlageichrift eine zu Protokoll des Gerichts- 
jchreibers gegebene Erklärung benußt werben ($ 496); erhoben wirb auch in dieſem Falle 
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die Klage nicht durch die Protokollierung, fondern durch die Zuftellung des Protofolls. 
Keine wirkſame Klagerhebung liegt vor, wenn der Kläger vor der im Gange befindlichen 
Zuftellung der Klagejchrift dem Bellagten die Erklärung zuitellen lieh, daß er die Klage 
zurüdnehme; denn in einem ſolchen Fall ift die in der Alagerhebung Tiegende Willens» 
erflärung nad) Analogie von BGB. $ 430 ala unwirkſam zu erachten [vgl. AG. Darm- 
ſtadt Ztfchr. f. d. EPr. XXX S. 355 fi]. Durch eine mündliche, an das Gericht und 
an den Gegner gerichtete Erklärung kann Klage erhoben werben, jomweit die Erhebung im 
Lauf eines anhängigen Prozefles zuläffig ift (vgl. $ 281 und Note 1 dazu), ferner in dem 
Verfahren vor den Amtögerichten in den Fällen bes $ 500 und des $ 510 Abi. 2. 

4. Die Klageſchrift hat teils einen beftimmenden, teils einen vorbereitenden Charakter 
(Mot. z. E. III ©. 22, 181). Sie beftimmt die Parteien bed Mechtäftreits, das Gericht, 
welches um das Urteil angegangen wird, ben Gegenftand, in Anfehung deſſen ber Kläger 
ein Urteil verlangt und die Art des verlangten Urteils. Aus Vergleihung der Klage— 
fchrift mit dem fpäteren Vorbringen des Klägers ergiebt fi, ob eine Anderung der er« 
hobenen Stlage ($ 264) vorliegt oder nicht. Zugleich dient die Klageſchrift zur Vor— 
bereitung der mündlichen Verhandlung. 

Diefem Doppelcharakter entiprechend zerfallen die Vorichriften über den Inhalt ber 
Klageichrift in folche, welche die weientlichen Erforberniffe beftimmen ($ 253 Ab. 2) und 
in folche, welche bloß injtruftionelle Bedeutung haben ($ 253 Abi. 3, 4). 

A) Die weientlihen Beftandteile der Klageſchrift find: 

I. Die Bezeihnung der Parteien nah Name, Stand und Wohnort. [Darüber 
Weiziäder Ztichr. f. d. CPr. XXVII ©. 20 ff., bei. S. 70 ff.) Giebt eö mehrere Perionen 
gleihen Namens und Standes oder Gewerbs an bemfelben Orte, jo find weitere Unter— 
iheidungsmerfmale, 3.8. Wohnung oder Abjtammung, anzugeben (nordd. Prot. II ©. 529). 
Ein Kaufmann fann unter jeiner Firma flagen, wenn er ein Recht geltend madt, das in 
dem Gejchäftsbetrieb entitanden oder erworben ift; ein Kaufmann fann unter feiner Firma 
verklagt werden, wenn die Verpflichtung, welcher das geltend gemachte Recht entipricht, in 
dem Geichäftsbetrieb entjtanden oder übernommen worden iſt (HGB. $ 17) [val. Staub 
N. 7 zu $17 SGB]. Dabei kommen die Vorfchriften des HGB. $ 344 in Betracht, 
wonach im Zweifel die Zugehörigkeit eines von einem Kaufmann vorgenommenen Rects- 
geihäfts zum Betriebe des Handelsgewerbs anzunehmen ift und ein von einem Kaufmanne 
gezeichneter Schuldichein als im Betriebe des Handelsgewerbes gezeichnet gilt, wenn fich 
nicht aus der Urkunde das Gegenteil ergiebt. Die Benennung des Firmeninhabers fann 
im Laufe des Prozefjes, z. B. bei einer Eideszuichiebung oder einer Eidesauflage, erforder: 
lich werden. — Juriftiiche Perjonen find nad ihrem Namen zu bezeichnen. Bei der Klage 
gegen einen nicht rechtsfähigen Verein genügt ebenfalld der Name bes Vereins, weil dieſer 
in dem Rechtäftreite die Stellung eines rechtsfähigen Vereins hat ($ 50 Abi. 2). — Eine 
offene Handelögeiellichaft, eine Kommanbditgefellihaft und eine Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien ift mit der Firma zu bezeichnen (HGB. $ 124 Abſ. 1, $ 161 Abi. 2, $ 210 Abi. 2, 
$ 320 Abi. 3), eine Gemeinichaft der Inhaber von Schuldverfchreibungen (ſ. RG. v. 4. Dez. 
1899, RGEBl. ©. 691, $ 14 Abi. 4) nach der Art der Schuldverichreibungen. Wenn eine 
fonftige Gemeinschaft zur gejamten Hand nicht durch andere Merkmale zu individualifieren 
it, find die Gemeinichafter zu bezeichnen; dies gilt auch, wenn ein nicht rechtöfähiger Verein 
klagt (vgl. NR. 3 zu $ 50). — Eine nicht zutreffende Parteibezeihnung, z. B. ein unrichtiger 
oder ein unrichtig geichriebener Name, ein falicher Vorname, eine unrichtige Angabe des 
Standes vder Gewerbs fann im Laufe des Prozeſſes verbefjert werben, wenn dadurch die 
Perfon, melde in der Stlageichrift gemeint ift, nicht geändert wird (vgl. $ 268 Wr. 1); 
daher kann auch an Stelle des in der Klage zur Parteibezeihnung verwendeten Theater: 
ober Schriftjtellernamens der wirkliche Name geſetzt werben. — Über Klagerhebung namens 
eines BVerjtorbenen vgl. N. 2 litt. a Abf. 1 zu $ 86. 

Die Bezeichnung des geießlichen Vertreters fann die Parteibezeihnung nicht erfegen. 
Die Bezeichnung des gejeglichen Vertreters der Partei ift fein weſenthiches Erfordernis 
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ber Hlageichrift; fie ift inftruftionell vorgeichrieben, $ 253 Abi. 4 mit $ 130 Nr. 1 [vgl. 
RG. 1. Dez. 1905 IW. 1906 ©. 67 Nr. 19]. Nachträgliche Anderung der Bezeichnung 
beeinträchtigt die Gültigkeit der Erhebung der Klage nicht, wenn die Klage auf Betreiben 
des wirklichen Vertreters oder an den wirklichen Vertreter zugeftellt ift [vgl.RG.v.11. Mai 
1894 Beitr. 3. E. d. DR. XXXVII ©. 1025). 

Die Bezeichnung des Bevollmächtigten fann bie Bezeichnung der Partei nicht 
erjegen. Es ijt feine genügende Parteibezeihnung, wenn als Kläger ber Generalbevoll: 
mächtigte der Erben des X. (Name des Erblafjers) ohne Angabe der einzelnen Erben ge: 
nannt wird [vgl. RG. 21. Apr. 1906 IW. S. 394 Nr. 20]. Die Bezeichnung bes Bevoll- 
mächtigten neben der Partei ift fein wejentliches Erfordernis der Hlageichrift. 

II. Die Bezeihnung des Gerichts. Soll die Verhandlung bes Rechtsſtreits 
vor der Hammer für Handelsſachen erfolgen, jo muß der Kläger dies in ber Klageſchrift 
beantragen (EPG. $ 102 Abi. 1); ſonſt ift die Angabe der Kammer nicht erforderlich. 

III, Die beftimmte Angabe des Gegenstandes des erhobenen Anſpruchs. 
Diejes Erfordernis gilt insbefondere für Leiftungsflagen. Cine nicht vertretbare Sade 
muß fo bezeichnet werden, daß fie von anderen Sachen unterjchieden werden fann, 3. 2. 
ein Grundftüd nach Plan» oder Kataſternummer. Wertretbare Saden find nad Art und 
Dienge zu bezeichnen. 

IV. Die bejtimmte Angabe bes Grundes des erhobenen Anfpruchs. 

Litteratur: Ältere: Wepell Syſt. (3) 8 16, Sintenis Erläut. Nr. V ©. 214 ff, 
Bradenhöft Ztichr. f. ER. u. Pr. XI ©. 175 ff. und Erört. ©. 407 ff., Reinhold Ztſchr. f. EN. u. 
Br. XXXUI ©. 20 ff., Hinſchius Arc. F. c. Pr. XLVII ©. 101 ff. — Neuere zur EPrDd.: Wach 
Vortr. (2) S.119 ff., Fitting Arch. f. c. Br. LXI ©. 422 ff., 425 ff. Ztſchr. f. d. EPr. IX ©. 69 ff., 
Ploſz Theorie des Klagerechts ©. 26 fi., Dernburg Preuß. Pr. I $ 126 und Pand. I $ 152, 
Eccius (Förfter) PrR. I 823 bei N. 19, Peterſen Ztichr. f. d. CPr. III S. 385 ff., Beitr. 5. €. d. 
DR. XXVIII ©. 657 ff. und Sächſ. Arch. f. bürg. R. u. Pr. II ©. 65 ff. u. 129 ff, Hinſchius in 
Holtzendorffs Rechtslex. II ©. 472, P. Alexander⸗Katz Schriftſjätze und Anwaltszwang ©. 17 ff. 
€. Fuchs Beitr. z. E. d. DR. XXIX ©. 635 ff., Bolgiano Ziſchr. j. Pr. u. ö. R. XIV ©. 360 fi. 
und Ztiſchr. f. d. CPr. XII ©. 455 ff., Hellmann Lehrb. S. 384 ff., Planck Lehrb. I853 N. 27, 
g 7 0.7, ü 87 ©. 24, 36 ff, $ 100 ©. 122 f., R. Schmidt Klaganderung ©. 147 ff., bei. 
©. 198 und Lehrb. (2) S. 390 ff., Staub Beitr. 3. E. d. DR. XXXII ©. 554 ff., Wach eod. XXXIII 
S. Uff., Reinhold 8. Lehre vom Klagegrund (neue Bearb. d. ob. cit. Abhandl.), M. Rümelin 
Arc. }. c. Br. LXXXVII ©. 128, Langheinefen Urteilsanipruh S. 51 ff., Hellmig Anipruch und 
Klagerecht ©. 56 ff. Vgl. a. Kleinſchrod Klagänderung S. 24, Schultze Privatrecht und Prozeß 
1©.9f., Birkmeyer Arc. f. c. Pr. LXVI ©. 38, Neſſel Beitr. 5. E. d. DR. XXVII ©. 34, 
Coſack Anfehtungsreht S. 223 N. 5, Weismann Hauptintervention ©. 157 N. 10 und Lehrb. II 
©. 63, Schollmeyer Die Kompenjationseinrede S. 126, Oetker Konfursrechtliche Grumdbegrifie I 
©. 278, D. Fiber Das Problem der Fdentität und der Neuheit (aus der Brest. Feſtgabe zu 
Sherings Jub., Breslau 1893) ©. 39 fi. 

Grund bes erhobenen Anspruchs bedeutet dasjelbe wie Klagegrund in $ 268. Bei 
Reiftungsflagen ift darunter dad Nechtöverhältnis zu verftehen, aus welchem der An- 
ſpruch des Stlägers gegen den Bellagten entjtanden ift; bei Feſtſtellungsklagen das Rechts» 
verhältnis, in Anfehung beffen die pofitive oder die negative Feſtſtellung verlangt wird; 
bei Bewirfungsflagen das Rechtsverhältnis, auf Grund deſſen die Änderung verlangt wird. 
Die perjönliche Beziehung des Klägers und des Bellagten zu dem Rechtsverhältniſſe, aus 
welcher fi) die aktive und die paſſive Sadlegitimation ergiebt (vgl. N.7 zu $$ 51, 52), 
gehört zum Klagegrunde. Ebenſo die allgemein gehaltene Angabe der Veranlaffung zur 
Klage, alſo z. B. bei der FFeititellungsflage das Beitreiten des Nechtöverhältniffes durch 
ben Bellagten. Man kann hiernach einen civilrechtlichen und einen öffentlichrechtlichen 
Klagegrund unterjcheiden. 

Über den Begriff des Nechtsverhältniffes |. N. 2 litt. a zu $ 256. 

Das Rechtöverhältnis muß in der Klageichrift in der Weife bezeichnet werden, dab 
fi daraus die Möglichkeit ergiebt, es von anderen NRechtöverhältnifien zu unterfcheiben. 
Dazu ift nicht die Anführung der einzelnen Thatjachen erforderlich, aus benen das Rechts-— 
verhältnis und bei Leiftungsflagen der Anipruch entftanden ift (fog. Subftanzierung), 
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fondern es genügt die Angabe der Merkmale, durch welche ſich das Rechtsverhältnis von 
anderen NRechtöverhältniffen unterjcheiden läßt (jog. Individualifierung). Natürlich 
fann die Individualifierung durch die Angabe jener Thatfachen erfolgen; aber die Angabe 
diefer Thatſachen iſt nicht erforderlich zur Individualiſierung und braucht daher nicht ſchon 
in ber Klageichrift enthalten zu fein. In der mündlichen Verhandlung bat der Kläger 
die einzelnen Thatfachen anzugeben, aus welchen das Rechtöverhältnis entitanden fein joll. 
Da die Slageihrift auch zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung dient, jo jolL 
fie allerdings aud die „Angabe der zur Begründung bienenden thatfächlichen Verhältniſſe“ 
enthalten (arg. $ 253 Abf. 4 verb. mit $ 130 Nr. 3). Aber biefe Angaben werben bloß 
inftruftionell verlangt, fie find fein mejentliches Erfordernis der Klageſchrift. Bei- 
Ipiele: Für die Hlagefchrift, in welcher ein Eigentumsaniprud nad BEB. $ 985 geltend 
gemacht wird, ift nicht die Angabe der Thatiachen erforderlich, aus denen fi der Erwerb 
des Eigentums ergiebt, fondern e3 genügt die Behauptung, daß der Kläger der Eigentümer 
jet und daß der Bellagte die Sache befige. Für die Klage, in welder ein Eigentums= 
aniprucd nach BGB. $ 1004 geltend gemacht wird, genügt die Behauptung, daß der Kläger 
der Eigentümer ſei und dab der Bellagte das Eigentum durch die und die Handlungen 
beeinträchtigt habe. Bei der Klage auf TFeititellung des Eigentums und bei der Klage 
auf Feſtſtellung des Nichtbeftehens einer Dienftbarfeit genügt ebenfalld die Behauptung des 
Eigentums und der Veranlaffung zur Feſtſtellungsklage (Feſtſtellungsintereſſe). Für die 
Stlage, in welcher ein Anipruch aus einer Dienftbarfeit, einer Hypothek oder einem ſon— 
ftigen Sachenrechte geltend gemacht wird, ift nicht die Angabe der Thatſachen erforderlich, 
aus welchen fich der Erwerb des Rechtes ergiebt, ſondern es genügt die Behauptung bes 
Rechtes und der Umftände, aus welchen ſich ergiebt, warum die Klage gegen den Bellagten 
erhoben wird. Zu der lage, in welcher ein Anſpruch auf Zahlung aus einem Kauf— 
vertrage geltend gemacht wird, ift nicht die Angabe ber Thatfachen erforderlich, aus welchen 
fih das Zuftandelommen des Vertrags ergiebt, jondern es genügt die Angabe, dab der 
Anipruh aus einem Kaufvertrag 3. B. über gelieferte Eifenwaren entitanden ift. Für 
die Klage, in welcher ein Erbichaftsaniprudy geltend gemacht wird, ift nicht die Angabe 
ber Umſtände erforberlih, aus welchen fih das Erbrecht ergiebt, inäbeiondere nicht Die 
Angabe, ob das Erbreht auf die geiegliche Erbfolgeordnung oder auf eine Verfügung 
von Todes wegen geftübt wird, jondern es genügt die Behauptung des Erbrechts. — 
Der bier vertretenen Meinung über die Bedeutung des $ 253 Ab. 2 Nr. 2, für die fidh 
Wach, Fitting, Plofz, Ercius, Peterfen, v. Sarwey, Hinſchius, Alexander-Katz, Schule, Birk⸗ 
meyer, Neffel, Cojad, Fuchs, Bolgiano, Schollmeyer, Oetker und Fiſcher a.a.D. erflärten 
und bie auch das RG. in U. 22. Nov. 1882 Entfh.X Nr. 122 S. 395 (vol. a. Entſch. VIII 
©. 91) zu vertreten fcheint, jteht die andere gegenüber, daß unter dem in der Klageſchrift 
anzugebenden Klagegrunde die Thatſachen zu verftehen feien, aus welden das Rechts— 
verhältnis und der Anfpruc hervorgehen. Dana würde alſo die Anführung der ein— 
zelnen Thatjachen, woraus das Nechtöverhältnis und der Anspruch hervorgegangen ift, 
insbeſondere bei dinglichen Klagen die Angabe des jpeziellen Erwerbögrundes bes dem An— 
ipruche zu Grunde liegenden Sachenrecht, mwejentliches Erfordernis der Klageichrift fein. 
Diefe Anficht hat eine Stüße in den Mot. 3. E. III ©. 182, wo es heißt: „Den Grund 
des erhobenen Anſpruchs ($ 253 Nr.2, $ 690 Nr. 3) oder den Stlagegrund ($ 268) bilden 
diejenigen Thatjachen, welche nad) Maßgabe des bürgerlichen Rechtes an fich geeignet find, 
den erhobenen Anjpruch als in der Perfon des Stlägers entftanden und zugleich ala durch 
den Bellagten verlegt ericheinen zu laffen — die rechtöbegründenden Thatſachen“. Sie 
wird vertreten von Strudm. Koch (8) N. 4, Wilm. Levy (7) N. 5 zu $230 alt, Gaupp 
(9) N. III 3, Peterfen (5) N. 9, Pucelt I S. 5, Endemann II ©. 8, Hellmann Lehrb. 
©. 384 ff. Dernburg, Kleinfchrod, Pland, Staub, Weismann a. a. O., vom RG. in den 
UN. v. 4. Jan. 1884 Entid. X Nr. 142 ©. 434, 22. Febr. 1884 XI Nr. 50 ©. 242, 
15. Ott. 1885 SA. XLI Nr. 306, 8. Febr. 1902 ZW. ©. 162 Nr. 12, vom DVG. Eelle 
SA. XXXVI Nr. 155 und vom OLG. Hamburg SU. XXXIX Nr. 144. Eine ver- 
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mittelnde Anficht vertritt jegt Schmidt Lehrb. (2) S. 390 ff., der fih in der Abhandlung 
Klagänderung“ für die Jndividualifierungstheorie ausgeiprochen hatte. — Aus den im 
Streite der Meinungen vorgebradten Gründen find folgende zu erwähnen: a) In $ 258 
Abſ. 2 Nr. 2 ift nicht die in $ 130 Nr. 3 gebrauchte Wenbung „Angabe der zur Begrün— 
dung dienenden thatjächlichen Verhältniffe*, fondern ein anderer Ausdrud, nämlih „Grund 
des erhobenen Anſpruchs“ für die in der Klagefchrift notwendigen Angaben gebraucht. 
Das läht darauf jchlieken, daß mit diefem Ausdrude etwas Anderes als die Angabe von 
Thatſachen gemeint ift. b) In $ 268 Nr. 1 ift die Ergänzung und Berichtigung, alfo 
auch die Anderung der thatfächlichen Anführungen geftattet, die Anderung des Klage— 
grundes aber nit. Es muß aljo der Slagegrund etwas von ben thatjählihen An— 
führungen verjchiebenes fein. Das fteht allerdings nur für $ 268 feit. Aber die Ver— 
wendung dieſes Ergebniffes zur Auslegung bes $ 253 Liegt nahe. c) An 8 690 Nr. 3, 
$ 692 wird die Angabe des „Grundes des Anfpruchs“ für das Gefuch um den Zahlungs» 
befehl und für den Zahlungsbefehl gefordert. Die Mot. z. E. III S. 381 bemerken: „Zur 
Begründung des ... Geſuchs gehören bie zur Begründung einer Klage notwendigen Ans 
gaben“, fie verweifen auf den dem $ 253 entiprechenden $ 222 des Entw. und fagen dann, 
dieſe Angaben feien an fich ſchon jo fnapp bemefjen, daß für das Geſuch um den Zahlungs- 
befehl nicht weniger gefordert werden fünne. Gewiß wird für das Geſuch um den Zahlungs» 
befehl Subjtanzierung im oben angegebenen Sinne nicht gefordert. Der Rückſchluß auf 
die Klage ift wieder fein zwingender; aber der $ 690 ftüßt immerhin die vorgetragene 
Auslegung des $ 253. d) Für die gegnerifche Auslegung wird der $ 614 Abf. 1 an« 
gerufen, wo Klagegrund die zur Begründung der Klage dienenden Thatſachen bezeichnen joll, 
Aber diefer Paragraph geftattet auch den Übergang von einer zu einer anderen Klage 
in Eheſachen, 3. B. von ber Anfehtungs- zur Scheidbungsflage (vgl. N. 2 litt. a zu $ 614), 
jo daß aljo Stlagegrund in $ 614 nicht bloß bie thatfächliche Begründung derſelben Klage 
bebeuten fann. e) Den $ 146, worin von mehreren Klagegründen geſprochen wird, hat 
man für beide Anfichten zu verwerten gejucht [vgl. einerfeits Peterſen Beitr. 3. E. d. DR. 
XXVIII ©. 670, andererfeit3 Hellmann Lehrb. ©. 386]. Der $ 146 ift mit beiden An« 
fichten verträglih. f) Zur Unterftüßung der oben vertretenen Auslegung hat man den 
$ 331 herangezogen, wonach das Berfäumnisurteil gegen den Bellagten auf Grund des 
tbatfählihen mündlichen Vorbringens des Klägers ergeht, indem man daraus folgerte, 
daß das thatjächlihe Vorbringen nicht in die Hlageichrift, fondern in die Verhandlung im 
Termine gehöre [fo insbe. Ploiz a. a.O. &.124]; aber dieje Beweisführung ift nicht zwingend, 
g) Gewichtiger ift das [von R. Schmidt Klagänderung ©. 171 ff. angeführte] Argument: 
da ſich nad $ 322 Abi. 1 die Rechtäfraft nicht auf Thatſachen, fondern auf Rechtsverhält- 
niffe und Anſprüche bezieht, jo find in ber Slagefchrift bie Nechtsverhältnifie und die 
Anſprüche, nicht die Thatfachen anzugeben. h) Am gewidtigiten aber fcheint die Erwägung, 
daß das gemeinrechtliche Gebot der thatſächlichen Subftanzierung der Klagefchrift ein Pro- 
duft des jchriftlihen Verfahrens und ber Eventualmarime war und daher für ein auf 
Mündlichfeit beruhendes Verfahren ohne Eventualmarime nicht paßt. Auch das franz. 
Necht fordert nicht die Subftanzierung im oben bezeichneten Sinne (vgl. Code de proe. 
art. 61 nr. 3). — Speziell über die Begründung ber TFeftitellungsllagen vol. Th. Kayſer 
Arc. f.c. Pr. LXX ©. 462 ff., R. Schmidt Klagänderung S. 199, Wach Feſtſtellungsanſpruch 
©. 51 ff. 

Nicht erforderlich ift die Angabe der Rechtsnormen, woraus der Kläger das Rechts— 
verhältnis herleitet. 

V, Ein beftimmter Antrag, d. i. eine Sad): oder Urteilsbitte. Dieje Bitte ift 
vom Klagegrunde zu jondern. Sie muß fih auf Haupt: und Nebenfache erftreden. Die 
Verurteilung in die Prozekloften braucht nicht verlangt zu werden ($ 308 Abi. 2). Der 
Antrag muß fo beftimmt fein, daß man daraus erjehen fann, welches Urteil, insbeſondere 
ob ein Feſtſtellungs- ober ein fondemnatorifches Urteil [vgl. RG. 5. Mai 1883 Entſch. X 
Nr. 108 ©. 355] begehrt wird, wozu jedoch nicht gerade die Formulierung des begehrten 

8, Seuffert, Givilprogekordnung I. 10. Aufl. 24 


370 Zweites Buch. Erfter Abjchnitt. 8 253. 


Urteils erforderlich ift. Bei der Leiftungsflage ift der Antrag genügend beftimmt, wenn 
er angiebt, zu welcher Leiftung ber Bellagte verurteilt werben fol. Dazu gehört bei 
Aniprüchen auf Leiftung vertretbarer Saden bie genaue Angabe ber Art und ber Menge, 
insbejondere bei Anſprüchen auf Geldleiftung die Angabe des Betrages nah Zahlen oder 
doch die Angabe der Daten, aus denen fich der Betrag zahlenmäßig berechnen läßt, 3. B. 
4% Zinſen aus «A. 1000 vom 1. Januar 1900 ab, ober Kaufpreis für 100 Gentner 
Steintohle à M 1,50. Nicht genügend beitimmt ift ein Antrag, den Bellagten zur Leiſtung 
eines „entiprechenden” Schabenserfages oder „angemefjener“ Unterhaltsbeiträge oder zur 
Bewilligung einer Minderung bes Kaufpreijes nach Maßgabe bes BEB. $ 472 zu ver- 
urteilen. [Vgl. Mot. 5. E. III S. 210, nordd. Entw. $ 457, nordd. Prot. ©. 684 ff.; 
Strudm. Koch (8) N.6, Wilm, Levy (7) N. 6 zu $ 230 alt, Peterien (5) N. 12, v. Kienitz 
Ztſchr. f. d. CPr. X ©. 235 ff, NG. 5. Mai 1883 Entſch. X Nr. 108 ©.355, 28. Oft. 1884 
XII Nr. 114 S. 391, 22. Juni 1885 XIII Nr. 123 ©. 435 ff, verein. ES. 28. Juni 1888 
XXI Rr. 75 &. 382 ff. In ben Gründen biefer Enticheibung ift der Sat aufgeftellt, es 
genüge, wenn nach dem Antrag in Verbindung mit den über den Gegenftand und Grund 
des Anſpruchs gemachten Angaben der erhobene Anſpruch in der Art indivibualifiert fei, 
daß . . . ber Betrag durch richterliches Ermeffen, nötigenfalla mit Hülfe von Sachver— 
ftändigen, feftgeftellt werben fönne. Sollte bamit gemeint fein, daß unter ben angegebenen 
Porausfegungen ein Antrag genüge, ber bie Höhe des zugufprechenden Betrags dem Ermeſſen 
des Gerichts anheimgebe, fo wäre diefe Anficht nicht zu billigen. Übrigens machen bie 
weiteren Ausführungen zweifelhaft, ob das damit gemeint ift. In db. U. v. 29. März 
1906 Beitr. 3. €. d. DR. L &.1068 erflärt das RG. einen Antrag, der die Verurteilung 
bes Beflagten zu einem nach richterlihem Ermefjen zu beftimmenden Schadenserjaße ver: 
langt, für ungenügend. — Dagegen werben Anträge, die den Betrag auf das richterliche 
Ermefjen abitellen, für zuläffig erachtet von Hellmann Komm II. ©. 8 ı. Lehrb. ©. 362, 
Gaupp (9) N. III 4, Übel Ztichr. F. d. CPr. VI S. 157 ff. und früher vom RG. 3. Oft. 1883 
Entih. X Nr. 47 S. 175, 19. Dez. 1883 X Nr. 136 ©. 413, 24. Oft. 1883 X Nr. 138 ©. 422, 
dazu Rocholl Ztichr. f. d. EPr. VIII S. 350 ff., 404.] Ein Antrag auf Verurteilung bes 
Beflagten zum Erfabe des Schadens, der aus einem beftimmten Vorkommniſſe entitand, 
vorbehaltlich der Liquidation des Schabens ift ebenfalla nicht genügend [vgl. RG. 4. Juli 
1904 Beitr. 3. €. d. DR. XLIX &. 399] und es geht auch nicht an, eine Klage mit einem 
folden Antrag einfach als Feſtſtellungsklage ($ 256) zu behandeln [aM. beiläufig: RG. 
17. Mai 1905 Beitr. 3. €. d. DR. XLIX ©. 1025]; aber der Antrag fann auf Feſtſtellung 
ber Verbindlichkeit zum Schadenserfage umgeftellt werben; vgl. N.1 litt. b zu $ 268. 
Wird der Antrag umgeftellt, fo unterliegt die Klage den PBorichriften bes 8 256. Sie 
ift aljo keineswegs immer zuläffig [was früher vom RG. Entih.X ©. 175, 368, 418, 
XII &. 391 fowie vom bay. ob. 2G. DL. f. RA. LVIII S. 312 angenommen wurde], ſondern 
ihre Zuläffigfeit hängt davon ab, daß der Kläger ein rechtliches Intereffe an ber alö- 
baldigen FFeftitellung der Erſatzverbindlichkeit nachweift, wobei insbeſondere zu prüfen ift, 
ob diejes Intereſſe nicht ausgefchloffen wird durch die Möglichkeit, jofort auf Leiftung des 
Schadenserfages zu Hagen; vgl. NR. 2 litt. d Abſ. 3 zu $ 256. [So aud) die verein. ES. 
bes RG. 28. Juni 1888 Entich. XXI Nr. 75 ©. 382, ferner RG. 7.Nov. 1888 SA. XLIV 
Nr. 222 (in Anwendung auf die Widerklage), 17. Nov. 1888 SU. XLIV Nr. 141, 18. Febr. 
1889 XXI Nr. 81 6.346; vgl. a. bie UN. 15. Juni 1889 Beitr. 3. €. d. DR. XXXIIL 
&. 1150, 2. Dez. 1899 SA. LV Nr. 108, 25. Apr. 1902 JW. S.311f. Nr. 11, 7. Apr. 
1904 Beitr. 3. E. d. DR. XLVIII ©. 1102 ff., 9. Apr. 1904 eod. S. 1099 ff. 21. Apr. 1904 
Entſch. LVIII Rx. 15 S. 57ff. 27. Apr. 1905 IW. S. 398 Nr.21. Ebenfo die neueren 
Kommentare.] Das Intereſſe an alsbaldiger Tzeftitellung der Eriagverbindlichkeit fann 
3. B. vorhanden fein, wenn dieſe Verbindlichkeit befiritten und der Schaden noch nicht zu 
überjehen ift. Der Umitand, bat die Prozebfoften bei einer fyeftitellungsflage geringer 
find als bei einer Leiftungsflage, genügt nicht, um eine TFeititellungsflage zuzulaffen [aM.: 
RG. Beitr. 3. €. d. DR. XXXIII ©. 1150]. Nicht zu beanftanden ift ein Antrag, in 
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dem Schadenserfak in beftimmter Höhe eventuell nach richterlihem Ermeffen verlangt wird. 
— Genügend beftimmt ift der Antrag zu einer alternativen Leiftung nach Wahl des Gläu- 
bigers ober nad Wahl des Schuldners [bay. 06.26. DL. f. RA. LVII S.92]. Der Gläu- 
biger braucht fein Wahlrecht nicht bei der Klagerhebung, ſondern kann es noch fpäter, ins 
befonbere bei der Zwangsvollſtreckung ausüben; er kann aljo beantragen, daß ber Bellagte 
verurteilt werde, entweder x oder y nach Wahl bes Klägers zu leiften. (Vgl. Wächter Er- 
örterungen III &.117, Windſcheid Band. (9) 11 $ 255 N.10, Hellwig Anfpruch und Klage: 
recht S.111, Pescatore Wahlichuldverhältniffe (1905) S. 75f. N.7. — AM.: Dernburg 
DR.(3) 11843 N. 20 8.108, Erome Syft. II $ 153 N.34 S. 94. Langheinefen Anfprud 
und Einrede hält die Aufichiebung der Wahl bis zur Zmwangsvollftredung nur dann für 
ftatthaft, wenn bejondere Gründe die Aufichiebung rechtfertigen. Ahnlich RG. 17. Ott. 1896 
IW. S. 655 Nr. 7.] Über Übergang des MWahlrechts des Gläubigerd auf den Schuldner 
ſ. BGB. $ 264 Abi. 2. Nimmt der mwahlberechtigte Schuldner die Wahl nicht vor dem 
Beginne der Zwangsvollſtreckung vor, fo fann ber Gläubiger die Vollftredung nad feiner 
Mahl auf die eine oder die andere Leiftung richten; der Schuldner kann fich jedoch, folange 
nicht der Gläubiger die gewählte Leiftung ganz oder zum Teil empfangen hat, durch eine ber 
übrigen Leiftungen von feiner Verbindlichkeit befreien (BEB. $ 264 Abi. 1). 

Der Antrag auf Erlaffung des Urteild kann nicht unter einer aufichiebenden oder 
auflöfenden Bedingung geftellt werden; denn dadurch würde die Klagerhebung felbft zu 
einer bedingten und eine bedingte Klagerhebung ift unzuläffig. Über die Verbindung eines 
eventuellen Antrags mit einem primären Antrage ſ. N. 2 litt. c zu $ 260. 

Ausnahmen von dem Erforderniffe eines beftimmten Antrags enthält $ 254. 

VI Die Ladung des Bellagten vor das Prozehgericht zur mündlichen Ver- 
handlung bes Mechtöftreits. Über den Begriff der Ladung |. NR. 1 zu $ 214. Die Labung 
ift in ben Schriftiag aufzunehmen ($ 214 Abi. 2). Zu einer Labung gehört die Angabe 
des Ladenden. Diefe Angabe fehlt, wenn die Klageſchrift nicht unterfchrieben ift. Folg— 
ih muß die Stlagefchrift von der Partei, ihrem gefeglichen Vertreter oder ihrem Bevoll- 
mädjtigten, im Anwaltsprozeß alfo von dem Rechtsanwalt, unterichrieben fein; vgl. N. 2 
zu 878, N.7 zu 8130. [So auch die Mot. z. €. III S. 182, Strudm. Koch (8) N. 10, 
Wilm. Levy (7) N. 7 zu $ 230 alt, Gaupp (9) N. III6, Peterien (5) N.16, Wach Hanbb. I 
S. 612; vgl. a. RG. Entſch. XXXI Nr. 87 8.375. AM.: Hellmann Lehrb. S. 394 f. teilw. 
auch Pland Lehrb. II S. 122,.] Bei Einreihung eines nicht unterzeichneten Schriftſatzes 
bat der Vorſitzende die Terminsbeſtimmung zu verweigern; vgl. N. 2 litt. a zu $ 216. 
Wurde aus Verfehen ein Termin beftimmt und die Klageſchrift ohne Unterfchrift zugeftellt, 
fo ift die Hlagerhebung nicht orbnungsmäßig; das Recht, den Mangel zu rügen, kann aber 
nah $ 295 ausgeichloffen werden. — In die Abichrift der Klageſchrift ift die Abfchrift 
ber Unterfchrift aufzunehmen; vgl. NR. 7 zu $ 130. 

Die Aufforderung zur Anmaltsbeftellung ($ 215) ift fein weientliches Erfordernis 
ber Ladung. Der Mangel der Aufforderung beeinträchtigt daher die Gültigfeit der Klag— 
erhebung nicht, fondern verhindert nur die Erlaffung eines Verfäumnisurteils (arg. $ 335 
Abi. 1 Nr. 2). Die Aufforderung kann in einem anderen Schriftiage nachgeholt werben. 
Liegt zwiſchen Zuftellung der nachgeholten Aufforderung und bem Termine die Einlaffungs- 
frift, fo darf das Verfäumnisurteil nicht verweigert werden (nordd. Prot. ©. 530). 

Über bejondere Beitandteile der Alagefchrift im Urkunden» und Wechjelprozeife i. 
$8 598, 608. 

B. Inftruftionell wird für die Klageſchrift verlangt: 

I. Die Angabe des Wertes des Streitgegenftandes, wenn davon die Zuftändigfeit 
des Gerichts abhängt (8 253 Abf. 3); vgl. N. 1 zu 82. 

II. Die Beobachtung der allgemeinen Beftimmungen über die vorbereitenden Schrift- 
jäße (8 253 Abf. 4). Diefe allgemeinen Beitimmungen find in den 85 130, 131 enthalten. 
Über die Folgen der Nichtbeobachtung ſ. N. 1 litt. b zu 8130, R.3 zu 8131. Dal. ferner 
8 335 Abf. 1 Nr. 3. 
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5. a) Fehlt ein wejentlicher Beitandteil der Hlageichrift, fo ift der Schrift» 
aß feine Hlageihrift und deffen Zuftellung feine ordnungsmäßige Erhebung der Klage. 
Wenn der Mangel nicht nachträglich bejeitigt wird, fo fann fein Urteil zur Sade, jondern 
nur ein Prozekurteil erlaffen werden, in dem die Klagerhebung für unwirkſam erflärt 
oder (mas basjelbe ift) die Klage in der angebrachten Art zurüdgewiejen wird (absolutio 
ab instantia). — Der Kläger fann die Unwirkſamkeit der Klagerhebung nicht felbft geltend 
machen, woraus fich insbefondere ergiebt, daß der Beklagte aud) aus einer ordnungswidrigen 
Klagerhebung die Einrede der Rechtöhängigfeit herleiten fann; vgl. NR. 3 zu $ 263. 

b) Ein Mangel der Klageſchrift fann bejeitigt werden burd mündlichen 
Vortrag des fehlenden, 3. B. bes beftimmten Antrags, in dem VBerhandlungstermine, wenn 
der Bellagte erichienen ift und fich auf die verbefferte Klage einläßt. Das braucht der 
Beklagte nicht zu thun, er fann vielmehr die Zurüdweifung der Klage in ber angebrachten 
Art verlangen; aber wenn er ſich auf die verbeflerte Klage eingelaffen bat, fann er den 
Mangel nicht mehr rügen (arg. $295 Abi. 1). Diefe Süße ergeben fi) aus der Erwägung, 
daß die Vorjchriften über den Anhalt der zuzuftellenden Klageichrift im Intereſſe des Be— 
Hagten erlaflen find; daraus folgt, dab diejer auf die Beobachtung dieſer Vorſchriften 
verzichten fann [vgl. OLG. Marienwerder SA. LVI Nr. 209]. In Konfequenz befjen er- 
giebt fi) aber aud, daß in diefen Fällen die Rechtshängigfeit nicht erjt mit dem Vor— 
trage ber verbefjerten Stlage in der Verhandlung beginnt, jondern auf die Zuftellung der, 
wenn auch mangelhaften, Klageſchrift zurüddatiert wird, es fei denn, daß durch die Ande— 
rung ein anderer Bellagter jubjtituiert wird. Ein Unterſchied zwiſchen dem Verfahren 
vor den Landgerichten und dem vor den Amtögerichten beſteht in biejer Beziehung nicht. 
[Ebenio Gaupp (9) N. IV3, Planck Lehrb. IS. 125; vgl. a. RG. 29. Nov. 1888 Entſch. XXII 
Nr. 86 S.419, 26. Juni 1901 XLIX Nr. 93 S. 376. Für Zuläffigfeit der Verbeſſerung, 
aber gegen Zurüddatierung der NRechtshängigkeit: Strudm. Koch (8) N. 8, Wilm. Levy (7) 
N.2 zu $230 alt, Peterfen (5) N. 15. Gegen Zuläffiglfeit der Verbefferung: Schwalbadh 
Ardı. f. c. Pr. LXIV ©. 276 R. 29, Neffel Beitr. 3. E. d. DR.XXX &.179, Fitting Ztichr. 
f.d. EPr. XI ©. 31ff., OLG. Celle SA. XLVII Nr. 289.) 

c) In einem Berhandlungstermin, in dem der Beklagte nicht erfchienen ift, fünnen 
Mängel und Lüden der Hlagejchrift nicht auögebeffert werben, Ein Berfäumnisurteil 
fann der Kläger nicht erlangen, weil feine orbnungsmäßige Klagerhebung vorliegt (arg. 
$ 335 Nbf.1 Nr. 1); denn in Abweſenheit des Beklagten hat das Gericht die Orbnungs- 
mäßigfeit der Hlagerhebung von Amtswegen zu prüfen. Es bleibt bem Kläger nichts übrig, 
als unter Zurüdnahme der mangelhaft erhobenen Klage eine ordnungsmäßige Klage zu 
erheben. 

d) Durch Zuitellung eines Schriftjakes, in dem das ber Klageichrift Fehlende nach— 
geholt wird, fann der Mangel der KHlageichrift nicht befeitigt werden. Das Geſetz fennt 
feine Klagerhebung durch juccejfive Zuftellung mehrerer Schriftfäße, jondern nur eine Flag: 
erhebung durch Zuftellung einer Klageſchrift. IVgl. Gaupp (9) NR. IV3, Peterjen (5) R.15, 
Pland Lehrb. II S. 125, 143 f., Ztſchr. f. db. EPr. VIII S.510. AM.: Strudm. Koch (8) 
N. 8, Wilm. Levy (7) N. 2 zu $ 230 alt.] Aber wenn eine folche juccejfive Zuftellung 
jtattgefunden hat und ber Bellagte in der mündlichen Verhandlung verhandelt, ohne bie 
Verlegung ber Vorjchriften über die Hlagerhebung zu rügen, jo fann die Verlegung nicht 
mehr gerügt werben (arg. $ 295 Abſ. 1). Natürlich kann der Kläger unter Zurüdnahme 
der nicht ordbnungsmäßigen Klage dem Bellagten einen neuen vollftändigen Schriftfaß zu— 
jtellen laffen und dadurch eine neue Klage erheben. Die Wirkungen der Rechtshängigfeit 
beginnen dann mit ber neuen Klagerhebung. 

6. Die Zuftellung der Klageſchrift hat nad den Vorfchriften der $$ 166 ff. 
zu gefchehen. Sind biefe Vorichriften verlegt, fo ift die Zuftellung und, weil biefe zur 
Erhebung ber Klage gehört, die Klagerhebung jelbjt ungültig nad) Maßgabe der in N. 1 
zu $ 170 entwidelten Sätze. Die Ungültigfeit fann nachträglich gehoben werben durch 
Verzicht des Beklagten auf das Recht, die Verlegung zu rügen, und durch die Ausichliegung 
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dieſes Rechtes nach $ 295 Abf.1. Wird die Ungültigkeit nicht gehoben, fo fann fein Sach— 
urteil, fondern nur ein Prozehurteil erlaffen werben, in dem die Klagerhebung für un— 
wirkſam erflärt oder (mas basjelbe ift) die Klage in der angebrachten Art zurüdgemieien 
wird (absolutio ab instantia). — Nah RG. 3. Oft. 1888 Entſch. XXI Nr. 83 S. 406 ſoll 
die wegen unrichtiger Zuftellung ungültige Klagerhebung durch nachträgliche richtige Zus 
ftellung der Klageichrift gültig werben. Das ift unrichtig. Die neue Zuftellung kann jelb- 
ftändige Wirkung haben, aber nicht die frühere Zuftellung gültig machen [vgl. Wilm. Levy 
(TIN.2 Abi. 1 g.€. zu 8230 alt]. 
S. 254.* (230a.) 

Wird mit der Klage auf Rechnungslegung oder auf Vorlegung eines 
DVermögensverzeichnifjes oder auf Leitung des Dffenbarungseides die Klage 
auf Herausgabe desjenigen verbunden, was der Bellagte aus dem zu Grunde 
liegenden NRechtsverhältnifie fchuldet, jo kann die bejtimmte Angabe der 
Leiftungen, welche der Kläger beanjprucht, vorbehalten werden, bis die Rech— 
nung mitgetheilt, daS DBermögensverzeichniß vorgelegt oder der Offenbarungs- 
eid geleijtet iſt. 


Brot. d. Komm. 3. 2. Lei. d. Ent, e, BED. II 780, 792 fi., VI 654 f., Begr. d. Nov. v. 1898 
S. 108. 


= 


1. Zu $ 254 ift in der Begründung db. Nov. v. 1898 bemerkt: 

„Wer mit der Klage auf Rechnungslegung, auf VBorlegung eined Bermögensverzeichnijies 
oder auf Leiftung des Offenbarungseides (zu vgl. $$ 259, 260, 1890 ff., 2027, 2028 des BGB.) 
die Klage auf Herausgabe desjenigen verbindet, was der Beflagte aus dem zu Grunde liegenden 
Rechtsverhältniſſe ſchuldet, ift Häufig nicht in der Lage, der Borichrift des 8 230 [jegt 253] 
Abi. 2 Nr. 3 der CPrO. zu genügen, wonad die vom Beflagten zu bewirkenden Leiftungen in 
der Hlageichrift beftimmt angegeben werden müflen. Den Unzuträglichfeiten, welche ſich daraus 
in der Praxis ergeben haben, will der Entwurf durch die Vorſchrift abhelfen, daß die bejtimmte 
Angabe der Leiftungen, welche der Kläger beaniprucht, vorbehalten bleiben fann, bis die Rech— 
nung mitgetheilt, da8 VBermögensverzeichniß vorgelegt oder der Offenbarungseid geleitet if. In 
einem joldhen Falle ift dann zunächſt durch Theilurtheil ($ 273 — 301) über die Verpflichtung 
des Beflagten zur Rechnungslegung u. ſ. mw. zu enticheiden und erft, nachdem dieſes Urtheil, 
nöthigenfalld im Wege der Zmwangsvollitredung (88 774, 774a — 888, 889, zur Ausführung 
gebracht worden ift, über den Anſpruch auf Herausgabe der nunmehr bejtimmt zu bezeichnenden 
Gegenftände zu verhandeln.“ 

2. a) Klage auf Rehnungslegung — 1. BGB. $ 259 verb. mit BEP. $ 27 
Abi.3 (8 48 Abf. 2, 886), 88 666, 675, $681 Sak 2, $ 713, 8740 Abf. 2, $ 1214 Abi. 1, 
$ 1421 Saß 1, $ 1546, $ 1667 Abi. 2 Sag 1, $ 1681, $ 1978 Abf.1 Saß 1, $ 2130 Abi. 2, 
$ 2218, HGB. 8 105 Abi. 2, $ 114, $ 384 Abſ. 2, $ 499 Sak 1, 8 534 Abi. 5. 

b) Klage auf Borlegung eines Vermögensverzeichniſſes — ſ. BGB. $ 260 
verb. mit BGB. 88 314, 402, 419, 444, 666, 675, 681, $ 740 Abi. 2, 85 987, 988, 1374, 
$ 1799 Abi. 2, $$ 1890, 1897, 1915, $ 2011 Saß 2, $$ 2018, 2027, 2121, 2127, 2314, 
& 2362 Abi. 2, $ 2374. 

c) Klage auf Leiftung des Offenbarungseidbes — ſ. die unter litt.a, b an 
geführten Vorichriften, aus denen fich die Verpflichtung zur Leiftung des Offenbarunge» 
eides ergiebt. 

Das RE. 9. Ian. 1903 Entſch. LIII Nr. 64 S.252 vertritt die entiprechende An— 
wendbarkeit bes $ 254 auf die Klage auf Auskunftserteilung, ſ. BEB. $ 260 verb. mit 
BGB. 88 402, 444, 666 (675, 681, 713), $ 740 Abſ. 2, $ 799 Abi. 2, 8 1374 Sak 2, 
85 2011, 2027, 2127, 2136, $ 2003 Ab. 2, $$ 2314, 2362, 

3. Die Verbindung ber Klage auf Herausgabe deſſen, was ber Bellagte auf Grund 
des zu Grunde liegenden Rechtöverhältnifies fchuldet, mit einer der in N. 2 bezeichneten 
Klagen ift die Vorausfegung, unter welcher die Klage von dem Erfordernis eines be- 
ftimmten Antrags vorläufig entbunben ift. Einerlei, ob die Verbindung in der Klage— 
ichrift erfolgt ($ 260) oder im Laufe bes Prozefies. Zwar ift die Geltendmachung des 
anderen Anjpruchs feine Erweiterung im Sinne des $ 268 Nr. 2; aber fie ift möglich, 
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wenn ber Bellagte gegen bie Erhebung biefer Klage in der mündlichen Verhandlung feine 
Einwendung erhebt. 

4. Wenn in dem Termine zur münblichen Verhandlung beide Parteien erfchienen 
find und fih fein Mangel in den Prozekvorausfegungen (vgl. R. 1 zu $ 274) ergiebt, fo 
wird über bie beiden Anfprüce, alſo aud über den noch nicht prägifierten Herausgabe- 
anipruch, verhandelt. Es kann nicht angeordnet werden, daß bie Anfprüde in getrennten 
Prozeffen verhandelt werden ($ 145), weil über den ifolierten Anipruch auf Herausgabe 
vor feiner Prägifierung feine Verhandlung möglich if. Auch eine Beichränftung ber Ver— 
handlung ($ 146) auf einen Anſpruch fann nicht wohl angeorbnet werben, ba bie Be— 
urteilung bes einen Anfpruch regelmäßig auf die Beurteilung des anderen übergreift. Als 
Ergebniffe der Verhandlung kommen folgende in Betracht: 

a) Das Gericht erachtet beide Anjprüche ala unbegründet; dann find beide Anfprüche 
abzumeifen. 

b) Das Gericht erachtet ben Anspruch auf Rechnungslegung ꝛc. c. ald unbegründet, 
ohne daß der Anſpruch auf Herausgabe unbegrünbet ift, 3. B. weil die bereits gelegte Rech— 
nung genügt oder weil ber Offenbarungseid wegen Geringfügigfeit (BED $ 259 Abi. 3, 
$ 260 Abf. 3) nicht verlangt werben kann; dann wird ber Antrag auf Rechnungslegung zc. zc. 
durch Zeilurteil abgewiejen ($ 301 Abſ. 1, vgl. jedoch auch $ 301 Abf. 2). Prägifiert nun 
mehr der Kläger feinen Anſpruch auf Herausgabe, jo ift darüber zu verhandeln und zu 
enticheiden. Thut er das aber nicht, fo ift diefer Anfpruch wegen Mangels der Beitimmt- 
heit bes Antrags angebrachtermaßen zurüdzumeifen. 

ce) Das Gericht erachtet den Anſpruch auf Rechnungslegung 2c. ze. ald begründet und 
äufolge deſſen aud; den Anſpruch auf Herausgabe vorbehaltlich der Präzifierung als zu 
Recht beftehend; dann verurteilt es durch Zeilurteil ($ 301 Abſ. 1) den Beklagten zur 
Rechnungslegung 2c. x. [vgl. 21. Apr. 1904 Entſch. LVIII Nr. 15 &.57ff., OLG. Kiel SA. 
LXI Nr. 165]. Dabei fann ein Zwifchenurteil über den Grund des Anſpruchs auf Heraus» 
gabe erlafjen werden (arg. $ 304). Die Verhandlung über den Anſpruch auf Heraus» 
gabe bleibt ausgeſetzt, bis die eine Partei die andere ladet. Erfüllt daraufhin der Be— 
Hagte jeine Verpflichtung zur Rechnungslegung ac. zc., jo muß der Kläger feinen Antrag 
bezüglich des Anſpruchs auf Herausgabe prägzifieren [vgl. OLG. Naumburg Redtipr. d. 
OLG. XII ©. 363 f.] und es fann nunmehr über bdiefen Anspruch verhandelt und ent» 
ihieden werben. Der Kläger ift aber nicht auf den Anſpruch beichränft, welder ſich aus 
der Rechnungslegung x. x. ergiebt IRG. 21. Nov. 1903 Entſch. LVI Nr.11 ©. 44 ff. J. 
Erfüllt der Bellagte feine Verpflichtung zur Rechnungslegung ꝛc. x. nicht, fo kann der 
Kläger ftatt der Herausgabe das Intereſſe fordern (arg. $ 268 Nr. 3). [So aud Gaupp 
(9) N. III4 Abi. 1 a. E., Peterfen (5) N. 2. — AM.: RG. Entſch. LXI Nr. 96 ©. 405 ff. ; 
die Begründung ift nicht ftichhaltig.] 

d) Erfolgt die Verurteilung zur Rechnungslegung oder zur Vorlegung des Ver— 
mögensverzeichniffed oder zur Leiftung des Offenbarungseides erft in der Berufungsinftanz, 
jo iſt zu unterſcheiden, ob die erite Inftanz ſowohl die Klage auf Rechnungslegung ıc. 
als aud die Klage auf Herausgabe oder nur bie Klage auf Rechnungslegung x. ab- 
gewiejen hat. Im eriten Falle findet die Verhandlung über ben Herausgabeanipruch in 
der Berufungsinftanz ftatt. Cine Zurüdverweifung in die erfte Inftanz für diefen Fall 
ift in $ 538 nicht angeordnet. [Bal. Gaupp (9) N. III 4 Abi. 3, Peterfen (5) N.2. — 
AM.: Strudm. Koch (8) N. 2.) Im anderen {Falle findet die Verhandlung über den 
Herausgabeanſpruch in ber erſten Inſtanz jtatt, weil die Klage, ſoweit fie diefen An— 
ſpruch betrifft, in der erjten Inſtanz anhängig blieb. [Vgl. Gaupp (9) N. III4 Abſ. 3, 
Strudm. Koch (8) N. 2; — Peterſen (5) N. 2 fcheint aud in diefem Falle die Verhand— 
fung dem Berufungsgerichte zumeiien zu wollen] Erfolgte die Verurteilung zur Rech— 
nungslegung 2. erſt in der Revifionsinftanz, To ift über den Hexausgabeanſpruch in der 
Berufungsinftanz zu verhandeln, wenn die erite Inſtanz beide Klagen abgemwiefen hatte, 
anderenfalls in der erften Inſtanz. 
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5. a) Wenn in dem Termine zur mündlichen Verhandlung ber Kläger nicht erichienen 
ift und fidh fein Mangel in ben Prozekvorausfegungen ergiebt (vgl. N. 2 litt. d zu $330), 
jo fann der Bellagte beantragen, daß der Kläger mit beiden Anſprüchen abgewieſen wird 
(arg. $ 330). Der Mangel bes beftimmten Antrags fteht der Abweifung des Anſpruchs 
auf Herausgabe nicht im Wege. 

b) Wenn in dem Termine zur mündlichen Verhandlung ber Beklagte nicht erichienen 
ift und fich fein Mangel in den Prozekvorausfegungen ergiebt (vgl. N. 2 litt. d zu $ 331), 
jo fann der Kläger in Anfehung des Anſpruchs auf Rechnungslegung zc. xc. ein Verfäumnis- 
urteil nad) Maßgabe des $ 331 beantragen. In Anfehung bes Anſpruchs auf Herausgabe 
fann er fein Verfäumnisurteil verlangen, mweil ber beitimmte Klagantrag mangelt (vgl. 
die Prot. db. Komm. 3.2. Lei. x. II &.794). Der weitere Verlauf des Verfahrens entipricht 
dem in N. 4 litt. c geichilderten Verlaufe. — Tritt nad Präzifierung des Antrags wiederum 
Zerminsverfäumnis ein, fo gelten die allgemeinen Regeln ber $$ 330, 331. 

6. Die Vorichrift des $ 254 ift anwendbar auf die Verbindung eines Anſpruchs 
auf Geldleiftung mit dem Anſpruch auf Vorlage eines Buchauszugs (HGB. $ 91), ba dieſe 
Vorlage unter den Begriff der Rechnungslegung fällt; nicht aber bei Verbindung eines 
Anfpruchs auf Gelbleiftung mit den in HGB. $ 118 Abi. 1, $ 166 Abi. 1 bezeichneten 
Anfprüden, da das Verhältnis diefer Anjprüche zu dem Anſpruch auf Geldleiftung doch 
nicht dasfelbe ift, wie in den Fällen des $ 254 [aM.: Gaupp (9) N. II Abf, 2]. Aus 
demfelben Grund ift au bie analoge Anwendung des $ 254 auf die Verbindung eines 
eventuellen Entſchädigungsanſpruchs mit einem Aniprud; auf Herausgabe [Hellmig An: 
ipruch und Slagereht S. 114] bebentlich. 

$. 255.* (230b.) 

Hat der Kläger für den Fall, daß der Beklagte nicht vor dem Ablauf 
einer ihm zu beftimmenden Friſt den erhobenen Anſpruch befriedigt, das Necht, 
Schadenserjag wegen Nichterfüllung zu fordern oder die Aufhebung eines Ver— 
trag3 herbeizuführen, jo fann er verlangen, daß die Friſt im Urtheile be: 
itimmt wird. 

Das Gleiche gilt, wenn dem Kläger das Recht, die Anordnung einer 
Verwaltung zu verlangen, für den Fall zuiteht, daß der Beklagte nicht vor 
dem Ablauf einer ihm zu bejtimmenden Friſt die beanspruchte Sicherheit leijtet, 
jowie ım alle des $. 2193 Abſ. 2 des Bürgerlichen Gejeßbuchs für die Be- 


ſtimmung einer Friſt zur Vollziehung der Auflage. 
Brot. —— z. 2. Leſ. d. Entw. e. BEB. I 821 ff., VI 155, 655, Begr. d. Nov. v. 1898 
S.1 


Litteratur: Hellwig Anſpruch und Klagerecht ©. 113 und Lehrb. I ©. 377 f. Schmidt 
Lehrb. (2) ©. 717 f. 

1. Zu $ 255 iſt in der Begründung d. Nov. v. 1898 bemerkt: 

„Das BGB. gewährt in a: Fällen (zu vgl. beiipielsweife $ 283, $ 325 Abi. 2, 
5$ 326, 634) dem Bläubiger das Recht, zur Befriedigung jeines Anſpruchs dem Schuldner eine 
angemejiene Friſt zu bejtimmen umd nad deren Ablauf entweder Schadenserjag wegen Nicht» 
erfüllung zu verlangen oder die Aufhebung des Vertrags herbeizuführen. Ferner kann gemäß 
8 1052 des BGB., wenn der Nieibraucher zur Sicherheitsleiftung verurtheilt ift und die Sicher» 
heit nicht innerhalb einer auf Antrag des Eigenthümers von dem Gerichte zu beftimmenden 
Friſt leiftet, der Eigenthümer verlangen, daß die Ausübung des Nießbrauchs für Rechnung des 
Niekbrauders einem von dem Gerichte zu beftellenden Berwalter übertragen wird. Gleiche 
Vorſchriften gelten in betreff ber Verpflichtung des WVorerben, dem Nacherben in Anjehung der 
Verwaltung des Nachlaſſes Sicherheit zu leilten (BGB. $ 2128 Abi. 2). Endlich ift zufolge 
8 2193 des BGB., wenn bei einer legtwilligen Auflage die Beitimmung der Berjon, an welche 
die Leiſtung erfolgen joll, dem Beichwerten überlafjen ift und dieſer nad rechtskräftiger Ver- 
urtheilung die Auflage micht vollzieht, der Stläger berechtigt, dem Bejchwerten eime Friſt zur 
Vollziehung mit der Wirfung zu beftimmen, daß nach deren Ablaufe das Beſtimmungsrecht auf 
den Kläger übergeht. Um dem Kläger in allen diejen Fällen eine rajchere Verwirklichung jeines 
Nechtes zu fichern, fieht der Entwurf vor, da auf deffen Antrag die Friſt ichon im Urtheile 
zu bejtimmen it.” 
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Auch die FFriftbeftimmung nah dem BEP. $ 250 (Friſt zur Herjtellung) fällt unter 
8 255 Abſ. 1, da es fich um eine Friſt handelt, nach deren Ablauf Schadenserfaß in anderer 
Weiſe verlangt werben kann [vgl. Struckm. Koch (8) N.1, Gaupp (9) N. Ild, Pland Komm. 
z. BEB. (3) N. 4 zu $250, Schollmeyer Komm. z. BGB. N. 3 zu 8250]. Dagegen werben 
bie FFriftbeftimmungen nah BGB. $ 264 Abi. 2 (Friſt zur Vornahme der Wahl), $ 354 
(Friſt zur Rückgewähr), $ 1133 (Friſt zur Beſeitigung der Gefährdung) von $ 255 Abf.1 
nicht umfaßt, da in dieſen Fällen weder das Recht, Schabenserfag wegen Nichterfüllung 
zu fordern, noch bad Recht, die Aufhebung des Vertrags herbeizuführen, als Folge der 
Verfäumung eintritt. Den $ 255 im Wege der Analogie auf dieje Fälle anzuwenden [fo 
Gaupp (9) N. IId], ift bedenklich, weil die fi aus der Verſäumung biefer Friſten er— 
gebenden Folgen ganz anderer Art find als diejenigen, welche fich aus der Verfäumung 
ber anderen fFriften ergeben. — ebenfalls findet $ 255 auf die FFriftbeftimmungen nad 
BGB. 8 355, $ 415 Abi. 2 Sak 2, $ 516 Abi. 2 keine Anwendung, da dieſe Friſten 
lediglich zur Ausübung eines Rechtes beftimmt werben. 

2. Der Kläger fann, anftatt jelbft die Friſt zu beftimmen, die Friſt durch das Ge— 
richt beftimmen laffen, um ipäteren Streit darüber abzufichneiden, ob bie Friſt eine an— 
gemeflene war. Der Antrag auf Friſtbeſtimmung fann nicht jelbftändig, fondern nur in 
Verbindung mit dem Antrag auf Verurteilung des Bellagten auf Leiftung geftellt werben. 
Der Antrag fann in der erften und in ber Berufungsinftanz bis zum Schluſſe der Ver— 
handlung geitellt werden; auf den Antrag finden die Vorfchriften des $ 297 und bes 
$ 335 Abi. 1 Nr. 3 Anwendung. Der erft nad Erhebung der Klage geftellte Antrag iſt 
feine SKlagänderung, Tondern eine Antragserweiterung (8 268 Nr. 2). Hat ber Kläger 
die FFriftbeftimmung beantragt, fo fann er die Friſt nicht mehr jelbft beftimmen, aber er 
fann bis zum Schluffe ber Verhandlung den Antrag zurüdnehmen, dann gewinnt er wieder 
das Recht, die Friſt jelbft zu beftimmen. — Iſt der Antrag auf Friſtbeſtimmung bei ber 
Enticheidbung übergangen, jo findet $ 321 Anwendung. 

Die FFriftbeftimmung ift ein Beftandteil der Enticheidung und daher durch Rechts- 
mittel anfechtbar. Die Revifion fann aber nicht darauf geftüßt werden, daß die beftimmte 
Friſt nicht angemeffen jei, fondern nur darauf, daß die Beitimmung felbft auf einer Ver— 
letzung des Geſetzes berube. 

3. Der Lauf der Friſt beginnt mit Eintritt der Nechtöfraft des die Friſt beftim- 
menden Urteils [vgl. Gaupp (9) N. III5, Langheinefen Anſpruch und Einrede S. 63 R.1, 
Nöldeke Ztichr. f. d. EPr. XXIX ©. 263, Hellwig Lehrb. I S. 377; aM.: NRomeid 3. 
Technik d. BEP. I ©. 103 Fi. und DIZ.VIS.495]. Bor Eintritt der Rechtskraft kann 
fie nicht laufen, weil das Urteil geändert werden fann, wenn es buch Einſpruch oder 
Rechtsmittel angefochten wird. Daß nad dem BEB. $ 283 Abſ. 1, 5 1052 Abf.1, $ 2128 
Abi. 2 dem Berechtigten die Beftimmung der Friſt erſt nach der rechtöfräftigen Ver— 
urteilung geitattet ift, mag als unterftügendbes Argument für die Richtigfeit der vorgetragenen 
Anficht dienen, infomweit die Fälle diefer Paragraphen in Trage find. — Die vorläufige 
Dollitredbarfeit des Urteils bewirkt nicht, daß die Friſt vor der Rechtöfraft läuft; denn ber 
Lauf der Friſt ift feine Vollſtreckung. — Nach Eintritt der Rechtskraft bedarf es feiner 
neuen Zuftellung des Urteils, um die Friſt in Lauf zu jeßen, 

Die Parteien können die Verlängerung und die Abkürzung der Friſt vereinbaren, 
Das Gericht fann die Dauer ber Friſt nur ändern, wenn das Urteil mit Berufung an— 
gefochten ift; $ 224 Ab. 2 findet feine Anwendung, mweil die Friſt feine progekrechtliche, 
fondern eine materiellrechtliche ift. 

4. Welche Folgen fi aus Verfäumung ber Friſt ergeben, beitimmt das materielle 
Recht; ſpezielle Androhung oder Feſtſtellung diejer (Folgen im Urteil ift überflüffig. Even: 
tuelle Verurteilung zum Schabenseriaß oder zur Rüdgewähr wegen Vertragäaufhebung kann 
auf Antrag des Klägers in den Fällen der $$ 250, 326, 634 des BGB. erfolgen, wenn 
fih der Schaben im voraus berechnen läßt oder wenn die zurücdzugemwährende Leiftung 
feftfteht; ein fich anreihendes Liquidationsverfahren ift in der CPrO. nicht vorgeleben und 
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wäre auch faum von praftiihem Werte [vgl. Prot. d. Komm. 3. 2. Lei. d. E. e. BEP. I 
S. 321 ff., Gaupp (9) N. IAbſ. 3;3 aM.: Hellwig Anſpruch und Klagerecht S.114F., Schmidt 
Lehrb. (2) 8. 717f.) Für bie Vollſtreckung der eventuellen Verurteilung kommen die Vor— 
ichriften ber 8 726 Abi. 1, $ 731 in Betracht. — Im den fällen der $$ 283, 325 Abj. 2 
des BGB. ift eventuelle Verurteilung unmöglich, weil die Verpflichtung zum Schadenserjak 
oder die Aufhebung des Vertrags nicht eintritt, wenn bie Leiftung zufolge eines Umftandes 
unmöglich wird, den der Schuldner nicht zu vertreten hat. — In ben Fällen der $ 1052, 
$ 2128 Abi. 2 des BEP. ift auf Antrag bes Klägers die eventuelle Sequeftration anzu« 
orbnen; den Sequefter ernennt bei Eintritt der Eventualität das Vollftredungsgeriht. — 
Sm Falle des $ 2193 des BGB. ift eine eventuelle Verurteilung nur möglich, wenn ber 
Kläger in Ausübung feines eventuellen Wabhlrechts den Empfangsberechtigten bezeichnet und 
eventuelle Verurteilung zur Leiftung an diefen beantragt hat. 


$. 256. (231.) 

Auf Feititellung des Beftehens oder Nichtbeftehens eines Nechtsverhält- 
nijjes, auf Anerkennung einer Urkunde oder auf FFeititellung der Unechtheit 
derjelben kann Klage erhoben werden, wenn der Kläger ein rechtliches Intereſſe 
daran hat, dat das NRechtsverhältnig oder die Echtheit oder Unechtheit der 
Urkunde durch vichterliche Entjcheidung alsbald feitgeitellt werde. 

DE. $ 218, HP. 1461 ff., NE. $ 195, NP. 593 ff., 771 ff., 794, 1105, 1274, 1591, 1798, E. 1 $ 210, 
‚18 218, €. I 8 228, M. 182 ff., PB. 78. 

Litteratur: Bland Lehrb. 11 S.12F., Schmidt Lehrb.(2) 88113 F., Hellwig Lehrb. 188 58 ff., 
Bähr Die Anerkennung ald Verpflichtungsgrund (2. Aufl. 1867) ©. 315 ff. und Urteile des Reichs- 
gerichts (1883) S.143 ff, Degenkolb Einlaffungszwang und Urteilänorm (1887) S.1297f., Weis- 
mann Die Feititellungsflage (1879), darüber Kohler Fr. BISchr. XXII S. 379ff., Weismann Haupt- 
intervention (1884) ©.78N.10, S.85N.6, U. Ploſz Beitr. 3. Theorie des lagerechts (1880) ©. 159 ff., 
Schulge Konkursrecht (1880) S.56 f., 142 ff., Löning Ziſchr. f. d. CPr. IV S. 182 ff. Mandry Der 
civilrechtl. Inhalt 2c. (4) $ 27 III. Wejterburg Beitr. 5. E. d. DR. XXVIS. 453, W. Kroll Klage 
und Einrede ©. 54 ff., Rocholl Ztichr. f. d. CPr. VIII S. 329 ff. (mit unmejentlihen Anderungen 
aud in Rechtsfälle a. d. Br. d. RG. II S. 101 ff.), Wendt Arch. f. c. Pr. LXX ©. 1ff., Sprenger 
Mag. f. DR. VII ©. 76 ff., 2. Seuffert Btiche. F. Pr. u. ö. R. XII S. 638 ff, Wach Handbb. I 
S. 13 ff. und „Der Feftftellungsanipruch” in Feſtg. d. Leipz. Jur. Fak. f. Windicheid (1889), 
Kohler Ztichr. f. Br. u. 6. R. XIV ©. 36 f. und Forſchungen ©. 63 ff., Fiſcher Ztſchr. f. d. CPr. 
X ©. 428, Levy Beitr. 3. €. d. DR. XXXV ©. 156 ff., Leonhard Der Anipruchsbegriff Ztichr. f. 
d. EPr. XV ©. 327 ff., Hellmann Jahrb. f. Dogm. XXXI ©. 79 fi. und Arch. f. c. Pr. LXXXIV 
©. 130 ff., Detter Konkursrechtliche Grundbegriffe I ©. 42 ff., 576 ff., Jellinek Syſt. d. ſubj. 
öffentl. Rechte ©. 118 ff., Reinhold Ztichr. f. d. EBr. XXI ©. 1ff., Hölder eod. XXII ©. 1 ff., 
Slechtheim eod. XXV ©. 405 ff., Stölzel eod. XXVI S.322ff., Langheinefen Der Urteilsanſpruch 
S. 127 ff., Hellwig Anſpruch und Klagerecht S. 399 ff, Erome Syſtem 1$ 333, Schulte Ztſchr. 
f. Br. u. 5. R. XXVIII ©. 531 fi., Kiſch Beitr. 5. Urteilslehre S. 16 f. — Speziell über Feit- 
ftellungsflagen im Erfinderrecht Kohler Arch. f. 9. u. WR. XLVII ©. 335 ff. und Recht d. Marten- 
ſchutzes ©. 329 f. 

1. Über die Arten der Klagen ſ. R.2 zu 8253. Feftitellungsflage ift diejenige Klage, 
in welcher ein Urteil über das Beſtehen oder das Nichtbeftehen eines Rechtäverhältnifies 
oder über die Echtheit oder die Unechtheit einer Urkunde verlangt wird. Das Feſtſtellungs— 
urteil ift fein Vollftredungstitel, auch wenn e3 das Beitehen eines Anipruchs feititellt, weil 
ihm die zur Vollſtreckung erforberlihe Verurteilung des Beklagten fehlt. Das Urteil, 
welches zu künftiger Leiftung verurteilt, ift fein Feſtſtellungsurteil; vgl. N. 2 litt. a zu 8259. 

Die Beitimmungen der EPrD. über die TFeititellungsklagen find ausichliehlich in 
dem Sinne, dat dad Landesrecht über civilprozeffualiiche TFeititellungsflagen nichts be: 
ftimmen, insbejondere jolche nicht in weiterem Umfange zulaffen fann. [So auch Gaupp 
(HN. I Abſ. 4, Wach Feſtſtellungsanſpruch ©. 45 ff., Kohler Ztichr. f. Pr. u. 5.R. XIV 
©. 37, Hölder Kr. VJSchr. XXXII S. 8362, Langheinefen Urteilsaniprudh S.130. AM.: 
Wilm. Levy (7) N. 1a zu $ 231 alt, Peterien (5) NR. 2, Pland Lehrb. II S.14 ff. M. Levy 
Beitr. 3. E. d. DR. XXXV S. 164, Mandry Der civilr. Anh. d. RG. (4) ©. 315, RG. 
30. Mai 1890 Beitr. 3. E. d. DR. XXXIV ©. 1069.] 
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Innerhalb der Feſtſtellungsklagen find zu unterfcheiden: die Klage auf Feſtſtellung 
des Beftehens eines Rechtöverhältnifies, die Klage auf Feſtſtellung bes Nichtbeftehens eines 
Rechtöverhältnifjes, die Klage auf Feititellung der Echtheit einer Urkunde und die Klage 
auf FFeftftellung der Unechtheit einer Urkunde. 

2. Klage auf Feſtſtellung bes Beitehens eines Rechtsverhältniſſes (pofi= 
tive Feſtſtellungsklage). 

a) Rechtsverhältnis ift das fih aus den Rechtsnormen ergebende Verhältnis einer 
Perion (Rechtsfubjelt) zu einer anderen Perſon ober zu einem Gegenftanbe (Rechtsobjeft, 
Sache oder Recht). IBgl. v. Savigny Syft. I S. 6 ff., Windſcheid Pand, (9) I $37a, Bekker 
Pand. 15.45, Dernburg Pand. 1840, Hölder Band. S. 21, Erome Syft. 1829, Bierling 
Grundbegriffe II S. 127, Prinzipienlehre I S. 183, Ztſchr. f. StHRW. X ©. 252, Wach 
Handb. 1 S.14, Feftitellungsanfpr. S. 48, Langheinefen Urteilsaniprud S. 118, Gaupp (9) 
N. 111.) Aus dem Rechtsverhältniffe fann ein (materiellrechtlicher) Anſpruch, d. i. ein 
Recht auf Leiftung (Dandlung oder Unterlaffung), entftehen. Jeder Anſpruch ſetzt ein 
Rechtöverhältnis voraus; aber das NRechtöverhältnis ift nicht mit dem Anspruch identifch; 
es fann beftehen, ohne daß fich ein Anſpruch im bezeichneten Sinne daraus ergiebt. Daraus 
folgt, dab mit der Behauptung eines Anſpruchs zugleih ein Rechtsverhältnis behauptet 
wird, während bie Behauptung eines Nechtöverhältniffes die Behauptung eines Anipruchs 
nicht notwendig einschließt. 

Heine Rechtsverhältnifie find die einzelnen rechtlich erheblichen Thatſachen, auch wenn 
von ihnen das Beſtehen oder das Nichtbeitehen eines Nechtsverhältniffes abhängt. Nur bie 
Thatſache ber Echtheit oder Unechtheit einer Urkunde fann Gegenitand einer Feſtſtellungs— 
lage fein; vgl. R.2 litt. b zu 8253. Teitftellungsflagen in Anfehung anderer Thatſachen, 
3- B. der Abgabe einer Willenserflärung, der Unmöglichkeit einer Leiftung, des Verſchuldens 
einer Perfon, ber Orbnungsmäßigfeit einer Leiftung, der Beichaffenheit einer Ware, der 
Vollziehfung des Beifchlafs, find unzuläſſig. Auch rechtlich erhebliche Zuftände einer 
Perion, 3. B. bie Geichäftsfähigfeit, die Geihäftsunfähigkeit, die Beſchränkung der Ge— 
ichäftsfähigkeit, die Zurechnungsfähigfeit, find keine Rechtsverhältniffe und daher nicht Gegen— 
itand von FFeititellungsflagen. Aus dem gleichen Grunde kann das Beitehen einer Rechts» 
norm, 3. B. eines Gewohnheitsrechts, oder die Auslegung eines Gejeges nicht Gegenitand 
einer Feſtſtellungsklage fein [vgl. Bähr Urteile des NG. S. 143 N. 1, Wach Feititellungs- 
anſpr. ©.49, RG. Entſch. VI Nr.119 S.387, XVII Nr. 35 S.172]. Immerhin ift es 
unter Umftänden möglich, einen auf Feſtſtellung einer Thatfache, eines Zuftandes oder einer 
Rechtsnorm gerichteten und daher formell unrichtigen Klagantrag als Klage auf Feititellung 
des davon abhängigen Rechtsverhältniffes aufzufaflen und zu behandeln; fo ift 3.8. die 
Klage auf Feſtſtellung, daß ein bejtimmter Bertragsantrag angenommen wurde, oder die 
Klage auf Feſtſtellung der Geichäftsfähigfeit eines Vertragsteils beim Abichluffe des Ver— 
trags ala Klage auf Feſtſtellung des Beftehens des Vertragsverhältnifjes zu interpretieren 
[vgl. Hellwig Anſpruch und Klagerecht ©. 400]. 

b) Eine TFeititellungsflage bei einem ordentlichen Geriht (GB. 8 12) ift nur in— 
fomweit zuläffig, als das Rechtöverhältnis,. über welches entjchieden werben fol, zu den— 
jenigen Rechtsverhältniſſen gehört, über welche die ordentlichen Gerichte endgültig zu ent» 
fcheiden haben. Steht 3. B. nad) Landesrecht die endgültige Entjcheidung über die Steuer- 
pflicht nicht den Gerichten, Jondern den Verwaltungsbehörden (einichließlich der Verwaltungs- 
gerichte) zu, jo kann feine Tyeftitellungsflage bei einem Gericht erhoben werben [vgl. RG. 
11. Febr. 1882 Entich. VI Nr. 119 ©. 387 a. E. 22. Mai 1886 XVI Nr. 195 S. 391a. €.]. 
Steht die Entjheidung einem bejonderen Gerichte (GVG. $ 14) zu, jo fann die Feit- 
jtellungsflage nur bei diefem erhoben werben. 

c) Innerhalb der fich aus litt. b ergebenden Schranfe können Rechtsverhältniffe jeder 
Art Gegenftand ber Feſtſtellung fein, alſo Schuldverhältnifie, Sachenrechte einschließlich des 
Beſitzes (vgl. Mot. 3. E. III ©. 184), Familienrechtsverhältniſſe, Erbrechte, perfönliche Rechte 
wie das Recht auf Führung eines Namens nder eines Familienwappens [RG. 22. Ott. 
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1881 Entſch. V Nr. 45 S. 174], Firmenrechte, Urheber, Patent, Marken: und Mufter« 
rechte [vgl. Kohler Markenſchutzrecht S. 328 ff., Patentreht S. 424, Arch. f. HR. XLVII 
©. 335, RG. 30. Apr. 1894 BL. f. RA. XIII Erg.Bb. S. 60], die Mitgliedichaft an einem 
Vereine [vgl. RG. 6. Apr. 1897 Beitr. 3. €. d. DR. XLI S. 1166] x. Auch natürliche Ver- 
bindlichfeiten find ber Feſtſtellung fähig [vgl. Wilm, Levy (T)IS.385, Peterſen (5) N.11 Abi. 2]; 
eine andere Frage ift, ob das Intereſſe an der Feſtſtellung (f.litt.d) vorhanden ift. Bedingte 
unb befriftete Rechtöverhältniffe fönnen Gegenstand ber Feſtſtellung fein [vgl. RG. 29. Juni 
1905 IW. ©. 497. Nr. 26], nicht zufünftige (Mot. 3. E. III ©. 184), wie 3.8. das (wenn 
auch vertragamäßige) Erbrecht an dem Nachlaß eines Lebenden. [Bgl. RG. Entich. VINL.119 
S. 385, XVII Nr. 35 ©. 172, EA. LIV Rr.185, bay. ob. LG. Entſch. XV &.316.] Die 
Ausfteuerpflicht der Eltern gegenüber einer verlobten Tochter fann als ein bedingtes Rechts» 
verhältnis Gegenftand der Feſtſtellung fein [RG. 17. Juni 1901 Entſch. XLIX Wr. 91 8.370]. 
Nicht mehr beftehende Rechtöverhältniffe können Gegenstand ber Feſtſtellung fein, wenn 
fih daraus Rechtsfolgen für die Gegenwart oder Zufunft ergeben [RG. 12. Mai 1886 
SU. XLINr.168, 5. Nov. 1890 Entſch. XXVII Nr. 49 ©. 204]. 

Das Rectsverhältnis braucht fein Nechtöverhältnis unter den Parteien, fonbern 
fann aud ein Verhältnis zu einem Öegenjtande (Sache oder Recht) fein. Sonft wären 
alle abjoluten Rechte, z. B. Eigentum, Urheberrecht, ausgeſchloſſen. Auch das Verhältnis 
zu einer Forderung fann Gegenftand einer Feſtſtellungsklage gegen denjenigen fein, welcher 
das Recht für fi in Anſpruch nimmt (Prätendent); daber fann 3. B. ber Geifionar gegen 
ben Gebenten, welcher die Geifion beftreitet, auf Feſtſtellung feines Gläubigerrechts oder 
der Pächter auf Feſtſtellung feines Pachtrechts gegen denjenigen Hagen, welcher Pächter 
zu fein behauptet. Vgl. Windicheid Pand. (9) IT $ 334 g.€., Schmidt Ceſſion II &.371,374, 
Bähr Urt.d. RG. 5.152, Mandry Der civilrechtl. Inhalt ze. (4) S. 314 f., Strudm. Koch (8) 
N. 3 Abſ. 4, Gaupp (I)N.IIle, Pland Lehrb. ITS. 16 N.52, Schmidt Lehrb. (2) S. 313, 
Langbeinefen Urteilsanfpruh S. 148 f., Hellwig Anipruh x. ©. 418 ff, SU XX 
Nr.69, XXI Nr. 170, XXII Nr.3, XXXV Nr. 89, ROHG. Entid. XXIV ©, 314, RG. 
Entſch. VII S. 421 R.1, eod. Nr. 126 ©. 420, XLI Wr. 86 ©.345 (betr. Jagdberechtigung 
auf Grund von Padt), SA. XLII Nr. 87.) Im BGB. $ 660 Abi. 2 wird die Zuläffig- 
feit einer ſolchen Klage ftillichweigend vorausgejegt. Solche Klagen bilden feine bejondere 
Kategorie von Klagen, ſondern find Feitftellungsflagen im Sinne des $ 256. [Abm.: 
Rocholl Rechtsfälle S. 405, ber eine befondere Kategorie „Konfliktsklagen“ aufitellt; ähn- 
fih auch RG. Entich. VII Nr. 126 &.419. Gegen diefe Anfiht: Wah Handb. I ©. 23 
N.28 und FFeitftellungsanipr. ©. 49f. Auch Wilm. Levy (7) N.6 zu 8231 alt befämpfen 
die Sategorie ber Konfliktäflagen, halten aber dieſe Klagen für Leiftungsflagen, während 
Oetker Konkursrechtl. Grundbegr. 1 ©. 580 fie zu den Bewirkungsklagen rechnet.] 

d) Der Kläger muß ein rechtliches Intereſſe daran haben, daß das 
NRechtsverhältnis durch richterlihe Entiheidung alsbald feftgeitellt werde. 

Ein rehtliches Intereffe an ber Feſtſtellung hat derjenige, deſſen Rechtslage 
durch das Verhalten des Gegners gefährdet wird. Ob das Verhalten des Gegners die 
Rechtslage gefährdet, hat das Gericht nad) vernünftigem Ermeffen zu beurteilen. [Bal. 
Bähr Anerkennung ©. 320 f., RG. 27. Sept. 1883 Entih. X Nr. 114 S. 369.) Die Ge 
fährdung fann insbeſondere darin gelegen fein, daß die Ungewißheit für anderweitige rechtö- 
geichäftliche Dispofitionen des Klägers ftörend ift [vgl. RG. 30. März 1904 Beitr. 3. €. d. 
DR. XLVIII ©. 1096 fi., 16. Mai 1904 IW. ©. 388 Nr. 16, 24.Nov, 1904 Beitr. 3. E. 
db. DR. XLIX ©. 657]. So fann 3.2. der Mieter durch Ungewißheit ber Fortdauer bes 
Mietverhältniffes in Verlegenheit fommen 2. Regelmäßig wird die Beitreitung des Rechts 
verhältniffes von jeiten des Gegners erforberlich fein und genügen; doch ift die Beftreitung 
nicht unter allen Umftänden genügende Veranlaſſung. [Bol. Wach Feſtſt. Anſpr. S. 126, 
RG. 3. Mai 1881 Entich. IV Nr. 130 ©. 438, OLG. Nürnberg Ztichr. f. d. EPr. XIV &.152, 
Mot. z. 1.Entw. e. BGB. III S.324 N.2.] Die Gefährdung muß die privatredtliche 
Stellung bes Klägers betreffen. Dies folgt daraus, daß die TFeititellungsflage, wie jede 
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Klage bes Givilprozefles, im Dienfte des Privatrechts fteht. Vgl. Degentolb Einlaffungs- 
zwang ©. 55 ff. Weismann Feſtſtellungskl. S. 155 und Lehrb. 1 ©. 60, Wach TFeftftellungs- 
anipr. S. 54 und Handb. 1 ©. 619 Ziff. 4, Schmidt Lebrb. (2) S. 711, Langheinefen 
Urteilsanipruh S. 144. — AM.: Strudm. Koch (8) N. 5, Wilm. Levy (7) N. 5 zu $ 231 
alt, Gaupp (9) N. IIIla, Peterien (5) N. 14a, nad deren Anficht auch ein publiziftiiches 
ntereffe genügen fol. So auch RG. 22. Mai 1886 Entih. XVI Nr. 95 &.390; dieſes 
Urteil hat übrigens die Feſtſtellungsklage mit Recht zugelafien; denn die in ben voraus 
gegangenen Strafanträgen gelegene Beitreitung bed von den Klägern behaupteten Privat- 
rechtäverhältnifies fonnte als eine Gefährdung der Privatrechtölage der Kläger betrachtet 
werden; aber die Begründung dürfte nicht richtig fein.] Iſt die Privatrechtsftellung bes 
Klägers gefährdet, jo wird die Feſtſtellungsklage natürlich nicht dadurch ausgeſchloſſen, da 
der Aläger bei der Erhebung der Klage auf FFeititellung nicht bloß die Sicherung feiner 
Privatrechtslage, Tondern daneben noch andere Zwecke, 3.2. die Stellung eines Straf: 
antrags oder die Abwehr ftrafgerichtlicher Verfolgung, ins Auge faßt. 

Der Kläger muß ein rechtliches Intereffe an der alöbaldigen FFeititellung 
haben, d.h. die Gefährdung der Nechtölage des Klägers durch das Verhalten bes Bellagten 
muß eine derartige fein, dat das Bedürfnis nach einer Feſtſtellung durch richterliche Ent— 
icheidung zur Zeit der Urteilsfällung vorhanden ift. Unter der Vorausſetzung der Gefähr- 
dung ift das Intereſſe an der alöbaldigen FFeititellung gegeben, wenn ber Kläger feine 
Leiftungsflage gegen den Bellagten erheben kann, weil er feinen Anfpruch gegen den Be— 
Hagten bat; 3.2. bei dinglichen Rechten, wenn ber Bellagte das Recht des Klägers beitritten, 
aber noch nicht geftört hat, dal. bei bedingten oder befrifteten Rechten vor Eintritt der 
Bedingung [val. RG. 18. Apr. 1894 Entih. XXX V Nr. 104 S. 392] ober vor Friftablauf 
oder bei familienrechtlichen Verbältnifien. Kann der Kläger auf Grund bes Rechtsverhält— 
niffes eine Leiſtungsklage erheben, fo ift gleihmwohl ein Intereſſe an ber alsbaldigen Feſt— 
jtellung des Rechtöverhältniffes denkbar und, wenn bies der Fall ift, dann ift die Feſt— 
ftellungaffage allein oder in Verbindung mit der Leiftungsflage zuläffig. Aber die Ver— 
anlaffung zu der Feſtſtellungsklage kann nicht jchon daraus entnommen werben, daß ber 
Pellagte den Anspruch nicht befriedigt hat, fondern es müffen befondere Umftände vor: 
liegen, aus denen fich die Gefährdung der Rechtslage des Klägers und folglich ein fpezielles 
Intereſſe an der Erlangung eines Feftftellungsurteild — im Gegeniage zu einem Leiſtungs— 
urteil — ergiebt [ogl. RG. 7. Juni 1901 Beitr. 3. E. d. DR. XLV &.1103]. Hiernach 
bängt zwar bie Zuläffigfeit einer Feſtſtellungsklage nicht davon ab, daß der Kläger gegen 
den Bellagten feine Klage auf Leiftung erheben kann; aber e3 fteht auch nit im Be— 
lieben des zur Leiftungsflage Berechtigten, fich auf die Feſtſtellungsklage zu bejchränfen und 
die Entſcheidung über den Anipruch einem weiteren Prozeſſe vorzubehalten. [Bgl. hierzu 
Wach Feititellungsanipr. S.39f., 61ff., Gaupp (9) N. III2, Pland Lehrb. II S. 18, RG, 
3. Juli 1903 IW. S. 314 Nr. 4 (betr. TFeftit. des Erbrechts), 29. Sept. 1903 IW. ©. 384 
Nr. 7. — Abw.: Oetker Konkursrechtl. Grundbegr. 1 S.578F., Hellwig Aniprud x. ©. 436 ff. 
und Lehrb. 1 S. 391 f.] Speziell über die Klage auf Feititellung der Schabenserfakpflicht 
vorbehaltlich der Liquidation ſ. N. 4 Ziff. V zu $ 253 ©. 370. Die Möglichkeit eine Klage 
auf Verurteilung zu fünftiger Leiftung zu erheben (vgl. $$ 257 bis 259), fchlieht die Feſt— 
ftellungsffage nicht aus [val. OLG. Hamburg SA. LIX Nr. 240]. 

Entiheidungen: Die Al. eines Handelögefellichafterd gegen den anderen auf Feſt— 
jtellung ſtreitiger Forderungsrechte nah Auflöfung der Gefellichaft vor Beendigung der 
Liquidation wurde wegen Mangels des nt. an alsb. Feſtſt. abgewieien: ROHG. EN. 
XXXV Nr. 149. — Die Al. einer Genofjenichaft gegen ausgeſchiedene Genoſſen auf Feſtſt. 
ber eventuellen Verpflichtung, zum Umlagenverfabren beizutragen, wurde wegen Mangels 
des nt. an alab, FFeitit. abgewiefen: RG. 9. Febr. 1883 Entſch. VIII Nr. 18 S.74. — 
Das Int. an alsb. Feſtſt. einer Verpflichtung zum Schadenserfage wegen Körpernerletzung 
ift nicht dadurch ausgeichloflen, daß ber Verleßte zur Zeit wegen jugendlichen Alters noch 
nicht erwerböfäbig ift: NG. 28. Oft. 1885 Entich. XIII Nr. 98 S. 372. — BZugelaffen wurde 
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die Klage eines Armenverbandbes auf Feſtſtellung, daß der Beklagte Unterftügungen, die 
der Verband jet und fünftig an einen Dritten zu leiften bat, zu erjegen habe: RG. 
8. Jan. 1891 Beitr. 3. E. d. DR. XXXV ©. 1190. — Bugelaffen wurde die Kl. auf Feſt— 
ftelung der Verpflichtung des Beklagten, der Klägerin für den Fall ihrer Verheiratung 
eine bejtimmte Summe zu bezahlen: RG. 18. Apr. 1895 Entf. XXXV Nr. 104 ©. 392, 
— Zugelaſſen wurde die FI. eines Beamten auf Feſtſtellung der Penfionsberechtigung 
jeiner Witwe: RG. 16. Nov. 1899 SA. LV Nr.109. — Nicht zugelaffen wurde eine Klage 
auf Feſtſtellung der Invalidität als Folge eines erlittenen Unfalls, weil der Kläger auf 
Leitung der Unfallrente Hagen fann: RG. 4. Juli 1904 IW. ©. 493 Nr. 20. — Zur 
gelaffen wurde die Klage einer Berufägenoffenihaft auf FFeititellung der Haftpflicht des 
Unternehmers in einem Zeitpunkt, in dem noch nicht feititeht, ob der Geſchädigte Anſprüche 
gegen bie Berufögenofjenichaft erheben werbe, wegen der in $ 8 des Haftpflichtgejeges be— 
ftimmten Verjährung: RG. 29. Juni 1905 Entſch. LXI Nr. 40 S. 164 ff. — Zugelaſſen 
wurde die Klage des gegen Haftpflicht Verficherten gegen die Verficherungsgeiellichaft auf 
Feſtſtellung der Verbindlichkeit zum Erſatz des Schadens, welchen ber Verficherte eventuell 
einem Dritten zu erjegen haben würde: RG. 18. Sept. 1906 IW. ©. 685 Nr.9. — Die 
RI. gegen ben Fiskus auf Feſtſtellung der bejtrittenen Kirchenbaupflicht wurde zugelafien, 
obwohl fich der Fiskus zur Leiftung eines Beitrages für den einzelnen (Fall bereit erklärte: 
bay. ob. 2G. SA. XXVIII Nr. 298. — Die Kl. auf Feſtſt. der vom Bell. beftrittenen Be— 
fugnis zur Kündigung eines Mietöverhältniffes in einem künftigen Zeitpunfte wurde zu— 
gelaffen: OLG. Hamburg SA. XLII Nr. 185. — Die Stlage eines zum Gehalte des 
Lehrers beitragspflichtigen Gutsherrn auf Feſtſtellung ber Zugehörigkeit eines Grundſtücks, 
das als Eigentum der Küſterei eingetragen ift, zum Vermögen der Schulgemeinde wurbe 
abgewieien, weil fie fein Rechtöverhältnis bes Klägers betrifft: RG. 7. Oft. 1903 SA. LIX 
Nr. 65. — Insbeſondere das Verhältnis ber Feſtſtellungs- zur Leiftungsflage 
betreffen die UN. d. RG. Entſch. [IV Nr. 130 ©. 437, VNr. 111 ©. 392, XII Nr. 34 S. 147, 
XII Rr. 123 ©. 437, verein. ES. XX Nr.75 ©. 382 ff, XXX Nr. 34 S. 133, XLI Wr. 94 
S. 372, in Beitr. 3. €. d. DR. XXIX ©.418, XXX ©. 957, XXXU ©. 1178, XXXIII 
&.1148, 1151, XXXVIII ©. 1210, 1154 ff, XLV &. 1103, in SW. LIV Nr. 136 unb die 
un. b. bay. 06.26. in DL. f. RA. LIII ©. 64, LIX S. 399, LX ©. 363, in SA. L Nr. 152, 
LV Nr.108. Sn den UN. bes RG., 3.8. Entſch. XIII ©. 438, Beitr. XXIV ©. 418 ift 
die Anficht vertreten, dab der Kläger, welchem die Leiltungsflage zuftehe, niemals eine 
eftftellungsflage erheben könne; dagegen Wach FFeftitellungsanipr. ©. 62 fi. 

e) Das Intereſſe an ber alöbaldigen Feſtſtellung bes Redtsverhält- 
niffes ift Vorausſetzung bes Rechts, eine fFeitftellungsftlage zu erheben. Es 
ift feine Prozebvorausfegung in dem Sinn eines prozeßrechtlichen Erforberniffes gültiger 
Klagerhebung, ſondern es ift die Borausfegung des publiziftifchen Klagerechts und gehört 
zum publiziftiichen Klagegrunde. [Bgl. Gaupp (9) N. IV 2a, Weismann Hauptintervention 
S. 85 N. 6, Stein Urk. Proz. ©. 65 ff., Kohler Ztichr. f. Pr. u. 5.R. XIV S. 38, Prozeß als 
RD. S. 37 Note, Forſchungen 8.65, Wach Teitftellungsanipr. S. 24 f., Langheineken Urteils» 
anipr. ©. 132 ff. Hellwig Lehrb. I S. 160.] Ob das Intereſſe an ber alsbaldigen Feſt— 
jtellung vorhanden ift, ift von Amtömwegen zu prüfen. Die Prüfung fann nicht dadurch 
abgefchnitten werden, daß der Beklagte die Teftellung bewilligt ober fi) dem Feſt— 
ftellungsantrag unterwirft. Derartiges beftimmten das kurhefſ. Gef. v. 28. Oft. 1863 $ 63, 
bie bad. PrO. 8 256 und ber hei. Entw. e. PrO. Art. 333. Die Mot. z. €. III ©. 184 f. er- 
wähnen dieſe Gejeße und bemerken: „Dieje Ausdehnung bes Klagerechts ift indeffen durch 
das Bedürfnis nicht geboten und im Intereſſe einer geordneten Rechtöpflege um jo weniger 
zu billigen, ala das Slagereht durch das Geſetz begründet wird und nicht dburd bie 
Willkür der Parteien beftimmt werben kann.“ Abgeſehen von dieſer Äußerung ergiebt 
fih die Offizialprüfung bes TFeftitellungsintereffes daraus, daß von dieſem Intereſſe das 
publiziftifche Slagerecht abhängt. [Vgl. Gaupp (9) N. IV6, Wach Handb. IS. 21 N. 18, 
Flechtheim Ztichr. f.d. EPr. XXV S. 440, Langheinelen a.a. DO. ©. 136, RG. 25. jan. 1888 
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Beitr. z. Ed. DR. XXX ©. 1176, 17. Nov. 1888 SA. XLIV Nr. 141.] Es ift Sache des 
Klägers, das Intereſſe darzulegen und die Thatfahen, aus denen er das Intereſſe her— 
leitet, zu bemweifen; aber die Wahrheit diefer Thatſachen ift nicht von Amtswegen zu 
prüfen [vgl. Stein Vorausſetzungen bes Rechtsſchutzes S. 40 ff.). Iſt das Intereſſe an 
alsbaldiger Feſtſtellung nicht vorhanden, fo ift die Klage ohne Sadurteil als unzuläffig 
zurüdzumeifen. Über die Wirkung diefes Urteils ſ. u. N. 9 litt. a. 

3. Klage auf Feititellung des Nichtbeftehens eines Redhtöverhältnifies. 
(Negative Feititellungsklage.) 

a) Rechtsverhältnis bedeutet bier dasſelbe, wie bei der pofitiven Feſtſtellungs— 
Hage; vgl. N. 2 litt.a. Die Klage enthält die Verneinung eines beftimmten Rechtsver- 
hältniſſes. Verneinen fann man aber nur nad) dvorausgegangener Behauptung. Es muß 
alio der Klage die Behauptung des Beklagten vorausgehen, daß das Rechtöverhältnis be— 
ftehe. Die Behauptung braucht feine ausdrüdliche zu fein, fie kann ſich aus fonflubenten 
Handlungen ergeben. Die Verneinung fann fi) auf einen Zeil des behaupteten Rechts- 
verhältniffes beziehen, 3. B. der Bellagte behauptete, dab ihm ein Forderungsrecht auf 
2000 .#. zuftehe, der Kläger verneint, mehr ala 1000 .#. zu fchulden, oder auf einzelne 
Modalitäten bed NRechtöverhältnifies, 3. B. auf die vom Bellagten behauptete Dauer eines 
Pachtverhältniffes. — Das verneinte Rechtäverhältnis muß Beziehung einerfeits auf den 
Kläger, andererjeits auf den Bellagten haben [vgl. RG. 6. Apr. 1887 Beitr. 3. E. d. DR. 
XXXI S. 409]. A fann feine Klage gegen B erheben, wenn B behauptete, daß A dem 
X 1000 ſchuldig ei. 

b) Die negative Feſtſtellungsklage erfordert ein rechtliches Intereſſe des Klägers 
daran, daß das NRechtäverhältnis durch richterliche Entſcheidung alsbald feſtgeſtellt werde. 
Über den Begriff des rechtlichen Intereffes an der alsbaldigen Feſtſtellung vgl. N.2 litt. d. 
Hier wie bei der pofitiven Feſtſtellungsklage ift die Gefährdung der privatrechtlichen 
Stellung des Klägerd durch das Verhalten des Bellagten erforderlid. In ber Regel 
wird die Berühmung feitens bes Bellagten genügen; aber es find Fälle denkbar, in denen 
troß Berühmung das Intereffe fehlt, fo 3. B. wenn die Berühmung auf einem offenbaren 
Irrtume beruht, den der Kläger fofort aufflären fonnte. [Dgl. Gaupp (9) N. IIIIb, 
REG. 27. Sept. 1883 Entf. X Nr. 114 S. 369, OLG. Nürnberg BL. f. RA. X Erg.Bb. ©. 65, 
OLG. Caſſel SA. XLVIL Nr. 242, OLG. Celle eod. LIV Pr. 114. Stölzel Ztichr. f. d. 
CPr. XXV ©. 327 ff. hält die Berühmung für ſtets genügend.] 

Entiheidungen: Die Klage auf Feſtſt. daß ber Kläger nicht Mitglied der be- 
flagten, in Konkurs geratenen Genoffenichaft fei, wurde zugelafien: RG. 26. Sept. 1882 
Entſch. VIII Nr. 2 ©. 4, 22. Dez. 1883 XIV Nr. 23 68.90. — Ebenjo die Klage auf Teit- 
jtellung des Nichtbeitehens ber reichögeleglichen Stempelpfliht: RG. 24. Febr. 1893 Entich. 
XXXINr.6 8.31. — Die Klage auf Feititellung, dab fi aus einem Konkurrenzverbote 
gewiffe vom Bellagten behauptete Anfprüche nicht ergeben, wurde zugelafien: RG. 4. Dez. 
1897 Entſch. XL Nr. 28 S. 97. — Nicht zugelaffen wurde eine Klage auf FFeitftellung des 
Nichtbeftehens eines Vertragsverhältnifjes, wenn im Falle des Nichtbeftehens ein Rüdgabe- 
anſpruch geltend gemacht werben kann: RG. 14. Juli 1905 Entid. LXI Nr. 59 ©. 242 fi. 
— Bugelaffen wurbe die Klage eines Nachlaßgläubigers gegen den Erben auf Feſtſtellung 
der Ungültigfeit der Erbichaftsausichlagung: RG. 9. Juli 1906 IW. S. 569 Nr. 40. — 
Ein in Ztſchr. f. d. EPr. VIII ©. 385 f. von Rocholl kritifiertes U. d. RG. geftattet Die 
Klage auf Treitftellung, daß der Beklagte ald Befiter eines Etabliffements nicht berechtigt 
fei, bei etwaiger Beihädigung durd ben vom Kläger betriebenen Bergbau eine Entichä- 
bigung zu verlangen. Das U. ift nicht zu billigen, ein Intereſſe an Feſtſtellung bes 
Nichtbeitehens einer bloß hypothetiſchen Berechtigung genügt nicht. 

c) Das Porhandenfein des Intereſſes an der alöbaldigen Feſtſtellung gehört zur 
Begründung der lage. N. 2 litt. e gilt auch für die negative FFeititellungsflage. 

d) Iſt das rechtliche Iintereffe vorhanden, jo wird der Bellagte durch die negative 
Feſtſtellungsklage genötigt, das Nechtsverhältnis durch Behauptung von Thatfachen zu be— 
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gründen und feine Behauptungen, ſoweit fie beftritten werden, zu beweilen, wenn er ber 
Treftftellung, daß das Rechtsverhältnis nicht beftehe, entgehen will. Es ift nicht Sache des 
Klägers, das Nichtbeftehen des Rechtsverhältniffes zu beweifen. Die Bemweislaft beftimmt ſich 
nicht nad) der Parteirolle, ſondern nad) der materiellen Rechtslage. Beftreitet der Kläger die 
Entftehung des Rechtsverhältniffes, jo muß der Beflagte fie beweifen. Berneint ber Kläger 
die Wirkung des Thatbeftandes wegen befonberer, die regelmäßige Wirkung ausfchließender 
Thatjachen, 3. B. wegen Mangels der Geichäftsfähigfeit, wegen Sirrtums, Betrugs oder Be— 
drobung, jo muß er dieſe Thatfachen beweiſen. Behauptet der Kläger die Aufhebung oder 
die Hemmung der Wirkfamleit eines Rechtsverhältniffes, fo hat er bie betreffenden That— 
fachen zu beweiſen. [Bgl. Mot. z. E. IIS. 185, Strudm. Koch (8) N. 8, Wilm. Levy (TIN. 4 
zu $ 231 alt, Gaupp (9) N. IV 5, Peterien (5) N. 20, Degentolb a.a.D. ©. 328, Weismann 
Teitit. Kl. S. 104, Dernburg Pr. Pr. I$ 125 a. E., Pland Lehrb. II S. 20, Schmidt 
Lehrb. (2) S. 478, Dertmann Zticr. f.d. EPr. XXII ©. 68, Flechtheim eod. XXV ©, 424, 
442, R®. 13, Apr. 1883 Entſch. IX Nr. 98 ©. 340 ff. 22. Dez. 1883 XIV Nr. 23 ©. 91. 
Diefes U. fucht einer prinzipiellen Enticheidung auszumeichen, enticheidet aber im Sinne 
der vorgetr. Anficht; vgl. a. Entih. VIII M. 2 S. 5 und Rodoll a. a. O. ©. 369. — Daß 
der Kläger ftets die Nichteriftenz des Nechtöverhältnifjes erweiien müffe, nehmen an: Wendt 
Arch. f.c. Pr. LXX ©. 1 ff, fowie das RG. 15. Juni 1881 SA. XXXVI Nr 2 und 
Beitr. 3. E. d. DR. XXVI ©. 839, beiläufig auch Entſch. VII S. 375 3.5 v.ıu.] — Pie 
negative Feſtſt.Kl. erjegt die im gem. Prozeß auögebildete provocatio ex lege Diffamari. 
[über diefe provocatio vgl. Bayer Summ. Prozeffe (7) 88 52 f.] Die negative Feſtſt.Kl. 
führt nicht, wie die Provofationsflage, zu einer gerichtlichen Aufforderung an ben Be: 
Hagten, bei Vermeidung der poena perpetui silentii binnen beftimmter Friſt Klage gegen 
den Provofanten zu erheben; aber fie führt, wenn das ntereffe an ber Feſtſtellung 
vorliegt, ohne daß es einer förmlichen Klage des Beklagten bedarf, in einen Prozeß hinein, 
worin der Bellagte fein materielles Recht durch thatjächliche Behauptungen begründen und 
beweifen muß wie ein Kläger. Wie im Provofationsprozeffe dem Beklagten die Auflage 
bes perpetuum silentium gemadjt warb, wenn er nicht klagte, jo wird im negativen 
Teititellungsprogefie das Nichtbeitehen bes Nechtäverhältnifies feftgeftellt, wenn ber Beklagte 
fein Recht nicht behauptet und bemeift. Die Auflage des perpetuum silentium und Die 
Feſtſtellung bes Nichtbeitehens des Rechts des Beklagten laufen trog ber äußerlichen Ver— 
ichiedenheit der Urteilöformel in der Wirkung auf dasielbe hinaus. [Dal. OLG. Jena 
Ztſchr. f. d. EPr. VII ©. 100.) 

Die Mot. z. E. III ©. 183 behaupten, daß bie negative Feſtſtellungsklage auch bie 
provocatio ex lege Si contendat erfeße. Dies trifft nicht zu. Der Zwed dieſer pro- 
vocatio war die Sicherung einer materiellrechtlichen Einrede, deren Verluſt bei Verzögerung 
ber Klage zu beiorgen war [vgl. Bayer Summ. Proz. (7) $ 58]; derartiges fann aber mit 
einer negativen Fyeititellungsflage nicht erreicht werden. Gleichwohl ift eine provocatio 
ad agendum auf Grund ber Regeln über die prov. ex l. Si contendat nicht mehr zuläffig. 
Die EPrD. fennt die biefem Provofationsprozeß eigentümlichen Entſcheidungen nicht; aud) 
bat fich die Provokation als eine prozeffualiiche Einrichtung entwidelt, die durch Nicht: 
aufnahme in das Prozebgejek befeitigt ift. [Bal. Degenkolb a.a. DO. ©. 206 fi., Wenbt 
Arc. F. c. Pr. LXX ©. 30 fi, Mandry Der civilr. Inhalt xc. (4) S. 310 N.7, Gaupp (9) 
N.I Ab. 4. — AM.: Pland Lehrb. II ©. 16 N. 50.] 

4. Klage auf FFeitftellung der Echtheit einer Urkunde. 

a) Im Gefek ift von ſtlage auf Anerkennung einer Urkunde die Rede. Aber nicht 
Anerkennung im Sinne einer Erklärung bes Beklagten, ſondern Tyeititellung ber Echtheit 
ber Urkunde durch richterliche Enticheidung ift das Ziel der Klage. Die Echtheit einer 
Urkunde (ebenfo die Unechtheit) ift eine Thatfache, fein Nechtsverhältnis. Über den Be: 
griff „Echtheit“ ſ. N. 1 zu $ 437. Der Begriff umfaht auch die Umverfälichtheit. Ur- 
kunden find Beweismittel. Die Stlage auf fyeitftellung ber Echtheit einer Urkunde ver- 
folgt daher einen ähnlichen Zweck, wie der Antrag auf Bemweiserhebung zur Sicherung bes 
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Beweiſes, nämlich Eicherung eines Beweismittels für den Fall künftigen prozefualifchen 
Bedürfniſſes. Die Sicherung wird aber mit der Klage auf Echtheitäfeftitellung vollkommener 
erreicht, alö bei der Beweiserhebung zur Sicherung des Beweiſes, infofern das Ergebnis 
des Verfahrens über die Echtheit der Urkunde durch ein der Rechtskraft fühiges Urteil 
ausgefprochen wird, während bei der Beweiserhebung zur Sicherung des Beweiſes feine 
Feſtſtellung durch Urteil erfolgt. — Das Verfahren bezieht fich auf öffentliche und auf 
Privaturfunden. Urkunde ift jedes Schriftitüd, das geeignet ift, ala Beweismittel zu dienen. 
Da auch dieſe TFeititellungsflage im Dienite des Privatrechts fteht, jo muß bie Urkunde 
direft oder indireft für Privatrechtöverhältniffe beweifend fein. Es bleibt fich glei, ob 
die Urkunde nad) geſetzlicher Bemweisregel vollen Beweis liefert oder ob deren Beweiskraft 
der freien richterlihen Würdigung unterliegt. Die Klage muß fi auf eine beftimmte, 
vom Kläger zu bezeichnende Urkunde beziehen. Der Kläger muß die Urkunde bei dem 
Gerichte produzieren oder deren Produktion durch den Bellagten oder den dritten Beſitzer 
erwirfen. Das Ebditionsverfabren gegen den Bellagten nad) den Regeln ber $$ 424 bis 
427 ift innerhalb des Feititellungsprogefjes nicht anwendbar, weil das auf Nidhtvorlage 
der Urkunde und Weigerung des Editionseides in $ 427 geſetzte Präjudiz nicht paßt. 
Hit der Kläger berechtigt, vom Beklagten die Vorlegung zu verlangen, was nad) dem 
BGB. $ 810 zu bemeflen ift, fo muß er in befonderem Prozejle darauf klagen und die 
Vorlegung eventuell nad $ 853 erzwingen [vgl. Gaupp (9) N. IV 5, Peterien (5) N. 9; 
— aM.: Wilm. Levy (TIN. 2 zu $ 231 alt]. 

b) Borausjegung des Klagerechts ift ein Intereſſe des Klägers an der alöbaldigen 
richterlichen Feſtſtellung der Echtheit der Urkunde. Von biefem Intereſſe gilt im all« 
gemeinen das in N. 2 litt. e, Gelagte. Die Urkunde muß für ein Privatrechtsverhältnis 
bes Klägers zum Bellagten bebeutjam fein. Nicht erforderlich ift, daß der Bellagte 
der Ausfteller der Urkunde ift. Da die Urkunde Beweismittel für eine andere Thatjache 
ift, fo fommt bei Würdigung der frage, ob das Intereſſe vorhanden fei, auch die Frage, 
ob der Beweis diefer anderen Thatjache gefährdet ift, in Betradt. Das Borhandenjein 
des Intereſſes ift von Amtsmwegen zu prüfen und vom Kläger darzuthbun. Der Mangel 
führt zur Zurüdweifung der Klage ohne Urteil über die Echtheit der Urkunde. 

ce) Iſt die ad b beiprochene Vorausjeßung vorhanden, jo führt die Feſtſtellungsklage 
zu einem felbjtändigen Rechtöftreit über die Echtheit der Urkunde. Der Kläger hat bie 
Echtheit zu erweiſen, wenn nicht die Vermutung der Echtheit ($ 437) eingreift. [Abm.: 
Wendt Ard. f.c. Pr. LXX ©. 18f.] Streitgegenftand ift die Echtheit. Widerflage auf 
Unechtheit ift nicht möglich. 

5. Klage auf jFeititellung der Unechtheit einer Urkunde. 

a) N. 4 litt. a findet entiprechende Anwendung. Insbeſondere ift es auch hier Sache 
des Klägers, die Vorlegung ber betreffenden Urkunde zu ermwirfen unb in gefondertem 
Prozeffe zu erzwingen. Da die Klage eine Negation enthält, fo ift, wie bei ber Klage auf 
Teititellung des Nichtbeftehens eines Nechtöverhältniffes (f. o. N. 3 litt. a), porangegangene 
Pofition, alfo die Behauptung der Echtheit jeitens des Beklagten, nötig. 

b) N. 4 litt. b findet entiprechende Anmendung. 

c) Auch diefe Klage führt bei Vorhandenfein der Vorausfegungen zu einem jelb- 
ftändigen Prozeß über die Echtheit der Urkunde. Gleichwie bei der Klage auf Feſt— 
ftellung bes Nichtbeftehens eines Nechtöverhältniffes die Beweislaft durd die Parteiftellung 
nicht berührt wird (ſ. N. 3 litt. cc), fo muß bier der Beflagte die Echtheit der Urkunde 
bemweifen, jomeit ihm nicht die Vermutung der Echtheit ($ 437) zur Seite fteht [aM.: 
Gaupp (9) N. IV 5]. 

6. Die ſachliche Zuftändigfeit für die Feſtſtellungsklage richtet fi nad 
GVG. 88 23, 59, 70, 100 bis 108. Die Klage auf Feſtſtellung des Beftehens ober bes 
Nichtbeftehens eines Nechtsverhältniffes und die Klage auf Feſtſtellung der Echtheit ober 
Unechtheit von Urkunden gehört alſo jtetö vor die Landgerichte, wenn bad Rechtsverhältnis, 
welches Gegenſtand des Prozeſſes ift oder auf deſſen Beweis ſich die Urkunde bezieht, fein 
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vermögenärechtliches ift. [Gaupp (9) N. IV 1 nimmt an, dab der Prozek über die Echtheit 
einer Urkunde ftetö ein vermögensrechtlicher jei.] Inſoweit die Zuftändigfeit von dem 
Werte des Streitgegenitandes abhängt, ift bei den auf Mechtöverhältniffe bezüglichen poſi— 
tiven oder negativen Feſtſtellungsklagen der Wert bes Rechtöverhältnifies — bes Schuld- 
verhältnifies [vgl. über neg. FFeitit.Klagen: RG. 2. Nov. 1906 ZW. ©. 755 Nr. 27, über 
den Wert einer Bürgichaft: RG. 20. Dez. 1889 Entſch. XXV Nr. 83 ©. 366], des Eigen» 
tums, der Dienftbarfeit, der Hypothek, des Erbrechts xc. ꝛc. — bei Klagen auf Echtheit oder 
Unechtheit von Urkunden der Wert des durch die Urkunde zu ermweifenden oder zu wiber- 
legenden Rechtöverhältniffes oder Anſpruchs maßgebend, nicht [wie Gaupp (9) R. IV1 
annimmt] der Wert der Urkunde, auch nicht das Intereſſe an der Feſtſtellung. So ge- 
hört 3.8. ber Streit über die Echtheit eines auf 301 .AM. lautenden Schuldſcheins vor 
das Landgericht. Bor die Kammern für Handelsſachen gehören TFeititellungsflagen, wenn 
für bie betreffenden Nechtöverhältniffe die Vorausſetzungen des GBG. $ 101 gegeben 
find. Daher gehört 3. B. die Alage gegen einen Kaufmann auf Feſtſtellung einer aus 
einem zweifeitigen Sandelögeichäfte hervorgegangenen befrifteten Forderung oder bie 
Klage auf Feititellung der Echtheit einer 300 »# überfteigenden MWechjelurfunde vor die 
Kammern für Handelsſachen. 

7. Der Gerichtsſtand für Feitftellungsflagen. 

a) Für die pofitive Feſtſtellungsklage in Anſehung eines Rechtsver— 
hältnisfes ift dasfelbe Gericht zuftändig, welches für die aus dem Rechtsverhältniſſe 
begründete Leijtungsflage zuftändig wäre ft für dieſe Klage ein ausfchließlicher Ge— 
richtäftand begründet (vgl. N. 4 vor $ 12), fo befteht dieſer Gerichtäftand auch für die 
Feſtſtellungsklage. Daher kann 3. B. die Klage auf Feſtſtellung des Eigentums oder des 
Beſitzes an einer unbeweglichen Sache oder die Klage auf TFeitftellung einer dinglichen 
Belastung einer folhen Sache nur im Gerichtäftande des $ 24 erhoben werben; für bie 
Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens einer Ehe ift das ſich aus $ 606 ergebende Geridt 
ausichließlich zuftändig ꝛc. — Iſt fein ausjchlieklicher Gerichtöftand begründet, fo kann 
die Feſtſtellungsklage bei dem Gericht erhoben werben, bei welchem der Bellagte feinen 
allgemeinen Gerichtäftand hat ($ 12). Hit für die Leiftungsflage aus dem Rechtöverhältnis 
ein fafultativer beſonderer Gerichtsſtand ($$ 20 bis 23, 25 bis 34) begründet, fo befteht 
biefer Gerichtöftand auch für die Feſtſtellungsklage. Das ift für die Klage auf Feſt— 
ftellung bes Erbrechts in $ 27 und für bie Klage auf Tyeititellung des Beſtehens eines 
Vertragsverhältniffes in $ 29 ausdrüdlich gefagt; es gilt aber auch für die Klagen in 
Bezug auf andere Nechtöverhältniffe, da fein fachlicher Grund zu einer verjchiedenartigen 
Behandlung erfitlich ift. — Dat eine Vereinbarung ber Parteien über die Zuftändigfeit 
itattgefunden, fo ift diefe maßgebend. it für die Ansprüche aus einem gewiffen Rechts» 
verhältnis ein Schiedägericht zuftändia, jo folgt daraus auch deffen Zuftänbigfeit für die 
dasjelbe Rechtsverhältnis betreffende Feſtſtellungsklage. 

b) Für bie negative Feſtſtellungsklage in Anſehung eines Rechts— 
verhältniifes befteht ein ausschließlicher Gerichtsftand, wenn ein foldher für Die 
pofitive TFejtitellungsflage begründet wäre. Daher kann 3. ®. die Klage auf TFeitftellung 
des Nichtbeftehens des Cigentums oder bes Befiges an einer unbeweglichen Sache ober 
die Klage auf Feſtſtellung des Nichtbeftehens einer dinglihen Belajtung einer ſolchen Sache 
nur im Gerichtöftanbe des $ 24 erhoben werben; für die Klage auf Tseititellung des 
Nichtbeitehens einer Ehe ift das fich aus $ 606 ergebende Gericht ausfchlieklich zuftändig. 
Sofern fein ausschließlicher Gerichtöftand begründet ift, fann die Klage bei bem Gericht 
erhoben werben, bei welchem ber Beklagte feinen allgemeinen Geridhtäftand hat ($ 12). 
Zwar war die gemeinrechtliche provocatio ex lege Diffamari bei dem Gericht anzubringen, 
bei welchem die Klage gegen den Provofanten zu erheben war, mworaus fich ergab, daß 
ber Gerichtäftand des Provofanten maßgebend geweſen ift lvgl. Bayer Summ. Prozeſſe (7) 
S. 141 ff.), und in den Mot. z. Entw. III S. 185 findet fich eine Außerung, die dahin 
verftanden werden fann, daß auch für die die Provokation erfegende negative TFeititellungs: 

8. Seuffert, Givilprogehorbnung I. 10. Aufl. 25 
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age ber Gerichtäftand bes Klägers in Betracht komme. Aber die Analogie ber gemein= 
rechtlichen provocatio ift nicht enticheibend, da die Klage auf Feſtſtellung bes Nicht: 
beftehens eines Nechtsverhältniffes mwenigftens formell feine provocatio ad agendum ift; 
und bie erwähnte Außerung in den Motiven ift um fo weniger maßgebend, als fich 
daraus nicht mit Sicherheit eriehen läßt, daß fie fih auf den allgemeinen Gerichtäftand 
des Stlägers bezieht. [Vgl. Strudm. Koch (8) N. 7, Wilm. Levy (7) NR. 3 zu $ 231 alt, 
Gaupp (9) N. IV 1, Peterien (5) N. 18. AM. nur: v. Bülow (2) N. 2.] Beſteht für die 
Leiftungsflage aus dem Rechtöverhältnis ein fakultativer befonderer Gerichtsjtand ($$ 20 
bis 23, 25 bis 34), fo ift diefer Gerichtöftand auch für die negative Tyeftitellungsflage be— 
gründet, alio 3. B. für die Klage auf FFeititellung des Nichtbeitehens eines Vertragsver- 
hältniffes der Gerichtäftand des $ 29, für die Klage auf Treititellung des Nichtbeitehens 
einer Verbindlichkeit aus einer unerlaubten Handlung ber Gerichtöftand des $ 32 [OLG. 
Hamburg SU. XLIX Nr. 119]. — Wegen Vereinbarung und wegen Zuftändigfeit eines 
Sciedögerichts vgl. litt.a a. €. 

ce) Auf die Klagen auf Feititellung der Echtheit oder Unechtheit einer 
Urkunde finden die vorftehenden Bemerkungen mit der Maßgabe Anwendung, daß die 
beionderen Gerichtöjtände der $$ 25 bis 32 bier außer Betracht bleiben; denn die Ge- 
richtsſtände find nad) ihrer Hiftoriichen Entwidelung und nad) dem Terte des Gefeßes nur 
für Prozeſſe über NRechtsverhältniffe und Anſprüche beftimmt, während es fi bei ben 
Klagen in Bezug auf Urkundenechtheit um eine Thatſache handelt. [Vgl. Wilm. Levy (7) 
N.3 zu $231 alt, Peterien (5) NR.18. — AM.: Strudm. Hoch (8) N.7, Gaupp (9) N. IV 1.) 

8. Jede iFeititellungsflage begründet Rehtshängigleit im Sinne ber $$ 263 bis 
266. Wieweit fih die Einrede der Rechtshängigkeit erftredt, ift in N. 2 Ziff. J litt. e 3 
zu $ 263 erörtert. Darüber, ob mit Erhebung einer FFeitftellungsflage die im bürgerlichen 
Rechte vorgejehenen Wirkungen der Rechtshängigfeit eintreten, j. N. 2 litt. b zu $ 267. 

9. Wirkung des Urteils: a) Wird eine Feſtſtellungsklage wegen Mangels des 
rechtlichen Sinterefjes an der aläbaldigen Feſtſtellung als unzuläffig zurüdgemieien, jo iſt 
das Urteil materieller Rechtskraft in Bezug auf den Streitgegenftand nicht fähig. Einer 
zweiten Tyeititellungsflage, die dasielbe Nechtöverhältnis oder dieſelbe Urkunde betrifft, 
fann die Einrede der abgeurteilten Sache nicht entgegengefegt werden. Nur darüber, dat 
die behauptete Veranlaffung zur FFeititellungsflage nicht vorgelegen hat, it rechtskräftig 
entichieden. [Val. Kohler Ztichr. f. Pr. u. 5. R. XIV ©. 38 und Prozeh al RV. S. 12, 
Gaupp (9) N. V.] 

b) Wird dem Antrage der positiven Teititellungsflage gemäß das Beſtehen des 
Nechtsverhältniffes feitgeftellt, fo ift mit Eintritt der formellen Rechtskraft bezüglich dieſes 
Nechtsverhältniffes res iudicata vorhanden. Jedem Verſuche, das Nechtsverhältnis zu 
betreiten, fann die exc. rei iud. entgegengefegt werden. Über das Vorhandenjein von 
Ansprüchen, die fi) aus dem Nechtöverhältniffe ergeben können, ift nicht entichieden. Die 
Beitreitung der Anſprüche kann daher nicht durch exc. rei iud. abgeichnitten werden. 
MWird aber zur Beitreitung der Anſprüche der Beſtand des Rechtöverhältniffes angerührt, 
fo greift die exe. rei iud. wieder Plat. — Das das Beitehen eines Rechtsverhältniffes 
feftftellende Urteil ift nicht Vollftredungstitel. IVgl. Gaupp (9) N. V Abſ. 2, Rocholl a. a. O. 
©. 335, Wach Handb. I S. 18 N. 14 g. E., Kohler Prozeß als NP. ©. 36 Note und 
Forſchungen S. 64, Gmelin Vollſtreckbarkeit S. 47 ff, NG. 15. Nov. 1894 Beitr. z. E. d. 
DR. XXXVIII ©.1211, OLG. Hamburg SA. XXXVIII Nr. 67. — AM.: Leonhard Ztſchr. 
f. d. CPr. XV ©. 351] 

ec) In dem Urteile, welches die pofitive Teititellungsflage nicht wegen Mangels 
des Intereſſes, jondern als fachlich unbegründet, d. i. wegen Nichtbeitehens des Rechts— 
verhältnifjes, abweift, liegt eine der materiellen Rechtskraft fähige Negation des Beftehens 
des Nechtsverhältnifies [vgl. Weismann Feſtſt.Kl. S. 122, Dernburg Preuß. PrR. I$ 137 
N. 11, Bähr Urteile des RG. S. 164, Gaupp (9) N. V, RG. 25. Jan. 1892 Sädjf. Arch. IT 
S. 502]. Es ift zuläffig, aber nicht notwendig, dab die Negation im Urteilätenor neben 
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der Klagabweiſung ausgeſprochen wird. Jedem Verfuche, das Beftehen bes Nechtäverhält- 
niffes progefjualiich wieder geltend zu machen, fteht die exe. rei iud. entgegen. Ansprüche, 
die ſich nur ergeben könnten, wenn das negierte Rechtsverhältnis beitände, ſind gleich: 
falls aberfannt. 

d) Wird dem Antrag einer negativen FFeitftellungsflage gemäß das Nichtbeftehen 
eines Nechtsverhältniffes feftgeftellt, fo Liegt die Sadje gerade fo, wie im Falle des Urteils 
ad litt. c. IVgl. außer den Gitaten in litt. ce noch Flechtheim Ztichr. f. d. EPr. XXV 
©. 442.] 

e) In tem Urteile, welches die negative Teititellungsflage nicht wegen Mangels 
de3 Intereſſes, jondern als ſachlich unbegründet abmeift, Liegt die TFeititellung des 
Beitehens des Nechtsverhältnifies. [Dol. Weismann Feſtſt.Kl. ©. 122, Hauptinterv. S. 62 
N.5, Bähr Urteile S. 164, R. Schmidt Klagänderung S. 196 Nr. 4, NG. 4. Yan. 1892 
Entich. XXIX NRr.90 ©. 245, 1. Dez. 1894 Beitr. 3. E.d. DR. XL ©. 417 und Bl. f. RA. XV 
Erg. Bd. S. 94, 13. Mai 1896 SA. LIT Nr. 121, 10. Mai 1901 Beitr. 3. E.d. DR. XLV 
€. 1107, 24. Jan. 1906 Beitr. 3. €. d. OR. L S. 1074 und jegt auch Gaupp (9) N. V, 
Peterſen (5) N. 22, — AM.: RG. 11. Febr. 1882 Entf. VI Nr. 119 ©. 386.] Die pofitive 
Feitjtellung kann im Urteilstenor neben der Klagabweifung ausgeſprochen werden [val. 
bay. ob. LG. SA. XLIL Nr. 240]. Das Urteil hat diejelbe Rechtskraftwirkung wie das 
ad litt. b beiprodhene. Hat der Bellagte einen Anſpruch, d. i. das Recht, eine Leiftung 
von dem Gegner zu verlangen, geltend gemacht, fo liegt eine Widerflage vor, worüber 
im Urteilötenor zu erfennen ift. 

f) Die ad litt. b bis e entwidelten Regeln finden auf die Klagen auf FFeftitellung 
der Echtheit oder Unechtheit von Urkunden entiprechende Anwendung. Das Urteil bewirkt 
die Unbeftreitbarleit der Thatſache der Echtheit oder Unechtheit. In dem Urteile zur Sache, 
welches die Klage auf Feſtſtellung der Echtheit abweift, liegt die rechtöfräftige Feſtſtellung 
der Unechtheit und umgekehrt. 

10. Über die Koiten des Feſtſtellungsprozeſſes ift nad) allgemeinen Regeln zu er- 
fennen. Im Koſtenpunkt ift das im Feſtſtellungsprozeß ergebende Urteil fondemnatorisches 
Urteil, daher auch Vollftredungstitel. 

11. Feititellungsflagen unterliegen nicht der Verjährung, da fie feine materiellrecht- 
lichen Ansprüche find und die Verjährung des BGB. nur für folche Anſprüche ailt. [Bal. 
Th. KHayjer Arch. f. c. Pr. LXX ©. 458 ff, Wach Feitit.Anipr. S. 30, Mot. 3. 1. Entw. e. 
BGB. 1S. 291, 295, Hellmann Arc. f. c. Pr. LXAXXIV ©. 150 ff. Yangheinefen Urteils» 
anſpruch ©. 132, bay. ob. 26. SU. LIV Nr. 208.] 

$. 257.* (231a.) 

Iſt die Geltendmachung einer nicht von einer Gegenleiftung abhängigen 
Geldforderung oder die Geltendmachung des Anjpruchs auf Räumung eines 
Grundftüds, eines Wohnraums oder eines anderen Raumes an den Eintritt 
eines Kalendertags geknüpft, jo kann Klage auf fünftige Zahlung oder Räumung 


erhoben werden. 
1. Entw. ©. B6B. $ 190 Ubj.3, Mot. dazu I 864 ff., Prot. d. Komm. 5. 2. Lei. d. Entw. e. BGB. 
1 244 f., V1 655 f., Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 108 f., HB. 5. Nov. v. 1898 ©. 82 ff. 
Litteratur zu den SS 257 bis 259: Pland Komm. 3. BGB. (3) IT S. 42 f., Schmidt 
Lehrb. (2) ©. 714 ff., Stölzel Schulung f. d. eiv. Braris (7) I & 166 fi., Hellwig Anſpruch und 
Klagerecht S. 368 ff., Lehrb. I S. 375 ff., Fr. Stein Über die Borausjegungen des Nedhts- 
ſchutzes, insbeſ. bei der Verurteilungsflage Ser ©. 49 fi., Moos Klage auf künftige Leiftung 
— — Anſpruch und Einrede (1903) S üff W. Kiſch Beitr. z. Urteilslehre 
(1903) | 


1. Zu den $$ 257 bis 259: 
a) In der Begründung ber Nov. v. 1898 ©. 103 f. ift gejagt: 
„Die CPrO. entHäft gegenwärtig feine Beftimmungen darüber, inwieweit wegen fünftiger 


Zeiftungen nicht bloß auf Feſtſtellung, jondern auf Berurtheilung geflagt werden kann. Gie be- 
ichräntt fich vielmehr darauf, für jolche Fälle, in denen das bürgerliche Recht eine Berurtheilung 
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zu Künftigen Leiftungen geftattet, die Vorausſetzungen zu regeln, unter denen aus einem ſolchen 
Urtheile die Zwangsvollitredung zuläſſig it (SS 664, 672 [jet 726, 751]. Die geltenden 
Gelege haben im Allgemeinen die Regel feftgehalten, dab die Berurtheilung zu einer Leiftung 
erft dann erfolgen darf, wenn die Fälligkeit eingetreten ift. Doc hat in den Gebieten des ge- 
meinen und bes preußiichen Rechts die Entwidelung dahin geführt, daß in gewiffen Grenzen 
aud) eine Klage auf Berurtheilung zu künftigen Leiftungen gewährt wird. 

Ein praftiiches Bedürfniß in dieſer Richtung liegt namentlich bei den Darlehensklagen 
und den Räumungsllagen vor. Erfahrungsgemäß dreht ſich hier der Streit vielfah um Die 
Behauptung des Klägers, dab nach Mafigabe der zwiichen ben Parteien beftehenden Berein- 
barungen oder auf Grund einer ordnungsmäßig vorgenommenen Kündigung die dem Beflagten 
obliegende Leitung in einem beftimmten Zeitpunfte fällig jei. Es muß zu einer Beeinträchtigung 
der Intereſſen des Klägers führen, wenn ihm gegenüber der ſich hieraus ergebenden Gefahr die 
Möglichkeit verjagt bleibt, ein Urtheil zu erwirfen, das als ſolches mit dem Eintritte des be- 
treffenden Beitpunfts die Zwangsvollftredung geftattet. In Erweiterung der Vorſchriften der 
preuß. Allg. Ger.Ordn. (128 88 4, 16) über die Stündigungsflage gewährt daher der $ 231a lietzt 
257] für die Fälle, in denen die Geltendmahung einer nicht von einer Gegenleiftung abhängigen 
Geldforderung oder die Geltendmachung des Anſpruchs auf Räumung eines Grundftüds, eines 
Wohnraums oder eines anderen Raumes an den Eintritt eines Stalendertags gefmüpft ift, dem 
Gläubiger die allgemeine Befugniß, Klage auf künftige Zahlung oder Räumung zu erheben. 

Entiprehend der Praris des gemeinen und des preußiſchen Rechts erklärt ferner der 
$ 231b [jest 258] für ftatthaft, daß bei wiederkehrenden Leiftungen, wie Xeibrenten, Unterhalts- 
renten und jonftigen Geldrenten, auch wegen der erft nach Erlafiung des Urtheils fällig werdenden 
Leiftungen Klage auf künftige Entrihtung erhoben wird. Die Borjchrift hat vor allem den 
Bwed, einer fortdauernden Wiederholung von Rechtäftreitigleiten, welche den gleichen Gegenftand 
betreffen, vorzubeugen. 

Durch die erörterten Beltimmungen ift aber den Anforderungen des Verkehrs noch nicht 
genügt. Bielmehr muß auch dann, wenn den Umftänden nad) die Bejorgniß gerechtfertigt ift, 
daß der Schuldner fich der rechtzeitigen Leiſtung entziehen werde, der Gläubiger in die Lage 
verjegt werden, jeine Rechte jo zeitig wahrzunehmen, daß die Ziwangsvollitredung, wenn nötbig, 
mit dem Zeitpunfte der Fälligkeit beginnen fann. Der $ 231c [jept 259] läßt Daher die Klage 
auf künftige Yeiftung unter der bezeichneten Borausjegung gleichfalls zu. Die Borausjegung 
wird namentlich dann gegeben jein, wenn der Schuldner die Verbindlichkeit jchon, bevor fie fällig 
it, ausdrüdlich beftreitet. 

Iſt nadı 88 231a bi 231 [jest 257 bis 259] die Verurtheilung zu einer fünftigen Leiftung 
erfolgt, jo kann der Schuldner jachliche Einwendungen nur nod im Wege der lage gemäß $ 686 
liegt 767] geltend maden. Gegen etwaige ſich hieraus ergebende Nachteile gewährt hinreichen- 
den Schuß die Borjchrift des 5 688 [jegt 769), wonach das Prozeßgericht auf Antrag die Ein- 
jtellung der Zwangsvollftredung anordnen fann, bis über die Einwendungen entichieden ift.“ 

b) Die Klagen der 55 257 bis 259 find feine Feſtſtellungs-, jondern Leiftungs- 
Hagen [unbeftimmt Pr. d. Komm. 3. 2. Zei. xc. VI ©. 658]; das einer folchen Klage jtatt- 
gebende Urteil ift Leiftungsurteil und daher Vollftredungstitel. 

c) Die bezeichneten Klagen können ſowohl im ordentlichen ala im Urkunden und 
Wechſelprozeß erhoben werden [vgl. OLG. Hamburg SA. LVIII Rr. 151; — teilw, abw. 
Stern Ztſchr. f. db. EPr. XXXII ©, 238, der die Anficht vertritt, die Klage auf Fünftige 
Leiftung könne im Urk. Proz. nur erhoben werben, wenn vorherige Kündigung durch Ur: 
funde nachgewiejen werde]. Auch das Mahnverfahren ift zuläffig, wenn auf künftige 
Leiftung gellagt werben fann und die Vorausfegungen des Mahnverfahrens gegeben find 
[vgl. Hellwig Anſpruch x. S. 369 N. 3]. 

2. „Einer nit von einer Gegenleiftung abhängigen Geldforderung.“ 
Nach den Verhandlungen und nach der Begründung jcheint man nur an Geldforberungen 
aus einfeitigen Verträgen gedacht zu haben, nicht an Forderungen, die aus gegenfeitigen 
Derträgen entjtanden und durch Vorleiftung von einer Gegenleiftung unabhängig geworden 
find, Aber ohne den Worten bes Geſetzes Gewalt anzuthun, fann man Geldforberungen 
ber zweiten Art nicht ausfchließen. Auch die Verichiebenheit der Ausdrucksweiſe in $ 688 
Abi. 2 („von einer noch nicht erfolgten Gegenleiftung abhängig") berechtigt nicht zu einer 
engeren Auslegung. [So aud Strudm. Koch (8) N. 1 Abi. 2, Gaupp (9) N. IVa, Hirfchfeld 
DIZ. III ©. 98, Buſch DAZ. VII ©. 305 f., OLG. Naumburg SA. LVII Nr. 198.) 
Aus einem Wechſel kann auf fünftige Leiftung geklagt werden, foweit nicht zur Be 
gründung des Anſpruchs Protejterhebung erforderlich ift; die Auslieferung des Wechſels 
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gegen Zahlung ift feine Gegenleiftung und der Umftand, daß der MWechielichulbner nur 
bei Präfentation des Wechjels zu zahlen hat, ſchließt die Verurteilung zu fünftiger Zahlung 
bei Präjentation nicht aus [vgl. Strudm. Kod (8) N.1 Abſ. 2, Gaupp (9) N. IVa; — aM.: 
Markus DYZ.V ©. 456]. 

3. „Aniprud auf Räumung x.“ Ein folcher Anſpruch ift der des Vermieters 
oder Verpäcdhters auf Zurüdgabe ber gemieteten oder gepacdhteten Sache ( BGB. $ 556 Abi. 1, 
$ 581 Ab. 2) etwa auch der Anspruch des Eigentümers gegen ben Nießbraucher oder ben 
MWohnungsberehtigten auf Zurüdgabe der Sache nad; Beendigung des Nießbrauchs (BEB. 
$ 1055 Abf. 1) oder des Wohnungsrehts. Der Anjpruch des Käufers auf Übergabe der 
Sache gehört nicht hierher, da nach dem Spracgebraud unter Räumung bie Zurückgabe 
einer zu Recht gebrauchten oder benußten Sache zu verftehen ift. Aus diefem Grund ent: 
fällt auch der Anſpruch des Befikers auf Wiedereinräumung des durch verbotene Eigen: 
macht entzogenen Befißes, ganz abgeſehen davon, daß die Geltendmahung dieſes Anipruchs 
nie an den Eintritt eines Kalendertags geknüpft ift. 

4, „An ben Eintritt eines SKalendertags gefnüpft.” Der Tag braudt 
nicht von vornherein falendbermäßig beftimmt zu fein. Er fann duch Kündigung ober 
durch eine dem Gläubiger oder dem Schuldner nad) dem Vertrage zuftehende Fixierung 
der Leiftungszeit bejtimmt fein (vgl. BGB. $ 284 Abi. 2 Sak 2). Zweifelhaft, ob $ 257 
anwendbar ijt, wenn ber Tag ber Leiftung durch die Zeit der Leiltung des anderen Teiles 
beitimmt wird, z. B. der Kaufpreis ift zu zahlen ein Monat nad Lieferung der Ware. 
In den Motiven und in den Verhandlungen über den Paragraphen ift dieſer nabe 
liegende Fall nicht erwähnt. Der Gefeßestert fchließt aber die Anmwendung des $ 257 
auf biefen Fall nicht aus. [So auch Baupp (9) N. II, OLG. Naumburg SA. LVII 
Nr. 198.] Um die Verurteilung zulünftiger Leiftung auszufprechen, genügt es, wenn bie 
Beitimmung des Salendertags vor ber Verurteilung, wenn auch erſt nad ber Klag— 
erhebung, erfolgt it. Wurde in der Klage behauptet, daß die Leiftung bereits fällig ſei, 
während fich im Prozeſſe herausftellt, daß fie erſt jpäter fällig werben wird, fo fteht ber 
Verurteilung zur künftigen Leiftung nichts im Wege. Diefe ift ein Minus im Verhältnis 
zur Verurteilung zu fofortiger Leiftung und kann daher auch ausgeſprochen werben, ohne 
daß die Stläger den Antrag auf Verurteilung zu künftiger Leiftung umgeftellt hat. Tritt 
während des Prozefles, in welchem auf Verurteilung zu künftige Leiſtung geflagt ift, ber 
Verfalltag ein, fo it zu fofortiger Leiftung zu verurteilen. 

5. Die Erhebung ber Klage auf fünftige Zahlung oder Räumung verſetzt den 
Beklagten ebenfomwenig in Verzug wie eine vor dem Gintritte der Fälligkeit erfolgende 
Mahnung (vol. BEB. $ 284 Abi. 1). Wird der Prozeß nah Eintritt der Fälligkeit von 
dem Kläger betrieben, fo fommt der Bellagte in Verzug. [Vgl. Mot. 3. 1. Entw. e. BEB. 
II S. 58, Pland Komm. 3. BEB. (3) N.5 zu $ 284, Schollmeyer Komm. z. BGB. N. 3 zu 
$ 2834.) Auch die Verpflichtung zur Entrihtung von Prozeßzinſen tritt erft mit ber 
rälligfeit ein (BEB. $ 291 Sak 1). 

6. Durch fofortiges Anerfenntnis kann ber Beklagte bewirken, daß dem Kläger 
die Prozekfoften zur Laſt fallen, wenn der Beflagte nicht durch jein Verhalten zur Er: 
bebung der Klage Veranlaffung gegeben bat; val. 893 (RB. 3. Nov. v. 1898 ©. 83 f.). 
Deranlaffung dazu bat ber Bellagte nur gegeben, wenn er die Verpflichtung, an dem 
Kalendertage zu zahlen oder zu räumen, vor der Erhebung der Klage beftritten bat. 

7. Urteile auf fünftige Leiftung fönnen unter ben allgemeinen WVorausjegungen 
(88 708 ff.) für vorläufig vollftrefbar erflärt werben. 

8. Die Vollftredungsflaufel zu dem Urteil, in welchem ber Bellagte zu künftiger 
Zahlung ober Räumung verurteilt wird, kann fchon vor Eintritt der Fälligkeit verlangt 
werden (arg. $ 726); Die Bollftredung in Anfehung der Hauptiadhe darf erit nach Ab- 
lauf des Kalendertags beginnen. Über Einwendungen gegen ben Anſpruch ſ. die in N.1 
litt. a cit. Begründung der Nov. v. 1898 Abi. 5. — Wegen Einftellung der Zmangs: 
vollftredung vgl. $ 775 Wr. 4,5. 
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$. 258.* (231b.) 
Bei wiederkehrenden Leiftungen fann auch wegen der exit nad) Erlaffung 
des Urtheils fällig werdenden Leiftungen Klage auf fünftige Entrichtung er— 
hoben werden. 


1. or e, BB. $ 180 Ubi, 2, Mot. dazu I 364 ff., Prot. d. Stomm. 3. 2. Lei. d. Entm. e. BEB. 
I 244 f., VI 655 ff., Bear. d. Nov. v. 1898 ©. 103, RB. 3. Nov. dv. 1898 ©. 82 ff. 


Litteratur f. zu $ 257; ferner Langheinelen Urteilsaniprud ©. 214 fi. 


1. Wiederfehrende Leitungen find diejenigen unter ſich gleichartigen Leiftungen, 
welde auf Grund eines Nechtäverhältnifies in gemiffen (gleichmäßigen oder ungleich- 
mäßigen) Zeitabftänden zu entrichten find. Sie fünnen Geld» oder andere Leiftungen jein. 
In Betracht kommen 3.8. Anſprüche auf Unterftügung nah BGB. $ 520, auf Leibrente 
nah BGB. $$ 759, 760, auf Geldrente nad) BEP. 88 843 bis 845, $ 912 Abi. 2,8 913, 
$ 917 Abi. 2, Anfprüche aus Reallaiten (BGB. $ 1105), ferner Anfprüde auf Zinfen 
aus Darlehen, Hypothefen oder Grundichulden, Anſprüche aus Rentenichulden (BEP. 
$ 1199), Ansprüche auf Gewährung von Unterhalt, auch wenn der Verpflichtete verlangen 
fann, daß ihm die Gewährung des Unterhalts in anderer Weife ala durch Entrichtung 
einer Geldrente geitattet wird. Für Anfprüche auf wieberfehrende Leiftungen, die gegen 
Gegenleiftungen (Zug um Zug) oder gegen Borleiftungen geichuldet werden, beiteht das 
fih aus $ 258 ergebende Klagerecht nicht, daher fann nicht auf Grund des $ 257 auf 
Verurteilung zur künftigen Leiſtung von Miet: und Pachtzinfen geklagt werben, die erft 
am Ende ber Miet: oder Pachtzeit oder nad Ablauf einzelner Zeitabfchnitte zu entrichten 
find (vgl. BGB. 8 551, $ 581 Abt. 2, S 584) [jo auch Peterjen (5) N. 5, RG. 10. Ott. 
1905 Entih. LXI Nr. 82 S. 333 ff, OLG. Hamburg Redtipr. d. OLG. XI S.75; — aM.: 
Strudm. Koch (8) NR. 1, Gaupp (9) N. I Abi. 2]. 

2. Zweifelhaft ift, ob die Stlage auf die nach Erlaffung des Urteils fällig werdenden 
Leiftungen zuläffig ift, wenn alle eingeflagten Leiftungen erſt nad; Erlaffung des Urteils 
fällig werben, oder nur dann, wenn wenigitens eine Leiftung bei Erlaffung des Urteils 
fällig ift. Das Wort „auch“ ſpricht für die Beichränfung des Klagerechts im Sinne der 
zweiten Anfiht. [Vgl. Gmelin Vollſtreckbarkeit S. 104, Freudenthal CPrO. (2) N. 4, 
Hellwig Anſpruch und Klagerecht S. 370 f. und Lehrb. IS. 371, OLG. Kiel SA. LVIII 
Nr. 171, OLG. Hamburg SA. LX Nr. 177 und wohl auch Langheinefen Urteilsanipruch 
©. 216. — AM.: Strudm. Koch (8) N. 1, Gaupp (9) N. II, Peterjen (5) N. 4 zu $S 257 
bis 259, Fr. Stein Über die VBorausfegungen des Rechtsichuges ıc. ©. 50 f., RG. 18. Juni 
1906 Entih. LXIII Nr. 100 S. 406 ff.] 

3. Die Noten 5 bis 8 zu $ 257 finden auf die Klage nad) $ 258 entiprechende 
Anwendung. 

8. 259.* (231c.) 

Klage auf Fünftige Leiftung fann außer den Fällen der 88. 257, 258 
erhoben werden, wenn den Umfjtänden nad die Beſorgniß gerechtfertigt iſt, 
daß der Schuldner ſich der rechtzeitigen Leiftung entziehen werde. 

Bear. d. Nov. v. 1898 ©. 108 f., HB. 5. Nov. v. 1898 ©. 82 fi. 

Litteratur ſ. bei 8 257. 


1, a) Für diefes Klagerecht beſteht die befondere Vorausjegung, daß den Umftänden 
nach die Beſorgnis gerechtfertigt fein muß, es werde der Schulbner ſich der rechtzeitigen 
Leiftung entziehen. Die Thatſachen, aus welchen fich die Beforgnis ergiebt, hat der Kläger 
dem Gerichte darzulegen und nötigenfall® zu beweifen. Das Gericht hat bei der Ber . 
urteilung der Umſtände freies Ermefjen. Gewöhnlich wird die Beftreitung des Anſpruchs 
ober beö dem Anſpruche zu Grunde liegenden Rechtöverhältniffes die bezeichnete Bejorgnis 
rechtfertigen (vgl. Begr. d. Nov. v. 1898 S. 104). Aber e8 find auch Umftände denkbar, 
unter benen die Beftreitung allein dieſe Beſorgnis nicht rechtfertigt, fo insbefondere, 
wern zu erwarten ift, daß der zweifellos folvente Bellagte, 3. B. ber Fiskus, bei Feſt— 
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itellung des Nechtöverhältniffes feine Verpflichtung erfüllen wird; dann ift feine Klage 
auf künftige Leiftung, ſondern nur bie Feſtſtellungstlage ($ 256) zuläffig [aM.: Gaupp (9) 
N. II, Peterjen (5) NR. 6). Mit ichlechter Bermögenslage des Schuldners und drohender 
Konkurrenz anderer Gläubiger kann die Beforgnis, dab der Schuldner ſich der recht- 
zeitigen Leiftung entziehen werde, ebenfowenig wie ein Arreftantrag (vgl. N. 1 litt. b zu 
8 917) begründet werden [jo auch Strudm. Kod (8) N. 1, Gaupp (9) N. II, Peterſen (5) 
N.6, Hellwig Anſpruch und Stlagereht ©. 386 f., Fr. Stein Über die Vorausjegungen 
des Rechtsſchutzes ©. 77]. 

b) Ift die unter litt. a behandelte Vorausfegung der Klage nicht vorhanden, jo ift 
die Klage wegen Mangels des Rechtsſchutzanſpruchs ohne Sadhurteil als unzuläffig zurüd« 
zuweiſen; vgl. N. 2 litt.e zu $ 256. Auf diefes Urteil findet N. 9 litt. a zu $ 256 ent« 
iprechende Anwendung [vgl. Fr. Stein a. a. O. ©. 73 ff.]. 

Wegen des Übergangs zur Feftitellungsklage vgl. N. 1 litt. b Abi. 1 zu $ 268. 

2. Iſt die in N. 1 beiprodhene Vorausſetzung gegeben, jo kann durch Klage ſowohl 
ein betagter als auch ein bedingter Anfpruch geltend gemacht werden lvgl. RG. 16. Mai 1904 
YW. 5.389 Nr. 17, wo eine Klage auf künftige Gewährung einer Ausfteuer für den Fall 
der Verheiratung zugelaffen wurde]; die Bebingung ift in das Urteil aufzunehmen. Da- 
gegen fann ein noch nicht entitandener (zukünftiger) Anſpruch auch nicht durch Klage nad) 

259 geltend gemacht werden. [Bgl. hierüber Strudm. Koch (8) N. 1, Gaupp (9) N. I, 
Hellwig Anſpruch und Klagerecht S.384 f. und Lehrb. lI S. 375f., Eccius Beitr. z. E. d. DR. 
XLV S. 437 f., Langheineken Anſpruch und Einrede ©. 62, 218, RG. 29. Apr. 1901 
Entſch. LI Nr. 58 ©. 243 f.) Ein Anſpruch auf fünftige Leiftung gegen Gegenleiftung 
(Zug um Zugleiftung) oder auf künftige Leiftung nach Vorleiftung kann durch Klage nad 
$ 259 geltend gemacht werben [vgl. RG. 10. OH. 1905 Entich. LXI Nr. 82 ©. 337, OLG. 
Hamburg Redtipr. d. OLG. XI ©. 76]. Ebenfo der Anſpruch auf künftige Unterlaffung 
einer Zumwiderhandlung gegen eine Unterlaffungspflicht, wenn die Zumiderhandlung an- 
gefündigt it oder vorbereitet wird. [Vgl. hierüber Hellwig Anfpruh und Slagerecht 
S. 388 ff. und Wendt Arch. f. civ. Pr. XCH ©. 85 N. 45a.] 

3. Die NN. 5, 7 zu $ 257 finden hierher entiprechende Anmwendung. Zur Ans 
wendung bes $ 93 (vgl. NR. 6 zu $ 257) fann es bei ber Stlage nach $ 259 nicht wohl 
fommen, weil diefe Klage als unzuläffig abzumweifen ift, wenn der Bellagte nicht durch 
jein Verhalten zur Erhebung ber Klage PVeranlafjung gegeben hat. 

4. Iſt der Bellagte zu künftiger Leiftung verurteilt, ohne daß der Leiftungspflicht 
eine Bedingung beigefügt ift, fo fann die Vollftredungsflaufel vor Eintritt der Fälligkeit 
verlangt werden (arg. e contr. aus $ 726); die Vollftredung in Anfehung der Hauptſache 
darf aber erſt bei Eintritt der Tyälligfeit beginnen. ft der Leiftungspflicht eine Bedingung 
beigefügt, jo darf eine vollftreefbare Ausfertigung erft nach Eintritt der Bedingung erteilt 
werden (vgl. $ 726 Abi. 2, 8 731). Lautet die Verurteilung auf Leiftung gegen Gegen- 
feiftung, fo iſt zur Erteilung der Vollftrefungsflaufel der Beweis, daß der Schuldner be— 
friedigt, oder im Verzuge der Annahme ijt, nur dann erforderlich, wenn die dem Schuldner 
obliegende Leiftung in der Abgabe einer Willenserklärung beiteht ($ 726 Abi. 2); auf die 
Vollftredung findet BGB. $ 273 Abſ. 2 Anwendung. Iſt der Bellagte zur Leiftung nad) 
Empfang einer Vorleiftung verurteilt, jo findet auf Erteilung der vollitredbaren Aus— 
fertigung $ 726 Abi. 1 eventuell $ 731 Anwendung, vgl. N.1 litt.a, b und N.2 litt. a 
zu $ 726. 

Wegen der Einwendungen durch Klage nad $ 767 vgl. die in N. 1 litt. a zu 
$ 257 cit. Begründung der Novelle v. 1898 Abi. 5. 


$. 260.* (232.) 
Mehrere Anfprüche des Klägers gegen denjelben Bellagten fünnen, aud) 
wenn fie auf verjchiedenen Gründen beruhen, in einer Klage verbunden werden, 


” 
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wenn für jämmtliche Anfprüche das Prozeßgericht zuftändig und diejelbe Prozeß— 
art zuläflig it. 


DE. 28, HB. 1467 fi, 5388, NE. 8 198, er 539, E. 18 211, E. II 8 219, E. III 8 2%, M. 
Be, 78, Begr. db. Nov. v. 1898 ©. 


Tee Bolgiano Ztichr. f. d. CPr. —— S. 428 ff. 


1. a) $ 260 beftimmt, unter welchen Vorausſetzungen mehrere Anjprüche des Klägers 
gegen denjelben Bellagten in einer Klage verbunden werden fünnen (objeltive Klagen: 
bäufung im Gegenfaß zur fubjektiven Klagenhäufung, vgl. NR. 2 vor $ 59). 

b) In Abi. 2 des $ 232 alt. Ordn. war nad dem Vorbilde des Code de proc. 
Art. 25, der hann. PrO. 88 505 f., der bad. PrO. $ 669, der württ. PrO. Art. 321, der 
bay. PrO. Art. 584 und in Übereinftimmung mit dem hann. Entw. $ 232, dem preuß. Entw. 
$ 840, dem norbd. Entw. $ 198 die Verbindung der Befigflage mit der Klage, durch welche 
das Recht felbft geltend gemadit wird, für unzuläffig erklärt. Dem gemeinen Prozekrechte 
war eine derartige Vorſchrift nicht befannt; vgl. Wetzell Syit. (3) $ 64 bei N.33, Bayer Summ. 
Prozeſſe (7) 88 76 ff. Bei der Revifion der CPrO. wurde der Ubi. 2 des $ 232 geftrihen. 
In der Begründung heibt es, die Verbindung gewähre dem Kläger den Vorteil, fich für den 
Fall, daß er mit der Beſitzklage nicht durchdringe, auf das Necht jelbit jtügen zu können, 

2. a) Eine Verbindung mehrerer Anſprüche liegt vor, wenn mehrere An— 
iprüche des Klägers gegen denselben Beklagten neben einander oder ein Anſpruch primär, 
der andere eventuell in einem Prozeſſe geltend gemacht werben. 

b) Unter Anfpruch ift bier wie an anderen Stellen des Geſetzes (vgl. R. 2 litt. a 
zu $ 145) nicht bloß der Anſpruch im Sinne des materiellen Rechtes (BGB. $ 194), jon« 
dern auch das Recht auf ein Urteil zu verftehen, durch das Rechtsverhältnifie feftgeitellt 
oder verändert werden. ine Verbindung ift daher auch vorhanden, wenn 3.8. auf Feſt— 
ftellung des Eigentums und auf Herausgabe der Sadje oder auf Feſtſtellung des Erbrecdhts 
und auf Herausgabe des Nadjlaffes geklagt wird. 

c) Die Verbindung der Anſprüche kann zu mehreren Anträgen führen. Die mehreren 
Anträge können neben einander oder ber eine primär, ber andere eventuell, d. i. für den 
Fall des Nichtdurchdringens des primären Antrags, geftellt werden. [Über Gventualanträge 
vgl. Wetzell Spit. (3) 5.841 ff., Eccius Beitr. z. E.d. DR. XXXIIIS. 139 ff. Lämmert Ztichr. 
f.d. CPr. XVI ©. 428 ff, Peterjen eod. XVI ©. 493 ff., bei. S. 505 ff., Pfizer eod. XXI 
©. 380 ff., Hellwig Anſpruch und Klagereht S. 111 ff., Strudm. Koh (8) N. 1, Wilm. 
Levy (7) N. 4 zu $ 230 alt, Gaupp (9) N. Il, Peterien (5) N. 12 zu $ 253, N.4 zu 
$ 260.) Ein Eventualantrag ift zuläffig, wenn bie materiellen Anſprüche zu einander in 
einem Eventualverhältniffe ftehen, d. i. wenn der an zweiter Stelle geltend gemadte An— 
ſpruch nur zu Recht beftehen fann, falls der andere nicht befteht oder nicht befriedigt 
wird. Sin einem folchen Verbältniffe ftehen 3. B. der Anſpruch aus einem Mechtögeichäft 
und der Anſpruch auf Schabenserfag nah BGB. $ 122, falls jener Anſpruch nicht be— 
fteht, weil die MWillenserflärung nad) BGB. $ 118 nichtig oder mit Erfolg nah BGB. 
$$ 119, 120 angefochten ift; oder ber Anſpruch auf Zahlung bes Kaufpreiſes und der 
Aniprud auf Zurüdgabe des gekauften Gegenftandes, fall der Kauf als nichtig befunden 
werden follte; oder ber Anſpruch auf Herausgabe eines Gegenftandes oder auf Er- 
füllung einer Vertragspfliht und der Anſpruch auf Schadenserfag wegen Nichterfüllung 
jener Berpflichtungen. Der Umſtand, dab die Begründung des eventuellen Antrags mit 
ber bes primären in Widerfpruch gerät, hindert die Verbindung ebenfowenig, als ein 
Widerſpruch in der Verteidigung eine verfchiedenartige Verteidigung hindert (z. B. der Be- 
Hagte kann die Klagebegründung beftreiten und eventuell behaupten, daß der Stläger durch 
Leiftung befriedigt jei). [Vgl. H. Meyer Ztichr. f. d. EPr. XXIII ©. 32 ff. gegen Pfizer 
eod. XXI ©. 367 ff.) Der Eventualantrag macht nicht die Erhebung der Klage zu einer 
bedingten; denn ber Kläger macht nicht die Bitte um ein Urteil von einer Bedingung 
abhängig, fondern nur die Eventualverurteilung. Das Gericht ift bei der Endenticheibung 
in ber Lage, zu beurteilen, ob der Eventualantrag in Betracht fommt. Beide Aniprüche 
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werden rechtöhängig. Aber eine Zufammenrechnung (val.$ 5. $ 546 Abi. 2, GRG. 839) 
findet nicht ftatt, weil der Beklagte nicht zur Befriedigung beider Anſprüche verurteilt 
werden fann; find die Ansprüche nicht gleichwertig, io ift ber höhere Wert maßgebend. 
Eine Zerlegung des Prozeffes in zwei getrennte gleichzeitig zu verhandelnde Prozefie ($ 145 
Adi. 1) ift nicht zuläffig, weil die Entſcheidung über den eventuell geltend gemachten An— 
ſpruch unmöglich ift, bevor über den primär geltend gemaditen Anjpruch entichieden it; 
aber die Verhandlung kann zunächſt auf den primär geltend gemachten Anspruch beichränft 
werben (arg. $ 146). Der primäre Anſpruch fann nicht durch ein Zeilurteil ($ 301) ab» 
erfannt werben, weil damit fein Teil des Streitgegenftandes erledigt ift; wohl aber kann 
durch ein Zmwifchenurteil ($ 303) ausgeiprochen werben, daß ber primäre Anipruch nicht 
begründet ift, wenn in diefem Falle der eventuelle Anspruch beitehen fann. Die Wirkungen 
des Urteil treten in Anjehung beider Anfprüce ein, fofern das Urteil auch über ben 
eventuell geltend gemachten Anfpruch enticheidet. Hat bie erfte Inſtanz nur über ben 
primären Anfpruch entichieden, jo fann die Berufungsinftanz in die Lage fommen, auc 
über den eventuellen Anſpruch zu enticheiden. [Val. RG. 25. Sept. 1899 SA. LV Nr. 81 
für den analogen Fall mehrfacher Begründung desjelben Antrags.) — Stehen Die mater 
riellen Anſprüche zu einander nicht in einem Eventualverhältniffe, jo ift die eventuelle 
Antragftellung finnlos und aus diefem Grund unzuläffig; es kann z. B. mit dem Ans 
trage, den Beklagten zur Duldung der einer Dienftbarfeit entiprechenden Rechtsausübung 
zu verurteilen, nicht der eventuelle Antrag verbunden werden, den Beklagten zur Rück— 
zahlung eines Darlehens zu verurteilen. 

d) Eine Verbindung mehrerer Aniprühe fann auch darin liegen, dab zur Ber 
gründung desjelben Antrags mehrere Thatbeitände angeführt werden, von denen jeder 
für fih den Antrag rechtfertigt; und zwar macht es feinen Unterfchied, ob bie mehreren 
Thatbeftände ganz jelbitändig oder einzelne Stüde den mehreren Thatbeftänden gemeinjam 
find [vgl. Hellwig Anſpruch x. S.106 fi]. So kann 3.2. der Antrag den Beklagten zur 
Zahlung berfelben 1000 zu verurteilen, auf einen Darlehenävertrag und auf ein Schuld» 
anerfenntnis ober auf einen Wechfel und auf einen Darlehensvertrag geftüßt werden; es 
fann der Antrag, den Bellagten zur Herausgabe einer beftimmten Sache zu verurteilen, 
auf einen Hinterlegungsvertrag und auf das Eigentum oder auf das Eigentum und ben 
früheren Befik (BEB. $ 1007) gegründet werden. Daß derartige mehrfache Begründung 
zuläffig ift, ift allgemein anerfannt; dagegen wird [von Peterjen Ztichr. f. d. E'Pr. XVI 
©. 496 und Komm. (5) N. 3, Gaupp (9) N. IIa u. A.] wegen der Einheit des Antrags 
beitritten, daß in dieſen Fällen eine Alagenverbindung vorliegt. Daß aber mit dem einen 
Antrage mehrere Anfprüche geltend gemacht werden, zeigt ſich in folgenden Erjcheinungen: 
das Gericht fann für den einen Anspruch zuftändig, für den anderen unzuftändig fein [vgl. 
RG. verein. ES. 9, Febr. 1891 Entih. XXVII Nr. 101 S. 385, 26. Yan. 1904 Beitr. 
3. €. d. DR. XLVIII ©. 819 fi.; die Prozebart (3. B. der Urkunden- und Wechſelprozeß) 
fann für einen Anſpruch zuläffig fein, für den anderen nicht; es treten in Anſehung 
beider Anſprüche die Wirkungen der Rechtshängigkeit und, wenn über beide Anfprüche 
ein Sachurteil ergeht, die Wirkungen bes Urteils ein [vgl. Hellwig Anfprud ac. ©. 107 f.]. 
Eine Zufammenrehnung der Anſprüche ($ 5, $ 546 Abi. 2, GRG. $ 9) findet aus dem— 
felben Grunde nicht ftatt, aus welchem fie im Falle der litt. e unterbleibt. Auch Hier ift 
feine Zerlegung des Prozefjes ($ 145 Abi. 1), ſondern nur eine Beihränfung der Ver: 
handlung (8 146) möglich; es fann fein Teilurteil ($ 301) fondern nur ein Zwiſchenurteil 
(8 303) über einen der Anfprüche erlaffen werben, weil der Streitgegenftanb mit der Ur— 
teilareife eines Anſpruchs nicht teilweife erledigt wird [aM.: Hellwig Aniprud x. S. 107]. 
Wird das Enburteil, welches nur über einen der Anſprüche erfannt hat, mit Berufung 
angefochten, fo hat das Berufungsgericht auch über den anderen Anſpruch zu erfennen 
[RG. 25. Sept. 1899 SW. LV Nr. 81]. 

e) Dagegen Tiegt feine Klagenverbindung vor, wenn ein Anſpruch, der ſich aus 
einem gewiflen Thatbeitand ergiebt, von verfchiedenen rechtlichen Gefichtspunften aus be« 


394 Zweites Bud. Erfter Abichnitt. $ 260. 


gründet wird [vgl. Hellwig Anſpruch ꝛc. S. 98 ff.); To 3. B. wenn es zweifelhaft ift, ob 
ein gewiffer Vertrag ein Dienftvertrag oder ein Werkvertrag ift und der Kläger den An— 
ſpruch ſowohl aus den Vorichriften über ben Dienftvertrag als aus den Vorichriften über 
ben Werfvertrag begründet. 

3. Die Zuläffigfeit der Verbindung mehrerer Aniprüche hängt von folgenden 
Dorausfegungen ab: 

a) Das Prozehgeriht muß für fämtliche Anſprüche ſachlich und örtlich zuftändig 
jein. Die fachliche Zuftändigfeit der Landgerichte kann fich aus der Zufammenrehhnung 
der Ansprüche ergeben ($ 5). In den Fällen der N. 2 litt. c, d findet feine Zufammen- 
rechnung jtatt. — Mehrere Ansprüche, von denen nach dem Werte des Streitgegenjtandes 
einer dor die Landgerichte, der andere vor die Amtsgerichte (GVG. $ 23 Nr. 1) gehört, 
fönnen verbunden werden; für bie verbundenen Anfprüce ift das Landgericht zuftändig. 
Durch die Anordnung der Verhandlung in getrennten Prozeffen ($ 145 Abi. 1) wird bie 
Zuftändigfeit des Landgerichts nicht berührt; vgl. N.4 Satz 1 zu $5, N.3 litt. d zu $ 145. 
Dagegen erwachſen mehrere Anfprüce, von denen jeder einzelne nah GVG. $ 23 Nr. 2, 
alio ohne NRüdjicht auf den Wert des Streitgegenitandes, vor die Amtägerichte gehört, 
duch Verbindung nicht zur landgerichtlihen Zuftändigfeit. Ebenfowenig klann mit einem 
Anfpruche, der nach dem Werte des Streitgegenftandes vor die Landgerichte gehört, ein An— 
ipruch verbunden werden, der nah GBG. $ 23 Nr. 2 vor die Amtsgerichte gehört. Un— 
zuläſſig iit endlich die Verbindung eines Anſpruchs, der nah GVG. $ 23 Nr. 1 ober 
Nr. 2 vor die Amtögerichte gehört, mit einem Anfpruche, der ala nicht vermögensredt- 
licher Aniprud oder nah GBG. $ 70 Abi. 2, 3, alſo ohne Rüdfiht auf den Wert des 
Streitgegenftandes, vor die Landgerichte gehört. — Über Verweifung von der Kammer 
für Handelsſachen zur Givilfammer j. GBG. $ 103, über Verweifung von der Civil— 
fammer an die Hammer für HS. ſ. GVG. $ 104. Die Verweifung eines von mehreren 
verbundenen Ansprüchen fegt die Trennung ($ 145 Abf.1) voraus. — Die örtliche Zu: 
ftändigfeit fann fi auch durch Beitimmung des Gerichts nad) $ 36 Nr. 2 bis 4, durch 
Vereinbarung ($ 38) oder durch Ausjchliefung der Unzuftändigkeitseinrede ($ 39) ergeben. 

b) Für jämtliche Aniprühe muß die gleiche Prozeßart zuläffig fein. «) Im 
Urfundenprozefie fünnen nur Aniprüche, die fich zum Urkundenprozeß (vgl. $ 592), im 
Mechjelprozeffe nur Aniprüche, die fih zum Wechſelprozeß eignen (vgl. $ 602), verbunden 
werben. 3) Mit einer Klage im Eheprozeß ($ 606) kann feine Klage verbunden werden, 
die fich nicht zum Eheprozeß eignet. Beſchränkende Vorſchriften über die Verbindung 
mehrerer ſich zum Eheprozeß eignender Klagen enthalten bie $ 615, $ 633 Abi. 1. 
y) Mit einer Statusflage (8$ 640, 641) fann feine Klage verbunden werden, die fich 
nicht zum Statusprozeß eignet. Beſchränkende Vorfchriften über die Verbindung mehrerer 
fih zum Statusprozeß eignender Klagen ſ. $ 640 Abſ. 2 Sak 1, $ 641 Abi. 3 Sag 1. 
d) Mit einer Klage, die die Entmündigung oder die Ablehnung des Wiederaufhebungs— 
antrags anficht, fann feine andere Klage verbunden werden ($ 667 Abj.1, 8 679 Abi. 4, 
5 684 Abi. 4, $ 686 Abi. 4). e) Im Mahnverfahren fönnen mehrere Anfprühe in 
einem Gefuche verbunden werden, wenn fie ſich fämtlich zum Mahnverfahren eignen (vgl. 
N. 4 zu 8 688). L) Im Arreſtprozeſſe kann Arreſt wegen mehrerer Ansprüche in 
einem Gejuche beantragt werden, wenn fie fich jämtlih zum Arreſtprozeß eignen (vgl. 
N. 1 zu $ 916 und N. 3 litt. b zu $ 920). Entiprechend verhält es fich in dem eine einft- 
weilige Verfügung betreffenden Verfahren. 7) Mit der Anfechtungsflage im Auf- 
gebotöverfahren fann feine andere Klage verbunden werden ($ 975 verb. mit $ 667 
Abi. 1). 9) Mit einer Nichtigkeitsklage ($ 579) kann feine andere Klage als eine 
Reftitutionsflage ($ 580) verbunden werden. Zwar iſt daß MWiederaufnahmeverfahren 
feine befondere Prozebart; aber die beiden Wiederaufnahmellagen find außerordentliche Rechts— 
mittel und das läßt die Verbindung mit anderen Klagen als ungeeignet ericheinen. 

4. a) Sind die Vorausfegungen zur Klagenverbindung vorhanden, jo fteht e8 immer 
nod im Belieben des Klägers, ob er die Anfprüce verbinden will. Nur im Eheprozeffe 
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wird durch die Vorjchrift des $ 616 eine gewifie Preſſion zu Gunften der Verbindung ber 
bort bezeichneten Klagen ausgeübt. — Die Verbindung führt zu gemeinfamer Verhandlung 
und Enticheidbung. Nach $ 145 kann das Gericht die Verhandlung in getrennten Pro» 
zeffen anordnen. 

b) Nach $ 147 fann das Gericht die Verbindung mehrerer bei ihm anhängiger 
Prozefle anordnen, Fälle, in denen diefe Anordnung geboten iſt, I.N.6 zu $ 147. 
Wirkung der Anordnung I. R.5 zu $ 147. 

5. Die Unzuläffigfeit der Verbindung mehrerer Anſprüche in einer Klage ift von 
Amtsmwegen zu beachten [RG. 25. Oft. 1881 Entich. V Nr. 43 S. 167 ff.). Dit das Gericht 
für jeden einzelnen der zu Unrecht verbundenen Ansprüche zuftändig, jo iſt Verhandlung 
in getrennten Prozefien anzuordnen ($ 145). Iſt für einen der Anſprüche das angegangene 
Gericht unzuftändig, fo ift die Klage bezüglich diefes Anfpruchs von bier abzuweiſen; über 
ben anderen Anſpruch fann entichieden werben. Ergiebt fih aus der Unzuläffigfeit ber 
Verbindung die Unzuftändigfeit des Gerichts für alle einzelnen Aniprüche, fo ift die Klage 
ganz von hier abzuweiſen, es jei denn, daß Prorogation ($$ 38 bis 40) ftattfindet. Iſt die 
Prozebart für einen der Anjprüche unzuläffig, To ift die Klage bezüglich des zur Prozeßart 
nicht geeigneten Anipruchs durch absolutio ab instantia als unzuläffig abzuweiſen; über 
den zur Prozehart geeigneten Anſpruch aber ift zu enticheiden [RG. 25. Oftober 1881 
Entih. V Nr. 43 ©. 167 fi]; Verhandlung in getrennten Prozeffen ($ 145) fann in diefem 
Falle nicht angeordnet werden, weil bie für die Prozehart nicht geeignete Klage nicht 
ordnungsmäßig erhoben ift. 

8. 261.* (233.) 


Die Hlagejchrift ift zum Zwecke der Beitimmung des Termins zur münd— 
lichen Berhandlung bei dem Gerichtsichreiber des Prozeßgerichts einzureichen. 

Der Termin joll nur foweit hinausgerüdt werden, als es zur Wahrung 
der Einlafjungsfrift geboten erjcheint. 

Nach erfolgter Beſtimmung des Termins hat der Kläger für die Zu— 
ſtellung der Klageſchrift Sorge zu tragen. 


HB. 2 a a. DE. 308, Bi 5126 fi., RE. 5 218, NE. — 212, E. II $ 220, 
5, M. 186, AB. 78, Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 112 ff., Fi 2 ov. v. 1898 ©. 91 ff. 


1. Zu Abi. 1: Bat die Vorfchriften des $ 216. — Unter welchen Umftänden der 
Vorfigende die Beitimmung des Termins zu verweigern hat, iſt in N. 2 zu $ 216 er 
Örtert. Wegen Anfechtung ber Termindvermweigerung und der Terminsbejtimmung ſ. R. 5 
zu $ 216, 

2. Zu Abi. 2: a) Diefe Vorichrift ift durch die Novelle v. 1898 eingefügt worden. 
Sie fteht in Verbindung mit der Abkürzung der gefeglichen Einlaſſungsfriſten (ſ. N. 1 
zu $ 262) und foll den Prozekgang beichleunigen,. Im Entw. d. Nov. $$ 312a bis 312e 
war ein jog. Vortermin nad dem Vorbilde der öfterr. CPrO. v. 1895 $8 231, 236 f. in 
Ausfiht genommen; in dieſem Vortermine follten insbefondere die Verſäumnisfälle erledigt 
werden. Die RTKomm. bat den Vortermin abgelehnt (KB. 3. Nov. v.1898 S. 91 bis 99) 
und die Verkürzung der Ginlaffungsfrift ſowie die Einfügung des Abi. 2 des $ 261 be» 
ichloffen (KB. ©. 99 bis, 103). 

b) Die Vorichrift hat nur inftruftionelle Bedeutung. Die Beitimmung eines weiter 
hinaus gerüdten Termins kann nicht angefochten werden; der Kläger könnte etwa Vor: 
verlegung beantragen ($ 227 Abſ. 2) und ſich gegen Abweifung diejes Antrags beichweren. 

ec) Die Vorjchrift findet feine Anwendung auf das Verfahren vor den Amtögerichten 
($ 508), im Eheprozeß ($ 618 Abf. 1), im Kindſchaftsprozeß ($ 640 Abf. 1, 8641 Abi. 1) 
und im Entmünbigungsprozefie (8 670 Abf. 1, 8679 Abſ. 4, 8 684 Abſ. 4, 8 686 Abi. 4). — 
Dei den Anfechtungsflagen des HGP. $ 271 und des Gen.Gef. (Red. 1898) $$ 51, 111 
darf die mündliche Verhandlung nicht vor Ablauf der im HGB. $ 271 Abi. 2, Gen.Gei. 
$ 51 Abj. 1 Sag 2, 3111 Abſ. 1 Satz 3 bezeichneten Friften erfolgen (HGB. $ 272 Abi. 2 
Sak 2, Gen.Gel. $ 51 Abf. 3 Sag 4, $ 112 Abſ. 1 Sab 2). 
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3. Zu Abi. 3: Wegen der Zuftellung |. N. 4 zu $ 216. 

4. Die öffentliche Bekanntmachung des Termins jchreiben vor HGB. $ 272 Abi. 1 
und Genoflenichaftägeiek (Red. v. 1895) $ 51 Abi. 4. 

$. 262.* (234.) 

Zwijchen der Zujtellung der Klageichrift und dem Termine zur münd— 
lihen Verhandlung muß ein Zeitraum don mindeitens zwei Wochen Liegen 
(Einlaffunasfrift). In Meß- und Marftjachen beträgt die Einlafjungsfriit 
mindejten3 vierundzwanzig Stunden. 

it die Zuftellung im Auslande vorzunehmen, jo hat der Vorfigende bei 
Feſtſetzung des Termins die Einlaffungsfrift zu beftimmen. 


DE. ya = 5404 f., NE. 8 404, NE. 53 1., 779, E. 18 218, E. IT 8 Me, €. II $ 286, 
m. PB. 78, 537 f., AB. 3. Nov. v. 1898 5. 9 fi. 


1. Zu Abi. Die regelmäßige Einlaffungsftift der CPrO. v. 1877 betrug einen 
Monat; fie wurde bei Beratung der Nov. v. 1898 von ber Reichätagsfommiifion auf zwei 
Wochen berabgelegt; vgl. N.2 litt.a zu $ 261. — Einlaffungsfrift im Verfahren vor ben 
Amtögerichten ſ. $ 498, im Wechſelprozeſſe: $ 604 Abi. 2. — Im Berfahren vor den 
Kammern f. Handelsſachen beiteht ſeit der Herabſetzung feine befondere Einlaffungsfriit 
mehr (früer: GPBG.$ 102 Abi. 1 Satz 2). — Über den Begriff „Meß- und Marktjachen“ 
ſ. N. I, 2 zu $30. Die kürzere Friſt gilt nur, wenn die Stlage in dem Gerichtäftande 
des $ 30° erhoben ift; fie gilt auch in dem höheren Inſtanzen ($$ 520, 555). — Wegen 
Berehnung der Einlaffungsfriiten ſ. N. 3 Ziff. I vorlekter Abjak vor $ 214 ©. 307 und 
N.4 zu $223. Wegen Abkürzung diejer Friſten j. $ 226. 

2. Zu Abſ. 2: Die deutichen Schubgebiete fommen hier ala Ausland in Betracht. — 
Die nah Abi. 2 vom Vorfigenden zu beftimmende Frift ift länger wie die geleßliche Frift 
zu bemefjen. Kürzer als die gefeßliche Friſt könnte fie nur bemeffen werden, wenn die 
Abkürzung beantragt ift (vgl. $ 226). Die Verfügung des Vorfikenden ift mit der Klageſchrift 
zuzuftellen. Gine Zuftellung im Ausland ohne vorherige Beitimmung der Einlaffungsfriit 
ift wie eine Zuftellung unter Nichteinhaltung der Einlaffungsfrift zu behandeln. 

3. Iſt die Einlaffungsfrift nicht eingehalten, fo fann gegen den nicht erfichienenen Be: 
Hagten fein Verfäummisurteil erlaffen werden (arg. $335 Abi. 1 Nr. 2). Der erfchienene 
Bellagte kann die Vertagung auf Koſten bes Klägers (arg. $ 95) verlangen. Die Ber: 
tagung muß bemilligt werben; denn wenn fich der Beflagte entfernt, ohne zu verhandeln, 
fönnte fein VBerfäumnisurteil erlaffen werden. — Die Gültigkeit der Erhebung der Klage 
hängt von der Wahrung der Einlaffungsfrift nicht ab. 

4. Wurde nad der Erhebung der Klage in einem vorbereitenden Schriftjage die 
Erweiterung bes Klagantrags ($ 268 Nr. 2, $ 280) angekündigt, fo ift nicht die Ein- 
lafjungsfrift, fondern nur die in $ 132 Abſ. 1 beftinmte Frift zu wahren [RG. 11. Dez. 
1885 Entih. XV Nr. 107 ©. 392]. 

$. 263.* (235.) 

Durch die Erhebung der Klage wird die Nechtshängigfeit der Streitjache 
begründet. 

Die Rechtshängigkeit hat folgende Wirkungen: 

1. wenn während der Dauer der Rechtshängigfeit von einer Partei die Streit: 
jache anderweit anhängig gemacht wird, fo kann der Gegner die Einrede 
der Rechtshängigfeit erheben; 

2. die Zuftändigfeit des Prozehgerichts wird durch eine Veränderung der jie 
begründenden Umjtände nicht berührt. 

DE. 38 236, OP. 1480 ff., u 5338 ff., NE. 5 199, RP. 536 fi., 561, 571 f., 774 fi., 794, 
832, €. 18 214, E. II 8 222, €. II 227, mM. 187 ff., KB. 79, 540, 

Yitteratur: Pland Lehrb. I $ 54, —— Lehrb. (2) ©. 408 fi., Schwalbach Arch. f.c. 

Pr. LXIV ©. 256 ff, Yippmann eod. LXV &.358 ff. und LXXI — 291 f., Schollmeyer Komp.- 


8 263. Erjter Titel. Verfahren bis zum Urteil. 397 


Eiur. S.9f., Weismann Hauptintervention S. 110, Stein Urk.Proz. ©. 280 ff., Lindelmann 
Mag. f. DR. VII ©. 308 ff., Kohler Der Prozeh als Nechtsverhältnis S.36 f., Hellwig Anſpruch 
und Klagereht ©. 178 ff. und Lehrb. I ©. 177 ff., 1 S. 2 Fi. 

1. a) Die Rehtshängigfeit einer Streitfache (eines Anfpruchs: $ 281) beginnt 
mit der Erhebung ber Klage, d. i. mit der Zuftellung der Klageſchrift ($ 253), und in 
den Fällen der $$ 500, 510 mit dem mündlichen Vortrag der Klage. Wird ein Anſpruch 
erit im Laufe des Prozefjes erhoben, jo tritt die Rechtshängigfeit mit dem Zeitpunkt ein, in 
welchem der Anſpruch in ber mündlichen Verhandlung geltend gemadjt wird ($ 281). In 
welchen Fällen ein Anſpruch im Laufe des Prozeſſes erhoben werden kann, |. N. 1 zu 
$ 281. In den Fällen der $ 302 Abi. 4 Sa 4, $ 541 Abi. 2 Sak 3, $ 600 Abi. 2, 
$ 717 Ubi. 2 Saß 2 findet eine Zurüddatierung der Wirkungen ber Rechtshängigfeit des 
im Laufe des Prozeſſes geltend gemachten Anſpruchs ftatt. — Die Rechtshängigkeit tritt 
ferner ein mit der Zuftellung des Zahlungsbeichls an den Schuldner ($ 693). 

Rechtshängigkeit tritt nicht ein durch die Geltendmachung eines Anfpruchs im Wege 
ber Einrede, insbeſondere nicht durch die Einrede der Aufrechnung. Die Litteratur und 
die Rechtſprechung über die frage, ob durch die Einrede der Aufrechnung die Gegenforderung 
rechtshängig wird, |. N. 4 litt. g zu $ 145. — 

Die Anmeldung einer Forderung im Konkurs begründet feine Nechtshängigfeit. Die 
Anmeldung jteht auch der Erhebung der Klage nicht im Wege. Nur die Doppelverfolgung 
ift dem Gläubiger verwehrt. [Vgl. L. Seuffert Konkursprozeßrecht ©. 187 f., Wilmowski— 
Kurlbaum Komm, 3. RO. (6) N. 2 zu $ 12, Peterfen-Stleinfeller Komm. 3. KO. (4) Nr. 3 
zu 812 RG. XXIX 873 ff. — AM.: Jaeger Komm. 3. KO. (2) N.6 f. zu $ 12] 

b) Die Rechtshängigkeit erliicht mit der Beendigung des Prozefles: 

«) durch formell rechtöfräftiges Sach: oder Prozehurteil; über Eintritt der formellen 
Rechtskraft ſ. 705. Ein Urteil mit Vorbehalt ($ 302, $ 529 Abf. 3, $$ 540, 599) be» 
endigt den Prozeß nicht und hat daher das Erlöfchen der Rechtshängigkeit nicht zur Folge. 
Das Gleiche gilt in den Fällen der Verweifung bes Mechtäftreits an ein anderes Gericht 
($$ 276, 505, 506); 

3) dur Zurüdnahme der Klage ($ 271); nicht ſchon durch die Vereinbarung, dab 
die Klage zurüdgenommen werben joll (vgl. R.6 zu $ 271); 

y) durch Vergleich; über anfechtbare und bedingte Vergleiche I. N. 2 litt. k zu $ 794; 

3) in Anjehung eines im Enburteil übergangenen Anſpruchs durch Verſäumung ber 
Friſt zum Antrag auf Ergänzung des Urteils; vgl. N. 4 zu $ 321. 

Die durch Zuftellung des Zahlungsbefehls im Mahnverfahren eingetretene Redhtö- 
bängigfeit erlifcht auch durdy Zurüdnahme des Zahlungsbefehls (vgl. N. 3 zu $ 693), burd) 
Berfäumung der in 8697, $ 701 Sag 1 beftimmten Friſten und durch die Zurüdweifung 
des Geſuchs um den Vollſtreckungsbefehl nach S 701 Saß 2. 

Die Rechtshängigkeit kann teilweise erlöichen, wenn fie in Anfehung mehrerer An» 
iprüche ober in Anfehung eines teilbaren Anſpruchs eingetreten war. 

Die Rechtshängigkeit erlifcht nicht durch Unterbrechung, Ausfegung oder Ruhe des 
Verfahrens; auch nicht durch Verzicht ($ 306) oder Anerfenntnis ($ 307). 

2. Die Rechtshängigfeit hat prozeßrechtliche und materiellrehtlihe Wir: 
tungen. Über die materiellrechtlihen Wirkungen ſ. $ 267 nebſt den Erläuterungen. Die 
prozeßrechtlichen Wirkungen find folgenbe: 

I. a) Wenn während der Dauer der Rechtshängigkeit von einer Partei die Streit: 
lache anderweit anhängig gemadt wird, fo fann der Gegner die Einrede der Rechtöhängig- 
feit (exceptio rei in iudiciam deductae, exc, litis pendentis) erheben. [Lippmann Arc). 
f. c. Pr. LXV S. 358 ff. beftreitet mit unftichhaltigen Gründen, dab die Einrede aus der 
Rechtshängigfeit einer Widerflage hergeleitet werden lann. Dagegen Schollmeyer Komp. 
Einr. S. 14 ff.; Replif von %.: Arch. f. c. Pr. LXXI ©. 291 fi.) 

b) Die Einrede der Nechtshängigkeit beichränft fih in fachlicher Veziehung auf 
denjenigen Anſpruch, in Anſehung beffen das Urteil des erften anhängigen Prozeffes ber 
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Nechtäfraft fähig ift; val. $ 322 Abſ. 1. Die Einrede ift alſo nicht begründet, wenn ein 
Prozeß über einen Zeil eines materiellrechtlichen Anſpruchs anhängig ift und ein anderer 
Zeil desjelben Anfpruchs in einem zweiten Prozeffe geltend gemacht wird; denn wenn aud 
die Möglichkeit bejteht, in dem erften Prozeffe den Antrag zu erweitern ($ 268 Nr. 2), jo 
ift doch bis zur Erweiterung der eingeflagte Teil nicht rechtshängig. Auch wenn man an: 
nimmt, daß in der Aberkennung eines nicht inbividualifierten Teiles die Aberfennung bes 
ganzen Anspruchs Liegt (vgl. N. 3 litt. b zu $ 322), folgt daraus nicht, daß die Einrede 
der Rechtshängigfeit gegenüber der zweiten Klage begründet ift; denn die Zuerfennung bes 
Teiles ift nicht Zuerfennung des Ganzen. [So auch Wilm. Levy (7) N.2 zu $ 235 alt, 
Gaupp (9) N. ITA2, Peterfen (5) N. 8, Pland Lehrb. 1 S.260 N. 25 u. S. 274, Schwal: 
bad Beitr. 3. Ed. DR. XXVI ©. 514, OLG. Celle SA. XLIII Nr. 157. AM.: Bitel- 
mann Ztichr. f.d. EPr. VIII ©. 273 f., Immler eod. XI S. 322, Muskat eod. XII S. 335 ff., 
Lindelmann eod. XVII S. 447 f.] 

Die Einrede der Nechtshängigfeit ift aber feineswegs immer begründet, wenn Das 
Urteil des erſten Prozeifes für die Enticheibung des zweiten Prozefjes präjudiziell werden 
fann, ſondern nur wenn ber in dem zweiten Prozeß erhobene Anſpruch mit dem in dem 
eriten Prozeß erhobenen identisch ift. Daher ift z. B. die Einrede der Rechtöhängigfeit 
nicht begründet, wenn in dem erften Prozefje die Feſtſtellung der Ungültigkeit eines Rechts— 
geichäfts wegen Irrtums, argliftiger Täuſchung oder rechtswidriger Drohung, in dem 
zweiten aber die Verurteilung zur Erfüllung der aus dem Geſchäft entjtandenen Verbind— 
lichkeit verlangt wird [vgl. RG. 28. Jan. 1890 Entf. XXVI Nr. 74 ©. 367 f.]; ebenio 
nicht, wenn im erſten Prozeß auf Minderung des Preijes oder der Kaufgeldhypothek, im 
zweiten Prozeß aber auf Zahlung des ganzen Saufpreifes oder der ganzen Hypothek ge: 
klagt ift [vgl. NG. 21. Febr. 1903 Entſch. LIV Nr. 15 ©. 49 ff.); ebenfo nicht, wenn im 
erften Prozeß über die Gültigfeit des einem Wechſel zugrunde liegenden Rechtsgeichäfts 
gejtritten, im zweiten der Anfpruch aus dem Wechjel geltend gemacht wird [OLG. Dresden 
Redtipr. d. OYG.VII ©. 299, OLG. Braunichweig Redtipr. d. OYG. IX ©. 100 f.]; ebenio 
nicht, wenn im eriten Prozeb auf Löſchung der vorgemerkten Unternehmerhypothef, im 
zweiten auf Zahlung des Werflohns geflagt wird [OLG. Bamberg SA. LIX Nr. 163]; ebenio 
nicht, wenn im eriten Prozeß auf Aufhebung des Schiedsſpruchs, im zweiten auf Boll: 
ftredungsurteil zum Schiedsſpruche geflagt wird [RG. 8. Apr. 1904 EU. LX Nr. 242, 
24. Apr. 1904 ZW. ©. 260 Nr. 6, OLG. Dresden Redtipr. d. OLG. IX &. 99 f]. In 
jolhen Fällen kann die Ausſetzung bes queiten Prozeffes nach $ 148 angeordnet werden. — 
Über die (Frage, ob die Rechtshängigfeit eines Eheicheidungs: oder Eheanfechtungsprozefies 
die Erhebung einer zweiten Scheidungs: oder Anfechtungsflage hindert, ſ. N.3 zu $ 615. 

In ſubjektiver Beziehung ift die Einrede auf die Parteien befchräntt; weder ift 
die Ausdehnung auf Dritte, für oder gegen die das Urteil wirkſam wird ($$ 325, 326), 
in $ 263 vorgejehen, nod folgt diefe Ausdehnung aus ber Eritredung ber Rechtäfraft. 
[Pgl. Hellwig Anſpruch und Stlagereht S.178 f., Ullmann Arch. f. c. Pr. XCI E. 404 ſpez. 
für den Wall bes $ 1380 Sak 2 des BGB. — Anders die berrichende Lehre, 3.2. Gaupp 
(9) IT A 1, welde annimmt, daß die Einrede auch gegen den Sondernachfolger erhoben 
werben fönne, wenn das Urteil des erjten Prozeffes für und gegen ihn wirkſam ift.] Daß 
die Einrede gegen den Gefamtnachfolger begründet ift, ergiebt fih daraus, daß biefer 
Partei geworden ift. — Aus der Beichränfung auf die Parteien folgt, daß aus einem 
gegen einen Geiamtichuldner anhängigen Prozefie die Einrede der Nechtshängigkeit nicht 
hergeleitet werden kann gegen die gegen einen anderen Gejamtjchuldner erhobene Klage; 
ebenjo nicht aus der von einem Gejamtgläubiger erhobenen Klage gegen die lage eines 
anderen Gejamtgläubigers. — Da die offene Handelsgeſellſchaft als Gejamthandsgemein: 
ihaft eine von ben einzelnen Gejellihaftern verfchiedene Prozekpartei ift (vgl. N.2 litt. a 
zu $ 50), fann ein Gefellichafter nicht aus einer gegen die Gejellihaft erhobenen Klage 
die Einrede der Rechtshängigfeit gegen eine Klage herleiten, die gegen ihn perfönlich wegen 
berjelben Forderung erhoben wird. [Bgl. Gaupp (9) N.ITA1, Hellwig Anſpruch S. 277, 
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Makower Komm. 3. HGB. (12) N. III zu $ 129, OLG. Hamburg Redtipr. d. OLG. II 
S. 6. — AM.: Staub Komm. 3. HGB. (8) Anm. 6b zu $ 129, NG. 13. Apr. 1901 
Entich. XLIX Nr. 83 S. 340 ff.] 

c) Bei Berüdfichtigung der verfchiedenen Rectsichugarten und der verfchiedenen 
Möglichkeiten, einen Anſpruch gerichtlich geltend zu machen, ergeben ſich in Anfehung ber 
Einrede der Rechtshängigfeit folgende Säße: 

«) Iſt Leiſtungsklage erhoben, fo ift die Einrede d. R. nicht begründet gegenüber 
der Klage auf Feſtſtellung des dem materiellrechtlihen Anſpruche zu Grunde liegenden 
Nechtöverhältniffes, weil fi die Rechtskraft des im erjten Prozeſſe begehrten Urteils nicht 
auf dieſes Nechtäverhältnis erftredt; arg. $ 322 Abſ. 1 [vgl. RG. 2. Febr. 1894 Beitr. 3. 
E.d. DR. XXXVII ©. 1214). 

2) Dit Klage auf Feſtſtellung des Beitehens eines Rechtsverhältnifjes erhoben, jo iſt 
die Einrede d. R. begründet gegenüber der negativen Feſtſtellungsklage in Anfehung des: 
felben Rechtsverhältniffes, aber nicht gegenüber einer Leiſtungsklage [RG. 18. Oft. 1897 
Entſch. XL Re. 98 ©. 362]. It Klage auf Feititellung des Nichtbeftehens eines Rechts: 
verhältniffes erhoben, jo ift die Einrede d.R. begründet gegenüber der pofitiven Feſt— 
jtellungsflage in Anſehung deöfelben Rechtöverhältniffes, aber nicht gegenüber einer Leiftungs« 
Hage (RG. 28. März 1890 Entſch. XXVINRr.74 ©.368, 4/11. Mai 1898 SA. LIII Nr. 255, 
8. Oft. 1902 Entich. LII Nr. 70 S. 259ff.). Der Beklagte des negativen Feſtſtellungsprozeſſes 
fanın Widerflage auf Leiftung erheben, er fann fich auch auf die Behauptung des vom 
Kläger negierten Rechtsverhältniffes beichränfen und feinen Anſpruch in einem gejonderten 
Prozeſſe verfolgen. Erheht er die Klage gefondert, während ber erjte Prozeß noch an— 
bängig ift, fo ift die Auslegung des zweiten Prozefjes möglich (arg. $ 148). 

>) Dit auf Feititellung der Echtheit einer Urfunde geklagt, jo iſt gegenüber ber 
Klage auf Feitftellung der Unechtheit derfelben Urkunde die Einrede d. R. begründet, und 
umgefehrt. Aus einem Prozeß über die Echtheit fann die Einrede d. R. nicht hergeleitet 
werden gegenüber einer Klage auf Feititellung des Beitehens oder Nichtbeitehens des Rechts: 
verhältniffes, für welches die Urkunde in Betracht fommt, und ebenſowenig gegenüber einer 
Leiſtungsklage. 

) Die Erhebung ber Klage im Urkundenprozeſſe ſteht hinſichtlich der Einrede d. R. 
ber Erhebung der Klage im ordentlichen Prozeſſe gleich [vgl. Briegleb Exekutivprozeß S. 106, 
Strudm. Koch (8) Nr.3, Wilm. Levy (TI N.3 zu $ 235 alt, Gaupp (I)N. A 3d, Wach 
Dandb. 1 &.217, Stein Urk. Proz. S.291; aM.: ROHG. Entih. XII &.210 auf Grund einer 
irrigen Anficht über die Natur des Urkundenprozefjes]; es kann daher aus der im Urkunden: 
prozeß erfolgten Klagerhebung die Einrede d. R. gegenüber der Klage im ordentlichen 
Prozeife begründet werden, und umgefehrt. Auch die unter litt. « bis y entwidelten Säße 
über das Verhältnis der Leiftungsklage zur Feſtſtellungsklage finden auf die im Urkunden- 
prozeh erhobene Leiftungsklage Anwendung. Es ergiebt fich daraus insbejondere, dab eine 
negative Feſtſtellungstklage, z. B. eine Klage auf Feſtſtellung der Nichtigkeit eines Wechſels 
oder die Klage auf Herausgabe des Wechield wegen Nichtigkeit des Wechjelvertrags, ſo— 
lange der Bellagte in diefem Prozefje feine Widerflage auf Leiftung erhoben hat, die Ein» 
rede d. R. nicht gegenüber einer im Urkunden» oder Wechielprozeß erhobenen Klage be= 
gründet, in welcher die Verurteilung zur Leiftung, 3. B. zur Bezahlung der Wechſelſchuld, 
verlangt wird. [Pgl. Strudm. Koch (8) N. 10 Abi. 2 zu $ 256, Wilm. Levy (7) N. 2 zu 
$ 235 alt, Gaupp (9) N. II A 3d, Kohler Forihungen ©. 117, RG. 16. Sept. 1886 
Entſch. XVII Nr. 178 ©. 326, 3. Juli 1888 XXI Nr.77 S. 392, 5. Dez. 1899 Beitr. 3. 
€. d. DR. XLIV ©. 1178; die erfte diefer Entjcheidungen ift übrigens irrtümlich mit der 
Illiquidität der im TFeftftellungsprozeffe vorgebradhten Behauptungen begründet. -— AM.: 
Stein Urk. Proz. S. 291 ff., der aber diefe Anficht in der Bearbeitung von Gaupp auf: 
gegeben hat.] 

e) Die Zuftellung des Zahlungsbefehls im Mahnverfahren fteht der Erhebung ber 
Leiftungsflage im ordentlichen Prozeß in Anfehung der Einrede d. R. gleih. Jedoch 
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fteht die Einrede der in ben Fällen der $ 697, $ 700 Saß 3 bei dem Landgericht er- 
hobenen Klage nicht entgegen. 

) Die Anhängigkeit des einen Arreft oder eine einftweilige Verfügung betreffenden 
Verfahrens berechtigt nicht zur Einrede d. R. in einem die Hauptſache (im Sinne des 
$ 806) betreffenden Prozeß und umgefehrt [ugl. Pland Lehrb. I S. 274, Kohler Forſchungen 
©. 139, RG. 1. April 1885 Entſch. XIII Nr. 94 S. 362, 26. Jan. 1890 XXVI Nr. 85 
S. 407). 

n) Die Einrede d. R. kann nicht erhoben werden, wenn die Aufrechnung einer rechts» 
bängigen Forderung geltend gemacht wird. Steht die aufgerechnete Gegenforberung mit 
der in ber Klage geltend gemachten Forderung nicht in rechtlichen Zufammenhange, jo 
fann das Gericht anordnen, daß über die Klage und bie Aufrechnung getrennt verhandelt 
werde ($ 145 Abi. 3), und dann meiter, daß die Verhandlung über die Aufrechnung bis 
zur Erledigung bes Prozeſſes, in welchem die Gegenforderung eingeflagt ift, auszuſetzen 
jei (arg. $ 148). Steht die aufgerechnete Gegenforderung mit der in der Klage geltend 
gemachten Forderung in rechtlichem Zufammenhange, jo fann das Gericht anordnen, dab 
die Verhandlung des Prozeffes, in welchem die Aufrechnung geltend gemacht wird, bis zur 
Erledigung des anderen Prozeſſes auszufeßen fei (arg. $ 148). Obwohl diefe Anordnungen 
im Ermelfen des Gerichts ftehen, wird das Gericht vernünftigerweife diefe Anordnungen 
treffen, um mehrfache Verhandlung über die Gegenforderung zu verhüten. Theoretiſch ift 
die Möglichkeit mehrfacher Verhandlung über die Gegenforderung nicht zu beitreiten. Natür- 
ih kann in jeder Verhandlung die rechtöfräftige Entſcheidung geltend gemacht werben, die 
in dem anderen Prozeß ergangen ift. [Über die Aufrechnung einer vechtöhängigen For— 
derung vgl. 1.8 D. de compens. 16, 2, Haſſe Arch. f. c. Pr. VII S. 169 ff., Dernburg 
Kompensation (2) ©. 535 ff., Eifele Kompenfation ©. 52 f., Lippmann Ard. f.c. Pr. LXV 
©. 459, Schollmeyer Komp.Einr. ©. 52 f., Yang Aufrechnungsreht ©. 3, Pland Lebrb. I 
©. 274; ſ. a. Mot. 3. E. III ©. 187.] 

d) Aus einem Rechtsftreite, der bei einem ausländifchen Gericht anhängig ift, fann 
im Inlande die Einrede d. R. begründet werden, wenn die Anerfennung bes künftigen 
Urteils nicht ausgeichloffen ift. Ob bies der Fall ift, ift nach $ 328 zu beurteilen. [Bal. 
Strudm. Koch (8) N. 1 Abi. 2 zu $ 328, Gaupp (9) N. ITA4, Heibeder Ztichr. f. d. CPr. 
XVII &.469, Bar Theorie und Praris d. intern. Privatrechts II S.473, Wach Hanbb. I 
S. 247, Kohler Gef. Beitr. 8.554, Walfer Streitfr. d. internat. Civilprozeßrechts ©. 154 ff. 
ROHGG. Entid. VIII ©. 168, RG. 20. Mai 1891 Beitr. 3. €. d. DR. XXXVII ©. 417, 
26. Jan. 1892 SA. XXVII Nr. 296, 13. Apr. 1901 Entid. XLIX Nr. 83 ©. 340 ff. — 
AM.: Hellwig Lehrb. I ©. 178.] 

e) Die Einrede d. R. gehört zu den fog. prozehhindernden Einreden (5 274 Abi. 2 
Nr. 4). Nach der herrichenden Anficht hat das Gericht die Rechtshängigfeit nicht von 
Amtöwegen zu berüdfichtigen, die Partei fann daher auf die Einrede verzichten. [So 
Wetzell Syſt. (3) S. 127, v. Bayer Vorträge (8) S.239, 552, 560, Pland Lehrb. IS. 275, 
Schmidt Lehrb. (2) S.671F., Hölder Pand. S.375, Hellwig Anfprud x. S. 180 f., Lehrb. 
18.179, die Mot. 3. E. III ©. 165, alle Kommentare 3. CPrO., RG. 3. Mai 1903 SA. LX 
Ar. 41. — AM.: Lindelmann Mag. f. DR. VII ©. 308 ff., Kohler Forihungen ©. 97, 
Bülow Ardı. f. c. Pr. LXXXII ©. 140 ff. Schwark Abjolute Rechtskraft, Sep. Abdr. aus 
ber Feſtg. d. Berl. Yuriftenfaf. f. Dernburg, S. 37 f.] Die frage hängt mit der anderen 
zuſammen, ob das Gericht das rechtsfräftige Urteil von Amtswegen zu berüdfichtigen bat; 
über dieſe Frage |. N. 2 zu $ 322. Wäre das Urteil von Amtöwegen zu berüdfichtigen, 
fo müßte wohl basjelbe auch von der Einrede d. R. gelten. [Gegen biefe Parallele: 
Schmidt Lehrb. (2) S. 672, Hellwig Anſpruch ac. S. 181.] — Nichtbeadhtung der NRechts- 
bängigfeit oder des rechtsfräftigen Urteils über diefelbe Sache kann zur fFolge haben, daß 
mehrmals über diejelbe Sache geurteilt wird; dann gilt das fpätere Urteil, fofern es nicht 
durch Reftitutionsklage (8 580 Nr.7 litt. a) angefochten worden ift [vgl. Kohler Ztichr. f. 
d. CPr. X ©. 470, Forſchungen ©. 97]. 


SS 263, 264. Eriter Titel. Verfahren bis zum Urteil. 401 


II. Die bei Beginn der NRechtshängigfeit vorhandene örtliche und fachlihe Zur 
jtändigfeit des Prozehgerichts wird durch eine Anderung der fie begründenden Umſtände 
nicht berührt (jog. perpetuatio fori). Ohne Einfluß auf die vorhandene Zuftändigfeit 
find daher die Mehrung oder Minderung des Wertes des Streitgegenitandes (vgl. $ 4 
Ab. 1, erſter Halbjak), der Wechiel des Wohnſitzes oder des Aufenthalts, der teilweiſe 
Verzicht, das teilweile Anerfenntnis [RG. 18. Jan. 1881 Entſch. III Nr. 110 ©. 392], 
die teilweife Befriedigung ꝛc. Darin liegt eine aus Zwedmäßigkeitsgründen vorgeichriebene 
Ausnahme, von der Regel, daß für die Beurteilung des Rechtöftreits ber Zeitpunkt der 
Urteilsfällung maßgebend ijt (vgl. N. 4 Abf. 2 zu $ 267). Die Erweiterung bes Antrags 
fann die Zuftändigfeit verjchieben ($ 506). Aus dem Satze, daß die bei Beginn der Rechts« 
hängigkeit vorhandene Zuftändigfeit durch eine Änderung der Umjtände nicht berührt wird, 
folgt nicht, daß auch die bei Beginn der Rechtshängigkeit vorhandene Unzuftänbigteit 
durch Änderung ber Umstände nicht berührt werde. Vielmehr ift anzunehmen, daß ein 
bei Beginn der Rechtshängigkeit unzuftändiges Gericht durch Anderung der Umſtände, 
3. B. nachträgliche Verlegung des Wohnfites oder des Aufenthalts in den Gerichtöbezirk 
zuftändig werben fann. [So auch Gaupp (9) ITB Abf.1, RG. 8. Juli 1902 Entſch. LII 
Nr. 36 S. 136 (bei nachträglicher Verlegung des Wohnſitzes in den Gerichtäbezirf), KG. 
Berlin Redtipr. d. OLG. XIII ©. 76, — AM.: KG. Berlin NRedtipr. d. OLG. XI 
&. 72 in Ehefachen.] — Über den Einfluß einer Änderung der Gerichtöbezirfe auf an— 
hängige Prozeſſe j. Betzinger Ztichr. f. db. EPr. XVII ©. 429 ff, Roggers Arch. f. ö. R. 
IX ©. 201 ff., Stölgel Ztichr. f. d. EPr. XXXII ©. 35 ff., Jaſtrow eod. XXXIV ©. 461 fi. 

II. Sonftige prozeßrechtlihe Wirkungen der Rechtshängigfeit find die Möglichkeit 
der Erhebung einer Widerflage (ſ. N. 2 litt. a zu $ 38), der Hauptintervention (ſ. N. 2 
litt. a zu $$ 64, 65), der Nebenintervention (ſ. N. 2 litt. a zu $ 66), der Streitverfündung 
(1. NR. 2 zu $ 72), des Verfahrens nach $ 75, der Benennung bes mittelbaren Befitzers 
($$ 76, 77), das relative Verbot der Klagänderung ($ 264), die Unempfindlichkeit bes Prozeffes 
gegen die Veräußerung der in Streit befangenen Sache oder des in Streit befangenen An— 
ſpruchs ($ 265 Abſ. 2) und die Wirfung des Urteils für und gegen die Rechtönachfolger, 
wenn die Rechtsnachfolge nad; dem Beginne der Rechtshängigfeit eingetreten iſt ($ 325). 

3. Die in $$ 263, 264 bezeichneten Wirkungen der Rechtshängigkeit treten auch 
ein, wenn bie Erhebung ber Klage nicht orbnungsmäßig ift (vgl. R. 5,6 zu $ 253) oder 
ein jonftiger Mangel in den Prozebvorausfegungen (ſ. N. 1 zu $ 274) befteht. Solange 
die Rechtshängigkeit nicht formell beendigt ift, kann fich der Kläger nicht auf die Un— 
gültigfeit feiner Klagerhebung oder darauf berufen, daß andere Prozehvorausfegungen 
fehlen, weil er dadurch feiner eigenen Urteilsbitte widerſpräche lvgl. Schwalbach Ardı. f. 
c. Pr. LXIV ©. 281 ff]. 

$. 264.* (2354.) 

Nach dem Eintritte der NRechtshängigfeit ift eine Aenderung der Klage 
nur zuzulajfen, wenn der Beklagte einwilligt oder wenn nach dem Ermejjen 
des Gerichts durch die Aenderung die Vertheidigung des Beklagten nicht twejent: 
lich erſchwert wird. 

HE. gan, ö®. 1865 ff, 5350, NE. 8 199 Nr. 3, NB. 538, E. 18 213 Rr.3, € u 6m 8.3 7— 


€. 111 8 227 Nr. 3 ‚ SED. D. v.i097 8 235 Ubi. 2 Mr. 8. Beer. d Mob w 108 © 104 f., 
— 10 6 


1. $ 235 Abi, 2 Nr. 3 ber ER. v.1877 beftimmte, baß der Kläger nicht berechtigt 
fei, ohne Einwilligung des Beklagten die Klage zu ändern. Nach $ 489 diefer PrO. war 
in der Berufungsinftang eine Anderung der Klage ſelbſt mit Einwilligung des Gegners 
unzuläffig. Diefe beiden Vorfchriften wurden durch bie Nov. v. 1898 abgeändert; nad) ber 
Degrünbung deswegen, weil fie fi) bei ihrer Anwendung infofern nicht bewährt haben, als 
fie dem Bellagten eine Handhabe zur Verjchleppung boten. 

Nach $ 264 ift in der erften Inftanz eine Änderung der Klage zuläffig nicht nur, 
wenn ber Beklagte einmwilligt, jondern auch, wenn nach dem Ermeſſen des Gerichts durch 

8, Seuffert, Eivilprogehorbnung I. 10. Aufl. 26 
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die Anderung bie Verteidigung nicht wefentlich erichwert wird; nach $ 527 ift in ber 
Berufungsinftanz eine Änderung ber Klage mit Einwilligung des Gegners zuläffig. 

2. Der Begriff der Hlagänderung ift in den Noten zu 8 268 erläutert. 

3. Die Anderung der Klage und die Einwilligung des Beklagten können nur in 
ber mündlichen Verhandlung erfolgen. Daber iſt eine Klagänderung mit Einwilligung 
des Beklagten unmöglich, wenn der Beklagte den Termin zur mündlichen Verhandlung 
verſäumt, und zwar auch dann, wenn der Kläger dem Beklagten die Änderung rechtzeitig 
für die Verhandlung angekündigt hatte. — Der Einwilligung des Beklagten ſteht gleich 
bie Einlaſſung auf die abgeänderte Klage ($ 269). — Iſt für Erhebung der Klage eine 
ber Parteiverfügung entzugene Friſt gefegt, fo kann nad Ablauf der Friſt eine Klag- 
änderung, die ſich ald Erhebung einer neuen Klage darftellt, auch nicht mit Einwilligung 
bes Beklagten zugelaffen werben. [Bgl. RG. 30. Sept. 1903 SA. LIX Nr. 60 in Bezug 
auf die Klage des HGB. $ 271 Abf. 1; übrigens wäre nad ber in N. 1 litt. a zu $ 268 
vertretenen Anficht in dem gegebenen Falle feine Klagänderung anzunehmen.] 

4. Ob die PVerteibigung des Bellagten nicht mwejentlich erſchwert wird, hat das 
Gericht nach freiem Ermeffen zu beitimmen. Man wird gut thun, nicht zu nachgiebig zu 
fein. Wird nah Anficht des Gerichts die Verteidigung nicht wefentlich erfchwert, jo mub 
die Änderung zugelafien werben. 

5. Über die Enticheidung, dab eine Änderung der Klage vorliege ober nicht vor: 
liege, zuzulaffen oder nicht zuzulaſſen jei, f. die Erläuterungen zu $ 270, 

6. Auf die MWiberflage findet die Worjchrift des $ 264 Anwendung. Der Ur 
wendung des relativen Anderungsverbots fteht nicht entgegen, daß der Beklagte bis zum 
Schluffe der mündlichen Verhandlung neue Wiberflagen erheben fann ($ 278 Abi. 1); 
denn die neue Widerflage ift nicht die geänderte alte und der Widerbeflagte kann den 
Widerkläger ebenfo bei der erhobenen Widerklage feithalten, wie ber DBeflagte den Kläger 
bei ber Klage. [So auch Strudm. Koch (8) N. 1 zu $ 268, Wilm. Ley (7) N. 1 zu $ 240 
alt, Gaupp (9) N. III, Peterjen (5) N. 33 zu $ 33, Löning Ztichr. f.d. EPr. IV S. 143. — 

AM.: Oſterloh Ztichr. f. EPr. II ©. 68, Lippmann Arch. f. c. Pr. LXV ©. 365.) 
$. 265.* (236.) 

Die Rechtshängigkeit fchließt das Recht der einen oder der anderen Partei 
nicht aus, die in Streit befangene Sache zu veräußern oder den geltend ge 
machten Anſpruch abzutreten. 

Die Veräußerung oder Abtretung hat auf den Prozeß feinen Einfluß. 
Der Rechtänachfolger iſt nicht berechtigt, ohne Zuftimmung des Gegners den 
Prozeß als Hauptpartei an Stelle des Rechtsvorgängers zu übernehmen oder 
eine Hauptintervention zu erheben. Tritt der Nechtönachfolger als Neben: 
intervenient auf, jo findet der $. 69 feine Anwendung. 

Hat der Kläger veräußert oder abgetreten, jo fann ihm, fofern das Ur: 
theil nach $. 325 gegen den Rechtsnachfolger nicht wirkjam fein würde, der 
Einwand entgegengejegt werden, daß er zur Geltendmachung des Anſpruchs 
nicht mehr befugt ei. 

98. 5 206, HB. 1480 f., 5938 f., NE. 88 200, 208, MB. 597 f., 582 f., 770, E. 188 215, as, 
188 238, 285, &. 11 * 228, 230, CErD. v. hir u ie. 8 238 Gab 2, M. 189 f,, ME. 
sh 530, Begr. d. Nov. . 1898 ©. 105. 


gitteratur: Über das frühere gem. Necht vgl. Wepell Syſt. (3) 86 bei N. 14 ff, $ 4 
bei N. 38 ff, Windicheid Band. (9) I $ 125 Nr. 1, Bangerow Band. N IS 160 N.V. Be 
biejen |. Angaben iiber die ältere Litteratur, woraus Zimmermann Ardı. }.c. Pr. XXXV ©. 431 ff. 
XXXVI ©. 49 ff., Arch. f. pr. RW. J S. 3ff., Friedenthal De rer. lit. alienatione (1849) her- 
vorzuheben find. Über das Recht der ERLD.: Arndt Beitr. 3. E. d. DR. XXII ©. 322 fi, 
Warmuth Ziſchr. FR. u. LER. V ©. 53 ff, Zimmermann Beitr. 3. Ed. DR. XXVIII ©. 808 fi. 
Dernburg Br. PrR. I $ 132, Band. 18 155, Eccius (Förſter) dr. Er. 1899V, Wec Beitr. 

z. E. d. DR. XXX ©. 779 ff, Behrend Beitr. 3. E. d. DR. XXXI ©. 458, ꝰaohler Ziſchr. f. d. 
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CPr. XII ©. 97 f., P. Mayer Beitr. 5. €. d. DR. XXXII ©. 297 ff. U. Schulge Die Vollftred- 
barkeit der Schuldtitel gegen die Rechtsnachfolger (1891) ©. 62 ff., Stegemann Ztichr. f. d. CPr. 
XVII ©. 251 ff., 376 ff., Reinhardt Beitr. 3. E.d. DR. XL ©. 71ff., Weidlich eod. XLV ©. 277 ff, 
Schmidt Lehrb. (2) 8 69, Hellwig Anſpruch und Slagereht S. 129 N. 11, Wejen und jubjeltive 
Begrenzung der Rechtskraft ©. 153 ff. und Lehrb. I ©. 340 ff., Petſchek Zwangsvollftredung in 
Forderungen (1900) ©. 238 ff. 

1. Der Abf. 1 des $ 265 befeitigt das aus dem römischen Recht in das gem. deutſche 
Recht übergegangene, in feiner Geltung übrigens beftrittene, bem preuß. und franz. Nechte 
fremde Verbot der Veräußerung der res litigiosa unb der actio litigiosa. Der Abf. 2 
bes $ 265 und ber ihn ergänzende $ 325 Ab. 1 find nachgebildet der preuß. AGO. 17 
8 48 (cf, ALR.I11$ 388), 12489, vgl. norbd. Prot. I ©. 562 ff. 

2. In Streit befangen ift: a) die Sache, in Anfehung deren das Eigentum oder 
eine dingliche Belaftung durch Leiftungs- oder FFeitftellungsflage geltend gemacht ift. Über 
die Klagen, durch welche Eigentum geltend gemacht wird, ſ. N.2 litt. a zu $ 24; über bie 
Klagen, durch welche eine dingliche Belaftung geltend gemacht wird, |. N. 2 litt. b zu 
$ 24. — Wird ein Anſpruch auf Grund der Vormerkung eines dinglihen Rechtes (val. 
BGB. $ 883) geltend gemadt, jo ift das Grundftüd als eine in Streit befangene Sache 
zu behandeln [RG. 17. Jan. 1891 Entſch. XXVII Nr. 57 ©. 237]; 

b) die Sade, in Anfehung deren eine Klage auf Tyeititellung des Beſitzes oder ein 
Anſpruch aus dem Belite (BGB. 88 861, 862, 869, 1007, 1029, 1093, EG. 3. BEP. 
Art. 180, 191) geltend gemadt ift [vgl. Gaupp (9) N. IIIb, Peterfen (5) N. 3, Zimmer: 
mann a.a.D. ©. 810 f., Hellwig Rechtskraft S. 358 N. 14, Biermann Sachenrecht (2) 
N. 2b zu $ 861 BGB., Kober in Staubingers Komm. 3. BEB. (2) N. III2 zu $ 861; 
— aM.: A. Schultze a. a. O. S. 92, Pland Komm. 3. BEB. (3) N. 2c zu $ 861]; 

e) die Sache, mit Rüdficht auf deren Befig die Klage gegen den Bellagten ala Befiker 
gerichtet ift. Welche Klagen gegen den Beſitzer als folchen gerichtet find, f. N. 1 litt. a 
au $ 26. 

d) Als in Streit befangene Gegenftände fommen nad Analogie von Saden 
in Betracht der Nachlaß, in Anfehung beffen die Erbichaftsflage erhoben ift (nicht bie 
einzelnen Nacdjlaßgegenftände); ferner bie abfoluten perjönlichen Rechte (Urheberrecht, 
Patentrecht, Marken- und Mufterrecht). 

Keine Inftreitbefangenheit wird begründet burch eine Klage, in der ein An— 
fpruch auf Serausgabe einer Sadhe aus einem Schulbverhältnis erhoben wird, ſoweit nicht 
die Klage unter litt. ce fällt. Daher begründet 3. ®. die Klage des Käufers auf Übergabe 
der gekauften Sache oder die lage des Mieters auf Überlaffung der gemieteten Sache feine 
Inftreitbefangenheit. Nicht in Streit befangen ift die Sache, deren Zurüdgabe auf Grund 
der Anfechtung wegen Gläubigerbenachteiligung verlangt wird; denn der aus der Anfechtung 
fich ergebende Anspruch ift eine Forderung. Vgl. Jaeger Komm. 3. KO. (2) Anm. 9 u. 16 
zu $ 29 und Gläubigeranfehtung Anm. 15 u. 22 zu $1. Die bei Jaeger angeführten 
Vertreter der dinglichen Wirkung der Anfehtung müflen nftreitbefangenheit annehmen.] 

3. Als geltend gemadter (in Streit befangener) Anſpruch fommt nicht 
bloß der materiellrechtliche Anipruch auf Leiftung in Betracht, ſondern auch das einer 
Teftitellungsflage oder Bewirkungsflage zu Grunde liegende Recht, vgl. N. 2 litt. a zu $ 260, 
N.2 litt. b zu $ 145. 

4. Beräußerung oder Abtretung im Sinne bes $ 265 ift jede Übertragung eines 
Rechtes oder Beſitzes. Ginerlei, ob die Übertragung als translative oder als fonftitutive 
erfolgt, d. i. ob fie dem Erwerber dasſelbe Recht oder ein Tochterrecht, z. B. Niekbraud) 
oder Pfandrecht, verichafft. Unter den Begriff der Abtretung fällt hier auch die Übertragung 
durch Indoffament. Es macht feinen Unterſchied, ob die Übertragung durch Rechtsgefchäft 
oder fraft Geſetzes oder durch Verfügung einer Behörde erfolgt. Daher find die Vor: 
Ichriften des $ 265 auch anzuwenden im Falle des gejeglichen Übergangs von Forderungen 
(3.2. BGB. $ 268 Abſ. 3, $ 426 Abi. 2, $ 571 [vgl. RG. 21. Sept. 1903 Entſch. LV Nr. 69 
©. 293 f.], $ 774, $ 1143 Abſ. 1, $ 1225), im Falle der gerichtlichen Pfändung und Über- 
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weifung einer {Forderung oder eines fonftigen Rechtes [vgl. Falkmann Ztichr. f. d. EPr. 
XV &. 510, Schulge Volljtredbarkeit der Schuldtitel gegen den Rechtsnachfolger ©. 48 fi, 
RG. 8. (Febr. 1885 Entſch. XX Nr. 101 ©. 420, 21. Yan. 1899 Beitr. 3. E. d. DR. XLII 
S.510f., OLG. Celle SA. XLIII Nr.249, OLG, Frankfurt SA. XLVI Nr. 240; unrictig: 
Hellwig Verpfändung ꝛ⁊c. S. 78, der aber in „Rechtskraft“ S. 152 feine frühere Anficht 
aufgiebt], im zyalle der Zmangäverfteigerung [vgl. RG. 18, Dez. 1903 Entſch. LVI Nr. 62 
©. 245 ff], im alle der Zmwangsenteignung 21. Auch die Nechtsverichiebungen, melde 
zufolge der Begründung oder der Beendigung eines ehelichen Güterftanbes eintreten, find 
als Veräußerungen im Sinne des $ 265 Abi. 2 zu betrachten oder mwenigitens nach Ana: 
logie des $ 265 Abi. 2 zu behandeln. Es finden alſo bie in N. 5 entwidelten Sätze 
Anwendung auf ben Fall, daß bei Begründung bes gefeßlichen ober vertragämäßigen 
Güterftands ein Rechtöftreit über ein zum eingebradhten Gut ober zum Gefamtgute ge 
hörendes Necht zwiichen der Frau und einem Dritten anhängig ift (vgl. BEB. $ 1407 
Nr. 1, $ 1454); ferner auf den Fall, daß bei Beendigung bed Güterftandes ein Redis- 
ftreit über ein zum eingebradhten Gut oder zum Gefamtgute gehörende? Recht zwiſchen 
dem Mann und einem Dritten anhängig ift. Folglich bleibt in jenen Fällen die Frau, 
in diefen der Mann zur Fortiegung des Rechtöftreits legitimiert u. ſ. w. [Bgl. Gaupp (9) 
N. III Abſ. 1I, Pland Komm. 3. BGB. (3) N.11 Abſ. 2 zu $ 1472, A. B. Schmidt Komm. 
3. BGB. (Familienrecht) N. 5a zu $1472. — AM.: Hellwig Aniprud und Klagerecht 
&. 329 f., 345.] 

5. St der in Streit befangene Gegenstand (Sache oder Recht) nad Eintritt und vr 
Peendigung der Rectshängigkeit (vgl. N. 1 zu $ 263) veräußert ober abgetreten worden 
fo gilt Folgendes: 

a) Die Veräuberung oder Abtretung Hat auf den Prozeß feinen Einfluß. Der 
Prozeß nimmt feinen Fortgang, wie wenn die Veräußerung nicht ftattgefunden hätte. 

«) Dat der Kläger veräußert oder abgetreten, jo fann ihm der Bellagte nicht den Ein: 
wand entgegeniegen, baß er nicht mehr zur Sache legitimiert jei (Ausnahme ſ. Abſ. 3, val. 
N. 6 litt.a). Dem Kläger bleibt troß der Veräußerung die Macht, durch Vornahme pro: 
zeffualiicher Handlungen, insbejondere auch durch Verzicht, auf den Inhalt des Urteil 
einzumwirfen und auf diefe Weiſe indirekt über den Prozebgegenitand, ber nicht mehr ih, 
jondern dem Erwerber gehört, zu verfügen. Man wird ihm, da er verzichten kann, aud 
die Macht zum Vergleich ald das minus zugejtehen müſſen. Andererjeits find Verfügungen 
des Erwerbers über den Prozebgegenftand für den Prozeß belanglos; es kann fid 3. B. 
der Bellagte nicht darauf berufen, daß der Erwerber zu feinen Gunften auf das in Streit 
befangene Recht verzichtet habe. Das Urteil ift auf den Namen des Klägers zu ftellen; 
wird der Beflagte verurteilt, jo Tautet die Verurteilung auf Leiftung nicht an den Er: 
werber, fondern an ben Kläger. Diefer kann das Urteil zu feinen Gunften vollziehen 
lafien, ohne daß feiner Zwangsvollſtreckung der Einwand der fehlenden Sadjlegitimation 
entgegengejegt werden fann. [Mit der vorgetragenen Anficht jtimmen überein Gaupp (9) 
N. IV, Zimmermann Beitr. 3. €. d. DR. XXVIL ©. 808, Mandry Der civilrechtl. In: 
halt x. (4) S. 280, Petichet Zwangsv. in Ford. S. 238 ff., RG. Entſch. XX ©. 420. De: 
gegen vertreten Eccius Pr. PrRt. IH 99V, Strudm. Koch (8) N. 2, Wilm. Levy (7) N. 2 zu 
$236 alt, Peterien (5) N.8, Hellwig Rechtskraft S. 153 ff. und Lehrb. I S. 347, Reinhardt 
Beitr. 3. E. d. DR.XL 8.71. u. RG. 7.08.1897 Entſch. XL Nr. 92 &.340, 11. Yan. 1904, 
Entich. LVI Rr. 76 S. 301 ff., 19, Nov. 1904 Beitr. 3. E. d. DR. XLIX ©. 902 fi., 24. Oft. 
1905 IW. 1906 ©. 27 Nr. 36 die Anficht, daß ber Kläger zwar Prozeßpartei bleibe, aber 
die Verurteilung zur Leiftung an den Erwerber beantragen und fi) Einwendungen aus 
der Perion bes Erwerber gefallen laſſen müfle. In Konſequenz dieſer Anficht nimmt 
das RG. 26. März 1904 Entih. LVII Nr. 65 ©. 385 fi. an, daß eine Wiederaufnahme 
age (88 578 ff.) nicht gegen die uriprüngliche Partei, jondern gegen den Rechtönachfolger 
zu richten ſei. Wach tritt in d. Beitr. 3. E. d. DR. XXX ©. 779f. der Anficht entgegen, 
dab der Kläger die Verurteilung zur Leiftung an den Erwerber beantragen müſſe, hält 
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aber Einwendungen auf Grund von Verfügungen des Ermwerberd und im Erefutiond« 
ftadium auch die Beitreitung der Sachlegitimation für zuläſſig. Ebenſo Schmidt Lehrb. (2) 
S. 870. Gegen Eccius und Wach: Behrend Beitr. 3. E. d. DR. XXXI ©.458, P. Mayer 
eod. XXXII ©. 297 ff., ©. 310 ff., Oetler Konkursrechtl. Grundbegr. J S. 553 Nr. 3. 
Mieder anders: Kohler Ztichr. f. d. EPr. XII ©. 97 ff., der annimmt, dab der Beklagte 
zur Leiftung an ben Kläger ober an den Erwerber zu verurteilen fei, je nach dem Antrag, 
und daß bie Stellung des Klägers nad der Veräußerung als ſog. Prozeßſtandſchaft (?) zu 
fonftruieren fei. Ähnlich: Stegemann Ztichr. f. d.CPr. XVII S.377 ff.) Weiblich Beitr. 
3. €. d. DR. XLV ©, 277 ff. hält die Veräußerung während bed Prozeſſes für eine be- 
dingte und gelangt auf Grund biefer Annahme zu ähnlichen Ergebniffen, wie fie oben 
vertreten find. 

8) Hat ber Bellagte bie in Streit befangene Sache veräußert, fo verliert er nicht bie 
Paffivfegitimation zur Sade; er kann zur Herausgabe der Sache verurteilt werden. Diele 
Verurteilung ift nicht bebeutungslos, weil fie gemäß $ 325 Abf. 1, 88 727, 731 gegen den 
Erwerber vollftredt werden fann. Ob der Kläger wegen ber Veräußerung zum Anſpruch 
auf Schabenserfaß übergehen kann, iſt aus dem bürgerlichen Rechte zu beurteilen. Die 
Umftellung des Antrags ift feine Klageänderung ($ 268 Nr. 3). Die Verurteilung des 
Beklagten zum Schadenserſatz ift nicht gegen ben Erwerber ber Sache vollitredbar. 

b) Der Recdhtänachfolger (Erwerber) ift nicht berechtigt, ohne Zuftimmung des Gegners 
den Prozeß ala Hauptpartei an Stelle des Nechtsvorgängers zu übernehmen [vgl. RG. 
5. (Febr. 1900 Entich. XLVI Nr. 88 ©. 320]; Ausnahme: $ 266 Abf. 1. Die Übernahme 
fann alſo nur in der Weile erfolgen, dab in der mündlichen Verhandlung der Rechts— 
nachfolger die Übernahme und der Gegner feine Zuftimmung erflärt. Die Zuftimmung 
des Vorgängers ift nicht erforderlich, wenn er die Rechtsnachfolge zugefteht. Die Über- 
nahme bemwirft, daß ber Rechtänachfolger an Stelle des ausſcheidenden Vorgängers in bie 
vorhandene prozefjualiihe Situation eintritt; die Prozehhandlungen des Vorgängers find 
für und gegen den Nachfolger wirkſam. Der Nachfolger ift auch in Anfehung der bereits 
erwachjenen Prozeßkoſten dem Gegner gegenüber berechtigt und verpflichtet; ebenio in An— 
fehung ber Gerichtöfoften dem Fiskus gegenüber. 

c) Der Rechtsnachfolger ift nicht berechtigt, ohne Zuftimmung des Gegners eine 
Hauptintervention ($ 64) zu erheben. Erhebt der Nachfolger die Interventionsklage, To 
ift fie als unzuläffig durch Urteil (absolutio ab instantia) zurüdzumeiien, wenn nicht der 
Gegner in ber münblichen Verhandlung erklärt, daß er der Erhebung zuftimme. Die Zu- 
ftimmung bes Vorgängers ift nicht erforderlich, wenn er die Nachfolge zugefteht. Gründet 
der Hauptintervenient jein Recht auf einen vor der Rechtshängigkeit des Hauptprozeſſes 
erfolgten Erwerb, jo wird die Hauptintervention nicht dadurch unzuläffig, daß der inter: 
venient nebenher fein Recht auch auf eine Übertragung des von dem Erftfläger geltend 
gemachten Rechtes ftüßt, die nach Eintritt der Rechtähängigfeit erfolgt fein joll [vgl. RG. 
14. Juli 1905 Entf. LXI Nr. 58 ©. 241 f.]; jedoch fann der Hauptintervenient mit 
feiner Interventionsflage nicht auf Grund der nad Eintritt der Rechtshängigfeit erfolgten 
Übertragung durchdringen, wenn der Gegner diefe Begründung als unzuläffig beanftandet. 

d) Der Rechtsnachfolger kann dem Vorgänger als Nebenintervenient beitreten, weil 
er an deſſen Sieg ein rechtliches Intereſſe hat ($ 66). In den Fällen, in welchen bas 
Urteil gemäß $ 325 für und gegen ben Rechtsnachfolger wirkſam ift, würde dieſer als 
ftreitgenöffifcher Nebenintervenient im Sinne des $ 69 zu behandeln fein, wenn nicht $ 265 
Abi. 2 Sak 3 die Anwendung des $ 69 verböte. Dieſe Vorfchrift hat zur Folge, daß 
Prozekhandlungen bes intervenierenden Rechtönachfolgers von der unterftüßten Partei ab» 
gelehnt werben fünnen; vgl. N. 1 Abi. 2, N. 2 litt. b bis e zu $ 67. 

6. Zu Abi. 3: a) Die fi) aus $ 265 Abi. 2 Satz 1 ergebende Vorfchrift, daß dem 
Kläger troß der PVeräußerung oder Abtretung der Einwand ber mangelnden Sadı- 
legitimation nicht entgegengejeßt werben fann (vgl. N.5 litt. aa), erleidet eine Ausnahme 
für den Fall, daß das Urteil nach $ 325 für und gegen den Rechtsnachfolger oder ben 
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Befigerwerber nicht wirffam if. Wann dies der Fall ift, ift in N. 5 zu $ 325 erörtert. 
In diefem Falle kann dem Kläger, welcher veräußert oder abgetreten hat, vom Beklagten 
ber Einwand entgegengeleßt werben, daß er zur Geltendmadhung bes Anſpruchs nicht mehr 
befugt fei. Zufolge diejes Einwandes ift die Klage unter Verurteilung des Klägers in 
bie Prozehfoften abzumweilen. Wird der Einwand nicht erhoben, etwa weil ber Beflagte 
die Veräußerung nicht erfahren bat, fo geht der Prozeß unter den bisherigen Parteien 
weiter und es kann zu einem rechtäfräftigen Urteile zu Gunften des Klägers fommen. Der 
Beklagte fann gegen die Vollftredung diefes Urteils nicht mit der Klage aus $ 767 ent- 
gegentreten, wenn die Veräußerung oder Abtretung vor dem Schluffe derienigen mündlichen 
Verhandlung erfolgt ift, in welcher Einwendungen jpäteftens hätten geltend gemacht werden 
fönnen (arg. $ 767 Ubi. 2); der Umjtand, daß ber Bellagte die Veräußerung oder Ab- 
tretung erſt ſpäter erfahren hat, fann ihm das Recht zum Widerſpruch ebenjowenig ver- 
Ihaffen, wie wenn es fih um eine andere früher entftandene Einwendbung handelt, von der 
der Beklagte erſt fpäter Kenntnis erlangt hat; vgl. N.3 litt.a Abi. 2 zu $ 767. — Sat ber 
Kläger neben dem hypothefarifchen Anspruch auch die perfönliche Forderung geltend gemacht, 
io fann ihm im (Falle der Abtretung ber Hypothek der Einwand ber fehlenden Attivlegiti- 
mation nur bezüglich des hypothekariſchen Anspruchs, nicht auch bezüglich ber perfönlichen 
Forderung entgegengefegt werden IRG. 12. Juni 1901 Entid. XLIX Nr. 89 ©. 363 ff. J. 

b) Beräußert der Bellagte die in Streit befangene Sade, jo bleibt es bei ber 
Regel, dab er feine Legitimation zur Sache nicht beftreiten fann, aud dann, wenn das 
Urteil nicht für und gegen den Erwerber wirkſam ift. 

c) Zweifelhaft ift, ob der Nachfolger, für und gegen welchen das Urteil nicht wirkſam 
it, ohne Zuftimmung des Gegners die Hauptintervention erheben fann. Im Gelege iſt dies 
nicht gefagt. Da aber die Ausichließung der Hauptintervention ihren Grund in der Wirk— 
famfeit des Urteils für und gegen den Nachfolger bat, fo wird man ihm die Hauptinter- 
vention geftatten müfjen, wenn diefer Grund entfällt [aM.: Gaupp (9) N.VIg. €]. — Als 
ftreitgenöffiicher Nebenintervenient fann ein Rechtönadhfolger, für und gegen welchen das Urteil 
nicht wirkſam ift, nicht auftreten, weil die Vorausſetzung des $ 69 nicht zutrifft. 

7. Auf die Shuldbübernahme bezieht ſich der $ 265 nicht, einerlei, ob die Schuld» 
übernahme eine privative ober eine fumulative ift [RG. 29, Apr. 1886 Beitr. z. E. d. DR. 
XXX &, 1113]. Bei privativer Schulbübernahme ift der Einwand des Mangels der Paſſiv— 
legitimation begründet. 

8. Die Vorichriften des $ 265 gelten auch in dem durch Zuftellung eines Zahlungs» 
befehlö anhängig gewordenen erfahren. Es kann alfo ber Zeifionar nicht ohne Zu— 
—— des Schuldners den Prozeß übernehmen x. IRG. 2. Mai 1904 Entſch. LVIII 
Nr. 24 S. 98 fi.]. 

$. 266.* (237.) 

Iſt über das Beftehen oder Nichtbeftehen eines Nechts, welches für ein 
Grundſtück in Anfpruch genommen wird, oder einer Verpflichtung, welche auf 
einem Grundftüde ruhen joll, zwijchen dem Befiger und einem Dritten ein 
Rechtsſtreit anhängig, fo tft im Falle der Veräußerung des Grundftüds der 
Nechtsnachfolger berechtigt und auf Antrag des Gegners verpflichtet, den 
Rechtsſtreit in der Lage, in welcher er fich befindet, als Hauptpartei zu über- 
nehmen. 

Dieje Beitimmung kommt infoweit nicht zur Anwendung, als ihr Vor— 
ichriften des bürgerlichen Rechts zu Gunsten derjenigen, welche Rechte von 
einem Nichtberechtigten herleiten, entgegenftehen. In einem ſolchen Falle findet, 
wenn der Kläger veräußert hat, die Vorjchrift des $. 265 Abſ. 3 Anwendung. 


NE. 8201|, RB. 217 f., MT. 570 fi., 775 f., €. 1 88 216f., €. IT 88 224 f., €. * 88 220 fi, 
CPrO. v. 1877 88 237 f., . 180 f., AB. 59 ff., 530, Bear. d Rob. v. 1898 ©. 


Litteratur ſ. bei $ 265. 
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1. In ben Motiven z. E. II ©. 191 iſt zu $ 266 Abſ. 1 bemerkt, daß dieſe Be— 
ftimmung „ber fon im römijchen Rechte (vgl. Wetzell Syſt. (3) S. 44 N. 8) zum Aus» 
drude gebraten Anichauung, daß bad Grundftüd ala das berechtigte oder verpflichtete 
Subjeft und ber Befiger (Eigenthümer, Vaſall, Erbpäcdter u. ſ. mw.) als deſſen Vertreter 
anzufehen jei, fongruiere (vgl. nordd. Prot. II 570, 571)*. 

Der Abſ. 2 des $ 266 entipricht jeinem Inhalte nach dem $ 238 der CPrO. v. 1877. 

2. 8 266 gilt für Rechtäftreitigkeiten, in denen durch Leiftungsflage oder durch Feſt— 
ftellungsflage geltend gemacht wirb: 

a) ein Recht, das für ein Grundftüf in Anſpruch genommen wird. Ein joldhes 
Recht kann fein eine Grunddienjtbarfeit (BEB. $ 1018), ein zu Gunften des jeweiligen 
Eigentümers eines Grundftüds beftelltes dingliches Vorfaufsreht (BGB. $ 1094 Abſ. 2), 
eine zu Gunften des jeweiligen Gigentümers des Grundftüds beflellte Reallait (BGB. 
$ 1105 Abf. 2) oder eine fich aus den Vorjchriften des BGB. 88 906 bis 923 über Nachbar: 
rechtsverhältniffe und Grenzſcheidung ergebende Berechtigung bes jeweiligen Eigentümers 
[vgl. RG. 29. Mai 1897 Entidh. XL Nr. 91 S. 333, wo die dem $ 266 Abf. 1 entipr. Vor» 
ichrift des $ 237 alt. Ordn. angewendet wird auf den Fall ber Veräußerung des Grund- 
ſtücks, deſſen Eigentümer auf Unterlafjung einer Immiſſion geflagt Hatte]; auch aus ben 
Landeögejegen, melde im EG. z. BGB. Art. 65 bis 67, 69, 74, 83, 113, 114, 123, 124, 
133, 164 vorbehalten find, fünnen fich derartige Rechte ergeben; 

b) eine Verpflichtung, die auf einem Grundftüde ruhen fol. Eine folche Ber: 
pflichtung ift jebe dingliche Belaftung eines Grundftüds, aljo Grunbbdienftbarfeit, perſön— 
liche Dienſtbarkeit, dingliches Vorkaufsrecht, Reallaft, Hypothek, Grundichuld, Renten» 
ihuld. Zur Anwendung bes $ 266 genügt es, wenn zur Sicherung bes Anſpruchs auf 
Einräumung eines folchen Rechtes eine Vormerfung in dad Grundbuch eingetragen if, 
denn auch die Vormerfung ift, ebenſo wie das Recht jelbit, gegen den Erwerber wirkſam 
(vgl. BGB. 3 883). Auch Beſchränkungen bes Eigentums und Verpflichtungen, die ſich 
aus den Vorfchriften bes BGB. 88 906 bis 923 über bie Nachbarrechtsverhältnifie und 
über bie Grenzſcheidung ergeben, find als auf dem Grundftüde ruhende Verpflichtungen 
1. ©. des $ 266 zu behandeln. Auf einem Grunbdjtüde ruhende Verpflichtungen können 
fih ferner aus den Landeögefegen ergeben, welde im EG. z. BGB. Art.59, 62 bis 69, 83, 
96, 110, 113, 114, 123, 124, 131 bis 133, 164 vorbehalten find. 

3. „Beliger” im Sinne bes $ 266 ijt derjenige, welcher ala Eigentümer oder als 
dinglich Berechtigter (3. B. als Erbpächter) oder ala Befiker aktiv oder pajliv zu dem 
Prozeß über das Recht oder die Verpflichtung legitimiert ift. 

4. Unter Beräußerung im Sinne des $ 266 ift in Gegenjaß zu $ 265 nur ber« 
jenige Rechtsübergang zu verjtehen, durch welchen der „Befiger“ (ſ. N. 3) die Aktiv» oder die 
Baflivlegitimation verliert. — Dadurch, daß der Prozeßgegner jelbit das Grundſtück er- 
wirbt, fann ſich nach Umftänden der Prozeß in der Hauptiache erledigen, jo z.B. wenn 
auf FFeititellung bes Beitehens einer Grundbienitbarfeit geklagt iſt lvgl. OLG. Dresden 
Sächſ. Arch. VI ©. 64]. 

5. a) Der Rechtsnachfolger ift berechtigt, ohne Zuftimmung des Vorgängers und 
des Gegners den Rechtäjtreit zu übernehmen. Die Übernahme kann nicht fchriftlich, ſon— 
dern nur mündlich im Berhandlungstermine vor dem Prozeßgericht erflärt werden [aM.: 
Kohler Ztichr. f. d. EPr. XII ©. 131, der auch Übernahme durch Zuftellung eines Schrift- 
ſatzes zuläßt]. Die Erklärung der Übernahme fann in einem für die Verhandlung bereits 
beftimmten Termin oder auch in einem Zermin erfolgen, zu bem ber Nachfolger bie beiden 
Parteien geladen hat. In einem vorbereitenden Schriftjag iſt den Parteien die Abficht, 
den Prozeß zu übernehmen, und die Begründung der Rechtönachfolge mitzuteilen. Wirb 
von feiner der Parteien der Übernahme widerfprocdhen, fo bedarf es feiner Entjcheidung, 
fondern der Prozeh wird fortgefegt zwischen dem Nachfolger und dem Gegner. Wird 
von einer erfchienenen Partei der Übernahme widerfprochen, fo fann der Nachfolger eine 
Entiherdung darüber beantragen, ob er berechtigt fei, den Prozek zu übernehmen. Der 
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Antrag hat einige Ähnlichkeit mit der Hauptintervention, wenn das Grunbftüd veräußert 
ift, für welches ein Necht in Anfprud genommen wird. Der Streit über das Recht zur 
Übernahme ift fein bloßer Zwifchenftreit; denn die Enticheidung dreht ſich nicht um eine 
prozeffualiiche Befugnis, fondern um die dem materiellen Recht angehörende Sadılegiti- 
mation des Dritten ſvgl. Gaupp (9) N.II1 Abſ.2, Kohler a. a. O. S. 135f.; aM.: Schollmeyer 
Zwiſchenſtreit S. 115 f.]. Der Dritte muß die beftrittene Sadlegitimation nit bloß 
glaubhaft machen, fondern bemweilen IRG. 20. Juni 1888 Entid. XXI Nr. 79 S. 398]. Die 
Enticheidung, welche die Übernahme des Nechtäftreits als unzuläffig zurückweiſt, fpricht 
dem Dritten die Sadlegitimation ab; fie ift ein Endurteil und fann daher jelbitändig 
durch Rechtsmittel angefochten werden. Die Enticheidung, welche die Übernahme geitattet, 
iſt dem Veräußerer gegenüber ein Enburteil, da fie ihn aus dem Prozefie binausmweift, 
ben Gegner gegenüber aber ein Zmwifchenurteil, da fie ihm gegenüber ben Prozeß nicht 
erledigt [val. RG. Entich. XXI Nr. 79 S. 397]; das Urteil kann alfo von dem Veräußerer 
felbftändig, von dem Gegner erft mit dem Enburteil angefochten werden. — Erſcheint in 
bem Zermine, für welchen der Nachfolger die Prozebübernahme angefünbet hat, der Nadh- 
folger nicht, fo kann fein Verläummisurteil gegen ihn erlaffen werden, da er noch nicht 
Partei ift [pgl. Gaupp (9) N. IT1 Abi. 2; aM.: P. Mayer Beitr. 3. €. d. DR. XXXIII 
©. 332]. Erfcheint in dem Termine der Gegner nicht, jo fann der Nachfolger die Über: 
nahme erflären und ein Verſäumnisurteil zur Hauptſache beantragen, wenn bie Über— 
nahme rechtzeitig angelündet war (vgl. $ 335 Abi. 1 Nr. 3). Ericheint der Veräußerer 
nicht, fo fann mit dem Gegner verhandelt werben; in der Richtung gegen ben Veräußerer 
bedarf es feines Urteils. [Bal. Schollmeyer a.a.D. S. 114, Troll Verſ. Urt. S. 159 N.1, 
P. Mayer a. a. O. ©. 331.] 

b) Der Rechtsnachfolger ift auf Antrag des Gegners verpflichtet, den Rechtsſtreit 
zu übernehmen. Will der Gegner den Nachfolger zur Übernahme nötigen, fo muß er ihn 
zu einer mündlichen Verhandlung laden und ihm einen vorbereitenden Schriftſatz zuſtellen, 
in bem er die Rechtsnachfolge behauptet und bie Übernahme des Prozeffes verlangt. Beſtreitet 
ber als Rechtsnachfolger Geladene die Rechtsnachfolge nicht, fo wird der Prozek ihm gegenüber 
fortgeießt, ohne daß es einer Enticheidung bedarf. Beftreitet der Geladene die Rechts: 
nachfolge und damit die Verpflichtung zur Übernahme, fo ift darüber nad) münbdlicher Ver: 
handlung zu enticheidben. Die Verhandlung kann auf bdiefen Punkt beichränft werben 
(arg. $ 146). Die Enticheidung, welche die Verpflichtung zur Übernahme verneint, iſt 
Enbdurteil, kann daher felbftändig durch Rechtsmittel angefochten werben. Die Enticheidung, 
welche die Verpflichtung zur Übernahme ausfpricht, ift dem Vorgänger gegenüber End: 
urteil, dem Gegner gegenüber aber Zwiſchenurteil. Wegen der Anfechtung vgl. oben 
litt, a. — Verfäumt der zur Übernahme Geladene den Termin, fo ift auf Antrag des 
Gegners unter Annahme des Zugeftändniffes der Rechtsnachfolge ein Verſäumnisurteil zur 
Sache (fein Verſ. Urt. über die Verpflichtung zur Prozekübernahme!) zu erlaffen. Verſäumt 
ber Gegner, welcher ben Nachfolger zur Übernahme geladen hat, den Termin, fo kann ber 
Nachfolger im Termine die Übernahme des Prozefies erklären und gegen den Gegner ein 
Derfäummisurteil zur Sache verlangen; er fann aber auch die Rechtsnachfolge beitreiten 
und ein Verfäumnisurteil verlangen, durch das das Begehren ber Prozekübernahme ab— 
gewiefen wird. [Über dieje Komplifationen ſ. P. Mayer a.a. O. ©. 332 f.] 

ce) Hat der Nachfolger nach der Übernahme bes Prozefies das Grundftüd weiter 
veräußert, jo ift ber zweite Nachfolger zur Übernahme berechtigt und verpflichtet. Hat 
die Weiterveräußerung vor der Übernahme des Prozeffes ftattgefunden, fo ift nur der 
zweite Nachfolger zur Übernahme berechtigt und verpflichtet. 

d) Die Berechtigung und die Verpflichtung zur Übernahme bes Prozeffes können nicht 
nur in ber erften, fondern aud in der höheren Inſtanz geltend gemadht werden. Von dem 
Zeitpunkt an, in welchem der Nachfolger den Rechtsftreit übernimmt ober die Verpflichtung 
zur Übernahme in einem Urteile verwirklicht wird, hört ber Veräußerer auf, Prozekpartei 
zu fein; ber Nechtsftreit wird auf den Namen des Nachfolgers fortgeführt; das Urteil 
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berührt den Veräußerer nit. Auch im Koftenpunft ift das Urteil auf den Namen bes 
Nachfolger zu ftellen, und zwar auch in Anjehung derjenigen Koften, welche vor ber 
Übernahme entftanden find. Werben bie often dem Nachfolger auferlegt, fo haftet er 
der Staatskaſſe und dem Gegner auch für biefe Koften. Von dem Veräußerer fann der 
Gegner die Erftattung früherer Koften nicht verlangen, ſoweit nicht vor der Übernahme eine 
Verurteilung zur Erftattung von Koſten erfolgt ift; denn in bem fortgejegten Prozeſſe kann der 
ausgeichiebene Veräußerer nicht mehr in Koften verurteilt werden und in einem befonderen 
Verfahren kann der Anſpruch auf Erftattung von Prozekkoften, welcher ſich aus den Vor» 
ichriften des Prozeßrechts ergiebt, nicht geltend gemacht werben; vgl. N. 1 Abſ. 3 vor $ 91. 
Hierfür macht es feinen Unterfchied, ob bie Übernahme des Prozeffes durch den Nachfolger 
mit oder ohne Einwilligung des Gegners erfolgt ift; denn, wenn aud ein Schuldner nicht 
ohne Einwilligung des Gläubigers durch einen anderen Schuldner abgelöft werben fann, 
fo ift doch die Verpflichtung des Veräußerers zur SKoftenerftattung eine durch die Ver: 
urteilung bedingte und diefe Bedingung fann nicht mehr eintreten. Möglich ift ein ge: 
fondert zu verfolgender Anjpruch des Gegners gegen ben Veräußerer auf Schadenserſatz, 
wenn ber Veräußerer durch die Veräußerung ben Gegner vorſätzlich durch Unterfchiebung 
eines zahlungsunfähigen Nachfolgers geichädigt hat (BEP. $ 826). [Teilw. abw.: nordd. 
Prot. ©. 568, 775.] Wird der Gegner des Nachfolgers in die Koften verurteilt, fo fteht 
dem Nachfolger der Erftattungsaniprud auch in Anjehung der dem Vorgänger erwachſenen 
Koften zu. Ob der Vorgänger von dem Nachfolger die Herausgabe der eingezogenen 
früheren Koften oder die teilweife Abtretung des Erſtattungsanſpruchs verlangen kann, 
ergiebt fih aus dem bürgerlichen Nechte; es fanı BEB.$ 681 Sat 2 mit 8 667 und 
BGB. $ 812 in Frage fommen. [Qgl. Stier-Somlo Ard. f. BR. XVII E. 292 ff. OLG. 
Breslau Ztiſchr. f. d. EPr. XXIV ©, 433.) 

e) Die Berechtigung und die Verpflichtung zur Übernahme des Prozeſſes befteht 
nicht in Anfehung derjenigen Anſprüche, welche auf eine von dem Beklagten perfönlich ge: 
ichuldete Leiftung gehen; daher ift 3. B. der Erwerber bes mit einer Reallaſt belajteten 
Grundftüds nicht berechtigt, den Prozeb, in welchen die Haftung des Grundftüds und bie 
perfönliche Haftung des Beklagten für fällig geworbene Leiftungen (vgl. BGB. $ 1108) 
geltend gemacht wird, in Anſehung ber perfönlichen Haftung zu übernehmen. In folchen 
Fällen kann ber Nachfolger nur injomweit eintreten, als die Sachhaftung in Frage ift, und 
wird Streitgenofje bes Beklagten. 

6. Zu Abſ. 2: a) Die Vorichriften des bürgerlichen Rechtes zu Gunften derjenigen, 
welche Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, find in N. 5 litt. a zu 8325 zufammen: 
geitellt. Von den dort angeführten Vorjchriften fommen hier nur diejenigen in Betracht, 
welche fich auf ben Erwerb von Grundftüden beziehen, alſo die Vorichriften des BEP. 
$$ 892, 893 und bes ZuVG. $ 90. Soweit diefe Vorfchriften Platz greifen, ift das Urteil 
nicht für und gegen ben Rechtsnachfolger wirkfam, es ſei denn, daß er die Rechtshängigfeit 
gefannt hat ($ 325 Abf. 2). Wird der Nachfolger vom Urteile nicht berührt, ift er auch 
weder berechtigt noch verpflichtet, den Prozeh zu übernehmen. Hat der Nachfolger die 
Rechtshängigkeit gekannt, fo finden $ 266 Abſ. 1 Anwendung; denn in diefem Fall ift troß 
dem guten Glauben an bie Richtigkeit des Grundbudinhalts das Urteil für und gegen 
ben Nachfolger wirkſam. Nur, wenn der Prozeß einen Anſpruch aus einer eingetragenen 
Reallaft, Hypothek, Grundfchuld oder Rentenſchuld betrifft, wirft das Urteil im Fall einer 
Veräußerung des Grundftüds gegen den Rechtsnachfolger auch dann, wenn dieſer die Rechts— 
bängigfeit nicht gefannt hat ($ 325 Abi. 3 Sak 1), und gegen den Erfteher eines im Wege 
ber Zmwangöverfteigerung veräußerten Grundftüds nur dann, wenn bie Nechtshängigfeit 
fpäteftens im Verfteigerungstermine vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten an: 
gemeldet worben ift (8325 Abſ. 3 Satz 2); ift das Urteil gegen den Rechtsnachfolger wirf- 
ſam, fo ift er zur Übernahme berechtigt und verpflichtet. 

b) Iſt nad) den unter litt. a entwidelten Regeln der Nachfolger nicht zur Über: 
nahme des Prozefjes berechtigt und verpflichtet, jo ift gegen den Kläger, welder das 
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Grundftüd veräußert hat, ber Einwand ber fehlenden Aftivlegitimation begründet. Über 
biefen Einwand und deſſen Folgen vgl. N. 6 litt.a zu $ 265. Der Bellagte, welder 
das Grundftücd veräußert hat, fann feine Legitimation zur Sache niemals beftreiten; vgl. 
N. 6 litt. b zu $ 265. 


$. 267. (239.) 

Die Vorjchriften des bürgerlichen Rechts über die jonjtigen Wirkungen 
der Rechtshängigfeit bleiben unberührt. Diefe Wirkungen, jowie alle Wirkungen, 
welche durch die Vorjchriften des bürgerlichen Rechts an die Anftellung, Mit— 
theilung oder gerichtliche Anmeldung der Klage, an die Yadung oder Ein= 
laffung des Bellagten gefnüpft werden, treten unbejchadet der Vorſchrift des 
$. 207*) mit der Erhebung der Klage ein. 


HE. 8 236, HB. 1450 ff., 4493, 5843 ff. NE. 8 208, NP. 558 f., 562, E. 18 218, E. II 8 286, 
€. u $ 231, MR. 188 f., AB. 79, Bear. b. Nov. v. 1898 ©. 105 


Litteratur: a) gemeinrechtliche: Keller Litiskonteftation und Urteil, Wächter Erörterungen 
2.0.3, Heft, Buchka Einfluß des Prozeſſes auf das materielle Rechtäverhältnis, dv. Savigny Syſt. 
VvI$ S. 48 ff., Wetzell Syſt. (3) $ 14, Puchta Band. $ 96, Sintenis Eivilreht I$ 33, v. Vangerow 
Band. I$ 160, Windicheid Band. (9) I 8$ 124 ff., Hölder Band. 8 67, Dernburg Band. IS 154, 
Unger Oft. Priv. Recht II 88 227, 228; b) zum BSB.: Grome I $ 129 und die Zuſätze von Kipp 
zu Windſcheid (9) I S$ 124 ff. 

1. Materiellrechtliche Vorfchriften über Wirkungen der Rechtshängigkeit enthalten: 

a) BGB. $ 209 Abi. 1, wonach die Verjährung unterbroden wird, wenn der Be— 
rechtigte auf Befriedigung oder auf Feſtſtellung des Anſpruchs, auf Erteilung ber Boll» 
ftrefungsflaufel oder auf Erlaffung des Vollftrefungsurteild Klage erhebt. Was für eine 
Klage mit der lage auf Feſtſtellung des Anſpruchs gemeint ift, ift dunfel, da das Pro- 
zeßrecht nur Klagen auf Feititellung des Beftehens von Nechtöverhältnifien kennt ($ 256). 
Man möchte daran denken, daß die Verfaffer des BEP. die Klagen auf Verurteilung zu 
fünftigen Zeiftungen (55 257 bis 259) irrtümlich als FFeftitellungsflagen betrachtet hätten; 
denn in den Prot.d. Komm. 3. 2. Leſ. d. Entw. Bd. VI S. 658 find derartige Vorftellungen 
angedeutet. Aber die Klage auf TFeitftellung des Anspruchs findet fich ſchon im 1. Entw. 
e. BGB. $ 170, und die Motive dazu Bd. I ©. 327 verweilen auf die $$ 231, 253, 254 
ber CPrO. alt. Ordnung. Man wird daher annehmen müflen, daß die Verfafler des 
Geſetzes den Anipruch ſelbſt ala ein Rechtsverhältnis betrachteten und die Unterbrechung 
ber Verjährung eintreten laſſen wollten, wenn nicht auf Leiftung, jondern auf Feititellung 
des aus dem Anipruche ſelbſt fi ergebenden Rechtsverhältniſſes geklagt iſt lvgl. Pland 
Komm. 3. BGB. (3) N. 1a zu $209]. Eine ſolche Klage ift ftatthaft, wenn beiondere Um— 
ftände vorliegen, die die Erhebung der Feſtſtellungsklage anftatt der Leiftungsflage recht- 
fertigen (vgl. N. 2 litt.d Abf. 3 zu $ 256). Abzulehnen ift die Anficht, daß jede Klage 
auf Feſtſtellung eines Nechtsverhältnifies die Verjährung der aus dem Rechtsverhältniſſe 
entjtehenden Anjprüche unterbrede. Eine Klage 3. B. des Vermieter oder Verpächters auf 
Feſtſtellung eines Miet» oder Pachtverhältnifjes kann nicht die Verjährung des Anspruchs 
auf den Miet- oder Pachtzins unterbrechen, auch wenn ein Miet: oder Pachtzins bereits 
fällig it. [AM.: Riezler in Staudingers Komm. (2) N. 3 zu $ 209.) — Der aus Anlaß 
einer negativen zyeftitellungsflage erhobene Antrag auf Abweifung der Alage unterbricht 
die Verjährung eines dem Beklagten zuftehenden Anspruchs nicht [vgl. RG. 19. Apr. 1905 
Entid. LX Nr. 94 ©. 387 ff. J. 

b) BGB. $ 209 Abi. 2 Nr. 1, wonach die Verjährung auch durch bie Zuftellung 
des Zahlungsbefehls unterbrochen wird; 


) Die Einjfegung bes $ 207 an Stelle des $ 190 der CPrO. v. 1877 in der Redaktion v. 28. Mat 1898 
ift infofern ungenau, als nicht der ganze $ 207, fonbern ber $ 207 Abſ. 1 einaufegen gewejen wäre; denn ber neue 
Abf. 2 des $ 207, welcher die Zurüddatierung der Zuftellung auf ben Zeitpunkt der Einreichung des Schriftfages bei 
dem Gerichtöichreiber vorfchreibt, bezieht ſich nicht auf bie Wirkungen ber Rechtshängigkeit, ſondern nur auf bie 
Wahrung der progefrechtlihen Notfriften (vgl. N. 2 litt.a, b au 8 207). 
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c) BEB. 8284 Abf. 1 Sag 2, wonad ber Schuldner dur Erhebung der Klage 
auf Leiftung ober durch Zuftellung des Zahlungsbefehls im Mahnverfahren in Verzug 
fommt; 

d) BGB. $ 291, wonach aus Geldichulden vom Eintritt der Rechtshängigfeit an 
Prozebzinfen zu entrichten find; 

e) BGB. 8292, $ 818 Abi. 4, 88 987,989, 8994 Abf.2 mit $ 996 (vol. a. $$ 1065, 
2023), wonad) fi vom Zeitpunfte ber Rechtshängigfeit an die Haftung des Schuldners 
ober bes Belihers für Schadenserfag wegen Verichlechterung, Untergangs oder fonftiger 
Unmöglichkeit der Herausgabe, ferner die Verpflichtung zur Herausgabe und zum Erjaße 
von Nugungen fteigert, während bie Erfagpflicht in Anfehung von Verwendungen, bie 
nad dem Zeitpunfte der Rechtshängigfeit gemacht werben, einen geringeren Umfang bat, 
als die Eriagpfliht in Anfehung früherer Verwendungen; vgl. a. BEB. $ 347. Diefe 
Steigerung ber Verantwortlichkeit und der Herausgabepflicht fowie die Abminderung ber 
Verwendungsanſprüche tritt auch in denjenigen Fällen ein, in weldhen das BGB. $$ 819, 
820, 1422, $ 1425 Abf. 2, $ 2024 oder die EPLO. $ 302 Abi. 4 Sat 4, $ 541 Abi. 2 Satz 3, 
$ 600 Abſ. 2, $ 717 Abſ. 2 Sa 2 mit der Fiktion der Mechtshängfeit operiert; 

t) BGB. $ 801 Abi. 1 Sa 3, $ 304 Ab. 1 Sa 2, $ 1188 Abf. 2 Sag 2, wonad) 
durch gerichtliche Geltendmahung des Anſpruchs aus einer Schuldverfchreibung auf ben 
Inhaber oder aus einer für eine folche Forderung beftellten Hypothek die Vorlegungs» 
friften der bezeichneten Vorfchriften gewahrt werben; 

g) BGB. $ 847, 1300, wonach die dort bezeichneten Anſprüche auf Entihädigung 
wegen eines Schadens, der nicht Vermögensſchaden ift, durch die Recdhtshängigfeit übertrag- 
bar und vererblich werben; 

b) CPrO. $ 852, wonach der Pflichtteildaniprudh und der nad BGB. $ 528 dem 
Schenker zuftehende Anipruh auf Herausgabe des Gefchenfes durch die Rechtshängigfeit 
pfändbar werben; 

i) BEP. $ 864 Abi. 1, wonach duch Erhebung der Klage die für Geltendmachung 
der in $$ 861, 862 bezeichneten Ansprüche des Befigers beftimmte Jahresfrift gewahrt wird; 

k) BGB. $ 941, wonach durch gerichtliche Geltendmachung des Eigentumsanfpruchs 
die Erfiung unterbrochen wird; vgl. a. $ 1033; 

) BGB. $ 977 Saß 2, wonach durch gerichtliche Geltendmachung des Bereicherungs« 
anspruchs gegen den finder die dort bezeichnete Friſt von drei Jahren gewahrt wird; 

m) BGB. $ 1002, wonach durd; gerichtliche Geltendmahung des Anſpruchs auf 
Erja von Verwendungen die dort bezeichnete Frift von einem Monat oder jechs Monaten 
gewahrt wird; 

n) BGB. 8 1407 Nr. 1, $ 1454, wonach die Frau zur Fortſetzung eines zur Zeit 
ber Eheſchließung oder des Eintritts der Gütergemeinichaft anhängigen Rechtsftreits der 
Zuftimmung bes Mannes nicht bedarf; 

0) BGB. $ 1435, wonach für die bort bezeichneten Einwendungen bedeutſam ift, 
ob zur Zeit des Eintritt der Nechtshängigfeit die entiprechenden Eintragungen in das 
Güterrechtöregifter bereits erfolgt waren; 

p) BGB. $ 1613, wonad der Unterhaltäberechtigte für die Vergangenheit Erfüllung 
oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung der Unterhaltspfliht von der Zeit an fordern 
fann, zu welcher der Unterhaltsanfpruch rechtshängig geworden ift; 

q) BGB. $ 1933, wonach das Erbrecht des überlebenden Ehegatten ſowie das Recht 
auf den Boraus ausgejchloffen werben, wenn ber Ehegatte zur Zeit feines Todes auf Schei— 
dung wegen Verjchuldens des Ehegatten zu flagen berechtigt war und die Klage auf 
Scheidung oder auf Aufhebung ber ehelichen Gemeinichaft erhoben Hatte; 

r) BGB. $ 1965 Abf. 2, wonad; durch Erhebung der Klage gegen ben Fislkus die 
dort bezeichnete Frift von drei Monaten gewahrt wird; 

3) BGB. 82077, wonad eine legtwillige Verfügung, durch die der Erblaffer feinen 
Ehegatten bedacht hat, unwirkſam ift, wenn der Erblaffer zur Zeit feines Todes auf 
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Scheidung wegen Verichuldens des Ehegatten zu Hagen berechtigt war und die Klage auf 
Scheidung oder auf Aufhebung ber ehelichen Gemeinjchaft erhoben hatte; 

t) HGB. $ 140 Ab. 2, wonach für die Auseinanderſetzung zwiichen ber Gefellichaft 
und dem ausgeichlofienen Gejellichafter die Vermögenslage der Gefellichaft in dem Zeit- 
puntte maßgebend ift, in welchem bie Klage auf Ausichließung erhoben ift; 

u) HGB. $ 433 Abſ. 2, wonach das Verfügungsrecht des Abienbers über das Fracht: 
gut erliicht, wenn nad Ankunft des Gutes am Orte der Ablieferung von dem Empfänger 
Klage gemäß HGB. $ 435 gegen ben Frachtführer erhoben wird; 

v) HGB. $ 440 Abf. 3 und $ 623 Abf. 2, wonach bie gerichtliche Geltendmachung 
des Piandrechts des Frachtführer oder des Verfrachters bie fFortdauer des Pfandrechts 
bewirft; 

w) HGB. $ 469 Abſ. 2, wonach das Wahlrecht unter den in $ 469 Abi. 1 bezeich- 
neten Bahnen mit der Erhebung der Klage erlifcht. 

Auch Landesgeſetze über diejenigen Materien, welche nad dem EG. 3. BEB. dem 
Landesrechte vorbehalten find, können Vorjchriften über die Wirkungen der Rechtshängig- 
teit enthalten. 

2. a) Die materiellrehtlihen Wirkungen der Rechtshängigkeit, welche in Reichs» oder 
in Zandesgefeßen beftimmt find, treten mit der Erhebung ber Klage ein. Wodurch die 
Klage erhoben wird, ift in N. 3 zu $ 253 erörtert. Wird die Klage dur Zuftellung 
der Klageichrift oder bes fie erjeßenden Protofolld erhoben, jo wird in den Fällen des 
$ 207 Abi. 1 die Zuftellung und damit die Stlagerhebung ſelbſt auf den Zeitpunkt der 
Überreichung des Gefuchs zurüddatiert, inſoweit durch die Zuftellung eine fFrift gewahrt 
oder ber Lauf der Verjährung oder einer Friſt unterbrochen wird. — Soweit bie Redts- 
bängigfeit mit dem Zeitpunkt eintritt, in welchem der Anſpruch in der mündlichen Ber: 
handlung geltend gemadt wird (f. $281 nebft den Erläuterungen), treten mit diefem Zeit« 
punkt auch die materiellrechtlihen Wirkungen der Rechtshängigkeit ein. 

b) Bon den in N. 1 aufgeführten Vorfchriften gelten die sub litt. n, o bezeichneten 
nicht bloß für Leiftungs-, fondern auch für alle anderen Klagen. Daß mit Erhebung 
einer pofitiven yeititellungsflage die Verjährung bes Anſpruchs unterbrochen wird, wenn 
auf Feſtſtellung des Anſpruchs geflagt wird, ift im BGB. $209 Abſ. 1 gejagt; vgl. dazu 
N.1litt.a. Entfprechend verhält es fidh mit der Unterbrechung der Erfigung (N. 1 litt. k), 
da in BGB. $ 941 Sak 2 die entipredhende Anwendung des $ 209 vorgeidhrieben ift. Die 
in N.1 litt. e bis e, i, p bezeichneten Vorſchriften gelten zweifellos nur für bie Leiftungs- 
fage, Die in N, 1 litt. r bezeichnete Vorfchrift gilt ebenfo zweifellos ſowohl für die 
Leiftungs» wie für die pofitive Tyeftftellungsllage. Zweifelhaft ift, ob die in N. 1 litt. f 
bis h, I, m, u bis w aufgeführten Wirkungen bloß bei Erhebung der Leiſtungs- oder auch 
bei Erhebung ber pofitiven TFeititellungsflage eintreten. Man wird nach Analogie von 
BEB. $ 209 Abi. 1 annehmen dürfen, daß die Klage auf Feſtſtellung der betreffenden 
Verpflichtung, joweit dieſe Klage als Tyeftitellungsflage möglich ift, in ihrer Wirfung der 
Reiftungsflage gleichiteht. 

3. Das EG. 3. BEP. Art. 152 behält landesgeſetzliche Vorfchriften vor, die für 
die nicht nach den Vorfchriften der CPrO. zu erledigenden NRechtöftreitigfeiten (alfo für 
Streitigleiten, die vor bejonderen Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs: 
gerichten) zu erledigen find, die Vorgänge beftimmen, mit denen die nad) den Vorſchriften 
des BGB. an die Hlagerhebung oder an die Rechtshängigkeit gefnüpften Wirkungen ein 
treten. Someit ſolche Vorfchriften fehlen, finden die Vorfchriften der CPrO. entiprechende 
Anwendung. 

4. Im römischen Rechte galt die Regel, da die materiellrechtlichen VBorausfegungen 
bes Urteilö nach der Zeit der litis contestatio zu beurteilen feien; vgl. 1.23, 35 D. de 
iud. 5, 1; dazu dv. Savigny Syſt. VI S. 64ff. Windicheid Pand. (9) IT 3128 N. 5, Dern« 
burg Pand. I $ 154 Ziff. III1. Da es im deutichen Prozefje feine litis contestatio im 
Sinne des römifches Rechtes gab, ſetzte man den Prozekbeginn an ihre Stelle. Gemäß 
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ber bezeichneten Regel wurde angenommen, daß der Prozeß nicht zu Gunjten des Stlägers 
entichieden werben fönne, wenn diefer dad Recht erſt nach dem Prozehbeginn erworben 
hat. Als Ausnahme von jener Megel ließ man aber die Verurteilung des Bellagten zu, 
wenn die Bedingung ober der Termin des vom Kläger geltend gemachten Rechtes nad 
dem Prozeßbeginne eingetreten war. Auch hielt man die Verurteilung des Beklagten für 
zuläffig, wenn der bie Paffivlegitimation ergebende Befig der Sache erjt nach dem Prozeß— 
beginne vom Bellagten erlangt worden war; arg. 1.27 $1 D.de rei vind. 6,1; 1.7 
$4 D.ad exhibendum 10, 4. 

Dem modernen Prozeßrecht ift die römifche Regel überhaupt fremd. Man hat 
davon auszugeben, daß das Gericht den Rechtsſtreit nicht nach dem Zeitpunfte des Prozeh- 
beginns, ſondern nach dem ber Urteilsfällung zu beurteilen Hat. Zu dieſem Grundjaße 
befennen fih Strudm. Koch (8) N.3 Abi. 2, Gaupp (9) N. III Abſ. 2 zu $300, Windſcheid 
Pand. (9) 18128 N. 2 u. 6 und Zufag von Hipp S.647, Mandry der civilrechtl. Inhalt 
ber Reichägef. (4) ©. 286, die Mot. 3. 1. Entw. e. BGB. IS. 364 f. jowie das RG. in den 
UU. v. 13. Febr. 1893 SA. XLIX Nr. 127, 1. Apr. 1896 Bolze XXII Nr. 747, 22. Yan. 
1898 SA. LIII Nr. 155, 13. Mai 1903 IW. S. 238 |. Nr. 8f. während Wilm. Levy (7) N. 1 
Abi. 4 zu $ 239 alt, Peterfen (5) N. 4 zu $ 300, Erome Syſt. I ©. 566 noch mehr oder 
weniger den Zeitpunft des Prozehbeginns ala maßgebend betrachten und die Verurteilung 
bei nachträglihem Eintritt der Bedingung oder bes Fälligkeitstermins als Ausnahme bes 
handeln; einen ähnlichen Standpunkt haben die verein. CS. d. RG. in der Entſch. v. 27. Apr. 
1898 Entich. XLI Nr. 23 S. 87 eingenommen, 

Don dem hier vertretenen Standpunkte ergeben ſich folgende Süße: 

a) Die Vorausfegungen bes publiziftiichen Klagerechts (ſ. N. 1 Abſ. 2, N. 2 litt. a 
Ubi. 2 zu $253, N. 2 litt. e zu $256) müflen zur Zeit der Urteilsfällung vorhanden fein; 
ſonſt fann fein Sachurteil gefällt werden. Andererjeits genügt es, wenn fie zu diejer Zeit 
vorhanden find. Hat 3. B. ber Feſtſtellungskläger zur Zeit der Urteilsfällung fein Intereſſe 
mehr an der alsbaldigen Feſtſtellung, fo ift feine Klage zurückzuweiſen, auch wenn er zur 
Zeit der Stlagerhebung das Äntereffe noch gehabt hat. Es ift ein Sadurteil zu fällen, 
wenn das Intereſſe an der aläbaldigen Feltitellung erft nach der Erhebung der Stlage ent— 
ftanden ift. [Qgl. RG. 11. Dez. 1894 Beitr. 3. E. d. DR. XXXIX ©. 1139, Langheinefen 
Urteilsanipr. S. 135, Hellwig Lehrb. 1$29 ©. 186 ff.] 

b) Der Klage auf Verurteilung zur Leiftung ift ftattzugeben, auch wenn die 
Bedingung oder die Fälligkeit der Verpflichtung erſt nach dem Prozeßbeginn eingetreten ijt. 
Das bat mit der Zuläffigfeit der Klage auf künftige Leiitung nicht das Mindeſte zu thun; 
denn die Verurteilung muß aud dann ausgeiprochen werden, wenn die Borausjeßungen 
zu folcher Stlage (f. $$ 257 bis 259) nicht gegeben find. [Vgl. RG. 30. Apr. 1880 Entic. I 
Nr.153 S.425, 20, Febr. 1883 VIII Nr. 124 8.415, 20. Oft. 1886 Beitr. 3.€. db. DAR. 
XXXIS. 1050, 11. Apr. 1894 SA. L Nr. 48, bay. ob. 26. BL. f. RU. LXU ©. 381, OXG. 
Braunfchweig SA. XXXVI Nr. 152. — AM.: OLG. Celle SA. XXXVII Nr. 153.] — In 
der NRevifionsinftanz fann der Eintritt der Bedingung oder ber Fälligkeit nicht mehr be— 
rüdfichtigt werben (arg. $ 561 Saß 2) [vgl. RG. 28. Jan. 1904 Entſch. LVII Nr. 11 
©. 46 ff. J. 

c) Der Klage, in welcher der Anfechtungsanfprud eines Gläubiger geltend gemacht 
wird, ift ftattzugeben, wenn ber Kläger den nad; $ 2 Abi. 1 des Anf.Gei. v. Juli 1879 
(Redaktion von 1898 RGEBl. ©. 709) erforderlichen vollftredbaren Schuldtitel erft nach dem 
Prozebbeginn erlangt bat IRG. 27. Apr. 1898 verein. ES. Entſch. XLI Nr. 23 ©. 87). 

d) Der Klage ift ftattzugeben, wenn der Kläger das behauptete Recht erit nach dem 
Prozebbeginn erworben hat. Da nad) der inN.4 litt. A Ziff. IV zu $ 253 vertretenen Anficht 
ber Ermwerbögrund nicht zu dem in ber Klageſchrift anzugebenden Klagegrunde gehört, fo 
liegt in der Angabe eines anderen Erwerbögrundes auch dann feine Änderung der Stlage, 
wenn der Erwerbsgrund erft nach bem Prozekbeginn entitanden ift. [So jchon für den 
fanonifchen Prozeß, fall der Erwerbögrund nicht in der Klage angegeben war: c.3 in 
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VI° de sententiis 2,14, dazu Wächter Erörterungen Heft III S.122f., v. Savigny Syft. VI 
&.70F.] Dagegen find die meiften Schriftfteller, auch wenn fie fich zu dem Grundjaße 
befennen, daß nad) dem Zeitpunfte der Urteilsfällung zu urteilen ift, der Anficht, dab bie 
Geltendmachung eines neuen Erwerbögrundes eine Änderung der Klage ſei [jo Wilm, Levy 
(TIN.1 Abſ. 4 zu $ 239 alt, Gaupp (9) N. III Abſ. 2,3 zu $ 300, Peterfen (5) NR.7 zu 8267, 
MWindicheid Pand. (9) 15 128 N. 6 und Zufag von Hipp S. 647, Dernburg Pand. I $ 154, 
Crome Syſt. IS. 566] und aud) das RG. 9. Juli 1898 SA. LIV Nr. 57 Hat dieje Anficht 
vertreten. Aus diefer Anficht ergab fich unter der Herrichaft des abfoluten Klagänderungs- 
verbot bes $ 238 Nr. 3 der CPrO. v. 1877, daß ein nad; dem Prozeßbeginne Tiegender 
Ermwerbögrund nicht geltend gemacht werben fonnte, wenn der Beklagte wiberfprad. Unter 
der Herrichaft des $ 264 der neuen CPrO, ergiebt fi aus der Anficht der Gegner, dab 
ber neue Erwerbsgrund nicht bloß mit Einwilligung des Bellagten, fondern auch dann 
geltend gemacht werden fann, wenn das Gericht die Geltendmahung zuläßt, indem es 
eine Erſchwerung der Verteidigung nicht ala gegeben annimmt. In der Berufungsinitanz 
wäre bie Zulaffung gegen Widerſpruch bes Beflagten unftatthaft ($ 527). 

e) Der Klage ift ftattzugeben, wenn die Verpflichtung des Beklagten oder deſſen 
Paifivlegitimation (z. B. ber Beſitz der Sache) erſt nad) dem Prozeßbeginn entftanden ift. 
Daß der Bellagte die Paffivlegitimation nicht durch eine nad) dem Prozeßbeginn erfolgende 
Veräußerung verliert, ergiebt fi) aus $ 265 Abi. 2 Saf 1. 

f) Der Hlage darf nicht ftattgegeben werden, wenn das geltend gemachte Recht nad 
dem Prozekbeginn erlojchen ift. Beſteht ber Kläger auf der Klage, fo ift diefe abzumeilen. 


$. 268. (240.) 
Als eine Nenderung der Klage ift e8 nicht anzufehen, wenn ohne Nende: 
rung des Klagegrundes 

1. die thatjächlichen oder rechtlichen Anführungen ergänzt oder berichtigt 
werden; 

2. der Klagantrag in der Hauptjache oder in Bezug auf Nebenforderungen 
erweitert oder bejchränft wird; 

3. ftatt des urfprünglich geforderten Gegenftandes wegen einer jpäter ein: 
getretenen Beränderung ein anderer Gegenftand oder das Intereſſe ge: 
fordert wird. 


HE. gr. 1 OB 10. 5 5350 ff, NE. 8 204, NP. 539 ff., E. 18 219, €. IT 8 297, €. 1 328, 
m. ®. 79 


Litteratur: Kühne Verb. . XII. Jur.Tags I ©. 216 ff., Kleinſchrod Über die Klag- 
änderung (1879), Bollinger 3. Rev. d. L. v. d. Hlagänderung (1886), R. Schmidt Die Klag- 
änderung (1888), dazu Leonhard in Gött. Gel. Anz. 1889 Nr. 16 ©. 640 ff.; Fitting Arch. f. c. 
Br. LXI ©. 422 ff., Schwalbach Ardı. f. c. Pr. LXIII ©. 409, Wejterburg Beitr. 3. E. d. DR. XXIV 

©. 170 ff., Keterjen Ztſchr. f. d. CPr. III ©. 395 ff., Hahn Beitr. 3. E. d. DR. XXX ©. 517 fi, 
wach eod. S. 769 ff., Peterjen Sächſ. Arch. II ©. 65 ff. u. ©. 129 ff., Fiſcher Das Problem der 
Identität und der Neuheit (1893, aus der Brest. Feſtg. zu Iherings Jubiläum) ©. 36 fi. 
Rümelin Urd. f. c. Pr. LXXXVII S. 87 ff., Kiefe 3. X. v. d. Klagänderung (1899), Pland 
Lehrb. II ©. 410 ff., Schmidt Lehrb. (2) $ 130. 

1. Das Gejeß enthält feine pofitive Definition ber Änderung der Klage; aber aus 
den Vorfchriften des $ 268 darüber, was nicht als Änderung der Klage anzufehen if, 
ergiebt fich, daß jede Änderung des Klagegrundes und jede nicht unter Nr. 2, 3 fallende 
Änderung bes Klagantrags eine Anderung der Klage ift. 

a) Für die frage, was eine Änderung des Klagegrundes ift, ift die inN.4 
litt. A Ziff. IV zu $ 253 behandelte Streitfrage über den Begriff des bei der Klagerhebung 
anzugebenden Klagegrundes bedeutſam. Aus der dort vertretenen Anficht, daß für bie 
Klageichrift als KHlagegrund die Angabe des Rechtsverhältniffes genügt, folgt, daß eine 
Anderung des Stlagegrundes nur vorliegt, wenn der Kläger im Laufe des Prozefjes anftatt 
des bei der Hlagerhebung angegebenen Rechtöverhältniffes ein anderes Rechtöverhältnis 
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geltend macht. Dagegen ergiebt ſich aus der Anficht, daß bei ber Klagerhebung ala Klage: 
grund die Thatfachen anzugeben jeien, aus welchen das Rechtsverhältnis und der Anfpruch 
hervorgehen, die Folgerung, daß eine Anderung des Klagegrundes ſchon dann vorliegt, 
wenn ber Kläger anftatt ber bei der Klagerhebung angegebenen Thatfachen weientlich 
andere Thatſachen geltend macht [jo das R®. 8. Febr. 1901 Entſch. XLVIII Nr.83 ©. 212]. 
— Ob das nadhträglich geltend gemachte Rechtöverhältnis von dem bei der Klagerhebung 
angegebenen Rechtsverhältniffe verichieden ift, ift nach deſſen jubjeltiven Beziehungen und 
nach denjenigen objektiven Merkmalen zu beurteilen, welche das Weſen des Rechtöverhält- 
niſſes beftimmen. Eine Verſchiedenheit in ſubjektiver Beziehung und daher eine Klage— 
änderung liegt jtet3 vor, wenn anftatt bes urjprünglichen Klägers oder neben biejen ein 
Anderer in den Prozeß eintritt oder wenn die Verurteilung eines Anberen ala des 
urfprünglicden Beklagten ober die Verurteilung eines Dritten neben dem urjprüng- 
lichen Beflagten beantragt wird [vgl. RG. 11. Dez. 1883 Entid. XI Nr. 78 ©. 373, 
6. Juni 1904 LVIII Nr. 63 ©. 249 f}.], es fei denn, daß der Andere nad) den Vorjchriften 
der 58 74 bis 77, 266 oder nad) den Vorjchriften über die Aufnahme eines unterbrodhenen 
ober ausgeſetzten Verfahrens ($$ 239 ff.) zum Eintritt in den Prozeß berechtigt if. Eine 
Derichiedenheit in fubjektiver Beziehung liegt ferner vor, wenn der Kläger, welcher bei der 
Klagerhebung einen Anfpruch als einen ihm zuftehenden geltend gemacht hat, im Laufe 
des Prozeffes diefen Anſpruch als einen folchen geltend macht, der einem von ihm Ber: 
tretenen zufteht; oder wenn ber Kläger, welcher bei ber Klagerhebung einen Anjprud) 
gegen den Münbel, vertreten durch den Bormund, erhoben hat, diejen Anſpruch gegen den 
Dormund perjönlich geltend madt. Eine PVerfchiedenheit in objektiver Beziehung Tiegt 
3. B. vor, wenn anjtatt bes bei der Klagerhebung behaupteten Kaufes ein Darlehen oder 
anjtatt eines Vertragsverhältniffes eine ungerechtfertigte Bereicherung oder eine unerlaubte 
Handlung als Schuldgrund behauptet wird [vgl. RG. 26. Jan. 1905 IW. ©. 208 Nr. 15, 
KG. Berlin Redtipr. d. OLG. X ©. 79; abw.: RG. 7. März 1883 Entſch. VIII Nr. 22 
S. 91]. Dagegen ift eine Verfchiebung der rechtlichen Gefichtspunfte (3. B. der in Klage 
als Werfvertrag bezeichnete Vertrag wird nachträglich als Dienftvertrag charakteriſiert) 
feine Anderung der Klage. — Bei Beurteilung der Frage, ob eine Anderung der Klage 
vorliegt, ift bedeutſam, ob das Urteil, welches über die urjprüngliche Klage zu erlafjen 
gewejen wäre, als res judicata ber umgejtalteten Klage im Wege ftände, Stände es im 
Wege, fo kann keine Anderung der Klage vorliegen. Dagegen fann man nicht daraus, 
daß dieſes Urteil der umgeftalteten lage nicht im Wege ftänbe, fchließen, daß eine Än« 
derung ber Klage vorliege; denn die Unguläffigfeit der Einrede der Rechtskraft fann ihren 
Grund in anderen Umftänden haben, als in dem Mangel der Identität ber Nechts- 
verhältnifie. [Über den Zufammenhang von Klagänderung und Rechtskraft vgl. die KPr. 
©. 542 f., R. Schmidt a.a. OD. ©. 171 ff, 209 f., Rümelin Arc. f. c. Pr. LXXXVIL 
&.87f., RG. Entſch. XIV Nr. 98 ©. 347, XXI Nr. 45 S. 221.) 

Nach der hier vertretenen Anficht ift e3 feine Anderung der Klage, wenn ber Kläger 
einen anderen als den bei der Stlagerhebung angegebenen Erwerbögrund des behaupteten 
Sachenrechts oder des behaupteten Anſpruchs neltend macht ſvgl. R. Schmidt Alagänderung 
€. 187 f., 216, 224 f,, Kipp in Windicheids Pand. (9) 1$128 N.6]; nad) der Anficht der 
Gegner Tiegt in diefen Fällen eine Anderung ber Sage vor [fo RG. Entſch. X ©. 434, 
XI ©. 242, IW. 1902 ©. 165 Wr. 12, bay. 06.26. SW. L Wr. 281, OLG. Celle, Hamburg, 
Jena, Kiel SU. XXXVII Nr. 155, XXXIX Nr. 145, XLI Nr. 65, LIV Nr. 184]. Es ift 
feine Änderung d. Kl., wenn ber Kläger, welcher bei Erhebung der Klage behauptete, er habe 
das Geichäft ſelbſt abgefchloffen, nadjträglich behauptet, das Gefchäft ſei durch feinen Ver— 
treter abgeichloffen, und umgekehrt. Dagegen ift bie Behauptung, daß ein Nichtvertreter das 
Geſchäft abgefchloffen und dem Kläger feine Anſprüche abgetreten habe, eine Änderung, wenn 
der Kläger urfprünglich behauptete, er habe das Geichäft felbft abgeichloffen. — Es ift feine 
Anderung d. Kl., wenn behauptet wird, daß der Bell. ala Gefellichafter für die offene 
Handelsgeſellſchaft das Geſchäft abgeichloffen habe, nachdem in der Klage der Beklagte als 


416 Zweites Buch. Erfter Abſchnitt. 8 268. 


periönlicher Vertragichließender genannt war, folange nicht die Verurteilung ber Geiell- 
ichaft, fondern nur die Verurteilung des Gefellichafters beantragt wird OAG. Hamburg 
SA. XLVI Nr. 140). — Es iſt feine Änderung d. Kl., wenn für gelieferte Arbeiten 
anjtatt der in der Klage verlangten angemeflenen Vergütung eine vereinbarte Vergütung 
verlangt wird [aM.: NG. 9. Apr. 1891 SA. XLVII Nr. 162]. — Es ift feine Änderung 
d. Kl., wenn die Fälligkeit eines eingellagten Kapitals auf Kündigung geitüßt wird, 
während fie in der Klage auf Verzug der Zinszahlung geftügt war [RG. 11. Apr. 1894 
A. f. RA. XI Erg.Bd. S. 318 und SW. L Nr. 48]. Ebenſo im umgelehrten Fall [OLG. 
Dresden Sächſ. Arch. II S. 184). — Es ift feine Änderung d. Kl., wenn der Kommiffionär 
behauptet, als Selbjtlontrahent eingetreten zu jein, nachdem er zuerit angegeben hatte, das 
fommittierte Gefchäft mit einem Dritten abgeichlofien zu haben [OLG. Celle SU. XX 
Nr. 249). — Es ift feine Änderung d. Kl., wenn ein Anjprud bei Erhebung ber Klage 
auf culpa, dann auf dolus des Beklagten geftügt wird [RG. 7. Dez. 1893 BL. f. AN. 
XII Erg. Bd. S. 180]. — Es iſt feine Änderung d. Kl., wenn ein Anſpruch auf Schadens: 
erfag aus Gew.Orbn. $ 120n zuerit auf das Fehlen einer Schutzvorrichtung, ſpäter auf 
bie —— der Vorrichtung geſtützt wird [RG. 4. Juli 1882 Entſch. VII Nr. 125 
S. 416 ff.). — Es ift feine Änderung d. Kl., wenn ein Anſpruch aus der Anfechtung 
wegen —————— der Gläubiger auf einen anderen als den in der Klage geltend 
gemachten Anfechtungsgrund geſtützt wird. [Ebenfo: Coſack Anf.Recht S. 244, Hellwig 
Anſpruch ©. 84 N. 15 und Rechtskraft S. 373 N. 37; vol. a. RG. 16. Dez. 1902 JR. 
1903 ©. 46 f. Nr.6. — AM.: Jaeger Komm. 3. KO. (2) Anm. 52 zu $ 29 umd 
Gläubigeranfehtung Anm. 62 zu $ 1, RG. 19. Oft. 1888 Entſch. XXI Nr. 77 ©. 389, 
bay. ob. LG. BL. f. RA. IX Erg.Bd. S. 112]. — Es ift feine Änderung d. Kl., wenn 
die Frau, welche auf Aufhebung der Nerwaltung und Nubnießung des Mannes am ein: 
gebrachten Gut oder auf Aufhebung der Gütergemeinihaft klagt (vgl. BGB. SS 1418, 
1468), im Laufe des Prozefies einen anderen als ben in der Kllage angegebenen Auf: 
hebungsgrund angiebt [vgl. für den entiprechenden Fall der Klage auf Zurückgabe ber 
Dos: RG. Entih. XXII Nr. 45 S. 219). — Es ift feine Änderung d. Kl., wenn ber 
Kläger im Prozeß über die Scheidung, die Anfehtung oder die Nichtigkeit der Ehe einen 
anderen Scheidungs-, Anfechtungs- oder Nichtigfeitsgrund geltend macht. Eine Änderung 
d. Kl. Liegt in dem Übergange von einer Scheidungsflage zu einer Anfechtungs« ober zu 
einer Nichtigfeitöffage, denn Scheibbarkeit, Anfechtbarkeit und Nichtigkeit der Ehe find 
verichiedene Nechtsverhältniffe; aber im Eheprozeß ift ein Übergang von der einen zu 
einer anderen Klage geftattet; vgl. N. 1,2 zu 8614. — Es ift feine Anderung d. Al, 
wenn ber Stläger, welcher bei der Erhebung der Klage jein Erbrecht auf die geieh 
liche Erbfolgeordnung jtüßte, jein Erbrecht auf eine Verfügung von Todeswegen ſtützt. — 

Es ift feine Änderung d. Kl., wenn der Stläger, welcher auf Erbunwürdigkeit Hagt, im 
Laufe des Prozeifes einen anderen ala den urſprünglichen Erbunwürdigleitsgrund be 
hauptet (vgl. BGB. $$ 2339 bis 2342). — Es it feine Anderung d. Kl., wenn der Kläger, 
welcher einen Generalverfammlungsbeihluß nah HGB. 3271 Abi. 1 anfıcht, im Laufe dei 
Prozefies einen neuen Anfechtungsgrund vorbringt [aM.: RG. 30. Sept. 1903 EN. 
LIX Nr. 60 von dem in N. 4 litt. a Ziff. IV zu $ 253 erwähnten Standpunft aus, wonach 
die Angabe der Thatiachen zum Klagegrunde gehören foll]. — Es ijt feine Anderung d. Kl., 
wenn die von einer Gejellichaft erhobene Klage durch Angabe der Mitglieder ergänzt wird 
[RG. 7. Apr. 1903 Beitr. 3. €. d. DR. XLVII S. 1160]. — Auch vom Standpunkte der 
hier vertretenen Anficht über ben Klagegrund (j. o. litt. a) ift es eine Änderung d. Kl. 
wenn ber Kläger, welcher wegen einer Zuwiderhandlung gegen eine Unterlaffungspflict 
auf PVertragsitrafe flagt, im Laufe des Prozefjes eine neue Zuwiderhandlung geltend 
macht; denn Hierdurch würde eine andere Forderung in den Prozeß hereingebracdt br 
RG. 8. Febr. 1901 Entſch. XLVIII Nr. 83 &.372 #.). — Es ift feine Änderung d. 

K., wenn der Nichtigfeitsfläger einen anderen Nichtigfeitsgrund (vgl. $ 579) oder ber 
Reititutionsfläger einen anderen Reititutionägrund ($ 580) als den uriprünglich behaupteten 
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anführt; vgl. N. 2 zu $ 588. — Es ift feine Änderung d. Kl., wenn der Stläger, welcher 
auf Aufhebung eines Schiedsſpruchs Hagt, einen anderen Anfechtungsgrund fubftituiert; 
vgl. N. 1 zu $ 1041 [aM.: RG. 17. Juni 1889 Entſch. XXIII Nr. 102 ©. 432). 

b) Eine Anderung des Antrags, die nicht unter $ 268 Nr. 2,3 fällt, ift der 
Übergang von dem Antrag auf TFeitftellung zu dem Antrag auf Verurteilung und ber 
Übergang von dem Antrag auf Verurteilung zu dem Antrag auf Feſtſtellung; ohne der 
Logif Gewalt anzuthun, kann man ben Antrag auf Verurteilung nicht ala eine Erweite- 
rung des Feſtſtellungsantrags und diefen nicht ala eine Beichränfung des DVerurteilungs- 
antrags betrachten. Aber in ber Praris wurde unter der Herrſchaft des abjoluten Klag— 
änderungsverbots ber CPrO. v. 1877 $ 235 Abſ. 2 Nr. 3 der Übergang von einem fFeit- 
ftellungsantrage zu einem Antrag auf Verurteilung und umgelehrt nicht ala Klagänderung 
behandelt [vgl. RG. 16. Yan. 1889 Entſch. XXIII Nr. 98 S. 419, 18. Febr. 1889 eod. 
Nr. 81 8.349, 27. Juni 1889 SA. XLV Nr.47, 11. Dez.1894 Beitr. z. E. d. DR. XXXIX 
©. 1139, bay. ob. 26. Bl. f. RA. LX ©. 31, OLG. Braunfhweig SA. LIV Wr. 137, 
OLG. Dresden Sächſ. Ar. VI ©. 243] und in der Literatur wurde dieſe Praris faft 
allgemein gebilligt [vgl. Gaupp (3) N. IA 2 zu $ 240 alt, Peterfen (3) NR. 7, 19 zu $ 231 
alt, N.1,7 zu $ 240, Weismann Feſtſt.Ktlage S. 163, Bähr Urteile des RG. ©. 155, 
Kayſer Arc. f. c. Pr. LXX ©. 468, Rocholl Ztſchr. f. d. EPr. VIII S. 395, Schollmeyer 
Komp.Einr. ©. 156, R. Schmidt Klagänberung ©. 192, 197, 199, Wach Feſtſt. Anſpr. 
©. 142 f., Kohler Ztichr. f. d. EPr. XX ©. 22; — aM.: Wilm. Levy (7) N. 1 Abf. 3 zu 
$ 240 alt und teilweife auch Strudm. Koh N. 10 zu $ 231 alt]. Wenngleih nun bie 
dieſer Praris zu Grunde liegende Anficht, daß die bezeichnete Umftellung des Antrags feine 
Klagänderung fei, nicht zu billigen ift, jo wird doc aus der bisherigen Praris zu ent- 
nehmen jein, daß unter der Herrichaft ber neuen CPrO. 8 264 eine folche Anderung des 
Antrags als bie Verteidigung nicht weientlich erichwerend regelmäßig zuzulaſſen ift. Frei— 
lich ift damit die fyrage nicht abgethan; denn, wenn, entgegen ber hier vertretenen Anficht, 
angenommen wird, daß in ben bezeichneten Fällen feine Änderung der Klage vorliegt, jo 
darf das Gericht die Änderung auch dann nicht zurücweifen, wenn es der Anficht ift, daß 
fie die Verteidigung wefentlich erfchwert. [Strudm. Koch (8) N. 10 zu $ 256 erblidt in 
dem Übergange von dem Antrag auf feftftellung zum Antrag auf Berurteilung feine 
Klagänderung, wenn bie Öeftftellungsklage lediglich die Leiftungsflage Hinfichtlich desſelben 
Anſpruchs vorbereitet (?), während er in anderen Fällen eine Änderung annimmt. Gaupp 
(9) M. LB zu $ 268 erkennt an, daß in jenen — eine Anderung d. Kl. liegt, 
hält aber eine entſprechende Anwendung bes $ 268 Nr. 2 für geboten. Eine Entſch. d. 
RG. 28, Nov. 1901 IW. 1902 ©. 19 Nr. 5 und Beitr. 3. E. d. DR. XLVII ©. 1174 
beharrt dabei, daß feine Klagänderung vorliege.] 

Zuläffige Änderungen des Antrags ergeben ſich im falle des $ 75, wenn ber Dritte 
in den Prozeß eintritt (vgl. R.3 zu $ 75) und im Falle ber 88 76, 77, wenn ber mittelbare 
Befiger den Prozeß übernimmt, infofern nunmehr der Antrag gegen ben mittelbaren Befiker 
gerichtet werden fann; ebenjo im {Falle des $ 266 bei Übernahme des Prozefjes durch den 
Erwerber bes Grundftüds; ferner aus KO.$146 Abj.3: der Antrag auf Verurteilung fann 
und muß auf Weititellung des Rechts auf konkursmäßige Befriedigung umgeftellt werben. 

Keine Änderung der Klage liegt darin, daß der Kläger, nachdem er beantragt hatte, 
den Beflagten pure zu verurteilen, zufolge der Verteidigung bes Bellagten, beantragt, den 
Beklagten zur Leiftung Zug um Zug oder zur Leiftung nad Vorleiftung zu verurteilen; 
vol. BEB. 88 274, 322. 

Keine Anderung bes Antrags liegt in einer befjeren (Formulierung, die das Ziel des 
Antrags nicht verrüdt. So fann z. B. ftatt des inforreften Antrags, den Bellagten zur 
Anerkennung eines gewiffen Rechtäverhältniffes zu verurteilen, ber forrefte Antrag auf Feit- 
ftellung des Rechtsverhältniffes geftellt oder es lann der Untrag der Öypothefenflage auf Ver- 
urteilung zur Zahlung dahin umgeftellt werden, daß Verurteilung zur Befriedigung aus dem 
Grundftüd oder zur Duldung der Zwangövollitrefung in das Grunbftüd verlangt wird. 

2. Seuffert, Eivilprogekorbnung I. 10. Aufl, 27 
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2. Zu Nr. 1: a) Eine Ergänzung ber thatjächlichen Angaben liegt in der Auf— 
ftellung von Behauptungen, die nicht zum Klagegrunde gehören. Nach der in N.4 litt. A 
Ziff. IV zu $ 253 vertretenen jog. Inbivibualifierungstheorie ift das Gebiet diefer Er- 
gänzungen größer als nach der dort befämpften Subftanzierungstheorie. 

b) Berihtigen fann der Kläger nicht bloß irrtümliche, fondern auch wifjentlich 
falfiche Angaben. Die Berichtigung von Orts- und Zeitangaben ift ftatthaft, jofern fein 
anderes als das bei Erhebung der Alage bezeichnete Nechtöverhältnis unterfchoben wird. 
— 63 ift feine Änderung der lage, fondern nur eine Berichtigung der thatjächlichen 
Angaben, wenn aus einem Schuldanerfenntnifie geflagt wird und der Kläger nachträglich 
eine andere causa der dem Anerfenntniffe zu Grunde liegenden Schuld angiebt. [Bgl. die 
UN. d. RG. 22. Nov. 1883 Entich. X Nr. 122 ©. 395 und 14. Febr. 1891 Beitr. 3. €. d. 
DR. XXXV ©. 1196, wo ähnliche Fälle behandelt find.) 

c) Da rechtliche Ausführungen nicht zur Begründung der Klage gehören, kann der 
Kläger Solche Ausführungen jederzeit ergänzen und berichtigen. Hat der Kläger in der 
Klage gewiſſe Thatfachen als Klagegrund angeführt, jo fann er im Laufe des Prozefies 
das ſich daraus ergebende Nechtöverhältnis anders charakterifieren, als er dies bei Er- 
bebung der Klage gethan hat; er kann 3. B. den Vertrag, welchen er in ber Klage als 
Auftrag bezeichnete, als Dienftvertrag oder ben in der Klage als Dienftvertrag bezeichneten 
Vertrag ala MWerkvertrag charakterifieren, vorausgeſetzt, daß es fih um benfelben Vertrag 
handelt; oder er fann eine Klage, die er urjprünglich als Klage aus einem Vertrage be- 
zeichnete, nachträglich ala Eigentumsklage charakterifieren, wenn bie thatfählihen Angaben 
nicht geändert werben [RG. 14. Nov. 1905 IW. 1906 ©. 25 f. Nr. 26]; oder: der Kläger, 
der feine Klage auf Anfechtbarteit eines Vertrags wegen Betrug (BGB. $ 123) fügte, 
fann geltend machen, daß ihm nah BGB. $ 826 ein Anspruch auf Vertragsaufbebung 
zuftehe [RG. 2. Mai 1906 Entidh. LXII Nr. 66 S. 269]; oder: eine auf die Gew.Orbn. 
$ 120 geftügte Klage kann nachträglich auf das Haftpflichtgefeg $ 2 geftüßt werden 
[RG®. 23. März 1888 SA. XLIV Nr. 57] ꝛe. 

3. Zu Nr. 2: a) Eine Erweiterung des Antrags kann in ber Art erfolgen, 
daß der uriprüngliche Anspruch, 3. B. ein Anſpruch auf Schabenserfaß, gefteigert wird 
[vgl. RG. 16. Ott. 1891 Entſch. XXVIII Nr. 106 ©. 425] oder daburd, daß ein anderer 
Teil desielben Anſpruchs oder ein Aniprud auf eine weitere mwieberfehrende Leiftung (val. 
N.1 zu 8258) oder eine Nebenforberung, z. B. auf Früchte, Zubehör, Nußungen, Zinien, 
Koften, Schäden, Vertragsftrafe oder Sicherheitsleiftung (vgl. $ 324) oder zu dem auf eine 
unerlaubte Handlung gegründeten Anſpruch auf Schadenserjag ein Anſpruch auf Unter: 
laffung weiterer Handlungen [val. RG. 20. Sept. 1905 IW. S.729 f. Nr. 25] hinzugefügt 
wird. Die Erweiterung wird nicht dadurch ausgeichloffen, daß ber Kläger feinen ur- 
iprünglichen Antrag durch teilweiie Zurüdnahme der Klage beichränft hatte [RG.15. Dez. 
1896 SA. LII Rr. 198]. Eine Erweiterung liegt auch darin, daß ber Kläger die Ber: 
urteilung der Bellagten als Gefamtichuldner verlangt, nachdem er fie urfprünglich als 
Teilſchuldner belangt Hatte. Auch der Übergang von dem Antrag auf Aufhebung der 
ehelichen Gemeinichaft zum Sceidungsantrage ift als Erweiterung bed Antrags zu be: 
handeln. Steine Erweiterung des Antrags, fondern eine Anderung der Klage Liegt in 
dem Übergang von der Minderungsklage zur Wandelungsflage. — Eine Erweiterung im 
Sinne des $ 268 Nr. 2 geftattet das Anf.Gei. $ 13 Abi. 2 dem Konfursverwalter, der 
den anhängigen Anfechtungsprozek eines Konkursgläubigers fortjeßt. Eine Erweiterung 
der Klage, die nicht unter $ 268 Nr. 2 fällt, geitattet der $ 281, indem er dem Kläger 
die Erhebung einer Ynzidentfeftitellungsflage ermöglicht. — Die Erweiterung ber Klage 
fann zu einer Verichiebung der fachlichen Zuftändigfeit führen; darüber j. $ 506 und 
N. 3 litt. b zu $ 929. 

b) Die Beihräntung des Antrags kann die Hauptfahe und die Nebenjache be- 
treffen; fie kann fich nicht bloß auf das quantum, jondern aud) auf das quale der ver: 
langten Leiftung beziehen [RG. 16. Sept. 1905 IW. S. 727 f. Nr. 21]. Feine Be 
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ſchränkung des Antrags, Tondern eine Änderung der Klage liegt in dem Ülbergang von 
der Wanbelungsflage zur Minberungsflage [vgl. RG. 27. Nov. 1906 JW. 1907 ©. 46 f. 
Nr. 5]. — Der Übergang vom Antrag auf Scheidung der Ehe zu dem Antrag auf Auf» 
bebung der ehelichen Gemeinfchaft ift eine Beichränktung im Sinne des $ 268 Nr. 2 [vgl. 
RG. Entſch. XI Nr. 110 S. 414, betr. den Übergang von dem Scheidungsantrag zum 
Antrag auf zeitweilige Trennung). Nah RG. 21. Yuni 1906 Beitr. 3. E. d. DR. LI 
S. 192 foll die Umftellung des auf Gewährung einer Geldausjteuer gerichteten Antrags 
in einen Antrag auf Gewährung einer Naturalausfteuer als Beſchränkung des Antrags 
zu behandeln jein. Das ift wohl unrichtig, da die Umftellung auf eine andere Leiftung 
nur unter den in $ 268 Nr. 3 bezeichneten Umftänden nicht ala Klagänderung anzufehen 
ift. — Die Beſchränkung bat feine Verfchiebung der fachlichen Zuftändigfeit zur Folge 
(arg. $ 263 Abſ. 2 Nr. 2). Die Beichräntung kann auf eine teilweife Zurüdnahme der 
Klage oder auf einen teilweifen Verzicht hinauslaufen; ob das eine ober das andere ber 
Tall ift, ift eine Frage der Willensauslegung. Die Wirkungen der Zurüdnahme ergeben 
fih aus $ 271, die des PVerzichts aus $ 306. Wenn die Beichräntung des Antrags feine 
Anderung der Klage ift, jo ift damit nicht gefagt, daß die teilweife Zurücknahme der Klage, 
welche der Kläger bei der Beſchränkung beabfichtigt, nach der Einlafjung des Bellagten 
ohne deſſen Einwilligung zuläffig wäre; vielmehr kann in biefem Falle der Beklagte Teil- 
urteil zur Sache verlangen [vgl. Gerbaulet Beitr. 3. €. d. DR. XXX ©. 517, OLG. Celle 
SU. XLVII Nr. 141]. 

4. Zu Nr. 3: Nicht bloß, wenn eine Veränderung nach Erhebung der Klage, 
fondern aud, wenn eine dem Kläger unbefannt gebliebene Veränderung vor dem Prozeh- 
beginn eingetreten ift, fann ber Antrag umgeftellt werden [RG. 16. Mai 1890 Entſch. 
XXVI Rt. 81 ©. 387]. Ohne Eintritt einer Veränderung ift die Umftellung nicht ge 
ftattet [RG. 4. Oft. 1889 SA. XLVI Nr. 139, 16. Dez. 1896 Beitr. 3. €. d. DR. XLI 
©. 1124]. — Der Hauptfall ber Umftellung ift der, daß wegen nachträglich eingetretener 
Unmöglichkeit der Leiftung Schabenserfaß verlangt wird [vgl. RG. 7. Apr. 1903 Beitr. 3. 
€. d. DR. XLVII ©. 1105 ff]. Ferner gehört hierher der Übergang des Schadenserſatz⸗ 
berechtigten von dem Antrag auf Wiederherſtellung zu dem Antrag auf Erſatz in Geld, 
wenn bie Veranlaſſung zu dieſem Übergange, 3. B. der Ablauf der nah BGB. $ 250 
beftimmten Friſt, erſt nachträglich eingetreten ift; vgl. a. BGB. 88 249 bis 251. Sodann 
der Übergang von der Wandelungs- zu ber Minderungsflage, wenn der Anfpruc auf 
Wandelung durch einen nachträglich eingetretenen Umftand (3. B. BGB. $$ 351 bis 353) 
ausgeichloffen ift [vgl. RG. 4. Mai 1898 Beitr. z. E. d. DR.LXIS. 945]. Einen weiteren 
Tall ergiebt BEB. 8 1567 Abi. 3; im Falle des $ 1567 Abi. 2 Nr. 2 kann jtatt der 
Scheidung die Verurteilung zur Herftellung des ehelichen Lebens beantragt werben [vgl. 
den 1. Entw. e. BGB. $ 1443 Abſ. 3 Sa 3, Prot. d. Komm. 3. 2. Lei. d. E. e. BEB. IV 
©. 404, Pland Komm. 3. BEB. (3) N. 5 litt. b zu $ 1567]. 

5. Zu Nr. 1 bis 3: a) Durch bie Vorfchrift, daß die unter Nr. 1 bis 3 an- 
geführten Mobifitationen nicht als Änderungen der Klage anzufehen feien, find fie dem 
Klagänderungsverbote jowohl für die erfte wie für bie zweite Inftanz entrüdt; vgl.8 527, 
$ 529 Abſ. 2. Es kann daher auch eine nad Nr. 2, 3 zuläffige Erweiterung, Beichränkung 
ober Umſtellung des Antrags noch in ber Berufungsinftanz erfolgen. Über Erweiterung 
bed Antrags in der Berufungsinitang vgl. N. 3 zu $ 529. Die Umftellung des Antrags 
nad) $ 268 Nr. 3 ift in ber Berufungsinftanz auch dann zuläffig, wenn bie nad) ber 
Erhebung der Klage eingetretene Veränderung dem Kläger jchon in ber erften Inſtanz 
befannt geweſen ift [RG®. 1. Oft. 1897 Entih. XXXIX Nr. 118 ©. 428]. Sn ber 
Revifionsinftang ift noch eine Ergänzung oder Berichtigung der rechtlichen Ausführungen 
fowie mit Einwilligung des Beflagten eine auf teilweife Zurüdnahme der Klage binaus- 
laufende Beſchränkung bes Antrags zuläffig (vgl. N. 2 litt. a zu $ 271); dagegen ift eine 
Ergänzung oder Berichtigung der thatfählihen Anführungen fowie eine Ermeiterung 


oder Umftellung des Antrags unzuläffig, weil das Revifionsgericht nur darüber zu er« 
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fennen bat, ob die angefochtene Enticheidung auf ber Verlegung eines Geſetzes beruht 
($8 549, 550). 

b) In ber erften und zweiten Inftanz können bie unter Nr. 1 bis 3 angeführten 
Modifikationen bis zum Schluffe derjenigen mündlichen Verhandlung erfolgen, auf welde 
das Urteil ergeht (arg. $ 278 Abf. 1); nach Erlaffung eines bedingten Endurteils find fie 
für die Inſtanz ausgeichloffen. 

c) Sit der Bellagte im Termine zur mündlichen Verhandlung nicht erichienen, fo 
ift eine Ergänzung ober Berichtigung thatfähliher Anführungen bei Erlafjung be 
beantragten Verfäumnisurteild nur zu berüdfichtigen, wenn fie dem Bellagten rechtzeitig 
(vgl. $ 132) mittels Schriftiages mitgeteilt war (arg. $ 335 Abf. 1 Nr. 3); ift die redt- 
zeitige Mitteilung unterblieben, fo ift der Antrag auf Erlafjung des Verſäumnisurteils 
zurüdzumweifen, wenn er auf das neue Vorbringen geftügt wird. Eine Anderung ber 
rechtlihen Anführungen bedarf der vorherigen Mitteilung nit. Auch eine Beichränkung 
des Antrags ift ohne vorherige Mitteilung zuläſſig. Auf Grund eines erweiterten An 
trags, der dem Beklagten nicht rechtzeitig mittels Schriftfages mitgeteilt war, kann zweifel: 
108 fein Verfäumnisurteil erlaffen werden (arg. $ 335 Ab. 1 Nr. 3). Beſtritten ift, ob 
ein Verfäumnisurteil nah Maßgabe eines ermeiterten Antrags zuläffig ift, wenn bie Er- 
mweiterung dem Beklagten rechtzeitig mitgeteilt war. Da die Rechtshängigfeit bes er: 
mweiterten Anspruchs nicht Schon mit Zuftellung des vorbereitenden Schriftfaßes, fondern 
erit mit der Geltendmahung in der münblichen Verhandlung eintritt ($ 281), fo dürfte 
in Abweſenheit des Beklagten die Erweiterung aus benfelben Gründen unftatthaft jein, 
aus welchen in Abweſenheit bes Klägers die Erhebung einer Wiberflage unzuläſſig ift; 
vgl. NR. 4 zu $ 33, wo auch die Literatur und die Rechtſprechung angegeben ift. 

6. Die Vorichriften über Änderung der Klage und darüber, was nicht als Änderung 
anzufehen ift, gelten aud für die Widerflage. Dabei ift zu beachten, daß die Erhebung 
der Widerflage nicht jchon durch Zuftellung des fie ankündigenden Schriftfages, jondern 
erft durch den Vortrag in der mündlichen Verhandlung erfolgt ($ 281). 


$. 269, (241.) 
Die Einwilligung des Beflagten in die Aenderung der Klage ift an: 
nehmen, wenn derjelbe, ohne der Aenderung zu widerjprechen, fich in einer 


mündlichen Verhandlung auf die abgeänderte Klage eingelafjen hat. 
HE. 8 237, HP. 1565 ff., 5350 f., NE. 8 205, NP. 589 ff., E. 18220, €. IT g 228, €. mg, 
M. 188, KB. 79, 


1. Val. NR. 1,3 zu $ 264. 

2. Dadurch, dab der Bellagte fi auf die geänderte Klage einläßt, ohne ber 
Änderung zu wiberfprechen, wird die Befugnis, der Änderung zu wiberfprechen, aus 
geichloffen [vgl. Bülow Arch. f. d. c. Pr. LII ©. 47 ff., Wach Beitr. 3. €. d. DR. XXX &.775 
Nr. 4); die Folge dieſer Ausſchließung ift, daß die Klagänderung ebenfo behandelt wird, 
wie wenn der Beflagte eingemwilligt hätte. Das Geſetz bedient fich einer filtiven Ausdrud 
weile, indem es von einer anzunehmenden Einwilligung redet. Die Auflöfung der Fiktion 
ift nötig, um den Irrtum zu verhüten, als ob etwa ber Bellagte ber Anderung nod 
widerfprechen könnte, wenn er nachweift, daß er nicht habe einmwilligen wollen, 

3. Unter Einlaffung ift die mündliche Verhandlung zur Hauptſache zu verftehen. 
Über diefen Begriff vgl. N.1 Abi.1 zu $39. Die Verteidigung mit Prozeheinreden gegen 
die abgeänderte Klage ift feine Einlaffung; denn diefe Verteidigung läuft darauf hinaus, 
daß das Gericht nicht zur Sache urteilen ſoll. [AM.: Pland Lehrb. II S.71 N. 22.] 

4. Der Widerfpruc gegen die Anderung der Klage hat mit den verzichtbaren 
prozebhindernden Einreden gemein, daß er wie dieje durch vorbehaltälofe Einlafjung aus 
geichloffen wird. Er ift aber. feine prozehhindernde Einrede i. ©. des $ 274. Der Be 
klagte ift nicht befugt, fich auf den Widerfprucd zu beichränfen; unterläßt er die eventuell 
Einlaffung, jo läuft er Gefahr, dab das Gericht, wenn es annimmt, daß feine Anderung 
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db. KL. vorliegt, die Konfequenzen zieht, welche fich daraus ergeben, daß ber Beflagte nicht 
zur Dauptfache verhandelt hat; vgl. N. 1 litt. b zu $ 333. Das Gericht fann nad $ 146 
anorbnen, dab die Verhandlung auf bie Frage zu befchränfen fei, ob eine Anderung b. RI. 
vorliege, eventuell, ob die Änderung als die Verteidigung nicht erjchwerend nach $ 264 
zuzulafien jei. 

5. a) Sat der Bellagte in die Anderung ber Klage eingemwilligt oder ihr nicht recht« 
zeitig wiberfprochen, jo wird nicht mehr über bie urfprüngliche, fondern nur über Die ge= 
änderte Klage verhandelt und entichieben. Die urjprüngliche Klage gilt ald mit Zu— 
ftimmung bes Beflagten zurüdgenommen; da die Koften ihrer Erhebung nicht ausjcheidbar 
find, fommt es auch nicht zu einer Verurteilung des Klägers in die Koften. Die Anderung 
d. Al. kann eine Verſchiebung der Zuſtändigkeit zur Folge haben; aber die Einlaſſung des 
Beklagten enthält eine Prorogation nad $ 39; nur ſoweit nach $ 40 Abi. 2 feine Pro- 
rogation zuläffig ift, fann die Änderung eine Abweifung der Klage wegen Unzuftändigkeit 
nach ſich ziehen. 

b) Widerſpricht der Beklagte rechtzeitig der angeblichen Anderung der Klage, To 
ergeben fich folgende Möglichkeiten: «) Der Kläger fteht von dem DVerfuche der Anderung 
ab und kehrt zur urfprünglichen Klage zurüd; dann ift über dieſe zu verhandeln und zu 
entſcheiden. 3) Der Stläger fteht von dem Verfuche der Änderung ab, hält aber die ur« 
Iprüngliche Klage nicht aufrecht; dann kann eine Zurüdnahme der urfprünglichen Klage 
(8 271) oder ein Verzicht auf den Anſpruch ($ 306) vorliegen. Ob bie Zurüdnahme 
noch einjeitig erfolgen fann, ift nach $ 271 zu beurteilen. 7) Beftreitet der Kläger. 
dak die Klage geändert fei, oder behauptet er, dab die Änderung die Verteidigung 
nicht wejentlich erichwere und deshalb zuzulaſſen fei ($ 264), fo kann das Gericht durch 
Zwiſchenurteil ($ 303) — nicht durch Beſchluß, weil ein Zwiſchenſtreit vorliegt — 
ausipredhen, daß feine Anderung vorliege oder daß bie Änderung nad $ 264 zu⸗ 
läfſig ſei; dann iſt über die Klage in ihrer jetzigen Geftalt zu verhandeln und zu ent» 
icheiden. Geht die Enticheidung des Gerichts dahin, daß zwar eine Änderung vorliege, 
daß diefe aber nach & 264 zuzulaſſen ſei, ſo kann in ber Änderung eine Zurücknahme ber 
urfprünglichen Klage oder ein Verzicht auf den urjprünglich geltend gemachten Anſpruch 
gelegen ſein. Die Entſcheidung, daß eine Anderung db. KL. vorliege und daß dieſe nicht 
zuzulaſſen jei, ift fein Zmifchen-, ſondern ein Endurteil in Anfehung der neuen in der 
mündlichen Verhandlung erhobenen Klage, die ald nicht orbnungsmäßig erhoben durch 
Prozeßurteil (absolutio ab instantia) zurüdgemwiefen wird. Die Rechtshängigkeit der ur« 
Iprünglichen Klage ift durch dieſes Urteil nicht beendigt. Noch kann der Kläger zu feiner 
uriprünglichen Klage zurüdfehren und über dieſe verhandeln; denn in dem PVerfuche, bie 
Klage zu ändern, liegt weder eine Zurüdnahme ber urfprünglichen Klage noch ein Ver— 
zicht auf den geltend gemachten Anſpruch. Verhandelt der Kläger nicht über die urfprüng- 
liche Klage, jo fann gegen ihn ein Berfäumnisurteil nach $ 330 beantragt werden (arg. 
$ 333). Natürlich kann der Kläger die Klage auch zurüdnehmen ober feinen Verzicht 
erflären. Übrigens braucht das Gericht den Zwiſchenſtreit Darüber, ob eine Änderung d. Al. 
vorliegt und ob diefe eventuell zuzulaffen fei, nicht durch ein bejonberes Urteil zu ent« 
ſcheiden, ſondern fann bie Enticheidung bis zum Enburteile verfchieben; dann müſſen die 
Parteien ihre Verhandlung auf die verfchiedenen Eventualitäten einrichten. Daß feine 
Änderung vorliege oder dab die Änderung nach $ 264 zuzufaffen fei, ift dann in ben 
GEnticheidbungsgrünben des Enburteils auszufprechen, welches über bie Sache ſelbſt ent» 
ſcheidet. Nimmt das Gericht unzuläffige Anderung an, jo ift die neue Klage durch Prozeß⸗ 
urteil (absolutio ab instantia) Zurüdzumeifen und über die urfprüngliche Klage zu ent« 
ſcheiden; über die neue Klage darf auch nicht eventuell ein Sachurteil erlaffen werben 
[RG. 5. Apr. 1898 SA. LITT Nr. 257, 28, Dez. 1901 IW. 1902 ©. 92 Nr. 12, 3. Oft. 1903 
IM. ©. 400 Nr. 10, 12. Nov. 1902 IW. 1903 ©. 53 Nr.35, 16. Sept. 1905 IW. S. 7277. 
Nr. 21, 4. Mai 1906 IW. S. 394 Nr. 21]. Das Gericht darf nicht die frage, ob eine 
Klagänderung vorliegt, offen laffen und gleihmwohl über das neue Vorbringen entſcheiden; 


422 Zweites Bud. Erfter Abichnitt. 88 269, 270. 


aber wenn das geichehen ift, jo fann wegen dieſer Geſetzesverletzung nicht der (abgewieſene) 
Kläger, jondern nur ber (verurteilte) Beklagte die Revifion ergreifen, weil ber Kläger die 
fachliche Enticheibung über das neue Vorbringen verlangt hat [RG. 12. Nov. 1902 Entſch. 
LIII Nr. 10 S. 35; vgl. a. RG. 28. Dez. 1901 IW. 1902 ©. 92 N. 12]. — Über die 
Anfechtbarkeit der verfchiedenen Entſcheidungen ſ. $ 270 nebft ben Noten. 

6. Hit der Beklagte in dem Termine zur mündlichen Verhandlung nicht erfchienen, fo 
fann die Klage nicht geändert werben (Mot. 3. E. III S. 232, hann. Brot. XV ©. 5540 ff., 
norbd. Prot. II ©. 615, 632, 641). Dies gilt auch dann, wenn dem Beklagten die Abficht 
ber Anderung rechtzeitig mittels Schriftiages mitgeteilt war, weil in Abweſenheit des Be— 
flagten feine Klage erhoben werden kann; vgl. NR. 5 litt. ce zu 8 268 und N. 4 zu $ 33. 
Iſt das Gericht der Anficht, dak das mündliche Vorbringen bes Klägers eine Anderung 
db, Kl. enthält, fo bat es nicht den Antrag bes Klägers auf Erlaffung des Verſäumnis— 
urteilö durch Beſchluß, Tondern die neue Klage durch Prozekurteil (absolutio ab instantia) 
zurückzuweiſen, weil fie nicht orbnungsmäßig erhoben ift und biejer Diangel nicht bejeitigt 
werben fann; vgl. N.2 litt. d zu $ 331. Das Gericht fann auch nicht die Änderung als 
bie Verteidigung nicht erichwerend zulafien, ba fich ber nicht erfchienene Bellagte über: 
haupt nicht verteidigt. In Anſehung der urſprünglichen Klage fann fein Verſäumnis— 
urteil gegen den Beflagten erlaffen werden, weil dies nicht beantragt if. Natürlich jteht 
dem Kläger bis zum Schluffe der Verhandlung frei, zur urſprünglichen Klage zurüd- 
zufehren und in Anfehung deren das Derfäumnisurteil zu beantragen. 

7. Auf die Widerflage finden die Noten 2 bis 5 entipreddende Anwendung. 


$. 270.* (242.) 

Eine Anfechtung der Entjeheidung, daß eine Aenderung der Klage nicht 

vorliege oder daß die Aenderung zuzulafjen fei, findet nicht jtatt. 
AP. 541, Beſchl. db. Reb.flomm. XIV, Begr. b. Nov. v. 1898 5, 105. 

1. In der IK. d. RT. wurde befchloffen, die Entſcheidung, daß eine Änderung der 
Klage nicht vorliege, der Anfechtung zu entrüden, um zu verhüten, daß bie materielle 
Verhandlung und Enticheidung der unteren Inſtanz vergeblich werbe, falls die höhere 
Inſtanz abweichend von der unteren Inftanz eine Änderung als vorliegend annimmt (HP. 
&.541). Durch die Novelle v. 1898 ift die Unanfechtbarfeit ausgedehnt auf die Entjcheidung, 
daß die Ünderung wegen Einwilligung des Bellagten ober als die Verteidigung nicht 
wejentlich erichwerend gemäß $ 264 zuzulaſſen jei. 

2. In welchen Entſcheidungen ausgejprocdhen werden fann, daß eine Änderung ber 
Klage nicht vorliege oder daß die Änderung zuzulaflen ei, ift in N.4 litt. by zu $ 269 
erörtert. jede Enticheidung dieſes Inhalts, mag fie von ber erften oder vou der zweiten 
Inſtanz, durch Zwiichenurteil oder in den Gründen de3 Enburteils erlaffen fein, iſt der 
Beurteilung des höheren Gerichts entzogen, aud; wenn gegen das Enburteil ein Rechts 
mittel eingelegt ift (vgl. $$ 512, 548); folglich ift die höhere Inſtanz an die Entſcheidung 
gebunden [vgl. RG. 1. Apr. 1903 Entid. LIV Nr. 61 ©. 219 ff., wonach die höhere In— 
ftanz auch nicht wegen ber Frage der Verjährungsunterbrehung nachprüfen darf, ob die 
Entiheidung des unteren Gerichts, welche die Klagänderung verneint, richtig iftl. Un— 
anfechtbar find die bezeichneten Entjcheidungen nicht bloß, wenn fie in der erjten Inftanz, 
jondern auch, wenn fie vom Berufungsgericht erlaffen werden; dies gilt ſowohl von der 
Entiheibung, welche ausipricht, daß bie erfte Inſtanz eine Änderung zu Unrecht an— 
genommen oder zu Unrecht nicht zugelaſſen habe, als auch von der Entſcheidung, welche 
ausſpricht, daß eine in der zweiten Inſtanz vorgenommene Modifikation keine Anderung 
ber Klage enthalte oder wegen Einwilligung bes Beklagten zuzulaſſen ſei [vgl. RG. 3. Dez. 
1880 Entſch. Ill Nr. 102 S. 372, 15. Febr. 1881 III Nr. 118 ©. 415, 11. März IV Nr.109 
©. 391, 29. Nov. 1894 SU. L Nr. 213, 8. März 1902 IW. ©. 215 Nr. 12, 28. Jan. 1903 
Entjch. LIII Nr. 90 S. 361, bay. ob. LG. Bl. f. RA. LIV ©. 80, LXI ©&.64]. Auch bei 
Zurüdverweilung der Sache vom Revifions: an das Berufungsgericht ($ 565 Abſ. 2) bleibt 
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biejes an feine, die KHlagänderung verneinenbe Enticheidung gebunden [RG. 28. Jan. 1903 
Entſch. LIII Nr. 90 ©. 359]. Der Beklagte fann auch nicht zum Zwecke der Aufrecht- 
haltung eines Urteils der erften Inſtanz die Enticheidung des Berufungsgerihts, dab feine 
Änderung der lage vorliege, zur Beurteilung des Revifionsgerichts bringen [RG. 9. April 
1881 Entid. IV Rr. 117 ©. 412]. 

3. Die Gntfefeibung, welche das Vorhandenſein einer Änderung der Klage bejaht 
und die Änderung als unzuläffig zurüchveift, fteht in Anſehung der Anfechtbarfeit unter 
den allgemeinen Regeln. Da fie nad) den Erörterungen in N. 5 litt. by zu $ 269 eine 
absolutio ab instantia in Anjehung der neuen lage enthält, kann fie unter den allgemeinen 
Vorausſetzungen jelbitändig mit Berufung oder Revifion angefochten werden. Erachtet das 
Berufungsgericht die Enticheidung der erften Inſtanz für unrichtig, jo fann es entweder 
über die Sache ſelbſt enticheiden oder auch nad) $ 539 die Sade an die erite Inſtanz 
jurüdverweifen. Gebt das Reviſionsgericht die Enticheidung auf, jo muß es die Sache zurüd- 
verweilen (arg. $ 565). 

4. Auf die Widerflage finden die Noten 1 bis 3 entiprechende Anwendung. 

$. 271. (243.) 

Die Klage fann ohne Einwilligung des Beklagten nur bis zum Beginne 
der mündlichen Berhandlung des Beklagten zur Dauptjache zurüdgenommen 
werden. 

Die Zurücdnahme der Klage erfolgt, wenn fie nicht bei der mündlichen 
Verhandlung erklärt wird, durch Zuftellung eines Schriftfages. Abjchrift des- 
jelben ift ſofort nach erfolgter Zuftellung auf der Gerichtsjchreiberei nieder- 
zulegen. 

Die Zurücdnahme der Klage hat zur Folge, daß der Nechtsitreit als nicht 
anhängig geworden anzuſehen ift; fie verpflichtet den Kläger, die Koſten des 
Rechtsitreits zu tragen, jofern nicht über diejelben bereits vechtsfräftig erfannt 
it. Auf Antrag des Beklagten ijt diefe Verpflichtung durch Urtheil auszus 
iprechen. 

Wird die Klage von neuem angeftellt, jo kann der Beklagte die Ein- 


laſſung verweigern, bis die Koſtenerſtattung erfolgt ift. 


dus 12 HB. 1265 ur „Bl, m. 88 371 ff, MB. 434 ff., 781, 79%, E. 18 2821, E. II 8 289, 
18 234, M. HE. 


Hikteratar: "nsker Betr. gi €. d. "on. XXV S.614ff., Schwalbach Arc. j. c. Pr. LXVI 
S. 261 ff., gi Beitr. 3. E. d. DR. XXVII ©. 229 ff., Birkmeyer Meckl. Ztſchr. S. 82ff. 
und Rechtsfae ©. 1 ff. (dazu L. Seuffert fir. B3Scr. XXVI ©. 477 .), Obermeyer BI. j. RA. 
XLVI ©. 469 ff., Eiſenlohr Bad. Ann. LVII ©. 254 ff., LVIII ©. 143, 157, Roos eod. S. 238, 
252, Pland gehrb. I 859, Schmidt Lehrb. 2). 8 68 giff. II ©. 404 fi. 

1. a) it die lage das Verlangen eines Urteils (vgl. N. 2 zu $ 253), To ift bie 
Zurüdnahme der Klage die Erklärung des Klägers, dab er biejes Verlangen zurüdziehe. 
Darin liegt fein Verzicht auf das materielle Recht, welches in der Klage geltend gemacht 
ist. Auch auf den publiziftiichen Anſpruch auf ein Urteil verzichtet der Kläger nicht end» 
gültig, ſondern nur für dieſes Verfahren. 

b) Die Klage fann teilmweile zurüdgenommen werden, wenn mehrere Anjprüche oder 
ein teilbares Recht geltend gemacht find. Hit die Klage von Streitgenoffen oder gegen 
Streitgenofien erhoben, fo fann ein Streitgenofje feine Klage oder die Klage fann einem 
Streitgenofien gegenüber zurüdgenommen werden; bies gilt auch im Falle der fog. not— 
wendigen Streitgenofjfenichaft ($ 62). 

c) Sowohl der gejeliche Vertreter ala ber Prozekbevollmäcdtigte des Klägers fann 
die lage zurüdnehmen. Die Prozeßvollmacht kann in dieſer Beziehung nicht dem Gegner 
gegenüber beichränft werden (arg. $ 83). 

d) Der Nebenintervenient fann die Klage nicht zurüdnehmen (arg. $ 67). 
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2. a) Mit Einwilligung bes Beklagten kann die Klage zurüdgenommen werben, 
folange der Prozek nicht beendigt ift; wegen Beendigung bes Prozefjes ſ. N. 1 litt. b zu 
8 263. Da der Prozek nicht ſchon mit Erlaffung, jondern erft mit dem Eintritte ber 
formellen Rechtskraft bes Endurteils beenbigt wird, fann die Klage auch noch nach Erlaffung 
bes Urteils und folglich auch noch in ber Berufungs- und in ber Repifionsinftanz zurüd- 
genommen werben. [So aud Strudm. Koch (8) N.3, Wiln. Levy (TI N.1 zu $ 243 alt, 
Gaupp (9) N. III, Schulgenftein a. a. O. ©.236 ff. — AM.: Kohler Der Prozek ala RV. 
S. 76, Troll Verſ. Urt. S. 204; vgl. a. RG. 11. Juni 1881 Entſch. V Nr.54 ©. 353.) 

b) Ohne Einwilligung bes Bellagten fann die Klage zurüdgenommen werden 
bis zum Beginne [über diefen Zeitpunkt vgl. Schulgenftein a.a. DO. S. 251 ff.] der münd- 
lichen Verhandlung bes Beklagten zur Hauptſache (Einlafjung). Wegen des Begriffs „Ber: 
handlung” vgl. R.1 zu $ 333. Wegen „Hauptiadhe” vgl. N. 1 litt. a Abſ. 1 zu $ 39. 
Die mit Prozekeinreden verbundene, alſo bloß eventuelle Einlafjung bes Bellagten zur 
Hauptſache entzieht dem Kläger die Möglichkeit einjeitiger Zurüdnahme ber Klage nicht. 
Auch wenn der Bellagte nah Einlaffung zur Hauptfache eine nicht verzichtbare ober eine 
nah $ 274 Abi. 3 zuläffige Prozeßeinrede vorbringt, hat der Kläger wieder das Recht zur 
einjeitigen Zurüdnahme [vgl. Pland Lehrb. 1 S. 309 f.j. Hat der Beklagte gegen den nicht 
erfchienenen Kläger ein Verläumnisurteil ermwirft, der Kläger aber Einſpruch erhoben, io 
fann ber Kläger in der Einfpruchöverhandlung die Klage noch einfeitig zurüdnehmen, bis 
ber Beflagte zur Hauptlache verhandelt hat [OLG. Hamburg SA. LII Nr. 120]; denn 
ber Einjpruch verjegt den Prozek in’ die Lage vor der Verfäumung zurüd ($ 342). — 
Verſucht der Kläger nah der Einlaffung die Klage zurüdzunehmen, jo kann der Bellagte 
wiberiprechen und verlangen, dab über die Klage weiter verhandelt und entichieden werde; 
das Urteil ift fein Verjäumnisurteil, wenn ber Kläger in dem jegigen Termine bereits 
verhandelt hat (arg. $ 334); nur wenn bie Parteien in einem früheren Termine verhandelt 
haben und der Kläger in dem jehigen Termine die Verhandlung unterläßt, kann ein Ver: 
fäumnisurteil gemäß $ 330 beantragt werben. — Die Frage, ob noch einfeitige Zurüdnahmte 
ber Klage zuläffig ift, fann ftreitig werden; dann liegt ein Smifchenftreit vor. Die Ent 
ſcheidung, daß die einjeitige Zurüdnahme zuläffig fei, läuft darauf hinaus, dat dem Beklagten 
ein Urteil über die Hauptiache verfagt wird; fie ift daher Endurteil und fann als ſolches mit 
Berufung und Revifion jelbjtändig angefochten werden. Die Entfcheidung dagegen, daß die 
einjeitige Zurüdnahme nicht zuläffig Sei, ift Zwifchenurteil; fie fann erft mit dem auf Grund: 
lage diefer Entfcheidung ergebenden Endurteil angefochten werben (vgl. $8 512, 548). 

3. Der prozefſualiſche Aft der Zurüdnahme: a) Die Zurüdnahme fann er: 
folgen dur Erklärung bes Klägers in der mündlichen Verhandlung vor bem Prozek: 
gerichte. Die Erklärung ift zu Protofoll, im Verfahren vor den Land» und höheren Gr: 
richten dur) Anlage zum Protokolle, feitzuftellen ($ 160 Abf. 2 Nr. 2, $ 298). Iſt ein 
feitige Zurüdnahme zuläffig, fo ijt die Zurüdnahme mit der Erflärung bes Klägers vol: 
zogen. ft nur no Zurüdnahme mit Einwilligung des Beklagten zuläffig, jo wird die 
Zurüdnahme erft durch die in der mündlichen Verhandlung erklärte Einwilligung perfelt; 
in diefem Fall ift auch die Einwilligung des Beklagten zu Protokoll feitzuftellen. 

b) Die Zurüdnahme kann auch erfolgen durd Zuftellung eines Schriftiabes, in dem 
die Zurüdnahme erflärt wird, an den Bellagten. Für die Zuftellung gelten die Bor: 
fchriften der $$ 166 ff. Sit einfeitige Zurüdnahme zuläffig, jo ift die Zurüdnahme mit 
der Zuftellung vollzogen; es bedarf feiner Annahme jeitens des Beklagten. Iſt nur nod 
Zurüdnahme mit Einwilligung des Beklagten zuläffig, jo wird die Zurüdnahme erft durch 
die Einwilligung deö Bellagten perfekt. Diefe kann durch Zuftellung eines Schriftiahes 
oder durch Erflärung in dem Verhandlungstermin erfolgen. In dem Antrage, den Kläger 
auf Grund bes $ 271 in die Koften zu verurteilen, liegt die Einwilligung in die Zurüd: 
nahme, — Die Vorichrift, daß eine Abichrift des zugeftellten Schriftiages auf der Gerichts‘ 
Ichreiberei niederzulegen ſei, hat nur inftruftionelle Bedeutung; die Wirkiamfeit der Zu: 
rüdnahme ift dadurch nicht bedingt. 
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ec) Sowohl für die Erflärung ad a wie für ben Schriftiag und bie Erflärung ad b 
gilt im Anmwaltsprozefie der Anmwaltszwang. Im Verfahren vor den Amtägerichten kann 
bie Zurüdnahme zu Protokoll des Gerichtöfchreibers erklärt und das Protofoll unter Ver: 
mittelung bes Gerichtäfchreibers zugeftellt werben (arg. $ 501, $ 166 Abi. 2). 

4. Die Wirkungen der Zurüdnahme: a) Der NRectsftreit ift ala nicht an- 
hängig geworben anzufehen. Sowohl die prozeffualen wie die materiellrehtlihen Wir— 
fungen der Rechtshängigkeit (vgl. $$ 263 bis 267) gelten als nicht eingetreten, erlöfchen 
aljo ex tune, Speziell für die Unterbrechung der Verjährung und ber Erfikung ift das 
im BGB. $ 212 Abi. 1, $ 941 Sat 2 wiederholt. Aus dem BEP. $ 212 Abi. 2 ergiebt 
fih, daß bei neuer Erhebung der zurüdgenommenen Klage innerhalb einer Friſt von fechs 
Monaten die Verjährung oder bie Erfigung als durch die Erhebung ber erften Stlage 
unterbrochen gilt; auf die fonftigen Wirkungen ber Klagerhebung (ſ. N. 1 zu $ 267) ift 
bieje befondere VBorfchrift nicht anwendbar. — Für die Sllagen, durch welche die Ehe, die 
Ehelichkeit eines Kindes oder die Anerkennung ber Ehelichkeit angefochten wirb, ift im 
BGB. $ 1341 Ab. 2 Sak 1, $ 1596 Abi. 2 Sag 1, $ 1599 ausbrüdlich beitimmt, daß bei 
deren Zurüdnahme die Anfechtung als nicht erfolgt anzuſehen iſt. Das Gleiche muß für 
die Anfechtungsflagen des BEB. 8 2342, bes HGB. 88 271 ff., des Genofj.Gef. $$ 51, 
111,112 und ber CPrO. $$ 664, 679, 957, 958 gelten. — Da der Prozek durch die Zurüd- 
nahme bis auf den Koftenpunft erledigt ift, fann fein Urteil zur Sache erlaffen werben. 
Steht die perfekte Zurüdnahme feft, jo muß das Gericht einen Antrag des Ftlägerd ober 
bes Beklagten auf Erlaffung eines Berfäumnisurteild wegen Mangels einer Klage zurüd- 
weijen (arg. $ 330 Abf. 1 Nr. 1); dabei ift jedoch zu beachten, daß die Hinterlegung ber 
Abichrift der Zurüdnahmeichrift deren Zuftellung noch nicht beweift, falls diefe von dem 
Bellagten beftritten wird. Vgl. Strudm. Koch (8) N. 5, Birkmeyer Rechtsfälle S. 10 N. 27, 
Obermeyer a.a.D. 8.369 ff., Schwalbad a.a.D. S. 263 N.12, Kohler Arch. f.c. Pr. LXX 
©. 244, Wach Beitr. 3.€.d. DR. XXXVI 6.17, Bortr. (2) 8.160 N.**, 2. Seuffert fr. 
VISchr. XXVIE. 478 ff., Pland Lehrb. I S.186 bei N.54. — Teilm. abw.: Wilm. Levy 
(7) N. 3 zu $ 243 alt, Gaupp (9) N. IV, Peterſen (5) N. 5; vgl. a. RG. Entih. XXXI ©. 405.] 
Eind beide Parteien erichienen und darüber einverflanben, daß die Zurücknahme als nicht 
erfolgt betrachtet werde, fo können fie zur Sache verhandeln. — Über die Wirkung der Zurück— 
nahme auf die Widerflage ſ. N.2 litt.a zu $33, auf die Inzidentklage: R.7 zu $ 280. — 
Über die Wirkung der Zurüdnahme der Wieberaufnahmeflage ſ. N. 1 zu 8 585. 

b) Der Stläger ift verpflichtet, die Koften des Rechtöftreits zu tragen, fofern darüber 
nicht bereits rechtökräftig erfannt it. Wann über Hoften vor Beendigung des Prozeſſes 
rechtöfräftig erfannt fein fann, ergiebt N.3 zu $ 91. Auf Antrag des Bellagten ift die 
Derpflihtung durch Urteil auszufprehen. Sit die Zurüdnahme zu einer Zeit erfolgt, in 
ber zu einem Verhandlungstermine geladen war (einerlei von welcher Partei), jo kann ber 
Antrag in diefem Termine geftellt werben; ber Termin bleibt bejtehen zur Werhandlung 
über den Koftenaniprud [aM.: OLG. Dresden Ardı. f. c. Pr. LXIX ©. 451]. Der An— 
trag fann aber au in einem neuen Termine geftellt werden, zu dem der Bellagte den 
Kläger zu laden bat. Der Bellagte, weldher auf Grund Zurüdnahme db. Fl. gegen ben 
nicht erichienenen Kläger die Verurteilung zur Zragung und GEritattung der Koſten be» 
antragt, hat die Zurüdnahme d. Kl. zu beweiſen, fofern fie nicht bei Gericht offenkundig 
ift; das den Kläger zur Zragung der Koften verurteilende Urteil ift fein Verſäumnis— 
urteil, weil es nicht auf Grund der Zerminsverfäummis, Tondern auf Grund der vom 
Beklagten nachgewieſenen Zurüdnahme d. St. ergeht. Vgl. Gaupp (9) NR. V2 Abj.2, Birk: 
meyer Rechtsfälle S. 15 ff., L. Seuffert Hr. VISchr. XXVI ©.482, Troll Verf.Urt. S. 90 fi, 
Herzog IW. 1887 S. 87 ff., Wach Peitr. 3. E. d. DR.XXXVIS.1ff. — AM.: Strudm, 
Koch (8) N.5, Peterien (5) N.5, Pland Lehrb. I S. 310 N. 15, Eifenlohr a. a.D., Keidel 
DL. f. RA. XII Erg.Bb. S. 161 ff., 177 ff.; vgl. a. die in R.5 zu $515 cit. Rechtſpr. d. R®.] 
— Die Koften, welche durd; Ermwirfung der Verurteilung bes Klägers zur Tragung und 
Gritattung der Prozeßkoſten entiteben, fallen dem Kläger zur Lait [vgl. Oegg Ztiſchr. f. Rpfl. 
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in Bay. 1 S. 289 ff.; — aM.: Gollard eod. 5.299 für den Fall, dab der Kläger fich bereit 
erflärt hatte, die Koften zu bezahlen). Wegen der Koſten des Nebenintervenienten bes Be— 
Hagten 5. R. 2 litt. a zu $ 101. — Gegen die ifolierte Enticheidung über den Koftenpunft 
findet die fofortige Beichwerde ftatt ($ 99 Abf. 3). — Über den Fall, dab der Kläger wegen 
Erledigung der Haupfache feinen Antrag auf die Koſten beichräntt, vgl. NR. 4 zu $ 91. 

c) Der Bellagte kann die Einlaffung auf die von neuem erhobene Klage verweigern, 
bis ihm die Koften des Prozefles, in welchem die gleiche Klage zurüdgenommen wurde, 
erftattet find. Dieſe Verteidigung ıft eine prozeßhindernde Einrede ($ 274 Abi. 2 Nr. 6); 
fie führt zur Zurüdweifung der Klage (absolutio ab instantis). Sie fann auch gegen 
den Rechtönachfolger des Klägers erhoben werden [RG. 22. Febr. 1894 Entih. XXXIII 
Nr. 87 &.359, L. Seuffert Jahrb. f. Dogm. XXXIV ©. 476 ff.). Sie fteht dem Beflagten 
aud dann zu, wenn bem Kläger dad Armenrecht in dem früheren Prozefle bewilligt war 
oder in dem neuen Prozeffe bewilligt iſt [Sprenger Arc. f.c. Pr. LXXI ©. 414 f., Neffel 
Beitr. 3. E. d. DR. XXX S. 62, RG. 28. Oft. 1889 Entſch. XXIV Nr. 94 ©. 421, OLG, 
Breslau SA. L Nr. 129]. Der Einrede fann unter Umftänden die replicatio doli ent» 
gegengejett werden, 3. B. wenn ber Beflagte auf Gritattung der Koſten des früheren 
Prozeſſes verzichtet oder den Kläger durch argliftige Täufchung zur Zurücknahme d. HI. 
beitimmt bat. [Bgl. RG. Entſch. XXIV Nr. 94 ©. 422; vgl.a. RG. 21. Dez. 1896 SA. LII 
Nr. 199 und 9. Okt. 1899 BL. f. RAU. LXV ©. 335; das leßte Urteil geht jo weit, daß 
eö die Einrede verfagt, weil die Zurüdnahme nicht in veratoriiher Abficht, jondern des— 
wegen erfolgt jei, um die fehlende Vorenticheidung einer Berwaltungsbehörde zu erholen.] — 
Die Einrede ſetzt nicht voraus, dab die Volljtredung verfucht worden ift. 

>. Die gleiche Wirkung wie bei Zurüdnahme ber Stlage tritt ein, wenn bie Klage 
durch Urteil nach $ 113 Saß 2, $ 635, $ 640 Abſ. 1 oder nad HGB. $ 272 Abi. 3 Sap 3, 
$ 309 Saß 2 für zurüdgenommen erflärt wird [RG. 7. Yuni 1904 Entih. LVIII Nr. 66 
S. 259 fi.). 

6. Die Vorichriften des $ 271 finden auf die Widerflage Anwendung [jo auch 
Strudm. Koch (8) N.1,6, Wilm. Levy (TI N. 1 zu $ 243 alt, Gaupp (9) N.VI, Peterien (5) 
N. 2, Löning Ztichr. f.d. CPr. [IV S. 142; aM.: Lippmann Arch. f. d. c. Pr. LXV S. 365]. 
Da die Widerklage erſt durch den Vortrag in der mündlichen Verhandlung erhoben wird 
($ 281), kann fie erſt nachher zurückgenommen werden. 

7. Das Veriprechen, die Klage zurüdzunehmen, ift noch feine Jurüdnahme der Klage. 
Aus einem Vertrag, in dem die Zurüdnahme veriprochen ift, kann fein Einwand gegen bie 
Fortſetzung des Prozefied entnommen werden. In dem Bertrage kann eine Stundung oder 
ein Verzicht vereinbart fein; darauf kann natürlich eine materielfrechtliche Einwendung 
gegründet werden. Aus einem Vertrag, in dem die Zurüdnahme verfproden ift, fann 
auf Verurteilung zur Zurüdnahme geklagt werden [aM.: Hellmig Anſpruch S.162]. Auf 
die Verurteilung ift die Vorſchrift des $ 894 nicht anwendbar, weil eine Prozeßhandlung 
nicht durch ein Urteil erfegt werden kann (vgl. NR. 2 Abi. 5 zu $ 894); wohl aber fann 
ein folches Urteil nach $ 888 volljtredt werden (vgl. N. 1 Abi. 3 zu $ 888). 

5. Heine Zurüdnahme der Stlage im Sinne des $ 271 liegt vor, wenn der Kläger 
vor Zuſtellung der Klageſchrift dem Beklagten die Erklärung zuftellen ließ, daß er bie 
Klage, deren Zuftellung im Gange war, nicht erheben wolle [AG. Darmftadt Ztichr. f. d. 
CPr. XXXII ©. 355 fi]; vgl. N. 3 zu $ 253. 

9. Wegen der Gebühren |. GKG. 88 46, 93, GO. f. RA. 88 13, 14. Nach der Zurüd- 
nahme ift die Verhandlungsgebühr nicht nad der Hauptiache, jondern nad) dem Betrage 
der Koſten zu bemeijen [RG. 19. April 1882 SA. XXXVIU Nr. 60; vgl. a. RG. 5. Mai 
1882 Entſch. VII Nr. 108 S. 357). 


8272* (Dun 
8. im, (245.) 

Jede Bartei hat dem Gegner folche thatjächliche Behauptungen, Beweis— 
mittel und Anträge, auf welche derjelbe vorausfichtlich ohne vorhergehende 
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> feine Erflärung abgeben fann, vor der mündlichen Verhandlung 
“den Schriftjages jo zeitig mitzutheilen, daß der Gegner die 
fa. igung noch einzuziehen vermag. 
. Jertagung der mündlichen Verhandlung ein, jo fann das 
‚en bejtimmen, binnen welcher die noch erforderlichen vor: 
riftſätze mitzutheilen find. 


8 a8, 21, ę8 *34 öl. 6646, ms fl, NE. 38 406 f., NE. b81, Bis f., E.1 8288, 
€. 11 8 231, €. 111 8 236, M. 198 f., MB. 79, MB. 3. Nov. v. 1898 ©. 91 ff. 


die KHlagebeantwortung enthielt der $ 244 der CPrO. v. 1877 beiondere 

der alte $ 245 betraf den weiteren Schriftenwechfel. Durch die Nov, v. 1898 

4 geftrichen und $ 272 auf den ganzen Schriftenwechiel ausgedehnt. Die 
gilt nicht bloß im Anmaltsprozeffe, jondern auch im Verfahren vor den Amts» 


. Zu Abi. 1: Erklärungen über die Behauptungen, Beweismittel und Anträge 

gnerd brauchen nicht vor dem Termine mitgeteilt zu werden; bies gilt auch von 

intrage des Bellagten auf Abweifung der Klage. — Rechtliche Ausführungen fallen 

unter 8 272. — Die Nihtbeahtung der Vorfchrift des $ 272 Hat Rechtönachteile in 

Sache jelbit nicht zur Folge; doch fann die Vertagung oder die Anberaumung eines 

ermins zur Syortiegung der Verhandlung auf Koſten derjenigen Partei beichloffen werben, 
‚velche die Vorichrift nicht beachtet hat; vol. N.2 zu $ 95 und N.1 litt. b zu $ 129, 

3. Zu Abi. 2: Die Beftimmung von Friften zum Schriftenmwechfel fteht im Ermeflen 

des Gerichts. Bei der Beitimmung ift das Gericht nicht an die Vorfchriften des $ 132 


gebunden. 
$. 273. (246.) 
Die mündliche Verhandlung erfolgt nach den allgemeinen Vorfchriften. 
E. 18 224, €. II $ 2832, €. III $ 237, M. 19 ff. 193, RP. 79. 
Die allgemeinen Vorfchriften ſ. $$ 136 bis 165. Dal. dazu $$ 297, 298. 


8. 274.* (247.) 
Prozeßhindernde Einreden find gleichzeitig und vor der Verhandlung des 
Beklagten zur Hauptſache vorzubringen. 
Als ſolche Einreden find nur anzufehen: 
. die Einrede der Unzuftändigfeit des Gerichts, 
. die Einvede der Unzuläffigfeit des Rechtswegs, 
. die Einrede, daß die Entjcheidung des Nechtsjtreits durch Schiedsrichter 
zu erfolgen babe, 
4. die Einrede der Rechtshängigfeit, 
5. die Einrede der mangelnden Sicherheit für die Prozeßkoſten, 
6. die Einrede, daß die zur Erneuerung des Rechtsſtreits erforderliche Er: 
itattung der Kojten des früheren Verfahrens noch nicht erfolgt jet, 
. die Einrede der mangelnden Parteifähigfeit, dev mangelnden Prozeßfähig— 
feit oder der mangelnden gejeglichen Vertretung. 

Nach dem Beginne der mündlichen Berhandlung des Beklagten zur Haupt: 
jache können prozeßhindernde Einreden nur geltend gemacht werden, wenn dies 
jelben entweder jolche find, auf welche der Beklagte wirkſam nicht verzichten 
fann, oder wenn der Beklagte glaubhaft macht, daß er ohne fein Verjchulden 
nicht im Stande gewejen fei, diejelben vor der Verhandlung zur Hauptjache 
geltend zu machen. 


HE. & y 62. 5 1850 ff. 1899 ff., 6441 ff., NE. 55 413, 415, NE. 516 ff., 780, E. 1 5 225, 
182 11 $ 288, M. 193 5., AB. 791. Bear. d. Nov, v. 1898 ©. 105, NP. 4. Nov. 
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Litteratur: D. Bülow D. Lehre v. d. Prozeheinreden und die Prozehvorausjegungen 
(1868), darüber Pland Kr. BISchr. XI ©. 161 ff. und Nefjel Beitr. 3. €. d. DR. XXX ©. 44 fi. 
Angaben älterer Pitt. ſ. dv. Canſtein Grundlagen ©. 304 N. 4. Litt, z. CPrO.: Bolgiano Ztichr. 
j.d. 55 1 S. 47 ff., T S. 518 ff, IV S. 497 ff, XII ©. 441 ff, Peterſen eod. II ©. 161 ff, 
III ©. 203 DOfterloh eod. III ©. 43 * Fitting Arc. f. c. Br. LXII ©. 229 ff, Schwalbad) 
eod. ©. 390 ff, Birkmeyer Das gegenjeitige Verhältnis der $$ 38 ff. und 247 (1881 ), Medi. 
Ztichr. II ©. 188, Rechtsfälle S. 153 und Grundriß ©. 121 f., Löning Ztihr. f. d. CPr. IV 
5.173 N. 227, Leonhard eod. ©. 403 ff., dv. Amsberg Arc. f. c. Pr. LXV S. 59 ff, Schule 
Privatreht und Prozeh I ©. 285 ff., Kroll Klage und Einrede ©. 261 ff., Weismann Haupt- 
interbention ©. 84 ff., Hellmann Lehrb. ©. 422 fj., Pland Lehrb. I ©. 201 ff., IT ©. 42 ff. und 
S. 59 ff., 8. Seuffert Ztichr. f. d. EPr. XI ©. 199 f., Kohler Prozeß ald RB. ©. 52 ff. und 
Sorf ungen ©. 88 fi., Trutter Progefin — —— (1890), Levy Ziſchr. f. d. E Pr. XX 
S. 87 ff. Weizläder 'eod. XXVII © 20 ff., D. Bülom eod. ©. 224 ff., Langheinefen Urteils- 
anfpruch ©. 25 ff., 80 ff., Hellwig Anspruch und Klagerecht ©. 141 ff., Lehrb. 1 ©. 143 ff., 176 ff., 
I ©. 12 ff, Wach Handb. I ©. 195., 34 f., Schmidt Lehrb. (2) 98 104 bis 106, vgl. a. v. Kries 
Die Prozehvorausjegungen im Strafprogefje Btichr. f. d. gei. Strafrechtswifienichaft VS. Uff., 
Binding Grundriß d. StrPr. 48 .175 ff. De lege ferenda: 2%. Seuffert Ztiſchr. f. d. CRr. 
XVII ©. 314 fi. 

1. Das Prozeßgeſetz ftellt gewiffe Vorausjegungen auf, die vorhanden fein müſſen, 
damit das Gericht überhaupt in die Lage fommt, den Parteien eine Enticheidung über 
die Sache (materialia causae) zu geben. Dieſe Vorausfegungen kann man von den be— 
fonderen, für die Gültigfeit einer einzelnen Prozekhandlung geforderten Vorausfegungen 
unteriheiden. Man nennt fie nad dem Vorſchlage Bülows Prozekvorausfegungen. 
Meil bei Vorhandenfein der Prozekvorausjegungen das Gericht den Parteien eine Ent— 
iheibung über die Streitiache geben muß, hat man als Folge des Dafeins ber Prozeh- 
vorauäjekungen ein Nechtsverhältnis zwiichen den Parteien einerjeits und dem Geridt 
andererfeitd angenommen [jo Bülow, Pland u. A.). Andere nehmen ein doppeltes Rechts— 
verhältnis, nämlich eines zwiichen Partei und Partei [dagegen Pland Lehrb. IS. 201 ff.] 
und eines zwiichen den Parteien und dem Gericht an, während Kohler, Der Prozeß als 
Rechtsverhältnis, die Entjtehung eines Nechtöverhältniffes zwiichen den Parteien und dem 
Gerichte beftreitet und den Prozeß als NRechtsverhältnis nur unter den Parteien zu kon— 
ftruieren verjudt. Da aus dem Prozeffe Rechte und Pflichten der Parteien untereinander 
außer der eventuellen Berechtigung und Verpflichtung auf und zur Koftenerftattung nicht 
entitehen und diefe Berechtigung nicht vom Dafein der Prozebvorausjegungen abhängt, ift 
die Annahme eines durch den Prozeß entitehenden Rechtöverhältnifjes unter den Parteien 
abzulehnen. [Gegen die Annahme eines ſolchen Rechtäverhältniffes: Oetker Jur. Litt. BL. 
VIL S. 14.] 

Prozeßvorausſetzungen im angegebenen Sinne find ordnungsmäßige Erhebung der 
Klage, Partei: und Prozeßfähigkeit der Parteien, Legitimation ihrer geſetzlichen Vertreter, 
Bevollmächtigung desjenigen, welcher ald Bevollmächtigter geklagt hat, und desjenigen, 
welchem als dem Bevollmächtigten des Beklagten die Klage zugeftellt ift, Zuftändigfeit bes 
angegangenen Gerichts, Zuläffigfeit des Nechtswegs, Nichtanhängigfein der Streitjache, 
Leiftung einer gebotenen Sicherheit ($ 110, HGB. $ 269 Abi. 3, $ 272 Abi.3, $ 309 
Sat 2) und Erjtattung der Koſten des Vorprozeſſes ($ 271 Abi. 3). 

Iſt ein Mangel in den Prozebvorausjegungen vorhanden, fo hat das Gericht feine 
GEnticheidung über das materielle Recht zu geben, fondern das in der Stlage gelegene Ver— 
fangen einer ſolchen Entſcheidung abzuweiſen. Das Urteil ift fein Sach-, jondern ein 
Prozehurteil; es lautet auf Zurüdweilung der Klage oder auf Abweiſung der Klage 
„angebrachtermaßen“ oder „von hier” oder auf „Entbindung des Beklagten von der lage“ 
(absolutio ab instantia). Das Urteil iſt ald Endurteil anfechtbar mit Berufung und 
Revifion [vgl. 2. Seuffert Ztſchr. f. d. CPr. VIT S. 8 f.. 

Kommen Mängel mehrerer Prozekvorausiegungen in Frage, jo ergiebt fih aus 
logischen Erwägungen folgende Reihenfolge: zuerit hat das Gericht zu prüfen, ob die lage 
ordnungsmäßig erhoben ift, denn, wenn das Urteil nicht orbnungsmäßig verlangt ift, jo 
entfällt die Notwendigkeit jeder anderen Kognition [vgl. RG. 19.Nov. 1894 Entih.XXXIV 
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Nr. 103 ©. 392, wo ausgeſprochen ift, daß die Ordnungsmäßigkeit der Klagerhebung vor 
ber Zuftändigfeit zu prüfen fei]; an zweiter Stelle ift die Parteifähigfeit zu prüfen, an 
dritter die Prozebfähigfeit, an vierter bie Legitimation des geieglichen Vertreters [vgl. 
RE. 3. Apr. 1902 IW. ©. 314 Nr. 2, wo ausgeſprochen ift, daß die Legitimation des 
Vertreters vor der Zuläffigkeit des Rechtsweges zu prüfen jei], an fünfter die Bevoll— 
mädhtigung, an fechiter die örtliche, dann die jachliche Zuftändigfeit, an fiebenter bie Frage, 
ob nicht ein Schiedägericht zu enticheiden habe, an achter Stelle die Zuläffigfeit des Nechts- 
wegs, an neunter die Rechtshängigfeit, an zehnter die Koftenerftattungspflicht und an lekter, 
Stelle die Verpflichtung zur Leiftung der Koſtenſicherheit. Daß die Zuftändigfeit vor ber 
Frage des Schiebögerihts und vor der Zuläffigfeit des Rechtswegs zu prüfen ift, dürfte 
fih daraus ergeben, daß nur dem Gerichte, welches eventuell zuftändig wäre, die Kognition 
über die Schiedögerichtäfrage und über die Zuläffigfeit des Rechtswegs zufommt. [Vgl. hierzu 
bie teilweife abw. Ausführungen von Levy Ztichr. f.d. EPr. XX S. 87 fi., Gaupp (9) N. lc 
Abi. 3, Peterfen (5) N. 15, Hellwig Lehrb. I ©. 163 f.] 

Das Prozeßgeſetz kann fich den einzelnen Prozeßvorausfetzungen gegenüber verjchieden 
verhalten. Es fann vorfchreiben, dab das Gericht von Amtöwegen das Vorbandenfein der 
Prozekvorausjeßungen zu prüfen und bei Entdedung eines Mangels auf absolutio ab 
instantia zu erfennen hat; es kann aber auch vorfchreiben, daß das Gericht ſich mit ber 
Trage, ob eine beftimmte Prozekvorausjegung vorhanden fei, erſt befaffen ſoll, wenn bie 
Partei den Mangel rügt [vgl. Bülow Arc. f.'c. Pr. LXIV ©. Uff.). Zum Begriff einer 
Prozeßvorausſetzung gehört nicht, daß deren Diangel von Amtswegen zu berüdfichtigen ift. 
Die Rüge des Mangels einer Prozekvorausjegung heißt man Prozekeinredbe im Gegenjake 
zur Sacheinrede, eine Bezeichnung, die ala eine verwirrende bedenklich ift. Nur da fann 
man bon einer Einrebe fprechen, wo ber Bellagte ſich auf felbitändige Thatjachen beruft, 
aus denen fich der Mangel einer Prozeßvorausſetzung ergiebt [vgl. Pland Kr. VISchr. XI 
©. 161 ff., Lehrb. 11 $ 90 ©. 60]. Beſſer wäre es, den Ausdrud „Einrede” ganz zu ver— 
meiden [vgl. Bülow Ard. f. c. Pr. LXII ©.57N.48, Ztichr. f. d. c. Pr. XXVII ©. 2397., 
2. Eeuffert Ztichr. f. d. CPr. XVII ©. 314 ff.J. 

Weil die Frage, ob die Prozehvorausjegungen vorhanden find, präjubiziell ift für 
die Möglichkeit einer Sacenticheidung, muß das Gericht fi über jene Frage ſchlüſſig 
machen, ehe es an die Enticheidung der Sache berantreten fann. Ob die Verhandlung 
über die Prozebvorausfeßungen zu einem bejonderen, von der Verhandlung über 
bas materielle Recht getrennten Prozehabichnitte zu geitalten fei, ift eine frage der Zwed- 
mäßigfeit, zu der fi die Prozeßgeſetze verfchieden verhalten. Das ältere römische, das 
fanonifche und das ältere deutiche Prozekrecht haben bie Verhandlung über die Prozeh- 
vorausjegungen ala befonderen Prozeßabſchnitt geftaltet und demgemäß die Verhandlung 
über das materielle Recht erſt beginnen laffen, nachdem über die Prozekvorausjegungen 
verhandelt und entichieden war. Dadurch entitand der Begriff der defensio litis ın- 
gressum impediens, d. i. einer Verteidigung, bie den Bellagten vorläufig ber Notwendig- 
feit entbhebt, fich über die materielle Berechtigung des Klägers (die Streitiadhe, „lis“ in 
diefem Sinne) zu äußern. [Über die VBermengung diefer Verteidigungsweiſe mit materiell: 
rechtlichen dilatoriihen Einreden j. Bülow Prozekeinreden ©. 21 ff.) Dur den IR. 
88 37, 40 wurde bie Abfondberung der Verhandlung für den größten Teil der Prozeh- 
borausfegungen bejeitigt. Dem Beklagten wurbe geboten, alle prozefjualijchen und materiell 
rechtlichen Verteidigungsbehelfe gleichzeitig vorzubringen. ine Ausnahmeftellung wurde 
nur ben fog. „Declinatorien fori*, d. i. den Zuftändigfeitsbemängelungen, zu teil. Über 
dieje joll „vörberift geiprocdhen, und ber Beflagte in ſolchem Falle vor Erörterung bes 
puncti Competentiae Fori fi) in ber Haupt-Sache einzulaffen nicht verbunden“ fein. 
Sie allein blieben „progekhindernd” im obigen Sinne. 

Die CPrO. hat für die Rüge eines Mangels der Prozebvorausfegungen den Aus» 
brud „Einrede“ beibehalten. Sie hat nicht bloß den Zuftändigfeitsbemängelungen, ſondern 
auch anderen, auf Rüge eines Mangels ber Prozebvorausjegungen hinauslaufenden jog. 
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Einreden, andererjeits auch wieder nicht allen derartigen Einreben, 3. B. nicht der Rüge 
des Mangels ber ordnungsmäßigen Klagerbebung, prozeßhindernde Kraft in dem angegebenen 
Sinne beigelegt. Sie bat unter die fog. prozeßhindernden Einreden die Beanftandung ber 
Legitimation des geleklichen Vertreters aufgenommen, nicht aber die Rüge des Vollmadts- 
mangels. Diefer Mangel von Konfequenz bat zu zahlreihen Mibverftändnifien geführt, 
wovon ein großer Zeil der oben cit. Abhandlungen Zeugnis giebt. 

Vom Standpunkte des Gejeßes aus ergiebt fi, dak nur bie in $ 274 
aufgeführten Bemängelungen von Prozekvorausjeßungen, welche das Geſetz „Pprogeb- 
hindernde Einreden“ nennt, im Verfahren vor den Landgerichten dem Beklagten das 
Recht gewähren, zu verlangen, daß darüber gefondert verhandelt und entichieden werde. 
Daraus, daß eine andere Verteidigung gleichfalls Nüge des Mangels einer Prozeßvoraus— 
fegung ift, kann nicht geichloffen werben, daß fie prozekhindernd im angegebenen Sinne 
ſei. — Nah dem alten HGB. Art. 190a Abſ. 3 Sat 2 war das Verlangen ber bort 
bezeichneten Sicherheit ald prozekbindernde Einrede zu behandeln. In dem neuen HOP. 
it das Verlangen der nad $ 269 Abi. 3 Sak 1, $ 272 Abf. 3 Saß 1, 5 309 Saß 2 zu 
feiftenden Sicherheit nicht mehr als prozekhindernde Einrede bezeichnet, was damit zu: 
fammenhängt, daß die Leiftung diefer Sicherheit nicht mehr obligatorisch ift, ſondern im 
Ermeſſen des Gerichts fteht (vgl. Ber. d. XVII. Komm. üb. db. Entw. e. HGB. v. 1. Apr. 
1897 ©. 91 f., 94 f.); folglich hat jenes Verlangen nicht mehr die Natur einer prozeß— 
hindernden Einrede. IVgl. Gaupp (I)N.IIe Abi. 2, Beterfen (5)N.3, Staub Komm. 3. HGB. 
(8) N. 10 zu $ 272, R. Goldſchmit in Holdheims Monatsfchr. f. Handelsr. u. Bankweſen IN 
S. 180, RG. 28. Dez. 1901 IW. ©. 289 f. Nr. 4. — Unridtig: R. u. F. Effer Aktien: 
geiellichaft N.3 zu $272.] — Die gemeinrechtliche, dem BEP. unbelannte exceptio spolü 
bat dadurch, dab fie im Gejeße nicht als prozekhindernd aufgeführt ift, ihre Eigenicait 
als prozekhindernde Einrede verloren [RG. 24. März 1832 Entſch. VII Nr. 99 ©. 330, 
25. Juni 1895 SW. LI Wr. 62]. 

2. Zu Abi. 1: Dieſe Vorfchrift gebietet: a) die progekhindernden Einrebden 
gleichzeitig vorzubringen, b) fie vor der Berhandlung des Beklagten zur 
Sauptjade vorzubringen. 

Ad a: Diefes Gebot enthält eine Ausnahme von der Regel des $ 278 Abi. 1 
Welche Folgen die Nichtbeadhtung bes Gebotes hat, ift beftritten. Nach der einen Anficht 
fann der DBellagte nach Verwerfung oder Zurüdnahme einer prozeßhindernden Einrede 
noch alle anderen prozeßhindernden Einreden geltend machen, wenn er noch nicht zur 
Hauptiache verhandelt hat, ift aber nicht mehr befugt, megen der zweiten Einrede die 
Einlaffung zu verweigern [fo Peterfen Ztichr. f. d. EPr. II S. 175 ff. III ©. 210 Fi. 
Endemann II ©. 42 ff., Kleiner II ©. 67 ff., v. Sarwey II ©. 370, Oſterloh Ztichr. !. 
d. EPr. III ©. 59, Renaud Ztichr. f. d. EPr. V S. 48 f. und die Aufl, 1 bis 7 dieles 
Komm.]. Nach der anderen Anficht kann der Beklagte eine verzichtbare prozeßhindernde 
Einrede nicht mehr geltend machen, nachdem eine andere allein vorgebrachte prozed’ 
bindernde Einrede verworfen oder zurüdgenommen ift [jo Strudm. Koch (8) N. 2, Wilm. 
Levy (TI N. 2 zu $ 247 alt, Gaupp (9) N. IV 1, Peterfen (5) N. 14, Pland Lehrb. IS. 91 
N. 24, Bolgiano Ztſchr. f. d. EPr. IS. 51 ff, u S. 525 ff. IV S.499 ff. Fitting Ard. 
f. c. Pr. LXII &.228 und Ztſchr. f. d. CPr. VI ©. 298, Wach Beitr. 3. E. db. DR. XXIV 
S. 727 N. 28, Birkmeyer Ziſchr. f. d. EPr. VII ©. 448, bay. ob. LG. SA. XXXIX 
Nr. 160]. Obwohl im Geſetze die Ausſchließung der nicht gleichzeitig vorgebrachten Ein: 
reden nicht ausdrücklich angebroht ift, verdient die zweite Anficht den Vorzug. Denn 
wenn das Gefeß das gleichzeitige Vorbringen der prozekhindernden Einreden gebietet, 
fo folgt daraus, daß die nachträglich geltend gemachte Einrede nicht rechtzeitig vor: 
gebracht ift; das ganze Verfahren aber wird von dem Grunbfaße beherricht, daß Prozeh- 
handlungen, die nicht rechtzeitig erfolgen, ausgeichloffen find; vgl. die N. vor $ 230. 
Übrigens fann die Ausjchliegung nur die Einreden treffen, welche ſchon beim Worbringen 
der erften Einrede begründet waren. — Befonderes gilt für die Einrede der Unzuſtändig— 
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keit. Da nad) $ 39 die ſog. ftillichweigende Vereinbarung erft durch die mündliche Ver: 
handlung zur Hauptiadhe eintritt, fann die Einrede der Unzuftändigkeit nicht ſchon 
dadurch ausgeichloffen jein, daß fie nicht gleichzeitig mit anderen prozehhindernden Ein— 
reden vorgebradht worden ift [vgl. Wach Handb. I ©. 508 f.]; denn die Prorogation des 
$ 39 beruht auf der Ausichließung der Einrede. — Das Gebot, die prozekhindernden 
Einreden gleichzeitig vorzubringen, gilt nicht im Verfahren vor ben Amtögerichten 
(8 504 Abi. 1). 

Ad b: Über Verhandlung ſ. R.1 litt. a zu $ 333; über Verhandlung zur 
Hauptſache: N. 1 Abſ. 1 zu $ 39. Über die Ausfchliehung prozekhindernder Einreden 
durch die Verhandlung zur Hauptſache ſ. u. R. 10. — Das Gebot, prozekhindernde Ein- 
reden vor ber Verhandlung zur Hauptſache vorzubringen, gilt im Verfahren vor ben 
Amtsgerichten nur für die Einrede der Unzuftändigfeit ($ 504 Abf. 1). — Darüber, daß 
durch den Antrag des Beklagten auf Erlaffung des Verfäumnisurteil® gegen den Kläger 
die prozekhindernden Einreden nicht ausgeſchloſſen werben, ſ. N. 2 litt. d zu $ 330, 

3. Zu Abi. 2 Nr. 1: Die Einrede der Unzuftändigfeit läuft darauf hinaus, daß 
ber Beklagte die von dem Kläger durch die Erhebung der Klage behauptete Zuftändigfeit 
bes angegangenen Gerichts zur Erlaffung des verlangten Urteils beftreitet, ohne jedoch zu 
beftreiten, daß der Rechtsweg zuläffig ift (vgl. N. 4). Der Mangel der Zuftändigkeit 
fann fich ergeben aus ben Vorichriften über die Verteilung der Zuftändigfeit zwiſchen ben 
ordentlichen und ben beſonderen Gerichten (ſ. GVG.$$ 12 bis 14 und Gewerbegerichtsgeſetz 
in d. Faſſ. d. Bek. v. 29. Sept. 1901, RGBl. 1901 ©. 353, $$ 1, 4 bis 8, Kaufmanns 
gerichtögejeß v. 6. Juli 1904, RGEBl. ©. 266, $$ 1, 5, 6) oder aus den Vorſchriften über 
die fachliche und über die örtliche Zuftändigfeit der Gerichte (vgl. N. 1 vor $1). Da 
die Vorfchriften über Vereinbarung über die Zuftändigfeit ($ 38) zu den Morfchriften 
über die Zuftändigfeit gehören, fo fann die Einrede ber Unzuftändigfeit auch darauf ge— 
ftügt werben, daß dem angegangenen Gerichte durch Vereinbarung die Zuftändigfeit ent— 
zogen ſei. Dagegen liegt feine Einrede der Unzuftändigfeit vor, wenn eine Partei auf 
Grund der Vorjchriften über die Gefchäftäverteilung (GPG. $$ 62, 67, 122, 123) oder 
auf Grund der Vorfchriften über Zugehörigkeit zur Kammer für Dandelsfahen (GVBG. 
88 101 bis 107) die Verweiſung an eine andere Hammer ac. desſelben Gericht verlangt, 
vgl. R. 2 vor $ 1. 

Da die Einrede der Unzuftändigfeit eine Beftreitung der vom Kläger behaupteten 
Zuftänbigfeit ift, muß nicht der Beflagte die die Unzuftändigfeit ergebenden Thatlachen, 
fondern der Kläger die Thatjachen bemweifen, aus welchen fi die Zuftändigfeit ergiebt; 
vgl. N. 5 vor $ 12. Nur, wenn der Beflagte behauptet, dak die geſetzlichen Zuftändig- 
feitöregeln durch Vereinbarung durchbrochen jeien, trifft ihn die Beweislaſt. — Someit 
ausjchliekliche Zuftändigfeit eines befonderen Gerichts ober eined anderen orbentlichen 
Gerichts in Trage fommt, ift die Zuftändigfeit von Amtswegen zu prüfen. 

4. Zu Abi. 2 Nr. 2: Die Einrede der Unzuläffigfeit des Rechtswegs liegt vor, 
wenn der Bellagte bejtreitet, daß die Gerihte — in Gegenjaß zu den Verwaltungs» 
behörben und den Verwaltungsgerichten — zur Entiheibung über den geltend gemachten 
Anipruch zu enticheiden haben, oder daß die Gerichte ohne vorgängiged Angehen einer 
Verwaltungsbehörde über den Anspruch zu enticheiden haben, ferner wenn ber Beflagte 
beitreitet, daß die Gerichte im Civilprozeß — in Gegenſatz zum Verfahren der freimilligen 
Gerichtäbarfeit — zu enticheiden haben [vgl. Gaupp (9) N. V vor $1 ©. 11 Ff., Hellwig 
Lehrb. J ©. 95 f.]. Welche Streitigkeiten vor die Gerichte und welche vor bie Ver— 
waltungsbehörden und Verwaltungägerichte gehören, beftimmt fich zunächft nach den Reichs: 
geſetzen und, fomeit dieje feine Beitimmungen enthalten, nach dem Landesrechte (vgl. N. 1 
bis 3 zu EG. 83). Ebenfo bemißt fich zumächft nach Reichs- und eventuell nad Lanbes- 
recht, in welchen Sachen vor Angehen der Gerichte eine Verwaltungsbehörde angegangen 
werden muß; berartige Gejege find in N.2 litt. ce zu $ 148 angeführt. Welche Angelegen- 
heiten im Verfahren der freimilligen Gerichtöbarfeit zu erledigen find, bemikt fi nad 
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dem RG. über die freiwillige Gerichtäbarfeit v. 17. Mai 1898 (RGBl. S. 771) und nad) 
den neben dieſem Geſetze beftehenden Landesgeſetzen. 

Ob ber Rechtsweg zuläflig ift, hat das Gericht von Amtömwegen zu prüfen; daher 
ift hierbei von einer Beweislaſt nicht die Rebe. 

5. Zu Abi. 2 Nr. 2: Die Einrede, dab die Enticheidung des Rechtsſtreits durch 
ein Schiedögericht zu erfolgen habe, fällt weder mit ber Einrede der Unzuftändigfeit, no 
mit der Einrebe der Unzuläffigkeit des Rechtswegs zufammen. Sie war nad) der CPrO. 
v. 1877 feine prozehhindernde Einrebe. IVgl. RG. Entich. VIII Nr. 97 ©. 348, Nr. 118 
©. 398, X Nr. 113 ©. 367, XVI Nr. 77 ©. 335, Nr. 92 S. 370, SA. XXXVIII Pr. 263, 
Beitr. 3. E.d. DR. XXX ©. 734; in den Gründen biefer richtigen Enticheidungen wird 
wiederholt die irrige Behauptung aufgeitellt, daß bie Einrede feine progehrechtliche, ſon— 
bern eine materiellrechtliche jei.] Die Novelle v. 1898 hat die Einrede unter die prozeh: 
hindernden Einreden gejeßt. 

Die Einrede kann auf einen Schiedsvertrag ($$ 1025, 1026), auf eine letztwillige 
Verfügung oder auf eine andere nicht auf Vereinbarung berubende Verfügung (vgl. $ 1048) 
gegründet werben. Die Bemweislaft trifft den Beklagten. Der Beklagte, welcher die Gültigfeit 
des die Schiebögerichtöflaufel enthaltenden Vertrags beftreitet, fann die Einrede bes Schieds- 
gericht ala prozekhindernde Einrede für den Fall geltend machen, daß das Gericht zur An: 
nahme der Gültigfeit des Vertrags gelange [OLG. Hamburg Redtipr. d. OLG, XI &.80). 

6. Zu Abi. 2 Nr. 4: Dal. N. 2 Ziff. I zu $ 263. Folgt man der berrichenden 
Anſicht, wonach die Rechtöhängigfeit nicht von Amtswegen zu beachten ift, jo trifft ben 
Bellagten die Beweislaft. Findet Offizialprüfung ftatt, jo ift überhaupt nicht bie Rede 
von Beweislaft. 

7. Zu Adi. 2 Nr. 5: Vol. die $$ 110 bis 113 nebjt den Erläuterungen. Der Be 
Hagte hat zu beweiſen, daß der Kläger Ausländer ift. Die Ausnahmen des $ 110 Abi. ? 
Nr. 2 bis 5 und bes $ 115 Nr. 2 können nicht ftreitig werben; ob die Ausnahme bes $ 110 
Abi. 2 Nr. 1 (Gegenfeitigfeit) vorliegt, it von Amtswegen zu prüfen, da es fich dabei um 
das Beftehen von Rechtsnormen hanbelt, 

8. Zu Abi. 2 Nr. 6: Dal. 8 271 Abi. 4, N. 4 litt. c und N. 5 zu $ 271. — Die 
GEinrede ift auch begründet, wenn die Zurüdnahme mit Einwilligung des Bellagten erfolgt 
und wenn durch Urteil die Klage für zurüdgenommen erklärt mworben ift; vgl. N. 5 zu 
$ 271. Der Bellagte bat zu beweijen, daß der Kläger die Klage, welche er jeßt er- 
neuert, in dem früheren Prozefie zurüdgenommen bat und daß ihm in dem früheren 
Prozeſſe Koften in dem anzugebenden Betrage erwachſen find [RG. 13. März 1882 Entid. 
VI Nr. 108 S. 359]; es ift nicht erforderlich, daß der Kläger zur Tragung und Erftattung 
der Koſten verurteilt wurde; auch nicht, daß die Koſten bereits feftgefegt find. Die Be 
bauptung, dab der Eritattungsaniprud durch Erfüllung oder fonftwie erloſchen ſei, iſt 
vom Stläger zu bemweijen. 

9. Zu Abi. 2 Nr. 7: Val. die 8$ 50 bis 57, insbefondere die N. 5 zu 8 50,R.1 
zu 856. Da ein Diangel der Parteifähigfeit, der Prozekfähigfeit und der Legitimation 
des geſetzlichen WVertreters von Amtswegen zu berüdfichtigen ift ($ 56), fo ift von Beweis 
laft einer Partei nicht die Rede. Die PVehauptung, dab bie als Klägerin auftretende 
oder als Beklagte belangte Gefellichaft wegen eines Mangels im Gejellichaftävertragt 
nichtig fei, enthält eine Bemängelung ber Parteifähigleit [RG. 21. Dez. 1904 Beitr. 5. €. 
d. DR. XLIX S. 1016). — Die Rüge des Mangels der Vollmacht ($ 88) ift feine prozeb . 
bindernde Einrede (vgl. KPr. S. 79 f., woraus erfichtlich ift, dab ein Antrag, die Rüge 
des Vollmachtsmangels unter die prozeßhindernden Einreden aufzunehmen, abgelehnt worden 
ift). — Die Aktivlegitimation zur Sade (vgl. N. 7 zu $$ 51, 52) ift feine Progekvoraus- 
jeßung, jondern gehört zum Klagegrund; das Beſtreiten der Aktivlegitimation it feine 
Prozeh-, ſondern eine fachliche Einrede. 

10. Zu Abi. 3: a) Dadurch, dab ber Beklagte vorbehaltslos zur Hauptſache ver— 
handelt (vgl. N.2 Ad b), werden diejenigen prozeßhindernden Einreden, auf welche der Be 
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Hagte wirkſam verzichten kann, ausgeichloffen. Auf die Einrede Nr. 1 kann der Beflagte 
infomweit verzichten, als bie Proregation zuläffig ift; inmieweit die Prorogation unzuläffig 
it, ergiebt fih aus $ 40 Abi. 2; vgl. a. N. 1 Abſ. 6 zu 838. — Auf die Einreden Nr. 2 
und 7 kann nicht verzichtet werben; fie betreffen Prozehvorausfegungen, die von Amtswegen 
zu beachten find. — Auf die Einreden Nr. 3, 5 und 6 fann verzichtet werden. — Über die 
Frage, ob auf die Einrede Nr. 4 verzichtet werben fann, |. N. 2 Ziff. I litt. e zu $ 268. 

b) Eine Einrede, auf die der Beklagte verzichten kann, kann mittels einer Art von 
Inzidentreſtitution nach der vorbehaltlojen Einlafjung noch geltend gemacht werden, wenn 
der Beflagte glaubhaft macht ($ 294), dab er ohne fein Verfchulden nicht imftande ge- 
wejen jei, fie vor ber Einlafjung geltend zu machen. Verſchulden des Vertreters gilt auch 
bier als Verſchulden ber Partei (arg. $ 232 Abi. 2). Ohne die vom Gefeße verlangte 
Glaubhaftmahung ift die Nachholung aud dann nicht ftatthaft, wenn ber Kläger fie ge— 
ftattet; denn über die Nechtzeitigfeit einer Prozeßhandlung können bie Parteien nicht ver» 
fügen [vgl. Strudm. Koch (8) N. 12 Abſ. 2, Görres Ztichr. f. d. EPr. XXXIV 8,95; — aM.: 
Wilm. Levy (TIN.5 zu 8 247 alt, Gaupp (9) N.V2, Wach Ard. f. c. Pr. LXIV &.212, RG. 
18. Mai 1904 Entich. LVIII Nr. 38 ©. 151 ff. und OLG, Frankfurt Rechtſpr. d. OVYG. IX 
S. 101 f. in Bezug auf die Einrede bes Schiebögerichts]. — Beſonderes gilt für die Ein- 
rede der Unzuftändigfeit. Soweit auf dieſe Einrede verzichtet werben fann (f. o. litt. a),. 
fann fie nicht wegen unverjchuldeter Verfäumnis nachgeholt werben, weil durch bie vor- 
behaltälofe mündliche Verhandlung zur Hauptiahe das Gericht zuftändig geworben ift. 
[Bgl. Gaupp (9) N. III zu $ 39, Peterfen Ztichr. f. d. EPr. III ©. 250 und Komm. (5) 
N. 24 zu $$ 38 bis 40, Bülow Arch. f. c.Pr. LXIIS.42 N.38, Wach Handb. I ©.507 f., 
Kohler Arc. f. c. Pr. LXX ©. 221. — AM.: Strudm. Koch (8) N. 1 zu $39, Wilm. Levy 
(TIN.1 zu 839, Hellmann Lehrb. 5.127, Pland Lehrb. 1823 N.25, v. Amsberg Ard.f. 
c.Pr. LXV S. 94, Birfmeyer Das gegeni. Verhältnis xc. S.7, Leonharb Ztiſchr. f. d. EPr. 
IV &. 408, Francke eod, V ©. 470 f., Fitting eod. VI ©, 294, 297, Juſt Arch. f. c. Pr. 
LXVII ©. 271 ff. Deybed Gerichtaft. d. Vereinb. S. 130 ff.] 

11. Die Vorſchriften der $$ 274, 275 finden auf die Wibderflage (auch auf die WAL. 
nad) $ 280) entiprechende Anwendung. [Bal. Strudm. Kod (8) N.1, Wilm. Levy (7) N. 1 
zu $ 247 alt, Gaupp (9) N. VI, Peterjen (5) N. 16, Löning Ztſchr. f. d. EPr. IV ©. 175 ff, 
RG. 7. Juni 1904 Entid. LVII Nr. 66 ©. 259 ff. — AM.: Hellmann Komm. II ©. 55, 
Diterloh Ztichr. f. d. EPr. III ©. 66 ff., Lippmann Arch. f. c. Pr. LXV ©. 367 ff] Die 
Verteidigung des Widerbeflagten, welche die Zurüdweifung der Widerflage mit Rüdficht 
auf das Fehlen des Zufammenhangs verlangt, ift feine Unzuftändigfeitseinrede, weil fie 
die Zuläffigfeit der Widerklage ohne Rüdficht auf die Zuftändigfeitäregeln beftreitet. Die 
Einrede Nr. 5 ift durch $ 110 Nr. 3 auögeichlofien. 

12. Über prozekhindernde Einreden im amtögerichtlichen Verfahren f. $ 504, in der 
Berufungsinftanz: $ 528, in der Revifionsinftanz: $ 566, im Urkundenprozefle: $ 594. 
$. 275. (248.) 

Ueber prozeßhindernde Einreden ift befonders zu verhandeln und durch 
Urtheil zu entjcheiden, wenn der Beklagte auf Grund derjelben die Verband: 
lung zur Hauptſache verweigert, oder wenn das Gericht auf Antrag oder von 
Amtswegen die abgefonderte Verhandlung anordnet. 

Das Ürtheil, durch welches die progeihindernde Einrede verworfen wird, 
ift in Betreff der Nechtsmittel als Endurtheil anzufehen; das Gericht kann 


jedoch auf Antrag anordnen, daß zur Hauptjache zu verhandeln jei. 


HE. Bau, %. usa; 3545 fi., 4807, **. NE. 88 418 f., NP. 546 f., 610, IE E. U 
I1 8 239, M. 194, HB. 80 


1. Bringt Der Beklagte eine progehhinbernbe Einrede rechtzeitig vor, jo fann er bie 
Verhandlung zur Hauptiache (Einlaffung) verweigern, bis über die Einrede entichieden ift; 
er fann fich aber auch eventuell, d. i. für den Fall der Verwerfung der Einrebe, auf die 
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Hauptiache einlaflen. Bermweigert der Beklagte die Einlafjung, fo muß über die prozeß— 
bindernden Ginreden insgefamt befonders verhandelt und entichieben werben. Über bie 
Hauptſache kann ohne neue Verhandlung nicht entichieden werden. Der Bellagte, welder 
eine prozeßh. Einrede gemäß $ 274 Abi. 3 nachholt, ift nicht mehr befugt, die weitere 
Ginlaffung zur Dauptiache zu verweigern. — Dadurch, dab ber Bellagte in einem vor: 
bereitenden Schriftfage Erklärungen zur Hauptſache abgiebt, verliert er die Befugnis nidt, 
im Termine wegen einer prozekhindernden Einrede die Einlaffung zu verweigern. 

Die Einlaffung darf nicht verweigert werben im Verfahren vor ben Amtögericten 
(8 504 Abi. 3), in der Berufungs: und der Revifionsinftanz ($ 528 Abſ. 2, $ 566) und im 
Urkunden: und Wechſelprozeſſe ($ 594). 

Hat der Bellagte in einem Fall, in welchem ihm das Recht zur Verweigerung ber 
Verhandlung zur Hauptſache nicht zufteht, dieſe Verhandlung verweigert, jo kann bei Per: 
werfung der Einrede ohne weitere Verhandlung über die Hauptfache entichieben werben. Über 
die frage, ob das Urteil ald Verfäumnisurteil zu erlaffen ift, vgl. N. 1 litt. b zu $ 333. 

Macht der Beklagte von der Befugnis, die Einlaffung zu verweigern, feinen Ge 
brauch oder fteht ihm dieſe Befugnis nicht zu, fo kann gleichwohl das Gericht auf Antrag 
oder von Amtöwegen anordnen, dab über die progekhindernden Einreden bejonders ver: 
handelt werde. Die Anordnung ift Beichluß; fie entfpricht der Beſchränkung ber Verband: 
lung nach $ 146; die NR. 3 bis 5 zu $ 146 finden entiprechende Anwendung. Als prozeh: 
leitende Anordnung kann der Beihluß auf Antrag oder von Amtswegen wieder auf: 
gehoben werben ($ 150). Dat aber abgefonderte Verhandlung ftattgefunden, fo ift über 
die prozekhindernden Einreden bejonders zu entjcheiden. 

2. Iſt eine prozehhindernde Einrede begründet, jo ift die Klage ohne Urteil zu 
Hauptiache abzuweiſen (absolutio ab instantia).. Über diefes Urteil und feine Anfedt: 
barfeit vgl. N. 1 Abi. 3 zu $ 274. 

3. Sit die prozekhindernde Einrebe nicht begründet, jo ift fie durch Zmifchenurteil 
zu verwerfen. Dabei ift feine Entſcheidung über die Prozehloften zu treffen [RG. 7. Mai 
1884 Beitr. 3. E. d. DR. XXIX ©. 1065, 4. Febr. 1885 Entich. XIII Nr. 113 ©, 413, 
18. Sept. 1889 Beitr. 3. €. db. DR. XXXIV S. 1147, 16. Juni 1890 eod. S. 1159]. Wi 
Zwifchenurteil wäre das Urteil an und für ſich nicht jelbftändig anfechtbar; in $ 275 Abi. ? 
ift jedoch die ſelbſtändige Anfechtbarkeit durch das gegen Enburteile deö betreffenden Ge 
richts zuläffige Rechtsmittel ausgeſprochen. Selbftändige Anfechtbarkeit tritt jedoch nicht ſchon 
dann ein, wenn das Gericht, ohne die gejonberte Verhandlung angeordnet zu haben, ein 
die Einrede verwerfendes Zmifchenurteil gemäß $ 303 erläßt, fondern nur, wenn nad 
Verweigerung der Einlafjung ober nach gerichtlicher Anordnung der abgefonderten Per: 
handlung die Eintede durch Zwifchenurteil verworfen wird. [Bal. hann. Entm.$ 244, hann. 
Prot. S. 3546, nordd. Entw. $ 414, preuß. AGO. I $$ 68 bis 72, Strudm. Koch (8) N. 2. 
Gaupp (9) N. II Abſ. 3, Pland Lehrb. IT S.134N.15, RG. 25. Apr. 1884 Entjch. XI Nr. 102 
&.391, 29. Jan. 1886 Entſch. XV Nr. 110 S. 399, 17. Apr. 1888 Beitr. 3. E. d. DR. XXX 
S. 1184, 26. Juni 1889 SA. XLV Nr. 48, 25. Ian. 1902 IW. S. 165 Nr. 14, 15. Jun 
1903 IW. S. 290 Nr. 5.] Selbftändiger Anfechtung unterliegt aud) das Urteil, welde 
die Eintede der mangelnden geießlichen Vertretung aus dem Grunde vermwirft, weil fein: 
folche Vertretung in Frage fei [RG. 17. Apr. 1888 Beitr, 3. €. d. DR. XXXII E. 1184). 
Nicht ſelbſtändig anfechtbar ift das Urteil, welches eine in $ 274 nicht genannte Einredt 
irrtümlich als prozekhindernd behandelt und verwirft [vgl. Hagemann Ztſchr. f. d. Chr. 
XII ©. 350 ff., RG. 3. Apr. 1903 JW. ©. 178 Nr. 17]. 

4. Regelmäßig wird nach Erlaffung eines Urteils, durd) das eine prozeßhindernde Ein- 
rede verworfen wird, das Verfahren zur Hauptfache nicht fortgeießt, ehe das Urteil rechts— 
fräftig geworden ift. Nach Eintritt der Rechtskraft fann jede Partei einen Verhandlung: 
termin errirfen und den Gegner laden; vgl. N. 1 Ziff. II litt. fy vor $ 214. Aber das 
Gericht fann vor Eintritt der Rechtskraft auf Antrag einer der Parteien anordnen, daß 
zur Hauptſache zu verhandeln jei. Das Gericht hat freies Ermefjen. Es hat die Dring: 


8 275. Erfter Titel. Verfahren bis zum Urteil. 435 


Tichfeit ber Sache, indbefondere aber die MWahrfcheinlichkeit einer Beftätigung des Urteils, 
dabei in Betracht zu ziehen. 

Der Antrag ift im Termine zu ftellen. Über den Antrag ift mündlich zu ver 
Handeln. Soll ber Antrag nad der Urteilöverfündung geftellt werden, jo muß der Antrag- 
fteller einen Termin erwirken und dem Gegner befannt geben. Die Entſcheidung ift Be- 
ſchluß. Der Beſchluß ift zu verfünden. Wird die Verhandlung 3. H. angeorbnet, jo ift 
entweder fofort zu verhandeln oder ein Termin dazu zu beftimmen. Der Beichluß iſt nicht 
mit Bejchwerde anfechtbar, weil er nur nad mündlicher Verhandlung ergehen kann (arg. 
$ 567 Abi. 1). Aus $ 252 kann nicht die Anfechtbarkeit gefolgert werben, denn es hanbelt 
fih nit um Ausſetzung des Verfahrens [vgl. RG. 6. Mai 1904 Entſch. LVII Nr. 95 
©. 416 ff]. Der Beihluß fann nad neuer münblicher Verhandlung zurüdgenommen 
werben; auch dagegen findet feine Beſchwerde ftatt [DLG. Kaſſel Rechtipr. d. OLG, IX 
S. 102]. Das Zwifchenurteil über die Prozebeinreden bleibt jelbftändig anfechtbar, aud 
wenn bie Verhandlung 3. H. angeorbnet wird [aM.: Fitting Ztichr. f. d. EPr. XIV 
©. 236 ff. mit ganz unftihhaltiger Begründung]. 

Iſt die Verhandlung 3. H. angeordnet, jo kann auch 3. H. entſchieden, es muß nicht 
die Enticheibung 3. 9. bis zum Eintritte der Rechtöfraft des ZwU. ausgejeßt werden [vgl. 
RG. 18, Febr. 1899 SA. LIV Nr.186; aM.: Oppenheim Beitr. 3. Ed. DR. XXVIL ©. 1ff. 
und Eccius eod. ©. 476 ff., die vor Nechtöfraft bes ZwU. fein Endurteil 3. 9.; fonbern 
nur bie FFeitftellung von Thatſachen oder Rechtöverhältniffen für zuläffig halten]. Aus» 
jegung auf Grund bes $ 148 fann nicht angeordnet werben, weil diejer Paragraph bie 
Anhängigkeit eines anderen Prozefjes vorausjegt [vgl. Strudm. Koch (8) N.4, Gaupp (9) 
N. III, Keyßner Ztichr. f. d. g. OR. XXVL ©. 327]. Der Beichluß, daß 3. H. zu ver« 
handeln jei, fann nicht zurüdgenommen werben, nachdem 3. H. verhandelt ift, weil ein 
ausgeführter Beichluß nicht mehr zurüdgenommen werben fann; wohl aber kann zur Fort— 
jegung ber Verhandlung ober zur Verkündung des Urteils ein fpäterer Termin bejtimmt 
werben, um den Erfolg der Berufung gegen das Zw. U. abzuwarten [RG. 18. Febr. 1899 
SA. LIV Nr. 186). — In dem Verfahren 3. 9. fann ein Verfäumnisurteil nach $$ 330, 
331 gefällt werben, wenn der Verhandlungstermin von einer Partei verfäumt wird, Ein 
BVerfäumnisurteil fteht mit dem Zmwifchenurteile nicht in Widerſpruch, weil das Zwiſchen- 
urteil das Vorhandenjein der Prozekvorausfeßungen feftitellt, alſo bie Möglichkeit der in 
dem DBerjäumnisurteil enthaltenen Entfheidung über die Hauptſache bejaht. 

Wird dad Zm.U. in der höheren Inſtanz abgeändert, alſo die Klage wegen einer 
prozeßhindernden Einrede zurüdgewiejen, ehe in ber unteren Inſtanz über die Hauptjache 
entſchieden ift, fo ift mit der Rechtskraft jener Entiheidung auch das Verfahren zur Haupt» 
jadhe in ber unteren Inſtanz erledigt. Hit das Urteil der Höheren Inſtanz noch nicht 
rechtsfräftig, jo ift zwar das Verfahren in der unteren Inſtanz noch nicht erledigt, aber 
es empfiehlt fi, die Verhandlung oder die Entſcheidung zu vertagen, um abzuwarten, ob 
jenes Urteil rechtskräftig wird. Wirb in ber unteren Inſtanz ein Urteil 3. 9. gefällt, 
bevor das Zwiſchenurteil rechtäfräftig ift, jo iſt die materielle (nicht die formelle) Rechts» 
kraft des Urteils 3. H. in der Schwebe, bis die Entſcheidung über die Prozeßeinrede rechts- 
kräftig wird. Wirb das Zw. U. in ber höheren Inſtanz aufgehoben, fo fällt damit auch 
das vorinftanzielle Urteil 3. 9. zufammen, ohne daß es der Anfechtung durch Rechtsmittel 
bedarf. [Vgl. Strudm. Koch (8) N. 4, Wilm. Levy (7) N. 5 zu $ 248 alt, Gaupp (9) N. IV, 
v. Bülow Beitr. 3. E. d. DR.XXV ©. 852 ff., Meyer Ztichr. f. d. EPr. IX ©. 342, Stein 
Urf.Pr. 8.337, Troll Berj.Urt. S.62, Kohler Pr. ald RB. S.78, Pland Lehrb. II S.137, 
RG. 28. Oft. 1881 Entih. V Nr.121 S.426, 30. Sept. 1885 XV Nr. 92 ©. 349 ff., OLG. 
Roitod Redtipr.d. OLG. XIIIS. 148. — AM.: Hönemann Beitr.d.E.d. DR. XXV &.858 Ff.] 
In dem Endurteile 3.9. kann ber Vorbehalt der Rechtöfraft des Zw. U. ausgefprochen werben. 
Notwendig [wie Wilm. Levy und Kohler a. a. O. meinen] ift dies nicht. Weil ber Beltand 
des Urteils 3. 9. von dem Beſtande des jelbftändig anfechtbaren Zw. U. abhängt, fteht die 
formelle Rechtöfraft des Urteils 3.5. der Anfechtung des ZwU. nicht im Wege. [Vgl. Wach 
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Bortr. (2) S.130, Zeitlmann Einfluß des Zwiſchenurteils x. S.23f., Schmidt Lehrb. (2) 
&. 677.1, RG. 30. Sept. 1885 Entſch. XV Nr. 92 ©. 348.] Dies gilt auch, wenn das 
Urteil der unteren Inftanz ein Verfäumnisurteil ift; denn das Verf.Urt. beruht nicht weniger 
als ein Nichtveri.Urt. auf der Vorausſetzung des ZwU., weil ohne diejes eine meitere 
Verhandlung 3. H. und aljo eine Verfäumnis nicht möglich wäre [vgl. Troll Verſ. Urteil 
S. 62, Zeitlmann a. a. O. S. 30f., Gaupp (9) N.IV 2, Peterien (5) N.6, Römer „Recht“ X 
8.676 f., KG. Berlin Redtipr. d. OLG. IX ©. 134; — aM.: Strudm. Koch (8) R. a. €, 
RG. 13. Ian. 1885 XIV Nr. 97 ©. 343, OLG. Roftod SA. XLV Nr. 141]. Aus ber 
Abhängigkeit des Urteils folgt ferner, dab zu einem ſolchen Urteile troß feiner Rechts 
fraft oder feiner vorläufigen Vollitredbarfeit feine Vollſtreckungsklauſel erteilt werden darf, 
bevor das ZwU. rechtöfräftig geworden ift [val. RG. 30. Sept. 1885 Entſch. XV Nr. 9% 
&. 355 f. und für ben entipr. Fall des $ 304: ORG. Colmar in Redtipr. d. OLG. VII 
S. 304]. Wird das Urteil 3. H. angefochten, ehe das Zmwll. rechtäfräftig ift, jo ift die 
höhere Inftanz an das ZwU. gebunden, folange nicht dur Anfechtung bes Zwill. bie 
KRognition darüber zur höheren Inftanz erwachſen iſt. Wird das ZwuU. durch ein Rechts— 
mittel zur Kognition ber höheren Inſtanz gebracht, nachdem dieſe bereits ein Urteil 3.9. 
erlaffen hat, jo fann das Obergericht, wenn es das ZwU. abändert und abs. ab inst. 
erfennt, feinem eigenen Urteile 3. 9. die Unterlage entziehen, jelbft wenn dieſes formell 
rechtöfräftig geworden ift. — Die gleihen Verwidelungen fünnen fi aus 8 304 Abi. 2 
ergeben; vgl. N. 4 Abſ. 2 zu $ 304. 

5. Mit prozeßhindernden Einreden fann eine Widerflage nur in der Weiſe ver- 
bunden werden, daß fie für den Fall der Verwerfung der Einreden erhoben wird [vdl. 
Löning Ztichr. f. d. EPr. IV ©. 38 f.]. Auf prozeßhindernde Einreden gegen die Wider 
flage finden die Vorfchriften des $ 275 entiprechende Anwendung [vgl. bie Litteraturangaben 
in N. 11 zu $ 274]; ebenfo auf bie Stlagermweiterung und die Widerflage nad) $ 281. 


8. 276. (249.) 

Wird die Unzuftändigfeit des Gerichts auf Grund der Bejtimmungen 
über die jachliche Zuftändigfeit der Gerichte ausgeſprochen, jo ift zugleich auf 
Antrag des Klägers der Nechtöftreit an ein beftimmtes Anıtögericht des Be— 
zirks zu verweiſen. 

Iſt das Urtheil rechtskräftig, ſo gilt der Rechtsſtreit als bei dem Amis— 
gerichte anhängig. 

KB. 7, 15, 60 f., 499, 549, Red. Beſchl. II, XIV. 

1. $ 276 bezieht fih auf den Tall, da eine bei einem Landgericht angebradtt 
Klage auf Grund der Vorfchriften des GVG. $ 23 Nr. 1 oder 2 abgemwiejen wird. Die 
Abweiſung und die damit zu verbindende Verweiſung fann in erfter Inſtanz ſowohl von 
der Givilfammer wie von der Kammer für Handelsjachen ausgeſprochen werden; nicht in 
einer höheren Inftanz, da das Urteil eines Landgerichts nicht wegen ſachlicher Unzu— 
ftändigfeit angefochten werben kann ($ 10). Die Enticheidung bindet das Amtögericht, „bei 
welchem die Sache jpäter anhängig wird ($ 11). Wird die Unzuſtändigkeit des Landgerichts 
auf Grund der Beftimmungen über die örtliche Zuftänbigfeit ausgeſprochen, fo iſt $ 276 nidt 
anwendbar, Ebenſo, wenn die Abweifung aus bem boppelten Grund erfolgt, daß weder 
bie fachliche Zuftändigfeit noch ein Gerichtäftand für die Klage bei dem Landgerichte vor: 
handen jei. — Dem $ 276 entipricht in bem Verfahren vor den Amtögerichten $ 505. 

2. Die Verweiſung erfolgt nicht von Amtöwegen, ſondern nur auf Antrag dei 
Klägers. Der Antrag ift in der mündlichen Verhandlung vor der Entſcheidung über bie 
Zuftänbdigfeit zu ftellen. Er ift zuläffig bis zum Schluffe der Verhandlung erfter Inſtanz. 
Als prozefjualifcher Antrag ift er von $ 297 nicht betroffen. Sit bei mehreren Amts 
gerichten des landgerichtlichen Sprengels ein Gerichtöjtand begründet, fo fteht dem Kläger 
das Wahlrecht zu; er muß in feinem Antrage das Amtsgericht bezeichnen. Der Antrag 
fann fowohl unter Anerkennung der Unzuftändigkeit des Landgerichts wie auch als even: 
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tueller unter Behauptung der Zuftändigfeit geftellt werben. In dem Antrage Liegt fein 
Verzicht auf das Rechtsmittel gegen die Abweiſung ber Klage. 

3. Dem Antrage muß itattgegeben werben, wenn auf Grund der Beitimmungen 
über die fachliche Zuftändigfeit die Unzuftändigfeit ausgeiproden wird. Wie die Unzu— 
ftändigfeitserflärung, fo fann auch bie Verweifung nur durd Urteil ausgeiprocdhen werben. 
Das Urteil hat ben Kläger in die Koften bes biöherigen Verfahrens zu verurteilen. Die 
Koſten find nicht ala Zeil der ‚bei dem Amtögericht erwachjenden Koſten zu behandeln (arg. 
a contr. 8 506 Abi. 2 Saß 2); denn die Stlage ift nicht, wie im Falle des $ 506, bei 
dem richtigen Gericht erhoben [RG. 3. März 1896 BL. f. RA. XIV Erg.Bb. S.381]. Das 
Urteil, welches die Alage vom Landgericht ab- und den Prozeß an bas Amtögericht ver: 
weijt, ift als Endurteil mit den gewöhnlichen Recdhtsmitteln anfechtbar [vgl. L. Seuffert 
Ztſchr. f. d. EPr. VII S. 11]. Wurde in dem bie Klage wegen fachlicher Unzuftändigfeit 
abweiſenden Urteile der Antrag auf Verweiſung nicht berüdfichtigt, fo ift Abhülfe nur 
durch Berufung oder Revifion möglich; nicht durch Ergänzung nach $ 321, denn es ift 
fein Haupt- oder Nebenanſpruch, fondern nur ein prozefjualifcher Antrag übergangen und 
die entiprechende Anwendung bes $ 321 ift hierfür nicht angeordnet. 

4. Zu Abi. 2: Wird der Rechtäftreit an ein Amtsgericht verwiejen und erlangt 
diefe Enticheidung die Rechtöfraft ($ 705), jo ift der Rechtöftreit bei dem Amtögericht 
anhängig. Die mit der Hlagerhebung bei dem Landgericht eingetretenen prozebrechtlichen 
und materiellrechtlihen Wirkungen ber Rechtöhängigfeit ($$ 263 bis 267) bleiben beftehen. 
Aus der Fortdauer ber prozekrechtlichen Wirkungen folgt, daß der Gegner die Einrede 
der Nechtöhängigfeit erheben fann, wenn von einer Partei die Streitfache andermweit an— 
bängig gemacht wird (8263 Abj.2Nr.1) und daß die Zuftändigfeit durch eine Veränderung 
der fie begründenden Umftände nicht berührt wird ($ 265 Ab. 2 Nr. 2); ferner, daß die 
Frage, ob eine Änderung der Klage vorliegt und zuzulaffen ift (vgl. $ 264 und $ 268), 
nach der bei bem Landgericht erhobenen Klage zu beurteilen ift; weiter, daß auf eine nad) 
Erhebung der an das Landgericht gerichteten Klage erfolgte Veräußerung der im Streite 
befangenen Sache oder Abtretung bes geltend gemachten Anſpruchs die Vorſchriften der 
$$ 265, 266 anwendbar find. Aus ber Fortdauer der materiellrechtlichen Wirkungen der 
Rechtshängigkeit (ſ. N. 1 zu $ 267) folgt insbefondere, daß die Verjährung fchon im Zeit— 
punkte der Klagerhebung zum Landgericht unterbrochen ift und unterbrochen bleibt (vgl. 
Mot. z. 1. E.e. BEB. IS. 331); BGB. $ 212 Abſ. 1 ift nicht anwendbar, da feine bloße 
Abweiſung der Klage, ſondern zugleich eine Verweiſung des Rechtäftreits erfolgt, die Die 
in BGB. $ 212 Abi. 2 vorgelehene Erneuerung ber Rechtshängigleit erſetzt. — Jede Partei 
kann den Gegner zur mündlichen Verhandlung vor das Amtsgericht laden. Die Ladungs— 
frift beträgt minbeftens drei Tage, in Meß- und Marktſachen vierundzwanzig Stunden 
($ 217), im Wechſelprozeß ift die Labungsfrift nach $ 604 Abi. 2 zu bemeffen. Die 
Ladung ift dem im Iandgerichtlichen Verfahren beftellten Prozehbevolfmächtigten zuguftellen 
(arg. $ 176). — Das Amtsgericht ift an die Entjcheidung des Landgerichts über bie ſach— 
liche Zuftändigfeit gebunden ($ 11). Die vor dem unzuftändigen Landgerichte vorgenom«- 
menen Prozebhandlungen wirken mit Ausnahme der Stlagerhebung nicht als folche für 
das amtögerichtliche Verfahren fort [jo auch Gaupp (9) N. IV Abſ. 3, Kößler Arch. f. civ. 
Pr. LXXIII ©. 245]; daher fommt ein in ber Verhandlung mit dem Landgericht abgelegtes 
Geitändnis für dad Verfahren vor dem Amtsgerichte nicht ala gerichtlicdhes Geftändnis 
($ 288) in Betradt. 

8. 277. (250.) 

Nach Erledigung der prozehhindernden Einreden kann das Gericht in 
Prozeffen, welche die Nichtigkeit einer Rechnung, eine Vermögensauseinander: 
fegung oder ähnliche Verhältniffe zum Gegenitande haben, unter Vertagung 
der mündlichen Verhandlung ein vorbereitendes Verfahren anordnen. 


DE. 8 547, 8 243 Abi. 3, HB. 3121, 6058, NE. $ 742, VB. 1199, E.1 8 297, €. IT $ 335, €. III 
8 240, M. 195, 239, HB. 81. 
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1. Bon dem vorbereitenden Verfahren handeln bie 88 348 bis 354. Das vorb. 
Derf. kann nur nach zweiſeitiger mündlicher Verhandlung zur Hauptſache angeorbnet 
werben, arg. $ 348; benn erft nad einer ſolchen Verhandlung fann das Gericht beurteilen, 
ob fich eine erhebliche Zahl von ftreitigen Anſprüchen ober von ftreitigen Erinnerungen 
gegen eine Rechnung x. herausftellt; bei einfeitiger Verhandlung werben überhaupt feine 
Ansprüche ꝛc. ftreitig. 

Wurden prozehhindernde Einreden vorgebracht, jo kann das vorb. Verf. erft an- 
geordnet werben, wenn diefe Einreden durch rechtäfräftiges Zmwifchenurteil ($ 275 Abi. 1) 
verworfen oder durch Verzicht erledigt find. Folglich können prozeßhindernde Einreden, 
die durch die Verhandlung zur Dauptiache ausgeichloffen werben, im vorb. Verf. und in 
ber darauf folgenden Verhandlung vor dem Prozekgerichte nur nach Maßgabe des 5 274 
Abi. 3 geltend gemacht werben. Das vorb. Verf. fann auch noch in der Berufungsinftanz 
(vgl. KPr. S. 238, Komm.Ber. v. 19. Ott. 1876 &.7, Prot. db. 168. Sit. S.7) angeordnet 
werden. Es fann auf Antrag oder von Amtswegen angeordnet werben. Der Beichluß, 
wodurch das vorb. Perf. angeordnet oder ein Antrag darauf abgelehnt wird, ift nicht 
jelbftändig anfechtbar. Beſchwerde ift nicht ftatthaft, weil ber Beichluß nur nach münd— 
licher Verhandlung ergehen kann (arg. $ 567 Abf. 1). 

2. Das Gericht kann die Verhandlung in getrennten Prozefjen ($ 145) oder bie 
Beichränfung der Verhandlung ($ 146) und zugleich über einzelne Anſprüche ein vorb. 
Verf. anordnen. Bei Erlaffung eines Zeilurteild fann ein vorb. Verfahren über andere 
Ansprüche angeordnet werben. 

3. Im Verfahren vor den Amtsgerichten ift das vorb. Verf. ausgeichloffen ($ 508). 


3.278. (251.) 

Angriffs: und Vertheidigungsmittel (Einreden, Widerflage, Replifen u. j. m.) 
fünnen bis zum Schluffe derjenigen mündlichen Verhandlung, auf welche das 
Urtheil ergeht, geltend gemacht werden. 

Das Gericht kann, wenn durch das nachträgliche Vorbringen eines Ans 
griffs: oder Vertheidigungsmittels die Erledigung des Rechtsſtreits verzögert 
wird, der obfiegenden Partei, welche nach freier richterlicher Ueberzeugung 
im Stande war, das Angriffs: oder Vertheidigungsmittel zeitiger geltend zu 
machen, die Prozeßkoſten ganz oder theilweiſe auferlegen. 


DE. gs. OP. 1556 f., 1596 ff, NE. 8 416, RB. 549 ff., 537, 750f., E. 18298, E IT 2 236, 
€. u 8 241, M. 2, 35 f., 106 f., 210 f., SE$. 81 ff., 548. 


1. Die Einheit der mündliden Verhandlung. Die in $ 278 Abi. 1 aus— 
geiprochene Regel fteht in Zufammenhang mit dem Grundjaße der Mündlichkeit des Ver: 
fahrens. Das fchriftliche Verfahren ift feiner Natur nad) einfeitig und ungleichzeitig. Der 
Ichriftliche Prozeß bewegt fich in feft beftimmten Abfchnitten vorwärts; auf die Klage folgt 
die Vernehmlaffung, auf diefe die Replit, auf die Replik die Duplif. Jeder Schriftjat hat 
einen beitimmten Inhalt und felbft für diefen eine beftimmte Reihenfolge. Die techniich- 
prozeffualifche Regel, daß Repliten nicht zu antizipieren feien, hat für den fchriftlichen 
Prozeb Sinn und Bedeutung. Dieſe Ordnung kann auf den mündlichen Prozeh, der 
feiner Natur nach ein zweifeitiges, gleichzeitiges Verfahren ift, nicht wohl übertragen werben. 
Zwar müffen auch die mündlichen Parteivorträge georbnet fein. Der Vorfigende hat bier- 
auf zu achten, und das Gericht ift befugt, die Verhandlung nad $ 146 zu beichränfen, 
wenn die einheitliche Verhandlung des ganzen Prozehftoffs die Überfichtlichkeit gefährden 
würde. Aber die mündliche Verhandlung ift nicht in Abichnitte von beftimmter Reihen— 
folge zerlegt. Sie ift vielmehr bis zum Urteil als Einheit anzufehen, felbft wenn fie in 
mehrere äußerlich und zeitlich, möglicherweife auch durch Beweisbeichlüffe getrennte Atte 
zerfällt (vgl. N. 3 litt. ce zu $ 128). Diefe Grundfäße fommen in den Vorichriften der 
$$ 278, 283 zur Ericheinung. 
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Die im gemeinen Prozekrechte zur Beichleunigung des Verfahrens entitandene Regel, 
daß alle Einreden, Replifen x. und Beweismittel bei Meidbung des Ausschluffes gleich: 
zeitig vorgebradht werben müffen (Eventualmarime), paßt nicht für ein Verfahren, das 
feine zeitlich abgegrenzten Abichnitte innerhalb der dem Urteile vorhergehenden mündlichen 
Verhandlung kennt und ift bis auf den in $ 274 Abi. 1 enthaltenen Ülberreft befeitigt. 

2. Wegen bes Begriffs „Angriffs- und Berteidigungsmittel“ ſ. R.2 zu 
$ 146. Gr umfaßt alles, was die Parteien zur Begründung ihrer Anträge oder zur 
Bekämpfung der Anträge des Gegners vorbringen; auch Beitreitungen gehören dazu. Das 
Vorbringen fann fi auf die materiellrechtliche wie auf die prozeßrechtliche Seite beziehen. 
Für Beweismittel und Bemeiseinreben, die ſonſt ($$ 68, 146, $ 529 Abi. 1) „unter An- 
griffs- und Verteidigungsmitteln® inbegriffen find, ift in $ 283 die Beftimmung des $ 278 
wiederholt. — Die Widerklage iſt fein Angriffe» und fein Verteidigungsmittel. Durch 
ungeichidte Faſſung des $ 278 wurde fie neben den Angriffs- und DVerteidigungsmitteln 
genannt. Im Gefeke ſollte auögeiprocdhen werben, dab die Widerklage ebenjo wie ein 
Angriffs- und PVerteidigungsmittel zuläffig ift bi zum Scluffe derjenigen mündlichen 
Verhandlung, auf welche das Urteil ergeht. SKorreft wäre das zu formulieren gewejen: 
„Angriffs und Verteidigungsmittel (Einreden, Repliken u. j. w.) können 2. — geltend 
gemacht werben. Dasfelbe gilt von der Widerflage.* Anftatt defien fchaltete man 
die Widerflage in die Parentheje ein. Durch diefe Faſſung ift die Widerflage nicht zu 
einem Angriffs: oder Verteidigungsmittel geworden. [Bgl. Strudm. Koch (8) N. 2, Wilm. 
Levy (TI N. 2 zu $ 251 alt, Gaupp (9) N. II 1, Schollmeyer Zwiſchenſtreit xc. S. 47, Löning 
Ztſchr. f. d. CPr. IV ©. 22 bis 29. — AM.: Hellmann Lehrb. S. 441 ff., Ofterloh Ztſchr. 
f. d. EPr. III ©. 66.] 

3. „Schluß der Verhandlung“ ſ. $ 136 Abi. 4 und N. 5 dazu. 

4. „Urteil“ umfaßt alle Arten von Urteilen, bedingte wie unbedingte, den Prozek 
ganz oder teilmweife erledigende End-(Zeil-Jurteile, auch Zwifchenurteile.. Da das Zwilchen- 
urteil das Gericht bindet, jo ift das Vorbringen von Angriffs und Verteidigungsmitteln, 
die fich auf den durch das Zwiichenurteil erledigten Prozeßſtoff beziehen, mit dem Schluffe 
der Verhandlung, auf welche das Zmwifchenurteil ergeht, ausgeichloffen [bay. ob. LG. 
SU. XXXIX Nr. 147]. 

5. Die Regel des $ 278 erleidet Einfhränfungen: a) Nach $ 39 muß ber 
Mangel der Zuftändigfeit vor der Einlafjung zur Hauptfache gerügt werden, vgl. $ 504 
Abi. 1; b) nad $ 43, $ 44 Abi. 4 kann ber Richter wegen Beſorgnis der Befangenbeit nur 
vor der Einlafjung oder Antragitellung abgelehnt werden; dasjelbe gilt von der Ablehnung 
eined Sachverſtändigen nach $ 406 Abi. 2 Sa 2; c) nad) $ 76 Abſ. 1, $ 77 muß die Be- 
nennung bes mittelbaren Befigers vor der Einlaffung zur Hauptiache erfolgen; d) nad 
$ 269 wird der Wiberfpruch gegen die Klagänderung durch die Einlaffung auf die geänberte 
Klage ausgeichlofjen; e) nad $ 274 Abſ. 1, 3 werden die progehhindernden Einreden, auf 
welche der Beklagte verzichten fann, dadurch, daß fie nicht gleichzeitig mit anderen vor— 
gebracht werden, fowie durch die Verhandlung zur Hauptſache ausgeichloffen; f) nad $ 295 
geht die Befugnis, die Verlegung gewiffer prozeflualiicher Vorichriften zu rügen, verloren, 
wenn bie Partei bei der nächſten mündlichen Verhandlung, welche auf Grund bes be» 
treffenden Verfahrens ftattgefunden hat oder in welcher darauf Bezug genommen ift, den 
Mangel nicht gerügt hat, obgleich fie erfchienen und ihr der Mangel befannt war oder 
befannt fein mußte (vgl. 88 530, 538); g) nach $ 354 Hat ber Abſchluß des vorbereitenden 
Verfahrens gewiſſe Ausichlußwirkungen; h) nach $ 506 Abf. 1 und nad) Genoſſenſchaftsgeſetz 
(Red. v. 1898) $ 112 Abi. 2 find die dort bezeichneten Anträge auf Verweiſung an das 
Landgericht vor weiterer Verhandlung zur Hauptſache zu ftellen; i) nah GBG. $ 106 ift 
der Antrag auf Verweiſung von der Kammer für Handelsſachen an bie Eivillammer und 
umgefehrt nur vor ber Verhandlung bes Antragitellers zur Sache zuläflig. 

6. Zu Abi. 2: IVgl. Görres Ztichr. f. d. EPr. XXXIV S. 102ff.) Die Auferlegung 
von Prozektoften erfolgt von Amtswegen. Über den Zeitpunkt der Entſcheidung ſ. N. 3 
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Abi. 3 zu $ 91. Nachträglich ift jedes Vorbringen, das in einer früheren Verhandlung 
hätte erfolgen können, nicht bloß das Vorbringen nad) einem Beweisbeichluffe (Mot. 3. €. 
III S. 206). Das Gericht hat freies Ermeffen (KPr. S. 81 ff). Verfchleppungsabfiht oder 
grobe TFahrläjfigkeit ift nicht erforderlich, immerhin aber ein Verihulden. — In GHE. 
$48 ıft für den fall des $ 278 Abf. 2 die Erhebung einer erhöhten Gebühr zuzulaffen. 


8. 279. (252. 

Dertheidigungsmittel, welche von dem Beklagten nachträglid) vorgebracht 
werden, fünnen auf Antrag zurücgewiejen werden, wenn durch deren Zulafjung 
die Erledigung des Rechtsſtreits verzögert werden würde, und das Gericht die 
Ueberzeugung gewinnt, daß der Beklagte in der Abjicht, den Prozeß zu ver- 
ichleppen, oder aus grober Nachläffigkeit die Vertheidigungsmittel nicht früher 
vorgebracht hat. g 

BE. 8 324, E. TI 5 98, M. 27, 206, AB. 897. 

Litteratur: Görres Ztſchr. f. d. EPr. XXXIV ©. 96 ff. 

1. Nur Verteidigungsmittel des Beklagten und des Widerbeflagten können 
zurüdgewieien werben. Zu den Berteidigungsmitteln werden hier, wie in $ 278, Beweis— 
mittel und Beweiseinreden nicht gerechnet. Beweismittel können nur nad) $$ 374, 379, 
433 zurüdgewielen werden. — Die nachträglich vorgebradhte Einrede ber Aufrechnung 
fann nach $ 279 zurüdgemwiefen werden [vgl. Schollmeyer Kompenjationseinrede S. 76 Ff.]; 
daneben fommen bei Aufrechnung mit nicht fonnerer Gegenforderung die Vorfchriften bes 
$ 145 Abi. 3, $ 302 Abi. 1 in Betracht. Eine Widerflage kann nicht nah $ 279 zurüd: 
gewieien werben, weil fie fein Verteidigungsmittel ift; vgl. N. 2 zu $ 278; gegen Ber: 
ichleppung des Prozeſſes durch Widerflagen bietet $ 301 und bei Mangel der Konnexität 
auch $ 145 Abf. 2 ausreichenden Schuß lvgl. RG. 17. Oft. 1899 SA. LV Nr. 111]. Der 
Beklagte kann daburd, daß er in Anſehung eines verfpäteten DVerteidigungsmittels Die 
Inzidentwiderklage ($ 280) erhebt, die Anwendung bes $ 279 nicht ausfchlieken; weiſt 
das Gericht auf Grund des $ 279 das Berteidigungsmittel zurüd, fo ift die darauf be- 
zügliche Inzidentwiderklage ebenfalls zurüdzumeiien, weil das betreffende Nechtsverhältnis 
nicht mehr für die Entjcheidung in ber Inſtanz präjudiziell ift. IVgl. Schollmeyer a. a. O. 
S. 77.2. Teilw. abw.: Lippmann Ztichr. f. d. EPr. XIII ©. 94.] 

2. Zur Zurüdweifung ift erforderlich: a) daß das Vorbringen nachträglich ift; 
dazu vgl. N.6 zu $ 278; b) daß der Stläger die Zurüdweifung beantragt. Der Antrag 
fann nur in der mündlichen Verhandlung geftellt werden. Über den Antrag ift der Be— 
flagte zu hören; ce) daß die Erledigung des Rechtsſtreits duch die Zulaffung des Ver— 
teidigungsmittels verzögert würde. it ein Einwand liquid oder fofort zur Verwerfung 
reif, jo fann er nicht nach $ 279 zurüdgeriefen werden; d) daß das Gericht die Über— 
zeugung gewinnt, daß ber Bellagte in der Abficht, den Prozeß zu verjchleppen, ober 
aus grober Nachläſſigkeit das Verteidigungsmittel nicht früher vorgebracht habe. Daß der 
Beklagte das PVerteidigungsmittel früher hätte vorbringen können, genügt noch nicht. 

3. Die Zurüdweifung ift in dem bedingten oder unbedingten Endurteil auszu— 
fprechen; in einem Zwifchenurteile, wenn fich das zurüdgemwiefene Verteidigungsmittel auf 
ben durch das Zwilchenurteil erledigten Prozekitoff bezieht. Das zurüdgemwiefene Ver— 
teidigungsmittel ift für die erfte Instanz verloren, nicht für die Berufungsinitanz; vgl. NR. 1 
litt. b zu $ 529. — Über die Zurückweiſung verfpäteter Verteidigungsmittel im Bernfungs- 
verfahren ſ. $ 540. Val. a. $ 626. 

8. 280. (253.) 

Bis zum Schluffe derjenigen mündlichen Verhandlung, auf welche das 
Urtheil ergeht, Fann der Kläger durch Erweiterung des Klagantrags, der Be- 
klagte durch Erhebung einer Widerflage beantragen, daß ein im Laufe des 
Prozeſſes jtreitig getwordenes Rechtsverhältniß, von dejjen Bejtehen oder Nicht: 
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beitehen die Entjcheidung des Nechtsftreit3 ganz oder zum Theile abhängt, 
durch richterliche Entjcheidung feitgeftellt werde. 


NE. 8 196, NP. 598, 605 ff., 789 ff., 819, 823, E. I $ 230, €. II $ 237, €. III 8 243, M. 188 ff., 
205 f., 227 f., AB. 90, 106 ff. 


Litteratur: Dertmann Ztichr. f. d. CPr. XXII ©. 11 ff. 


1. $ 280 hängt mit $ 322 zufammen, Nach $ 322 wird die in den Entſcheidungs— 
gründen enthaltene Entſcheidung über ein präjubizielles Rechtöverhältnis nicht rechtäfräftig. 
Der Richter muß ſich zwar über das Beſtehen oder Nichtbeftehen des präjubiziellen Rechts- 
verhältniffes ſchlüſſig machen und in den Gründen ausſprechen, um die präjudizierte Sache 
enticheiden zu fönnen; aber eine ber Rechtskraft fähige Enticheidung des präjudiziellen 
NRechtsverhältnifies wird ohne einen Antrag nad) $ 280 nicht erlafien. Mittels des An— 
trags kann jede Partei das präjubdizielle Nechtsverhältnis zum Gegenjtande des Prozefles 
machen und eine der Rechtskraft fähige Enticheidung darüber herbeiführen. 

2. Zu dem Antrage beredtigt find nur die Parteien; von mehreren Streit: 
genojjen fann jeder den Antrag ftellen. Ein Nebenintervenient fann den Antrag nicht 
ftellen, weil er den Rechtöftreit in der Lage und aljo aud in dem Umfang annehmen muß, 
in welcher fich diefer befindet; vgl. N. 2 litt. g, hzu $ 67. Dies gilt auch von dem jtreit- 
genöffiichen Nebenintervenienten bes $ 69; denn troß der felbftändigeren Stellung ift auch 
dieſer Intervenient nicht Partei (vgl. NR. 2 zu $ 69) und nur die Partei hat zu beftimmen, 
worüber geurteilt werden joll. [Vgl. Strudm. Koch (8) N. 1 zu $ 67, N. 2 zu $ 69, N. 4 
au $ 280, Gaupp (9) N. IIb zu $ 67, N. IT5 zu $ 280, Peterfen (5) N.1, Wach Handb. I 
S.648, Francke Nebenparteien S.110, Löning Ztichr. f. d. CPr. IV S.78, Dertmann eod. 
XXI ©. 19. — AM. für den Fall bes $ 69: Wilm. Levy (7) N.3 zu $ 253 alt und für 
alle Fälle: Hellmann Lehrb. S. 237 f.] 

3. Der Antrag kann nur in einer mündlichen Verhandlung geftellt werden. Mit 
der Stellung des Antrags in der mündlichen Verhandlung tritt die Nechtshängigfeit 
des Feſtſtellungsſtreits ein ($ 281). Über die Frage, ob der Antrag in Abweſenheit 
des Gegners geftellt werben fann, ſ. R. 3 zu $ 281. Zu den dort angeführten Gründen, 
welche gegen diefe Möglichkeit Iprechen, tritt für den Fall des 8 280 noch ber weitere 
Grund hinzu, daß bei Nichtericheinen des Gegners das präjubizielle Rechtsverhältnis nicht 
wohl als ftreitig gelten kann; vgl. u. N. 5 litt. b. — In der Berufungsinſtanz kann 
der Antrag nur mit Einwilligung des Gegners geftellt werden (arg. $ 529 Abi. 2). In 
der Revifionsinftanz ift der Antrag unftatthaft. 

4. In dem Antrage des Klägers liegt eine Zufagllage (Präjudizialinzident- 
flage), die mit der urjprünglichen Klage verbunden wird. Wenn im Gefehe von „Er: 
weiterung des Klagantrags“ die Rede ift, jo darf dies nicht im Sinne des $ 268 Nr. 2 
veritanden werben. Dies iſt bedeutfam wegen $ 529 Abi. 2; wenn die Zufaßflage Er- 
weiterung im Sinne bes $ 268 Nr. 2 wäre, könnte fie noch in ber Berufungsinftang ohne 
Einwilligung des Gegners erhoben werden; dies ift aber nicht möglich, ſ. o. N. 3. Der 
Antrag des Bellagten enthält eine Widerflage (Präjudizialinzidentwiderflage). 
Beide Klagen find Feſtſtellungsklagen im Sinne des $ 256. Sie find nur in Anjehung 
eines Rechtsverhältniffes zuläffig; die in 8 256 zugelaffene Feſtſtellungsklage in An» 
ſehung der Echtheit einer Urkunde ift als Inzidentklage nicht jtatthaft. Die Zuſatzklage 
und die Widerflage können ſowohl pofitive wie negative Feſtſtellungsklage fein. Sind die 
Vorausfegungen der nzidentllage (ſ. N. 5) gegeben, fo bedarf das Intereſſe an der als» 
baldigen Feſtſtellung feiner weiteren Begründung. 

5. Die Vorausjekungen der Zuläffigkeit des nzidentantrags find: 

a) es muß zur Begründung der Klage oder zur Verteidigung ober zur Bekämpfung 
ber Verteidigung x. ein Rechtsverhältnis geltend gemacht worden fein, auf das ſich 
nad) $ 322 die Rechtskraft des beantragten Urteils nicht eo ipso erftredt; dieſes Rechts» 
verhältnis muß für die Enticheidung präjudiziell in dem Sinne jein, dak von deſſen 
Deitehen oder Nichtbeitehen die Enticheidung des Prozeſſes abhängt, ohne daß das Rechts— 
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verhältnis mit dem in ber Klage geltend gemachten Anipruche zufammenfältt. In An 
fehung des Nechtöverhältnifies, über welches ſchon zufolge ber urfprüngliden Klage rechts» 
fräftig entichieden werben muß, ift Feine Zufaß- und feine Widerflage zuläffig, weil dieſes 
Rechtsverhältnis nicht für die Entſcheidung präjubiziell, fondern mit dem Streitgegenftand 
identiich ift. Ob folche Identität vorliegt, ift nach $ 322 zu beurteilen. Soweit danach 
ihon ohne Inzidentantrag eine der Rechtskraft fähige Enticheidung über das Rechtsver— 
bältnis ergehen muß, ift ein Inzidentantrag gegenftandslos und daher nicht zuläffig. Über 
abfolute Rechte wie Sachenrecht, Urheber: und Patentrecht, Erbredht wird in dem Urteil 
über die Klage auf Leiftung nicht rechtsfräftig mitentichieden. Daher kann 3.2. in dem 
Prozeß, in welchem auf Grund Gigentums ein Anfprud auf Herausgabe einer Sache 
geltend gemacht iſt, Zufagflage auf Feititellung des Eigentums des Klägers oder Wiber- 
Hage auf FFeititellung, daß ber Stläger nicht der Eigentümer fei, erhoben werden; benn 
in dem Prozeß über den Anipruch auf Herausgabe wird nicht eo ipso über das Eigentum 
entichieden [vgl. Mot. 3. 1. Entw. e. BGB. III ©. 396, Hellwig Anſpruch und Klagerecht 
S. 411 f., Dernburg BR. (3) III HS 118 N. 3 Abi. 4). Entiprechend verhält es fich in 
den Prozefien, in melden ein Anſpruch auf Entſchädigung oder auf Unterlaffung auf 
Grund eines Urheber- oder eines Patentrechts geltend gemacht wird; es kann Inzident- 
antrag auf Feſtſtellung des Beſtehens oder bes Nichtbeftehens des dem Anſpruche zu 
Grunde liegenden Rechts geftellt werden. Ebenſo fann in dem Prozeb über den Erb» 
ichaftsaniprud; (BGB. $ 2018) die FFeititellung des Erbrechts oder des Nichterbeſeins be— 
antragt werden. Auch das Urteil über eine Forderung enticheidet nit eo ipso rechts— 
fräftia über das zu Grunde liegende Rechtöverbältnis; es kann daher Teitftellungsantrag 
in Anſehung des Rechtsverhältniffes erhoben werden, ſoweit fich dieſes nicht in der geltend 
gemachten Forderung erichöpft. Daher kann 3. B. in dem Prozeh über die Mietzins- 
forderung die Feſtſtellung des Beſtehens oder des Nichtbeſtehens des Mietverhältnifies, im 
dem Prozeß über eine Teilforderung die Feſtſtellung des Nichtbeftehens der ganzen Forde— 
rung, in dem Prozeß über einen Anſpruch auf Leiſtung eines Unterhaltsbeitrags die Feſt— 
jtellung des Beſtehens oder des Nichtbeftehens der Unterhaltöpflicht beantragt werben; 
denn in dieſen Fällen erichöpft fi das Nechtöverhältnis nicht in der geltend gemachten 
Forderung. Dagegen kann in dem Prozeß über den Anipruh auf NRüdzahlung eines 
Darlehens oder über den Anipruch auf Herausgabe der Bereicherung oder über den An— 
ipruch auf Leiſtung der Entichädigung nicht die Feſtſtellung des Beſtehens oder des Nicht- 
beitehens der Darlehens, der Bereicherungs- oder der Entihädigungsihuld beantragt 
werben, weil jich hier das Rechtsverhältnis in der geltend gemachten Forderung erichöpft. 
— Bei den bisherigen Erörterungen war die Rede von Rechtöverhältniffen, die den er- 
hobenen Aniprühen unmittelbar zu Grunde liegen. Präjubdiziell fann aber auch ein 
Rechtöverhältnis fein, das meiter zurüdliegt, und auch dieſes kann Gegenftand eines 
Inzidentantrags fein. In dieſem Sinne präjudiziell ift 3. B. die Hapitalihuld für Die 
Enticheidung über die Zinsforderung, das Eigentum an dem herrichenden Grundſtücke 
für die Enticheidung über den Anſpruch aus der Grunbdienftbarfeit, das Beitehen der 
Ehe für die Enticheidung über den Anſpruch eines Ehegatten auf Gewährung des Unter- 
halts ꝛꝛc. — Einerlei ift, ob das präjuzidielle Rechtsverhältnis von dem Kläger oder von 
dem Bellagten geltend gemacht wurde. 

Um der Klage ftattgeben zu fünnen, muß regelmäßig eine mehr oder minder 
lange Reihe materiellrechtlicher Vorausiegungen pofitiven oder negativen Inhalts erfüllt 
jein, während die Klage abzumeijen ift, wenn nur eine dieſer Borausfegungen mangelt. 
So fann im Prozeß über die Zinsforderung aus einer noch beitehenden Kapitalſchuld der 
Beklagte nur verurteilt werden, wenn bie Kapitalfchuld befteht und ein Zinsveriprechen 
oder eine gefeglihe Zinspfliht und wenn die Zinfen noch nicht bezahlt und der An« 
ipruch noch nicht verjährt ift, während die Klage Schon abzumweifen ift, wenn die Zahlung 
oder die Verjährung feitftebt. Oder: im Prozeß über den Erbicdhaftsanipruh (BGB. 
$ 2018) kann der Bellagte nur verurteilt werden, wenn der Kläger Erbe iſt und wenn 
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ber Bellagte etwas aus bem Nachlaß erlangt hat und wenn ber Anfpruch nicht verjährt 
ift, während die Klage ſchon abzumeifen ift, wenn nicht nachgewiefen wirb, daß der Be- 
fagte etwas aus dem Nachlaß erlangt hat oder wenn die Verjährung feitfteht. Mit 
Rüdficht Hierauf entfteht die Frage: genügt es zur Zulafjung bes Inzidentantrags, dab 
der Klage nicht ftattgegeben werben fann, ohne über das andere Mechtsverhältnis zu 
enticheiden oder ift auch erforderlich, daß bie Klage nicht abgewiejen werben kann, 
ohne daß über das andere MRechtöverhältnis entichieden wird? Nach der erften Anficht 
wäre in den obigen Beilpielen der Inzidentantrag bezüglich) der Kapitalſchuld oder des 
Erbrechts zuläffig und es mühte darüber entichieden werden, auch wenn die Klage ohne 
Entſcheidung über die Kapitaljchuld oder über das Erbrecht deswegen abgewiejen werben 
muß, weil ber Zins bezahlt ift oder weil der Bellagte nichts aus dem Nachlaß erlangt 
hat oder weil der Anfpruch verjährt ift; nad der anderen Anficht wäre der Inzident— 
antrag unzuläffig. Der Gejepestert jpricht eher für die zweite als für die erfte Aus— 
legung, ift aber auch mit diefer nicht geradezu unvereinbar. Geht man auf die Entjtehung 
bes $ 280 zurüd, jo ergiebt fich, daß durch diefe Vorfchrift den Parteien die Handhabe 
gewährt werden foll, die von $ 322 abgelehnte Nechtöfraft der fog. Urteilgelemente herbei- 
zuführen; vgl. NR. 3 litt. a zu 8 322. Sm den bezeichneten Fällen bildet aber die Ent» 
ſcheidung über das Nechtöverhältnis fein Element des Urteils; folglich ift die geitellte 
Frage im Sinne der zweiten Anficht zu beantworten. [Vgl. Gaupp (9) N.II2. — AM.: 
Löning Ztiſchr. f. d. EPr. IV ©. 54, Dertmann eod. XXII S. 27 ff.) Natürlich iſt ben 
Parteien unvermwehrt, in diefen Fällen eine felbftändige Feſtſtellungsklage zu erheben, wenn 
das in $ 256 geforderte Intereſſe vorhanden ift; aber ein Inzidentantrag aus $ 280 
müßte als unzulälfig zurückgewieſen werben; 

b) das geltend gemachte präjubizielle Rechtsverhältnis muß im Prozeſſe ftreitig ge- 
worden fein. Damit ift die Veranlafjung zur Feſtſtellungsklage ohne weiteres gegeben, 
das TFeftftellungsintereffe braucht nicht weiter begründet zu werden [OLG. Hamburg EN. 
XLII Nr. 65]; 

c) ber Inzidentantrag darf nicht durch beiondere Vorfchriften des Prozeßrechts oder 
des materiellen Rechtes ausgejchloffen fein. Da durch die Anzidentzufagflage eine Klagen— 
verbindung erfolgt, ift der Inzidentantrag des Klägers ausgeichloffen, wenn für den Zuſatz- 
antrag nicht diefelbe Prozeßart zuläffig ift, arg. $ 260; vgl. N. 3 litt. b zu $ 260. Die 
Inzidentwiderklage ift ausgeſchloſſen, ſoweit das Prozekreht die Widerflage ausſchließt; 
vgl. NR. 2 litt. d zu $33. — Meateriellrechtliche Vorſchriften, durch die Inzidentanträge 
ausgeichloffen find, enthält das BGB. $ 1329, $ 1343 Abi. 2 in Anfehbung ber Ehe und 
$ 1596 Abi. 3 in Anfehung ber Unebelichfeit eines Kindes. 

6. Außer den in N. 5 behandelten Vorausjegungen des Inzidentantrags müſſen 
für die dem Antrage zu — liegende Zuſatzllage oder Widerklage die allgemeinen 
Prozekvorausfeßungen (vgl. N. 1 zu $ 274) erfüllt fein, damit über den Antrag ein Sad): 
urteil Ärgehen fann. Hieraus ergiebt ſich: 

a) Sachliche Zuftändigfeit.e Wird in einem bei dem Landgericht anhängigen 
Rechtöftreit eine Zuſatz- oder eine Widerklage erhoben, für die die Amtsgerichte zuftändig 
find, fo fann das Landgericht auch über die Zujag- oder Widerklage enticheiden, weil bem 
Landgerichte die weitere Zuftändigfeit zutommt. Über Verweifung des Rechtsſtreits von 
der Hammer für Handelsſachen an die Givilfammer, wenn die Zujaß- oder —— 
nicht vor jene Kammer gehört, 1.GVG.8$ 105, 106; mit der ſich aus $ 103 Abſ.2 Satz2 
ergebenden Beichränfung kann die Verweiſung * von Amtswegen erfolgen. — Wird 
in einem bei dem Amtsgericht anhängigen Rechtsſtreit eine Zuſatz- oder Widerklage er— 
hoben, für die die Landgerichte zuſtändig find, fo hat das Amtsgericht, fofern eine Partei 
vor weiterer Verhandlung zur Hauptſache darauf anträgt, durch Beichluß feine lin» 
zuftändigfeit auszusprechen und ben Rechtsſtreit an das Landgericht zu verweilen ($ 506, 
BVG. $ 102 Abi. 2). Wird die Verweifung nicht beantragt, fo tritt die Zuftändigfeit 
des Amtsgerichts nach $ 39 ein, fofern nicht die Landgerichte ausschließlich zuftändig find 
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(vgl. N. 2 Abi. 2 zu $ 40); bei ausichliehlicher Zuftändigkeit der Landgerichte hat das 
Amtsgericht die Inzidentklage als unzuläffig zurüdzumweifen, wenn nicht die Verweiſung 
beantragt wirb. 

b) Örtliche Zuftändigfeit (Gerichtöftand). Für bie Zuſatzklage ergiebt fich 
aus 8 280 ein bejonderer Gerichtsſtand, den man Gerichtsſtand des Zufammenhangs heißen 
fann. Für die MWiderflage fällt der Gerichtöftand des $ 280 mit dem Gerichtsſtande bes 
$ 33 zufammen da im Falle der Präjubizialität der in $ 33 geforderte Zufammenhang 
mit dem in der Klage geltend gemachten Anfpruch oder mit den Verteidbigungsmitteln vor- 
handen ift [vgl. Löning Ztichr. f. d. EPr. IV S.101ff.]. Weder für die Zufag- noch für 
die MWiderflage entiteht aus $ 280 ein Gerichtsftand, wenn das präjubizielle Recdhtsver- 
hältnis fein vermögensrechtliches ift oder wenn für die Klage in Anjehung dieſes Rechts» 
verhältniſſes ein ausschließlicher Gerichtäftand vorgejehen ift. In diefen Fällen ift Pro- 
rogation durch Vereinbarung ($ 38) oder Einlaffung ($ 39) ſowie der Gerichtsjtand ber 
Widerflage auögeichlofien (8 40 Abi. 2, $ 33 Abſ. 2), weil die Verfchiebung der ſich aus 
dem Geſetz ergebenden Zuftändigfeit bem öffentlichen Intereſſe widerftreiten würde, Der- 
jelbe Grund ergiebt, daß in dieſen Fällen ein Inzidentantrag, durch den die Enticheidung 
über das präjubizielle Rechtsverhältnis einem anderen als dem fonft zuftändigen Gerichte 
zugefchoben würde, unzuläffig fein muß; über den Präjudizialpuntt fann in den Ent— 
iheidungsgründen entichieden werben (Ausnahmen j. BGB. $ 1329, $ 1343 Abſ. 2, $ 1596 
Ubi. 3), aber ohne dab dieſe Enticheidung der Rechtskraft fähig ift. Eine Verweifung der 
Inzidentflage an das örtlich zuftändige Gericht ift nicht vorgeiehen, folglich muß in dieſen 
‚Fällen der Tinzidentantrag wegen IUnzuftändigfeit zurüdgemwiefen werden. [Bal. Wilm. 
Levy (TIN. 2 zu $ 253 alt, Gaupp (9) N. III 3, Peterſen (5) N.5, Pland Lehrb. I $ 19 
N. 22, 3 20 N. 16 F., 825 M. 7f. Bon Peterien Ztichr. f. d. EPr. II S. 197, Löning 
Stiche. f. d. CE Pr. IV S. 100ff. Wah Arc. f. c. Pr. LXII S.398 ff. und Hanbb. I S. 488 f. 
wird überhaupt beftritten, daß ſich aus $ 280 ein Gerichtäftand ergeben fünne. Dagegen 
behaupten Strudm. Koch (8) N. 2 Abi. 2, Hellmann Lehrb. S. 143 f., Baron Ztichr. f. d. 
CPr. I ©. 36 ff., Lippmann Arch. f. c. Pr. LXXI ©. 339 ff. Oertmann Ztſchr. f. d. EPr. 
XXV ©. 48, daß fid aus $ 280 ein Gerichtöftand für jeden Inzidentantrag ergebe, auch 
wenn jonjt für die Klage ein ausſchließlicher Gerichtsſtand befteht.] 

ec) Zuläffigfeit des Rechtswegs. Ein Inzidentantrag kann nur geftellt werden, 
wenn die endgültige Enticheidung über das präjudizielle Nechtsverhältnis den Gerichten 
zufteht. Steht dieſe Enticheidung einer PVerwaltungsbehörde (einfchliehlih die Ver— 
waltungsgerichte) zu, fo ift der Inzidentantrag als unzuläffig zurüczumeifen. Dies gilt 
auch dann, wenn die Gerichte befugt find, über die verwaltungsrechtliche Vorfrage zu 
enticheiden; denn daraus ergiebt ſich nicht die Befugnis des Gerichts, über die Vorfrage 
endgültig zu enticeiden; vgl. N. 2 litt. bg. E. zu $ 148. 

d) Schiedsgericht. Gegen den Inzidentantrag kann die in $ 274 Abi. 2 Nr. 3 
bezeichnete Einrede erhoben werden, wenn die Enticheidung des präjudiziellen Punktes durch 
ein Schiedsgericht zu erfolgen hat. 

e) Redhtshängigfeit. Dem nzidentantrage fteht die Einrede der Rechtshängig- 
feit ($ 274 Abi. 2 Nr. 4) entgegen, wenn über den Präjudizialpunft ein Streit bereits 
anhängig iſt. 

f) Einrede der mangelnden Sicherheit für die Prozeßkoſten ($ 274 Abi. 2 
Nr. 5). Bei der Zufagflage fann eine weitere Sicherheit verlangt werben, arg. $ 112 
Abi. 3; bei der Widerklage kann keine Sicherheit verlangt werden, arg. $ 110 Abi. 2 Nr. 3. 

g) Die Einrede der Nidterftattung der Koften des früheren Verfahrens (8 274 
Abſ. 2 Nr. 6) kann dem Inzidentantrag entgegengeiegt werben. 

h) Ein Mangel der Prozeßfähigkeit oder ber Legitimation des gejep- 
lichen Vertreters zum urfprünglihen Prozeß ergiebt ftet? den Mangel in Bezug auf 
den nzidentantrag. it Prozekfähigfeit oder Legitimation zum urfprünglichen Prozeſſe 
vorhanden, jo muß fie auch für den Inzidentantrag beſtehen. 
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7. Verfahren: a) Hit der Inzidentantrag zuläffig, To ift über ben Mechtöftreit 
einschließlich des Inzidentantrags einheitlich zu verhandeln und zu enticheiden. Nach $ 146 
fann bie Verhandlung zunähft auf den Präjudizialpunft beichränft werben; vgl. N. 2 
Abi. 3 zu $ 146. Nach $ 145 Nbf. 1 könnte angeordnet werben, daß über ben Haupt— 
anſpruch und über den Feftitellungsantrag bes Klägers in getrennten Prozeffen ver- 
banbelt werde, aber das wäre höchſt unzweckmäßig. Getrennte Verhandlung über ben Feſt— 
jtellungsantrag des Beklagten kann nicht angeordnet werben (arg. $ 145 Abſ. 2), da 
der Gegenanfpruch ftets mit dem Anfpruche des Klägers zufammenhängt. Über den Prä« 
judizialpunft fann ein Teilurteil erlaffen werden ($ 301), aber fein Zmwiichenurteil ($ 303), 
da ber Präjudizialpunft zufolge der Inzidentklage aufgehört hat, bloßes Angriffe- oder 
Derteidigungsmittel zu fein [vgl. Dertmann a. a. O. ©. 71]. 

b) Wird der Prozeß, in welchem der nzidentantrag geitellt iit, durch ein Prozeb- 
urteil (absolutio ab instantia) erledigt, jo fann auch über den Anzidentantrag feine Sadı: 
enticheibung erfolgen; denn für das Prozekurteil ift das Nechtöverhältnis, auf welches fich 
ber Inzidentantrag bezieht, nicht präjudiziell. Einer befonderen Zurücdweifung des Inzi— 
dentantrags bedarf es in diefem Falle nicht; denn der Antrag ift unter Vorausſetzung 
erhoben, daß ein Urteil zur Hauptfache erlaffen wird. — Bei Zurüdnahme der urjprüng- 
lichen Klage entfällt aud ber Inzidentantrag, es wäre denn, daß er von ber Wirkung 
der Zurüdnahme durch Vereinbarung ausgeichloffen wurbe; vgl. N. 2 litt. a zu $ 33. 


$. 281. (254.) 

Die Nechtshängigkeit eines exit im Laufe des Prozefjes erhobenen An: 
ſpruchs tritt mit dem Beitpunfte ein, in welchem der Anjpruch in der münd: 
lichen Berhandlung geltend gemacht wird. 

NE. 8 207, E. 18 299, €. IT $ 298, €. III $ 244, M. 188, HB. 90, 

1. $ 281 bezieht fich auf die Widerflage ($ 33), die Änderung der Stlage ($ 264), 
die Erweiterung des Antrags ($ 268 Nr. 2), die Umftellung des Antrags ($ 268 Nr. 3), 
die Inzidentanträge ($ 280), ferner auf den Anspruch auf Schadenserfaß nad) $ 302 Abi. 4 
Sat 4, $ 600 Abſ. 2, $ 717 Abi. 2 Satz 2 und auf den Erſtattungsanſpruch nad $ 541 
Abſ. 2 Sa 3. Im den Fällen ber $$ 302 Abi. 4 Satz 4, $ 717 Abi. 2 Sa 2, $ 541 
Abi. 2 Sak 3 werben bie Wirkungen der Rechtshängigkeit auf einen früheren Seitpunft 
zurüddatiert; die Rechtähängigfeit tritt aber auch in diefen Fällen nicht vor dem in $ 281 
bezeichneten Zeitpunkt ein. — Auf Ansprüche, die einrebeweife geltenb gemacht werden, 
bezieht ſich 8 281 nicht; vgl. N. 1 litt.a Abi. 2 zu $ 263. 

2. Die Rechtshängigkeit tritt in den bezeichneten Fällen nicht ſchon ein durch Die 
Zuftellung eines Schriftfages, in dem die Geltendmachung des Anfpruchs angekündigt war, 
fondern erft durch die Geltendmahung in ber mündlichen Verhandlung. Die Geltend: 
machung befteht in ber Stellung des Antrags mit der entiprechenden Begründung; im 
Derfahren vor einem Land» oder einem höheren Gericht ift ber Antrag zu verleien, muß 
alfo jchriftlich firiert fein ($ 297). 

3. Ein neuer Anſpruch kann nicht in Abweienheit des Gegners anhängig gemacht 
werden; denn die Erklärung, durch welche ein neuer Anſpruch zum Gegenftande des Pro» 
zeſſes gemacht wird, muß ebenjo wie die die Klage enthaltende Erklärung bem Gegner 
gegenüber abgegeben werden, was in Abweſenheit bes Gegners nicht möglich ift, wenn 
die Erklärung mündlich zu erfolgen bat. Der Umftand, daß die Erklärung dem Gegner 
vor dem Termin als eine fünftige angefündigt war, hebt nicht über das grundjäßliche 
Bedenken gegen ein VBerfäumnisurteil hinweg, das in Anſehung eines vor bem verfäumten 
Termine noch gar nicht anhängigen Anfpruchs zu erlaffen wäre. Dal. die in N. 4 Abi. 1 
zu $ 33 angegebene, insbeſondere die Erhebung der Widerflage betreffende, Litteratur und 
Rechtiprehung; aus ben dortigen Angaben ift erfichtlich, dak die Hier vorgetragene Anficht 
beftritten ift und daß bas RG. die Erhebung einer Widerflage in Abweſenheit des Gegners 
für zuläffig erachtet, woraus ſich auch die Zuläffigkeit der Erhebung ber anderen An» 
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iprüche in Abweſenheit des Gegners ergeben würde. Wegen des Verfäumnisurteils vgl. 
a. N. 1 zu $ 347. 
4. Auf unzuläſſige Anträge findet N. 3 zu $ 263 entſprechende Anwendung. 


$. 282, (255.) 

Jede Partei hat unter Bezeichnung der Beweismittel, deren fie ſich zum 
Nachweiſe oder zur Widerlegung thatjächlicher Behauptungen bedienen will, den 
Deweis anzutreten und über die von der Gegenpartei angegebenen Beweismittel 
fich zu erklären. 

In Betreff der einzelnen Beweismittel wird die Bemweisantretung und 
die Erklärung auf diefelbe durch die Vorjchriften des fechsten bis zehnten 
Titels bejtimmt. 

HE. 8 280, HP. 1754 ff., 1899 ff., 1948 ff, 5216 ff., NE. 8 166, NE. 641 f., E18, EU 
5 238, E. UI 5 24, M. 30, 195 ff, AB. 90. 
8. 283, (256.) 

Beweismittel und Beweiseinreden fünnen bis zum Schluffe derjenigen 
mündlichen Verhandlung, auf welche das Urtheil ergeht, geltend gemacht werden. 

Auf das nachträgliche Vorbringen von Beweismitteln und Beweiseinveden 
findet die Vorjchrift des $. 278 Abi. 2 entjprechende Anwendung. 


SE. 88 284 f., DE. 2008 ff., 2083 f., 5445 f., NE. 88 474 j., NB. 685 fi., E. 15 282, E15, 
E. 111 8 246, M. 25 ff., 195 fi, WB. vo. 


1. Beweis, Beweisführung, Beweisanfnahme, Beweisantretung, Beweisgrumd, Beweik: 
mittel, Beweiserflärung, Beweiseinreden. 

Litteratur: Pland Lehrb. II ©. 106 ff., Schmidt Lehrb. (2) ©. 346 f., 459 f., 4881, 
Wach Bortr. (2) S.198 f., Heusler Die Grundlagen des Beweisrechts Arch. f. c. Pr. LXXIU 
©. 209 ff., v. Canftein Die Grundlagen des Beweisrechts Ziſchr. f. d. EPr. II S. 297 ff., Wendt 
Beweis und Beweismittel Arc. f. c. Pr. LXXIII ©. 254 ff., Ude Ztichr. f. d. CPr. VI ©. 4327. 

Beweifen heißt Gründe für oder gegen die Wahrheit einer Behauptung herbei: 
Ihaffen. Die darauf abzielende Thätigkeit der Parteien heit Beweisführung, bie dei 
Gerichts Bemweisaufnahbme oder Bemeiserhebung. Soweit die Verbandlungsmarime 
(Gegenſatz: Offizialmarime, AInquifitionsprinzip) gilt, werben regelmäßig nur die Beweiſe 
aufgenommen, deren Aufnahme eine Partei beantragt. Solche Anträge beißen Beweis— 
antretung. Soweit die Verhandlungsmarime nicht gilt, d. i. in Bezug auf die von 
Amtswegen zu berüdfichtigenden VBorausfegungen ber Gültigkeit einer Prozekhandlung, 
3: B. Prozebfähigfeit, Legitimation des geſetzlichen Vertreters ($ 56), Zuläffigfeit und 
Rechtzeitigfeit des Reſtitutionsgeſuchs ($ 238 Abſ. 2), des Einſpruchs ($ 331), eines Rechte 
mittels ($$ 535, 566, 574) ober der Wieberaufnahmellage ($ 589), ferner im Eheprozeſſt 
($ 662), in ben in $$ 640, 641 bezeichneten Statusprozeffen und im Entmündigungs 
prozeſſe ($ 670, 8 679 Abi. 4, 8 684 Abi. 4, $ 686 Abi. 4) werden Beweiſe auch von 
Amtöwegen aufgenommen. Aber auch, wo die VBerhandlungsmarime Pla greift, kann das 
Gericht unabhängig von Parteianträgen Beweis aufnehmen, wenn Augenjchein oder Begut- 
achtung durd; Sadjverftändige geeignet ift, die Wahrheit oder Unmahrheit einer Behauptung 
feftzuftellen ($ 144); ferner wenn der Eid einer Partei nach Auficht des Gerichts geeignet 
ift, ein unvollſtändiges Beweisergebnis zu ergänzen oder zu befeitigen ($ 475) und wenn 
die eidliche Schäkung eines Schadens oder Intereſſes angezeigt ericheint ($ 287). 

Bemweisgrund ift, was den Richter beftimmt, die Wahrheit oder die Unmahrbeit 
einer Behauptung als ermieien anzunehmen. Formelle Bemweisgründe heißen diejenigen, 
bei deren Vorhandenjein das Geſetz dem Richter gebietet, die Wahrheit oder Unwahrbeit 
einer Behauptung als erwieſen anzunehmen. Solche Beweisgründe giebt ed im mobdernen 
Prozeffe zwei: die eidliche Ausfage einer Partei und die Eidesverweigerung. Materielle 
Beweisgründe find die die Überzeugung des Richters beftimmenden Gründe. Sie alle auf- 
zuzählen ift unmöglid. Die wicdtigften find finnlihe Wahrnefmungen des Richters, er- 
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langt durch Augenſchein (mit oder ohne Sadhverftändige), und glaubwürbige Mitteilungen 
der Parteien oder Dritter über ihre Handlungen oder Wahrnehmungen. Die Mitteilung 
fann münblich ober durch Vorlegung von Urkunden erfolgen. Bemeisgrund heißt man 
auch die Thatiache aı, woraus die Wahrheit oder die Unmwahrheit der Behauptung as ge: 
folgert werden kann, im Verhältniffe zu diefer Behauptung. Der Beweis der Thatſache aı 
heißt im PVerhältniffe zur Thatſache ae indirefter oder Indizienbeweis. Beweisgrund 
in dieſem Sinne iſt das außergerichtliche Geſtändnis einer Partei, d. i. die Äußerung, 
worin ſie eine ihr nachteilige Thatſache einräumt. Aus der Thatſache des Zugeſtändniſſes 
kann nach Umſtänden die Wahrheit der zugeſtandenen Thatjache gefolgert werben. Über 
das außergerichtliche Geſtändnis vgl. Wetzell Syft. (3) $ 22, Pland Lehrb. 1.63, II S.160, 
v. Ganftein Ztichr. f. d. EPr. I ©. 257 ff. Wach Ardı. f. c. Pr. LXIV ©. 216 fi., O. Bülow 
Geftändnisreht ©. 44 ff, 186 ff. In den Mot. 3. E. III ©. 198 f. findet fi über das 
außergerichtliche Geftändnis die Außerung: „Der Entw. enthält fih einer Aufzählung 
aller Beweismittel; er hebt nur einige berfelben hervor... Das aubergerichtliche Ge- 
ftändnis ift wegen feines Zufammenhangs mit dem Civilrechte nicht geregelt; aus ber 
Nichterwähnung darf jelbftverftändlich nicht geichloffen werben, daß dem außergerichtlichen 
Geftändniffe der Wert eines Beweismittel hat genommen werden follen.“ Die Bezeihnung 
des außergerichtlichen Geftändnifies ala Beweismittel beruht auf Irrtum; der Verf. ver- 
wechfelte Beweisgrund mit Beweismittel. — Über indirekten Beweis vgl. a. die in N. 2 
Abi. 4 cit. Motive. 

Bemweismittel find die Mittel zur Beſchaffung von Beweisgründen. Beweismittel 
find alſo die Aufforderung einer Partei zur Eidesleiſtung, die Einnahme des Augenſcheins, 
die Vernehmung von Zeugen und von Sadhverftändigen und die Befichtigung von Urkunden. 
Ungenau, aber ganz allgemein, werden Parteieid, Augenfchein, Zeugen, Sachverftändige 
und Urkunden Beweismittel genannt (vgl. bie Mot. 3. E. III ©. 199). 

Aufgeboben find alle Vorichriften, die in Anfehung gewiffer Rechtsverhältniffe ein- 
zelne Arten von Beweismitteln ausichließen oder nur unter Beichränkungen zulaffen (EG. 
814 Abſ. 2 Nr.2). Ohne prozehrechtliche Wirkung find Vereinbarungen oder ftatutarifche 
Beitimmungen, wodurd in Anfehung gewiſſer Nechtöverhältniffe einzelne Arten von Ber 
weismitteln oder einzelne Beweismittel ausgejchloffen oder nur unter Beſchränkungen zu« 
gelaffen werden. [Vgl. Bülow Arch. f. c. Pr. LXIV S. 63, Wach eod. ©. 225 u. Handb. I 
S. 193 N. 12, Kohler Beitr. 3. E. d. DR. XXXI ©. 301 ff. RG. Entf. XX ©. 402.) Bgl. 
a. N. 3 zu 8 287. 

Die Beweisantretung kann dem Gegner Anlaß geben, ſich über die Zuläffigfeit und 
die Wirkſamkeit der beantragten Beweiserhebung zu äußern. Dieſe Außerung heißt Be» 
weiserflärung. Über die Erklärung bei Urkunden und bei Eibesbeweis enthalten die 
88 439, 452 Vorſchriften. Bemweiseinreden find nad) der Definition des hann. Entw. 
8 285 und bes norbd. Entw. $ 475 „thatfächliche Einwendungen gegen die Zuläffigkeit, 
die rechtliche Wirkſamkeit oder die Glaubwürdigkeit eines Beweismittels.“ Diefe Ein- 
wendungen find im $ 283 erwähnt. Da das Bemweisurteil des früheren Prozeßrechts nicht 
aufgenommen ift, treten fie zurüd in die Reihe der mittelbar erheblichen Behauptungen. 
Ihre Beziehung auf die Beweismittel des Gegners ift fein Grund zu einer prozeſſualiſchen 
Sonberftellung (Mot. z. €. III ©. 196). 

2. Spitem der Beweisverbindung. [Vgl. Mot. 3. E. ITS. 31 ff., S. 195 f., Wach 
Vortr. (2) S. 148 ff., Pland Lehrb. II S. 183 ff., Schmidt Lehrb. (2) S. 634 ff.) 

Nach dem früheren gemeinen Prozekrechte waren die Behauptungen der Parteien 
einerfeits und bie auf den Beweis bezügliche Thätigfeit der Parteien andererjeits in zwei, 
burch das fog. Beweisurteil getrennte Prozebabichnitte verwiejen. In dem erften Prozeb: 
abjchnitte wurden die Behauptungen und die Beftreitungen vorgebracht, ohne daß ‚von 
deren Beweis die Rede war. In einem zweiten Abjchnitte folgten die Beweisantretungen, 
die Beweiserflärungen und die Beweisaufnahmen. [Über die geichichtlihe Entwidelung 
diejes Syitems ſ. Pland Die Lehre vom Beweisurteile $$ 1 bis 25.] Die deutfche CPrO. 


448 Zweites Buch. Erſter Abſchnitt. 88 282, 283, 


bat dieſes Syſtem verlaffen. Behauptungen und Beweife find nicht mehr in getrennte 
Abſchnitte verwiefen. Den Parteien fteht es nicht bloß frei, aus der einen ZThätigfeit in 
die andere überzugehen und wieder zur erften zurüdzufehren, ſondern beide Thätigfeiten 
jollen miteinander verbunden werden (Bemweisverbindung). Die Beweisanordnung hat nicht 
mehr die Natur eines Urteils, Nur die Anordnung des Eides hat in den Megelfällen 
(Ausnahmen: $ 461) diefe Natur behalten. 

Über das Syſtem der Beweisverbindung wird in den Motiven z. E. III S.32 gejagt: 

„Die Beweiie treten mit den Behauptungen in gleiche Linie; wie diefe anzuführen, fo 
find jene anzubieten; das Gejeg, nicht das Gericht, jagt den Parteien, was von ihnen behufs 
Durhführung ihrer Anfprüche zu beweiſen jei und wer von ihnen diejes zu beweifen habe, wie 
das Geſetz, nicht das Gericht, Die Parteien darüber belehrt, welche Behauptungen fie zur Be— 
gründung ihrer Anjprüche und zur Widerlegung der gegneriichen Anſprüche vorzubringen haben. 
Demgemäß ift der Beweisbeihluß nichts anderes, als eine Berfügung, weldhe die Aufnahme 
beftimmter angebotener Beweiſe zuläßt; er enthält feine Beweisauflage, keine Aufforderung 
an die PBarteien, nachträglich den Beweis von Thatjachen anzutreten, welche das Gericht für 
erheblidy hält, die Parteien für unerheblich eradhtet haben, feine Regelung der Beweislaft. Die 
Nothwendigkeit und das Bedürfniß, die Beweislaft zu regeln, wird prinzipiell nicht berührt; 
wohl aber wird diejes Bedürfniß, im Hinblid auf das Ergebniß geführter oder nichtgeführter 
Beweiſe in jehr vielen Fällen praftiich jich gar nicht geltend machen.” 

ferner ©. 196 f.: „Mit der Bemweisverbindung des Geſetzes ift der Begriff des Gegen- 

beweiies im gemeinrechtlihen Sinne unvereinbar. Diejer Begriff hat nur Bedeutung und 
Berechtigung in einem Verfahren, welches das Beweitinterlofut des gemeinen Rechts oder der 
hannov. Broz.Ordn. adoptirt hat: nur in einem joldhen Verfahren kann einer Beweisführung 
formell eine Gegenbeweisführung entgegentreten, nur in einem ſolchen Berfahren ift eine 
Theorie der Gegenbeweisführung, wie fie fich im gemeinen Prozeßrechte entwidelt hat, möglich 
und angebracht. Werden mit der Aufftellung der Behauptungen die Beweije angetreten und 
werden die Beweije aufgenommen, ohne daß entichieden wird, wem die Beweislaft obliegt, jo 
läßt fich zwar die Richtung der Beweisführung — ob ein Beweismittel zum Nachweis oder zur 
Widerlegung einer thatiächlichen Behauptung dienen joll — untericheiden, allein darin liegt be 
fanntlich das Wejen des Gegeniages zwiichen Beweis und Gegenbeweis nicht. Nach dem Syſtem 
des Entwurfs wird der Beweis nicht auferlegt, es fann ſonach der Gegenbemweis nicht ftill- 
ichweigend vorbehalten jein; für die Behauptung wie für die Gegenbehauptung muß der Beweis 
von den Parteien von vornherein angetreten werden; den einen wie den andern muß der Richter 
durch den Beweisbeichluß zugelajien haben, wenn er überhaupt zur Aufnahme fommen joll, und 
wenn auch jchon bei Zulafjung der Beweije der Richter ſich Har zu machen haben wird, was 
aus dem Nachweiſe oder der Widerlegung einer thatfählihen Behauptung für die Entjcheidung 
folgt, io fommt doch die Beweispflicht der einen oder andern Partei als jolche erft in frage, 
wenn das Nejultat des erhobenen Beweiſes gezogen wird und ſich dabei herausftellt, daß nichts 
erwiejen jei; daraus folgt, dab eine Beweisführung der micht bemweispflichtigen Partei nicht 
ausgeichloffen ift, wenn auch die beweispflichtige Partei Beweis nicht angetreten hat; die Frage, 
ob und was bewieſen ift, tritt in den Vordergrund. Der Entwurf hat um die Uebertragung 
bisheriger Anjchauungen auf das von ihm gewollte, dem beftehenden preußischen Rechtszuftande 
fonforme Prozeßrecht zu verhüten, den Ausdrud „Gegenbeweis“ vermieden und fich ftatt deſſen 
der Ausdrüde „Widerlegung thatlächlicher Behauptungen“ (8 117 Nr. 4, $ 245 Abſ. 1, $ 314 
Nr. 3 [d. Entw. = $ 130 Nr. 5, 8 282 Ubi. 1, $ 359 Nr. 3 d. Gef.]) und „Beweis des Gegen- 
theils“ (8 147 Abi. 2, 88 398, 411, 412 [d. Entw. — 8 167 Abſ. 2, 8 446, 8 463 Abi. 2, $ 464 
Abſ. 2 d. Geſ.) bedient.“ [Bal. a. den neuen $ 292.) 
[Gegen die in den Motiven vorgetragene Anficht von der Unvereinbarfeit des Gegen: 
beweifes im gemeinrechtlichen Sinne mit dem Syfteme ber CPrO. ftreitet Bolgiano Arc. 
f. c. Pr. LIX ©. 205 ff., Handb. ©. 505 ff., Zeitichr. f. d. EPr. III ©. 196 ff., vgl. auch XI 
©. 241 ff. Seine Ausführungen find nicht ftichhaltig.] 

In den Motiven 3. E. III S. 199 fteht ferner: 

„Daß fih eine Partei zum Beweiſe oder zur Widerlegung berjelben thatjächlihen Be- 
hauptung gleichzeitig verichiedener Arten von Beweismitteln bedienen kann (vgl. Württem- 
berg Art. 407, Bayern Art. 327, hannov. Entw. $ 286), bedurfte feiner ausbrüdlichen Hervor- 
hebung. Dafjelbe gilt von der Beftimmung der württemb. PrO. Art. 406, daß ftreitige That- 
jachen unmittelbar oder mittelbar durch die Erweiſung ſolcher Thatſachen bewiejen oder wider- 
legt werden fönnen, aus welchen fich die Wahrheit bezw. Unmahrheit der zu beweiienden 
Thatfahen mittelft Schluffolgerungen ergiebt, und von den Beitimmungen der baver. 
PrO. Art. 326, daß eine Partei, wenn fie durch Sclüffe oder Vermuthungen Beweis führen 
will, ihr Beweisanerbieten aud) auf die Thatjacdhen, aus mweldyen der Schluß gezogen oder die 
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Bermuthung abgeleitet werden joll, zu richten hat und daß ein foldes Anerbieten nicht das 
gleichzeitige Angebot unmittelbarer Beweiſe ausichlieft. Beide Beftimmungen konnten um jo 
weniger Aufnahme finden, als fie geeignet erjcheinen, Mißverſtändniſſe hervorzurufen. Mit der 
Bemweisverbindung des Gejeges ift der Begriff des künſtlichen Beweiſes — ober richtiger, 
der künftlihen Bemweisführung im Sinne der gemeinrechtlichen Theorie unvereinbar. Denn, 
jollen mit der Aufftellung der patjachen zugleich die Beweiſe angetreten werben, jo müſſen 
die Thatiahen jo konkret vorgelegt werden, wie die Benußung der Beweismittel es erfordert. 
Daraus folgt, daß fich die Parteien nicht darauf beichränfen können, die unmittelbar erheb- 
lichen Thatjachen zu behaupten, daß fie vielmehr verpflichtet find, auch die mittelbar erheb— 
lihen Thatſachen jofort in der Verhandlung vor Erlaß des Beweisbeſchluſſes vorzubringen. 
Dadurch wird der Richter in den Stand gejept, die von der Partei gezogenen ren 
prüfen und die angebotenen Beweije ſofort verwerfen zu können, wenn er ſich von der Richtigkeit 
der Schlußfolgerungen nicht zu überzeugen vermag. Diejer Bortheil, die Vermeidung nutzloſer 
Beweisführungen, würde aufgegeben werden, wenn in dem Beweisbeichluffe nicht die mittelbar 
erhebliche Thatjache, jondern, der gemeinrechtlihen Theorie entiprechend, die unmittelbar er- 
heblihe Thatſache zum Beweiſe verftellt und die Auflöſung ber legteren in fünftlichen Beweis 
nach Erlaß des Beweisbejchluffes gejtattet würde (vgl. hannov. Brot. XV 5575 bis 5581).“ 

Entiprehend dem Grundfaße, daß Behauptungen und Beweisanerbietungen mit- 
einander zu verbinden find, wird in $ 283 Abf. 1 ausgeiproden, daß Beweismittel und 
Beweiseinreden ebenjo wie Behauptungen ($ 278 Abi. 1) bis zum Schluffe der mündlichen 
Verhandlung (über diejen Zeitpunkt ſ. $136 Abf. 4 und N. 5 dazu), auf welche das Urteil 
ergeht (dazu vgl. N. 4 zu $ 278), vorgebradht werden fünnen. Abi. 2 des $ 283 wiederholt 
für Beweismittel und Beweiseinreden die in $ 278 Abſ. 1 für andere Angriffö- und Ver— 
teidigungsmittel gegebene Vorfchrift zum Schutze gegen PVerfchleppungen; die in N. 6 zu 
Ss 278 entwidelten Säße gelten aud bier. GKG. 848 ift auch im Falle des $ 283 Abi. 2 
anwendbar. — Zurüdweifung von Beweismitteln ſ. $$ 374, 379, 433, 

3. Beweisbedürfnis und Beweislaft. Thatfächliche Behauptungen bebürfen des 
Demeijes, wenn fie vom Gegner ordnungsmäßig beftritten find; vgl. $138 Abf. 2, 8 288, 
$ 331 Abi. 1, $ 439 Abſ. 3. Nur inſoweit das Offizialprinzip gilt, fann auch ohne Be— 
ftreitung das Bedürfnis nad) Beweis eintreten (vgl. N. 5 Abi. 2 zu $ 138 und N. 7 zu 
$ 288). Zroß ber Beftreitung bedürfen Zhatfachen, bie bei Gericht offenfundig find, 
feines Beweiſes ($ 291). Der Vorfigende hat durch Fragen darauf hinzuwirken, daß bie 
Pemeismittel bezeichnet werben ($ 139 Abf. 1). Des Beweiſes bedürftige Thatjachen, für 
die fein Beweis von der bemeispflichtigen Partei angeboten oder erbracht ift, find als nicht 
beweisbar zu behandeln, jo daß die Enticheidbung zu Ungunften ber beweispflichtigen Partei 
fällt. Daß die Partei erfolglos zur Bezeichnung der Beweismittel aufgefordert wurde, 
ift nicht gerade erforderlich; denn fie muß wiſſen, was fie zu beweifen hat. Immerhin 
wird die pflichtmäßige Handhabung des Fragerechts dazu führen, daß jene Aufforderung 
nicht unterbleibt. 

Welche Partei den Beweis zu führen hat (Beweislaft), ergiebt fich infofern aus 
dem materiellen Recht, als biejes beitimmt, welche Thatjachen zur Begründung eines Rechtes 
oder einer Einrede (im materiellrechtlichen Sinne) gehören. Aber unrichtig ift die verbreitete, 
auch in den Mot. z. €. III ©. 201 f. vertretene Anficht, dat die Vorfchriften über die Be— 
mweislaft in das materielle Recht gehörten; denn dieje Vorfchriften find nur im Prozeſſe 
bedeutiam [vgl. Wah Hanbb. I S. 125, Gaupp (9) N. IV 3 zu $ 282] und nur in einem 
Derfahren, in dem die Verhandlungsmarime (in Gegenfaß zur Offizialmarime oder zum 
Inquiſitionsprinzipe) gilt, fann von einer Beweislaft der Parteien die Rebe fein [vgl. Wach 
Handb. I S. 126 und Ztſchr. f. d. EPr. XXIX ©. 360, Gaupp (9) N. IV 2 Abi. 1, Bedh 
Beweislaſt ©. 9 ff., 2. Rofenberg Bemweislaft S. 43 f., Brodmann Arc. f. c. Pr. XCVIII 
S.72f., 158; — abw.: Schmidt Lehrb. (2) S.475 f., Fr. Leonhard Beweislaft S. 230 ff. J. 
Thatſächlich enthält die deutihe EPrO. über Beweislaft nur ganz wenige Vorfchriften ($ 167 
Abſ. 2,8 437 Abj.1, 8440 Abi. 2); die meisten Vorfchriften darüber find in den Gefegen über 
das bürgerliche Recht enthalten. Dadurch werben fie nicht zu materiellen Rechtsnormen. 

Der 1. Entw. e. BGB. enthielt nicht bloß zahlreiche Einzelvorichriften, fondern auch 
allgemeine Vorfchriften über die Beweislaft in jeinen $$ 193 bis 198 (vgl. dazu die Mtot. I 

2. Seuffert, Givilprogehorbnung I. 10, Aufl, 29 
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S.382 ff.). Die allgemeinen Vorjchriften ber $$ 193 bis 198 wurden als entbehrlich in 
ber 2. Leſung geftrihen (Prot. I ©. 258 f., 262 ff.), während bie Einzelvorfchriften ver- 
mehrt wurden. Diefe find teild ausbrüdliche (VBGEB. $ 179 Ab. 1, $$ 282, 345, 358, 363, 
442, 445, $ 542 Abi. 3, $ 636 Abi. 2, $ 2336 Abf. 3, 52338 Abſ. 2 Sag 1), teils find fie 
aus der Fafſung der Necdhtänormen zu entnehmen. Über die Grunbiäße, welche bei der 
Faffung der Rechtsnärmen angewendet wurden, um Beftimmungen über die Bemweislaft zu 
treffen, vgl. die Prot.d. mit d. 2. ef. des Entmw. e. BGB. betrauten Komm. VI S. 384 und 
Pland Komm. (3) 1 S. 48 f. [vgl. dazu auch Wach Ztichr. f. d. EPr. XXIX ©. 375 ff. 
Hebemann Vermutung ©. 132 ff.]. Andere Vorichriften über die Bemweislaft find in bie 
Form geieglicher Vermutungen gekleidet; jolche find in N. 2 zu $ 292 angeführt. Don 
Bedeutung für die Beweislaſt find ferner die zahlreichen im BGB. und in anderen Ge- 
ſetzen enthaltenen Vorichriften, im welchen beftimmt ift, wie eine Willenserklärung im 
Zweifel auszulegen ift; denn diefe Vorfchriften nötigen die Partei, welche eine andere 
Auslegung vertritt, die Umftände anzuführen und zu bemweifen, welche die andere Aus— 
legung rechtfertigen. Dagegen haben die dispofitiven Rechtsſätze für die Beweislaft feine 
Bedeutung; denn fie greifen erft ein, wenn feftiteht, daß nichts anderes beftimmt ift. 
[Über Ausfegungsregeln und bispofitive Nechtsfäge vgl. Pland Komm. (3) I ©. 28 #i., 
Stammler Das Recht der Schuldverhältniffe S. 55 ff., Regeläberger Jahrb. f. Dogm. XL 
©. 481, Ehrlich Das zwingende und das nicht zwingende Recht im BGB. (1899).] 

Im Bemweisbeichluffe wird nicht über die Beweislaft entichieben. Immerhin Hat das 
Gericht ſchon vor der Erlaffung bes Beweisbeichluffes zu erwägen, ob bie Bemweislaft die 
Partei trifft, welche Beweis angetreten bat; denn wenn die Bemweislaft nicht fie, jondern 
den Gegner trifft, und diefer gar feinen Beweis angetreten hat, wäre die Aufnahme des 
Beweiſes zwecklos. — Über die Beweislaft ift zu entſcheiden, wenn es zur Auflage eines 
augeichobenen Eides fomınt (vgl. $ 447), ferner, wenn über Thatſachen, bie des Beweiſes 
bedürfen, von feiner Seite Beweis angetreten ift. Über die Bedeutung der Beweislaft 
für die Auflage eines richterlichen Eides vgl. NR. 2 zu $ 475. 

Litteratur über Beweislaft: Puchta Band. u. Borl. $ 97, Windicheid Band. (9) I 
8133, Dernburg Pand. 18 159, Hölder Pand. $ 68, Negelöberger Band. I$ 195, Wach Handb. 
I ©. 125 ff. und ®ortr. (2) ©. 210 ff., Bayer Bortr. (8) $ 227, Wegell Syft. (3) $ 15, Pland 
Lehrb. II $ 107, Schmidt Lehrb. (2) $ 78, A. D. Weber Verbindlichkeit 5. Bemweisführung im Er. 
(3. Aufl., bejorgt von Heffter, 1845), Bethmann-Hollweg Verſuche Nr. V, 3. U. m Albredt 
Die Erzeptionen d. gem. d. Eivilprozejies (1835), Pland Die Lehre von dem Beweisurteil (1848) 
$33, Helmolt Verh. d. Erzeptionen 3. Beweislaft (1852), H. Gerber Beitr. 5. 2. v. Klagegrunde 
u. d. Beweislaft (1858), Yangenbed Beweisführung in bürgerl. Rechtöftreitigfeiten 2. Abt. (1860), 
Maren Beweislaft, Einreden und Erzeptionen (1861), Burdhard Die civilift. Präjumtionen 
©. 125 fi. (1866), Fitting Btichr. f. d. EPr. XIII ©. 1 ff. (1888), Neinhold Die L. v. d. Klage— 
grunde, die Einreden und die Bemweislaft (1888) und Ziſchr. f. d. EPr. XX ©. 113 ff., Hüppner 
Sächſ. Ar. I ©. 641 ff. (1891), Beginger Die L. v. d. Beweislaft (1894, 2. Aufl. 1904), über 
die 1. Aufl.: Kleinfeller Kr. VISchr. XXXVI ©. 188 ff., Kreß Die 2. v. d. Beweislaft nach dem 
BGB. (1899), Bedh Die Beweislaft nad dem BGB. (1899), 2. Rofenberg Die Bemweislaft nah 
der CPrO. und nad) dem BGB. (1900), ferner Arc. f. c. Br. XCIV S. Uff. u. S. 314 ff, Wach 
Die Beweislaft nad) dem BGB. (Leipz. Def, Progr.1901), auch in Ztichr. f. d. CPr. XXIX ©. 359 Fr, 
Martinius Behauptungd- und Beweislaft bei der Negative und dem bedingten Vertrage (1902 
und Ar. f. BR. XXIV ©. 48 ff, XXV ©. 157 ff, 3. W. Hedemann Die Bermutung (1904 
©. 132 ff., 145 ff., 251 ff., 293 ff, Fr. Leonhard Die Bemweislaft (1904) [darüber: L. Seuffert 
Btichr. f. d. CPr. XXXV ©. 104 ff., Kiſch Zentr. Bl. f. RW. XXIV ©. 297, gegen bieje Kritiken: 
Fr. Leonhard Btichr. f. d. EPr. XXXVI ©. 441 ff], Brodmann Vom Stoffe des Rechts (1897) und 
Arch. f. c. Pr. XCVII ©. 66 ff, Stölzel Schulung für die civ. Praris, Erfter Teil (7. Aufl. 
©. XXV ff, ©. 64 ff., 87, 127, 140 ff., 185 ff., 202 f., 217. Speziell über Beweislaft bei Streit 
über Darlehenstündigungsfriften: Stölzel Ztichr. f. d. CPr. XXXV ©. 1ff., Pland Komm. 3. BSP. 


3. Aufl. I ©. 47 ff. 
$. 284. (257.) 


Die Beweisaufnahme und die Anordnung eines befonderen Beweisauf- 
nahmeverfahrens durch Beweisbefchluß wird durch die Vorfchriften des fünften 


bis elften Titel beftimnt. 
NE. 8 467, NB. 744, 806, E. 1 $ 233, E. IT $ 241, E. III 27, M. Wuf., KB. 90, 


88 284, 285. Erjter Titel. Verfahren bis zum Urteif. 451 


1. Der Beweisbefchluß bewirkt feine Gäfur des Verfahrens. Der Beweisbeſchluß 
bindet weber das Gericht noch die Parteien. Das Gericht kann den Beweisbeſchluß nad 
neuer münblicher Verhandlung zurüdnehmen; es fann die Thatiachen, über welche ein 
Beweisbeſchluß erlaffen ift, im Urteile für unbebeutiam erklären. Über Anträge ber Parteien 
auf Anderung bes Bemweisbeichluffes i. $ 360. Der Beweisbeſchluß ift nicht ſelbſtändig 
anfehtbar, unterliegt aber bei Anfechtung bes Enbdurteils der Beurteilung des Rechts- 
mittelgerichts ($$ 512, 548). . 

2. Über Form und Inhalt des Beweisbeichlufies ſ. $ 359. 

3. 285. (258.) 

Ueber das Ergebniß der Beweisaufnahme haben die Parteien unter 
Darlegung des Streitverhältnifjes zu verhandeln. 

sit die Beweisaufnahme nicht vor dem Prozeßgericht erfolgt, fo haben 
die Parteien das Ergebniß derjelben auf Grund der Beweisverhandlungen 
borzutragen. 


HE. er ff., OB. 2029 ff., 1114 ff., 2683 ff. —— NE. 55 401 f., NP. 670 ff., E. 15 284, 
11 8 242, €. III 8 248, M. 204 f., HE. 90 


Litteratur: Wach Bortr. (2) ©.7 ff. und Hands, 1&.332 N. 39, Pland Lehrb. I 
S.182 ff., v. Werfebe Ztſchr. f. d. CPr. J S. 432 ff., v. Kräwel eod. II ©. "402 ff., Vierhaus 
‚VE. 100, Koffla Beitr. 3. E. d. DR.XXV ©. 271 fl. und XXX ©. 145 ff., Rocholl Rechtsf. 

501 ff.,, Lippmann Arch. f.d. CPr. LXX ©. * „H. Meyer Beitr. z. E. d. DR. XXVIII 
'07 : XXXI ©. 384 ff. Bal. a. v. Kries Ztſchr. f.d. g. StrRW. V ©. 114. 

1. Die Verhandlung über das Ergebnis der Veweisaufnahme ift eine Fortjeßung 
ber durch das Beweisverfahren unterbrochenen Verhandlung. Iſt die Bemweisaufnahme vor 
bem Prozebgericht erfolgt, fo findet die Verhandlung regelmäßig in demjelben Termine 
wie bie Beweisaufnahme ftatt ($ 370); dann braucht das Ergebnis nicht von den Parteien 
vorgetragen zu werben. Sit die Verhandlung vertagt worben, jo brauchen die Parteien 
das Ergebnis der Beweisaufnahme auch in dem fpäteren Termine nicht vorzutragen, wenn 
bie Richter diefelben find und ihre Erinnerung, bie burch das Protokoll aufgefriicht werben 
fann, ausreicht. Hat ein Wechfel in der Beſetzung des Gerichts ftattgefunden ober reicht 
bie Erinnerung ber Richter nicht aus, jo Haben die Parteien das Ergebnis der Beweis— 
aufnahme vorzutragen, wie im Falle des Abi. 2. Eine Wiederholung der protofollierten 
Beweisaufnahme ift in dem bezeichneten Fällen nicht erforderlich [vgl. v. Werfebe a. a. O., 
RG. 9. März 1882 Entſch. VI Nr. 54 S.194; — aM.: v. Kräwel a. a. O.]; aber eine 
Aufzeichnung, bie ſich ein Richter oder der Gerichtsfchreiber über die nach $ 161 nicht 
protofollierte Ausjage eines Zeugen gemacht Hat, darf nicht bei der Entſcheidung benußt 
werben [R®. 27. Febr. 1903 SA. LIX Nr. 18]. 

2. St die Beweisaufnahme vor einem beauftragten ober erfuchten Richter erfolgt, 
fo Haben die Parteien das Ergebnis auf Grund der Beweisverhandlungen vorzutragen; 
foweit wörtlihe Anführung nötig ift, unter DVerlefung des Protokolle. Berichterftattung 
eines Gerichtömitgliedes ift unguläffig. Unzuläffig ift auch die Verwertung eines von dem 
beauftragten Richter bei der Bernehmung eines Zeugen gewonnenen perfönlichen Einbruds, 
wenn davon in dem Protofolle nichts ſteht IRG. 29. Juni 1906 Beitr. 3. E. d. DR. LI 
©. 192]. Die Richtigkeit und Vollftändigkeit des Parteivortrages wird zunächſt durch bie 
gegenseitige Kontrolle der Parteien verbürgt; bei Abweichungen ift das Protofoll mah- 
gebend. Neben ber Kontrolle ber Parteien fteht die bes Vorſitzenden ($ 139 Abſ. 1) und 
ber Gerichtömitglieder ($ 139 Abi. 3). Das protofollierte Ergebnis der Beweisaufnahme 
ift amtlich zur Kenntnis des Gerichts gelangt; das Gericht hat daher das Recht und bie 
Pflicht, auf Unvollftändigfeit ober Unrichtigfeit der Parteivorträge aufmerffam zu machen 
und beren Vervollftändigung und Berichtigung zu veranlafien. Stellt fich erft nach Schluß 
der mündlichen Verhandlung die Unvollftändigfeit oder Unrichtigfeit der Parteivorträge 
heraus, jo darf das Gericht zwar nicht das ihm nicht vorgetragene Ergebnis im Urteile 
verwerten, anbererjeits aber auch nicht auf Grund ber unvollftändigen ober unrichtigen 
29* 
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Vorträge enticheiden, fondern es bat die Verhandlung wieder zu eröffnen ($ 156) und Die 
Ergänzung ober Berichtigung zu veranlaffen. Sollte es vorfommen, daß die Parteien 
troßdem ein Ergebnis der Beweisaufnahme, 3. B. die Ausfage eines Zeugen, nicht vor» 
tragen, fo darf das Gericht diefes Ergebnis im Urteile nicht verwerten, es wäre denn, 
baß die Beweiserhebung einen von Amtswegen zu berüdfichtigenden Punkt betrifft ober 
von Amtöwegen angeordnet wurde. [BEgl. norbd. Prot. S. 670 ff., Strudm. Koch (8) N. 3, 
Wilm. Levy (7) N.3 zu $ 258 alt, Gaupp (9) NR. II2, Peterfen (5) N.3, v. Weriebe, 
9. Meyer und wohl auch Pland a. a. O., RG. 25. Jan. 1881 Entf. IV Nr. 102 ©. 369, 
22.Nov. 1882 VIII Nr. 88 S. 327. — AM.: Wach, Koffla, Lippmann, Roholl, vd. Kries 
a.a. D.] Der Vortrag ber Parteien über das Ergebnis ber Beweisaufnahme nötigt bas 
Gericht nicht zur Annahme eines bem Protokolle nicht entiprechenden Ergebnifles. 


8. 286. (259.) 

Das Gericht hat unter Berüdfichtigung des gefanımten Inhalts der Ver: 
handlungen und des Ergebniffes einer ettwaigen Beweisaufnahme nach freier 
Ueberzeugung zu entjcheiden, ob eine thatjächliche Behauptung für wahr oder 
für nicht wahr zu erachten fei. In dem Urtheile find die Gründe anzugeben, 
welche für die richterliche Ueberzeugung leitend gewejen find. 

An gejegliche Beweisregeln ift das Gericht nur in den durch diefes Gejeh 
bezeichneten Fällen gebunden. 


HE. 88 306, 349, HP. 2081 ff., 5305 ff,, PE. 8 421, NE. 8 455, NP. 679 ff., 744 ff., 806, 1040 ff. 
€. 18235, €. II 8 244, €. III 8 249, ©. 206 ff., KB. 91 f., 181 f., 551 f., Pr. db. 168. Sig. 
3,4. 


* 
2. 


Pitteratur: Pland Kr. VISchr. IV ©. 248 ff., Votum d. 6. D. Juriftentages (Verhandl 
11 ©. 278, 284) und des 9. D. Juriftentages (II ©. 221 fi.), 2. Seuffert Über richterliches Er- 
mefjen (Gießen 1880), Ude Htichr. f. d. CPr. VI S. 419 ff, Bähr Jahrb. f. Dogm. XXV ©. 394 fi. 

1. In den Motiven 3. E. III ©. 207 ift zu $ 286 bemerft: 

„Der Grundſatz, daß der Richter die Thatfrage frei zu würdigen habe, ift nicht auf das 
Ergebnik der Beweisführung beichräntt, jondern auf den BR ne Inhalt der Verhandlungen 
ausgedehnt worden. Dieje Ausdehnung ift durch die Konſequenz und innere Gründe geboten. 
Soll die Enticheidung des Richters über die Wahrheit einer Thatjache auf feine Ueberzeugung 
geftügt werben, jo ift es — insbejondere bei jogenanntem fünftlichen Bemweife — ichlechterdings 
unmöglich, diejenigen Momente, welche fih aus den Erklärungen der Parteien ergeben, von 
den durd eine Beweisaufnahme erbradhten Momenten zu fondern und in ihrer Bedeutung 
hinter dieſen zurüdtreten zu laffen. Indem der Richter auch dad Ergebniß der Sachverhand- 
lung nad) freier Ueberzeugung zu würdigen hat, ift ihm die Befugniß gegeben, eine beftrittene 
Thatſache auf Grund des Ergebnifies der gefammten Sacjverhandlung mittelft Schlußfolgerung 
aus anderen unbejtrittenen Thatſachen und dem gejammten Sachverhalt — ohne Beweis— 
erhebung — als wahr anzunehmen.“ 

Dagegen kann der Richter eine nicht beftrittene Thatjache nicht als unwahr annehmen; 
denn nicht bejtrittene Thatjachen bedürfen feines Beweifes; es greift folglih auch Feine 
Deweiswürdigung Platz. Ausnahmen ſ. N. 7 zu $ 288. 

2. Freiheit des Ermeſſens bedeutet nicht richterliche Willfür. Der Richter muß die 
Frage, ob und was bewieſen ift, nach allgemein gültigen Wahrheitsmerfmalen beurteilen. 
Nur, wenn bie Lage eine ſolche ift, dab man fi nad bewährter Erfahrung eine feite 
Überzeugung von der Wahrheit oder Unmwahrheit einer beftrittenen Behauptung bilden 
fann, darf ber Richter im Prozeſſe die Wahrheit oder Unmahrheit der Behauptung als er- 
wiejen annehmen. Deshalb haben auch die Beweisregeln des früheren Prozefjes, obwohl 
fie aufgehört haben, den Richter formell zu binden, ben Wert „goldener Erfahrungsiäge* 
[Mtot. 3. E. III S.208, vgl. a. Pland Kr. 2JSchr. IV &.251 u. Lehrb. II ©. 192, 2. Seuffert 
a. a. O.). — Zur Selbitfontrolle des urteilendben Gerichts wie zur Kontrolle dur das 
Berufungsgericht dient die Vorichrift, daß in dem Urteile die Gründe anzugeben find, die 
für die richterliche Überzeugung leitend gewejen find. Phrafen, wie „Auf Grund ber 
Verhandlung und der Zeugenausfagen hat das Gericht die Überzeugung gewonnen, daß 2c.” 
genügen biejer Vorſchrift nicht. Wird der Vorfchrift nicht genügt, fo ift die Revifion 
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begründet. [Vgl. RG. 10. Mai 1881 Entſch. IV Nr. 60 S. 212, vol. a. RG. 31. Jan. 1882 
VINr.44 S. 170. Dagegen Rocholl Ztichr. f. d. EPr. X ©. 336 ff.)] 

Aus dem Grundjaße der freien Bemweiswürbigung folgt, daß das Gericht befugt ift, 
Beweisanerbietungen der Parteien abzulehnen, wenn es von der Wahrheit oder Unmwahrheit 
ber betreffenden Thatſache bereits vollftändig überzeugt ift und unter Angabe ber Gründe 
feftftellt, daß die angebotene Beweisführung feine Überzeugung nicht zu beeinfluffen ver 
möchte [vgl. Struchm. Koch (8) N.1, Wilm. Levy (7) N.1 zu 8 239 alt, Gaupp (9) N. III2, 
Peterjen (5) N. 6, Wernz Ztihr. f. R. u. ER. III ES. 362, Ude a. a. O. ©. 441f., RG. 6. Apr. 
1881 Entſch. IV Nr.23 ©. 86, 3. Oft. 1885 Beitr. 3. €. d. DR. XXX ©. 160, 15. März 
1902 JM. S. 250 Nr. 5, 29. Apr. 1902 IW. 1902 ©. 360 Nr. 10, bay. ob. LG. BL. f. RN. 
LIX ©. 44, 261, SW. LV Nr. 112, LVI Nr. 63, 164, Samml. v. Entſch. NF. IV S. 104 fi. 
u. S. 436 ff.; — aM.: Vierhaus Ztiſchr. f. d. EPr.V ©. 85] oder wenn es die Thatjache, 
worüber Beweis angeboten ift, für nicht erheblich erachtet, weil die von ber Partei daran 
gefnüpften Schlußfolgerungen nicht richtig find [Mot. z. E. III S.199, Kr. ©. 181 f., 
551 f., Pr. d. 168. Sitz. S. 3 mit Bezug auf Zeugenbeweis, Ude a. a. O. S. 411 ff., RG. 
21. März 1881 Entſch. IV Nr. 104 ©. 377, 26. Sept. 1892 BL. f. RX. XI Erg.Bb. S. 80, 
27. OH. 1903 IW. ©. 420 Nr. 4]. Dagegen gewährt $ 286 nicht bie Befugnis, eine an« 
gebotene Beweisführung aus dem Grund abzulehnen, daß es dem Gerichte nit wahr— 
jheinlich fei, daß bie Beweiserhebung ein für die richterliche Überzeugung einflußreiches 
Refultat liefern werde. [Vgl. RG. 21. März 1881 Entich. IV Nr. 104 ©. 377, 2. Dez. 
1881 V Rr.122 ©. 429, 16. Juni 1884 XV Nr. 85 ©. 336, 20. Mai 1885 Beitr. 3. €. d. 
DR. XXIX ©. 1100, 9. San. 1886 eod. XXX ©. 1034, 11. März 1886 eod. XXX S, 1027, 
11. Mai 1886 SA. XLII Nr. 67, 28. März 1887 Beitr. 3. E. d. DR. XXXII ©. 1188, 
7. März 1891 eod. XXXV ©. 971, 23. Juni 1891 Beitr. 3. €. d. DR. XXXVII ©. 137, 
24, Sept. 1891 eod. 8.750, 18. Juni 1896 Beitr. 3. €. d. DR. XL &. 981, 9. Ian. 1900 
SW. LV Nr. 176, 16. Oft. 1902 IW. ©. 606 Nr. 9, 7. März 1903 IW. ©. 178 Nr. 18, 
30. Nov. 1903 ZW. 1904 ©. 67 Nr. 34, 10. Juni 1905 IW. S.438 f. Nr.22, 5. Juli 
1905 IW. ©. 498 f. Nr. 27, 25. Sept. 1906 IW. ©. 688 Nr. 10, 2. Nov. 1906 IW. 
S. 755 Nr. 28, bay. ob. LG. Bl. f. RU. LXI ©. 126, SA. LI Nr. 225, RG. Berlin SA. 
LVIII Rr.199.] In einer foldhen Ablehnung, fowie auch darin, daß das Gericht ein 
Bemeisanerbieten übergeht, ohne fich darüber auszufprechen, Tiegt eine die Reviſion be— 
gründende Verlekung bes Geſetzes IRG. 21. Apr. 1884 Beitr. 3. E. d. DR. XXVIII 
&. 1155, vgl. a. RG. 10. Oft. 1883 eod. ©. 1161, RG. 3. Dez. 1884 eod. XXIX ©. 1004, 
17. Apr. 1902 IW. ©. 270 Nr. 9, 19. Febr. 1904 IW. ©. 210 Nr. 24]. 

3. EG. $ 14 Nr. 1 befeitigt landesgeſetzliche Vorfchriften über die bindende Kraft 
bes ftrafgerihtlihen Urteils für den Civilrichter. Gleichwohl mwirb ber Givilrichter fich 
nicht ohne zwingende Gründe mit dem ftrafgerichtlichen Urteil in Widerfpruch ſetzen. Über 
Beweiswürbigung unter Benugung von Zeugenausjagen, die im Strafverfahren abgegeben 
wurden, vgl. RG. 26. Juni 1885 Entih. XV Nr. 89 ©. 342. 

4. Der Grunbfaß ber freien Beweiswürdbigung ift durch verfchiedene in der CPrO. 
enthaltene Beftimmungen beichränft (Bemweisregeln). Diefe beziehen fich auf die Beweis— 
fraft von Urkunden (55 415 bis 418, $ 438 Abi. 2), auf die Beweiskraft bes Eides und 
auf die Folgen der Erlaſſung und Verweigerung des Eides ($ 427 Sag 1, $ 441 Abi. 3 
Sat 3, 88 463, 464, $ 477 Abſ. 1). Weitere Bemweisregeln enthalten $ 164 Sa 2, $ 198 
Abi. 2 Sak 1, $202 Abf. 2, $ 314. Keine Regeln über Beweiswürbigung, fondern Vor— 
fchriften über Bemeislaft (Vermutungen) enthalten $ 167 Abſ. 2, $ 437 Abi. 1, $ 440 
Abi. 2. Vorichriften, die beftimmen, daß thatjächliches Vorbringen einer Partei wegen 
einer Verfäumung des Gegners ala zugeftanden anzunehmen ift ($ 138 Abſ. 2, 8 239 
Abi. 4, 8 331 Abi. 1, $ 351 Abſ. 2, 8 439 Abi. 4, 8 542 Abi. 2), find feine Beweis« 
regeln; denn in biefen Fällen erfolgt überhaupt feine Bemweiswürbigung. Aus dem gleichen 
Grunde find die ala Verfäumnisfolgen eintretenden Fiktionen der Zuftellung ($ 175 Abi. 1 
Sat 2, $ 206 Abſ. 2, 3) und der Eideövermweigerung ($ 452 Abi.2, 8465) feine Beweisregeln. 
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Durch $ 286 Abi. 2 find alle nicht in der CPrO. enthaltenen oder im EG. $ 16 
Nr. 1 vorbehaltenen Beweisregeln außer Kraft geſetzt. 


8. 287. (260.) 

Iſt unter den Parteien ftreitig, ob ein Schaden entftanden jei, und wie 
hoch fich der Schaden oder ein zu erjegendes Intereſſe belaufe, jo entjcheidet 
hierüber das Gericht unter Würdigung aller Umjtände nach freier Ueber: 
jeugung. Ob und inwieweit eine beantragte Beweisaufnahme oder von Amts— 
wegen die Begutachtung durch Sachverftändige anzuordnen jei, bleibt dem Er: 
meſſen des Gerichts überlafjen. Das Gericht fann anordnen, daß der Beweis— 
führer den Schaden oder das Intereſſe eidlich ſchätze. In diefem Falle hat 
das Gericht zugleich den Betrag zu beftimmen, welchen die eidliche Schätzung 
nicht überjteigen darf. 

Die Vorfchriften über den Schäßungseid werden aufgehoben. 

DE. 8 307, 8. 1630 f., 5460, RE. $ 457, NB. 682 ff., 1047 ff, E. 18 286, €. II 8 245, E. u 
8 250, M. 208, K®. 9. 

Litteratur: Wah fr. VISchr. XIV S. 359 ff., Ude Ztiſchr. f.d. EPr. VI ©. 451 fi, 
Rocholl eod. X ©. 338 ff. 

1. $287 Abſ. 1 erweitert das richterliche Ermefjen für die Enticheibung über einen 
Anspruch auf Schadbenserfag oder auf Erſatz bes Intereffes. In den Reichsgefegen kommt 
der Ausdrud „Erſatz bes Intereſſes“ nicht vor. Wird er in Landeögefegen gebraucht, fo 
bedeutet er dasfelbe wie Schadenserſatz, fofern ſich nicht aus dem Gejeg ein Anderes 
ergiebt; jedenfalls it $ 287 darauf anmwenbbar. 

Ein Aniprud auf Schadenserfak fann entftehen aus einem Vertrag, aus einer um- 
erlaubten Handlung oder aus einem fonftigen Thatbeftande, 3.8. BEB.$ 42 Abſ. 2 Sap 2, 
$ 122, $ 179 Abf. 2, 8 228 Saß 2, $$ 231, 307, 989, $ 1243 Abi. 2, $ 1300, $ 1833 
Abf. 1, $2133 Ab. 2, $ 2219, CPrO. $ 302 Abf. 4 Satz 3, $ 600 Abf.2, $ 717 Abi. 2 
Sag 2, $ 840 Abi. 2 Sak 2, $ 945, HGB. 88 734, 735; aud wenn fi ber Anſpruch 
auf den Betrag des jog. negativen Intereſſes beichränkt (BEB. $ 122 Abi. 1, 8179 Abi. 2, 
$ 307), ift ein Anſpruch auf Schadenserfag im ©. d. $ 287 gegeben. Unter den Begriff 
„Anſpruch auf Schadenserjag“ fällt auch ber Anſpruch auf Eria von Nußungen, die 
hätten gezogen werben fönnen, 3. B. BGB. 8 987 Abi. 2. — Perlangt der Berechtigte 
Naturalreftitution (BGB. $ 249), fo ift $ 287 infoweit anwendbar, als er ſich auf ben 
Kaufalzufammenhang zwiichen dem zum Erfaße verpflichtenden Umftanb und dem bebaup: 
teten Schaden bezieht, vgl. N.2 Abf.1 litt. b. — Ob 8287 auf die Entjchädigung bei Zwangs- 
enteignung anwendbar ift, bemißt fi nach dem mahgebenden Zmwangsenteignungägeiege. 
Nach dem RG. betr. die Beichr. d. Grundeigentums in d. Umgeb. v. Feſtungen v. 21. Dez. 
1871 (RGBL. ©. 459) ift $ 287 nicht anwendbar, da $ 42 Abj. 3 diefes Gefeges nicht dem 
8 287, fondern dem $ 286 der CPrO. entipriht [RG. 2. Dez. 1887 IW. 1888 S. 24]. 
Im Übrigen find die Landesgefeke mahgebend (EG. $ 15 Nr. 2). Das RG. 2. Dez. 1884 
Entih. XII Nr. 120 ©. 402 und 9. Ott. 1895 JW. 1895 ©. 531 verneint die Anwend—⸗ 
barfeit des $ 287 auf die Enteignung, welche nad) den hannoverſchen oder den preußifchen 
Enteignungsgefegen erfolgt; da8 bay. ob. LG. Sammlg. v. Entſch. XIII ©. 44, 610, XVI 
©. 135 bejaht beffen Anwenbbarfeit bei einer nach bem bay. Geſetze v. 17. Nov. 1837 er: 
folgenden Enteignung, jedoch unbeichabet der Geltung des Art. 21 Abi. 3 diefes Gefekes. — 
Bei Entichädigungsaniprüdhen, die wegen eines nicht in Enteignung beftehenden Aktes ber 
öffentlichen Gewalt erhoben werben, ift $ 287 anwendbar [RG. 4. Mai 1887 Beitr. 3. €. 
d. DR. XXXII ©. 422]. 

Nicht anmendbar find die Vorichriften des $ 287 auf Schäßungen, die nicht aus 
Anlaß eines Schabenserfaganipruchs, Tondern aus anderen Anläflen erfolgen, 3. ®. bei 
Anwendung ber Vorjchriften des BGB. $$ 315, 319, 343, 472, $ 653 Abſ. 2, 88 655, 
2048, 82156 Sat 2 oder der Vorfchriften bes HGB. 88 709 bis 716, 741, 742 oder ber 
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Vorſchrift ber GO. f. RA. $ 93 Abf. 4; auch bei der Beitimmung bes Betrags, welchen ber 
Freikuxberechtigte zu beanſpruchen hat, ift $ 287 nicht anzumenden [RG. 4. Nov. 1882 
Entich. VIII Rr. 56 ©. 220]; ebenfo nicht bei Schäßung einer verficherten Sache zum Zwecke 
der fFeititellung, ob nicht eine Überverfiherung ftattfand [RG. 19. März 1904 Entid. 
LVIU Nr.8 ©.35 ff.]. — In $2 Abi. 2 des RG., betr. die Abzahlungsgefchäfte, v. 16. Mai 
1894 (RGBl. S. 450) ift die entiprechende Anwendung bes $ 287 Abf.1 auf die Feſtſetzung 
der Höhe der nah $ 2 Abf. 2 zu leiftenden Vergütung bed Wertes des Gebrauchs ober 
ber Benußung ſpeziell vorgeihrieben. — Auf Anſprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung 
(BEP. 85 812 fi., CPrO. 8 541 Abf. 2) iſt 8 287 nicht anwendbar [RG. 11. März 1885 
Im. ©. 157 Wr. 3]. 

2. In dem Redtäftreit über einen Anſpruch auf Schadenserfag (Intereſſe) ift zu 
behaupten und zu beweilen: a) der Umftand, aus welchem die Verpflichtung zum Schadens» 
erſatz entiteht, z. B. bie Verlegung ber Vertragspflicht, die unerlaubte Handlung, der That- 
beitandb des BEB. 8 122 ꝛc.; b) der KHaufalzufammenhang zwifchen diefem Umftand und 
dem Eintritte des Schadens; e) ber Umfang bes Schadens. Für den Beweis deö Um— 
ftandes ad a gelten die allgemeinen Regeln [R®. 5. Febr. 1897 Beitr. 3. E. db. DR. XLI 
S. 698, 6. Nov. 1899 Entih. LXV Nr. 91 8.356]. Für den Beweis des Kaufalzufammen- 
bangs (ad b) und des Umfangs bes Schadens (ad c) it bem Gericht eine noch freiere 
Stellung eingeräumt, als fie ihm nad) $ 286 zufäme. Erftens wirb das Gericht ermächtigt, 
jelbft dann, wenn das Ergebnis der Verhandlung und einer etwaigen Beweisaufnahme 
nicht genügt, um den Saufalzufammenhang und den Umfang des Schadens zu erweifen, 
darüber unter Würbigung aller Umftände mit oder ohne Beiziehung von Sachverſtändigen 
nad) freier Überzeugung zu entſcheiden [vgl. RG. 28. Sept. 1895 Entſch. XXXVI Nr. 69 
©. 280, 2. Oft. 1903 IW. ©. 384 Nr, 9]. Die Gründe, welde für die Enticheibung 
feitenb geweien find, brauchen (im Gegenfage zur Vorſchrift des $ 286) nicht angegeben zu 
werben und fönnen oft nicht angegeben werben. Zweitens ift bas Gericht ermächtigt, 
eine beantragte Beweisaufnahme zu übergehen; dies gilt auch von einer Eideszuſchiebung 
[RG. 26. Jan. 1898 Entſch. XL Nr. 125 S.422]. Drittens kann das Gericht die Partei, 
welche den Schadenderjaß fordert, zur eiblihen Schägung des Schabens zulaffen. Der 
Schätzungseid ift eine Unterart bes richterlichen Eibes ($ 475); daher finden die $$ 476, 
477 darauf entiprechende Anwendung. Folglich ift der Eid durch bedingtes Endurteil, 
nicht durch Beweisbeſchluß, aufzuerlegen. Der Eid ift dahin zu leiften, daß der Schaden 
oder das Intereſſe nach der Überzeugung des Schwörenben ſich bis zu dem von 
ihm angegebenen Betrage belaufe. Der Schwörende braucht nicht anzugeben, worauf ſich 
feine Schägung ftüßt [RG. 9. Juli 1890 SA. XLVI Nr. 141]. Das Urteil muß einen 
Betrag bejtimmen, ben die eidliche Schäßung nicht überfteigen darf. In dem bedingten 
Urteil ift bie folge ſowohl der Leiftung wie der Verweigerung des Eides jo genau, als 
die Lage der Sache dies geftattet, feitzuftellen; der Eintritt diefer Folge wirb durd End— 
urteil ausgeſprochen ($ 462). Durch Leiftung bes Eibes wird voller Beweis der That- 
fache begründet, dat der Schaden die beſchworene Höhe erreicht ($ 463 Abf. 1). Das Gericht 
ift an die beſchworene Höhe gebunden. Die Erlaffung des Eides von Seite des Gegners 
bat diefelbe Wirkung, wie die Leiftung bes Eides ($ 464 Abſ. 1). Die Verweigerung bes 
Eibes hat, wenn ber Gegner des Schwurpflichtigen einen geringeren Betrag des Schadens 
zugegeben hat, zur Folge, daß der Schaben oder das Intereſſe in diefem geringeren Betrag 
als feititehend gilt; wenn der Gegner des Schwurpflichtigen gar feinen Schaden zugegeben 
bat, daß fein Schabens- ober Intereffebetrag ald erweisbar angenommen, folglich ber 
Anſpruch abgewiejen wird (arg. $464 Abſ. 2). Eine nachträgliche Schätzung durd) das Gericht 
fann nicht ftattfinden. Ericheint der Schwurpflichtige nicht, jo finden bie Vorfchriften der 
85 465 bis 467 Anwendung. [Zuftimmend zu allen Sägen Ude a. a. O. ©. 462 f.] 

Die Erweiterung des richterlihen Ermeſſens fommt der den Schadenserſatz be- 
anfpruchenden Partei auch infofern zu gut, als fie bei Darlegung des Schadens fi auf 
das richterliche Ermeſſen verlaflen kann, folglich, unbeſchadet des richterlichen Fragerechts 
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($ 139), den Schaden nicht in allen Einzelheiten vorzurechnen und zu erweifen braucht 
[vgl. RG. 8. Ian. 1883 Entid. IX Nr. 120 ©. 416, 26. Sept. 1883 X Nr. 130 ©. 404, 
15. Ott. 1883 X Nr. 20 ©. 74, 9. Juni 1888 XXI Nr. 19 ©, 90, 23. Nov. 1889 XXV 
Nr.18 5.78, 9. Juli 1890 EN. XLVI Nr. 141, 23. Juni 1894 SA. L Nr. 50 u. Beitr. 
3. &. d. DR. XXXVIN ©. 1217, 15. Juni 1906 IW. ©. 471 Nr. 31]. Jedoch wirb bie 
Partei durch $ 287 nicht der Notwendigkeit enthoben, bie zur Schäßung des Schabens er- 
forderlihen Angaben zu maden [vgl. RG. 1. Juli 1882 Entſch. VII Nr. 113 ©. 368, 
20. Apr. 1895 u. 28. Dez. 1897 SA. LIII Nr. 192). 

Nichtanwendung oder irrige Anwendung des 5287 begründet die Revifion [vgl. RG. 
24. Febr 1882 Entſch. VI Nr. 107 S. 356, 4. Nov. 1882 VIII Nr. 56 S. 220, 8. Jan. 1883 
X Nr. 120 ©. 416, 26. Sept. 1883 X Nr.130 ©. 404, 23. Nov. 1889 XXV Nr. 18 ©. 78, 
23. Ott. 1883 Beitr. 3. €. d. DR. XXXVII ©. 501, 30. Apr. 1902 Entſch. LI Nr. 60 
S. 250, 30. Sept. 1902 IW. ©. 544 Nr. 5, 15. Juni 1906 IW. ©. 471 Wr. 31). 

3. Vereinbarungen und ftatutariiche Beftimmungen, nach denen bei der Feſtſetzung 
eines Schadens gewiffe Beweismittel, 3. B. der Schätzungseid, ausgefchloffen oder zum Be: 
weis bes Schabens nur beitimmte Beweismittel zugelaffen werden, find unwirkffam; vgl. 
N. 1 Abſ. 3 zu $$ 282, 283 und nordd. Prot. II S. 1050. Anders verhält es fich mit 
folgenden Vereinbarungen: a) Iſt die Entfcheidung des ganzen Streites um den Schadens: 
erfag vertragsmäßig bejtimmten Perjonen übertragen, jo liegt ein Sciebövertrag vor. 
b) Die Feſtſtellung des Schabensbetrags ift im Vertrag einem ober mehreren Schäßleuten 
(arbitratores) übertragen; darüber ſ. N. 2 Abf.5 vor $ 1025. c) Iſt vereinbart, daß für den 
Fall des Eintritts einer Ichädigenden Thatjache, 3. B. des Untergangs eines Schiffes, eine 
beftimmte Summe zu zahlen jei, jo liegt überhaupt fein Anſpruch auf Schadenserſatz, 
fondern ein Anfpruch auf eine beftimmte Summe vor, die von bem mirfliden Schaden 
verfchieden fein fann. d) Iſt vereinbart, daß als Schaben zu erjeßen fei, was ſich durch 
eine im voraus beftimmte Berechnungsweife, 3. B. bei teilweifer Schädigung durch Schäßung 
des Neftes und Abzug von dem Verficherungsbetrag, ergiebt, To liegt ebenfalls fein An- 
ſpruch auf Schadenserfaß i. ©. des $ 287 vor, fondern ein Anfprud auf Zahlung bes fi 
nach diefer Berechnung ergebenden Betrags. [—Vgl. RG. 15. Oft. 1887 Entſch. XX Nr. 92 
&. 402, OLG. Hamburg SA. XLIV Nr. 59.] 

4. Abi. 2 Hebt die Vorfchriften auf, nach welchen unter gewiſſen Vorausfegungen 
eine Partei ein Recht darauf bat, den Wert eines Gegenftanbes oder die Höhe des Schadens 
durch Eid (ins iurandum in litem, Schätzungs- oder Würderungseid) feftzuftellen. über 
biefen Eid vgl. Windicheid Pand. 5. Aufl. 18133 Nr.2b. Die Aufhebung der bezeichneten 
Vorſchriften Hat jegt nur noch für die Prozefje Bedeutung, welche nicht nah dem BGB. 
zu enticheiben find. 

$. 288. (261.) 

Die von einer Partei behaupteten Thatjachen bedürfen injoweit feines 
Beweifes, als fie im Laufe des Nechtsftreit3 von dem Gegner bei einer 
mündlichen Berhandlung oder zum Protokolle eines beauftragten oder er: 
juchten Richter zugeitanden find. 

Zur Wirkfamfeit des gerichtlichen Geftändnifjes ift deffen Annahme nicht 
erforderlich. 

HE. $ 280, NE. $ 458, NP. 689 ff., 698 ff., 1040, E. 1 8 297, E. ILS 246, E. ITS 251, M. zıof., 
307, HB. 9. 

Litteratur: Pland Lehrb. I $ 62, Schmidt Lehrb. (2) 8 80, dv. Bethmann-Hollweg Über 
das gerichtl. und aufergerichtl. Geftändnis in den Berjuchen über einzelne Teile der Theorie 
bes Civilprozeſſes Nr. 4 ©. 250 ff. (1827), Wetzell Syſt. (3) $ 119, v. Ganftein Btichr. f. d. CPr. 
I ©. 257 ff., Demelius Die Confeſſio im röm. CPr. und das gerichtl. Geftändnis (1888), Wad 
Ar. f. c. Br. LXIV ©. 201 ff., Pollak Gerichtl. Geftändnis (1893), Demmler Gerichtl. Geft. v. 
Nectsverhältnifien (1895), Wittmaad Arc. f. c. Br. LXXXVII ©. 1 ff., ©. Bülow eod. S.317 fi. 
und Das Geftändnisrecht (1899), darüber Kiſch Gött. GW. 1901 ©. 206 ff., Hölder Ftichr. f. d. 
ERPr. XXVII ©. 389 fi. 
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1. a) Gerihtlihes Geftändnis ift die im Laufe bes Mechtöftreit3 bei einer 
münbdlichen Verhandlung vor dem Prozebgericht oder zu Protofoll eines beauftragten ober 
erfuchten Richters von einer Partei oder von einem Nebenintervenienten abgegebene Erklärung, 
daß bie von bem Gegner aufgeftellte Behauptung einer Thatiache wahr jei. Zu dem Ge- 
ftändnifie gehört nicht ein befonderer Geftändniswille, insbeſondere nicht der Wille, auf 
Beftreitung der Behauptung bes Gegners zu verzichten; das Geftändnis ift daher feine 
Verfügung, Sondern einfache Wahrheitserflärung. [Vgl. ©. Bülow a.a.D. — AM.: Pland 
Lehrb. 1 8.317 ff. Schmibt Lehrb. (2) S.495 Ff., Strudm. Hoch (8) N.1 vor $$ 288 bis 290, 
Wilm. Levy (7) N.1 zu $ 261 alt, Gaupp (9) N. I, Peterien (5) N. 3 Abi. 1.] 

b) Bon dem außergerihtliden Geftändnis unterjcheibet ſich das gerichtliche 
nicht durch feinen Inhalt, jondern durch feine Form. Zu diefer Form gehört die Er« 
Härung vor Gericht, und zwar entweder bei der mündlichen Verhandlung vor dem Prozeh: 
gericht (nicht bloß in einem vorbereitenden Schriftfage, val. RG. 28. Ott. 1882 SA. XXXVIII 
Nr. 347) oder zu Protokoll eines beauftragten oder erfuchten Richters. Für das in ber 
Verhandlung vor dem Prozekgericht abgelegte Geſtändnis ift die Feſtſtellung zu Protokoll 
troß $ 298 Abf. 2, $ 509 Abf. 2 nicht mwefentlich; dagegen ift ſolche Feſtſtellung erforder- 
ih, um das vor dem beauftragten oder eriuchten Richter abgelegte Geftändnis zu einem 
gerichtlichen zu machen. 

c) Das Geftändnis fommt als gerichtliches bloß für den Rechtäftreit in Betracht, in 
beffen Lauf es abgegeben ift. Für einen anderen Rechtäftreit derfelben oder anderer Parteien 
ift es nur ein außergerichtliches Geftändnis. 

2. a) Das gerichtl. Geftändnis ift Prozgebhandblung und fann nur von einem 
Prozehfähigen abgelegt werden. Der geſetzliche Vertreter kann ein Geftändnis ablegen. 
Ebenjo der Bevollmädtigte und der Beiſtand; doch kommt fein Geftändnis zu ftande, 
wenn die anmwejende Partei das Geftändnis bes Bevollmächtigten oder des Beiſtandes fofort 
wibderruft ($ 85 Sa 2, $ 90 Abi. 2). In Anfehung des Geftändniffes kann die Prozeh« 
vollmacht nicht mit Wirffamfeit gegenüber dem Gegner beichränft werben (arg. $ 83 Abi. 1). 
— Im Anwaltöprozeffe fann ein gerichtl. Geſtändnis nur durch den Anwalt abgegeben 
werben. 

b) Das gerichtl. Geftändnis ift pofitive Erflärung. Bloßes Nichtbeftreiten bewirkt 
zwar wie das Geftändnis, daß bie gegneriiche Behauptung bes Beweifes nicht bedarf, ift 
aber fein Geftändbnis und fteht daher nicht unter der Vorſchrift des $ 290; vgl. N. 5 
zu $ 138. 

ce) Die Wahrheitserflärung braucht feine ausdrüdliche zu fein; fie kann aus einer 
anberen Erflärung gefolgert werden. Die Erklärung, die gegneriiche Behauptung nicht zu 
beftreiten oder nicht beftreiten zu wollen, ift mehrbeutig. Es kann fein, daß fie eine Wahr: 
heitserflärung enthält [vgl. RG. 9. Dez. 1897 Entſch. XL Nr. 75 ©. 268, 25. Yan. 1898 
Beitr. 3. E. d. DR. XLIII S. 1225); es fann aber auch fein, daß bie bezeichnete Erklärung 
ein Zavieren zwifchen Geftänbnis und Bejtreiten bedeutet, alfo auf ein bloßes Nichtbeitreiten 
binausfommt; dies wird insbejondere anzunehmen fein, wenn die Behauptung zugleich als 
unerheblich bezeichnet wird. [Val. hierzu DO. Bülow Geſtändnisrecht S.9 f., 247 ff., Peterſen (5) 
N.1 Abſ. 2. — AM.: die in N. 1a ala abweichend angeführten Schriftfteller und RG. 
Entih. IV ©. 421.] Ein bedingtes Geftändnis ift wirkungslos, weil dadurch noch feine 
Wahrheitserflärung abgegeben wird [O. Bülow Geftändnisreht S. 260]. ine zeitliche 
Begrenzung fann bem Geftändniffe nicht beigefügt werden; vgl. u. N. 6. 

d) Das gerichtl. Geftändnis ift einfeitige Erflärung; Annahme von Seite des 
Gegners ift nicht erforberlid. Die Erflärung richtet fich nicht an den Gegner, fondern an 
das Gericht; fie fanın daher auch in Abweſenheit des Gegners erfolgen, was für den Fall 
bebeutjam ift, daß ber Gegner bereits verhandelt hat. IVgl. Mot. z. E. III ©. 211, Demelius 
a.a.D. ©. 403, Wach a. a. O. ©. 246. — AM.: v. Canftein a.a. O. ©. 329 ff.] 

e) Regelmäßig folgt das Geftändnis auf die Behauptung. Ein Geftändnis fann 
aber auch in ber Weiſe zuftande fommen, dab eine Partei eine ihr nachteilige Behauptung 
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vorbringt und ber Gegner ſich diefe Behauptung aneignet (antizipiertes oder zuvor= 
kommendes G.); bie übereinftimmenden Erklärungen der beiden Parteien ergeben das 
Geftändnis, ohne dab bie vorangegangene Erklärung wieberholt ober beftätigt zu werden 
braudt. Die einfeitige Behauptung einer dem Behauptenden nadhteiligen Thatſache ift 
noch fein Geſtändnis und kann daher ohne die Vorausfegungen des $ 290 zurüdgenommen 
werben, folange der Gegner nicht die gleiche Thatſache behauptet hat. ft jene Behaup- 
tung zurüdgenommen, jo kann der Gegner nicht dadurch, daß er nachträglich die gleiche 
Thatfache behauptet, ein Geftändnis zuftande bringen [R®. 25. März 1899 SA. LIV Nr. 187]. 
it jene Behauptung nicht zurüdgenommen, fo ift fie im Urteile zu berüdfichtigen, auch 
wenn der Gegner fie ſich nicht angeeignet hat, es wäre denn, daß es ſich um eine materiell- 
rechtliche Einrede, wie 3. B. die Verjährung, handelt. — Über das antizipierte Geſtändnis 
vgl. v. Bethmann-Hollmeg a.a.D. ©. 302 N. 102a, Wetzell Syft. (3) 819 Ziff. 1a. €, 

Bayer Bortr. $ 223 Ziff. 7, Pland Lehrb. I S. 252, 322 f., Wittmaad a.a. DO. ©. 55 fi., 
Gaupp (9) NR. II Ib, Peterien (5) N. 4 Abf. 2, DO. Bülow Geftändnisreht S. 274 F., RG. 
4. Juni 1891 Beitr. 3. €. d. DR. XXXV ©. 1192, 4. Jan. 1893 SA. XLVII Nr. 218. 

f) Gegenstand des gerichtlichen Geftändniffes im Sinne bes $ 288 find Behaup— 
tungen von Thatſachen, nicht NRechtöbehauptungen. Die Behauptung fann die That» 
fachen mit gemeinverftändlichen juriftiichen Ausdrüden, 3. B. Hingabe eines Darlehens, Ab: 
ſchluß eines Kaufvertrags oder Miietvertrags, Beitellung eines Pfandes, bezeichnen; jofern 
die juriftiiche Qualififation der Thatfachen nicht zweifelhaft ift, liegt in dem Geftändnis 
einer folhen Behauptung ein echtes Thatfachengejtändnis. — Die Erklärung, in welcher 
ber Bellagte das vom Kläger behauptete und in dem Prozefje geltend gemachte Recht ein= 
räumt, heißt Anerfenntnis und ift in $ 307 geregelt. Zwiſchen dem Thatjachengeitändnis 
und dem Anerfenntniffe liegt die Einräumung bes Beitehens eines Nechtöverhältniffes, das 
zwar nicht Gegenjtanb bes Prozeſſes, aber vom Kläger ober vom Bellagten im Laufe des 
Prozeſſes behauptet worden ift. 3. B.: Der Kläger behauptet zur Begründung des im 
Prozeſſe geltend gemachten Anſpruchs aus einer Grunbdbienftbarfeit, daß ihm Eigentum an 
dem herrichenden Grundftüde zuftehe, der Beklagte räumt das Eigentum ein, während er 
die Dienftbarfeit beftreitet; oder: der Kläger behauptet zur Begründung des Erbichafts- 
anipruchs Erbredit, ohne deſſen Feſtſtellung zu verlangen, der Bellagte räumt das Erbredt 
ein, während er den Beſitz von Nachlaßgegenftänden beftreitet; ober: der Beklagte räumt 
das Beftehen ber nicht geltend gemachten Hauptforderung ein, beftreitet aber die geltend 
gemachte Zinsforderung; oder: der Bellagte wendet gegenüber der Klage aus dem früheren 
Belite (BEB. $ 1007) das Eigentum ein, der Kläger gejteht das Cigentum zu, ohne auf 
jeinen Anſpruch zu verzichten. Die EPrO. enthält über die Wirkung folder Erklärungen 
feine Vorſchriften. Aber aus den $$ 288, 307 ergiebt fich bie FFolgerung, dab das Gericht 
das Beitehen eines zugeſtandenen NRechtsverhältnifies nicht zu prüfen hat. Wenn nämlich 
einerjeitö der $ 288 zugeftandene Thatſachen der gerichtlichen Prüfung entzieht, während 
anbererfeitö der $ 307 die Nachprüfung der im Prozefle geltend gemachten Aniprüche aus» 
jchließt, fomweit diefe Anfprüche von dem Bellagten anerkannt find, jo muß wohl auch ein 
Rechtsverhältnis, das nicht unmittelbarer Gegenftand des Wechtöftreits ift, durch gericht» 
liches Zugejtändnis der richterlihen Prüfung entzogen werden fönnen. [Vgl. für das 
frühere Recht: Wetzell Syſt. (3) S.172, Renaud Lehrb. (2) S.270; für das moderne Redt: 
Wilm. Levy (TI N. 3 zu $ 261 alt, Gaupp (9) N. II 1a, Peterien (5) N. 2 und Ztichr. f. d. 
CPr. II ©. 428 Ff., Wach Vortr. (2) S. 177, v. Eanftein a.a.D. S. 340, Demelius a. a. O. 
&.400f., Demmler a. a. O., Wittmaad a.a.D. S. 63ff. RG. 26. Yan. 1883 Entih. XI Nr. 108 
©. 405 f., wo 5 290 auf das Geftändnis einer Forderung und RG. 15.Apr. 1904 Nr. 13 
&.54, wo 5 288 auf bas Gejtändnis des Eigentums angewendet wurde. — AM.: Strudm. 
Koch (8) N. 2 zu 88 288 bis 290, Hellmann Lehrb. S. 267 pi Eccius pr. Pr®. 18 50 0.16, 
Dernburg pr. PrR. I $ 81, RG. 29. Mai 1883 Entih. X Nr. 111 ©. 364 ff. (im Er: 
gebniffe richtig, denn es lag fein Geftändnis vor, aber unrichtig begründet), 21. Dez. 1893 
XXXI Nr. 113 ©. 407 fi., 11. Juni 1895 XXXV Nr. 112 ©. 411 f.] 
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3. Wirkungen bes gerihtlihen Gejtändniffes ber Partei. a) Die zu« 
geitandene Behauptung bebarf feines Beweiſes. Das gerichtliche Geftänbnis ift weder 
Beweismittel noch Beweisgrund; denn dad Gericht Hat fich mit ber Frage, ob die zu— 
geftandene Behauptung wahr ift, gar nicht zu befaflen, fondern dieſe Behauptung, ſoweit 
fie erheblich ift, ungeprüft der Entjcheibung zu Grunde zu legen. Die Parteien haben die 
Möglichkeit, durch Behauptung und Geftändnis auf die Geftaltung bes Urteils einzuwirken; 
aber eine Verfügung über das ftreitige Recht ift das Geftänbnis nicht, weil dadurch feine 
Veränderung der materiellen Rechtslage bewirkt wird. IVgl. O. Bülow Geftänbnisrecht 
S. 74ff. Unrichtig die Mot. z. E. III S. 210 im Anſchluß an Pland Kr. VISchr. IV ©. 254 
und Wetell Syſt. (3) ©.171.) — Die Geftändniswirkung hat ihre Grenze bei der Unmög—⸗ 
(ichfeit und bei der Gerichtöfundigfeit.. Eine Behauptung, die nad Naturgeſetz oder nad) 
feititehender Erfahrung nicht wahr fein kann, und eine Behauptung, deren Unmahrheit bei 
dem Gerichte offenkundig ($ 291) ift, hat das Gericht troß dem Zugeftändniffe nicht der 
Entiheidung zu Grunde zu legen; denn das Gericht ift nicht dazu ba, um fi von ben 
Parteien einen blauen Dunft vormachen und unfinnige oder verlogene Behauptungen auf— 
binden zu laſſen. IVgl. Gaupp (9) N. ILL, Peterfen (5) N. 5 Abi. 2, Demelius a. a. O. 
S. 404 ff., v. Eanftein Ztſchr. f. d. EPr. IS. 276, II S.304 N. 6, Pollak S. 150, Kohler 
Pr. ale RB. S. 18 ff., 27f., Stein Das priv. Wiffen d. Richters ©. 97 f., 117 f., Witt« 
maad &.71f. — AM.: Strudm. Kod (8) N. 1 Abf. 2 zu $ 290, Wilm. Levy (7) N.1 zu 
$ 264 alt, Hellmann Lehrb. S. 531, Langenbeck Ztichr. f. d. EPr. IV ©. 493, teilw. auch 
Pland Lehrb. I ©. 332 f. 446 f.] 

b) Die zugeftandene Behauptung fann nicht mehr beliebig, ſondern nur unter den 
Vorausſetzungen des $ 290 beftritten werden. In diefem Punkt unterfcheidet fich die zu— 
geitandene Behauptung von ber unbeftrittenen; vgl. oben N.2 litt. b und R.5 Abj.1 zu $ 138. 
[Demelius a. a. O. &.335 befämpft de lege ferenda die Beſchränkung des Widerrufs.) 

4. Das gerichtlihe Geftändbnis eines Streitgenofjen ift nur dem geftändigen 
EStreitgenofien gegenüber wirfiam (vgl. N. 2 litt. d zu $ 61). Auch bei der notwendigen 
Streitgenoffenichaft ($ 62) ann ein Streitgenofje nicht durch fein Geftändnis dem anderen 
Streitgenofjen die Bejtreitung mehren; die Behauptung, welche ber eine zugeftanden, der 
andere .bejtritten hat, bedarf des Beweiſes. Über die Wirkung des Geftändniffes gegenüber 
dem jfäumigen Streitgenofjen bei notwendiger Streitgenoſſenſchaft 5. NR. 3 litt. b zu $ 62, 

5. Das gerichtlihe Geftändnis des Nebenintervenienten ift unwirfjam, wenn 
bie unterftügte Partei bie Behauptung beftreitet. Die Beftreitung jeitens des unfelb- 
ftändigen Nebenintervenienten macht das Geftändnis der Partei nicht unwirkſam, vgl. N. 2 
litt. b zu $ 67; bie Beftreitung feitens bes ftreitgenöffiichen Nebenintervenienten fommt 
troß dem Geftändbnifje der Partei in Betracht, vgl. N. 3 litt. b zu $ 69. 

6. Das gerichtliche Geſtändnis behält jeine Wirkjamfeit auch für die Berufungs- 
initanz ($ 532). Eine Beichränfung des Geftändbniffes auf die erjte Inftanz ijt wirkungs— 
los. [Bgl. Gaupp (9) N. II 2a, Wach Vortr. (2) S. 254 N., OLG. Hamburg SA. XLVII 
Nr. 164, LII Nr. 20. — AM.: Pland Lehrb. 1 S.319 Ziff. 3, Wittmaad ©. 75 f., OLG. 
Hamburg SU. LVIII Nr. 250, die eine Beihränfung auf die Inftanz für zuläffig halten, 
und DO. Bülow Geftändnisreht S. 267 ff., der einem Geftänbniffe mit zeitlicher Ein- 
ihränfung überhaupt feine Geftändniswirkung beilegt.] Eine andere Frage iſt, ob bie 
Erklärung, eine Behauptung vorläufig nicht beftreiten zu wollen, ein Geftänbnis iſt; 
darüber ſ. o. N. 2 litt. ce, 

7. Die in N. 3 erörterten Wirkungen bes gerichtlichen Geftändniffes treten nicht 
ein, ſoweit im Civilprozeß Offizialthätigfeit bes Gerichts Pla greift [vgl. Birkmeyer 
Stichr. f. d. EPr. VII S. 155 ff., 376 ff., bei. S. 188 und ©. 393 F., Wach Portr. (2) 
©. 210, Pland Lehrb. I ©. 331 f.]. Iſt dies der Fall, jo bedarf es bes im Beftreiten 
gegnerischer Behauptungen gelegenen Anitoßes zur xichterlihen Prüfung der Wahrheit von 
Parteibehauptungen nicht; es fteht alfo auch ben Parteien nicht die Befugnis zu, das 
Gericht durch Geftändniffe von biefer Prüfung abzuhalten. Daher find die gefeßlichen 
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Geftändniswirkungen ausgeichloffen in Bezug auf die von Amtswegen zu berüdfichtigenden 
Vorausfegungen der Gültigkeit einer Prozeßhandlung, 3. B. Prozebfähigfeit, Legitimation 
bes geſetzlichen Vertreters ($ 56 Abf. 1), Zuläffigfeit und Nechtzeitigkeit des Reftitutions- 
geiuchs (vgl. N. 2 litt. a zu $ 238), des Einſpruchs ($ 342), eines Nechtsmittels (55 535, 
566, 574) oder der MWiederaufnahmeflage ($ 589 Abi. 1); ferner in Ehefaden in Anſehung 
ber dem Beſtande der Ehe ungünftigen Thatfachen ($ 617 Ab. 2) und allgemein in den 
Prozefien über Nichtigteit oder über das Beftehen einer Ehe (3 617 Abi. 3), im Kindſchafts— 
prozeh (58 640, 641), und zwar im Falle des $ 640 allgemein, im Falle des $ 641 aber 
in Anfehung der ber Ehelichkeit ungünftigen Thatfadhen, und im Entmünbigungsprozeffe 
($ 670 Abf. 1, $ 679 Abi. 4, $ 684 Abi. 4, $ 686 Abi. 4). Indem das Gefek in Bezug auf 
jene Vorausfegungen eine Prüfung von Amtswegen anorbnet, entzieht es die thatfächliche 
wie die rechtliche Seite der Dispofition der Parteien. Daher fann ein Geftänbnis ber 
thatjächlihen Behauptungen, von denen ſolche VBorausjegungen abhängig find, 3. B. ber 
für die Prozekfähigfeit maßgebenden Zeit ber Geburt, der für die Vertretungsbefugnis 
maßgebenben Beftellung zum Vormunde, das Gericht von der Prüfung nit abhalten. — 
In allen Fällen, in denen das Geftändnis bie gerichtliche Prüfung der Wahrheit von 
Parteibehauptungen nicht verhindert, ift das Geftändnis als Beweisgrund bei der Beweis— 
mwürdigung in Betracht zu ziehen. Die Würdigung diefes Beweisgrundes unterliegt dem 
freien Ermefien ($ 286); befteht fein Verdacht der Ktollufion, jo wird bie Bedeutung diefes 
Beweisgrundes groß fein. — In biefen Fällen fann das Geftändbnis auch ohne die Vor— 
ausfegungen des $ 290 widerrufen werden. Welche Bedeutung ein Widerruf für die 
Beweiskraft bat, fteht ebenfalls im freien Ermeſſen des Gerichts, 

Das bloße Nichtbeftreiten fann feine größere Kraft haben, als der Verzicht auf den 
Beweis. Daher unterliegen im Bereiche bes Offizialprinzips die Thatſachen ber richterlichen 
Prüfung, aud wenn fie nicht beftritten find ($$ 138, 381). 

8. Außergerichtliches Geftänbnis ift jebe bie Wahrheit einer nadhteiligen That» 
fadhe einräumende Erflärung, die fein gerichtliches Geftändnis im Sinne ber N.1 ift. 
Zum außergerichtlichen Geftändnis gehört feine gegnerifche. Behauptung. Es ift einjeitige 
Erklärung; die Erflärung ift nicht empfangsbebürftig. Es ift ſowenig wie das gerichtliche 
Geſtändnis eine rehtsgefhäftliche Willenserklärung, kann baher auch von einer Perſon 
abgelegt werben, welche geichäftsunfähig oder in ihrer Geſchäftsfähigkeit befchränft if. Das 
außergerichtliche Geftändnis ift fein Beweismittel, fondern ein Beweisgrund, der zum in« 
direkten Beweiſe der Thatfache dienfam fein fann. Die Würdigung bes Beweiswerts fteht 
im freien Ermefjen bes Gerichts. Der Beweiswert fann gleih null fein; fo 3.8. wenn 
das Gejtändnis auf offenbarem Irrtum beruht oder von einer Perfon abgegeben ift, bie 
fih im Kindesalter oder im Zuftande franfhafter Störung ber Geiftesthätigfeit befand. 
Unter Umftänden fann ber Beweiswert ein bedeutender fein. Üüber d. außerger. Geftändnis 
vgl. NE. 5 461, Pland Lehrb. I 88 63, 64, DO. Bülow Geftändbnisreht ©. 44 ff. 175 ff. 
220 ff. Die Verträge, welche Pland in $ 63 als außergerichtliche Geftändniffe behandelt, 
find teils Anerfenntnis-, teild Geftändnisverträge. Ob folche Verträge eine materiell: 
rechtliche Wirkung haben, ift eine frage bes bürgerlichen Nechtes; vgl. darüber Prot. 
der Komm. zur 2. Leſ. d. Entw. e. BGB. II S. 490 ff, Pland Komm. 3. BEB.(3) N. 5 zu 
$ 368 und (1) N. 5 zu $ 781, Schollmeyer Komm. 3. BGB. Bem. vor $ 368, Bülow Ge- 
ftändnisreht S.175 ff., 181 ff., Windfcheid Pand. (9) II 88 412a,412b, insbef. Zuf. v. Kipp 
S. 825 f,, 830 f., 833 1. Prozeßrechtliche Wirkung haben ſolche Verträge nicht; fie 
hindern das Beftreiten nicht und bewirken auch nicht, daß das Beftreiten unwirkſam if. 
Vol. a. N. 3 Abſ. 2 zu $ 138. 


$. 289, (262.) 

Die Wirkjamfeit des gerichtlichen Gejtändniffes wird dadurch nicht be- 
einträchtigt, daß demjelben eine Behauptung hinzugefügt wird, welche ein jelb- 
ftändiges Angriffs: oder DVertheidigungsmittel enthält. 
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Inwiefern eine vor Gericht erfolgte einräumende Erklärung ungeachtet 
anderer zufäßlicher oder einfchränfender Behauptungen ala ein Gejtändnik 
anzujehen fei, bejtimmt fich nach der Bejchaffenheit des einzelnen Falles. 

NE, 8 459, NE. 701 ff, E. 18 288, E. II 8 247, €. III 8 252, M. 211, AP. m. 

1. Abi. 1 befeitigt die Vorfchrift des Code civ, art, 1356: „L’aveu judieiaire ne 
peut ötre diviss contre celui qui l’a fait“, Über die aufgehobene Vorfchrift ſ. Planck 
Kr. VISchr. IV ©. 254 fi, Mot. 3. preuß. Entw. S. 94, Dernburg Abt. ©. 346 ff., 
u. Schulung f. ’ civ. Pr. Erfter Teil (7. Aufl.) S. 145 f. 

2. Zu Abi. 2 
Shitssain: ſ. Bei Wetzell Syſt. (3) $ 19 MN. 11. Dazu: Römer Das jog. qualifizierte 
nad) ber Rehtiprehung < oberften beutjchen Gerichtshöfe Arch. f. c. Br. LXII 
.149 ff., v. Canſtein Ztſchr. f. d. CPr. I S. 313 ff., Planck Lehrb. I ©. 325 ff., Keinhoid Die 
— v. Klagegrund x. ©. 92 ff., Fitting Ztſchr. f. d. Cür! XII ©. 55 ff., 62 ff., Bepinger Beweis- 
lajt (2) ©. 98 fi., Bedh Beweislaft ©. 156 ff., Rojenberger Arch. f. c. Pr. XCIV & S. 1 ff., 314 ff 
Martinius Vehauptungs | und Beweislaft bei der Negative und beim bedingten Vertrag (1908) 
und Arc. f. BR. XXIV ©. 48 ff., XXV ©. 157, Fr. Leonhard Beweislaft S. 277 ff., 315 fi 
Stölzel Schulung f. d. civ. Praris Erſter Teil (7. Aufl.) ©. 1 ff, 143 ff. 230 #, 246 ij, ar 
en d. BR. 8. Aufl. I 8 87e; vgl.a. d. 1. Entw. e. BGB. 88 196, 197 und Mot. dazu 
S. 

Die von einer Partei vorgebrachten Behauptungen können in der Art beantwortet 
werden, daß zwar die gegneriſche Behauptung eingeräumt, aber mit der Einräumung zu— 
ſätzliche oder einſchränkende Behauptungen verbunden werden. Dieſe Art der Antwort 
heißt man qualifiziertes Geſtändnis. Die Beurteilung der Frage, ob in einer 
ſolchen Antwort ein wirkliches Geſtändnis oder eine unter dem Scheine des Geſtändniſſes 
auftretende Beftreitung enthalten ſei, überläht das Geſetz dem Gerichte nach der Beichaflen- 
beit des einzelnen Falles. Damit ift nicht gefagt, daß das Gericht in einem fonfreten 
Falle nach feinem Belieben ein Geftändnis annehmen fünne ober auch nicht. Vielmehr 
bat ſich das Geridt an bie Regeln zu halten, welche fi) aus den Vorſchriften über Be— 
weislaft und aus ber Art der Zufagbehauptungen ergeben. Einzelfälle: Kein Ge- 
ftändnis, ſondern Beftreitung bes Klagegrundes liegt vor, wenn ber Gegner das Zujtanbe- 
fommen eines Geichäfts anderer Art behauptet, 3. B. der Kläger behauptet Kaufgeſchäft, 
der Bellagte Hingabe an Zahlungöftatt. [Bal. ROHG. Entſch. XVI Nr. 45, RG. Entid. VI 
Nr.20 8.79 SA. XXXVI Nr. 157.) Ebenfo, wenn der Beklagte zwar ein Rechtögeichäft 
ber vom Kläger behaupteten Art zugiebt, aber behauptet, dab das Geihäft in anderer 
Meile, 3.2. daß das Kaufgeſchäft über Gegenftände anderer Qualität oder über eine andere 
Quantität oder mit anderer Preisbeftimmung geichloffen oder daß bei einem Gejellichafts- 
vertrag eine andere ald die vom Kläger angegebene Vereinbarung über die Beteiligung 
an Gewinn und Verluft getroffen fei [vgl. ROHG. Entſch. X Nr. 25, XV Nr. 9 und 30, 
XVII Nr. 125; SU. XV Nr. 249, XVII Nr. 184, 185, XXIX Nr. 280, XXX N. 285 
(abw. XXXII Nr. 363); RG. Entid. VII Nr. 16 ©. 45]. Ebenſo, wenn der Bellagte be- 
bauptet, das Geſchäft jei von dem Kläger oder dem Beklagten nicht im eigenen, ſondern 
im fremden Namen abgeichlofjen [vgl. SA. I Nr. 193, VIII Nr. 103, XII Nr. 27, XV 
Nr. 272, XVI Nr. 150, XVII Rr. 107, XXII Rr. 84, XXI Nr. 126, ROSG. Entſch. 
XVII Rr. 81, RG. Entich. II Nr. 53 ©. 194, II Nr. 38 S. 122). — Auch wenn 
darüber geftritten wird, ob eine Willenserklärung unbedingt oder unter einer auf: 
ichiebenden Bedingung erfolgte, trifft denjenigen die Beweislaft, welcher fih auf Die 
Millenserklärung beruft. Erhebt alio ber Kläger einen Anſpruch aus einem Rechtögeichäft 
und tritt der Bellagte der Stlage mit der Behauptung entgegen, daß das Geſchäft unter 
einer (nicht eingetretenen) aufichiebenden Bedingung erfolgt fei, jo muß der Kläger be» 
mweilen, dab das Gejchäft ohne Bedingung erfolgt ift. [So auch: Windſcheid Panbd. (9) I 
586 N.4, Better Pand. II S. 347 litt. c, Dernburg Pand. I$ 116 Ziff. 2, BR.I$ 159 
Ziff. II (3. Aufl.) S. 522, Erome Syft. d. BR. I $H127N.13, Pland Komm. 5. BEP. 
(FIN. 9 zu $ 158, Niezler in Staudinger Komm. z. BEP. (2) N. 10 zu $ 158, Enbe- 
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mann Lehrb. d. BR. () 18 76 N. 8, 8 87e Ziff. 3 g. E. bei Note 17 ©. 507, Gaupp (9) 
N. IV 4c bei Fußnote 95 zu $ 282, Schmidt Lehrb. (2) ©. 486, Wetzell Syſt. (3) $ 19 
S. 175, Pland Lehrb. IS. 327f., Römer a. a. O. ©. 164, Reinhold a. a. O. ©. 101f, 
Wach Ztichr. f. db. EPr. XXIX ©. 393, Leonhard Bemweislaft ©. 315 ff. (mo noch weitere 
Litt. Angaben), Stölzel Schulung f. d. civ. Prar. I (7. Aufl.) ©. 143 ff, SA. I Nr. 170, I 
Nr. 330, VIII Nr. 300, X Nr. 311, XII Nr. 203, XIII Nr. 189, XIV Nr. 173, 252, 
XVII Rr. 294, XVII Nr. 57, XXV Nr. 280, XXVI Nr. 186, XXX Nr. 282, XXX 
Nr. 287, XXXIV Nr. 76, LVIII Nr. 136, Reichsoberhandelsgericht: Entih. I ©. 74, 
220, I ©. 95, II ©. 164, IV S. 120, VII ©. 37, VII &, 390, XI ©. 363, XII €. 202, 
XV 5.56; Reidsgeridt: Entſch. I S. 69, XVII S.158, Bolze Prarisd. RG. I Nr. 1756, 
II Nr. 1606, 1610, 1611, IV Nr. 1236, VI Nr. 1096, VII Nr. 776, 1047, 1049, VII 
Nr. 846, Beitr. 3. E. d. DR. XXIX ©. 730 fi., IW. 1898 ©. 87, 639, 640, 1899 S. 498, 
1901 ©. 863, 1902 S. 312, 376, 1903 ©. 144; vgl. a. den 1. Entw. e. BEP. $ 1%. — 
AM.: v. Savigny Syſt. V ©. 154 ff., Puchta Vorlefungen (5) IS. 228, E. ©. v. Wächter 
Württ. PrR. Il S.450 ff., Pand. I ©. 525, Fitting Ztichr. f.d. EPr. XIII S. 56, Betzinget 
Beweislaft (2) S. 102 fi., 160 fi., Bedh Beweislaft ©. 156 ff., 185, NRofenberg Beweislaſt 
S. 84 und Arch. f. c. Pr. XCIV ©. 33 ff., Martinius Arch. f. BR. XXIV ©. 61.) Di 
Behauptung des Beklagten, daß dem Geihäft eine auflöjende Bedingung eingefügt fa, 
wird von verichiedenen Schriftftellern ebenfo, wie die Behauptung der aufichiebenden Br 
dingung behandelt [fo von Römer a. a. O. ©.165, Belfer Pand. ITS. 349, Pland Komm. 
3. BEL. (FIN. 9 zu 8 158, Endemann Lehrb. db. BG. (8) I 8 87eN.17 S. 507, Muskat 
Beitr. 3. E.d. DR. XLVII ©. 217 ff.; vol. d. 1. Entw. e. BGB. $ 196 und Mot. dazı | 
©. 384]. Wer aber die auflöfende Bedingung [mit Windicheid (9) I $ 86 N. 6, vgl. u. 
den Zufaß von Hipp, ſowie die dort angeführten Schriftfteller] ala eine neben dem Haupt: 
geichäfte ftehende, aufichiebend bedingte Refolutivflaufel betrachtet, muß ein Geftändbnü 
des Hauptgejchäftes annehmen und den Beweis der Mefolutivflaufel vom Beklagten ver: 
langen [vgl. Windſcheid a.a. DO. N. 6, Reinhold a. a. O. S. 103 f., Fitting a.a.C. 
S. 56 f., N. c, Regelöberger Pand. I ©. 563 N. 16, Riezler in Staubingers Komm. ;. 
BOB. (2) N. 10 zu $ 158, Gaupp (9) N. IV dc bei Fußnote 101 zu $ 282, Leonhard 
Beweislaft S. 317 ff, ROHG. Entſch. II Nr. 22, VII Nr. 5, SA. XVII Wr. 7, 86. 
16. Juni 1891 Entſch. XXVIII Nr. 31 ©. 145, OLG. Hamburg SA. XLV Nr. 77, DVG. 
Braunſchweig SA. XLIX Nr. 150]. — Entſprechend ift die Beweislaft zu beurteilen, wenn 
darüber geitritten wird, ob in einem Geichäfte ein Anfangstermin oder ein Enbdtermin 
beftimmt wurde. it die Beitimmung eines Anfangstermins behauptet und beftritten, io 
trifft die Beweislaft die Partei, welde aus dem Gejchäfte Rechte geltend macht. Iſt die 
Beſtimmung eines Endtermins behauptet und beftritten, jo ift bie Partei bemeispflictig, 
welche den Endtermin behauptet, ed fei denn, daß fich aus ber Art des Gejchäfts ein 
zeitliche Begrenzung ber Gefchäftswirfung von felbft ergiebt, wie das bei Miete, Pacht 
und Dienftvertrag der Fall ift. Wenn ftreitig ift, auf wie lange ein Miet-, ein Padt: 
oder ein Dienftvertrag geichloffen ift, fo trifft ftets den Kläger die Beweislaft. [Ya 
insbeſ. Belfer Pand. II ©. 303 ff., Leonhard Beweislaft S. 320 ff., wo auch meiter 
Litteratur und Rechtſprechung angegeben ift, Gaupp (9) N. IV 4c zu $ 282.) be 
die Beweislaft bei Streit über Darlehenstündigungsfriften ſ. Stölzel Ztichr. f. d. Cr. 
XXXV ©. Uff. — Behauptet der Bellagte, daß nad Abſchluß des Geichäfts eine Ver 
abredbung ftattgefunden habe, wodurd eine Bedingung, ein Anfangs« ober Endtermin 
gefeßt wurde, jo liegt ein Zugeftändnis mit felbitänbiger, vom Beklagten zu ermeifender 
Behauptung vor. Das Gleiche gilt von der Behauptung, daß von dem bebungenen Kauf. 
preije ein Rabatt (Stonto) für den Fall der fofortigen Zahlung gewährt fei ſvgl. SA. X 
Nr.163, ROHG. Entſch. I Nr.14; — aM.: Römer a.a.O. S.157]. — Üüber die Beweis 
faft bei der Verteidigung mit Notwehr f. RG. 8. Mai 1894 Entſch. XXXIII Nr. 85 &. 352. 

3. Nicht unter den Begriff des qualifizierten Geftändnifies fallen Erffärungen, worin 
die Entftehung des vom Gegner behaupteten Rechtes eingeräumt, aber deffen Aufhebung oder 
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Hemmung behauptet wird; ebenfowenig Erflärungen, worin ein befonberer, die regelmäßige 
Thatbeitandswirfung ausfchließender Umftand — 3. B. Mangel ber Handlungsfähigfeit — 
vorgebradht wirb. 

8. 290. (263.) 

Der Widerruf hat auf die Wirkſamkeit des gerichtlichen Geſtändniſſes 
nur dann Einfluß, wenn die widerrufende Partei beweiſt, daß das Geſtändniß 
der Wahrheit nicht entſpreche und durch einen Irrthum veranlaßt ſei. In 
diefem Falle verliert das Geſtändniß feine Wirkſamkeit. 

NE, 5 460, NP. 627, 706 ff., E. 18 239, E. II 8 248, E. III & 253, M. 210, HB. 9. 

Litteratur ſ. bei $ 288. 

1. Das Geſetz geftattet den Widerruf eines gerichtlichen Geftänbniffes ($ 288) nur 
nach Art einer restitutio in integrum wegen iustus error, ohne jeboch formelle Reftitution 
zu fordern. Der Widerruf bejeitigt die Wirkſamkeit des gerichtlichen Geftändniffes, wenn 
die wiberrufende Partei den Beweis erbringt, a) daß das Geftändnis der Wahrheit nicht 
entipreche und b) dab das Geſtändnis durch einen Irrtum veranlaßt fei. 

Ada: Der Beweis der Wahrheitswibrigfeit des gerichtlichen Geftändniffes fteht unter 
der Herrſchaft der freien Beweiswürdigung ($ 286), kann aljo auch ohne eine Beweis: 
erhebung auf Grund bes gejamten Inhalts der Verhandlungen als erbradjt angenommen 
werben. Der Beweis fann direkt ober indirekt durch alle Arten von Beweismitteln, wenn 
die Vorausjegungen des $ 445 gegeben find, auch durch Eideszufchiebung geführt werben; 
8 446 fteht nicht im Wege, denn die zugeftandene Thatfache ift nicht erwiefen, fonbern bes 
Beweiſes nicht bebürftig. MNichterlicher Eid kann dem Beweisführer oder deffen Gegner 
unter den Vorausfegungen bes $ 475 auferlegt werben. Doc fann es zur Auferlegung 
irgend eines Eides über die Unmahrheit zugeftandener Thatfahen nur fommen, wenn aud) 
der Irrtumsbeweis erbracht wirb. 

Ad b: Der Beweis bes Irrtums löſt fih in ben Beweis der Umftänbe auf, 
welche den Geftehenden von ber Erkenntnis des wahren Sachverhalts abgehalten oder ihn 
zur Annahme des unrichtigen Sachverhalts verleitet haben [vgl. RG. 11. Yan. 1902 IM. 
©. 166 Nr. 16]. Werden dieſe Umftände nicht beftritten, jo bedürfen fie nicht des Be— 
weiles. Der Beweis unterliegt der freien Beweiswürbdigung ($ 286), kann alfo auch ohne 
Deweiderhebung auf Grund des gefamten inhalt? der Verhandlungen als erbracht an— 
genommen werden. Der Beweis fann durch alle Arten von Beweismitteln, wenn bie 
Dorausjegungen bes $ 445 gegeben find, auch durch Eideszufhiebung geführt werben. 
Richterlicher Eid ift zuläffig unter den Vorausjegungen bes $ 475. — Entichuldbarkeit 
bes Irrtums ift nicht gefordert; daher genügt auch Rechtsirrtum [vgl. Wach Arch. f. c. Pr. 
LXIV ©. 248 ff., Pland Lehrb. IS. 330, RG. 26. Jan. 1883 Entſch. XI Nr. 108 ©. 408]. 
— Der Beweis ber Simulation genügt nicht zum Widerruf eines gerichtlichen Geſtänd— 
niffes (vgl. Wilm. Levy (7) NR. 2 zu $ 263 alt, Gaupp (9) N. 12, v. Eanftein Ztiſchr. f. d. 
CPr. 15.344, Wach a.a. D.], während die Beweistraft eines aufergerichtlichen Geftänd- 
nifjes dadurch zerftört wird. 

2. Die in N. 1 entwidelten Säße finden auf ben Widerruf bes Geftändniffes eines 
Rechtöverhältniffes (vgl. N. 2 litt. f zu $ 288) entiprechende Anwendung [aM.: die in N. 2 
litt. fg. €. zu $288 cit. Schriftiteller und Entſcheidungen]). Ein Irrtum bei der juriftijchen 
Qualifitation des NRechtöverhältnifies (Rechtsirrtum) genügt zum Widerrufe. 

3. Soll ein von einem Vertreter (geſetzlichen V., Bevollmächtigten, Geichäftsführer 
$ 89) abgelegtes gerichtliches Geftändnis widerrufen werden, fo ift außer ber linwahrbeit 
ber Irrtum bes Vertreters nacdhzuweifen, arg. BGB. $ 166 Abi. 1 [vgl. RG. 11. Jan. 1902 
IW. &.166 Nr.16]. Beruht das Geftändnis eines Bevollmächtigten auf den Angaben 
der Partei, fo ift nachzumeifen, daß die Partei fich dabei geirrt hat, arg. BEB. $ 166 
Abi. 2. Bei Mibverftändnis der Information genügt ber Nachweis, daß der Bevoll- 
mächtigte fich geirrt hat. Natürlich kann der gejegliche Vertreter auch das von der Partei 
oder von ihrem früheren Vertreter abgelegte Geftänbnis, der Bevollmächtigte das von ber 
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Partei abgelegte Gejtändnis und die Partei oder ein neuer Bevollmädtigter das Geftänbnis 
bes früheren Bevollmächtigten widerrufen IRG. 26. Jan. 1883 Entſch. XI Nr. 108 ©. 407]. 
Auf den Widerruf nad) $ 85 Saß 2, $ 90 Abf. 2 finden die Vorfchriften des $ 290 nidt 
Anwendung; vgl. NR. 2 litt. a zu $ 288. 

4. Das fog. fingierte Geitändnis (55 138, 331) unterliegt nicht ben Vorichriften des 
$ 290; vgl. N. 5 Abſ. 1 zu $ 138, N. 3 litt. b zu $ 288. 

5. Wegen Widerrufs des Geftändniffes im Bereiche des Offizialverfahrens j. N. 7 
Abſ. 1 zu $ 288. 

$. 291. (264.) 
Thatjachen, welche bei dem Gericht offenkundig find, bedürfen feines 


Beweijes. 
NE. 8 468, NP. 708 f., E. 18 0, E. IT 8 99, E. III 8 254, M. 212, MP. 9. 

Litteratur: Wegell Enft. (3) $ 20 Nr. 3 (S. 179 ff.), wo die geſchichtliche Entwidelung 
und die ältere Litteratur angeführt ift; Wach Vortr. (2) ©. 208 fi., v. Tanftein Ztichr f. d. CPr. 
II ©. 354 N. 53, Langenbed eod. IV ©. 470 ff., Pland Lehrb. I ©. 445 f., Kohler Prozeß als 
Nechtöverhältnis ©. 26 fi., R. Schmidt Sächſ. Arch. II ©. 265 ff. und Lehrb. (2) ©. 433 ff., Stein 
Das private Wifjen des Richters (Leipzig 1893), insbeſ. ©. 151 ff., Kohler Gej. Beitr. ©. 68 fi. 

1. Eine Thatjache ift bei dem Gericht offenkundig (notorifh), wenn fie für bie bei 
der Entſcheidung beteiligten Richter mit einer bei ihnen jeden Zweifel ausfchließenden Gemih- 
heit fejtiteht und diefe Gewißheit fich gründet entweder darauf, daß die Thatfache allgemein 
als offenkundig gilt, oder darauf, daß fie den Richtern durch dienftliche Mitteilungen oder 
Wahrnehmung befannt geworben ift. 

Als Thatlachen, die allgemein als offenkundig (meltfundig) gelten und daher auch von 
ben Richtern als feftitehend angenommen werden können, fommen insbefondere weltgeichicht- 
liche Ereigniffe, wie Kriege, Schlachten, Regierungszeiten, Geburts» und Sterbetage berühmter 
Perfonen u. dgl., ferner natürliche Ereigniffe, wie Brände, Überihwemmungen u. dal., in 
Betracht; auch das Beftehen einer Ufance für Geihäfte gewiſſer Art kann offenkundig fein 
[vgl. RG. 22, Sept. 18839 Entſch. II Nr.105 S. 385]). Wefentlih für die allgemeine Offen- 
fundigfeit ift, daß die Thatjache in einem größeren Kreis als feftftehend angenommen 
wird. Allgemein angenommene wiſſenſchaftliche Erfahrungsfäge, wie 3. B. die Entftehung 
bes eleftriichen Stroms aus gewiffen Elementen, die Schnelligkeit der Stromfortpflanzung 
u. dol., dürfen von den Richtern von Amtöwegen berüdfichtigt werben, find aber nicht mit 
den offenfundigen konkreten Thatſachen zu verwechfeln. [Dies thut das RG. in Entih. XVII 
Nr.61 S.271 u. XXXVI Nr. 86 &. 349.) 

Durch dienstliche Mitteilungen oder Wahrnehmungen befannt und aus diefem Grund 
offenkundig fünnen 3. B. fein die Beſetzung einer Behörde, die Anhängigfeit eines Eivil- 
oder Strafprozefies, die Eröffnung und die Beendigung eines Konfuröverfahrens, die Ver: 
urteilung einer Perfon wegen eines gemwiffen Delifts, die Entmünbigung einer Perfon ober 
die Aufhebung einer Entmündigung, das Beftehen und die Beendigung einer VBormund- 
ſchaft, eine gerichtliche Hinterlegung, ein Eintrag in das Hanbelsregifter x. [Mit Recht 
verneint RG. 31. März 1885 Entich. XIII Rr. 97 ©. 371 die Offentundigfeit eines Regifter- 
eintrags, don dem die Richter erft durch Vorlegung eines Auszugs erfahren haben. ] 

Unter den angegebenen Vorausſetzungen fann auch das Gegenteil einer Partei« 
behauptung bei dem Gericht offenfundig fein. Es fann fein, dab dieſelbe Thatfache bei 
dem Gerichte der erften Inftanz offenfundig ift, bei dem Gerichte der zweiten Inſtanz nicht, 
und umgefehrt. 

Nicht offenkundig find Thatſachen, von denen ber Richter zufällig ald Privatmann 
Kenntnis erlangt bat. Privates Wiffen von Thatſachen darf der Richter nicht im Prozeſſe 
verwerten. IVgl. Wach Vortr. (2) ©. 206, Langenbed a.a. DO. ©. 481 ff., Schmidt Sächf. 
Arch. II ©. 272 ff. und Lehrb. (2) ©. 431 Fi, Stein a. a. O. S. 74 ff. — AM.: v. Can« 
ftein a. a. O. ©. 352 ff.) Dagegen ift freilich fein Kraut gewachſen, daß der Richter 
fh duch ſolches Willen bei der Beweiswürdigung beeinfluffen läßt; aber wenn bas 
private Willen des Richters in den Enticheidbungsgründen als leitend für die richter- 
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liche Überzeugung angeführt wäre, fo würde die Thatfache unter Verlegung des Geſetzes 
fejtgeftellt jein. 

2. Daß eine Thatjache bei einem Kollegialgericht offenkundig ift, fann nad GVG. 
8 198 durch abfolute Stimmenmehrheit entichieden werben [vgl. Stein a. a. O. ©. 154]. 
Aus melden Gründen das Geriht Offenkundigfeit annimmt, muß nicht angegeben werben 
[RG. 31. Mai 1894 Beitr. 3. E. d. DR. XXXVII ©. 1138, 31. Mai 1891 SA. L Nr. 130]. 
Dafür ober dagegen, daß eine Thatſache bei dem Gericht offenkundig fei, können bie 
Parteien feinen Beweis führen; jede Beweisführung verftieße gegen ben Begriff ber Ge- 
richtsoffenkundigkeit lvgl. Wetzell Syit. (3) ©. 186, Stein a.a.D. 6.168, RG. Entſch. XIII 
Nr. 97 ©. 372). 

3. St eine Thatſache oder das Gegenteil einer behaupteten Thatſache bei dem Ge- 
richt offenkundig, jo ift eine Bemweisführung darüber unzuläffig.e Der Behauptung offen» 
fundiger Thatjachen ift die Partei nicht überhoben [teilw. aM.: Stein a. a. O. ©. 164 ff.]. 
Über Geitändnis von Thatjahen, deren Gegenteil beim Gericht offenkundig ift, ſ. N. 3 


litt. a zu $ 288, 
$. 292.* (264a.) 

Stellt daS Geſetz für das Vorhandenfein einer Thatjache eine Ver— 
muthung auf, jo ift der Beweis des Gegentheils zuläffig, fofern nicht das 
Geſetz ein Anderes vorjchreibt. Diefer Beweis kann auch durch Eides: 
zujchiebung nad) Maßgabe der 88. 445 ff. geführt werden. 

EG. dv. 1877 8 16 Ar. 1, 1. Entw. e. BEB. 5 198, Mot. bazu 1 S.384 ff., Prot. b. Komm. 3. 


2. Lei. d. €. ec. BOB. 5 . 264, Unl. II db. Dentichr, 3. E. e. BGB. z 2645, Begr. db. Nov. 
dv. 1898 ©. 105 f 


gitteratur: 9. Burkhard Die civiliſt. Präfumtionen (1866), H. Bedh Die Beweislaft 
(1899) ©. 75 ff., ri. Die Beweislaft (1900) ©. 103 ff., Wach Die Beweislaft, Leipz. Det. 
Progr. (1900) S 18 ff., abgedrudt in Ztſchr. f. d. CPr. XXIX ©. 359 ff. (den Seiten 18 ff. des 
Brogr. entjprechen die Seiten 371 ff. der Ztichr.), Betzinger Die Beweislaft (2. Aufl. 1904) 
S. 54, 135, 3 W. Hedemann Die Vermutung nach dem Recht des Deutihen Reichs (in 
D. Fiichers Abh. z. Pr. 2 CPr. Bd. XI Heft 2, 1904), Fr. Leonhard Beweislaft (1904) ©. 260 ff. 


1. Eine Vermutung im Sinne des $ 292 (praesumtio iuris — in Gegenfaß zur 
praesumtio iuris et de iure und zur praesumtio facti) ift eine Borfchrift über die 
Beweislaſt. Von anderen Bemeislaftvorichriften unterfcheidet die Vermutung ſowohl 
durch ihre Formulierung (Gebraud) der Worte: „wird vermutet“ oder „begründet bie 
Dermutung*), ald auch dadurch, daß fie die Bemweislaft in einer Weiſe beitimmt, die ben 
allgemeinen Regeln über die Verteilung ber Beweislaft zumiderläuft [vgl. Hedemann 
S. 125, 255 f.]. Die Vorſchriften über die Bemweislaft, zu denen die Vermutung ge 
hört, Find zu unterfcheiben von den gefeglichen Bemweisregeln, den Auslegungsregeln und 
ben Dispofitivvorfchriften. Die gefehlichen Bemweisregeln (vgl. N. 4 zu $ 286) find Vor— 
Ichriften, die die freie Beweiswürdigung befchränfen; während der Beweis zur Wiber- 
legung einer Vermutung auch durch Eideszufchiebung geführt werden kann, ift die Eides— 
zuichiebung über eine Thatſache, deren Gegenteil das Gericht auf Grund einer Beweis— 
regel für erwiefen erachten muß, unzuläffig (NR. 1 zu $ 446) [vgl. Hebemann ©. 128 f., 
252 fi]. Die Auslegungsregeln find Vorfchriften, die die Ermittelung des Inhalts einer 
Willenserklärung betreffen, deren Inhalt zweifelhaft ift. Die Dispofitivvorfchriften find 
Vorichriften, die nur gelten, wenn nichts anderes durch Rechtsgeichäft beftimmt ift. [Über 
den Unterichied der Bemweislaftregeln, inäbefondere der Vermutungen, von den Auslegungs» 
regeln und ben Dispofitivvorichriften vgl. Hedemann S. 227 ff.) 

2. a) Bermutungen für das Vorhandensein von Thatſachen enthalten bie 
CPrO. in $ 167 Ab. 2, $ 437 Abf. 1, $ 440 Abi. 2, das BEP. in $ 16 Abf. 2, $$ 18 
bis 20, 484, 938, 8 1117 Abf. 3 ($ 1154 Abf. 1), $ 1253 Abſ. 2, $ 1540, $ 1591 Abi. 2, 
$ 1720 Abi. 2, $ 2009, $ 2255 Abi. 2, das HGB. in $ 220 Abi. 1 Sat 2, 8 459 Abf. 2, 
$ 694 Abj. 2, $ 774 Abi. 2, $ 787 Abi. 1 Satz 2, das Poſtgeſetz v. 28. Ott. 1871 (MGBl. 
©. 347) in $ 7 Ubi. 2, das Binnenichiffahrtsgefeg in d. Fafſ. d. Bel. v. 20. Mai 1898 
(RGEBl. ©. 868) $ 59 Abi. 2, die KO. in 87 Satz 2. 

8. Seuffert, Civilprogefordnung I. 10, Aufl. 30 
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b) Bermutungen für das Vorbandeniein von fubjeltiven Rechten oder 
Rechtsverhältniſſen enthält das BGB. in den $$ 891, 921, 1006, 1362, 1527, $ 1964 
Abi. 2, $ 2365. 

c) Beide Arten von Vermutungen fönnen auch in Landesgeſetzen vorkommen, deren 
Geltung im EG. 3. BGB. vorbehalten ift. 

d) Iſt ein Nechtsverhältnis nah ben vor dem 1. Januar 1900 geltenden 
Gefeßen zu beurteilen, fo finden auch die in diefen Gefegen enthaltenen Vermutungen 
Anwendung [vgl. Hedemann ©. 346 ff., RG. 8. Juli 1901 SW. LVI Nr. 264). 

e) Iſt ein Mechtöverhältnis von einem deutſchen Gerichte nah ausländiſchen 
Geſetze zu beurteilen, fo finden auch bie in diefem Geſetz enthaltenen Vermutungen 
Anwendung [val. Hedemann ©. 344 ff.]. 

3. a) Wer fich im Prozeß auf eine Vermutung beruft, muß die VBorausjegungen, unter 
denen bie Thatjache oder das Recht vermutet wird, behaupten und nötigenfalls bemeiien. 

b) Die Vermutung enthebt denjenigen, welcher fih auf die Vermutung beruft 
nicht der Notwendigkeit, die zu vermutende Thatjache oder das zu vermutenbe Redt 
zu behaupten [vgl. Hedemann ©. 281 ff.). Wird ein Recht vermutet, fo braucht der: 
jenige, welcher fi auf die Vermutung ftüßen fann, nicht die Thatfachen anzugeben, 
auf Grund deren das Recht entitanden ift; fo braucht 3. ®., wer im Grundbuch als 
Eigentümer eingetragen ift, nicht anzugeben, wodurch er das Eigentum erworben bal 
(arg. BGB. $ 891). 

4. a) In Bezug auf die Vermutung einer Thatſache läßt $ 292 Satz 1 da 
Gegenbeweis zu, „lofern nicht das Geſetz ein Anderes beftimmt“. Der Vorbehalt „folem 
nicht ꝛc.“ ift eine Neminifzenz an bie gemeinrechtlihe praesumtio iuris et de iure, d.i. 
an die in Vermutungsform eingefleidete Fiktion. In Reichögejegen findet fich feine in Ver— 
mutungsform eingefleidete Fiktion; infomweit ift alfo ber Vorbehalt gegenſtandslos. ar. 
wenn Landesgeſetze (vgl. N. 2 litt. e, d) oder ausländifche Gefege (vgl. N. 2 litt. e) ſolch 
praesumtiones iuris et de iure enthalten, fann ber Vorbehalt von praftifcher Bedeutung 
werden. Überflüffig ift der Vorbehalt eigentlich auch in diefer Beziehung, da eine prae 
sumtio iuris et de iure feine Vermutung im Sinne bes $ 292 ift. 

$ 292 Saß 2 beitimmt dann weiter, daß ber Beweis bes Gegenteils (Gegenbemei 
auch durch Eideszufhiebung nad Maßgabe der $$ 445 ff. geführt werben fann. Tui 
bies ausdrücklich ausgefproden wurde, obwohl es fi im Grunde genommen von jelbt 
verjteht, erklärt fi aus der Entftehungsgeichichte des $ 292. Im EG. 3. CPrO. v. 187 
$ 16 Nr. 1 Abi. 2 ftand eine dem zweiten Satze bes jeßigen $ 292 entiprechende Br 
ftimmung, die man nad dem Vorbilde der bayer. PrO. v. 1869 Art. 457 in Anſchluß 
an den nordd. Entw. $ 611 einfegte, um etwaige Zweifel zu befeitigen, die aus $3% 
des Entwurfs III ($ 446 des jegigen Gejeßes). entnommen werben könnten (Mot. z. E. I 
©. 212). In dem $ 198 des 1. Entw. e. BEB. ftand feine Beitimmung über bie Eid 
zufchiebung. In der Komm. 3. 2. ef. d. E. e. BGB. ift die Beſtimmung wieder em 
geichaltet worden (Pr. d. 2. Komm, ıc. I S. 264); warum, ift aus dem Protofolle nidt 
erfichtlih; vermutlich aus demjelben Grunde, welcher zur Aufnahme des Satzes in das Eb. 
3. CPrO. v. 1877 führte, nämlich zur Befeitigung etwaiger Zweifel, die aus $ 446 ber 
geleitet werben könnten. 

b) In Bezug auf die Vermutung von Rechten (ſ. N. 2 litt. b) enthält der $ 2% 
feine ausbrüdlihe Beftimmung. Das erklärt fi) wohl baraus, daß man bei be 
Redaktion des jekigen $ 292 nicht an dieſe Art von Vermutung gedacht hat. Es it 
aber durchaus unbedenklich, die Vorſchriften des $ 292 auf dieſe Vermutungen ent 
iprehendb anzuwenden; denn, wenn das BEP. den im gemeinen Rechte nur in Bezut 
auf Thatſachen gebräuchlichen Ausdrud „es wird vermutet" auch in Bezug auf Redt: 
anmenbet, jo ift aus der Gleichheit des Ausdruds auf eine Gleichartigkeit des Sinnes der 
Vorſchriften zu Schließen. Die entiprechende Anwendung ergiebt, daß die Vermutung ein 
Rechtes widerlegt werden fann durch Anführung und Beweis von Thatjachen, aus denen 
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fi ergiebt, daß das vermutete Recht nicht befteht, und daß der Beweis diefer Thatjachen 
auch durch Eibeszufhiebung geführt werben kann. 
8.29. (265.) 

Das in einem anderen Staate geltende Recht, die Gewohnheitärechte und 
Statuten bedürfen des Beweijes nur infofern, als fie dem Gericht unbekannt 
find. Bei Ermittelung diefer Rechtönormen ift das Gericht auf die don den 
Parteien beigebrachten Nachweife nicht bejchränft; es iſt befugt, auch andere 
Erfenntnißquellen zu benußen und zum Zwede einer folchen Benußung das 


Erforderliche „enguntonen. 
8 464, NP. 709, E. 18 241, €. IL $ 250, E. III 8 255, M. 212f., AP. m. 

Billkraten: Stein a private Wiſſen des Richters ©. 174 ff., Barazetti Ztichr. f. 
intern. Pr. u. StrR. VII ©. 481 fi. 

1. Die auf die Behauptungen der Parteien anzumendenden Rechtsſätze hat das Ge- 
richt zu finden (iura novit curia). Sind die in Betracht fommenden Rechtsſätze dem 
Gericht unbefannt, fo ift eine bie gerichtliche Zhätigfeit unterftügende Beweisführung der 
Parteien zuläffig: 

a) in Bezug auf Gefegesrecht, wenn es fich um ein Geſetz handelt, das in dem GStaate, 
von welchem das Prozekgericht errichtet ift, feine territoriale Geltung hat. Iſt das Prozeh- 
gericht für bie Gebiete ober Gebietäteile mehrerer Bunbesftaaten errichtet (3. B. das Ober- 
landeögericht Jena), fo ift Beweisführung nur über ein Geſetz zuläffig, das in feinem ber 
mehreren Staaten gilt (Mot. 3. €. III ©. 212). Handelt es fih um ein aufgehobenes 
Geſetz, jo ift enticheidend, ob es früher in dem Staate bes Prozekgerichts gegolten hat; 

b) in Bezug auf Gemohnheitsrecht einschließlich der fog. Obfervanzen und auf 
Statuten, d. i. geichriebenes Recht autonomer Kreife, auch wenn die Statuten auf landes— 
berrliher Verleihung beruhen [vgl. RG. 24. Mai 1905 Beitr, 3.€. d. DR.L ©. 1070 ff.J. 

Soweit eine Beweisführung über Rechtsnormen zuläffig ift, ift fie in jeder Inftanz 
auläffig [bay. ob. 26. SU. LXXVII Nr. 171]; vgl. R.2 g. €. zu $ 550. Das Gericht 
braucht aber eine beantragte Ermittelung nur anzuorbnen, ſoweit es dies für erforberlich 
hält [bay. ob. 2G. SA. LIV Nr. 58]. 

2. Bon einer Beweislaft in Bezug auf Rechtsnormen ift auch da feine Rebe, wo 
eine Beweisführung zuläffig if. Das Gericht hat auch ſolche Rechtsnormen von Amts» 
wegen zu ermitteln [ROGH. Entih. XXV ©553 ff., RG. 25. Mai 1888 Entid. XXI 
Nr. 30 S. 177, 8. Dez. 1892 XXX Nr. 110 ©. 366, 20. März 1899 Entſch. XLIIL 
Nr. 108 ©. 418 (in Bezug auf die Gültigkeit von Polizeiverordnungen), 15. Mai 1899 
Beitr. 3. €. d. DR. XLIII ©. 1227, bay. ob. LG. SA. LIX Nr. 45]. Es darf daher von 
ben Parteien nicht angebotene Erfenntnismittel, 3.8. Litterarifche Nachweife, Gerichtäatten, 
amtliche Konftatierungen, ſich beichaffen unb verwerten; es darf auch Erfenntnismittel 
verwerten, bie erft nach dem Schluffe der mündlichen Verhandlung beichafft wurben [vgl. 
RG. 24. Mai 1905 IW. S. 398 Nr. 22, SA. LX Nr.199, Beitr. 3. E.d. DR.L ©. 1070 ff. J. 
Es wird durch übereinftimmende Erflärungen der Parteien über die anzumenbenden Rechts: 
normen weder gebunden, noch der Pflicht zur felbftthätigen Erforſchung der anzumendenden 
Rechtönorm überhoben. [Bgl. Pland Lehrb. I S. 444 f., Stein a. a. O. S. 182 f.) Die 
Eibeszufchiebung zum bireften Beweis einer Rechtsnorm ift unzuläffig. Zuläffig ift die 
Eideszufchiebung über Thatſachen, die zum Beweiſe eines Gewohnheitsrechts bienen, wenn 
bie Vorausfegungen des $ 445 vorliegen. 

$. 294.* (266.) 

Wer eine thatjächliche Behauptung glaubhaft zu machen hat, kann fich 
aller Beweismittel, mit Ausnahme der Eideszufchtebung, bedienen, auch zur 
Verſicherung an Eidesjtatt zugelafjfen werden. 

Eine Beweisaufnahme, welche nicht fofort erfolgen fann, ift unjtatthaft. 


DE. 85 445 f., DB. 6656 ff., 6689, NE. 8 834, NE. 1051 f., 2955, E. 18 242, E. II8 31, 
‚ II 5 256, M. 214 f., MB. 92, 129, AB. 3. Nov. v. 1898 ©. 85 f. 50 
* 
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Litteratur: H. W. Puchta Ztſchr. f. ER. u. Pr. J ©. 13, Brauer Arch. f. c. Pr. XXV 
©. 11, Kleiner Über die Beicheinigung (1855), Briegleb Ein. in die Theorie der jummar. Pro- 
zefle (1859) Kap. 4 bis 6, Wach Arreſtprozeß 819, Wegell Syſt. (3) $ 29, Pland Lehrb. I $ 66, 
Schmidt Lehrb. (2) ©. 471 ff., Haarmann Ztiſchr. f. d. EPr. I ©. 142 fi. 

1. Unterfhieb zwiſchen Glaubhaftmahung und Beweis: a) Zur Glaub: 
haftmachung genügt ein geringerer Grab von MWahricheinlichkeit ala zum Beweiſe. Das 
war nach dem früheren Prozekrechte von größerer Bedeutung ala nach bem modernen; denn 
die Megeln bes früheren Mechtes, nach welchen ein Beweis erſt erbradht war, menn ein 
beitimmtes Maß von Bemweisgründen vorlag, galten für die Glaubhaftmachung nicht; das 
moderne Prozeßrecht aber hat feine ſolche Beweisregel mehr. Bebeutungslos ift aber der 
Unterichieb auch gegenwärtig nicht; wo Glaubhaftmahung genügt, hat fich der Richter mit 
einem minderen Maße von Wahricheinlichleitsgründen zu begnügen, als er zum Beweiſe 
forbern würde. — Die gefeglichen Beweisregeln ber CPrO. (f. N.4 zu 8 286) gelten aus 
für die Glaubhaftmahung ; denn zur Glaubhaftmahung ift weniger ald voller Beweis 
erforberlih; mo das Geſetz beitimmt, daß voller Beweis anzunehmen ift, muB alfo aud 
Glaubhaftmahung angenommen werden. Bugeftandene und nicht bejtrittene Thatſachen 
bebürfen fo wenig der Glaubhaftmahung mwie des Beweiſes. 

b) Die Glaubhaftmahung ift, weil dazu ein geringerer Grad von Wahrjceinlid- 
feit genügt, noch in höherem Maße vom fubjeltiven Ermeffen der Richter abhängig, al 
die Bemweisführung. Daher bejteht bei der Glaubhaftmahung nicht, wie bei der Berew: 
führung ($ 286 Abf. 1), das Gebot, die Gründe anzugeben, welche für die richterlide 
Überzeugung leitend geweien find. 

c) Wo Glaubhaftmahung vorgejchrieben ift, kann ſich ſowohl bie Partei, melder 
die Glaubhaftmahung obliegt, wie der Gegner nur folcher Beweismittel bedienen, melde 
fofort, d. i. ohne Verzug, erhoben werden können. Jede Eideszuſchiebung ift au— 
geichloffen, auch zur Widerlegung glaubhaft gemachter Behauptungen [RG. 26. Jan. 189% 
Entſch. XXX Nr. 128 ©. 414]. Im Übrigen ift dem richterlihen Ermeſſen überlaflen, jı 
beurteilen, ob eine Beweiserhebung jofort erfolgen fann. In einem Verfahren ohne 
vorgängige mündliche Verhandlung können regelmäßig Ausfagen von Zeugen oder Sat 
verftändigen und Augenjchein nur benugt werben, wenn bie Bemweisaufnahme (etwa nad 
88 485 ff. oder durch einen Notar) ſchon ftattgefunden hatte. In einem Verfahren mi 
mündlicher Verhandlung fteht der Zuläffigkeit eines Beweiſes nichts im Wege, wenn die 
Beweisaufnahme in bemielben Termine erfolgen fann. Beeidigung der Zeugen und Sad 
verjtändigen fann unterbleiben [RG®. 13. Oft. 1893 Entih. XXX Nr. 115 S. 376]. Bewen 
durch Urkunden fann nur durch Sofort vorgelegte, nicht durch erft beizufchaffende, Urkunden 
geführt werden; daher ift unzuläffig die Beweisantretung durch Editionsantrag ($ 421) 
durch Antrag auf Beitimmung einer Friſt zur Herbeiſchaffung ($ 428) und durd den 
Antrag, eine Behörde um Mitteilung der Urkunde zu erfuchen ($ 432). 

d) Auferlegung eines richterlichen Eides an die eine oder die andere Partei ($ 479) 
ift nicht ftatthaft. 

e) Die Partei, welcher die Glaubhaftmachung obliegt, kann auf ihr Erbieten zur 
Verſicherung an Eidesftatt zugelaffen werden; Ausnahmen: $ 44 Ab. 2, $ 406 Apf. 3, $54% 
Abi. 3. Da auch für diejes Beweismittel die Vorichrift des $ 294 Abſ. 2 gilt, muß die 
Partei anmwejend oder doch jofort zu erreichen und zur fofortigen Eibesleiftung bereit fein; 
$ 465 ift nicht anwendbar. Die Verficherung fann auch andere ala die in 8 445 bezeid‘ 
neten Thatfachen betreffen. Die Verfiherung an Eibesftatt kann ohne einen bejonberen 
Beſchluß entgegengenommen werben, wenn über beren Zuläffigfeit fein Streit beitebt, 
anderenfalls ift ein Beſchluß erforderlich; diefer Beichluß kann abgeändert werben, ift aber 
nicht jelbftändig anfechtbar. Auch eine urfundlich abgegebene Verficherung an Eibesftat! 
fann vom Gericht ald Mittel zur Glaubhaftmahung berüdfichtigt werben [vgl. RG. 
12. Dez. 1901 SA. LVII Pr. 93, 17. Nov. 1905 ZW. 1906 ©. 29 f. Nr. 37; — aM. 
RG. 2. Juni 1902 JW. ©. 396 Nr. 25]. — Die Abgabe der Verfiherung zwingt zwar 
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bas Gericht nicht, die Thatfache ala glaubhaft anzunehmen; aber dad Gericht wirb nicht 
leicht zur Entgegennahme der Berfiherung fchreiten, wenn es nicht entichloffen ift, der Ver— 
fiherung zu glauben. Die Verweigerung der PVerfiherung nötigt das Gericht nicht, das 
Gegenteil zu glauben; aber das Gericht wird dies wohl regelmäßig thun. — In $ 396 
Abi. 2 ift anftatt der Verfiherung an Eibesitatt die mit Berufung auf einen Dienfteid 
abgegebene Verſicherung zugelaffen. 

3. Einer Beweisaufnahme bebarf es nicht, wenn die Behauptung ſchon nad den 
Umftänben bes Falles ala glaubhaft anzunehmen iſt. Der nordd. Entw. $ 334 (Prot. V 
S. 2355) hat dies in Anlehnung an die Vorichriften des hannov. Entwurfs ausdrüdlic 
gefagt. Die Mot. z. E. II S. 214. erklären eine ſolche Beftimmung mit Recht als jelbft- 
verständlich. 

4. Die CPrO. verlangt Glaubhaftmahung in den $44 Abi,2, 4, 871 Abi. 1 Satz 2, 
$ 105 Abf. 3, 8 224 Abſ. 2, 5236 Abſ. Nr. 2, 8274 Abf. 3, $ 299 Abf. 2, 4, $ 354 Abi. 2, 
$ 367 Abi.2, $ 386 Abi. 1, $ 406 Abi. 2 Sap 2, $ 424 Nr.5, 8430, $ 435 Sag, $ 441 
Abf. 4, $$ 457,470, 8 487 Nr.4, 8493 Abi. 2, $ 494 Abi. 1, $ 528 Abſ. 1, $ 529 Abi. 3, 
$ 546 Abf. 3, $ 589 Abi. 2, $ 605 Abi. 2, $ 707 Abſ. 1 Sak 2, 88 710, 712, 8 769 Abt. 1 
Sat 2, $ 805 Abi. 4. $ 807, $ 815 Abſ. 2, $ 903 Abſ. 2, $ 914 Abſ. 1, 8920 Abſ. 2, 88 963, 
980, 985, $ 986 Abi. 1,2, 8996 Abi. 2, $ 1001, 8 1007 Nr.2, $1043. Auch in anderen 
Gejegen ift der Begriff der Glaubhaftmahung im Sinne des $294 verwendet, z. B. GBG. 
$ 35 Nr. 6; KO. 8 105 Abf. 1, 8188 Abf. 2, $194 Abi. 2 Satz 1, $199 Abi. 2 Sapl, $217 
Abi. 2 Sak 1; FrGG. 22 Abſ. 2 Satz 1, 88 34, 85, 8 92 Sak 1; BGB. $ 1597 Abi. 2 
Sat 2, 81953 Abſ. 3 Sap 2, $ 1994 Abſ. 2 Sa 1, $$ 2010, 2228, 2264. Die Vorjchriften 
bes $ 294 finden auch Anwendung, wenn dad Landesgeſetz Beicheinigung oder unverzüg- 
lichen Beweis verlangt. — Glaubhaftmahung im Strafprogefie ſ. StrPrO. $$ 26, 45, 55,77. 


$. 295. (267.) 

Die Verlegung einer das Verfahren und insbejondere die Form einer 
Prozeßhandlung betreffenden Vorjchrift kann nicht mehr gerügt werden, wenn 
die Partei auf die Befolgung der Vorfjchrift verzichtet, oder wenn fie bei der 
nächiten mündlichen Verhandlung, welche auf Grund des betreffenden Der: 
fahrens ftattgefunden hat oder in welcher auf dasjelbe Bezug genommen tit, 
den Mangel nicht gerügt hat, obgleich fie erjchienen und ihr der Mangel be- 
fannt war oder befannt jein mußte. 

Die vorstehende Beitimmung kommt nicht zur Amwendung, wenn Vor: 
ichriften verlegt find, auf deren Befolgung eine Partei wirkſam nicht ver: 
zichten kann. 


de 4 BP. 3748, BE. $ 292, NE. 5,80, *v. 316 ff., 1577 ff., 1653, 2354, E18 248, E. u 
$ 252, €. III 8 857, M. 215, RP. 9 


Litteratur: D. Bülow Arc. f. c. Pr. LxIV &.6ff., Heilblut eod. LXIX ©. 333 ff., 
Bär. f.d. EPr. IX ©. 84 fi., Fitting eod. XI ©. I f., Neſſel Beitr. 3. € d. DR. 
XXX ©. 177 ff., Pfizer eod. XXXI ©. 10 f., Wach Bortr. (2) S. 259 Note, Pland Lehrb. I 
©. 287 ff., 295, 432, Schmidt Lehrb. (2) ©. 693 f. 

1. Die Verlegung einer bas Verfahren, insbefondere die Form einer Prozekhand- 
lung, betreffenden Vorfchrift, hat die Ungültigfeit der betreffenden Prozebhandlung zur 
Folge. Die Ungültigfeit fann von den Parteien gerügt werben. Die Rüge ift jedoch 
nicht in infinitum möglid. Sie fann nicht mehr erfolgen, wenn das Urteil rechtöfräftig 
ift, und, ſoweit eine die Nichtigfeitsflage begrünbende Verlegung in Frage ift, wenn bie 
Nichtigkeitäflage nicht mehr erhoben werben kann. Die Unanfechtbarfeit ber Enticheidung 
bedt alle prozefjualiihen Berftöße [vgl. O. Bülow Arch. f. c. Pr. LXIV S. 35 ff.]. Aber 
au innerhalb des noch micht abgefchloffenen Verfahrens fann eine Verlegung nicht mehr 
gerügt werben, wenn die Partei auf die Befolgung der Vorichrift verzichtet oder wenn 
die rechtzeitige Rüge verfäumt ift, falls es ſich um die Verlegung einer Vorfchrift handelt, 
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auf deren Befolgung die Partei wirkſam verzichten fann. Auf biefem Gedanken beruht 
die Vorfchrift des $ 295. Ähnliche Vorfehriften j. Code de proc. art. 173, preuß. BO. 
v. 14. Dez. 1833 $ 6, hann. Entw. $ 612, preuß. Entw. $ 292, nordd. Entw. $ 340, bay. 
PrO. Art. 218, 219, 

2. Das Geſetz unterfcheidet zwiichen Vorjchriften, auf deren Befolgung die Partei 
wirffam verzichten kann und jolchen, auf deren Befolgung die Partei nicht verzichten kann. 
Jene Vorſchriften kann man bdispofitives, diefe abiolutes Prozeßrecht heißen [O. Bülow 
a. a. O. S. Uff.). Die Mot. 3. E. IIT S. 215 fagen, daß zu den Vorfchriften, auf deren 
Befolgung wirffam verzichtet werben fann, alle die Ladungen und die Zuftellungen be: 
treffenden Vorjchriften gehören, und überlaffen weiteres der Wiflenichaft. Für die Unter: 
ſcheidung ift bebeutfam, ob bei einer Vorjchrift das Intereſſe der Partei oder das öffent 
liche Sintereffe vormwiegt; in jenem Falle kann die Partei, in beren Interefje bie Vorſchrift 
erlaffen ift, auf beren Befolgung verzichten. Aber das angegebene Kriterium ift nicht 
immer mit abjoluter Sicherheit zu erkennen. Sicher ift nur, daß es fich um abfolutes 
Prozekrecht handelt, wenn das Geſetz die Berüdfihtigung eines Mangel von Amtöwegen 
vorichreibt. 

Zu den Vorfchriften, auf deren Befolgung verzichtet werden fann, gehören: a) die 
Vorichriften über das Erfordernis des Zufammenhangs oder der Gleichartigkeit der An 
fprüche bei einer Streitgenoſſenſchaft, ſ. N. 3 litt. c zu $$59, 60; b) bie PVorjchriften ii 
$ 70 über bie Form ber Nebenintervention, |. N. 2 zu $ 70; c) die Vorichriften bes $ 1 
[vgl. RG. Entſch. XIV Nr. 108 ©.385] insbefondere des 8 160 Abi. 3, ſ. N. 8 zu $ 10; 
d) die Vorfchrift bes $ 162, |. N. 2 zu $ 162; e) die Vorfchriften über die Zuftellunge 
einfchließlich der Zuftellung einer Ladung, ſ. NR. 1 litt.b, e und R.2 zu $170, N. 4 zu $ 17], 
N.4 zu $179,N.6 zu 8253; f) die Vorfchrift des 249 Abſ. 2, |. N. 2 litt. c,d zu 324 
g) die Vorichriften des $ 253 Abf. 1, 2, ſ. N. 5 litt. bund N. 6 zu $ 253; h) bie Por 
ichriften des $ 317, ſ. N. 2 zu $ 317; i) die Vorichriften des $ 357, vgl. N. 1 zu $357; 
k) die Vorfchrift bes $ 391, |. N. 2 zu $ 391; )) die Vorfchrift des $ 398 Abſ. 3, 1. R. > 
zu 8 398; m) die Vorfchrift des $ 410, 5. N.1 zu $ 410; n) die Vorfchrift bes $4l#, 
ſ. N. 2 zu $ 414; 0) die Vorichrift des $ 460, |. N. 1 zu $ 460; p) die Vorichrift dei 
$ 493 Abf. 2, ſ. N.13u 8493; 9) die Vorichrift des $ 929 Abi. 3, ſ. N. 3 litt. c zu $9% 
— endlich alle Vorfchriften, die nur inftruftionell find, wie 3. B. die Vorfchriften über 
die vorbereitenden Schriftjäße, über die Labungs- und Einlafjungsfriften. 

Zu den Vorfchriften, auf deren Befolgung nicht verzichtet werden fann, gehören 
die Vorichriften über die ordnungsmäßige Belegung des Gerichts (GVG. HH 22, 77, 10 
124, 139, 140, 194) einfchließlich der Vorfchriften über Befähigung zum Richteramt (GIG. 
88 2 bis 5, 113) und über die Fähigleit, im einzelnen Falle Richter zu fein ($ 41); fermr 
bie Vorfchriften über Zuläjfigfeit bes Rechtswegs und über Zuftändigfeit der Gerichte, ſowen 
fie ausfchließlich ift, über Mündlichkeit und Unmittelbarfeit der Verhandlung [vgl. RE. 
8. Juli 1885 Entich. XIV Nr. 107 &. 382], über die Öffentlichfeit des Verfahrens (GE. 
$$ 170 f.), über Partei» und Prozebfähigfeit (88 50 ff.), über Anwaltszwang ($ 78), übe 
Rotfriften, über Zuläffigkeit, yorm und Friſt der Wiedereinfegung in den vorigen Stand 
(88 233 bis 238), über Zuläfligkeit einer Widerflage (f. N. 2 litt.e, d zu $ 33), einer Feft— 
ftellungsflage (1. N. 2 litt. e zu 8256) und einer Hlagenverbindung (ſ. N. 5 zu $ 260 und 
RG. 25. Oft. 1881 Entſch. V Nr. 43 ©. 166 ff.); die Vorichriften über Zuläffigfeit, dor 
und Friſt des Einfpruche, der Berufung, der Revifion, der Beſchwerde, der Reititutions 
und Nichtigfeitsflage; bei Klagen im Urkunden und Wechlelprozeffe die Vorſchriften über 
die Zuläffigkeit diefer Prozeßart ($ 592) ac. 

3. Die Vorichrift des $ 295 Abf. 1 gilt ſowohl für Prozeßhandlungen der Par 
teien, ihrer Vertreter, der Gerichtövollzieher und der Gerichtsichreiber als auch für Han’: 
lungen des Gerichts einfchließlich der Enticheidungen. Zwar untericheiden die Mot. 5. preub. 
Entw. $ 292 ©. 61 zwiſchen gerichtlichen Handlungen, die Alte der Rechtſprechung find 
und anderen Alten, 3. B. Beweiserhebung, und wollen den $ 292, welcher dem $ 295 ir 
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CPrO. entipricht, nur für die anderen Alte gelten laffen, und in der nordd. Kommilfion 
wurde zuftimmend auf jene Motive verwiejen (NP. S. 316 ff., 1577 f., 1658, 2354). Aber 
dieſe Unterſcheidung ift nicht richtig. Auch bei den Entſcheidungen können Verftöße gegen 
bie Vorichriften über das Verfahren (errores in procedendo) vorfommen und dieſe ftehen, 
in Gegenjaß zu ben Verſtößen gegen Vorfchriften des materiellen Rechtes (ben errores in 
iudicando), unter ber Regel des $ 295 Abi. 1, foweit es fich nicht um abfolute Rechts« 
normen banbelt. 

4. Verluft des Rügerehts durch Berzicht. Verzicht ſetzt Kenntnis ber Ver— 
legung voraus. Der Verzicht kann formlos, auch ftillfchweigendb erklärt werden. Er ift 
dem Gerichte gegenüber zu erflären. Er fann in Abwejenheit des Gegners erflärt werden. 
Auf Befolgung von Prozekvorichriften kann nicht im voraus verzichtet werben; es giebt 
feinen Konventionalprozeß. [Vgl. Wach Vortr. (2) S.259, Gaupp (9) N. IIII, Peterfen 
(5) N. 6, RG. 4. Mai 1906 JW. ©. 395 Nr. 23 und SA. LXI Nr. 260. — Unridtig: 
Fitting Ztichr. f. d. EPr. XI S. 42 N. 47.] 

5. Verluſt bes Rügerehts durch Verſäumnis. Dazu gehört: 

a) daß die Partei in der nächiten mündlichen Verhandlung, weldhe auf Grund bes 
mangelhaften Verfahrens ftattgefunden bat, den Mangel nicht gerügt bat. Unterlafjung 
der Rüge in den vorbereitenden Echriftjägen oder während einer Beweiserhebung hat ben 
Derluft nicht zur Folge. Der Verluſt tritt nicht erft mit dem Schluffe derjenigen Ver— 
handlung ein, auf welche das Urteil erfolgt, fondern mit bem Schluffe der nächſten Ver— 
handlung, welche auf Grund bes mangelhaften Verfahrens ftattfindet, auch wenn die Ver— 
handlung nicht beendigt wird. ft der Mangel in diefer Verhandlung gerügt worben, 
fo braudt die Rüge nicht in dem fjpäteren Termine wiederholt zu werben [RG. 16. Apr. 
1894 Entſch. XXXIII Nr. 95 ©. 372]. Bei Vertagung ohne Verhandlung tritt der Verluſt 
nicht ein; 

b) daß die zur Rüge berechtigte Partei in der Verhandlung erfchienen ift [vgl. RO. 
24, Nov. 1898 Entſch. XLII Nr. 100 ©. 404]. Daß der Gegner erjchienen ijt, ift nicht 
erforderlich; 3. B.: die Zuftellung der Klageſchrift ift mangelhaft; ber Bellagte beantragt 
gegen den nicht erfchienenen Kläger das Verfäumnisurteil, ohne den Mangel zu rügen; 
in ber Verhandlung über ben Einipruc des Klägers fann er den Mangel nicht mehr rügen; 

c) daß die Partei ben Mangel kannte oder kennen mußte, db. b. infolge von Fahr— 
fäffigfeit nicht kannte (BGB. $ 122 Abi. 2) [vgl. RG. 8. Nov. 1901 IW. 1902 ©. 19). 
Die Partei, welche nach der nächiten mündlichen Verhandlung den Mangel rügt, hat dar: 
zuthun, daß fie den Mangel nicht kannte und nicht kennen mußte. 

6. Der Berluft des Nügerechts durch Verzicht ober Verfäumnis hat zur Folge, daß 
der Mangel nicht berüdfichtigt wird. Die Ungültigfeit der Prozeßhandblung ift ex tunc 
geheilt. In Anfehung der Erhebung ber Stlage ift das auch von materiellrechtlicher Be— 
deutung; ift eine mangelhafte Zuftellung der Klage durch Verluſt des Rügerechts gültig 
geworben, jo find die materiellrechtlihen Wirkungen der Rechtshängigkeit (ſ. N. 1 zu 
$ 267) von der mangelhaften Erhebung zu datieren. [Vgl. Gaupp (9) N. IV. — AM.: 
RG. 12. Nov. 1884 Entſch. XII Nr. 95 ©. 341 und 29. Yan. 1900 XLII Nr. 116 
S. 424 fi. in Anfehung der Unterbredung ber Verjährung] — Der Verluſt des Rüge— 
rechts ift auch für bie höheren Inſtanzen bebeutfam ($$ 530, 558); er fann nicht von 
ben Parteien rüdgängig gemacht werben; daher ift verjpätete Rüge auch nicht mit Zu— 
ftimmung des Gegners zuläſſig. — Der $ 295 gilt auch für das Verfahren in ben 
höheren Inſtanzen. 

7. Die Vorfchrift des 8 295 ift zu ergänzen durch die im Geſetze nicht formulierte, 
aber aus $ 295 zu folgernde Regel, daß eine Partei Mängel ber von ihr jelbft oder von 
ihrem Bertreter vorgenommenen Prozekhandlungen und der auf ihr Betreiben erfolgten 
Zuftellungen nicht rügen fann, foweit der Mangel auf Verlegung bispofitiven Prozeßrechts 
(1.0. R. 2) beruht. gl. 1. 14 C. de procuratoribus 2, 13, 1.3 C. quomodo et quando 
7,43, 4. €. J. Schmid Handb. III $ 241 NR. 31, Heffter Syſt. $ 473 i. f. 
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$. 296. (268.) 

Das Gericht kann in jeder Lage des Rechtsſtreits die gütliche Beilegung 
desjelben oder einzelner Streitpunfte verfuchen oder die Parteien zum Zwecke 
des Sühneverſuchs vor einen beauftragten oder erfuchten Richter verweiſen. 

Zum Zwecke des Sühneverſuchs kann das perjönliche Erfcheinen der 
Parteien angeordnet werden. 

at rn wi 1280 f., 5211 ff., NE. 88 376 ff., NB.438, E. I $ 244, E. IT 8 258, E. III 8 355, 
. 215 ff. AB. M. 


1. Die Vorichriften des $ 296 gelten für alle Prozehftabien und alle Inſtanzen. 
Zum Zmed eines Sühneverſuchs kann die Wiedereröffnung der Verhandlung ($ 156) an 
geordnet werden. Zaftvolle Handhabung wird die richtige Mitte zwiſchen einem ungeftümen 
Drängen zum Vergleich und einem Überjehen der zum Vergleiche geeigneten Momente zu 
finden wiſſen. — Sühneverfuh vor Erhebung der Klage: $ 510, in Eheſachen: $$ 608 Fi. 

2. Zu einem Sühneverſuche vor dem Prozehgerichte bedarf es feines Beſchluſſes. 
Ein Termin vor den Prozeßgerichte fann nicht ausſchließlich für ben Sühneverfud be 
ftimmt werben. 

3. Die Verweiſung vor den beauftragten oder erfuchten Richter erfolgt burd Be 
ſchluß des Prozeßgerichts. Der Beihluß fann erft auf Grund münblidher Verhandlung 
erlafien werben, ift daher zu verkünden ($ 329 Abf. 1). In bem Beichluffe kann der 
Termin beftimmt werden; anderenfalla beftimmt der beauftr. oder erf. Richter den Termin 
von Amtswegen und läßt die Terminsbeftimmung auch von Amtswegen zuftellen. Kein 
Ladung! vgl. N. 1 Ziff. III, IV vor $ 214. Die Parteien können nicht zum Erſcheinen 
genötigt werben. Die VBerfäumnis bes Termins hat feine Rechtsnachteile zur Folge und 
begründet auch feine Koftenpfliht. Der beauftr. oder erj. Richter hat die Akten mit dem 
Protokoll über die gepflogene Verhandlung ober mit der Anzeige, daß die Sühne nidt 
verfucht werden fonnte, weil nicht beide Parteien erichienen find, dem Prozekgerichte zu 
überienden. ft der Prozeb nicht erledigt, jo beftimmt ber Vorſitzende von Amtswegen 
einen Termin zur Fortießung der Verhandlung und läßt die Terminsbeitimmung aud 
von Amtwegen zuftellen; vgl. N. 1 Ziff. III litt. h und Ziff. IV vor $214. — Auch ohne 
daß die Parteien zum Zwecke des Sühneverfuhs an den beauftr. oder erſ. Richter ver: 
wiefen find, kann diefer die Sühne verfuhen und einen Vergleich protofollieren, wenn die 
Parteien aus Anlaß einer Beweisaufnahme vor ihm erjchienen find (Mot. z. E. III S. 216). 

4. Das perfönliche Erfcheinen ber Parteien fann vom Prozeßgericht und bei Ber: 
weifung vor einen beauftr. oder erj. Richter auch von diefem angeorbnet werben. 

5. Protokollierung des Vergleichs j. $ 160 Abf. 2 Nr. 1; Koften: $ 98; Bollftredung: 
8 794 Abſ. 1 Nr. 1, 8795 

$. 297. (269.) 

Die Anträge müfjen aus den vorbereitenden Schriftfäßen verlefen werden. 

Soweit vorbereitende Schriftfäge nicht mitgetheilt oder die Anträge in 
ſolchen nicht enthalten find, muß die Verlefung aus einen dem Protofolle als 
Anlage beizufügenden Schriftfage erfolgen. 

Dasjelbe gilt von Anträgen, welche von früher verlejenen in weſentlichen 
Punkten abweichen. 

Die Nichtbeachtung diefer Vorjchriften hat die Nichtberücfichtigung der 
Anträge zur Folge. 


HE. s 190, Fi 84 ff., 5017 fi., 5055 ff., 5908 f., NE. % 208 fi, NB. 289 ff., 542 ff., 597, 
g2 ee 1 


1. Indem daß — die Verleſung der Anträge Ban verlangt es deren 
Niederichrift. 

Das Gebot gilt für alle Anträge der Parteien, burch bie ber Gegenftand ber Ent 
ſcheidung beftimmt wird; alfo für den Antrag des Klägers und des Widerklägers auf 
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Urteil, für ben Antrag nad) $ 268 Nr. 2 ober 3, ben Inzidentantrag ($ 280), für ben 
Ergänzungsantrag ($ 321), für jeden auf vorläufige Vollftredbarfeit bezüglichen Antrag 
(88 709 bis 714), für den Berufungs- und den Revifionsantrag jowie den Anſchlußantrag 
und für die Anträge in bem Verfahren über Arreft und einftweilige Verfügung, foweit 
mündliche Verhandlung ftattfindet (vgl. $$ 922, 925, $ 926 Abi. 2, $ 927). 

Das Gebot gilt nicht für die rein negativen Anträge auf Abweifung ber Klage, 
ber Wiberflage, der Berufung, der Revifion, des Antrags auf vorläufige Vollftredbarkeit, 
bes Arreſtgeſuchs, des Geſuchs um einftw. Verfügung x. Es gilt ferner nicht für An- 
träge, die nur das Verfahren betreffen, 3. B. Anträge auf Vertagung oder fFriftver- 
längerung, ben Antrag auf Grlaffung des Urteils als Verfäumnisurteil, für alle An— 
träge betreffend das Bemweisverfahren einfchließlich des Ebditionsantrags, für den Antrag 
auf Zurüdweifung einer Nebenintervention ($ 71), für den Antrag auf Verurteilung bes 
Rechtsanwalts zur Herausgabe einer Urkunde ($ 135 Abi. 2), den Antrag auf Berichtigung 
bes Thatbeftands ($ 320) ac.; ferner für alle Anträge in dem Verfahren mit fafultativ 
münblicher Verhandlung (vgl. R.5 zu $ 128), audh wenn münbliche Verhandlung ftatt« 
findet [vgl. Meyer Arc. f. c. Pr. LXXVIU ©. 472]. 

2. Der Vorfigende hat die Parteien aufzuforbern, die Anträge nieberzufchreiben 
(arg. $ 139). Es iſt nicht zuläffig, einen ber Niederfchrift bebürftigen Antrag in das 
Protokoll aufzunehmen. 

3. Ein der Niederichrift bebürftiger Antrag darf nicht berüdfichtigt werben, wenn 
er nicht niedergefchrieben ift. Im Thatbeſtand ift ein folcher Antrag entweder überhaupt 
nicht zu erwähnen ober nur, um in den Gründen auszuſprechen, daß er wegen Mangels 
der Nieberichrift bei der Entſcheidung nicht zu berüdfichtigen war. 

4. Auf die Befolgung der Vorjchriften des $ 297 kann nicht verzichtet werben. 
Die Verlegung diefer Vorfchriften begründet die Berufung und bie Revifion. 

5. Die Vorſchriften des $ 297 gelten nicht im Verfahren vor den Amtögerichten 
($ 508). 

3. 298. (270.) 

Soweit es ſich nicht um Anträge ($. 297) handelt, find mwejentliche Er: 
flärungen, welche in vorbereitenden Schriftjägen nicht enthalten find, oder 
wejentliche Abweichungen von dem Inhalte jolcher Schriftjäge, mögen die Ab- 
weichungen in Zufägen, Weglafjungen oder jonjtigen Abänderungen bejtehen, 
auf Antrag durch Schriftfäge, welche dem Protofolle als Anlage beizufügen 
find, feitzujtellen. 

In gleicher Weiſe find auf Antrag auch Geftändnifie jowie die Er- 
klärungen über Annahme oder Zurüdjchiebung zugejchobener Eide feftzuftellen. 


HE. 8 1390, ge wie zu 8 297, NE. 98 408 ff., NP. wie zu 8 297, E.18 245, E. IT$ 2355, €. Im 
8260, M. 23 f., RP. 92 fl. 


1. Unter den Begriff „Erklärung“ fällt jedes Vorbringen von Angriff: und Ver— 
teidigungsmitteln, aljo jede Behauptung und Beftreitung, jede Beweisantretung, Bemeis- 
erflärung und Bemweiseinrebe. Die Feſtſtellung kann nicht durch Aufnahme in das Proto- 
fol, fondern nur durch Schriftfäge erfolgen, die als Anlagen beizufügen find. Die Feſt— 
ftellung erfolgt nicht von Amtswegen, ſondern auf Verlangen einer Partei. Verlangt 
eine Partei die Feſtſtellung eigener Erklärungen unter Überreihung eines Schriftfages, fo 
fannı weder ber Gegner wiberfprechen, noch das Gericht folches Verlangen wegen unmejent- 
lichen Inhalts zurückweiſen. Verlangt eine Partei die TFeitftellung von gegneriichen Er: 
Härungen, jo hat der Vorſitzende, wenn die Vorausfekungen des $ 298 gegeben find, ben 
Gegner aufzufordern, die Erklärungen niederzufchreiben und den Schriftiag dem Protofolle 
beizufügen. Kommt ber Gegner biefer Aufforderung nicht nad), fo ift zwar nicht verboten, 
bie betreffenden Erflärungen zu berüdfichtigen, denn das Präjubiz des $ 297 Abf. 4 ift in 
8 298 nicht wiederholt; aber die Partei rijfiert, daß fie, wenn ihr Vorbringen im That- 
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beftande nicht oder unrichtig dargeftellt wird, feinen Gegenbeweis führen fann ($ 314) 
und daß diefer Thatbeftand für die höhere Inſtanz maßgebend ift. Vgl. Gaupp (9) R. II, 
and Lebrb. I S. 430. — AM.: Strudm. Koch (8) N. 2, Wilm. Levy (7) N. 2 zu $ 270 
alt, Peterien (5) N., Meyer Ard.f.c. Pr. LXXVII ©. 475 ff., die annehmen, der Gegner 
lei zur Niederfchrift der Erklärung zuzulafien.] 

2. Gerichtliche Geftändniffe ($ 288) und Eideserflärungen ($ 447) find auf Verlangen 
einer Partei feftzuftellen, auch wenn fie mit den vorbereitenden Schriftfägen übereinstimmen. 
Die Feſtſtellung kann auch bier nur durch Beifügung eines Schriftfages zu dem Prototoll 
geichehen. Entipricht die Partei der Aufforderung zur Nieberfchrift nicht, jo gilt, was in 
N.1 geſagt iſt. Vgl. a. N. 1 litt. b zu $ 288, 

3. Der Vorfigende hat darüber zu wachen, daß die ala Anlagen zum Protofolk 
übergebenen Schriftiäße mit den mündlichen Erflärungen ftimmen, und bat abweichend 
Schriftiäge zurüdzumeiien. [Vgl. Neffel Beitr. 3. E. d. DR. XXX ©. 189, RE. 21. Apr. 
1884 eod. XXVIII &. 1155. — AM.: Meyer Arc. f. c. Pr. LXXVII ©. 461 fi.] 

4. Die Vorjchrift des $ 160 Abi. 2 Nr. 1 befteht neben der des $ 298. Es fin 
alio alle Anertenntniffe, WVerzichte und Vergleiche von Amtswegen in das Protokoll 
aufzunehmen, 

5. Für das vorbereitende Verfahren in Rechnungsſachen ⁊c. gelten bie Vorſchriften 
des $350. Für das Protofoll im Verfahren vor den Amtögerichten ift $ 509 maßgebend. 


8. 299. (271.) 

Die Parteien fünnen von den Prozeßakten Einficht nehmen und fid au 
denjelben durch den Gerichtsjchreiber Ausfertigungen, Auszüge und Abjchriften 
ertheilen laſſen. 

Dritten Perfonen kann der Vorſtand des Gericht3 ohne Einwilligung der 
Parteien die Einficht der Akten nur geftatten, wenn ein rechtliches Intereſe 
glaubhaft gemacht wird. 

Die Entwürfe zu Urtheilen, Bejchlüffen und Verfügungen, die zur Por: 
bereitung derjelben gelieferten Arbeiten, jowie die Schriftjtücke, welche Ab 
ftimmungen oder Strafverfügungen betreffen, werden weder vorgelegt nod ab: 
ſchriftlich mitgetheilt. 


DE. 58 286 ff. HE. 1256 f., rd NE. 88 396 F., NE. 440 f., 1545, 1550, E. II 8 36, EU 
g 261, vi 216, AP. 94, 


1. Über ‚oben Rechtsſtreit find bei dem Prozebgericht Akten anzulegen. Zu de 
Alten find alle den Nechtöftreit betreffenden Schriftftüde zu nehmen, insbejondere die bi 
Gericht hinterlegten vorbereitenden Schriftfäße ($ 131), die Protokolle nebit den Anlage 
(88 160, 162, 297, 298), die Urfchriften der Urteile, Beſchlüſſe und Verfügungen, ſowie di 
Beurfundungen, welche fih auf die von Amtswegen zu bethätigenden Zuftellungen un 
auf die Verrichtungen des Gerichtöjchreibers beziehen (nordd. Entw. $ 399). 

2, Die Parteien und die Nebenintervenienten jelbit, jowie ihre Vertreter und Br 
vollmädtigten können von den Gerichtsaften in ihrem ganzen Umfange [Sprenger Ara. 
f.c. Pr. LXXX ©. 128] Einfiht nehmen und ſich auf ihre Koſten Ausfertigungen, d. 5. 
beglaubigte Abjchriften von Verfügungen, Beichlüffen, Urteilen, Auszüge und Abſchriſten, 
in beliebiger Zahl [dagegen RG. 12. Apr. 1890 Beitr. 3. €. d. DR. XXXIV ©. 763, CIE. 
Gelle SA. XLVIII Nr. 142] durch den Gerichtsfchreiber erteilen laffen. Der Offiziel 
anmwalt einer zum Armenrechte zugelaffenen Partei fann die unentgeltliche Anfertigung 
von Abichriften aus den Prozebaften durch die Gerichteichreiberet oder den Erſatz ber von 
ihm felbft aufgewenbeten Schreibgebühren von der Staatsfaffe verlangen, ſoweit die A 
ichriften für den Anwalt notwendig find [RG. 16. Mai 1882 Entich. VII Nr. 103 ©. 34, 
2. Apr. 1906 IW. 1907 ©. 42]. Daß fi die Parteien ac. fowie ihre Vertreter und 
Bevollmächtigten ſelbſt Auszüge und Abfchriften fertigen können, ergiebt fich aus be 
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Rechte ber Akteneinfiht. Auch im Anwaltsprozeſſe hat die Partei jelbft das Recht auf 
Akteneinfiht x. [OLG. Eelle SA. XLVII Nr. 142]. Auf die vom Gericht erholten 
Alten anderer Behörden erjtredt fich das Recht der Akteneinfiht nit [RG. 9. Dez. 1903 
IW. 1904 ©. 67 Nr. 35]. 

3. Andere Perfonen dürfen die Akten einfehen, wenn der VBorftand des Gerichts 
— bei dem Amtögerichte der Einzelrichter, welchem die allgemeine Dienftaufficht übertragen 
ift, bei den Landgerichten, den DOberlandesgerichten und dem Reichsgerichte ber Gerichtö- 
präfident — auf Anfuchen die Afteneinficht geftattet. Der Vorſtand hat die Einficht ohne 
Meiteres zu geftatten, wenn bie beiden Parteien einwilligen; fonft nur, wenn ein redht« 
liches intereffe glaubhaft gemacht wird. Das Intereffe kann privatrechtlich oder öffentlich- 
rechtlich fein, 3.3. Intereffe der Verteidigung in einem Strafprozeffe. Unmittelbarer und 
gegenmwärtiger Einfluß des Prozeffes auf die Rechtäverhältniffe des Dritten ift nicht er— 
forberlih. — Nach dem Wortlaute des Geſetzes fann dritten Perfonen nur die Erlaubnis 
zur Afteneinficht, nicht auch die Ermächtigung, ſich Abjchriften ꝛc. durch ben Gerichts» 
ichreiber anfertigen zu lafjen, erteilt werden. Nach dem hann. Entw. $$ 227, 228 und 
dem nordd. Entw. $$ 400, 401 konnte britten Perfonen die Erlaubnis, ſich Abichriften 
anfertigen zu lafjen, gegeben werden. Eine Ausdehnung bes Geſetzes über feinen Wortlaut 
ift nicht gerechtfertigt, da bie Faſſung ber bezeichneten Entwürfe doch wohl abfichtlich 
verändert wurbe. [Vgl. Wilm. Levy (7) N. 2 zu $ 271 alt, Gaupp (9) N. III, Peterſen (5) 
N.3, OLG, Darmjtadt SA. XLII Nr. 256. — AM.: Strudm. Koch (8) N.2 Ab. 3.] Der 
Dritte, welchem die Erlaubnis zur Afteneinficht erteilt ift, kann fich felbft Abſchriften und 
Auszüge machen. 

4. Die Akten find regelmäßig bei Gericht einzufehen. In der IR. d. RZ. war der 
Zufaß beantragt worden: „Mit Genehmigung des Borfigenden können bie dem Gerichte 
vorliegenden Alten ben Anwälten in deren Wohnung verabfolgt werden.“ Der Antrag 
wurde abgelehnt. Daraus folgt jedoch nicht, dab die PVerabfolgung von Geridhtsaften 
zur Einfiht außerhalb der Gerichtsräume grundiäglich unftatthaft ift. — Bol. StrPrO. 
$ 147 Abi. 4. 

5. Gegen die Abweifung eine Geſuchs um Gewährung der Akteneinficht ift Be— 
ſchwerde zuläffig (arg. $ 567 Abi. 1). 

6. Die in Ab. 3 bezeichneten Aktenbeftanbiheile bürfen weder den Parteien noch 
Dritten vorgelegt werden, obwohl fie zu den Akten gehören. Über Separatvota vgl. GO. 
d. RG. Ztſchr. f. d. EPr. X S. 445 $ 15 Abi. 1, $ 24 Abf. 2. 


Zweiter Titel. 
Urtheil. 


1. Die zur Ausübung der richterlichen Thätigkeit beſtellten Organe des Staates 
erlaffen in Ausübung bdiefer Thätigleit Erklärungen verjchiedener Art an die Parteien 
ober an Dritte. Dieſe Erflärungen hieß man im früheren Prozeffe Defrete. Die CPrO. 
gebraudjt dafür den Ausdruck Entfcheibungen. Je nah dem Organe, von welchem bie 
Entiheidung ausgeht, unterfcheidet die CPrO.: Verfügungen, das find Enticheidungen 
bes Vorfigenden, des beauftragten oder erjuchten Richters und des Gerichtsichreibers, und 
Urteile und Beſchlüſſe, das find Enticheidungen bes Gerichts. Die Enticheidungen, 
welche auf Grund obligatorifcher mündlicher Verhandlung (zwiſchen den Parteien oder 
zwifchen einer Partei und einem Dritten) ergeben, heißen Urteile, ſofern fie nicht bloß 
progebleitenden Charakter haben; die anderen, alfo alle ohne mündliche Verhandlung ober 
nah bloß fafultativer mündlicher Verhandlung (1. NR.5 zu $ 128) erlaffenen Enticheidungen, 
ferner alle nach obligatorifcher mündlicher Verhandlung erlaffenen prozebleitenden 
Entſcheidungen des Gerichts find Beſchlüſſe. Übrigens ift der Grundiag nicht ftreng 
durchgeführt. $ 922 enthält einen Fall, wo die mündliche Verhandlung fakultativ, gleich: 
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wohl aber nad mündlicher Verhandlung Urteil zu erlaffen if. Anbererjeits ift in $ 320 
und (feit der Nov. v. 1898) in $ 506 Abi. 1 für eine nad obligatorifcher münblicer 
Verhandlung zu erlaffende, nicht bloß progekleitende Enticheidung die Beſchlußform vor: 
geichrieben. 

Alle Enticheidungen find fchriftlich zu firieren, entweber in einem beſonderen bem 
Protofolle beizufügenden Schriftftüf oder in dem Sikungsprotofolle ($ 160 Abf. 2 Nr. 5). 
Für alle Entfcheibungen gelten die Vorfchriften der $$ 312, 317 (8 329 Abi. 1). Für 
Urteile und Beichlüffe gelten außerdem die Vorichriften der 88 309, 310 ($ 329 Abi, 1). 
Nur für Urteile gelten die Vorfchriften der $$ 311, 313 bis 316, 318 bis 322. 

Urteil und Beichluß ſcheiden ſich äußerlich daburdh, daß bas Urteil neben ber formel 
(Dezifive) eines Thatbeftandes und der Enticheidungsgründe bebarf ($ 313). Zuläffig aber 
nicht geboten ift die Beifügung von ZThatbeftand und Enticheidbungsgründen aud bei Be— 
ichlüffen. Iſt gegen den Beſchluß Beichwerde ftatthaft, jo ift die Beifügung ber Ent: 
iheibungsgründe nicht wohl zu entbehren. Zwar ein Verftoß gegen das Prozeßgeſetz würde 
auch in foldhen Fällen dur einen Beichluß ohne Gründe nicht begangen, aber das Geridt 
hätte von ber im Geſetze gewährten Freiheit unvernünftigen Gebrauch gemadıt. 

Seine Urteile fann das Gericht nicht ſelbſt ändern; es ift daran „gebunden“ ($ 313). 
Beichlüffe und Verfügungen kann dad Gericht, ber Vorfigende, der beauftragte ober er- 
ſuchte Richter, von welchem fie erlaffen find, abändern, folange das Gericht, der Vorfigende, 
der beauftragte oder erjuchte Michter noch mit der Sache befaßt ift. Nicht mehr mit ber 
Sache befaßt ift das Gericht, wenn das Verfahren, innerhalb beffen der Beſchluß oder bie 
Verfügung ergangen ift, in der Inſtanz abgejchloffen ift. Als ein Abfchluß der Initan; 
ift auch der Beichluß des Amtögerichts zu behandeln, welcher eine Entmünbigung aus 
fpricht oder den Antrag auf Entmündigung abmweift, weil ein derartiger Beichluk nur 
durch eine beim vorgeſetzten Landgerichte zu erhebende Klage anfehtbar ift (vgl. 85 664 
665, 679, 684, 685). — Daß eine durch einfache Beſchwerde angefochtene Entſcheidung 
von dem Gericht oder dem Vorſitzenden, von welchem fie erlafien ift, abgeändert werden 
fann, ergiebt fih aus $ 571. Eine durch fofortige Beſchwerde anfechtbare Enticeidung 
fann von dem Gericht oder bem Borfigenden, von welchem fie erlaffen ift, bis zur Gin 
legung ber Beichwerde abgeändert werden (vgl. N. 3 zu $ 577, wo auch Vertreter ber 
gegenteiligen Anficht angeführt find); nad der Einlegung ift im Intereſſe der Be 
ihleunigung die Nachprüfung durch den iudex a quo und baher auch die Abänderung 
durch bejondere Beitimmung vorbehaltlich zweier Ausnahmen ausgeichloffen ($ 577 Abi. 3). 
Die Enticheidung des beauftragten oder erfuchten Richters oder bes Gerichtäfchreibers kann 
auf Anſuchen durch das Prozeßgericht abgeändert werben (arg. $ 576, 8 577 Abi. 4). — 
Eine andere Frage ift, ob ber Beſchluß oder die Verfügung von dem Gerichte, dem Vor— 
figenden oder dem Gerichtsfchreiber, von welchem fie erlaffen ift, nur auf Antrag oder 
aud) von Amtsmwegen abgeändert werden fann. 3 ift davon auäzugehen, daß nur 
diejenigen Beichlüffe und Verfügungen von Amtswegen geändert werben können, melde 
lediglich die Prozekleitung betreffen; dazu gehören die Beweisbeſchlüſſe. Bei anderen 
Beichlüffen bedarf es eines Antrags. [Über die hier behandelten Fragen vgl. die Mit. 
3. €. III ©. 223, in denen zu $ 279 bes Entw. — 318 bes Gef. bemerkt ift: „daß um 
gekehrt Beichlüffe und Verfügungen prozehleitender Natur für das Gericht Feine bindend 
Kraft haben, ift von dem Entwurfe, abweichend von neueren Geſetzgebungswerken (vgl. 
Bayern Art. 296, Württemberg Art. 384/386, hann. Entw. $ 273, preuß. Entw. $ 364, 
nordd. Entw. $ 358) ala jelbftverftändlich mweggelaffen“ ; ferner Gaupp (9) N. IT zu $ 329 
Schmidt Lehrb. (2) ©. 775 f., die im mefentlichen mit ben obigen Ausführungen über 
einftimmen. — Abw.: Pland Lehrb. I S. 475, der Beichlüffe „mit Urteilsnatur“ (?) für 
unabänderlich erflärt.] 

2. Arten der Urteile: a) Enburteil, bedingtes und unbebingtes (8 300). Gegen: 
fa: Zwifchenurteil (88 303, 304). Cine Unterart des Endurteils ift das Xeilurteil 
($ 301). b) Das Endurteil kann fein ein Sachurteil oder ein Prozekurteil (absolutio 
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ab instantia). Sadurteil ift das Urteil, welches über bad vom Kläger behauptete Recht 
ftattgebend oder abweiſend enticheidet. Prozekurteil ift das Urteil, mweldes ben Antrag 
des Klägers auf ein Sadhurteil aus prozeßrechtlichen Gründen abmeift. c) Das Endurteil 
fann fein ein Verfäumnisurteil oder ein Nichtverfäumnisurteil, ungenau fontrabiftoriiches 
Urteil genannt [vgl. 2. Seuffert Fr. VISchr. XXVII ©. 484]. VBerfäumnisurteil ift 
das Urteil, welches nach einer mündlichen Verhandlung, bei der nur eine Partei erfchienen 
war ober verhandelt bat, auf Grund der für die Terminsverfäumnis gelegten Folgen 
erlafien ift [val. Pland Lehrb. I S. 457, Troll Verſ. Urt. S.2 ff, Wach Beitr. 3. €. b. 
DR.XXXVI ©. 1 ff; — aM.: Kohler Pr. ala RB. S. 66.) Jedes andere Urteil ift ein 
Nichtverfäumnisurteil, auch wenn eö auf Grund einjeitiger Verhandlung ergeht. d) Eine 
befondere Urteilsart ift das Vorbehaltäurteil, vgl. $ 302, 8 529 Abi.2 Satz 2, $$ 540, 599. 
Das Vorbehaltsurteil beendigt die Rechtshängigkeit nicht, fteht aber in Anfehung der 
Rechtämittel und der Zwangsvollſtreckung einem Enburteile gleich). 


$. 300. (272.) 
St der Nechtsftreit zur Endentjcheidung reif, fo hat das Gericht diefelbe 
durch Endurtheil zu erlafien. 
Dasfelbe gilt, wenn von mehreren zum Zwecke gleichzeitiger Verhand— 
lung und Entjcheidung verbundenen Prozeſſen nur der eine zur Endentjcheidung 
reif ift. 


DE. d * * 1814 ff., a 5471, 0... NE, 88 419, 422, Pr 573 ff., 610, E. 18 246, 
u $ 2357, €. 118 2 MR. 29 fi, 216 ff., 297 }., AB. 8, 


1. — iſt das edel, welches ben Prozeß ganz FR teilweife für bie 
Inſtanz erledigt; wird bie Erledigung von einer Eibesleiftung abhängig gemacht, fo ift 
das Endurteil ein bedingtes. Die Mot. zum $ 262 des Entw. III ©. 216 f. definieren Die 
Endurteile ala diejenigen Urteile, „welche die Hauptſache und damit den Rechtäftreit jelbit 
ganz oder theilweife in unbedingter oder — durd Eid — bedingter Weife endlich ent- 
ſcheiden“; ähnlich die Mot. 3. €. III S. 297. Dieſe Definition ift infofern faljch, als fie 
nur Urteile zur Hauptſache ald Endurteile gelten laffen will. Auch das Urteil, 
welches eine Klage, einen Einfprudh, ein Rechtsmittel xc. aus prozekrechtlichen Gründen 
zurüdweift, ohne über die Sadje zu enticheiden, ift Enburteil [vgl. 2. Seuffert Ztichr. f. d. 
CPr. VII S. 8 ff.J. 

2. Zu Abſ. 1: Der Rechtsſtreit iſt zur Endentſcheidung reif, wenn die Verband» 
lung und ‘die Beweisaufnahme ſoweit durchgeführt ift, daß das Gericht den Ausgang bes 
Prozeffes beftimmen fann. Einerlei, ob dafür prozekrechtliche oder materiellrechtliche Er- 
wägungen maßgebend find. Schematifhe Fälle: a) Es fteht ein Mangel in ben 
Prozehvorausfegungen feft; die Klage ift abzumeifen, ohne daß bie Hauptſache fpruchreif 
ift. Dagegen kann fein Urteil über die fpruchreife Hauptiache erlaffen werben, folange 
nicht feftiteht, daß die Prozekvorausjegungen gegeben find. b) Bon mehreren felbftändigen 
Angriffämitteln, z. B. Darlehensvertrag und Anerfenntnis ala Klagebegründung, ift eines 
bewiejen; ber Bellagte ift zu verurteilen, ohne daß das andere Angriffamittel Ipruchreif 
it. Auch im Eheprozefje kann ber Kläger nicht die Erledigung aller Nichtigkeits-, An— 
fechtungs- oder Scheidungsgründe verlangen; vielmehr ift das Urteil zu erlaffen, wenn 
ein Nichtigkeitö-, Anfechtungs- oder Scheidbungsgrund feſtſteht. [Pal. RS. 6. Juli 1903 
Entih. LV Nr. 57 S. 244 ff. in Bezug auf einen Scheibungsprozeß, in bem bie Ehe 
wegen Serrüttung bes ehelichen Verhältnifies (BEB. $ 1568) geichieden mwurbe, während 
ber Kläger, um das impedimentum adulterii (BGB. $ 1312) herbeizuführen, Scheidung 
wegen Ehebruchs verlangte] Hängt die Enticheidung über das einzelne Angriffömittel 
von einer Eibesleiftung ab, jo fann fein bedingtes Enburteil, ſondern nur ein Beweis— 
beichluß oder ein bebingtes Zwifchenurteil erlaſſen werden (8 461 Abi. 2). c) Bon 
mebreren felbftändigen VBerteidigungsmitteln, 3. B. Erlabvertrag und Verjährung, ift eines 
bewiefen; die Klage ift abzumweiien, ohne daß das andere Berteidigungsmittel fpruchreif ift. 
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Hängt die Enticheidung über das einzelne Verteidigungsmittel von einer Eidesleiftung ab, 
fo fann fein bebingtes Enburteil, ſondern nur ein Bemweisbeihluß oder ein bedingtes 
Zwiſchenurteil erlaffen werden ($ 461 Abf. 2). d) Iſt ein Verteidigungsmittel erwieſen, 
während die Begründung der Klage noch nicht feititeht, 3. B. die Verjährung oder ber 
Erlaß fteht feit, während bie Begründung des Anspruchs jelbft noch zu beweifen wäre, 
fo ift die Klage ohne Aufnahme des Beweifes über die Begründung abzumweijen. — Anders 
verhält es fich, wenn der Bellagte die Forderung bes Klägers bejtreitet und eventuell, 
d. i. für den Fall, dab das Gericht das Beftehen der Forderung annehmen follte, eine 
Gegenforberung zum Zwede der Aufrechnung geltend macht (Eventualaufrehnung). Eine 
ſolche Verteidigung ift zuläffig; BGB. $ 388 Sa 2, ber die Unbedingtheit der Aufrech- 
nungserflärung verlangt, fteht nicht entgegen, weil das Beitehen der Gegenforberung feine 
Bedingung im Sinne bes BGB., jondern die gejepliche Vorausfegung (condicio iuris) 
für die Wirkſamkeit der Aufrechnung ift. Daher kann die eventuelle Aufrechnung nicht 
als Tilgung der Forderung in Betracht fommen, bevor das Beſtehen ber bejtrittenen 
Forderung erwielen ift; es kann aljo die Klage nicht wegen Tiquider Gegenforderung 
abgewieien, jondern es muß zunächit Beweis über die (Forderung aufgenommen werden; 
erft wenn die Forderung bewieſen ift, fommt die Aufrechnung in Betradt. [So aud 
Strudm. Koch (8) N. 1 Abi. 2, Gaupp (9) N. IIC2, Peterſen (5) N. 3, Hellwig Lehrb. I 
S. 243 ff, Pland Komm. 3. BEP. (3) N.4b und N. 5 zu $ 390, Lang Aufrechnungsrecht 
S. 44 f., NG. 30. Mai 1896 Entih. XXXVII Nr. 117 ©. 403, 9. Nov. 1896 Beitr. 3. 
€. d. DR. XLI ©. 947 und BL. f. RA. XV Erg.Bb. ©. 171, 12. Juli 1898 Entſch. XLII 
Nr.86 S. 362, 14. Oft.1898 Beitr. 3. E. d. DR. XLIII S. 362, 14. Sept. 1900 eod. XLV 
©. 910, 27. Sept. 1902 IW. ©. 544 f. Nr. 7, OLG. Hamburg SA. XLVII Nr. 143, 
OLG. Dresden SA. LIII Nr. 55, OLG. Jena SA. LVI Nr. 37, OLG. Roftod Medi. 
Ztſchr. XIV ©. 195, OVG. Kaſſel SAU. LIX Nr. 165. — AM.: Stölzel Schulung f. d. 
civ. Praris Zweiter Teil (4. Aufl. 1906), Ztichr. f. d. EPr. XXIV ©. 50 ff., 415 ff., Rechts: 
lehre und Rechtſprechung (1899), Ard. f. c. Pr. XCVE.1 ff, XCVIS. 234 ff., „Rect“ 
1904 Nr. 16, 17, dem fih 9. Meyer DL. f. RA. LXIII ©. 269 ff. und Prozekpraris (6) 
S. 188 ff., Geib Ztichr. f. d. EPr. XXIV ©. 462, Francke BL. f. RU. LXIV ©. 436 f. 
Redlich Ztichr. f. d. EPr. XXV ©. 389 anſchloſſen. Gegen Stölzel: Eccius Beitr. ;. 
E.d. DR. XLII ©. 15 ff., 233 ff., Förtſch eod. ©. 225 ff., der bie Zuläfjigfeit der 
Eventualaufrehnung beftreitet (gegen Förtſch: G. Pfizer Ztichr. f. d. EPr. XXVI ©. 43 Fi. 
Meismann Ztſchr. f. d. EPr. XXVI ©. 1 ff. und Lehrb. 15.210, Thon Ztichr. f. d. CPr. 
XXVI S. 374 f., Wach eod. ©. 376 ff., Schollmeyer in Hölders Komm. 3. BEB. N. 2: 
zu $ 388, Dertmann Arch. f. BR. XIV ©.390, XV 8.353 und Schuldverhältniffe (2) N. 2 
zu $ 388, Moiker BL. f. RA. LXX ©. 537 ff., teilw. auch Liebfneht Vorbehaltszahlung 
und Eventualaufrehnung (1899), ferner Dtartinius Acc. f. BR. XXIV ©. 277 ff., diejer 
wieder gegen Zuläffigfeit der Eventualaufrehnung.] e) ft die Klage nicht ſchlüſfig, fo 
iſt fie zur Abweifung reif. 

3. Zu Abi. 2: Die Vorfchrift bezieht fich nicht auf die Fälle der Streitgenofien- 
fchaft (88 59, 60) und der Slagenverbindung ($ 260) — für dieſe Fälle gilt $ 301 —, 
jondern auf die nach $ 147 verbundenen Prozeffe berjelben oder verjchiebener Parteien. 
Die Erlaffung des Endurteils fann hier nicht, wie nah $ 301 Abf. 2, unterbleiben. 

4. Das Gericht hat das Urteil auf Grund der Sachlage zu fällen, welche ſich am 
Schluffe der für das Urteil maßgebenden mündlichen Verhandlung ergiebt. Näheres ſ. 
N. 4 zu $ 267. 


$. 301. (273.) 

Iſt don mehreren in einer Klage geltend gemachten Ansprüchen nur der 
eine, oder ift nur ein Theil eines Anſpruchs, oder bei erhobener Widerflage 
nur die Klage oder die Widerklage zur Endentjcheidung reif, jo hat das Ge- 
richt diejelbe durch Endurtheil (Theilurtheil) zu erlaſſen. 
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Die Erlafjung eines Theilurtheils kann unterbleiben, wenn das Gericht 
fie nach Lage der Sache nicht für angemefjen erachtet. 

HE. 8 249, ‚98, 1629 ff., 5477 ff., 5521 ff., 6121 ff., NE. $ 420, N®. 574 ff., co, E 10307, E. u 
258, II 8 268, M. 216 ff., KB. "95 ff., 548, Begr. db. Nov. v. 1898 & 

1. a) Das Zeilurteil ift ein Enbdurteil über einen quantitativen er e Streit: 
gegenftandes, der vor den anderen Zeilen zur Endentſcheidung reif ift. Quantitative Zeile 
bes Streitgegenftandes find einer von mehreren im Prozeſſe durch Klage oder Widerflage 
geltend gemachten Anfprüchen und ein Zeil eines teilbaren Anſpruchs. Unter Anſpruch 
ift bier, wie fonft in der CPrO. (vgl. N. 1 litt. a zu $ 145), ſowohl das (materielle) Recht 
auf Leitung, wie auch das Recht auf ein Urteil zu verftehen, wodurd eine Feſtſtellung 
erfolgt oder eine Rechtsänderung bewirkt wird. Zur Spruchreife gehört, dab über ben 
Teil eine Enbdentiheidung erfolgen fann, für die bie künftige Enticheidung über ben 
anderen Zeil ohne Belang ift [RG. 30. Juni 1886 Entſch. XVI Nr. 105 ©.423, 11. Febr. 
1902 IW. S.183 Nr. 11]. Daher darf 3.2. fein Zeilurteil, fondern nur ein Zwifchen- 
urteil ($ 303) über einzelne Poften eines Kontofurrents erlaffen werben, wenn auf Zahlung 
bes Saldo geklagt ift [RG. 22. Febr. 1888 Entſch. XXII Nr. 82 ©. 400, 21. Juni 1905 
IW. ©. 537 Nr. 25, Beitr. 3. E. d. DR. L ©. 431]; oder: es darf fein Zeilurteil auf 
Zahlung erlaffen werden, wenn auf Abnahme der Ware und Zahlung bes Preifes geflagt 
ift [RG. 19. Febr. 1889 SU. XLVI Nr. 220]. Dagegen wirb die Erlaffung eines Teil— 
urteild dadurch nicht ausgeichloffen, daß die getroffene Enticheidung für die ausftändige 
Enticheidung über ben noch nicht fpruchreifen Zeil des Prozeffes von Belang ift. 

b) Wird ein Zeilurteil erlaffen, jo wird ber Prozeß ſtückweiſe erledigt. Der Reit 
bleibt anhängig. Gegen das Teilurteil findet Berufung und Revifion ftatt. Jedes Teil— 
urteil ift jelbftändig anfechtbar und felbjtändiger Rechtskraft fähig. 

2. Die einzelnen Fälle, in welden ein Zeilurteil zu erlaffen ift, find: a) Es ift 
einer von mehreren Anſprüchen, die von Streitgenoffen ober gegen Streitgenoffen geltend 
gemacht werben, fpruchreif [val. RG. 30. Apr. 1902 Entf. LI Nr. 60 ©. 249 }.]; b) es 
ift einer von mehreren Anjprücdhen, die von dem Kläger gegen benfelben Bellagten in einer 
Klage (vgl. $ 260) oder in Klage und Zuſatzklage ($ 280) geltend gemacht find, ſpruchreif. 
Iſt ein Anſpruch primär, der andere eventuell geltend gemacht [vgl. N.2 litt.c zu $ 260), 
fo fann fein Zeilurteil über ben Eventualantrag erlaffen werben [RG.1. Juli 1899 Beitr. 
3. E. db. DR. XLIII ©. 1234]; c) es ift ein Teil eines teilbaren Anſpruchs fpruchreif; 
d) es iſt Widerflage erhoben; die Klage (genauer: der durch Klage geltend gemachte An— 
ſpruch) ift vor ber Widerklage (genauer: vor dem durch Widerflage erhobenen Anſpruche) 
ſpruchreif, oder umgekehrt. Rechtliher Zufammenhang zwiſchen Klage und Widerflage 
hindert die Erlaffung bes Zeilurteild nicht [RG. 15. Jan. 1889 SAU. XLV Nr. 49]. — 
Wurde eine Forderung durch Widerklage und eventuell zur Aufrechnung gegen die be- 
ftrittene (Forderung bes Klägers geltend gemacht, fo ift zu unterjcheiben, ob die Forderung 
bes Beflagten mit der Forderung des Klägers rechtlich zufammenhängt oder nicht. In 
jenem Falle fann ein Teilurteil gemäß $ 301 über die Klage ober bie Wibderflage erlaffen 
werben, wenn nur die Klage oder die Widerklage (ganz ober teilweife) reif zur Ab— 
weifung ift; dagegen kann weder ber Anſpruch des Klägers noch der des Widerklägers 
durch Zeilurteil zuerfannt werden, ehe über die Kompenfationseinrebe entichieden werben 
fann, weil vorher feiner der Anſprüche fpruchreif ift [vgl. NG. 13. Jan. 1900 EX. LV 
Nr. 173). Beſteht kein rechtlicher Zufammenhang, dann ergeben fich folgende Möglich 
feiten: die Klage oder die Widerklage kann durch Zeilurteil nad) $ 301 abgewielen werben, 
wenn nur bie Klage oder nur die Widerflage reif zur Abweifung ift; die (Forderung bes 
Klägers kann durch Vorbehaltsurteil nach $ 302 zuerfannt werden, wenn nur die Klage: 
forderung fpruchreif ift; die Widerflageforberung kann nicht ganz zuerfannt werden, bevor 
über die Klageforderung entfchieden ift, da fie nicht ihrem ganzen Betrage nad fpruchreif 
werben kann, ehe über bie Aufrechnung entichieden ift, was nicht möglich ift, ehe das 
Deftehen ber Stlageforberung feftiteht; aber ein zuerfennendes Zeilurteil ift nach $ 301 
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möglich, fomweit die ‘Forderung des Widerklägers die Forderung des Klägers überfteigt. 
(Dal. Hierzu Peterien Ztichr. f. d. CPr. XIX ©. 247 ff.) Bei ben vorftehenden Er— 
drterungen ift angenommen, daß bie Forderung bes Widerklägers minbeftens die Höhe 
der Forderung bes Klägers erreicht. Iſt jeme geringer, jo fann natürlid über ben 
von der Aufrechnung nicht berührten Zeil der Forderung des Klägers ein Teilurteil er- 
laffen werden. 

3. a) Abi. 2 geitattet, das mögliche Zeilurteil zu unterlaffen. Immerhin ergiebt 
die Faſſung, daß die Unterlaffung die Ausnahme fein foll (KPr. ©. 96). Das Gericht 
wird 3.2. das Zeilurteil unterlaffen, wenn der jpruchreife Teil des Anfpruchs unbedeutend 
oder wenn bie baldige Erledigung bes reftigen Teiles zu erwarten ift; auch die Erwägung, 
daß durch ein Zeilurteil bie Reviſionsſumme zerftört und folglid die Revifionsinftanz 
abgejchnitten würde, fann die Unterlaffung rechtfertigen. Übrigens braucht das Gericht 
feinen Grund anzugeben, warum es das Zeilurteil unterläßt. — Der Antrag einer Partei 
auf Erlaffung eines Zeilurteils ift bloße Anregung einer Offizialthätigkeit. Dagegen, daß 
das Gericht troß dem Antrage fein Zeilurteil erläßt, giebt es fein Rechtsmittel IRG. 
20. Apr. 1886 Beitr. 3. E. db. DR. XXX ©. 1150]. Das erlaffene Zeilurteil fann mit 
Berufung und Revifion aus dem Grund angefochten werden, dab bie Erlafiung eines 
Teilurteils unzuläffig, nicht aber deswegen, weil fie nicht angemeffen gemefen jei [RG. 
18, San. 1899 SA. LIV Nr. 155]. — Das Zeilurteil darf nicht unterbleiben in den 
Fällen der $$ 306, 307, $ 353 Abi. 2 Satz 1, denn die in biefen Paragraphen enthaltenen 
Vorfchriften über Erlaffung von Zeilurteilen find im Verhältniffe zu $301 bie fpezielleren; 
aber angefochten fann die Unterlafjung des Zeilurteild auch hier nicht werden. — Über 
Zeilurteile im Falle des $ 254 I. N. 4 litt. b, e zu 8 254. 

b) Unterbleibt die Erlaffung eines Zeilurteils, jo fann ein Zwifchenurteil über ein 
einzelnes Angriffs- oder Verteidigungsmittel, aber nicht über einen einzelnen Anſpruch 
oder einen Anſpruchsteil erlaffen werden. [Vgl. Strudm. Koch (8) N. 5, Wilm. Levy (7) 
N.4 zu $ 273 alt, Gaupp (9) N. III Abf. 3, Schollmeyer Zwiſchenſtreit S. 26, Komp.» 
Eintr. &. 111, RG. 1. Mai 1888 Entih. XXI Nr. 65 ©. 340 ff, 12. Febr. 1904 Beitr. 
3. E. d. DR. XLVIII ©. 821 f. — Abw.: Brettner Mag. f. DR. V ©. 288.] Bei Ver- 
bindung einer präjudiziellen Feſtſtellungsklage mit der Leiftungsflage fann über den Prä- 
judizialantrag fein Zwifchenurteil, fondern nur ein Zeilurteil erlafjen werden; vgl. N. 7 
litt. a g. €. zu $ 280. 


4. Über die Koftenenticheidung in Zeilurteilen |. N. 3 Abi. 4 zu $ 91. 


8. 302.* (274.) 

Hat der Beklagte die Aufrechnung einer Gegenforderung geltend gemacht, 
welche mit der in der Klage geltend gemachten Forderung nicht in rechtlichen 
Zuſammenhange jteht, jo kann, wenn nur die Verhandlung über die Forderung 
zur Entfcheidung reif ift, diefe unter Vorbehalt der Entjcheidung über die Auf: 
rechnung erfolgen. 

Enthält das Urtheil feinen Vorbehalt, jo fann die Ergänzung des Ur— 
theils nach Vorſchrift des $. 321 beantragt werden. 

Das Urtheil, welches unter Vorbehalt der Entjcheidung über die Auf: 
rechnung ergeht, ift in Betreff der Rechtsmittel und der Zmwangsvollitredung 
als Endurtheil anzufehen. 

In Betreff der Aufrechnung, über welche die Entjcheidung vorbehalten 
ift, bleibt der Nechtsjtreit anhängig. Soweit fich in dem weiteren DBerfahren 
ergiebt, daß der Anfpruch des Klägers unbegründet war, ift das frühere Ur— 
theil aufzuheben, der Kläger mit dem Anſpruch abzumweijen und über die Kojten 
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anderiweit zu entjcheiden. Der Kläger ift zum Erſatze des Schadens verpflichtet, 
der dem Beklagten durch die Vollitredung des Urtheil® oder durch eine zur 
Abwendung der Vollitredung gemachte Leiftung entitanden ift. Der Beklagte 
fann den Anjpruch auf Schadenserjag in dem anhängigen Rechtsjtreite geltend 
machen; wird der Anſpruch geltend gemacht, jo ijt er als zur Zeit der Zahlung 
oder Leiftung rechtshängig geworden anzufehen. 


DE. 8 249, hr JUNE: Zi sun Rn NE. 8 421, NB. 574 ff., 604, 18248, u 
8 259, ‚mM. 7, KB. 97, 1. Entw. 3. e oo BR Kerl 9 206, Wir 
—* S. * I d. a R Lei. d. Entw. e. BGB. LI mr 711 ff. VI 650 f., Bear. 

. Nov. v. 1898 ©. 106, SB. d. Nov. v. 1898 © .48 f., 87 ff., 1701. 


Litteratur: Schäfer BI. f. RU. LXVIII ©. 433 fi. — Über * in $ 302 Abſ. 4 Satz 3 
behandelten Schadenserjaganiprud: Görres Ztichr. f. d. CPr. XXXV ©. 367 ff. 

1. $ 302 jteht in Zufammenhang mit $ 145 Abf. 3. — Der $ 274 der CPrO. v. 
1877 bejtimmte, daß in dem Falle des $ 302 ein Zeilurteil erlaffen werden fünne. Wie 
diejes jog. Zeilurteil zu formulieren jei und was mit ber Gegenforderung geichehe, wenn 
ein jolches Zeilurteil erlaffen werde, war ftreitig; da3 RG. hat fich nach einigem Schwanten 
in den verein. ES. Entſch. XXXI ©. 1 ff. dafür auägeiprocdhen, dab das Urteil über die 
Forderung als ein Urteil mit Vorbehalt der Entſcheidung über die Aufrechnung zu er: 
laffen ſei und daß ber Prozek in Anfehung der Aufrechnung anhängig bleibe; vgl. N. 4 
Abi. 1 zu $145. Die Novelle v. 1898 hat diefe Rechtſprechung fanktioniert, übrigens 
ben mißverftändlichen Ausdrud Zeilurteil bejeitigt. 

2. Zu Abf. 1: a) Über Geltendmahung ber Aufrechnung vgl. N. 4 litt.a zu 5 145. 
— Über Geltendmadhung einer Forderung durch Widerflage und zur eventuellen Aufs 
rechnung |. RN. 2 litt. d zu $ 301. 

b) Das Urteil mit Vorbehalt darf nur erfaflen werden, wenn die geltend gemachte 
Aufrechnung nad den Vorichriften des bürgerlichen Nechtes zuläffig ift. Über Zuläffigkeit 
ber Aufrechnung vgl. N. 4 litt.b zu $ 145. Das Urteil mit Vorbehalt kann auch erlaffen 
werden, wenn bie in BEB.$ 770 Abf.2 (vgl. a. $8 1137, 1211) bezeichnete Einrede geltend 
gemacht wird; vgl. N. 4 litt. b zu $ 145. 

c) Das Urteil mit Vorbehalt darf nicht erlaffen werben, wenn bie Gegenforberung 
mit der in der Klage geltend gemachten Forderung in rechtlihem Zufammenhange fteht; 
über rechtlihen Zufammenhang f. N. 2 litt, e zu $ 33 [ogl. a. bayer. ob. LG. DL. f. RA. 
LXIX S. 92 ff.; in diefem U. it mit Recht angenommen, daß rechtlicher Zufammenhang 
im Sinne ber $$ 33, 145, 302 vorhanden ift, wenn die Anſprüche aus demjelben Vertrage 
entftanden]. 

d) Das Urteil mit Vorbehalt fann in der erften und in ber Berufungsinftangz 
erlaffen werben. 

e) Das Urteil mit Vorbehalt darf nicht erlaffen werden, wenn die Klage aus prozeß⸗ 
rechtlichen ober materiellrechtlichen Gründen abzuweiſen ift; ebenfo, wenn fi aus ber 
Berbanblung bereits ergiebt, dab bie — — zu Recht beſtanden hat oder daß 
fie nicht zu Recht beſteht; vgl. N. 4 litt.e zu $ 145. 

f) Yit das Vorbehaltsurteil zuläffig, jo fteht deſſen Erlaſſung immer noch im freien 
Ermeſſen des Gerichts. Gegen die Unterlaffung findet fein Rechtsmittel ftatt. Das Vor— 
bebaltäurteil fann mit Berufung oder Revifion aus dem Grund angefochten werben, daß 
die Erlaffung unzuläffig, nit aus dem Grunde, dab fie nicht angemefjen geweien ei; 
vgl. N. 3 litt.a zu $ 301. 

£) Das Urteil lautet auf Verurteilung des Bellagten mit Vorbehalt der 
Enticheidung über die Aufrechnung der geltend gemachten Gegenforderung. Bloße Feit- 
ftellung bes Beſtehens der eingellagten Forderung mit Vorbehalt der Aufrechnung ift 
fein Vorbehaltäurteil im Sinne des $ 302, jondern ein Zmwifchenurteil im Sinne des $ 308, 
daher nicht jelbjtändig anfehtbar [RG. 18. Dez. 1900 Beitr. 3. €. d. DR. XLV S. 1110). — 
Der Vorbehalt ift in die Urteilsformel ($ 313 Abi. 1 Nr.5) aufzunehmen [RG. 12. Ott. 


8. Seuffert, Civilprozeßordnung I. 10. Aufl. 31 
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1900 Entſch. XLVII Rr. 89 5.364]. In dem Vorbehalt ift die Gegenforberung zu be» 
zeichnen; auf eine andere Gegenforberung bezieht fich der Vorbehalt nicht. 

3. Zu Abſ. 2: Vgl. N.2 litt. a zu $ 321. 

4. Zu Abi. 3: Das Urteil mit Vorbehalt der Enticheidung über die Aufrechnung 
ift, ebenio wie das Vorbehaltäurteil nad $ 529 Abi. 3 Sat 2, 88 541,599, fein Zwifchen- 
urteil im Sinne bes $ 303, fondern ein Endurteil mit auflöfender Bedingung [vgl. Gaupp (9) 
N. IHN; aM.: Strudm. Kod (8) N.2]. Der Bellagte wird zu einer Xeiftung verurteilt 
unter der Bedingung, daß nicht die Klage im Nachverfahren durch ein rechtäfräftiges Urteil 
abgemwiejen wird. m Vorbehaltsurteil ift über die Prozekfoften zu enticheiden. Weil 
das Vorbehaltsurteil feinem Weſen nach ein Endurteil ift, kann es durch die gegen 
Enbdurteile zuläffigen Rechtsmittel der Berufung und Revifion angefochten werden. Aus 
dem gleichen Grunde verjährt der Anſpruch, zu deſſen Befriedigung der Beklagte verurteilt 
ift, erft in dreißig Jahren (BGB. $ 219); im Konkurs ift ein Widerfpruch gegen den An— 
fprud von dem Wideriprechenden zu verfolgen (RO. $ 146 Abf. 6). Weil das Vorbehalts- 
urteil auflöfend bedingt ift, ift es bis zum Eintritte der Rechtskraft des abweijenden 
Urteild vollftrefbar; denn eine auflöfende Bedingung hemmt die Wirkfamfeit ber NRechtö« 
handlung nit. Das nicht für vorläufig vollitredbar erklärte Vorbehaltsurteil ift erft 
nad) Eintritt der formellen Rechtskraft ($ 705) vollftredbar ($ 704 Abſ. 1); die Zwangs— 
volljtrefung fann nicht mit Rüdficht auf das Nachverfahren eingeftellt werden (vgl. KB. 3. 
Nov. v.1898 ©.48 f., 89, wonach ein Antrag, der bie Einftellung zulafjen wollte, abgelehnt 
wurde). Der Beflagte kann zu Gunften feines Erſatzanſpruchs Arreft beantragen, wenn 
bie VBorausfeßungen dazu gegeben find (KB. z. Nov. v. 1898 ©. 89) [aM.: RG. 11. Yan. 
1904 IW. ©. 96 Nr. 22 für den entiprechenben Fall des $ 600]. Das Vorbehaltäurteil 
fann unter den allgemeinen Vorausfegungen (88 708 ff.) für vorläufig vollftredbar erflärt 
werben. Wird gegen ein vorläufig vollftredbares Vorbehaltsurteil ein Rechtsmittel ein- 
gelegt, fo findet $ 719 Anwendung. Bon dem Vorbehaltsurteile fannı eine vollitredbare 
Ausfertigung für und gegen bie in den $$ 727 bis 729, 738, 744, 749 bezeichneten Per» 
fonen erteilt werben. 

Der materiellen Rechtskraft ift das Vorbehaltsurteil infofern fähig, als es das 
Beitehen ber Forderung des Klägers mit dem Vorbehalt ausfpricdht, daß die vom Be— 
flagten geltend gemachte Aufrechnung fih ala unbegründet erweift. Der Kläger fann 
daher nicht bloß im Nachverfahren, ſondern aud in einem anderen Prozefie der Be— 
ftreitung feiner Forderung aus anderen Gründen mit Berufung auf das Vorbehaltäurteil 
entgegentreten [aM.: bay. 06.26. SA. LX Nr. 63]. 

5. Zu Abi. 4: a) Zufolge der Bedingtheit des Urteils ift die Beendigung bes 
Rechtsſtreits feine endgültige, fondern der Mechtöftreit bleibt anhängig.e Die Wirkungen 
der Rechtshängigkeit ($ 263) dauern fort. Die Forderung des Klägers bleibt in Streit 
befangen; die Abtretung bat auf das Nachverfahren feinen Einfluß ($ 265 Abi. 2); in 
Anfehung der Gegenforderung war niemals Rechtshängigkeit eingetreten; vgl. N.1 litt.a 
Abi. 2 zu $ 263. — Die $ 744, $ 745 Abf.2 finden feine Anwendung auf das Vorbehalts« 
urteil, weil fie die Beendigung des Rechtsſtreits vorausjeken. 

b) Das Nachverfahren bleibt bei dem Gericht anhängig, welches das Vorbehalts- 
urteil erlaffen bat; dies fann auch das Berufungsgericht fein (vgl. N. 4 litt. a zu $ 599). 
Jede der Parteien kann den Prozeß durch Ladung betreiben, indem fie den Gegner zur 
mündlichen Verhandlung Tadet (vgl. N.1 Ziff. II litt. £Z vor $ 214); dabei ift nicht die 
Einlaſſungs-, jondern die Labungsfrift ($ 217) zu beobachten. Die Ladung fann vor 
Eintritt der formellen Rechtskraft und vor ber Zuftellung bes Urteils erfolgen (arg. $ 312 
Abi. 2); ebenfo die Verhandlung und die Entſcheidung. [Vgl. Gaupp (9) N.IV2 und 
für ben entiprechenden Tall des $ 600 auch RG. 19. Yan. 1900 Beitr. z. E. d. DR. 
XLIV ©. 457.] Das Verfahren kann nicht auf Grund des $ 148 ausgeſetzt werden, 
weil feine zwei Prozefle vorliegen, jondern nur ein Prozeß [vgl. RG. 14. Nov. 1896 
SA. LII Nr. 197]. 
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c) Für das Nachverfahren fteht die Forderung vorbehaltlich der Aufrechnung feft. 
Es ift daher nur über die Aufrechnung zu verhandeln und zwar, da bei Unzuläffigfeit 
ber Aufrechnung fein Vorbehaltsurteil erlaffen werden darf (ſ. N. 2 litt. b), nur über die 
Frage, ob bie Gegenforderung bis zur Aufrechnung bejtanden hat. «) Ergiebt fi, daß 
die Gegenforberung nicht beftanden hat, jo ift das Urteil unter Weglaffung bes Vorbehalt 
zu beftätigen. Das neue Urteil ift befinitives Endurteil, 3) Ergiebt fi, daß die Gegen- 
forderung beftanden hat, jo ift das Vorbehaltsurteil aufzuheben und der Kläger mit dem 
Anspruch abzumweiien, fomeit fih die Forderungen beden (BEB. $ 389); über die Koften 
des ganzen Rechtsftreits ift andermweit zu enticheiden. In diefem Fall ift der Kläger, 
unabhängig von der Frage eines Verfchuldens, verpflichtet, dem Bellagten den Schaden zu 
erjegen, welcher dur die Vollftredung des Urteils oder durch eine zur Abwendung ber 
brobenden Vollftrefung gemachte Leiftung entftanden ift. Der Erſatz umfaßt die Heraus- 
gabe des Geleifteten, die Koſten und ben fonftigen Vermögensſchaden (vgl. BEB. 88 249 ff.), 
insbefondere auch entgangene Zinfen fowie den Schaden, der durch eine Zwangsverſteigerung 
entftanden ift. Die Erläuterungen in N. 2 litt. d bis g zu $ 717 finden hierher ent- 
Iprehende Anwendung. 

Der Bellagte kann ben Anſpruch auf Schabenserfak in einem gelonberten Verfahren 
bei dem nach allgemeinen Regeln zuftändigen Gerichte verfolgen. Über die Frage, ob 
für die Klage der Gerichtäftand des $ 32 befteht, 5. N.2 Abſ. 4 zu $ 32. Er fann ben 
Anipruch aber auch in dem anhängigen Rechtäftreite geltend machen. Auf bie Geltend- 
machung bes Schadenderfakanipruchs im Nachverfahren ſowie auf die Verhandlung und 
die Entfheidung über den im Nachverfahren geltend gemachten Anſpruch finden die Er: 
läuterungen in N. 2 litt. i zu $ 717 über den fi aus $ 717 ergebenden Erſatzanſpruch 
entiprechende Anwendung. — Wirb der Anspruch auf Schadenserfat in dem anhängigen 
Rectöftreite geltend gemadjt, jo werben bie materiellen Wirkungen ber Rechtshängigkeit 
(vgl. Nr.1 litt.a, c bis e zu $ 267) zurückdatiert auf die Zeit der Zahlung oder Leiſtung. 
Das hat insbefondbere bie Folge, daß die Prozekzinfen (BED. $ 291) von biefer Zeit an 
zu berechnen find. [Bgl. 8. Seuffert Ztſchraf. d. EPr. XXII ©. 333 f.] 

d) Tritt im Nachverfahren ber Fall ber Terminsverſäumnis ein, jo finden bie Vor— 
ichriften ber $$ 330 ff. entiprechende Anwendung, obwohl das nicht, wie in $ 600 Abi. 3, 
ausdrücklich geſagt iſt. Da das Nachverfahren nicht, wie das Nachverfahren nad) dem 
Urfundenprozeffe, die nochmalige Kognition über ben ganzen Mechtöftreit umfaßt, ſondern 
fi auf das fpeziell vorbehaltene Verteibigungsmittel beichränkt, fo ift der Beklagte als 
ber angreifende, ber Kläger ala ber angegriffene Zeil zu betrachten. Daher ift beim 
Ausbleiben bes Klägers das auf das vorbehaltene Verteidigungsmittel bezügliche mündliche 
Vorbringen bes Beklagten ald zugeftanden anzunehmen und, fomweit dieſes ben Antrag bes 
Beklagten rechtfertigt, nad dem Antrage zu erkennen (arg. $ 331). [Bgl. Gaupp (9) N.IV5 
zu $ 302 und für den entiprechenden Fall des $ 541 Abi. 2 aud Strudm. Koch (8) N. 4c 
zu 88 540, 541, Peterfen (5) N.2 zu $ 541, 9. Meyer Ztichr. f. d. EPr. IX S.359, Troll 
Veri.Urt. S. 100. — AM.: Zeitlmann Über den Einfluß des Zwiſchenurteils ıc. (1893) 
©. 21 ff] — Im Abweſenheit des Klägers fann der Bellagte den Anſpruch auf 
Schabenserfag nicht geltend machen — aus benfelben Gründen, aus welden bie Er: 
hebung einer Wiberflage ausgeichlofien ift, vgl. N. 4 zu 833 und N. 2 zu 8281. In 
Anjehung des Erfaganipruhs kann aljo Verfäumnis nur vorfommen, wenn der Anſpruch 
bereit3 in einem früheren Termin in Anweſenheit des Klägers geltend gemacht war; vgl. 
N.1 zu 8 347. 

e) Da im Nachverfahren verhandelt und entichieben werben fann, bevor bas bie 
Unterlage des Nachverfahrens bildende Vorbehaltsurteil rechtäträftig ift (f. o. litt. b), jo 
fönnen fich ähnliche Situationen ergeben, wie bei Anordnung bes Verfahrens zur Haupt« 
fache vor Rechtskraft des Zmifchenurteild über eine prozeßhindernde Einrebe; vgl. $ 275 
Abſ. 2. Die in N.4 Abſ. 4 zu $ 275 entwidelten Säße finden hierher entipredhende An- 
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8. 303. (275.) 
Iſt ein einzelnes jelbftändiges Angriffs: oder Vertheidigungsmittel oder ein 
Zwifchenftreit zur Entjcheidung reif, jo kann die Entjcheidung durch Zwijchen: 
urtheil erfolgen. 


SE. 5 250, HB. 5478 ff., 5521, 6121 ff., NE. NE. 574 fi., 604, 688, 783, E. 18 249, E. II 
$ 280, €. II 8 285, M. 29 f., 217 f., 


Litteratur: Wach Bortr. (2) ©. 112, * Lehrb. I ©. 455 ff., Schollmeyer Der 
a unter den Parteien (1880), Übel Ztſchr. f. d. CPr. vI ©. 464 fi, v. Kräwel Ard. 
. €. ®r. LXVI ©. 314 ff, Brettner Mag. f. DR. V S.283 ff., R. Faull Über den Begriff und 
bie praftiihe Bedeutung bes Bwiichenftreits (1893), Guſinde Zwiſchenſtreit (1905). 
„Zwiſchenurteil“ heißt a) das Urteil, welches einen Zwiſchenſtreit zwiſchen 
Parteien und Dritten enticheidet (55 71, 135, 387), b) das Urteil, welches über ein ein— 
zelnes jelbjtändiges Angriffs- oder Verteidigungsmittel enticheidet, c) das Urteil, welches 
einen Zwijchenftreit unter den Parteien enticheidet. Pon dem Zmwifchenurteile b und c 
handelt $ 303. 

2. Zwiſchenurteil über ein jelbftändiges Angriffs» und Verteidbigungs« 
mittel. Wegen bes Begriffs „Telbit. Angr.- und Vert. Mittel” ſ. N. 2 zu $ 146. Ein 
Zwiſchenurteil wirb insbeſondere angezeigt fein, wenn eine Beichräntung der Verhandlung 
($ 146) vorherging und bie beichräntte Verhandlung fein Endurteil ermöglicht, kann aber 
auch ohne vorgängige Beſchränkung erlafjen werden. Beifpiele ergeben die in N. 2 zu 
8 146 angeführten Fälle. Es ift zuläffig, durch Zwiſchenurteil über einen von mehreren 
Thatbeitänden, die zur Begründung der Klage vorgebradht find oder über eine von meh- 
reren Einwendungen ober über die Alagebegründung vorbehaltlich der Enticheidung über 
die Einwendungen oder über eine Einwendung vorbehaltlich ber Entſcheidung über die 
Klagebegründung zu enticheiben. Beifpiele ſ. a. Ztichr. f.d. EPr. VI ©. 464 ff., Beitr. z. €. 
db. DR. XXVIII ©. 1146, RG. Entf. XLII ©. 406. 

Ein ſolches Zwifchenurteil ift ein antizipierter Beitandteil der Enticheidungsgründe 
bes Enbdurteils. Es kann nicht auf Zuerfennung oder Abmweifung eines Anspruchs, fondern 
nur darauf lauten, daß ein einzelnes Streitelement, d. i. eine Klagebegründung, eine 
Einrede, eine Replif x. feftgeftellt ober verworfen wird. Das von dem Zmwilchenurteil 
erfaßte Element ift für die Inftanz erledigt. Das Gericht ift an das Zmwifchenurteil ge- 
bunden ($ 318). Über bedingte Zmifchenurteile ſ. $ 461 Abſ. 2. Ein Zwiſchenurteil mit 
anderer Bedingung als Eibesleiftung ift unzuläffig [RG. 24. Febr. 1886 Entih. XVI Nr. 73 
©. 328]. Anfechtbar ift das Zwiſchenurteil erft mit dem Endurteile (88 512, 548); Aus« 
nahme: $ 304. 

3. Zwiichenurteil über einen Zwiichenftreit unter den Parteien. Zwiſchen— 
ftreit unter den Parteien ift der innerhalb eines anhängigen Prozefles ſich ergebende, nur 
nad mündlicher Verhandlung und nicht durch Beichluß oder Verfügung zu erlebigende 
Streit unter den Parteien über prozeſſualiſche Angrifis- und Verteidigungsmittel. [Ygl. 
Gaupp (9) N. III, Peterjen (5) N.5, Schollmeyer a. a. O. ©. 68 fi., 82 ff. 93, Wad 
Vortr. (2) S. 112, Faull a. a. O. S. 24 ff. Teilw. abw.: Wilm. Levy (7) N. 2 litt. b 
vor $ 119 alt.] Der Streit über materiellrehtliche Angriffe: und Verteidigungs— 
mittel ift fein Zmwifchenftreit im Sinne der CPrO. Auch eine Streitigfeit außerhalb 
eines anhängigen Prozefjes, 3. B. über die Zuläffigfeit einer Beweisaufnahme zur Siche- 
rung des Beweiles, ſowie ein Streit über das Vollftredungsverfahren ift fein Zwiſchen— 
ftreit; ebenfowenig das Verfahren über Arreft oder einftw. Verfügung im Berhältniffe 
zur Hauptſache. Streitpuntte, die durch Beſchluß ober Verfügung erledigt werben 
fönnen, find nicht Gegenftand eines Zwiſchenſtreits. Das Gebiet des Zwiſchenſtreits be— 
ſchränkt fih auf ſolche Punkte, die nur nach vorgängiger mündlicher Verhandlung durch 
Urteil erledigt werden fünnen. Daher find alle diejenigen Punfte, über welche ohne 
mündliche Verhandlung entichieden werden kann (ſ. N.5 zu $ 128), dem Gebiete bes 
Zwiichenftreits entrüdt. 
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Als Zwilchenftreit wird im $ 366 Abf.2 der vor einem beauftragten oder erfuchten 
Richter bei der Bemweisaufnahme fich ergebende Streit bezeichnet, von deſſen Erledigung 
bie Fortſetzung der Beweisaufnahme abhängig und zu beffen Erledigung der beauftragte 
oder erſuchte Richter nicht befugt if. Die Mot. z. €. III S.217 bezeichnen ala Zwijchen- 
ftreit die Verhandlung über Urfundenedition, über die Zuläffigfeit eines Beweismittels, 
über eine Beweiseinrede, über die Echtheit von Urkunden und das Verfahren, welches die 
Erklärung über die Zuläffigfeit der Zufchiebung oder Zurüdichiebung eines Eides oder 
bie Abnahme von Parteieiden zum Gegenftande hat. Es laſſen fich anreihen die Streitig- 
feiten über Prozebvorausfegungen (ſ. N. 1 zu $ 274), alfo auch über bie fog. prozeß— 
bindernden Einreben bes $ 274 [val. Schollmeyer a.a.D. ©. 78 ff., Pland Lehrb. I S. 456, 
Strudm. Koch (8) N. 1, Peterien (5) N.5; aM.: Wach Bortr. (2) S.112 ff, Weismann Haupt: 
interv. S.120, Gaupp (9) N. III], über Orbnungsmäßigfeit der Hlagerhebung, über Klag— 
änderung, über bie fyormalien des Einſpruchs, des Reſtitutionsgeſuchs, der Rechtsmittel, 
ber Reſtitutions- und der Nichtigfeitöflage, über die Zuläffigkeit der Zurüdnahme ber Klage 
ober des Rechtsmittels ac. ıc. 

Ergiebt fi aus der Enticheidung bes Zwifchenjtreits bie Erledigung des Prozefles 
für die Inſtanz — wie 3. B. aus der Entſcheidung, da ein Mangel der Prozekvoraus:- 
fegungen vorliege, die Zurückweiſung der Klage oder aus ber Entſcheidung, dab das Rechts« 
mittel nicht orbnungsmäßig eingelegt jei, beffen Zurüdweifung, aus der Abweifung eines 
Urfundeneditionsgefuches oder aus ber Enticheidung, daß eine Eideszu- oder »zurüdichiebung 
unzuläffig fei, die Enticheidung in der Sadje jelbft — fo ift fein Raum für ein Zwiſchen— 
urteil, jondern es ift das Embdurteil zu fällen und bie Enticheidung bed Zwiichenftreits in 
die Enticheidungägründe des Enburteils aufzunehmen, 

Der durch das Zwifchenurteil erfaßte Prozeßſtoff ift für die Inftanz erledigt. Das 
Gericht ift an das Zwifchenurteil gebunden ($ 318). Anfehtbar ift das Zwiſchenurteil 
erjt mit dem Enburteil; Ausnahme: $ 275 Abi. 2 

Das Vorhandenfein eines Zwilchenftreits ift bebeutiam für die Möglichkeit eines 
Verſäumniszwiſchenurteils ($ 347 Abſ. 2) und für die Anordnung einer Eidesleiftung durd) 
Beweisbeichluß ($ 461 Abi. 1). 

4. Über Roftenenticheidung im Zwifchenurteile ſ. N.3 Abf. 6 zu $ 91. 


$. 304. (276.) 
Iſt ein Anjpruch nach Grund und Betrag jtreitig, jo kann das Gericht 
über den Grund vorab entjcheiden. 
Das Urtheil ift in Betreff der Rechtsmittel als Endurtheil anzufehen; 
das Gericht kann jedoch, wenn der Anſpruch für begründet erflärt ift, auf 


Antrag anordnen, daß über den Betrag zu verhandeln jei. 


de 4 1639 ff., 5490, — * lau NB. 597, 579 f., 652, 685, E15 250, E. U 
LIT 8 266, M. 218 f,, 


—— —— Beitr. z. E. d. N. LxzıV ©. 336 ff., Eidhoff eod. LI ©. 110 ff. 

1. $ 304 bezieht ſich nicht bloß auf Prozeffe über Anſprüche auf Schabenseriaß, 
fondern auf alle Progeffe, in denen Grund und Betrag des Anſpruchs ftreitig fein fann, 
3. B. Progefie über Gewährung bes Unterhalts, einer Ausſteuer, Prozeffe über die Bei- 
transpflicht eines Geiellichafters, über die Beitragspflicht zur Vergütung bei Haverei [RG. 
30.Nov. 1898 JW.1899 8.35 Nr. 20], x. Nicht auf Prozefje über Anſprüche auf Heraus- 
gabe beftimmter Gegenftände, 3. B. der Eigentums und der Erbichaftsaniprucd, da es fich hier 
nicht um einen „Betrag“ handelt ſvgl. RG.12. Apr. 1905 Entſch. LX Nr.88 S.366 ff.]. Ebenio 
nicht auf einen Prozeß über den Anſpruch auf Rüderftattung wegen Gläubigerbenadhteiligung 
[R®. 19. Juni 1906 Beitr. z. E. d. DR. LI S.194]. — Auf Feſtſtellungsprozeſſe ift $ 304 
anwendbar, wenn Grund und Betrag ftreitig find [RG. 21. Nov. 1881 Entich. VIII Nr. 104 
©. 362, 7. Juli 1904 IW. S. 493 Nr. 21]; nicht aber, wenn lediglich auf Feititellung ber 
Verbindlichkeit zum Schabenserjage geklagt [vgl. RG. 17. Nov. 1904 Beitr. z. E. d. DR. XLIX 
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€. 1025] oder fein beftimmter Betrag gefordert ift [vgl. RG. 6. Juli 1905 EX. LXI 
Nr. 261, 22, Febr. 1906 Beitr.3.€.d. DR. L &. 1084 ff., 31. Mai 1906 IW. S.472 Nr. 33, 
18. Juni 1906 IW. ©. 469 Nr. 27, Beitr. 3. E.d. DR.LI ©. 197). 

2. Iſt ein Anſpruch nad Grund und Betrag ftreitig, fo fann das Gericht gemäß 
$ 146 anorbnen, daß die Verhandlung zunächſt auf ben Grund zu beichränten jei. Das 
Gericht kann aber auch ohne vorgängige Beichräntung über ben Grund vorab enticheiben, 
ohne den Betrag zu beftimmen [RG. 21. Nov. 1881 Entih. VIII Nr. 104 ©. 361, 3. Ian. 
1884 XI Nr. 141 S.429). In dem Urteil über den Grund bes Anſpruchs ift auszu- 
ipredhen, daß ber in der Klage (oder Widerflage) geltend gemachte Anſpruch dem Grunde 
nad zu Recht beftehe [vgl. RG. 23. März 1905 Entſch. LX Nr. 71 S. 313 ff]. Ein Urteil, 
das den Bellagten zur Leiftung des Schabenserjages vorbehaltlich der TFeftiegung des Be— 
trags verurteilt, ift zwar nicht forreft gefaßt, aber die intorrekte Faſſung ift fein Revifions« 
grund [vgl. RG. 9. Oft. 1905 IW. S. 728 Nr. 22]. In der Vorabenticeidung kann feit- 
geitellt werden, nach welchen Gefichtspunften der Schaden zu berechnen iſt [vgl. RG. 16. Yan. 
1885 Entidh. XIII ©. 109, 405, 25. Nov. 1895 PBeitr. 3. €. d. DR.XLI &.179, 13. Juni 
1896 eod. &.183]. Über den Grund des Anipruchs fann auch durch bedingtes (Eides-) 
Urteil ($ 461 Abf. 2) entfchieden werden. Vgl. 2. Seuffert Ztſchr. f. d. EPr. VII ©. 17 ff., 
Meyer Ztichr. f.d.EPr. XVI ©. 533, RG. 3. Mai 1889 Beitr. z. E.d. DR. XXXII ©. 1167, 
OLG, Jena in Entſch. d. RG. XXVIII Nr. 106 ©.425, OLG. Breslau Ztichr. f. d. EPr. 
XXVIS. 91. — AM.: Haas a. a.O. S.351ff.] Über die Koften ift in dem Urteil über 
ben Grund nicht zu erkennen [RG. 26. Apr. 1885 Entſch. XIII Nr. 104 S. 390, 11. Febr. 
1902 IW. ©. 182 Nr. 5]. 

Ein Urteil, das den durd Klage oder Widerflage geltend gemaditen Anipruch als 
feinem Grunde nach zu Recht beftehend erklärt, darf erft erlaffen werden, wenn alle den 
Anjpruch begründenden Thatſachen einjchließlich der aktiven und paſſiven Sacdlegitimation 
[val. RG. 15. Jan. 1906 IW. S. 141 Nr. 15, 29. Yan. 1906 Entſch. LXII Nr. 81 ©. 337] 
feftitehen und alle Verteidigungämittel, die gegen das Beftehen des Anſpruchs vorgebracht 
find, erledigt find. Kann nur ein Element aus dem die Klage begründenben Thatbeitande 
feftgeitellt werben, jo fann fein Urteil nach $ 304, fondern nur ein Zwilchenurteil nad 
$ 303 erlafjen werden. [Bgl. RG. 21. Nov. 1882 Entich. VIII Wr. 104 ©. 363, 28. Febr. 
1887 Beitr. 3. E. d. DR. XXXII S. 424, 21. Dez. 1892 Enfih. XXXI Nr. 83 ©. 361, 
18. März 1893 Beitr. 3. €. d. DR. XXXVII ©.1243, 14. Juni 1893 eod.&.1241, 3. Apr. 
1900 BL.F. RA. LXV ©. 471, 3. Mai 1900 Beitr. 3. E.d. DR. XLV S. 100, 23. Ian. 1901 
eod.XLV &.1115, 4. Juni 1904 Entſch. LVIII Nr.59 ©. 229 ff., 2. Jan. 1906 IW. ©.115 
Nr.16, OLG. Nürnberg Ztichr. f.d. EPr. XVIII ©. 393.] Auch die Frage, ob der Schuldner 
als Erbe mit unbejchräntter Haftung oder nur mit Vorbehalt der bejchränkten Haftung 
zu verurteilen it, betrifft nicht ben Betrag, fondern den Grund des Anſpruchs und ift 
daher im Zmifchenurteil über den Grund des Anſpruchs zu erledigen [RG. 25. Sept. 1905 
Entih. LXI Nr. 71 &.293f.]. ine Vorabentiheidung über den Grund des Anjpruchs 
kann nicht erlaflen werden, folang eine Aufrechnungseinrebe noch nicht erledigt ift IRG. 
1. Mai 1895 IW. ©. 294 Nr. 10, 11. Apr. 1900 IW. S. 439 N.7, 14. Juni 1901 cit. in 
Entſch. LII ©. 28, 4. Nov. 1902 IW. ©. 632 Nr. 6, 20. Nov. 1902 IW.1903 ©. 5 Nr. 11, 
26. Ott. 1905 Entſch. LXI Nr. 97 S. 410 f., 2. Ian. 1906 IW. ©. 115 Nr. 16]. Erledigt 
ift eine Aufrechnungseinrede, wenn die Einrede ald unzuläffig oder ald unbegründet ab» 
gewieien wird; die Abweiſung ift in den Enticheidungsgründen des den Anipruch feinem 
Grunde nad feititellenden Zwifchenurteild auszuſprechen [RG. 13. Juni 1902 Entſch. 1.11 
Nr. 8S. 27 f.J. Aber auch, wenn die Aufrechnungseinrede nad $ 145 Abi. 3 oder $ 302 
zu getrennter Verhandlung verwiejen wird, gilt fie für ben Prozeß über den in ber Klage 
geltend gemachten Anspruch als erledigt; daher kann ein Urteil über den Grund bes An« 
ſpruchs unter Vorbehalt ber Enticheidung über die zur getrennten Verhandlung verwieſene 
Aufrechnung erlaffen werden [RG. 7. Nov. 1903 IW. 1904 ©.39 Nr. 6]. — Beitreitet 
ber Bellagte feine Schadenseriaßverbindlichleit wegen fog. compensatio culpae (BGB. 
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8 254), fo fann eine Vorenticheidbung über den Grund bes Anſpruchs nur erlaffen werben, 
wenn das Geriht in den Entſcheidungsgründen feftftellt, daß ein Verfchulden des Bes 
ichädigten, das die Erjagverbindlichkeit vollftändig ausjchlöffe, bei ber Entftehung des Scha- 
bens nicht mitgewirkt hat; ein Zwiſchenurteil mit Vorbehalt der Enticheidung hierüber ift 
unftatthaft [RG. 26. Febr. 1904 IW. S. 211 Nr. 25, 18. Sept. 1905 IW. ©. 645 Nr. 13, 
EN. LXI Rr. 44, Beitr. 3. E.d. DR.L S.1072]; wohl aber fann die frage, in welchem 
Maß ein Verichulden bes Geichäbigten bei ber Feſtſetzung des Betrags bes zu erſetzenden 
Schadens zu berüdfichtigen fei, dem Nachverfahren vorbehalten bleiben. — Es kann kein 
Urteil nad $ 304, fondern nur ein Zmwilchenurteil nach $ 303 erlaffen werden, wenn nur 
über ein einzelnes Verteidigungsmittel entfchieben werben fann, während das Beitehen des 
Anspruchs aus anderen Gründen noch zweifelhaft ift [vgl. RG. 3. Mai 1893 Bl. f. RA. XI 
Erg.Bb. S.369, 9. Mai 1900 SA. LVI Nr. 64]. Nicht anders fteht es, wenn nur das 
Entftandenfein des Anſpruchs unter Vorbehalt der Enticheidung über deffen Aufhebung, 
Hemmung oder Anfechtbarkeit feitgejtellt werben fann [vgl. RG. 1. Febr. 1884 SA. XXXIX 
Nr. 254, 14. Juni 1894 BL. f. RU. XIII Erg.Bd. S. 77 ff.). Wird ein einheitliher An» 
ſpruch auf mehrere felbftändige Gründe geftüßt, fo fann über die Gründe des Anipruchs 
teild dur Zwiſchenurteil nach S 303 teild durch Zmwifchenurteil nach $ 304 entichieben 
werben [R®. 27. Febr. 1906 IW. S. 313 Nr. 26]. — Über ben Grund einer Einwendung, 
die nah Grund und Betrag ftreitig ift, fann fein Urteil nad) $ 304, ſondern nur ein 
Zwifchenurteil nad) $ 303 erlaffen werben [RG. 23. März 1904 IW. S. 296 Nr. 22). 
Dies gilt auch in Anſehung der Gegenforberung, die zur Aufrechnung geltend gemacht ift 
[RG. 16. Mai 1882 Entih.VINr.132 ©. 421, 29. März 1883 XII Nr.191 6.363, 14. März 
1894 SA. L Nr. 285, 19. Apr. 1901 Beitr. 3. €. d. DR.XLV ©. 1114, 3. Oft. 1903 JM. 
S. 399 Nr. 8], und zwar auch dann, wenn die Aufrechnung nad) $ 145 Abf. 3 oder $ 302 
zu getrennter Verhandlung verwieſen ift [RG.12. Apr. 1901 Entſch. XLIX Nr. 82 ©. 338]. 
Wird ein Zeil einer Forderung zum Zwecke der Aufrechnung, ein anderer Zeil durch 
Widerflage geltend gemadt, io fann über den Grund ber durch Widerflage geltend ge- 
machten {Forderung ein Urteil nach $ 304 erlaffen werden [vgl. RG. 27.Nov. 1895 SW. LI 
Nr. 226; aM.: OLG. Hamburg Ztichr. F.d.E Pr. XVII S. 139 f.]; aber ein derartiges Urteil 
zu erlaflen ift wegen ber möglichen Verwidelungen nicht zwedmäßig [vgl. Schufgenftein 
Ztſchr. f. d. EPr. XVII ©. 141 f.). 

Treffen die Vorausſetzungen des $ 304 mit denen des $ 301 zufammen, fo ift ein 
Urteil über den Grund eines der mehreren Anſprüche zuläffig; ein folches Urteil fann 
aud gegenüber einem von mehreren Streitgenoffen erlaffen werben IRG. 22. Apr. 1903 
Beitr. z. E. d. DR. XLVII ©. 1167]. 

Liegen bie Borausfegungen zur Erlaffung eines Urteils nach $ 304 vor, jo fteht 
diefe immer noch im Ermeflen des Gerichts. Ein Parteiantrag ift bloß Anregung der don 
Amtswegen zu pflegenden Erwägung über die Zuläffigfeit und Zmedmäßigfeit eines ſolchen 
Urteils. Dagegen, daß das Gericht Fein jolches Urteil erläßt, findet fein Rechtsmittel jtatt, 
aud wenn die Erlafjung beantragt wurde. Wohl aber fann ein Urteil nad $ 304 mit 
Berufung oder Revifion aus dem Grund angefochten werben, daß die Vorausfegungen 
zu einem ſolchen Urteile nicht vorlagen. Vgl. N. 3 litt.a zu $ 301. 

3. Das Urteil nach $ 304 wäre ald Zwiſchenurkeil nicht jelbitändig anfechtbar, ift 
aber durch Abi. 2 in betreff der Nechtsmittel dem Enburteile gleichgeftellt, kann alſo ſelb— 
ftändig durch Berufung und Revifion angefochten werden; folglich ift dieſes Zmwifchenurteil 
gelonderter Rechtskraft fähig und kann nicht erft mit dem Endurteil angefochten werben. 
Die felbftändige Anfechtbarkeit fommt auch dem durch Eib bedingten Zwiſchenurteil über 
ben Grund des Anſpruchs zu [2. Seuffert Ztichr. f. d. CPr. VII S. 19 ff., 3. Mai 1889 
Beitr. 3. E. d. DR. XXXIU ©. 1167, 6. Juli 1898 Entich. XLII Nr. 81 S. 349]. Hit das 
Urteil, welches feitftellt, daß der erhobene Anipruch vorbehaltlich der Enticheibung über 
ben Betrag begrünbet fei, rechtäträftig, jo fann zwar ber Kläger nad) $ 268 Nr. 2 feinen 
Antrag noch über den uriprünglich genannten Betrag hinaus erweitern (auch noch in ber 


488 Zweites Bud. Erfter Abjchnitt. $ 304. 


Berufungsinftang, vgl. $ 529 Abi. 2); aber da ſich die Rechtskraft auf den erhobenen An— 
fpruch beſchränkt ($ 322), erftredt fich die Rechtskraft jenes Urteils über den Grund nicht 
auf den erſt burch die Erweiterung erhobenen Anſpruch [RG. 16. Oft. 1891 Entich. XXVIII 
Nr.106 ©. 425, 11. Apr. 1894 SA. L Nr. 52, 23. März 1904 Entſch. LVIII Nr. 1068.39 ff. 
26. OE.1905 IW. S. 728 Nr. 23, 23. Apr. 1906 Entid. LXIII Nr. 50 ©. 199 f., 25. Juni 
1906 IW. ©. 570 Nr. 42]; jedoch fann bei der Enticheidung über den neu erhobenen An 
fprud auf die Enticheibungsgründe des früheren Zwiſchenurteils verwieſen werden [R®. 
26. Oft. 1905 IW. ©. 570 Nr. 42]. 

Als Verſäumniszwiſchenurteil fann ein Urteil über den Grund des Anſpruchs nicht 
erlaffen werben, weil fein Zwifchenftreit im Sinne bes $ 347 Abf. 2 vorliegt. [RG. 9. Jan. 
1896 Entſch. XXXVI Nr. 110 ©. 428; die abw. Außerung im RG. Entih. X ©. 357 be» 
rubt auf der von den verein. CS. de3 RG. Entſch. XXI ©. 383 ff. reprobierten Anficht 
über Zuläffigfeit der Klage auf Schadenserjag vorbehaltlich der Liquidation.) 

Hat das Gericht in unrichtiger Anwendung des $ 304 ein Urteil erlaffen, das nad 
ber Abficht des Gerichts ein Urteil nah $ 304 fein ſoll, nad der Prozehlage und dem 
Inhalte des Urteils aber überhaupt nicht oder nur als Zwifchenurteil nach $ 303 Hätte 
erlaffen werben bürfen, jo ift das Urteil nad der ftändigen Rechtſprechung des Reichs— 
gerichts, der ſich auch andere Gerichte und die Mehrzahl ber Schriftiteller anfchlofien, 
felbftändig mit Berufung oder Revifion anfechtbar. [Bal. die in N.2 Abi. 2 cit. UM. 
bes RG., ferner bay. ob. 2G. SU. LIV Nr. 254, OLG. Caſſel Ztichr. f. d. EPr. XIV ©. 490, 
OLG. Nürnberg eod. XVII ©. 193, Strudm. Kod (8) N. 3, Wilm. Levy (TI) N. 2 zu $ 276 
alt, Gaupp (9) N. II Abf. 3 und Bd. II S.2 ff. der 7. Aufl., Peterien (5) N. 4 g. E.; 
vgl. a. d. Entſch. d. verein. CS, Entſch. VII ©. 426, wo die ähnlich Tiegende Frage nad 
der Aufechtbarfeit eines Urteils, das inforrefterweife als bedingtes Endurteil erlaffen 
wurbe, ebenfalls zu Gunften der Anfechtbarkeit entichieden wurde. — AM.: Hager 
mann Ztſchr. f. d. EPr. XII ©. 359 ff., 639 ff.) Übrigens kann das Rechtsmittel» 
gericht ein Urteil, das zu Unrecht als Zwifchenurteil nach $ 304 erlafien ift, ala Zwiſchen— 
urteil nach $ 303 aufrecht erhalten, wenn die Vorausſetzungen des $ 303 gegeben find 
[RG. 9. Nov. 1905 IW. 1906 ©. 26 Nr. 27]. Die felbftändige Anfechtbarkeit fommt auch 
dem Urteile zu, welches fich irrtümlich als Zwiſchenurteil nad $ 303 bezeichnet, aber 
feinem Inhalte nach Enticheidung über den Grund des Anſpruchs im Sinne bes $ 304 
it [RG. 11. März 1897 Entih. XXXIX Nr. 98 ©. 389, 6. Juni 1898 Nr. 81 ©. 346, 
29. Apr. 1903 Entich. LIV Nr. 88 ©. 341; vgl. a. RG. 11. Apr. 1900 IW. ©. 439 Nr. 7]. 

4. Wird der Anſpruch als dem Grunde nah hinfällig erfannt, jo ift die Klage 
abzumweilen. Wenn zwar Umftände feftitehen, die eine Erfaßpflicht begründen würden, aber 
auch feititeht, daß thatjächlich fein Schaden entjtanden ift, jo ift fein Bwifchenurteil über 
den Grund bes Anſpruchs zu erlaffen, jondern bie Klage ift abzumweilen [vgl. RG. 13. Nov. 
1905 3%. 1906 ©. 26 Nr. 28]; dagegen fann der Grund des Anſpruchs feitgeftellt werben, 
wenn jene Umftände feititehen, aber ungewik ift, ob ein Schaden entitanden ift [RG. 
18. Ian. 1897 SA. LII Nr. 265]. 

Wird durch Urteil feitgeftellt, daß der Anfpruch feinem Grunde nad zu Recht be- 
fteht, jo unterbleibt regelmäßig die Verhandlung über den Betrag, bis das Urteil rechts» 
kräftig ift; nach Eintritt der Rechtskraft kann jede Partei den Gegner zur Verhandlung 
laden; vgl. N. 2 Ziff. II litt, fd vor $ 214. Das Gericht kann aber auf Antrag bes 
Klägers wie des Bellagten anordnen, daß ſchon vor der Rechtskraft bes Urteils über 
ben Betrag zu verhandeln ſei. Dies wird das Gericht nur thun, wenn es nad Lage 
bes Falles auf Nichtanfechtung oder Beitätigung feines Urteild rechnen kann (KPr. ©. 98). 
In Anfehung des Antrags und der Entſcheidung darüber jowie in Anfehung der Ver— 
handlung und Entſcheidung über ben Betrag finden die in N. 4 zu $ 275 entwidelten 
Sätze entiprechende Anwendung. Gleichwie im Falle bes $ 275 Abi. 2 die ganze Ver— 
handlung über die Hauptjache hinfällig wird, wenn das Urteil über die prozeßhindernde 
Einrede abgeändert wird, jo wird im Falle des $ 304 Abi. 2 die ganze Verhandlung 
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und Enticheidbung über den Betrag hinfällig, wenn das höhere Gericht den Anſpruch als nicht 
begründet erflärt. 

In dem Verfahren über den Betrag können Verteidigungsmittel, die den Grund 
bes Anſpruchs betreffen, nicht geltend gemacht werden [vgl. RG. 29. Yan. 1906 Entſch. LXII 
Nr. 81 ©. 337 ff], es jei denn, daß fie nach der legten mündlichen Verhandlung über den 
Grund bed Anſpruchs, in welcher neue Verteibigungsmittel vorgebradht werden konnten, 
entftanden find (vgl. $ 767 Abi. 2). 

Megen Berjäumnis bes Termins ſ. $ 347 Abi. 1 und N. 2 zu 8347, 

5. Der Wert des Streitgegenitandes in dem Verfahren über den Grund des An— 
ſpruchs ift gleich dem Werte des Streitgegenftanbes jelbft [RG. 10. Oft. 1896 SW. LII 
Nr.113]. Auch die Revifionsfumme it nach dem Betrage zu berechnen, welchen der Kläger 
verlangt bat; die Möglichkeit, den Antrag zu erweitern ($ 268 Nr. 2), fommt hierbei nicht 
in Betracht [RG. 28. Sept. 1903 IW. ©. 385 Nr. 15]. * 


$. 305.* (276a.) 

Durch die Geltendmachung der dem Erben nach den SS. 2014, 2015 des 
Bürgerlichen Gejeßbuchs zuftehenden Einreden wird eine unter dem Vor: 
behalte der bejchränften Haftung ergehende Verurtheilung des Erben nicht 
ausgeſchloſſen. 

Das Gleiche gilt für die Geltendmachung der Einreden, die im Falle der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft dem überlebenden Ehegatten nach dem 8. 1489 
Abſ. 2 und den 88. 2014, 2015 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuſtehen. 


Brot. d. Somm. 3. 2. Lei. b. Entw, e. BEB. V 734 ff., VI 29, 661, 664, Bear. db, Nov. v. 1898 
S. 107. 


Litteratur: PBland Komm. z. BGB. (3) N.2 vor $ 2014 (Bd. V ©. 202 f.), Böhm 
Beitr. 3. E. d. DR. XLII ©. 6% ff. 


1. Aus der Begründung d. Novelle v. 1898 ©. 107: 


„Zufolge BGB. $ 1958 kann vor der Annahme der Erbichaft ein Anſpruch, der fich 
gegen den Nachlaß richtet, nicht gegen den Erben geltend gemacht werden. Uber auch nach der 
Annahme der Erbichaft ift der Erbe, jofern er nicht das Recht auf Beichränkung feiner Haftung 
für die Nachlafverbindlichkeiten verloren hat (BEB. $ 2016 Abſ. 2), berechtigt, die Berichtigung 
einer Nachlaßverbindlichkeit bis zum Ablaufe der in BGB. SS 2014, 2015 beftimmten Friſten 
zu verweigern. Dieje Befugniß joll den Erben in den Stand fjegen, die zur Errichtung des 
Inventard und zur Ermittelung des Schuldenjtandes im Wege des Aufgebot der Nachlaß- 

läubiger yöthige Zeit zu gewinnen. Insbeſondere wird er dadurdy während ber betreffenden 

Sriften gegen bie Folgen des Verzugs gefichert. Auf der anderen Seite würde e3 aber zu weit 
gehen und das Anterejie der Gläubiger gefährden, wenn aud nad Annahme der Erbidhaft für 
die Dauer der Friſten die gerichtliche Geltendmachung einer Nachlaßverbindlichkeit gegen die 
Erben den Gläubigern ſchlechthin verjagt bliebe. Der Entw. beftimmt daher in $ 276a Abi. 1, 
daß durch die dem Erben nad BGB. $$ 2014, 2015 zuftehenden Einreden eine unter dem Bor- 
behalte der beichränften Haftung (zu vgl. 8 695 — 780 Abſ. 1) ergebende Berurtheilung des 
Erben nicht ausgeſchloſſen iſt. Dabei werden übrigens die Rechte des Erben durch die Vorſchrift 
des 8 696a (— 782) gewahrt, wonach er auf Grund der bezeichneten Einreben verlangen kann, 
daß die Zwangsvollftredung für die Dauer der in 88 2014, 2015 beftimmten Friften auf jolde 
Mafregeln beichränft werde, die zur Vollziehung eines Arreftes zuläjfig find. 

Gemäß BGB. $ 1489 haftet im Falle der fortgeiegten Gittergemeinjchaft für Die Ge- 
jammtgutsverbindlichleiten diejer Gemeinjchaft der überlebende Ehegatte perjönlich; jomweit jedoch 
die periönliche Haftung den überlebenden Ehegatten nur infolge des Eintritt der fortgejegten 
Sütergemeinichaft trifft, finden die für die Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten 
geltenden Vorſchriften entiprechende Anwendung. Dahin gehören insbejondere die im BGB. 
$8 2014, 2015 bezeichneten Einreden, und hieraus ergiebt fih ohne Weiteres, daß auch die 
Geltendmachung biejer Einreden im Prozefie für den überlebenden Ehegatten nach den gleichen 
Gefichtspunften geregelt werben muß, wie für den Erben.“ 


2. Ob ber Slläger bie vorbehaltsloſe Verurteilung des Erben beantragen kann, ohne 
einen die Beichränfung ber Haftung ausfchließenden Umftand anzuführen, hängt von der 
Enticheibung der befannten Streitfrage über das Prinzip der Erbenhaftung ab; vgl. bie 
Ritteraturangaben in NR. 1 Abi. 1 zu $ 780. In 8 305 wird vorausgeſetzt, entweder daß 
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der Kläger von vornherein nur Verurteilung mit Vorbehalt der beichränkten Haftung be» 
antragt hat, oder daß ſich aus dem eigenen Vorbringen des Klägers ergiebt, daß ber Erbe 
nicht unbeichräntt haftet, oder daß ber Bellagte dem Antrag auf vorbehaltlofe Ver— 
urteilung gegenüber feine unbefchränfte Haftung beftritten ober die Beſchränkbarkeit feiner 
Haftung geltend gemacht hat. Haftet der Erbe unbeichräntt, fo ftehen ihm bie im BGB. 
88 2014, 2015 bezeichneten Einwendungen nicht zu (BGB. $ 2016 Abſ. 2) und die Ver- 
urteilung erfolgt ohne Vorbehalt. Über die Bedeutung des Vorbehalts der bejchränften 
Haftung ſ. N. 2 litt.d zu $ 780. Über Aufnahme des Vorbehalts in die Urteilsformel 
ſ. N. 2 litt.e zu $ 780. 

3. Das Urteil, welches den Vorbehalt der befchräntten Haftung enthält, ift ein 
Endurteil. Ueber die Vollſtreckung und den Widerſpruch gegen die Vollftredung des Urteils 
i. 85 780 bis 785. 

$. 306. (277. 

DVerzichtet der Kläger bei der mündlichen Verhandlung auf den geltend 
gemachten Anjpruch, jo ift er auf Grund des Verzichts mit dem Anſpruch 
abzuweijen, wenn der Beklagte die Abweifung beantragt. 

NE. 8 374, NP. 698 f., 807, €. 18 251, €. 11 8 268, €. III $ 267, M. 219, AP. 981. 

Litteratur: U. Segler Beitr. 3.2. v. prozeſſualiſchen Anerfenntnis und Berzicht (1903). 


1. a) Gerichtliher Verzicht ift die bei der mündlichen Verhandlung vor dem 
Prozeßgericht oder im vorbereitenden Verfahren vor dem beauftragten Richter (88 348 ff.) 
von dem Kläger abgegebene Erklärung, dab ber in der Klage geltend gemachte Anſpruch 
nicht begründet ſei [vgl. Hellwig Anſpruch und Klagerecht ©. 157]. 

b) Unter Anſpruch ift hier wie auch fonft in ber CPrO. (vgl. N. 2 litt.a zu $ 145) 
nicht bloß das Recht, von einem Andern ein Thun oder eine Unterlaffung zu verlangen, 
ſondern auch das Recht zu veritehen, welches durch Fyeititellungsflage oder Bewirkungsklage 
geltend gemacht wird. Bei der Feſtſtellungsklage läuft der Verzicht darauf hinaus, daß 
der Kläger die Behauptung oder die Beftreitung bes Rechtöverhältniffes oder der Echtheit 
ber Urfunde endgültig aufgiebt; bei der Bewirkungsklage darauf, dab der Kläger das 
behauptete Recht, die Anderung zu verlangen, als unbegründet erklärt. Der Verzicht kann 
fih auf einen von mehreren Anſprüchen oder auf einen Zeil eines teilbaren Anſpruchs 
beziehen; vgl. N. 3 litt.a g. E. zu $ 301. Verzicht auf ein einzelnes Angriffs- oder Ver⸗ 
teidigungsmittel ift fein Verzicht i. S. des 8 306. — Über den Unterfchied zwiſchen Ver— 
ziht auf den Anſpruch und Zurüdnahme der Klage ſ. N. 1 litt.a zu $ 271. 

c) Gerichtlicher Verzicht kann nicht durch Zuftellung eines Schriftiages, fondern nur 
durch mündliche Erflärung erfolgen. IUnrichtig: Pland Lehrb. 1 S. 302.] Der gerichtliche 
Verzicht kann in jeder Inſtanz, auch in der Revifionsinftanz, erklärt werden, folange eine 
mündliche Verhandlung ftattfindet. 

d) Der gerichtliche Verzicht kann von der Partei, dem geleglichen Vertreter oder 
dem Bevollmächtigten erklärt werben. In ber Prozeßvollmacht liegt die Befugnis zum 
Verzichte ($ 81); die Vollmacht kann aber in diefem Punkte beichränft werben ($ 83). 
Der gerichtliche Verzicht ift Prozebhandlung, kann daher im Anmaltsprozeffe nur durch 
den Anwalt erfolgen. 

e) Der Merzicht bedarf nicht der Annahme durch den Beklagten. Er wird nicht 
erft durch den lrteilsantrag bindend. [AM.: v. Ganftein Ztichr. f. d. EPr. I ©. 331, 
Demelius Konfeifio S. 240; dagegen: Wach Ardı. f. c. Pr. LXIV S.244f., Pland Lehrb. I 
©. 302.] Der Verzicht kann auch in Abweſenheit des Bellagten erklärt werben, da er 
eine einfeitige, nicht an ben Gegner, ſondern an das Gericht gerichtete Erflärung ift. 
(al. die Mot. 3. €. IIT S.219, alle Komm., Pland Lehrb. I ©. 301, Hellwig Anſpruch ꝛc. 
©. 157. — AM.: v. Canftein a. a. O. ©. 330.] 

2. Der Verzicht ift von Amtöwegen durd Aufnahme in das Protokoll feftzuftellen 
($ 160 Abſ. 2 Nr. 1); die Protofollierung bes vor dem Prozebgericht erflärten Verzichts 
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ift ijeboch feine Bedingung feiner Wirkfamteit [RG. 15. Juni 1883 Entſch. X Nr. 112 
©. 366, 28. Mai 1896 EN. LII Nr. 115]. 

3. Wirkung bes gerihtlihen Verzichts. a) Auf Antrag des Bellagten ift der 
Kläger auf Grund bes Verzichts mit dem Anspruch abzumeifen. Ohne Antrag wird nicht 
geurteilt. Wird der Antrag geitellt, fo bat das Gericht zunächſt zu unterfuchen, ob bie 
von Amtöwegen zu beachtenden Prozekvorausfegungen (vgl. N.1, 10 litt.a zu 5274) ges 
geben find. Befteht ein ſolcher Mangel, io kann troß dem Verzichte fein Urteil über bie 
Hauptſache, ſondern nur ein Prozehurteil (absolutio ab instantia) erlaffen werben. Be— 
iteht fein ſolcher Mangel, jo hat das Gericht nur zu prüfen, ob ein gerichtlicher Verzicht 
vorliegt; ift dies der Fall, fo ift ohne weitere Kognition das abweiiende Urteil zu erlafien. 
Diefes Urteil begründet die exceptio rei iudicatae. Das Urteil ift anfechtbar mit den 
gewöhnlichen Rechtsmitteln. Auch für die höhere Inſtanz behält der Verzicht feine Kraft. 
Eine Abänderung kann alfo nur erreicht werden, wenn die Eriftenz eines gültigen Ver— 
zichts beftritten wird. — Wurde das abweiſende Urteil in dem Termin, in welchem ber 
Verzicht erflärt wurde, nicht beantragt, jo kann ber Beklagte den Kläger auf einen fpäteren 
Zermin laden, um das Urteil zu verlangen. In diefem Termine farm fein Verſäumnis— 
urteil, ſondern, auch wenn der Kläger ausbleibt, nur ein Urteil auf Grund des Verzichts 
beantragt werben. Verſäumt ber Beklagte den Termin, jo kann ber Kläger ebenfalls fein 
Verſ. Urt. verlangen [vgl. Wach Beitr. 3. E. d. DR. XXXVI ©. 20 ff. J. 

b) Der gerichtliche Verzicht ift nicht Rechtsgeſchäft, ſondern Prozebhandlung. Da 
aber dieje Prozeßhandlung die gerichtliche Kognition abfchneidet und das Gericht zu einem 
Urteil in Gemäßheit des Verzichts nötigt, jo ift der Verzicht unwirkſam, wenn der Kläger 
das Necht, auf welches er verzichtet, nicht aufgeben kann. Daher ift der Verzicht unwirk— 
fam, fomweit er den aus familienrechtlihen Verhältniffen entjtandenen Anſpruch auf Ge- 
währung bes Lebensunterhalts für die Zukunft betrifft (BGB. $ 1614 Abf. 1), ebenſo der 
unentgeltliche Verzicht des unehelihen Kindes auf den Unterhalt für die Zukunft (BEL. 
$ 1714 Abi. 2). Aus dem gleichen Grunde ift der Verzicht unwirkſam in Prozefien über 
die Nichtigkeit einer Ehe lvgl. Birkmeyer Ztichr. f. db. EPr. VII ©. 422], über das Beſtehen 
oder Nichtbeftehen einer Ehe unter den Parteien ($ 638) und über das Beitehen oder Nicht- 
bejtehen eines Eltern: und KHindesverhältniffes oder der elterlichen Gewalt unter den Par» 
teien ($ 640 Abſ. 1); in diefen Fällen lautet auch das Verfäumnisurteil gegen den Kläger 
nicht auf Abweifung, fondern auf Zurüdnahme der Stlage ($ 635, $ 640 Abi. 1). Dagegen 
ift in anderen alö den bezeichneten Eheprozeffen [vgl. bay. ob. 2G. BI. f. RA. LIX ©. 46, 
betr. die Scheidung] fowie in Entmündigungsprozeffen der Verzicht wirkfam; denn im 
diejen Fällen fann der Kläger das geltend gemachte Recht aufgeben. — In allen Fällen, 
in denen ber Verzicht als ſolcher unwirkſam ift, kann in der Verzichtserklärung eine Zurüd- 
nahme ber Klage gelegen fein. 

4. Der gerichtliche Verzicht kann nicht einfeitig, wohl aber mit Einwilligung des 
Gegners widerrufen werden. Widerruf und Einwilligung find in der mündlichen Ver: 
handlung zu erklären. Von dem Widerrufe zu unterfcheiden ift die Erhebung von 
Einwendungen gegen die Wirkfamfeit des Verzichts. Da der gerichtliche Verzicht eine 
Willenserklärung (wenn auch fein Nechtsgeichäft) ift, finden auf den Verzicht die Vor- 
ichriften über Anfechtbarfeit wegen Irrtums (BEB. $ 119), argliftiger Täuſchung oder 
widerrechtlicher Bedrohung (BEB,$123) entiprehende Anwendung. Simulation (BGB. 
$ 117) und Mangel der Ernftlichfeit (BGB. $ 118) kommen nit in Betracht, da der 
Berzicht dem Gerichte gegenüber erklärt wird. Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem Bellagten (arg. BEB. $ 143 Abf. 1, 3 Sak 2); fie fann aud im Prozefle 
von und gegenüber dem Bevollmächtigten erklärt werden; vgl. N. 3 zu $ 81. Die 
Anfehtung hat die Nichtigkeit zur Folge (arg. BGB. $142 Abi. 1). Die Nichtigkeit kann 
geltend gemacht merden bis zum Schluffe der mündlichen Verhandlung, auf welche das 
Ürteil ergeht. Wirb das Urteil mit Berufung angefochten, jo kann die Nichtigfeit wieder 
in der Verhandlung vor dem Berufungsgerichte geltend gemacht werden. In der Reviſions- 
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inftanz Tann die Nichtigkeit nicht neu geltend gemadht werden. Die Rechtskraft bes Ur— 
teild bdedit etwaige Mängel bes Verzichts. Iſt der Verzicht durch eine ftrafbare Handlung 
(3. B. Betrug oder Erprefiung) bewirkt worben, fo findet bie Reftitutionsflage ($ 580 
Nr. 4) Statt. 

5. Die Vorfchrift des $ 306 gilt auch für den Verzicht auf den durch Widerflage 
erhobenen Anſpruch. 

6. Wegen ber Gebühren ſ. GKG. $$ 21 bis 23, 

7. Der außergerihtliche Verzicht fteht unter den Vorjchriften des bürgerlichen 
Rechtes. 

$. 307. (278.) 

Erkennt eine Partei den gegen fie geltend gemachten Anspruch bei der 
mündlichen Verhandlung ganz oder zum Theil an, jo ift fie auf Antrag dem 
Anerfenntniffe gemäß zu verurtheilen. 


DE. 8 645 Abſ. 1 Nr.7, NE. 8 375, NE. 698 fi., 711 ff., 807, E. 1 8 252, E. II 8 268, €. IM 
5 268, M. 219, KB. 98 f. 


Litteratur: U. Hofmann Hift. dogm. Darft. d. Anerkenntniſſes i. CPr. (1892), Degentolb 
Das Anerfenntnisurtheil (Leipz. Def. Progr. 1902, auch in Degentolb Beiträge z. CPr. 1905 
©.109 ff.), U. Hegler Beitr. 3. £. vom prozefjualiichen Anerfenntnis und Verzicht (1903); vgl. a. 
die zu $ 288 angeführte Litteratur, insbejondere Demmler Geftändnis von Rechtsverhältnifien. 

1. Gerichtliches Anerkenntnis ift die bei der mündlichen Verhandlung vor 
dem Prozeßgericht oder im vorbereitenden Verfahren ($$ 348 ff.) vor dem beauftragten 
Richter von dem Bellagten abgegebene Erflärung, daß der in der Klage geltend gemachte 
Anspruch zu Necht beftehe [vgl. Hellwig Anſpruch und Klagerecht S.157]. Über Anſpruch 
vgl. N. 1 litt. b zu 8306. Bei ber TFeititellungsflage läuft das Anerfenntnis auf ein Zur 
geitändnis bes Beftehens oder des Nichtbeftehens des Rechtöverhältnifies, der Echtheit oder 
der Unechtheit der Urkunde hinaus. — Die in N. 1 litt.c bis e zu 5 306 für den Ver— 
zicht aufgeftellten Säte finden auf das Anerfenntnis entiprechende Anwendung. 

2. Das Anerfenntnis ift von Amtswegen in das MProtofoll aufzunehmen. Die 
Protokollierung des vor dem Prozeßgericht erklärten Anerfenntniffes ift jedoch feine Vor— 
ausfegung feiner Wirkfamkeit; vgl. R. 2 zu 8 306. 

3. Wirkungen des geridtlihen Anerfenntniffes. a) Auf Antrag bes 
Klägers iſt ber Bellagte auf Grund des Anerfenntniffes zu verurteilen. Ohne Antrag 
wird nicht geurteilt [RG. 2. Nov. 1880 Entfch. III Nr.55 ©. 193, 5. Mai 1894 Beitr. 3. 
E. d. DR. XXXVII ©. 1226, bay. ob. LG. SA. XLI Nr. 304]. Wird ber Antrag ge- 
itellt, jo hat das Gericht zunächft zu unterfuchen, ob die von Amtswegen zu beachtenden 
Prozeßvorausſetzungen (vgl. N. 1, 10 litt. a zu $274) gegeben find. Beſteht hier ein Mangel, 
jo kann troß dem Anerfenntniffe nicht zur Hauptjache, fondern nur auf absolutio ab 
instantia erfannt werden. Beſteht aber fein folder Mangel, jo hat das Gericht nur zu 
prüfen, ob ein gerichtliche Anerfenntnis vorliegt; ift dies der Fall, jo ift ohne jede 
weitere SKognition das verurteilende Urteil zu erlaffen. Diejes Urteil begründet bie 
exceptio rei iudicatae, Wegen der Enticheibung über die Prozeßkoſten vol. $ 93. — 
Das Urteil ift anfechtbar mit den gewöhnlichen Rechtämitteln [RG. 1. Febr. 1893 SA. 
XLIX Nr. 130]. Über jelbftändige Anfechtung der Enticheidung über die Prozektoften 
j.$ 99 Abi. 2. Auch für die höhere Inſtanz behält das Anerfenntnis feine Kraft. Eine 
Abänderung kann alfo nur erreicht werden, wenn bie Eriftenz eines gültigen Anerfennt« 
niffes mit Erfolg bejtrittemr oder das Anerfenntnis mit Erfolg angefochten wird. Was in 
N. 3 litt.a zu $ 306 über die Erwirkung des Urteild in einem jpäteren Termin und über 
die Terminsverfäumnis gefagt ift, findet hierher entiprechende Anwendung. 

b) Das gerichtliche Anerfenntnis ift nicht Rechtägeihäft, jondern Prozekhandlung. 
Da aber das Anerfenntnis die gerichtliche Kognition abjchneidet und das Gericht zu einem 
Urteil in Gemäßheit des Anerfenntniffes nötigt, jo hat das Anerfenntnis die unter litt. a 
bezeichnete Wirkung nicht, wenn der Bellagte die durch das Urteil auszufprechende Rechts— 
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lage nicht durch rechtögeichäftliche Verfügung herbeiführen fann. Daher fommt bie Vor: 
ichrift über die Wirkung des Anerfenntniffes nicht zur Anwendung in allen Ehelachen 
($ 617 Abf. 1), in den in 88 640, 641 bezeichneten Statusprozefjen ($ 640 Abf. 1, $ 641 
Abi. 1), in Entmündigungsprozefien ($ 670 Abi. 1, 8 679 Abi. 4, 8 684 Abi. 4, $ 686 
Adi. 4) und im Prozeß über die Anfechtungsflage gegen eine Todeserklärung ($ 975). 
Bei den Klagen auf Bollftredungsurteil ($$ 722, 1042) und auf Vollftredungsflaufel 
(8$ 731, 738) hat das Anerfenntnis die gewöhnliche Wirkung [aM.: Gaupp (9) RN. III 
Peterſen (5) N.5, auf Grund ber unridhtigen Annahme, daß bier der Parteibispofition 
aus Gründen des öffentlichen Intereſſes die Wirkſamkeit zu verfagen jei]. Das Anerkenntnis 
eines Anspruchs, der offenfichtlich aus einem verbotenen oder umfittlihen Geihäft (BEP. 
88 134, 138), aus bem Verſprechen eines Ehemäklerlohns (BEB. $ 656), aus Spiel, 
Wette oder Differenzgeichäft (BEB. 88 762, 764) hergeleitet wird, fan nicht zu einer 
Verurteilung führen, weil Anfprüchen folder Art der Rechtsſchutz verfagt ift lvgl. Degen» 
folb a. a. O. S. 58f. des Del. Progr., S. 155 ber Beitr. 5. EPr.]. 

4. Was in N. 4 zu $ 306 über ben Widerruf des Verzicht und über die Erhebung 
von Einwendungen gegen die Wirkfiamfeit bes gerichtlichen Verzichts geſagt ift, findet ent- 
iprechende Anwendung auf das gerichtliche Anerfenntnis. Cine Anfechtung bes gericht- 
lichen Anerfenntnifjes wegen ungerechtfertigter Bereicherung (vgl. BGB. 8 812 Abi. 2) ift 
nicht zuläffig; denn das gerichtliche Anerfenntnis ift fein Vertrag [vgl. OLG. Köln Recht: 
ipr. db. OLG. XIII ©. 150]. 

5. Die Vorichriften des $ 307 gelten auch für das Anerfenntnis eines durch Wider: 
flage erhobenen Anſpruchs. 

6. Wegen ber Gebühren |. GG. $$ 21 bis 23, 

7. Das außergerichtliche Anerfenntnis fteht unter den Vorfchriften des bürger- 
lichen Rechtes. Dal. insbejondere BGB. $ 781 und Pland Komm. 3. BEB.(1) N. 2,3 zu 
8781. Über das außergerichtliche Anerfenntnis des Nichtbeftehens eines Rechtsverhältnifies 
ſ. Pland Komm. (8) N. 5 litt. a bis c zu $ 368 und N. 6 zu 8 397. 


$. 308. (279.) 

Das Gericht ift nicht befugt, einer Partei etwas zuzufprechen, was nicht 
beantragt ift. Dies gilt insbefondere von Früchten, Zinfen und anderen 
Nebenforderungen. 

Ueber die Verpflichtung, die Prozeßkoſten zu tragen, hat das Gericht 
auch ohne Antrag zu erkennen. 

HE. 453 pP 1622 ff. 5473 f., NE. 8 424, NE. 580 J., E. 18 262, E. II 8 264, €. III & 269, 
M. 219 f., AB. 99T. 


1. Zu Abs, 1: Hier ift der der Verhandlungsmarime entiprechende Saß ..Ne ent 
iudex ultra petita partium‘‘ ausgeſprochen. Vgl. dazu Pland Lehrb. I ©. 435 ff. 

a) Das Gericht darf einer Partei nicht mehr an Haupt- oder Nebenjache zuſprechen, 
als beantragt ift. Die gemeinrechtliche Streitfrage, ob der Richter in Zuerfennung von 
accefjorischen Leiftungen über den Antrag der Partei hinausgehen dürfe [Wetzell Spit. (3) 
843 N. 35 ©. 519], ift, abgejehen von ben Prozeßfoften, verneinend entichieden. Die 
Anrufung des nobile officium iudieis (die fog. celausula salutaris, ſ. RA. v. 1550 8 13, 
v. 1551 $ 82), erfegt ben Antrag nit. Eine Nebenforderung, die nicht mit der Haupt» 
ſache geltend gemacht wurde, fann jelbftändig eingeflagt werben. b) Das Gericht darf 
einer Partei nichts anderes zufprechen, als fie beantragt hat; natürlich genügt ein 
eventueller Antrag. Über eventuelle Anträge |. N. 2 litt. c zu 8260. c) Der Kläger 
fann nur als Widerbeflagter verurteilt werden. Ein Antrag auf Verurteilung des Klägers 
nah $ 302 Abſ. 4 Sap 4, $ 541 Abf. 2, 5 600 Abi. 2, $ 717 Abi. 2 enthält zwar nicht 
formell, aber materiell eine Widerflage. d) Auch bei Klagen, die nicht auf Verurteilung 
fondern auf Feſtſtellung oder auf Rechtsänderung gehen, bilden die Anträge des Klägers 
die unüberfchreitbare Grenze der Kognition und des Urteils [vgl. RG. 24. Juni 1884 Entid). 
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XIV Rr. 24 ©. 104 in Bezug auf negative FFeftitellungsflagen; 19. Sept. 1884 SA. XL 
Nr. 156 in Bezug auf Klagen in Eheſachen). Der nad) BGB. $1574 mit dem Scheibungs- 
urteile zu verbindende Schuldausfpruch braucht nicht befonders beantragt zu werden, jondern 
ftedt in dem Sceibungsantrage; vgl. a. $ 624. e) Ein Verſtoß gegen die Vorſchrift des 
$ 308 fann durch Berufung oder Nevifion, aber nicht durch Nichtigkeitsflage geltenb ge— 
macht werben. 

2. Zu Abi. 2: Nicht bloß bezüglich der Erlaffung einer Entjcheidung im Koften- 
punkte, fondern auch bei Beurteilung der frage, welcher Partei die Koften zu überbürden 
feien, ift da8 Geriht von einem Antrag unabhängig. — Darüber, in welchen Urteilen 
über die Prozehfoften zu erkennen ift, ſ. NR. 3 zu $ 91. Enthält das Schlußurteil die Ent» 
fcheidung im Koftenpunfte nicht, jo fann die Ergänzung nad) $ 321 beantragt werben. 
Gejondert kann der Anſpruch auf Eritattung der Koſten nicht verfolgt werden, vgl. N. 1 


Abi. 3 vor $ 91. 
$. 309. (280.) 
Das Urtheil kann nur von denjenigen Richtern gefällt werden, twelche 


der dem Urtheile zu Grunde liegenden Verhandlung beigewohnt haben. 
HE. 8 258, HP. 1614 ff., 5470 f., NE. 5 341, NP. 521, 588, 604, E. 18 255, E. II 8 265, E. II 
8 270, M. 21, 220, HP. 101. 


1. Die dem Urteile zu Grunde liegende Verhandlung ift die letzte mündliche Ver— 
handlung vor dem Urteile; vgl. N. 3 litt. c zu $128. it einer der Richter dauernd ver- 
hindert, fi an der Urteilsfällung zu beteiligen — 3. B. geftorben, abgeſetzt, penfioniert, 
ichwer erkrankt — fo bleibt nichts übrig, als die Wiedereröffnung der Verhandlung ($ 156). 
Wegen Beiziehung von Ergänzungsrichtern ſ. GVG. $ 194 Abſ. 2. Verlegung des $ 309 
begründet die Revifion ($ 551 Nr. 3) und die Nichtigkeitäflage ($ 579 Nr. 1). — Die Vor— 
fchriften über Beratung und Abjtimmung ſ. GBG. $$ 194 bis 199, 

2. Die Vorfchrift des 8 309 bezieht ſich nicht auf die Verkündung, fondern nur 
auf die Füllung des Urteils, d. i. auf die Beſchlußfaſſung. Verkündet fann das Urteil 
von anderen Richtern werben [val. RG. 30. Sept. 1903 IW. ©. 383 Nr. 6]. Zwar madt 
erft die Verkündung das Urteil für das Gericht unabänderlih, bis zu biefem Zeitpunfte 
fann jeder Richter von feinem Votum zurüdtreten; aber die Verkündung ift doch nur ein 
äußerliches Moment. Das Urteil fam mit der Beſchlußfaſſung zu ftande, feine Eriftenz 
wird durch das Ausſcheiden eines beteiligten Richters nicht alteriert; dafür, dab fein 
anberes ald das wirklich beichloffene Urteil publiziert wird, bürgt die Autorität des Ge— 
richts (Mot. z. E. III S. 220, nordd. Prot. II S. 588, 589). [Bal. Wach Hanbb. I ©. 325 
N.10, RG. 26. Yan. 1897 Beitr. 3. E. d. DR. XLI ©. 1187. — AM.: Kleinfeller Die 
Funktionen db. Vorſitzenden ©. 296 ff.) 

3. $ 309 gilt auch für Beichlüffe, die auf Grund einer mündlichen Verhandlung 
ergehen ($ 329 Abi. 2). 

$. 310, (281.) 


Die Verkündung des Urtheils erfolgt in dem Termine, in welchem die 
mündliche Verhandlung gejchloffen wird, oder in einem jofort anzuberaumenden 
Termine, welcher nicht über eine Woche hinaus angeſetzt werden joll. 


DE. 8 257, HP. 1674 ff., 5491 ff, NE. 8 496, NE. 586, E, 18 256, E. II 266, €. Un $ a7ı, 
. 220 5., EP. 101 f. 


1. Vor der Verfündung eriftiert das Urteil für die Parteien nicht. Die Verfündung 
fann nur durch das Sitzungsprotokoll bemwielen werden ($ 160 Abi. 2 Nr.6, 5 164). Zur 
ftellung erjeßt die Verfündung nicht. Wegen Öffentlichkeit bei Verfündung bes Urteils 
ſ. GBG. $ 174. 

2. Someit ala möglich foll das Gericht nah dem Scluffe der Verhandlung in 
Beratung treten und das Urteil an bemielben Tage verfünden. Sit dies nicht möglich, 
fo hat der Vorfigende einen Zermin zur Verfündung zu beftimmen. Der Termin joll 
nicht über eine Woche hinaus angejegt werden; die Aniegung auf längere Zeit hinaus 
ift fein Grund zur Anfechtung des Urteils (KPr. ©. 101, 102); auch findet feine Be- 
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ſchwerde ftatt. Kann in bem angejegten Termine die Verfündbung nicht erfolgen, fo ift 
ber Termin von Amtswegen zu verlegen oder die Verkündung zu vertagen. 
3. $ 310 gilt aud für Beichlüffe, die auf Grund einer mündlichen Verhandlung 
ergehen ($ 329 Abi. 2). 
$. 311.* (282.) 


Die Verkündung des Urtheils erfolgt durch Vorlefung der Urtheilsformel. 
Perfäumnißurtheile, Urtheile, welche auf Grund eines Anerfenntnifjes erlafien 
werden, jowie Urtheile, welche die Tyolge der Zurücknahme der Klage oder des 
Verzichts auf den Klaganſpruch oder welche den Eintritt der in einem be- 
dingten Endurtheil ausgedrüdten Folgen ausiprechen, können verkündet werden, 
auch wenn die Urtheilsformel noch nicht jchriftlich abgefaßt ift. 

MWird die Derfündung der Entjcheidungsgründe für angemefjen erachtet, 
jo erfolgt fie durch Vorlefung der Gründe oder durch mündliche Mittheilung 
des wejentlichen Inhalts. 


DE. 98 257, 272, HP. 1674 ff., 6491 F., NE. — 346, * un 595, 604, 784, E18 257, E. U 
8 37, €. 2 272, M. 22, RB. 102 f . 5 1898 &. 90. 


1. Der Vorfißende (vgl. $ 136 Abi. 4) hat die ——— ($ 313 Abf. 1 Nr. 5) 
vorzulejen. Diefe muß alfo niedergeichrieben fein. Dadurch wird die Übereinftimmung 
des verfündeten mit dem fpäter in vollftändiger Form redigierten Urteile gefichert; vgl. 
N. 2 litt. a zu $ 315. Ausnahmen find zugelaſſen für Verjäumnisurteile (8$ 330, 331), 
für Urteile, die auf Grund eines Anerkfenntniffes ($ 307), einer Zurüdnahme der Klage 
($ 271 Abi. 3) oder eines DVerzichts ($ 306) ergehen, und für Läuterungsurteile ($ 462 
Abi. 2). Die Verkündung ift im Protokolle feitzuftellen ($ 160 Abi. 2 Nr. 6). 

2. Die Verfündung der Enticheidungsgründe gehört nicht zur Verkündung des Ur: 
teils, sondern fteht im Ermeſſen bed Vorſitzenden (nicht des Gerichts). Der Vorſitzende 
kann die Gründe ganz ober teilweife vorlefen oder durch einen Beifiter ober ben Gerichtö- 
jchreiber vorlefen laffen. Der Vorfikende fann auch die noch nicht niedergefchriebene Be— 
gründung ertemporieren. Wegen Abweichung der niebergeichriebenen Gründe von ben 
verfünbeten |. N. 2 litt. ag. €. zu $ 315. 

3. Beihlüffe und Verfügungen fünnen ohne vorherige Niederjchrift verkündet 
werben. Wegen ihrer Feitftellung zu Protokoll ſ. $ 160 Abf. 2 Nr. 5. 


$. 312. (283.) 

Die Wirkjamkfeit der Verfündung eines Urtheils ift von der Anmejenheit 
der Parteien nicht abhängig. Die Verkündung gilt auch derjenigen Partei 
gegenüber al3 bewirkt, welche den Termin verſäumt hat. 

Die Befugnig einer Partei, auf Grund eines verfündeten Urtheils das 
Verfahren fortzufegen oder von dem Urtheil in anderer Weiſe Gebrauch zu 
machen, ift von der Zuftellung an den Gegner nicht abhängig, joweit nicht 
diejes Gejeg ein Anderes bejtimmt. 


HE. 8 271, HR. 1693 f., 1533, 6168 f., 6001. NE. 88 339, 347, NB. 608f., E15 38, E. U 
Fe . II 8 278, M. 221 f., RP. ı 


1. Zu Abf. 1: Auch wenn beide — nicht erſchienen ſind, iſt das Urteil zu 
verfünden [RG. 17. Febr. 1893 SA. XLIX Nr. 59]. — Daraus, dab bie Verkündung 
auch derjenigen Partei gegenüber ald bewirkt gilt, welche den Termin verfäumt bat, folgt 
insbelondere, daß es einer Ladung ber nicht erjchienenen Partei zu bem verfünbeten 
Termine nicht bebarf; vgl. N. 1 zu $ 218. 

2. Zu Abi. 2: a) Die Beitimmung, daß von ber verfündeten Enticheibung fchon 
vor der Zuftellung Gebrauch gemacht werden barf, ift inäbefondere für Zwiſchenurteile 
jowie für Verfügungen und Beichlüffe wichtig. Übrigens ift fie auch für Endurteile nicht 
bebeutungslos; es fann 3.3. das verfündete Urteil, ohne zugejtellt zu fein, benußt werben, 
um einen Arrejt oder eine einftweilige Verfügung oder um bie Bollitredbarfeitäflaufel zu 
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einem Urteile der früheren Inſtanz zu erlangen. Auch wirb ſchon durch Verkündung bes 
Urteils, wodurd ein Arreftbefehl oder eine einftweilige Verfügung aufgehoben wird, bie 
Wirkſamkeit des Arrejtbefehls oder der einftw. Verf. beendigt [RG. 10. Febr. 1894 Entich. 
XXXII Nr. 118 ©. 421 ff.]. 

b) Die Zuftellung der Urteile wird im Gefege neben der Verkündung gefordert für 
den Beginn des Laufes der Notfriften der $ 339 Abf. 1, $ 516 Abi.1, $ 552 Abi.1, $ 577 
Abj.2, für die Eröffnung ber Friſten ber $ 320 Abſ. 2, $ 321 Abf.2 und für die Zuläffig- 
feit der Zmwangsvollitredung ($ 750 Abf. 1). Zuftellung des Schiedsſpruchs f. $ 1039. 

3. Auf Beichlüffe und Verfügungen findet $ 312 entfprechende Anwendung ($ 329 


Ab. 2). 
$. 313.* (284.) 
Das Urtheil enthält: 

1. die Bezeichnung der Parteien, ihrer gefeglichen Vertreter und der Prozeß: 
bevollmächtigten nad; Namen, Stand oder Gewerbe, Wohnort und Partei: 
itellung; 

2. die Bezeichnung des Gerichts und die Namen der Richter, welche bei der 
Entjcheidung mitgewirkt haben; 

3. eine gedrängte Darftellung des Sach: und Streitftandes auf Grundlage 
der mündlichen Vorträge der Parteien unter Hervorhebung der geftellten 
Anträge (Thatbeitand); 

4. die Entjcheidungsgründe; 

. die von der Darjtellung des Thatbeſtandes und der Entjcheidungsgründe 
äußerlich zu jondernde Urtheilsformel. 

Dei der Darftellung des Thatbeſtandes ijt eine Bezugnahme auf den 

‚Inhalt der vorbereitenden Schriftjäße und auf die zum Sigungsprotofoll er: 
folgten Feſtſtellungen nicht — 


DE. 8 258, HB. 1678 ff., 544 f., NE. 8 348, NP. 587 ff., 645, E. z 5.2, €. 18 269, €. I 
8 274, M. 28 f., 222, HE. 108, 543 ff., Sen. d. Nov. v. 1898 ©. 1 


1. Die Vorfchriften des $ 313 gelten für alle Arten von Urteilen (vgl. N. 2 vor 
3 300), —— nicht für Beſchlüſſe und Verfügungen. 

Zu Abi. 1 Nr. 1: a) Über Parteien vgl. N. 1bis 5 vor 850. Über deren 
wo ſ. N. 4 litt. A Ziff. I Abſ. 1 zu $ 253. Maßgebend ift zunächt die Klage 
ſchrift. Es ift aber nicht ausgeichloffen, dab im Laufe des Prozefjes die Parteibezeihnung 
berichtigt wird; dann ift die berichtigte Bezeichnung in das Urteil zu ſetzen [vgl. Weiz- 
fäder Ztichr. f. d. EPr. XXVII ©. 76]. Wurde die Klage von einem oder gegen einen 
nicht zur geleßlichen Vertretung Legitimierten oder von einem Nichtbevollmädtigten er— 
hoben, jo ift gleichwohl das Urteil auf den Namen der Partei zu ftellen, vgl. R.1 litt.c«,8 
au 856, N.3 litt.a, b zu $ 88. Tritt im Laufe des Prozefjes ein Wechſel einer Partei 
ein (vgl. 85 75 bis 77, 88 239, 240, 243, 246, N. 5 litt. b zu $ 265, $ 266), fo ift im 
Urteile die neue Partei zu bezeichnen. Zu bezeichnen ift auch ber Nebenintervenient. — 
Über Berichtigung einer ungenauen oder irrtümlichen Namensangabe im Urteile ſ. N.1 zu 
8 319. Sit eine ‘Partei im Urteile nicht oder jo ungenau bezeichnet, daß nicht zu erjehen 
ift, wer bie Partei ift, jo fann das Urteil wegen Verlegung des $ 313 Abf. 1 Nr, I mit 
Berufung und Revifion angefochten werden [RG. 10. Juni 1898 SA. LIV Rr. 50]; wird 
ein folches Urteil rechtskräftig, fo kann es zur Begründung der Rechtskrafteinrede und zur 
Zmangsvollftrefung nicht benußt werden [Pland Lehrb. I ©. 464]. 

b) Über geſetzliche Vertreter ſ. N.3 bis 5 zu 8851, 52. Neben bem geſetzlichen 
Vertreter ift auch die Partei zu bezeichnen, jomweit fie nicht, wie 3. B. beim Nachlaß- ober 
Konfursvermwalter, aus der Bezeihnung der Vertreterftellung zu entnehmen ift. 

c) Über Prozeßbevollmächtigte ſ. N 1 zu $81. Der der armen Partei nad) 
$ 116 Beigeordnete ift nicht Prozehbevollmäcdtigter. Die Bezeihnung der Prozehbevoll- 


or 
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mächtigten ift erft durch die Novelle geboten worben; die Bezeichnung ift wegen ber Zus 
ftellungen bebeutfam; vgl. 88 176 bis 179. Über Wiebereinfegung wegen unrichtiger Be— 
zeichnung bes Prozekbevollmädtigten ſ. $ 235 Abi. 2. 

Ad bunde: Iſt verjehentlich der geſetzliche Vertreter oder der Progekbevollmächtigte 
nicht oder unrichtig bezeichnet, To ift eine Berichtigung nad) $ 319 möglich; auch kann das 
Urteil wegen Verlegung bes 8313 Abf. 1 Nr. 1 mit Berufung und Revifion angefochten werben. 
Aber das Urteil ift nicht nichtig, es hat Rechtöfraftwirfung und kann vollftredt werben. 

3. Zu Abi. 1 Nr. 2: Anzugeben find nicht die Namen der Richter, welche das 
Urteil verfünbet, ſondern die Namen derjenigen, welche das Urteil gefällt haben. Die 
Namen der Richter, welche das Urteil verkündet haben, ergeben fid; aus dem Sitzungs— 
protofolle ($ 159 Abf. 2 Nr. 2, $ 160 Abi. 2 Nr. 6). — Hit verfehentlicdh der Name eines 
Richters nicht oder unrichtig angegeben, fo ift eine Berichtigung nad; $319 möglid, auch 
fann das Urteil wegen Verlegung des $ 313 Abf. 1 Nr. 2 mit Berufung und Revifion 
angefochten werden; aber das Urteil ift nicht nichtig, es hat Rechtskraftwirkung und fann 
vollitredt werden. 

4. Zu Abi. 1 Nr. 3 und zu Abi. 2: 

gitteratur: v. Streich Beitr. 3. E. d. DR. XXV ©. 237 ff., Bretichneider BI. f. Rechtspil. 
in Thür. XXVII ©. 353 ff, Stegemann Mag. f. DR. I ©. 165 ff., Möller Beitr. 3. €. d. DR. 
XXVI ©. 192 ff., v. Bülow Ztſchr. f. d. CPr. IV ©. 333 ff, Bünger eod. ©. 352 ff., v. Kräwel 
eod. IV ©. 242 ff., VI ©. 184 ff, Bierhaus eod. V ©. 87 ff, Brüdner eod. ©. 409 ff., Bähr 
Urteile des RG. S. 207 ff., Rocholl Rechtsfälle 1 S.486 ff, Wengler Thatbejtand des Eivilurteils 
(1884), Pütter Urteile und Beichlüffe (1885), Bähr Jahrb. f. Dogm. XXI ©. 422 ff., Lippmann 
Arc. f. c. Br. LXX ©. 111 ff, Wach Civilprozeſſ. Enquete, Beil. zu Bd. XI der Ztichr. 1. d. CPr. 
©. 134 fi, Meyer Hticr. f. d. CPr. XIV ©. 476 ff., ©. Pfizer Ztichr. f. d. CPr. XVII ©. 66 ff. 
Kuntel gtihr. f. Rpfl. 1. B. III ©. 53 ff. 

Die Abfaffung des Urteils feinem ganzen Inhalte nach ift Sache des Gerichts. Das 
Geſetz hat die Vorfchrift des franz. Rechtes, wonach die Abfaffung des Thatbeftandes (der 
fog. qualits) im Anwaltsprozeſſe ben Anwälten überlaffen ift, nicht übernommen. — 
Der Thatbeftand bes Urteils ift auf Grund der mündlichen Verhandlung zu fertigen. Die 
Anträge, ihre thatfächliche Begründung, die Beweisantretungen, die Beweiserflärungen und 
die objektiven Ergebnifje der Beweisaufnahme find in den Thatbeftand aufzunehmen. Der 
Thatbejtand ſoll nicht bloß das thatjächliche Vorbringen enthalten, welches für das Urteil 
nad der Auffafjung des Gerichts entjcheidend ift, jondern auch das Vorbringen, welches 
von dem Gericht ala unerheblich oder doch mit Rüdficht auf anderes Vorbringen nicht ala 
enticheidend erachtet wird. Das von dem Gerichte nicht für erheblich erachtete Material 
fann möglicherweife von der höheren Inſtanz als bebeutiam erachtet werden. Schon wegen 
ber Vorichrift des $ 97 Abi. 2 ift es notwendig, im Thatbeitande feftzuftellen, was Gegen 
ftand ber mündlichen Berhandlung in der unteren Inftanz war. — Die Darftellung des 
Sad: und Streitftandes fann durch Bezugnahme auf den Inhalt ber vorbereitenden 
Schriftiäge, joweit diefer Anhalt mit den mündlichen Vorträgen der Parteien über: 
einftimmt, ſowie durch Bezugnahme auf die zum Sigungsprotofoll erfolgten TFeititellungen 
($ 160 Nr. 2, $ 297 Abi. 2,3, $ 298) vereinfacht werden. Auf Schriftfäge, die erft nad) 
der mündlichen Verhandlung eingereicht worden find, darf nicht Bezug genommen werben 
[R6. 14. Jan. 1904 JW. ©. 119 Nr. 20]. Die Bezugnahme auf die Schriftfäge und 
auf das Sikungsprotofoll darf aber nicht dahin ausarten, dab ber Zujammenhang oder 
bas Verftändnis der Enticheidungsgründe verloren geht. Die bloße Verweiſung auf die 
Schriftfäge und die Alten fann den Thatbeftand nicht eriegen [RG. Entich. III Nr. 20 
©. 64, IV Nr. 53 S. 189, Nr. 26 ©. 431, Beitr. 3. €. db. DR. XXVI ©. 1165 f., XLVIOL 
©. 393, IW. 1902 ©. 76 Nr.5, S.128 Nr. 20, S. 166 Nr. 17, S. 312 Nr. 15, IW. 1903 
©. 23 Nr. 10, ©. 48 Nr. 10, ©. 239 Nr. 11, ©. 291 Rr.9, IW. 1904 ©. 415 Nr. 31, 
©. 416 Nr. 32, IW. 1905 ©. 319 Re. 7, IW. 1905 ©. 374 Nr. 19, IW. 1906 ©. 474 
Nr. 34, bay. ob. LG. Bl. f. RA. LVI ©. 107]. Zuläffig ift auch die Bezugnahme auf 
ben Thatbeftand eines Zwiſchenurteils IRG. 3. Dez. 1903 IM. 1904 ©. 68 Nr. 37, 

8. Seuffert, Eivilprogehorbnung I, 10. Aufl. 32 
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29. Febr. 1904 Entih. LVII Nr. 32 ©. 149 ff.]; nicht aber die Bezugnahme auf den in 
einem Beweisbeſchluſſe enthaltenen Thatbeitand [RG. 2. Oft. 1903 JM. ©. 385 Nr. 11, 
4. Yan. 1904 ZW. ©. 94 Nr. 17, 2. Mai 1904 Beitr. 3. €. db. DR. XLVIL ©. 1115 f.]. 
In einem Läuterungsurteile ($ 462 Abi. 2) kann auf den Thatbeftand bes bedingten 
Endurteilö verwielen werden. Rechtsausführungen der Parteien gehören nicht in ben 
Thatbeitand. — Der Mangel eines orbnungsmäßigen Thatbeftandes kann nad Umftänden 
die Berufung und die Revifion (vgl. N. 8 litt. c zu $ 551) begründen; er ift von Amts- 
wegen zu beachten [RG. Entſch. II Nr. 117 ©. 406]. Nicht orbnungsmäßig ift auch ber 
Thatbeitand, welcher Widerſprüche enthält [Entih. X Nr. 19 S. 73, LV Nr. 102 ©. 411 f.]. 
Wird das Urteil nicht angefochten, fo ift der Mangel durch bie formelle Rechtskraft gebedt. 

5. Zu Abf. 1 Nr 4: Die Entiheidungsgründe follen die Erwägungen, aus welchen 
die Nichter zu der in ber Urteilsformel enthaltenen Enticheidung gelangt find, erkennbar 
machen. Dazu gehören nicht bloß die rechtlichen Ausführungen, ſondern aud die auf das 
Sadjverhältnis bezüglihen Erwägungen des Gerichts, namentlih die Beweiswürbigung 
(vgl. N.2 Abf.1 zu $ 286). In dem Geſetz ift nicht vorgejchrieben, daß die Enticheibungs- 
gründe von dem Thatbeftand äußerlich getrennt werben müſſen, daher ift nicht aus— 
geichloffen, daß ber Zhatbeftand mit den Entjcheidbungsgründen vermengt wird; doch 
empfiehlt fich die äuferlihe Trennung von Thatbeftand und Gründen. [Vgl. Streid a. 
a. O. S. 244 f., Wengler a. a. O. S. 82 ff., RG. Entſch. II Nr. 110 S. 396, Nr. 123 
S. 421 f., IV Nr. 120 S. 418, Beitr. 3. €. d. DR. XXVIS. 128.) Widerfprüce zwiſchen 
der Darſtellung des Sach- und Streitſtandes im Thatbeſtand und in der Darſtellung in 
den Entſcheidungsgründen begründen die Reviſion [IRG. Entih. X Nr. 19 S. 73). — Der 
Mangel von Entſcheidungsgründen begründet die Berufung und die Reviſion ($ 551 Nr. 7), 
wird aber durch bie formelle Rechtöfraft des Urteils gededt. 

6. Zu Abi. 1 Nr. 5: Die Urteilsformel (der Tenor) ift von der Darftellung des 
Thatbeitandes und ber Enticheidungsgründe äußerlich zu fondern und als Urteilöformel 
erfennbar zu machen. Die Urteilsformel fann dem ZThatbeftand und ben Entſcheidungs— 
gründen vorangehen oder nachfolgen. Borfchriften oder Andeutungen über die Faſſung 
der Urteilöformel finden fih in den $ 76 Abſ.4 Sa 1, $ 113 Saß 2, $ 302 Abf.4 Sa 2, 
8 330, $ 331 Abſ. 2, $ 341 Satz 2, 88 343, 345, 462, 8 535 Sap 2, $$ 538, 539, 8 541 
Abi. 2 Sap 1, $ 563, $ 564 Abi. 1, $ 589 Abi. 1 Sa 2, $ 597 Abf.1, 2, 8 599 Abf. 1, 
$ 722 Ab. 1, $ 881, $ 925 Abſ. 2, $ 926 Abſ. 2, $ 1017 Abſ. 1, $ 1041. At auch die 
Verwendung ber Gejegesworte nicht gerade obligatorifh, To ift fie doch zu empfehlen. 
Insbeſondere ift es wünfchenswert, dab jchon in ber Formel zum Ausdrude fommt, ob 
das Urteil eine Enticheidung zur Sache oder eine Abweifung aus prozeffualiſchen Gründen 
ift. (Val. Wilm. Levy (7) N. 6 zu $ 284 alt, Schulgenflein Ztichr. f. d. EPr. XVI S. 171 f.] 
— Ohne erkennbare Urteilsformel eriftiert fein Urteil. Mangel der äußerlichen Sonde- 
rung ift aber fein Nichtigkeitsgrund. 

7. Das Urteil felbft enthält weder das Datum feiner Abfaffung noh das Datum 
feiner Verkündung. Diejes Datum ift nah $ 315 Abi. 3 zu konftatieren, 


$. 314. (285.) 

Der Thatbeitand des Urtheils Liefert rücfichtlich des mündlichen Partei: 
borbringens Beweis. Diefer Beweis kann nur durch das Sigungsprotofoll 
entfräftet werden. 

NE. 8 350 Ubi. 2, 3, NP. 597 f., 1522 f., 1675, E. 18 260, E. IT $ 270, E. III $ 275, M. f., 
KB. 108, 47. 


Litteraturangaben j.N. 4 zu $ 313; indbejondere Wengler a.a. D. ©. 97 ff.; ferner 
H. Meyer Btichr. f. d. EPr. XIX ©. 255 ff. 

1. 8 314 enthält brei Bemweisregeln. Die erfte: „ber Thatbeſtand liefert 
rüdfichtlich des mündlichen Parteivorbringens Beweis“ ftimmt mit $ 418 Abf. 1 überein. 
Der Thatbejtand Liefert Beweis ſowohl dafür, daß die Parteien in der mündlichen Ver— 
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handlung vorgebradt haben, was als vorgebradht angegeben iſt, als auch dafür, daß fie 
nichtö anderes vorgebradht haben. [Vgl. Strudm. Koch (8) N. 1, Wilm. Levy (7) N. 1 zu 
8 285 alt, Gaupp (9) N. I Abſ. 3, Peterjen (5) N. 2, Wengler a. a. O. S. 119, v. Bülow 
Ztichr. f. d. EPr. IV ©. 340, RG. 30. Apr. 1881 Entid. IV Nr. 120 ©. 420, Augsburg 
Stichr. f. d. EPr. IV ©. 432. — AM.: v. Kräwel Ztſchr. f. d. EPr. IV ©. 242, Bähr 
Urt. d. RG. ©. 226.] Der durch den Thatbeitand bezüglich des Parteivorbringens ge: 
lieferte Beweis unterfcheidet fich von anderem Urlundenbeweis infofern — und darin liegt 
die zweite Bemweisregel —, als ber Gegenbeweis nur durch das Sikungsprotofoll 
nebjt feinen Anlagen geliefert werben kann. Da das Situngsprotofoll nicht alles 
Parteivorbringen enthält, jo fann der Umftand, dab ein in dem Thatbeitande feftgeitelltes 
Vorbringen in dem Sigungsprotofolle nicht enthalten ift, nicht zur Entkräftung des durch 
ben Thatbeſtand gelieferten Beweifes dienen; vielmehr fann der durch den Thatbejtand 
aelieferte Beweis nur durch einen pofitiven, dem pofitiven oder negativen Inhalte des 
Thatbeſtandes wiberiprechenden inhalt des Sikungsprotofolls entkräftet werden. Als zur 
Wibderlegung bes Thatbeitandes geeigneter Inhalt des Sigungsprotofolls fommen zunächſt 
die nach 8 160 Abf. 2 Nr. 1, 2, $ 297 Abſ. 2, 3, $ 298, $ 350 Abf. 1, $ 509 erfolgenden 
Teitftellungen in Betracht. — Widerſpricht ber Inhalt des Sikungsprotofolls dem In— 
halte des Thatbeftandes, fo ift der durch den Zhatbeftand gelieferte Beweis entfräftet. 
Das Protokoll Liefert troß dem wiberfprechenden Thatbeftande vollen Beweis. Darin liegt 
die dritte Beweisregel, der Richter muß dem Protofolle volle Beweiskraft beilegen. 
Gegenüber dem Protokolle jelbit ift Gegenbeweis durch alle Beweismittel zuläffig, nur 
nicht durch ben entfräfteten Thatbeſtand. 

2. Die Bemeisregeln bes $ 314 find insbejondere für die höheren Inftanzen von 
Bebeutung. Diefe müffen, wenn das Situngsprotofoll nicht widerfpridht, annehmen, daß 
das mündliche Parteivorbringen in ber unteren Inſtanz jo gelautet hat, wie es im That: 
beftande berichtet ift, und wenn das Protofoll wiberfpricht, jo, wie es im Protokolle 
bezeugt ift [R®. 5. Oft. 1880 SA. XXX VI Nr. 238]. Übrigens fommt es nicht zur An— 
wenbung be $ 314, wenn von dem Gegner zugeitanden ift, daß die Angaben bes That: 
beitandes unrichtig find [RG. 30. Apr. 1881 Entſch. IV Nr.120 &.421]. — Ein im That- 
beftande enthaltener Schreibfehler ift natürlich für das höhere Gericht nicht maßgebend 
[RG. 10. Mai 1881 Entſch. IV Nr. 60 ©. 210]. 

3. Der Umftand, daß eine zum ZThatbejtande gehörende Angabe eines Parteivor- 
bringens unter die Entſcheidungsgründe geraten ift, fteht der Anwendung des $ 314 nicht 
im Wege [RG. 29. Sept. 1880 Entjch. II Nr. 110 ©. 396]. — Der durch den Thatbeftand 
gelieferte Beweis wird nicht durch einen vom Thatbeftand abweichenden Inhalt der Schrift: 
fäße entfräftet, wenn auch im Protofolle befundet ift, die Parteien hätten die Schriftfäge 
verlejen; denn daraus läßt fich nicht erfehen, daß die Parteien bei dem Inhalte der Schrift: 
fäge verblieben find [vgl. Wengler S. 113 f., RG. 26. Oft. 1880 Entid. IIN.114 ©. 402]. 

4. Die Beichränfungen bes $ 314 gelten nicht in Anjehung anderer Anführungen 
als bes Parteivorbringens, jo 3. B. nicht für Ausfagen ber Zeugen und Sadverftändigen 
ober von Augenfcheinsergebniffen, die im Xhatbeftand angeführt find. Iſt das Ergebnis 
einer Beweisaufnahme dem Gerichte von ben Parteien vorzutragen ($ 285 Abj.2), dann 
greifen die Vorfchriften bes $ 314 infofern ein, als es fih um die Thatſache Handelt, ob 
ein Beweisergebnis vorgetragen wurde. 


$. 315. (286.) 

Das Urtheil ift von den Richtern, welche bei der Entjcheidung mitgewirkt 
haben, zu unterjchreiben. it ein Richter verhindert, feine Unterfchrift beizu- 
fügen, jo wird dies unter Angabe des Verhinderungsgrundes von dem Vor— 
figenden und bei dejjen Verhinderung von dem ältejten beifigenden Richter 


unter dem Urtheile bemerft. 
32* 
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Ein Urtheil, welches bei der Verfündung noch nicht in vollftändiger Form 
abgefaht war, ift vor Ablauf einer Woche, vom Tage der Berfündung an 
gerechnet, in vollftändiger Abfaffung dem Gerichtsfchreiber zu übergeben. 

Der Gerichtsfchreiber hat auf dem Uxrtheile den Tag der Berfündung zu 


bemerfen und diefe Bemerkung zu unterjchreiben. 


SE. 8 259, HB. 548 fi., NE. „m, NBP. 585 f., 1579, E. 188 261 f., €. IT 88 271 f., E. m 
58 276 f., M. Berti, AB. 1 


1. Zu Abf. 1: ——— find Tod, Krankheit (auch vorübergehende, 
wenn eine Ausfertigung nötig wird) und Aufhören bes Amtes. Der in Penfion getretene 
Richter kann das Urteil nicht mehr unterfchreiben, da mit dem Zeitpunfte, in welchem 
die Penfion eintritt, das Amt beendigt if. — Wurde das Urteil verjehentlih von einem 
Richter unterfchrieben, der nicht bei der Enticheibung mitgewirkt hat, fo ift die Abfaffung 
noch unvollftändig und die Unterfchrift des richtigen Richters ift zu erholen; aber bie 
Revifion kann nicht darauf gegründet werden, daß das Urteil von dem anberen Richter 
unterfchrieben ift [RG. 30. Sept. 1903 JW. ©. 383 Nr. 6). — Die Bemerkung der Ver: 
binderung erfeßt die Unterihrift; fie kann mehrere Unterfchriften erfegen. — Die Richter, 
welche überftimmt worden find, bürfen ihre Unterfchrift nicht verweigern, auch feine Be- 
merfung beifügen, aus der erfichtlih it, daß fie anders geftimmt haben (KPr. S. 103 
und Ar. 3. GVG. ©. 59 f., 694 f.). 

2. Zu Abi. 2: a) Zur „vollitändigen Form“ gehören alle in $ 313 bezeichneten 
Beitandteile. Bei ber Abfafjung haben die bei ber Fällung beteiligten Richter mitzu- 
wirfen. Natürlich fann die Mitwirkung in der Weife erfolgen, dab der von einem Richter 
gefertigte Entwurf von den anderen angenommen wird. Meinungsverichiedenheiten über 
Thatbeftand oder Entiheidbungsgründe find nah GVG. 88 196 bis 198 zu erledigen. Die 
Formel, welche verfündet worden ift, darf bei der Abfaffung bes Urteils nicht verändert 
werden. Grgiebt fich bei der Abfafjung, daß in der verfündeten {Formel ein Schreibfehler, 
Rechnungsfehler oder eine ähnliche offenbare Unrichtigfeit unterlaufen ift, fo ift gleichwohl 
die verkündete Formel in das abgefahte Urteil aufzunehmen, gleichzeitig aber ein Be— 
rihtigungsbeihluß (8 319 Abi. 2) zu erlaflen. Berichtigung ohne bejonderen Beſchluß 
würde das Beichwerberecht ber Parteien ($ 319 Ubi. 3) vereiteln und Inkongruenz ber 
Formel des abgefakten Urteild mit ber verfünbeten Formel herbeiführen. Solche In— 
fongruenz ift Gefeßeöverlegung und begründet die Berufung oder die Revifion. Wird das 
Urteil rechtskräftig, jo ift die fyormel des abgefahten Urteils maßgebend. — Inkongruenz 
der Gründe des abgefakten Urteila mit verfünbeten Gründen ift fein Anfehhtungsgrund, 
da die Verfündung von Grünben etwas unweſentliches ift ($ 311). 

b) Die einwödige Frift zur Übergabe hat bloß inftruftionelle Bedeutung; beren 
Nichteinhaltung beeinträchtigt die Gültigkeit des Urteils nicht. 

3. Zu Abi. 1 und 2: Das Urteil ift durch die Verkündung ins Leben getreten 
(arg. $ 312 Abi. 2). Kann es von feinem ber Richter, welche bei der Enticheibung mit: 
gewirkt haben, unterfchrieben oder wegen bauernder Verhinderung dieſer Richter nicht in 
vollftändiger (Form abgefaßt werben, fo eriftiert es gleihwohl, aber in mangelhafter, dem 
Geſetze nicht entiprechender Form. Trotz diefer mangelhaften Form ift es in das Urteils» 
verzeichnis zu bringen ($ 316); auch bürfen troß $ 317 Ausfertigungen x. davon erteilt 
werben; vgl. R.2 zu $ 317. — Der Mangel begründet die Berufung oder bie Revifion, 
wird aber durch die formelle Rechtskraft gebedt; Nichtigkeitäflage ift nicht vorgefehen. Nur 
wenn bie verfündete Urteilsformel nicht niedergejchrieben wurde (vgl. $ 311 Abf. 1) und 
auch nicht aus dem Protokolle zu entnehmen ift, bleibt wegen ber thatlählichen Unmög— 
lichkeit, das Urteil berzuftellen, nichts anderes übrig, als bie Verhandlung zu wieder: 
holen und ein neues Urteil zu fällen. [Bal. Gaupp (9) N. II. — AM.: Strudm. Kod (8) 
N.2, Wilm. Levy (7) N.2 zu 8 286 alt, Peterien (5) N. 2, welche ftets die Wiederholung 
der Verhandlung verlangen, wenn feine Unterichrift oder feine vollftändige Abfaffung zu 
erreichen ift. Wieder anders: Biermann Ztichr. f.d. EPr. XXXV ©. 201 ff., der zwar bie 
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Griftenz des formell mangelhaften Urteils anerkennt, aber wegen ber vermeintlichen Un» 
vollftrebarfeit des Urteils neue Klage für notwendig eradhtet. Gegen ein mangelhaftes 
Verſ. U. will B. ben Einſpruch zulaffen.]) . 

4. Zu Abf. 3: Der Gerichtsichreiber unterichreibt nicht das Urteil, jondern bloß 
ben Verkündungsvermerf. Die Wirkfamfeit einer Urteiläzuftellung leidet nicht darunter, 
bat fein Berfündungsvermerf oder ein unrichtiger Verkündungsvermerf auf das Urteil 
geiegt ift [RG. 2. Oft. 1903 IW. ©. 397 Nr. 3]. 

5. Auf Beichlüffe und Verfügungen ift $ 315 nicht anwendbar. Insbeſondere 
brauchen nicht alle Richter die Beichlüffe zu unterichreiben [RG. 18. Dez. 1880 Entich. III 


Nr. 112 ©, 400). 
$. 316.* (237.) 


Der Gerichtöjchreiber hat die verfündeten und unterjchriebenen Urtheile 
in ein Verzeichniß zu bringen. Das Verzeichniß wird an beftimmten, von dem 
Vorjigenden im voraus feitzujegenden Wochentagen mindeftens auf die Dauer 
einer Woche in der Gericht3jchreiberei ausgehängt. 

Der Gerichtsjchreiber hat auf dem Urtheile den Tag des Aushangs zu 


bemerken und diefe Bemerkung zu unterjchreiben. 


de. 9 201. OR. 1681, 5510 ff., nu. 8 358, RB. 608, €. 19 262, €. U 8 978, €. u $ 977, 
. 222, PB. 108, 544, Begr. b. Nov. v. 1898 ©. Mm f. 


1. Das Verzeichnis enthält nicht den Inhalt ber Urteile, jondern nur bie Angabe 
der Parteien, des Streitgegenftandes und des Verkündungstags (KPr. S.106). Aus dem 
Derzeihniffe können die Parteien entnehmen, dat Ausfertigungen, Auszüge und Abichriften 
eined Urteil® erteilt werben können (vgl. $ 317 Abſ.2). Mit dem Tage des Aushangs 
beginnt die einwöchige und die zweimonatige Friſt des $ 320 Abſ. 2. Die Bemerkung 
des Tages des Aushangs auf dem Urteil erleichtert die Berechnung dieſer Friſten. 

2. Die Vorichriften des $ 316 find inftruftionell. Deren Verlegung bat auf die 
Gültigkeit des Urteils und der Zuftellung bes Urteils feinen Einfluß. 


$. 317. (288.) 
Die Zuftellung der Urtheile erfolgt auf Betreiben der Parteien. 
Solange das Urtheil nicht verkündet und nicht unterjchrieben ift, dürfen 
Ausfertigungen, Auszüge und Abjchriften desfelben nicht ertheilt werden. 
Die Ausfertigungen und Auszüge der Urtheile find von dem Gerichts- 
Schreiber zu unterfchreiben und mit dem Gerichtsjiegel zu verjehen. 


HE. 4 HE. —* 55883, ve 6290 f., ME. H 353 f., NE. 285, 803 f., 644 f., 1062, E. I 
€. 11 5 278 &. ug 9 ‚M. 222, KE. 1 


1. Zu anf. 1 Wozu bie Sufelkung verfündeter Neteite nötig ift, I.N.3 zu $ 312. 
— Von Amtömwegen find zuguftellen alle Urteile, burch welche auf Scheidung oder Nichtig- 
feit der Ehe erkannt ift ($ 625), und alle Urteile in ben in $$ 640, 641 bezeichneten 
Statusprozefien (8 640 Abi. 1, 8641 Abſ. 1). — Über Zuftellung von Beichlüffen und Ver— 
fügungen |. $ 329 Abf. 3. 

2. Zu Ab. 2: Diefe Vorfchrift ift nur auf den Regelfall gemünzt; ift feine Unter: 
fchrift ober feine vollftändige Abfaflung erreichbar, jo muß eben bie Ausfertigung des 
mangelhaften Urteils erteilt werben; vgl. N. 3 zu $ 315. [So auch Gaupp (9) N. I. — 
AM.: Biermann Ztihr. f.d. EPr. XXXV ©. 206 ff.] Wegen bes Rechtes, Ausfertigungen ꝛc. 
zu verlangen, ſ. 5 299. Wegen vollitredbarer Nusfertigungen f. 88 724. Ein Berftoß 
gegen bie Vorichriften bes $ 317 Ab. 2 gehört zu den Geiekesverlegungen, welche nad 
8 295 geheilt werben können. 

3. Zu Abi. 3: Das Gerichtöfiegel Tann durch eine mit Oblate aufgeffebte Marke 
bergeftellt werben [RG. 19. Apr. 1900 Entſch. XLVI Nr. 100 ©. 364]. 

4. Die Zuftellung eines Urteils, das noch nicht mit allen erreichbaren Unterjchriften 
verſehen ift, ift inforreft und eröffnet daher nicht ben Lauf ber Rechtsmittelfriſt [R®. 
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5. Febr. 1892 Entſch. XXIX Nr. 94 S. 866). Über die Frage, ob durch Zuftellung eines 
Urteils mit unrichtiger Unterfchrift die Nechtsmittelfrift eröffnet wird, |. N. 2 litt. a 


zu 8 516. 
$. 318. (289.) 
Das Gericht ift an die Entjcheidung, welche in den von ihm erlafjenen 
End- und Zwifchenurtheilen enthalten ift, gebunden. 


HE. 8 Bes, ö8. 5516 ff., 5521 f., NE. 8 858, NE. u 59 f., 611 f., 645, 688, 788 f., €. I 
‚E11 8 274, €. ım $ 279, . 223, AP. 1 


1. a) Das Gericht pic die Enticheibung, welche in den von ihm erlaffenen Urteilen 
enthalten ift, nicht jelbit aufheben oder abändern; Ausnahme: bei Einſpruch ($ 343) und 
bei Wieberaufnahmeflage ($$ 578, 584). Die $$ 319 bis 321 enthalten feine Ausnahmen; 
denn weder bie Berichtigung offenbarer Unrichtigfeiten oder bes Thatbeſtandes noch Die 
Zuſatzentſcheidung ift Anderung der Enticeidung. Über das Verhältnis eines Zwiſchen- 
urteilö zum Verfäumnisurteile j. N. 3 litt.a zu $ 332. 

b) Das Gericht ift auch infofern an feine in Urteilen enthaltenen Entſcheidungen 
gebunden, als eö bei ber Fortſetzung bes Verfahrens in der Inftanz und bei der weiteren 
Enticheidung bie frühere Entfcheibung beachten muß. Dies gilt auch, wenn fi dad Ge- 
richt nachträglich überzeugt, daß ein Zwiichenurteil formell unguläffig war [RG. 25. Oft. 
1903 IW. S. 399 Nr. 8]. Die bindende Kraft fommt aber nicht den Gründen, jonbern 
bloß der Enticheibung felbit zu [RG.8. Febr. 1882 Entfh.VII Nr. 107 ©. 225; vgl. Entſch. 
X ©. 408 u. 22. März 1893 Beitr. 3. €. d. DR. XXXVILS. 1253]. Daher fann das Ge» 
richt nach Erlaffung eines Zmwifchenurteils über den übrigen Prozebftoff von anderen als 
ben in den Gründen des Zwiſchenurteils niebergelegten Gefichtspunften aus bie Enb- 
enticheidung fällen, jo daß das Zwiſchenurteil bedeutungslos wird [vgl. RG. 28. Jan. 1904 
Beitr. 3. €. d. DR. XLVIII S. 1120 ff]. — Über das Verhältnis des Läuterungsurteils 
zum bedingten Endurteile 5. NR. 2 zu $ 462; über bedingte Zwifchenurteile: N. 1- litt. c 
zu $ 461. 

c) Weil das Gericht an feine Urteile gebunden ift, ift eine weitere Verhandlung 
ber Parteien über den durch das Urteil (bedingt oder unbedingt) erledigten Anſpruch oder 
Aniprucsteil oder Prozebitoff in der Inſtanz zwedlos und daher unzuläffig. Ein zweites 
Urteil ift nicht nur, wenn ed mit dem früheren Urteil in Widerſpruch fteht, fondern auch, 
wenn es damit übereinftimmt, progeffualiich unzuläffig und daher im Wege ber Berufung 
oder ber Revifion anfechtbar [RG. 1. Juni 1906 IW. ©. 474 Nr. 35, Beitr. z. E. d. DR. L 
©. 1086 ff.]. 

2. Auf Beihlüffe und Verfügungen findet die Vorſchrift des $ 318 feine Anwendung; 
vgl. N. 1 Abi. 4 vor $ 300. 

$. 319. (290.) 


Schreibfehler, Nechnungsfehler und ähnliche offenbare Unrichtigfeiten, 
welche in dem Urtheile vorfommen, find jederzeit von dem Gerichte auch von 
Amtswegen zu berichtigen. 

Ueber die Berichtigung fann ohne vorgängige mündliche Verhandlung 
entfchieden werden. Der Bejchluß, welcher eine Berichtigung ausipricht, wird 
auf dem Urtheil und den Ausfertigungen bemerft. 

Gegen den Bejchluß, durch welchen der Antrag auf Berichtigung zurück— 
gewiejen wird, findet fein Rechtsmittel; gegen den Bejchluß, welcher eine Be— 
richtigung ausjpricht, findet jofortige Beſchwerde jtatt. 


HE. 15 262, 268, HE. 1681, 1687, 5518, 5080 Pi. En 8 427, NB. 595 f., 600, 1494 f., E.18 265, 
18% 275, €. III 8 280, M. 223, AP. 


Litteratur: Boas Beitr. 3. Ed. DR. xxv © 868 ff. Schulgenftein Ztichr. f. d. EPr. 
XV ©. 74 ff. 

1. 8 319 geitattet die Berichtigung von Schreibfehlern, Recdhnungsfehlern und offen« 
baren Unrichtigkeiten, die in irgend einem Zeile des Urteild vorfommen. Unter „ähnlichen 
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offenbaren Unrichtigfeiten” find folche zu verftehen, die wie Schreib: und Rechnungsfehler 
auf ein Verſehen des Gerichts im Ausdrude des Gewollten zurüdzuführen find. Eine ſolche 
Unrictigfeit kann nicht bloß darin gelegen fein, daß etwas in das Urteil hineingejeßt wurde, 
was das Gericht nicht gewollt hat, fondern auch darin, daß etwas auögelaffen wurde, was 
gewollt ift; es fönnen alſo aud) Auslaffungen diefer Art berichtigt werden [RG. 18. Sept. 
1903 Entid. LV Nr. 65 S. 278 ff]. Auch Fehler in der Enticheidung felbft, die auf un— 
richtiger Wiedergabe deffen beruhen, was nad) den Entfheidungsgründen vom Gerichte gewollt 
ift, gehören dazu. [Bgl. RG. 26. März 1889 Entſch. XXIII Nr. 95 8.399 ff., wo zahlreiche 
frühere Entſcheidungen angeführt find, ferner RG. 6. Juli 1889 SA. XLV Nr. 51, 9. Febr. 
1898 eod. LIII Rt. 193, 24. Jan. 1903 IW. S. 100 Nr. 11, 23. März 1904 SA. LIX Nr. 164 
(bier wirb bei Berichtigung einer falichen Berechnung der Summe, zu deren Zahlung ver- 
urteilt ift, auch die Berichtigung der mit der unrichtigen Summe zufammenhängenden Kojten« 
enticheibung zugelaffen), OLG. Karlarube Redtipr. d. OLG. NIIT S.151.] Es kann fein, daß 
bie im Urteile vorfommende Unrichtigfeit auf ein Verfehen einer Partei zurüdführt, 3. B. die 
Partei hat den Namen des Gegners ungenau, mit falfchem Vornamen oder mit falicher 
Schreibweife, oder fie hat einen anderen Stand angegeben, fie hat fich in ber Plannummer oder 
fonftigen Bezeichnung eines Grundftüds geirrt oder fie hat fidh bei der Addition oder Sub» 
traftion der von ihr angeführten Rechnungspoften verſehen; der faliche Name, die faliche Plan» 
nummer, das falfche Rechnungsergebnis ift in das Urteil binübergenommen. Auch in dieſen 
Fällen ift die Berichtigung zuläffig, denn obgleich die Unrichtigkeit durch ein Verſehen 
der Partei veranlaßt ift, fo Liegt doc auch ein Jrrtum des Gerichts im Ausdrude defjen, 
was e8 mollte, vor. [Bal. 2. Seuffert BL. F. RA. LAXXI ©. 643 f., RG. 4. Dez. 1886 Entſch. 
XXIII ©. 406, ferner RG. 23. Sept. 1905 IW. S. 729 Nr. 24, Beitr.3. E.d. DR. LS. 1088, 
wo die Berichtigung eines bedingten Endurteild, das dem Inhaber einer Firma einen 
Eid auferlegt hatte, auf Eidesleiftung durch beide Inhaber zugelaffen wurde. — AM.: 
RG. 1. Mai 1899 Beitr. 3.€. d. DR. XLII S. 1238, 24. Mai 1902 SA. LVII Nr. 165, 
KG. Berlin Ztihr. f.d.EPr. XV S. 75, OLG. Dresden Sächſ. Arch. II S. 320, KG. Berlin 
Rechtſpr. d. OLG. IX &.103; in dieſen Entiheidungen wurde bie Berichtigung eines von 
ver Partei aus Verſehen nicht richtig angegebenen Namens des Gegners abgelehnt; da- 
gegen Schulgenftein a.a. DO. ©. 81.] Ron dem oben vertretenen Standpunkt aus fann im 
Wege der Berichtigung ftatt des im Urteile verwendeten Theater: oder Schriftitellernamens 
einer Partei der richtige Name eingefegt werben. [Vgl. 2. Seuffert a. a. O. S. 643 f.] 

Was das Gericht hat ausfprechen wollen, fann nicht in diefem Verfahren berichtigt 
werden, wenn fich dad Gericht auch Hintendrein überzeugt, daß es dur Irrtum dazu 
gelangte, dies zu wollen. [Bgl. die in Entich. XXIII ©. 409 u. 410 cit. Entſch. d. RG., 
ferner 13. Jan. 1892 SA. XLVII Nr. 237, 5. Febr. 1898 SA. LIII Nr. 194, 4. juni 1901 
Beitr. z. E.d. DR.XLV ©.1120, 24. Yan. 1903 eod. XLVIII S. 397.] 

2. Die Berichtigung nad $ 319 fteht dem Gerichte zu, welches das Urteil erlaffen 
hat. Die untere Inftanz fann ihr Urteil auch noch berichtigen, wenn es durch ein Rechts— 
mittel angefochten ift IRG. 13. Jan. 1892 SA. XLVII Nr. 237]. Die Rechtöfraft bes 
Urteils ſchließt deſſen Berichtigung nicht aus. Solange das Urteil noch nicht rechtsfräftig 
ift, kann die Berichtigung anftatt auf dem kürzeren Wege bes $ 319 aud durch Rechts- 
mittel erjtrebt werden. Das Rechtsmittelgericht kann die Berichtigung auch von Amts» 
wegen beichließen. Wer ein Rechtsmittel lediglich zur Herbeiführung einer Berichtigung 
einlegt, ftatt den Antrag nad $ 319 zu ftellen, läuft Gefahr, daß ihm die Koften der 
Rechtömittelinftang auferlegt werden, ſoweit fie die Koſten bes Berichtiqungsverfahrens 
überfteigen [vgl. OLG. Marienwerder SA. LVII Nr. 44]. 

Die Berichtigung kann auf Antrag oder von Amtämwegen erfolgen. Betrifft der 
Antrag das Urteil eines Land» oder höheren Gerichts, fo unterliegt er dem Anmwaltszwange; 
wodurch jeboch nicht ausgefchloffen ift, da fich das Gericht durch einen Antrag, der nicht 
von einem Anwalte geftellt wird, zu einer Offizialberichtigung anregen läßt [vgl. RG. 
15. Febr. 1890 Entſch. XXV Nr. 94 ©. 404 ff.]. Über das Verfahren |. R.5 zu $128. Bei 
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bem Beichluffe können andere Richter mitwirken, als diejenigen, welche bei dem Urteile 
mitgewirkt haben (arg. a contr. $ 320 Abi. 4 Satz 2). Wegen Verkündung und Zuftelung 
des Beichluffes ſ. 329 Abſ. I,3. Der Beſchluß, welcher eine Berichtigung ausipricht, wird 
auf der Urfchrift und den Ausfertigungen des Urteild bemerft. Die ben Parteien aus« 
gehändigten Ausfertigungen find durch den Gerichtäfchreiber einzufordern unb zu berichtigen. 
Zwangsmakregeln find jedoch nicht vorgefehen. 

3. a) Der Beſchluß, durch welchen ein Berichtigungsantrag zurückgewieſen wird, ift 
unanfechtbar. [Bal. RG. 19. Oft. 1896 Entſch. XXXVIII Nr. 102 ©. 389. — AM.: OLG. 
Braunschweig SU. XLVIII Nr. 144 für den Fall, dab der Berichtigungsantrag ohne jadh- 
lihe Prüfung als unzuläffig zurüdgemwiefen wurde] Daß die Partei, welche das Urteil 
für der Berichtigung bedürftig Hält, das Urteil mit Berufung oder Revifion anfechten und 
in der höheren Inſtanz die Berichtigung verfolgen kann, ift eine Sache für ſich. 

b) Der von Amtöwegen oder auf Antrag erlaffene Berichtigungsbeichluß kann durch 
Tofortige Beichwerbe (8 577) angefochten werden. Auch ein Beſchluß, der fachlich feine 
Berichtigung, fondern eine Anderung des Urteils enthält, fann nur durch Beſchwerde an- 
gefochten werden [RG. 28. Aug. 1892 Entſch. XXIX Nr. 107 ©. 403]. Hebt das Be— 
jchwerbegericht den Berichtigungäbeichluß auf, jo findet feine weitere Befchwerbe ftatt, weil 
ber den Antrag zurädweilende Beſchluß nicht anfechtbar ift; vgl. N.2 litt.e zu $ 568 
[jo auch RG. 24. Mai 1901 Beitr. 3. E. d. DR. XLV S. 1119 bei Berichtigung des Pro- 
tofollds; — aM.: RG. 24. Juni 1892 Entſch. XXX Nr. 94 ©. 323, 22. Apr. 1899 Beitr. 3. 
E.d. DR. XLIII ©. 1236, 25. Sept. 1903 IW. ©. 373 Nr.3, Gaupp (9) N. TII, Peterien 
(5) N.5]. Wird feine Beſchwerde eingelegt, jo unterliegt der Berichtigungsbeihluß als 
folcher troß Berufung oder Revifion gegen das Endurteil nicht der Beurteilung des 
höheren Gerichts (arg. $$ 512, 548) [RG. 23. Oft. 1883 Beitr. 3.€.d. DR. XXIX ©. 420]; 
natürlich kann das berichtigte Urteil, d. i. die Unterlage bes Beichluffes, in ber höheren 
Inſtanz abgeändert werden. — Gegen das Urteil fann vor und nad) der Berichtigung das 
zuläffige Rechtsmittel eingelegt werden; die fofortige Beſchwerde gegen den Berichtigungs« 
beichluß ift neben dem Rechtsmittel gegen das Urteil zuläffig (KPr. 8.104 f.) und not« 
wendig [RG.4. Mai 1884 Beitr. z. E. d. DR. XXIX ©.1090]. Die Friſten der beiden 
Rechtsmittel find unabhängig von einander [RG. Entih. XXIX Nr. 107 6.406, 17. Apr. 
1903 IW. ©. 180 Nr. 27]. — Hat das Gericht bei der Abfaffung des Urteils eine andere 
als bie verkündete Urteilsformel eingefegt und dies in den Gründen als Berichtigung 
eines Nechnungäfehlers bezeichnet, jo kann das Urteil nicht mit Beſchwerde, fondern nur 
durch Berufung oder Revifion angefochten werben; denn darin liegt fein Berichtigungs- 
beihluß [RG. 25. März 1881 Entich. V Nr. 96 ©. 357]; vgl. N. 2 litt. a zu $ 315. 

4. Wegen der Gebühren ſ. GRG. $ 47 Abf. 1 Nr. 10 und Abſ. 2; GO. f. RA. $ 23 
Nr.1, 829 Nr. 6. 

5. Obwohl $ 329 den $ 319 nicht anzieht, kann eine Unrichtigfeit der in $ 319 
Ubf. 1 bezeichneten Art auch in Beichlüffen und Verfügungen berichtigt werden. $ 319 
ergiebt fein arg. a contr., denn er reguliert nur ben Hauptfall mit Rückſicht auf $ 318. 
(Pal. Schulgenftein a.a.D. S. 76 ff, OLG. Hamburg Redtipr. d. OLG.IX &.105f.] Aud 
eine im Protokoll vorfommende Unrichtigkeit der in $ 319 Abf. 1 bezeichneten Art kann 
berichtigt werden [val. RG. 24. Mai 1901 Beitr. 3. Ed. DR. XLV S. 1119]. 

6. Ein Läuterungsverfahren zur Beleitigung von Dunkelheiten oder Widerſprüchen 
in ber lirteilöformel fennt das Geſetz nit (Mot. 3. E. III ©. 224 f., KPr. ©. 104 f.). 
[Bal. OLG. Braunſchweig SA. XLIV Nr. 226.) 


$. 320.* (291.) 

Enthält der Thatbeitand des Urtheils Unrichtigkeiten, welche nicht unter 
die Beitimmung des vorftehenden Paragraphen fallen, Auslaſſungen, Duntel- 
heiten oder MWideriprüche, jo kann die Berichtigung binnen einer einmwöchigen 
Friſt durch Zuftellung eines Schriftfages beantragt werden. 
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Die Friſt beginnt mit dem Tage des Aushangs des Verzeichniſſes, in 
welches das Urtheil eingetragen ift, falls jedoch das Urtheil innerhalb zweier 
Monate feit diefem Tage zugeftellt wird, mit der Zuftellung des Urtheils. Der 
Antrag kann jchon dor dem Beginne der Friſt geftellt werden. 

Der Schriftfag muß den Antrag auf Berichtigung und die Ladung des 
Gegners zur mündlichen Verhandlung enthalten. 

Das Gericht entjcheidet ohne vorgängige Beweisaufnahme. Bei der Ent- 
jcheidung wirken nur diejenigen Richter mit, welche bei dem Urtheil mitgewirkt 
haben. Iſt ein Richter verhindert, jo giebt bei Stimmengleichheit die Stimme 
des Vorfigenden und bei deijen Verhinderung die Stimme des älteften Richters 
den Ausjchlag. Eine Anfechtung des Beſchluſſes findet nicht ftattl. Der Be— 
fchluß, welcher eine Berichtigung ausfpricht, wird auf dem Urtheil und den Aus— 
fertigungen bemerft. 

Die Berichtigung des Thatbeftandes Hat eine Nenderung de3 übrigen 
Theils des Urtheils nicht zur Folge. 


HE. FRE HR. 1681 f., 5510 ff., 5518, 5522 f., NP. 509 f., €. ER * E. Ug 976, €. Im $ 281, 
. 228, RB. 105 f., 545 f., XB. 3. Nov, v. 1898 ©. 


Litteratur |. N. 4 zu $ 312, insbeſondere Wengler —— . 122 ff. 

1. Über den Begriff des Thatbeftandes |. N.4 zu $ 313. Auch wenn Angaben, bie 
zum Thatbejtande gehören, mit den Entieidungsgründen vermengt find (vgl. N. 5 zu $ 313), 
fann deren Berichtigung nad) $ 320 beantragt werben [RG. 4. Juli 1905 SA. LXI Wr. 67). 
Die Berichtigung bes Thatbeftandes fann nicht bloß zu dem Zwecke beantragt werben, um 
die Übereinftimmung des Thatbeftandes mit einem widerfprechenden Inhalte des Sitzungs— 
protofolld und feiner Anlagen Herzuftellen — in diefem {Fall ift die Berichtigung möglich, 
aber wegen ber höheren Beweiskraft des Sitzungsprotokolls von geringerem Intereſſe [vgl. 
NG. 21. Febr. 1885 Entjch. XIII Nr. 116 S.423f.] — fondern auch zu bem Zmwede, um 
ſolche Unrichtigkeiten, Auslaffungen, Dunfelheiten, Widerjprüche zu berichtigen, worüber 
aus dem Sigungsprotofolle und feinen Anlagen nichts zu entnehmen ift (Mot. 3. E. III 
©. 224). Die Berichtigung ändert nichts am Inhalte des Protokolls und an beffen Beweis» 
kraft. Iſt im Berichtigungsverfahren die Thatſache eines mit dem Inhalte des Sigungs: 
protofolls unvereinbaren Parteivorbringens durch gerichtliches Geftändnis feftgeftellt, To 
ergiebt fich für die höhere Inſtanz folgende Prozeklage: das Geftändnis wirkt fort ($ 532); 
folange es nicht wirkſam widerrufen ift (vgl. $ 289), ift es maßgebend und geht daher 
ber protofollarischen FFeftftellung vor; vgl. N.2 zu $ 314. 

Die Berichtigung kann die Ergänzung bes Urteils (3 321) vorbereiten, fofern fich 
aus bem berichtigten Thatbeftanb ergiebt, dab ein Haupt: oder Nebenanfpruch bei der 
Entiheidung übergangen ift. Won mefentlicher Bedeutung ift die Berichtigung für die 
höheren Inſtanzen; benn für bie höheren Inſtanzen ift ber berichtigte wie vorher ber un— 
berichtigte Thatbeſtand maßgebend. Die Berichtigung kann insbejondere bei Anwendung 
der $ 97 Abf. 2, 8 527, $ 529 Abi. 2,3, 88 532, 533, 561 bebdeutfam werben. Ohne 
vorherige Berichtigung des Zhatbeftandes kann weder die Berufung noch die Revifion 
darauf geftügt werden, daß der Thatbeſtand eine Unrichtigfeit enthalte [vgl. Herbſt Zticr. 
f. Rechtspfl. in Bay. II ©. 120]. 

2, Verfahren: a) Es ift ein Antrag erforberlih. Der Antrag fann von einer 
Partei ober einem Nebenintervenienten geftellt werden. Dem Antrag eines nicht ftreit- 
genöffiihen Nebenintervenienten kann die unterftügte Partei widerſprechen ($ 67). Der 
Antrag unterliegt im Verfahren vor den Band» und höheren Gerichten dem Anwaltszwange; 
im Verfahren vor den Amtsgerichten gilt $ 501. b) Der Antrag muß angeben, was be— 
richtigt werden fol. Er muß die Labung bes Gegners zur mündlichen Verhandlung ent: 
halten, daher zum Zwecke der Terminsbeftimmung bei dem Gerichtsfchreiber eingereicht ($ 216) 
und dem Gegner zugejtellt werden; Ladungsfriſt f. $ 217. c) Für den Antrag ift eine 
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doppelte einwöchige Friſt beftimmt; die eine beginnt mit dem Tage des Aushangs bes 
Urteilverzeichniffes ($ 316), die andere mit der Zuftellung bes Urteils, falls diefe inner- 
halb zweier Monate feit dem Aushange des Verzeichniffes erfolgt. Diele andere Friſt 
ift bei der Beratung über die Nov. v. 1898 von der Reichstagsfommilfion eingefügt worden, 
weil die einwöchige Friſt feit bem Aushange des DVerzeichniffes gewöhnlich verftreicht, ehe 
die Parteien den Thatbeitand zu Geficht befommen. Da ber Antrag vor dem Beginne 
ber Friſt geftellt werben fann, jo fann er vor Zuftellung bes Urteil innerhalb zweier 
Monate nah dem Tage des Aushangs geitellt werden; nad) Zuftellung des Urteils nur, 
wenn die Zuftellung innerhalb zweier Monate nah dem Aushang erfolgt und feit der 
Zuftellung nod feine Woche abgelaufen ift [vgl. Gaupp (9) N. 113]. Die Frift ift 
feine Notfrift, kann daher durch Vereinbarung verlängert werden ($ 224 Abf. 1), nicht 
durch das Gericht (arg. $ 224 Abſ. 2). c) In dem Termin ift nur über die im zu— 
geitellten Antrage verlangte Berichtigung zu verhandeln. Über Berichtigung anderer 
Punkte fann nur verhandelt werden, wenn im Termin ein neuer Berichtigungsantrag 
unter Einhaltung der Friſt geitellt wird. Eine Bemweisaufnahme ift unzuläffig, weil bie 
Richter nur eigene Wahrnehmungen feitzuftellen haben. Es ift zu erwarten, daß fie 
das ihnen vorgehaltene Verjehen entweder auf Grund der Alten oder auf Grund ihrer 
Erinnerung verbeflern fönnen. Gin Geftändbnis des Gegners über das Vorbringen in 
der früheren Verhandlung ift für das Gericht nicht bindend, fonft könnten die Parteien 
das Gericht nötigen, in dem Thatbeitand etwas zu bezeugen, was es für unrichtig hält 
[vgl. RG. 15. Juni 1903 SA. LVIII Nr. 200]. Weil es fih um die Vorlommniſſe in der 
früheren Verhandlung handelt, können bei der Enticheidung nur die Richter mitwirken, 
welche bei dem Urteile mitgewirkt haben; benn bei dem Urteil konnten nur die Richter 
mitwirfen, welche der maßgebenden Verhandlung beigewohnt haben ($ 309). it ein Richter 
verhindert, jo fallen die übrigen oder der übrige Richter den Beichluß, ohne fi auf die 
vorgefchriebene Richterzahl zu ergänzen. Für ben Fall der Stimmengleichheit enthält 
8 320 Abi. 4 Sab 2 eine befondere Vorſchrift. Sind alle Richter, die bei dem Urteile 
mitgewirkt haben, oder ift der Amtsrichter verhindert, fo ift feine Enticheidung möglich. 
Das ift dem Antragfteller vom Vorfienden der Hammer oder des Senats oder von bem 
neuen Amtsrichter zu eröffnen. d) Ein Verfäumnisverfahren im Sinne ber $$ 330 ff. 
fann nicht ftattfinden; denn es giebt feinen Verfäumnisbeichluß. Erſcheint nur eine ber 
Parteien, jo ift nach Lage der Sache zu beichließen. Erjcheint feine Partei, jo ruht das 
Berichtigungsverfahren nach Analogie des $ 251 Ab}. 2; denn die mündliche Verhandlung 
ift obligatorisch und das Verfahren ift, im Gegenjabe zu dem Verfahren nach $ 319, fein 
Offizialverfahren [vgl. Strudm. Koch (8) N. 4 Abi. 2, LG. Dresden Ztichr. f. d. EPr. XXIII 
&.171f.; — aM.: Wilm. Leoy (7) N. 4 zu $ 291 alt, Gaupp (9) N. IIT, Peterien (5) N. 4, 
MWengler ©. 144]. e) Der Beichluß ift unanfechtbar, mag er dem Antrage ftattgeben oder 
ihn abweiſen; denn ein höheres Gericht fann nicht nachprüfen, ob der Thatbeftand richtig 
it. [Das RG. 30. Nov. 1895 SA.LII Nr. 52, das LG. Dresden Ztichr. f.d. EPr. XXI 
&.170, ſowie Gaupp (9) N. III und Peterjen (5) N. 4 laſſen die Beſchwerde zu, wenn der An» 
trag aus formellen Gründen zurückgewieſen worden ift; dieſer Anficht fteht aber nicht 
bloß ber $ 320 Abf. 4 Sat 3, fondern auch der $ 567 Abſ. 1 entgegen, da die Entſcheidung 
über den Antrag mündliche Verhandlung erfordert.) f) Wegen Verkündung des Beichlufjes 
i. $ 329 Abf. 1; eine Zuftellung findet nicht ftatt. Wegen Bemerkung ber Berichtigung 
auf den Ausfertigungen vgl. N. 2 Abi. 2 g.€. zu $ 319. 

3. Die Berichtigung des Ihatbeitandes hat eine Änderung der Urteilsformel und 
ber Enticheidungsgründe nicht zur Folge; ſelbſt dann nicht, wenn die Enticheidungsgrünbe 
und die Urteildformel fich als die Folge des unrichtigen Thatbeitandes daritellen. Die 
durch die Berichtigung entitehende Inkongruenz zwiichen dem Thatbeſtand und den Ent— 
fcheidungsgründen oder der Urteilsformel fann außer dem {Falle der Ergänzung ($ 321) 
nur dadurch bejeitigt werben, daß das Urteil dur das Rechtsmittel der Berufung oder 
ber Revifion angefochten wird. Sind Rechtsmittel nicht mehr zuläffig, fo ift feine Ände— 
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rung bes Urteild zu erzielen. Auch ein Wibderfpruch gegen bie auf Grund eines ſolchen 
Urteils erfolgenbe Zwangsvollitredung ift aus der Inkongruenz nicht zu begründen. [AM.: 
Kobler Arc. f. c. Pr. LXXX ©, 194.] 

4. Die Friſten zur Einlegung bes Einſpruchs oder eines Rechtsmittels werben dur 
das Berichtigungsverfahren nicht berührt. Sit ein bei der Vorinftanz geitellter Antrag 
auf Berichtigung des Thatbeſtandes zur Zeit der mündlichen Verhandlung in der Rechts» 
mittelinftanz noch nicht erledigt, fo ift diefe Verhandlung zu vertagen, damit eventuell 
das Rechtsmittelgericht in die Lage fommt, die Berichtigung zu berüdfichtigen. Das Rechts: 
mittelgericht fan den Thatbeſtand ber Vorinftanz nicht berichtigen. 

5. Wegen ber Gebühren ſ. GKG. $ 47 Abſ. 1 Nr. 10 und Abf.2, GO. f. RA. $ 23 
Nr.1, $ 29 Nr. 6. 

6. Auf Beichlüffe und Verfügungen findet $ 320 feine Anwendung. 

$. 321. (292.) 

Menn ein nach dem urjprünglich fejtgeftellten oder nachträglich berichtigten 
Ihatbeitande von einer Partei geltend gemachter Haupt: oder Nebenanſpruch, 
oder wenn der Koftenpunft bei der Endentjcheidung ganz oder theilweife über: 
gangen it, fo ift auf Antrag das Urtheil durch nachträgliche Entjcheidung zu 
ergänzen. 

Die nachträgliche Entjcheidung muß binnen einer einwöchigen Friſt, welche 
mit der Zuftellung des Urtheils beginnt, durch Zuftellung eines Schriftjages 
beantragt werden. 

Der Schriftjag muß den Antrag auf Ergänzung und die Ladung des 
Gegners zur mündlichen Verhandlung enthalten. 

Die mündliche Verhandlung hat nur den nicht erledigten Theil des Rechts— 


ſtreits zum Gegenjtande. 


DE. 88 264, 266 ff., HP. 1682 Fi, nee rt NE. 88 428 f., NE. 599 ff., 787 ., E18 367, 
. 11.8 277, €. 111 9 988, WM. 224 HB. 


1. Beabfichtigt das Urteil, nur über einen Zeil des Streitgegenitanbes zu enticheiden, 
fo ift es ein Zeilurteil ($ 301). Es fann aber vorfommen, dab das Urteil mit der Prä- 
tenfion auftritt, den Streit jeinem ganzen Umfange nad zu enticheiden und gleichwohl 
einen Teil unentichieben läßt; dann kann die Ergänzung bes (bedingten oder unbedingten) 
Urteils nah $ 321 herbeigeführt werben. 

2. a) Anſpruch ift in dem in N. 2 litt.a zu $ 145, N. 1 litt.a zu $ 301 erörterten 
Sinne zu verftehen. Übergangen ift ein Anfpruch, über den im Urteile nicht entjchieden 
ift, obwohl er burch lage ober Widerflage, durch Anderung ber Klage, dur; Erweiterung 
oder Umftellung des Antrags ($ 268 Nr.2, 3), durch Inzidentantrag ($ 280) oder durch 
Antrag nad $ 302 Abi. 4 Sak 3, $ 541 Abf. 2 Sak 3, $ 600 Abi. 2, $ 717 Abi. 2 Sa 2 
geltend gemadt ift. Auch ber Antrag auf TFriftbeftimmung nad $ 255 kann zu einer 
Ergänzung Anlab geben. Die Ergänzung fann ferner beantragt werben, wenn in einem 
Scheidungsurteile der im BGB. $ 1574 gebotene Schuldausfpruch fehlt, weil der Antrag 
darauf in dem Scheidungsantrage Tiegt [bay. ob. LG. SAU. L Nr. 157]. — Ob ein Ans 
ſpruch geltend gemacht ift, ergiebt fi aus dem Thatbeftand oder dem Sitzungsprotokoll 
(8 314), eventuell aus dem berichtigten Thatbeftande, vgl. R.1,3 zu $ 320. — Wegen 
eined überfehenen Angriffs- oder Verteidigungsmittels fann feine Ergänzung beantragt 
werben [vgl. RO. 5. Apr. 1905 Ztichr. f. Rpfl. in Bay. 1.367]. Nur wenn die Auf: 
rechnung einer Gegenforberung geltend gemacht ift, die mit der in der Klage geltend ge— 
machten Forderung nicht in rechtlihem Zufammenhange fteht, und es vergeffen worden 
ift, bei der Verurteilung den nach $ 302 Abf. 1 zu macenden Vorbehalt auszufprechen, 
fann nad $ 302 Abi. 2 die Ergängung beantragt werden. Wurde eine Gegenforderung 
überjehen, die mit der in der Klage geltend gemachten Forderung in rechtlichem Zufammen- 
bange jteht, jo ift fein Ergänzungsantrag, Tondern bloß Anfechtung durch Rechtämittel 
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zuläffig [vgl. Wilm. Levy (7) N. 2 zu $292 alt, Gaupp (9) N. Il, Peterjen (5) N. 1; — aM.: 
Strudm. Koch (8) N.2 Abſ. 2, Schollmeyer Ktomp.Einrede ©. 116 f.]. 

b) Eine Ergänzung in Anſehung des Koftenpunfts fann nicht Schon beantragt werden, 
wenn in bem Urteil über den Koftenpunft entichieden werden fonnte, fondern nur, wenn über 
den Koftenpuntt entichieden werden mußte; wann dies der Fall ift, ſ. R.3 zu $91 [ogl. a. 
OLG. Marienwerder SA. XLVIH Nr. 145]. Die Ergänzung kann nicht bloß beantragt 
werden, wenn über den Koſtenpunkt gar nicht, fondern auch, wenn unvollftändig entichieden ift. 

3. Verfahren: a) Die Ergänzung erfolgt nur auf Antrag. Der Antrag fann 
von jeder ber Parteien oder einem Nebenintervenienten geftellt werben. Dem Antrage bes 
nicht ftreitgendffiichen Nebenintervenienten fann die unterftügte Partei widerjprechen ($ 67). 
Der Antrag unterliegt im Verfahren vor den Land» und höheren Gerichten dem Anmwalts- 
zwang; im Verfahren vor den Amtögerichten gilt $ 501. b) Der Antrag muß angeben, 
in welcher Beziehung das Urteil ergänzt werden fol. Er muß die Ladung des Gegners 
zur mündlichen Verhandlung enthalten, daher zum Zwede der Terminsbeftimmung bei dem 
Gerichtäfchreiber eingereicht ($ 216) und dem Gegner zugeftellt werden; Ladungsfriſt: $ 217. 
ce) Der Antrag muß binnen einer einwöchigen Friſt zugeftellt werden. Die Friſt beginnt 
mit ber Zuftellung bes Urteils; fie ift feine Notfrift, fann daher durch Vereinbarung ver- 
(ängert werden ($ 224 Abf. 1), nicht durch das Gericht (arg. 224 Abi. 2). d) Die münd— 
liche Verhandlung Hat nur ben nicht erledigten Zeil des Rechtsſtreits zum Gegenftanb. 
In Anfehung diejes Teiles können die Parteien auch neue Angriffs: und Verteidigungs- 
mittel ſowie neue Beweismittel vorbringen. Die Vorfchriften über Unterbrechung und 
Ausiegung des Verfahrens (8$ 239 ff.), über Ruben des Verfahrens ($ 251), ſowie über 
das Verfäumnisurteil (55 330 ff.) finden Anwendung. e) Bei ber Verhandlung und Ent» 
ſcheidung können andere Richter teilnehmen als die bei dem früheren Verfahren beteiligten 
[RG®. 2. Juli 1889 Entſch. XXIII Nr. 99 ©. 323, 7. Nov. 1892 XXX Nr. 100 ©. 345]. 
Die Entiheibung erfolgt durch Urteil, auch wenn der Ergänzungsantrag als unzuläffig 
zurüdgemwiefen wird [RG. 7.Nov. 1892 Entid. XXX Nr. 100 ©. 343]. f) Sowohl das 
Urteil, welches ben Ergänzungsantrag zurüdweift, wie das Ergänzungsurteil ift felbitändig 
durch Mechtömittel anfechtbar. Die Frift zur Einlegung bes Rechtsmittel beginnt mit 
ber Zuftellung der neuen Enticheidbung; fie ift unabhängig von ber Friſt, welche für das 
Rechtsmittel gegen das frühere Urteil läuft. Eine Beſonderheit enthält $ 517 für den 
Fall der Erlaffung eines Ergänzungdurteild innerhalb der Berufungsfriftl. — Betrifft 
das Ergänzungsurteil nur den Koftenpunft, jo ſteht $ 99 Abi. 1 der felbitändigen An— 
fehtung durch ein Rechtömittel im Wege; $ 99 Abi. 3 ift nicht anwendbar; vgl. N. 1 
litt. by zu $ 99. [So aud Strudm. Koch (8) N.5, Nöldefe Ztichr.f.d.EPr. XXVIII ©. 432, 
RG. 29. Mai 1900 Entſch. XLVI Nr. 113 8.393 f. — AM.: Gaupp (9) N. III Abf. 2.] 

4. a) Ein in der erften Inſtanz übergangener Anipruh fann in der Berufungs- 
inſtanz nur als neuer Anfpruch erhoben werben, fomeit $ 529 Abi. 2 dies geftattet. Sit 
die Erhebung unftatthaft, jo fann die Ergänzung bes Urteils nicht durch Berufung erreicht 
werben. Durch Revifion ift die Ergänzung niemals zu erreichen. [Vgl. Mot. z. E. III 
S. 224, RG. 24. Yan. 1883 XI Nr. 108 S.409, 24. März 1888 Beitr. z. E. d. DR.XXXIUI 
&.1197, 2. Juli 1889 Entſch. XXIII Nr. 99 ©. 423, 8. Jan. 1902 IW. ©. 93 Nr. 16, 
6. Dez. 1902 IM. 1903 ©. 23 f. Nr. 11, 2. Nov. 1904 Entidh. LIX Nr. 38 ©. 128 ff.] 
Iſt die Friſt bes $ 321 Abi. 2 verfäumt, jo hört die Rechtshängigfeit des übergangenen 
Anſpruchs auf; dann fann bie Partei den betreffenden Anſpruch im Wege befonderer Klage 
geltend machen lnordd. Prot. II ©. 601, Pland Lehrb. I S. 480, Ruhſtrat Arch. f. c. Pr. 
LXIV ©. 277, Stein Urk. Prozeß S. 217]; val. a. EG. $ 14 Nr. 5. 

b) Auch der Mangel der Enticheidung im Koftenpunfte fann von ber Rechtsmittel: 
inftanz nicht auögebefjert werden, wenn fie das Rechtsmittel zurückweiſt. Ändert fie ab, 
ohne die Sache zurüdzuderweiien (vol. 8$ 537 bis 539, 8 565 Abi. 3, 4), fo muß fie aller- 
dings im Schlußurteile von Amtswegen über die Koſten des ganzen Prozefies entjcheiden 
(arg. $ 308 Abſ. 2). [Vgl. Strudm. Koch (8) N.3 Abi. 2 zu $ 308, Wilm. Levy (7) N. 3 zu 
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8292 alt, OLG. Eaffel Ztichr. f.d.EPr. XVII S. 145 und XLVII Nr. 236.— AM.: Hergen- 
hahn Ztichr. f. d. CPr. XVII S. 146 ff.) — Da ber Aniprud auf Erftattung der Prozeb: 
fojten nicht jelbitändig verfolgt werben fann (j. N. 1 Abf.3 vor $ 91, NR. 2 zu $ 308), jo 
wird er durch Ablauf der Friſt bes $ 321 Abi. 2 des Nechtsichuges verluftig [vgl. Pland 
Lehrb. 1 ©. 268 N.63, S. 385, 480, NG. 3. Dez. 1888 Entf. XXII Nr. 81 ©. 421]. 

5. Beſondere Ergänzungsanträge find vorgeiehen in $ 302 Abi. 2, $ 540 Abi. 2, 
$ 599 Abi. 2 bezüglich des fehlenden Borbehalts, in $ 716 bezüglich der unterbliebenen 
Entſcheidung über die vorläufige Vollftredbarkeit und in $ 721 Abf.2 bezüglich des über- 
gangenen Antrags auf Friftbeftimmung. In diefen Fällen finden die Vorfchriften des 
$ 321 Anwendung. Da es ſich aber nicht um übergangene Anſprüche handelt, findet N. 4 
feine Anwendung; es kann alfo die Ergänzung auch im Wege des Rechtsmittels erreicht 
werden. — Für ben Fall, daß ber nad) $$ 305, 780 (vgl. a. $ 786) bei ber Verurteilung 
auszuiprechende Vorbehalt der beichränkten Haftung unterblieben ift, ift ein Ergänzungs— 
antrag nad) $ 321 im Geſetze nicht vorgefehen. Der entiprechenden Anwendung ber citierten 
Borfchriften auf diefen Fall fteht das Bedenken entgegen, daß bie Rechtslage in dieſem 
Fall eine ganz andere iſt als in ben Fällen ber $$ 302, 540, 599. [AM.: Gaupp (9) 
N. II Abi. 3 zu $ 305, N. I1 zu $ 321, N. II zu $ 780, Peterfen (5) R.3 zu $ 321 u. 
N.6 zu $ 780.) 

$. 322.* (293.) 

Urtheile find der Rechtsfraft nur injoweit fähig, ala über den durch die 
Klage oder durch die Widerflage erhobenen Anfpruch entichieden ift. 

Hat der Beklagte die Aufrechnung einer Gegenforderung geltend gemacht, 
jo ift die Entjcheidung, daß die Gegenforderung nicht befteht, bis zur Höhe 
des Betrags, für welchen die Aufrechnung geltend gemacht worden ift, der 
Rechtskraft fähig. 

NE. 8 359, NP. |. 605 f., 789 f., 819 f., E. 18 268, €. IT 8 278, E. III 8 283, M. 251. 


KB. 106 fi., 1. €. e. BER. g 191, Mot. dapu I 364 ff., Prot. d. komm. 3. 2. Leſ. d. E. 
BER. 1258 f., VI 142, 660, Begr. db. Nov. v. 1898 ©. 107. 


Litteratur: v. Sapigny Syſt. VI $$ 280 bis 301, Unger Spt. d. öft. Pr. II ©. 615, 
Windiheid Band. 1 (9) $$ 129 bis 132, Brinz Band. (2) I 88 96 bis 99, Dernburg Band. I$ 163, 
Hölder Band. $ 69, Wegeisberger Band. 88 196 bis 198, Mandry Der eivilr. Inhalt (4) ©. 274 fi, 
Dernburg Preuß. PrR. I $ 137, Eccius (Förfter) Kreuf. PrR. 1855, Pland BGB. (3) I 

S. 43 ff., Erome Spft. I 8°130, Webeli Syſt. (3) S. 577 ff., Planck Lehrb. I 353, Hellmann 
Seine. S. 329 f., R. Schmidt Lehrb. (2) 8 121, Wach Vortr. (2) ©. 133 ff., Keller Litis Eonteftation 
(1827), Bradenhoeit Identität und mat. Connerität d. Nechtsv. (1839), Endemann D. Prinzip 
d. Rechtskraft (1860), Kleinichrod D. proz. Konſ. u. d. Rechtskr. (1875), Rümelin 3.2. v. d. exc. 
r. ind. (1875), Freudenſtein D. Rechtskr. (1881), dazu Hellmann Fr. BISchr. XXIV ©. 574 ff., 
Klöppel D. Einr. d. Rechtskr. (1882 I C. Krüger Rechtskr. (1885), Kroll lage und Einrede 
©. 308 fi., Schollmeyer Komp.Einr. ©. 117 ff., Herzog Ztſchr.f. d. EPr. 16.416 ff., Fitting 
eod. II S. 466 ff., Schwalbach Beitr. 5. E. d. DR. XXVI ©. 514 ff, Bitelmann Ztſchr. f. d. EPr. 
VII ©. 254 f., R. Schmidt Klagänderung ©. 171 ff., ©. Pfizer Beitr. 3. €. d. DR. XXXV 
S. 281 ff., €. Demelius 3.8. v. d. Rechtskr. nach öft. Recht (1892), D. Bülow Arch. f. c. Pr. 
LXXXIU ©.1ff., 3. Binder Die jubj. Grenzen d. Rechtäfr. (1895), K. Mayer Anipr. u. Rechtsfr. 
(1896), DO. Fiſcher Jahrb. f. Dogm. XL ©. 151 ff., Wach und Laband 3.2. v. d. Rechtskr. (1899), 
I. C. Schwarg Abjolute Rechtskr. in Feſtg. der Berl. Jur. Fak. f. Dernburg (1900), Hellwig 
Anſpruch und Slagerecht (1900), vgl. d. Reg. dazu s. v. Rechtskraft, U. Mendelsiohn-Bartholdy 
Grenzen db. Rechtskr. (1900), Hellwig Wejen u. jubj. Begrenzung der Rechtskraft (LYON), Scerling 
3.8. v. d. obj. Umfange der Nechtöfraft Ztichr. f. d. CPr. XXXII ©. 186 ff., 3. C. Shwark Das 
Billigfeitäurteil (1904) ©. 38 ff. Bagenftecher Zur Lehre von ber materiellen Rechtskraft (1905). 
— Bal. a. €. eat Rechtsipr. u. mat. Rechtäfr., verw.rechtl. Stud. (1886), E. Löning Berm. 
Arch. ue S. Uff Joſef Die materielle Rechtöfraft ber Enticheidungen im Streitverfahren 
der freiwilligen Gerichtöbarkeit Ztichr. f. d. EPr. XXXI ©. 71 ff. — Beiondere Litteratur zu 
8 322 61.2 ſ. N.4. 

1. formelle und materielle Rechtskraft. Formelle Rechtskraft ift die Un» 
anfechtbarfeit einer Entſcheidung. Ein Urteil ift formell rechtöfräftig, wenn es nicht oder 
nicht mehr durch ein ordentliches Rechtsmittel (Berufung, Revifion, Beſchwerde) oder durch 


Einiprud angefochten werden fann; die rechtzeitige Einlegung des Rechtsmittels oder bes 
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Einſpruchs hemmt den Eintritt der Rechtäfraft ($ 705 Sak 2). Dur Wiederaufnahme 
des Verfahrens ($$ 578 ff.) kann das formell rechtöfräftige Urteil aufgehoben werden. Die 
formelle Rechtskraft ift die regelmäßige, aber nicht die notwendige Vorausſetzung der 
Zwangsvollitretung ($ 704 Abi. 1, $$ 708 ff.). Übrigens ift nicht jedes formell rechts= 
kräftige, jondern nur dasjenige Urteil vollftrefbar, welches zu einer Leiſtung verurteilt. 
Aus dem Vorftehenden erhellt, daß Rechtskraft und Vollftredbarfeit verichiebene Dinge find. 

Materielle Rechtskraft ift die Wirkung des formell rechtsfräftigen Urteils, welche 
verhindert, daß über diejelbe Sache in einem anderen Prozeß nochmals entjchieden werde. 
Man kann diefe Wirfung als Gebundenheit der Gerichte an die Entſcheidung bezeichnen. 
Aus diefer Gebundenheit der Gerichte ergiebt fich eine Reflexwirkung auf die Rechtöverhält- 
niffe der Beteiligten. Sind die Gerichte an die Entjcheidung gebunden, fo ift den Beteiligten 
die Möglichkeit entzogen, eine von ber früheren Entſcheidung abweichende Entſcheidung 
herbeizuführen; folglich ift die Entiheidung auch für die Beteiligten maßgebend; ihre 
Nechtöverhältnifie find, foweit fie von ber Enticheibung betroffen werden, durch die Ent- 
icheidung endgültig beftimmt (normiert) — res iudicata ius facit. Es ift denkbar, daß 
diefe Normierung auf einer falfchen Anficht über den Thatbeitand oder auf einer Ver- 
letzung bes Gefeßes beruht und deshalb objektiv unrichtig iſt. Jene Gebunbenheit bat 
aber die Folge, dab dieſe Unrichtigkeit nicht mehr autoritativ feitgejtellt werden kann und 
daher für das Geriht und die Parteien unerheblich ift. Deshalb ipriht man aud von 
einer unmiberleglichen Beweiskraft des Urteils, von einer Präfumtion oder von Fiktion 
ber Nichtigkeit — Redewendungen, die harmlos find, wenn man dabei an nichts anderes 
benft, als an die fich aus dem Urteil ergebende Gebundenbeit des Gerichts, die aber zu 
falichen Folgerungen führen, wenn man damit Ernft macht und das Urteil ald Beweismittel, 
als Präfumtion oder gar ala eine Fiktion behandelt. Vgl. Hellwig Rechtskraft S.12Ff.] 

Daß die Rechtsordnung dem Urteile materielle Rechtskraft beilegt, hat feinen letzten 
Grund darin, daß die endloſe Unficherheit, welche fi ohne die materielle Rechtskraft 
ergäbe, unerträglih wäre und die Autorität ber Gerichte untergrübe. Der Vorteil ber 
endgültigen Normierung ift jo groß, daß der Nachteil unrichtiger Normierung mit 
in ben Kauf genommen werden fann. Deshalb gebietet der Staat, der durch feine Or: 
gane den Beteiligten das Recht gewieien hat, daß feine Enticheidung von feinen Organen 
und von ben Beteiligten zu refpeftieren fei. 

Demjelben Grundgedanken, auf welchem die materielle Rechtöfraft bes Urteild beruht, 
ift die Konjumptionsmwirkung der römischen litis contestatio entiprungen; aber die Kon— 
fumption der actio erichöpfte die Nechtöfraftwirfungen ſchon nad) dem römischen Rechte 
nicht und hat für das moderne Recht feine Bedeutung mehr. Insbeſondere fteht Die 
Rechtskraft eines verurteilenden Urteild der Geltendmachung besjelben Anſpruchs durch 
Klage nicht im Wege, da durch die neue Klage die Gebundenheit an das frühere Urteil 
nicht berührt wird. ine andere Trage ift, ob das erforderliche Bedürfnis nach Rechts— 
ſchutz durch Urteil (ſ. N. 1 Abi. 2 zu $ 253) vorhanden if. Kann der Gläubiger auf 
Grund des Urteils die Zwangsvollſtreckung einleiten, jo befteht fein Bedürfnis nad) Rechts— 
Ihuß durch Urteil mehr; bie Klage ift wegen Mangels dieſes Bebürfnifies ohne Sach— 
enticheidung zurüdzumeifen, wie eine Tyeftftellungsflage wegen Mangels bes TFeititellungs- 
intereffes (vgl. N. 2 litt.e zu $ 256). Aber eö fann vorfommen, daß der Einleitung der 
Vollftredung ein thatjächliches Hindernis entgegenfteht, 3. B. die Alten find durch Brand 
ober fonftwie verloren gegangen; dann befteht das Bedürfnis nach einem neuen Urteil, 
unb dieſes auf der Grundlage bes früheren Urteils zu erlaffende Urteil darf dem Gläubiger 
nicht verweigert werden. Der Schuldner fann ſich durch fofortiges Anerfenntnis gegen 
die Koften ſchützen ($ 93); Einwendungen kann er nur geltend machen, ſoweit fie nach 
S 767 Abf. 2 zuläffig find. [Bgl. Hierzu die Mot.3.1.Entw.e. BGB. J 6.375 f., Gaupp (9) 
N.VISb, Wach-Laband S. 76, Hellwig Anſpruch x. S. 165 ff, Biermann Ztſchr.f. d. CPr. 
XXXV ©. 213 fi, RG. Entſch. XVI Nr. 106 ©. 485. — Abw.: RG. 17. Mai 1898 Beitr. 
3. E.d. DR. XLII Nr. 1129; vgl.a.RG. Entſch. XVI ©. 431, XLVI ©. 304.] 
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2. Kann auf die Wirkung des rechtöfräftigen Urteils verzichtet werben? Iſt deſſen 
Wirkung von Amtswegen oder nur dann zu berüdjichtigen, wenn fie von einer ‘Partei 
geltend gemacht wird? Im 1. Entmw. e. BGB. $ 191 Abi. 1 war die Zuläffigfeit des Ver— 
zichts ausgefprochen und die Berüdfichtigung von Amtswegen verboten; vgl. die Mot. dazu I 
S. 372 ff. Bei ber 2. Lefung wurben dieſe Säße zuerjt beibehalten (Prot.I ©. 255 f.), 
fchließlih aber geftrihen (Prot. VI S. 142 f.). Es ift zu vermuten, daß die Streihung 
durch die inzwijchen erfchienene Abhandlung von DO. Bülow Arch. f. c. Pr. LXXXILU ©. Iff. 
veranlaßt ift, in ber bie beiben Sätze energiſch befämpft wurden; aber aus den Protofollen 
gebt keineswegs hervor, daß man durch die Streichung die entgegengejeßte Anficht ſanktio— 
nieren wollte. Die Verzichtbarfeit würde bedeuten, daß derjenige, welcher verzichtet hat, 
die Rechtskraft nicht mehr geltend machen fann, auch wenn er will [Sipp in Windfcheibs 
Pand. (9) $ 129 N. 12]; für einen folhen Verzicht befteht abfolut fein Bedürfnis; feine 
Wirkſamkeit ift daher nirgends anerkannt. Bon einem derartigen Verzicht ift die Ver— 
fügung über das in ber Enticheibung normierte Recht durch Vergleich ꝛc. zu unterfcheiden; 
bieje ift zuläffig. — Aus der Unmirkfamfeit jenes Verzichts folgt aber noch nicht, daß 
die Wirkung des Urteils von Amtswegen zu berüdfichtigen ſei. Dafür fpricht allerdings, 
daß die Rechtskraft auf ber Autorität beruht, welche der Staat feinem Richterfpruche bei- 
legt; dagegen fprechen aber die römischen Geſetze, welche die Unterlage des bisherigen Rechtes 
bilden [vgl. A. Pernice Ztichr. d. Sav.Etift. f. RG. rom. Abt. XIX ©. 140 ff.). Für bie 
Praris ift die Streitfrage nahezu bebeutungslos; denn wenn es jemals vorfommen follte, 
daß das Gericht von einem von der Partei nicht angeführten Urteil über biejelbe Sache 
Kenntnis hätte, fo wird ein Wink des Vorfibenden ($ 139) genügen, um die Partei zur 
exceptio rei iudicatae zu veranlaflen. [Für Berüdfichtigung von Amtsmwegen außer Bülow 
auch Schwark Abfolute Rechtskraft, aber mit anderer Begründung als Bülow, ferner 
Stein in Gaupp (9) N. II Ab. 3 und Hellwig Aniprud ze. ©. 167.] 

3. $ 322 betrifft den objektiven Umfang ber Redtöfraft, d.h. die Frage, auf 
welche Gegenftänbe fich die Gebundenheit an das Urteil bezieht. 

a) Abi. 1 beichränkt die Rechtskraft auf die durch Klage oder Widerklage erhobenen 
Aniprüde. Zum Verſtändniſſe der Vorfchrift dient ein Rüdblik auf den Rechtszuftand 
vor ber CPrO. Am gemeinrehtlihen Gebiete wurde im Anichluß an vd. Savigny 
Syſt. VI S. 350 ff., 429 ff., 451 f. meiftens angenommen, daß nicht bloß bie Enticheidung 
über den in der Klage erhobenen Anſpruch, fondern auch die in den Gründen enthaltenen 
Elemente des Urteils, d. ſ. Enticheidungen über die den Anspruch bedingenden Rechtsverhält— 
niſſe, in Rechtskraft erwachſen. Zwar haben verichiebene Schriftfteller dieſe Anficht befämpft 
und die Beſchränkung der Rechtskraft auf die Entſcheidung über ben Anjpruch verteidigt; 
aber jene Anficht blieb in der Litteratur vorwiegend und beherrichte die Praris. [An 
gaben von Litteratur und Rechtſprechung in Windſcheid Pand. (9) I $ 130 N. 20 und in 
Wetzell Spt. (3) ©. 593 ff.) Auf die preußifche Praxis hat einen maßgebenden Einfluß 
das Erkenntnis des OTr. v. 16. Oft. 1848 (Entſch. XVII ©. 462) gewonnen, nad) welchem 
die Rechtöfraft nur der im Tenor bes Urteils enthaltenen Entſcheidung — nur ber Ent- 
fheidung über die Ansprüche, welche unmittelbar den Gegenstand bes Rechtsſtreits gebilbet 
haben, ſowie über Präjudizialpunfte, welche abgeſondert inftruiert find (vgl. Plen. Entſch. d. 
OTr. v. 19. Sept. 1845, Erf. desſ. v. 5. Juli 1851 u. dv. 7. Apr. 1856 bei Gruchot Beitr. VII 
S. 194, 195) — als dem letzten praftifchen Rejultate des Urteils und nicht über deſſen 
Bereich hinaus zukommt. Die franzöfifche Doktrin und Praris machen in Übereinftimmung 
mit ber preuß. Praris den Eintritt der Rechtskraft davon abhängig, daß ber ber Rechtöfraft 
fähige Ausspruch in den Tenor (dispositif du jugement) aufgenommen ift, bifferieren aber 
von der preuß. Praris rüdfichtlich des Umfangs, in welchem fie die Rechtskraft jtatuieren. 
Der Gegenftand und ber Umfang der conclusions motiv6es beftimmen den Gegenftand 
und ben Umfang des dispositif: was in dem dispositif des Urteils »sur des conelusions 
formelles prises par les parties« entſchieden ift, wird als chose jugee betrachtet; vgl. Aubry 
et Rau Cours de droit civil frangais d’apres l’ouvrage allemand de C. S, Zachariae, (3) 
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tom. V1 8769 pag. 489, 490 (nad) ben Mot. 3. €. III ©. 226). Indem das Geſetz die Rechts- 
fraft auf die Enticheidung über bie erhobenen Ansprüche beichräntt, lehnt es bie Anficht 
vd. Savignys ab und ftellt fih auf den Standpunkt des franzöfiichen Rechtes. 

Unter einem erhobenen Anfprud ift fowohl das Recht auf ein Thun oder ein 
Unterlaſſen, ald auch das Recht auf Teititellung oder auf Rechtsänderung zu verftehen 
(vgl. NR. 2 litt. a zu $145, N.1 zu 8301, N.1litt.a zu 8306), welches durch Klage oder 
Widerklage ober im Laufe des Prozeffes (vgl. NR.1 zu $ 281) geltend gemadt if. Durch 
Zulafjung der Inzidentanträge ($ 280) ift übrigens den Parteien die Möglichkeit eröffnet, 
über jedes präjudizielle NRecdhtäverhältnis, das im Laufe des Prozefjes ftreitig geworden 
iit, eine der Rechtskraft fähige Enticheidung herbeizuführen; vgl. N. 1 zu 8280. Die fFeit- 
ftellung von Thatſachen oder Rechtönormen und die Auslegung von Rechtsnormen nehmen 
an ber Rechtäfraft nicht teil und können ihrer auch nicht durch Inzidentanträge teilbaftig 
werden. 

Beiipiele: Sind Zinſen eingeflagt, jo wird nur über dieſen Zinsanſpruch, nicht 
über die Hauptſchuld rechtöfräftig entichieden; dur Inzidentantrag kann jede Partei 
bewirfen, dab über das Beitehen der Hauptichulb rechtäfräftig entſchieden wird. — Sit 
ein Mtietzins eingeklagt, jo wird nur über den Anſpruch auf diefen Mietzins, nicht über 
das DMtietverhältnis, rechtäfräftig entichieden; durch Inzidentantrag kann jede Partei be— 
wirfen, daß auc über das Beftehen des Mietverhältniffes rechtäfräftig entichieden wird. 
— Iſt der Eigentumsaniprud (BEB. 8 985) erhoben, fo wird zunächft nur über bie Heraus- 
gabepflicht, nicht über das Eigentum ala folches, rechtöfräftig entichieden; durch Inzident— 
antrag kann jede Partei bewirken, daß auch über das Eigentum rechtäfräftig erfannt wird 
[val. Mot. 3. 1. Entw. e. BGB. III ©. 396, Dernburg BR.IIL(3)$118 Ziff. 3, 8119 Ziff. 6, 
Grome Syſt. III $415 Ziff. III, Fiſcher Jahrb. f. Dogm. XL ©. 161, Hellwig Anfprud) :c. 
©. 411 N.40]. Entiprechend verhält es fi, wenn der Erbichaftsaniprud (BEB. $ 2018) 
erhoben ift, in Anjehung des Erbredts. — Iſt ein Anſpruch auf Gewährung des Unter- 
halts eingeflagt, fo wird nur über den eingeflagten Anſpruch, nicht über das Beftehen 
der Unterhaltöpflicht oder über das Beftehen der zur Begründung diefer Pflicht behaupteten 
Verwandtichaft rechtskräftig entichieden, aber durch Inzidentantrag fann eine ſolche Ent» 
ſcheidung herbeigeführt werden. — Sit die Klage auf ben Reit eines Kaufpreiſes wegen 
einer die Anfechtbarfeit des Kaufvertrag begründenden argliftigen Täuſchung oder wegen 
des dem Beflagten zuſtehenden Wandelungsrechts abgemwiejen worben, fo ift Damit nod) nicht 
rechtäfräftig entichteden, daß der Kaufvertrag nichtig oder durch Wandelung rüdgängig ge- 
macht iſt; Hagt ber Käufer auf Herausgabe des bezahlten Zeild des Preifes, fo ift die 
frühere Enticheidung nicht bindend [vgl. RG. 17. Nov. 1900 SA. LVI Nr. 136]. 

b) Sit ein Zeil eines Anſpruchs eingeflagt, jo beichränkt fich zweifellos die Rechts» 
fraft deö zuerfennenden Urteils auf den eingeflagten Zeil. Beitritten ift, ob die Ab- 
erfennung eines Zeild auch die Aberfennung des anderen Teiles enthält. Man wird 
unterfcheiden müffen: betrifft der aberfannte Zeil des Anſpruchs einen nicht vertretbaren 
Gegenftand, fo ift die Frage zu verneinen; ebenjo, wenn ein inbividualifierter Zeil 
eines Anfpruch auf vertretbare Sachen — 3.3. von dem verfallenen Mietzins für 1900 
ber Mietzins für das erſte Vierteljahr — eingeflagt ift; dagegen bürfte die Abweifung 
eines nicht individbualifierten Zeils eines Anfpruchs auf vertretbare Sachen — 3.2. 
die Abweijung ber Klage auf 100 .#, die als Zeil eines fälligen KHaufpreifes von 1000 A. 
eingeflagt find — aus logiſchen Gründen die Abweijung bes ganzen Anſpruchs in fich 
ichließen; denn, wenn das Gericht ausfpricht, daß der Kläger aus dem Kaufvertrage feine 
100 M zu fordern hat, jo jpricht es auch aus, dab er feine 100 + x .H zu forbern hat. 
[Bal. Windicheid Pand. [I 8130 N. 13, Wach Handb. I S. 371, Fitting Ztichr. f.d.EPr. 
11 ©. 270, Zöning eod. IV ©. 51, Zitelmann eod. VIII ©. 264 ff, Mustat eod. XII ©. 247, 
Lindelmann eod. XVII ©. 447 ff., Schmidt Klagänderung ©. 232 ff. u. Lehrb. (2) S. 753. 
— AM.: alle neueren Kommentare, Hipp in Windicheibs Pand. (9) Zuf. zu $ 130 N. 13, 
Pland Lehrb. I S. 260 N. 25, Schwalbach Beitr. 3. E. d. DR. XXVI ©. 514, Herzog 
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IWschr. 1887 ©. 343, 377 ff., Schollmeyer Arc. f. c. Pr. LXXVI ©. 439, fpeziell für 
den {Fall der Aberfennung einer compensando geltend gemachten Forderung aud Kohler 
Ztſchr. f. d. EPr. XVI ©. 397 ff. u. Gef.Beitr. ©. 434 ff., 452, Redlich Ztichr. f. d. CPr. 
XXV ©. 397 ff. u. R6. Entſch. XVI Nr. 87 ©. 355.) 

4. Die Rechtskraft erftredt fich nicht auf die FFeitftellung von Thatſachen und aud 
nicht auf die Entſcheidung über einzelne Angriff3- oder Verteidigungsmittel [RG. Entſch. 
VII Rr. 107 S. 354, XI Rr.99 ©. 384, 16. Juni 1905 JB. ©. 499 f. Nr. 28, bay. ob. 
26. SA. XXXIX Nr. 150]. Eine Ausnahme madt Abi. 2 in Anfehung der Aufred= 
nung. [Ritteratur: Schollmeyer Komp.Einrede u. Ard). f. c. Pr. LXXVI ©. 488 ff., 
Kohler Ztichr. f. d. EPr. XIV ©. 397 ff, XXV ©.25 ff., 2. Seuffert eod. XVI ©. 466 ff., 
XXII &.335, Redlich eod. XXV S. 358 ff., Weismann eod. XXVI ES. 25 ff.] Über Gel- 
tendmadung ber Aufrechnung 5. N. 4 litt. a zu $ 145. Beſteht die beftrittene For— 
derung nicht, jo fommt es nicht zur eventuell geltend gemachten Aufrechnung (vgl. N. 2 
zu $ 300), es wirb daher über das Beitehen oder Nichtbeitehen der Gegenforderung über- 
haupt nicht entichieden. Ebenſowenig wird über das Beftehen oder Nichtbeftehen der Gegen- 
forderung entichieden, wenn bie Aufrehnung unzuläffig ift; über Zuläffigfeit der Auf- 
rechnung vgl. N. 4 litt. b Saß 1 zu $ 145. Beſteht dagegen die Forderung und ift Die 
Aufrechnung zuläffig, aber das Beftehen der Gegenforderung ftreitig, fo bat das Gericht 
zu prüfen, ob die Gegenforderung bis zur Aufrechnung zu Recht beftand. Bejaht es 
den Beitand der Gegenforderung, jo find fForderung und Gegenforberung, ſoweit fie fi 
beden, erlojhen (BEB. $ 389) und das Urteil mweift daher die Klage injoweit ab; durch 
ein folches Urteil wird rechtäfräftig nur entichieben, daß die eingeflagte Forderung nicht 
mehr befteht; in Anjehung ber Gegenforderung ergeht überhaupt feine der Rechtskraft 
fähige Enticheidung. Daß die Gegenforderung befteht, fann nicht feftgeftellt werben, weil 
fie ja durch die Aufrechnung erloichen ift [val. 2. Seuffert Ztichr. f. d. EPr. XVI S. 369f., 
Prot. d. Komm. zu 2. Leſ. VI ©. 660]; die Entſcheidung, daß fie beftandben Hat, Fönnte 
an unb für fi) an der Rechtskraft teilnehmen, aber es ift im Gefeße nicht beftimmt, daß 
fie dies thut, weil fein praftifches Bedürfnis danach vorhanden ift. Verneint das Ge- 
richt den Beſtand der Gegenforderung, jo wird ber Bellagte verurteilt, indem in ben 
Gründen feftgeitellt wird, daß die Gegenforderung nicht beiteht. Ohne die befondere Bor» 
fchrift des Abf. 2 würbe durch diefes Urteil bloß das Beſtehen der Forderung rechtäfräftig 
normiert; aus praftiichen Erwägungen, nämlih um zu verhüten, daß über die Gegen: 
forderung nochmals erfannt werden müßte, wenn in einem Prozeß über eine andere For— 
derung eine Aufrehnung auf Grund berjelben Gegenforderung geltend gemacht würde, 
ichreibt Abf. 2 vor, daß bie in den Gründen enthaltene Verneinung bes Beſtandes ber 
Gegenforberung ber Rechtöfraft fähig ift. Das Gejek fügt die Befchränfung bei „bis zur 
Höhe des Betrages, für melden die Aufrechnung geltend gemacht ift”. Handelt es fidh 
um einen inbivibualifierten Zeil der Gegenforberung, fo verfteht ſich diefe Beichränfung 
von ſelbſt. Würde aber ein nicht individualifierter Zeil der Gegenforberung aufgerechnet, 
fo fteht dieſe Beichränfung in Widerſpruch mit dem oben N. 3 litt. b vertretenen Satze, 
daß die Aberkennung eines nicht individualifierten Teiles eines Anfpruchs die Aberfennung 
des ganzen Anipruchs einjchließt. Daß das Gefe die Beichränfung enthält, Hilft nicht 
über die Gelege der Logik hinweg. 

5. Die Rechtskraft fommt zur Erfcheinung, wenn in einem zweiten Rechtäftreit über 
dieſelbe Sache, über welche bereits rechtäfräftig entichteben ift (eadem res, eadem quaestio), 
eine andere Enticheidung verlangt wird. Was dieſelbe Sache ift, ergiebt fich aus der Ver— 
gleihung bes Streitgegenitandes im erſten und im zweiten Prozeſſe. Die in N. 4 litt. AIV 
zu $ 253 behanbelte Streitfrage über den Begriff des in ber Klage anzugebenden Klage- 
grundes wirft hierher ihre Schatten. Wer annimmt, daß Indivibualifierung genügt, muß 
3. B. annehmen, da bie Entſcheidung, welche ausipricht, daß dem Kläger das Eigentum 
einer gewiſſen Sache nicht zufteht, der Geltendmadhung des Eigentums aus einem anderen 
Erwerbsgrund entgegenfteht, wenn der andere Erwerb vor dem Schluffe der mündlichen 
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Verhandlung eingetreten ift, in welcher neue Angriffämittel fpäteftens hätte geltend gemacht 
werben müflen (oval. $ 278 Abf. 1); dagegen müſſen die Anhänger ber fog. Subftanzierungs- 
theorie annehmen, daß die Nechtöfraft einer neuen Beurteilung der Eigentumsfrage nicht 
im Wege fteht, wenn das Eigentum auf einen anderen ala den in der Stlagefchrift geltend 
gemachten Erwerb geſtützt wird. 

6. Die Rechtskraft fteht der Geltendmachung aller Angriffs und Verteibigungsmittel 
einichließlich der Beweismittel entgegen, welche in dem früheren Prozeſſe durch den Schluß 
der mündlichen Verhandlung, auf welche das Urteil ergeht, auögeichloffen find. Dak das 
rechtöfräftige Urteil durch Nichtigkeite- oder Reſtitutionsklage angefochten werben fanrı 
(88 578 ff.), ift eine Sache für fih. Dagegen werden Angriffs: und Berteidigungämittel, 
die erft nach dem angegebenen Zeitpunkt entftanden find, durch das Urteil nicht betroffen. 
Fin nachträglich entftandenes Angriffsmittel, 3. B. ein neuer Erwerb des behaupteten 
Rechtes oder der Umftand, daß ber Beklagte nachträglich die herauszugebende Sache er— 
langt oder nachträglich die Schuld übernommen hat, begründet einen neuen Anspruch, 
der umnbeichabet der Rechtskraft bes früheren Urteils verfolgt werden fann. Ebenſo 
fann nad Abweilung einer Scheidungsflage wegen eines nachträglich entftandenen Schei- 
dungsgrundes eine neue Klage auf Eheiheidung ober nach Abweifung einer Klage auf 
Heritellung bes ehelichen Lebens wegen veränderter Umftände eine neue foldhe Klage er— 
hoben werden [vgl. RG. 6. Nov. 1905 JW. 1906 ©. 26. Nr. 29]. Auch ein Verteidigungs- 
mittel, das erft nach dem bezeichneten Zeitpunkt entftanden ift, kann unbeſchadet der Rechts 
fraft des früheren Urteild geltend gemacht werden. Für Einwendungen gegen ein ver— 
urteilenbes Urteil ift das in $767 Abf. 2 ausbrüdlich anerkannt; dasfelbe muß aber auch 
für Einwendungen gegen Feſtſtellungs- und Bewirkungsurteile gelten. Iſt z. B. das Eigen- 
tum des Klägerd an einer gewiffen Sache feftgeftellt, fo kann der Bellagte gegenüber der 
Berufung auf das Urteil (exceptio rei iudicatae) geltend maden, daß er nachträglich das 
Eigentum vom Kläger erworben habe; oder: ift die Unterhaltöverbindlichkeit des Beklagten 
feftgeitellt, jo kann er gegenüber der Berufung auf das Urteil geltend maden, daß biefe 
Verbindlichkeit durch Veränderung der Umftände nachträglich erlofchen fei. 

Mer das Urteil und deſſen formelle Rechtskraft im Bewußtſein der Rechtämwidrig- 
feit feines DVorgehens in einer gegen die guten Sitten verftohenden Weife ermwirft bat, 
fann fich auf die Rechtskraft des Urteils nicht mit Erfolg berufen; feiner Berufung auf 
die Rechtskraft fteht die exceptio doli (vgl. BGB. 8 826) entgegen. [Pal. RG. 14. Okt. 
1905 Entid. LXI Nr. 87 ©. 365.] 

7. a) Die der Rechtöfraft fähige Entſcheidung ift in die Urteilöformel (8 313 Abf.1 
Nr. 5) aufzunehmen. In den Entwürfen (norbd. Entw. $359, Entw. I$ 268, II 8278, 
III $ 283) war gejagt: „Die Nechtöfraft ift nicht davon abhängig, daß bie der Rechtskraft 
fähige Enticheidung in bie Urteilöformel aufgenommen iſt.“ Diefer Sa wurde von der 
IK. d. RE. geftrichen. Aus der Debatte ift zu entnehmen, dab die Kommiffion beabfidhtigt 
bat, durch ben Abftrich die Rechtskraft auf den von den Enticheidungsgründen äußerlich 
zu trennenden bispofitiven Zeil des Urteil — bie Urteilsformel — zu beſchränken. Wach 
Vortr. (2) S.143 eradhtet es für zweifelhaft, ob die Majorität der Kommiſſion diefe Ab- 
fiht hatte; dagegen beftätigen die Komm.Mitglieder Strudmann und Gaupp in ihren 
Kommentaren, daß dieſe Abficht vorlag [vgl. Strudm. Koch (8) N. 2, Gaupp 1. bis 3, Aufl. 
zu $ 293 alt]. Eine andere Frage ift, ob dieſe Abficht der IK. d. RT. durch den Abitrich 
erreicht ift. Zweifellos ift das nicht. Erwägt man jedod, daß die CPrO. die in ber 
preuß. und franz. Praris herrſchende Theorie über den Umfang ber Rechtskraft an— 
genommen bat, daß dieſe Praris die Rechtöfraft auf die in ber Urteilöformel enthaltenen 
Enticheidbungen beichränfte, daß dieje formaliftiiche Behandlung im Geſetze nicht mehr wie 
in den Entwürfen abgelehnt ift, daß ohne Sonderung der ber Rechtölraft fähigen Ent» 
ſcheidung von den Entiheidungsgründen es ſtets mehr ober weniger zweifelhaft bleibt, wie 
weit das Gericht eine Entfheidung über Anſprüche (in dem oben erörterten Sinn) erlaffen 
wollte — fo wird man bie vorgetragene Auslegung des Geſetzes ganz abgeiehen von ber 
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Abſicht der FH. d. RT. für gerechtfertigt halten. [Vgl. Strudm. Koh (8) N. 2, Wilm, 
Levy (7) Nr. 3, Gaupp (1—3) zu $ 293 (alt), Peterien (5) N. 6, Enbemann II &. 137, 
v. Sarwey I S.447, v. Bülow N. 3, Fitting (10) $71N.4, Kroll Klage u. Eintr. &.310, 
bay. 06.26. SU. KXXVII Nr. 86, XXXIX Nr. 150, XL Nr. 66, Bl. f. RA. LX &.296. — 
AM.: Stein in Gaupp (4—9) N. VII, Wach Vortr. (2) S. 142 f., Hellmann Lehrb. ©. 322, 
Pland Lehrb. I ©. 463, Schmidt LVehrb. (2) S. 751, Mandry D. civilr. Inh. (4) S. 288, 
Dernburg Pr. Pr®.1$137N.7, Band. IH 163 N. 10, Freudenſtein S.82, Klöppel S. 32, 
Krüger S. 14 f., Bähr Urt. d.RG. ©. 162 ff., RG. 17. Apr. 1894 BL. f. RA. XI Erg. Bd. 
©. 15.] Natürlich ift zum Verftändniffe der in der Formel enthaltenen Entiheidung bie 
Heranziehung des Thatbeftandes und ber Enticheidungsgründe notwendig. Nicht die tote 
Formel, fondern der in der formel enthaltene Gedanke, der mit Hülfe ber Gründe zu 
ermitteln ift, ift Träger der Rechtskraft [ogl. Wetzell Syit. (3) S. 596, RG. Entf. XXV 
©. 214, XXX ©.4, XXXVI ©.76, XXXVIII S. 171]; aber die Aufnahme in die Formel 
ift das äußerliche Kennzeichen der Enticheidung. 

Aus der Hier vertretenen Anficht folgt: «) Iſt die Entſcheidung über einen Zeil 
des Streitgegenftandes in den Gründen ftatt in der Formel enthalten — 3.3. es it ein 
Zeil des erhobenen Anſpruchs dem Kläger zuerkannt, über den anderen Zeil ift in ber 
Formel nichts gefagt, wohl aber geht aus den Gründen hervor, daß ber andere Zeil 
aberfannt fein fol, oder: das Gericht unterläßt, die Entſcheidung über ein präjudizielles 
Rechtöverhältnis, obwohl Antrag nad $ 280 gejtellt ift, in die {Formel aufzunehmen — 
fo können bie Parteien die Ergänzung des Urteils durch nachträgliche Aufnahme der Ent» 
Icheidung in die Formel gemäß $ 321 beantragen. Verſäumen fie die Friſt des $ 321 
Abi. 2, jo ift die Ergänzung nicht mehr zu erreichen; die in den Gründen enthaltene 
Entſcheidung ift der Rechtskraft unfähig. [AM.: das o. cit. Urt. d. RG. 17. Apr. 1894 
Bl. f. RA. XIII Erg. Bd. S.15.] 3) Iſt in der Formel ein Zeil des erhobenen Anſpruchs 
zuerkannt, ber Reſt aber nicht erwähnt, jo liegt ein Zeilurteil vor, auch wenn fich in 
Konfequenz der Entſcheidungsgründe eine Abweifung des Reſtanſpruchs ergeben würde [vgl. 
RG. 1. Nov. 1881 Entich. VNr. 110 S.390]. >) it über einen Anfpruch oder ein Rechts— 
verhältnis, bezüglich defjen nicht Klage, Widerklage oder Feſtſtellungsantrag nad) $ 280 
erhoben ift, im Tenor bes Urteil entjchieden, fo liegt eine Verlegung bes $ 308 vor, 
auf die die Berufung oder Revifion geftüßt werden fann. Wird aber das Urteil formell 
rechtskräftig, jo erſtreckt ſich deſſen Rechtöfraft auch auf die unrichtiger Weiſe in die Formel 
aufgenommene Enticheibung. 

b) Eine Ausnahme von ber Regel, daß bie ber Rechtäfraft fähige Enticheidung in 
die Urteilsformel aufzunehmen ift, ergiebt fih aus $ 322 Abſ. 2; vgl. oben N.4. — Da 
bei Eventualaufrehnung nicht über die Aufrehnung entichteden werben kann, ohne daß 
die Forderung fejtiteht (vgl. N. 2 litt.d zu $ 300), fo kann aud über das Beftehen ber 
Gegenforderung nicht rechtöfräftig entichieden werben, bevor bie Forderung feititeht. 
Zwar kann durch ein Zwiſchenurteil ($ 303) das Nichtbeftehen ber Gegenforberung feit« 
geftellt werben, mwährend die Verhandlung über die ilfiquide Forderung noch fortgeießt 
wird; aber dieſes Zwiſchenurteil ift feiner felbjtändigen Rechtskraft fähig und auch nicht 
ſelbſtändig anfehtbar [vgl. RG. 3. Juni 1905 ZW. ©. 438 Nr. 21]. Erft wenn die For— 
derung dem Kläger im Endurteile zugeiprochen und in ben Gründen bie Aufrechnungs— 
einrebe unter Bezugnahme auf das Zwifchenurteil verworfen wird, ift eine der Rechts— 
fraft fähige Negation der Gegenforderung vorhanden. 

8. Der materiellen NRectäfraft find bloß Urteile fähig, die über bie Sadıe 
enticheiden. Wird eine Klage wegen Mangels bes Rechtsſchutzbedürfniſſes (f. N. 1 Abi. 2 
zu $ 253 und. R. 2 litt. e zu $256), wegen eines Mangels in den Prozehvorausfegungen 
(NR. 1 zu 8274) oder wegen Unzuläffigkeit der Prozeßart zurückgewieſen, jo fteht bas Urteil 
nicht bloß einem Sadurteil auf neue Klage nicht im Wege, fondern das Urteil ſchließt 
auch nicht aus, daß das Gericht in dem zweiten Prozeß über das Rechtsſchutzbedürfnis, 
bie Progekvorausfegungen oder die Zuläffigfeit der Prozeßart troß gleicher Sachlage 
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anders enticheibe, als früher entjchieden worden ift. Dies ergiebt fi) fhon daraus, daß 
ein derartiges Urteil nur den Rechtsſchutzanſpruch betrifft und daß ber in ber zweiten 
Klage erhobene Rechtsſchutzanſpruch nicht identisch ift mit dem zurüdgemwiejenen Rechts— 
ſchutzanſpruche der erften Alage; ferner aber auch daraus, dab nad dem Grundſatze des 
$ 322 die einer Entſcheidung zu Grunde liegende Beurteilung der That: und Rechtöfragen 
nicht in Rechtskraft erwächſt. Somenig eine die Unzuftändigfeitseinrede verwerfende 
Enticheidung das Gericht hindert, ſich in einem zweiten Prozeffe über diefelbe, früher 
etwa wegen Zurüdnahme ber Klage umentichieden gebliebene Sache für unzuftändig zu 
erflären, jo wenig ift das Gericht an die die Zuftändigfeit verneinende Entideibung 
gebunden. Würde eine folche Gebundenheit beftehen, jo wären affirmative oder negative 
Kompetenzfonflitte unter mehreren Gerichten faſt unmöglihd. Daß $ 11 ber negativen 
Entſcheidung über die ſachliche Zuftändigfeit bindende Kraft beilegt, ift eine auf be= 
fonderen Zwedmäßigfeitögründen berubende Ausnahme, die die Regel nur beftätigt. [Bgl. 
Megell Syſt. (3) 847, Bülow Prozebeinreden ©. 282, Weismann Hauptintervention S. 90 
N. 22, Wach Vortr. (2) ©. 100 und Feſtſt. Anſpr. S. 43, Hellmann Lehrb. S. 340, Schmidt 
Klagänderung S. 188 und Lehrb. (2) ©. 750, Fiſcher Recht und Rechtsſchutz S. 137. — 
AM.: Wilm. Levy (7) N. 2,3 zu $ 293 alt, Gaupp (9) N. IV, Peterfen (5) N. 4, Eccius 
Pr. PrR. 1855 N. 7, Schulge Pr. u. Proz. ©. 346 (dagegen 2. Seuffert Ztichr. f. d. 
CPr. VIIE. 202 f.), Kohler Pr. als RB. ©. 64 und Forſchungen ©. 93 f., 140, Levy 
Btichr. f.d. CPr. XXS. 95, Schwark Abfolute Rechtskraft S. 35 f., Hellwig Anſpruch und 
Klagereht S. 143 f., teilw. auch Strudm. Koch (8) N.3 Abi. 1 zu $ 322 verb. mit N.2 
zu $ 275.] 

9. Ein im Urkunden oder MWechfelprozeffe mit Vorbehalt der Rechte ergangenes 
Urteil ($ 599) ift der materiellen Rechtöfraft nicht fähig. Ein Vorbehaltsurteil nad) $ 302, 
$ 529 Abi. 2 oder $ 540 ift der materiellen Rechtfraft injoweit fähig, als der Anfpruc des 
Klägerö nur mehr mit der vorbehaltenen jpeziellen Einwendung beftritten werben kann; 
vgl. N. 4 Abi. 2 und N. 5 litt. c zu $302, N. 2 litt. a zu $ 541. 

10. Die Vorjhriften der CPrO. über die Rechtskraft gelten nicht für die nad) dem 
früheren Prozeßrecht ergangenen Urteile [RG. Entſch. III Nr. 79 ©. 290, V Nr. 81 ©. 337, 
VI Rt. 129 ©. 145, ORG. Jena EA. XXXVI Nr. 244]. 


$. 323.* (293a.) 

Tritt im Falle der Berurtheilung zu fünftig fällig werdenden wieder: 
fehrenden Leiftungen eine wejentliche Aenderung derjenigen Berhältnifje ein, 
welche für die DVerurtheilung zur Entrichtung der Leiftungen, für die Be: 
ftimmung der Höhe der Leiftungen oder der Dauer ihrer Entrichtung maß- 
gebend waren, fo ift jeder Theil berechtigt, im Wege der Klage eine ent: 
jprechende Abänderung des Urtheils zu verlangen. 

Die Klage ift nur infomweit zuläffig, als die Gründe, auf welche jie ge= 
ftügt wird, erft nach dem Schluffe der mündlichen Verhandlung, in der eine 
Erweiterung des Klagantrags oder die Geltendmachung von Einwendungen 
jpäteftens hätte erfolgen müſſen, entjtanden find und durch Einfpruch nicht 
mehr geltend gemacht werden fönnen. 

Die Abänderung des Urtheils darf nur für die Zeit nach Erhebung der 
Klage erfolgen. 

1. Entw. e. BEB. 8 724 Abi. 6, 8 726 Ubi. ı Sap 5, 8 727 Ubi. 1 Cab 2, 88 734 bis 786, 1493, 


Mot. dazu II 788 ff., IV 707, Brot. db. Komm. 3. 2. Leſ. d. Entw. e. BGB. II 621, 624 f., VI 
660, Begr. d. Nov, v. 1898 ©. 108. 


Yitteratur: Jäger Die Ummwandlungskiage im deutichen Haftrecht (1898); vgl. a. Eger 
Haftpflich z5 (6) S. 512 f., 523 ff., I. C. Schwartz Das Billigkeitsurteil nach 3 829 BGB. 
(1904) S. 67 ffi., Strohal Grenzen ber Urteilsrechtöfraft bei bedingter und betagter Berechtigung 
in Feftgabe der Leipz. Jur. Fak. f. Degenkolb (1905). 
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1. Aus der Begründung der Nov. v. 1898 ©. 108: 

„Iſt eine Verurtheilung zu künftig fällig werdenden wiederkehrenden Leitungen ($ 231b 
d. E. — 8258) ergangen, jo fommt, namentlich wenn die Verbindlichkeit zum Schadenserjage 
wegen einer unerlaubten Handlung (BGB. 88 843, 844) oder einer Unterhaltspflicht (BGB. 
$ 1602 Abi. 2, $ 1603 Abi. 1, 8 1708) zu Grunde liegt, es micht jelten vor, daß jpäter eine 
wejentliche Aenderung derjenigen Berhältnifje eintritt, die für die Verurtheilung zur Entrichtung 
der Peiftungen, für die Beftimmung ihrer Höhe oder der Dauer ihrer Entrichtung maßgebend 
waren. Für ſolche Frälle ift es ein Gebot der Billigkeit, daf jedem Theile das Recht gewährt 
wird, eine entiprechende Abänderung des Urtheils zu verlangen. Einzelne Beftimmungen diejer 
Art finden fich bereits im $7 Ubj.2 des RG. v.7. Juni 1871, betr. die Verbindlichkeit zum 
Schadenserjage für die bei dem Betriebe von Eifenbahnen, Bergwerken u. f. w. herbeigeführten 
Tötungen und Körperverlegungen, ſowie in manden Landesrechten (zu vgl. Code civ. art. 209, 
210). Der Entwurf jchließt fich mit der allgemeinen VBorichrift des $ 293a Abi. 1 diefen Bor- 
gängen an, Dadurch fommt zugleich die erwähnte Einzelbeftimmung des Haftpflichtgeieges als 
überfläjfig in Wegfall (EG. 3. BGB. Urt. 42). Uebereinftimmend mit $ 686 (— 767) Abſ. 2 ift 
übrigens im Entw. 8 293. Abſ. 2 die Klage auf Abänderung bes früheren Urtheils nur in» 
ſoweit zugelaflen, als die Gründe, auf welde fie geftügt wird, erft nach dem Schluſſe derjenigen 
mündlichen Verhandlung, in welcher eine Erweiterung des Klagantrags oder die Geltendmadhung 
von Einwendungen fpäteftens hätte erfolgen müjjen, entitanden find und dur Einipruch nicht 
mehr geltend gemacht werden können. Eine weitere Einjchränfung jieht aus Gründen der 
Bwedmäßigfeit der Abſ. 3 des $ 293a vor, indem er die Abänderung nur für die Zeit nad) 
Erhebung der auf die Abänderung gerichteten Klage geftattet; die Ermittelung des Zeitpunftes, 
in welchem die Uenderung der maßgebenden Berhältnifie thatſächlich eingetreten ift, wird meift 
mit erheblichen Schwierigkeiten verknüpft jein. Zu der gleihen Einjchränfung it die Necht- 
iprehung des RG. ichon bei der Anwendung des Haftpflichtgeieges gelangt. Auch der $ 65 
Abi. 3, 4 des Unf.Berj.Gej. v. 6. Juli 1884 (RXGBl. ©. 69) enthält ähnliche Beitimmungen.“ 

2. Die Änderungsflage ſetzt voraus, daß die Verpflichtung zu künftig fällig wer« 
denden Leiftungen von beftimmter Höhe in einem Urteil ausgeſprochen ift. Da ein Feſt— 
ftellungsurteil folchen Inhalts wegen Mangels des Feſtſtellungsintereſſes nicht Leicht erlafjen 
werben wird (vgl. N. 2 litt. d Abi. 3 zu $256), fo ift in $ 323 nur die Verurteilung 
erwähnt. Sollte ein Feſtſtellungsurteil des bezeichneten Inhalts erlaffen worden jein, fo 
muß aber die Anderungsflage gleichfalls zuläffig fein, da das Feſtſtellungsurteil nicht 
fräftiger fein fann ala das Leiftungsurteil. Wie das erfte Urteil unterliegt auch jedes 
folgende Urteil wieder der Korrektur (vgl. Mot. 3. 1. Entw. e. BGB. II S. 789). Gegen 
ein die Klage abweijendes Urteil findet die Klage des $ 323 nicht ftatt; in diefem Falle fann 
Kläger den durch nachträglich eingetretene Umstände entjtandenen Anipruch durch neue, ber 
ſelbſtändige Klage geltend machen; fo Liegt die Sache auch, wenn ein einzelner zur Be— 
gründung ber Klage gehörender Umſtand, 3. B. die Erwerbsunfähigfeit, erſt nachträglich 
eingetreten ift [val. v. Savigny Syſt. VI S. 378, Gaupp (9) R. II2 Abi. 1]. — Eine einſt— 
tweilige Verfügung ift feine Verurteilung im Sinne des $ 323; bei Veränderung ber Um— 
ftände ift $ 927 anmwenbbar. 

Die Anderung eines Schiedsſpruchs kann nicht durch Klage bei einem ftaatlichen 
Gerichte verlangt werden. Ob bei dem Schiedsgerichte eine Anderung beantragt werden 
fann, ift nach dem Schiebövertrage zu beurteilen. 

Keine Anwendung findet $ 323 auf PVergleihe [vgl. RG. 14. Febr. 1859 Entſch. 
XXIII Nr. 8 S. 38 ff., OLG. Karlsruhe Redtipr. d. OLG. XI ©. 53]. 

3. Über wiederfehrende Leiftungen ſ. R.1 zu 8258; von den dort angeführten 
fommen in $ 323 nur diejenigen in Betracht, bei welchen die Fortdauer und der Umfang 
der Leiftungspfliht von variablen thatjählichen Verhältniffen, insbefondere von den 
Vermögens- und Ermwerböverhältnifien, abhängt. Daher ift $ 323 nicht anwenbbar auf 
geieglich oder vertragamäßig beftimmte Zinfen und Renten, insbeſondere nicht auf die nad 
BGB. 3912 Abſ. 2 oder $ 917 Abſ. 2 beſtimmte Geldrente für den Überbau oder ben 
Notweg. nderungen, die durch Nechtsgeichäft, 3. B. Vereinbarung höherer oder niebri- 
gerer Unterhaltsbeiträge, oder durch neue Gejehe, 3. B. Aufhebung der Unterhaltsverbind: 
lichkeit der Geichwifter oder der außerehelichen Großeltern, eingetreten find, können nie» 
mals durch Klage nach $ 323, fondern nur durch Wideripruchsflage gegen die Zwangs— 
vollitredung ($ 767) geltend gemacht werden. Ganz abgejehen davon, daß fein Bedürfnis 
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befteht, für folche Fälle die Anderungöflage zu gewähren, pabt auch die Faſſung des $ 323 
nicht darauf; denn hier findet feine Anderung der mahgebenden „Verhältniffe“ ftatt. 
[AM.: Jacubezky in Verb. d. bay. K. d. Abg. 1898/99 Abt. XX Bb. II S. 568, Gaupp (9) 
N. 113 Abſ. 2, vol. a. bay. ob. LG. BL. F. RA. LXIV ©. 523.] 

4. Don dem früheren Kläger fann die Klage erhoben werben, um eine Erweiterung 
ber Leiftungen nad ihrer Höhe oder nad) ber Dauer ihrer Entrichtung, von dem früheren 
Beklagten, um die Aberfennung des Anipruchs auf bie fünftigen Leiftungen ober beren 
Abminderung nad) der Höhe ober der Dauer zu erwirfen. Der Bellagte lann Wiber- 
Hage erheben; ohne Widerflage darf das frühere Urteil nicht zu Ungunften des Klägers 
abgeändert werben, 

5. a) Die Klage fann nur auf Gründe geftüßt werden, die erft nad) bem Schluffe 
ber mündlichen Verhandlung entftanden find, in welcher eine Erweiterung bes Klagantrags 
(8 268 Nr. 2) oder die Geltendmachung von Einwendungen ſpäteſtens hätte erfolgen müffen. 
Das ift die lekte mündliche Verhandlung vor dem unbebdingten oder bedingten Enburteile 
des Berufungsgerichtes, wenn orbnungsmäßig Berufung eingelegt war, außerdem die letzte 
mündliche Verhandlung vor dem unbedingten oder bedingten Enburteile der erſten In— 
ftanz; die mündliche Verhandlung nad einem bedingten Endurteil und die mündliche 
Derhandlung in der Revifionsinftanz kommen nicht in Betracht, weil in dieſen Verhand— 
Iungen neue Thatſachen nicht vorgebracht werben fünnen. — Auf Gründe, die zur Zeit 
bes Schluffes der mahgebenden mündlichen Verhandlung bereits vorhanden waren, fann 
die Klage auch dann nicht geitügt werben, wenn die Thatſachen der Partei nicht befannt 
oder wenn fie nicht beweisbar waren [vgl. Mot. 5. 1. €. e. BEB. II ©. 789 f.]. 

b) Solange das Urteil des eriten Prozeffes noch durch Berufung angefochten werben 
fann, bat die Partei die Wahl, die neuen Gründe durch Berufung oder Anſchlußberufung 
oder durch Abänderungsflage geltend zu machen (vgl. N. 4 litt. b zu $ 767); nach Ablauf 
ber Berufungsfrift kann fie die Gründe durch Klage geltend machen, auch wenn fie fie 
vorher durch Berufung geltend machen konnte. Iſt das Urteil des erjten Prozeſſes als 
Verläumnisurteil gegen den Bellagten ergangen, jo fünnen Gründe, die noch durch Ein— 
ipruc geltend gemacht werben können, nicht burd die Änderungsklage geltend gemacht 
werben. Iſt aber bie Einipruchsfrift abgelaufen, ohne dat Einspruch erhoben wurde, fo 
fann die Anderungsklage auch auf einen Grund gejtügt werben, der durch Einſpruch 
geltend gemacht werden konnte. Das ergiebt ſchon der Geſetzestext, jofern er die Klage 
nur infomweit für unzuläffig erflärt, al3 die Gründe durch Einſpruch nicht mehr geltend 
gemacht werden „Lönnen“ — nidt fonnten. Es folgt aber auch daraus, daß die Zus 
läffigfeit der Klage nicht nach dem Zeitpunkt ihrer Erhebung, fondern nach dem Zeit- 
punfte der Urteilsfällung zu beurteilen ift (vgl. N. 4 zu $ 267, N. 4 zu $300); alfo genügt 
es, wenn der Einſpruch in diefem Zeitpunfte nicht mehr zuläffig ift. [Vgl. über bie ent- 
fprechenbe Auslegung des fonformen $ 767 Abſ. 2 die N. 4 litt. a zu $ 767, wo übrigens 
auch abweichende Anfichten erwähnt find.] — Über die Möglichkeit, die Widerjpruchsflage 
des $ 767 auf eine Änderung der Verbältniffe zu ftügen, |. N. 2 Abſ. 2 zu $ 767. 

c) Obwohl ber $ 323 nicht, wie $ 767 Abf. 3, eine KHumulierung der Gründe 
gebietet, dürfte doch aus der mit dem Schluffe ber mündlichen Verhandlung eintretenden 
Präflufion ($ 278 Abſ. 1) zu folgern fein, daß eine zweite Abänderungsflage nur auf 
Gründe geftüßt werden fann, die erit nad; dem Schluſſe der für das Urteil maßgebenden 
mündlichen Verhandlung über die erfte Anfechtungsflage entitanden find. [AM.: Gaupp 
(O) N. IIIAbſ. 3, Peterien (5) N.5 g.€.; deren Berufung auf die Mot. 3.1. E. e. BGB. II 
S. 789 ift nicht zutreffend.) 

6. Verfahren: a) Die ſachliche Zuftändigkeit bemißt fich nicht nad) den ganzen 
Reiftungen, fondern nach dem Intereſſe an ber Abänderung; dabei fommt $ 9 in Betracht. 
Die örtliche Zuftändigkeit beftimmt ſich nach den allgemeinen Vorichriften. b) Außer dem 
allgemeinen Gerichtsſtande fommen die Gerichtsſtände der $$ 20, 21, 23, 28, 32 in Be- 
trat. Das Gericht, bei welchem ber frühere Prozeß anhängig war, ift nicht als ſolches 
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für die Anderungsflage zuftändig; 8 767 Abſ. 1 bat auf diefe lage keinen Bezug [RG. 
23. Ott. 1902 Entſch. LII Nr. 89 S. 344]. c) Der Antrag ift auf Abänderung des Ur— 
teils zu richten (vgl. N. 2 litt. es zu $ 253); es ift ziffermäßig anzugeben, welche Ande— 
rung verlangt wird; vgl. N. 4 litt. A Ziff. V zu $ 253. d) Die Verhandlung beichränft 
fih auf die frage, ob nad dem in NR. 5 litt. a bezeichneten Zeitpunft eine wejentliche 
Änberung der maßgebenden Verhältniffe eingetreten ift. Die die Verpflichtung in abstracto 
begründenden Umftände, 3. B. die unerlaubte Handlung, die Verwanbtichaft zc., bleiben 
außer Kognition. Der Kläger bat die behaupteten Änderungen zu beweifen. e) Obwohl 
die Klage erhoben werben fann, bevor das abzuändernde Urteil formell rechtäfräftig ift 
(vgl. N.5 litt. b), ift doch vor defſen Rechtäfraft ein abänberndes Urteil nicht möglich, weil 
ihm eine fichere Unterlage fehlen würde; das Gericht hat daher, wenn nicht die Klage 
aus einem prozekrechtlichen Grunde abgemielen wird, die Verhandlung auszujegen bis zur 
rechtäträftigen Erledigung des früheren Rechtsſtreits (arg. $ 148). f) Dur Vorlegung 
einer Ausfertigung des abändernden Urteild fann der Schuldner der Vollſtreckung bes 
früheren Urteils entgegentreten ($ 775 Nr. 1) und die Aufhebung überichüffiger Voll« 
ftrefungömaßregeln verlangen ($ 776). Vorläufige Anordnungen nach Art bes $ 769 find 
nicht zugelafien; es fann aber durch einftweilige Verfügung die Beichränfung oder bie 
Einstellung ber Vollftredung des früheren Urteild angeorbnet werben. 

7. Die Änderung darf nicht für eine frühere Zeit als die Zeit der Klagerhebung 
erfolgen. Es kann im Urteile beftimmt werden, daß fie erft für eine fpätere Zeit erfolgen 
folle, wenn die Änderung der Verhältniffe erft nach der Klagerhebung eingetreten ift. 
Iſt im Urteile nichts über die Zeit beftimmt, fo gilt die Anderung für die Zeit feit der 
Klagerhebung. — Was auf Grund bes früheren Urteild während bes neuen Prozeſſes 
zuviel geleiftet worden ift, fann als ungerechtfertigte Bereicherung zurüdverlangt oder auf 
ipätere Leiftungen angerechnet werben. Ein in dem neuen Prozefle geitellter Antrag auf 
Verurteilung des Beklagten zur Herausgabe ber ungerechtfertigten Bereicherung ift eine 
Zufagflage, deren Erhebung innerhalb dieſes Prozeffes ſich der Beklagte nicht gefallen zu 
lafien braudt. 

8. Auf ein vor dem 1. Januar 1900 ergangenes Urteil finden die Vorfchriften bes 
$ 323 dann Anwendung, wenn das Urteil auf einem Geſetze beruht, das die Berüdfich- 
tigung einer wejentlichen Anderung der mahgebenden Verhältniffe bei den fünftig fällig 
werdenben Leiftungen zuläßt [val. KG. Berlin Redtipr. d. OLG. IX ©.106]. Keine An- 
wenbung findet $ 323, wenn bas dem Urteil zu Grunde liegende materielle Recht eine jolche 
Berüdfihtigung nach dem Urteile ausschließt [RG. 30. März 1906 Entſch. LXIII Nr. 33 
&. 118 ff. in Bezug auf nad C. c. art. 1382 ff. zuerfannte Rente). 

$. 324.* (293b.) 

Sit bei einer nach den $$. 843—845 oder nach den $$. 1578—1582 des 
Bürgerlichen Gejegbuchs erfolgten Verurtheilung zur Entrichtung einer Geld- 
vente nicht auf Sicherheitleiftung erfannt, jo kann der Berechtigte gleichwohl 
ESicherheitäleiftung verlangen, wenn fich die Vermögensverhältnifie des Ver— 
pflichteten erheblich verfchlechtert haben; unter der gleichen Borausfegung kann 


er eine Erhöhung der in dem Urtheile bejtimmten Sicherheit verlangen. 


1. Entw. €. BGB. 8 724 Ubi. 6, $ 726 Abſ. 1 Gap 5, 8 727 Abſ. 1 Say 2, 98 794 bis 736, Mot. 
dazu II 791, Prot. db. Stomm. 3. 2. Lei. d. Entw. e. BEP. II 621 f., VI 663, Begr. d. Nov, 
v. 1898 ©. 108 f. 


1. Aus ber Begründung der Nov. v. 1898 ©. 108 f.: 

„Bei der Berurtheilung zur Entrichtung einer Geldrente im falle der Klörperverlegung 
oder der Tötung (BGB. $ 618 Abi. 3, 88 843 bis 845) hat das Gericht nach den Umftänden zu 
enticheiden, ob, in welcher Art und für welchen Betrag der Erjagpflichtige dem Berechtigten 
Sicherheit zu leiften hat. Das Gleiche gilt zufolge BGB. $ 1580 Abi. 1 Sap 2, wenn im Falle 
der Scheidung der allein für ſchuldig erklärte Ehegatte zur Gewährung des Unterhalts an den 
anderen Theil verurtheilt wird. Mit Bezug hierauf beftimmt der Entwurf ꝛe. — Die Bor» 
ihrift beruht auf ähnlichen Erwägungen, wie die des 8 2934 ljetzt 323] und entipricht dem & 7 
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Abi. 3 des Haftpflichtgefepes in derjenigen Geftalt, welche diefe Beftimmung in Art. 42 des EG. 5. 
BGB. erhalten hat.“ 

2. Vorausgeſetzt wird ein Urteil, das auf Grund ber in $ 324 bezeichneten Vor— 
Ichriften des bürgerlichen Rechtes zur Entrichtung einer Geldrente verurteilt. Auf einſtw. 
Verfügungen ift $ 324 nicht anwendbar. Die Sicherheitsleiftung oder beren Erhöhung fann 
verlangt werden wegen erheblicher Verichlechterung der Vermögensverhältniſſe des Ver— 
pflichteten. Sin entfprechender Anwendung des dem $ 323 Abf. 2 zu Grunde Tiegenden 
Gedantens wird man annehmen müffen, daß die Klage nur auf eine Verichlechterung geftügt 
werben fann, bie erft nach dem in $ 323 Abi. 2 bezeichneten Zeitpunfte eingetreten ift. 

3. Die Klage auf Sicherheitäleiftung fann ſowohl erhoben werben, wenn in dem 
früheren Prozefje der Antrag auf Sicherheitsleiftung geftellt und abgewieſen, ala auch, 
wenn er gar nicht geftellt worben war. it der Antrag in bem früheren Prozefje ge» 
ftellt, aber noch nicht erledigt, fo kann einer neuen Klage die Einrede der Rechtshängigfeit 
entgegengejeßt werben. Die Möglichkeit der Erweiterung des Antrags in dem anhängigen 
Prozeſſe ($ 268 Nr. 2) jchließt eine neue Klage nicht aus, 

4. Verfahren: a) Die fachliche Zuftändigfeit bemißt fi nad dem Betrag oder 
bem Mehrbetrage, für welchen die Sicherheit verlangt wird ($ 6 Sag 1). b) In Anfehung 
bes Gerichtäftandes gilt, was in N. 6 litt. b zu $ 323 gejagt ift. c) Der Antrag iſt auf 
Verurteilung zur Leiftung ber Sicherheit oder der höheren Sicherheit zu richten. d) Die 
Verhandlung beichränft fich auf die Frage, ob, in welder Art und für welchen Betrag 
Sicherheit zu leiften oder die Sicherheit zu erhöhen ilt. 

8. 325.* (293c.) 

Das rechtskräftige Urtheil wirkt für und gegen die Parteien und die— 
jenigen Perſonen, welche nach dem Eintritte der Rechtshängigkeit Rechtsnach— 
folger der Parteien geworden ſind oder den Beſitz der in Streit befangenen 
Sache in ſolcher Weiſe erlangt haben, daß eine der Parteien oder ihr Rechts— 
nachfolger mittelbarer Beſitzer geworden iſt. 

Die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts zu Gunſten derjenigen, welche 
Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung. 

Betrifft das Urtheil einen Anſpruch aus einer eingetragenen Reallaſt, 
Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, ſo wirkt es im Falle einer Ver— 
äußerung des belaſteten Grundſtücks in Anſehung des Grundſtücks gegen den 
Rechtsnachfolger auch dann, wenn dieſer die Rechtshängigkeit nicht gekannt 
hat. Gegen den Erſteher eines im Wege der Zwangsverſteigerung veräußerten 
Grundſtücks wirkt das Urtheil nur dann, wenn die Rechtshängigkeit ſpäteſtens 
im Verſteigerungstermine vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten an— 


gemeldet worden iſt. 


1. Entw. e. BEP. $ 191, Mot. dazu I 372 ff., Brot. db. —— 2. Leſ. d. Entw. e. BER. I 
253 ff., 257 f., VI 668 f., Unl. 11 d. Dentichr. 5. BEB. 8 2934, Bear. d. Nov. v. 1898 ©. 109 f. 


gitteratur ſ. bei $ 322. Für $ 325 find insbejondere die dort cit. Abhandlungen von 
Binder, Fiiher, Wach, Mendelsiohn, Hellwig und Bagenftecher bedeutiam. Bol. a. Pland 
Komm. 3. BGB. 3. Aufl. I ©. 43 fi. 

1. a) Die $$ 325 bis 327 betreffen bie jubjeftive Ausdehnung der materiellen 
Rechtskraft. Die Vorichriften find nicht erichöpfend. Weitere Vorjchriften über den ſub— 
jeftiven Umfang der Urteilswirkung find in der CPrO. $ 68, 8 74 Abi. 3, $ 76 Abi. 4 
Sat 2, 88 629, 643, $ 856 Abi. 4, 5, $ 976 Abf. 3, 88 997 bis 1001, in der KO. $ 147 
Saß 1, $ 164 Abſ. 2, 8 194, im BEP. $ 425 Abi. 2, $ 429 Abſ. 3, 81380 Sa 2, $ 1400, 
$ 1496 Saß 2, im HGB. $ 696 Abi. 2 Sap 1 ($ 698 Abf. 3, $ 751 Abi. 2), $ 761 Abi. 2 
und im Gen.Geſ. $ 111 Abi. 2 ($ 113 Abi. 1, $ 114 Abſ. 2, $ 129 Abſ. 3) enthalten. In 
$ 325 Abi. 1 iſt nicht ausgeiprocdhen, daß das Urteil grundfäglih nur für und gegen bie 
Parteien wire. Es ift vielmehr davon auszugehen, dab die durd das Urteil geichaffene 
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Rormierung des Rechtöverhältniffes der Parteien jowohl von ben Parteien als aud von 
jedem Dritten reipeftiert werden muß, deffen Recht oder Verpflichtung nad den Vorfchriften 
bes materiellen Rechtes von dem Beftehen oder Nichtbeitehen des Nechtes oder ber Ver- 
pflihtung der Parteien abhängig ift. 

Für die Urteile, welche auf eine Bewirkungsklage ergeben (ſ. N. 2 litt. e zu $ 253), 
ift das ohne weiteres einleuchtend. [Bal. Hellwig Rechtskraft S. 3, 18.] Wird der Be— 
wirfungsflage ftattgegeben, 3. B. eine Ehe neichieden oder die Gütergemeinichaft unter den 
Ehegatten aufgehoben, jo tritt eben eine Änderung der Rechtsverhältniffe ein und jeder 
Dritte muß anerfennen, daß die Änderung eingetreten, 3. B. die Ehe aufgelöft, die Güter: 
gemeinschaft aufgehoben if. Wird die Bewirkungsklage abgewielen, jo bleibt der Rechts— 
zuftand unverändert und auch das muß jedermann anerkennen; daß ein Dritter das Recht 
haben fann, die Änderung feinerjeits durch Klage herbeizuführen, wie im Falle bes $ 629 
Abi. 1 Satz 2 ift eine Sache für ſich; denn die Bewirkungsklage des Dritten geht ja von 
ber einjtweiligen fortdauer des zu ändernden Zuftandes aus. 

Der aufgeitellte Sa gilt aber auch für Urteile, die auf Leiſtungs- ober Feſtſtellungs— 
Hagen ergehen [vgl. Mendelsfohn Grenzen der Rechtäfr. S. 426 ff. 509, Hellmann Hr. VISchr. 
XXXIV ©.51; aM.: Hellwig Rechtskraft S. 18 ff., Schmidt Lehrb. (2) ©. 761 ff., 771. 
und die Komm.]. Iſt B rechtäfräftig verurteilt, dem A 100 zu zahlen, fo fann niemand 
beitreiten, daß B dem A 100 fchuldig fei; ift die Klage bes A gegen B auf Zahlung von 
100 abgewiejen, fo fann niemand behaupten, daß A diefe 100 von B zu fordern babe. 
Daber fann fich der Gläubiger dem Bürgen gegenüber auf das den Hauptichuldner ver- 
urteilende Urteil infomweit berufen, alö es fich in dem Prozefle gegen ben Bürgen darum 
handelt, ob ber Hauptichuldner zu leiſten verpflichtet ift. [Dgl. Mendelsſohn a. a. O. 
S. 447. — AM.: Pland Komm. 3. BEL. (1) N.3 zu $ 767, Pagenftecher Ztichr. f. Rpfl. 
in Bay. I S. 329 ff., Schmidt Lehrb. (2) ©. 763, RG. 5. Nov. 1903 Entſch. LVI Wr. 27 
S.109. Hellwig Rechtskraft S. 317 f. gefitattet dem Gläubiger die Berufung auf die 
Rechtäfraft, wenn der Bürge zur Zeit der Verbürgung die Anhängigkeit des Prozeffes 
gegen den Hauptichuldner gefannt hat.] Die Vorichrift des BGB. $ 768 Abi. 2, wonach 
der Pürge eine Einrede nicht dadurch verliert, daß ber Hauptichuldner auf fie verzichtet, 
ergiebt fein Argument gegen die vorgetragene Anficht; denn daraus, daß ber Verzicht 
dem Bürgen nicht zum Nachteile gereicht, folgt nicht, daß er die Schuld des verurteilten 
Hauptichuldners beitreiten kann. Ebenſo kann der Bürge aus dem Urteile, welches die 
Klage gegen den Hauptſchuldner abweilt, die exceptio rei iudieatue gegen bie Forderung 
bes Gläubigers herleiten (vgl. BGB. 5768 Abſ. 1 Sab 1, Pland Komm. 3. BEL. (1) R. 3 
zu 8 767,1.781D.44,1). Daß der Bürge nahträglich entſtandene Einwendungen, 
die auch der Hauptichuldnier geltend machen fönnte (vgl. $ 767 Abſ. 2), jowie perſönliche 
Einwendungen gegen die Forderung und gegen die Bürgichaft geltend machen kann, ift 
eine Sache für fi. Entiprechend verhält es fih, wenn der Anipruch aus der Hypothek 
gegen den Eigentümer des Grunbftüds geltend gemadht wird, nachdem der perlönliche 
Schuldner verurteilt oder der Schuld ledig erfannt worden ift (GBGB. $ 1137 Abi. 1); 
ferner, wenn ein Geiellichafter wegen einer Gejellichaftsichuld belangt wird, nachdem die 
Gejellichaft verurteilt oder die Forderung aberfannt ift (HGB. $ 129 Abi. 1) [vgl. Hellwig 
Rechtskraft S. 27]; desgleichen, wenn der Anfechtungsanſpruch gegen den Anfechtungsgegner 
erhoben wird, nachdem der Schuldner verurteilt ift [RG. 22. Febr. 1882 Entſch. VII Nr. 58 
&.188; die Ausführungen in diefem Urteile dürften übrigens nicht durchweg richtig jein, 
bl. Menbelsfohn a. a. O. ©. 314 fi.]. — Dit im Progefje zwiichen A und B rechtäfräftig aus— 
geiprodhen, daß B dem A 100 fchuldet, jo kann X, ber die Schuld oder das Vermögen 
des B übernommen hat, nicht beftreiten, daß B dem A 100 fchuldig war, unbeichabet des 
Rechtes, nachträglich entitandene Einwendungen fowie perjönliche Einwendungen gegen die 
Schuld oder die Schuldübernahme geltend zu machen; iſt der Anspruch des A gegen ben 
B rechtskräftig abgemiejen, To fteht dem Schuldbübernehmer das Necht zu, dem Anſpruche 
bes A mit Verweifung auf das Urteil entgegenzutreten. Nachfolge in ein Schuldverhältnis 
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liegt aud) vor im {Falle des BGB. $ 571; ift im Prozeſſe zwiichen dem Dieter und dem 
Dermieter 3. B. rechtäfräftig feitgeftellt, daß der Mieter noch auf weitere fünf Jahre ge— 
mietet hat, fo hindert biefes Urteil auch den an Stelle bes Vermieters eintretenden Er— 
werber, bie fejtgejtellte Dauer der Mietzeit zu beftreiten. — Iſt bas Erbredt im Pro- 
zefle zwiſchen A und B dem A rechtskräftig zugeiprochen, jo fann A den Nachlaßgläubigern, 
insbejondere auch den Vermächtnisnehmern gegenüber fein Erbrecht nicht beftreiten; B fann 
von ben Nadjlaßgläubigern nicht als Erbe in Anſpruch genommen werben (vgl.1.50$8 1 
D. 30, 1.1281C.3,31) [aM.: Hellwig Rechtskraft S. 23]; die Nachlaßſchuldner fünnen 
bem A das Erbrecht nicht mit der Behauptung beftreiten, daß B ber Erbe fei; die Nachlaß- 
Ihuldner können fi) dem B gegenüber auf das Urteil berufen. Entiprechend verhält es 
fih, wenn A gegen ben Schuldner Hlagt, nachdem er im Prätendentenftreite den B befiegt 
bat; der Schuldner kann die Gläubigereigenichaft bes A nicht aus dem Grunde beftreiten, 
daß B ber Gläubiger ſei; Hagt B, fo fann fich der Schuldner darauf berufen, daß A im 
Prätendentenftreite geſiegt hat. IVgl. Mendelsjohn a. a. O. S. 29, Wach Rechtskraft S.23f., 
39 ff. 95 f., Oertmann Stichr. f. d. CPr. XXVIII ©. 187. — AM.: Schmidt Lehrb. (2) 
S. 763, Fiſcher Jahrb. f. Dogm. XL S. 197 f. Hellwig a. a. O. ©. 268 f.] 

Daß in $ 325 die Rechtsnachfolger als Dritte angeführt find, für und gegen die 
das Urteil wirft, erklärt fi) daraus, daß hier die Abhängigkeit bes Rechtes oder der 
Derpflihtung des Dritten von dem Recht und ber Verpflichtung der Parteien ganz be= 
ſonders deutlich hervortritt. 

Aus dem in Abi. 1 diefer Note aufgeitellten Grundſatze ergiebt ſich aber auch, daß die 
durch das Urteil geichaffene Normierung des Rechtsverhältniffes vom Dritten nicht anerfannt 
werden muß, wenn jein Recht ober jeine Verpflihtung nad den Vorichriften des mate— 
riellen Rechts unabhängig ift von dem Recht oder der Verpflichtung der Parteien. 
Daher ift das Urteil, welches im Prozeſſe des Gläubiger mit einem Geſamtſchuldner er» 
gangen ift, nicht wirkjam für und gegen den anderen Gejamtichuldner (BGB. $ 425 Abi. 2), 
jomweit fi nicht aus dem Schuldverhältnis ergiebt, daß die Schuld des anderen, wie 3.2. 
bei fumulativer Schuldübernahme die des ÜÜbernehmers, von dem Beftehen jener Schuld 
abhängt (BEB. $ 425 Abi. 1). Daher iſt das Urteil, welches im Prozeß eines Gejamt- 
gläubigers mit dem Schuldner ergangen ift, nicht wirkfjam für und gegen ben anderen 
Gejamtgläubiger, ſoweit fich nicht aus dem Schuldverhältnis ein Anderes, d. i. eine Ab» 
bängigfeit der Forderung eines Gejamtgläubigerd von dem Rechte deö anderen, ergiebt, wie 
dies 3. B. der Fall ijt, wenn der eine Gejamtgläubiger nur solutionis causa eingeſchaltet 
ift. Daher kann A, der den B im Prozeb über das Eigentum oder Erbrecht befiegt hat, 
diefes Urteil nicht gegen X verwerten, der unabhängig vom Eigentum ober Erbredht des B 
Eigentümer oder Erbe zu fein behauptet. Daher wirkt das Urteil nicht für und nicht 
gegen die Perfonen, welche vor Eintritt der Rechtshängigleit Rechtsnachfolger ber Par— 
teien geworben find; denn ihre Berechtigung oder Verpflichtung hängt nicht von ber der 
Parteien ab, welche nicht mehr zur Sache legitimiert waren. Daher wirkt das Urteil nicht 
für und gegen ben Dritten, deſſen Erwerb fich unabhängig von dem Rechte des Vormanns 
vollzieht ($ 325 Abi. 2). 

b) Wo das Urteil auf die von dem NRechtsverhältnifie der Parteien abhängigen 
Rechte und Verpflichtungen Dritter einwirken kann, bejteht die Gefahr, daß durch Kollufion 
der Parteien ein Urteil herbeigeführt wird, das den Dritten jchädigt. Es fragt fich, ob 
dem Dritten gegen die Berufung auf das Urteil der Einwand ber Kollufion nach Art 
ber exceptio doli generalis zufteht. Wer die exceptio doli generalis auch unter ber 
Herrichaft des BGB. anerkennt [vgl. 3.B. Dernburg Band. (5) 18138 Ziff. 4 g. E. Enneccerus 
BR. (2) I$ 129 Ziff. III 2, Erome Syſt. 1S.188], eine Anficht, die troß der ablehnenden 
Haltung ber mit der 2. Lei. betrauten Kommiffion (Prot. I S. 239 ff.) richtig fein bürfte, 
muß die frage bejahen. Wer die exc. d. g. nicht anerfennt, muß jedenfalls eine Klage auf 
Schabenseriag aus BGB. $ 826 zulafien [fo Mendelsjohn a. a. D. ©. 357f.]. Aber wo 
actio doli ftattfindet, muß doch wohl aud; exceptio doli zuläffig fein! 
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2. Wer Partei ift, ergiebt fih aus N. 1 bis 4 vor $ 50, N.1 bis 3 zu 850 und 
N.3 zu 858. Hat eine Vertretung durch einen geſetzlichen Vertreter (über dieſen Begriff 
ſ. N. 3 56185 zu $$ 51, 52) oder durch einen Bevollmächtigten ftattgefunden, fo wirft das 
Urteil nicht für und gegen den Vertreter, ſondern für und gegen ben Bertretenen [vgl. 
Hellmig Rechtskraft S. 35 ff.). Iſt jemand zur Prozehführung im eigenen Namen auf Red: 
nung eines Anderen berechtigt (vgl. die Beilpiele in N. 1 Abi. 3 Sak 2 vor $ 50), fo ift 
bad Urteil aud) für und gegen ben Anderen wirkſam; das iſt im HGB. $ 696 Abi. 2 
ausdrücklich gejagt, ergiebt fi aber aud für bie anderen derartigen Fälle daraus, dab 
der Prozeß auf Rehnung des Anderen geführt wird [val. RG. 23. Nov. 1895 Entſch. 
XXXVI Nr. 14 ©. 53, 10. Dez. 1898 XLII Nr. 7 ©. 39; aM.: Hellwig Rechtskraft 
©. 41 f.]. — Daß das Urteil, welches in dem Prozeſſe des Mannes über ein zum ein« 
gebradhten Gute gehörendes Recht ergeht, auch für und gegen bie Frau wirft, wenn ber 
Mann befugt ift, über das Recht ohne Zuftimmung der Frau zu verfügen (BEP. $ 1380 
Satz 2), ift eine beſondere Vorichrift, die mit dem Verfügungsrechte des Diannes zufammen- 
hängt. Macht die Frau mit Zuftimmung des Mannes ein zum eingebrachten Gute gehörenbes 
Recht im eigenen Namen im Wege der Stlage geltend (BEB. $ 1400 Abi. 2), jo wirft 
das Urteil auch für und gegen den Dann; das beruht auf der Zuftimmung des —* 
Daß das Urteil in Rechtsſtreitigkeiten der Frau, bie fie gemäß dem BGB. $ 1405 Abi. 1,2, 
$ 1407 Nr.1,3,4 zu führen berechtigt ift, in Anfehung des eingebrachten Gutes auch für 
und gegen den Dann wirft, erflärt fich nicht aus einer Vertretungsbefugnis, ſondern 
daraus, daß in Anfehung dieſer Rechtäftreitigfeiten das ſonſt ausjchließliche Recht des 
Mannes zur Verwaltung bes eingebrachten Gutes zeffiert und daß das Nutznießungsrecht 
von dem Beftande bes eingebrachten Gutes abhängig ift. — Wird ein Rechtajtreit, der 
fih auf das Gefamtgut bezieht, vom Dann im eigenen Namen geführt (vol. BEP. $ 1443 
Abi. 1), fo wirkt das Urteil auch für und in Anſehung des Gefamtgutes auch gegen die 
Frau; wird ein derartiger MRechtöftreit unter den im BGB. $8 1449, 1450, 1452 bezeich- 
neten Umjtänden von der Frau im eigenen Namen geführt, jo wirft das Urteil auch für 
und in Anfehung des Gefamtgutes auch gegen den Dann. Bei fortgejegter Gütergemein« 
Schaft wirft das im Prozeffe des überlebenden Ehegatten ergangene Urteil in Anjehung 
des Geſamtguts auch für und gegen die anteiläberechtigten Abfömmlinge (arg. BGB. $ 1487 
Adi. 1). Das Übergreifen des Urteils auf die Mitberechtigten erflärt fich aus dem Weſen 
des Geſamtguts; die von einem Mitberechtigten befugterweife vorgenommenen Berwaltungä« 
bandlungen müflen auch dem anderen zugut kommen oder jchaden, weil Anteile an dem 
Gejamtgute nicht ausicheidbar find, folange die Gemeinſchaft befteht. 

3. Über Eintritt der Rehtshängigfeit |. N. 1 litt.a zu 8 263. Weshalb das 
Urteil nicht gegenüber demjenigen wirkt, welcher vor Eintritt ber Rechtshängigfeit Nachfolger 
geworben ift, ift in N. 1 litt.a Abf. 5 g. E. erörtert. Übrigens ergeben fi) Ausnahmen 
aus dem BEP. $ 407 Abj.2 und aus dem HGB. $ 372 Abi. 2. Nach dem BEP. $ 407 
Abi. 2 muß ber neue Gläubiger das Urteil gegen ſich gelten laffen, welches in einem nad 
der Abtretung zwiichen dem Schuldner und dem biöherigen Gläubiger anhängig geworbenen 
Rechtöftreit über die Forderung ergangen ift, es fei denn, daß der Schuldner die Abtretung 
bei dem Eintritte der Rechtshängigkeit gefannt hat. Dieſe Vorichrift findet entiprechende 
Anwendung bei nochmaliger Abtretung der abgetretenen Forderung und bei Überweilung 
einer bereit3 abgetretenen Forderung an einen Dritten (BGB. $ 408), ferner auf die Über: 
tragung einer {Forderung fraft Gefeßes (BGB. $ 412) und auf die Übertragung anderer Rechte 
(BGB. $ 413). Nah dem HGB. $ 372 Abſ. 2 muß ein Dritter, der nach dem Beſitzerwerbe 
bes Gläubigerö von dem Schuldner das Eigentum an ben vom Gläubiger zurüdbehaltenen 
Sadıen erworben hat, ein Urteil gegen ſich gelten lafjen, das in einem zwiſchen dem Gläu— 
biger und dem Schuldner wegen Geftattung ber Befriedigung geführten Rechtäftreit er- 
gangen ift, jofern nicht der Gläubiger bei dem Eintritte der Rechtshängigfeit gewußt hat, 
daß ber Schuldner nicht mehr Eigentümer war. Somohl im BEB. $ 407 Abf. 2 wie im 
HGB. $ 372 Abi. 2 ift nur eine Wirkung des Urteild gegen ben Dritten ausgeſprochen. 


>24 Zweites Buch. Erſter Abſchnitt. 8 325. 


Für den Dritten wirft das Urteil im Falle des BEP. $ 407 Abf. 2 nicht; aber der neue 
Gläubiger fann von dem bisherigen Gläubiger verlangen, daß ihm auch die Rechte aus dem 
Urteil abgetreten werden (etwa nad) Analogie des BEB. $ 402). Dagegen muß im Falle 
bes HGB. $ 372 Abf. 2 das Urteil, welches dem Kläger das Recht abipricht, Befriedigung 
aus den zurüdbehaltenen Gegenftänden zu verlangen, auch für ben Erwerber wirken, da 
biefes Recht gegen den Erwerber nicht beftehen fann, wenn e3 nicht gegen deſſen Bormann 
beiteht. Im Falle des BEB. 8 407 Ab. 2 ift der neue Gläubiger zur Hauptintervention 
berechtigt ($ 64); er fann auch feine Forderung gegen den Schuldner durch ſelbſtändige 
Klage x. verfolgen, folange das Urteil noch nicht rechtäfräftig ift, ohne dab ihm die Ein— 
rede der Rechtshängigkeit entgegenfteht. Erhält der Schuldner nad Eintritt der Rechts— 
bängigfeit Kenntnis von der Abtretung, jo fann er dem Stläger den Einwand entgegen 
jegen, dab diejer zur Geltendmachung des Anſpruchs nicht mehr befugt ſei. [Vgl. Prot. 
d. Komm. 3. 2. Lei. x. I S. 392, Hellwig Rechtskraft ©. 398 ff. Schollmeyer in Hölders 
Komm. 3. BEB.N. 2 zu $ 407, Dertmann Schuldverhältniffe (2) NR. 2 zu 8407. — Teilw. 
abw. Pland Komm. 3.BGB. (3) N.2 zu 8407.) Im Falle des HGB. $ 372 Abſ. 2 ift der 
Erwerber nicht zur Sauptintervention berechtigt, weil ber Anſpruch des Gläubigers nicht 
auf Herausgabe gerichtet ift (vgl. N. 2 litt. b zu $$ 64, 65); als Nebenintervenient fann 
er feinem Vorgänger beitreten und zwar ift er ftreitgenöffticher ntervenient im Sinne 
des $ 69. Der Ermerber fann den Eigentumsanfprucd gegen den Gläubiger durch Klage 
geltend machen; verteidigt fich der Gläubiger mit dem Zurüdbehaltungsredhte, fo fann die 
Verhandlung über den Eigentumsaniprucd bis zur Erledigung des anderen Rectejtreits 
auögejeßt werden, wenn ber Kläger diejes Recht beftreitet (arg. $ 148). 

4. „Rehtsnahfolger der Parteien geworben find“. Über den Begriff der 
Rechtsnachfolge ſ. Windicheid Pand. (9) I $ 64 Nr. 2 litt.a, $ 66, Better Syit. I $ 33, 
Hölder Pand. S. 181 ff. Regelsberger Pand. S. 440, Dernburg BR. (3) I $ 81, Ende- 
mann BR. (8) 18 53 Nr. 1,2, Erome Spft. 1$ 71, Hellwig Rechtskraft S. 92 ff. 203 ff., 
Lehrb. I 88 39 bis 42, Pland Komm. 5. BEB. (3) J S. 44 f. Leiling Begriff der Rechts— 
nachfolge (1903), Romeid Rechtsnachfolge (Heft 3 von: Zur Technik des BEB. 1904), 
Negelöberger Jahrb. f. Dogm. XLVII ©. 340 ff., insbejondere ©. 368 ff., v. Schwerin 
Beitr. 3. Erl. d. Begr. db. Rechtsnachfolge (1904), Strohal Grenzen der Urteilsrechtäfraft bei 
bedingter und betagter Berechtigung in Feſtgabe d. Leipz. Jur.Fal. f. Degentolb (1905) 
S. 136 f. — In $ 325 begreift die CPrO. unter dem Ausdrude „Rechtsnachfolge“ auch 
denjenigen, welcher Rechte von einem Nichtberechtigten herleitet. 

a) Daß das Urteil für und gegen die Gefamtrehtsnadfolger (Univerjalfuccefforen) 
ber Parteien wirft, ergiebt fi aus dem Weſen der Geſamtrechtsnachfolge. Eine Gelamt- 
rechtänachfolge tritt ein bei Beerbung, bei Anfall bes DVereinsvermögens an ben Fiskus 
(BGB. $ 46) und bei Veräußerung des Vermögens einer Aktiengejelichaft im Ganzen 
(HGB. 88 303 ff.). Bei Fortſetzung der Gütergemeinichaft (BEB. $S 1483, 1567) find 
der überlebende Ehegatte und die anteilöberedhtigten Abkömmlinge in Anfehung des Ge- 
famtgut3 und der Gefamtgutöverbindlichfeiten wie Gejamtrechtönachfolger des verjtorbenen 
Ehegatten zu behandeln. — Das Urteil wirft gegen den Gelamtrechtönachfolger ſowohl in 
der Sache jelbit, wie auch im Koftenpunfte. Daß die Haftung des Erben auf den Nach— 
laß und bei Fortießung der Gütergemeinihaft die Haftung des überlebenden Ehegatten 
auf das Geſamtgut beichränft fein fann, ift eine Sache für ſich. 

b) Das Urteil wirft für und gegen die Sonderrechtsnachfolger (Singular« 
juccefforen). Nach der Entftehungsgeichichte ift anzunehmen, dab unter Rechtsnachfolger 
im Sinne bes $ 325 nur der Erwerber der in Streit befangenen Sadje oder des in Streit 
befangenen Rechtes (Aktivnachfolger), nicht auch der Nachfolger in eine perjönliche Ver— 
bindlichkeit, zu verſtehen iſt. Wal. $ 236 Abi. 2, 3 i. d. Faſſ. v. 1877, der zweifellos 
nur den Aftivnachfolger betraf, und die Materialien zum neuen $ 325 (f. o. nad) dem 
Geſetzestexte), aus denen zu entnehmen ift, daß in diefer Beziehung nichts geändert 
werben jollte; aud; die Griftenz des $ 729 fpricht für die einfchränfende Auslegung, da 
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die in biefen Paragraphen behandelten {Fälle bereit durch $ 727 gebedt wären, wenn bie 
Nachfolge in die Schuld unter $ 325 Abf. 1 fiele. [Ebenio Gaupp (9) N. III Abf. 2, 
Peterfen (5) R.5 Abi. 3, Schmidt Lehrb. (2) S. 766, Jacoby DIYZ.IX ©. 211 f., OLG. 
Dresden Zeitichr. f. d. EPr. XXXII ©. 357 f., Redtipr. d. OLG. XIII S.184. — AM.: 
Hellwig Verträge auf Leift. an Dritte S. 180, Anſpruch und Klagerecht S. 283 N. 12, 
Rechtöfraft S. 319 fi., Lehrb. 1 8 41, Haverfamp DYZ. VII ©. 530.] — Einerlei iſt, ob 
ber Nachfolger bie in Streit befangene Sadje bezw. das Recht durch Rechtsgeſchäft, durch 
gerichtliche Übermweilung ober unmittelbar fraft Geſetzes erworben bat; einerlei, ob ber 
Erwerb translativ oder fonititutiv, d. i. ob das Mutterrecht oder ein daraus abgeleitetes 
Tochterrecht, z. B. Nießbrauch, Hypothek, Pfandrecht, ehemännliches oder elterliches Ver- 
waltungs- und Nußnießungsrecht ift. Auch die Verfchiebungen, welche bei Eintritt und 
bei Beendigung der Gütergemeinschaft eintreten, fallen unter den Begriff der Rechtsnach— 
folge. — Für und gegen ben Sonderrechtsnachfolger ift die Enticheibung nicht im Koften« 
punfte, jondern nur in Anfehung bed erworbenen Gegenstandes ober, wie es in $ 2536 
Adi. 3 alt hieß: in Anfehung der Sache felbft wirkſam [vgl. OLG. Dresden NRedtipr. d. 
OLG. XII ©. 154]. Someit das Urteil den Bellagten zur Herausgabe von gezogenen 
Nutungen oder zum Schadenserfage verurteilt, wirft eö nicht gegen ben Erwerber. [Bal. 
Mot. 3. 1. Entw. e. BGB. LS. 380.) 

Wenn nach der vorftehenden Erörterung die Nachfolge in die Schuld, wie fie durch 
privative Schulbübernahme (BEP. S$ 414 bis 416), dur Fumulative Schuldübernahme, 
durch Wermögensübernahme (BGB. $ 419), durch Eintritt in das Miet: oder Pachtver— 
hältnis (BEL. $ 571), bei Übernahme eines faufmännifchen Geſchäfts unter Fortführung 
ber Firma (HGB. $ 25) ftattfindet, nicht unter $ 325 fällt, jo ift damit nicht gejagt, 
daß fih in dieſen Fällen die Wirkſamkeit des Urteild nicht auf ben Nachfolger erftrede, 
fondern nur, daß in dieſen Fällen eine Urteiläwirfung gegenüber dem Schuldnacdhfolger 
nicht aus $ 325 gefolgert werden fann. Dagegen ergiebt ſich aus ben Erörterungen in N. 1, 
daß das Urteil, welches die Schuld bes Urſchuldners feftitellt, ben neuen Schuldner hindert, 
bad Deftehen diefer Schuld zu beftreiten, unbefchadet des Rechtes, die Einwendungen 
geltend zu machen, welche ihm perlönlich zuftehen; ferner, daß der neue Schuldner dem Gläu— 
biger die Einrede der abgeurteilten Sache entgegenjegen fann, wenn das Urteil bie Schuld 
bes Urſchuldners verneint bat (vol. a. BGB. 8 417 Abi. 1 Satz 1). Diefe Wirkung hat 
das Urteil aber nicht bloß, wenn die Schuld nad, fondern aud, wenn fie vor dem Ein» 
tritte der Rechtshängigkeit übernommen worden if. Das ift für die fumulative Schuld- 
übernahme bebdeutiam, da hier der Urfchuldner noch nad ber Schuldübernahme verklagt 
werden fann. Damit, dab bei fumulativer Schulbübernahme ber Urfchuldner und ber 
neue Schuldner ala Gefamtichuldner haften, und daß BGB. $ 425 die Urteilswirfung auf 
den einzelnen Schuldner beichränkt, fann die vorgetragene Behauptung nicht bekämpft 
werden; denn $ 425 Abi. 1 des BGB. enthält den Vorbehalt: „ſoweit ſich nicht aus dem 
Schuldverhältnis ein Anderes ergiebt“, und hier ergiebt fi eben aus dem Schuldverhältnis 
ein Anderes, weil die Haftung des neuen Schuldners von ber Schuld des Urſchuldners 
abhängt. Da umgekehrt die Schuld des Urſchuldners nicht von der Haftung des neuen 
Schuldners abhängt, fo kann fich der Urſchuldner nicht auf ein den neuen Schuldner frei« 
Iprechendes Urteil ftüßen. 

c) Gleich einem Rechtsnachfolger wird behandelt, wer nad Eintritt ber Rechtshängig- 
feit den Befiß ber in Streit befangenen Sache (dazu vgl. N. 2 zu $ 265) in folcher Weiſe 
erlangt hat, daß eine der Parteien oder ihr NRechtönachfolger mittelbarer Beliker (BEB. 
8 868) geworben ift, 3. B. ald Mieter oder Untermieter, Pächter, Entleiher, Beauftragter, 
Verwahrer ꝛc. (nicht der FFinder!). Der Befigdiener (BGB. $ 855) ift in $ 325 nicht 
erwähnt, weil es fich von ſelbſt verfteht, dak ein Urteil, das zur Herausgabe einer Sache 
verurteilt, auch vollftredt werden fann, wenn die thatfächliche Gewalt über diefe Sache durch 
einen Befigdiener ausgeübt wird. Hört das Befikdienerverhältnis auf, während die Ausübung 
ber thatjächlichen Gewalt fortdauert, jo fann der Befigbiener Befigmittler der Partei werben 
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und dann greift $ 325 Abi. 1 ein. [Bgl. Prot. d. Komm. 3. 2. Lei. d. E. e. BGB. VI 
©. 663 f., Pland Komm. (3) IS. 45 f.]) — Gegen ben Befigmittler, welcher den Beſitz vor 
Eintritt der Rechtshängigfeit erlangt bat, fann das bie Partei zur Herausgabe der Sade 
verurteilende Urteil nicht vollftredt werden (vgl. Mot. 5. 1. Entw. e. BGB. I ©. 377 f.). 
Dagegen ergiebt fi aus N.1, daß ber Beſitzmittler, welcher felbft auf Herausgabe ver- 
klagt wird, nachdem der mittelbare Befiger rechtskräftig zur Herausgabe verurteilt ift, bie 
SHerausgabepflicht des mittelbaren Befigerd nicht beftreiten fann; daß er ber Klage Ein— 
mwendungen aus feiner Perfon entgegenjepen kann, ift eine Sache für fich. 

5. Zu Abi. 2: Die Vorfchrift erfekt den $ 238 Satz 1 alt. Über Abf. 2 vgl. Hellwig 
Nechtäfraft ©. 190 ff. 

a) Als Vorichriften des bürg. Mechtes zu Gunften derjenigen, welche Rechte von einem 
Nichtberedhtigten herleiten, fommen in Betracht die Vorichriften des BGB. $$ 892, 893, 
1138, 1155, $ 1157 Satz 2 über den Erwerb auf Grund bes Glaubens an die Richtigkeit 
des Grundbuchs oder des Hypothekenbriefs, des BGB. $$ 932 ff, 8 1032 Satz 2, $ 1207, 
$ 1208 Saß 2, $$ 1242, 1244 und des HGB. $$ 366, 367, $ 696 Abf. 3 über den gut— 
gläubigen Erwerb von beweglichen Sachen und von Rechten an ſolchen Saden, de3 BGB. 
$ 2366, $ 2368 Abi. 3, $ 2370 Ab. 1 über ben Erwerb auf Grund Glaubens an die 
Richtigkeit des Erbicheins, der Legitimation bes ZTejtamentsvollitrederd oder der Todes— 
erflärung, Vorichriften bes HGB. $ 364 Abi. 2 und der WO. $ 82 über die gegen ben 
Indoſſatar zuläffigen Einwendungen und bes ZuVG. $ 90. Auch die Vorfchriften über 
die Wirkungen des Güterrechtöregifterd (BEB. $ 1357 Abi. 2 Sak 3, $$ 1431, 1435, 
$ 1470 Abi. 2, $ 1548 Nbf. 2) kommen bier in Betracht [vgl. Hellwig Rechtskraft 
S. 432 ff.). — Hat ein Dritter don einer Prozebpartei die in Streit befangene Sache 
oder den in Streit befangenen Anſpruch oder ein Recht an der Sache oder an dem Ans 
Ipruch unter Umftänden erworben, die nach den angeführten Vorichriften feinen Erwerb 
von dem Rechte des Meräußerers unabhängig machen, jo ift das Urteil nicht gegen ihn 
wirkſam, wenn er zu derjenigen Zeit, in welcher nad den Vorfchriften des bürgerlichen 
Rechtes guter Glaube vorhanden fein muß (vgl. BGB. $ 892 Abi. 2, $ 932 Abſ. 1, 88 933, 
934, 8 936 Abf. 2), von der Anhängigkeit des Prozeffes feine Kenntnis gehabt hat. Someit 
nad den Vorfchriften bes bürgerlichen Nechtes die auf grober Fahrläffigkeit beruhende Un» 
fenntni® dem böfen Glauben gleichiteht (vgl. BGB. $ 932 Abf. 2), wird wohl auch die auf 
folcher TFahrläffigfeit beruhende Unkenntnis der Rechtshängigfeit gleich der Kenntnis der 
Rectshängigfeit zu behandeln fein. — Daß der Erwerber die Rechtshängigkeit gefannt hat 
oder daß jeine Untenntnis auf grober Fahrläſſigkeit beruht, hat derjenige zu beweiſen, 
welcher die Wirkſamkeit des Urteils gegen den Erwerber geltend madt. 


b) Aus der entiprechenden Anwendung ber in $ 325 Abf. 2 bezeichneten Vorfchriften 
ergiebt fich nicht, daß das Urteil, welches nicht gegen ben Erwerber wirkt, auch feine 
Wirkung für ihn habe. Vielmehr kann dem gutgläubigen Erwerber nicht verwehrt werben, 
das günftige Urteil für fich anzurufen und ſich die Vollſtreckungsklauſel nah $ 727 er— 
teilen zu laffen; ſonſt ftünde er ungünftiger, ald wenn er nicht in gutem Glauben er- 
worben hätte. 


c) Sat der Erwerber die Rechtshängigfeit gefannt, fo nügt ihn die Berufung auf 
die bezeichneten Vorichriften des bürgerlichen Rechtes nichts; er muß das Urteil gegen fich 
gelten Lafjen, auch wenn er den nad) dem materiellen Recht erforderlichen guten Glauben 
gehabt haben follte. 

6. Zu Abi.3 Sagl: Die Begr. d. Nov. 0.1898 S. 110 bezeichnet dieſen Satz ala eine 
dem preuß. Gejeß über den Eigentumserwerb zc. v. 5. Mai 1872 $ 44 nacdhgebilbete und dem 
3wBVG. $ 26 verwandte Vorſchrift. Im Grunde genommen ift die Vorſchrift überflüffig; 
bei richtiger Auslegung des $ 325 Abi. 2 ergäbe fich, was bier beftimmt ift, ſchon aus 
der Erwägung, dab der Erwerber des Grundftüds die eingetragene Belaftung aus dem 
Grundbuch erfehen muß. 
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7. Zu Abſ. 3 Sag 2: Die Begr. d.Nov.v.1898 5.110 ftellt diefen Saß in Parallele 
zu ZwVG. 8 54. Der Sa enthält gleich Abf. 2 eine Ausnahme von $ 325 Abſ. 1. Diefe 
Ausnahme bezwedt nach der Denkichrift, den Erfteher vor Täuſchung (?) zu fihern. Vor— 
auögeiegt wird ein Prozeh über einen der in Abf. 3 Sab 1 bezeichneten Anfprüche. Um 
dem Urteile Wirkfamfeit gegen ben Erfteher zu verfchaffen, ift erforderlich, daß die Rechts— 
hängigkeit fpäteftens im Verfteigerungstermine vor der Aufforderung zur Abgabe von Ge: 
boten (vgl. ZuBVG. $ 66) angemeldet wird. Wörtlich genommen könnte Rehtshängigfeit 
nicht mehr angemeldet werben, wenn das Urteil ſchon rechtäfräftig ift; das fann aber nicht 
wohl der Sinn bes Gefehes fein, denn es ift fein Grund erfindblich, warum die Anmeldung 
des Prozeſſes nach der Rechtskraft nicht möglich oder nicht nötig ſein jollte [aM.: Gaupp (9) 
N.Vg.€]. — Wird der Anſpruch nad) dem Zufchlag abgemiefen, jo find die Vorjchriften 
des ZwVG. $$ 50, 51 anmwenbbar. 

8. Abzulehnen ift Die von Hellwig DZ. TV (1899) S. 473. und Rechtskraft S.480 ff. 
aufgeftellte Anficht, daß nach Analogie von $ 325 bie Partei, welche mit einem nicht zur 
Sache legitimierten Gegner progeffiert, den fie für legitimiert halten durfte, fich dem zur 
Sache Legitimierten gegenüber auf das Urteil berufen könne, wenn fie bei Abjchluß eines 
Rechtögeichäfts mit dem Gegner Schuß ihres guten Glaubens fände. Diefer Sak ergiebt 
fih weder nach Analogie des $ 325 noch wäre er fachlich gerechtfertigt; ihm Liegt der alte, 
von Hellwig fonft vermiedene Irrtum zu Grunde, daß Prozekhandlungen gleich Rechts» 
geihäften zu behandeln feien [vgl. Gaupp (9) N.IV 2, Mendelsjohn a.a.O. S. 311ff., 433 ff. J. 


$. 326.* (293d.) 

Ein Urtheil, das zwifchen einem Vorerben und einem Dritten über einen 
gegen den Vorerben als Erben gerichteten Anjpruch oder über einen der Nach— 
erbfolge unterliegenden Gegenjtand ergeht, wirkt, jofern e8 vor dem Eintritte 
der Nacherbfolge rechtäfräftig wird, für den Nacherben. 

Ein UÜrtheil, das zwifchen einen Vorerben und einem Dritten über einen 
der Nacherbfolge unterliegenden Gegenftand ergeht, wirft auch gegen den Nach— 
erben, fofern der Vorerbe befugt ift, ohne Zuftimmung des Nacherben über 
den Gegenjtand zu verfügen. 

1. Entw. e. BB. $ 1830, Mot. dazu V 117 fi., Prot. d. Komm. 3. 2. Leſ. d. Entw. e. BGB. v 


180, VI 681 ff., 664, Ant. I d. Dentichr. 3. "Entw. e. BOB. 8 03a, Ber. d. Nov. v. 1598 
110, 


Sitteratar: L. Seuffert Ztihr. j. d. CBr. XII S. 3377, Wad DIZ. 1 ©. 288, Hell. 
wig Aniprudh und Klagerecht ©. 217, Menbelsjohn-Bartholot Rechtskraft ©. 342 fi, Hellwig 
Rechtskraft ©. 219 ff. 512 f., Schrb. 1& 278 f. 
1. Aus der Begründung der Novelle v. 1898 ©. 110: 

„Der Nacherbe ift nicht Rechtsnachfolger des Vorerben, jondern gleich dieſem Rechtsnach— 
folger des Erblafiers (BEB. $$ 2100, 2139). Hiernach kann, wenn die | Seftimmung des $ 293c 
be 325) Abf. 1 zur Anwendun fommt, das Urtheil, das zwiichen dem Vorerben und einem 

ritten über einen gegen den Borerben als Erben gerichteten Anſpruch oder über einen der 
Nacherbfolge unterliegenden Gegenftand vor Eintritt dieſer Erbfolge rechtskräftig ergangen ift, 
weder für noch gegen den ı Nadjerben wirken. Dabei darf es jedoch, ſoweit eine dem Vorerben 
günftige Enticheidung in Frage jteht, in feinem alle verbleiben. Vielmehr verlangt hier das 
Intereſſe des Nacherben und die Rüdficht auf die Bermeidung mehrfacher Prozefie, da; dem 
Urtheile, wie der Entw. in $ 293d Abi. 1 vorjieht, auch für den Nacherben Wirlſamleit gegeben 
werde. Dagegen würde das Recht des Nacherben in hohem Grade gefährdet ſein, wenn er ein 
* Ungunſten des Vorerben ergangenes Urtheil ohne Weiteres gegen ſich gelten laſſen müßte. 

enn der Vorerbe wäre damit in den Stand geſetzt, im Wege der Prozeßführung ſogar über 
die ſeinem Verfügungsrecht entzogenen Nachlaßgegenſtände (BGB. $$ 2113 bis 2115) zu verfügen 
und den Nachlaß mit Verbindlichfeiten zu belajten. Nur dann läßt ſich einem joldhen Urtheile 
Wirkſamleit gegen den Nacherben beilegen, wenn das Urtheil einen Gegenftand betrifit, über den 
ber Borerbe auch ohne Zuftimmung bes Nacherben zu verfügen befugt ift. Einen Vorgang für 
dieje im Entw. $ 293d [= 326] Abi. 2 gewählte Regelung bietet die Veftimmung des $ 1380 
des BGB., wonach, wenn der Mann ein zum eingebradhten Gute der Frau gehörendes Hecht 
im eigenen Namen geltend macht, das Urtheil injoweit auch gegen die Frau wirkt, als er befugt 
ift, über das Necht ohne Zuftimmung der frau zu verfügen.” 
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Über die Frage, ob der Nacherbe Rechtsnachfolger des Vorerben ift, vgl. N. 1 zu 
$ 242. Für die Auslegung des $ 326 macht es feinen Unterfchied, ob man den Nach— 
erben für den Rechtsnachfolger des Erblaſſers oder des Vorerben hält. 

2. Prozeß über einen gegen den Porerben geridteten Anfprud, das ijt 
über eine Nachlaßverbindlichkeit im Sinne des BEP. 85 1967 bis 1969. Einerlei, ob auf 
Zeiftung oder (pofitiv oder negativ) auf Feſtſtellung geflagt ift. 

a) Der Fall der Nacherbfolge ift vor bem Eintritte der Nechtöfraft bes Urteils ein- 
getreten; dann wirft das Urteil weder für noch gegen den Nacherben. Darüber, daß ein 
folcher Prozeß nicht durch den Eintritt der Nacherbfolge, fondern nur dur den Tod bes 
Vorerben unterbrochen wird, fowie über den Verluſt der Sadjlegitimation f. N. 2 Abi. 2 
und NR. 6 zu $ 242. 

b) Der Fall der Naderbfolge iſt nad dem Eintritte der Rechtskraft des Urteils 
eingetreten; dann wirkt ein günftiges Urteil für den Nacherben, ein ungünftiges aber nicht 
gegen ihn. Entiprechenb verhält es fi, wenn das Urteil teilweife günftig, teilweije un— 
günftig ift. 

3. Prozeß über einen der Naderbfolge unterliegenden Gegenftand, b. i. 
über einen Gegenftand (Sache oder Recht), der zur Erbichaft gehört und dem Nacherben 
anfällt; vgl. BGB. 88 2110, 2111, 2130, 2136 bis 2138. Einerlei, ob der Vorerbe oder 
der Dritte geklagt hat, ob auf Leiftung oder (pofitiv oder negativ) auf Feſtſtellung geklagt ift. 

a) Der Fall der Nacherbfolge ift vor dem Eintritte der Rechtäfraft des Urteils ein- 
getreten. «) Iſt ber Vorerbe befugt, ohne Zuftimmung des Nacherben über den Gegenſtand 
zu verfügen (mann bies ber {Fall ift, ergiebt fich aus dem BGB. 58 2112 bis 2115, 2136, 
2137), fo wird das Verfahren unterbrohen ($ 242) und der Vorerbe verliert die Sach— 
legitimation (vgl. N. 2 Abf. 2 zu $ 242); das Verfahren fann von dem und gegen ben 
Nacherben aufgenommen werden; ein auf den Namen des Vorerben lautendes Urteil wird 
durch ein Zufagurteil auf den Nacherben umgeftellt (vgl. N. 1 litt. k, 1, R. 4 zu $ 239); 
das umgeftellte Urteil fann der Nacherbe anfechten; es wirft nad; Eintritt der Rechtskraft 
für und gegen ihn. Wurde das Verfahren nicht unterbrochen, weil eine Vertretung bes 
Vorerben durch einen Prozekbevollmädhtigten ſtattfand ($ 246 Abi. 1), jo verliert zwar 
ber Vorerbe die Sacdjlegitimation (f. N. 1 litt. a zu $ 246); aber das ohne Berüdfihhtigung 
diefes Umſtandes bereits erlaflene Urteil fann rechtöfräftig werben, es wirkt für und gegen 
den Nacherben. Wird die Ausfeßung angeordnet ($ 246 Abf. 1), fo tritt wieder Die 
Eituation ein wie bei der Unterbrechung. 4) Iſt der Vorerbe nicht befugt, ohne Zuftim- 
mung be3 Nacherben über den Gegenftand zu verfügen, fo wird der Prozeß nicht unter- 
brodhen; ein günftiges Urteil wirft für ben Nacherben, ein ungünftiges nicht gegen ihn. 
Die Zuftimmung bes Nacherben zu ber Prozekführung bes Vorerben vermag nicht, bie 
Situation herbeizuführen, wie wenn der Vorerbe zur Verfügung über den Gegenftandb 
ohne Zuftimmung bes Nacherben befugt wäre. [Vgl. zu dem analogen Falle bes $ 1380: 
Pland Komm. 3. BEP. (3) N. 7 Abi. 2 zu $ 1380, Bunfen Ztſchr. f. db. EPr. XXVI 
©. 219f., Binder in Beitr. 3. Ausl. db. BGB. von Bernhöft u. Binder Heft 1 ©. 132. — 
AM.: Hellwig Aniprud x. ©. 217, Rechtskraft ©. 513 f., Lehrb. I ©. 350.] 

b) Der Fall der Nacerbfolge ift nad dem Eintritte der Nechtäfraft bes Urteils 
eingetreten: ein günftiges Urteil fommt dem Nacherben zu ftatten, ein ungünftiges wirft 
nicht gegen ihn. Ob ber Vorerbe ohne Zuftimmung des Nacherben über den Gegenftand 
verfügen kann oder nicht, macht feinen Unterjchieb. 

4. Über die Erteilung einer vollftredbaren Ausfertigung für und gegen den Nach— 
erben ſ. $ 728 Abi. 1, $ 731; vgl. a. $ 768. 


$. 327.* (293e.) 
Ein Urtheil, das zwifchen einem Teftamentsvollitreder und einem Dritten 


über ein der Derwaltung des Tejtamentsvollitreders unterliegendes Recht er: 
geht, wirft für und gegen den Erben, 
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Das Gleiche gilt von einem Urtheile, welches zwijchen einem Tejtaments- 
volljtreder und einem Dritten über einen gegen den Nachlaß gerichteten An— 
jpruch ergeht, wenn der Tejtamentsvolljtreder zur Führung des Rechtsſtreits 
berechtigt ift. 


Brot. d. gr 3. 2. Leſ. d. Entw. e. BEP. V mi: 527, 532 f., VI 662, 664, Anl. II d. Denfichr. 
Fr . 8 2981, Begr. d. Nov. v. 1898 ©. ı 


gitteratur: er. Seuffert ZItſchr. f. d. CPr. — ©. 339, Hellwig Anſpruch und Klage» 
recht ©. 227, 257 ff. 

1. Nimmt man an, daß ber Zeftamentsvollitreder der gejehliche Vertreter des Erben 
in Anſehung des Nachlaffes ift (ſ. N. 2 litt.c vor $ 50), fo ergiebt fi von felbit, daß 
Urteile, die in Prozeſſen zwiichen dem Zeftamentsvollftreder und Dritten ergehen, für und 
gegen den Erben ebenio wirfiam find, wie Urteile in Prozeflen des Nachlaßpflegers oder 
des Nachlaßverwalters; denn der Erbe ift ja die eigentliche Partei. Auf diefen Stand» 
punkt jtellte fi noch der 1.Entw.d. BGB. $ 1903 Abf. 1, vgl. a. die Mot. V dazu ©. 235. 
In der Komm. 3. 2. Lefung wurde die auch in ber Kitteratur verteidigte Anficht laut, 
daß der Teftamentsvollftreder nicht Vertreter des Erben fei (vgl. 3. B. Prot.V S. 281,290). 
Mertwürdbiger Weife wurde dieſe Anficht als Argument dafür benüßt, daß man dem in 
einem Altivprozefje des Zeftamentövollftreders ergangenen Urteile jede Wirkung für und 
gegen den Erben abiprechen ſolle (vgl. Prot.V S.289f.). Die Kommiſſion hat vermieden, 
den Zeftamentsvollftreder ala Vertreter des Erben zu bezeichnen, hat aber die Wirkfamfeit 
der in den Prozeffen des Zeftamentspollftreders ergangenen Urteile gegenüber dem Erben 
auögeiprochen. Damit hat fie fich feinesmwegs zu ber Anficht befannt, daß der Teſtaments— 
pollitreder als Selbftpartei prozeifiere, fondern nur die für die Praris unentbehrliche Er- 
ftrefung der Urteilewirfung auf den Erben gegen Zweifel gelichert, die ſich von dieſem 
Standpunftt aus ergeben fönnten. In der Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 111 heißt es aller- 
dings, der Teftamentsvollftreder habe die Befugnis zur Prozekführung zu eigenem Recht, 
er jei nicht, wie der Nachlakpfleger, Vertreter des Erben — ald ob man eine Vertretungs- 
macht nicht zu eigenem Rechte haben fönnte! 

2. Abſ. 1 betrifft den Aktivprozeß, db. ı. ben Prozeß über ein zum Nadjlaffe ge- 
hörendes Recht; einerlei, ob auf Leiftung oder (pofitiv oder negativ) auf fyeititellung ge- 
Hagt ift. Unterliegt ein folches Net der Verwaltung des Teftamentävollitreders (ob dies 
ber Fall ift, bemißt fich nach dem BGB. $$ 2205, 2208), jo fann es nur von bem Teſta— 
mentsvollftreder gerichtlich geltend gemacht werben (BEB. $ 2212). Der Erbe ift zur 
Führung eines folchen Prozeſſes nicht legitimiert. Das Urteil, welches in dem Prozefje 
mit dem Zeftamentsvollitreder ergeht, ift für und gegen den Erben wirtjam. 

3. Abj.2 betrifft den Paſſivprozeß, d. i. den Prozeß über eine Nachlaßverbindlich— 
keit i. ©. be3 BEP. 88 1967 bis 1969; einerlei, ob auf Leiftung oder (pofitiv oder negativ) 
auf Feſtſtellung geklagt if. Zur Führung eines folchen Prozeſſes ift ſowohl der Erbe 
befugt, al3 der Teftamentövollitreder, welchem die Verwaltung bes Nachlaſſes zufteht; über 
den Pflichtteilsaniprud fann ftet3 nur der Erbe progeffieren (BGB. $ 2213 Abſ. 1). Das 
Urteil, welches in einem Prozeffe mit dem Teftamentsvollitreder ergeht, ift für und gegen 
den Erben wirkſam, wenn der Zeftamentsvollitreder zur Prozeßführung berechtigt war. 

4. Über Erteilung der vollitredbaren Ausfertigung für und gegen den Erben |. 
5 728 Abſ. 2, $ 731; vgl. a. $ 768. 

5. Prozeffiert ein Zejtamentsvollitreder nach dem BGB. $ 2222 als Vertreter bes 
Nacherben oder nad) dem BEP. $ 2223 ala Vertreter des PVermächtnisnehmers (vgl. N. 2 
litt.e g. €. vor $ 50), fo wirft das Urteil für und gegen den Nacderben oder ben Ver— 
mäcdhtnisnehmer. 5 

6. Ein Prozeh, den jemand über feine Berechtigung zur Teſtamentsvollſtreckung 
führt, ift fein Prozeß bes Teftamentsvollftreders als jolchen. 

7. Daß das zwiſchen einem Nachlaßpfleger oder Nachlaßverwalter unb einem Dritten 
ergangene Urteil für und gegen ben Erben wirft, ergiebt fi) daraus, daß der Nachlah- 

8, Seuffert, Eivilprogehorbnung I. 10. Aufl. 34 
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pfleger und ber Nachlaßverwalter bie Vertreter des Erben find (vgl. N.2 litt. b vor $ 50). 
Wer, entgegen biefer Anficht, den Nachlaßpfleger xc. ala Vertreter bes ald Sondervermögen 
zu Tonftruierenden Nadjlaffes betrachtet [fo 3. B. Hellwig Anſpruch und Klagerecht ©. 72 f., 
223 ff. 248 f., Lehrb. I ©. 296 f.], bedürfte eigentlich einer dem $ 325 entiprechenden 
Vorſchrift, um die Nechtöfraft des von dem Nachlaßpfleger ıc. erwirkten Urteild auf ben 
Erben zu erftreden. Da feine ſolche Vorſchrift im Geſetze fteht, könnte man die Er- 
ftredung ber Rechtskraft eiwa aus der Analogie bes $ 325 begründen. 


8. 328.* (293f.) 
Die Anerkennung des Urtheil® eines ausländifchen Gerichts iſt aus— 
seihoften: 
. wenn die Gerichte des Staates, dem das ausländijche Gericht angehört, 
nach den deutjchen Gejegen nicht zuftändig find; 

2. wenn der unterlegene Beklagte ein Deutjcher ift und ſich auf den Prozeß 
nicht eingelafjen hat, fofern die den Prozeß einleitende Ladung oder Ver- 
fügung ihm weder in dem Staate des Prozeßgerichts in Perjon noch 
durch Gewährung deutjcher Nechtshülfe zugejtellt ift; 

3. wenn in dem Urtheile zum Nachtheil einer deutjchen Partei von den Vor— 
ichriften des Artikel 13 Abſ. 1, 3 oder der Artikel 17, 18, 22 des Ein- 
führungsgefeges zum Bürgerlichen Gejegbuch oder von der Vorjchrift des 
auf den Artikel 13 Abſ. 1 bezüglichen Theiles des Artikel 27 desfelben 
Gejeges oder im Falle des Artikel 9 Abf. 3 zum Nachtheile der Ehefrau 
eines für todt erklärten Ausländer von der Vorfchrift des Artikel 13 
Abf. 2 abgewichen ift; 

4. wenn die Anerkennung des Urtheils gegen die guten Sitten oder gegen 
den Zwed eines deutjchen Gejeßes verjtoßen würde; 

5. wenn die Gegenjeitigfeit nicht verbürgt it. 
Die Vorſchrift der Nr. 5 fteht der Anerkennung des Urtheils nicht ent— 
gegen, wenn das Urtheil einen nicht vermögensrechtlichen Anfpruch betrifft und 


nach den deutjchen Gejegen ein Gerichtsjtand im Inlande nicht begründet war. 
HE. 5 45, 81 OP. 660 ff., 4088 ff., 4108 ff., “70, 4912, es f., NE. 5 898, NR. 1979, E. I 


ı $ 600, €. ir 8 611, m. 400 ff., 344 fi ‚446 ff., 469, 563 f,, CPrO. dv. 1877 
a, Sen, d. Homm. 3. 2. Lei. db. Entm. r Gas. vi 86 ff. 662, 664, Bear. db. Nov, v. 
1898 111 


Litteratur: a) Allgemeine über Anerkennung und Bollftredung ausländi- 
ſcher Urteile: Lammaſch in v. Holtzendorffs Handb, des Völkerrechts III 88 98 F ©. 397 ff., 
v. Bar Theorie u. Praxis des internationalen Privatredhts (2) II ©. 409 ff., bei. ©. 461 ff. und 
Lehrb. des intern. PrR. ©. 168 ff., 187 ff. Bei v. Bar ift die ältere Ritteratur angeführt. Aus⸗ 
ländiſche Schriftſteller: Foelix Traitö du droit international ed. 4 (Paris 1866), P. Fiore Effetti 
internazionali delle sentenze (Pisa-Firenze 1875), Ch. Constant De l’execution des jugements 
&trangers (Paris 1883), F. Moreau Effets internationaux des jugements (Paris 1884), Fr. T. 
Pigott The law and practice of the united Kingdom relating to foreign judgements, 2. ed. 
(London 1884), G. Fusinato L'esecuzione delle sentenze straniere (Roma 1884), Chr. Daguin 
De l’autoritö et de l’execution des jugements ötrangers (Paris 1887), Lachaud et Daguin 
L'ex&cution des jugements &trangers d’aprös la jurisprudence frangaise (Paris 1889), Edjtein 
Die Grundi. d. ZwV. ausländ, Erelutionstitel (Prag 1897), Waller Streitfr. a. d. intern. CPrR. 
(Wien 1897) ©. 161 ff., La Loggia E. L'esecuzione delle sentenze straniere in materia civile 
(Torino 1902), P. Fedozzi Il diritto processuale civile internazionale (Bologna 1905). 
b) Speziell | auf die deutihe CPrO. nr Francke Btichr. f. d. CPr. VIII S.1 ff. 
und XXVII ©. 125 ff., Beterien Zur. gran. | Elſ.-Lothr. VI ©. 324 ff., 370 fi, Roßhirt Bad. 
Ann. XLVII ©. 377 ff, Wach Handb. I ©. 123 ff., Kohler tichr. f. d. CPr. X ©. 449 ff. und 
Sei. Beitr. S. 559 ff., fenfiner Journal da droit internat. IX S. 25 ff., Keyßner und Beauchet 
eod. X ©. 239 ff., Heideder Ztſchr. f. d. CPr. XVIII ©. 453 (insbe. über ausländ. Eheſcheidungs 
urteile), Vvobm Handb. d. Rechtshülfeverfahrens (1886) ©. 165 ff., Leslke in Leske u. Löwenfeld 
Rechtsverf. i. intern. Berk. I ©. 792 ff., Schmidt Lehrb. (2) ©. 286 ff., Fuld Ziſchr. f. intern. Br. 
u. Str. VIII ©. 369 ff., Ogofe Beitr. 3.8. v. d. Vollſtreckbarkeit ausländ. Urteile (1901). 
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1. Die CPrO. v. 1877 enthielt in $ 661 Vorfchriften über die Anerkennung ber 
von ausländiſchen Gerichten erlaffenen Urteile für den Fall, daß aus einem folchen Urteil 
im Inlande die Zmwangsvollftredung ftattfinden fol. Die Wirkung bes rechtäfräftigen 
Urteils erjchöpft ſich aber nicht in ber Bollftredbarkeit, fondern das Urteil hat noch andere 
Wirkungen, insbefonbere begrünbet es die Einrede der abgeurteilten Sache. Deshalb wurde 
bei ber Revifion der CPrO. beichloffen, die Vorichriften über die Anerkennung jener Ur« 
teile an bie Vorjchriften über die Rechtöfraft anzureihen und in $ 723 Abf. 2 darauf zu 
verweilen. 

2. a) Wie ber frühere $ 661 ftellt $ 328 implicite ben Grundfaß auf, daß das 
Urteil eines ausländiichen Gerichts im Inland anzuerkennen ift, ſoweit nicht geoiffe Aus» 
nahmen eingreifen. Die — ——— bedeutet, daß das Vollſtreckungsurteil ($ 722) nicht 
verfagt werben darf ($ 723 Abi. 1,2 Satz 2) und daß das Urteil auch im Übrigen die⸗ 
ſelbe Wirkung hat wie das Urteil eines inländiſchen Gerichts; das inländiſche Gericht darf 
alſo das Urteil des ausländiſchen Gerichts weder in formeller, noch in materieller Be— 
ziehung nachprüfen, ſondern iſt an die Entſcheidung ebenſo gebunden wie an das Urteil 
eines inländiſchen Gerichts. Über die Einrede ber Rechtshängigleit ſ. N.2 Ziff. I litt. d 
zu 8 263. 

b) Gegenftand der Anerkennung find nur rechtöfräftige Urteile ausländiſcher Ge- 
richte über bürgerliche Rechtöftreitigfeiten. «) Unter Urteil ift bier, wo es ſich um die 
materielle Rechtäfraft handelt, nur das unbedingte und vorbehaltlofe Enburteil über das 
materielle Recht — im Gegenjaß zu dem Prozeßurteil — zu verftehen. Urteile mit Vor— 
behalt, Arreftbefehle oder einftweilige Verfügungen haben feinen Zeil an ber Anerkennung. 
[2gl. Wach Handb. J S. 228 ff., v. Bar Theorie u. Praris (2) II S. 473, 477 N. 27.) Im 
Übrigen fommt auf die Prozekart nichts an; ein vorbehaltlofes Urteil im Urfundenprozek 
ift der Anerkennung fähig, ebenfo ein unbedingter Zahlungsbefehl (Mandat), dem nach dem 
ausländiichen Nechte die Wirkung eines rechtöfräftigen Urteils zulommt [RG. 30. Juni 
1886 Entich. XVI Nr. 106 ©. 428, 25. März 1891 XXVII Nr. 109 ©. 414; aM.: DVG. 
Dresden SA. XLII Nr. 79]. Ob das Urteil auf Leiftung, Teitftellung oder Rechtsände- 
rung lautet, macht feinen Unterſchied. #) Daß nur ein formell rechtskräftiges Urteil 
anzuerfennen tft, folgt daraus, dab auch bei Urteilen inländifcher Gerichte bie formelle 
Rechtskraft Vorausſetzung der materiellen ift [vgl. Prot. d. Komm. 3. 2. Leſ. db. Entw. e. 
BGB. VI S. 87]. Der Begriff der formellen Rechtökraft ift aus dem inländiſchen Prozeß— 
rechte ($ 705, EG. $ 19) zu entnehmen; danach ift nur das Urteil, welches nicht mehr 
mit einem nad Art der Berufung oder der Revifion oder des Einſpruchs konſtruierten 
Rechtsmittel angefochten werben fann, als formell rechtäfräftig zu behandeln [Wach Hanbb. I 
S. 229). Die Anlegung des inländifhen Maßſtabs auf das ausländifche Recdhtömittel- 
ſyſtem wird nicht immer leicht fein. Es dürfte darauf zu fehen fein, ob das Rechtsmittel 
Sufpenfiveffet bat, was 3. B. bei dem appeal bes englifchen Rechtes nicht ber Fall ift. 
Vorläufige Vollitredbarkeit erfegt die MNechtöfraft nicht. 7) Aus $ 328 kann nur die An« 
erfennung der Urteile ausländifher Gerichte gefolgert werben. Welche Behörden Ge- 
richte find, ift nach dem Nechte des Auslandes zu beurteilen. Es fommt darauf an, daß 
die Behörde zur Ausübung ber Gerichtäbarkeit berufen ift; ob das Gericht direft vom 
Staat oder mit ftaatliher Ermädtigung von einem Patrimonialherrn oder einer Kor» 
poration beftellt ift, macht feinen Unterfhieb. Von diefem Gefichtspunft aus hat das 
RG. 10. Apr. 1895 Beitr. z. E.d. DR. XXXIX ©. 1153 das Schiedögericht der Bubapeiter 
Waren: und Effeftenbörfe, das bay. ob. LG. SA. XLVI Nr. 75 das Zriefter Börjenjchiebs- 
gericht als Gerichte anerkannt. Schiebögerichte, die durch Wereinbarung ($ 1025) ober 
fonftige rechtögejchäftliche Verfügung ($ 1048) berufen find, find feine Gerichte im Sinne 
des $ 328; über Anerkennung und Vollftredung eines ausländiihen Schiedsſpruchs ſ. NR. 3 
zu $ 1040 und N.3 zu $ 1042. Auf Entiheidungen ausländifcher Verwaltungsbehörden 
bezieht ſich $ 328 nit. 4) Die Beichränftung auf Urteile über bürgerlihe Redts- 
ftreitigfeiten folgt aus EG. $ 3 Abi. 1; über bürgerliche Rechtöftreitigfeiten vgl. N. 1 
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und 2 zu EG. $3. Auf Urteile ber Strafgerichte bezieht ſich $ 328 nicht. &) Ausländiſch 
ift jebes Gericht, das nicht vom Deutichen Reich oder nad; Makgabe des GVG. von einem 
beutichen Bunbdesftaate beftellt if. Die nah GVBG. $ 14 zugelaflenen bejonderen Gerichte 
ſowie die vom Reih im Ausland oder in den Schußgebieten errichteten Konfular- und 
fonftigen Gerichte find feine ausländiichen Gerichte lvgl. Pland Lehrb. II S.635, v. Bar 
Theorie u. Praris (2) IT S.209 N.1, S.590, Vierhaus Ztichr. f.d. EPr. XIV ©. 201, 208]; 
die Anerkennung ber Urteile diefer Gerichte ift nicht von den in $ 328 aufgeftellten Vorauss» 
ſetzungen abhängig. 

3. Zu Abſ. 1 Nr.1: Die Vorjchrift entfpricht der Nr. 3 des $ 661 alt. Das in— 
ländifche Gericht Hat nicht zu prüfen, ob das ausländifche Gericht ſachlich zuftändig ift; 
denn die inländiiche Kompetenzverteilung ift als Maßftab nicht brauchbar und die Ein» 
haltung der ausländiichen Kompetenzverteilung ift für das Inland intereffelos [vgl. v. Bar 
Theorie u. Praxis (2) II S.467]. Vielmehr hat das inländifche Geriht nur zu prüfen, 
ob nad dem inländiſchen Rechte bie örtliche Zuftändigfeit (ein Gerichtöftand) bei den 
Gerichten desjenigen Staates, welchem das ausländiiche Gericht angehört, für den Prozeß 
begründet war. Dei dieſer Prüfung hat der inlänbifche Richter nicht bloß zu prüfen, ob 
die von dem auslänbiichen Gericht unterftellten Thatſachen nad den Regeln ber CPrO. 
einen Gerichtsitand bei den Gerichten bes ausländifchen Staates ergeben, fondern bie 
Prüfung erftredt fi auch auf die für den Gerichtsſtand maßgebenden thatſächlichen Ver— 
bältniffe, 3. B. auf die frage, ob der Bellagte in dem Bezirke des ausländiichen Gerichts 
feinen Wohnfig oder feinen dauernden Aufenthalt Hatte, ob der Erfüllungsort des Ver— 
trags in dem Auslande ift, ob eine nad dem inländifchen Rechte gültige Vereinbarung 
über den Gerichtöftand vorliegt x. Dies ergiebt fi aus den Mot. z. €. III ©. 401 f.: 

„Der inländifche Richter hat die Frage, ob rüdjichtlich der —— des Gerichts, 
deſſen Urtheil vollftredt werden ſoll, ein Bedenken obwalte, nach den Vorſchriften des inländiſchen 
Rechts, einſchließlich der Vorſchriften über die Prorogation, zu prüfen, weil nur in dieſem 
Rechte die Grundlage für die Anerkennung der ausländiſchen Gerichtsbarkeit gefunden werden 
lann (preuß. AGD.1 24, 8 30, nordd. Entw. $ 898). Dieſer m. geht weiter, als die Bor- 
ichrift der hann. PrO. 88 533, 29, da die Vollftredbarkeit zu verjagen fei, wenn ein durch 
Prorogation nicht zu hebender Eingriff in die Zuftändigfeit des angegangenen inländiſchen Ge— 
richts vorliegt..... Bei der Prüfung der Zuftändigfeit des ausländiichen Gerichts ift übrigens 
infoweit ein Eingehen auf die Sache jelbft erforderlih, als die Zuftändigkeit durch die dem 
Rechtsſtreite jelbit angehörigen Thatſachen beftimmt wird, 3. B. zur Begründung des forum 
contractus der Ort der Erfüllung des Bertrags feftzuftellen iſt; die Feſtſetzungen bes zu voll- 
ftredenden Urtheils find hierfür ebenjomwenig wie für andere die Zuftändigfeit begründenden 
ee maßgebend. Dagegen ift die Prorogation, jomweit fie überhaupt zuläffig, nicht aus- 
geichlofien.“ 
fowie aus den Verhandlungen der YH.d. RT. Der Abg. Dr. Bähr Hatte beantragt, bie 
Nr. 3 des 8 611 des Entm. III dahin zu faflen: 

„wenn die thatjächlichen ober rechtlichen Vorausjegungen der Zuftändigfeit, die legteren nach den 
Grundiägen des deutichen Rechts bemeflen, nicht vorhanden waren.” (HPr. ©. 344.) 


Der Antragfteller erflärte (APr. S. 469): „dadurch zum Ausdrude bringen zu wollen, daß 
ber beutiche Richter die Kompetenz bes ausländiichen Richters nicht bloß in abstracto 
prüfen, fondern auch unterfuchen solle, ob berjelbe in concreto fompetent gewejen jei.“ 
Diejer Antrag wurde ber Red.ſtomm. zur Berüdfihtigung überwielen, nachdem die Re— 
gierungävertreter erklärt hatten, er entipreche den Öntentionen des Entwurfs. Über die 
Vorgänge in der Ned. Komm. berichtete der Antragfteller: die Redb.ftomm. habe zwar ge- 
glaubt, im Entw. fei diefer Gedanfe nicht Har ausgebrüdt; fie habe jedoch auch das vor- 
geichlagene Amenbement für mißverſtändlich gehalten und fi) mit den Regierungsvertretern 
dahin geeinigt, die Nr. 3 in der Faſſung des Entwurfs beizubehalten und folgende Er— 
Härung über deren Sinn zu Protokoll "zu geben: 

„daß der deutiche Richter die Zuftändigfeit des auswärtigen Gerichts nicht allein aus dem Ge— 
fichtspunfte zu prüfen habe, ob der auswärtige Richter die richtigen, dem deutichen Rechte ent- 
Iprechenden Grundfäge über Auftändigfeit angewendet habe, jondern, ob aud die Thatjachen, 
auf welche dieje Grundiäge angewendet werden, die Yuftändigfeit des auswärtigen Gerichts zu 
begründen geeignet und erwiejen jeien.“ Vgl. RG. 8. März 1907 JW. ©. 265 Nr. 28.] 
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Daraus, daß auch bie thatjächliche Seite der Zuftändigfeitsfrage zur Kognition fteht, 
folgt die Zufäffigfeit neuen, darauf bezüglichen Vorbringens (nordd. Prot. IX 5.1979). 
Daber kann der Kläger in dem Verfahren nad $ 722 zur Begründung der Zuftänbigfeit 
des ausländifchen Gerichts Thatſachen vorbringen, die bei dem ausländischen Gerichte nicht 
vorgebradht wurden. [Vgl. RG. 16. Yan. 1886 Beitr. z. E. d. DR. XXX ©.742f., DVG. 
Hamburg SA. XLI Nr. 154, KG. Berlin Redtipr. d. OLG. XIII ©. 182.] 

Bei Anwendung der im Vorftehenden erläuterten Vorſchrift kann fich, 3. B. gemäß 
$ 23 für vermögensrechtliche Klagen die Zuftändigfeit des ausländiichen Gericht daraus 
ergeben, daß ſich Vermögen des Bellagten, welcher im Auslande feinen Wohnfik hatte, 
im Bezirke des ausländifchen Gerichts befand [vgl. RG. 12. Juni 1900 Beitr. 3. E. d. DR. 
XLV S. 1123, AG. Berlin Redtipr. d. OLG. XIII ©. 182]. 

Die Anerkennung tft nicht ſchon dann auögeichloffen, wenn bei dem ausländijchen 
Gerichte, welches geurteilt hat, nach den Vorichriften der deutihen CPrO. fein Gerichts- 
ftand begründet wäre, ſondern erft dann, wenn nad dieſen Vorſchriften überhaupt bei 
feinem Gerichte des Staates, welchem das ausländiiche Gericht angehört, ein Gerichtöftand 
begründet ift. [Vgl. Gaupp (9) NR. II, Wach Vortr. (2) S.315 f. und Handb. I ©. 231, 
Hellmann Lehrb. S.811, Schmidt Lehrb.(2) S.289, Weismann Lehrb. I S.246f., Lammaſch 
in Holtzendorffs Hanbb. d. Völkerrechts III S. 417, v. Bar Theorie u. Praris II ©. 424, 
Leste in Beste u. Löwenfeld I S. 814, Francke Ztjchr. f.d. EPr. VIII S. 37, XXVII ©. 130 f., 
Kohler eod. X ©. 472, Heibdeder eod, XVII ©. 479, Klein Ztſchr. f. intern. Pr. u. StrR. 
IV S. 419 f. VII S. 101, IX ©. 212 ff, RG. 21. März 1902 Entſch. LI Nr. 29 ©. 135 ff. 
OLG. Hamburg eod. 1.511.) Die Anfiht, daß es auf die Zuftändigfeit des fpeziellen 
auslänbdiichen Gerichts anfomme [vertreten von Strudm. Koch (8) N. 2 Abſ.2, Wilm. Levy (7) 
N. 5 zu $ 661 alt, Pland Lehrb. 1 S.104, TI S. 632 f., Peterfen (5) N. 3, Rintelen Ztſchr. 
f. d. EPr. IX S. 457 ff, RG. 16. Febr. 1886 Beitr. 3. €. d. DR. XXX ©. 740, 25. März 
1891 Entſch. XXVII Nr. 109 S.409, 15. Mai 1891 IW. ©. 335], ijt unvereinbar mit 
bem Geſetzestext und entbehrt eines vernünftigen Grundes; benn für die Anerkennung eines 
ausländifchen Urteils im Inlande kann es nur darauf anfommen, ob das ausländijche 
Gericht nicht in die Kompetenziphäre eines anderen Staates, nicht aber darauf, ob es 
nicht in die Zuftändigfeit eines anderen Gerichts desjelben Staates übergriff. 

Iſt nach dem deutſchen Gefeße bei einem inländiſchen Gericht ein ausfchließlicher 
Gerichtöftand begründet, fo ift die Anerkennung bes ausländiichen Urteils ausgeſchloſſen. — 
Nah der Seemannsordbnung vd. 2. Juni 1902 (RGB. ©. 175) $ 129 Nbf. 1 darf der 
Schiffsmann den Kapitän vor einem ausländiichen Gerichte weber ftrafrechtlich noch civil: 
rechtlich belangen, fofern gegen ihn ein Gerichtäftand im Inlande begründet if. Damit 
ift zwar nicht direft ausgeſprochen, daß nach dem beutichen Gefebe fein ausländiiches Ge— 
richt für die Klagen des Schiffämanns gegen ben Kapitän zuftändig ift, wenn gegen dieſen 
ein Gerichtsſtand im Inlande begründet ift; aber man wirb doch aus ben angeführten 
Beitimmungen folgern müffen, daß bei Vorhandenjein eines inländiichen Gerichtsftandes 
bem ausländifchen Urteil die Anerkennung im Inlande zu verfagen ift. 

4. Zu Abi. 1 Nr. 2: Die Vorfichrift entipricht im wefentlichen der Nr. 4 des 
$ 661 alt. Abweichungen: ftatt der „verurteilte Schuldner” ift „der unterlegene Beklagte“ 
geiegt, ftatt „Rechtshülfe im Deutichen Reih“ — „deutiche Rechtshülfe". Die Mot. 3. €. III 
©. 402 bemerten: „Eine Gerichtäbarfeit des ausländifchen Gerichts über den Inländer 
fann bei mangelnder Einlaſſung besfelben auf den Prozeh nicht anerfannt werben, wenn 
weder bie Perfon bes Schuldners für das Gericht oder den Gegner erreichbar war, noch 
die Rechtshülfe für deffen Erreichung rechtzeitig in Anjpruch genommen war,“ 

Die Anwendung der Vorichrift ſetzt voraus: 

a) daß ber Beklagte zu der Zeit, ald ihm das den Prozeß einleitende Schriftſtück 
zugeftellt wurde, ein Deuticher war. Späterer Verluft oder Erwerb der Reichdangehörigfeit 
ift unerbeblih. Dem Urteil ift auch dann die Anerkennung zu verfagen, wenn ein Aus: 
länder Rechtönachfolger des deutichen Bellagten geworden ift; dagegen ift $ 328 Abi. 1 Nr.2 
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nicht anwendbar, wenn ein Deuticher Nachfolger eines ausländiichen Bellagten wurde. [Bgl. 
Wilm. Levy (7) N. 6 zu $ 661 alt, Gaupp (9) N. IV 1, Peterjen (5) N. 6. — AM.: Francke 
Ztſchr. f. d. EPr. VIII S. 39, Lammaſch a. a. O. ©. 426 Nr. 3, Lesle a.a.D.I ©. 816.]; 

b) daß fich der Bellagte auf ben Prozeß nicht eingelaffen bat. Auf den Prozeß 
eingelafjen hat fi der Bellagte, wenn er die nach dem auslänbifchen Prozebrechte zur 
Abwehr der Verfäumnis notwendige Prozebhandlung — Erſcheinen zur mündlichen Ver— 
handlung, Einreihung eines Schriftfages ꝛc. — vorgenommen bat. [Vgl. Wach Handb. 
819 N.42 ©, 238, dv. Bar Theorie u. Praris (2) II $ 441 S.475 bei N. 21.] War ber 
Beklagte einmal erfchienen, ift aber fpäter in der gleichen oder in der höheren Inſtanz 
ausgeblieben und fontumaziert worden, jo ift Nr. 2 nicht anwendbar; 

c) daß bie den Prozeß einleitende Ladung oder Verfügung dem Bellagten weder in 
dem Staate des Prozehgerichts in Perjon, noch durch Gewährung ber beutichen Rechts» 
hülfe zugeftellt if. — Den Gegenfaß zur Zuftellung an ben Beklagten in Perfon bildet 
die Öffentliche Zuftellung und die Erfagzuftellung, nicht die Zuftellung an einen Bevoll» 
mächtigten. Iſt im Auslande dem Bellagten in Perfon zugeftellt, fo kommt e8 nicht darauf 
an, ob die Zujtellung ben Beitimmungen der deutichen CPrO. entipridt [bay. ob. LG. 
EN. XLINr. 315]. It dur Gewährung der deutſchen Rechtshülfe zugeftellt, jo genügt 
jede Art der Zuftellung, insbeſondere auch eine Erfaßzuftellung, ober eine Zuftellung durch 
den Konful im Auslande zur Anerfennung bes auslänbifchen Urteils. Für Gewährung 
ber Rechtshülfe ift zur Zeit für die Vertragsftaaten die Haager Konvention v. 14. Nov, 
1896 maßgebend; vgl. N. 3 zu 8 199. Soweit dieje nicht eingreift, find die Staats— 
verträge ber Bundesſtaaten oder das Gemwohnheitäreht maßgebend; 

d) daß ber Beflagte im Prozeß unterlegen iſt. Iſt er teilweije unterlegen, fo ift 
infoweit dem Urteile bie Anerkennung zu verjagen. 

5. Zu Abſ. 1 Nr. 3: Diefe Vorſchrift ftand nicht in der älteren Prozeßordnung. 

a) In der Begründung d. Nov. v. 1898 S. 111 f. ift hierzu bemerft: 

„Die Vorichrift geht von dem Gedanken aus, daß ausländiiche Urtheile in Ehejachen 
ſowie in Streitigkeiten über die ehelihe Abftammung eines Kindes, über die Legitimation eines 
unehelichen Kindes und über die Annahme an Kindesftatt dann nicht anerlannt werden dürfen, 
wenn fie zum Nachtheile einer deutjchen Partei von den durch die deutiche Gejeßgebung für 
maßgebend erflärten Grundjägen des internationalen Privatrechts abweichen. Der gleiche Schuß 
wird der Ehefrau eines im Anlande für todt erklärten Ausländers, welche nicht mehr Deutiche 
ift, aber bis zu ihrer Berheirathung Deutiche war, für den Fall gewährt, dat das ausländiſche 
Urtheil gegen die Beftimmung bes EG. 5. BGB. $ 13 Abi. 2 verftöht, wonad in Anjehung einer 
jolhen Frau die Eingehung einer Ehe nach den deutſchen Gejegen zu beurtheilen iſt.“ 

b) Zum Nachteil einer beutichen Partei ift von den bezeichneten Vorfchriften ab— 
gewichen, wenn die deutſche Partei in dem Prozek unterliegt, während fie gefiegt hätte, 
falls jene Vorfchriften angewendet worden wären. Ob ber Sieg für die Verhältnifle der 
Partei wirklich vorteilhaft gewejen wäre, bleibt außer Betracht. 

c) Die benachteiligte Partei muß die Eigenschaft eines Deutjchen zur Zeit des Urteils 
befeffen Haben. Späterer Erwerb oder Verluft der Reihsangehörigfeit fommt nicht in Betracht. 

d) Zweifelhaft ift, ob die Anerkennung aus dem in Pr. 3 angegebenen Grunde 
bloß bei Urteilen ausgeichloffen ift, in denen direft über die bezeichneten Rechtäverhältniffe 
erfannt, ober auch bei Urteilen, in denen über vermögensrechtliche Anfprüche erfannt ift, 
deren Beitehen ober Nichtbeftehen von der Beurteilung ber bezeichneten Rechtöverhältniffe 
abhängt, 3. B. über einen Erbichaftsanfprucdh, der davon abhängt, dab die Ehe der Klä— 
gerin zu Recht beitand. Die oben abgebrudte Begründung jpricht für die engere Aus— 
legung; aber der Text enthält feine Beſchränkung und die fachliche Erwägung, daß aud) 
das Urteil über den vermögensredhtlihen Anspruch gegen die in $ 328 Abi. 1 Nr. 3 er— 
wähnten Borfchriften verftoßen fanı, dürfte zu der weiteren Auslegung führen [vgl. 
Francke Ztichr. f. d. EPr. XXVI ©. 129]. 

e) Nah Art. 7 ber Haager Konvention v. 12, Juni 1902 (RGBl. 1904 ©. 231) 
find die Scheidung und die Trennung von Tiich und Bett, die durch ein nach Art. 5 zu« 
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ftänbiges Gericht ausgefprochen werben, überall zu reipeftieren, vorausgefeßt, daß die Ber 
ftimmungen biejes Abfommens beobachtet worben find, und daß im Falle eines Verſäumnis— 
urteils die Ladung bes Beklagten entiprechend den beſonderen Vorfchriften erfolgt ift, bie 
das Geſetz jeines Heimatftaates für die Anertennung auslänbifcher Urteile erfordert. Dur 
dieſe Beftimmung ift die Vorſchrift des $ 328 Abi. 1 Nr. 3 für die Vertragsjtaaten 
modifiziert. Die Vertragsſtaaten find zur Zeit Deutjchland, Belgien, Frankreich, Luxem⸗ 
burg, die Niederlande, Rumänien, Schweden, Italien, die Schweiz und Portugal (RGEBl. 
1904 &. 249; 1905 ©. 716; 1907 ©. 84). 

f) $ 328 Abf.1 Nr. 3 findet auch Anwendung auf ein ausländifches Urteil, das vor 
dem 1. Januar 1900 ergangen iſt [KG. Berlin Redtipr. d. OLG.VII ©. 410]. 

6. Zu Abſ. 1 Nr. 4: 


Litteratur: 2. Seuffert Ztichr. f. d. EPr. XXII ©. 341 f., Fuld Ztichr. f. intern. Pr. u. 
Str®. VII ©. 377 ff., Francke Ztichr. f. d. EPr. XXVII ©. 131 f. Bgl.a. die Erl. zu Urt. 30 
bes Es. Bra in Plands Kommentar und Zitelmann Internat. PrR. I ©. 321 ff., Cahn 
Jahrb. f. Dogm. XXXIX S. 1 ff. 

a) In ber Begründung d. Nov. v. 1898 ©. 112 ift Hierzu bemerkt: 

„Die Nr. 4 des 8 293f [jebt 328] ſchließt fich dem Art. 30 des EG. z. BGB. an. Nach 
diejem Artifel darf der deutiche Richter ein ausländifches Gejeg nicht anwenden, wenn die An- 
wendung gegen die guten Sitten oder gegen ben Zmwed eines deutjchen Geſetzes verftoßen würde. 
Derjelbe —— muß jetzt auch gegenüber den ausländiſchen Urtheilen Platz greifen. Die 
ſehr viel engere Vorſchrift des 536661 Nr. 2*) fommt damit in Wegfall.“ 

b) Über den Begriff der guten Sitten f. Pland Komm. z. BGB. (3) bei 8 138, 
Bd. IS. 248 ff. u.N.2 zu EG. Art. 30, Zitelmann Intern. PrR. IS. 336 ff. Die Begriffs- 
beftimmung wird immer weitmaſchig ausfallen; etwa: gegen die guten Sitten verftöht, was 
nad) der berrichenden Anſchauung des deutichen Volkes fittlich verwerflid ift. Die Ans» 
erfennung eines Urteil3 würde gegen bie guten Sitten verftoßen, «) wenn der ausländiſche 
Richter aus einem Nechtögeichäfte, das nach dem inländifchen Gefege wegen Verſtoßes gegen 
die guten Sitten nichtig ift (vgl. BGB. $ 138), einen Anſpruch Herleitet, 3. B. aus einem 
mwucheriichen Geſchäfte; 3) wenn ber ausländifche Richter aus einem Thatbeftand einen 
Anipruc auf eine Handlung berleitet, die gegen die guten Sitten verftößt. Hierher iſt 
nicht die Verurteilung zu einer nicht unfittlichen Handlung zu rechnen, die nad) deutſchem 
Prozebrechte nicht erziwungen werden darf, 3. B. zur Eingehung einer Ehe, zur Herftellung 
des ehelichen Lebens, zur Leiftung von Dienſten aus einem Dienjtvertrage ($ 888 Abi. 2). 
Zwar fann ein Vollftrefungsurteil ($ 722) zu einem folchen Urteile nicht erlaſſen werben, 
ba die Vollftrefung unzuläffig ift; aber in fonftiger Beziehung fann ein ſolches Urteil 
anerfannt werden, jo 3. B. wenn im Inland auf das ntereffe an der Dienftleiftung 
geflagt wird; >) wenn der ausländifche Richter das Urteil auf Grund von Rechtsgrund» 
fügen gefällt bat, deren Inhalt felbit gegen die guten Sitten verſtößt, 3.2. auf Grund 
von Rechtsſätzen, in benen die Sklaverei anerkannt ift, joweit es fid) darum Handelt, das 
Urteil in Deutfchland durchzuführen. 

c) Über Verftoß gegen den Zwed eines deutſchen Gejeges ſ. Pland Komm. (3) 
N.3 zu Art. 30 d. EG., Zitelmann Intern. PrR. I ©. 331 ff. — Da jedes Geſetz einen 
Zwed hat, würbe ftreng genommen die Anerkennung eines ausländiichen Urteils ſtets aus— 
geichloffen fein, wenn es auf Rechtsſätzen beruht, die mit ben inländiichen Geſetzen nicht 
übereinftimmen, Dieſe Auslegung verbietet ſich aber durch die offenbare Anlehnung ber 
Nr.4 an die Voricriften des EG. 5. BEP. Art. 30. Aus diefer Anlehnung ergiebt fi, 
dab die Anerfennung bes ausländiichen Urteils nur dann ausgeichloffen ift, wenn das 
Urteil auf einem ausländiſchen Geſetze beruht, das das inländifche Gericht nicht anwenden 
dürfte. Aus dem Zufammenbange de3 Art. 30 mit den vorangehenden Vorſchriften ift 
mit Sicherheit zu entnehmen, daß nicht jedes ausländische Geieß, das von dem beutichen 


) Der 5661 Ar. 2 beitimmte, daß das Vollitredungsurteil nicht zu erlaffen ſei, wenn durch die Vollitredung 
eine Handlung erzwungen werben würbe, melde nad) dem Rechte bes über bie Yuläffigfeit ber Ywangevollitredung 
urteilenden beutichen Richters nicht erzwungen werben barf, 
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Recht abweicht, von der Anwendung ausgeichlofien fein fol, fondern nur dasjenige, welches 
einem leitenden Grundfaße der deutſchen Geießgebung wiberipricht, deſſen Feithaltung im 
öffentlichen Intereſſe (salut public) geboten erfcheint. Ob ein foldher Widerſpruch anzu» 
nehmen ift, ift freilich nicht immer leicht zu entfcheiden. Inländiſche Verbotsgefege kommen 
in erfter Linie, aber nicht allein in Betracht. Anhaltspunfte aus ber bisherigen Praris 
bieten die Entſcheidungen in SA. XVI Nr. 1, XVII Nr. 111, XXXI Wr. 194 betr. aus» 
ländiſche Gefeße über Mobiliarverpfändung, die Entſch. d. RG. V Nr. 33 S.124 betr. das 
Derbot des Spielens in einer ausländiichen Lotterie, V Nr. 69 ©. 254 betr. dad Verbot 
des Anatozismus, XII Nr. 77 S. 309 betr. die Wirffamfeit einer — —— Güter⸗ 
trennung gegenüber den inländiſchen Gläubigern, XIX Nr.2 S.7, XXI Wr. 24 ©, 136, 
XXIX Nr. 25 S. 90 betr. Schiffsfollifionen, XXXVI Nr.68 ©. 266 betr. Differenzgeichäfte, 
vol.a. ROHG. XIV S. 276 f.; vgl. ferner Zitelmann Intern. Pr. I ©. 373 fi. und Cahn 
Yahrb. f. Dogm. XXXIX ©. 10 ff. 

d) Für ein auslänbifches Urteil, das zu einer Unterlaffung verurteilt, gelten die— 
felben Borfchriften wie für andere Urteile. [Kohler Ztſchr. f. d. EPr. X S. 449 ff. will 
folche Urteile ftetö von der Vollftredbarfeit auönehmen; dagegen Heideder eod. XVII ©. 460; 
Replik in Kohlers Gef. Beitr. S. 559.] 

7. Zu Abi. 1 Nr. 5: Die Vorfchrift entipricht ber Nr. 5 des $ 661 alt. Sie wurde 
von der IH. des RT. eingefügt. Gegen die Zwedmähigfeit der Vorichrift: dv. Bar Theorie 
u. Praxis (2) II ©. 506 ff. 

a) Die Gegeniseitigfeit ift verbürgt, wenn Urteile der inlänbiichen Gerichte in 
dem auslänbifchen Staate ohne Nachprüfung der Gefeklichkeit ber Enticheidung (revision 
au fond) und ohne Zulaffung anderer ala nachträglich entitandener fachlicher Einwendungen 
[val. RG. 19. Mai 1882 Entich. VIII Nr. 124 ©. 409] entweder vorbehaltslos oder doch 
unter nicht weſentlich weitergehenden Vorbehalten, als fie der $ 328 Abf.1 Nr. 1 bis 4 
enthält, anerfannt werden. Vollftändige Gleichheit etwaiger Vorbehalte mit denen bes 
$ 328 Abſ. 1 Nr. 1 bi8 5 fann nicht verlangt werben — fonft würde ſich nirgends Gegen- 
feitigfeit ergeben; es kommt auch nicht darauf an, daß das fonfrete Urteil, wenn es 
von einem deutſchen Gericht erlaffen wäre, im Ausland anerkannt würde [mie das RG. 
15. Juni 1898 Entſch. XLI Nr. 111 S. 424 und 15. Febr. 1901 Entſch. XLVII Nr. 85 
©. 377 irrtümlich annimmt], fondern nur darauf, dab die Anerkennung deuticher Urteile 
im allgemeinen in ber angegebenen Weile erfolgt. [So auch Gaupp (9) N.VIIA, Klein 
Stich. f. intern. Pr. u. Str®. IX ©. 214 ff. 358 ff., Francke Ztichr. f.d.EPr. XXVII ©. 138, 
RG. 14.Nov. 1899 IW. S.815 Nr. 8, vol. a. Entih.XLVIII ©.381.] Daß das ausländiiche 
Verfahren bei der Pollitredbarkeitserflärung mit dem inländifchen ($ 722) übereinftimmt, 
ift nicht erforderlich [Wah Handb. IS. 235, dv. Bar Theorie u. Praris (2) II ©. 507 N. 75]. 
Wird das Urteil eines beutichen Gericht? in dem ausländiſchen Staate als res iudicata 
anerfannt, aber nicht vollitredt (vgl. u. litt.cd), fo find Urteile der Gerichte biefes Staates 
in Deutichland ebenjo zu behandeln; aus $ 723 Abf.2 Sa 2 folgt die Vollſtreckbarkeit 
nicht, wenn feine Gegenjeitigfeit in Anfehung der Wollftredbarkeit beiteht. Die Vollſtreck- 
barfeit beuticher Urteile im Ausland ergiebt ftet3 deren Anerkennung als res iudicata, 

b) Die Gegenfeitigfeit fanın verbürgt fein durch das in dem ausländiſchen Staate 
geltende Gefeß oder Gemwohnheitsrecht, durch Staatöverträge und durch Deflarationen (KPr. 
S. 447 f.). Die Thatſache, dab die Gerichte bed Auslandes deutſche Urteile in ftetiger 
Übung vollftreden, fann, zur Annahme eines Gewohnheitsrechts führen [vgl. KPr. ©. 447, 
RG. 10. Juli 1906 IW. S.599 Nr. 3 u. Beitr. 3. €. d. DR. LI &.406]. — Das Reid 
bat zur Zeit außer ber in N. 5 litt. e erwähnten Haager Konvention und dem in N. 10 
behandelten Übereinfommen über den Eifenbahnfrachtverfehr feinen Vertrag geichloffen, durch 
den die Gegenfeitigfeit verbürgt wird. Wohl aber eriftieren derartige Verträge der Bundes» 
ftaaten, und durch folche Verträge kann im Verhältniſſe zwifchen den Gerichten eines 
Bunbesftaates und ben Gerichten bes betreffenden Auslandes die Gegenfeitigfeit verbürgt 
fein (vgl. Vegr. d. Nov. v. 1898 ©. 112). 
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c) Zufammenftellungen der Staaten, in denen Gegenfeitigfeit verbürgt ober nicht 
verbürgt ift: Lesle und Lömwenfeld Nechtäverf. im intern. Verkehr I S. 820 f., Koppers Zu- 
fammenftellung ıc. (f. Litt. zu $110), Stiche. F.intern. Pr. u. Str®. VI ©. 127 ff. VII ©. 323, 
IX ©. 236 ff., Francke Ztichr. f. d. CPr. XXVII ©. 140 f.): 

e) Staaten mit Gegenjeitigfeit: 

Bosnien und die Herzegomina [Stoppers ©. 49, L.u.2.1 8.106 f., 429, bay. 
IWMBl. 1904 ©. 110], Egypten [Daguin a.a. D. (Litt.Ang.) ©. 314, 2. u.2.1 ©. 822], 
Stalien auf Grund d. cod. di proc. art. 94 [Itſchr. f. d. EC Pr. VIII S. 61, Koppers ©. 103, 
L. u. L. S. 615, 823, RG. 14. Nov. 1899 IW. ©. 815], Liechtenstein [Ztichr. f. intern. 
Pr. u. StR. II &.195 ff., Ztichr. f. d. CPr. XXXV ©. 197 ff], Öfterreich diesſeits der 
Leitha auf Grund d. öft. Er.Orbn. v. 27. Mai 1896 $$ 79 ff. und d. BO. d. dit. Juſt. Min. 
v. 21. Dez. 1899, Oft. REBL. Stüd 108, Preuß. IMBl. 1900 S. 79, Bay. IMBL. 1900 
8.795, 1901 ©. 41, Sädf. IMBl. 1900 ©. 33; das RG. verneint in den UM. v. 15. Juni 
1898 Entid.XLI Nr. 111 8.424 ff. und v. 15. Febr. 1901 Entih. XLVIII Nr. 85 &.377 ff. 
nicht prinzipiell die Gegenieitigfeit, nimmt aber an, daß ein in Öfterreich ergangenes Urteil 
trog Einlaflung des Bellagten auf den Prozeß in Deutichland nicht anzuerkennen jei, 
wenn die Klage dem Bellagten nicht in Perſon zugeftellt ſei, weil die öfterr. Ex.Ordn. 
v. 27. Mai 1896 $ 80 Nr. 3 bie Vollftredung eines ausländifchen Urteil nur bei perjön- 
licher Zuftellung der Klage zulafie. Diele Judikatur beruht auf der in litt. a dieſer Note 
reprobierten Anficht, daß es auf Anerkennung des fonfreten Urteild durch bie aus— 
ländiihen Gerichte anfomme], die Schweizer Kantone: Aargau, Appenzell i. Rh., Bajel 
Stadt, Bajel Land, St. Gallen [LG. Münden BL. f. RU. LXXII ©. 125], Graubünden, 
Luzern, Schaffhaufen, Solothurn, Teſſin, Uri, Wallis [Journ. du droit intern. X ©. 113 ff., 
Daguin a.a.D. ©. 361 ff., Koppers ©. 51 bis 64, 2.u.2.1 6.485, 827f., Stiche. f. d. 
EPr. VII S. 75; über den Standpunkt bes Schweizer Rechtes ſ. E. Jaeger Komm. 3. Gef. 
betr, die Schuldbeitreibung ıc. N.21 zu $ 81], Spanien auf Grund der CPrO. v. 1881 
art. 951 ff. [Ztichr. f. d. CPr. VIII S.59, Koppers ©. 66, Silvela Journ. du droit. intern. 
VI S. 20. 2. u.2.18.834]. 

>) Staaten ohne Gegenfeitigfeit: 

Argentinien [Daguin S.327, Wach Handb. I S.239, 2.u.2.16.820, 823, Ztichr. 
f. intern. Pr. u. Str®. IV ©. 273], Belgien [Daguin S. 264, Ztichr. f. d. EPr.VIII ©. 55, 
L. u. L. I S. 585, 821], Chile [Wach Handb. IS.240, Koppers ©. 100, 2.u.2.1 6. 823], 
Golumbia [2.u. 2.166.835 f], Ecuador [B.u. 2.16. 822], Franfreich wegen code 
de proc, art. 546, code eiv. art. 2123, 2128 [Ztfchr. f. d. EPr. VIII ©. 53, Daguin 
©. 74 ff. 2.u.2.16©. 563 ff]; vertragamäßige Ausnahme für Baden und Eljaß-Lothringen 
j. Ztichr. f. d. CPr. VIII S. 67 ff, 164 ff, Puchelts Ztſchr. XXII S. 193, Griehenland 
[Journ. du droit intern. VII &©.173, Daguin ©. 342, Wah Handb. I ©. 242, L. u. L. II 
&.76], Quremburg [Daguin ©. 286, 2. u. 2.165.521, 823], Montenegro [Btichr. f. 
intern. Pr. u. StR. II ©. 339, Ztichr. f.d. EPr. XXVII S. 145], Niederlande [Daguin 
©. 287 ff, Wach Handb. 1S.243 N. 88, L. u. L. I S. 608, 824], Paraguay [L. u. 2. I 
©. 824], Peru [Daguin S. 354, Wah Handb. I ©. 244, L.u.2. IS. 824], Portugal 
[Daguin S. 338, Wach Handb. I S. 243, Ztichr. f. d. EPr. VIII S. 533, 540, Ztſchr. f. 
intern. Pr. u. Str. II ©. 499, IX ©. 231], Rußland [RG. 30. Oft. 1884 Beitr. 3. €. 
d. DR. XXIX ©. 890, 23. Juni 1890 Entſch. XXVI Nr. 24 ©. 130, OLG. Karlsruhe 
SA. XXXVII Nr. 277, Bichorner IW. 1883 ©. 237 ff., EB. f. d. DR. 1883 ©. 135, 
preuß. IMBl. 1883 ©. 47, Koppers ©. 82 ff. — Engelmann Die Zwangsvollſtreckung aus- 
wärt. richterl. Urteile in Rußland Leipzig 1884 und Wah Handb. I ©. 245 nehmen für 
die Oſtſeeprovinzen Gegenjeitigfeit an; dagegen Eccius Beitr. 3. E. db. DR. XXX ©. 461 
und preuß. IMBl. 1883 S. 192. Übrigens ift durch die Juſtizreform v. 9. Juli 1889 
bie ruff. CPrO. v. 1864 in den Oftfeeprovinzen eingeführt; vgl. v. Bunge Der balt. Eivil- 
prozeß Berlin 1891], Schweden und Norwegen [Btichr. f.d. EPr. VIII ©. 46, Koppers 
©. 81, 2.1.2.1 $.824, 327, RG. Entih.VITII Nr. 115 S.390, preuß. IJMBl. 1878 ©. 82], 
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die Schweizer Kantone: Appenzell a. Rh., Bern, Genf, Freiburg, Glarus, Schwyz, 
Thurgau, Unterwalben o. d. W., Waadtland, Zug [Journ. du droit intern. X €. 113 ff., 
Daguin S. 361 ff., Ztſchr. f. d. EPr. VIII ©. 53 f., XXVII ©. 144 ff, L. u. 2.16. 485, 
827, OLG. Colmar Redtipr. d. OLG. IX S. 107, RG. 16. Dez. 1904 JM. 1905 ©. 87 
Nr. 33 (beide Urteile betr. den Kanton Bern)], Türfei [Hopper S. 90, 2. u. 2.168.834, 
11 ©. 408], Ungarn [Ztfchr. f. intern. Pr. u. Str®. III ©. 364 f., IV S. 417 f. L. u. L. 
I ©. 834, RG. SU. XLIV Wr. 67, XLVI Nr. 296], Uruguay [L. u. 2. I S. 834], 
Denezuela [L. u. 2.18. 835]. 

Y) Zweifelhaft, ob Gegenieitigfeit: 

Brasilien [Ya: Wach Handb. I ©. 240, Koppers ©. 94 f., 2. u.2. 1 ©. 821. 
Nein: Ztichr. f. Pr. u. ö. R. VIE. 473 f. VII ©. 316 f., IX S. 238), Bulgarien 
[Ja: Stichr. f. intern. Br. u. Str. IV &.195, VII S. 324, IX ©. 236. Nein: &, u. L. II 
&.288f.], Dänemark [Ja: Ztichr. f. d.EPr. VIII S.71, Ztichr. f. intern. Pr. u. Str. I 
©. 58, 106, L. u. 2.16. 821. Nein: Wach Handb. I ©. 241, Daguin S. 283], Meriko 
(Ja: Daguin S. 314. Nein: 2.u.2.1 6. 823 f., Ztichr. f. intern. Pr. u.5.R. ©. 237], 
Rumänien [{a: Journ. du droit intern. VI &. 351, XIl &. 537, Daguin a. a. O. ©. 323, 
Ztſchr. f. intern. Pr. u. Str. VII S. 21. Nein: L. u. L. II ©. 163, Ztſchr. f. d. CPr. 
XXVII ©. 149, OLG. Karlärube auf Grund einer vom auswärt. Amt in Berlin erteilten 
Auskunft Ztichr. f. intern. Pr. u. 5.R. XVIE. 42], Schweizer Kantone: Luzern [Ztichr. 
f. intern. Pr. u. StrR. VI ©. 368, Ziſchr. f. d. EPr. XXII ©. 147), Neuenburg [Zticr. f. 
db. E Pr. VIII S. 76f., XXVII ©.147], Unterwalden n. d. W. [L. u. 2.1 S. 832, Ziſchr. 
f. d. CPr. XXVILE. 150], Zürich [vgl. 2. u. 2.168.833. Ya: Roller und OLG, Karla- 
rube Ztichr. f. d. CPr. X ©. 491, RG. 10. Juli 1906 IW. ©. 599 Nr. 3 u. Beitr. 3. €. d. 
DR. LI S. 406.. Nein: Koppers ©. 60, Klein Ztichr. f. intern. Pr. u. Str®. VII S. 327, 
IX S. 239, 26. Mühlhauſen Ztichr. f. d. EPr. X ©. 490], Serbien JJa: X. u. 2. I 
S. 833, Ztſchr. f. intern. Pr. u. Str®.VI ©. 162F., 403. Nein: Daguin S. 360, Journ. 
du droit intern. XIE.153], Vereinigte Staaten von NA. [Ja: Schnikler DYZ. IV 
8.154 f., ROHG. XXI Nr.5 ©. 14. Nein: Daguin S. 349 ff. L. u. 2.16.8335, Ztichr. 
f.d. EPr. VIII S. 54 f., 352 f., XXVII ©. 147 f., vgl. a. RG. Entih. VII ©. 406 N. 1). 

9 In Großbritannien und Irland werben beutiche Urteile nicht vollitredt 
[Wach Handb. IS. 242 mit Litt.Ang., Ztichr. f. d. EPr. VIII ©. 54 f., Ztichr. f. intern. Pr. 
u. StrR. ITS. 113 ff., VIS. 398 ff., 2.1.2. 18.822, RG. Entſch. VII Nr.124 ©. 406], 
aber als res iudicatae anerfannt [Piggott Foreign judgements I &. 23, 30 f., RG. Entich. 
VII Rr.115 ©. 388, v. Thur DYZ.IV ©. 398]; folglich ift das Vollftrefungsurteil zu 
verfagen, während bie exceptio rei iudicatae auf das Urteil eines großbritanniichen Ge— 
richts geftüßt werben fann; ſ. o. litt. a. 

8. Zu Abi. 2: Der Mangel der Gegenfeitigfeit kommt nit in Betracht, wenn 
das Urteil einen nicht vermögensrechtlichen Anſpruch (vgl. N. 2 zu $ 20) betrifft und nad 
den deutlichen Gejeßen ein Gerichtöftand im Inlande nicht begründet ift; vgl. inäbefondere 
85 606, 642. Iſt ein Gerichtäftand im Inlande begründet, jo hindert der Mangel ber 
Begenieitigteit bie Anerfennung, auch wenn die Parteien Ausländer find Marioll Ztichr. 
f. intern. Pr. u. Str®. VIII ©. 463 f.j. Obne dieſe Ausnahme könnten die Beteiligten 
über die betreffenden Rechtöverhältniffe überhaupt feine für Deutichland maßgebende Ent— 
icheidung erwirfen. Wenn in einem ausländiihen Staate zum Nachteile der beutichen 
Ainterefien anders verfahren, d. i. das Urteil eines bdeutichen Gerichts über einen nicht 
vermögensrechtlichen Anſpruch troß dem Mangel eines ausländifchen Gerichtäftandes nicht 
anerfannt würde, fo könnte das im EG, $ 24 vorgefehene Vergeltungsrecht zur Anwendung 
gebracht werben [Begr. b. Nov. v. 1898 ©. 112, 208]. 

9. Ob ein ausländifches Urteil anzuerkennen oder deſſen Anerfennung durch die 
Vorichriften des $ 328 ausgeichloffen ift, hat das Gericht ftets von Amtswegen zu prüfen, 
wenn es in bie Lage fommt, über die Vollftredbarfeit oder eine fonftige Wirkung des 
ausländiichen Urteils zu enticheiden. Daß die Ausfchließungsgründe Nr.1,3, 4 und 5 nicht 
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erft, wenn fie von der Partei geltend gemacht werben, berüdfichtigt werben müffen, ift zweifel« 
los, benn es handelt fich hier um Gründe, die zum Schuße der beutichen Gerichtsbarkeit 
(Rr. 1) oder fonft im öffentlichen Intereſſe (Nr. 3, 4, 5) aufgeftellt find; aber auch ber Aus« 
ihließungsgrund der Nr. 2 ift wenigftens dann von Amtswegen zu beachten, wenn fich bie 
Partei nicht ausdrüdlich dem ausländischen Urteil unterwirft. Vgl. Gaupp (9) N. I, Francke 
Ztſchr. f. d. EPr. VIII S.77 ff., Leske u. Löwenſeld I S. 810, RG. XXXVI S. 384. — 
AM. teilweife: v. Bar Theorie u. Praris (2) Il ©. 535.] Iſt von Amtswegen zu prüfen, ob 
fein Ausichließungsgrund vorhanden ift, fo befteht auch bezüglich der von einer Partei geltend 
gemadten Ausſchließungsgründe feine eigentliche Beweislaft. Handelt es fi um bie Gegen- 
feitigfeit, fo fann alſo das Gericht weder von ber ſich auf das Urteil ftüßenden Partei 
den Beweis ber Gegenfeitigfeit noch von dem Gegner den Beweis des Mangels verlangen, 
ſondern es bat die in Betradht fommenden Rechtsnormen von Amtöwegen zu ermitteln. 
Daß die Parteien das Gericht dabei durch Beweismittel unterftügen fönnen, folgt aus 
5293. [Bgl. Gaupp (9) N. I. — AM.: Wach Handb. I S. 238, v. Bar Theorie u. Praris (2) 
II ©. 512, Francke Ztichr. f. db. EPr. VIII ©.79, RG. 7. März 1882 Entſch. VI Nr. 114 
©. 372.] Darauf, daß bei ber Entjheidung über das Vorhandenfein der Gegenjeitigfeit 
das auslänbdifche Recht nicht richtig ausgelegt worden ift, kann die Revifion nicht geftüßt 
werben (arg. $ 549) [vgl. RG. Entſch. VI ©. 374 und 20. Mai 1891 Beitr. 3. E. d. DR. 
XXXVII ©. 417]. 

10. Nah Art. 56 des internationalen Übereinfommens über den Eifenbahnfracht- 
verfehr v. 14. Oft. 1890 (RGBL. 1892 &.793) erlangen Urteile, die auf Grund der Be- 
ftimmungen biefes Übereinfommens von dem zuftändigen Richter infolge eines fontra« 
diktorischen oder eines Verſäumnisverfahrens erlaffen und nad ben für den urteilenden 
Richter maßgebenden Geſetzen vollitredbar geworben find, im Gebiete fämtlicher Vertrags- 
ftaaten Bollitredbarfeit, unter Erfüllung der von den Geſetzen des Landes vorgeichriebenen 
Bedingungen und Formalitäten, aber ohne daß eine materielle Prüfung des Inhalts zu— 
läffig wäre. Auf nur vorläufig volljtredbare Urteile findet dieſe Vorſchrift feine An— 
wendung, ebenfowenig auf diejenigen Beftimmungen eines Urteils, durch welche der Kläger, 
weil er im Prozeß unterliegt, außer den Prozekfoften zu einer weiteren Entihädigung 
verurteilt wird. Hiernach bedarf es zur Vollſtreckung eines der bezeichneten Urteile in 
Deutichland bes Vollitredungstitels nach $ 722, aber von ben Ausfchliefungsgründen bes 
8 328 Abi. 1 kommt nur Nr. 1 in Betradt. Sind bie bezeichneten Urteile vollftredbar, To 
müfſen fie auch als Unterlage einer exceptio rei iudicatae anerfannt werben. 


$. 329. (294.) 

Die auf Grund einer mündlichen Verhandlung ergebenden Bejchlüfje des 
Gerichts müſſen verkündet werden. 

Die VBorfchriften der 88.309, 310 finden auf Beichlüffe des Gerichts, die 
Norichriften der 88. 312, 317 auf Beſchlüſſe des Gerichts und auf Verfügungen 
des Vorfigenden, ſowie eines beauftragten oder erjuchten Richters entjprechende 
Anwendung. 

Nicht verkündete Bejchlüffe des Gerichts und nicht verfündete Verfügungen 
des DVorfigenden und eines beauftragten oder erjuchten Richters find den 


Parteien von Amtswegen zuzuftellen. 


DE. gm. HP. 1608 f., 5583, 6168 f., 6290 f., NE. 8 204 NE. 285 f. 596, 604, E. 18209, 
8 279, €. III 8 284, M. 158 f., 221 ff., MB. 108 


———— er Meyer Die Zuftellung der Beichlüfie und Verfügungen (1882), Haar— 
mann Ztſchr. f.d. CPr. 16. 149 ff., Peterjen eod. VIII S. 418ff. Voß Arch. 4 c. Br. LXX ©. 134 f,, 
Fitting Ztſchr. f. d. CPr. X ©. 2 fi. 
1. Über den Unterſchied von Urteilen, Beichlüffen, Verfügungen ſ. N.1 vor $ 300. 
2. Beihlüffe, die auf Grund einer, wenn auch nur fakultativen (ſ. N. 5 zu $ 128), 
münbfichen Verhandlung ergehen, müſſen verfündet werben. Beſchlüſſe, die nicht auf Grund 
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einer mündlichen Verhandlung ergeben, find von Amtswegen beiden Parteien in Aus 
fertigung [RG. 11. Yan. 1881 Entich. III Nr.104 S. 376] zuzuſtellen. Diefe Regel erleidet 
Ausnahmen: a) Der Beſchluß nah $ 37 ift nur dem Geſuchſteller zuauftellen, b) die in N. 1 
litt. b, ce zu $ 126 erwähnten Beichlüffe find nur einer Partei zuzuftellen; c) der Beſchluß 
über das Geſuch um öffentliche Zuftellung ($ 204) ift von Amtswegen nur dem Gefuchiteller 
zuzuſtellen; d) deögleichen der nachträgliche Beichluß über die Einſpruchsfriſt ($ 339 Abſ. 2); 
e) ebenſo der Beſchluß über das Gefuh um Beweiserhebung zur Sicherung des Beweiſes 
($ 490); f) der Zahlungsbefehl, der Vollftredungsbefehl, der Pfändungs- und der Über- 
weifungsbeichluß find feiner der Parteien von Amtöwegen zuftellen; ſ. R.1 zu $ 693, N. 6 
zu 8 699, N.1 zu $ 829, N. 4 zu $ 835; g) der Belchluß, welcher einen Arreftbefehl oder 
eine einftweilige Verfügung enthält, ift von Amtäwegen nur dem Geſuchſteller zuzuftellen, 
vgl. N. 1 Ziff. I Apf.2 zu 88 921, 922; h) der Beſchluß, welcher ein Geſuch um Arreſt 
oder einftw. Verfügung zurückweiſt oder vorgängige Sicherheitleiftung für erforberlich 
erklärt, ift nur dem Gefuchiteller zuzuftellen ($ 922 Abſ. 3); i) auch in anderen fällen find 
Beichlüffe, durch die Gefuche oder Anträge zurüdgemwieien werden, nur dem Antragiteller 
zuauftellen, wenn der Gegner fein ntereffe hat, die Zurüdweifung zu erfahren, fo 3.2. 
bei Zurücdweifung des Koſtenfeſtſetzungsgeſuchs (N. 3 litt. e zu $ 104), von Anträgen nad 
$ 109, $ 174 Abf. 1 oder von Anträgen im Vollftredungsverfahren. [Bgl. RG. Entſch. XI 
Nr. 106 ©. 404.) 

3. Verfündete Verfügungen find nicht zuzuftellen. Nicht verkündete Verfügungen 
find von Amtöwegen beiden Parteien zuzuftellen. Ausnahmen: a) Die Zerminsbeitim- 
mungen ($ 216), ferner bie Verfügungen bes Vorfikenden nach $ 226 Abf. 3, $ 239 Abi. 2, 
$ 244 Abi. 2 Sab 1. $ 262 Abſ. 2 find nicht von Amtswegen zuzuftellen; dasſelbe gilt von 
der Erteilung der Vollftredungstlauiel ($ 725) und von der in $ 730 (vol. 88 738, 742, 
744, $ 745 Abſ. 2, $ 749) erwähnten Anordnung des Vorfikenden; b) Verfügungen, durch 
die Geſuche abgelehnt werden, find nur dem Gefuchfteller zuguftellen. 


Dritter Titel. 
Verſäumnißurtheil. 


Litteratur: Über das Kontumazialverfahren des gem. Prozeßrechts ſ. Wetzell Syſt. (3) 
849, Planck Lehrb. II $ 130. Über das Verſäumnisurteil des modernen Rechts: H. Meyer 
Ztſchr. f. d. CPr. IX S. 305 ff., F. Troll Das Verſäumnisurteil nah der RCEPrO. (1887), 
v. Canſtein Die Grundlagen des Kontumazialrechts Ztichr. f. d. CPr. XVI S.1ff., Wach Vortr. 
(2) ©. 147 ff. und Beitr. 3. E. d. DR. XXXVI ©. EUff. — Rechtsvergleichende und geſchichtliche 
Ausführungen über Stontumazialverfahren j. Kohler Forihungen ©. 1 ff. und Arc. f. c. Br. 
LXXX ©. 196 ff. 

1. Diefer Titel handelt von ben Folgen der gänzlichen Verſäumnis eines zur 
mündlichen Verhandlung beitimmten Termins und von dem Mechtäbehelfe der ſäumigen 
Partei gegen die Folgen folder Verfäumnis. Das Spftem bes Geſetzes ftimmt weder mit 
dem früheren gemeinen noch mit dem franzöfiichen noch mit einem der partifularen Prozeß- 
rechte vollfommen überein. Die Grundzüge find: 

a) Verſäumnis des Termins von Seite des Klägers hat deflen Abweiſung mit ber 
Klage zur Folge ($ 330). 

b) Verfäumnis des Termins von Seite deö Bellagten hat zur Folge, dab die vom 
Kläger in ber mündlichen Verhandlung vorgebrachten Thatiachen ala „zugeitanden” an— 
genommen werden — genauer: daß jene Thatiachen des Beweiſes nicht bedürfen [val. 
Bülow Arch. f. c. Pr. LXII S. 27 ff., Wach Ztiſchr. f. Pr. u. ö. R.VI S. 515ff. Ard. f. c. 
Pr. LXII S. 373ff.]) — und daß auf Grundlage dieſer Thatſachen geurteilt wird ($ 331). 

c) Gemäß dem Grundſatze der Einheit mehrerer mündlicher Verhandlungen (ſ. N. 3 
litt. e zu $ 128) treten die Folgen der Verſäumnis nicht bloß in dem erften, ſondern in 
jedem folgenden Termine zur mündlichen Verhandlung ein ($ 332). 
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d) Als Rechtöbehelf gegen die Folgen der gänzlichen Verfäumung der Verhandlung 
gewährt das Gejek der fäumigen Partei den Einſpruch. Mit zwei Ausnahmen ($ 238 
Abi. 2 Sak 2, $ 345) ift der Einſpruch gegen alle Verfäumnisurteile zuläffid. Er ift 
unabhängig von Angabe und Nachweis einer Verhinderungsurfache und verſetzt den Prozeß 
in die Lage zurüd, in welcher er ſich vor Eintritt der Verfäumung befand ($ 342). Bei 
Gewährung einer jo leichten und umfaffenden Abhülfe haben die Folgen der Verſaumung 
und bad Verfäumnisurteil felbft im Grunde nur eine proviforische Bedeutung. Erſt wenn 
ber Einfpruch nicht erhoben wird, nehmen fie einen definitiven Charakter an. 

2. Über das Verjäumnisverfahren in der Berufungsinftanz ſ. $ 542, in ber Ne 
vifionsinftanz: N. 2 zu $ 557, im Urkundenprozeſſe: N. 1 litt.a, NR. 2 litt. b zu $ 597, 
im Ehe- und im Statusprozeffe: $ 618, $ 640 Abi. 1, $ 641 Abi. 1, im Entmündigungss 
verfahren: $ 670 Abi. 1, 8 679 Abi. 4, 8 684 Abi. 4, 8 686 Abſ. 4. 


$. 330, (295.) 
Erjcheint der Kläger im Termine zur mündlichen Verhandlung nicht, jo 
ift auf Antrag das Verſäumnißurtheil dahin zu erlaffen, daß der Kläger mit 
der Klage abzumeijen jet. 


oe. $ 274, HB. 169 ff., 5533 #., NE. 8 480, NP. 396, 612 ff., 639, €. 1 8 270, E. U 8 280, 
. 11 8 285, M. 228 ff., SE. 108 ff., 118 ff., 667 1. 


1. Im Anmwaltsprozefje gilt die ohne Anwalt erichienene Partei ala nicht erfchienen. 
Wegen bes Erjcheinens eines von mehreren Streitgenoffen f. N.2 litt.a zu $61 und N, 3 
litt. a zu 862. Wegen bes Zeitpunftes, in welchem der Termin verfäumt ift, |. N. 2 
zu $ 220. 

2. a) Beantragt der Bellagte das Verfäumnisurteil gegen den Kläger, jo hat das 
Geriht zu prüfen, ob der Termin ein Termin zur mündlichen Berhandlung ift (val. 
$ 332) und ob ber Kläger nicht erichienen ift oder nicht verhandelt hat (vgl. $ 333). 
Ergiebt fih, daß der Termin fein Termin zur mündlichen Verhandlung ift oder daß der 
Kläger erſchienen ift und verhandelt hat, jo ift der Antrag durch Beſchluß zurüdzumeiien. 
Gegen ben Beihluß findet fofortige Beichwerbe ftatt ($ 336 Sat 1). ferner hat das 
Gericht zu prüfen, ob nicht der Antrag auf Verfäumnisurteil gemäß $ 335 Abf. 1 Nr. 1 bis 2 
zurüdaumeifen und ob nicht die Verhandlung über den Antrag auf Erlaffung des Ver— 
fäumnisurteil® gemäß $ 337 zu vertagen ift. Iſt weder $ 335 noch $ 337 anzuwenden, 
fo ift das Verfäumnisurteil dahin zu erlaffen, dab ber Kläger mit der Klage abzuweiſen fei. 

b) Diefes Urteil ift fein Prozeßurteil (absolutio ab instantia), ſondern ein Sad): 
urteil; es ift materieller Rechtskraft fähig, begründet alfo die exceptio rei iudicatae 
[RG. 13. Ott. 1882 Entſch. VII Nr. 120 ©. 397, 4. Mai 1889 SA. XLIV Nr. 227]. In 
den Mot. 3. E. III S. 229 ift davon bie Rede, das Gericht müfje auf Antrag des Beflagten 
annehmen, daß der Stläger feinen Anſpruch nicht aufrecht halten wolle. Richtig ift, daß 
das Urteil lautet wie bei dem gerichtlichen Verzichte ($ 306); aber die Rechtsfolge ber 
Abweiſung ift im Gejeße nicht durch die Fiktion eines Verzichts vermittelt. IVgl. Bülow 
Arc. f. c. Pr. LXII ©. 29, 79, Birfmeyer eod. LXVI &, 60 ff. und Ztichr. f. d. CPr. VII 
S. 402 N.240, Troll Verſ. Urt. ©. 95.] 

c) Daraus, dab das Verfäummnisurteil wider den Kläger ein Urteil zur Hauptjache 
ift, folgt, dab es nicht erlaffen werben fann, wenn die von Amtswegen zu beachtenden 
Vorausfegungen für die Erlafjung eines Urteild zur Hauptſache fehlen. Solche Voraus— 
feßungen find orbnungsmäßige Klagerhebung, Partei und Prozebfähigfeit der Parteien, geſetz⸗ 
liche Vertretung, Zuläffigfeit des Rechtswegs und örtliche und fachliche Zuftänbdigfeit bes 
Gerichts, inſoweit die Vorfchriften über ausſchließliche Zuftändigfeit eingreifen. Wenn 
das Vorhandenfein biefer Vorausjegungen nicht nachgewieien ift, aber möglichermweife nod) 
nachgewiejen werben fann, ift nur ber Antrag auf Erlafiung des Verfäumnisurteils zurüd» 
zumeiien ($ 335 Abſ. 1 Nr.1). Steht dagegen feit, daß ein Mangel in jenen Vorausfeßungen 
vorhanden ift, jo ift nicht der Antrag auf VBerfäumnisurteil, jondern die Klage ohne Ent» 
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ſcheidung über die Hauptſache durch ein fich ala absolutio ab instantia fennzeichnendes Urteil 
zurüdzumeifen; vgl. N. 4 Ubf. 2 zu 8335. Der Einwand, daß bie Klage dem Gerichte nicht 
vorgetragen ſei, ift nicht ftichhaltig; bemn das Gericht muß den Inhalt der Klageichrift 
fennen und im Thatbeſtand anführen. [So auch Strudm. Kod (8) N. 3 Abi. 2, Wilm. Levy 
(TIN.5 zu 8295 alt, Gaupp (9) N. I Abſ. 2, Peterjen (5) N. 4, Wach Vortr. (2) ©. 167 ff., 
Beitr.3.E.d. DR. XXIV ©. 715f. u. XXXVI ©. 1ff., bei. ©. 24 f., Pland Lehrb. II ©. 378, 
Schmidt Lehrb. (2) S. 564 f., Ofterloh Ztihr. f.d. EPr. III S.61, Bolgiano eod. VS. 231 ff., 
Birfmeyer eod, VII ©. 428; vgl. a. Troll Verf.Urt. S. 41. — Unrichtig Hellmann Komm. II 
&.169, v. Sarmey I ©. 452, H. Meyer Ztichr. f. db. EPr. IX ©. 335 f.] Ein folches Urteil 
beruht nicht auf einer Berfäumnisfolge, ift alio fein Verſäumnisurteil und folglich nicht 
mit Einipruch, fondern mit Berufung anfechtbar; vol. N. 1 litt. b zu $ 513. 

d) Der Beklagte kann gegen bie Klage Prozebeinreden geltend maden, anftatt bie 
Admweifung ber Klage zu beantragen. ft die Progekeinrede begründet, jo ergiebt fich 
biejelbe Prozeßlage wie in dem Falle der litt. c; es ift alfo die Klage ohne Entſcheidung 
zurüdzumeiien ꝛc. Iſt die Prozeßeinrede nicht begründet, jo ift fie durch Zwiſchenurteil 
zurüdgumeiien; ein Verjäunmisurteil fann erft erlaffen werben, wenn ber Beflagte es 
beantragt. — Übrigens verliert der Beklagte dadurch, daß er die Erlaffung eines Ver— 
fäumnisurteils gegen den Kläger verlangt, ohne ein ihm zuitehendes prozefjualifches Ver- 
teidigungamittel geltend zu machen, nicht die Befugnis, dieſes Berteibigungsmittel im 
weiteren Verlaufe des Prozeſſes zu benugen, obwohl ber Antrag ein Antrag zur Haupt» 
ſache ift. Der Bellagte kann alio nach Zurüdmweifung feines Antrags ($ 335) oder in 
einem fpäteren Termin, auf den bie Verhandlung gemäß $ 337 vertagt worden ift, fomwie 
in der Verhandlung über den Einiprud gegenüber dem erfchienenen Kläger noch Prozeb- 
einreden, auf die verzichtet werden fann, inäbefondere die Einrede ber Unzuftänbigfeit, oder 
die Nüge eines Mangels der Klagerhebung oder die Benennung bes mittelbaren Befikers 
(8$ 76, 77) vorbringen. Daß er dies in dem fpäteren Termine fann, ergiebt fich 
daraus, daß ber in dem früheren Termine geftellte Antrag auf Erlaffung bes Verſäumnis— 
urteild für die fpätere Verhandlung bedeutungslos ift. Daß der Bellagte Verteidigungs- 
mittel der bezeichneten Art in der Verhandlung über den Einſpruch vorbringen fann, folgt 
daraus, daß der Einiprud; den Prozek in die Lage zurüdverfegt, in welcher er fih vor 
Eintritt der Verfäumnis befand ($ 342), [Bgl. Strudm. Koch (8) N.1 zu $ 342, Wilm. 
Levy (TI N. 3 zu $ 295 alt, Gaupp (9) N. II1, Peterfen (5) N.5, Troll Berj.Urt. S. 68 ff., 
H. Meyer Ztichr. f. d. EPr. IX ©. 335, Hoffmann Beitr. 3. E. db. DR. XXXVIII ©. 824, 
833 — AM.: Schneider Arch. f. c. Pr. LIV S. 420ff., Schwalbach Beitr. 3. E. d. DR. 
XXVI ©. 16f. u. Ard), f. c. Pr. LXVI &. 262, Birkmeyer eod. ©. 60 ff., Hellmann Lehrb. 
&.648. Hat ber Bellagte bezüglich einer geänderten Klage die Erlaffung des Verſäumnis— 
urteild beantragt, jo fann er dieſer Hlagänderung nicht mehr widerſprechen, denn der Ein— 
fpruch bezieht Fich auf den geänderten Prozeß [vgl. Troll a. a. O. S. 70 N.1]. Durd 
den Antrag auf Erlaffung bes Verläummisurteild wird die Befugnis ausgeichloffen, den 
Richter wegen Beſorgnis der Befangenheit abzulehnen ($ 43). 

3. Beantragt der Beklagte die Erlafjung des Verfäumnisurteild nur bezüglich eines 
von mehreren in der Klage erhobenen Anſprüchen ober bezüglich eines Zeiles eines An— 
ſpruchs, fo ift das Verfäummisurteil entiprechend zu bejchränfen. Im übrigen ruht das 
Verfahren (arg. $ 251 Abi. 2). Ein Anerfenntnis bezüglich des rejtigen Anipruchs ift zu 
protofollieren ($ 160 Ab}. 2 Nr. 1). Ein Berfäumnisurteil auf Abweifung der Klage „zur 
Zeit” giebt es nit. Ein Antrag auf Abweifung der Klage „zur Zeit” wäre ala un- 
zuläffig abzumeifen. [gl. Troll Verſ. Urt. S. 94 gegen Bolgiano Handb. S. 430 N. 12a 
u. Stiche. f. d. CPr. V S. 239.] — Wegen Bertagung 1. R.1,2 zu $ 335. 

4. Eine von $ 330 abweichende Verfäumnisfolge beitimmt $ 635 für den fall ber 
Klage auf Nichtigkeit, $ 633 für den Fall der Klage auf TFeititellung des Beftehens oder 
Nichtbeitehens einer Ehe unter den Parteien, $ 640 Abf. 1 für die in $ 640 bezeichneten 
Statusprogeffe. In anderen als den bezeichneten Eheſachen, in dem Statusprozefie des 
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5 641 fowie in Entmündigungsprozeſſen tritt die gewöhnliche Verfäumnisfolge ein. Cs 
ergiebt fich dies formell per arg. a contr. aus $$ 635, 638, $ 640 Abf. 1, aber auch 
aus ber fachlichen Erwägung, daß in biefen Saden ein öffentliches Interefje der Ab- 
erfennung bed Klagerechts ebenfomwenig entgegenfteht, ala dem Verzichte; vgl. N. 3 litt. b 
zu $ 306. [Abw.: Troll a. a. O. S. 101 und Birkmeyer Ztiſchr. f. db. EPr. VII ©. 423 f.] 

5. Über Anwendung des $ 330 auf die Widerflage ſ. N.1 zu 8 347. — Darüber, 
ob der Bellagte in Abwejenheit des Klägers eine Widerflage erheben fann, 5. N. 4 
au $ 33. 

$. 331. (296.) 

Beantragt der Kläger gegen den im Termine zur mündlichen Verhand- 
lung nicht erfchienenen Bellagten das Verſäumnißurtheil, jo ift das thatjädh- 
liche mündliche Vorbringen des Klägers als zugejtanden anzunehmen. 

Soweit dasjelbe den Klagantrag rechtfertigt, ift nach dem Antrage zu 
erkennen; jomweit dies nicht der Fall, ift die Klage abzumeijen. 


0. : 275, DB. 1704 ff., 1721, 5584 ff., NE. 88 431, 485, NP. sıs ff, E18 271, E. II 281, 
. III 8 286, M. 228 ff., RB. 118 ff. 


1. N. 1 zu 8 330 findet hierher entiprechende Anwendung. 

2. a) Beantragt ber Kläger das Verfäumnisurteil gegen ben Bellagten, jo hat das 
Gericht zu prüfen, ob der Termin ein Termin zur mündlichen Verhandlung ift (val. $ 332) 
unb ob nicht der Beklagte in dem Termine erfchienen ift oder verhandelt bat (vgl. $ 333). 
Ergiebt fih, daß der Termin fein Termin zur mündlichen Verhandlung iit oder daß ber 
Beklagte erfchienen ift und verhandelt hat, fo ift der Antrag durch Beichluß zurückzuweiſen. 
Gegen den Beichluß findet fofortige Beſchwerde ftatt ($ 336 Saß 1). Ferner hat das 
Gericht zu prüfen, ob nicht der Antrag auf Verjäummisurteil gemäß $ 335 Abi. 1 Nr. 1 
bis 3 zurüdzumeifen und ob nicht die Verhandlung über den Antrag auf Erlaffung bes 
Berfäumnisurteils gemäß $ 337 zu vertagen fei. ft weber $ 335 noch $ 337 anzumenben, 
fo ift durch Urteil über den in der Klage erhobenen Anfpruch zu entſcheiden. 

b) Dieje Enticheidung ift auf Grund bes thatlächlichen mündlichen Vorbringens bes 
Stlägers zu fällen. Die von dem Kläger zur Begründung der Klage in der mündlichen 
Verhandlung dem Gerichte vorgetragenen Thatfachen find, wenn fie dem Beklagten recht: 
zeitig durch Schriftfag mitgeteilt waren ($ 335 Ab. 1 Nr. 3), als zugeitanden anzunehmen, 
b. h. fie bedürfen wie zugeitandene Thatſachen nicht des Beweifes, weil fie nicht beftritten 
find [vgl. Bülow Arch. f. c. Pr. LXII ©. 27 ff., Birkmeyer eod. LXVI ©. 24]. Daß 
ber Kläger zur abgefürzten Bezeichnung thatiählicher Vorkommniſſe gemeinverftändliche 
Rechtöbegriffe verwendet, jchliekt das fingierte Geftändnis nicht aus. Aber auch die Be- 
hauptung von NRechtaverhältniffen, die vom Kläger als Vorausſetzungen bes geltend ge— 
machten Rechtes vorgebradht wurden, unterliegen der Annahme des Zugeftändniffes. Be— 
bauptet 3. B. der Kläger, daß das geltend gemachte Recht ihm als dem Erben des X oder 
daß die geltend gemachte Dienftbarfeit ihm ala dem igentümer bes herrſchenden Grund 
ſtücks zuflehe, fo ift die Grbeneigenihaft oder das Eigentum an dem herrſchenden Grund» 
ftüd als zugeftanden anzunehmen; vgl. N. 2 litt. f zu $ 288 [vgl. a. Peterien Ztichr f. d. 
CPr. III ©. 427 ff., Troll Verſ. Urt. S. 104]. Iſt auf Schadenserfat geflagt, fo gelten 
ſowohl die zur Begründung der Erfakpflicht ala auch die zur Begründung der Schabens- 
höhe aufgeftellten Behauptungen als zugeftanden; das Gericht bat alſo nur zu prüfen, ob 
diefe Behauptungen die Erfaßpfliht und bie behauptete Schadenshöhe begründen [val. 
Gaupp (9) N.V zu $ 287, Wach Bortr. (2) ©. 177 N.; — aM.: Kohler Beitr. 3. €. d. 
DR. XXX S. 1ff., Gef, Peitr. S. 424 ff, Dernburg PR. (3) II1$26N. 7]. Wird Ent- 
ſchädigung in Gelb wegen eines Schadens verlangt, der nicht Wermögensichaden ift (vgl. 
BGB. $ 847, $ 1300 Abf. 1), fo hat das Gericht auch im Verfäumnisfalle zu prüfen, ob 
bie geforderte Summe der Billigfeit entipricht, da das Gefek in dieſen Fällen den An— 
ſpruch auf eine billige Entichädigung beichränft. 
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ec) Bedürfen die vom Kläger vorgebrachten Behauptungen von Thatſachen und Rechts» 
verhältnifien feines Beweiſes, jo entfällt die Prüfung der Wahrheit, alſo auch jede Be— 
weisaufnahme und jebe Würdigung des etwa angebotenen Beweiſes. Das Gericht 
hat bloß zu prüfen, ob bie vorgebrachten Behauptungen den Slagantrag rechtfertigen, 
d. 5. ob fich aus dieſen Behauptungen bei Anwendung der maßgebenden Rechtsnormen 
das vom Kläger behauptete Recht ergiebt. Wenn und foweit dies der Fall ift, ift durch 
Verfäumnisurteil nach dem Antrage zu erkennen. Wenn und ſoweit dies nicht der Fall 
ift, ift die Klage abzumeiien. Dabei find nicht bloß die dem Kläger günftigen, fonbern 
auch die ihm ungünftigen Behauptungen in Betracht zu ziehen, dieſe jedoch nur, ſoweit 
es fich nicht um Einreden im Sinne des materiellen Rechtes handelt, die das Gericht nur 
berüdfichtigen darf, wenn der Bellagte fie geltend macht; baber ift 3. B. die Klage ab» 
zuweilen, wenn aus dem Vorbringen des Klägers hervorgeht, daß der Kläger oder ber 
Beflagte nicht zur Sache legitimiert ift (vgl. N. 7 zu 8$ 51, 52) ober daß fein Anspruch 
dur Zahlung, Aufrechnung oder Verzicht erlofchen ift; nicht aber, wenn daraus hervor- 
geht, dab dem Bellagten eine Einrebe in materiellrechtlihem Sinne, 3. B. die Einrede ber 
Verjährung (BEP. $ 222 Abj. 1) oder des nicht erfüllten Vertrags (BEB. $$ 320 bis 322), 
der mangelnden Sicherheitsleiftung ( BGB. 8258 Saf 2, $811 Abf. 2 Sak 2, $ 867 Satz 3), 
der Vorausklage (BEB. $8 771 bis 778) oder die Einrede aus BGB. 88 2014, 2015, zu— 
iteht. [Vgl. Langheinefen Aniprud u. Einrede S. 352 f.) — Wenn und foweit die Klage 
abgemiejen wird, ift das Urteil fein Verfäumnisurteil, kann daher nicht dur Einfprud, 
jondern durch Berufung angefochten werden; vgl. dazu N.1 litt.c zu $ 513. 

Da das fingierte Geftändnis feine ftärfere Wirkung haben fann, als das gerichtliche 
Geftändnis, werden das Recht und die Pflicht des Gerichts zur Prüfung der Wahrheit 
nicht ausgeichloffen in Anjehung derjenigen Behauptungen, welche fi auf von Amtswegen 
zu prüfende Punfte beziehen; welche Punkte das find, ift in N. 7 zu $ 288 erörtert. — 
Aus demſelben Grunde fann die Geftändnisfiftion ſowenig wie ein gerichtliches Geſtändnis 
dad Gericht nötigen, eine Behauptung von etwas Unmöglichem oder eine Behauptung, 
deren Unmahrheit bei Gericht offenkundig ift, als wahr zu unterftellen; vgl. N. 3 litt. a 
zu $ 288, 

d) Sowohl das Verfäumnisurteil, welches nad dem Antrage des Klägers ergeht, 
als das die Klage abmweifende Urteil ift ein Urteil zur Sache und der materiellen Rechts- 
fraft fähig. Das Gericht kann daher weder bad eine noch das andere Urteil erlaflen, 
wenn ein von Amtöwegen zu beachtender Mangel in den Prozebvorausfegungen beiteht. 
Über die von Amtswegen zu beachtenden Mängel vgl. N. 2 litt. c zu $ 330. Abweichend 
von dem Falle des Ausbleibens des Klägers ift bei Ausbleiben des Bellagten nicht bloß 
diejenige Unzuftändigfeit, welche fi aus den Vorfchriften über ausſchließliche Zuftändig- 
feit ergiebt, jonbern jede fachliche oder örtliche Zuftändigfeit von Amtswegen zu berück— 
fichtigen; vgl. N. 2 zu $ 39. — Ergiebt ſich bei der Prüfung ein Mangel in ben Prozeb- 
vorausfegungen, jo ift die Klage durch Prozeburteil (absolutio ab instantia) zurüd- 
zumweifen. Diejes Urteil ift fein Verfäumnisurteil; es kann nicht mit Einſpruch, ſondern 
nur mit Berufung angefochten werden. 

e) Bei Prüfung der Zuftändigfeit kommt außer ber Frage, ob die vom Kläger 
behaupteten Thatſachen die Zuftändigfeit ergeben, auch die andere in Betracht, ob bie zur 
Begründung der Zuftändigfeit behaupteten Thatfachen von der Geftändnisfittion betroffen 
werben oder von Amtömwegen auf ihre Richtigkeit zu prüfen find. Wie diefe Frage zu 
beantworten iſt, ift einigermaßen zweifelhaft. Daß die Geftändnisfiftion auch für die die 
Zuftändigfeit betreffenden Thatjahenbehauptungen gelte, war im norbd. Entw. $ 432 aus» 
drüdlich gelagt; in $ 431 dieſes Entwurfs war nämlich bie Fiktion bloß für die zur 
Begründung ber Klage vorgebradhten Behauptungen aufgeitellt. In den jpäteren Ent» 
würfen wurde die beichränfende Faſſung des $ 431 geändert und deshalb eine dem $ 432 
entiprechende Beitimmung für überflüffig erachtet [vgl. v. Amsberg Arc). f. c. Pr. LXV 
©. 70]. In der JR. d. RT. wurde verfucht, die auf die Zuftänbigfeit bezüglichen That« 


88 331, 332. Dritter Titel. Verſäumnisurteil. 545 


fahen von dem Präjudize des Zugeftändniffes auszunehmen. Die Anträge wurden ab» 
gelehnt. Aus ber Debatte geht hervor, dab die Kommiffion und bie Vertreter der ver- 
bündeten Regierungen der Anficht waren, wenn der Entwurf, wie das geichehen ift, un— 
verändert bleibe, fo gelte für die auf die Zuftändigfeit bezüglichen Thatſachen das all« 
gemeine Präjudiz. Im Komm.Ber. S. 12 ift dies ausdrüdlich gefagt. Die Äußerung des 
Kal. Württemb. Bevollmächtigten, KPr. S. 113, welche Prorogation annimmt, ift ein offen» 
barer, von den Mitgliedern der Kommiſſion fofort zurüdgemwiefener Jrrtum [vgl. Gaupp (2) 
I S.610 R.7, v. Amsberg a. a. O. ©. 74]. Sonach ift anzunehmen, dab fi) die Ge- 
ftänbnisfiftion auch auf die behaupteten Thatfachen bezieht, welche die Zuftänbigfeit betreffen. 
Eine Ausnahme muß aber dann gemacht werden, wenn in Frage fommt, ob nicht nad) den 
Vorſchriften über die (fachliche oder örtliche) Zuftändigfeit ein anderes Gericht ausichlieh- 
lich zuftändig ift; in dieſem Falle hat das Gericht die Behauptungen bes Klägers, welde 
zur Begründung der Zuftändigfeit vorgebracdht werben, von Amtswegen auf ihre Richtigkeit 
zu prüfen. [So auch außer den Kommentaren: dv. Amsberg Arch. f. EPr. LXV ©. 70 ff, 
Renaud Ztichr. f. d. EPr. V S.44, Juſt Arch. f.d. EPr. LXVIILS. 306 ff., Hellmann Lehrb. 
S. 631, Troll Verſ. Urt. S. 113 ff., Deybeck Der Gerichtöftand der Vereinbarung S. 219 Ff., 
NG. 26. Mai 1880 Entih. I Nr. 158 ©. 443. — AM. einerfeits: Wach Arch. f. c. Pr. LXII 
©. 394, LXIII ©. 236 f., der die „Zuftändigfeit* als zugeftanden betrachtet, vgl. dagegen 
beffen Hanbb. I ©. 507, wo die biefer Anficht zu Grunde liegende irrige Auslegung des 
8 39 aufgegeben ift — anbererjeits: Birkmeyer Das gegenfeitige Verhältnis ıc. (f. Litt. Ang. 
zu 839) ©. 70 ff., Ztichr. f. d. EPr. V ©. 136 ff., VII ©. 407 ff. 488 ff. und Kohler Ar. 
VISchr. XXI 8.395 und Ard. f.c. Pr. LXX ©.241ff., die die Geftändnisfiftion bei 
den Kompetenzthatſachen ausichließen.] 

3. Beantragt ber Kläger die Erlaffung bes Verfäumnisurteils nur bezüglich eines 
von mehreren in ber Klage erhobenen Aniprücden oder bezüglich eines Teiles eines An 
ſpruchs, To ift das Verfäumnisurteil entiprechend zu beſchränken. Soweit fein Antrag geftellt 
wird, ruht das Verfahren (arg. $ 251 Abi. 2 mit $333). Ein etwaiger Verzicht auf den 
Anſpruch ift zu protofollieren ($ 160 Abi. 1 Nr. 1). — Wegen Bertagung |. N. 1, 2 zu $ 335. 

4. In Abweſenheit des Beklagten fann die Klage mweber erweitert noch geändert 
werden, vgl. R.5 litt.c zu 8268, N.3 zu 8 280, N. 6 zu 8269. Folglich ift in Anfehung 
einer erweiterten oder geänberten Klage ein VBerläumnisurteil nur möglich, wenn bie 
Erweiterung oder Änberung in einem früheren Termin in Anwefenheit des Beklagten 
erfolgt war. 

5. Über die Anwendung des $ 331 auf die Widerflage |. N. 1 zu 8 347. 

6. In Eheſachen, in Statusprozefien (55 640, 641) und in Entmündigungsprogzefjen 
findet $ 331 feine Anwendung ($ 618 Abi. 2 bis 5, $ 640 Abi. 1, $ 641 Abf. 1, $ 670 
Abi. 1, 8 679 Abi. 4, 8 684 Abi. 4, 8 686 Abi. 4). 


$. 332. (297.) 

Als Derhandlungstermine im Sinne der vorjtehenden Paragraphen jind 
auch diejenigen Termine anzufehen, auf welche die mündliche Verhandlung ver: 
tagt ift, oder welche zur Fortſetzung derjelben vor oder nach dem Erlafje eines 
Beweisbeſchluſſes beftimmt find. 


vu $ 276, HB. 1724 ff., 5533, 5542 ff., NE. 88 365, 371, RP. 617 ff., 665, 678, 796 ff., 801, 819, 
.18 278, €. II 8 282, €. II 8 287, M. 25 f., 288 ff., MB. 114, 119 ff. 


1. Die Vorſchrift folgt aus dem in N. 3 litt. c zu $128 erörterten Grunbjaße der 
Einheit der mündlichen Verhandlung. Da die letzte mündliche Verhandlung vor den Ur— 
teile maßgebend ift, treten die Folgen der Verfäumnis gleichmäßig in jedem Verhandlungs- 
termin ein, 

2. Verhandlungstermin ift jeder Termin vor dem Prozekgerichte, der zur münd— 
lichen Verhandlung beftimmt ift. Der Termin, in welchem eine Bemweisaufnahme vor bem 
Prozeßgerichte ftattfindet, ift zugleich zur Fortiegung ber mündlichen Verhandlung beftimmt 

2. Seuffert, Givilprogeborbnung 1. 10. Aufl. 35 
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($ 370 Abſ. 2); das Verſäumnisurteil kann erſt nach Erledigung ber Beweisaufnahme be— 
antragt werben; vgl. N.2 litt. b zu 8367 und N.1 zu 8370. 

3. a) Tritt in dem Termin, auf welchen die mündliche Verhandlung vertagt ober 
welcher zur Fortiegung der Verhandlung beftimmt ift, der Fall der Terminsverfäumnis ein, 
fo ift auf Antrag der erichienenen Partei das Verfäumnisurteil nach $ 330 ober nah $ 331 
zu erlaffen. Die Ergebnifie einer früheren zweifeitigen Verhandlung (auch die Geftänbniffe), 
die Demeisbefchlüffe und Beweisaufnahmen bleiben bei Erlafiung des Verfäumnisurteils 
außer Betradht und werben erft wieder bebeutfam, wenn der Prozeß durch Einfprud in 
die Lage zurückverſetzt ift, in welcher er fih vor Eintritt der Verſäumnis befand ($ 342). 
Zwifchenurteile ($ 275 Abi. 2, 8303, 8304 Abi. 1) und das Morbehaltzurteil des $ 599 
werben durch die Folgen der Verſäumnis überholt und bleiben infomweit, ala diefe Folgen 
die Grundlage bes Urteils bilden, außer Betracht. Die Gebundenheit an diefe Urteile 
($ 318) zeigt fich aber darin, daß das Gericht auch im Verfäumnisfalle fein Urteil erlaffen 
darf, welches mit dem Zwifchenurteil unvereinbar ift. Das Gericht darf z. B. nicht die Klage 
wegen Unzuläffigfeit des Rechtswegs oder wegen Unzuftändigfeit abweiſen, nachdem es durch 
ein Zwiichenurteil nach $ 275 Abf. 1 feine Zuftändigfeit anerkannt hatte, oder wenn das 
Gericht durch ein Zwiſchenurteil nach $ 304 den Anſpruch ala dem Grunde nach beftehend 
anerkannt bat, darf es nicht im Falle des 8 331 die Klage deswegen abmweijen, weil der 
Anſpruch nicht genügend begründet ſei. [Bgl. Troll Verſ. Urt. S. 24 ff., 131 f. 189 f., 
248 f., Zeitlmann Über den Einfluß der Zwifchenurteile xc. (1893) S. 4 ff. Pland Lehrb. II 
S. 364.] Auch das Vorbehaltsurteil ($ 302, $ 529 Abf. 2 Sap 2, $$ 540, 599) behält 
in dem Falle, daß im Nachverfahren ein Berfäumnisurteil zu erlaſſen ift, die gleiche 
MWirfung wie in dem Falle der fontradiktoriichen Verhandlung. Daher kann nad einem 
gemäß $ 302, $ 529 Abi. 2 Sat 2, 8 540 ergangenen Borbehaltäurteile die Klage bei 
Nichterfcheinen des Klägers nur abgewieſen werben, wenn die vorbehaltene Verteidigung 
bei Anwendung der Verläumnisfolge des 8 331 begründet erfcheint; oder: nad einem 
Dorbehaltsurteil nach $ 599 kann die Klage nicht wegen eines Mangels in ben Prozeh- 
vorausjegungen zurückgewieſen werben. 

b) Über die Verfäumnis des Zermins nad Zurücknahme der Klage |. N. 4 litt. b zu 
8271, nad Verzicht: N.3 litt. a zu $306, nach Anerfenntnis: N. 3 litt. ag. €. zu $ 307. 

c) Nachdem ein bedingtes Enbdurteil ($ 462 Abf. 1, $ 477 Abi. 3) erlaffen ift, kann 
fein Berfäumnisurteil mehr erlaffen werden. Das bedingte Enburteil tritt nicht bloß 
feiner Form, fondern auch feinem Inhalte nach in Gegenſatz zu der Bemweisanorbnung 
durch Beſchluß. Es iſt keine ſich bloß durch die ſelbſtändige Appellabilität und Reviſibilität 
von anderen Beweisanordnungen unterſcheidende Beweisanordnung, ſondern, wie das vor— 
bildliche Urteil der preuß. AGO. 113 839 (ef. 110 $377), eine nur noch der Erledigung 
der Bedingung harrende Enbenticheidung. Das bedingte Endurteil macht daher das 
Zurüdgreifen auf den dadurch bedingt erlebigten Streitgegenftand ebenfo unmöglich wie 
das unbedingte Endurteil. Daß ein Berf.lirt. nach einem bedingten Enburteile nicht 
mehr möglich ift, wird auch durch die Faſſung bes $ 332 beftätigt. Hier ift ausbrüdlich 
gelagt, dab als Verhandlungstermin im Sinne der $$ 330, 331 auch die Fortſetzungs— 
termine nah dem Erlaffe eines Beweisbeſchlufſes zu betrachten find, wobei ber 
Gegeniag zu bem Zermine nah einem bedingten Enbdurteile beutlich hervortritt. 
[Pal. Strudm. Koch (8) N. 2 zu $ 462 u. Mag. f. DR. III ©. 320, Wilm. Levy (7) N. 2 
Adi. 2 zu S 427 alt, Gaupp (9) N. III zu $ 462, Peterfen N. 3 zu $ 332, Wach Vortr. 
(2) &.179, Voß PBeitr. 3. E. d. DR. XXIV S. 233 N. 6, Boas eod. XXV ©. 377 fi. 
(der jedoch irrtümlich gar feine mündl. Verb. für nötig hält), Jaſtrow eod. XXVII 
©. 709 ff., 777 ff., Barfhaufen eod. ©. 815 ff., Juſt Arch. f. c. Pr. LXVII ©. 108 ff. 
9. Meyer Ztichr. f. d. EPr. IX ©. 324 f., Birfmeyer Rechtsf. S. 56 ff., Troll Verſ. Urt. 
S. 22, Hellmann Lehrb. S. 617, Kohler Forſch. ©. 58, RG. 13. Yan. 1885 Entſch. XIV 
Nr. 97 ©. 345, OLG. Naumburg Redtipr. d. OLG. IX ©. 75f. — AM.: Pland Lehrb. 
II S. 365, Zeitlmann Über den Einfluß der Zwiſchenurteile zc. (1893) ©. 33 ff.] 
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$. 333. (298.) 
Als nicht erfchtenen ift auch diejenige Partei anzufehen, welche in den 
Termine zwar erjcheint, aber nicht verhandelt. 
se. 17.8 OR. 1695 ff., 1797 ff., 1738 f., 5548 ff., E. 18 276, €. 11 8 283, €. III 8 288, M. 238, 


Litteratur: Bland Xehrb. 1 ©. 420, Hellmann Lehrb. S. 415 f., Wach Vortr. (2) ©. 153, 
Troll Berj.Urt. 6.30 ff., Pfizer Beitr. z. E. d. DR. XXVI ©. 17 ff, Birfmeyer Rechtsfälle 5.103 ff. 
Dbermeyer BI. f. RU. XLVI ©. 322 2. Seuffert Fr. vISchr XXVII ©. 501 ff, H. Meyer 
Ztichr. f. d. Tiür IX ©. 322 ff., A. Hofmann Beitr. 3. E. d. DR. XXXVIII ©. 816 ff. 

1. a) Verhandlung ift die von ber Partei dem Gerichte vorgetragene Erörterung 
des Nechtäftreits nad feiner thatjächlichen und feiner rechtlichen Seite. Innerhalb der 
Verhandlung liegt die Antragftellung; dieſe ift ein Beſtandteil ber Verhandlung [vgl. 
Obermeyer, 2. Seuffert, Pland, Troll, RG. 17. Oft. 1883 Entſch. X Nr. 120 ©. 386 ff, 
OLG. Hamburg SA. LIT Nr. 120; — aM.: Birfmeyer a. a.D. ©. 136 ff.], ohne mit „Ver: 
handlung“ identisch zu fein. Die Erörterung bes Nechtäftreits fann mehr ober minder 
vollftändig fein; auch die minder vollftändige Erörterung ift Verhandlung, wenn nur aus 
dem Vortrage der Partei erfichtlich ift, wie die Partei ben den Gegenftand ber Verhand— 
lung bildenden Rechtaftreit entjchieden haben will und warum fie biefe Entſcheidung ver- 
langt. Ob das Vorbringen ber Partei in einem konkreten Falle ben Begriff „Verhandlung“ 
ausfüllt, ift quaestio facti (Mot. 3. E. III ©. 232); aber der Begriff der Verhandlung ift 
ein Rechtäbegriff [vgl. Birfmeyer a. a. O. ©. 136, 2. Seuffert a.a.D. ©. 506]. Die An- 
tragftellung ohne jegliche Begründung füllt den Begriff ber Verhandlung noch nicht aus; 
dies gilt für Anträge ſowohl des Klägers (Berufungsd-, Revifionsflägers) wie bes Be— 
Hagten (Berufungs-, Reviſionsbeklagten). Nach Vortrag oder Berlefung der puren An- 
träge ift daher noch Verfäumnisurteil möglich; erft, wenn mit der Antragitellung eine, 
wenn auch nur ganz allgemein gehaltene, Begründung verbunden ift, fann eine „Ver- 
handlung” in Trage fommen [vgl. hann. Prot. VS. 1695 ff., 1733 f., Strudm. Koch (8) 
N.1, Wilm. Levy (TIN.1zu $298 alt, Gaupp (9) N. IAbſ. 2, Birkmeyer a. a. O. RG. Entid. 
X Rr. 120 8.391 f.]. Ein Vertagungsantrag ift feine Verhandlung; es kann aljo gegen 
die Partei, welche nad Ablehnung des Antrags nicht verhandelt, ein Verſ. Urteil beantragt 
werden [vgl. RG. 13. Juni 1893 Entſch. XXXI Nr. 108 ©. 424]. Ebenfo verhält es ſich 
mit einem Ablehnungsgefud und einem Ausfegungsantrage. Dagegen ift jeder Beweis— 
antrag Verhandlung i. ©. d. $333 [RG. Entſch. XXXI Nr. 108 ©. 424]. 

b) Beihränft fich der Beklagte (Wibderbeflagte), ber Gegner besjenigen, welcher Ein— 
ſpruch erhebt, der Berufungs-, Nevifionsbeflagte auf prozeffualifche Verteidigungsbehelfe, 
z. B. auf die Rüge des Mangels orbnungsmäßiger Klagerhebung ober auf eine progeh- 
bindernde Einrede ober auf die Rüge eines Mangels in den Formularien des Einſpruchs, 
der Berufung oder Revifion, ohne fich eventuell auf die Sache jelbit einzulaffen, fo ver: 
handelt er nicht zur Hauptſache. Stellt fidh die prozefjualifche Verteidigung als un« 
begründet heraus, jo ift auf Antrag bes Gegners Verſäumnisurteil zur Sache zu erlaflen. 
Hiervon giebt ed Ausnahmen: «) Nach $ 76 Abf. 1 kann ber Bellagte im Falle redt- 
zeitiger Benennung des mittelbaren Befigers bis zur Erklärung des Benannten ober bis 
zum Schluffe des Zermins, in welchem fich der Benannte zu erflären bat, bie Berhand- 
lung zur Hauptjache verweigern; ed fann alfo fein Verfäumnisurteil gegen ihn erlaffen 
werden. 4) Nah 8 275 Abi. 1 kann ber Bellagte, welcher eine prozeßhindernde Einrede 
($ 274) vorbringt, die Einlaffung zur Hauptſache verweigern. Auch in biefem Falle 
riffiert alfo der Beklagte bei Unterlafjung der eventuellen Verhandlung zur Hauptſache 
fein Berfäumnisurteil. Die Ausnahme zejfiert, infoweit das Geſetz dem Bellagten bie 
Befugnis, wegen prozekhinbernder Einreden die Einlaffung zu verweigern, nicht gewährt; 
vgl. N. 1 Abi. 2 zu 8 275. [Bgl. Wach Vortr. (2) ©. 153, Obermeyer a.a.D. ©. 375 ff., 
Troll a. a. O. S. 36, Pfizer a. a. O. S. 19ff. Hofmann a.a.D. ©. 818. — Dagegen nehmen 
Struckm. Koch (8) N. I, Wilm. Levy N. 1 zu $298 alt, Gaupp (9) N. I Abf. 2, Peterſen (5) 
N. 3, Planck Lehrb. II S. 355 an, daß kontradiktoriſches Urteil zu erlaffen ſei, wenn der 
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Pellagte, ohne zur Verweigerung der Einlaffung berechtigt zu fein, fih auf eine prozeß— 
rechtliche Verteidigung beſchränkte.) >) Nach 8 146 kann das Gericht die Verhandlung auf 
einen prozeffualiichen Streitpuntt beichränten. Erläßt das Gericht eine ſolche Anordnung, 
fo ift zunächſt feine Verhandlung zur Hauptſache möglich; daher kann bas Nichtverhandeln 
zur Hauptſache feine Verſäumnisfolgen nad) fich ziehen. 

c) Sind mehrere Ansprüche Gegenftand bes Prozefjes, jo fann über einen der An— 
ſprüche verhandelt werden, während über die anderen Anſprüche nicht verhandelt wird, 
In einem folchen Falle kann über den Anſpruch, über welchen nicht verhandelt wird, ein 
Verfäumnisurteil ergehen. Entiprechend verhält es fich, wenn nur über einen Zeil eines 
teilbaren Anspruchs verhandelt wird. [Dal. Wach Vortr. (2) S. 153, Peterfen (5) N.1, 
Friedrichs Ztſchr. f. d. EPr. XXI ©. 386 ff., OLG. Dresden SA. LXI Nr. 188. — AM.: 
Gaupp (9) zu 8334, H. Meyer Prozekpraris (5) ©. 126 N. 6.] 

2. Darüber, ob Berhandeln vorliegt oder nicht, können fi) Meinungsverichieden- 
beiten ergeben. Stellt eine Partei Antrag auf Berfäumnisurteil unter ber Annahme, der 
‚Gegner babe nicht verhandelt, und das Gericht ift der Anficht, daß feine Terminsverfäumnis 
vorliegt, jo fann es ben Antrag durch Beſchluß zurückweiſen (mogegen Beſchwerde nad 
8 336 ftattfindet), aber auch fontradiktoriiches Urteil erlaflen, wenn die Sache ſpruchreif 
ift; denn der Antrag auf Verjfäumnisurteil enthält den Antrag auf ein Urteil zu Gunften 
bes Antragitellers. Ein Antrag auf fontradiftorifches Urteil ift zurückzuweiſen, wenn das 
Gericht der Anficht ift. dak Verſäumnis vorliegt. Gegen biefen Beſchluß findet Feine 
Beichwerde ftatt (arg. $ 567 Abf. 1). Ein Verſäumnisurteil fann auf folden Antrag 
nicht erlaffen werben, weil der Antrag auf Verhängung der Verfäumnisfolgen fehlt [vgl. 
Gaupp (9) N. II, Troll Verſ. Urt. &.64f., RG. 8. an. 1903 Beitr. 3. E. d. DR. XLVII 
S. 1177 u. IW. 1903 ©. 65 f. Nr. 8 mit falfchem Datum]. Der Antragfteller könnte aber 
ein ſolches Derfäumnisurteil nicht anfechten [vgl. Troll a.a.D. ©. 240f.] 

3. Entfernt fi eine Partei nach Beginn der Verhandlung, jo fteht die Sade 
ebenfo, wie wenn fie nicht weiter verhandelt; es fann daher fein VBerfäumnisurteil 
gegen fie erlaffen werben, wenn fie bereits verhandelt hat (vgl. $ 384). Die Partei fann 
auch nicht durch Zurüdnahme der abgegebenen Erklärungen die Verhandlung ungejchehen 
machen [vgl. RG. 17. Oft. 1883 Entf. X Nr. 120 ©. 392]. Über Unterfagung des 
weiteren Vortrags und Entfernung einer Partei durch Gerichtäbefhluß ſ. 88 157, 158. 
MWird auf Grund des GRG. $ 85 ein Ausländer, weil er feinen Koſtenvorſchuß geleiftet 
bat, zur mündlichen Verhandlung nicht zugelaffen, fo fann ein Verſ. Urteil gegen ihn be- 
antragt werben [RG. 14. Juni 1890 BL. f. RA. X Erg.Bb. S. 267, OXLG. Marienwerbder 
SA. LV Nr. 174]. 

$. 334. (299.) 

Menn eine Partei in dem Termine verhandelt, fich jedoch über That- 
fachen, Urkunden oder Eideszufchiebungen nicht erklärt, jo finden die Vor— 
chriften diefes Titels feine Anwendung. 

NP. 626 f., €. II 8 284, €. III $ 289, M. 169, 238, 234, ME. 115. 

1. Die Folgen bes Nichterflärens über Thatſachen, Urkunden, Eideszuſchiebungen j. 
$ 138 Abj. 2, 8439 Abſ. 2, $ 452 Abſ. 2. Diefe Folgen werden nicht durch Verfäumnis- 
urteil, ſondern in bem fontradiftorifchen Urteile verwirklicht. Gegen die Folgen teilmeifer 
Verfäumung ift fein Einſpruch möglid. 

2. Über den Fall, dat nur über einen von mehreren Anjprüchen oder über einen 
Teil eines Anſpruchs verhandelt wird, |. N.1 litt.c zu $ 333. 


$. 335. (300.) 
Der Antrag auf Erlaffung eines Verſäumnißurtheils ift zurückzuweiſen, 


unbejchadet des Rechts der erfchienenen Partei, die Vertagung der mündlichen 
Berhandlung zu beantragen: 
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1. wenn die erfchtenene Partei die vom Gerichte wegen eines von Amtswegen 
zu berüdfichtigenden Umftandes erforderte Nachweifung nicht zu bejchaffen 
vermag; 

2. wenn die nicht erjchienene Partei nicht ordnungsmäßig, insbejondere nicht 
rechtzeitig geladen war; 

3. wenn der nicht erfchienenen Partei ein thatjächliches mündliches Vorbringen 
oder ein Antrag nicht rechtzeitig mitteld Schriftfages mitgetheilt war. 

Wird die Verhandlung vertagt, jo ift die nicht erfchienene Partei zu dem 


neuen Termine zu laden. 


HE. 98 975, 978, SB. 170. 1714 fi Bat. „5581 fi. 6208 f., NE. 98 438 1. RB. 618 ff, 
697 ff., 678 |, &. 19 273, €. IT 8 285, €. III $ 200, M. 232, BP. 118 ff., 538. 


Litteratur: Kapp dur Auslegung bed 7 300° d. CPrO. (1896). 

1. Bevor der Antrag auf Erlaffung eines Verfäumnisurteils geftellt ift, kann das 
Gericht beim Ausbleiben einer Partei die Vertagung ber Verhandlung von Amtswegen 
beichließen ($ 228). Dagegen ift fein Rechtämittel zuläffig; vgl. NR. 2 litt. b zu 5228. Im 
alle folder Bertagung ift feine Ladung der nicht erfchienenen Partei zu dem neuen 
Termin erforberlich ($ 218). Das Gebot der Ladung in Abi. 2 des $ 335 ijt eine Aus» 
nahme von der Negel bes $ 218; vgl. NR. 1 Ziff. IV vor $214 S. 308; biefe Ausnahme 
bezieht fih nur auf bie VBertagung, welche auf Grund bes $ 335 beantragt wurde. Wird 
die Vertagung von Amtswegen beichloffen, jo fann gegen bie Partei, welche in dem 
früheren Termine nicht erfchienen war und auch den neuen Termin verfäumt, das Ver: 
fäumnisurteil erlaffen werben, wenn fie zu dem früheren Termin ordnungsmäßig und recdht« 
zeitig geladen war. Anderenfalls ift im fpäteren Termine nad) $ 335 zu verfahren; denn 
nur die orbnungsmäßige frühere Ladung wirft ald Ladung auf ben verfündeten 
Termin fort. — Nachdem der Antrag auf Erlafjung eines Verfäumnisurteils geftellt ift, 
fann das Gericht die Vertagung von Amtöwegen nur noch auf Grund bes $ 337 be— 
ichließen. In dieſem Fall ift die nicht erfchienene Partei zu dem neuen Termine zu laben. 

2. Die erfchienene Partei fann bei Nichterfcheinen oder Nichtverhandeln des Gegners 
die Vertagung der mündlichen Verhandlung beantragen, ohne einen Antrag auf Ver— 
fäumnisurteil zu ftellen. Sie fann ben Vertagungsantrag als Eventualantrag mit dem 
Antrag auf Erlaffung des PVerfäumnisurteils verbinden. Sie kann aud nad Zurück- 
weifung ihres Antrags auf Erlaffung des Verfäumnisurteils die Vertagung beantragen, 
folange der Termin noch nicht geichloffen ift; bie Verfündung des den Kontumazialantrag 
zurüdweifenden Beichluffes ichließt den Termin nicht ab. [Vgl. Strudm. Kod (8) N. 1, 
Gaupp (9) N. II, Troll Verſ. Urt. S. 77. - AM.: Wilm. Levy (7) N.2 zu 8300 alt.) In 
alfen dieſen Fällen muß das Gericht die Vertagung beichließen; die erfchienene Partei 
bat ein Recht auf die Vertagung. Das ergiebt fi für den Fall, daß der Kontumazial- 
antrag geftellt ift, unmittelbar aus den Worten des Gefeßes „unbeichabet des Rechts ꝛc.“, 
gilt aber auch in dem falle, daß die Partei, ohne es mit dem Antrag auf Verfäumnis: 
urteil zu verfuchen, bie Vertagung beantragt; benn die erfchienene Partei könnte durch 
Unterlafjung jeber Antragftellung die Ruhe bes Verfahrens herbeiführen und den Gegner 
dann zu einem neuen Termine laden, wobei nichts anderes berausfäme als bei der Ver— 
tagung. [Bgl. Strudm. Koch (8) N.1, Wilm, Levy (7) R.2 zu $300 alt, Gaupp (9) N. II, 
NG. 25. Apr. 1889 Entſch. XXIII Nr. 88 ©. 369. AM.: Troll Verſ. Urt. ©. 77.] 
Gegen Abweifung des PVertagungsantrags findet Beichwerbe ftatt [RG. Entih. XXIII 
Nr. 88 ©. 369 F.]. 

Wird auf Antrag die Vertagung beichloffen, fo ift die nicht erfchienene Partei zu 
dem neuen Termine zu laden. Ladungsfriſt: $ 217. Die Ladung ift Sache ber Partei. 
Diele jegt den verfündbeten Termin in die Ladungsſchrift. Die Ladung ift nicht bloß 
erforberlih, wenn die Vertagung unter Zurüdweilung des Antrags auf Verfäumnisurteil 
erfolgte, fonbern auch, wenn fein Antrag auf Verfäumnisurteil geftellt war; denn auch in 
biefem Falle bleibt es unficher, ob nicht dem DVerfäumnisurteil ein Hindernis im Wege 
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ftand. [Bgl. Wilm. Levy (7) N. 6 zu 8 300 alt, Gaupp (9) N. IT Abf. 3, OLG. Hamburg SA. 
XLVI Rr. 229, — AM.: Strudm. Kod (8) N. 5, Peterſen (5) N. 2, Troll a.a.D. 8.77, 
RG. 8. Febr. 1898 Entih. XLI Nr. 89 ©. 335, OLE. Bamberg Ztichr. f.d. CPr. IV S. 458 ff., 
OLG. Kaſſel eod. XIV ©. 490 fi] In dem neuen Termine fann die Partei, welche in 
dem früheren nicht erjchienen war, verhandeln. Ein Berfäumnisurteil ift nur zuläffig, 
wenn fie zu bem neuen Zermin ordnungsmäßig und rechtzeitig gelaben war. 

3. Die Zurüdmweifung des Antrags auf Erlaffung eines Verfäumnisurteild erfolgt 
durch Beſchluß. Diefer ift zu verfünden. Nechtsmittel ſ. $ 336. Der Beſchluß enthält 
feine absolutio ab instantia, fondern ſpricht nur aus, daß unter ben gegebenen Umftänben 
das Berfäumnisurteil nicht erlaffen werben fann. Er beendigt daher bie Rechtshängigkeit 
nicht. Wird fein Vertagungsantrag geitellt, fo ift fein weiterer Termin zu verkünden. 

4. Zu Abi. 1 Nr. 1: Wegen der von Amtswegen zu berüdfichtigenden Umftände 
I. N.7 zu 5288, N.2 litt.c zu 8330, N.2 litt. d zu 8 331. Im Parteiprozefje gehört 
aud die Vollmacht dazu ($ 88 Abf. 2). 

Die Zurüdweiiung des Antrags auf Verjäumnisurteil kann befchloffen werden, wenn 
es noch nicht feftfteht, ob die von Amtswegen zu berüdfichtigenden Umftände vorliegen oder 
nicht, und die erforderliche Nahmweifung mögliherweije noch beſchafft werben 
fann [jo auch Birkmeyer Ztichr. f.d. EPr. VII ©. 444 ff.). Beiſpiele: Es beftehen Bedenken 
gegen bie Prozekfähigfeit einer ‘Partei, gegen die Legitimation eines gejeglichen Vertreters 
oder darüber, ob für die Sade der Rechtsweg zuläffig, ob die Zuftänbigfeit des Gerichts 
gegeben, ob der Einſpruch oder ob das Rechtsmittel der Berufung oder der Revifion zu« 
läffig und ordbnungsmäßig eingelegt ift xc.; die erforderlichen Nachweiſe liegen noch nicht 
vor; es ift aber möglich, daß fie beigebracht werden; ber Kontumazialantrag ift zurück— 
zumeifen. Nach dem Wortlaute des 8335 Abf. 1 Nr. 1 ift der Zweifel erlaubt, ob bei feſt— 
ftehendem Mangel einer Prozekvorausfegung die absolutio ab instantia auszuiprechen ober 
nur der Kontumazialantrag zurüdzumeiien ift [jo Eccius Beitr. 3. €. db. DR. XXIV ©. 602]; 
denn bie Negative, daß die erichienene Partei die erforderte Nachweifung nicht zu beichaffen 
vermag, trifft auch in den Fällen zu, in denen nad) Anficht des Gerichts feititeht, daß es 
an einer Prozebvorausfegung mangelt. Aber, wenn ein joldher Mangel feititeht, hat es 
feinen Zmwed, die Rechtähängigfeit fortdauern zu laffen. Daher ift die absolutio ab inst. 
auszufprechen, ſobald nah Anſicht des Gerichts feititeht, dab ein nicht zu bejeitigenber 
Mangel in den Prozekporausjeßungen vorliegt. [So aud Strudm. Koch (8) N.3, Wilm. 
Levy (7) N.3 zu 8300 alt, Gaupp (9) N. III zu Nr. 1, Wach Vortr. (2) S.171 ff. und 
Beitr. 3. Erl.d. DR.XXXVI ©. 24, Pland Lehrb. II ©. 369, Fitting Ztichr. f. d. EPr. VI 
S.311ff., Troll Verſ. Urt. S. 42; vgl. a. RG. Entich. I Nr. 158 S.143, II Nr. 118 ©. 409 
und XVII ©. 384. — Teilweife anders: Schwalbah Ardı. f. c. Pr. LXIII ©. 418; vgl. 
jedoch eod. LXIV ©. 274 f.] 

5. Zu Abi. 1 Rr. 2: Ob die nicht erjchienene Partei ordnungsmäßig und recht- 
zeitig geladen war, ift nad) $$ 166 bis 206, 217, 226, 262, 498, 520, 555, $ 604 Abf. 2, 
5 696 Abſ. 2 zu beurteilen. Ach Orbnungswidrigfeiten, die nad) $ 295 gehoben werben 
fönnten, find von Amtswegen zu beachten, wenn der Gelabene ausbleibt oder nicht ver— 
handelt. [AM. für den Fall des Nichtverhandelns: Schneider Arc. f. c. Pr. LXVI 
©. 285 ff.; mit Unrecht! denn $ 295 verbindet den Verluft des Rügerschts nicht mit dem 
Ericheinen, ſondern erft mit dem WVerhandeln.] War feine Ladung erforderlich (darüber vgl. 
N.1 Ziff. IV vor $214 ©. 303), fo ift die Vorfchrift der Nr. 2 überhaupt nichtanwendbar. 
— Gegen die labende Partei kann das Verfäumnisurteil ergehen, auch wenn Die er— 
ſchienene Partei nicht orbnungsmäßig oder nicht rechtzeitig geladen war [bay. ob. LG. BI. 
FRA. LXI S.399). Um ein Verſ. Urt. gegen den Ladenden zu erhalten, braucht nicht 
nachgewiejen zu werben, baß ber Ladende von dem Zermine Kenntnis erhalten bat, 
fondern nur, daß die erichienene Partei geladen if. Das fann nicht bloß durch bie 
Zuftellungsurfunde, fondern auch durd) die Gerichtäaften nachgemwiejen werben [RG. 30. Oft. 
1893 Entſch. XXXI Nr. 113 ©. 433]. 
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6. Zu Abi. 1 Nr. 3: Die Vorichrift bezieht fich auf die Fälle, daß der Bellagte, ber 
Gegner ber ben Einſpruch erhebenden Partei, der Berufungs- und Revifionsbellagte, ber 
Gegner ber eine Wiebereinjegung nachſuchenden oder ber Gegner der eine Aufnahme ($ 250) 
betreibenden Partei ausgeblieben if. Der Bellagte, Wibderbeflagte, der Berufungs- und 
Revifionsbeklagte, ber Gegner der den Einſpruch erhebenden oder um Wiebereinfegung nad)» 
fuchenben oder der die Aufnahme betreibenden Partei bedarf zur Begründung feines Gegen» 
antrags feines thatlächlichen Vorbringens und feiner vorherigen Mitteilung, kann alſo 
gegen ben Gegner das Verfäumnisurteil beantragen, ohne ihm einen Antrag auf Abweifung 
ber Klage, der Wibderllage, bes Rechtsmittels, des Einipruchs ꝛc. ıc. zugeftellt zu haben. 
[Vgl. a. Schwalbach Arch. f. c. Pr. LXII ©. 421, RG. 10. Mai 1893 Entih. XXXI 
Nr. 100 ©. 405.) — Ob die Mitteilung rechtzeitig erfolgt, ift nach ben $$ 132, 226 
262, 498, 520, 555, 8593 Nbf. 2 Sag 2, 8 604 Abf. 2 zu beurteilen. Iſt das Vorbringen 
dem Gegner in einer vorangegangenen mündlichen Verhandlung mitgeteilt, 3. B. eine 
Widerflage oder eine Anſchließung in ber mündlichen Verhandlung vorgetragen worben, fo ift 
dem Gebote der Mitteilung genügt. [Vgl. Strudm. Koch (8) N. 4, Gaupp (9) N. III zu Nr. 3, 
Peterſen (5) N. 5, Pland Lehrb. II &.352, Wach Vortr. (2) S. 178, Ztichr. f. d. EPr. VIII 
&.521 ff, Troll Verſ. Urt. S. 59. — AM.: Hellmann Lehrb. S. 625, Lippmann Ardı. f. c. 
Pr. LXV &.406, Meyer Prozekpr. (5) S. 208.] — Die Vorſchrift der Nr. 3 bezieht ſich 
nur auf weientliches thatjächliches Vorbringen und nur auf die Anträge, welche ben 
Inhalt des zu erlaffenden Urteilö betreffen, wozu auch der Antrag auf vorläufige Voll 
itredbarkeit (88 709 bis 712) gehört (vgl. N.3 zu $714), nicht auf Prozebanträge, wie 3.2. 
den Antrag auf Erlaffung bed Verſ. Urteils [vgl. Fitting Ztichr. f. d. EPr. VII ©. 242, 
Tränkner eod. 8.260]. Sie gilt au für den Amtögerichtäprozeh. 

7. Über die für den Beſchluß anzuſetzende Gebühr ſ. Kapff Ztichr. f. d. CPr. XXIII 
S. 51 ff. 

$. 336. (301.) 

Gegen den Bejchluß, durch welchen der Antrag auf Erlaffung des Ver: 
ſäumnißurtheils zurückgewieſen wird, findet fofortige Befchwerde ftatt. Wird 
der Beichluß aufgehoben, jo ift die nicht erjchienene Partei zu dem neuen 
Termine nicht zu laden. 


HE. 8 610 Nr. 11, DB. 6204 f., NE. 8 815 Nr. 7, 5280, NB. 633, E. 18 274, E. II #266, E. II 
8 291, M. 233, KB. 115, 547 f., 557. 


1. Der zurüdmeifende Beſchluß muß verkündet werden ($ 329 Abj. 1). Bon ber 
Verfündung an läuft die Notfrift zur Beſchwerde ($ 577 Abi. 2 Sak 1). Die fofortige 
Beichwerbe findet nicht bloß gegen den Beſchluß ftatt, welcher den Antrag auf Erlaffung 
bes DVerfäumnisurteild auf Grund bes $ 335, Sondern gegen jeden Beſchluß, welcher 
den Antrag zurüdweift [vgl. RG. 5. Mai 1896 Entih. XXXVII Nr. 114 ©. 396, betr. 
einen Beichluß, der den Antrag auf Grund des $ 62 zurüdwies, und RG. 22. Sept. 1903 
Entſch. LV Nr. 74 S. 310 ff., 12. Juni 1906 Entſch. LXIII Nr. 90 ©. 365]. Die Beichwerbe 
findet auch ftatt, wenn der Antrag nur in der Richtung gegen einen von mehreren Streit 
genoffen zurüdgewieien wird [RG. 22. Sept. 1903 Entid. LV Nr. 74 ©. 310]. 

2. Giebt dad Beſchwerdegericht der Beſchwerde ftatt, jo hebt es den Beſchluß auf, 
fann aber nicht ſelbſt das Verſ. Urteil erlaffen, weil ein Urteil nur nach mündlicher Ver— 
handlung ergehen fann. Die Sache kehrt alfo in die untere Inſtanz zurück. Der Vor» 
figende hat von Amtswegen einen Termin anzufegen; von diefem Termin ift nur der im 
vorigen Termin erfchienenen Partei von Amtsmwegen Nachricht zu geben. Die nicht er- 
ichienene Partei ift zu bem neuen Termine nicht zu laden, weil in dem neuen Termine 
nur bas Verſ. Urt. nachzuholen ift, welches in dem früheren Termine hätte erlaffen werben 
follen. Deswegen iſt auch die in dem früheren Termine nicht erichienene Partei im neuen 
Termin ohne Einwilligung des Gegners nicht zur Verhandlung zuzulaffen. Dem Gegner 
fann jein Recht auf das Verſ. Urt. nicht durch das Ericheinen der im früheren Termin 
auögebliebenen Partei vereitelt werden. Die im nordd. Entw. 5 433 enthaltene Beftim- 
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mung, daß ber früher nicht Erfchienene zum neuem Termine zuzulaſſen fei, ift in ben fpäteren 
Entwürfen weggeblieben. [So alle neueren Kommentare, Pland Lehrb. II ©. 357, Hell» 
mann Lehrb. ©. 628, Bolgiano Ztichr. f. d. EPr. V S.241 N.17, Kohler Pr. ale RB. 
E65. — AM.: Ergthropel in Ztiſchr. f. d. EPr. II S. 120 ff., Troll Verſ. Urt. ©. 75f.] 
Bleibt die im eriten Termin erichienene Partei in dem neuen Termin aus, jo kann ber 
Gegner fein Verfäumnisurteil beantragen; denn er ift nicht zur Verhandlung zuzulaffen ; 
es tritt Ruhe des Verfahrens ein ($ 251 Abi. 2). 

3. Wird ber Antrag auf Verfäumnisurteil teilweife zurüdgemwiefen, zu einem anberen 
Zeil aber dem Antrage ftattgegeben, fo ift gegen bie zurücweifende Entſcheidung, auch wenn 
fie mit dem Verſ. Urt. verbunden ift, nicht Berufung oder Revifion, fondern nur Beſchwerde 
zuläffig [R®. 11. Dez. 1885 Entſch. XV Nr. 107 ©. 391]. 

$. 337. (302.) 

Das Gericht kann von Amtswegen die Verhandlung über den Antrag 
auf Grlaffung des Verfäumnigurtheils vertagen, wenn es dafür hält, daß die 
von dem Vorfigenden beftimmte Einlaffungs: oder Ladungsfrift zu kurz be- 
mefien, oder daß die Partei durch Naturereigniffe oder durch andere unab— 
wendbare Zufälle am Erfcheinen verhindert worden ſei. Die nicht erjchienene 
Partei ift zu dem neuen Termine zu laden. 

€. 18975, €. IT $ 987, €. III $ 298, M. 238, MB. 115. 

1. 8 337 betrifft die Fälle, in melchen die nicht erfchienene Partei am Erjcheinen 
im Termine verhindert war. Die Verhinderung kann ihren Grund darin haben, daß 
bie vom Vorſitzenden beftimmte Einlaſſungs- oder Labungsfrift ($ 226, 8 262 Abf. 2, 
88 520, 555) zu furz — b.i. fo furz, daß die Partei unter Benußung ber gewöhn— 
lichen Kommunifationsmittel nicht zum Termin eintreffen konnte — bemeffen, ober barin, 
daß die Partei durch Naturereigniffe oder andere unabwendbare Zufäle am Erfcheinen 
verhindert worden ift. Wegen bes Begriffs „Naturereigniffe und andere unabmwendbare 
Zufälle“ ſ. N. 1 ift $ 233. Iſt die Einlaffungs- oder Labungsfrift zu furz bemeffen oder 
ift die Partei durch Naturereigniffe oder andere unabwendbare Zufälle am Erjcheinen ver— 
hindert worben, fo fteht nicht etwa die Vertagung im Belieben bes Gerichts, jondern es 
muß vertagen; das Wort „Tann“ bezieht fich lediglich auf die Freiheit bes Gerichts bei Be— 
urteilung der Umftände lvgl. Wach Vortr. (2) S. 172 N. **, Kohler Forihungen ©. 57]. 
Hat das Gericht troß der Verhinderung der Partei nicht vertagt, fo hat es zu Unrecht 
ben Fall der Verfäumnis angenommen, und zwar aud dann, wenn ihm der Hinderungs- 
grund nicht befannt geweſen ift. Daher find im Falle des Einſpruchs die Koften nicht ftets 
ber fäumigen Partei aufzuerlegen (vgl. $ 344); auch unterliegt das Verſ. Urteil, wenn der 
Einſpruch an fi nicht ftatthaft ift, der Berufung und der Revifion, [Bgl. Schwalbad, 
Beitr. 3. €. d. DR. XXVI S. 12f., Kohler Forihungen ©. 57 und wohl auch Wad 
0.0.0. — AM.: Gaupp (9) N.II, Troll Verf.Urt. S. 229, OLG. Hamburg SA. XXXVII 
Nr. 160.] 

2. Gegen ben Bertagungsbeihluß findet feine Beſchwerde ftatt (arg. $ 567 Abi. 1), 
da fein Geſuch zurüdgemwiefen wird; vgl. a. N. 2 litt. b zu $ 228. 

3. Der neue Termin wird verkündet. Zu bem Zermin ift die nicht erfchienene 
Partei von der erfchienenen Partei zu laden. In dem neuen Termine fann bie früher 
ausgebliebene Partei ericheinen und zur Sache verhandeln. Wach Vortr. (2) ©. 1737. 
meint, daß in dem neuen Termine zunächſt nur darüber zu verhandeln fei, ob wirklich 
ein Grund vorlag, der bie im erften Termin auögebliebene Partei am Erfcheinen ver— 
hinderte; werde diefe Frage verneint, fo fei im zweiten Termine troß dem Erfcheinen ber 
im erften Termin auögebliebenen Partei VBerfäumnisurteil gegen fie zu erlaffen; nur im 
anderen Falle fei in die Verhandlung zur Sache einzutreten; ebenfo: Schwalbach Beitr. 
z. E. d. DR.XXVI S. 13 N. 14. Gegen Wach: Strudm, Koch (8) N. 1, Wilm. Levy (7) 
N.2 zu $302 alt, Gaupp (9) N. TI Abſ. 2, Peterfen (5) N.1, Schmidt Lehrb. (2) ©. 563, 
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Zrol a.a.D. 8.12. Wachs Anficht ift unhaltbar. Die ſcheinbare Stüße im Wortlaute bes 
$ 337 — „bie Verhandlung über den Antrag auf Berf.Urt. vertagen“ — zerbricht, wenn 
man erwägt, daß ber Antrag auf Verf.Urt. Verhandlung zur Hauptſache und daß biefe 
Verhandlung nod nicht abgeichloffen ift.] 
$. 338. (303,) 
Der Partei, gegen welche ein Verſäumnißurtheil erlaſſen ift, ſteht gegen 
dasjelbe der a zu. 


8 196, *; 434 5943 ff., 6218 ff., 6646 fi, NE. So, NB. 39, 182358, GL 
ee III & 293, mM. 38 f,, 228, 230 f., 234, AP. 1 


1. Der Einſpruch (die opposition des franz. — iſt der Rechtsbehelf, welchen 
das Geſetz der ſäumigen Partei gegen die Folgen gänzlicher Verſäumung gewährt. Der 
Einſpruch gehört nach der Terminologie des Geſetzes nicht zu den Rechtsmitteln; vgl. N. 
zum Titel des dritten Buches. Der Einſpruch iſt nicht abhängig von Entſchuldbarkeit der 
Verſäumung. Er iſt gegen alle Verſäumnisurteile mit Ausnahme der in $ 238 Abi. 2 
und $ 345 erwähnten zuläffid. Er ift aber nur zuläffig gegen ein Verfäumnisurteil, 
d.i. gegen ein Urteil, das auf den folgen der Terminsverfäumnis beruht; vgl. N. 2 litt.c 
vor $ 300 und die bort angeführte Litteratur. Über die Zufäffigfeit des Einfpruchs gegen 
ben Bollitredungsbefehl ſ. $ 700 Sat 2. 

2. Der Partei, welche das Verfäumnisurteil beantragt hat, fteht, wenn und ſoweit 
gegen fie geurteilt ift, nicht Ginfpruch, fondern Berufung und Revifion zu; vgl. N.1litt.b,c 


zu $ 513. 
$. 339. (304.) 
Die Einfpruchsfrift beträgt zwei Wochen; fie ijt eine Nothfrift und be- 
ginnt mit der Zuftellung des Verſäumnißurtheils. 
Muß die Zuftellung im Ausland oder durch öffentliche Bekanntmachung 
erfolgen, jo hat das Gericht die Einjpruchsfrift im Verfäumnißurtheile oder 
nachträglich durch bejonderen Bejchluß, welcher ohne vorgängige mündliche 


Verhandlung erlajfen werden fann, zu bejtimmen. 


cv... OB 306 f., 1158 f., er 6226, NE. 5 441, NP. 398 f., 779, E. I 8279, E. II 5 239, 
‚DM. 234, RE. ‚ 548. 


1. Zu Abi. 1: Die Einfprucsfrift beträgt im Verfahren vor allen ordentlichen 
Gerichten und in allen Inftanzen gleihmäkig zwei Wochen. Sie beginnt mit ber Zus 
ftellung des Verſäumnisurteils. Die Zuftellung wirb regelmäßig auf Betreiben desjenigen 
erfolgen, welcher dad Urteil beantragt bat. Aber auch der Kontumazierte kann fich nach 
8 221 Abf. 2 durch Buftelung an den Gegner die Einfpruchsfriit eröffnen. Wegen Be: 
rechnung ber Friſt j. $ 222. Wegen Wiebereinjegung gegen Ablauf der Friſt f. $$ 233 
bis 238, insbefondere $ 233 Abf. 2. 

2. Zu Abſ. 2: „Zuftellung im Ausland“ f. 88 199 bis 202, 207. Kann bie 
Zuftellung an die im Auslande befindliche Partei durch Aufgabe zur Poft erfolgen, weil 
ber Adrefſat einen Zuftellungsbevollmädhtigten zu benennen hatte, aber nicht benannt bat 
(vgl. $ 175 Abſ. 1), fo ift die Vorfchrift des Abſ. 2 nicht anwendbar, denn die Zuftellung 
erfolgt dann nicht im Auslande, jondern ift mit ber Aufgabe an bie inlänbifche Poft- 
anftalt gerade jo vollendet, wie wenn dieſe Anftalt als Zuftellungsbevollmächtigter be- 
nannt worden wäre; baher bleibt es in einem folchen Falle bei der gefeklichen Friſt. 
[So aud) Gaupp (9) N. IT Abi. 1 zu $ 176 und Fußnote 5 zu $ 839, Peterjen (5) N. 4, 
RG. 22. Apr. 1904 Entſch. LVII Nr. 75 ©. 334 ff.; vgl. a. KG. Berlin Ztichr. f. d. CPr. 
XII ©. 373. — AM.: OLG. Dresden Sächſ. Arch. II ©. 496, OLG, Hamburg Redtipr. 
d. OLG. XIII ©. 154.) — „3. durch dffentlihe Belanntmahung” f. $$ 203 bis 
207. — Die nah Abi. 2 zu beftimmende Einſpruchsfriſt wird von Amtswegen beftimmt. 
St dies bei Erlaffung des Verfäumnisurteils aus Verſehen unterblieben, oder ftellt ſich 
erft nachträglich Heraus, dab Zuftellung im Ausland oder öffentliche Zuftellung nötig ift, 
fo ift fie nachträglich durch Beichluß zu beftimmen. Der Beſchluß ift der Partei, welche 
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das Urteil erwirft hat, von Amtöwegen zuzuftellen ($ 329 Abi. 3). Dem Gegner ift ber 
Beſchluß nicht von Amtswegen, fondern durch die Partei zuzuitellen, wie das Verſäumnis— 
urteil (KPr. S. 115). Die Bewilligung der öffentlichen Zuftellung des Urteils enthält 
die Bewilligung der öffentlichen Zuftellung des Beſchluſſes; vgl. N.1 litt. a zu $ 204. 
Die Zuftellung des Urteils im Ausland oder durch öffentliche Belanntmadhung ohne Zu— 
ftellung des Beichluffes eröffnet die Einipruchsfrift nicht. Wird zuerft das Urteil und 
dann der Beihluß zugeftellt, jo beginnt der Lauf der Einfpruchäfrift erft mit der Zu— 
ftellung bes Beichlufjes [vgl. OLG. Hamburg Redtipr. d. OLG. XIII ©. 154], bei öffent- 
liher Zuftellung alfo erft, wenn nad der Anheftung an die Gerichtötafel zwei Wochen 
verjtrihen find ($ 206 Abi. 2). Die Friſtbeſtimmung ift unanfechtbar, mag fie im Urteil 
oder in geſondertem Beſchluß erfolgt fein [RG. 25. Oft. 1899 SA. LV Nr. 116; — aM.: 
OLG. Hamburg SA. LIV Nr. 261). Wurde das Urteil, welches die Friftbeftimmung ent» 
hält, nicht im Auslande, ſondern im Inlande oder nicht öffentlich, fondern durch den Ge— 
richtsvollzieher zugeitellt, jo ift die Friftbeftimmung gegenitandalos, es läuft die gejegliche 
Einſpruchsfriſt laM.: KG. Berlin Redtipr. d. OLG. XIII ©. 176; dagegen die Bemerkungen 
des Einjenders eod. 8.176]. — Die nad Abi. 2 beſtimmte Einfprudsfrift hat ebenio wie 
die Einſpruchsfriſt des Abſ. 1 die Natur einer Notfrift. 

3. Der Einfprud kann ſchon vor Zuftellung des Verjäumnisurteild rechtswirkſam 
eingelegt werben. [Bal. Strudm. Koch (8) N.1, Gaupp (9) N. I, Peterjen (5) N.1, Pland 
Lehrb. II S.392, Troll Verj.Urt. S. 193 ff., RG. 25. Jan. 1881 Entſch. II Nr. 115 S.408, 
17. Jan. 1883 IX Nr. 121 ©. 421, bay. ob. 2G. Bl. |. RA. LXI ©. 46, OLG, Dresden 
Sächſ. Ard. IS. 277, OLG. Hamburg SA. LIV Nr. 257. — AM.: Wilm. Levy (7) N.1 
zu $ 304 alt, Endemann II S. 162, Wach Beitr. z. E. d. DR. XXV ©. 257 ff., 801 und 
Handb. 1©. 271, Deutfchmann Beitr. XXVI ©. 57, 64 ff.) Für die hier vertretene An— 
fiht jpridht das arg. a contr. aus $ 516 Abi. 2, $ 552 Abſ. 2; würde die Beftimmung 
einer Notfriſt eo ipso die Vornahme der Prozehhandlung vor Beginn der Friſt unmög« 
lih maden, jo hätte dies nicht für Berufung und Revifion ausdrücklich bejtimmt werden 
müffen. Auch auf $ 312 Abſ. 2 kann man fich berufen. Die Einlegung des Einjpruchs 
in dieſem Punkt anders zu behandeln als die Einlegung der Berufung und Revifion, ift 
aber auch fachlich durchaus gerechtfertigt. Bei Berufung und Revifion joll durch die an— 
geführte VBorfchrift die einheitliche Verhandlung in der Rechtsmittelinftang über die mög— 
licherweife beiden Parteien zuftehenden Rechtsmittel erreicht werden. Einſpruch kann 
immer nur von einer Partei eingelegt werben. Die Gleichzeitigkeit der Einlegung des 
Einſpruchs und einer gegnerifhen Berufung oder Revifion anzuftreben, befteht nicht der 
mindeite Grund. 

$. 340. (305.) 

Die Einlegung des Einſpruchs erfolgt durch Zuſtellung eines Schrift: 
ſatzes. Derjelbe muß enthalten: 

1. die Bezeichnung des Urtheils, gegen welches der Einjpruch gerichtet wird; 
2. die Erklärung, daß gegen diefes Urtheil Einſpruch eingelegt werde; 
3. die Ladung des Gegners zur mündlichen Verhandlung über die Hauptjache. 

Der Schriftjag joll zugleich dasjenige enthalten, was zur Vorbereitung 
der Verhandlung über die Hauptjache erforderlich ift. 


HE. 8 199, HB. 1173 ff, 3690 M., 6226 ff,, NE. 8 442, NE. 39 ff., E. 18280, EI 8 280, 
€. III 8 29, M. 38, 234, HB. 115. 


1. Zu Abi. 1: a) Daß die Einlegung des Einfpruchs durch Zuftellung eines Schrift« 
ſatzes an den Gegner erfolgt, entipricht der Vorfchrift des $ 253 über die Erhebung der 
Klage und des $ 518 über die Einlegung der Berufung. Naddem durch die Novelle v. 
5. Juni 1905 Art. I Nr. 5 beitimmt worden ijt, dab die Einlegung der Revifion nicht 
mehr, wie früher, dur Zuftellung eines Schriftfages an ben Gegner, jondern durch Ein— 
reichung ber Revijionsichrift bei dem Revifionsgerichte erfolgt, wäre es fonfequent geweſen, 


8 340. Dritter Titel. Berjäumnisurteil. 555 


zu beſtimmen, daß auch die Einlegung des Einſpruchs gegen ein Verſäumnisurteil des 
Reviſionsgerichts durch Einreichung eines Schriftſatzes erfolge. Die Novelle enthält aber 
keine derartige Beſtimmung. Es bleibt alſo dabei, daß auch der Einſpruch gegen ein 
Verſäumnisurteil des Reviſionsgerichts durch Zuſtellung eines Schriftſatzes an den Gegner 
eingelegt wird. 

b) «) Iſt das Verf. Urteil gegen mehrere Streitgenoſſen ergangen, jo fann jeder für 
fih Einiprud einlegen. Im Falle der ſog. notwendigen Streitgenofienihaft (f. N. 2 zu 
$ 62) wird durch die Einlegung des Einſpruchs feitens eines Streitgenoffen die Einſpruchs— 
frift au für die anderen gewahrt (arg. $ 62) und daher ber Eintritt der Rechtöfraft 
gehemmt. Bei anderer Streitgenofjenichaft wirkt die Einlegung bes Rechtsſtreits nur für 
ben Streitgenoffen, weldyer den Einfpruch eingelegt bat (arg. $ 61). — Über die Befugnis 
eines Nebenintervenienten zur Einlegung des Einſpruchs ſ. N. 2 litt. e zu $ 67 und N. 3 
litt.e zu $ 69. 

3) Stehen ber Partei, welche ben Einiprucd einlegen will, mehrere Streitgenoffen 
gegenüber, jo ift die Einſpruchsſchrift jedem Streitgenofjen zuguftellen, dem gegenüber das 
Berfäumnisurteil angefochten werben joll. Die Zuftellung an einen Streitgenofjen wahrt 
nit die Einipruchäfrift gegenüber den anderen und verhindert nicht, daß das Urteil den 
anderen gegenüber rechtöfräftig wird. Da bei ber fog. notwendigen Streitgenoſſenſchaft 
allen Streitgenoffen gegenüber nur einheitlich entichieden werden fann (j. N. 2 Abi. 2 zu 
8 62), fo ift bei folcher Streitgenoffenichaft die Zuftellung des Einſpruchs an einen Streit» 
genofjen nicht im Stande, die Aufhebung des VBerfäumnisurteils herbeizuführen. — Stehen 
ber Partei, welche den Einſpruch einlegen will, eine Partei und ein Nebenintervenient 
gegenüber, jo ift die Zuftellung an die Partei und an den Nebenintervenienten erforber« 
lih, wenn ftreitgenöffiiche Nebenintervention ($ 69) vorliegt (vgl. N. 1 litt. c Abi. 2 zu 
$ 518); fonit genügt die Zuftellung an die Partei. 

c) Der Schriftfat muß im Anmwaltsprozeffe von dem Anwalt unterichrieben fein. 
Im Verfahren vor den Amtögerichten fann der Einſpruch zu Protofoll des Gerichtsichreibers 
erklärt ($ 501) und durch Zuftellung diefes Protokolls eingelegt werben. 


d) Wesentlich für den Schriftiaß (oder das Protokoll: $ 501) find die Erforderniſſe 
des Abi. 1 Nr. 1 bis 3. Ein Mangel hat zur Folge, dak der Einipruch als unzuläffig zu 
verwerfen ift ($ 341). — Zu Nr.1: Das Urteil muß fo genau bezeichnet jein, daß man 
weiß, mwelches Urteil angefochten werben foll. — Zu Nr. 2: Der Gebraud) des Ausdruds 
„Einipruch” ift nicht weientlih. Andere Ausdrüde, etwa „Widerſpruch“ oder „Oppofition*, 
genügen auch, wenn nur erfennbar ift, mas gewollt ift. — Zu Nr. 3: E3 genügt, wenn 
die Ladung einfah „zur mündlichen Verhandlung“ oder „zur Verhandlung über den Ein— 
ſpruch“ Tautet [vgl. bay. ob. 26. SW. L Nr. 286, KG, Berlin SA. LVII Nr. 228, OLG, 
Dresden Sächſ. Ar. VI S. 218; — aM.: OLG. Hamburg Ztichr. f.d. EPr. XXX ©. 93]. 
Dagegen würde eine Ladung zur Verhandlung über die Zuläffigfeit des Einſpruchs 
inforreft fein. „Hauptſache“ bedeutet hier den Gegenfaß zur Verhandlung über die 
Prozekvorausiegungen bes Einfpruds. Die Ladung ift in den Schriftiag aufzunehmen 
($ 214 Abſ. 2). Zuftellung an den Prozehbevollmädtigten ſ. $$ 176 bis 178. Ladungs— 
frift: $ 217, vorbehaltlich der Abkürzung ($ 226). Nichteinhaltung der Ladungsfrift macht 
den Einſpruch nicht ungültig. 

2. Zu Abi. 2: Für den Schriftſatz gelten die inftruftionellen Worichriften der 
88 129 bis 133 und des $ 340 Abi. 2. Der Vorfchrift des $ 340 Abi. 2 wird z. B. 
dadurch entiproden, daß der Schriftiag des fontumazierten Bellagten die Klage beant- 
wortet oder ber Scriftjat des fontumazierten Klägers auf die Klage bezugnehmendb den 
Antrag wiederholt ıc. x. 

3. Durch mündliche Erklärung fann der Einiprud; auch dann nicht eingelegt werden, 
wenn der Gegner bei Gericht anweſend ift. Das gilt auch für das amtögerichtliche Ver— 
fahren. 
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$. 341. (306.) 
Das Gericht hat von Amtswegen zu prüfen, ob der Einfpruch an fich 
jtatthaft und ob er in der gefelichen Form und Friſt eingelegt fei. Fehlt es 
an einem dieſer Erfordernifje, fo ift der Einfpruch als unzuläffig zu verwerfen. 


a Aare HB. 5972 ff., 6237, NE. 8 446, NP. aoıf., E. 18281, E. II $ 291, E. III $ 296, 
284, 235, RP. 115. 


1. Die prozeffualiichen Vorausfegungen bes Einſpruchs unterliegen ber Offizial- 
prüfung. Diefe Borausfegungen find: a) die Statthaftigfeit des Einſpruchs. Das Urteil 
muß der ben Einfpruch erhebenden Partei gegenüber Verfäumnisurteil, d. i, ein auf 
Grund der Folgen der Terminsverfäumnis ergangenes Urteil, und der Einſpruch darf 
nicht nad $ 238 Abſ. 2 Sak 2 ober $ 345 unzuläffig fein; b) die geſetzliche Form, d. i. 
die Beobachtung der Vorfchriften des $ 340 Abf. 1 Nr. 1 bis 3; c) die Einhaltung der 
Notfriit ($ 339). 

2. Die Verhandlung über bie prozefjualiihen Borausfegungen des Einfpruds muß 
nicht getrennt werben von ber fonftigen Verhandlung. Der Gegner der Einjpruchöpartei 
bat nicht das Recht, bei Beitreitung ber Zuläffigfeit ac. des Einſpruchs die Einlaffung 
zur Hauptſache zu verweigern. Doc fann das Gericht gemäß $ 146 anorbnen, dab bie 
Verhandlung zunähft auf die Vorausfeßungen des Einſpruchs zu befchränfen jei [vgl. 
Strudm. Koch (8) NR. 4, Gaupp (9) N. I Abſ. 2, Peterien (5) N.d; — aM.: Troll 
Verſ. Urt. S. 216.] Der Streit über bie Zuläffigfeit bes Einſpruchs ift Zwiſchenſtreit 
(1. R.3 Abſ. 2 zu $ 308); durch Bmifchenurteil kann der Einſpruch für zuläffig er- 
flärt werben, 

3. Fehlt e8 an einer ber prozeſſualiſchen Vorausfegungen des Einſpruchs, fo ift der 
Einipruch nad münbdlicher Verhandlung dur Enbdurteil als unzuläffig zu verwerfen. 
Gegen dieſes Urteil iſt Berufung und Revifion zuläffig. Wegen Mangels ber prozeffuali- 
ſchen Vorausfegungen muß der Einfpruch jelbft dann verworfen werben, wenn in bem 
Termine zur Verhandlung über den Einſpruch nur eine ber Parteien erichienen ift. Das 
Urteil ift auch gegenüber der nicht erfchienenen Partei fein Berfäumnisurteil, weil es nicht 
auf einer Verfäumnisfolge beruht; daher ift es nicht mit Einfpruch, fondern mit den Rechts— 
mitteln anfechtbar; vgl. N. 2 litt.c g. E. zu $ 330 und N. 2 litt. d g. €. zu $ 331. 


$. 342. (307.) 
Iſt der Einſpruch zuläffig, jo wird der Prozeß in die Lage zurückverſetzt, 


in welcher er fich vor Eintritt der Verſäumniß befand. 
HE. 8 202, HB. 1191 fi., 6237, NE. 8 445, NE. 401f., 622 ff., E. 18288, €. 118 298, €. ıu 
8 297, M. 235, AB. 115. 


1. Iſt der Einfpruch ftatthaft und ordnungsmäßig ſowie rechtzeitig eingelegt, fo 
bewirkt er, daß der Prozeß in die Lage zurüdverfegt wird, in welcher er fi vor dem 
Gintritte der Verfäumnis befand. Cingetreten war bie Verfäumnis nicht erft mit der 
Verfündung des Verfäumnisurteild und auch nicht erft mit dem Schluffe der Verhandlung, 
ſondern fchon vor dem Antrag auf Verfäumnisurteil; denn biefer Antrag ſetzt die Termins- 
verfäumnis voraus. Dem fteht nicht entgegen, dab nad $ 220 Abi. 2 ein Termin von 
einer Partei erft verfäumt ift, wenn fie bis zum Echluffe besfelben nicht verhandelt; denn 
bie Möglichkeit, daf die nicht erichienene Partei nad) dem Antrag auf Verf.Urteil auf« 
tritt und verhandelt, beruht auf einer Art von Reftitution, wie fie der $ 231 Abi. 2 
gegen die eingetretene Verſäumnis allgemein gewährt. Der Prozeß wird alfo durch 
den Einfprucd in die Lage zurückverſetzt, in welcher er fih vor dem Antrag auf Verf. 
Urteil befand. Folglich können die Parteien alle Angriffs» und Verteidbigungsmittel geltend 
machen, die fie vor dem Antrag auf Verſ. Urteil geltend machen konnten. Insbeſondere 
tan der Bellagte, fſowohl wenn er jelbit ald wenn der Gegner Einipruch erhoben hat, 
prozehhindernde Einreden, die nicht ſchon durch eine frühere Verhandlung ausgeſchloſſen 
waren, vorbringen und bie Einlaffung verweigern, wenn ihm biefe Befugnis vorher noch 
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zuftand. [Troll Verſ. Urteil S. 37, 222 behauptet, daß der Bellagte, wenn er ben Ein- 
ſpruch eingelegt Hat, fih nicht auf progeßhindernde Einreden befchränfen dürfe. Diejer 
Behauptung liegt bie irrige Annahme zu Grunde, dab die Worte „zur Hauptiache* in 
$ 345 ben Gegenſatz zu Prozebeinreden bezeichneten.] Andererjeits bleiben alle Zwiſchen⸗ 
urteile, einichließlich derjenigen über prozeßhindernde Einreben oder über den Grund bes 
auch dem Betrage nach ftreitigen Anſpruchs, und bie Bemweisbeichlüffe, welche vor dem 
Berjäumnisurteil erlaffen waren, in Kraft (nordd. Prot. Il ©. 622 f. 625). Nicht minder 
bleiben Geftändniffe, Beweisbeichlüffe und Beweisaufnahmen fowie die vor dem Antrag 
auf Berjäumnisurteil bereits eingetretenen Präflufionen wirkjam. 

2. Die Zuläffigkeit des Einſpruchs kann durch Zwiſchenurteil feftgeitellt werben 
($ 308). Durch ein folches Zwiſchenurteil ift jedoch das Verfäumnisurteil noch nicht auf— 
gehoben; anders im Falle des $ 700 Sag 3 (vgl. N. 5 Abſ. 2 zu $ 700). Hit kein Zmwifchen- 
urteil erlafjen, jo wird über die Zuläffigfeit im Endurteil entichieden. 

3. Über die Wirkung des Einſpruchs auf die Vollftredung des Verſäumnisurteils 
i. $ 705 Saß 2, $ 719. 

$. 343. (308.) 

Inſoweit die Entjcheidung, welche auf Grund der neuen Verhandlung 
zu erlafien ift, mit der in dem Verfäumnigurtheil enthaltenen Enticheidung 
übereinftimmt, ift auszufprechen, daß dieſe Entjcheidung aufrecht zu erhalten 
ift. Inſoweit diefe Borausfegung nicht zutrifft, wird das Verſäumnißurtheil 
in dem neuen Urtheil aufgehoben. 

De. 423 —7 5972 ff., 6237, NE. 8 446, NP. 408f., E.18 288, €. IT 8 298, €. III g 208, 
. 298 ff., RB. 215. 


St der Einipruch zuläffig, fo ift über die Sache (in Gegenjaß zur Frage ber Zu— 
läffigfeit bes Einſpruchs) zu entfcheiben. Diele Entiheibung kann absolutio ab instantia 
fein, wenn ein Mangel in ben Prozekvorausfegungen vorhanden ift; außerdem ergeht 
ein Urteil zur Hauptſache. Diejes Urteil fann das Perfäumnisurteil ganz oder teilmeije 
beftätigen oder aufheben. Someit es beftätigt, ift in ber Urteilöformel auszuſprechen, 
daß bie frühere Enticheidbung aufrecht erhalten wird; ſoweit ed abänbert: daß bas Ber: 
fäumnisurteil aufgehoben und fo und fo erfannt werbe. Bei teilmeiier Änderung ift das 
Urteil nicht ganz aufzuheben; das kann wegen bes Fortbeſtandes von Zwangsvollſtreckungs- 
maßregeln bebeutiam fein [vgl. Troll a. a. O. S. 219, OLG. Roftod SA. XLIII Nr. 161]. — 
Dei Erlafjung eines bedingten Enburteils ift die Aufhebung bes Verfäumnisurteils noch 
nicht auszufprechen, da das Läuterungsurteil wieder mit dem Verfäumnisurteil überein- 
ftimmen fann. 


$. 344. (309.) 

Iſt das Verfäumnißurtheil in gejelicher Weife ergangen, jo find die 
durch die Verſäumniß veranlaßten Koften, joweit fie nicht durch einen uns 
begründeten Widerfpruch des Gegners entjtanden find, der jäumigen Partei 
auch dann aufzuerlegen, wenn in Folge des Einfpruchs eine abändernde Ent: 


ichetdung erlafjen wird. 


DE. 8 208, HB. 1199, 6238, NE. 8 47, NE. 401, E. 18284, E. IT 8 294, E. ımı 8 209, 
. 282, KB. 115. 


1. Wird das Verfäumnisurteil aufrecht erhalten, fo fallen die Koſten der Einſpruchs— 
verhandlung der Partei zur Laft, welche den Einjprud; erhoben hat. Wird das Verfäumnis- 
urteil abgeändert, fo ift zu unterfcheiden: a) Das Verfäumnisurteil ift in ungeſetzlicher 
Weiſe ergangen, db. h. unter Umftänden, unter denen entweder fofort auf absolutio ab 
instantia zu erfennen oder der Antrag auf Verfäumnisurteil zurüdzumeifen geweien wäre, 
weil feine Terminsverfäumnis oder fein Antrag vorlag ober weil $ 335 ober $ 337 an« 
zumenben gewejen wäre; bann ift über die Koften bes Prozeſſes einjchliehlich der durch 
die Verfäumnis veranlaßten nach 88 91, 92 zu entjcheiden. Beruht die Ungejeplichteit 
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des Verfäumnisurteild auf einem Verſchulden des Gegners oder feines Vertreters (z.B. 
auf einer fehlerhaften Ladung), fo können die Koften bes früheren Termins dem Gegner 
auferlegt werben, auch wenn biefer in ber Hauptſache obfiegt (nach Analogie von $ 95). 
Beruht die Ungejeplichkeit auf grobem Verfchulden bes Gerichtäfchreibers, des geſetzlichen 
Vertreters, des Rechtsanwalts oder fonftigen Bevollmächtigten ober des Gerichtsvollziehers, 
fo fann der Gerichtöjchreiber zc. x. in die Koften verurteilt werden (arg. $ 102). Die 
fäumige Partei fann alfo, wenn fie obfiegt, koftenfrei ausgehen. b) Das Verfäumnisurteil 
it in gefeglicher Weife ergangen; dann fann bie jäumige Partei, auch wenn fie obfiegt, 
nicht foftenfrei ausgehen; auch nicht, wenn die Verfäumnis unverfchuldet war. Die Mehr- 
foften, welche durch die doppelte Verhandlung entftanden find, bleiben ihr ftet3 zur Laft. 
Nur diejenigen Koften der Einfpruchöverhandlung, welche durch einen fchließlich ala un— 
begründet erfannten Widerſpruch des Gegners entjtanden find, find diefem aufzuerlegen. — 
Auch bei Zurüdnahme ber Klage kommt $ 344 neben $ 271 Abi. 3 zur Anwendung [Btichr. 
f.d. EPr. XXIII ©. 466). 
2. Wegen ber Gebühren ſ. GKG. & 26 Nr. 6, 88 32, 46; GO. F. RA. $ 20. 


$. 345. (310.) 


Einer Partei, die den Einfpruch eingelegt hat, aber in der zur münd— 
lichen Verhandlung bejtimmten Sigung oder in derjenigen Sigung, auf welche 
die Verhandlung vertagt ift, nicht erjcheint oder nicht zur Hauptſache ver- 
handelt, jteht gegen das Verſäumnißurtheil, durch welches der Einfpruch ver: 
worfen wird, ein weiterer Einfpruch nicht zu. 

HE. 8 204, HB. 1198 ff., 3690, NE. 8 448, NP. 402, E. 1$ 285, E. II 8 295, E. II 8 300, 
M. 285, AP. 115. 

1. a) Wenn die Partei, welche den Einfpruch eingelegt hat, in dem zur münblichen 
Verhandlung bejtimmten Termin oder in bem Termin, auf welchen die Verhandlung ver: 
tagt ift, nicht erfcheint oder nicht zur Hauptſache verhandelt, jo wird der Einſpruch durch 
Verfäumnisurteil verworfen. Über „verhandeln“ ſ. N. 1 litt. azu 8333. Den Gegen: 
fa von „Hauptſache“ bildet bier die Zuläffigfeit, Nechtzeitigfeit und orbnungsmäßige 
Einlegung des Einſpruchs; es ift aljo, abweichend von $ 39, $ 271 Abf. 1, $ 274 Abj. 1, 
auch die Verhandlung über Prozeßeinreden eine Verhandlung „zur Hauptſache“. [Bgl. die 
Mot. z. E. 111.235, Strudm, Koch (8) N. 1a, Wilm. Levy (7) N. 2a zu $ 310 alt, Gaupp (9) 
N.1; vgl.a. Wach Handb. IS. 292 N. 20. — AM.: Troll Verſ. Urt. S.37, 142, 215 f., 221f.] 
Auch, wenn dur Zwiichenurteil die Zuläffigkeit des Einfpruchs bereits feftgeftellt ift (vgl. 
N.2 zu $ 342), ift der Einfpruch der nicht zur Hauptſache verhandelnden Partei durch 
Derfäumnisurteil zu vermwerfen. Gegen das zweite Verfäummisurteil ift fein weiterer Ein- 
ipruch, jondern nur Berufung oder Revifion aus bem Grunde zuläffig, daß der Fall der 
Verjäumung nicht vorgelegen habe ($ 513 Abi. 2, $ 566). Zu dem PVerfäumnisurteile 
nad) $ 345 wird vorausgejegt, daß der Einſpruch „zuläffig* im Sinne der N.1 zu $ 341 
war; ſonſt müßte er nach $ 341 verworfen werden. Die allgemeinen Prozekvorausfegungen 
oder die Zuläffigfeit der Berufung und Revifion find nicht mehr zu prüfen [vgl. Troll 
0.0.0. ©. 221). 

b) Wenn die Partei, welche den Einſpruch ordnungsmäßig eingelegt bat, in dem Termin 
erichienen ift und „zur Hauptjache* (ſ. litt. a) verhandelt hat, hierauf aber im Laufe derjelben 
Inſtanz einen weiteren, zur Fortſetzung der mündlichen Verhandlung beftimmten Termin ver- 
jäumt, jo ift der Einspruch nicht mehr zu verwerfen; wohl aber fann unter den allgemeinen 
Vorausfegungen ein neues DVerfäumnisurteil gegen fie erlaffen werden. Gegen das neue 
Verfäumnisurteil bat die fontumazierte Partei den Einſpruch [vgl. RG. 18. Febr. 1903 
Beitr. 3. E.d. DR. XLVII S. 1164). Natürlich kann biefer Fall mehrmals eintreten, fo 
daß in berjelben Inſtanz gegen diejelbe Partei ein drittes, viertes ıc. dem Einſpruch unter« 
liegendes Verfäumnisurteil möglich ift. Ausreichenden Schuß gegen den Mißbrauch, welcher 
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mit Wiederholung bes Einipruchs getrieben werben fönnte, gewährt bie vorläufige Voll— 
ftredfbarfeit jedes zweiten oder ferneren, in derfelben Inſtanz gegen dieſelbe Partei zur 
Hauptſache erlaffenen Verfäumnisurteils ($ 708 Nr. 3). 

2. Griceint der Gegner der Partei, welche den Einſpruch eingelegt bat, in dem 
Termine zur mündlichen Verhandlung nicht, fo ift auf Antrag der erichienenen Partei 
Berläumnisurteil nad $$ 330, 331 zu erlaffen, wenn der Einſpruch zuläffig ift. Gegen 
das PVerfäumnisurteil fteht der fontumazierten Partei der Einfprud zu. 


$. 346. (311.) 

In Betreff des Verzicht auf den Einjprud und der Zurüdnahme des: 
jelben finden die Vorjchriften über den Verzicht auf die Berufung und über 
die Zurüdnahme derfelben entiprechende Anwendung. 

NE. 8.449, E. 18287, E. 118 296, €. TIL $ 301, M. 236, KB. 115. 


1. Vorfchriften über den Verzicht auf die Berufung ſ. $ 514. Diefe Vorfchrift 
betrifft nur ben Verzicht nad Erlaffung bes Urteils. Die entfprechende Anwendung 
ergiebt, daß nad) Erlaffung des Urteils durch einjeitige Erflärung auf den Einſpruch ver- 
zihtet werden fann; vgl. N.2 zu $ 514. Über den Verzicht auf die Berufung vor Er- 
laſſung des Urteils enthält die CPrO. überhaupt feine Vorfchrift; nach den Mot. 3. 
E. III ©. 300 ſoll die Gültigfeit eines „Vertrags“ über ben Verzicht „Lediglich nach dem 
Eivilrehte* zu beurteilen fein. Was fi daraus für ben Verzicht auf die Berufung 
ergiebt, ijt in R. 1 zu $ 514 erörtert. Wie man aud; über die Zuläffigfeit eines Be— 
rufungsverzichtö benfen mag — feineöfalls läht fi aus bem gemeinen Givilrecht oder aus 
einem Partifularredhte die Wirkfamfeit eines vor dem Urteil erfolgten Einſpruchsverzichts 
herleiten. Gegen bie Wirkſamkeit eines ſolchen Verzichts Ipricht auch das fachliche Bedenken, 
daß berjenige, welcher von vornherein auf den Einfpruch verzichtet, ſich auch für ben 
Tall zufälliger Verfäumnis feiner Nechte begeben würde. [So auch Strudm. Koch (8) zu 
$ 346, Peterfen (5) N. 2 zu $ 346, Kohler Beitr. 3. E.d. DR. XXXI1 ©.288, Troll Verf.- 
Urt. ©. 200 ff. — AM.: Wilm. Levy (7) N. 1 zu $ 311 alt, Gaupp (7) N. I Abi.2 g. €. 
zu $ 514 und, wie es jcheint, Pland Lehrb. I ©. 299.] 

2. Borfchriften über die Zurüdnahme der Berufung ſ. 5 515. Die Erläuterungen 
zu $ 515 finden hierher entiprechende Anwendung. Die Zurüdnahme eines Einſpruchs, 
deſſen Einlegung ala nicht ordnungsmäßig beanitandet wurde, enthält feinen Verzicht 
[RG. 17. Jan. 1883 Entf. IX Nr. 121 ©. 423]; vgl. N. 4 litt. a zu $ 515. 


$. 347, (312.) 

Die Vorfchriften diefes Titels finden auf das Verfahren, welches eine 
Miderklage oder die Beitimmung des Betrags eines dem Grunde nach bereits 
feitgeitellten Anjpruchs zum Gegenftande hat, entjprechende Anwendung. 

Mar ein Termin lediglich zur Verhandlung über einen Zwifchenftreit 
bejtimmt, jo bejchränft fi) das Werfäumnißverfahren und das Verſäumniß— 
urtheil auf die Erledigung diefes Zwiſchenſtreits. Die Vorſchriften diejes 
Titels finden entfprechende Anwendung. 


— NB. 679 f., 744 ff., 1040, 1050, E. 18 277, E. II $ 297, E. III 8 309, WM. 236 f,, 
. 115. 


1. Zu Abi. 1: „Auf das Verfahren über die Widerklage.“ In Abweien: 
beit des Klägers kann feine Widerflage erhoben werben, ſ. N. 4 zu $ 33; Terminsverſäum— 
nis ift aber erft möglih nad) Erhebung einer Klage. Folglich können die Vorfchriften 
über das Verfäumnisurteil auf die WII. erft angewendet werben, wenn ber Wiberfläger 
oder der Wiberbeflagte nicht mehr ericheint oder nicht mehr verhandelt, nachdem in einem 
rüheren oder in bemfelben Termine beide Parteien erichienen waren und die WAL. er- 
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hoben worden ift. IVgl. Wilm. Levy (TI) N. 1 zu $ 312 alt, Löning Ztichr. f. d. EPr. IV 
S. 131, Wach PVortr. (2) S. 54 N. * und Ztichr. f. Pr. u. 5. R. VII ©. 357 N., Pland 
Lehrb. II S. 349, Bolgiano Ztichr. f. d. EPr. V ©. 230.] Die in N. 4 zu $ 33 erwähnte 
Anficht, daß WEI. nach vorheriger Zuftellung eines die WII. anfündigenden Schriftiages 
auch in Abweienheit des Klägers erhoben werden fönne, führt zu der Konſequenz, daß im 
MWiderflageverfahren ein Verfäumnisurteil ſowohl gegen ben Wibderbeflagten als gegen den 
Widerkläger Schon nad Zuftellung des Schriftiages möglich wäre. Es ift eine Halbheit, 
Kontumazialfolgen nad) Zuftellung bes Schriftfages nur gegen ben Wiberbeflagten, nicht 
auch gegen ben Widerfläger, eintreten zu lafjen, wie dies Strudm. Koch (8) N. 4 zu 8330, 
N.6 zu 8 331, Gaupp (9) N. I1, Peterien (5) N. 2, Hellmann Lehrb. ©. 636, Schepers 
Beitr. 3. Erl. db. DR. XXIV S. 868, Troll Verſ. Urt. S. 99 u. ©. 133 u.a. wollen. Frei— 
lich führt die volle Koniequenz der gegnerifchen Anficht zum Konflikte mit $ 281; das 
beweift eben, dat der Ausgangspunkt falih ift. — Die Widerklage ift von Amtswegen 
zurüdzumeifen, wenn es an den von Amtswegen zu beachtenden Prozeßvorausſetzungen 
mangelt: vgl. N. 2 litt. e zu $ 330, N. 2 litt.d zu $ 331. 

2. Zu Abi. 1: „Auf das Verfahren, weldhes die Beftimmung bes Be— 
trags eines dem Grunde nad feitgeftellten Anfpruds zum Gegenftande hat.“ 

Litteratur: Haas Beitr. 3. Ed. DR. XXXIV ©. 354 ff. 

Die Motive 3. E. III ©. 236 bemerken: 

„rt ein Anipruch feinem Grunde nach bereits feftgeftellt ($ 266 [d. Entw. — 304 d. Gef.]), 
jo beichränft fich die fernere Verhandlung formell auf die Liquidation, in Wirklichkeit bildet 
aber den Gegenjtand der Verhandlung noch immer die ganze Sade. Denn das Urtheil ift 
nur ein Zwiſchenurtheil, mithin der Anjpruc des Klägers, wie er denjelben in feinem Sachgeſuche 
verfolgt, quantitativ auch noch nicht theilweife erledigt. Es ericheint daher fonfequent, wenn 
der $ 302 [d. Entw. — 347 d. Gej.] Abi. 1 vorichreibt, daf die 88 285 fi. [d. Entw. — 330 ff. 
d. &ej.] auf die Verhandlung über die Beitimmung des Betrags eines dem Grunde nad) bereits 
feftgeftellten Anfpruchs zur Anwendung fommen jollen.“ 

Verſäumt der Kläger den Termin, fo wird er mit der Klage abgewieſen. Diejes 
Derj.Urt. fteht nicht in Widerſpruch mit dem Zmifchenurteile; denn das ZwU., welches 
den Grund bes Anipruchs feftftellt, hat dem Kläger noch nichts zugeſprochen. Verſäumt 
ber Bellagte den Termin, jo ift das auf die Höhe bes Betrags bezügliche Vorbringen bes 
Klägers als zugeftanden anzunehmen und, ſoweit ed den Hlagantrag rechtfertigt, nach dem 
Antrage zu erfennen; fomweit dies nicht ber Fall ift, ift die Klage abzumeifen ſvgl. Wach 
Vortr. (2) S.180]. An das ZwU. iſt das Gericht gebunden; vgl. N. 3 litt.a zu $ 332. 

3. Zu Abi. 2: a) Zwiſchenſtreit ift Hier nur im Sinne von „Zwiſchenſtreit unter 
ben Parteien“ zu verftehen. In einem Zmwifchenftreite zwifchen einer Partei und einem 
Dritten (vgl. N.1 litt. a zu $ 303) giebt es fein Verj.Urt., und zwar auch dann nicht, 
wenn ber Zwifchenftreit durch Urteil zu enticheiben ift (5 71, 135, 387); denn zur An— 
fechtung diefer Zmifchenurteile ift die Beſchwerde vorgeieben, ein Rechtämittel, das niemals 
mit Einſpruch fonkurriert; im Falle des $ 387 ift ein Verfäumnisverfahren auch durch 
die Berichterftattung ausgeichlofien. IVgl. Strudm. Koch (8) N.5, Wilm. Ley (7) N. 2 zu 
$ 312 alt, Gaupp (9) N. II 1, Peterfen (5) N. 4, Pland Lehrb. II S. 379, Wach Vortr. (2) 
©. 157, Bülow Beitr. 3. E. d. DR. XXII S. 830, Troll Verf.Urt. S. 140, Faull Über ben 
Degr. u. d. praft. Bedeutung bes Zwifchenitreits (1893) ©. 89.) 

Ein Zwifchenftreit unter den Parteien ift ein innerhalb des Prozefjes fich ergebenber 
Streit über ein prozeſſualiſches Angriffö- oder Verteidigungsmittel, der nur nad) münb- 
licher Verhandlung und nicht durch Beichluß oder Verfügung erledigt werden fann; vgl. 
N. 3 zu 8 308. Eine Beſchränkung der Verhandlung nach $ 146 ſchafft noch feinen Zwiſchen⸗ 
ftreit. [Unrichtig: Müller Ztichr. f. d. EPr. IV ©. 321 ff.] 

b) Der Zmwifchenftreit entiteht nicht durch irgend welche gerichtliche Anordnung, jon« 
bern er beiteht von felbit, jobald fi ein Streit der bezeichneten Art ergiebt. Beſteht 
ein Zwifchenftreit, jo kann das Gericht beftimmen, daß in dem nächſten Termine lediglich 
über den Zwifchenftreit verhandelt werde, und wenn bies geichehen ift, aber aud 
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nur dann, beichränfen fich bei Ausbleiben einer Partei die Verfäumnisfolgen auf den 
Zwilchenftreit. In ben Fällen der $ 350 Abi. 2, $ 366 kann ein ſolcher Termin unums 
gänglich fein; jonft fteht die Beſchränkung im Ermefjen des Gerichts. [Vgl. Faull a. a.O. 
8.56 ff. — Troll a.a.D. S.142 will die Beichränkung überhaupt nur in den Fällen der 
88 350, 366 zulafien.] Die Partei fann die Beichränfung nicht dadurch herbeiführen, daß 
fie lediglich zur Verhandlung über den Zwiichenftreit ladet. 

c) Die entiprechende Anwendung ber Vorichriften ber $$ 330, 331 auf den Zwiſchen⸗ 
ftreit ergiebt, dab $ 330 auf die Verfäumnis des Angreifers, $ 331 auf’ die des An— 
gegriffenen anzumwenden ift. 3. B.: A verlangt von B die Vorlegung einer Urkunde, B 
beftreitet hierzu verpflichtet zu fein; das Gericht beftimmt Termin lediglich zur Verhandlung 
über den Zwiſchenſtreit. Bleibt A aus, jo wird fein Ebditionsantrag durch Verſäumnis— 
urteil abgewieien. Bleibt B aus, jo ift das thatjächliche Vorbringen des A, auf welches 
er ben Antrag ftüßt, als zugeftanden anzunehmen und, wenn biejes den Editionsantrag 
rechtfertigt, durch Verfäumniszwiichenurteil nad Antrag zu erkennen, wenn dies nicht der 
Fall ift, ift der Editionsantrag abzuweifen. Ober: A verlangt, daß X als Zeuge vernommen 
werbe, B proteftiert gegen die Vernehmung als unzuläffig; das Gericht beitimmt Termin 
lediglich zur Verhandlung über den Zwiichenftreit. Bleibt A aus, jo ergeht Verjäumnis- 
urteil auf Abweiſung feines Antrags; bleibt B aus, jo gelten die Behauptungen des A, 
auf die er bie Zuläffigfeit der Vernehmung ftüßt, ald zugeftanden; wenn hiernach die Ver— 
nehmung zuläflig ericheint, ift dem Antrag auf Vernehmung durch Berfäumnisztifchen- 
urteil ftattzugeben, außerdem ift er durch (fontrabiktorifches) Zwiſchenurteil abzumeifen. — 
Da fich die Verfäumnisfolgen des $ 331 nicht auf Punkte beziehen, die von Amtswegen 
zu prüfen find (vgl. N. 2 litt. e Abi. 2 zu $ 331), jo kann in Zwiichenftreitigfeiten über 
folche Punkte ein Verfäumnisurteil überhaupt nicht erlafien werden. IVgl. Wach Vortr. (2) 
S. 157 N., Faull a. a. O. ©. 50 f., 76 ff.] 

Gegen das Verſäumniszwiſchenurteil ſteht der fontumazierten Partei der Einſpruch 
zu. Die Frift beginnt mit der Zuftellung des Zwiſchenurteils. — Dom Gegner fann das 
Verfäumniszwiichenurteil nur durch Rechtämittel gegen das Enburteil angefochten werben. 
Das Berfäumniszwiichenurteil bindet, jolange es nicht durch Einſpruch befeitigt ift, nicht 
bloß das Gericht, von welchem es erlafjen ift, Sondern auch die Rechtsmittelinftangen. Näheres 
ſ. N. 3 zu $ 513. 

d) Nad) Erlafjung des Verſäumniszwiſchenurteils fann das Verfahren in der Haupt« 
jache erſt fortgefegt werben, wenn bie Einipruchsfrift abgelaufen oder ber Einfpruch er: 
ledigt ift. Die Fortſetzung des Verfahrens zur Hauptiache auf Grund des vorläufig bin» 
denben, aber durch Einspruch zu befeitigenden Zwiſchenurteils würde zu der Möglichkeit 
eines kontradiktoriſchen Urteils zur Sache führen, dem hintendrein durch Einjpruch gegen 
das Zwifchenurteil das Fundament ganz oder zum Zeil entzogen werben könnte Ein 
folches Urteil ift nicht bloß ungmedmäßig, fondern unftatthaft. Die Mot. 3. €. III ©. 237 
jagen dies ausdrücklich mit Bezug auf das jetzt befeitigte Verf. Zwllrt. des früheren $ 430. 
[Bgl. Strudm. Koch (8) N. 3, Wilm. Levy (7) N. 4 zu $ 312 alt, Gaupp (9) N. IIB, 
Peterien (5) N.7, Schollmeyer ZwStr. &.39, Troll Verſ. Urt. S. 146, Faull a.a.D. ©.74.] 
Nach einem zweiten Verſ.3wUrt. ($ 345) fann das Verfahren fortgejeßt werben, denn 
dieſes ZwUrt. ift erft durch Berufung oder Revifion gegen das Enburteil nah Maßgabe 
des $ 513 Abi. 2, 8 566 anfechtbar. 

e) Die Motive z. E. III ©. 236 heben noch beſonders hervor: 

„IH der Termin zur Verhandlung eines Zwiſchenſtreits und zur Verhandlung ber 
Hauptjache beftimmt, jo ergeht, wenn derjelbe verjäumt wird, ein Berjäumnißurtheil zur Haupt» 
jahe — ein Berfäumnißendurtheil. Ericheint der Gegner des Antragftellers im Zwiſchenſtreit 
in dem zur Verhandlung des legteren und zur Verhandlung der Hauptjache beftimmten Termine, 
verhandelt zur Hauptſache, aber nicht über den Zmwifchenftreit, jo liegt, wie im Falle des $ 284 
[d. Entw. = 334 d. Geſ.]), ein unvollftändiges Verhandeln vor. Berläumnißverfahren und Ber- 


Näumnißzwiichenurtheil greifen nicht Plag; den Gegner des Antragfteller® treffen die Folgen 
unvollftändigen Verhandelns; das Urtheil, welches erlafjen wird, ift fontradiktoriich.” 


2. Seuffert, Givilprogehorbnung I. 10. Aufl. 36 
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Vierter Titel. 


Borbereitendes Berfahren in Rechnungsſachen, Auseinanderjegungen und 
ähnlichen Prozeſſen. 


1. Aus den Motiven z. €. III ©. 238 f.: 
„Die Vorſchriften des Titeld beruhen auf folgenden Gedanten: 


I. In Rechnungsſachen, Auseinanderjegungen und ähnlichen Prozeſſen Handelt es fich 
neben einem verwidelten Materiale von Thatiahen und Beweiſen vielfah um eine große Zahl 
von einzelnen Streitpunften, welche in der mündlichen Verhandlung jchwer zu überjehen und 
ohne unverhältnißmäßige Verzögerung des Prozeſſes auch nicht getrennt vor einem Kollegium 
zu verhandeln find. Namentlich ift dies der Fall, wenn über die Richtigkeit einer aus vielen 
einzelnen Poften beftehenden Rechnung oder eines umfangreichen Inventars gejtritten wird, bei 
Auseinanderiegungen zwiſchen Pächter und Verpächter, Eigenthümer und Niefbraucher, Trennung 
bes Lehns vom Allod, bei Nadjlafregulirungen u. a. 

In bejonders verwidelten Fällen dieſer Art erjcheint es ebenjo einfach al3 natürlich, von 
den Bortheilen jchriftlicher Inftruftion des Prozeſſes Gebrauch zu machen. Demnach fann das 
Prozeßgericht auf Antrag oder von Amtswegen die Fortſetzung der Verhandlung einem Richter- 
fommiffar übertragen ($ 303 [d. Entw. — 348 d. Gej.]), welcher das gejammte thatjädhliche 
Material ſchriftlich und endgültig zu firiren hat, jo daß der nad der thatjächlichen Seite, im 
Angriff wie in Vertheidigung, völlig abgeichlojjene Rechtsftreit lediglich zur Verhandlung über 
den Rechtspunkt und zur Entjcheidung (durch Endurtheil, Theilurtheil, Zwiſchenurtheil oder 
Beweisbeihluß) vor das erfennende Gericht zurücklehrt (88 305, 309 [d. Entw. — 350, 354 
d. Geſ.)). Der prinzipielle Gegenjag zum gewöhnlichen Verfahren ift damit gegeben; in diejem 
bildet die mündliche Verhandlung die Grundlage für die richterliche Enticheidung, in dem Aus- 
nahmeverfahren erfolgt jie auf Grund der Alten ($ 308 [b. Entw. — 353 d. Geſ.)); dort 
dienen die Schriftiäte Tediglich zur Vorbereitung der Verhandlung des Rechtöftreit? vor dem 
zu feiner Entiheidung berufenen Richter, hier it der Schwerpunft des Prozefjes in die jchrift- 
lich zu firirende Verhandlung vor dem Gerihtsfommifjar verlegt, die ſonach in einem ganz 
anderen Sinne die Verhandlung vor dem erfennenden Gerichte vorbereitet; dort herriht, der 
Mündtichleit entjprechend bei jeder mündlichen Verhandlung die freieite Bewegung im Bor- 
bringen neuer Angrifis- und Vertheidigungsmittel, neuer Thatjahen und Beweife, bier die dem 
schriftlichen Prozeß eigenthümliche Eventualmarime; die Verhandlung vor dem Kommifjare ift 
mit bindendem und präffudirendem Charakter befleidet. 

11. Das kommiſſariſche Verfahren kann, wie die Vorſchrift des & 240 [d. Entw. — 277 
d. Gej.] ergiebt, nur in einem Berhandlungstermine und erjt nad) vorgängiger Erledigung 
etwaiger prozehhindernder Einreden, übrigens aber bis zum Schluſſe der mündlichen Verhand- 
lung zur Hauptſache angeordnet werden (vgl. Prod. v. Württemberg Urt. 781, nordd. Entw. 
8 742, hannov. Entw. $ 547, öfter. Entw. $ 579). Die Verhandlung über prozeshindernde 
Einreden dem Prozengericht abzunehmen, dafür wird niemals ein Bedürfniß obwalten, da es 
ſich hierbei entweder um reine Rechtsfragen oder durchaus einfache thatiächliche Berhältnifie 
handelt (hannov. Prot. XVI ©. 6053, 6054; Baden $ 344). Zudem bietet die erfte vor dem 
Brogehgerichte nothwendig ftattfindende Verhandlung ihren Nugen bezüglich der Beendigung 
des Prozeſſes durch Anerfenntniß, Verzicht, Vergleich, Hinfichtlich der Berichtigung des Legiti- 
mationspunftes, der Aufftellung eines gemeinjamen Vertreters für mehrere Streitgenofjen, der 
Erhebung und Erledigung von Inzidentpunkten aller Art, der Erklärung von Seiten eines 
Litisdenungiaten ꝛc. 

IH. Ueber unbeitrittene und zur Entiheidung reife Aniprüche (liquide Saldos — vgl. 
nordd. Prot. III ©. 1194) lann das Prozeßgericht ſowohl bei Anordnung des vorbereitenden 
Verfahrens als im ipäteren Verlaufe des Nechtsftreits ($ 353) durch Theilurtheil erfennen (vgl. 
nordd. Entw. & 748). 

IV. Das erfahren vor dem Richterfommiflar richtet fidy nach den Vorjchriften über das 
Verfahren vor den Amtsgerichten ($ 305 [d. Entw. — 350 Abi. 2 d. Gej.]), jo daß insbejondere 
Anwaltszwang in demſelben nicht gilt ($ 72 [d. Entw. — 78 d. Geſ.). Das perjönliche Er- 
fcheinen der Partei neben ihrem Bevollmächtigten ift auch bier nur fakultativ...... 

V. Das hier geordnete Verfahren vor dem beauftragten Richter findet nur in den bei 
Kollegialgerichten (Landgerichten und Handelägerichten) anhängigen Sachen Anwendung, mithin 
nicht in amtsgerichtlihen Sachen (8 449 [d. Entw. — 508 d. Gei.]). 


2. Das vorbereitende Verfahren ift nicht öffentlich (arg. GBG. $ 170). 
3. Wegen der Gebühren ſ. GKG. $ 20 Nr. 2,828, GO. f. RU. $ 16 Abi. 2, 8 25. 


88 348 bis 3560. Bierter Titel. Borbereitendes Berfahren in Rechnungsſachen ꝛc. 563 


$. 348, (313.) 

Stellt fi in Prozeffen, welche die Richtigkeit einer Rechnung, eine Ver: 
mögensaußgeinanderjegung oder ähnliche Verhältniffe zum Gegenſtande haben, 
eine erhebliche Zahl von ftreitigen Anjprüchen oder von jtreitigen Erinnerungen 
gegen eine Rechnung oder gegen ein Inventar heraus, jo fann das Prozeß: 
gericht ein vorbereitendes Verfahren vor einem beauftragten Richter anordnen. 

NE. 8 741, NP. 1188 f., 1194, €. 18 288, E. IT 8 298, E. III $ 308, M. 237 ff., KB. 116. 

1. Vgl. $ 277 nebſt den Erläuterungen. — Eine Ausdehnung auf umfangreiche 
Prozeffe überhaupt ift unftatthaft. Im Urkunden und MWechfelprozefle kann das vorb. 
Verf. nicht vorfommen, weil diefe Prozebart für Prozefie der in $ 348 bezeichneten Art 
nicht zuläffig if. [Ral. Stein Urf. Proz. S. 172.] 

2. „Vor einem beauftragten Richter” d. i. vor einem Mitgliede des Gerichts. 
In den Prozefjen vor der Hammer für Handelsſachen kann auch ein Handelörichter beauftragt 
werden, benn er ift Gerichtämitglied. 


$. 349. (314.) 

Bei der Verkündung des Beichluffes, durch welchen das vorbereitende 
Verfahren angeordnet wird, ift durch den Vorfigenden der beauftragte Richter 
zu bezeichnen und der Termin zur Erledigung des Bejchluffes zu bejtimmen. 
Iſt die Terminsbeftimmung unterblieben, jo erfolgt fie durch den beauftragten 
Richter; wird diefer verhindert, den Auftrag zu vollziehen, jo ernennt der 
Dorfigende ein anderes Mitglied. 

NE. 8 748, NP. 1189, E. I 8 280, €. II 8 299, E. III $ 304, M. 238 f., HB. 115 f. 

1. Der Beihluß wird nicht zugeftellt. Zu dem Termin ift auch dann feine Ladung 
erforderlich, wenn bei Verkündung des Beichluffes bie Terminsbeftimmung unterblieb. In 
biefem Falle beftimmt der beauftragte Richter von Amtswegen den Termin und läßt bie 
Zerminsbeftimmung ohne Erfcheinungsbefehl den Parteien von Amtswegen zuftellen (ſ. N. 1 
Ziff. III litt. k vor $ 214). Da feine Ladung erforderlich ift, muß die Ladungafrift 
nicht beachtet werben. Reicht ein Zermin nicht aus, jo ſetzt ber beauftragte Richter den 
Zermin zur Fortſetzung an. Auch dazu bedarf es nicht der Ladung. Ausnahme: $ 351 
Abſ. 1 Satz 2. 

2. Gegen ben Beſchluß findet feine Beichwerbe ftatt (arg. $ 567 Abi. 1); vgl. Dot. 
3.€. III ©. 240, 

$. 350. (315.) 

In dem vorbereitenden Berfahren ift zu Protokoll feitzuitellen: 

1. welche Anfprüche erhoben und welche Angriffs: und Vertheidigungsmittel 
geltend gemacht werden; 

2. welche Anfprüche und welche Angriffs: und Bertheidigungsmittel ftreitig 
oder unjtreitig jind; 

3. in Anfehung der bejtrittenen Anfprüche und der bejtrittenen Angriffs: 
und Dertheidigungsmittel das Sachverhältniß nebjt den von den Parteien 
bezeichneten Beweismitteln, den geltend gemachten Beweiseinreden, den 
abgegebenen Erklärungen über Beweismittel und Beweiseinreden und den 
gejtellten Anträgen. 

Das Verfahren richtet ſich nach den Vorfchriften, welche zur Anwendung 
fommen würden, wenn der Rechtsjtreit vor einem Amtsgerichte anhängig wäre; 
dasjelbe ijt fortzujegen, bis der Nechtsjtreit ſelbſt oder ein Zwiſchenſtreit zur 
Erlafjung eines Urtheils oder eines Beweisbeſchluſſes reif ericheint. 

NE. 58 744, 746, NP. 2189 ff., E. 18200, €. IE 300, €. IM $ 305, M. 280 f., KB. 116. 
36* 
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1. In dem vorbereitenden Verfahren find, abw. v. preuß. Entw. $$ 785, 788, 789, 
und vom norbd. Entw. $$ 744, 746, nicht bloß die Anſprüche und die dagegen erhobenen 
Einwendungen zu fichten, fondern es find auch bie thatlächlichen Behauptungen unb Be— 
ftreitungen jowie die Beweismittel und die Beweiseinreben geltend zu machen, welche zur 
Begründung ober zur Belämpfung der Anſprüche und der Einwendungen dienen. 

2. Für das Protokoll gelten die WVorfchriften des $ 159 unb bes $ 160 Abf. 2 
Nr.1,2,5,6 und bes $ 160 Abſ. 3. Der Richter hat für die Redaktion des Protokolls zu 
forgen. Schriftfäge, die von den Parteien in der Verhandlung überreicht werben, find 
dem Protokoll als Anlagen beizufügen. Soweit die Schriftfäge den Vorjchriften des $ 350 
entiprechen, fann dadurch das Protokoll entlaftet werden (arg. $ 160 Abf. 3). Die Er- 
richtung des Protokoll kann nicht unterbleiben, die Feſtſtellungen fönnen nur ſoweit durch 
Anlagen erjegt werben, als der Inhalt der Schriftläge reiht (KHPr. ©. 116). 

3. Zu Abi. 1 Nr 1: „Anfprühe” ſ. N. 2 litt.a zu 5 145. „Angriffs- und 
Nerteidigungsmittel” 5. N. 2 zu $ 146. 

4. Zu Abi. 1 NRr.2: Ein Anſpruch ift ftreitig, wenn er beftritten wird; ein Angriffe- 
oder Verteidigungsmittel ift ftreitig, wenn bie zu defjen Begründung angeführten thatläch- 
lichen Behauptungen oder die daraus gezogenen Rechtöfolgerungen beftritten werden. 

5. Zu Abf. 1 Nr. 3: Die Bezeichnung der Beweismittel muß den Borjchriften 
des ſechſten bis zehnten Titels entiprechen. 

6. Zu Abſ. 2: Der beauftragte Richter hat bie dem Vorfigenden und bie einem 
Amtsrichter zuftehenden Pflichten und Befugniffe in Anfehung der Prozebleitung und ber 
Situngspolizei, insbeſ. auch das Fragerecht nad) $ 139; vol. a. $ 503. — In ber Ber: 
handlung muß ein Zeitpunkt eintreten, in dem ein Urteil über den Rechtäftreit ſelbſt ober 
über einen Zwijchenftreit (f. $ 303) oder ein Beweisbeſchluß zu erlaflen ift; dann ift das 
vorbereitende Verfahren zu fchließen. Hält das Prozebgericht eine Ergänzung für nötig, 
die ſich nicht in der münblichen Verhandlung vor dem Prozehgericht erreichen läßt, To 
kann es die Fortſetzung des vorbereitenden Verfahrens anordnen. 

7. Widerklagen fünnen im vorb. Verf. erhoben werben; fie werben anhängig durch 
ben Vortrag vor dem beauftr. Richter [Löning Ztichr. f. d. EPr. IV S. 129]. 


$. 351. (316.) 

Erjcheint eine Partei in einem Termine dor dem beauftragten Richter 
nicht, jo hat diefer das Vorbringen der erjchienenen Partei in Gemäßheit der 
Beitimmungen de vorjtehenden Paragraphen zu Protofoll feitzuftellen und 
einen neuen Termin anzuberaumen. Die nicht erfchienene Partei ift zu dem 
neuen Termine unter Mittheilung einer Abjchrift des Protokolls zu laden. 

Erjcheint die Partei auch in dem neuen Termine nicht, jo gelten die in 
dem zugeftellten Protokolle enthaltenen thatfächlichen Behauptungen des Gegners 
als zugejtanden und iſt das dvorbereitende Verfahren bezüglich derjelben nicht 
weiter fortzufeßen. 

NE. 8 747, NE, 1192 f., E. 18 293, E. IT 8 301, €. III 8 306, M. Bar f., KR. 59, 116. 

1. Bleiben beide Parteien in dem Termine vor dem beauftragten Richter aus, jo 
ruht das Verfahren ($ 251 Abi. 2), da die fommiffariiche Verhandlung Fortfegung der 
Hauptverhandlung ift (Mot. 3. E. III ©. 241, nordd. Prot. III &. 1193). Erxicheint nur eine 
Partei, fo verhandelt diefe allein. Dann wird ein neuer Termin von Amtswegen anberaumt. 
Zu diefem Termine muß die nicht erjchienene Partei durch die erſchienene [Fiſcher Beitr. 3. E. 
b. DR. XXV ©. 666 ff., 834; aM.: Baron Ztichr. f. d. EPr. I S. 403 ff.] unter Mit- 
teilung einer Protofollsabfhrift und Einhaltung der Ladungsfrift geladen werden; val. 
N. 1 Ziff. IV Abſ. 2 vor $ 214 ©. 303, Die Ladung kann durch den Gerichtöfchreiber 
vermittelt werden ($ 502). — Es kann vorfommen, daß in dem erjten Termine nur ber 
Kläger, in dem zweiten nur der Beklagte, in dem britten nur ber Kläger ericheint u. ſ. mw. 
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2. a) Erjcheint die in dem früheren Termin auögebliebene Partei (einerlei ob Kläger 
oder Beffagter) auc) in dem neuen Termine nicht, jo tritt unter der Vorausſetzung der 
rechtzeitigen, ordnungsmäßigen Ladung und der Mitteilung des Protokolls ohne Antrag 
die Verſäumnisfolge des $ 331 ein, einerlei ob die nichterfchienene Partei der Kläger oder 
ber Beflagte ift; das vorbereitende Verfahren darüber ift zu Ende. Dies gilt jedoch nur, 
foweit es fih um eine zmweimalige denjelben Punkt betreffende Verfäumung vor bem 
beauftr. Richter handelt. Werden in bem zweiten Termine von ber erichienenen Partei 
neue Anſprüche, Einwendungen oder Behauptungen vorgebradt, fo ift darüber das Ver- 
fahren fortzufegen und bie jäumige Partei hat immer noch Gelegenheit, fich über das 
neue Vorbringen zu erklären. Was eine Partei bereits früher zu Protofoll erklärt hatte, 
wird durch ihre ipätere zweimalige Säumnis nicht berührt und bleibt ihr für die münb- 
lihe Verhandlung vor dem Prozekgerichte gewahrt. 

b) Gegen die Verfäumnisfolge des $ 351 giebt es feinen Einfpruch und feine Re— 
ftitution. Aber in der Berufungsinftang wirkt fie nicht fort; ſ. N. 4 zu $ 354. 

$. 352. (317.) 

Nach dem Schluffe des vorbereitenden Verfahrens ift der Termin zur 
mündlichen Verhandlung vor dem Prozeigerichte von Amtswegen zu bejtimmen 
und den Parteien befannt zu machen. 

RE. $ 743, NP. 1192 f., E. 18 294, €. II $ 302, €. III 3 307, AB. 116. 

Sit das vorbereitende Verfahren geichlofien, jo legt der beauftragte Richter dem 

Dorfikenden ber Hammer die Aften vor, worauf diefer von Amtswegen Termin zur münbd- 


lichen Verhandlung anfegt und die Zerminsbeftimmung beiden Parteien zuftellen läßt; 
vgl. N. 1 Ziff. III litt. k u. Ziff. IV Abi. 1 vor $ 214 (©. 303). 


$. 353, (318.) 
Bei der mündlichen Verhandlung haben die Parteien das Ergebniß des 
vorbereitenden Verfahrens auf Grund des Protokolls vorzutragen. 
Sit eine Partei nicht erfchtenen, jo find Ansprüche, welche fich in dem 
vorbereitenden Verfahren als unftreitig ergeben haben, durch Theilurtheil zu 
erledigen. Im Uebrigen ift auf Antrag ein Verſäumnißurtheil zu erlafjen. 


HE. 8 562, HP. 3139, NE. 38 745 ffi, NE. 1198 fi, €. 18291, €. IT 8 308, €. III $ 808, 
Mm. 241, AB. 116 |. 


1. Die N. 2 zu $ 285 findet auf den Parteivortrag des $ 353 Abi. 1 entiprechende 
Anwendung. In den Vortrag bes Ergebniffes des vorbereitenden Verfahrens haben fich 
bie Parteien nad) ihren Parteirollen zu teilen. 

2, a) Iſt der Kläger nicht erichienen, fo ergeht ohne Antrag in Anjehung der von 
bem Beflagten im vorbereitenden Verfahren unbeftrittenen Anſprüche ein den Beflagten ver- 
urteilendes Zeilurteil. Diejes ift fein Verfäumnisurteil, fan daher mit Berufung und 
Revifion angefochten werden. Im Übrigen ift auf Antrag des Bellagten der Kläger mit 
ber Klage durch Verf.Urt. gemäß $ 330 abzuweiſen. b) it der Bellagte nicht erjchienen, 
fo ergeht in Anfehung ber von ihm in dem vorbereitenden Verfahren unbeſtrittenen Ans 
iprüche ein Zeilurteil wie im Fall ad a. Im übrigen ift das thatiächliche mündliche 
Vorbringen bes Klägers als zugeftanden anzunehmen und gemäß $ 331 zu erfennen. Das 
thatfächliche mündliche Vorbringen bes Klägers, welches dem PVellagten laut Protofoll im 
vorb. Verf, mitgeteilt war, braucht ihm nicht durch Schriftfag mitgeteilt zu werden. Neues 
Dorbringen ift nur unter ber Vorausſetzung bes $ 354 Abf. 2 zuläſſig. c) In beiden 
Verfäumnisfällen kann das nicht als Werfäumnisurteil ergebende Zeilurteil nur die nad) 
dem pofitiven Protofollinhalt unbeftrittenen, alfo nicht folche Aniprüche erledigen, beren 
thatfächliche Begründung unter Beftreitung bes Anſpruchs eingeräumt ift. Folglich fann 
auch auf Grund des Präjudizes bes $ 351 Abi. 2 kein Teilurteil erlaffen werden. [So aud: 
Strudm. Koch (8) N. 2, Wilm. Levy (TI N. 2 zu $ 318 alt, Gaupp (9) N. II 1, Peterjen (5) 
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N.4.) Die nach $ 351 Abf. 2 eingetretene Fiktion ift für das Verſ. Urt. ohne Bedeutung. 
d) Soweit das Urteil PVerfäumnisurteil ift, fann es dur Einſpruch angefochten werben. 
Der Einipruch verjeßt den Prozek in die frühere Prozeklage zurüd ($ 342); die nad) 
8 351 Abi. 2 eingetretene Fiktion des Zugeitändniffes wird dabei wieder bebeutjam. 


$. 354. (319.) 

Eine vor dem beauftragten Richter unterbliebene oder verweigerte Er- 
klärung über Thatjachen, Urkunden oder Eideszujchiebungen kann in der münd- 
lichen Verhandlung nicht mehr nachgeholt werden. Erklärungen einer vor dem 
beauftragten Richter erfchienenen Partei find nur infoweit als unterblieben 
anzufehen, al3 die Partei von dem Richter zur Abgabe einer Erklärung auf: 
gefordert worden iſt. 

Anjprüche, Angriffs: und Vertheidigungsmittel, Beweismittel und Beweis- 
einreden, welche zum Protokolle des beauftragten Richters nicht feſtgeſtellt find, 
fünnen in der mündlichen Verhandlung nur geltend gemacht werden, wenn 
glaubhaft gemacht wird, daß diefelben erſt jpäter entjtanden oder dev Partei 


befannt geworden jeien. 


NE. 8 746, NE. 11985., E. 18 202, E. II $ 804, E. III 8 309, M. 238 ff., KB. 116 ff., 238, Prot. 
d. 168. Sig. 5.7 f,, Prot. d. 169. Sig. ©. 11, K®P. v. 1876 ©. 7. 


1. Die Vorfchriften des $ 354 find zunächſt auf ben Fall zugefchnitten, daß in ber 
Verhandlung vor dem Prozekgerichte beide Parteien ericheinen. Doch hat Abf. 2 des $ 354 
auch für den Fall, daß der Beklagte nicht erichienen ift, Bedeutung; |. R.2 litt. b zu $ 353. 

2. Durch Abi. 1 find die vor dem beauftr. Richter unterbliebenen ober vermweigerten 
Erklärungen einer vor dem beauftr. Richter erfchienenen Partei über Thatfachen ($ 138), Ur- 
funden ($ 439), Eideszufchtebungen ($ 452) ausgeichloffen. Es treten ſonach die Rechtöfolgen 
ein, welche die $ 138 Abi. 2, $ 439 Abf. 2, 8 452 Abf. 2 auf die Unterlaffung der Erklärung 
feßen, ohne daß dagegen in der Inſtanz eine Abhülfe möglich ift. Dafür, daß die Präkluſion 
nicht zu ſcharf wirfe, ſorgt ber zweite Sa des Abf. 1. Wegen Unterlaffung der Erklärung 
ift eine Thatfache als zugeitanden, eine Urkunde als anerkannt, ein Eid als verweigert nur 
anzufehen, wenn in bem Protofolfe des beauftr. Richters feftgeitellt ift, daß die Partei von 
dem Richter zur Erklärung darüber aufgefordert worden ift (KPr. ©. 117, 118). 

3. Während im gewöhnlichen Verfahren neue Anſprüche dur Erweiterung ber 
Klage, durch Alageänderung, Widerflage und nzidentantrag, fowie neue Angriffs: und 
Verteidigungsmittel, Beweismittel und Beweiseinreden bis zum Scluffe der mündlichen 
Verhandlung, auf welche das Urteil ergeht, geltend gemacht werben fünnen, find jie nad 
8 354 Abi. 2 mit dem Schluffe des vorbereitenden Verfahrens ausgeichloffen. Nur aus 
dem reftitutionsähnlichen Grunde, dab ein Anipruch ac. 2. erſt ſpäter entjtanden oder der 
Partei befannt geworden fei, und nur bei Glaubhaftmachung biefes Grundes werden jene 
Prozehhandlungen nachträglich zugelaffen. Ob ein nacträgliches Vorbringen zugulafien 
ift, darüber hat das Gericht von Amtswegen zu befinden. Die Einwilligung des Gegners 
genügt nicht; denn Verfäumnisfolgen fönnen nicht durch Einwilligung des Gegners bejeitigt 
werben. [Qgl. Gaupp (9) N. I2, Peterjen (5) N.1, Wach Arc. f. c. Pr. LXIV ©. 212 
N.5. — AM.: Strudm. Koch (8) N.4, Wilm. Levy (7) Nr. 1 zu $ 319 alt, Endemann II 
€.178,181.] Über zugelaffene Nova ift der Gegner zu hören. Sollte ſich das Verfahren 
wieder fomplizieren, jo kann neue fommifjariiche Verhandlung angeordnet werben. 

4. Die nach $ 354 Abf. 2 eingetretene Ausſchließung wirft nicht für die Berufungs- 
inftanz (Komm.Ber. S.7). In der 168, Sig. d. IH. d. RT. ift angeregt worden, in einem 
Zufage zu beftimmen, daß die Ausichliefung aud für die Berufungsinſtanz fortdauere. 
Aber eine ſolche Beitimmung ift nicht getroffen worden (Prot. d. 169. Sitz. S. 11). [So 
auch die Homment., Stegemann Mag. f. DR.IV S. 68 ff.,, OLG. Hamburg SU. XL Nr. 67, 
OLG, Karlsruhe Ztihr. f. d. EPr. VII S. 348. — AM.: Schönfeld „Recht“ X &.483 ff.] 
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Fünfter Titel. 
Allgemeine Beftimmungen über die Beweisaufnahme. 


8. 355. (320.) 

Die Beweisaufnahme erfolgt vor dem Prozeßgerichte. Sie ift nur in 
den durch dieſes Geſetz bejtinnmten Fällen einem Mitgliede des Prozeßgerichts 
oder einem anderen Gerichte zu übertragen. 

Eine Anfechtung des Bejchluffes, durch welchen die eine oder die andere 
Art der Beweisaufnahme angeordnet wird, findet nicht ftatt. 


DE. 8 297, HP. 2021 ff., 5604 fi., NE. 8 477, NE. 653 f., 718, E. 182%, €. 8305, € I 
8 310, M. 243, FB. 118. 


Litteratur: v. Kries Ztſchr. F. d. g. StrRW. VI ©. 88 ff. 

1. Daß die Beweisaufnahme regelmäßig vor dem Prozehgericht erfolgt, fteht in 
Zufammenhang mit den Grunbfäßen der Unmittelbarkeit der Verhandlung und ber freien 
Beweiswürdigung. Die im Geſetze vorgefehenen Ausnahmen find in den $$ 372 Abi. 2, 88 375, 
382, 434, 479 enthalten. Soweit dad Gefek geftattet, die Beweisaufnahme einem Mit: 
gliede bes Progekgerichts oder einem anderen Gerichte zu übertragen, hat das Prozehgericht 
zu ermeflen, ob von diefer Ermächtigung im gegebenen Falle Gebraucd zu machen fei. Wird 
die Bemweisaufnahme durch Beweisbeichluß angeordnet, jo ift der Beichluß auf Übertragung 
der Bemweisaufnahme mit jenem Beichluffe zu verbinden. Der beauftragte oder eriuchte 
Richter darf Feine andere als die vom Prozehgericht angeordnete Beweisaufnahme vor« 
nehmen. Wird durch bebingtes Enburteil auf Eid erfannt, jo ift die Anorbnung, daß bie 
Eibesleiftung vor einem beauftr. oder erj. Richter jtattfinde ($ 479), erft nad) Rechtskraft 
des Urteils durch Beſchluß zu erlaffen [vgl. Hergenhahn Ztichr. f. d. EPr. XV S. 14, RG. 
23. OE.1883 Beitr. 3. E. d. DR. XXXVIII ©. 1151]; ber Beichluß kann nur nad) münd— 
licher Verhandlung erfolgen. [Bgl. Strudm. Kod (8) N. 1 Abſ. 2, Gaupp (I) N. I Abi. 1 
zu $ 462, Pland Lehrb. II ©. 184 f. — AM.: Peterſen (5) N. 4 RG. 11. Juni 1886 
Entid. XVI Nr. 101 ©. 412, OLG. Hamburg SA. XLIX Pr. 211.] 

2. Zu Abi. 1: a) „Einem Mitgliede des Prozehgerichts" d. i. einem Mit— 
gliede der mit dem Prozeffe befahten Sanımer oder des Senats. In Prozeſſen vor ben 
Kammern für Handelsſachen kann auch ein Sandelsrichter beauftragt werben. 

b) Unter „einem anderen Gerichte” ift in $ 355 Abf. 1 und in $ 362 Abi. 1, 
$ 372 Abſ. 2, 88 375, 434, 479 das inländifche Amtsgericht zu verftehen, in dejfen Bezirke 
die Amtshandlung vorgenommen werden joll (GBG. $ 158). Das Kollegialgericht kann 
auch dem an demielben Orte befindlichen Amtsgerichte die Beweisaufnahme übertragen. 
Wegen Ablehnung des Erſuchens ſ. GBG. $ 159. Das Prozehgericht kann aber aus ben- 
jelben Gründen, aus welchen es gemäh $ 372 Abi. 2, 88 375, 434, 479 die Bemweisauf- 
nahme einem inländifchen Gericht übertragen fann, eine Bemweisaufnahme, insbeiondere 
auch bie Abnahme eines Parteieides, im Ausland anordnen; dann finden die Vorſchriften 
ber 88 363, 364 Anwendung, aus denen fich ergiebt, daß diefe Beweisaufnahme nicht 
bloß durch ein Gericht, jondern auch durch eine andere Behörde oder durch einen Reidjs- 
fonful erfolgen fann [vgl. RG. Entich. II 8. Mai 1880 Nr. 100 ©. 373, XLVI 27. Apr. 
1900 Rr. 102 ©. 367 f.]. 

3. Zu Abf. 2: Der Beichluß, durch welchen die Übertragung der Beweisaufnahme 
ober, entgegen einem Antrage auf Übertragung, die Beweisaufnahme vor dem Prozehgerichte 
angeorbniet wird, fann nicht angefochten werden; er unterliegt weder der Beſchwerde noch 
der Beurteilung des Berufungs- und Revifionsgerichts [RG. 12. (Febr, 1884 Entſch. IX 
Nr. 97 S. 377, 17. Sept.1891 SA. XLVIII Rr.71, 27. Apr. 1900 XLVI Nr. 102 ©. 367, 
Hergenhahn Ztſchr. f. d. CPr. XV ES. 14f.; — aM.: OLG. Hamburg SA. XLIX Nr. 211]. 
Unanfechtbar ift auch der Beichluß, durch welchen ein Antrag auf Anderung des früheren 
Beichluffes abgewiefen wird [RG. 23, Febr. 1903 Entid. LIV Nr. 18 S. 60). Das Prozei: 
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gericht Fan den Beſchluß zurüdnehmen; es fann eine Wiederholung der Beweisaufnahme 
vor bem Prozeßgerichte bejchließen, jomeit fie nicht, wie bei Eibesleiftung, durch die Art 
der Beweisaufnahme ausgeſchloſſen if. — Unanfechtbar ift auch ber Beſchluß, durch 
welchen eine Beweisaufnahme im Ausland oder, entgegen einem Antrag auf folde, eine 
Beweisaufnahme durch das Prozekgericht oder einen beauftragten Richter oder durch ein 
inlänbiiches Amtsgericht angeordnet wird [val. RG. 27. Apr. 1900 Entih. XLVI Pr. 102 


©. 366]. 
| $. 356. (321.) 

Steht der Aufnahme des Beweijes ein Hinderni von ungewifjer Dauer 
entgegen, jo ift auf Antrag eine Friſt zu bejtimmen, nach deren fruchtlofem 
Ablaufe das Beweismittel nur benußt werden fann, wenn dadurch das Ver: 
fahren nicht verzögert wird. 

SE. $ 290, HB. 2301 ff., 5606, NE. 5 469, NB. 667, 803, E. 18 297, E. IE $ 306, E. M $ 311, 
M. 24, AP. 118. 


’ 


1. $ 356 ift 3. B. anzumenden, wenn die Beweisantretung ſich auf weit entfernte 
ober ſchwer zu ermittelnde Zeugen oder auf Urkunden bezieht, die nicht alsbald aufzufinden 
oder von ben Befigern zu erlangen find. Die Frift kann verlängert werden ($$ 224, 225). 
Die Verfäumung bat die Ausfchließung des betreffenden Bemweismitteld zur Folge, ohne 
daß e3 der Androhung oder eines Antrags bedarf ($$ 230, 231). Die nachträgliche Be— 
nußung des Beweismittels ift nur dann zuläffig, wenn dadurch das Verfahren nicht ver- 
zögert wird. Ein in ber eriten Inſtanz ausgeſchloſſenes Beweismittel kann in der Be- 
rufungsinſtanz benußt werben. 

2. Die Frift fann nur nad mündlicher Verhandlung durch Beſchluß beftimmt werden 
[RG. 12. Apr. 1897 Entf. XXXIX Nr. 106 ©. 404]. Beſchwerde ift nicht zuläffig (arg. 
5 567 Abi. 1). — Nach Ablauf der Frift wird nicht von Amtöwegen Termin beftimmt, 
fondern die Parteien haben den Prozeß zu betreiben; vgl. N. 1 Ziff. II litt.i vor $ 214. 


$. 357, (322.) 
Den Parteien iſt geitattet, der Beweisaufnahme beizumohnen. 


ses 288, HP. 2025 f., 5605, ser. NE. 88 478, 482, NP. 664 f., E.1$ 296, €. I $ 807, 
ı 8 318, M. 244, RE. ı 


1. Die Parteien haben das Redit, ber Bemweisaufnahme beizumwohnen. Daher ift 
ihnen jede nicht verkündete Beitimmung eines Termins zur Bemweisaufnahme jo zeitig zu— 
zuftellen, daß fie beiwohnen fünnen. Hat feine rechtzeitige Zuftellung ftattgefunden oder 
wird die erjchienene Partei nicht zugelaffen, fo ift die Bemweisaufnahme der betreffenden 
Partei gegenüber ungültig; die Ungültigfeit muß aber bei Verluſt des Rügerechts in ber 
nächſten mündlichen Verhandlung gerügt werden ($ 295). [Bgl. Neubauer Ztichr. f.d. EPr. 
XVII ©. 95 ff., RG. 14. Dez. 1881 Entich. VI Nr. 105 ©. 353, 26. Mai 1886 Ztſchr. f. 
d. CPr. XVII ©. 95, KG. Berlin eod. S. 99 u. 101. — Das DRG. Cöln Ztſchr. f. d. 
CPr. XXXV ©. 242 ff. erflärte eine Eidesabnahme für gültig, obwohl der Gegner nicht 
rechtzeitig von dem Termine benachrichtigt war.] Findet die Beweisaufnahme vor einem 
Land- oder einem höheren Gerichte ftatt, fo kann die Partei ohne Anwalt anweſend 
fein, aber nicht auf die Beweisaufnahme einwirken, da fie ohne Anwalt feine Prozeß— 
bandlungen vornehmen fann. Neben dem Anmwalte fann die Partei das Wort verlangen 
($ 137 Abſ. 4). Findet die Beweisaufnahme vor einem Amtögericht oder vor einem beauftr. 
oder erf. Richter ftatt, jo fünnen bie Parteien ſelbſt auftreten oder fich durch beliebige 
Bevollmächtigte vertreten laſſen, auch Beiftände mitbringen. Cine nicht progehfähige Partei 
kann nicht verlangen, perjönlich zugelaffen zu werden [RG. 5. Jan. 1885 Beitr. 3. €. d. 
DR. XXX ©. 1094]. Die Vorſchrift des $ 357 gilt auch, wenn die Veweisaufnahme in 
der Wohnung einer Partei ftattfindet. Zwar ſteht dem Michter fein Mittel zur Ver— 
fügung, um bie Partei zu zwingen, dem Gegner den Zutritt in ihre Wohnung zu ge— 
ftatten. Aber der Richter hat die Beweisaufnahme zu unterlaffen, wenn die Partei dem 
Gegner den Zutritt verweigert [vgl. Simonion Ztiſchr. f. d. EPr. XXXV ©. 424 ff. J. 
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Megen der Koften, die durch Zuziehung eines Rechtsanwalts zu einem nicht am 
Site des Prozehgerichts ftattfindenden Termine erwachſen, ſ. N. 2 litt. b zu $ 91. 

2. Die Vorfchrift des $ 357 gilt auch für die Beweisaufnahme, weldhe im Ausland 
erfolgt. Die Partei, welche nicht rechtzeitig von dem zur Beweisaufnahme beftimmten 
Termine benadhrichtigt wurde, fann aber bie Gültigkeit der Beweiserhebung nur anfechten, 
wenn bied auch nach dem ausländiichen Geſetze möglich ift (vgl. N. 1 zu $ 369). Die 
Vorſchrift des $ 364 Abi. 4 ift auf den befonderen Fall zugeichnitten, daß dem Beweis: 
führer der Betrieb der Beweisaufnahme überlaffen wurde. 

3. Nah) EG. $ 5 kann durch Landesgeſetz die Befugnis der Parteien, die Verneh— 
mung oder Beeidigung von Landesherren ꝛc. beizumohnen, ausgefchloffen werben. So 

2 2 
württ. AG. Art. 2 Abſ. 2, 8.358. (323.) 


Erfordert die Beweißaufnahme ein bejonderes Berfahren, jo iſt dasjelbe 
durch Beweisbejchlug anzuordnen. 


He. ga — 1948 ff., 5267 fi., 5672 fi, RE, 8 467, RB. 842 ff., €. 18298, €. IT $ 308, 
11 8 318, M. 25 f., 195 ff., 244, SB. 


1. Die —— erfordert kein — Verfahren, wenn in der münd— 
lichen Verhandlung die Urkunde vorgelegt wird, die Zeugen oder Sachverſtändigen ohne 
Ladung erſchienen find oder wenn der Gegenſtand der Augenſcheinseinnahme vorgelegt iſt. 

2. Über die Natur des Bemweisbeichluffes j. N. 2 zu $$ 282, 283. 

$. 359. (324.) 
Der Beweisbeſchluß enthält: 
1. bei Bezeichnung der jtreitigen Thatjachen, über welche der Beweis zu er- 
eben iſt; 
die Bezeichnung der Beweismittel unter Benennung der zu dernehmenden 
Zeugen und Sachverjtändigen; 
3. Die Bezeichnung der Partei, welche fich zum Nachweife oder zur MWider- 
legung thatfächlicher Behauptungen auf das Beweismittel berufen hat; 
4. die Eideönorm, wenn die Abnahme eines zugejchobenen oder zurück— 


gejchobenen Eides angeordnet wird. 


de Ha, Ö®. 1948 ff., 5267 fi., 5678 ff., NE. 88 471 f., RE. — GR ff., 2802 f., E. 18 209, 
13 309, &. III 8 314, M. 35 ff., 195 ff., 244 f., OB. 


1. Da in demſelben Prozeſſe mehrere Beweisbeichlüffe — werden können, ſo hat 
das Gericht es in der Hand, zunächſt einen Beweisbeſchluß in Bezug auf die Behauptungen 
des Klägers zu erlaffen, dann nach Bedürfnis zum Beweiſe der Einreden des Beklagten fort: 
zuſchreiten u.ſ.w. Doch kann das Gericht auch über alle ſtreitigen Behauptungen zugleich 
Beweis anordnen und eventuell, jedoch immer erſt nach mündlicher Verhandlung, den teil— 
weiſe unerledigten Beweisbeſchluß zurücknehmen, wenn der Rechtäftreit, z. B. durch negatives 
Ergebnis der Beweisaufnahme bezüglich des Klagegrundes, ſpruchreif iſt. Auch das iſt nicht 
ausgeſchloſſen, daß der Beweisbeſchluß ſich zunächſt nur auf Einredebehauptungen des Be— 
klagten bezieht, während beweisbedürftige Klagebehauptungen in der Schwebe bleiben. 

2. Zu Nr. 1 [Ritt.: H. Meyer Ztſchr. f. d. CPr. XXXIII ©. 411 ff.]: Die ſtreitigen 
Thatfachen find im Anſchluß an die Behauptungen der Partei zu bezeichnen. Wörtliche 
Wiedergabe ift nicht erforberlih. Da nach dem Bemweisbeichluffe neue Behauptungen möglich 
find, jo kann auch ein Bemweisergebnis, das von bem Bemweisthema des Beſchluſſes ab— 
weicht, von ben Parteien benußt werden. 

3. Zu Nr. 2: Die Zeugen und die Sadverftändigen find nach Namen, Stand und 
Wohnort zu benennen. — Ausnahmen: $ 372 Ubi. 2, $ 405 Saß 1. 

4. Zu Nr. 3: Durch diefe Bezeichnung wird die Partei nicht bemweispflichtig. 

5. Zu Nr. 4: Fälle, in denen die Abnahme eines Eides durch Beweisbeihluß an- 
georbnnet werden fann oder muß, ſ. $ 461, $ 595 Abſ. 4; vgl. a. NR.1 zu $ 460. 

6. Erfolgt die Beweisaufnahme vor dem Prozeigerichte, jo ift der Termin im Be— 
mweisbeichluffe zu beſtimmen. 


to 
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$. 360. (325.) 
Vor Erledigung des Beweisbejchluffes kann von feiner Partei eine Nende- 


rung desjelben auf Grund der früheren Verhandlungen beantragt werden. 
SP. 4 288, 0m. vn f., 5587 fſ. NE. 8 478, NE. 645, E. 18300, E. IT 8 310, €. III $ Sı5, 
. 245, . 125. 


1. In den Motiven z. E. III heißt es: 

„Die Vorſchrift des $ 315 [d. Entw. — 360 d. Gej.] rechtfertigt fich durch die Erwägung, 
daß die Erledigung des Beweisbeſchluſſes, als einer richterlihen, prozehleitenden Verfügung, 
nicht durch Abänderungsanträge geftört und verzögert werden darf (vgl. Hann. Brot. VI ©.2032 ff., 
XV 5591-5599, nordd. Prot. II ©. 645). Keine der Parteien joll mit der Behauptung den 
Beweisbeihluß anfechten dürfen, es habe atıf Grund der dem leßteren vorangegangenen Ber- 
handlungen fein oder ein anderer Beweis angeordnet werben müſſen. Wenn dadurch nicht 
ausgeichloffen ift, dab die Partei auf Grund neuer Momente eine Ausdehnung des Bemweis- 
bejchlujjes in Antrag bringen fann, die jih dann als ein neuer Beweitbeihluß qualifiziren 
würde, jo wird fie unter Umftänden auch mit dem Verlangen zu hören fein, daß zur Eriparung 
von Zeit und Koften mit der weiteren Beweisaufnahme eingehalten werde, wie Dies in den 
häufigen Fällen geichehen mag, wo durch Erhebung eines Theils des in größerem Umfange 
angeordneten Beweiſes die Enticheidung ſchon gegeben, 3. B. eines von mehreren ftreitigen 
Klagefundamenten, eine von mehreren durdygreifenden Einwendungen erwiejen und damit jeder 
weitere Beweis erübrigt ift. 

Für das Gericht folgt die Befugniß, den Bemweisbeihluß überhaupt nicht oder nicht voll» 
ftändig auszuführen, ohne weiteres aus der Natur des legteren als eines prozehleitenden, jeder- 
zeit abänderlichen Dekrets.“ 


2. Nach Erledigung des Beweisbeſchluſſes lann von einer Änderung des Beſchluſſes 
überhaupt nicht mehr die Rebe fein, fondern nur von einem neuen Beweisbeſchluſſe oder 
von einem Urteile, das mit dem früheren Beweisbeſchluſſe inhaltlich nicht in Einklang 
fteht. Dab nad Erledigung eines Beweisbeichluffes auf Grund mündlider Verband» 
lung ein neuer Beweisbeichluß beantragt und erlaflen werben kann, ergiebt ſich aus $ 278 
Abſ. 1, 8 283 Abſ. 1 und per arg. a contr. aus $ 318. Die Worte „vor Erledigung 
des B.* find alio nicht zu urgieren. Vielmehr muß der Ton darauf gelegt werben, daß 
Anträge auf Änderung eines Beweisbeichluffes „auf Grund der früheren Verband» 
lungen“ ausgeichloflen werden follen, während joldye Anträge auf Grund neuer Ber» 
bandlungen zuläffig find. Neue Verhandlungen find aber nicht in dem Sinne zu 
verftehen, dab es genügt, wenn überhaupt noch eine mündliche Verhandlung vor dem 
Prozehgerichte ftattfand — denn ſonſt hätte die Morfchrift feine Bedeutung, weil jebe 
Partei die andere auch nad einem Beweisbeichluffe zu mündlicher Verhandlung laden fann; 
fondern eine neue Verhandlung ift nur diejenige, in welcher neue Angriffs», Verteidigungs«, 
Beweismittel oder Beweisergebniffe vorgebradht werden. Will alfo eine Partei vor Er= 
ledigung bes Beweisbeſchluſſes eine Anderung des Beichluffes herbeiführen, fo muß fie 
ben Gegner zur mündlichen Verhandlung vor das Prozehgericht laden; der Vorfigende 
darf die Terminsbeftimmung nicht verfagen. Bringt fie in dem Termine neues vor, jo 
kann das Gericht eine Anderung beichließen [vgl. RG. 30. Nov. 1880 Entſch. III Nr. 101 
S. 369, wo anerfannt ift, daß $ 360 dem Antrag, einen Bemweisbeichluß auf Eidesleiftung 
wegen prozefjualiicher Unzuläffigkeit zurüdzunehmen, nicht im Wege ſtehtſ. Wird aber 
neues in der Verhandlung nicht vorgebradht, jo ift der Antrag auf Abänderung zu ver— 
werfen. Übrigens fann das Gericht von Amtswegen jeden Beweisbeichluß nach neuer 
mündlicher Verhandlung abändern [vgl. bay. ob. LG. BL. f. RA. LIX ©. 263]. 

$. 361. (326.) 

Soll die Beweisaufnahme durch ein Mitglied des Prozeßgerichts erfolgen, 
jo wird bei der Verkündung des Beweisbejchluffes durch den Vorfigenden der 
beauftragte Richter bezeichnet und der Termin zur Beweisaufnahme beitimmt. 

ft die Terminsbeftimmung unterblieben, jo erfolgt fie durch den be— 
auftragten Richter; wird derjelbe verhindert, den Auftrag zu vollziehen, fo 
ernennt der Vorſitzende ein anderes Mitglied. 


DE. 88 291 f., HP. 2019 F., 2242 ff., 2301 ff., 5618 fi, 5672 ff., NE. 8 480, NE. 656 f., 805, €. I 
8 301, €. 11 8 311, E. III $ 316, M. 245, RE. 13. 
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1. Die Verfündung gilt auch gegenüber der nicht erfchienenen Partei ($ 218, $ 312 
Abſ. 1, 8 329 Abi. 2). 

2. Iſt bei Verkündung des Beweisbeichluffes die Terminsbeſtimmung unterblieben, 
jo hat der beauftragte Richter von Amtswegen ben Termin zu beftimmen und die Termins« 
beftimmung ben Parteien zuftellen zu laffen. Einer Ladung bebarf es nicht, daher ift feine 
Ladungsfrift einzuhalten (NR. 1 Ziff. IV Abſ. 1 vor $ 214); wohl aber muß bie Zuftellung 
jo zeitig erfolgen, daß die Parteien von dem Nechte, der Beweisaufnahme beizumohnen, 
Gebrauh machen fünnen. Val. N. 1 zu 8 357. Fortiegungstermine find gleichfalls von 
Amtswegen zu beſtimmen ($ 368). 

$. 362, (327.) 

Soll die Beweisaufnahme durch ein anderes Gericht erfolgen, jo ijt das 
Erjuchungsichreiben von dem Vorfigenden zu erlafien. 

Die auf die Beweisaufnahme fich beziehenden Verhandlungen werden in 
Urſchrift von dem erjuchten Nichter dem Gerichtsjchreiber des Prozehgerichts 
überjendet, welcher die Parteien von dem Eingange benachrichtigt. 


DE. 88 289, 292, 297, HP. 2919 ff., 2029 f., 2242 fi., 2301 ff., 5605 f., 5613 f., 5672 f., 5621, @. I 
8 302, €. II $ 312, €. III 8 317, M. 245, MP. 125. 


1. $ 362 betrifft die Fälle, in welchen die Beweisaufnahme einem inlänbiichen Ge: 
richte („erfuchten Richter”) übertragen ift. Für die Bemweisaufnahme im Auslande gelten 
die $$ 363, 364, 369; vgl.a.R.5 zu 8 377. — Wegen Beweisaufnahme in den Schutz— 
gebieten ſ. N. 1 zu $ 363, 

2. Das Erfuhungsschreiben ift von dem Vorſitzenden der Hammer oder des Senats 
ober von dem mit der Sache befahten Einzelrichter zu erlaffen. Es iſt von Amtswegen 
durch ben Gerichtäfchreiber zu erpebieren. Die Gerichtsaften find, joweit fie zur Beweis— 
aufnahme nötig find, beizulegen. Der beauftragte Richter beftimmt von Amtöwegen ben 
Termin zur Bemweisaufnahme und läßt die Zerminsbeftimmung ben Parteien zuftellen. 
Die N. 2 zu $ 361 findet entipredhende Anwendung. 

3. Über die Beweisaufnahme und die fonjtigen Verhandlungen vor dem erjuchten 
Richter ift ein den $$ 159, 160, 162, 163 entiprechendes Protofoll unter Zuziehung bes 
Gerichtsfchreibers ($ 165) aufzunehmen. Diejes Protokoll nebſt etwaigen bei dem erfuchten 
Richter überreichten Schriftiägen, Urkunden zc. ift nad Erledigung des Erfuchens von 
Amtöwegen dem Gerichtöfchreiber des Prozekgerichts zu überfenden. Diejer benachrichtigt 
die beiben Parteien von dem Eingange. Die Benadhrichtigung bedarf nicht der Form der 
Zuftellung; fie kann formlos, alfo auch durch ein zur Poft gegebenes Schreiben oder durch 
Vorzeigedefret geichehen. Wegen Beitimmung bes Verhandlungstermins ſ. $ 370 Abi. 2. 


8. 363, (328.) 
Soll die Beweisaufnahine im Ausland erfolgen, jo hat der Vorſitzende 
die zuitändige Behörde um Aufnahme des Beweifes zu erjuchen. 
Kann die Beweisaufnahme durch einen Reichskonſul erfolgen, jo iſt das 
Erjuchen an diejen zu richten. 


HE. $ 290, HB. 2301 ff., 2242 f., 5605 f., NE. 8 486, NE. 666 ff., 719, E. 18 308, €. IT 8 318, 
. UI 8 318, M. 246, RB. 115. 


1. Ausland ift jedes nicht zum Deutichen Reiche gehörende Gebiet. Die Schup- 
gebiete gelten in Anſehung der Beweisaufnahme ala Ausland [vgl. Strudm. Rod (8) N. 1, 
Gaupp (9) NR. IL, Peterjen (5) N. 1]; die Beweisaufnahme erfolgt nad dem Schußgebiets- 
gefeß i. d. F. d. Bel. v. 10. Sept. 1900 (RGEBl. ©. 813) $ 2 durch den von dem Reichskanzler 
zur Ausübung der Gerichtäbarfeit ermächtigten Beamten, 

2. Zu Abi. 1: Welche Behörde zuftändig ift, bemißt ſich nach dem Geſetze des 
Auslandes. — Für die bei ber Haager Konvention v. 14. Nov. 1896 (RGBl. 1899 ©. 285) 
beteiligten Staaten (Verzeichnis |. N.3 Abf.2 zu $ 199) gelten die DVorfchriften diefes Über— 
einfommens: 
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„Art. 5. In Eivil- oder Handelsſachen fünnen die gerichtlichen Behörden eines Ber- 
tragsftaats, nad) Mafgabe der Vorjchriften feiner Geiepgebung, ſich durch Erjuchungsichreiben 
an die zuftändige Behörde eines anderen Vertragsftaats wenden, um innerhalb deren Geſchäfts- 
—— die Vornahme einer richterlichen Prozeßhandlung oder anderer gerichtlicher Handlungen 
zu erbitten. 

Urt. 6. Die Uebermittelung der Erſuchungsſchreiben erfolgt auf diplomatiſchem Wege, 
es ſei denn, daß der unmittelbare Geſchäftsverkehr zwiſchen den Behörden der beiden Staaten 
zugelaſſen iſt. 

Iſt das Erſuchungsſchreiben nicht in der Sprache der erſuchten Behörde abgefaßt, ſo muß 
es, vorbehaltlich anderweiten Uebereinkommens, von einer als wortgetreu beglaubigten Ueber— 
ſetzung in die zwiſchen den beiden betheiligten Staaten vereinbarte Sprache begleitet ſein. 

Art. 7. Die Gerichtsbehörde, an die das Erſuchen gerichtet iſt, iſt verpflichtet, ihm zu 
entſprechen. Sie kann jedoch ablehnen, ihm Folge zu geben: 

1. wenn die Echtheit der Urkunde nicht feſtſteht; 

2. wenn in dem erſuchten Staate die Erledigung des Erſuchens nicht in den Bereich der 
Gerichtsgewalt fällt. 

Außerdem kann die Erledigung abgelehnt werden, wenn ſie nach der Auffaſſung des 
Staates, auf deſſen Gebiete fie erfolgen ſoll, geeignet erſcheint, ſeine Hoheitsrechte zu verlegen 
ober feine Sicherheit zu gefährden. 

Art. 8. Im Falle der Unzuftändigfeit der erjuchten Behörde ift das Erſuchungsſchreiben 
von Amtöwegen an die zuftändige Gerichtsbehörde desjelben Staates unter Beobachtung ber 
dafür nad deſſen Gejeggebung maßgebenden Regeln abzugeben. 

Art.9. In allen Fällen, in denen das Erfuchen von der angegangenen Behörde nicht 
erledigt wird, hat dieſe die erjuchende Behörde unverzüglich hiervon zu enachrichtigen, und 
zwar im Falle des Art. 7 unter Angabe der Gründe, aus denen die Erledigung des Erſuchens 
abgelehnt, und im Falle des Art. 8 unter Bezeichnung der Behörde, an die das Erſuchen ab- 
gegeben worden ift. 

Art. 10, Die ein Erjuchen erledigende Gerichtsbehörde hat hinfichtlich der zu beobachtenden 
Formen des Verfahrens die Gejege ihres Landes in Anwendung zu bringen. 

Wünſcht indeſſen die erjuchende Behörde, dab nach einer bejonderen Form verfahren 
werde, jo kann, aud) wenn dieje in der Gejeßgebung des erjuchten Staates nicht vorgejehen ift, 
dem Antrage entſprochen werden, jofern die Gejeggebung dieſes Staates das gewünſchte Ber- 
fahren nicht verbietet.“ 


Wegen Zeugenvernehmung in England f. Parl.Atte v. 29. Juli 1856 im preuß. 
IMBl. 1866 ©. 181 ff. u. bay. IMBl. 1882 S. 213. Zeugenvernehmungen fönnen auf ein 
durch die deutſche Geiandtichaft zu atteftierendes Erſuchungsſchreiben der Gerichtöbehörben 
veranlaßt werben. 

3. Zu Abf. 2: Hann die Beweisaufnahme durch einen Reichskonſul erfolgen, To 
muß diefer erfucht werben. Die Befugnis, Zeugen abzuhören und Eide abzunehmen, 
haben nach $ 20 des BG. v. 8. Nov. 1867, betr. die Organifation der Bunbestonfulate 
(BGBL. S.137), nur die dazu vom Reichskanzler befonders ermäcdtigten Konfuln. Diefe 
Ermädtigung fann erteilt werben, auch wenn die Konſuln fonft feine Gerichtsbarkeit Haben. 
Sie liegt in der nad dem RG. über d. Konfulargerichtsbarfeit v. 7. April 1900 (RGBT. 
©. 213) $6 erteilten Ermädtigung zur Ausübung der Konſulargerichtsbarkeit. Wegen 
der Konfulargerichtsbarkeit in Egypten ſ. RGBL. 1874 S. 23, 1875 ©. 381, 1880 ©. 145. 
Derzeichniffe der ermächtigten Konfuln ſ. preuß. IMBl. 1891 ©. 344, bay. IMBl. 1886 
©. 191. Die Konfuln haben bei der Beweisaufnahme die Vorjchriften der CPrO. zu be- 
achten (RG. v.7. Apr. 1900 $ 19 Nr.1,$ 41). — Geſandte find zu einer Beweisaufnahme 
nicht befugt, es jei, daß ihnen nad $ 6 Abi. 2 des NG. v. 7. Apr. 1900 die Ausübung 
ber Konfulargerichtäbarfeit übertragen ift. 

4. Auf die Erpebition des Erfuchungsichreibens findet N. 2 zu $ 362 Anwendung. 
Ob birefter Verkehr mit der ausländiichen Behörbe geitattet, oder eine Vermittelung durch 
die Yuftizverwaltung nötig ift, richtet fich nad den Landesgefegen und den Vereinbarungen; 
vgl. N.2 zu $ 199. 

5. Bon dem Eintreffen der ausländiihen Beweisverhandlungen find die Parteien 
nad; Analogie des $ 362 Abi. 2 zu benachrichtigen. Wegen Beitimmung des Verhandlungs— 
termins ſ. $ 370 Abf. 2. 


88 364, 365. Fünfter Titel. Allgemeine Beftimmungen über die Beweisaufnahme. 573 


$. 364. (329.) 

Mird eine ausländiiche Behörde erjucht, den Beweis aufzunehmen, jo 
fann das Gericht anordnen, daß der Beweisführer das Erfuchungsjchreiben zu 
beforgen und die Erledigung des Erjuchens zu betreiben habe. 

Das Gericht kann fi auf die Anordnung bejchränfen, daß der Beweis: 
führer eine den Gejegen des fremden Staates entiprechende öffentliche Urkunde 
über die Beweisaufnahme beizubringen habe. 

In beiden Fällen ift in dem Beweisbejchluffe eine Friſt zu beftimmen, 
binnen welcher von dem Beweisführer die Urkunde auf der Gerichtsjchreiberei 
niederzulegen ift. Nach fruchtlofem Ablaufe diejer Friit kann die Urkunde nur 
benußgt werden, wenn dadurch das Verfahren nicht verzögert wird. 

Der Beweisführer hat den Gegner, wenn möglich, von dem Orte und 
der Zeit der Beweisaufnahme fo zeitig in Kenntniß zu ſetzen, daß derjelbe 
jeine Rechte in geeigneter Weife wahrzunehmen vermag. Iſt die Benachrich: 
tigung unterblieben, jo hat das Gericht zu ermefjen, ob und immieweit der 


Beweisführer zur Benukung der Beweisverhandlung berechtigt jei. 


ve B =o0, SR. zu. 2301 fi., 2308 f., * 6605 ff., NE. 83 487 f.. NE. 666, E. I $ 304, 
18 314, €. 111 8 819, M. 246, RP. 


1. Don —8* Befugniffen wird bas Gericht. Gebrauch machen, wenn der unmittel— 
baren Requiſition der ausländiſchen Behörde Bedenken entgegenſtehen, z. B. wenn es zweifel⸗ 
haft iſt, ob und wo eine zuſtändige Behörde vorhanden oder wie ſie zu bezeichnen iſt (ogl. 
hann. Prot. VII S. 2302 fi., 2308, 2311); ferner, wenn nach ben ausländiſchen Geſetzen 
bei den dortigen Behörden die Bemweisaufnahme von dem Beweisführer felbft betrieben 
werben muß (Mot. 3. E. III &. 246; vgl. hann. Prot. VII ©. 2245, preuß. IMBl. 1866 
S.182, Voigt Ardı. f. HR. IV ©. 492). — Die Anwendung des $ 364 hängt nicht von 
einem Antrag ab. 

2. Der Lauf der Frift beginnt mit der Verkündung des Beichluffes ($ 221 Abi. 1). 
Auf diefe Friſt ſowie auf die nachträgliche Benugung der Beweisaufnahme findet N. 1 
zu $ 356 entipredhende Anwendung. Der Verhandlungstermin wird nicht von Amtswegen 
beftimmt. Jede Partei fann den Gegner laden. Vgl. Bem. Nr.1 Ziff. II litt. i vor $ 214. 

3. Für die Benachrichtigung des Gegners ift nicht die Form der Zuftellung er- 
forderlih. Wenn die Benachrichtigung unterblieben oder nicht rechtzeitig erfolgt iſt und 
ber Gegner bes Beweisführers dies rechtzeitig (vgl. $ 295 Abi. 1) rügt, fo fann das Prozek- 
gericht enticheiben, dab die Beweisausfnahme vom Beweisführer nicht benutzt werden darf, 
Die Entjcheidung erfolgt nach mündlicher Verhandlung durch Zwifchenurteil oder im 
Enbdurteile. 

$. 365. (330.) 

Der beauftragte oder erjuchte Nichter ift ermächtigt, falls ſich jpäter 
Gründe ergeben, welche die Beweisaufnahme durch ein anderes Gericht ſach— 
gemäß ericheinen lafien, diefes Gericht um die Aufnahme des Beweifes zu er- 
juchen. Die Parteien find von diejer Verfügung in Kenntniß zu jeßen. 


SE. 8 291 Ubi. 2, HP. 2098, so18, NE. 8 480 Abſ. 4, 8 481 Abſ. 3, NP. 656, E.18 305, €. UI 
$ 315, €. 111 8 320, K®. 


1. Ein Grund zur Beiterbegebung ift 3. B. die Entfernung des Zeugen ober des 
zu befichtigenden Gegenitandes oder ber zu beeidigenben Partei aus bem Gerichtäbezirfe. 
Nur wegen eines bei der Beihlukfafjung nicht erwogenen, wenn auch ſchon vorhandenen 
Grundes kann ber beauftr. oder erj. Richter den Auftrag weiter geben. Natürlich kann 
der beauftr. oder eri. Richter auch dem Prozebgerichte die Sachlage vorftellen und bie 
Zurüdnahme des Erfuchens veranlaffen. 

2. Der Auftrag oder das Erfuchen, welches an ein inländiſches Gericht ergangen 
ift, kann nur an ein inlänbiiches Gericht weiter begeben werden. Diefes fann das Erſuchen 
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nur aus ben Gründen des GBG. $159 ablehnen. Ob und unter welchen Umftänden eine 
erfuchte ausländifche Behörbe das Erfuhen an eine andere Behörde desjelben Staates 
abgeben kann, bemißt fih nad dem ausländifchen Rechte. Vgl. dazu Art. 5 der in. 2 
zu $ 363 abgedr. Haager Konvention. 

$. 366, (331.) 

Erhebt fich bei der Beweisaufnahme vor einem beauftragten oder er— 
juchten Richter ein Streit, von defjen Erledigung die Fortſetzung der Beweis— 
aufnahme abhängig und zu deſſen Entfcheidung der Richter nicht berechtigt 
iit, jo erfolgt die Erledigung durch das Prozeßgericht. 

Der Termin zur mündlichen Verhandlung über den Zwifchenftreit iſt von 


Amtswegen zu beſtimmen und den Parteien bekannt zu machen. 


HE. $ 296, mer 2238, 5620f., NE. $ 483, NP. 664, E.18 306, E. II 8 316, E. III $ 321, 
. 245 


1. Der — ober erſuchte Richter ift berechtigt: a) über Anträge auf Termins- 
verlegung, Vertagung oder Anſetzung eines Tyortießungstermins zu enticheiden ($ 229); 
b) die in 8 400 (ef. $ 402) bezeichneten Entiheibungen zu treffen; c) über Gejuhe um 
Ablehnung eines Sachverftändigen zu enticheiden ($ 406 Abf. 4), wenn ihm die Ernennung 
ber Sadpverftändigen überlafjen war ($ 372 Abſ. 2, $ 405 Saß 1). Bei allen anderen 
Streitigfeiten, von deren Erledigung die Fortſetzung der Demweisaufnahme abhängt, 3. B. 
darüber, ob ein Zeuge zu beeidigen ift (vgl. R.1 Abf. 4 zu $ 393), oder über die Be— 
rechtigung der Verweigerung des Zeugniffes oder Gutachtens, ift bie Enticheidung bes 
Prozeßgerichts einzuholen. 

2. Iſt die Enticheidung des Prozeßgerichts erforderlich, Jo hat der beauftragte oder 
erfuchte Richter die Alten an das Prozeßgericht abzugeben. Der Vorfikende des Prozeh- 
gerichts beftimmt Termin zur Verhandlung über den Zwifchenftreit und läßt die Termins— 
beitimmung ohne Ladungsformale zuftellen (ſ. N. 1 Ziff. III, IV vor $ 214). Der Termin 
fann auch zur Verhandlung über die Sache felbft beitimmt werden. Über Verfäumung des 
lediglich zur Verhandlung über den Zwiſchenſtreit beftimmten Termins ſ. $ 347 Abſ. 2. 

$. 367. (332.) 

Erſcheint eine Partei oder erfcheinen beide Parteien in dem Termine zur 
Beweisaufnahme nicht, jo ift die Beweisaufnahme gleichwohl injoweit zu be= 
wirfen, al3 dies nach Lage der Sache gejchehen kann. 

Eine nachträgliche Beweisaufnahme oder eine Vervollſtändigung der 
Beweisaufnahme ift bis zum Schluffe derjenigen mündlichen Verhandlung, 
auf welche das Urtheil ergeht, auf Antrag anzuordnen, wenn das Berfahren 
dadurch nicht verzögert wird oder wenn die Partei glaubhaft macht, daß jie 
ohne ihr Verfchulden außer Stande geweſen jei, in dem früheren Termine zu 
erjcheinen, und im Falle des Antrags auf VBervollftändigung, daß duch ihr 
Nichterjcheinen eine wejentliche Unvolljtändigfeit der Beweisaufnahme ver- 
anlaßt jei. 

. 8 299, DE. 2082, 2114 ff., 5629 f., —8 z 484, NP. 664, 695, €. 18 308, €. II $ 317, E. I 
$ 328, DM. 245 ff., 204, 232, AB. 

1. 8 367 gilt für bie — —————— — vor dem beauftragten oder erſuchten 
Richter wie vor dem Prozeßgerichte. IVgl. KPr. S. 125 f., Strudm. Koch (8) N.1, Wilm. 
Levy (7) N. 1 zu 8 332 alt, Gaupp (9) N.I, Peterſen (5) N. 1, Wach (2) Vortr. S. 158 f., 
Barkhauſen Beitr. z. E. d. DR. XXVII ©. 804 ff., H. Meyer Ztſchr.f. d. CPr. IX S. 330 f., 
Troll Verſ. Urt. S. 18 f., Juſt Sächſ. Arch. VII S. 405 ff, RG. Entſch. I Nr. 87 ©, 238. 
Gegen Anwendung auf d. Beweisaufn. vor d. Prozeßgerichte: Endemann II S. 153, 194, 
197 und Ztichr. f. d. EPr. IV ©. 191 ff. Fifcher Beitr. 3. €. d. DR. XXIV ©. 838 ff., 
Brettner Mag. f. d. DR.I ©. 331 ff. Die Mot. 3. E. III S. 245 fcheinen für dieſe An— 
ficht zu fprechen; aber das Geſetz unterjcheidet nicht und dabei muß es fein Bewenben haben. ] 
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ar 


2. Zu Abi. 1: a) In Abweſenheit der Parteien kann Augenſchein eingenommen 
werben, es ſei benn, daß bie Befichtigung der Sadje nicht ausführbar ift, ohne daß die 
Partei die Sache vorlegt oder die Befichtigung geftattet. Zeugen können in Abweſenheit 
ber Parteien vernommen werden; Sacjverftändige ebenfalls, wenn nicht zur Erftattung 
bes Gutachtens bie Befichtigung von Sachen erforderlich ift, die die abmwejende Partei 
borzuzeigen hätte. Beweis durch Urkunden kann aufgenommen werben, wenn die Urkunden 
dem Gerichte vorliegen. Ein Eid fann in Abmwejenheit des Gegners geleiftet werden. 

b) Erfolgt die Bewersaufnahme vor dem Prozekgerichte, fo ift der Termin zur Be: 
weisaufnahme zugleich VBerhandlungstermin ($ 370 Abf. 1). Die Beweisaufnahme geht der 
Verhandlung voran; erft, wenn das Bemweisverfahren beendigt ift (vgl. N. 1 zu $ 370), 
tritt die Beftimmung des Termins zur Fortſetzung der Verhandlung hervor, Erſcheint 
dann feine der Parteien, jo ruht das Verfahren. Ericheint nur eine Partei, fo kann fie 
unter den allgemeinen VBorausfegungen gegen die ausgebliebene Partei Verfäumnisurteil 
nach $$ 330, 331 erwirfen. Das Verfäumnisurteil kann nicht vor der Beweisaufnahme 
begehrt werden, wenn die Beweisaufnahme möglich ift [vgl. Barkhaujen a. a. O. ©. 812, 
RG. 20. März 1880 Entſch. I Nr. 87 ©. 239). Bei bem PVerfäumnisurteile wird das 
Ergebnis der Bemweisaufnahme nicht berüdfichtigt (vgl. N. 3 litt. a zu $ 332). Die Be» 
weisaufnahme Hat aber für den Fall des Einfpruchs ihre volle Bedeutung. — Eine zur 
Beweisaufnahme nicht erfchienene Partei fann zur Verhandlung erfcheinen; ihr Ericheinen 
vor Schluß der Verhandlung verhindert das Verſäumnisurteil, auch wenn fie zur Beweis- 
aufnahme nicht erfchienen war. 

3. Zu Abi. 2: a) Soweit die Beweisaufnahme wegen Ausbleiben des Beweis— 
führerö nicht bewirkt werben fann, ift diefer mit der {Führung des Beweiſes ausgeichlofen. 
Die Ausſchließung tritt nur ein, wenn die nicht erichienene Partei von dem Termine zur 
Beweisaufnahme rechtzeitig benachrichtigt war (vgl. NR. 1 zu $ 357). Die Ausfchliekung 
gilt nur bezüglich bed angeorbneten und wegen der Verfäumnis nicht aufnehmbaren Be— 
weifes. Neue Behauptungen, Bejtreitungen und Bemeisangebote find nicht ausgeichlofien; 
für neue PBehauptungen ꝛc. können aud die alten Beweismittel wieder angeboten werben. 
Die Ausfchließung wirkt nicht für die Berufungsinftanz. — Über Verfäumung bes Eides- 
termins durch den Schwurpflichtigen ſ. $$ 465 bis 468. 

b) Gegen bie Ausfchließung ift auf Antrag des Beweisführers Inzidentreftitution 
zu gewähren. Die Reftitutionsgründe find: Möglichkeit der nachträglichen Beweisaufnahmte 
ohne Verzögerung des Verfahrens oder umverjchuldete Verhinderung am Erjcheinen. Der 
zweite Reftitutionsgrund ift glaubhaft zu machen ($ 294). Der Antrag kann nur in einer 
münblichen Verhandlung vor dem Prozeßgerichte (nicht vor dem beauftr. oder erf. Richter) 
bis zum Schluffe der Verhandlung, auf welche das Urteil ergeht, gejtellt werben. Wird 
ber Antrag vom Gegner nicht befämpft, jo wird die nachträgliche Beweisaufnahme durch 
Deweisbeihluß angeordnet, falls die VBorausfegungen dazu nach Anficht des Gerichts vor- 
liegen. Wird der Antrag befämpft, fo liegt ein Zwifchenftreit vor; daher ift die Zu: 
lafjung durch Zwifchenurteil, die Abweifung entweder durch Zwifchenurteil oder in den 
Gründen des Enbdurteild auszujprechen. 

$. 368. (333.) 

Wird ein neuer Termin zur Beweisaufnahme oder zur Fortſetzung der: 
jelben erforderlich, jo ijt diefer Termin, auch wenn der Beweisführer oder 
beide Parteien in dem früheren Termine nicht erjchienen waren, von Amts: 


wegen zu bejtimmen. 
DE. 8,300, $®- 2237, 5631, NE. $ 485, NP. 666, E. 18 308, E. IT $ 318, E. III 8 393, M. 246, 
RB. 126. 


Die Vorichrift gilt für die Bemweisaufnahme vor dem Prozehgericht und vor dem 
beauftragten oder erluchten Richter. Sie ift aucd anwendbar beim Ausbleiben beider Par- 
teien; vgl. N. 1 zu $370. Die Verkündung des Termins gilt auch gegenüber ber nicht 
erichienenen Partei, wenn diefe von dem erjten Termin ordnungsmäßig benadhrichtigt war 
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($ 218, $ 312 Abſ. 1, $ 329 Abi. 2). Hit aus befonderen Gründen, 3. B. weil fih nicht 
abjehen läßt, wann ein erfrankter Zeuge wird erfcheinen fönnen, in dem früheren Ter— 
mine der neue nicht verfündet worben, fo ift der neue Termin von Amtöwegen zu be= 
ftimmen, ſobald das Hindernis gehoben ift, und die Zerminsbeftimmung ohne Ladungs— 
formale beiden Parteien zuguftellen; ſ. N.1 Ziff. LIT litt. 1, Ziff. IV Abf. 1 vor $ 214. 


$. 369. (334.) 
Entſpricht die von einer ausländiichen Behörde vorgenommene Beweis: 
aufnahme den für das Prozefgericht geltenden Gefeßen, fo fann daraus, daß fie 


nad) den ausländifchen Gejegen mangelhaft ift, fein Einwand entnommen werden. 


DE. 8 298, HP. 2026 ff., 5622, NE. 3 489, NP. 668f., E. 18 300, E. IT $ 319, €. III g 324, 
M. 246, KB. 126. 


1. Der $ 369 ſetzt voraus, daß die von einer ausländifchen Behörbe vorgenommene, 
den ausländiichen Geſetzen entfprechende Beweisaufnahme im Inland ala ordnungsmäßig 
gilt, auch wenn fie dem inländiichen Gejege nicht entipriht. Der für Rechtsgeſchäfte gel— 
tende Saß „locus regis actum‘ (EG. 3. BGB. Art. 11 Abi. 1 Sa 1) gilt auch für Prozeh- 
bandlungen. Daß dies der Sinn des Geſetzes ift, erhellt aus den Mot. z. E. III ©. 246, wo 
von $ 369 gejagt wird, da biefer Paragraph dem Art. 85 der WO. und früheren Parti- 
fularrechten (3. B. württ. PrO. Art. 435, bay. PrO. Art. 355) ſowie dem hannov. Entw. 
$ 298 entipredhe. In dieſen Geſetzesſtellen ift der aufgeftellte Sa enthalten. [Ebenſo: 
Strudm. Koch (8) Note, Wilm. Lepy (7) N.1 zu $ 334 alt, Gaupp (9) N. I, Peterfen (5) 
N.1, Wah Hanbb. I S. 252, Bülow Ardı. f. c. Pr. LXIV S. 51ff,, v. Bar Theorie u. 
Praris (2) II ©. 369 f., 403 ff, NG. 8. Mai 1880 II Nr. 100 S.374 in Anwendung auf 
eine Eibesleiftung, die in Amerifa vor einem Notar und ohne die Schlußformel des $ 481 
erfolgt war, RG. 21. Nov. 1902 JW. 1903 ©. 25 N. 15 in Anwendung auf ein in der 
Schweiz erholtes Gutachten, defien Beeidigung der Sachverſtändige auf Grund der Schweizer 
Gejeße wegen religiöfer Bedenken verweigert hatte, OLG. Colmar Redtipr. d. OLG. XIII 
&.158, wo eine Eidesabnahme in Frankreich, zu der ber Gegner, entgegen ber Vorſchrift 
des Code de proc. art. 121, nicht geladen war, für gültig erklärt wird, weil nad) franz. Recht 
bie Verletzung bes art. 121 feine Nichtigkeit der Eibesabnahme bewirkt. — AM.: Pland 
Lehrb. I S. 19 und ſcheinbar RG. 22. Nov. 1884 Entſch. XTII Nr. 108 ©. 400; aber 
diefes Urteil handelt nicht von der Ordnungsmäßigfeit der Bemweiserhebung, fondern von 
dem Umfange ber Befugniffe des requir. Gerichts] Dal. a. den in N. 2 zu $ 363 ab» 
gedrudten Art. 10 ber Haager Konvention. — Die Wirkung der im Auslande vor— 
genommenen Bemweisaufnahme, insbeſondere die einer Eibesleiftung, ift nad; dem inländi— 
ſchen Rechte zu beurteilen. 

2. It die von einer ausländiichen Behörde vorgenommene Beweisaufnahme, nad 
ben Geſetzen bes Auslandes beurteilt, nicht ordnungsmäßig, entipricht fie aber dem in- 
ländifchen Rechte, jo kann daraus, daß fie dem ausländiichen Rechte nicht entipricht, fein 
Einwand entnommen werden. Pal. EG. 3. BGB. Art. 11 Abf. 1 Sap 2. 


$. 370, (335.) 

Erfolgt die Beweisaufnahme vor dem Prozehgerichte, jo ift der Termin, 
in welchem die BeweiSaufnahme jtattfindet, zugleich zur Fortſetzung der münd— 
lihen Verhandlung bejtimmt. 

In den Beweisbejchluffe, welcher anordnet, daß die Bemweisaufnahme 
vor einem beauftragten oder erjuchten Richter erfolgen jolle, kann zugleich der 
Termin zur Fortſetzung der mündlichen Verhandlung vor dem Prozegerichte 
beitimmt werden. it dies nicht gefchehen, jo wird nach Beendigung der Be— 
weisaufnahme diejer Termin von Amtswegen bejtimmt und den Parteien be: 


fannt gemacht. 
HE. 1%, DB. 2029, NE. 8 490, MP. 669f., €. 18310, E, IT 8 320, €. III 8 9385, M. 245, 
2. 126. 


$ 370. Sechſter Titel. Beweis durch Augenicein. 577 


1. Zu Abi. 1: Jeder zur Beweisaufnahme (Augenicheinseinnahme, Zeugenvernehmung, 
Sadverftändigenvernehmung, Urfundenvorlage, Eibesleiftung) vor dem Prozehgerichte be- 
ftimmte Termin ift Eraft Gefeges auch zur fFortiegung der mündlichen Verhandlung 
bejtimmt. Dies braucht nicht bei der Terminsbeftimmung ausgeiprocen zu werden. Sa, 
e3 fann nicht einmal durch vorherige Anberaumung eines weiter hinausgeiegten Verbands 
lungstermins dem Termine zur Beweisaufnahme die Eigenschaft eines Verhandlungstermins 
entzogen werben. IVgl. Gaupp (9) N.I Abi. 1, Peterjen (5) N.1, Juſt Sad. Arch. VII 
S. 411. — AM.: Strudm. Koch (8) N.2 Abf. 2, Pland Lehrb. II S.188, Wach Vortr. (2) 
8.158.) — folgen der Vorichrift des $ 370 find das Ruben des Verfahrens, wenn nad 
Beendigung bes Beweisverfahrens feine Partei in dem Termin erjchienen ift ($ 251 Abi. 2), 
und die nad Beendigung bes beichlofienen Bemweisverfahrens eintretende Möglichkeit eines 
Berfäumnisurteils; vgl. NR. 1 zu $ 367. Beendigt ift das beichlofiene Beweisverfahren 
aber nicht bloß, wenn die angeordnete Beweiserhebung vollftändig ausgeführt ift, ſondern 
auch dann, wenn dieſe überhaupt nicht (3. B. wegen Todes des Zeugen) oder nicht ohne 
Mitwirkung der nicht erichienenen Partei (z.B. die Eidesabnahme) ausgeführt oder zu Ende 
geführt werden fann [vgl. Barkfhaufen Beitr. 3. €. d. DR. XXVII ©. 806 ff.]; deögleichen, 
wenn ber die Beweisaufnahme anordnende Beſchluß aus irgend einem Grunde von bem 
Gerichte zurüdgenommen wird. Hat die Beweisaufnahme nicht oder nicht vollitändig 
erfolgen können, ift aber die Ausführung des Beweisbeſchluſſes ohne Mitwirkung der nicht 
erichienenen Partei möglich (3. B. wenn ein Zeuge oder Sachverſtändiger nicht erjchienen 
ist), To ift nach $ 368 ein neuer Termin zur Beweisaufnahme oder zu deren fFortiekung 
von Amtswegen zu beitimmen; in dieſem Falle kann fein Verfäumnisurteil beantragt 
werben; auch rubt das Verfahren nicht im Falle des Ausbleibens beider Parteien. [Bal. 
Gaupp (9) N. Jl Abſ. 2,3, Peterſen (5) N.2, Wach Vortr. (2) S.154, Birkmeyer Rechtöfälle ꝛc. 
S. 49, Troll Verſ. Urt. S.18, OLG. Hamburg SA. LVI Nr. 232. — AM.: Wilm. Levy (7) 
N.1 zu $ 335 alt, Barkhauſen a. a. O. S. 808.) Hit der Termin nur zur Aufnahme von 
Beweis beftimmt, ben die erjchienene Partei angetreten hat, jo fann dieje allerdings da— 
durch, daß fie auf ihre Beweismittel definitiv oder mit Rüdficht auf das Nichtericheinen 
bes Gegners einftweilen verzichtet, die Beweisaufnahme erledigen und dann ein Verſ. Urt. 
gegen ben Gegner erwirten. Wenn fie aber im Verfahren nad dem Einspruch auf dieje 
Beweismittel zurüdgreift, jo find die etwaigen Mehrfoften als nicht notwendige Koften 
von ber Erftattung ausgeichloffen; auch könnte nad) Umftänden $ 283 Abi. 2 mit $ 278 
Abj. 2 angewendet werben. 

2. Megen Verſäumung des Termins zur Eidesleiftung j. $$ 465, 466. 


Sedster Titel. 
Beweis durch Augenjchein. 

Litteratur: Pland Lehrb. II $ 121 S. 261 ff., Weveld gut 2. v. gerichtlichen Augen- 
icheine im Er. (1877). Vgl. a. John — i: SteXrd. I ©. 494 fi. 

1. Gerichtlicher Augenschein Heißt die durd die Sinne vermittelte Wahrnehmung 
des Richters ala ſolchen. Die Wahrnehmung vollzieht ſich zumeiit durch den Gefichtsfinn 
(daher ber Name!), fann aber auch durch den Gehör:, Geruchs-, Geſchmacks- oder Gefühls- 
finn erfolgen. Die Wahrnehmung kann Eigenihaften von Sadıen oder Perfonen, aber 
auch ſonſtige Dinge, 3. B. die Hörbarfeit eines Geräufches auf eine gewiſſe Entfernung, 
betreffen. 

2. Ob ein Anspruch auf Vorlegung oder Gejtattung der Befihtigung einer Sache 
bejteht, bemißt jih nah dem BGB. $$ 809, 810; wo und auf weſſen Gefahr die Vor— 
legung zu erfolgen bat, nad) BGB. $ 811; die Anordnung gerichtlichen Augenicheins fann 
als wichtiger Grund im Sinne des 8811 Abſ. 1 Satz 2 betrachtet werden. Außerdem 
fommen bei auf auf Probe BGB. $ 595 Abi.2 und bei eingelagertem Gute HGB. $ 415 
in Betradt. 

8. Seuffert, Givilprogefordnung I. 10. Aufl. 37 
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3. Der Aniprud auf Vorlegung oder Geftattung der Befichtigung einer als Augen» 
Icheinsgegenftand in Betracht kommenden Sade kann innerhalb des Prozeſſes, in welchem 
ber Augenſchein eingenommen werden foll, nur geltend gemacht werden, ſoweit es fih um 
Urkunden handelt, die alö Beweismittel bezeichnet find (vgl. $$ 421 bis 427). Eine Aus- 
dehnung der Vorichriften über Urfunden auf andere Sachen ift dem Geſetz ebenfo fremd 
wie dem früheren gem. Rechte. [Vgl. Strudm. Hoch (SI) N.2 zu $371, Gaupp (9) N. IT Abi. 2 
vor $ 371, Peterien (5) N. 3, 2. Seuffert Ztichr. f.d. EPr. XIX S.176, Heldmann eod. XXVI 
8.413 ff., Pollat eod. XXXIL ©. 237 ff. — AM.: Kohler Forſch. S.78 ff. Pland Lehrb. II 
©. 265, Schmidt Lehrb. (2) S. 526f.) Es ift Sache des Beweisführers, den Beſitzer auf 
Vorlegung x. zu verflagen und das Urteil nad $$ 883, 885 zu vollftreden, wenn ber 
Befiger die Vorlegung verweigert. Ob der Prozehgegner oder ein Dritter befigt, macht 
in dieſer Beziehung feinen Unterjchied. Seineswegs hat das Gericht, welches den Augen— 
ſchein angeordnet hat, Zwangsgewalt. Übrigens befteht wenig praftifches Intereſſe an der 
Realifierung des Vorlegungsanſpruchs, falls fi die Sade im Befit einer Partei be- 
findet; denn, wenn ber Beweisführer die Vorlegung verweigert, wird regelmäßig darin 
ein Rüdtritt vom Beweisantrag gelegen fein [vgl. RG. 28. Apr. 1900 Entſch. XLVI Rr. 103 
&.369, wo richtig ausgeführt ift, daß dies nicht unter allen Umftänden anzunehmen ift]; 
wenn aber der Gegner bie Vorlegung verweigert, wird bei ber freien Beweiswürbigung 
($ 286) die Weigerung regelmäßig als Beweisgrund zu deſſen Ungunften verwertbar fein. 
Iſt der Augenjchein von Amtöwegen angeordnet, jo ergiebt die Weigerung einen Beweis— 
grund zu Ungunften ber befißenden Partei. 

4. Eine Verpflichtung ber Partei, fich ſelbſt als Augenjcheinsobjeft unterſuchen zu 
lafien, fann weder aus dem bürgerlichen noch aus dem Prozeßrecht abgeleitet werben 
(vgl. Friedrichs Ztichr. f. db. EPr. XIX &.399 ff, Heldmann Ztichr. f.d. EPr. XXVI ©. 432, 
RG. 18. Oft. 1897 SA. LIT Nr. 127, 22. Nov. 1902 IW. 1903 ©. 26f. Nr. 21]. — Es 
beiteht auch fein privatrechtlicher Anfpruch auf Geftattung der Erhumierung einer Leiche 
[RG. 23. Aug. 1886 Entf. XVI Nr.33 &.151, OLG. Münden SA. LVI Nr. 119]. 

$. 371. (336.) 

Die Antretung des Beweiſes durch Augenfchein erfolgt durch die Be— 
zeichnung des Gegenjtandes des Augenjcheins und durch die Angabe der zu 
beweifenden Thatjachen. 


DE. 8 322, DB. 2109 f., 5663 f., NE. 844, NP. 712 f., 758, €. 18311, E83, € m 
8 326, M. 246 f., AB. 126. 


1. Orbnet das Gericht nad $ 144 von Amtswegen bie Einnahme eines Augenſcheins 
an, jo ift von Antretung bes Beweiſes nicht bie Rebe. 

2. Megen Koftenvorichuffes |. GRG. 8 79, $ 84 Abi. 1. 

$. 372. (337.) 

Das Prozehgericht kann anordnen, daß bei der Einnahme des Augen 
icheins ein oder mehrere Sachverjtändige zuzuziehen ſeien. 

63 fann einem Mitgliede des Prozekgerichts oder einem anderen Gerichte 
die Einnahme des Augenfcheins übertragen, auch die Ernennung der zuzu— 
ziehenden Sachverftändigen überlafjen. 


DE. 8 323, HP. 2113 f., 5663 f., NE. 8 495, NP. 718 1., 754, E.18 312, €. IT 8 322, €. Im 
8 397, M. 247, AB. 196. 


1. Die Zuziehung von Sahverjtändigen fann unabhängig von einem Parteiantrage 
fowohl bei einem beantragten wie bei einem von Amtöwegen ($ 144) angeordneten Augen- 
jchein angeorbnet werden. — Wird die Einnahme des Augenicheins einem Sachverſtändigen 
überlaffen, jo erfolgt fein gerihtliher Augenichein; der Sachverſtändige kann in feinen 
Gutachten dem Gerichte die Ergebniffe berichten. 

2. Die Augenſcheinseinnahme fann auch außerhalb bes Gerichtälofald durch das 
ganze Prozebgericht erfolgen. — Für die Ernennung ber Sadverftändigen gelten bie 
Dorfchriiten der $$ 404, 405. (Mot. z. E. III ©. 247.) 


Bor $ 373. Siebenter Titel. Beugenbemweis. 579 


GSiebenter Titel. 
Zeugenbeweis. 


Litteratur: land Lehrb. II S 110, Schmidt Lehrb. (2) 8 81, Neubauer Die Ent» 
Icheidungen des Neichdgericht3 über Beweisaufnahme durch Zeugenvernehmung Ztichr. f. d. CPr. 
XIX ©. 136 fi. 

1. Zeuge fann fein, wer wahrnehmungs: und mitteilungsfähig if. Das moderne 
deutſche Prozeßrecht fennt feine testes inhabiles im Sinne des gemeinen Rechtes. Per- 
fonen unreifen Alters und geiftesfranfe ober geiſtesſchwache Perſonen find nicht grund- 
fäglih vom Zeugnis ausgeichloffen. Inwieweit fie wahrnehmungs- und mitteilungsfähig 
find, ift eine thatjächliche Frage. Die Würdigung bes Beweiswerts fteht im Ermefjen 
bes Gerichts (5 286). 

2. In einem Prozeffe kann jede Perfon Zeuge fein, der in dieſem Prozeſſe fein 
Eid zugeichoben werben kann. Die Eibespflicht ſchließt die Zeuanisfähigfeit aus, meil 
ber Parteieib diejenige form ift, in welcher die Ausfage der eibeöpflichtigen Perfonen 
prozeffuale Bedeutung erhält. Da der Eid regelmäßig ber Partei, nicht einem Dritten, 
zugeichoben werden fann ($ 449 Sak 1), fo pflegt man zu fagen, daß zeugnisfähig iſt, 
wer nicht Partei ift. Aber der Sak ift ungenau. Einerſeits giebt es Fälle, in denen 
einem Dritten der Eid zugeichoben werben kann, und dann ift diefer Dritte zeugnis- 
unfähig. Hierher gehört der ftreitgenöffiiche Nebenintervenient ($ 69), da er, obwohl 
nicht Partei (vgl. R.2 zu $ 69), eibespflichtig iſt ($ 449 Sap 2) lebenſo Strudm. Koch (8) 
N.1 vor $ 378, Wilm. Levy (7) N.1 zu $ 538 alt, Gaupp (9) N. IA vor $ 373, RG, 
14. Yan. 1888 Entid. XX Nr. 90 ©. 392, 26. Jan. 1891 SA. XLVI Nr. 289; — aM.: 
Peterſen (5) N.5 zu 8 69, NRr.5 g. E. vor $ 373, Francke Nebenparteien S. 109, Barazetti 
Bad. Ann. LI ©. 73 fi.]; ferner, wer ala gejeßlicher Vertreter den Prozeß führt (vgl. R. 3 
bis 6 zu $$ 51, 52), und zwar nicht bloß der in $ 473 erwähnte Vertreter einer prozeß— 
unfähigen, ſondern auch der einer prozehfähigen Partei, alſo ſowohl der Inhaber ber 
elterlihen Gewalt, der VBormund, die zur Prozekführung berufenen Organe juriftiicher 
Perfonen [RG. Entſch. I Nr. 112 ©. 400, XLV Rr. 117 ©. 427] und fonftiger Perfonen« 
verbände (Konfursverwalter!) als auch der von der Geichäftsführung nicht ausgeichloffene 
Gejellichafter der offenen Hanbelögefellichaft und der Kommanbitgefellichaft fowie die Gefell- 
Ichaftsliquidatoren, ebenfo der Nachlaßpfleger und der Nachlaßverwalter, der Pfleger bes 
BGB. 88 1911 big 1914, der Zwangsverwalter des ZuVG. $$ 146, 150 u.f. w. in ben 
von ihnen in dieſer Eigenihaft geführten Prozefien. Beſteht das Organ aus mehreren 
Perfonen, wie 3. B. der BVorftand einer Aftiengefellihaft aus mehreren Mitgliedern ober 
die den Fiskus vertretende Behörde aus mehreren Beamten, jo find alle dieſe Perfonen 
zeugnisunfähig [RG. 9. Jan. 1900 Entſch. XLVI Nr. 87 ©. 318]. — Anbererjeits giebt 
es Fälle, in denen die Partei nicht eidespflichtig ift, und ſoweit dies zutrifft, ift die Partei 
zeugnisfähig [vgl. Schmidt Lehrb. (2) S. 501 f.]. Daher find zeugnisfähig in den Pro« 
zefien des Gewalthabers bas Kind [aM.: RG. 24. Oft. 1884 Entſch. XII Nr. 47 ©. 188 fi]; 
in den Prozeffen bed Vormundes der Mündel [vgl. Schmidt Lehrb. (2) ©. 501; anders 
die berrfchende Lehre], in den Prozeſſen bes Pflegers derjenige, für melden ber Pfleger 
beftellt ift — biefe Perfonen jedoch nur, ſoweit fie nicht nach $ 473 Abi. 2,3 als eibes- 
pflichtig in Betracht fommen können; ferner in den Gefellichaftsprozefien der von ber 
Geihäftsführung ausgefchloffene und daher nicht eidespflichtige (vgl. N.1 Abi. 2 zu $ 472) 
Gefelfichafter der offenen Handelsgefellihaft und der Kommanbitgeiellihaft lvgl. Gaupp (9) 
N.IA vor 8373; — aM.: Strudm. Koch (8) N.1 Abf.1 vor $373, Peterjen (5) N. 5 vor $ 373, 
Staub Komm. 3. HGB. (9) Anm. 13,15 zu $124, RG. 15. Dez. 1886 Entſch. XVII Nr. 91 
&.365 ff. (betr. einen Prozeß im Liquidationsftadium), OLG. Braunfhmweig SU. LVI 
Nr. 131], ebenfo der vor dem Prozeß ausgeſchiedene Gefellichafter, auch wenn er früher 
zur Gejhäftsführung befugt war [RG. 8. Nov. 1901 Entſch. XLIX Nr. 111 ©. 425 ff.), 
wogegen ber während des Prozeſſes ausgefchiebene Gefellichafter, weil er nach $ 265 Partei 

37* 


580 Zweites Buch. Erfter Abichnitt. Vor $ 373, 


bleibt, nicht ald Zeuge vernommen werben fann [RG. 7. März 1895 Entih. XXX V Nr. 103 
&.388 ff.). Im Prozeffe der Kommanditgefellichaft kann der Kommanditiſt Zeuge fein [vgl. 
Gaupp (I) N. IMA vor 8373; — aM.: das RG. 15. Dez. 1893 Entih. XXX Nr. 110 S. 398 ff., 
dem fih Strudm. Kod (8) N.1 Abi. 1 vor $ 373 und Peterien (5) N.5 vor $ 873 an« 
Ichließen]. Im Prozeffe des Mannes über eingebrachtes Gut kann die Frau, im Prozeife 
ber Frau über eingebracdhtes Gut kann der Mann Zeuge fein [RG. 30. Nov. 1903 IW. 
1904 ©. 69 Nr. 40]; dadurch, dab der Mann zu der Prozekführung der Frau feine Zus 
ftimmung erteilte und bie (frau „im Beiftande des Mannes“ klagt, wirb der Mann nicht 
Partei und fann daher Zeuge fein [RG.1. Febr. 1905 Entſch. LX Nr. 19 ©. 85 f., 5. Febr. 
1906 Beitr. 3. E.d. DR.L ©. 1090 ff.). Die Ehefrau ift zeugnisfähig in Prozeffen des 
Ehemanns über eingebrachtes Gut und über Gelamtgut. In den Prozefien des Nachlaß— 
pflegers, Nachlaßverwalters oder Zejtamentsvollitrederd Tann der Erbe Zeuge fein [val. 
Förſter Sächſ. Arch. XII S. 160, RG. 26. Sept. 1901 IW. S. 760 Nr. 23, OLG. Ham— 
burg EN. LVII Nr. 222 und Redtipr. d. OLG. IV ©, 122]. Daß in Prozefien des 
Konfursverwalterö der Gemeinjchuldner zeugnisfähig ift, ergiebt fich nicht bloß von dem 
in N.2 litt.a vor $ 50 vertretenen Standpunft aus, jondern auch vom Standpunkte der— 
jenigen, welche den Verwalter alö Vertreter des Gemeinichuldners betrachten, da ber 
Gemeinihuldner nicht eidespflichtig ift. [Im Ergebnis ebenjo: Strudm. Koch (8) N. 1 
Abſ. 3 vor $ 373, Gaupp (9) N.IA vor $ 373, Peterſen (5) N. 5 vor $ 373, Jaeger 
Komm. 3. KO. (2) Anm. 27 f. zu $ 6, 10. Mai 1889 SA. XLIV Nr. 265, 16. Febr. 
1891 Beitr. 3. E. d. DR. XXXV S. 1166, RG. 30. März 1892 Entſch. XXIX Nr. 10 
8.29 ff., 19. Apr. 1895 IW. ©. 263 f. Nr. 8 (die gewundene Begründung der Entid. d. 
RO. XXIX ©. 29 ff. enthält m. E. nicht den richtigen Grund). — AM.: OLG. fiel SU. 
XLIII Rr. 162.) — Ein Streitgenofie fann nicht Zeuge in der Sache des anderen Streit« 
genoſſen jein, wenn das ftreitige Nechtöverhältnis allen Streitgenofjen gegenüber nur ein= 
heitlich entjchieden werden kann oder die Streitgenofjenihaft aus einem jonftigen Grund 
eine notwendige ift (vgl. $ 62 nebſt den Erläuterungen); jonft fann er Zeuge fein, und 
zwar aud, wenn feine getrennte Verhandlung angeordnet ift. Der Hauptintervenient 
fann Zeuge in dem Erftprogefle fein. Der nicht ftreitgenöffiiche Nebenintervenient und 
der Litisbenungziat find natürlich zeugnisfähig. Ebenſo die aus dem Prozeß auögeichiedene 
Partei, 3.B. der urjprüngliche Bellagte in den Fällen der $$ 75 bis 77, der Rechts- 
vorgänger, wenn der Nachfolger mit Zuftimmung des Gegners (val. $ 265 Abi. 2 Sak 2) 
oder ohne deſſen Zuftimmung ($ 266 Abi. 1) den Proze übernommen hat, und ein nicht 
mehr beteiligter Streitgenoffe [RG. Entich. NIIT Nr. 115 S. 416, XXIX Nr. 96 ©. 370]. 
Zeugnisfäbig ift auch ein früherer gefeglicher Vertreter. Der Prozeßbevollmächtigte ift 
ftets zeugnisfähig; doc fann er bei der Bemweisaufnahme, bei welcher er jelbft ala Zeuge 
vernommen wird, nicht zugleich die Partei vertreten. Entiprechend verhält es ſich mit 
dem Beiftande. — Dadurch, daß jemand, der ald Zeuge vernommen worden ift, ſpäter 
Partei oder prozehführender gefeklicher Vertreter wird, wird jeine Ausſage nicht un» 
benußbar [vgl. RG. 2. Apr. 1889 Beitr. 3. E. d. DR. XXXIII S. 1171, 11. Dez. 1891 
Entih. XXIX Nr. 89 S. 343, 18. Oft. 1898 Beitr. 3. E. d. DR. XLIII ©. 495, 1. März 1907 
IW. ©. 263 Nr. 25; teilw. abw.: Griſebach Ztichr. f.d. CPr. XXI €. 41 ff.]. 

3. Über Ablehnung eines angebotenen Zeugenbeweijes vgl. N.2 Abf.2 zu 8 286. 
— Wird eine größere Anzahl von Zeugen vorgejcdhlagen, jo kann das Gericht zunächſt 
die Vernehmung eines Teiles anordnen; es fann nad deren Vernehmung weitere Beweis« 
aufnahme unterlafen, wenn es von der Wahrheit oder Umwahrheit der betreffenden That» 
lache bereits vollftändig überzeugt ift und unter Angabe von Gründen feititellt, daß die 
Ausfagen der übrigen Zeugen daran nichts ändern können. Das Gericht kann feinen 
zu⸗ oder zurüdgejchobenen Eid über eine Thatſache auferlegen, folange noch für oder 
gegen die betreffende Behauptung Zeugenbeweis angeboten ift; vgl. N.2 litt. c zu $ 453, 
Wohl aber kann das Gericht mit Umgehung angebotenen Beweiſes einen richterlihen Eid 
auferlegen; vgl. N. 1 Ab. 2 zu $ 475. 
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4. Alle partikularrechtlichen Beichränkungen des Zeugenbeweifes (z. B. C. c.art. 1341 ff.) 
ober der Zeugenzahl find aufgehoben (EG. $ 14 Abi. 2 Nr. 2). 

5. Nicht die PVorfchriften über den Zeugenbeweis, fondern die Vorfchriften über 
ben Urkundenbeweis (vgl. $ 432) kommen zur Anwendung, wenn eine Partei beantragt, 
eine Behörde um Mitteilung des Protofolls über eine Zeugenvernehmung zu erjuchen, die 
in einem anderen Givilprozeffe, einem Strafverfahren, einem Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit oder einem Verwaltungsverfahren erfolgt ift. Das Gericht darf den Antrag, 
die Zeugen nochmals zu vernehmen, nicht deswegen ablehnen, weil fie in dem anderen Ver- 
fahren bereit3 vernommen worden find [vgl. RG. 25. Nov. 1905 IW. 1906 S. 27 Nr. 31]. 


$. 373. (338.) 
Die Antretung des Zeugenbeweifes erfolgt durch die Benennung der 
Zeugen und die Bezeichnung der Thatjachen, über welche die VBernehmung der 
Zeugen ftattfinden joll. 


DE. 8 826, HB. 2128 ff., 5665, NE. 8 497, NB. 714f., E. 18313, E. II 5323, E. III 8 328, 
M. 47, HB. 126. 


1. „Benennung der Zeugen“ d. i. Bezeichnung der Perjonen, ſoweit dies zur 
Feſtſtellung ihrer Individualität nötig ift. Iſt der Aufenthalt des Zeugen nicht alsbald 
zu ermitteln, jo ift auf Antrag eine Friſt zu beftimmen ($ 356). 

2. „Bezeichnung der Thatfachen.“ Auch über fog. facta interna (vgl. N.1 
Abi. 2 zu $ 445) fann Zeugenbeweis angetreten werben [vgl. RG.1.Nov.1893 Entih.XXXII 
Nr. 96 S. 375, wo es ſich darum handelte, zu beweiien, daß ber Kläger in den Auffichtsrat 
gewählt worden wäre, wenn er von dem Bellagten vorgeichlagen worden wäre]. Frage— 
ftüde, wie im früheren Prozeffe, werden nicht entworfen. Gemeinverftändliche Rechts— 
begriffe können bei der Bezeichnung der Thatſachen gebraucht werden. Nötigenfalls find 
folche Begriffe bei der Vernehmung in ihre Elemente zu zerlegen. Die Bezeichnung ber 
Thatjachen ift nach $ 359 Nr. 1 in den Beweisbeſchluß aufzunehmen; fie bildet die Micht- 
Schnur, aber nicht die unüberjchreitbare Grenze der Vernehmung. Ergiebt fi, dab ein 
Zeuge über eine erhebliche Thatjache, für die er nicht ala Zeuge benannt ift, Wiſſenſchaft 
bat, jo ift er auch barüber zu vernehmen, 


$. 374. (339.) 

Die Vernehmung neuer Zeugen, welche nad) Erlaſſung eines Beweis: 
bejchluffes bezüglich der in demjelben bezeichneten ftreitigen Thatjachen benannt 
werden, iſt auf Antrag zurüczumeifen, wenn durch die Vernehmung die Er: 
ledigung des Rechtsftreit3 verzögert werden würde und das Gericht die Leber: 
zeugung gewinnt, daß die Partei in der Abficht, den Prozeß zu verjchleppen, 
oder aus grober Nachläffigkeit die Zeugen nicht früher benannt hat. 

E. III 8 399, M. 248, EP. 196. 

1. Don der Regel bes $ 283 Abſ. 1 macht $ 374 eine Ausnahme. Die Vorichrift 
bes $ 374 gilt fowohl für Zeugen, bie der Kläger, als für Zeugen, bie der Bellagte 
benennt. Wird auf Grund des $ 279 ein Verteidigungämittel des Bellagten zurüd» 
gewieien, jo entfällt natürlich die Bemweiserhebung über die darauf bezüglichen Thatjachen, 
Behauptungen und Beftreitungen, ohne baß es einer Zurüdweifung des Antrags auf 
Zeugenvernehmung auf Grund des $ 374 bedarf. 

2. Zur Zurücdweifung der Vernehmung eines Zeugen auf Grund bes $ 374 ift 
erforderlich: 

a) dab ein Beweisbeſchluß bereits erlaflen war, als ber Zeuge benannt wurde, 
Einerlei ift, ob der Beweisbeſchluß eine Zeugenvernehmung oder eine andere Beweis— 
erhebung angeordnet hatte. Auch wenn durch Beweisbeſchluß die Leiftung eines Eides 
angeordnet war (vgl. $ 461), kann die Vernehmung eines Zeugen auf Grund bes $ 374 
zurüdgemwiejen werben, obwohl durch den Beweisbeſchluß bie Geltendmadhung anderer 
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Beweismittel nicht ausgeichlofien wird, ſolange der Eid noch nicht geleiſtet oder verweigert 
ift (vgl. N. 2 litt. a, b zu $ 453) [vgl. 26. Erfurt Ziſchr. f. d. EPr. XVII S. 259). Wird 
nah Zurüdweilung der Zeugenvernehmung der durch den Beſchluß angeordnete Eid ge- 
leiftet oder verweigert, jo ift die Beweisregel des $ 463 ober bes $ 464 Abſ. 2 anzu- 
wenden und daher vorbehaltlich des $ 463 Ab. 2 eine Vernehmung von Zeugen über das 
Beweisthema auch für die Berufungsinftanz ausgeichloffen (arg. $ 533 Abi. 2). Hatte bie 
Partei, deren Antrag auf Vernehmung eines neuen Zeugen zurüdgemwieien wurde, dem 
Gegner den durch Bemweisbeichluß auferlegten Eid zugeichoben, jo fann fie durch Zurück— 
ziehbung der Zuichiebung die Eibesabnahme verhindern (vgl. N.1 zu $$ 457, 458); dadurch 
wird fie in ber erften Inſtanz beweisfällig, wahrt fich aber den zurückgewieſenen Zeugen- 
beweis für die Berufungsinftanz (vgl. u.N.4). Die Partei, welcher der durch Beſchluß 
angeordnete Eid zugeihoben war, fann die Annahmeerflärung oder Zurückſchiebung nicht 
widerrufen (arg. $ 454 Abſ. 2), wenn die Vernehmung eines Zeugen auf Grund bes $ 374 
zurüdgewieien wurde; 

b) dab der neue Zeuge zum Beweiſe oder zur Widerlegung derſelben Thatſache 
benannt wurbe, über welche in dem Beweisbeſchluß eine Beweiserhebung angeordnet ift. 
Kt in dem Beweisbeichluffe Beweis über mehrere Thatjachen angeorbnet, jo fann bie 
Dernehmung eines Zeugen, ber früher in Bezug auf die Thatſache a benannt war, auf 
Grund des $ 374 zurüdgewiejen werden, wenn ber Beuge nachträglich in Bezug auf die 
Thatiahe b benannt wird (vgl. Mot. 3. E. III ©. 248); 

c) daß durch die Vernehmung ber neuen Zeugen die Erledigung deö Rechtaftreits 
verzögert würde (daher lönnen erfchienene Zeugen niemals zurüdgemwiefen werben) und 
daß das Gericht bie Überzeugung gewinnt, daß die Partei in der Abficht den Prozeß zu 
verichleppen, oder aus grober Nadjläffigfeit die Zeugen nicht früher benannt hat. Konnten 
vorgeichlagene Zeugen nicht vernommen werben, jo wird regelmäßig die Vernehmung neuer 
Zeugen nicht zu beanftanben fein. 

3. Neue Zeugen fönnen nur in mündlicher Verhandlung vorgeichlagen, über das 
neue Beweisanerbieten fann nur nad münblicher Verhandlung von dem Prozekgerichte, 
nicht von dem beauftr. oder erf. Richter, entichieden werden [vgl. Ztichr. f.d. EPr. IX ©. 506]. 
MWird vom Gegner beantragt, die Vernehmung auf Grund bes $ 374 zurüdzumeiien, fo 
liegt ein Zwifchenftreit vor, der entweder durch Zwifchenurteil oder in ben Gründen bes 
(bedingten oder unbebingten) Endurteils entichieden werben muß. Das Zwiſchenurteil ift 
nicht jelbitändig anfechtbar, unterliegt aber bei Anfechtung bes Endurteils der Beurteilung 
des Rechtömittelgerichts (arg. $$ 512, 548). 

4. Die nad $ 374 zurückgewieſenen Zeugen können in ber Berufungsinftang wieder 
vorgeichlagen werben. 8 374 gilt aber auch für ben in ber Berufungsinjtanz verfpätet 
angetretenen Zeugenbemweis und bier bewirkt die Zurüdweifung ben definitiven Verluſt des 


Beweismittels. 
eweismitte $. 375,* (340.) 


Die Aufnahme des Zeugenbeweijes kann einem Mitgliede des Prozep- 
gerichtS oder einem anderen Gericht übertragen werden: 
1. wenn zur Ausmittelung der Wahrheit die Vernehmung des Zeugen an 
Ort und Stelle dienlich erjcheint; 
2. wenn die Beweisaufnahme vor dem Prozeßgericht erheblichen Schwierig: 
feiten unterliegen würde; 
3. wenn der Zeuge verhindert ift, vor dem Prozeßgerichte zu erfcheinen; 
4. wenn der Zeuge in großer Entfernung don dem Site des Prozeßgerichts 
ſich aufhält. 
Die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlichen Familien jomwie 
die Mitglieder der Fürſtlichen Familie Hohenzollern find durch ein Mitglied 
des Prozeßgerichts oder durch ein anderes Gericht in ihrer Wohnung zu ver— 
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nehmen. Das Gleiche gilt in Anjehung der Mitglieder des vormaligen Dan: 
noverichen Königshaufes, des vormaligen Kurhefliichen und des vormaligen 
Herzoglich Naffauifchen Fürſtenhauſes. 


DE. 8 329, HP. 2238 f., 5667 fi, NE. 8 499, NP. 719 f., E. 18 314, E. II 8 385, E. III 5 330, 
Vl. 248 f., EB. 126, 668 fi., 680, Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 81. 


1. Die Aufnahme des Zeugenbeweijes fann nur aus ben in $$ 375, 376 angeführten, 
eine analoge Anwendung nicht zulaffenden Gründen einem Mitgliede des Prozekgerichts 
(beauftr. Richter) oder einem anderen Gerichte (er. Richter) übertragen werben. Über den 
Beſchluß ſ. N.1,3 zu $ 355. 

2. Zu Abj.1Nr1: Z. B., wenn es darauf anftommt, die Schilderung eines Vor» 
gangs an Ort und Stelle zu erhalten, ober wenn ein Zeuge einem anderen, ber verhindert 
ift, vor dem Prozebgerichte zu erjcheinen (Nr. 3), gegenüber zu ftellen ift (vgl. $ 394 Abi. 2). 

3. Zu Abi. 1 Wr. 2: Z. B., wenn eine Information des Zeugen durch umftändliche 
Pläne, Rechnungen u. dgl. nötig ift. Die erheblihen Schwierigkeiten müfjen in ber Beweis» 
erbebung, nicht in der Geichäftslage des Gerichts, begründet fein; das Gericht kann eine 
Zeugenvernehmung nicht beömwegen übertragen, weil es mit Gejchäften überhäuft ift (KPr. 
S. 126, 668 bis 675). 

4. Zu Abi. 1 Nr. 3: 3.2. durch Krankheit, hohes Alter, Abfperrungsmakregeln ıc. 
Die Verhinderung muß, wenn auch nit von immerwährender, jo doch von einiger 
Dauer fein. 

5. Zu Abi. 1Nr. 4: Bei der Erwägung, ob die Entfernung groß fei, ift auf Die 
Schwierigkeit ber Vernehmung, die Wichtigkeit des Streitgegenftandes jowie auf die Höhe 
ber Koften, welde durch die Vernehmung bei dem Prozeßgericht erwachſen würden, im 
Verhältniſſe zum Streitgegenftande geeignete Rüdfiht zu nehmen. Der Umftand, daß 
fih der Zeuge in einem anderen Bunbeöftaat aufhält, fommt nicht in Betracht (vgl. 
GVBG. $ 161). 

6. Zu Abi. 2: Das Privilegium gilt vor allen deutichen Gerichten und für alle 
Landesherren 2c., alſo nicht bloß in den Zerritorien der betreffenden Lanbesherren. Dazu 
fähf. AG. v. 20. Aug. 1879 (G. u. BD. ©. 323) $ 6, württ. AG. v. 18. Aug. 1879 in 
der Fafſ. v. 31. Juli 1899 (Reg.Bl. ©. 545) Art. 2, 

8. 376. (341.) 

Deffentliche Beamte, auch wenn fie nicht mehr im Dienfte find, dürfen 
über Umftände, auf welche fich ihre Pflicht zur Amtsverfchtwiegenheit bezieht, 
als Zeugen nur mit Genehmigung ihrer vorgefegten Dienftbehörde oder der 
ihnen zuleßt vorgejet gewejenen Dienjtbehörde vernommen werden. Für den 
Reichsfanzler bedarf es der Genehmigung des Kaifers, für die Minifter der 
Genehmigung des Landesherrn, für die Mitglieder der Senate der freien Hanſe— 
jtädte der Genehmigung des Senats. 

Die Genehmigung darf nur verfagt werden, wenn die Ablegung des 
Zeugnifjes dem Wohle des Reichs oder eines Bundesjtaates Nachtheil be: 
reiten würde. 

Die Genehmigung ift durch das Prozeßgericht einzuholen und dem Zeugen 
befannt gu machen. 

RB. 717 f., M. 252, AP. 197 f., 671, 675 ff., AP. zur StrPrO. 807 ff. Bol. StrrO. 8 58. 

1. $ 376 wurde auf Antrag der Bundesregierungen von der IK.d. RT. eingefügt. 
Die Vorfchrift mweift das Gericht an, von Amtöwegen barüber zu wachen, dab die Pflicht 
zur Amtsverjchwiegenheit von den öffentlichen Beamten nicht verlegt werde. 

2. Öffentlihe Beamte im Sinne des $ 376 (vgl.a.$811 N.7,8, 8 850 Abf. 1 
Nr. 8, $ 910) find die Reihsbeamten (Begriffsbeitimmung: RG. v. 31. März 1873 $ 1) 
und die Beamten ber Bunbdesftaaten, mittelbare und unmittelbare, auch die Gemeindebeamten, 
befoldete und nicht befolbete, auf Lebenszeit, auf Zeit oder nur vorläufig angeftellte (vgl. 
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StGB. $ 359). Nah dem Staatörechte der Bundesftaaten ift zu beurteilen, wer in einem 
Bundesftante die Eigenichaft eines Beamten bat und ob die Verpflichtung zur Amtöver- 
ichweigenheit befteht; nur in Aniehung der von den Yandesregierungen zu ernennenden Fabrik— 
infpeftoren beftimmt die Gew,.Ordn. $ 139b Abi. 1 Satz 3, daß fie zur Geheimhaltung der 
amtlich zu ihrer Kenntnis gelangenden Geichäfts: und Betrieböverhältniffe zu verpflichten 
feien. Übrigens ift davon auszugehen, daß fich die Verpflichtung zur Amtsverſchwiegenheit 
regelmäßig aus der Beamteneigenichaft ergiebt. Nach dem Landesrecht ift auch die Frage 
zu beurteilen, ob Notare öffentliche Beamte find. Val. f. Preußen: Gef. über die freim. Ge— 
richtsbarfeit v. 21. Sept. 1899 (GES. S. 249) Art. 77 ff.; für Bayern: Not.Gef. v.9. Juni 
1899 (6. u. VBl. S. 137) Art. 8, 21. Auch in Sadjen, Württemberg, Baden, Elſaß— 
Lothringen haben die Notare Beamteneigenichaft. Für Notare fommt auch $ 383 Abi. 1 
Nr. 5 in Betracht, was wegen ber Entbindung von der Schweigepflicht bedeutiam ift (vgl. 
N.6 litt. e g. E. zu S 385). — Gerichtsvollzieher find überall Beamte [vgl. f. Preußen: 
RG. 24. Mai 1895 Entſch. XXXV Nr. 107 ©. 400]. Die Stellung der Rechtsanwälte ift 
durch die RAD. von Reichöwegen geordnet; fie find nicht Beamte; für fie fommt nır $ 385 
Abi. 1 Nr 5 in Betracht. — Die Mitglieder eines biichöflihen Konfiftoriums find nad 
preuß. Rechte feine öffentlichen Beamten [vgl. RG. 26. Febr. 1894 Entſch. XXXIII Nr. 88 
©. 364]. — Auf ausländische Beamte bezieht ſich $ 376 nicht, da das inländiiche Gericht 
nicht berufen ift, über das Intereſſe eines ausländiichen Staates an der Amtäverichwiegen: 
beit feiner Beamten zu wachen; aber das ſich aus $ 383 Abſ. 1 Nr.5 ergebende Recht zur 
Verweigerung des Zeugniffes fteht auch einem ausländiichen Beamten zu, da es unbillig 
wäre, einen ausländiihen Beamten zu einer Pflichtverlegung zu nötigen. 

3. Sit die Vernehmung eines ö. Beamten über Umstände, auf die fich feine Pflicht 
zur Amtöverfchwiegenheit bezieht, beantragt und die Genehmigung zur Vernehmung nicht 
ichon erteilt, fo hat das Gericht von Amtswegen bei der dem Beamten vorgefeßten oder 
zulegt vorgeſetzt geweſenen Dienftbehörde anzufragen, ob fie die Genehmigung erteile (vgl. 
preuß. IMBl. 1886 ©. 137, bay. G. u. VBl. 1882 ©.39). Bevor die Genehmigung er« 
teilt ift, darf der Zeuge nicht vernommen werben. Regelmäßig wird ber die Vernehmung 
anordnende Beweisbeſchluß erit zu erlaffen fein, wenn die Genehmigung erteilt ift; doch 
fann die Vernehmung vorbehaltlich der Genehmigung geichloffen werden. — Der die Ge- 
nehmiqung veriagende Beicheid der Behörde braucht nicht weiter begründet zu werden, als 
damit, daß die Ablegung des Zeugnifies dem Wohl deö Reiches oder eines Bundesſtaats 
Nachteile bereiten würde; worin dieſe bejtehen, braucht nicht angegeben zu werden. Des— 
wegen, weil die Vernehmung des Beamten dem fisfalifchen Intereſſe Schaden bringen 
fönnte, fol in einem Prozefie des Fiskus die Genehmigung nicht verjagt werden (KPr. 
©. 676). Nach dem für die Dienftbehörde geltenden Staatsrecht ift zu beurteilen, ob den 
Parteien ein Rechtsmittel (Rekurs) gegen den abichlägigen Beſcheid zufteht. Civilprozeſ— 
ſualiſche Beichwerbe ift unzuläffig. Die Gerichte haben feine Kognition über bie Richtig- 
feit des Beſcheids IRG. Entid. in StrS. VII ©. 74]. Wird die Genehmigung zur Ver— 
nehmung erteilt, jo ift die8 dem Beamten vor ber Vernehmung befannt zu geben. 

4. Die Vorfchrift des $ 376 macht weder die dem Beamten nad) $ 383 Abſ. 1 Nr. 5 
äuftehende Befugnis zur Zeugnisvermweigerung noch die Vorfchrift des $ 383 Abf. 3 in 
Bezug auf die Beamten gegenftandslos. Cs kann vorfommen, daß das Gericht die Vor- 
ichrift des $ 376 nicht beachtet; dann kann der Beamte das Zeugnis verweigern. Es 
fönnen erit bei der Vernehmung Thatiachen, worauf fich die Pflicht der Amtsverfchwiegen« 
beit bezieht, hereingezogen werden; dann ijt $ 383 Abf. 3 anwendbar. Für einen Be— 
amten fann außer der Pflicht zur Amtöverfchwiegenheit noch eine Schweigepflicht gegen- 
über einem Privaten ($ 383 Ab. 1 Nr. 5) beftehen; vgl. N. 6 litt.c g. €. zu $ 383. 


$. 377.* (342) 
Die Ladung der Zeugen iſt von dem Gerichtsjchreiber unter Bezugnahme 
auf den Beweisbejchluß auszufertigen und von Amtswegen zuzuftellen. 


8 377. Siebenter Titel. Zeugenbeweis. 585 


Die Ladung muß enthalten: 

. die Bezeichnung der Parteien; 

. den Gegenjtand der Vernehmung; 

. die Anweiſung, zur Ablegung des Zeugniffes bei Vermeidung dev duch 
das Geſetz angedrohten Strafen in dem nach Zeit und Ort zu bezeich: 
nenden Termine zu erjcheinen. 


HE. En DB. 2170 ff, 2242 FH, 2801 ff., 2370 ff, NE. 88 500, 501, NE. 720 fi., un sı2, 
18 315, E. u $ 336, E. It 8 331, '. 248, 'sB. 126, #9. 3. Rov. v. 1898 © 


1. Grfofgt. bie Beweisaufnahme vor dem Prozehgericht oder einem —— 
Richter, ſo iſt die Ladung der Zeugen von dem Gerichtsſchreiber des Prozeßgerichts aus— 
zufertigen; erfolgt ſie durch ein erſuchtes Gericht, von dem Gerichtsſchreiber dieſes Gerichts. 
Die Zuſtellung erfolgt nach den Vorſchriften der $$ 208 bis 212. Die Ausfertigung iſt 
dem Zeugen auszubändigen ($ 170 Abi. 1). Wegen Ladung von Zeugen, bie fi in einem 
anderen Bunbesitaat aufhalten, j. GBG. $ 161. 

2. Zu Abi. 2 Nr.1: Bol. $ 130 Nr. 1, 8 253 Abi. 2 Nr. 1. 

3. Zu Abi. 2 Nr. 2: Val. $ 373 nebſt N.2. Es ift nur die ſummariſche An— 
gabe erforderlih. Die ausführliche Wiedergabe des Beweisthemas foll vermieden werden 
(KB. 3. Nov. v. 1898 ©. 105). Nach ben Mot. 3. E. III S. 249 ift die Mitteilung 
de Gegenftandes der PVernehmung vorgeichrieben „um dem Zeugen die Mittel zur 
Vorbereitung für das abzulegende Zeugnis durch Schärfung feiner Erinnerung und Ein» 
ficht etwaiger Notizen zu gewähren und ber ſonſt oft umvermeidlichen Vereitelung ber 
Beweistermine vorzubeugen‘. Das RG. 20. März 1901 EX. LVI Nr. 265 leitet aus 
$ 377 Abf. 2 Nr. 2 die Verpflichtung des Zeugen ab, ſich über den Gegenitand ber 
Dernehmung zu informieren, fomweit ihm das ohne Schwierigkeit und ohne außergewöhn— 
lihen Zeitaufwand möglich ijt, und hält die Anwendung der in $ 390 vorgejehenen 
Mabregeln für zuläffig, wenn der Zeuge diefer Pflicht nicht entipricht. Der Zeuge fann 
aud) über eine in der Ladung nicht angegebene Thatjache vernommen werben; vgl. N. 2 
au $ 373 

4. Zu Abſ. 2 Nr. 3: Die Anweifung, zu ericheinen, geht von dem Gerichtäjchreiber 
aus, Die Androhung der durch das Gejek ($ 380) auf den Fall des Nichtericheinens ger 
festen Strafen gehört zur ordbnungsmäßigen Ladung. Wegen der Stunde des Termins ſ. 
N. 1 tt. a zu $ 216. Wegen des Zwilchenraums zwiichen Ladung und Termin j. N. 2 
zu $ 380. 

5. a) Ausländer, die ſich in Deutichland aufhalten, können als Zeugen gemäß 
$ 377 geladen werben; fie unterliegen den Zwangsmaßregeln der $$ 380, 390. Eine 
Ausnahme gilt nur für die im Inlande befindlichen Ausländer, welche Erterritorialität 
genießen (vgl. GBG. 88 18, 19). Diefe find der inlänbifchen Gerichtsbarkeit nicht unter- 
worfen und fönnen daher nicht von dem Gerichtöfchreiber eines inländischen Gerichts, 
fondern nur durch die Behörden ihres Heimatftantes vor ein inländifches Gericht als 
Zeugen geladen werden; nur ber ausländifchen Behörde ftehen Zwangsmittel zur Ge— 
ftellung des Zeugen und zur GErzwingung des Zeugniffes zu. Ob die ausländiichen 
Behörden fich herbeilaffen, einen Grterritorialen vor ein inländiiches Gericht zu laden 
und Zwangsmaßregeln anzuwenden, ift eine frage für fih. IVgl. Gaupp (9) N. IIIa, 
Beterien (5) N. 2a, v. Bar Theorie und Praris x. (2) IT ©. 642. — AM.: Strudm. 
Koch (8) N. 5 Abſ. 2, Wilm, Levy (7) N.5 zu $ 342 alt, die annehmen, daß nach Analogie 
bes $ 200 ber Reichöfanzler oder das bunbdesftaatliche Minifterium zu erſuchen ſei, bie 
Dernehmung zu bewirken. Das mar im norbd. Entw. $ 535 geſagt, ift aber in ber 
CPrO. nicht beftimmt.] 

b) Inländer, die fich in Deutichland aufhalten, aber nah GBG. $ 18 Abi. 1 die 
Erterritorialität im Reiche genießen, find gleich den im Deutichland befindlichen erterri« 
torialen Ausländern (litt. a) zu behandeln. 
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ce) Anländer, die fich in Deutichland aufhalten, aber nah GVG. $ 18 Abf. 2 Er- 
territorialität in einem Bunbdesftaate genieken, fönnen von den Gerichten des Bundes— 
ftaates, in welchem fie feine Erterritorialität genießen, als Zeugen zum Erfcheinen vor ein 
Gericht diefes Staates geladen werden; dieſes Gericht fan auch die Zwangsmaßregeln der 
88 380, 390 anwenden. Die Ladung ift nad $ 200 zuguftellen. Von ben Gerichten des 
Staates, in welchem fie Erterritorialität genießen, können fie nicht geladen und nicht ge— 
maßregelt werden. Werben folche Perionen bei diefen Gerichten als Zeugen benannt, jo 
ift der Minifter des Heimatjtaats zu eriuchen, die Vernehmung zu bewirken. Der Minifter 
fann dem Beamten befehlen, vor dem Gerichte zu ericheinen; dieſes kann ihn aber nicht 
wegen Ungehorfams maßregeln. Nicht ausgeichloffen ift, daß das Prozekgericht das Gericht 
eines PBunbesjtaats, in bem ber Zeuge nicht erterritorial ift, um die Vernehmung des 
Zeugen angeht, wenn die Vorausfeßungen bes $ 375 vorliegen. 

d) Die in Deutichland angeftellten Konfuln ausmärtiger Staaten genießen zwar 
feine Erterritorialität kraft Gefehes (EPG. $ 21); aber durch Verträge ift ihnen vielfach 
in Bezug auf die Vernehmung dur inländifche Gerichte eine privilegierte Stellung ein— 
geräumt. Nach dem Vertrage mit Brafilien (KGBl. 1882 ©. 69) Art. 4 fünnen die Konfuln, 
welche Angehörige des Staates find, welcher fie ernannt hat, nicht gezwungen werben, ala 
Zeugen vor ben Gerichten zu ericheinen; bedarf die Behörbe einer Auskunft von Seiten 
der gedachten Konfularbeamten, fo joll fie fich ſolche fchriftlich erbitten oder fich felbft in 
beren Wohnung begeben, um dieſe Auskunft perfönlich entgegen zu nehmen. Diejes Privi- 
legium fommt auch den Konfuln der Staaten zu gut, welchen in Bezug auf die Stellung 
ihrer Konfuln die Meiftbegünftigung zugefihert ift; vgl. Friedensvertrag mit Frankreich 
(RGEBl. 1871 ©. 221) Art. XI und die Verträge mit Italien (BEBI. 1868 S. 113, RGEBl. 
1872 ©. 134) Art. 19, Verein. Staaten v.NA. (RGBl. 1872 &, 95) Art. 3, Spanien (BGBl. 
1870 &. 99, RGBI. 1872 ©. 211) Art. 20, Perfien (KGBl. 1873 ©. 351) Art. 3 Abf. 3, 
Merito (RGB. 1883 S. 247) Art. 19, Öfterreich-Ungarn (RGBl. 1892 S. 3) Art. 20, 
Kolumbien (RGBl. 1894 ©. 471) Art. 21, Uruguay (RGBl. 1894 ©. 505, RGEBl. 1900 
©. 5) Art. 5, Nicaragua (RGEBl. 1897 ©. 171) Art. 22, OranjesTFreiftaat (KGBl. 1898 S.93) 
Art. 11, 17, Beru (RGBI. 1899 ©. 663), Schweden (RGBL. 1906 ©. 739) Art. 20. — 
Ähnliche Privilegien, aber nur für den Fall der Behinderung durch Krankheit oder Dienit- 
geichäfte, enthalten die Verträge mit Rußland (RGBL. 1875 ©. 145) Art. 3, Griechenland 
(RGBl. 1882 S. 101) Art. 3, Serbien (RGBl. 1883 ©. 62) Art. 3 und Japan (RGBl. 
1896 ©. 732) Art. 4. 

e) Perſonen, die ſich im Ausland aufhalten, einerlei ob Deutſche oder Nichtdeutiche, 
fönnen von einem inländifchen Gerichte nicht zum Ericheinen als Zeugen vor dem in— 
ländifchen Gerichte geladen werden. Ob joldhe Perfonen von auslänbiichen Behörden als 
Zeugen vor beutfche Gerichte citiert und zum Erfcheinen genötigt werden, ift eine Frage 
des internationalen Rechtes. Regelmäßig wird dies nicht gefchehen, darum Vernefmung im 
Auslande ($ 363) nötig fein. Die Vernehmung eines Zeugen, der unter der Gerichtäbar- 
feit eines beutfchen Konſuls oder eines beutichen Gerichtsbeamten in einem Schußgebiete 
fteht, erfolgt durch den Konful ober durd) den Gerichtäbeamten des Schußgebietes (vgl. N. 1 
zu $ 363). Ein folder Zeuge kann, folange er fich außerhalb des Deutichen Reiches be— 
findet, nicht zum Erfcheinen vor ein Gericht im Deutfchen Reiche geladen werben. In diefer 
Beziehung gelten auch die beutichen Schußgebiete als Ausland, — Soll ein fi im Ausland 
aufbaltender und dort bie Erterritorialität geniehender Anländer als Zeuge vernommen 
werben, fo hat das inländifche Gericht nicht die ausländiiche Behörde — denn dieſe hat feinen 
Gerichtszwang über ben Exterritorialen — fondern die inländifche Behörde, unter welcher 
der Betreffende ftebt, alfo den Reichslanzler oder, wenn der Betreffende zur Miffion eines 
Bunbesftaates gehört, den Minifter der auswärtigen Angelegenheiten um die Vernehmung 
zu erſuchen. Der NReichslanzler oder der Minifter fann den Zeugen im Auslande ver- 
nehmen laffen oder zum Ericheinen vor dem inlänbifchen Gerichte veranlaffen (vgl. nordd. 
Entw. $ 534). 
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$. 378, (343.) 

Die Ladung einer dem aftiven Heere oder der aktiven Marine an: 
gehörenden Perfon des Soldatenftandes als Zeuge erfolgt durch Erfuchen der 
Militärbehörde. 

E. III 8 332, M. 349 f., HP. 196, 181, 678 ff. Bol. StrrO. 8 48 Abi. 2, 

1. „Dem aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörende‘ — vgl. 
RMilG. v. 2. Mai 1874 (RGBL. ©. 45) $ 38: 

„Sum aktiven Heere gehören: A) Die Militärperfonen des Friedensſtandes und zivar 
1. die Offiziere, Merzte und Militärbeamten des Friedensſtandes vom Tage ihrer Anftellung 
bis zum Zeitpunfte ihrer Entlaffung aus dem Dienjte; 2. die Hapitulanten vom Beginn bis 
zum Wblauf oder bis zur Aufhebung der abgeichloflenen Kapitulation; 3. die Freiwilligen und 
die ausgehobenen Refruten von dem Tage, mit welchem ihre Verpflegung durch die Militär- 
verwaltung beginnt, Einjährig-freiwillige von dem Zeitpunfte ihrer definitiven Einftellung in 
einen Truppentheil an, jämmtlicd bis zum Ablauf des Tages ihrer Wiederentlafiung aus dem 
aktiven Dienfte. B) 1. Die aus dem Beurlaubtenftande zum Dienft einberufenen Offiziere, 
Aerzte, Militärbeamten und Mannichaften, von dem Tage, zu welchem jie einberufen find, bis 
zum Ablauf des Tages der Wiederentlaffung; 2. alle ın Kriegszeiten zum Heeresdienſt auf- 
gebotenen oder freiwillig eingetretenen Offiziere, Aerzte, Militärbeamten und Mannichaften, 
weiche zu feiner der vorgenannten Kategorien —— von dem Tage, zu welchem ſie ein— 
berufen ſind, bezw. vom Zeitpunkte des freiwilligen Eintritts an, bis zum Ablauf des Tages 
der Entlaſſung.“ 

Das Gendarmeriekorps gehört nicht zum aktiven Heere. 

2. „Perion des Soldatenjtandes* — f. Anl. z. MStrGB. v. 20. Juni 1872 
(REP. von 1872 ©. 204): 

„Die zum Deutichen Heere und zur Saijerlihen Marine gehörenden Militärperjonen 
beftehen aus Perſonen des Soldatenftandes und aus Militärbeamten. A) PBerjonen des 
Soldatenftandes find: I. Die Offiziere. II. Die Unteroffiziere. IH. Die Gemeinen (mit 
Einihluß der Obergefreiten und Gefreiten). IV. Die Mitglieder des Sanitätsforps. V. Die 
Mitglieder des Mafchinen-Fngenieur-Horps. B) Militärbeamte find alle im Heere und in 
der Marine für das Bedürfniß des Heeres dauernd oder auf Zeit angeftellten, nicht zum 
Coldatenftande gehörenden und unter dem Sriegsminifter oder Chef der Admiralität als Ber- 
mwaltungschef ftehenden Beamten, welche einen Militärrang haben.“ 

Militärbeamte find nicht durch die Militärbehörbe zu laden. 

3. Welche Militärbehörbe zu erfuchen ift, ergiebt die Bekanntmachung im EBI. f. 
d. DR. 1880 Nr. 26, preuß. IMBl. 1880 ©. 156, bayer. IMBl. 1880 ©. 197, ſächſ. 
JMBl. 1880 ©. 64, mwürtt. IJMPBI.-1880 ©. 177. Das Erfuhungsichreiben wird von 
dem Vorſitzenden des Prozebgerichts oder von dem beauftragten oder erfuchten Richter 
von Amtswegen erlaffen und durch den Gerichtäfchreiber erpediert. Das Schreiben muß 
die Parteien bezeichnen und ben Gegenstand der Bernehmung angeben, damit die von ber 
Militärbebörde zu erlaflende Ladung ben Erforderniffen des $ 377 Abi. 3 Nr. 1,2, ent» 
fprechen kann. Die Anweiſung, zu erjcheinen ($ 377 Abi. 2 Nr.3), geht von der Militär- 
behörde aus. Die Militärbehörde ift nicht verpflichtet, dem Gericht einen Nachweis der 
Ladung zugehen zu laffen. Bleibt der Geladene aus, jo erfolgt die Feſtſetzung und Voll« 
ftredung der Strafe nad $ 380 Abſ. 4 durch das Militärgericht; diefem fteht zu, zu prüfen, 
ob die Ladung orbnungsmäßig iſt. 

$. 379. (344.) 

Das Gericht kann die Ladung davon abhängig machen, daß der Beweis: 
führer einen Vorſchuß zur Dedung der Staatsfafje wegen der durch die Ver- 
nehmung des Zeugen erwacdhienden Auslagen hinterlegt. 

Erfolgt die Hinterlegung nicht binnen der beftimmten Friſt, jo unter: 
bleibt die Ladung, wenn die Hinterlegung nicht jo zeitig nachgeholt wird, daß 
die Vernehmung ohne Verzögerung des Verfahrens erfolgen kann. 

NE. 88 508 ff., NP. 796 ff., E. 1$ 316, €. IT $ 397, €. III $ 393, M. 250, KB. 126. 

1. a) Der Zeuge kann von ber Staatäfaffe Entſchädigung ꝛc. beanipruchen ($ 401). 

Außerdem können ber Staatsfaffe durch eine Vernehmung außerhalb der Gerichtaftelle Aus— 
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lagen für die den Gerichtsbeamten zuftehenden Tagegelder und Reiſekoſten erwachſen (GRiG. 
STINE 5). Die Staatskaſſe kann die Erftattung ihrer Auslagen von dem Beweisführer, 
d. i. von ber Partei, welche die VBernehmung des Zeugen beantragt, beanipruchen (GHG.$ 88 
Satz 2 vol. m. $ 84). Zur Sicherung diejes Anſpruchs kann das Prozebgericht, nicht der 
beauftragte oder erfuchte Richter [vgl. Ztichr. f. d. EPr. V &.446 ff, OLG. Hamburg EN. 
XXXVI Nr. 347, OLG. Nürnberg eod. XXXIX Nr. 152], beichließen, daß die Ladung 
eines Zeugen erjt erfolgen joll, wenn der Beweisführer einen Vorichuß zur Dedung der 
Staatöfafje wegen der durch die Vernehmung des Zeugen erwachienden Auslagen hinterlegt; 
zur Dinterlegung it eine Friſt zu beftimmen. Die Erlaffung eines derartigen Beſchluſſes 
jteht im Ermeſſen des Gerichts. Nicht die größere oder geringere Wahricheinlichteit des 
Beweisergebniffes, jondern die Vermögensverhältniffe des Beweisführers find in Betracht 
zu ziehen [RG. 20. Juni 1888 Entſch. XXI Pr. 79 ©. 398 f.]. 

b) Nach GKG. $ 84 Abi. 1 ift ein zur Dedung der Auslagen hinreichender Vorſchuß 
von dem Berweisführer zu zahlen. Dieje Verpflichtung befteht, auch wenn das Gericht die 
Ladung nicht von der Hinterlegung eines Vorfchuffes abhängig macht; die Yabung erfolgt 
aber in biefem Fall auch, wenn der Bemweisführer den Vorſchuß nicht bezahlt. 

ec) Nah GKG. $ 85 Abi. 4 ift vor Zahlung des von einem Ausländer nad ben 
Beitimmungen des GKG. $ 84 zu zahlenden Vorſchuſſes die Vornahme jeder gerichtlichen 
Handlung abzulehnen, ſofern nicht alaubhaft gemacht wird, daß die Verzögerung dem Aus- 
länder einen nicht zu erfeßenden Nachteil bringen würde. Dieje Vorfchrift hat jelbftändige 
Bedeutung neben $ 379. Nach dem cit. $ 85 Abſ. 4 muß das Geriht vor Zahlung des 
Vorichuffes die Ladung von Zeugen ablehnen, wenn der Beweisführer ein Ausländer ift, 
fofern nicht die angegebene Ausnahme Pla greift. Diele Ablehnung hat aber nicht die— 
felben Folgen wie ein Beihluß nad $ 379. Das Gericht braucht nämlich zur Dinter- 
legung des Vorichuffes feine Friſt zu bejtimmen und der Antrag auf Ladung der Zeugen, 
welcher nad Zahlung des Vorichuffes wiederholt werden fann, folange eine mündliche Ver— 
handlung dazu Gelegenheit bietet, darf nicht deswegen abgewiejen werben, weil die Ver: 
nehmung das Verfahren verzögern würde, 

2. Der Beihluß nad $ 379 fann mit dem Bemweisbejchluffe verbunden oder nadı« 
träglich erlaſſen werben; ift er nicht verfündet worden, jo ift er beiden Parteien zuzuftellen 
($ 329 Abi. 3). Dieſer Beichluß ift nicht jelbjtändig anfechtbar (arg. $ 567), weil er auf 
Grund mündlicher Verhandlung ergeht [vgl. Gaupp (9) N. I Abi. 3, Peterien (5) N. 1 Abi. 2, 
RE. 17.Nov. 1899 IW. 5.829 Nr. 9; — aM.: Strudm. Koch (8) N.1 Abſ. 3]. Dagegen 
fann ber Beichluß, welcher auf Grund des GAG. $ 85 Abf. 4 die Vornahme einer gericht« 
lihen Handlung ablehnt, mit Beichwerde angefochten werden, weil er feine mündliche 
Verhandlung erfordert (vgl. Mot. 3. GKG. S. 105). Der Gegner, welcher die Anwendung 
des $ 379 oder be GAG. $ 85 Abi. 4 anregt, hat feine Beichwerde, wenn das Gericht 
der Anregung feine Folge giebt. 

3. Die in einem nad $ 379 erlaſſenen Beſchluſſe beſtimmte richterliche FFrift Läuft 
von der Verfündung oder der Zuftellung an ($ 221 Abi. 1). Wegen Verlängerung j. $$ 224, 
225. Wird der Vorſchuß innerhalb der Frift hinterlegt, jo ift die Ladung auszuführen ; 
war noch fein Termin beitimmt, fo ift ein Xermin von Amtswegen zu beitimmen. Nach 
Ablauf der Frift ift der Prozeß ohne Rüdfiht auf den Bemweisantrag fortzufeßen [RG. 
13. Juni 1895 SA. LI Nr. 145]. Sit fein Termin beftimmt, jo fann jede Partei den 
Gegner laden. Wird die Hinterlegung To zeitig nachgeholt, daß die Vernehmung ohne 
Verzögerung des Verfahrens erfolgen fann, jo ift der Zeuge immer noch zu laden, Die 
Dernehmung kann ohne Verzögerung erfolgen, wenn der Zeuge noch zu dem bejtimmten 
Termin oder zu einem fpäteren Termin, auf den die Verhandlung vertagt ift, geladen 
werden fann. Auch wenn der Zeuge ohne Ladung im Termin erjcheint, ift er zu ver— 
nehmen [RG. 7. Ott. 1882 Entſch. VII Nr. 118 ©. 392]. In ber Berufungsinftanz kann 
ber Zeuge, deffen Vernehmung gemäß $ 379 Abf. 2 in der erften Inftanz unterblieb, wieber 
vorgeichlagen werden [OLG. Braunschweig SA. XLI Nr. 239]. 
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4. $ 379 und GKG. 88 84, 85 find nicht anwendbar, wenn der Beweisführer im 
Armenrechte jtreitet und wenn der Beweisführer ald Gegner der armen Partei gemäh $ 120 
von den in $ 115 Nr. 1 bezeichneten Koſten einftweilen befreit it [RG. 10, Oft. 1898 
Entſch. XLII Wr. 89 ©. 368]. Wegen Anfechtbarkeit eines Beichluffes, der unter Ver: 
legung des $ 120 eine Zeugenladung von Hinterlegung eines Vorſchuſſes abhängig macht, 
EN. Ug. €. zu $ 120. 

8. 380.* (345.) 

Ein ordnungsmäßig geladener Zeuge, welcher nicht erſcheint, iſt, ohne 
daß es eines Antrags bedarf, in die durch das Ausbleiben verurſachten Koſten 
ſowie zu einer Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark und für den Fall, daß 
dieſe nicht beigetrieben werden kann, zur Strafe der Haft bis zu ſechs Wochen 
zu verurtheilen. 

Im Falle wiederholten Ausbleibens iſt die Strafe noch einmal zu erkennen, 
auch kann die zwangsweife Vorführung des Zeugen angeordnet werden, 

Gegen diefe Beſchlüſſe findet die Beſchwerde jtatt. 

Die Feſtſetzung und die Vollitredung der Strafe gegen eine dem aktiven 
Deere oder der aktiven Marine angehörende Militärperjon erfolgt auf Erfuchen 
durch das Militärgericht, die Vorführung einer folchen Perſon durch Erjuchen 
der Militärbehörde. 

ME. - 331, V — — 5 en N. —9 * a ra E. 1$ 3817, €. IT y 328, 
334, egr. d. Nov. v. 1898 ©. 115, RP. 
3. Ks v. 1895 S. 105 f. Vgl. SttrPrO. 8 50 


Yitteratur: v. Schrutka-Rechtenſtamm Zeugniopflicht und Zeugniszwang nach öſterr. 
R. (1879), die 87 7 bis 12 enthalten einen Abrıh der geichichtlihen Entwidelung; Kohler Str. 
ER Man ©. ri f., Abegg Zeugnispflicht und Zeugniszwang (1885), Landau Beitr. 3. €. 
d fi . 484 


1. Die co ift die Pflicht, vor dem Gerichte zu ericheinen und unter Eid 
auszufagen. Nichterfüllung der Ericheinungspflicht wird nach $ 380, Nichterfüllung der 
Ausiagepflicht nach $ 390 beitraft. Der erite Ungehoriam wird in beiden Fällen von 
Amtswegen beitraft; denn die Zeugnispflicht wurzelt im öffentlichen Rechte: wer dieſe Pflicht 
verlegt, ift dem Staat unbotmäßig. Die Behandlung des zweiten Ungehorfams ijt ver— 
fchieden, je nachdem es ſich um Nichterfüllung der Ericheinungs: oder der Ausfagepflicht 
handelt. Bei jener erfolgt wiederholte Beitrafung und nad Umftänden zwangsmeiie 
Eiftierung ($ 380 Abi. 2) von Amtswegen; bei diefer fann nur auf Antrag die nicht 
mehr den Charakter einer Strafe an ſich tragende Zwangshaft des $ 390 Abi. 2 ver— 
hängt werben. 

Die Verurteilung in die Koften ($ 380 Abi. 1, $ 390 Abf. 1) ift ein Vollſtreckungs— 
titel, auf Grund deſſen jede Partei ihre Kosten feitiegen laffen und von dem Zeugen bei— 
treiben fann. Die Feſtſetzung erfolgt nach 58 104 ff. durch das Prozehgericht, auch wenn 
der beauftr. oder erſ. Richter verurteilt hat. 

Die Strafen der 88 380, 390, 409 find og. Ordnungsitrafen. Über diejen Begriff vgl. 
v. Bar Handb. d. d. Str®. IS. 353, Binding Handb. d. Str. I ©. 274, 796, v. Yilzt in 
v. Holtzend. Rechtslex. unter „Orbnungöftrafen“, 9. Meyer Lehrb. d. d. Str. 4. Aufl. I 
©. 8, v. Sarwey Allg. Verwalt.Recht in Marquardiens Handb. d.5.R. 12 S. 159, Preger 
Arc. f. 5.R. VII S. 365 ff. Daraus, daß dieſe Strafen feine KHriminalitrafen find, folgt, 
dab die Beitrafung nad StGB. $ 138 wegen Vorfchügens unmwahrer Thatiachen zur Ent- 
ichuldigung nebenher verhängt werden fann und daß der $ 29 des StrGB. für die Um— 
wandlung in Daftftrafe nicht maßgebend ift. — Die eventuelle Haftitrafe ift fofort aus— 
zuſprechen. 

Mit Ausnahme der Zwangshaft (8 390 Abſ. 2) find alle in $$ 380, 390 vorgeſehenen 
Folgen der Nichterfüllung der Zeugnispflicht von Amtswegen zu verhängen; dadurch iſt 
nicht ausgeſchloſſen, daß die Parteien die Verhängung diefer Folgen anregen [RG. 25. Oft. 
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1890 SU. XLVI Nr. 144]. — Verzichtet der Beweisführer auf den nicht erichienenen 
Zeugen, jo fann deffen Vorführung ($ 380 Abi. 2) nicht angeordnet werden; die übrigen 
Trolgen des Ungehorſams find trokdem zu verhängen. Den Antrag auf Zwangshaft ($ 390 
Adi. 2) kann ſowohl der Vemweisführer ald auch ber Gegner ftellen, wenn er von dem 
durch $ 399 gewährten Rechte, die Vernehmung des erichienenen Zeugen zu verlangen, 
Gebrauch macht. 

Sämtliche Ungehorfamsfolgen können von dem Prozebgericht oder dem beauftr. oder 
erſ. Richter ($ 400) verhängt werden. Die Enticheibung kann aud nah dem Schluffe 
des Termins erlaffen werden. Die Entſcheidung (Beichluß oder Verfügung) ift ſchrift— 
lih zu erlaflen (arg. $ 160 Abf. 2 Nr. 5) und, wenn fie nicht verfündet worben ift, ben 
Parteien und dem Zeugen von Amtswegen zuzuftellen ($ 329 Abi. 2,3). Die Verkündung 
macht die Zuftellung an den Zeugen nicht entbehrlih; denn $ 312 ſpricht nur von den 
Parteien. 

Dem Zeugen fteht gegen jede der angeführten Enticheidungen bie unbefriftete Be— 
ſchwerde mit auffchiebender Wirkung zu ($ 380 Abf. 3, $ 390 Abi. 3, $ 572 Abi. 1). Wurbe 
der Antrag einer Partei auf Verhängung der in $ 380 ober $ 390 angebrobten Folgen 
der Nichterfüllung der Zeugnispflicht abgelehnt, jo fteht der Partei die unbefriftete Be— 
ſchwerde zu (arg. $ 567 Abf. 1) [RG. 25. Oft. 1890 SA. XLVI Nr. 144]. 

Die Geld» und Haftitrafen find von Amtswegen zu vollitreden, auf die Vollſtreckung 
der Gelbditrafe findet StrPrO. $ 495, auf die der Haftitrafe StrGB. $ 18 entiprechende 
Anwendung; die Strafe befteht alfo in einfacher Freiheitsentziehung. 

Megen der Koſten des Verfahrens ſ. GKG. $ 47 Nr. 8 (gebührenfrei) und GO. f. 
RA. 88 23 Nr.1, 29 Nr. 6, 

2. Vorausfegung für jedes Einfchreiten gegen den nicht erichienenen Zeugen iſt 
orbnungsmäßige Ladung. Die Ladung ift ordnungsmäßig, wenn ihr Inhalt den Vorfchriften 
bes $ 377 und bie Zuftellung ben gejeglichen Vorjchriften der $$ 208 ff. entfpridt. Er— 
faßzuftellung ift ordnungsmäßig. Das Geſetz beftimmt nicht, daß zwifchen Zuftellung ber 
Ladung und dem Termin eine gewiffe Zeit liegen müfle. Die Ladungsfrift des $ 217 
ijt nicht anwendbar. Aber gegen einen nicht erfchienenen Zeugen kann nur eingefchritten 
werben, wenn bie Ladung fo zeitig geichah, daß er unter Benußung ber gewöhnlichen Be— 
förberungsmittel zu dem Zermin erfcheinen fonnte. 

3. Nicht erichienen ift der Zeuge, welcher beim Aufrufe ber Sache ($ 220 Abi. 1) 
nicht da ift. Erſcheint der Zeuge fpäter, aber noch vor Verhängung einer Strafe im Ter— 
mine, fo fann er nicht geftraft werben. ft die Strafe ſchon verhängt, jo kann bie Ver— 
urteilung nur unter ben Vorausfegungen des $ 381 zurüdgenommen werben. Entfernt 
fi) der Zeuge vor der Vernehmung, fo ift er als nicht erfchienen zu beftrafen. 

4. Zu Abi. 2: Wiederholt auögeblieben ift der Zeuge, welcher ſchon einmal wegen 
Ausbleibens beftraft ift; aljo nicht jhon dann, wenn der Zeuge zwar in einem früheren 
Termin ausgeblieben, jedoch nicht bejtraft worben oder wenn bie Strafe wieder aufgehoben 
it. Daß die Strafe fchon vollftredt jei, gehört nicht dazu. Der wiederholt auögebliebene 
Zeuge muß wieder zur Tragung ber Koften und zu einer zweiten Orbnungsftrafe, bie fich 
in ber burch Abſ. 1 gezogenen Grenze, jedoch nicht an bie Höhe der früheren Strafe halten 
muß, verurteilt werden (Begr. b. Nov. v. 1898 ©. 115). 

Zweifelhaft ift, ob bie Beitrafung mehr als zweimal erfolgen fann. Die Frage 
dürfte zu verneinen fein. Wie man fi in ber IK. d. RT., wo die jebige Faſſung be» 
ichloffen wurde, zu der frage ftellte, ift nicht mit Sicherheit zu entnehmen. Man berührte 
bie Frage, ob mehr als zweimalige Beftrafung möglich fein folle, nicht bei $ 380, fondern 
bei $ 409 (KPr. ©. 148 f). Daß ein Sachverftändiger nur zweimal folle geftraft 
werben können, fcheint die Anficht ber Kommiffionsmehrheit gemweien zu fein. Was die 
Kommiffionsmehrheit über den Sinn des $380 Abſ. 2 meinte, läßt ſich nicht mit Sicherheit 
feititellen. Aber „no einmal“ bedeutet ein zweitesmal und zwei Strafen nebft Zwangs— 
vorführung genügen auch dem Bebürfniffe. [Bgl. Strudm. Koch (8) N. 2, Gaupp (9) 
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N. II, Endemann II ©. 216 N. 6. — AM.: Peterjen (5) N. 4, Wilm. Levy (7) N. 6 zu 
8 345 alt; unrichtig ift deren Behauptung, in der IK. des NT. fei das Gegenteil der 
bier vorgetragenen Anficht als Abficht der Kommilfion fonftatiert worben.] 

Neben der zweiten Ordnungaftrafe kann die zwangsweife Vorführung des Zeugen 
angeordnet werden, wenn das Gericht fie für zwedmäßig hält. Die Anordnung iſt un« 
abhängig von einem Parteiantrag. Sie wird durch den Gerichtövollzieher ausgeführt (GO. 
f. GB. 8 9). 

5. Zu Abſ. 4: Vgl. N. I,2 zu $ 378. $ 380 Abſ. 2 gilt nicht bloß, wie $ 378, 
für Perfonen des Soldatenjtandes, ſondern auch für Militärbeamte, Welche Diilitärbehörbe 
um die Vorführung zu erfuchen ift, ergiebt die in N. 3 zu $ 378 cit. Bekanntmachung. 
Haben Perionen des Soldatenftandes der von ihrer vorgefehten Behörde erlaffenen Labung 
nicht entiprocden, fo fann darin ein militärifches Vergehen des Ungehorfams gegen einen 
Befehl in Dienitiahen (MStrGB. $ 92) Liegen, wenn die Labung als Dienitbefehl er: 
gangen ift. Dann ift der $ 92 des MStrGB. neben dem $ 380 der CPrO. anwendbar, 
denn bie Kriminalftrafe jchließt die Ordnungsitrafe nicht aus. Militärbeamte können nur 
auf Grund des $ 330 geftraft werben, weil fie vom Gerichte geladen werben; vgl. N. 2 
zu 8 378. — Val. a. $ 390 Abj. 4, $ 409 Abi. 3. 

$. 381.* (346.) 

Die Berurtheilung in Strafe und Koften ſowie die Anordnung der 
zwangsweiſen Vorführung unterbleiben, wern das Ausbleiben des Zeugen 
genügend entjchuldigt ift. Erfolgt nachträglich genügende Entjchuldigung, fo 
werden die gegen den Zeugen getroffenen Anordnungen wieder aufgehoben. 

Die Anzeigen und Gefuche des Zeugen können jchriftlich oder zum 
Protokolle des Gerichtsfchreibers oder mündlich in dem zur Vernehmung be— 


ftimmten neuen Termine angebracht werden. 
de 8 888, SB. 2175 ff., 5683 ff., NE. 8 505, N®. 725, E. 18 318, E. IT 5329, €. III 5 385, 
. 251, K#P. 127. Die durch die Nov. v. 1898 eingefügten Worte: „fowie die Unorbnung der 
zwangsweifen Borfübrung“ wurden nad der — d. Komm.Beicht. ad Nr. 240 d. Akten 
d. Reichſt. 9, Deg.Ber. V. Sefl. 189798 S. 23 in ber Stomm. beihlofien. Der Homm.Bericht 
entbält nichts barüber. 

1. Die Entichuldigung fann durch eine andere Perfon vorgebradht werben. Bei 
nadträglicher Entichuldigung ift die Verurteilung in Strafe und Koften jowie der etwaige 
Vorführungäbefehl ($ 380 Abi. 2) aufzuheben. Wird auf den Zeugen verzichtet, fo ift ber 
Vorführungsbefehl aufzuheben, aber die Verurteilung in Strafe und Koften nicht. 

2. Für das Verfahren befteht fein Anmwaltszwang. Die Vorjchriften über Glaub- 
haftmachung ($ 294) finden auf den Beweis der Entichuldigungsgründe feine Anwendung 
[IRG. 18. Mai 1903 Entſch. LIV Nr. 110 ©.431]. Dem Zeugen, welcher ſich mit Krank— 
heit entichuldigt, kann nicht zugemutet werden, auf feine Koften ein gerichtsärztliches 
Zeugnis beizubringen [RG. 30. Nov. 1903 Entid. LVI Nr. 19 S. 79 ff.J. Die Aufhebung 
ber Anordnungen fowie der abichlägige Beicheid auf ein Gefuh um Aufhebung erfolgt 
durch Beichluß des Prozekgerichts oder Verfügung des beauftr. ober erj. Richters ($ 400). 
Die Enticheibung ift bem Zeugen und, foweit die Verurteilung in bie Koften aufgehoben 
wird, auch den Parteien zuguftellen. Gegen bie ein Gefuh um Aufhebung abweijende 
Entſcheidung fteht dem Zeugen die Beſchwerde zu (arg. $ 380 Abi. 3). 

3. Der Zeuge hat die Wahl zwifchen der nachträglichen Entichuldigung bei dem 
Gerichte, welches ihn in Strafe nahm, und ber Beichwerde nad $ 380 Ab. 3. Wegen 
Beichwerbe gegen die Verfügung eines beauftr. oder erj. Richters ſ. $ 576. 


$. 382, (347.) 

Der Neichsfanzler, die Minifter eines Bundesftaates, die Mitglieder der 
Senate der freien Hanfeftädte, die Vorftände der oberiten Reichsbehörden und 
die Vorſtände der Minifterien find an ihrem Amtsfige oder, wenn fie ich 
außerhalb desjelben aufhalten, an ihrem Aufenthaltsorte zu vernehmen. 
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Die Mitglieder des Bundesraths find während ihres Aufenthalts am 
Site des Bundesraths an diefem Site, die Mitglieder einer deutfchen gejeß- 
gebenden Verſammlung während der Eitungsperiode und ihres Aufenthalts 
am Orte der Verfammlung an diefem Orte zu vernehmen. 

Zu einer Abweichung von den vorjtehenden Bejtimmungen bedarf es: 

in Betreff des Neichsfanzler8 der Genehmigung des Kaiſers, 

in Betreff der Minifter und der Mitglieder des Bundesraths der Ge: 
nehmigung des Yandesheren, 

in Betreff der Mitglieder der Senate der freien Hanſeſtädte der Ge— 
nehmigung des Senats, 

in Betreff der übrigen vorbezeichneten Beamten der Genehmigung 
ihres unmittelbaren Vorgejegten, 

in Betreff der Mitglieder einer gejeßgebenden Verfammlung der Ge: 


nehmigung der leßteren. 


HE. 679 fi., 747, RE. 3. StrBrO. sı5 ff., Etenogr. Ber. d. Reichstags 1876 ©. 417 fi. Bol. 
StrkrQ. $ 9. 


1. $ 352 wurde auf Veranlafjung eines Bundesratsbeichluffes von der IK. d. NT, 
eingefügt. Die Vorichrift ift von Amtswegen zu beachten. 

2. Zu Abi. 1: Dem Reichöfanzler fteht nah NG. v. 17. März 1878 $ 2 (RGEBl. 
S. 7) fein allgemeiner Stellvertreter gleih. Nah RG. v. 4. Juli 1879 (RGUL. S. 165) 
fteht der Statthalter für Elſaß-Lothringen in diefer Beziehung dem Neichöfanzler gleich; fein 
Stellvertreter ift der Staatsjefretär. Oberfte Reichsbehörden find nach der Bei— 
lage 3. RG. betr. die Zuftändigfeit der Reichsbehörden x. v. 27. Dez. 1899, RGEBl. 
©. 731: das Reichsamt des Innern, das Kal. preuß. Sriegsminifterium, das Kal. Tächf. 
Kriegaminifterium, das Kal. württ. Kriegsminifterium, das Reichs-Marineamt, das Reichs- 
Juſtizamt, das Reichs-Schatzamt, das Reichd-Eifenbahnamt, der Rechnungshof des Deutichen 
Reichs, die Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds, das Reichs-Poſtamt und das Reichsamt 
für die Verwaltung der Neichseifenbahnen. Dazu kommt das 1907 errichtete Kolonial» 
amt. — Wegen des Amtsſitzes vgl. RBeamt.Gef. 88 21, 22, 40. 

3. Zu Abi. 2: Die Mitglieder des Bundesrats find nicht nur während der Sigungs« 
periode, jondern bei jedem Aufenthalt am Eike des Bundesrats, die Mitglieder einer ge= 
feßgebenden Verfammlung nur bei ihrem Aufenthalte während der Situngsperiode am 
Orte der Verfammlung an diefem Orte zu vernehmen (KPr. ©. 682). 

4. Zu Abſ. 3: Die Genehmigung fann dur den VBeweisführer oder durd das 
Gericht eingeholt werden, wenn das Gericht eine Abweichung für angezeigt erachtet. 

Wegen der unmittelbaren Vorgeiegten der Voritände der oberjten Reichöbehörben 
ſ. DO. v. 23. Nov. 1874 (RGBl. &. 136), dv. 19. Dez. 1875 (RGBl. S. 375), v. 27. Mai 
1878 (RGUL. 1879 ©, 193) und v. 14. Juli 1879 (RGBl. ©. 196). 


8. 383. (348.) 
Zur Verweigerung des Zeugniſſes find berechtigt: 

. der Verlobte einer Partei; 

. der Ehegatte einer Partei, auch wenn die Ehe nicht mehr bejteht; 

. Diejenigen, welche mit einer Partei in gerader Yinie verivandt, verjchwägert 
oder durch Adoption verbunden, oder in der Seitenlinie bis zum dritten 
Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verjchtwägert find, auch 
wenn die Ehe, durch welche die Schwägerichaft begrümdet ift, nicht mehr 
beſteht; 

4. Geiſtliche in Anſehung desjenigen, was ihnen bei der Ausübung der 

Seelſorge anvertraut iſt; 


— 


c to⸗o 
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5. Perſonen, welchen fraft ihres Amtes, Standes oder Gewerbes Thatfachen 
anvertraut find, deren Geheimhaltung durch die Natur derfelben oder 
durch gejegliche Vorſchrift geboten ift, in Betreff der Thatfachen, auf 
welche die Verpflichtung zur Verſchwiegenheit ſich bezieht. 

Die unter Nr. 1—3 bezeichneten Perſonen find vor der Dernehmung 
über ihr Recht zur Verweigerung des Zeugnifies zu belehren. 

Die Vernehmung der Nr. 4, 5 bezeichneten Perſonen ift, auch wenn das 
Zeugniß nicht verweigert wird, auf Thatjachen nicht zu richten, in Anfehung 
welcher erhellt, daß ohne Verlegung der Verpflichtung zur Verſchwiegenheit 
ein Zeugniß nicht abgelegt werden fann. 

HE. 8 335, HP. 2189 ff., 5689 ff., NE. 8 512, NP. 715 ff., 729, €. 18 321, E. 118 3%, €. mi 
8 336, M. 251 f., RP. 197 f. Vgl. StrrQ. $$ 61, 52. 

1. Die Vorfchriften der 85 383 bis 385 über die Berechtigung zur Verweigerung 
des Zeugniffes find erichöpfend; es giebt feine anderen Gründe, aus benen dad Zeugnis 
verweigert werben bürfte. $ 383 Nr. 1 bis 3 enthält die Gründe, aus welchen das Zeugnis 
überhaupt, $ 383 Nr. 4, 5 und $ 384 die Gründe, aus welchen das Zeugnis über gewiſſe 
ragen verweigert werden barf. $ 385 nimmt dann wieder bie aus $ 383 Nr.1 bis 3 ober 
5 384 Nr. 1 folgende Berehtigung zur Zeugnisvermweigerung in Bezug auf gewiffe Fragen 
zurüd. Die Berechtigung zur Verweigerung bed Zeugniffes umfaßt die Berechtigung 
zur Wermweigerung der Ausfage und ber Eibesleiftung. Die Berechtigung kann aud) 
noh nad dem Beginne ber Ausfage geltend gemacht werben. Der zur Verweigerung 
Berechtigte kann die Fortſetzung der Ausfage und bei wiederholter Vernehmung (vgl. 
$ 398) bie neuerliche Ausfage verweigern (vgl. N. 3 zu $ 398). Über die frage, ob er 
die nachträgliche Eibesleiftung ($ 393 Abf. 2) verweigern fann, ſ. N. 6 Abi. 2 zu $ 393. 
— Die Benutung der früheren oder ber unbeeibigten Ausfage wird durch die Ver— 
meigerung ber fFortiegung oder der Eidesleiſtung nicht ausgeſchloſſen. — Wer das Zeug: 
nis verweigert bat, fann fich nachträglich vernehmen laffen (OLG. Oldenburg SU. XLIIL 
Nr. 63). 

2. Zu Adi. 1 Nr. 1: BVerlöbnis ift das gegenfeitige Eheveriprehen. Das Ber: 
Iprechen braucht fein ausdrüdliches zu fein; aber ein ſog. „Verhältnis“ ift noch fein Ver— 
löbnis. Bol. Pland Komm, 3. BGB. (3) N. 2 litt.a vor $ 1297. Ein aufgelöftes Verlöbnis 
fommt nicht in Betradt. 

3. Zu Abi. 1 Nr. 2: Vorausgeſetzt wird eine nad bem bürgerlichen Rechte 
gültige Ehe. Da die Nichtigfeit einer nah BGB. 88 1325 bis 1328 nichtigen und Die 
Nichtigkeit einer nah BGB. $ 1324 nicdhtigen Ehe, wenn fie in das SHeiratöregifter 
eingetragen ift, nicht geltend gemacht werden fann, jolange nicht die Ehe für nichtig 
erklärt oder aufgelöft it (BGB. $ 1329), fo begründet eine ſolche Ehe bis zu dem be» 
zeichneten Zeitpunfte das Recht der Zeugnisverweigerung. — Eine aufgelöfte Ehe fommt 
nicht in Betracht. 

4. Zu Abſ. 1 Nr. 3: Über Verwandtſchaft, Schwägerfhaft und Berechnung bes 
Grades vgl. N. 5 Satz 2, 3 zu $ 41. 

5. Zu Abf. 1 Nr. 1 bis 3: Über „Partei” vgl. N.3 zu $ 41, N.1 bis 5 vor $ 50, 

6. Zu Abſ. 1 Nr 4: Nur Geiftlihe einer Religionsgejellichaft, die als ſolche 
vom Staat anerfannt ift, fommen in Betracht; font ſchwänden die Umriſſe des Begriffs 
[ogl. Löwe Hellwig Komm. 3. StrPrO. (11) N. 6 zu $ 52 und die dort cit. Schriftjt.; — 
aM.: Strudm. Koch (8) N.1, Wilm. Levy (7) N. 4 zu 8348 alt, Peterſen (5) N. 4, 
Gaupp (9) N. II]. Das Recht der Zeugnisverweigerung bezieht fi auf Alles, was bem 
Geiftlichen bei der Ausübung der Seelforge anvertraut worben ift, insbefonbere bei ber 
Beichte, aber nicht bloß bei diefer. Das Recht erftredt fi auch auf die Wahrnehmungen 
des Geiftlichen bei Ausübung der Seelforge. — Wegen Entbindung von ber Verpflichtung 
zur Verſchwiegenheit ſ. N. 6 litt. a zu $ 385. 

2. Seuffert, Civilprozehordnung I, 10. Aufl. 38 
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7. Zu Abi. 1 Nr. 5: a) Als Perfonen, denen fraft ihres Amtes, Standes ober 
Gewerbes Thatſachen anvertraut find, deren Geheimhaltung durch geſetzliche Vorſchrift 
geboten ift, fommen in Betradt: 

«) Öffentliche Beamte, ſoweit fie zu Amtöverfchwiegenheit verpflichtet find (vgl. N.2 
zu $ 376) und zwar auch nach Beendigung des Amtes. Über die Berechtigung eines 
ausländiihen Beamten zur Zeugnisverweigerung vgl. R.2 g. €. zu $ 376; 

8) die im StrGB. $ 300 bezeichneten Perfonen, db. ſ.: Rechtsanwälte, Advofaten, 
Notare (vgl. RG. 10. Dez. 1902 Entſch. LIII Nr. 41 ©. 168 f. in Bezug auf bie Vor: 
verhandlungen zu einem Mechtögeichäfte], Verteidiger, Ärzte [vgl. RG. 19. Yan. 1903 
Entich. LIII Nr. 80 ©. 315 ff., mo übrigens ausgeſprochen ift, daß die Schweigepflicht des 
Arztes unter Umſtänden vor einer höheren fittlihen Pflicht zurüdtreten fünne], Wund— 
ärzte, Hebammen, Apotheker, fowie die Gehülfen bdiefer Perfonen [über das Zeugnis- 
weigerungsrecht der Notariatögehülfen vgl. NG. 9. Mai 1903 Entſch. LIV Nr. 94 ©. 360 f.]. 
Ein Rechtögelehrter, ber von dem Anwalt um ein Gutachten angegangen wurde, nimmt als 
Gehülfe des Anwalts an dem Nechte der Zeugnisvermweigerung teil [OLG. Braunſchweig 
SA. LIII Nr. 198, Kohler Ztichr. f. d. EPr. XXVI ©. 344 fi]. Das Net des Rechts- 
anwalts zur Verweigerung des Zeugnifjes bezieht fich fowohl auf die ihm jelbft ala auch 
auf die feinem Vertreter, Socius oder Gehülfen erteilte Information [vgl. RG. 9. Okt. 
1895 SU. LI Nr. 144, OVG. Frankfurt SAL ©. 53]. In Anfehung von Thatſachen, 
die ein Rechtsanwalt als Konkursverwalter, ald Mitglied des Gläubigerausichuffes oder 
als Bevollmächtigter des Konkursverwalters erfahren hat, beitehbt dem Gemeinſchuldner 
gegenüber feine Schweigepfliht [RG. 30. Jan. 1899 JM. ©. 140 f. Nr. 9 u. Beitr. 3. €. d. 
DR. XLIII ©. 509]. — Die Schweigepflicht der im StrGB. $ 300 bezeichneten Perfonen 
bejteht nicht erft, wenn ihnen dieſe Verpflichtung fpeziell auferlegt ift, jondern von jelbit, 
foweit nit aus den Umftänden zu entnehmen ift, daß bie Perjon, der gegenüber bie 
Schweigepflicht befteht, mit der Mitteilung an andere einverftanden ift [vgl. RG. 24. Nov. 
1892 Entih. XXX Nr. 117 ©. 382 f.]; 

y) Schöffen und Gejhworene in Anſehung des „Hergangs“ bei ber Beratung und 
Abjtimmung (GBG. $ 200); 

3) die Sachverftändigen, welche nad Gew.Orbn. $ 21 Nr. 1 im Verfahren über 
ben Rekurs gegen den Beicheib über die Genehmigung zur Errichtung einer gewerblichen 
Anlage beigezogen wurden, in Aniehung der Thatfachen, welche durch das Verfahren zu 
ihrer Kenntnis fommen (Gew.Orbn. $ 21a). 

b) Als Perfonen, denen kraft ihres Standes ober Gewerbes Thatlahen anvertraut 
find, deren Geheimhaltung durch die Natur ber Sache geboten find, fommen in Ber 
tracht alfe Perfonen in einer Stellung, vermöge deren fie etwas erfahren, wovon fie 
anderen Perfonen feine Mitteilung machen dürfen, ohne einen Vertrauensbruch zu begehen. 
Ob dies der Fall ift, hat dad Gericht unter Würdigung ber fonfreten Umftände zu ent» 
fcheiden, wobei die herrfchenden Anichauungen in den Kreifen, denen die Beteiligten an— 
gehören, zu berüdfichtigen find. Man wird daher dem Redakteur einer Zeitung die Be— 
rechtigung zur Zeugniäverweigerung nicht verfagen dürfen, ſoweit es fih um Thatſachen 
handelt, die nach beftehendem Herkommen von den Redaktionen geheim gehalten werben, 
Ebenfo wird man ben fog. Rechtöfonfulenten oder Prozehagenten das Recht der Zeugnis- 
vermweigerung in Betreff der ihnen anvertrauten Thatfachen zubilligen müſſen [vgl. Sontag 
IW. 1903 ©. 338 f.]. Nah RG. 16. Febr. 1894 Entſch. XXXIII Nr. 88 ©. 362 ff. be- 
fteht für die Mitglieder eines bifchöflichen Konfiftoriums feine Verpflichtung zur Geheim- 
haltung deſſen, was fie in der bezeichneten Eigenichaft über die Beftreitung von Kirchen: 
baufoften erfahren haben, und daher fein Zeugnisvermweigerungsredht. — Der Inhaber eines 
fog. Ausfunftsbureaus fann das Zeugnis über die ihm bezüglih der Krebitwürbigfeit 
eines Geihäftsmanns fund gewordenen Thatiachen nicht verweigern, denn fein Gejchäft 
bringt es mit fih, dab er von dieſer Hunde den Anfragenden Mitteilung macht [vgl. 
OLG. Hamburg SA. XXXVI Nr. 162]; wohl aber fann er das Zeugnis darüber ver- 
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weigern, von wem er jene Thatſachen erfahren hat, denn dergleichen Mitteilungen pflegen 

unter der Vorausfegung ber Disfretion in Bezug auf den Gewährsmann gemacht zu werden 

[vgl. RG. 6. Nov. 1902 Entich. LIII Nr. 5 ©. 15 fi., 22. Dez. 1903 IW. 1904 ©. 69, 

©. 39, OLG. Hamburg SA. LVII Nr. 181]. — Nach RG. 14. Nov. 1902 Entich. LI 

Nr. 12 ©. 40 ff. ift der Buchhalter und Profurift einer Fabrik nicht beredhtigt, fein 

Zeugnis über den Unterfchied der Preife zu verweigern, zu denen die Fabrik ihre Fabrikate 

(bier Fahrräder und Fahrradteile) an die einzelnen Kunden verkauft hat. — Vgl. a. 

über Zeugnisverweigerung, wenn ein Kunft- oder Gemwerbegeheimnis geoffenbart werben 

mühte, N. 3 zu $ 384. 

Adlitt.a und b: Die Berechtigung der unter litt. a und b genannten Perjonen zur 
Zeugnisvermweigerung bezieht ſich nicht bloß auf Mitteilungen an fie, fondern auf Alles, 
was fie in ber Vertrauenäftellung wahrgenommen, geiprocdhen und gethan haben [RG. 2. Nov, 
1893 Beitr. 3. Ed. DR. XXXVIU ©.497, 9. Ott. 1895 Bl. F. RA. XIV Erg.Bb. ©. 95, 
OLG. Marienwerder SA. LI Nr. 230, OLG. Münden Bl. f. RA. LXXI ©. 424; — 
aMm.: OLG. Dresden SA. XLIV Nr. 63, vgl. a. 26. Limburg in Ztſchr. f. d. EPr. XXII 
S. 153]; insbefondere erftredt fi) das Zeugnisverweigerungsrecht eines Rechtsanwalts auch 
auf bie rechtögefchäftlichen Vorgänge, denen er, jein Vertreter, Socius oder Gehülfe als 
Vertreter ober Beiftand feines Klienten beigewohnt hat [RG. 22. Febr. 1888 SA. XLIII 
Nr. 235,27. Nov. 1901 IW.1902 S. 19 F. Nr.7, OLG. Frankfurt SA. XKLVIII Nr. 148; — 
aM.: OLG. Dresden SA. XLIV Nr. 63], ſowie auf die eigenen Hanblungen bes Anwalts 
und jeiner Gehülfen [RG. 18. Sept. 1900 EU. LVI Nr. 266]. 

Wegen Entbindung von ber Verpflichtung zur Berfchwiegenheit |. N. 6 litt. b zu $ 385. 

8. Zu Abi. 2: Daß die Belehrung ftattgefunden Hat, ift zu Protokoll feſtzuſtellen. 
Bei wiederholter Vernehmung ($ 398) ift feine neue Belehrung erforderlih. Anders: 
StrPrO. $ 51 Abi. 2 „vor jeder Vernehmung“. Unterlaffung der Belehrung ift Ver— 
legung des Prozebgefehes und begründet die Berufung und Nevifion, wenn die Ent» 
fcheidung auf der Ausſage beruht. 

9. Zu Abi. 3: Das Gericht fol die in Nr. 4 und 5 genannten Perfonen von ber 
Ausfage über geheimzuhaltende Thatſachen zurüdhalten (KPr. S. 127 ff.). Die Vorichrift 
bat bloß inftruftionelle Bedeutung. 

$. 384. (349.) 

Das Zeugniß kann verweigert werden: 

1. über Fragen, deren Beantwortung dem Zeugen oder einer Perjon, zu 
welcher derjelbe in einem der im 8. 383 Nr. 1—3 bezeichneten Verhält: 
nifje fteht, einen unmittelbaren vermögensrechtlichden Schaden verurjachen 
würde; 

. Über fragen, deren Beantwortung dem Zeugen oder einem der im $. 333 
Nr. 1—3 bezeichneten Angehörigen desjelben zur Unehre gereichen oder 
die Gefahr jtrafgerichtlicher Verfolgung zuziehen würde; 

3, über ragen, welche der Zeuge nicht würde beantworten fönnen, ohne 


ein Kunſt- oder Gewerbegeheimniß zu offenbaren. 


HE. 8 386, S®: 2189 ff., 3840 f., 5689 ff., RE. 8 518, NB. 799, E. 18 322, E. 118331, € ım 
8 837, M. 252 5,, KB. 198. 


1. Zu Nr. 1: Unmittelbarer vermögensrechtliher Schaden im Sinne einer Ver— 
mögensminderung fann durch Beantwortung einer an den Zeugen geftellten Frage nicht 
verurjacht werben, da durch Auskunft über Thatfachen der Vermögensſtand nicht geändert 
wird. Soll die VBorichrift praftifche Bedeutung haben, jo muß man unter unmittelbarem 
vermögensrechtlihem Schaden die Benachteiligung verftehen, welche der Zeuge oder eine 
ber in $ 383 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Perfonen als bei dem Ausgange des Prozefles un» 
mittelbar Beteiligter (vgl. N. 5 zu $ 394) oder dadurch erleiden könnte, daß die Ausjage 
zum Beweiſe von vermögensrechtlichen Anſprüchen gegen den Zeugen oder eine der bezeid)« 
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neten Perfonen verwertet würbe. IVgl. Gaupp (9) N. I Abi. 2, RG. 18. Nov. 1898 IW. 
1899 ©. 5 Nr. 15. — AM.: Strudm. Koch (8) N. 2, Peterjen (5) N. 2 im Anſchluß an 
RG. 11. Juni 1891 SA. XLVII Nr. 168, 13. Nov. 1893 Entih. XXXI Nr. 99 ©. 381 fi.) 
So ift 3. B. unmittelbare Schädigung anzunehmen, wenn bem Zeugen bie Frage vorgelegt 
wird, ob er nicht jelbft der Thäter der unerlaubten Handlung fei, wegen deren der Be— 
flagte auf Schabenserfag belangt wird. Dagegen findet die Vorfchrift der Nr. 1 feine 
Anwendung, wenn ber Zeuge befürchtet, durch Beantwortung der Frage feine geichäft- 
lichen Beziehungen zu einer ber Parteien zu beeinträchtigen. Schädigung durch Offenbarung 
eines Kunſt-, Gewerbe: oder Geichäftsgeheimnifies fällt nicht unter $ 383 Nr. 1, ſondern 
unter $ 383 Nr. 3. 

2. Zu Nr. 2: In den Entwürfen hieß es ftatt „Unehre“ — „Schanbe‘. Der 
Ihwächere Ausdruck „Unehre* umfaßt jebe Beeinträchtigung ber bürgerlien Ehre [RG. 
23. Sept. 1887 Bl. f. RA. IX Erg.Bb. ©. 173). — Strafgerichtliche Verfolgung ift Ver— 
folgung wegen einer mit Verbrechens-, Vergehens- oder Übertretungsitrafe bedrohten Hand» 
lung, nicht Disziplinarverfahren. Die Gefahr eines Disziplinarverfahrens kann jedoch 
nad Umftänben ergeben, daß die Beantwortung der Frage dem Zeugen zur Unehre ge— 
reichen würbe. Die Gefahr ftrafgerichtlicher Verfolgung genügt; es ift nicht erforberlich, 
daß die Beitrafung mit Sicherheit zu erwarten ift [R®. 11. Juli 1888 Entich. XXIII 
Nr. 25 ©. 134, 6. Febr. 1902 IW. ©. 168 Nr. 21, 24. Apr. 1903 IW. ©. 241 Wr. 15]. 

3. Zu Abſ. 1 Nr 3: Die Vorſchrift ſchützt ſowohl eigene Kunſt- und Gewerbe» 
geheimniffe des Zeugen ala auch jolche anderer Perfonen, benen gegenüber der Zeuge zur 
Geheimhaltung verbunden ift. Der Begriff „Gewerbegebeimnis“ ift hier in dem weiteren 
Sinne zu verftehen, daß darunter nicht bloß eine nicht allgemein befannte Fabrikationsmethode, 
ſondern jeder interne gejchäftliche Vorgang fällt, an deffen Geheimhaltung der Geichäfts- 
inhaber ein berechtigtes Intereſſe bat [vgl. RG. Entich. LIU ©. 42f., LIV 8.325, OYG. 
Hamburg Redtipr. d. OLG. V S. 68, XIII &.158h5]. So kann 3. B. ber Inhalt einer 
mit anderen Gewerbetreibenden getroffenen Abrebe (Kartell) über die Preisfäge für gewiſſe 
Maren Gegenftand eines Gewerbegeheimnifjes fein [RG. 15. Mai 1893 SA. XLIX Nr. 213], 
ebenso die Bezugsquelle und die Bezugäbedingungen für gewiffe Waren [RG. 10. Dez. 1901 
IW. 1902 ©. 21 Nr. 9], desgl. bie Preife, zu denen ein Geihäftsmann Waren don einer 
Gentralftelle, 3. B. von der Gentrale für Spiritusverwertung oder vom Kohlenſyndikate, 
bezieht; aber nur bie gegenwärtigen Bezugspreife, nicht auch die Bezugspreife einer früheren 
Periode, wenn ein Intereffe an deren Geheimhaltung nicht mehr befteht [RG. 24. Apr. 
1903 Entid. LIV Nr. 84 ©. 323 ff. und Beſchl. sine dato in JW. 1903 ©. 49 Nr. 13]. 
Dagegen find die Preife, zu benen ein Kaufmann Waren jeinen Kunden verfauft oder 
anbietet, nicht ala deſſen Gefchäftsgeheimnis zu betradhten [RG. 14. Nov. 1902 Entid. 
LIII Nr. 12 ©. 40 ff., vgl. über diefen Beſchluß auh N.7 litt. b g. €. zu $ 383]. 
Nah RG. 15. Mai 1893 SA. XLIX Wr. 213 fann der inhalt einer mit anderen Ge- 
werbetreibenden über bie Feſtſetzung ber Preife getroffenen Vereinbarung Gemwerbegeheimnis 
fein. Ebenfo nah RG. 8. Apr. 1905 IM. ©. 344 Nr. 19 der Wortlaut eines Verlags— 
vertragd. Nah RG. 18. Yan. 1907 ZW. S. 147 Nr. 31 kommt fein Gewerbegeheimnis 
in Frage, wenn ber Zeuge über Dinge befragt wird, die aus dem Patentregifter zu er— 
iehen find. Nah OLG. Colmar Rechtſpr. d. OLG. XII ©. 158hy find die Angeitellten 
einer Banf zur Geheimhaltung der DVermögensverhältniffe ihrer Hunden verpflichtet. 


$. 385. (350.) 
In den Fällen des $. 383 Nr. 1-3 und des $. 384 Nr. 1 darf der 
Zeuge das Zeugniß nicht verweigern: 
1. über die Errichtung und den Inhalt eines Rechtsgeſchäfts, bei deſſen Er- 
richtung er als Zeuge zugezogen war; 
2. über Geburten, Berheirathungen oder Sterbefälle von Familiengliedern; 
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3. über Thatjachen, welche die durch das Familienverhältniß bedingten Ver: 
mögensangelegenheiten betreffen; 

4. über diejenigen auf das ftreitige Nechtsverhältnii fich beziehenden Hand: 
lungen, welche von ihm jelbjt als Rechtsvorgänger oder Vertreter einer 
Partei vorgenommen fein jollen. 

Die im $. 383 Nr. 4, 5 bezeichneten Perjonen dürfen das Zeugniß nicht 
verweigern, wenn fie von der Verpflichtung zur Verjchwiegenheit entbunden find. 


De. ? a B. 2189 ff., 5691 ff,, NE. 8 514, ARE. 730f., 905, E. 18388, E. 115 382, E. ıu 
. 258, AB. 197, 548 ff. 


1. Über hd Bis der Umftände, welche die in $ 385 angeführten Ausnahmen 
von dem Rechte ber Zeugniöverweigerung begründen, 1. N. 1 litt. e zu $ 387. 

2. Zu Abf. 1 Nr. 1: Es ift einerlei, ob der Zeuge gemäß gejeglicher Anordnung 
oder freiwillig zugezogen, ob das Rechtögeichäft fchriftlich oder mündlich errichtet worden 
ift, ob der Zeuge Solennitätszeuge oder Zeuge zum Zwecke des Beweiſes war. Der 
Beamte, welcher eine öffentliche Urkunde errichtet, ift nicht Zeuge im Sinne des $ 385 
Abi. 1 Pr. 1. 

3. Zu Abi. 1 Nr 2: „Von fFamiliengliedern“ sc. des Zeugen. Familien— 
glieder find nicht blob Ehegatten, Verwandte und Verſchwägerte, fondern Alle, die that- 
fählich in dem Familienverbande leben. Dienftboten gehören nicht bazu. 

4. Zu Abf.1 Nr. 3: Thatſachen dieſer Art find z. B. diejenigen, welche den ehe— 
lichen Güterjtand, die elterliche Verwaltung und Nutznießung, die auf Ehe ober ehelicher Ver: 
mwandtichaft beruhende Unterhaltspfliht [OLG. Oldenburg SA. XLVII Nr. 72], die Aus» 
fteuer (BGB. 88 1620 bis 1622) oder die Ausftattung (BGB. $ 1624) einjchliehlich eines 
Ausfteuer- oder Auöftattungsveriprechens [RG. 4. Oft. 1897 Entih. XL Nr. 93 ©. 345], 
das gefekliche Erbrecht einfchließlich der Auseinanderjegung von Miterben und der Aus: 
gleihung unter Abkömmlingen [vgl. R®. 2. Febr. 1891 SU. XLVII Nr. 73, 22. Sept. 1898 
SA. LIV Nr. 117), den Voraus (BGB. $ 1932), den Dreibigften (BGB. $ 1969), das 
Pilichtteilsrecht, die Erbunmwürbigfeit, die Abfindung erbberechtigter Kinder [RG. 29. Yuni 
1889 SU. XLV Nr. 52] und bie Gutsübergabe an jFamilienglieber betreffen. Der Grund 
der Ausnahme befteht darin, daß für derartige Angelegenheiten oft andere Zeugen ala 
bie durch Familienbeziehung verbundenen Perjonen nicht vorhanden find. Dak bie Wahr- 
nehmung ober Handlung, über welche der Zeuge ausfagen foll, gerabe in feiner Eigenichaft 
als fFamilienangehöriger erfolgt ift, ift nicht erforderlih [RG. SU. LIV Nr. 117]. — 
Thatiachen, die das Beftehen oder die Nichtigkeit einer Ehe, die Anfechtbarkeit oder Scheib- 
barkeit einer Ehe, das Beftehen oder Nichtbeitehen eines KHindesverhältniffes ober ber 
elterlichen Gewalt betreffen, gehören ſowohl im Eheprozeß ($$ 606 ff.) als im Kindichafts- 
prozeſſe (8$ 640 ff.) nicht zu ben erimierten, weil es ſich im diefen Prozeffen nicht um 
Bermögensangelegenheiten handelt [vgl. bay. ob. LG. XLIII Nr. 236]; in einem Prozefie 
über vermögensrechtliche Anſprüche, die aus der Ehe, dem Kinbesverhältnis und ber elter: 
lihen Gewalt entftehen, find dagegen ſolche Thatſachen erimiert. Thatſachen, die ſich auf 
ben Anſpruch des unebelichen Kindes gegen ben Bater beziehen, gehören nicht zu ben exi— 
mierten, weil dieſer Anſpruch feine duch das Tyamilienverhältnis bedingte Vermögens 
angelegenbeit ift. — {Fragen darüber, ob bie Haushaltäfoften vom Mann oder von ber 
Frau beftritten wurden, ober darüber, ob nicht bie Frau bei Gejchäften nur vorgefchoben 
wurde, um bie Gläubiger zu täufchen, find nicht erimiert [RG. 16. Nov. 1901 IW. 1902 
S. 20 Nr. 8]. 

5. Zu Abf. 1 Rr. 4: a) Die Vorfchrift hängt damit zuiammen, daß dem Rechts» 
borgänger und bem Mertreter, welcher nicht als gefeßlicher Vertreter den Prozeh führt, 
ber Eid nicht zugeichoben werben kann ($ 449 Sa 1, Mot. z. €. III ©. 253). 

b) Über Rehtsvorgänger vgl. N.2 Adb: «) zu 8445. Der Ausdrud iſt hier, 
ebenjo wie in $ 445, im weiteren Sinne zu verftehen, jo daß er aud) den Nichtberechtigten, 
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von welchem die Partei Rechte herleitet (vgl. N. 2 litt. b zu $ 325), ſowie ben Vorgänger 
in ber Verpflichtung umfaßt. 

ec) Über Vertreter vgl. N.2 Adb: 3) zu 8445. Vorausſetzung für die Nicht» 
berehtigung zur Zeugnisverweigerung ift, daß ber Beweisführer behauptet, der Zeuge 
babe als fein Vertreter oder Vertreter ber Gegenpartei gehandelt. Dagegen beiteht das 
Recht zur Zeugnisverweigerung, wenn der Zeuge zum Beweiſe dafür benannt ift, daß 
feine Vertretung durch den Zeugen ftattfand [vgl. RG. 4. Febr. 1901 Entih. XLVII 
Nr.111 ©. 430 ff., 2. Dez. 1902 LIII Nr. 29 S. 111 ff.]; hierbei ift übrigens zu beachten, 
daß derfelbe Zeuge von beiden Parteien benannt fein kann; vgl. a. $ 399. 

Ad b und c: Das Geſetz fpricht von „Handlungen, welche von ihm (dem 
Zeugen) ſelbſt als Rechtsvorgänger ober Vertreter einer Partei vorgenommen fein 
follen”. Es ift aber fein Grund erfindblih, warum eine Handlung, bie ihm gegen- 
über vorgenommen worden fein foll (3. B. eine Kündigung), ober eine Wahrnehmung 
anders zu behandeln fein follte; man wird daher eine Ungenauigkeit des Ausdrucks 
annehmen müffen [aM.: RG. 2. Dez. 1902 Entſch. LIII Nr. 29 S. 112]. — Über 
Slaubhaftmahung der Vorgänger- oder Vertretereigenichaft I. N. 2 litt. e zu $ 387. 

6. Zu Abf. 2: a) Ob ein Geiftlicher von der Verpflichtung zur Verfchwiegenheit 
entbunden werben fann, ob zur Entbindung die Erflärung bes Anvertrauenden genügt 
oder auch die Genehmigung eines geiftlichen Oberen gehört, ift nach dem Kirchenrechte zu 
beurteilen (KPr. ©. 127). Nach dem Kirchenrechte der Katholiken fann ein Geiftlicher von 
ber Verpflichtung zur Geheimhaltung des sub sigillo confessionis Anvertrauten über- 
haupt nicht entbunden werben, auch nicht durch den Beichtenden (C. 2 dist. 6 de poenit., 
c.12 X. de poenit. 5, 38). Nach dem evangeliichen Kirchenrechte kann ber Beichtende den 
Seelforger von ber Pflicht zur Geheimhaltung entbinden; aber eine andere Entbindung, 
etwa durch die kirchlichen Vorgeſetzten, ift nicht ftatthaft [vgl. Richter Kahl Kirch. R. $ 258 
N. 9]. b) Über Entbindung eines Beamten von der Verpflichtung zur Amtsverfchwiegen- 
heit 5. N. 3 zu 8 376. ce) Die im StrGB. $ 300 aufgeführten Perfonen fann derjenige 
von der Verpflichtung zur Verfchwiegenheit entbinden, dem gegenüber die Schweigepflicht 
beſteht. Bezieht fich die Schweigepflicht auf Thatſachen, die für die Konkursmaſſe von 
Bedeutung find, fo kann nad; Umftänden anftatt des Gemeinjchuldners der Konkursverwalter 
den Zeugen von der Schweigepflicht entbinben [vgl. RG. 15. Oft. 1904 Entid. LIX Nr. 25 
&.85 ff.]; anders, wenn ein Prozeß gegen den Gemeinſchuldner ſelbſt fortgeießt wird [vgl. 
RG. 30. Mai 1906 IW. S.430 Nr.17 SA. LXI Nr. 186 und Beitr.3. €. d. DR.LI &. 201]. 
Mit dem Tode desjenigen, dem gegenüber die Schweigepflicht befteht, erlifcht die Schweige- 
pflicht nicht [vgl. OLG. Dresden SA. LXI &.185]. Der Erbe fann den Zeugen von ber 
Schweigepflicht entbinden, wenn fich die Schweigepflicht auf Thatfachen bezieht, die nur für 
vermögensrechtliche Verhältniſſe bedeutſam find. Zweifelhaft, ob der Erbe ben Zeugen auch 
dann entbinden fann, wenn fi) die Schweigepflicht auf Thatfachen bezieht, die für die Ehre 
des Merftorbenen oder für deſſen iFamilienverhältniffe bedeutfam find. Man wird bieie 
Trage wohl verneinen müffen, da der Erbe nur in bie Vermögensrechte bes Erblaffers ein— 
tritt (vgl. OLG. Dresden SAU. LXI Nr. 185 und Redtipr. d. OLG. XIII ©. 161]. Hit die 
Perfon, deren Schweigepflicht fih aus StrGB. $ 300 ergiebt, zugleich Beamter, jo fann fie 
auch zur Amtöverichwiegenheit verpflichtet fein (vgl. N.2 zu $ 376). In einem folchen Falle 
ift zur Herftellung der Zeugnispflicht erforderlich, daß ſowohl derjenige, dem gegenüber die 
Schweigepflicht befteht, den Zeugen von der Schweigepflicht entbindet, ala auch, daß bie 
vorgelegte Dienftbehörde die Vernehmung genehmigt (vgl. N.3 zu 8376). [Bgl. in Anfehung 
ber Notare: RG. 19. Sept. 1892 Entih. XXX Nr. 106 S. 335, 31. Jan. 1894 Beitr. 3. €. d. 
DR. XXXVIII ©. 741, 10. Dez. 1902 Entich. LITT Nr. 41 S. 168f., KG. Berlin SA. LX 
Nr. 42, OLG. Marienwerber Redtipr.d. OYG. XIV &, 157 (dieſes Gericht nimmt auf Grund 
bes Art. 90 d. preuß. FrGG. an, dab nur Entbindung feitens der Beteiligten erforderlich 
it); in Aniehung ber fFabrifinipettoren: NG. 7. Febr. 1903 Entih. LIV Nr. 1 ©. 1 ff.] 
d) Schöffen und Geichiworene können nicht von der Schweigepflicht entbunden werben. 
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$. 386. (351.) 

Der Zeuge, welcher das Zeugnif verweigert, hat vor dem zu feiner Ver: 
nehmung bejtimmten Termine jchriftlich oder zum Protofolle des Gerichts: 
jchreiber3 oder in diefem Termine die Thatjachen, auf welche er die Weigerung 
gründet, anzugeben und glaubhaft zu machen. 

Zur Glaubhaftmachung genügt in den Fällen des $. 383 Nr. 4, 5 die 
mit Berufung auf einen geleifteten Dienjteid abgegebene —— 

Hat der Zeuge ſeine Weigerung ſchriftlich oder zum Protokolle des Ge— 
richtsſchreibers erklärt, ſo iſt er nicht verpflichtet, in dem zu ſeiner Vernehmung 
beſtimmten Termine zu erſcheinen. 

Von dem Eingange einer Erklärung des Zeugen oder von der Aufnahme 
einer ſolchen zum Protokolle hat der Gerichtsſchreiber die Parteien zu benach— 
richtigen. 

DE. u he NE. 8511, NB. 728 f., E. 188320, €. II 8 388, E. III 5 839, 

Litteratur: Meyer Ziſchr. f. d. EPr. XVII ©. 459 ff. 

1. Zu Abf. 1,2: Die Verweigerung des Zeugnifjes ift bei dem Gerichte zu erflären, 
vor welches ber Zeuge geladen ift. Der Zeuge hat die Verweigerungsgründe anzugeben und 
glaubhaft zu mahen. Das kann er vor dem Termine tun, auf welcden er geladen ift, ober 
aud in biefem Termine. Anwaltszwang befteht nicht. — Glaubhaftmadhung f. $ 294. Der 
Zeuge fann zur Verfiherungan Eidesjtatt zugelaffen werben (KPr. S.129). Strafe unwahrer 
Angaben f. StrGB. $ 138. — Zu Berufung auf den Dienfteidb vgl. StrGB. $ 155. 

2. Zu Abi. 3: Nur wenn die Verweigerung das ganze Zeugnis betrifft, braucht 
der Zeuge nicht im Termine zu erfcheinen. 

3. Zu Abſ. 4: Die Mitteilung bedarf nicht der Form der Zuftellung; vgl. N. 2 
vor $ 166. 

$. 387. (352. 

Ueber die Rechtmäßigkeit der Weigerung wird von dem Prozeßgerichte 
nach Anhörung der Parteien entjchieden. 

Der Zeuge ift nicht verpflichtet, fich durch einen Anwalt vertreten zu laſſen. 

Gegen das Zwifchenurtheil findet jofortige Beſchwerde ftatt. 


HE. a, OP. 2194 f., 5698 f., N SE AS FF, NE. $ 515, NE. 731 ff, E. 1 324, E. ITS 334, 
$ 310, M. 258, RE. 1 


Litteratur: gen Ztſchr. f. d. — XVII ©. 459 fi. 

1. Berzichtet der Beweisführer auf den Zeugen, jo bedarf es feiner Entſcheidung 
über die Rechtmäßigkeit der Weigerung [RG. 12. Mai 1886 Beitr. 3. Ed. DR. XXX 
S. 1129]. Anderenfalls ift der Zmifchenftreit, welcher durch die Weigerung zwifchen dem 
Demeisführer und dem Zeugen entfteht, von dem Prozehgerichte durch Zwiſchenurteil zu 
enticheiden. 

2. Tür die Verhandlung und Enticheibung des Zwilchenurteils gilt Folgendes: 

a) Die Verhandlung ift mündlich; fie fteht unter den Vorichriften ber $ 136 ff., 
aber bie Vorichrift, daß nur das in ber mündlichen Verhandlung Vorgebradhte bei der 
Entſcheidung zu berüdfichtigen jei (vgl. N. 2 zu $ 128), gilt für ben Zmwifchenftreit nicht 
(vgl. $ 388, $ 389 Abi. 3). 

b) In der mündlichen Verhandlung ift nicht bloß dem Zeugen und bem Beweis— 
führer, fondern auch dem Gegner bes Bemweisführers das Wort zu erteilen. Der Gegner 
fann dem Zeugen ober dem Bemweisführer nad Art eines Nebenintervenienten beitreten. 
Verlangt ber Gegner jelbft die Vernehmung bes Zeugen (vgl. $ 399), jo wird er Be— 
weisführer. 

c) Gleihwie der Zeuge die Thatfachen, auf welche er feine Weigerung gründet 
(88 383, 384), nad) Bedürfnis glaubhaft zu machen hat ($ 386 Abi. 1), jo hat ber Beweis 


- 
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führer, welcher fi) auf eine der in $ 385 angeführten Ausnahmen beruft, die Umſtände 
glaubhaft zu machen (nicht zu beweilen!), aus welchen fich die Ausnahme ergiebt, fofern 
fi die Ausnahme nicht ichon aus dem Beweisthema ergiebt ($ 385 Abi. 1 Nr. 2, 3). So 
bat insbeſondere der Bemweisführer, welcher fih auf $ 385 Nbf. 1 Nr. 4 beruft, glaubhaft 
zu maden, dab der Zeuge Rechtsvorgänger ift oder Vertreter war; die Worte „vor- 
genommen fein follen“ beziehen ſich nicht auf die Vorgänger- oder Vertretereigenichaft, 
fondern auf das Beweisthena [vgl. Strudm. Koch (3) N. 2 Abi. 4 zu $ 385, Richter Ztichr. 
f. d. EPr. XXIII ©. 391 ff.; — aM.: Gaupp (9) N. I Abi. 6 zu $ 385, Peterfen (5) N. 5, 
ORG. Marienwerder SA. XLVIIIN. 222, OLG. Celle SAX. XLI Nr. 231]. 

d) Ein Verſäumnisverfahren im Sinne der $$ 330 ff. findet nicht Statt; vgl. N. 3 
litt, a Abi. 1 zu $ 347. 

e) Die Enticheibung erfolgt durch ein vom Endurteil geiondertes Zwiſchenurteil [vgl. 
RE. 7. Febr. 1885 Entſch. XIII Nr. 114 ©. 414, 4. Yan. 1896 IW. ©. 130 Nr. 3, BL. f. 
NA. XV Erg. Bd. S. 48]). Tür das ZwU. gelten die Vorfchriften der $$ 309 bis 320, ins— 
beiondere aud die Vorfchriften über den Thatbeftand, die Enticheidungsgründe und über 
die Zuftellung der Urteile durch die Parteien. Über bie Koſten des Zwifchenftreits ift nach 
den Vorichriften ber SF 91ff. zu entfcheiden; fie find von ber im Zwiſchenſtreit unterliegen 
ben Partei, alfo von dem Beweisführer oder von bem Zeugen, zu tragen. [Bgl. Gaupp (9) 
N. III Abſ. 1, RG. 30. Yan. 1899 IW. S.140f.Nr.9 u. Beitr. 3. E.d. DR. XLIII S. 509, 
OLG. Bamberg SA. LX Nr. 245, OLG. Roftod Medl. Ztihr. XX ©. 272, LG. Limburg 
Stiche. f.d. CPr. XXII S. 152 ff. — AM.: OLG. Hamburg SA. LVII Nr. 181 (beiläufig)]. 
Wegen ber Gebühren ſ. GRG. 8 47 Abf.1 Nr. 7 u. Ab. 2, GO. f. RA. 5 23 NE. 1, $29 Nr. 6, 

f) Das ZwuU. ift nicht durch Berufung, fondern burch fofortige Beichwerbe (8 577) 
anfechtbar; dies gilt auch, wenn das ZwU. unrichtiaerweife mit einem anderen Urteile 
verbunden wurde. Die Beichwerbefrift beginnt mit der Zuftellung des Zmil. ($ 577 Abi. 2). 
Gegen das ZwU. welches die Weigerung als rechtmäßig erflärt, fteht dem Bemeisführer 
bie Beichwerbe zu; nicht bem Gegner des Bemeisführers, es wäre denn, daß er auch jeiner- 
feits die Vernehmung verlangt hat (vgl. a. 8399). Gegen das ZwU. welches die Weigerung 
als unrechtmäßig erflärt, fteht nur dem Zeugen, nicht auch dem Gegner des Beweisführers, 
die Beichwerde zu (RG. 28.Nov. 1889 Entſch. XX Nr. 87 S.378ff., 3. Dez. 1889 Beitr. 
3. E. d. DR. XXXIV S. 751, 2. März 1895 eod. XXXIX &.1143, OLG. Marienwerder 
SA. XLVIII €. 222). Entſprechend verhält es fich mit der weiteren Beſchwerde ($ 568 
Ab. 2), wenn dad Beichwerbegericht der Beichwerde gegen das Zwiſchenurteil ftattgiebt 
(RG. 28. Nov. 1889 Entſch. XX Nr. 81 S. 378 ff. 13. Nov. 1893 XXXII Nr. 99 ©. 381 ff., 
24.Nov. 1898 XLII Nr. 100 ©. 402). 

3. a) Grflärt das ZwU. die Weigerung als rechtmäßig, fo ift dieſe Beweisauf— 
nahme vorläufig erledigt; es ift daher nach Erledigung fonitiger Beweisaufnahme zur Sache 
zu verhandeln und zwar entweder in bemielben Termin ($ 370 Abf. 1) oder in einem von 
Amtswegen zu beftimmenden Zermine ($ 370 Abf. 2). PBerlangt der Beweisführer Ver— 
tagung aus dem Grunde, daß er Beichwerbe gegen das die Weigerung ald rechtmäßig 
erflärende ZwU. einlegen werbe oder eingelegt habe, jo it dem Antrage ftattzugeben; der 
Gegner kann durch Zuftellung des Zmll.s dem Bemweisführer die Beichwerbefrift eröffnen. 
Iſt zur Zeit des Termins, auf welchen vertagt ift, noch feine rechtöfräftige Entſcheidung 
vorhanden, fo iſt aufs neue zu vertagen. Ändert das VBefchwerdegericht das ZwU. ab, fo 
bat das Ilntergericht von Amtswegen Termin zur Vernehmung des Zeugen zu beftimmen 
und den Parteien befannt zu geben. 

b) Erflärt das Zmwll, die Weigerung als nicht rechtmäßig, fo ift der Zeuge zu ver- 
nehmen. Beſteht er auf der Weigerung, während der Beweisführer auf der Vernehmung 
beharrt, jo ift zunächſt feine Strafe und fein Zwang gegen den Zeugen möglich, da $ 390 
die Rechtäfraft des Zwll. vorausſetzt. Folglich iſt das Bemweisverfabren einftweilen ab« 
zubrechen und ben Parteien zu überlaflen, die Nechtsfraft des ZwU. durch Zuitellung an 
den Zeugen herbeizuführen. Iſt die Beichwerbefrift abgelaufen oder die Beſchwerde ver: 
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worfen, jo fann jede Partei unter Vorlegung der Nachweiſe die Fortſetzung des Beweis— 
verfahrens veranlaffen. Das Gericht, welches aus dieſer Anregung oder aus den zurüd» 
geienbeten Akten erfährt, dab die Beſchwerde bes Zeugen verworfen ift, hat von Amts— 
wegen Termin zur Bemweisaufnahme zu bejtimmen ($ 368), den Zermin den Parteien 
befannt zu geben und den Zeugen zu laden. Natürlich kann auch wieder ein Richter be- 
bauftragt ober ein Gericht eriucht werben. Bei fernerer Weigerung des Zeugen ift nad) 
$ 390 zu verfahren. Zur Verhandlung über die Hauptſache fommt es erjt, wenn das 
Bemweisverfahren durch Vernehmung des Zeugen ober durch Erichöpfung der Zmangsmittel 
des $ 390 oder durch Verzicht auf den Zeugen beenbigt ift. [Vgl. Wilm. Levy (7) N. 3 
zu $ 352 alt, Peterfen (5) N. 4, Meyer Ztichr. f. d. EPr. XVII ©. 461f. — Teilw. abw.: 
Strudm. Roh (8) N.2 Abi. 2 und Gaupp (9) N. III Abf. 2, die nach dem ZwU. feinen 
Termin don Amtöwegen beftimmen laffen, jondern verlangen, dab eine Partei die anbere 
lade, worauf dann die Zeugenlabung von Amtswegen zu erfolgen habe.) 
$. 388, (353.) 

Hat der Zeuge feine Weigerung jehriftlich oder zum Wrotofolle des Ge: 
richtsjchreibers erklärt und ift er in dem Termine nicht erjchienen, jo hat 
auf Grund feiner Erklärungen ein Mitglied des VProzehgericht3 Bericht zu 
eritatten. 

E. IT $ 335, €. II 8 341, M. 258, HB. 139. 

Menn der Zeuge vor dem bei dem Prozeßgerichte beitimmten Termine feine Wei— 
gerung erklärt hat und in dem Termine nicht erichienen ift (vgl. $ 386 Abi. 3), jo erjtattet 
ein Mitglied des Prozehgerichts auf Grund ber Erklärungen des Zeugen Bericht. Darauf 
werden die Parteien, jomweit fie erichienen find, gehört. Da die Enticheidung nicht auf 
Grund der mündlichen Verhandlung erfolgt (ſ. N. 2 litt. a zu $ 387), jo müſſen aud 
fchriftliche Parteierflärungen berüdfichtigt werben. 


$. 389. (354.) 

Erfolgt die Weigerung vor einem beauftragten oder erjuchten Richter, jo 
find die Erklärungen des Zeugen, wenn fie nicht jehriftlich oder zum Protokolle 
des Gerichtsjchreibers abgegeben find, nebit den Erklärungen der Parteien in 
das Protokoll aufzunehmen. 

Zur mündlichen Verhandlung vor dem Prozeßgerichte werden der Zeuge 
und die Parteien von Amtswegen geladen. 

Auf Grund der von dem Zeugen und den Parteien abgegebenen Er: 
Härungen hat ein Mitglied des Prozeßgericht3 Bericht zu erftatten. Nach dem 
Vortrage des Berichterftatter8 fünnen der Zeuge und die Parteien zur Be: 
gründung ihrer Anträge das Wort nehmen; neue Thatjachen oder Beweis: 
mittel dürfen nicht geltend gemacht werden. 

RE. 8 515, NP. 731 ff, 815, E. 1 $ 3%, E. IT $ 336, €. III $ 342, M. 258, HP. 199. 

1. Hatte der Zeuge vor dem bei einem beauftr. oder erj. Richter beftimmten Ter— 
mine feine Weigerung erklärt und iſt er im Termine nicht erichienen ($ 386 Abf. 3), fo 
find die Parteien, ſoweit fie erichienen find, zu hören. Iſt der Zeuge im Termin er« 
Ichienen, io find der Zeuge und die Parteien zu hören. Die Erklärungen find zu Protofoll 
feftzuftellen. Soweit die Erflärungen des Zeugen im Termine mit früher ichriftlich oder 
protofollariich abgegebenen übereinftimmen, genügt die Bezugnahme darauf. 

2. Erkennt ber Beweisführer die Berechtigung des Zeugen zur Zeugnisverweigerung 
an, jo verzichtet er auf den Zeugen. Anderenfalls bat der beauftr. oder erſ. Richter das 
Protokoll x. an das Prozekgericht zu fenden. Der Termin zur mündlichen Verhandlung 
über den Zmwijchenftreit ift von Amtswegen zu bejtimmen; der Zeuge und die beiden Par- 
teien find zur mündlichen Verhandlung über den Zmiichenftreit zu laden [vgl. RG. 29. Dez. 


602 Zweites Buch. Erfter Abſchnitt. 88 389, 390. 


1898 SA. LIV Nr. 258, wo die Ladung bes Zeugen ohne Angabe bes Verhandlungs— 
zweds als ungenügend erflärt wird]. In dem Termin ift, gleichviel ob der Zeuge und 
ob die Warteien erfchienen find ober nicht, über bie Erflärungen bes Zeugen und ber 
Parteien Bericht zu erftatten. Sodann fünnen der Zeuge und die Parteien mündlich ihre 
Anträge ftellen und begründen. Neue, d. i. vor bem beauftr. oder eri. Richter nicht vor— 
gebrachte, Thatſachen oder Beweismittel dürfen vom Zeugen nicht geltend gemacht werben. 
Der Zeuge kann aber feine Weigerung von einem anderen rechtlichen Gefichtspunft aus 
begründen [vgl. RG. 30. März 1889 IW. ©. 169 Nr. 9 und auch die vorgebraditen That» 
fachen des näheren erläutern [vgl. RG. 10. Dez. 1901 IW. 1902 €. 21 Nr.9]. Mit That- 
ſachen, die erft nach ber erften Weigerung entitanden find, kann ber Zeuge eine zweite 
Weigerung begründen. 
$. 3%. (355.) 


Wird das Zeugniß oder die Eidesleiftung ohne Angabe eines Grundes 
oder, nachdem der vorgejchügte Grund rechtskräftig für unerheblich erklärt ift, 
verweigert, jo ift der Zeuge, ohne daß es eines Antrags bedarf, in die durch 
die Weigerung verurjachten Koſten fowie zu einer Geldjtrafe bis zu dreihundert 
Mark und für den fall, daß dieje nicht beigetrieben werden fann, zur Strafe 
der Haft bis zu ſechs Wochen zu verurtheilen. 

Im Falle wiederholter Weigerung ift auf Antrag zur Erzwingung des 
Zeugnifies die Haft anzuordnen, jedoch nicht über den Zeitpunkt der Beendigung 
des Prozeſſes in der Inſtanz hinaus. Die Vorfchriften über die Haft im 
Zwangsvollitrefungsverfahren finden entjprechende Anwendung. 

Gegen dieje Beichlüfje findet die Beſchwerde ftatt. 

Die Feſtſetzung und die Vollſtreckung der Strafe gegen eine dem aktiven 
Heere oder der aktiven Marine angehörende Militärperfon erfolgt auf Erfuchen 
durch das Militärgericht. 


De. Mans. SP. 2194 fi., 5692 f., NE. 88 517 8, NE. 731 ff. E. Fa €. ms, 6. Im 
253 f., AB. 139, 1811. Anl. K 3. Brot. d. 164. Eip.d. IR. . RT 


1. Über be Berbältnis bes $390 zu $380, über Vollſtreckung * Verurteilung in 
die Koften, über die Natur der Strafen, über deren Verhängung und Bollftredung, über 
das Beſchwerderecht und die Gebühren |. N. 1 zu $ 380. — Die Strafen und Zmwangs- 
maßregeln des $ 390 fönnen nad) Anwendung des $ 380 verhängt werden. Über Ans 
wendung des $ 390 auf den Fall, daß ein Zeuge es unterläßt, fich über ben Gegenſtand 
ber Vernehmung zu informieren, |. NR. 3 zu $ 377. 

2. Zu Abf. 1: Wird die Verweigerung des Zeugniffes oder der Eidesleiftung nicht 
auf Gründe geftüßt, jo bebarf es feiner Enticheidung über deren Rechtmäßigkeit. Werben 
Gründe angegeben, fo iſt durch Zwifchenurteil zu enticheiden (vgl. N. 2 litt. e zu $ 387). 
Erft nad Rechtskraft des Zmilchenurteils kann $ 390 angewendet werden (vgl. N. 3 
litt. b zu $ 387). Bringt der Zeuge nachträglich einen neuen Weigerungsgrund vor, fo 
ift neue Enticheidung nötig. — Wird eine Strafe verhängt, fo ift zugleich von Amtswegen 
ein neuer Termin zur Fortſetzung der Beweisaufnahme zu beftimmen ($ 368). Wirb ber 
Termin verfünbet, jo bedarf es feiner Mitteilung an die Parteien (arg. $ 218), anderenfalls 
ift der Termin den Parteien von Amtswegen befannt zu machen. Der Zeuge muß auch, 
wenn er bei der Verkündung anweſend war, zu dem Zermine von Amtäwegen gelaben 
werden; denn $ 218 gilt nur für die Parteien. 

3. Zu Abi. 2: Wiederholte Weigerung fann erft eintreten, wenn gegen den Zeugen 
eine Strafe aus $ 390 Abf. 1 (nicht aus $ 380) bereits verhängt und er aufs neue geladen 
ift. Daß die erfte Strafe vollzogen ſei, ift nicht erforderlich. Bei wiederholter Weigerung 
fann nicht nochmals auf eine Strafe aus Abf. 1 erkannt werden. Das Verfahren ift zu 
Ende, wenn nicht die Anordnung der Haft zur Erzmwingung bes Zeugnifies beantragt 
wird, Ausnahmen: $ 653 Abi. 2 Satz 2, $ 680 Abi. 3, 8 685. Zur Stellung bes An« 
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trags ift zunädit die Partei berechtigt, welche den Zeugen benannt hat. Verlangt ber 
Gegner, daß ber erfchienene Zeuge vernommen werbe ($ 399), jo fann er auch die Haft 
beantragen. 

Auf die Vollftredung der Zwangshaft find die 88 904 bis 913 anwendbar. — Die 
Partei, welche die Haft beantragt, hat die Koften vorzufchießen; Ausnahmen ſ. N. 1 Abf. 3 
zu 8911. Die Haft wird nicht auf eine beftimmte Zeit angeordnet, fondern eö wird 
einfach „Haftbefehl“ erlaffen. Die Haft darf nicht länger als fechs Monate dauern ($ 913). 
Der Zeuge ift zu entlaffen, wenn er das Zeugnis abgelegt hat oder wenn auf jeine Ver: 
nehmung verzichtet wird. Ebenſo bei Zurüdnahme des die Vernehmung anorbnenden 
Deweisbeichluffes, ferner dann, wenn durch ein bebdingtes oder unbedingtes End», Teil 
ober Zwifchenurteil die Benußbarkeit des zu erzwingenden Zeugniffes für die Inftanz aus: 
geichloffen ift. — Wird ein Zeuge, der bereits in der unteren Inſtanz eine Zwangshaft 
wegen Verweigerung des Zeugniffes erdulbet hat, in der höheren Inſtanz wieder benannt, 
fo fann er wieder wegen Seugnisvermweigerung verhaftet werden. Soweit es ſich in ben 
verfchiedenen Inſtanzen um dasjelbe Zeugnis handelt, darf die Zwangshaft insgefamt nicht 
über fech8 Monate dauern. Wird in der höheren Inſtanz das Zeugnis über eine andere 
Thatfache verweigert, jo fann von neuem eine ſechsmonatige Haft volfftredt werden (KPr. 
©. 129). 

4. Zu Abſ. 3: Vgl. N. 1 Abi. 6 zu $ 380. 

5. Zu Abi. 4: Wegen Militärperfonen ſ. R.5 zu $380 verb. mit N. 1,2 zu 8378. — 
Der Abſ. 4 bezieht fi auf die Strafe des Abf. 1, nicht auf die Zwangshaft des Abi. 2. 
Der Haftbefehl ift vom Prozeßgerichte zu erlafien; dagegen fällt ber Vollzug nach $ 912 ber 
Militärbehörbe zu (KPr. S. 131 f., Anl. K 3. Prot. d. 164. Sit. d. IK.). 

6. Die Trage, ob und in welchem Umfang ein Zeuge, der das Zeugnis verweigert 
bat, dem Bemeisführer zum Schabenäerfage verpflichtet jei, überläßt das Gefeg dem mate— 
riellen Rechte. Die für den Regreßprozeß gegen ben Zeugen in partifularen Prozeßgeſetzen 
enthaltene Fiktion, daß der Zeuge die zum Zeugniffe geftellten Thatſachen befundet haben 
würde, ift der CPrO. fremd (Mot. 3. E. Ill ©. 254). 


$. 391. (356.) 

jeder Zeuge ift einzeln und vor feiner Vernehmung zu beeidigen; die 
Beeidigung kann jedoch aus befonderen Gründen, namentlich wenn Bedenken 
gegen ihre Zuläfligkeit obwalten, bis nach Abſchluß der Vernehmung aus: 
gejeßt werden. 

Die Parteien können auf die Beeidigung verzichten. 

€. 18 826, €. 11 8 338, €. III 8 344, M. 254 ff., MB. 132 ff., 683 ff. Bol. StrPrD. 8 00. 

1. In den Entwürfen zur EPrO. war abgefehen von den fällen des $ 393 Abi. 2 
nur der Voreid (promifforiicher Eid) zugelaflen. Dies entipricht dem früheren gem. deut» 
ichen Prozeßrechte KGEO. v. 1577 Tit. 77), dem franz. Prozebrechte (C. de proc. art. 262), 
bem englifch-amerifaniichen Rechte und der Mehrzahl der neueren Gefeßgebungsarbeiten. 
Sin den Beratungen ber JH. d. RT. wurde verfucht, an Stelle des Voreids den in Preußen 
(AGO. 110 $ 202) und Sadjen (Gej. v. 30. Dez. 1861 $ 18) üblihen Nacheid (affertoris 
ihen Eid) als die Regel einzuführen, und fchlieklih, einem Vermittelungsantrg ent« 
iprechend, die gegenwärtige Faſſung bes 5 391 beichloffen. Die Beeidigung der Zeugen 
vor der Vernehmung ift biernadh die Regel. Nur aus befonderen Gründen, namentlich 
bei Bedenken gegen die Zuläffigteit ber Beeidigung ($ 393), foll die nachträgliche Beeidigung 
eintreten. Das Gebot der Einzelbeeidigung gilt für ben Vor- und für den Nacheid. — 
Megen mwieberholter Vernehmung besjelben Zeugen ſ. $ 398 Abf. 3. 

Auf Antrag des Abdg. dv. Saliſch (Drudf. d. RT. 9. Leg. Per. 5. Seſſ. Nr. 36) bat e. 
Komm. d. RT, die Erſetzung des Voreids durch den Nacheid und auch fonftige Änderungen 
bezüglich der Beeidigung für den Eivil- und den Strafprozeß beichloffen (Drudi. ꝛc. Nr. 236). 
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Dieſem Beſchluß entipricht im Wefentlihen ein dem RT. am 3. Febr. 1899 zugegangener 
Gefeßentwurf (Drudi. d. RZ. 10. Leg.Per 1. Seſſ. Nr.108), nad dem bie $$ 391, 392, 
410, 482 CPrO. durch neue Vorichriften erjeßt werben follen. Der Entwurf wurde vom 
RE. nicht erledigt. 

2. a) Jeder Zeuge muß beeidigt werben, wenn nicht eine der unter litt. b auf 
geführten Ausnahmen eingreift. Die Beeidigung ber Zeugen ift, abgelehen von bem Falle 
ad litt. by, nicht dem Ermeflen bes Gerichts anheimgeftellt. Das Gericht darf nicht auf 
Grund bes $ 286 einen Zeugen beliebig unbeeidigt vernehmen, etwa weil es ihn für un— 
glaubwürdig hält; es barf Auslagen von Zeugen, bie unbeeidbigt vernommen find, obwohl 
fie hätten beeibigt werden follen, nicht bei der Bemweistwürdigung verwerten; vgl. Mot. 
©. 256. [So auch Haaſe Ztichr. f. d. CPr. VS. 372, RG. 15. Nov. 1882 Entſch. VIII 
Nr.121 5.408, 28. Dez. 1883 X Nr. 137 ©. 415, 14. Juni 1884 Beitr. z. €. d. DR. 
XXVII S. 1150 und 21. Nov. 1883 eod. S. 1151, 3. Jan. 1885 eod. XXIX ©, 1100, 
14. Febr. 1885 Entjch. XIII Nr. 115 ©. 416, 20. Mai 1885 Beitr. 3. E. d. DR. XXIX 
S. 1098, 22. Juni 1892 SA. XLVIII Nr. 149, 25. Nov. 1899 SA. LV Nr. 117; vgl. a. 
Entich. d. RG. in StrS. [Nr.188 ©. 403, II Nr.45 S.113.] Wurbe ein Zeuge, ber 
hiernach hätte beeidigt werben müfjen, unbeeidbigt vernommen, fo ift der $ 391 verlept. 
Dieſe Verlegung des Prozehgefeges begründet Berufung und Revifion, kann jebod nad 
$ 295 Abi. 1 durch Verzicht und, wenn die Unterlaffung der Beeidigung nicht auf aus« 
drüdlicher Entiheidung beruht, auch durch Ausichließung des Rügerechts geheilt werben; 
denn dad Gebot ber Beeidigung ift wegen Abi. 2 des $ 391 bispofitives Prozeßrecht [RG. 
5. Febr. 1884 SU. XXIX Wr. 256, 1. Mai 1886 Beitr. z. E. d. DR. XXX &.1134, 11. Nov. 
1886 Entid. XVII Nr. 95 ©. 380, 15. Apr. 1891 SA. XLVII Nr. 166, 16. Nov. 1892 
Beitr. z. E. d. DR. XXXVIL ©. 1262, 7. Jan. 1905 Ztſchr. f. Rpfl. i. B. IS. 129; f. a. 
Entich. IX Nr. 110 &©.378 f. und LIII Nr. 65 ©. 256 f.; — aM.: Fitting Ztichr. f. d. EPr. XI 
©.7N.5]. Berubt die Unterlaffung der Beeidigung auf einer ausdrüdlichen Enticheidung, 
fo fann von einem Verlufte bes Rügerechts nicht die Rede fein [vgl. RG. 9. Jan. 1903 
Entich. LIII Nr. 64 S. 256]. Auch wenn der Zeuge bie Eibesleiftung verweigert bat, gebt 
das Recht, die Unrechtmäßigkeit biefer Weigerung geltend zu machen, nicht durch Unter— 
laffung der Rüge verloren [RG. 8. Febr. 1897 Beitr. 3. E. d. DR. XLI ES. 1175]. — Da 
ichriftlih vorliegende, unbeeidigte Aussagen von Perfonen, die durch einen Notar oder 
in einem anderen Civilprozeß oder in einem Strafverfahren unbeeidigt vernommen wurben, 
bei ber Bemweiswürdigung berüdfichtigt werben, ift durch das Gebot ber Zeugenbeeidigung 
nicht auögejchloffen; denn die Ausfagen find nicht mit Verlegung des $ 391 zuftande ge» 
fommen [vgl. RG. 26. Juni 1885 Entih. XV Nr. 89 ©, 342, betr. Zeugenausfagen in 
einem Strafverfahren]. 

b) Ausnahmen: «) Bei Verzicht beider Parteien auf die Beeidigung barf der 
Richter den Zeugen nicht beeidigen [aM. beiläufig: RG. 15. März 1906 IM. ©. 314 
Nr. 23]. Auf den Verzicht nur einer Partei hin kann die Beeidigung nicht unterbleiben, 
auch wenn die Gegenpartei nicht erichienen ıft. Der Verzicht fann von dem Prozehbevoll- 
mächtigten erflärt werben; er bedarf dazu feiner Spezialvollmaht (APr. S. 134 f.). Der 
Verzicht kann auf die erfte Inftanz beichränft werben [RG. 10. Juli 1893 Beitr. z. E. d. DR. 
XXXVIII &.163f.], gilt aber, wenn er nicht ausdrüdlich bejchränft wird, auch für die Be- 
rufungsinftanz. Die Würdigung der Beweiskraft der Ausfage eines Zeugen, auf deſſen Be- 
eidigung verzichtet worden ift, fteht im freien richterlichen Ermefien; das Gericht ift nicht 
gebunden, einer ſolchen Zeugenausfage die gleiche Beweisfraft beizumeſſen, wie einer be— 
eidigten; aber es fann dies thun. — Verzicht auf die Beeidigung ift ausgeichlofien in Pro: 
zeſſen über die Nichtigkeit einer Ehe oder über das Beitehen einer Ehe unter den Parteien 
($ 617 Abi. 3), in Prozeffen über das Beitehen eines Eltern» und Kindesverhältnifies ır. 
(8 640 Abj.1) und im Entmündigungsverfahren ($ 670 Abi. 1, $ 676 Abi, 4, 8679 Abi. 4, 
8684 Abi. 4, $ 686 Abi. 4), ferner in anderen Eheprozelien bei dem Beweiſe von Thatſachen, 
die dem Beitande der Ehe ungünitig find ($ 617 Abi. 2); ſodann in Prozefien über Anfedh: 
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tung der Ehelichkeit oder der Anerkennung der Ehelichkeit bei dem Beweiſe von Thatjachen, 
die gegen bie Ehelichkeit fprechen ($ 641 Abf. 1 mit $ 617 Ab. 3); folgerichtig wohl auch, 
wenn bie Zeugenvernehmung einen von Amtöwegen zu berüdfichtigenden Punkt (Nr. 7 zu 
8 288) betrifft [vgl. Birfmeyer Ztichr. f. d. EPr. VII S. 398 ff.). 3) Die in $ 398 Abſ. 1 
Nr. 1, 2 aufgeführten Perionen dürfen nicht beeidigt werden. Wegen ber Beweisfraft 
ihrer Ausiagen vgl. N. 1 Abi. 2 zu 5393. y) Die Beeibigung ber in $ 395 Abi. 1 
Nr. 3, 4 aufgeführten Perfonen fteht im Ermeflen des Gerichts. Wegen der Beweiskraft 
ihrer unbefhworenen Ausfagen vgl. N.1 Abf. 2 zu $ 393. 


$. 392. (357.) 
Der vor der Vernehmung zu leiftende Eid lautet: 
daß Zeuge nach beitem Wiſſen die reine Wahrheit jagen, nichts ver: 
jchweigen und nichts hinzuſetzen werde; 
der nach der Vernehmung zu leiltende Eid lautet: 
daß Zeuge nach beſtem Wifjen die reine Wahrheit gejagt, nichts ver: 
jchiwiegen und nichts hinzugeſetzt habe. 


DE. 138: F nut: — —— 5695 f., NE. 8 521, NE. 765 ff. 741., E18 3%, € u 
54 f., SER. 185, 188 ff., 560 f., 688 ff. Bol. StrPrD. $ 81. 


1. Auf A — ee bie $$ 478 bis 484 Anwendung. Verſicherung der 
Richtigkeit der Ausfage auf einen geleijteten Dienfteid ift nicht zuläffig. 

2. Hit der Zeuge berechtigt, das Zeugnis teilmweife zu verweigern, fo bezieht fich 
ber promifforiiche Eib nicht auf die betreffenden Punkte. Dies braucht nicht durch einen 
Vorbehalt im Eid ausgeſprochen zu werben. Übrigens kann ein folcher Vorbehalt ein« 
geichaltet werben, wenn ber Zeuge es zur Beruhigung feines Gewiſſens verlangt. 


8. 393. (358.) 
Unbeeidigt find zu vernehmen: 

1. Perjonen, welche zur Zeit der Vernehmung das jechzehnte Lebensjahr noch 
nicht vollendet oder wegen mangelnder Verjtandesreife oder wegen Ver: 
itandesjchwäche von dem MWejen und der Bedeutung des Eides feine ge: 
nügende Borftellung haben; 

. Berfonen, welche nad) den Beitimmungen der Strafgejege unfähig ſind, 
al3 Zeugen eidlich vernommen au werden; 

3. die nach $. 383 Nr. 1—3 und $. 384 Nr. 1, 2 zur BDerweigerung des 
BZeugnifjes berechtigten Perjonen, or fie von diejem Rechte feinen Ge: 
brauch machen, die im $. 384 Wr. 1, 2 bezeichneten Perfonen jedoch nur 
dann, wenn fie lediglich über folche Thatjachen vorgefchlagen find, auf 
welche fich das Recht zur Verweigerung des Zeugnifjes bezieht; 

4. Perjonen, welche bei dem Ausgange des Rechtsſtreits unmittelbar be— 
theiligt find. 

Das Prozeßgeriht kann die nachträgliche Beeidigung der unter den 
beiden legten Nummern bezeichneten Perjonen anordnen. 


Se. Sau, ‚9% 2206 ff., ges f. 8618 f., ses M- NE. ‚ss Me: NE. 715 f., nf. 1724, €. 1 
II $ 339, €. ı11 8 345, W. 8 KR. 1 551 |. Bol. Str®ro. d8 56, 57. 


1. Die Dorfriften bes $ 398 hängen beit — daß das Geſetz feine testes 
inhabiles fennt (vgl. R.1 vor $ 375). Verboten ift die Beeibigung der in Abf. 1 Nr.1,2 
angeführten Perfonen. Verboten ift ferner die Vorbeeidigung der in Abj.1 Rr.3, 4 
angeführten Perjonen; deren Nachbeeidigung fteht im Ermefjen des Prozehgerichts. 

Die Würdigung der Beweiskraft ber Ausſage eines unbeeibigten Zeugen fteht im 
richterlichen Ermefjen [RG. 28. Dez. 1883 Entich. X Nr. 137 ©. 416f., 20. Oft. 1894 Beitr. 
3. E. d. DR. XXXIX ©. 1177, 9, Jan. 1903 Entſch. LIII Nr. 64 ©. 257]; thatſächlich wird 


to 
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ihre Beweistraft meijtens geringer veranjchlagt werden als bie der Ausfage eines beeibigten 
Zeugen. Daß die Partei, zu deren Ungunften die Ausfage lautet, den Zeugen vorfchlug, 
ift fein Grund über die Unglaubmwürdigfeit der Ausfage eines unbeeidigten Zeugen hinweg- 
zujehen [RG. 21. Sept. 1887 SU. XLIII Nr. 233]. 

Ob einer der Grünbe vorliegt, aus denen die Beeidigung ober die Vorbeeidigung 
eines Zeugen verboten ift, hat das Gericht von Amtswegen zu prüfen. Ein barauf bezüg- 
licher PBarteiantrag ift nur Anregung einer Offizialthätigfeit. Beantragt eine Partei, daß 
bie Beeibigung oder bie Vorbeeidigung unterbleibe, während die Gegenpartei die Be— 
eidigung oder die Vorbeeidigung verlangt, jo liegt ein Zwiſchenſtreit vor, über den burch 
Zwifchenurteil zu enticheiden ift. Die Enticheidbung ift nicht jelbftändig anfechtbar, unter— 
liegt aber ber Beurteilung des Rechtsmittelgerichts, wenn das Endurteil dur ein Rechts— 
mittel angefochten wird ($$ 512, 548). Beantragt eine Partei, daß die Beeibigung oder 
die Vorbeeidigung unterbleibe, ohne daß von ber Gegenpartei ein Gegenantrag geftellt 
wird, jo liegt fein Zmwifchenftreit vor; es fann daher über den Antrag durch Beſchluß 
entichieben werben; da dieſer Beichluß auf Grund obligatorifcher münblicher Verhandlung 
ergeht, findet gegen den Beichluß feine Befchwerbe ftatt (arg. $ 567 Abf. 1); er unterliegt 
aber der Beurteilung des Rechtömittelgerichts ebenjo wie das Zwiſchenurteil. Entiprehend 
verhält e3 fich, wenn in einem Falle, in dem fich der Vorfigende anſchickt, einen Zeugen 
unbeeidigt zu vernehmen, eine Partei beantragt, daß ber Zeuge beeibigt oder vorbeeidigt 
werbe, ohne daß von dem Gegner ein Gegenantrag geftellt wird. 

Entftehbt bei der Bemweisaufnahme vor einem beauftragten oder erjuchten Richter 
ein Zwiichenftreit unter ben Parteien darüber, ob die Beeidigung oder ob die Vorbeeidigung 
zuläffig fei, jo bat der beauftr. oder erſ. Richter die Alten an das Prozebgericht zu fenden, 
damit diefes über den Zwifchenftreit entfcheide (arg. $ 366 Abi. 1). Nach Umftänden mag es 
zwedmäßig fein, den Zeugen vor der Rüdjendung der Alten einftweilen unbeeidigt zu ver- 
nehmen; wenn dann das Prozekgericht die unbeeidigte Vernehmung oder die VBernehmung ohne 
Voreid für ordnungsmäßig erklärt, fo ift die Vernehmung gültig; wenn aber das Prozeb- 
gericht dahin enticheidet, daß fein Grund zur Unterlafjung der Beeidigung oder der Vor— 
beeidigung vorlag, ift die Vernehmung unter Beeidigung bezw. Vorbeeibigung des Zeugen 
zu wiederholen. In den Fällen des $ 393 Abi. 1 Nr. 3, 4 fann ſich das Prozeßgericht mit 
Nachbeeidigung begnügen. Wird bei der Beweisaufnahme dor einem beauftragten oder 
erfuchten Richter von einer Partei Unterlaffung der Beeidigung oder ber Vorbeeidigung 
beantragt oder umgekehrt die von dem beauftr. od. erj. Richter geplante Unterlaffung der 
Beeidigung beanftandet und Beeidigung verlangt, ohne daß der Gegner einen Gegenantrag 
ftelft, jo liegt fein Zmwiichenftreit vor, es greift alfo $ 366 Abf. 1 nicht ein; ber beauftr. 
ober er. Richter fann daher in einem folchen Falle vorläufig felbft enticheiden unb ben 
Zeugen unbeeidigt oder beeidigt vernehmen, je nachdem er ben $ 393 für anwendbar er- 
achtet oder nicht. Seine Enticheidbung ift infoferne eine proviſoriſche, als das Prozeß— 
gericht, wenn es bie Enticheibung des beauftr. od. erf. Richters für unrichtig erachtet, nach 
ber mündlichen Verhandlung über die Bemweisaufnahme eine neue Vernehmung des Zeugen 
mit Vorbeeibigung oder in den Fällen des $ 393 Abi. 1 Nr. 3 und 4 auch die Nachbeeidigung 
anordnen fann. Durch beiberieitigen Verzicht auf die Beeidigung kann bewirkt werben, 
daß es bei ber unbeeidigten Vernehmung bleibt (arg. $ 391 Abſ. 2), auch wenn die Nicht- 
beeidigung auf unrichtiger Anwendung des $ 393 beruht. Ebenjo durch Ausſchließung 
des Rügerechts (vgl. Abi. 5). 

Die Enticheidung, welche die Beeidigung oder die unbeeibigte Vernehmung anorbnet, 
iſt nicht felbftändig anfechtbar. Aber das Enbdurteil, welches die Ausjage eines beeidigten 
Zeugen verwertet oder die Ausfage eines unbeeidigten Zeugen als unglaubwürdig be- 
banbdelt, fann mit Berufung oder NRevifion aus dem Grunde angefochten werden, daß die 
Beeidigung unter Verlegung des $ 393 Abf. 1 erfolgt oder unterblieben jei (vgl. N. 2 
litt. a zu $ 391). Das Rechtsmittel fann aber nicht darauf geftügt werben, daß in ben 
Fällen des $ 393 Abſ. 1 Nr. 3, 4 die Vorbeeidigung ftatt der Nacjbeeidigung, oder um« 
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gekehrt, hätte ftattfinden follen; denn es ift nicht wohl bentbar, daß das für die Würdi— 
gung ber Beweiskraft ber Ausfage bebeutiam wäre. In der NRechtömittelinftanz kann die 
Verlegung bes $ 393 nicht mehr gerügt werben, wenn die Partei das Rügerecht in der 
Vorinſtanz verloren hat (arg. 8$ 530, 558). Die Befugnis, eine dur Nichtbeeidigung 
eines Zeugen begangene Verletzung bes $ 393 zu rügen, kann nad $ 295 ausgeſchloſſen 
werben (vgl. N. 2 litt.a zu $ 391). Die Befugnis, eine durch Beeidigung begangene Ver: 
Tegung des $ 393 Abſ. 1 Nr. 1, 2 zu rügen, kann nicht nach $ 295 verloren gehen, ba bie 
Parteien nicht vereinbaren können, daß ein Zeuge, deffen Beeidigung dad Geſetz verbietet, 
beeibigt werben folle; wohl aber die Befugnis, eine durch WVorbeeidigung begangene Ver: 
legung des $ 393 Abi. 1 Nr. 3, 4 zu rügen, weil in diefen fällen die Nachbeeidigung vom 
Gericht hätte beichlofien werben fünnen lvgl. RG. 2. Nov. 1901 BL. f. RU. LXVLU ©. 427 f.]. 

Über Anfechtung des Urteils wegen Anordnung oder Unterlaffung der Nachbeeidigung 
(Abſ. 2) J. u. N. 6 Abi. 4. 

2. Zu Abi. 1 Nr. 1: Ob eine Perſon wegen mangelnder Verſtandesreife ꝛc. eidbes« 
unfähig ift, hat der Richter nad) freiem Ermeſſen feitzuftellen. Nötigenfalls find an ben 
Zeugen zunächft geeignete Fragen zu ftellen, 

3. Zu Abf. 1 Nr. 2: Nah StrGB. $ 161 ift bei jeder Verurteilung wegen vor— 
fäglihen Meineids mit Ausnahme der Fälle in StrGB. $$ 157, 158 auf die dauernde 
Unfähigfeit des Verurteilten, ald Zeuge oder Sachverſtändiger eiblich vernommen zu werben, 
zu erfennen. Unter Nr. 2 fallen auch Perjonen, denen auf Grund früherer oder aus» 
ländiicher Strafgejege die Fähigkeit zur Leiftung des Zeugeneibes aberfannt ift, wenn dieſe 
Straffolge bei einer Verurteilung ausgeiprocen ift, bei der fie auch nach StrGB. 8 161 
eintreten würde, 

4. Zu Abi. 1 Nr. 3: Da die in den $ 383 Nr. 1 bis 3, 8 384 Nr. 1, 2 auf: 
geführten Perſonen bezüglich der in $ 385 Nr. 1 biö 4 bezeichneten Thatfahen nicht zur 
Berweigerung des Zeugnifies berechtigt find, jo müffen fie, wenn fie nur über foldhe That- 
ſachen zu vernehmen find, beeidigt werben [R®. 2. Febr. 1891 SA. XLVII Nr. 73, 4. Ott. 
1897 Entid. XL Nr. 93 ©. 345, 9. Jan. 1903 LIII Nr. 64 ©. 256, 30. Dez. 1905 IW. 
1906 ©. 142 Nr. 16]. Wer teils über Thatſachen, die unter $ 385 Nr. 1 bis 4 fallen, 
teild über andere Thatjachen zu vernehmen ift, muß über die leßteren beeidigt vernommen 
werden [RG. 11. Juli 1888 Entih. XXI Nr. 25 ©. 134]. 

5. Zu Abi. 1 Nr. 4: 

Litteratur: Hangen Fälle der notwendigen Streitgenofjenichaft jowie Fälle der un— 
mittelbaren Beteiligung beim Ausgange des Nechtöjtreites (Lahr 1895) ©. 55 ff. 

Nach dem die Entitehungsgeihichte des $ 393 Abi. 1 Nr.4 ausführlich darftellenden 
U. d. RG. v. 15. Oft. 1882 Entſch. VIII Nr. 121 S. 406 ff, find unter den in $ 393 Abi. 1 
Nr. 4 bezeichneten Perſonen nicht jolche zu verftehen, „welche nur ein faktifches wirtichaftliches 
Intereſſe an ber Thatfache der Enticheidbung bed Rechtöftreits in biefem oder jenem Sinne 
befigen, fondern nur folche Perfonen, deren Rechtöfreis oder Pflichtenfreis in rechtlichen 
Zuſammenhange mit dem Streitverhältnifie fteht und durch den Ausgang bes Nechtäftreits 
beeinflußt wird.“ Diefe Auslegung ift richtig; fie ift in zahlreichen ipäteren Enticheidungen 
(j. u.) angezogen. 

Unmittelbar beteiligt am Ausgange des Mechtöftreits find hiernach die zeugnis- 
fähigen Parteien (ſ. N. 2 vor $ 373), alfo in den vom Vormund oder Pfleger geführten 
Prozeffen ber Mündel oder derjenige, für welchen ber Pfleger beftellt ift, in den Gefell- 
ichaftsprozeffen der von der Geihäftsführung ausgeichloffene Gefellihafter und der Kom— 
manbitift, in den Prozeſſen des Nachlaßpflegers, Nachlaßverwalters oder Teſtamentsvoll⸗ 
ftreder3 der Erbe; ferner derjenige Dritte, deſſen Rechte oder Verpflichtungen von dem 
Recht ober der Verpflichtung einer Partei in der Weiſe abhängig find, daß das Urteil 
für oder gegen ben Dritten ſelbſt wirkſam ift (vgl. N. 1 litt. a u. N. 2, 4 zu $ 325), alfo 
3.2. der Rechtsnachfolger im Falle des $ 325 Abf.1, der Schulbübernehmer im Prozefie des 
Urichuldners, der Bürge im Prozefie des Hauptichuldners (vgl. N.1 litt.a Abj.3 zu 8325); 
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ferner der Fiduziant in den Prozeſſen des Fiduziars, die Frau in ben Prozeffen des Diannes 
über ein zum eingebrachten Gut gehörendes Recht, wenn das Urteil auch für und gegen bie 
Frau wirft (vgl. BEP. $ 1380), der Dlann in den von der Frau mit feiner Zuftimmung 
(BEP. $ 1400 Abi. 2) oder nah BEP. $ 1401, 8 1405, $ 1407 Nr. 1 ohne feine Zujtim- 
mung geführten Prozeſſen über eingebracdhtes Gut, ein Ehegatte in den von dem anderen 
Ehegatten geführten, fich auf das Gefamtgut beziehenden Prozefien (vgl. BGB. 8 1443 Abf. 1, 
$$ 1450, 1454,) der Nacherbe in den in $ 326 bezeichneten Prozeffen des Vorerben, ber 
Nebenintervenient (vgl. N. 2 vor $ 373) und ber Litisdenunziat (arg. $$ 68, 74) IRG. 
15. März 1902 IW. ©. 250 Nr.5, bay. ob. LG. Samml. v. Entih. N. 5. IV ©.14] x. 

Nicht unmittelbar beteiligt ift das Mitglieb einer Korporation in den Pro» 
zeffen der Korporation (vgl. RG. 5.122. Yan. 1897 SA. LII Nr. 201], insbefondere auch 
der Geſellſchafter in den Prozeffen ber Gejellichaft mit beichränfter Haftung [RG. 16. Sept. 
1899 SA. LV Nr. 119], der Aktionär in ben Prozeffen der Aktiengejellihaft [RG. 30. Mai 
1901 IM. ©. 394 Nr. 15]; der Negrehverpflichtete in bem Prozefje des Regrebberechtigten 
[aM.: RG. 18. Jan. 1887 Entid. XVII Nr. 101 ©. 403 in Anfehung des event. regreß- 
pflichtigen Gerichtövollziehers]; der Gedent in dem Prozeſſe des Geifionars [RG. 29. Nov, 
1894 SA. LI Nr. 147, 18. Nov. 1897 Entid. XL Nr. 103 ©. 376, 5. Oft. 1898 SA. LIV 
Nr. 118; abw.: bay. ob. LG. S. v. E. N. %. 15.614], es wäre denn, daß der Geffionar 
bloß fibuziariich vorgeichoben ift [RG. 8. Juni 1899 XLIV Nr. 95 ©. 374]; ber Haupt- 
ſchuldner im Prozeffe des Gläubigers gegen den Bürgen [RG. 17. Sept. 1897 IW. ©. 546 
Nr. 14]; der wegen feiner Provifion oder Tantieme am Ausgange bes Prozefles interejlierte 
Agent oder Geichäftsvermittler [RG.15, Oft. 1832 Entich. VIII Nr. 121 ©. 406, 20. Mai 
1885 PBeitr. 3. €. db. DR. XXIX &. 1098, 16. Nov. 1892 eod. XXXVII ©. 1262, 10. Juli 
1893 SA. XLIX Nr. 129 Beitr. 3. €. d. DR. XXXIX ©. 1178, 8. Febr. 1896 SA. LI 
Nr.59, OLG. Hamburg SA. XLII Nr. 259]; der bei der unerlaubten Handlung, wegen 
beren geflagt wird, beteiligte Dritte [bay. ob. LG. DI. f. RU. LXVII ©. 235], ber Gläu- 
biger und ber mutmaßliche Erbe der Partei ıc. 

6. Zu Abi. 2: Die nachträgliche Beeidigung kann nicht von dem beauftr,. oder dem 
erſ. Richter, fondern nur von dem Prozehgericht nach münblicher Verhandlung angeordnet 
werben [vgl. RG. 2. Oft. 1894 Entſch. XXXIV Nr. 92 S. 358 ff.]. Sie wird ausgeſchloſſen 
durch ben Verzicht der Parteien auf die Beeidigung (KPr. &.135). Im übrigen fteht jie 
im Ermefjen des Gerichts. Dieſes wird bie Beeidigung anordnen, wenn es die Ausſage 
für wahr hält und darum fein Bedenken trägt, deren Gewicht durch die Beeidigung noch 
zu verftärlen. Verkehrt wäre es, wenn das Gericht durch nachträgliche Beeidigung bie 
Zurüdnahme einer nicht glaubwürdigen Ausfage erzwingen wollte. — Das Berufungs- 
gericht kann die nachträgliche Beeidigung nicht ohne neue VBernehmung anordnen [bay. ob, 
86. BL. f. RA. LIX ©. 343). 

Zweifelhaft ift, ob ein Zeuge, der nad $ 381 Nr. 1 bis 3 ober nach $ 384 Nr. 1, 2 
zur Verweigerung beö Zeugnifies berechtigt ift, aber bei der unbeeidigten Vernehmung von 
biefem Rechte feinen Gebraud gemacht hat, die Beeidigung des Zeugniffes auf Grund 
feines Rechtes zur Zeugnisvermweigerung verweigern fann, wenn das Gericht die nachträg- 
lihe Beeidigung anordnet. Die frage bürfte zu bejahen fein; denn eine beeidigte 
Ausfage ift immerhin etwas anderes als eine unbeeidigte Ausjfage und man kann nicht 
annehmen, daß der Zeuge, welcher ſich unbeeidigt vernehmen läßt, damit feine Bereit- 
willigfeit erklärte, fich auch beeidigen zu laffen, falls das Gericht die Beeidigung nachträg- 
lich anordnen würde, Auch das Bedürfnis der Praris erheiicht in einem jolchen Falle 
feinen Eideszwang, weil das Gericht vermöge ber freien Beweiswürdigung der Ausfage 
eines Zeugen, ber den Eid nachträglich verweigert, doch fein Gewicht beilegen wird, Für 
dieſe Anficht fpricht aud die Analogie ber StrPrO. $ 57 Abi. 2. [Ebenjo Peterien (5) 
N.5, RG. 21. Oft. 1889 SA. XLV Nr. 227 und Bl. f. RA.X Erg. Bd. S. 175, 22. Apr. 
1901 IW. &. 399 f. Nr. 14, OLG. Hamburg SA. XLII Nr. 70. — AM.: Gaupp (9) 
N. III Abi. 2.] 
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Jede Partei fann die nachträgliche Beeidigung anregen ober die nachträgliche Be— 
eidigung befämpfen. Die Anordnung der nadjträglichen Beeidigung erfolgt ftet3 durch 
Beſchluß; einer ausdrüdlichen Enticheibung, welche die nachträgliche Beeidigung ablehnt, 
bedarf es aud dann nicht, wenn dieje beantragt war. 

Der Beichluß, welcher die nachträgliche Beeidigung anorbnet, ift nicht felbftändig 
anfehtbar [vgl. RG. 2. Oft. 1894 Entich. XXXIV Nr. 92 S. 358 f.]; er unterliegt zwar 
ber Beurteilung des Rechtömittelgerihts, wenn das Endurteil angefochten wird (arg. 
$$ 512, 548); das hat aber faum jemals praftiiche Bedeutung, da dem Berufungsgericht 
ohnebies freie Beweiswürdigung zufteht und das Nevifionsgericht feine Geſetzesverletzung 
annehmen fann, wenn das Gericht bei Anordnung der Beeidigung innerhalb bes ihm zu— 
ftehenden Ermefjens handelte (vgl. N. 1 litt.b zu $ 550). Wegen Unterlafjung ber nach— 
träglichen Beeidigung fann das Urteil nur angefochten werden, wenn aus dem Urteil 
hervorgeht, daß das Gericht fi) der Befugnis, die in $ 393 Abf. 1 Nr. 3, 4 genannten 
Perionen nachträglich zu beeidigen, nicht bewuht war [vgl. RG. 15. Nov. 1882 Entid. 
VII Nr. 121 ©. 409). 

$. 394. (359.) 


Jeder Zeuge ift einzeln und in Abwejenheit der fpäter abzuhörenden 
Zeugen zu vernehmen. 
Zeugen, deren Ausfagen fich widerfprechen, können einander gegenüber 


gejtellt werden. 


HE. V 03, 346, DR. 2201 ff., IS f., 2936 f., 5699 f., 5702 f., NE. 98 595, 530, RB. 742 f., 
, €. 11 8 340, €. II 8 346, M. 255, AP. 138, 136. Bol. StrfrD. 8 


1. Die vernommenen Zeugen können während der Vernehmung — —— 
anweſend ſein; das Gericht kann aber auch einen vernommenen Zeugen während der Ver— 
nehmung eines anderen abtreten laſſen. Die vernommenen Zeugen dürfen ſich erſt nach 
Schluß bes Beweisaufnahmetermins entfernen, wenn fie nicht früher vom Gericht entlaſſen 
werben. 

2, Die Gegenüberftellung von Zeugen, deren Ausfagen ſich widerſprechen, ift fakul- 
tativ, aber unabhängig von einem Antrage der Parteien. Zum Zwecke der Gegenüber- 
ftellung fann die wiederholte Vernehmung eines Zeugen angeorbnet werben ($ 398 Abi. 1). 


$. 395. (360.) 

Die Vernehmung beginnt damit, daß der Zeuge über Vornamen und 
Zunamen, Alter, Religionsbefenntniß, Stand oder Gewerbe und Wohnort be- 
fragt wird. Grforderlichenfalls find ihm Fragen über folche Umftände, welche 
jeine Glaubwürdigfeit in der vorliegenden Sache betreffen, insbejondere über 


jeine Beziehungen zu den Parteien vorzulegen. 


DE. 8 343, SP. 2201 ff., 2215 ff., 5699 f., NE. 5 526, RVB. 742, E. 18 390,€. U$8 Mı1, € II 
$ 347, 2 255 f., RP. 186. Wgl. Sirvro. 8 67. 


1. Die Vernehmung beginnt mit den auf die Perfon und die Glaubmwürdigfeit des 
Zeugen bezüglichen Fragen (Generalfragen). 

2. Der Zeugeneid erftredt fich auch auf die Beantwortung der Generalfragen. Hat 
der Vorſitzende, um fich über die Identität des Zeugen und darüber, ob ber Zeuge nicht 
zu den in $ 393 genannten Perfonen gehöre, zu vergewiffern, vor Abnahme des Voreids 
Generalfragen an den Zeugen gerichtet, To ift ber Zeuge nach der Eibesleiftung auf« 
zuforbern, Die Richtigkeit ber — — Antworten zu verſichern (KPr. S. 135). 
[Bgl. Rechtſpr. d. RG. i. Str£. VI S. 68.] 


$. 396. (361.) 
Der Zeuge ift zu veranlafjen, dasjenige, was ihm von dem Gegenjtande 


jeiner Vernehmung befannt ift, im Zufammenhange anzugeben. 
8. Seuffert, ivilprogekorbnung I. 10. Aufl. 39 
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Zur Aufklärung und zur Vervollitändigung der Ausfage, jowie zur Er- 
forfchung des Grundes, auf welchem die Wiſſenſchaft des Zeugen beruht, jind 
nöthigenfall8 weitere Fragen zu ftellen. 

Der Vorfigende hat jedem Mitgliede des Gerichts auf Verlangen zu ge— 
itatten, ragen zu ftellen. 


HE. 8 343, $®. 2201 ff., 2214 f., 5699, RE. 88 526 f,, NV. 748, * I $ 331, €. IT 8 3412, E. II 
8 348, M. 256, 186 ff. Bol. StrPrO. 8 68, ß 239 bi. 1 


1. Die — der Zeugen und die Stellung der nötigen Fragen ift zunächſt 
Sache bed Vorfigenden. Diefer kann aber nad ber Beeidigung die Vernehmung einem 
Beifiger überlaffen. Zur Stellung einzelner Fragen muß ben Beifibern dad Wort ge- 
gegeben werben. 

2. Der Zeuge hat mündlich auszufagen. In dem mündlichen VBortrage fünnen Auf- 
zeichnungen über einzelne Punkte, 3. 3. über Zahlen, Maße, ferner Auszüge aus Aften 
[RG. 4. Jan. 1897 Beitr. 3. E.d. DR. XLI ©. 875] abgelefen und übergeben werben. Die 
ganze Ausfage darf nicht abgelefen und nicht Fchriftlich übergeben werden; bie Rüge der 
darin gelegenen Gejegmwidrigfeit kann jebody nad) $ 295 Abſ. 1 ausgeichloffen werden IRG. 
10. Febr. 1886 Beitr. z. E. d. DR. XXX ©.1133, 1. uni 1886 Entih.XVINr.21 S.116). 
Unzuläffig ift die bloße Bezugnahme auf eine von der Partei oder dem Zeugen gefertigte 
Aufzeichnung [RG. 9. Mai 1904 IW. ©. 363 Nr. 25]. Eine nachträglich eingereichte 
Ichriftlihe Erklärung barf nicht berüdfichtigt werden [RG. 3. Mai 1889 Beitr. 3. €. d. 
DR. XXXIU ©. 1172, 9. Mai 1904 ZW. ©. 363 Nr. 25]. Wegen Vernehmung tauber 
ober ftummer Perfonen ſ. GVG. $ 188. 

3. Der Zeuge jowie bie Parteien und Nebenintervenienten, nicht aber die Beiſitzer 
und der Gerichtöichreiber, fönnen eine frage des Vorſitzenden als unzuläffig beanftanden 
und über die Zuläffigkeit, nicht aber über die Zwedmäßigfeit ber Frage, eine Entſcheidung 
(Beſchluß) des Gerichts herbeiführen; vgl. N.1 bis 3 zu $ 140. Unzuläffig find durch das 
Geſetz verbotene Fragen ($ 383 Abi. 3), ferner fuggeftive, verfänglide und nicht zur Sache 
gehörende Fragen. 

Beanftandet eine bei der Verhandlung beteiligte Perjon die Trage eines Beifigers, 
fo greift zunächſt der Vorfigende kraft feiner Befugnis zur Leitung der Verhandlung ($ 136) 
ein. Hält er die Frage aufrecht, fo können die Beteiligten wieder die Entſcheidung des 
Gerichts veranlaffen. Weift der Vorfigende die Frage eines Beifigers zurüd, jo fann 
diejer feine Entſcheidung des Gerichts provozieren. 

Megen Beanftandung der Zuläffigleit einer Frage bei Zeugenvernehmungen vor 
bem beauftr. oder erf. Richter |. N. 1 litt.d zu $ 400. 


$. 397. (362.) 

Die Parteien find berechtigt, dem Zeugen diejenigen Fragen vorlegen zu 
lafjen, welche fie zur Aufllärung der Sache oder der Verhältniſſe des Zeugen 
für dienlich erachten. 

Der Borfigende kann den Parteien gejtatten, und hat ihren Anwälten 
auf Verlangen zu geftatten, an den Zeugen unmittelbar Fragen zu richten. 

Zweifel über die Zuläffigfeit einer Frage entjcheidet das Gericht. 


HE. Ban 50 2284, 2296, 5700, NE. 8 528, NE. 722, zu. @.1$33, € 1834, € u 
256, Sch. 138 f., 685 f., Brot. db. 168. Sip. 


1. Den Parteien oder ihren Bevollmächtigten kann 8 Vernehmung eines Zeugen 
nicht überlaſſen werden; anders: StrPrO. $ 238. Nur die Stellung einzelner Fragen im 
Nachtrage zur Vernehmung ift ihnen zu gejtatten. 

2. Zu Abi. 1: „Vorlegen zu —— — d. i. durch den Vorſitzenden. Bon 
ber direkten Frageſtellung handelt Abi. 2. „Welche fie erachten“ — es foll prin— 
zipiell jede Frage geſtellt werden — die akt unzuläffig ift (vgl. HPr. S.140); über 
unzuläffige isragen 5. N.3 Abſ. 1 Sab 2 zu $ 396. Anträge auf Vorlegung von Fragen 
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find nur zu berückſichtigen, wenn fie in der mündlichen Verhandlung geſtellt, nicht wenn 
fie vorher fchriftlich eingereicht wurden [RG. 12. Apr. 1899 SA. LIV Nr. 259]. 

3. Zu Abf. 2: Die Partei jelbft, der gejegliche Vertreter einer Partei und ber 
Bevollmädtigte, welcher fein Anwalt ift, haben fein Recht auf direkte TFrageftellung; 
doch fann ber Vorfigende fie ihmen geftatten. Die Anmälte haben ſowohl im Anwalts: 
wie auch im Parteiprozeh ein Recht auf birefte Trageftellung; doch haben fie vorher 
ben Borfigenden um die Erlaubnis dazu anzugehen. Sollte der Vorfigende entgegen der 
Haren Geſetzesvorſchrift die Erlaubnis verweigern, jo ftände Provofation an das Gericht 
offen ($ 140). 

4. Zu Abi. 3: Die Entſcheidung des Gerichts (Beichluß) wird notwendig: a) wenn 
ber Vorfigende fich weigert, eine von der Partei beantragte Frage dem Zeugen vorzulegen 
(Abi. 1); b) wenn eine Partei oder ein Anwalt, nachdem die direkte Frageſtellung ge— 
ftattet ift (Abi. 2), eine frage ftellt, die der Vorfigende für unzuläffig hält; c) wenn 
eine bei ber Verhandlung beteiligte Perfon (vgl. NR. 3 Abi. 1 zu $ 396) eine Frage ber 
Partei oder bes Anwalts für unzuläffig erklärt. Nur über die Zuläffigfeit, nicht über die 
Zweckmäßigkeit einer trage fann die Enticheidung verlangt werden. Welche Fragen uns 
zuläffig find, 5. R.3 Abi. 1 Satz 2 zu $ 396. 

Die Entſcheidung fann nicht jelbftändig angefochten werden, unterliegt aber ber Be- 
urteilung des Rechtsmittelgerichts, wenn das Enburteil angefochten iſt (arg. $$ 512, 548). 

5. Die Vorfchriften des $ 397 finden auf die Zeugenvernehmung vor dem beauf- 
tragten oder erſuchten Richter Anwendung ($ 400). 


$. 398. (363.) 

Das Prozeßgericht kann nach feinem Ermeſſen die wiederholte Vernehmung 
eines Zeugen anordnen. 

Hat ein beauftragter oder erſuchter Richter bei der Vernehmung die 
Stellung der von einer Partei angeregten Frage verweigert, ſo kann das 
Prozeßgericht die nachträgliche Vernehmung des Zeugen über dieſe Frage 
anordnen. 

Bei der wiederholten oder der nachträglichen Vernehmung kann der 
Richter jtatt der nochmaligen Beeidigung den Zeugen die Richtigkeit feiner 
Ausſage unter Berufung auf den früher geleifteten Eid verfichern laſſen. 


DE. 8 347, HR. 2236 ff., 5702 f., NE. 8 531, NE. N, €. 1 8 338, €. II 8 344, €. III 8 350, 
. 857, KB. 140, Brot. d. 168. Sig. und Ant. 


1. Zu Abf. 1: Die wiederholte Vernehmung fann vom Prozehgerihte nad münd— 
licher Verhandlung auf Antrag oder von Amtswegen durch Beſchluß angeordnet werden. 
Sie fann 3. B. nötig werden, wenn bie frühere Ausfage unvollftändig oder unklar ift, 
wenn Zeugen gegenüber geftellt werden follen, wenn bie Beiekung des Gerichts mechielte, 
wenn die Ausjage in der Erinnerung der Richter verwiicht ift. Orbnet das Prozehgericht 
die wiederholte Vernehmung an, jo fann es anordnen, daß ber von dem beauftr, oder 
erj. Richter vernommene Zeuge vor dem Progekgerichte vernommen werde, und umgefehrt. — 
Auch der beauftragte und erfuchte Richter fannn die Vernehmung eines Zeugen wiederholen 
(8 400 a. €.). 

2. Zu Abf. 2: Die Vorfchrift hängt zufammen mit $ 400, wo der beauftragte und 
erfuchte Richter zur vorläufigen Enticheidung über bie Zuläffigkeit einer Frage ermächtigt ift. 

3. Zu Abſ. 1 und 2: Bei ber wiederholten (Abf. 1) und bei der nachträglichen 
(Abi. 2) Vernehmung fann ein Zeuge, der zur Verweigerung des Zeugniffes berechtigt 
ift, aber bei der früheren Vernehmung von biefem Rechte feinen Gebrauch gemacht hat, 
von biefem Rechte Gebrauch machen, alfo das weitere Zeugnis verweigern; benn das Nicht: 
gebrauchmaden von dem Rechte zur Zeugnisverweigerung enthält feinen Verzicht auf dieſes 
Recht bei nochmaliger Vernehmung; vgl. StrPrO. $ 51 Abi. 2. 

39* 
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4. Zu Abi. 3: Bei der wiederholten (Abi. 1) wie bei der nachträglichen (Abi. 2) 
Vernehmung fteht es im Ermefjen des Progebgerichts und bes beauftr. oder erſ. Richters, 
ben Zeugen die Richtigkeit feiner Ausfage unter Berufung auf den früher geleiteten Eib 
verfihern zu laflen oder den Zeugen aufs neue zu beeidigen. Unter einer wiederholten 
Vernehmung (Abi. 1) ift die Vernehmung über basfelbe Beweisthema zu verftehen; wird 
der Zeuge über ein anderes Thema vernommen, fo muß er aufs neue beeidigt werden 
[RG. 11. März 1901 Entſch. XLVIII Nr. 89 S. 386 f.; — aM.: Marcus DIZ.IX ©. 936]. 
Die frühere Faſſung des Abi. 3: „Bei ber wiederholten oder nachträglichen Vernehmung 
genügt ftatt der Beeidigung die Berufung auf den geleifteten Eid“ wurde geändert, um 
neue Beeidigung nach Ermefien des Gerichts zuzulaſſen (vgl. Anl. C zum Prot. ber 163. 
Sitzung ber IK. d. RT.). War ber frühere Eid als Nacheid geleiftet, fo ift bei wieder— 
bolter oder nachträglicher Vernehmung die vom Gericht zugelaffene Verficherung der Richtig 
feit der Ausfage in promifforifcher Form abzugeben [RG. 26. März 1903 JW. ©. 178 
Nr. 19). Verweiſung auf den früher geleiteten Eid erſetzt die Verfiherung der NRichtig- 
feit der Ausfage nicht; aber die durch die Unterlaffung begangene Gejegesverleung kann 
nah $ 295 Abi. 1 gehoben werben, wenn bie Parteien auf bie Beeidigung verzichten 
fönnen [RG. 24. Febr. 1883 Entſch. IX Nr. 110 ©. 377]; alfo nicht im Eheprozeffe, jomweit 
nach $ 617 Abſ. 2,3 eın Verzicht auf die Beeidigung unwirffam ift [RG. 5. Mai 1902 
IM. ©. 361 Nr. 13]. 

St bei der früheren Vernehmung die Beeidigung zu Unrecht unterblieben, fo hat 
das Gericht bei der wieberholten Vernehmung den Zeugen zu beeidigen, ſoweit nicht beibe 
Parteien auf die Beeidigung verzichten; die Beeidigung wird nicht dadurch ausgeichloffen, 
dak die Parteien die Befugnis, die durch Unterlaffung ber Beeidigung begangene Gejehes- 
verleßung zu rügen, nad $ 295 Abſ. 1 verwirkt haben [bay. ob. LG. SA. LVIII Nr. 152]. 
Darüber, ob die nachträgliche Eidesleiftung wegen Berechtigung zur Zeugnisverweigerung 
verweigert werden fann, ſ. N. 6 Abi. 2 zu $ 393. 

5. $ 398 iſt auch im ber Berufungsinitang anwendbar; insbeſondere auch Abi. 3 
bezüglih der in erfter Inſtanz vernommenen Zeugen. [Bal. Haaje Ztichr. f. d. CPr. V 
©. 378 fi, RG. 12. März 1903 IW. ©. 178 Nr. 18. — AM.: Bünger Ztichr. f.d. EPr. 
IV &. 369 R. 4.] 

8. 399, (364.) 

Die Partei fann auf einen Zeugen, welchen fie vorgejchlagen hat, ver- 
zichten, der Gegner fann aber verlangen, daß der erjchienene Zeuge vernommen 
und, wenn die Vernehmung bereit3 begonnen hat, daß diejelbe fortgejett werde. 

DE. 1a, SB, 2128 fi, 5698 f., NE. 8 592, NE. 744, E. 1 g 3%, E. 118345, €. TIL $ 351, 


1. Der Grundjag des früheren gem. Prozeßrechts, daß durch die Antretung bes 
Beweiles die Beweismittel gemeinschaftlich werden Wetzell Suft.(3) 8 25 N. 3a], ift ber 
CPrO. fremd. Der Bemeisführer fann, folange der Beweis noch nicht aufgenommen ift, 
auf den angebotenen Beweis ohne Zuftimmung des Gegners verzichten. Da aber ber 
Gegner fi feinerfeits des aufgegebenen Beweismittels bedienen fann, fo ift zur Verein« 
fahung und Beichleunigung beftimmt, dab der anmelende Gegner die Vernehmung bes 
erihienenen Zeugen und, wenn die Vernehmung bereits begonnen hat, die Fortſetzung 
der Vernehmung verlangen kann. Ob der Verzicht in dem Zermin oder vorher erflärt 
wurde, macht, wenn ber Zeuge erichienen ift, feinen Unterſchied. Der $ 399 gilt ſowohl 
für den Fall, daß ber Termin vor dem Prozeßgericht, als für den Fall, daß er vor 
einem beauftr. oder erſ. Richter anberaumt war (Mot. 3. €. III ©. 257). 

Dem $ 399 entipricht der auf den Beweis durch Urkunden bezügliche $ 436. 

2. Auch wenn der Gegner von der in $ 399 gewährten Befugnis feinen Gebrauch 
gemacht bat, fann er immer noch einen Zeugen, auf den ber Gegner verzichtet bat, jeiner- 
ſeits vorſchlagen (KPr. S. 140). — Die Partei, welche auf einen Zeugen in ber eriten 
Inftanz verzichtet hat, kann denjelben in der Berufungsinſtanz wieder vorfchlagen. 
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$. 400. (365.) 

Der mit der Beweisaufnahme betraute Richter ift ermächtigt, im Falle 
des Nichterjcheineng oder der Zeugnißverweigerung die gejeglichen Verfügungen 
zu treffen, auch diejelben, joweit diefes überhaupt zuläflig ift, ſelbſt nach Er- 
ledigung des Auftrags wieder aufzuheben, über die Zuläffigfeit einer dem 
Zeugen vorgelegten frage vorläufig zu entjcheiden und die nochmalige Ver- 
nehmung eines Zeugen vorzunehmen. 


DE. 8 295, HB. 2097 J ‚328, 5617 f., NE. 3 538, NP. 746 ff., 1562 f., E. 13 335, E. II 8 346, 
€. III $ 358, K8. 


1. Dur $ 400 ift der — und ber erfuchte Richter ermächtigt: 

a) den auägebliebenen Zeugen in die Koften zu verurteilen (wegen Feſtſetzung der 
Koften I. N.1 Abſ. 2 zu $ 380), ihn zu beftrafen und feine zwangsweiſe Vorführung an— 
zuordnen ($ 380); 

b) den erichienenen Zeugen, welcher ohne Grundangabe oder nad rechtäfräftiger 
Verwerfung des geltend gemachten Grundes das Zeugnis oder die Eibesleiftung verweigert, 
zu bejtrafen, aud die Zwangshaft gegen ihn zu verhängen ($ 390); 

ce) bie nach 88 380 oder 390 getroffenen Verfügungen jederzeit, auch nachdem ber 
Auftrag erledigt ift, wieder aufzuheben (vgl. $ 381). 

Gegen bie Verfügungen ad a und b kann die Enticheidung des Prozebgerichts an— 
gerufen werben; die Beſchwerde ($ 380 Abi. 3, $ 390 Ab. 3) findet erft gegen die Ent— 
Iheidung bes Prozekgerichts ftatt ($ 576). 

d) Der beauftr. und der eri. Richter ift ferner ermächtigt, über die Zuläffigfeit einer 
beanftandeten, von ihm felbft geitellten oder gemäß $ 396 Abi. 1 oder 2 von ber Partei 
verlangten oder geftellten Frage vorläufig zu enticheidben. Die Entſcheidung ift, wie 
jebe Enticheidung bes beauftr. oder er. Richters, Verfügung. Entſcheidet ber Richter, daß 
bie Frage zuläffig fei, fo wird bie Frage geftellt; das Prozeßgericht kann nicht um vor» 
herige Entſcheidung angegangen werben. DVerweigert der Zeuge troßdem die Beantwortung 
ber Frage ala unzuläffig, jo kann er von dem beauftr. oder erf. Richter beftraft werben. 
Nur, wenn ber Zeuge einen Grund zur Zeugnisverweigerung angiebt, find bie Akten dem 
Prozebgerichte zur Enticheidung vorzulegen (8 389). — Die Enticheidung bes beauftr. 
oder erf. Richters über die Zuläffigfeit einer Frage ift infofern eine vorläufige, als das 
Prozeßgericht nad) mündlicher Verhandlung eine andere Enticheidung treffen fann. Fällt 
biefe Enticheibung dahin aus, daß die vom beauftr. od, erf. Richter für unzuläffig erachtete 
Frage zuläffig fei, jo ift nach $ 8398 Abſ. 2 zu verfahren. Anderenfalls ift die Antwort 
auf die nach Anficht des Prozeßgerichts nicht zuläffige Frage bei der Beweiswürdigung 
außer Betracht zu laffen. Ein Anderungsgefuch im Sinne des $ 576 ift gegen bie Ent- 
fcheidung bes beauftr. oder erſ. Richters nicht zuläffig, ebenfowenig eine Beſchwerde gegen 
die Entſcheidung (Beſchluß) des Prozeßgerichts IRG. 1. Dez. 1888 SU. XLIV Nr. 287]. 

e) Der beauftr. oder erſ. Richter kann die wiederholte Vernehmung eines Zeugen 
verfügen, wenn die frühere Vernehmung lüdenhaft war. Wegen bed Zermins ſ. $ 368. 

2. Nah GO. f.3.u. S. $ 17 Abſ. 1 hat der beauftr. oder erf. Richter die Gebühren ꝛc. 
für Zeugen und Sadverftändige feftzufeken. 


$. 401. (366.) 
„Jeder Zeuge hat nad) Maßgabe der Gebührenordnung auf Entjchädigung 
für Zeitverfäummiß und, wenn fein Erjcheinen eine Reife erforderlich macht, 
auf Erjtattung der Koften Anfpruch, welche durch die Reife und den Aufent: 


halt am Orte der Vernehmung verurjacht werden. 


de 3533 OB. 2178 f., 5696 ff., NE. 38 507 f., RB. 795 ff., Js, 1678, €. 1 $ 336, €. It 8 847, 
8 353, M. 257, — 140, 363. Bol. Srvor 


1. Mahgebend i bie BD. f. 3. u. ©. in d. Faſſ. der Bet v. 20. Mai 1898, RGBl. 
©. 689. Wegen Berechnung der Gebühren und Gewährung eines Reifevorichufies dgl. a. 
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GVG. $ 166. Die Gebühren werben nur auf Verlangen gewährt. Der Anſpruch bes 
Zeugen richtet ſich gegen den Staat, vor deſſen Gericht der Zeuge geladen ift; alio im 
Falle der Ladung vor ein erfuchtes Gericht gegen die Kaffe des Staates, welchem dieſes 
Gericht angehört. — Die GO. ift auch mahgebend in dem Verfahren vor den Konfuln 
und vor den Konfulargerichten [RG. 4. Nov. 1902 Entſch. LII Nr. 113 S. 409, in Bezug 
auf die Gebühren eines Sachverftändigen]. 

2. Der Anſpruch des Zeugen und Sachverſtändigen fann nicht durch Klage geltend 
gemacht werben; erhält der Zeuge nicht, was er verlangt, fo fteht ihm die Beſchwerde 
nad $ 17 Abſ. 3 ber GO. zu [RG. 22. Dez. 1898 Entſch. XLIII Nr. 10 ©. 47]. 


Achter Titel. 
Beweis durch Sachverſtändige. 

Litteratur: Gönner Handb. (2) II ©. 427 ff., Bayer Vorträge (8) $ 249, Renaud Lehrb. 
(2) ©. 314 ff., Wetzell Shit. (3) S. 528 ff., Mittermaier Ar. f. c. Pr. IIS. 119 ff., Walther 
eod. XXVI ©. 85 ff., 249 ff. (daſelbſt ift die ältere Litt. ziemlich vollftändig zujammengeftellt), 
Strippelmann Die Sachverſtändigen (1868), Wah fir. BJSchr. XIV ©. 333 ff., Vortr. (2) 
&.78f., M. Obermeyer Die L. v. d. Sachverſtändigen (1880), Birfmeyer in vd. Holtzen dorffs 
Rechtslex. III ©. 512 ff, v. Canſtein Ztichr. f. d. CPr. II S. 328 ff., Langenbeck eod. IV S. 480 ff., 
A. Heusler Arc. f. c. Pr. LXII ©. 243 ff., Wendt eod. LXIII ©. 269 ff., Planck Lehrb. II $ 122 
©. 267 ff., R. Schmidt Lehrb. (2) ©. 343 ff., Stein Das private Willen des Richters ©. 54 ff.; 
vgl. a. Glaſer Handb. d. Str®r. I ©. 670 ff., John Str®r. I ©. 514 ff., v. Kries Lehrb. d. StrPr. 
8 49, Birkmeyer StrPrR. 8 73. 


Welde Stellung ber Sachverſtändige (Kunftverftändige, Erperte) im Prozeß ein« 
nimmt, ift beftritten. Dogmengejchichtlihe Angaben ſ. bei Walther und Obermeyer a. a. O. 
Ältere Schriftfteller ftellen die Sachverftändigen den Zeugen ganz gleich. Einige unter- 
icheiben zwar zwiſchen Zeugen und Sadverftändigen und bezeichnen jene ala faktiſche, dieſe 
al3 rationale Zeugen, fommen aber nicht von dem Zeugenbegriffe los. Andere unter- 
icheiden zwifchen den auf Antrag der Parteien und den von Amtswegen beigezogenen 
Sadverftändigen und betrachten jene als Beweismittel, diefe ala Nichtergehülfen. [So 
Mittermaier Arc. f. c. Pr. IT S.119 ff. Walther a.a. DO. S. 111 und Obermeyer ©. 52.] 
Wieder andere lz. B. Bayer, Nenaud, Birfmeyer a. a. O.] unterſcheiden zwiichen wahr- 
nehmenden (bdarftellenden) und urteilenden Sadverftändigen. Unter jenen verftehen fie 
diejenigen, welche vor der Ausſage erit noch eine Wahrnehmung machen müſſen, alſo 
namentlich die zum Augenfcheine beigezogenen Sachverſtändigen, deren Aufgabe es ift, die 
bem Richter bei dem Augenicheine vorliegenden Thatſachen kunſtgemäß zu bezeichnen; unter 
urteilendben Sachverſtändigen diejenigen, welche aus ermwiejenen oder noch des Beweiſes 
bebürftigen Thatfachen eine Folgerung ziehen, wozu beiondere Kenntniſſe gehören. Die 
wahrnehmenden Sachverſtändigen follen den Zeugen näher ftehen, als die urteilenben. 
Diefe Untericheidungen vermwerfend, betrachten andere [zuerft wohl Gönner, dann beſonders 
Wetzell a.a. OD.) die Sacverftändigen als Richtergehülfen. 

Das Geſetz behandelt die Sadhverftändigen ohne Unterfcheidung zwiſchen den auf 
Antrag und den von Amtöwegen beigezogenen, zwijchen wahrnehmenden und urteilenden 
Sadverftändigen, ala Richtergehülfen. gl. die Mot. 3. E. III ©. 258. 

Hieraus ergeben fich folgende Konfeauenzen: a) Das Gericht fann von Amtöwegen 
die Begutachtung durch Sachverſtändige anordnen ($ 144). b) Die Auswahl ber Sad: 
verftändigen erfolgt durch das Gericht ($ 404 Abſ. 1 bis 3, $ 405; nicht ganz pafiend: 
8 404 Abf. 4). c) Die Sadveritändbigen fünnen wie Gerichtöperfonen abgelehnt werben 
($ 406). d) Das Gericht fann nach freiem Ermeſſen weitere Gutachten einholen ($ 412). 
e) Der Richter ift nicht genötigt, auf Parteiantrag Sadjverftändige beizuziehen, wenn er 
fich felbit bie erforderliche Sachkunde beimißt; er darf feine eigenen Kenntniffe verwerten. 
Der nordd. Entw. $ 538 ſprach dies ausdrüdlich aus. Mit Recht erklären die Mot. z. E. III 
©. 258 eine derartige Beitimmung für „teils entbehrlich, teils bedenklich“. Sie ift ent» 
bebrlich, weil der Sa ſchon aus der Stellung ber Sachverſtändigen als Richtergehülfen 
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folgt; bebenflich, weil fie dazu verleiten fönnte, übergroßes Gewicht auf eigene Sachkunde 
zu legen. Die Spezialvorfchriften in EPrD. $ 442 und GBG. $ 118 find nicht ala Aus» 
nahmen, ſondern ala Anwendungen der Regel zu betrachten. [Bgl. Strudm. Koch (8) N. 2 
zu $ 403, Wilm. Levy (7) S.612, Gaupp (9) N. 13 vor $ 402, Peterjen (5) N. 4 vor $ 402, 
Obermeyer ©. 86 ff., Heusler ©. 264, Stein S. 75 f.] Ein Gebot, Sachverſtändige bei= 
auziehen, befteht nur im Verfahren über bie Klage auf Scheidung wegen Geiftesfrantheit 
($ 623) und im Entmündigungsverfahren ($$ 654, 655, $ 676 Abi. 3). 

Dem Standpunkte des Geſetzes wiberfpricht es nicht, daß auf den Beweis durch 
Sachverſtändige die Vorichriften über den Zeugenbemweis vorbehaltlih der abweichenden 
PBeitimmungen des achten Titels entiprechende Anwendung finden; denn durch die Be— 
ftimmungen bes achten Titels find die Vorjchriften über den Zeugenbemweis in ben Puntten, 
in welchen fie ber Stellung des Sachverſtändigen als Richtergehülfen wideriprächen, mobifiziert. 


8. 402. (367.) 
Auf den Beweis durch Sachverjtändige finden die Vorjchriften über den 
Beweis durch Zeugen entjprechende Anwendung, injomweit nicht in den nad): 


folgenden Paragraphen abweichende Bejtimmungen enthalten find. 


DE. 55 358 ff., HB. 2331 ff., 2841 ff., 2861 ff., 6714 ff., NE 8 586, NB. 758, 757, E. IS 887, 
. II 8 348, €. III 8 354, M. 257 f,, RB. 140. Bol. StrrO. $ 72. 


Überficht: $ 373 ift eriegt dur $ 403. — $ 374 findet auf den Beweis durch 
Sadverftändige feine Anwendung. inerfeits ift nämlich die Befugnis des Gerichts, die 
Vernehmung neuer Sachverſtändiger zurüdzumeifen, nicht auf die Vorausſetzungen beichräntt, 
welche der $ 374 zur Zurüdweifung der Vernehmung erfordert; hält das Gericht die Zu- 
ziehung von Sadverftändigen für entbehrlich, jo fann es nicht bloß die Vernehmung neuer 
Sadverftändiger, fonbern die Vernehmung von Sadhverftändigen überhaupt ablehnen (vgl. 
N.2 zu $403), ohne den Antrag des Gegners abwarten und ohne die Überzeugung haben 
zu müffen, dab die Partei in der Abficht den Prozeh zu verichleppen oder aus grober Nach— 
Läffigfeit die Sachverftändigen nicht früher benannt hat. Andererfeits ift nicht abzujehen, 
wiejo das Gericht, wenn es zur MWahrheitsermittelung der Sachverftändigen noch zu bedürfen 
glaubt, einen Antrag auf Vernehmung von ſolchen wegen Beripätung abweiſen könnte, 
da das Gericht in dieſem Falle doch von Amtswegen Sadjverftändige beiziehen müßte. 
[Bal. Obermeyer a.a. O. S. 92, Strudm. Koch (8) N.1 zu $ 374, Gaupp (9) RN. zu $ 402, 
Peterien (5) R.3 zu 8 402. — AM.: Wilm, Levy (7IN.1 zu $ 367 alt, Hellmann Lehrb. 
©.566, RG. 7. Oft. 1882 Entſch. VII S. 392 (beiläufig), bay. ob. LG. Samml. v. Entid). 
IX ©. 514 (biefe Entiheidung ift übrigens im Ergebnis aus den ©. 515 angef. Grünben 
zu halten).] — $ 375 findet entjprechende Anwendung. — Ebenſo $ 376; es ift möglich), 
daß die bejonderen Kenntniffe, welche der Sadverftändige in dem Gutachten verwerten 
foll, Gegenftand der Amtsverichwiegenheit find, 3. B. die Kenntnis der Fabrikations— 
methode gewiffer in Staatöwerfjtätten gefertigter Waffen. — Die $$ 377, 378 finden ent« 
fprechende Anwendung. — $ 379 findet auf den von einer Partei angetretenen Sad): 
verftändigenbeweis entiprechende Anwendung (vgl. a. GAG. 88 84, 85); doc fann das 
Gericht, auch wenn der Vorſchuß innerhalb der bejtimmten FFrift nicht geleiftet wurde, 
immer noch die Zuziehung von Sadverftändigen von Amtswegen bejchließen IRG. 7. Ott. 
1882 Entſch. VII Nr. 118 S. 390]. — $ 380 ift durch $ 409 erjeßt; nur die Beitimmung, 
daß die Verurteilung zur Ungehorfamsjtrafe von Amtöwegen erfolgt, ift anwendbar. — 
Die $$ 381 bis 384 finden entiprechende Anwendung. — 8 385 hat feine Bedeutung. — 
Die 88 386 bis 389 finden entiprechende Anwendung. — $ 390 ift durch $ 409 erſetzt; 
nur die Beitimmung, daß die Verurteilung zur Strafe von Amtswegen erfolgt, ift an— 
wendbar. — $ 391 ift durch $ 410 erjegt; nur die Vorichrift der Einzelbeeidigung ift 
anmendbar. — $ 392 ift buch $ 410 erſetzt. — 8 393 ift nicht anwendbar; vgl. N. 1 
zu $ 410. — 8 394 findet entfprechende Anwendung mit der Maßgabe, dab ein gemein« 
james Gutachten mehrerer Sadveritändiger verlangt werben kann; vgl. N.1 zuS4ll. — 
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Die $$ 395 bis 398 finden entiprechende Anwendung. — 8 399 ift nicht anwendbar; der 
Verzicht ber Parteien auf die Vernehbmung von Sadverftänbigen nötigt das Gericht 
nicht, von der Vernehmung abzuftehen (norbb. Entw. $ 551). Natürlich kann das Gericht 
auf Anregung ber Partei nad mündlicher Verhandlung den Beweisbeihluß, welcher Sach— 
verftändige ernannte, zurüdnehmen oder ändern. — $ 400 findet entiprechende Anwendung. 
$ 401 ift durch $ 413 eriekt. 
$. 403. (368.) 

Die Antretung des Beweijes erfolgt durch die Bezeichnung der zu begut- 

achtenden Punkte. 


DE. u Mer 228 5713, NE. 8 597, NE. 752f., E. 18338, E. IT 5 849, E. III 8 355, 


1. Die Partei welche bie Aufnahme eines Beweiſes durch Sadiverftändige verlangt, 
braucht nur die zu begutachtenden Punkte zu bezeichnen. Sie kann gewifle Perjonen ala 
Sachverſtändige vorſchlagen, braucht das aber nicht zu thun (vgl. $ 404). Da das Gericht 
die Begutachtung durch Sachverſtändige auch ohne Parteiantrag anordnen fann ($ 144), 
fo kann es auch die Begutachtung anderer Punkte anordnen. Wegen Bezeichnung ber 
Thatſachen, über welche der Beweis zu erheben ift, im Beweisbeſchluß und in der Ladung 
j.$ 359 Nr. 1 und $ 377 Abi. 2 Nr. 2. 

2. Das Gericht darf die von einer Partei beantragte Aufnahme eines Beweiſes 
durch Sadverftändige nur ablehnen, wenn es die Punkte, welche die Partei begutachtet 
haben will, für unerheblich erachtet oder wenn es über dieſe Punfte ohne Vernehmung 
von Sadhverftändigen (oder ohne Vernehmung weiterer Sachverſtändiger) urteilen und zu— 
gleich feftftellen kann, daß feine Anficht über diefe Punkte durch Vernehmung von Sach— 
verftändigen (oder durch Vernehmung weiterer Sacverftändiger) nicht geändert werden 
fönne [vgl. RG. 27. März 1907 IW. S. 310 Nr. 11 in Bezug auf die fFeftiegung ber 
Höhe eines Schabens]. Da ed hiernach im Ermeflen bes Gerichts fteht, das Bedürfnis 
nad Begutachtung zu verneinen, dürfte eine Reviſion auf Ablehnung eines beantragten 
Sadverftändigenbeweifes nicht wohl zu gründen fein [vgl. bay. ob. LG. BL. f. RA. LXII 
©. 143). Geboten ift die Vernehmung von Sadjverftändigen in 88 623, 654, 655, 
$ 676 Abi. 3. 

$. 404. (369.) 

Die Auswahl der zuzuziehenden Sachverftändigen und die Beitimmung 
ihrer Anzahl erfolgt durch das Prozeßgericht. Dasjelbe kann fich auf die Er: 
nennung eines einzigen Sachverjtändigen bejchränfen. Es fann an Stelle der 
zuerjt ernannten Sachverftändigen andere ernennen. 

Sind für gewifje Arten von Gutachten Sachverjtändige öffentlich bejtellt, 
jo jollen andere Perjonen nur dann gewählt werden, wenn bejondere Um: 
ftände es erfordern. 

Das Gericht kann die Parteien auffordern, Perjonen zu bezeichnen, welche 
geeignet find, als Sachverjtändige vernommen zu werden. 

Einigen jich die Parteien über beftimmte Perfonen als Sachverſtändige, 
jo hat das Gericht diefer Einigung Folge zu geben; das Gericht kann jedoch 
die Wahl der Parteien auf eine bejtimmte Anzahl bejchränfen. 


HE. 4 * DE. 2326 ff., 5714, NE. $ 539, n2. 752 ff., E. 18339, E. IT 349, €, III $ 356, 
58, HE. 140 ff. Bal. StrrO. 8 7 


1. Zu anf. 1: Dot. N. Ubi. 3 litt. b vor $ 402. Zu Sacverftändigen kann das 
Gericht nur beftimmte Perfonen ernennen. Es fann zwar auch Gutachten von Kollegien 
und Behörden einholen, insbefondere von den Sadverftändigenfammern für Werfe ber 
Litteratur und der Tonkunſt (vgl. RG. v. 19. Juni 1901, betr. das Urheberreht an Werfen 
der Litteratur und der Tonkunſt, RGBl. ©. 227, $ 49), von den Sadhverftändigenfammern 
für Werfe der bildenden Künſte und der Photographie (vgl. RG. v. 9. Yan. 1907, betr. das 
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Urheberrecht an Werken der bildenden Künfte und ber Photographie, RGEBl. S.7, $ 46), 
vom Patentamte (vgl. Patentgeſetz v. 7. Apr. 1891, RG. ©. 79, $18, RG. z. Schuße 
der Warenbezeichnungen v. 12. Mai 1894, RGBl. S. 441, $ 11; vgl.a. U.d. RG. v. 20. Dez. 
1881 Entih.VI Nr. 96 ©. 337), von den Gewerbegerichten (vgl. Gewerbegerichtägefeg in 
d. F. d. Bek. v. 29. Sept. 1901, REBl. ©. 353, $ 75), von den Haufmannsgerichten (vgl. 
RG,, betr. die Kaufmannsgerichte, dv. 6. Juli 1904, RGEBl. ©. 266, $ 18), von Medizinal« 
bebörden, von Anftalten zur Unterfuhung von Nahrungsmitteln, von Handelskammern ıc. 
[vgl. RS. 23. Mai 1889 SU. XLVI Nr. 62, 3. Oft. 1899 Entſch. XLIV Nr. 36 ©. 149]; 
aber auf ſolche Gutachten finden die Vorfchriften der CPrO. über die perlönliche Ver: 
nehmung und über die Beeidigung feine Anwendung [vgl. RG. Entſch. VI Nr. 96 S. 337 
in Bezug auf Gutachten bes Patentamts]. Bindend find derartige Gutachten für das 
Gericht ebenſowenig, wie dad Gutachten eines einzelnen Sadverftändigen. 

Über die Einholung der Gutadhten von den Sachverftändigenfammern j. Inftr. v. 
12. Dez. 1870 (BGBl. S. 621) und die Änderungen v. 16. Juli 1879 (EB. F.d. DR. S. 490) 
und v. 25. Oft. 1882 (EB. f. d. DR. ©. 417). 

Das Gericht kann eine Behörde erjuchen, ihm einen Sadverftändigen zu bezeichnen. 
Auf einen ſolchen Sahverftändigen finden die Vorfchriften der EPrO. über perfönliche 
Vernehmung und Beeidigung Anwendung. 

2. Zu Abi. 2: Die Vorfchrift Hat nur inftruftionelle Bedeutung („Tollen*). Sie 
beruht auf einem Beichluffe der IK. d. RT. und bezwedt, einerjeits das Gericht auf die 
ftaatlich beftellten Sachverftänbigen, welche durch ihre Prüfung und Stellung eine gewiſſe 
Garantie für ein ſachgemäßes Gutachten bieten, hinzuweiſen, andererjeits die nicht öffentlich 
beitellten Sachverſtändigen zu entlaften. Insbeſondere Gerichtsärzte, Amtsärzte, Gerichts» 
und Amts-Tierärzte und öffentlich als Sachverſtändige beftellte Chemiter kommen in Be: 
tradt. In der JR. d. RT. wurde erklärt, unter ben öffentlich bejtellten Sachverjtändigen, 
welche in der Regel heranzuziehen find, jeien nur die im Gerichtäbezirke wohnenden zu 
verftehen. Im Geſetze ift das nicht geſagt; aber zweckmäßigerweiſe wird das Gericht jo 
verfahren. — Die „befonderen Umftände" fünnen in der Art bes erforderlichen Gutachtens 
begründet fein; 3.8. wenn das Gutachten eines Spezialiften wünjchenswert ift. Überhaupt 
fann das Gericht, ohne Gründe anzugeben, die öffentlich bejtellten Sachverftändigen umgeben. 

3. Zu Abf. 3: Die Aufforderung ber Parteien fteht in dem Ermeflen des Gerichts. 
Sie erfolgt in der mündlichen Verhandlung. Die Aufforderung bindet das Gericht in 
feiner Weije, die von den Parteien vorgefchlagenen Perfonen zu Sahverftändigen zu er- 
nennen, Die Aufforderung ergeht an die Parteien, nicht an eine Partei. Bezeichnen 
die Parteien niemanden, jo fann bas Gericht immer noch Sadhverftändige ernennen. Wenn 
es aber feine findet, ift die bemweispflichtige Partei ala bemweisfällig zu behandeln. 

4. Zu Abi. 4: Die Vorfchrift befchränft das Gericht nicht Hinfichtlich der Beur- 
teilung der Frage, ob eine Begutahtung durch Sadverftändige nötig ift. Aber, wenn 
bas Gericht dieſe für nötig hält und die Parteien über beftimmte Perfonen fich einigen, 
fo entfällt zunächſt die Befugnis des Gerichts, die Sachverftändigen zu wählen; es darf 
bie Sachveritändigen, auf welche fich die Parteien einigen, nicht beifeite fchieben, auch zu» 
nächſt nicht neben dieſen andere Sachverſtändige ernennen; wohl aber fann es nad Ver— 
nehmung dieſer Sachverftändigen die Begutadhtung durch andere anorbnen ($ 412). Da— 
gegen ift das Gericht nicht an die von den Parteien vereinbarte Zahl gebunden; es fann 
bie von ben Parteien vereinbarte Zahl von Sadverftändigen ald unnötig groß beanftanden 
und bie Parteien auffordern, fich über eine Fleinere Zahl zu einigen. Einigen fi dann bie 
Parteien nicht, jo tritt wieder bie freie Wahl durch das Gericht ein. — Die Einigung 
muß dem Prozehgerichte vor ber Ernennung oder vor ber Ermädtigung des beauftragten 
oder erfuchten Richters zur Ernennung der Sachverftändigen in der mündlichen Berhand- 
lung angezeigt werben; vgl. N. 2 zu $ 405. 

Über Ablehnung eines Sachverftändigen, auf den ſich die Parteien geeinigt hatten, 
ſ. N Ug. €. zu $ 406. 
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8. 405. (370.) 

Das Prozehgericht fann den mit der Beweisaufnahme betrauten Richter 
zur Ernennung der Sachverſtändigen ermächtigen. Derfelbe hat in diefem Falle 
die in dem vorjtehenden Paragraphen dem Prozeßgerichte beigelegten Befug— 
niffe auszuüben. 

DE. ee 2350, 5714, NE, 8 540, AB, 754, E. 18 340, E. II 8 351, E. III $ 357, M. 258, 


1. Die Bemweisaufnahme durch Sacverftändige kann einem Richterfommiffar oder 
einem anderen Gerichte nur unter den Vorausfegungen bes $ 375 übertragen werben. 
Ausnahme: bei Zuziehung von Sachverſtändigen zum Augenſcheine ($ 372 Abi. 2); in 
biefem Falle fann wie die Nugenfcheinseinnahme jo auch die Ernennung und Vernehmung 
der zuzuziehenden Sadverftändigen nad) freiem Ermefjen übertragen werben. 

2. Haben fi die Parteien vor dem Prozehgericht über beftimmte Perfonen als 
Sachverſtändige geeinigt ($ 404 Abf. 4), jo ift $ 405 nicht anwendar. Eine nachträgliche 
Einigung ber Parteien nötigt ben mit ber Beweisaufnahme betrauten Richter nicht, die 
von den Parteien gewollten Sadverftändigen zu ernennen, weil eine nad dem Beweis» 
beichluß erfolgende Einigung auch für das Prozebgericht nicht bindend ift lvgl. Wilm, Levy 
(7) N. 4 zu 8369 alt, Gaupp (9) N. zu $ 405, Peterfen (5) N. 4 zu $404; — aM.: Strudm. 
Koch (8) N. zu $ 405, Obermeyer S. 107]. 

3. Im Falle des $ 365 gehen die Befugniffe des beauftragten oder erfuchten Richters 
an das von dieſem erfuchte Gericht über. 


8. 406.* (371.) 

Ein Sacdjverjtändiger fann aus denjelben Gründen, welche zur Ablehnung 
eines Richters berechtigen, abgelehnt werden. Ein Ablehnungsgrund kann 
jedoch nicht daraus entnommen werden, dab der Sachverjtändige als Zeuge 
vernommen worden ift. 

Das Ablehnungsgeſuch ift bei demjenigen Gericht oder Richter, von 
welchem die Ernennung des Sadjverjtändigen erfolgt ift, vor der Vernehmung 
desjelben, bei jchriftlicher Begutachtung vor erfolgter Einreichung des Gutachtens 
anzubringen. Nach diefem Zeitpunkt ift die Ablehnung nur zuläffig, wenn glaub: 
haft gemacht wird, daß der Ablehnungsgrund vorher nicht geltend gemacht werden 
fonnte. Das Ablehnungsgefuch kann vor dem Gerichtsfchreiber zu Protokoll 
erflärt werden. 

Der Ablehnungsgrund ift glaubhaft zu machen; zur BVerficherung an 
Eidesitatt darf die Partei nicht zugelaflen werden. 

Die Entjcheidung erfolgt von dem im zweiten Abjage bezeichneten Gericht 
oder Richter; eine vorgängige mündliche Verhandlung der Betheiligten ift nicht 
erforderlich. 

Gegen den Beichluß, durch welchen die Ablehnung für begründet erklärt 
wird, findet fein Rechtsmittel; gegen den Bejchluß, durch welchen diefelbe für 
unbegründet erklärt wird, findet jofortige Bejchwerde ftatt. 

HE. 88 856 f., HB. 2835 fi., 2360 ff., 5714, 6254 ff., NE. $8 541 ff., NB. 766 fſ.. E. 18 341, 
—— E. III 8 358, M. 259, KB. 142 f., 552 5., MB. 5. Nov. v. 1898 ©. 85 f. val. 

1. Zu Ab. 1: Vor der Ernennung eines Sachverſtändigen fünnen von den Parteien 
Einwendungen gegen bie in Ausficht genommene Perion erhoben werden. Solde Ein- 
mwendungen find feine Ablehnung; gegen den Beichluß, welcher einen Sacdverftändigen 
troßdem ernennt, findet fein Rechtsmittel ftatt. Abgelehnt kann erſt der ernannte Sach— 
verftändige werden [vgl. RG. 19. Nov. 1903 SA. LIX Nr. 45, IW. 1904 5.7 Nr. 6]. 
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Die Ablehnung ift ftatthaft aus den in $ 41 angeführten Gründen mit Ausnahme 
des Grunbes ($ 41 Nr.5), daß der Sachverſtändige bereits ald Zeuge vernommen worben 
ift. Der Ablehnungsgrund des $ 41 Nr.6 trifft nur zu, wenn ber Sadhverftändige als 
Richter oder Schiedsrichter bei der angefochtenen Enticheidung mitgewirkt hat; nicht kann 
ein Sachverſtändiger beöwegen abgelehnt werben, weil er in der vorigen Inſtanz oder bei 
dem jchiedsrichterlihen Verfahren als Sachverſtändiger vernommen wurbe, denn ein Gut: 
achten ift feine Mitwirkung bei der Enticheidung [ebenjo: RG. 19. Nov. 1904 SA. LX 
Nr. 64, ORG. Braunfhmweig SA. XLVII Rr. 150; vgl. a. RG. 21. März 1898 SA. LIV 
Nr. 62, wo ausgeſprochen wurbe, daß im landgerichtlichen Entmündigungsprozeh ein Sad): 
verftändiger nicht deswegen abgelehnt werben könne, weil er bereits im amtögerichtlichen 
Verfahren vernommen wurde]. — Die Ablehnung kann ferner wegen Beforgnis ber Bes 
fangenheit (5 42) erfolgen. Die Beforgnis der Befangenheit kann als begründet erachtet 
werden, wenn der Sacverftändige fchon in einem anderen Prozeß über dieſelbe Frage 
ein Gutachten abgegeben bat [R®. 1. Dft. 1902 IW. ©. 545 Nr. 8], ober auch beöwegen, 
weil ber Sachverftändige vor dem Prozeß einer Partei über dieſelbe Frage ein Gutachten 
eritattet bat; aber es kann auch fein, dab bie Erftattung bes früheren Gutachtens fein 
Mibtrauen gegen die Unparteilichfeit des Sachverftändigen rechtfertigt [vgl. RG. 27. Febr. 
1902 SA. LVII Rr. 182, 3. März 1902 IW. S. 216 Nr. 16). Nah Umſtänden fan 
dieſe Beforgnis deswegen ald begründet erachtet werben, weil der Sachverftändige für eine 
Partei ſchon öfter Gutachten gegen Bezahlung angefertigt hat IRG. 15. Juni 1896 Beitr. 
3. E. d. DR. XLI ©.190]. Mangel der Sadfunde ift fein Ablehnungsgrund [RG. 
11. März 1886 Beitr. 3. E. d. DR. XXX S.1028]. Auch ein auf Grund ber Einigung 
der Parteien ($ 404 Abi. 4) ernannter Sachverftändiger kann abgelehnt werden, wenn ber 
Ablehnungsgrund erit nach der Einigung entjtanden oder der Partei befannt geworden ift 
[vgl. RG. 26. Sept. 1903 JW. ©. 385 Nr. 12). 

2. Zu Abſ. 2: Ein Ablehnungsgeſuch ift nicht bloß im falle des $ 42, ſondern 
aud in den Fällen des $ 41 erforderlih. Das Geſuch ift bei dem Prozekgericht anzu— 
bringen, wenn dieſes den Sadverftändigen ernannt bat und zwar auch dann, wenn das 
Prozehgericht die Vernehmung einem beauftr. oder erſ. Richter übertragen hat [RG. 12. Febr. 
1896 SU. LI Nr. 233]. Nur, wenn der Sadjverftändige von dem beauftr. oder eri. Richter 
ernannt ift ($ 405), geht das Geſuch an dieſen [vgl. RG. 20, Dez. 1902 IW. 1903 ©. 48 
Ne.11). Das Ablehnungsgeſuch ift vor ber Vernehmung ober vor Einreichung bes Ichrift- 
lichen Gutachtens anzubringen. Nach der Beeibigung des Sadverftändigen kann das 
Geſuch noch angebradht werden bis zum Beginne ber Vernehmung oder bis zur Einreichung 
des Gutachtens. Nah Beginn ber Vernehmung oder nach Einreihung bes Gutachtens iſt 
die Ablehnung nur zuläffig, wenn glaubhaft gemacht wird, dab der Ablehnungsgrund vor 
der Vernehmung oder vor ber Einreihung des Gutachtens nicht geltend gemacht werden 
fonnte. Ordnet das Gericht die mündliche Erläuterung bes ſchriftlichen Gutachtens an 
($ 411 Abi. 2), fo ift die Ablehnung nur zuläffig, wenn die Partei glaubhaft macht, daß 
der Ablehnungsgrund vor der Einreichung bes Gutachtens nicht geltend gemacht werden 
fonnte [RG. 19. Yan. 1899 Entſch. XLIII Nr. 68 S. 399]. Da ein nad der Erftattung 
des Gutachtens entitandener Ablehnungsgrund belanglos ift (vgl. KHPr. S. 142), kann die 
nachträgliche Ablehnung nur auf einen Grund geftüßt werben, der vor der Vernehmung 
oder ber Einreihung des Gutachtens jchon vorhanden, aber ber Partei unbefannt war. 
Eine auf Verichulden beruhende Unfenntnis des Ablehnungsgrundes dürfte der Kenntnis 
gleich zu behandeln jein [vgl. RG. 7. Dez. 1906 JW. 1907 ©. 52 fi. Nr. 15]. Bei nad: 
träglicher Ablehnung ift nicht bloß der Ablehnungsgrund (vgl. $ 44 Abi. 2), fondern aud) 
die Behauptung glaubhaft zu machen (val. $ 294), dat die Partei den Ablehnungsgrund 
vor der Vernehmung oder der Einreichung des Gutachtens nicht gefannt hat. Über diefen 
Punkt kann die Partei zur Verfiherung an Eidesjtatt zugelaffen werden, während die 
Berfiherung an Eibesftatt zur Glaubhaftinahung des Ablehnungsgrundes unzuläffig ift 
(8 44 Abſ. 2 Satz 1, zweiter Halbfat). Wird die nachträgliche Ablehnung als begründet 
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befunden, jo darf das Gutachten nicht berüdfichtigt werden. — Unterlaffung der Ablehnung 
in ber eriten Inſtanz hindert nicht die Ablehnung in der Berufungsinitanz [RG. 15. März 
1907 IW. ©. 264 Wr. 27]. 

3. Zu Abi. 3: Das Gericht fann den Sachverſtändigen über das Ablehnungsgefuch 
hören; aber die Glaubhaftmahung kann nicht durch den Antrag erfolgen, den Sachverſtän— 
digen über den Ablehnungsgrund zu vernehmen (RG. 18. Nov. 1886 SA. XLUII Nr. 165]. 
$ 48 ift auf Sachverftändige nicht anmwenbbar. 

4. Zu Abſ. 4: Wegen des Verfahrens 5. N. 5 zu $ 128. Die Entfcheidung erfolgt 
in Beſchlußform. Da gegen die Enticheidung, welche die Ablehnung für begründet er- 
flärt, fein Rechtsmittel ftattfindet, jo ift in diefem ‘Falle fein Grund vorhanden, das Ur— 
teil in der Sache ſelbſt zu verichieben, falls der Nechtöftreit zur Enticheidbung reif ift. 
Dagegen empfiehlt es fich, wenn der Beichluß die Ablehnung für unbegründet erflärt, das 
Urteil zu verichieben, bis der Beichluß rechtäfräftig ift; denn, wenn das Urteil vorher 
erlaffen wird, beſteht die Gefahr, daß ber Beſchluß auf Beichwerde abgeändert und daß 
dadurch dem Urteile, welches auf dem Gutachten beruht, die Unterlage entzogen wird. 
Allerdings Hat die Beichwerde in dieſem Falle feine auffchiebende Wirkung (vgl. $ 572 
Abi. 1), To daß alſo das Gericht auch dur Einlegung der Beichwerde formell nicht ge- 
hindert wäre, auf ber Grunblage jenes Beichluffes das Endurteil zu fällen. Aber aus 
dem angegebenen Grunde ift die Verfchiebung der Entiheidbung rätlich. Irrig ift die in 
den UN. d. RG. v. 7. Febr. 1905 Entſch. LX Nr. 23 ©. 110 und 4. Juli 1906 IW. ©. 572 
Nr. 43 beiläufig geäußerte Anficht, dab die Beichwerbe gegen einen die Ablehnung zurück— 
weiſenden Beſchluß durch ein vor ber Nechtäfraft des Beichluffes erlaffenes Urteil gegen- 
ſtandslos werde. Denn die Aufhebung des Beichluffes durch das Beſchwerdegericht fann 
in der Berufungs- und in der Nevifionsinftanz als Anfechtungsgrunb verwendet werben. 
Nur, wenn gegen das Urteil fein Nechtsmittel mehr zuläffig ift, wird bie Beichwerbe 
durch das Urteil gegenftandslos. — Wurde ein nad ber Vernehmung geftellter Ab— 
lehnungsantrag anftatt dur Beichluß in den Gründen des Endurteils zurüdgemieien, jo 
kann das Endurteil wegen Verlegung des $ 406 mit Berufung und (bei Vorhandenfein 
der Revilionsfumme) mit Revifion angefochten werben, weil dadurch der Partei das geſetz- 
liche Beichwerdberecht entzogen wird lvgl. RG. 7. Febr. 1905 Entſch. LX Nr.23 ©. 110; 
aM.: RG. 4. Juli 1906 JM. ©. 572 Nr. 43]. Dagegen fann bie Berufung oder Revifion 
nicht darauf geftükt werden, daß einem Ablehnungsgeluh in den Gründen bes Enburteils 
ftattgegeben wurbe; benn obgleich dieſe Form ber Entjheidung gegen das Prozeßgeſetz 
verftößt, fo iſt doch dadurch der Partei fein Beichwerberecht entzogen, da bie der Ab- 
lehnung ftattgebende Enticheidung nicht durch Beſchwerde anfechtbar it. 

5. Zu Abi. 5: Sofortige Beſchwerde ſ. $ 577. Iſt die Entjcheibung von dem be- 
auftragten oder erfuchten Richter erlaffen, jo findet $ 576 Anwendung. 

6. Wegen ber Gebühren ſ. GKG. $ 47 Abf. 1 Pr. 4, Abi. 2; GO. f. RA. $$ 23 
Nr. 1, 29 Nr. 3, 

8. 407. (372.) 

Der zum Sachverftändigen Ernannte hat der Ernennung Folge zu leiften, 
wenn er zur Gritattung von Gutachten der erforderten Art öffentlich beitellt 
it oder wenn er die Wiffenfchaft, die Kunſt oder das Gewerbe, deren Kenntniß 
Vorausjegung der Begutachtung ift, öffentlich zum Erwerbe ausübt oder wenn 
er zur Ausübung derjelben öffentlich bejtellt oder ermächtigt ift. 

Zur Erftattung des Gutachtens iſt auch derjenige verpflichtet, welcher fich 
zu derjelben vor Gericht bereit erklärt hat. 


DE. 48 DB. 2331 ff., 5715, NE. 8 647, NE. 757, ag E. 18 382, E. II $ 358, E. III $ 358, 
259 |., HE. 145 #., 636 ff. Bol. Strfrü. 8 7 


1. Die öffentlichrechtliche Pflicht zur Eritattung eines Gutachtens (Sachverftändigen- 
zwang) geht nicht foweit, als die Pflicht zum Zengniffe. Während zum Zeugnifie jede 
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fih im Inland aufhaltende Perfon verpflichtet ift, ſoweit nicht ein gefeßlicher Weigerungs- 
grund (8$ 383, 384) befteht, trifft die Pflicht zur Erftattung des Gutachtens nur die in 
Abi. 1 bezeichneten Perfonen. Andere Perfonen find nur im Falle der Bereiterflärung 
(Abi. 2) dazu verpflichtet. 

2. Zu Abi. 1: Zur Erftattung des Gutachtens ift verpflichtet: 

a) wer zur Erjtattung von Gutachten der erforberten Art öffentlich, db. i. vom Staate 
oder einem ftaatlichen Verbande, beftellt ift, 3. B. Gerichtäärzte, Gerichtätierärzte, Nahrungs: 
mittelchemiter ꝛc. Nach den in N. 1 zu $ 404 cit. Meichögefegen find die dort erwähnten 
Sadverftändigenfammern, dad Patentamt, die Gemwerbegerichte und die Haufmannsgerichte 
zur Abgabe von Gutachten über die aus den einzelnen Gejeßen zu entnehmenden Tragen 
verpflichtet. Nah 849 Abi. 4 des RG. vom 19. Juni 1991, betr. d. Urheberrecht an 
Merken der Litteratur und der Tonkunſt (RGB. ©. 227), und nad $ 46 Abi. 4 des 
REG. v. 9. Jan. 1907, betr, das Urheberreht an Werfen ber bildenden Künſte und ber 
Photographie (RGBl. ©. 7), follen die einzelnen Mitglieder der auf Grund dieſer Geſetze 
gebildeten Sadhverftändigenfammern nicht ohne ihre Zuftimmung und nicht ohne Gench- 
migung des Borfikenden von ben Gerichten ald Sahverftändige vernommen werben. In 
Bezug auf die Begutachtungspflicht der einzelnen Mitglieder des Patentamts und ber 
übrigen in N. 1 zu 8 404 genannten Behörden fommt außer dem $ 407 auch der $ 408 
Abſ. 2 in Betradt; 

b) wer die Wifjenjchaft, die Kunſt oder das Gewerbe, deren Kenntnis VBorausjegung 
ber Begutachtung ift, öffentlich, d. i. nicht in gefchloffenem Kreiſe, zum Erwerbe, wenn 
auch nur nebenbei, ausübt. Gewerbe umfaßt jede Erwerbsthätigfeit, alfo auch Handel, 
Fabrikbetrieb und Landwirtichaft und denjenigen Gewerbebetrieb, auf welchen nad; Gew.» 
Ordn. 8 6 die Gew.Orbn. feine Anwendung findet; auch der in einer Fabrik Angeftellte 
übt im Sinne des $ 407 ein Gewerbe aus [RG®. 25. Ian. 1902 SW. LVII Nr. 94]; 

c) wer zur Ausübung der betreffenden Wiflenichaft ꝛc. öffentlich beftellt ober er» 
mächtigt ift, ohne davon Gebrauch zu machen, 3. B. ein approbierter Arzt ohne praftijche 
Thätigfeit. 

3. Zu Abi. 2: Es ift einerlei, ob bie Bereiterflärung im allgemeinen zu Gut— 
achten ber betreffenden Art ober im fpeziellen Falle zur Erftattung bes Gutachtens erfolgt 
ift. — „Gericht“ bezeichnet bier auch den beauftragten oder erfuchten Richter. — Darin, 
daß bie Inſtruktion zur Abgabe des Gutachtens ohne Proteft entgegen genommen worden 
ift, kann eine Bereiterflärung gefunden werben (nordd. Pr. S. 1115). 


$. 408. (373.) 

Diejelben Gründe, welche einen Zeugen berechtigen, das Zeugniß zu ver- 
weigern, berechtigen einen Sachverjtändigen zur Verweigerung des Gutachtens. 
Das Gericht kann auch aus anderen Gründen einen Sachverjtändigen von der 
Verpflichtung zur Eritattung des Gutachtens entbinden. 

Die Vernehmung eines öffentlichen Beamten als Sachverjtändigen findet 
nicht ftatt, wenn die vorgejeßte Behörde des Beamten erflärt, daß die Ber: 


nehmung den dienftlichen Intereſſen Nachtheile bereiten würde, 


de 8300, 8 2331 f., 5715, NE, 8,548, RB. 757, E. 18848, E. II 8 354, E. Im 8 360, 
KB. 148. Bl. EtrXro. $ 7 


1. Zu Abi. * Wer nach $ 407 der — zum Sachverſtändigen Folge zu 
leiſten hat, kann gleichwohl das Gutachten verweigern, wenn einer der in ben $$ 383, 384 
bezeichneten Gründe vorliegt, aus welchen ſich das Necht der Zeugnisvermweigerung ergiebt. 
Aber auch aus anderen als den in $$ 383, 384 angeführten Gründen fann das Gericht ben 
Sachverſtändigen auf fein Gejuch von ber Verpflichtung zur Erftattung des Gutachtens ent- 
binden, wenn es bies für angemeffen hält, 3. B. wenn das Gericht die Anſicht gewinnt, 
daß ber Ernannte die zur Erftattung des Gutachtens erforderliche Befähigung nicht be— 
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figt. — Das Verfahren bei Verweigerung bes Gutachtens aus einem ber in $$ 383, 384 
angeführten Gründe richtet fich nach S$ 386 bis 389. Das Prozebgeriht hat auch dann 
zu enticheiden, wenn ber Sachverſtändige durch den mit der Beweisaufnahme betrauten 
Richter ernannt ift ($ 387 Abi. 2). Doc kann diefer nad) $ 404 Abi. 1 Sak 3, $ 405 an 
Stelle des von ihm ernannten Sadverftändigen einen anderen ernennen und dadurch die 
Weigerung erledigen. Wegen ber Befchwerde vgl. N. 2 litt. f zu 8387. — Auf ein 
Gefuh um Entbindung aus einem anderen Grunde (Sag 2) ift das Verfahren nach $$ 386 
bis 389 nicht anwendbar; darüber fann das Prozehgeriht und im Falle bes $ 405 ber 
beauftr. oder erſ. Richter ohne mündliche Verhandlung durch Beichluß entjcheiden; gegen 
Anlehnung des Gejuchs findet einfache Beſchwerde ftatt (arg. $ 567 Abf. 1). Das Gericht 
fann auch von Amtswegen die Ernennung eines Sachverftändigen zurüdnehmen. 

2. Zu Abf. 2: Zur Vernehmung eines Öffentlichen Beamten (vgl. NR. 2 zu $ 376) 
ift die Genehmigung ber vorgeiekten Behörde einzuholen, wenn Amtögeheimniffe in Frage 
fommen (arg. $ 376). Außerdem ift feine Genehmigung einzuholen; aber die vorgeießte 
Behörde kann in allen Fällen die Vernehmung hindern, indem fie erflärt, daß bie Ver— 
nehmung den bienftlichen Intereſſen Nachteile bereiten würde. Dieſe Erklärung braucht 
nicht begründet zu werben. Nach den Mot. z. Entw. III S.260 kann bie Einfpradhe nicht 
bloß erhoben werben, wenn dem Beamten wegen ber Pflichten des Amtes die zur Er: 
ftattung bes Gutachtens erforderliche Zeit mangelt, fondern auch, wenn „ber Beamte durch 
das öffentliche Auftreten als Sadjverftändiger in eine Stellung gedrängt, Angriffen und 
Urtheilen — ſowohl von Seiten des zunächſt Beteiligten als auch aus weiteren Kreiſen 
— und jelbft Konflikten zwiichen der ftaatsbürgerlihen Pflicht und den amtlichen Obliegen- 
beiten ausgefeßt wird, durch welche das bienftliche Intereffe Schädigungen erleidet. Bol. 
preuß. Min.Berf. v. 10. März 1885 (IMBL ©. 103), bay. Bel. v. 7. an. 1882 (©. u. 
DA. ©. 37) Ziff. IV, 

$. 409. (374.) 

Im Falle des Nichterfcheinens oder der Weigerung eines zur Erjtattung 
des Gutachtens verpflichteten Sachverftändigen wird dieſer zum Erſatze der 
Koften und zu einer Geldjtrafe bis zu dreihundert Mark verurtheilt. Im Falle 
wiederholten Ungehorjams kann noch einmal eine Gelditrafe bis zu ſechs— 
hundert Mark erfannt werden. 

Gegen den Beichluß findet Bejchwerde jtatt. 

Die Feſtſetzung und die Vollftredung der Strafe gegen eine dem aktiven 
Heere oder der aktiven Marine angehörende Militärperfon erfolgt auf Erfuchen 
durch das Militärgericht. 


des 359, OB. 2341, 5714, NE. 8 549, NE. 759, 1115, E. 18 344, E. U 8 355, €. IT 8 361, 
. 260, EP. 148 f., 553. Val. Str®rd. $ 77. 


1. Zu Abi. 1,2: Die Vorichriften über die Folgen des Ungehorfams eines Sad: 
verftändigen weichen von den Vorichriften über die Folgen des Ungehorſams eines Zeugen 
(85 380, 390) in drei Punkten ab: eine nicht beizutreibenbe Geldftrafe wird nicht in Haft 
umgemwanbelt, bei wieberhoftem Ungehorfam ift weder zwangsweiſe Vorführung no Zwangs- 
haft geitattet, die Strafe des wiederholten Ungehorfams geht bis 600 Mark. Wieder— 
holter Ungeboriam ift auch Weigerung nach Nichtericheinen und umgefehrt. Mit ber 
zweiten Strafe ift das Verfahren gegen ben Sachverftändigen zu Ende. Mit den fi aus 
diefen Abweichungen ergebenden Modifikationen finden bie in N. 1 bis 4 zu 8 380 ent» 
widelten Säge auf Sachverſtändige entiprechende Anwendung. Daß mit der zweiten Be— 
ftrafung wegen Nichtericheinens das Verfahren hier zu Ende ift, it auch von den Schrift- 
ftelleern anerfannt, welche mehr als zweimalige Beitrafung bes Zeugen zulafien (vgl. N. 4 
Abſ. 2 zu $ 380). Der zum Sacdverftändigen Ernannte fann wegen Nichterfcheinens nur 
beitraft werben, wenn er zu den in $ 407 bezeichneten Perionen gehört [RG. 12. Juli 
1888 Entih. XXIII Nr. 76 S. 337 ff. . 
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Beftrafung wegen Weigerung jekt voraus, daß entweder fein Grund angegeben 
ober der angegebene Grund rechtäfräftig für unerheblich erflärt ijt. Die Erläuterungen zu 
$$ 387 bis 390 finden entfprechende Anwendung. Wegen Beitrafung durch einen beauf— 
tragten oder erjuchten Richter ſ. $ 400 nebft ben Erläuterungen. 

2. Zu Abi. 3: Vogl. N. 5 zu $ 380 und N. 5 zu $ 390, 


$. 410. (375.) 
Der Sachverftändige hat, wenn nicht beide Parteien auf feine Beeidigung 
verzichten, vor Eritattung des Gutachtens einen Eid dahin zu leijten: 
daß er das von ihm geforderte Gutachten unpartetisch und nach bejtem 
Wiſſen und Gewiſſen eritatten werde. 
it der Sachverjtändige für die Erjtattung von Gutachten der betreffenden 
Art im Allgemeinen beeidigt, jo genügt die Berufung auf den geleifteten Eid. 


de. $ 361, DB. 2348 ff., 3361 ff. 5715 ff., NE. 88 551, 557, RB. 757f., E. 18 345, E. ITS 3656, 
. HI 8 362, M. 260 f., AB. 149 f. Bal. StrPrü. $ 79. 


1. Der Sachverftändige muß beeidigt werden, wenn nicht beide Parteien auf feine 
Beeidigung verzichten. Die in $ 393 Abi. 1 Nr. 1 genannten Perjonen können nicht wohl 
zu Sadverftändigen ernannt werden, weil es ihnen an Urteilsfähigfeit gebricht; die in 
$ 393 Abf. 1 Nr. 2 genannten wegen ihrer Eidesunfähigfeit nur, wenn beibe Parteien auf 
die Beeidigung verzichten. Die in $ 393 Abf. 1 Nr.3, 4 Genannten können zu Sad): 
verftändigen ernannt und müflen beeidigt werden [RG®. 5. iyebr. 1884 SU. XXXIX Nr. 256, 
14. Yan. 1888 Entſch. XX Nr. 90 ©. 394]. — Die Beeidigung zu unterlafjen, fteht nicht im 
Ermeſſen des Gerichts; vgl. N. 2 zu $ 391, wo auch Litteratur und Rechtiprehung. Sit 
ein Sachverſtändiger, auf deffen Beeidigung nicht beide Parteien verzichtet haben, unbeeidigt 
vernommen, fo ift $ 410 verlegt. Dieje Verlegung des Prozeßgeſetzes begründet Berufung 
und Revifion, kann jedoch nach $ 295 Abf. 1 geheilt werben; denn $ 410 enthält wegen 
ber Möglichkeit bes Verzichts auf die Beeidigung dispofitives Prozekrecht [RG. 5. Febr. 1884 
SA. XNXXIX Nr. 256, 11. Nov. 1886 Entſch. XVII Nr. 95 ©. 380]. — Das von einer 
Sadverftändigenfammer, einer Behörde oder Handelskammer erholte Gutachten bebarf nicht 
der Beeidigung; vgl. NR. 1 zu $ 404. 

2. Wegen bes Verzichtd auf die Beeidigung vgl. N. 2 litt. ba zu $ 391. Die dort 
entwidelten Sätze finden bier entiprechende Anwendung. 

Der Eid bes Sachverſtändigen muß ber Erftattung bes Gutachtens vorangehen. Bor 
fchriftlicher Begutachtung ift eine mündliche Inſtruktion des Sachverftändigen nötig, babei 
ift der Eid abzunehmen; in der Nieberlegung auf der Gerichtäfchreiberei Tiegt ſchon die 
Erftattung des Gutachtens. [Vgl. Wilm. Levy (7) N. 2 zu $ 375 alt, Gaupp (9) N. IL, 
Peterſen (5) N. 1, Obermeyer a.a.D. ©. 154, 157. — AM.: Strudm. Rod (8) N. 2 Abf. 2, 
Pland Lehrb. II $ 122 N. 34. Zmweifelnd: RG. 3. Oft. 1893 Sädjf. Arch. IV S. 728.) Die 
Beeidigung erfolgt vor dem Prozekgerichte; einem beauftr. ober erf. Richter fällt fie nur zu, 
wenn nad $ 375 die Bemweisaufnahme übertragen worden ift. Die in der IR. d. RZ. 
von einem Regierungstommiffar geäußerte Anficht, daß die Beeidigung nicht zur Beweis— 
aufnahme gehöre, ſonach auch in anderen Fällen durch einen beauftr. oder erſ. Richter er— 
folgen könne (KPr. S. 150) ift unrichtig; die Beeibigung ift ein Beftandteil der Be— 
weisaufnahme. [Bal. Gaupp (9) N. IL, Peterjen (5) N.1. — AM.: Strudm. Kod (8) 
N.2 Abſ. 2.) Die Verlegung der für das Verfahren bei der Beeidigung geltenden Vor— 
ſchriften ift heilbar nach $ 295 Abi. 1 [RG. 1. Mai 1886 Beitr. 3. E.d. DR. XXX ©. 1134]. 

3. Eine Abänderung ber in $ 410 feftgejegten Eidesnorm ift nicht geftattet; auch 
bei Schäßungen bejteht fein Bedürfnis nad einer anderen Norm. Dolmeticher-Eid ſ. GVG. 
8 191. — Bei wiederholter Vernehmung iſt $ 398 Abi. 3 anwendbar. 

4. Zu Abi. 2: Die Berufung auf den geleifteten Eid ift mündlich vor dem Prozeh: 
gericht ober vor dem beauftr. oder erſ. Richter zu erflären. Die dem Gutachten bei- 
gefügte jchriftliche Berufung auf den Eid ift inforreft; aber die Verlegung kann nad 
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$ 295 Abi. 1 geheilt werden IRG. 1. Mai 1886 Beitr. z. E. d. DR.XXX ©. 1134]. Das 
Geriht kann nicht ftatt der Berufung auf den Eid neue Beeidigung anordnen; vgl. die 
abweichende Fafſung bes $ 398 Abi. 3 und N.3 Abi. 1 zu 8 398. 


$. 411. (376.) 

Wird jchriftliche Begutachtung angeordnet, jo hat der Sachverjtändige 
das von ihm unterjchriebene Gutachten auf der Gerichtsjchreiberei nieder: 
zulegen. 

Das Gericht kann das Erjcheinen des Sachverftändigen anordnen, damit 
derjelbe das jchriftliche Gutachten erläutere. 


HE. 88 362 ff., HP. 2341 fi., 5715 ff., NE. 88 558 ff, RB. 758, E. 18 346, E. 118 857, €. 111 
8 363, M. 259, 261, RP. 150. 


1. Auf die Vernehmung der Sachverſtändigen finden die 88 394 bis 396 Anwendung; 
jedoch kann jchriftliche Begutachtung angeordnet werden, während bie Schriftliche Abgabe des 
Zeugniffes unftatthaft ift. Ob die mündliche ober die fchriftliche Begutachtung angemeffen 
ift, ift nach den Umftänden zu enticheiden. Die Enticheidung fteht dem Prozeßgerichte zu. 
Überträgt das Prozeßgericht die Vernehmung des Sachverftändigen einem beauftr. oder 
er). Richter, jo fann es die eine ober die andere Art der Begutachtung anordnen oder 
auch dem beauftr. oder erj. Richter die Enticheibung darüber überlaffen. — Die Landes 
juftizverwaltungen haben die Gerichte angewiefen, in denjenigen Fällen, in denen von 
einem in einem anberen Bunbesftaate wohnhaften Sachverftändigen ein Gutachten erfordert 
werben joll, fig mit diefem felbit ins Benehmen zu jeßen und ein auf Vernehmung bes- 
jelben gerichtetes Erfuchen an das betr. Amtägericht nur dann zu erlaffen, wenn bejondere 
Umftände die mündliche Abgabe oder mündliche Erläuterung des Gutachtens erheifchen; 
vgl. preuß. IMBl. 1884 ©. 161f., 1900 S. 525, 1904 ©. 255, bay. IMDB. 1900 
S. 1067, 1904 ©. 267, ſächf. IMBl. 1900 ©. 71, Geſch.Ordn. f. d. ſächſ. Juſt. Beh. v. 
1903 $ 394, ABl. d. württ. JM. 1900 ©. 149, 1904 S. 75. Diefe Anmweifung ift für 
den Eivilprozeß nur dann bedeutiam, wenn es feiner Beeidigung des Sadjverfländigen 
bedarf, 

Wird fchriftliche Begutachtung angeordnet, jo hat der Sachverftäudige das von ihm 
unterjchriebene Gutachten auf der Gerichtöfchreiberei des Prozeß: oder des erjuchten Ge- 
richts ohne Förmlichkeit und ohne Protofollaufnahme niederzulegen. Die Unterfchrift braucht 
nicht beglaubigt zu fein; das Gutachten braucht feine Bezugnahme auf den geleifteten Eid zu 
enthalten [RG. 24. Dez. 1883 Entſch. IX Nr. 110 ©. 376]. Abgabe bes jchriftlichen Gut- 
achtens zu Protokoll des Gerichtsichreibers ift nicht vorgejehen. Mit der Niederlegung 
it das Gutachten „erjtattet”; daher ift der Eid vorher abzunehmen (vgl. N. 2 Abi. 2 zu 
$ 410). Die Verfäumung der zur Niederlegung beftimmten Friſt zieht bie Folgen ber 
Weigerung ($ 409) nicht nach fich, weil daraus fein zwingender Schluß auf die Verweige— 
rung gezogen werden fann. Das fchriftliche Gutachten ift von einem Gerichtsmitglied oder 
einer Partei in der mündlichen Verhandlung zu verlefen [RG. 16. Juni 1893 SA. XLIX 
Nr. 125). 

2. Der Sacdverftändige erfährt durch die Ladung im allgemeinen, worüber er 
vernommen werben joll ($ 377 Abi. 1 Nr.2, $ 402). Das Gericht ſowie der beauftr. oder 
er). Richter fan ihm zur Vorbereitung ſchon bei ber Yadung die Akten offenlegen oder 
Auszüge mitteilen. Die eigentliche Frageftellung (Inſtrultion) aber erfolgt mündlich durch 
das Prozehgericht oder den beauftr. oder erſ. Richter nach der Beeibigung. Dabei können 
bem Sadiverftändigen Attenftüde oder auch Objekte der Begutachtung, 3. B. Warenproben, 
ausgehändigt werden. Den Parteien jteht auf die FFrageftellung eine dem $ 397 ent» 
Iprechende Einwirkung zu. Nah Umftänden ift bie Beantwortung der an den Sad): 
verftänbigen geftellten Fragen nicht fofort möglich, weil Unterfuchungen zc. dazu erforder- 
lich find; dann ift ein Termin zur Fortſetzung der Bemweisaufnahme zu beftimmen ($ 368), 
wenn nicht Schriftliche Begutachtung angeordnet wird. Mündliche Inftruftion ift auch vor 
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ber Ichriftlichen Begutachtung erforderlih. Sie kann bem beauftr. oder erſ. Richter über: 
tragen werben. 

3. Bei dem mündlichen wie bei dem jchriftlichen Gutachten wird das Gericht die 
Angabe von Gründen fordern, foweit Begründung möglich ift. Bei Schäßungen fann nad 
Umftänden eine Begründung nicht möglich fein (Mot. 3. €. III S. 261). Der Mangel einer 
bie Nachprüfung ermöglichenden Begründung des Gutachtens ift übrigens fein Grund, aus 
dem das Gutachten unberüdfichtigt bleiben müßte [RG. 4. Juni 1896 SA. LII Nr. 122). 

4. Bei münblicher mie bei fchriftlicher Wernehmung mehrerer Sachverftändiger fann 
angeordnet werden, daß die Sachverftändigen fich beraten und das Gutachten gemeinjam 
erftatten. Someit $ 394 die Einzelvernehmung gebietet, ift er auf Sachverſtändige nicht 
anmwenbbar. Die Zuläffigfeit der gemeinfamen Begutachtung folgt aus der Stellung ber 
Sachverſtändigen. Die Einzelvernehmung der Zeugen ift geboten, damit nicht eine Zeugen« 
ausfage durch die andere beeinflußt werde. Diefe Rüdficht trifft nach Umftänden bei den 
Sachverftändigen nicht zu; vielmehr fann das gemeinfame Gutachten zur Aufllärung ges 
eigneter fein, als mehrere Einzelgutadhten. Die Zuläffigfeit der gemeinfamen Begutachtung 
wird durch die Entjtehungsgeichichte des Geſetzes beitätigt. Der hann. Entw. $ 364, der 
preuß. Entw. $ 506 und ber nordd. Entw. $ 554 erwähnen deren Zuläffigfeit. Die Mot. 
zu Entw. I ©. 337, Entw. II S. 330, Entmw. III S. 259 enthalten die Bemerkung, daß 
das Ermeſſen deö Gerichts enticheide, ob das Gutachten mündlich oder jchriftlih, ob es 
von mehreren Sadjverftändigen gemeinfam unter Gerborhebung etwaiger Meinungs— 
verichiedenheiten oder getrennt zu erftatten jei. [So auch Strudm. Koch (8) N. 3, Wilm. 
Levy (7) N. 1 zu $S 376 alt, Gaupp (9) zu $402, Peterien (5) N.2, RG. 3.Nov. 1882 Entſch. 
VIII Rr. 95 ©. 343; vgl. a. Löwe-Hellmeg Komm. 3. StrPrO. (11) 383 N. 2a, NG. Entſch. 
i. Strẽ. II &.153. — AM.: Obermeyer a. a. D. ©. 155.] 

5. Zu Abi. 2: Die bier vorgejehene Anordnung fann ſowohl von dem Prozeh- 
gericht ala auch von dem beauftr. oder er. Richter getroffen werden [vgl. Gaupp (9) N. II, 
Peterfen (5) N. 2]. Sie fteht im freien Ermefjen tes Gerichts oder des mit der Beweis— 
aufnahme betrauten Richters. Die Parteien haben fein Recht auf mündliche Erläuterung 
des Gutachtens [RG. 24. Apr. 1899 SA. LIV Nr. 260], daher auch feine Beichwerde, wenn 
dem Antrag darauf nicht ftattgegeben wird. 

6. Das durch eine Partei eingeholte ichriftliche Gutachten eines nicht vom Gericht 
ernannten Sadverftändigen darf das Gericht nicht berüdlichtigen [vgl. RG. 3. Apr. 1903 
Entid. LIV Nr. 71 ©. 270]. 

$. 412. (377.) 

Das Gericht kann eine neue Begutachtung durch diefelben oder durch 
andere Gachverftändige anordnen, wenn e8 das Gutachten für ungenügend 
erachtet. 

Das Gericht fann die Begutachtung durch einen anderen Sachverftändigen 
anordnen, wenn ein Sadjverjtändiger nad) Erjtattung des Gutachtend mit Er- 
folg abgelehnt ift. 


He. FREE 52. 2350 ff., 5715, 5720, NE. 8 555 H- NP. 758, €. 18 347, E. IT $ 358, €. II 
58 f., KB. 150. Bol. EtrKro. 8858 


1. Das — unterliegt der freien Wirdigung bes Gerichts ($ 286). Daß in 
dem Gutachten die Mitteilungen eines anderen verwertet find, binbert das Gericht nicht, 
das Gutachten zu berüdfichtigen [RG. 2. Apr. 1903 Beitr. 3. €. d. DR. XLVII ©. 1167]. 
Das Gericht ift nie an das Gutachten gebunden. Es kann unter auseinander gehenden 
Gutachten wählen, ohne ein Obergutachten einzuholen [RG. 28. Mai 1884 SW. XL Nr. 68]; 
in thesi ift es möglich, daß fich das Gericht über die übereinjtimmenden Gutachten aller 
Sachverſtändigen hinwegſetzt. Mit der Unbeichränftheit der Würdigung hängt die dem 
Prozebgericht eingeräumte Befugnis zufammen, eine neue Begutachtung durch diejelben 
ober durch andere Sachverftändige anguorbnen, wenn das Gutachten dem Gerichte nicht 
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zur Entſcheidung genügt. Diefe Anordnung ift auch bei übereinftimmenden Gutachten 
möglih. — Die freie Beweiswürdigung greift auch Plaß, wenn fich die Parteien über 
beitimmte Perionen als Sacverftändige geeinigt haben (vgl. $ 404 Abi. 4); auch kann das 
Gericht nach deren Vernehmung die Begutachtung durch andere Sachverftändige anordnen; 
vgl. N. 4 zu $ 404. 

2. Eine neue Begutachtung (Abi. 1) oder die Bequtadhtung durch einen anderen 
Sachverſtändigen (Abſ. 2) kann nur nad münblicher Verhandlung durch Beweisbeichluß 
angeorbnet werden; die Parteien fünnen die Anordnung anregen, haben aber fein Recht 
darauf, daher auch feine Beſchwerde, wenn der Anregung nicht Folge gegeben wird. 


8. 413. (378.) 
Der Sachverftändige hat nach Maßgabe der Gebührenordnung auf Ent: 
Ihädigung für Zeitverfäumniß, auf Erftattung der ihm verurjachten Koften 
und außerdem auf angemefjene Vergütung feiner Mühewaltung Anſpruch. 


NE. 8 550, NE. 7591, E.18348, EI 8859, E. I 8365, M. 201, HE. 151. Bal. 
StrXrd. 8 3. 


Maßgebend ift die GO. f. Z. u. ©. ind. Faſſ. d. Bek. v. 20. Mai 1898, RGEBl. S. 689, 
Wegen Berechnung der Gebühren und wegen Gewährung eines Reilevorichuffes vgl. a. GVG. 
8 166. — Das in N. 1,2 zu $ 401 Geſagte findet hierher entiprechende Anwendung. 


8. 414. (379.) 
Inſoweit zum Beweiſe vergangener Thatjachen oder Zuftände, zu deren 
Wahrnehmung eine bejondere Sachkunde erforderlich war, jachkundige Perfonen 
zu vernehmen find, kommen die Vorfchriften über den Zeugenbeweis zur 


Anwendung. 


DE. 8 351, HP. 2317 f., 5712 f., NE. 8 559, RW. 761 f., E18 349, E. IT 8 360, E. III $ 366, 
. 261, HB. 1515. Bol. Strr. 8 85. 


1. Durh $ 414 wird außer Zweifel geitellt, daß bie jog. jahverftändigen 
Zeugen, d.h. die Zeugen, welche über vergangene Thatſachen oder Zuftände zu ver— 
nehmen find, zu beren Wahrnehmung eine befondere Sachkunde erforderlich war, wahre 
Zeugen find, daß mithin auf die zum Beweiſe ſolcher Thatſachen und Zuftände jtatt- 
findende Vernehmung jener Perfonen die Vorfchriften über den Zeugenbeweis Anwendung 
finden. Das Gefek jtimmt in diefem Punkte mit dem gem. Prozekrechte überein [vgl. Wetzell 
Spt. (3) HIN. 14, Renaud Lehrb. (2) F110 N.7, 83 113 N. 2, Heusler Arch. f. c. Pr. 
LXII ©. 246]. — Sadverftändige Zeugen find 3. B. ber Arzt, welcher über früher beob- 
achtete Krankheitsericheinungen, der Warenkundige, welcher über die Eigenichaften einer 
nicht mehr zu befichtigenden Ware, der Architeft, welcher über ben Zuftand eines ein» 
geftürzten Haufes vor dem Zuſammenſturz ausjagen foll. 

Daraus, dab für die fog. fachverftändigen Zeugen die Negeln des Zeugenbeweiſes 
gelten, folgt, da& diefe Zeugen von den Parteien unter Bezeichnung der Thatfachen [RG. 
10, Febr. 1886 Beitr. 3. €. d. DR. XXX ©. 1135] zu benennen, nicht vom Gerichte zu 
ernennen find; ferner, daß ber Gegner des Peweisführers einen ſolchen Zeugen nicht wie 
einen Sadverftändigen ablehnen fann [vgl. RG. 15. Nov. 1904 Entſch. LIX Nr. 50 
&.169 f.] und daß das Gericht die Vernehmung nicht aus dem Grund ablehnen darf, 
weil eö dem Zeugen nicht die erforderliche Sachkunde zutraut [RG. 11. März 1886 Beitr. 
3. E. d. DR. XXX E. 1027]; weiter, daß ein folcher Zeuge nicht den Sachverftändigeneib 
($ 410), jondern den Zeugeneid ($ 392) zu leilten hat, und zwar auch dann, wenn der 
Zeuge gelegentlich feiner Vernehmung eine gutachtfiche Außerung vorträgt [RG. 20. Nov. 
1905 IW. 1906 ©. 27 f. Nr. 32]. Seine Gebühr ift nicht als Sachverſtändigengebühr, 
fondern ala Zeugengebühr zu berechnen. 

2. Eine Perfon kann in demſelben Prozefie Zeuge und Sachverſtändiger fein. Eine 
zunächſt alö Zeuge ober fachverftändiger Zeuge vernommene Perfon kann zum Sacdhver- 
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ftändigen ernannt werben; 3. B. ber Arzt, welcher als Zeuge über von ihm beobachtete 
Srankheitserjcheinungen berichtet hat, wird zum Gutachten darüber aufgefordert, ob dieſe 
Krankheitserfcheinungen als Folge einer gewiſſen Verlegung zu erachten find, ober der 
Arciteft, welcher über den Zuftand eines eingeftürzten Baues als Zeuge berichtet hat, 
wird zum Sachverftändigen bezüglich der {Frage ernannt, ob die Bauführung den Regeln 
der Baufunft entiprad. In ſolchen Fällen find die Vorſchriften über den Beweis durch 
Zeugen und die über den Beweis durch Sachverjtändige anzumenden, je nachdem die eine 
oder die andere Eigenihaft in Frage fteht (KPr. ©. 152). Wer alö Zeuge und Sad): 
verftändiger vernommen wird, hat den Zeugen und den Sadiverftänbigeneid zu leiften; 
hat er nur den Zeugeneid geleiftet, fo ift $ 410 verleßt; die Verlegung begründet bie 
Revifion [RG. 16. Nov. 1881 Entſch. VI Nr. 16.3, 10. Febr. 1886 Beitr. 3. €. d. DR. 
XXX S. 1136; Entid. i. StrS. I ©. 400, VIII ©. 359], ift aber nah $ 295 Abf. 1 
beilbar (vgl. N. 1 zu $ 410). Die Angabe des Sachverftändigen, daß und wie er Kennt: 
nis von den Ergebniffen einer Zeugenvernehmung erlangt habe, ift ein Beftanbteil bes 
Gutachtens und wird von dem Sachverſtändigeneide gededt [RG. 20. Nov. 1890 EN. XLVI 
Nr. 63]. — Wer alö Zeuge und Sadverftändiger vernommen ift, hat Anſpruch auf bie 
höheren Sadjverftändigengebühren. 


Neunter Titel. 
Deweis durch Nrfunden. 


1. Urkunde ift ein mit dem Gefichtsfinne wahrnehmbares, zum Ausdrude eines Ge— 
banfens bienendes Zeichen „vox mortua*. [Ahnlich die Definitionen bei Bayer Vortr. (8) 
8 250, Wepell Syſt. (3) $ 24 bei N. 2, Renaub Lehrb. (2) $ 114, Pland Lehrb. II S. 215, 
Schmidt Lehrb. (2) 5.338, Gaupp (9) N.I vor $ 415; vgl. a. Heusler Arc. f. c. Pr. LXII 
©. 224 f., Wendt eod. LXII ©. 310, dv. Kries Ztſchr. f. d. g. StHRW. VIE. 148 fi, 
Schulte Ztichr. f. Pr. u. 5. R. XXI S. 70 ff.) Auch die Sache, welche Trägerin folcher 
Zeichen ift, wird Urfunde genannt. 

Schriftzeichen find die gebräudlichften Zeichen zum Ausdrude von Gedanken; daher 
find jchriftliche, d. h. aus Schriftzeichen auf irgend welchem Material (Papier, Tuch, Leder, 
Stein, Erz ꝛc.) beftehende Urkunden die wicdhtigiten Urkunden. Nur über ben Beweis durch 
fchriftliche Urkunden enthält die CPrO. befondere Normen. Für den Beweis durch 
andere Urkunden, z. B. Grenzfteine, Aichpfähle, Zeichnungen, Einichnitte in Kerbhölzer xc., 
werben bie Vorfchriften über Augenjchein und bie freie Beweiswürdigung mit Recht als 
genügend erachtet. 

2. Vorausſetzung für jebe Bemweisfraft einer Urkunde ift die Echtheit der Urkunde 
(veritas ober bonitas instrumenti). Über diefen Begriff vgl. N. 1 zu $ 437. Die echte, 
unverfälichte Urkunde bemweift zunächſt nichts anderes, als daß derjenige, von welchem 
die Urkunde herrührt — ber Ausfteller —, die in ber Urfunde enthaltene Erklärung (im 
weiteften Sinne des Wortes) abgegeben, db. h. als feine Erklärung gewollt hat. Das iſt 
die formelle Beweisfraft der Urkunde. Eine andere Frage ift, ob ber in der Urkunde 
enthaltenen Erklärung eine rechtliche Bedeutung und welche Bedeutung ihr zufommt. Die 
rechtliche Bedeutung der in ber Urkunde abgegebenen Erklärung ift die materielle Be— 
weisfraft. [DBgl. über diefe Unterfcheidung Schulte in ber Str. VISchr. XVII ©. 229 ff. 
In anderem Sinne werden dieſe Ausdrüde von Pland Lehrb. ITS. 219 gebraudt.] Die 
in einer formell beweisfräftigen Urkunde enthaltene Erklärung kann jeder materiellen Ber 
weisfraft bar jein. 

Über die formelle Beweistraft giebt die CPrO. in den 88 415 bis 418 Vor— 
Ichriften, die die Freiheit des richterlichen Ermefjens bei der Bemweiswürbigung beichränfen. 

Über die materielle Beweisfraft der Urkunden enthält die EPrO. feine all: 
gemeinen Borfchriften. Nur in $$ 415, 418 fteden Vorſchriften über die materielle Be— 
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weisfraft, infofern das Geſetz den Richter bindet, bie Thatfachen, welche durch das in ber 
öffentlihen Urkunde enthaltene Zeugnis bezeugt werben, als wahr anzunehmen. 

Für die materielle Beweisfraft der Urkunde ift von Bebeutung, ob bie Er- 
flärung eine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung (3. B. Vertragsabſchluß, Vertrags» 
antrag, Annahme des Vertragsantrags, Teſtament xc.), ein Zeugnis über einen Vorgang 
oder ein aubergerichtliches Geftänbnis ift ober nur ala Indizium in Betracht kommt. 

a) Über Urkunden, die eine rechtögeihäftlihe Willenserklärung ent— 
halten, ift in ben Mot. 3. €. III ©. 262 bemerft: 

„Die Urkunde ift Trägerin einer rechtlichen Dispofition. Die Echtheit der Urkunde 
vorausgejegt, fann das durch diejelbe ausgedrüdte Rechtsgeſchäft nicht mehr geleugnet werden, 
vielmehr hat die dispofitive Urkunde in Betreff des Nechtsgeihäfts nicht bloß gegen den Aus— 
fteller und diejenigen, melde defien Erklärungen anertennen müſſen (preuß. AGO. 1108 158e, 
Code c. art. 1322), fondern gegen Jedermann beweijende Kraft. Der Entwurf hat — abweichend 
von Württemb. Art. 529, Bayern Art. 355, dem preuß. Entw. $ 431, dem hannov. Entw, 8 371 
und dem norbd. Entw. $ 562 — Anſtand genommen, dieſem rationellen und von ber neueren 
gemeinrechtlichen Doftrin mit großer Schärfe entwidelten Sage durd eine bejondere VBorjchrift 
im Geſetze Ausdrud zu geben. Es ift angenommen worden, daß ber Sag aud) ohne gejepliche 
Feftitellung zur Anwendung gelangen wird. Die yormulirung des Grundfages im Geſetze würde 
bedenklich jein, wenn in dem Gejegbuche wicht gleichzeitig die frage nach der Anfechtung ber 
rechtlichen Dispofition felbft und nad der Wirkung der legteren auf die Rechte Dritter geregelt 
wird. Schweigt das Gejep über diefen Gegenftand, jo ift zu bejorgen, daß die Bedeutung und 
die Tragweite des fraglichen Sages den größten Mikverftändniffen ausgejegt fein würden. Auf 
jene Frage jelbft fonnte aber das Gejeg nicht eingehen, da fie in den Bereich des bürgerlichen 
Rechts fällt, fi mithin zur Zeit einer gemeinfamen Regelung entzieht.“ 

Der angeführte Saß gilt auch ohne gejeglihe Formulierung, weil er fih aus 
logiihem Denken ergiebt. 

b) Über öffentliche Zeugnisurkunden vgl. 88 415, 418. Über die materielle Be- 
weiäfraft einer privaten Zeugnisurfunde iſt in der EPrD. nichts beftimmt. 

c) Über Urkunden, die ein Geftändnis enthalten, ift in den Mot. 3. E. III 
©. 262 f. bemerft: 

„Nach wiederholten und eingehenden Diskuffionen gelangte die hannoverſche Kommiſſion 
($ 371 Abi. 1, 8 372) zu dem Beſchluſſe, daß Urkunden, welche ein Geftändniß enthalten und 
von dem Beweisführer oder einem Nechtsvorgänger desjelben ausgeftellt worden find, gegen ben 
Ausfteller und diejenigen Perjonen, melde deijen Handlungen anzuerkennen verbunden find, 
vollen Beweis liefern jollten (hbannov. Prot. VII 2401 ff, XV 5721 ff., XVI 6362 fi., 6615). Sn 
der nordd. Kommiſſion erneuerten fi die Beratungen und führten dahin, daß nicht nur Die 
Vorichrift des hannov. Entw. durch den $ 563 aboptirt, jondern aud dem jchriftlid firirten 
aufergerichtlichen Geftändnifje einer Thatjache, indem der $ 564 dasjelbe rüdfichtlich des Wider- 
rufs dem gerichtlichen Geftändnifie gleichftellte, ein dispofitiver Charakter, eine obligirende Wirkung 
beigelegt wurde. Die Aufnahme diefer Beftimmungen erichien nicht angemefien. Der Entwurf 
hat feine Beranlaflung, eine allgemeine Theorie über die materielle Beweisfraft außergerichtlicher 
Geftändniffe aufzuftellen. Er mußte fich daher auch bejonderer Vorjchriften über die jchriftlich 
firirten aufergerichtlihen Geftändnifje enthalten, da es an einem ausreichenden inneren Grunde 
fehlt, Geftändnifje verichieden zu behandeln, je nachdem fie durch Urkunden oder durd Zeugen 
bewiejen werben. Gobann greifen die Beftimmungen des 8 564 in die jchwierige und kontro— 
verje Lehre von der Anerfennung und dem Anerfennungsvertrage ein (vgl. auch Wach Kr. BIShhr. 
XIV ©. 369). So wünjchenswerth es auch fein mag, diefe Materie einheitlich zu regeln (vgl. 
Verhandl. des 8. deutichen Juriftentages I ©. 283 ff., II S. 9 ff., 321 und bes 9. deutichen 
Auriftentages II ©. 426 ff, III ©. 64 ff., 343, 344), ſo fann es doch jedenfalls nicht Die Auf— 
gabe der CPrO. fein, eine folche Regelung vorzunehmen. . . . Uebrigens fonnte der Entwurf 
die Borichrift des $ 563 des norbd. Entw. um jo unbedenflicher fallen laſſen, als darauf zu 
rechnen ift, daß die in jener Vorſchrift liegende rationelle Beweisregel in der Theorie und 
Praris auch ohne gejeßliche Firirung Anerkennung finden werde.“ 

Die Würdigung der materiellen Beweiskraft eines urkundlichen Geſtändniſſes ift 
allo dem richterlichen Ermeffen anheimgegeben [bay. ob. LG. SA. XLVII Nr. 169]; vgl. 
a.N.8 zu $ 288. 

d) Welche Beweisfraft einer urfundlichen Erklärung zufommt, bie weber Dispofitions- 
aft noch Geftändnis ift, fondern nur ald Grundlage zu irgend einer für dad thema pro- 
bandum bebdeutfamen Schlußfolgerung (Indizium) in Betracht fommt, hat das Gericht 
nach freiem Ermeſſen zu würdigen ($ 286). 
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8. 415. (380.) 

Urkunden, welche von einer öffentlichen Behörde innerhalb der Grenzen 
ihrer Amtsbefugniffe oder von einer mit öffentlichen Glauben verjehenen 
Perjon innerhalb des ihr zugewieſenen Gejchäftsfreifes in der vorgejchriebenen 
Form aufgenommen jind (öffentliche Urkunden), begründen, wenn fie über 
eine vor der Behörde oder der Urkundsperfon abgegebene Erklärung errichtet 
find, vollen Beweis des durch die Behörde oder die Urkundsperſon beurfundeten 
Vorganges. 

Der Beweis, daß der Vorgang unrichtig beurkundet ſei, iſt zuläſſig. 


SHE. — * HB. 2365 ff., 2808 ff., 5721 ff., 5748 ff. NE. 8 560, NP. 760 ff., E. 18350, E. I1 
‚de. I 8 367, M. 261 ff., KB. 152 ff,, 160 ff 


1. Der on ber Öffentliden Urkunde ift in F 415 und zwar auch für Ur— 
funden des in $$ 417, 418 bezeichneten Inhalts beſtimmt. Danach iſt öffentliche Urkunde 
bie Urkunde, die a) von einer Öffentlichen Behörde oder von einer mit Öffentlihem Glauben 
verſehenen Perſon, b) innerhalb der Grenzen der Amtöbefugniffe der Behörde oder inner- 
halb des Gejchäftsfreifes, welcher der mit öffentlichem Glauben verjehenen Berjon zugewieſen 
ift, c) in ber vorgeichriebenen Form errichtet ift. 

Ad a) Der Begriff „Öffentliche Behörbe* ift nach dem Reichs- und dem Landesrechte 
zu beurteilen. Ein Verzeichnis der Reichsbehörden ſ. RGBl. 1899 ©. 731. Was eine 
öffentliche Behörde im Sinne bes Lanbesrechts ift, ift nach biefem zu beurteilen. Der 
Begriff ift nicht auf Staatöbehörben im engeren Sinne beichränft; auch die Organe ber 
Gemeinde und Kirchenverwaltung können öffentliche Behörden fein. Eine „Behörbe” kann 
aus einer einzelnen Perfon befteben. Die Führung eines Dienft- oder Amtöfiegels ift 
weder weſentlich noch ein abjolutes Kennzeichen für die Eigenfchaft ala öffentliche Behörde. 

Welche Perfonen, ohne „Behörden“ zu fein, ala mit öffentlihem Glauben (publica 
fides) verjehene Perjonen (Urkundsperſonen) zu erachten find, bemißt fich ebenfalls nad) 
ben Reichs- und Landesgefegen. Nach Reichsrecht kommt die Eigenichaft einer Urkunde» 
perfon ben Notaren, den Reichskonſuln (RG. über bie Konjulargerichtsbarkeit v. 7. Apr. 
1900, RGEBl. ©. 213, $ 7), den Briefträgern und Poftboten (RPoſtgeſetz v. 28. Oft. 1871 
& 47), ben Gerichtöfchreibern, Gerichtsvollgiehern und Gerichtädienern in Anfehung der 
ihnen durch Reichögeie oder auf Grund Reichsgeſetzes durch Landesgeſetz zugewieſenen 
Beurfunbungen zu. — Die Handelämäller (HGB. $$ 93 fi.) find feine mit öffentlichem 
Glauben verjehene Perfonen, ihre Tagebücher (HGB. $ 100) alſo feine öffentlichen Urkunden. 
— Landesgeſetze, die gewiſſe nicht von öffentlichen Behörden oder Urkundsperfonen auf: 
genommene Urkunden, 3. B. Urkunden aus öffentlichen Archiven oder Urkunden fiegelmäßiger 
Perfonen, den öffentlichen Urkunden gleichitellen, find für den Civilprozeß befeitigt. 

Ad b) Die Zuftändigfeit der Behörde oder Urkundsperfon muß in fachlicher wie in 
örtlicher Beziehung gegeben fein. Über die Zuftändigfeit entfcheiden die betreffenden Reichs: 
und Landesgeſetze. Val. FrGG. $ 167, preuß. ®. üb. d. freim. Gerichtöbarfeit v. 21. Sept. 
1899 (88. S. 149) Art. 31 bis 39, bayer. Not.Gef. v. 9. Juni 1899 (G. u. BB. S. 137) 
Art. 1 bis 4. 

Ad ce) Die Vorfchriften über die Form der Erridtung find aus dem Reichs- und 
Landesrechte zu entnehmen. Reichögefegliche Vorichriften find enthalten in FrGG. 88 168 ff, 
BGB. 88 2232 ff. 88 2276 F., WO. Art. 88 Nr. 6, RMilGeſ. $ 44 Nr, 2c, 8 13 des Per- 
fonenftanbögefeges (vgl. BG. betr. die Eheichliekung und die Beurkundung des Perjonen- 
ftandes im Auslanbe v. 4. Mai 1870 88 11,12) und in der CPrO. felbft in SS 159, 163 für 
Sikungsprotofolle, in $ 191 Nr. 7 (vgl. $ 192, $ 195 Abi. 2) für Zuftellungsurfunden, in 
8315 Abf. 1 für Urteile, in $317 Abſ. 3 für Ausfertigungen und Auszüge von Urteilen (vgl. 
a. 8329 Abf. 2), in $ 725 für vollftredbare Ausfertigungen und in $ 762 Abi. 2 für Proto— 
folfe der Gerichtövollzieher über Vollftredungshandlungen. Von den Yandesgejegen fommen 
insbejondere die Notariatögejege in Betracht. Wohl zu unterfcheiden von der vorgejchrie- 
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benen Form ift der Inhalt der öffentlichen Urkunde. Eine Urkunde, die den Formvor— 
Ichriften genügt, ift eine öffentliche, auch wenn fie den Vorfchriften über den Inhalt nicht 
genügt. Daber ift 3.2. die über eine Zuftellung aufgenommene Gerichtsvollzieherurfunde, 
wenn formell ordnungsmäßig, eine öffentliche Urkunde, auch wenn ihr Anhalt den Er— 
forderniffen des $ 191 Nr. 1 bis 6 nicht entipricht. 

2. Auch Urkunden, die im Auslande von einer Öffentlichen Behörde oder von 
einer mit öffentlichem Glauben verfehenen Perfon innerhalb ihrer Zuftändigfeit und in 
ber vorgeichriebenen Form errichtet find, find öffentliche Urkunden im Sinne der CPrO. 
Natürlich bemißt fich die Behördeneigenichaft, die Eigenichaft einer mit öffentlichem Glauben 
verfehenen Perfon, die Zuftändigfeit und die Form nach dem Rechte bes Auslandes. Eine 
Unterfheidung zwiſchen inländiichen und ausländiſchen öffentlichen Urkunden ergiebt fih in 
Anſehung des Echtheitäbeweifes aus $ 437 vgl. mit $ 438. Steht die Echtheit einer aus— 
ländiſchen öffentlichen Urkunde feit, fo Hat fie diefelbe geſetzliche Beweisfraft wie eine 
inlänbifche. 

3. Die Beweiskraft der öffentlihen Urkunden ift in den $$ 415, 417, 418 
geregelt. 8 415 enthält eine Bemweisregel für diejenigen öffentlichen Urkunden, welche ein 
öffentliches Zeugnis über eine vor ber Behörde oder ber Urfundsperfon abgegebene Er— 
flärung enthalten: das öffentliche Zeugnis liefert vollen Beweis, daß diefe Erklärung von 
der bezeichneten Perfon, an dem in ber Urkunde bezeichneten Orte, zu ber bezeichneten Zeit 
abgegeben ift ( KPr. S. 154, 155). Inſofern enthält $ 415 eine materielle Beweisregel, 
ala das Gericht die Wahrheit des in der Urkunde enthaltenen öffentlichen Zeugniffes an— 
nehmen muß. Es ift [wie ſchon Schulge in der Hr. VISchr. XVII ©. 237 N. hervorhob)], 
ungenau, wenn die Mot. 3. E. III ©. 262 ben $ 415 nur als formelle Beweisregel bezeichnen. 
Dagegen enthält 8415 feine Vorichrift darüber, was die bezeugte Erflärung ihrerſeits beweift 
und iniofern, nämlich Hinfichtlich der bezeugten Erklärung, beichränft fih $ 415 auf die 
formelle Beweistraft. Es ift möglich, daß die Erflärung, deren Eriftenz durch das öffentliche 
Zeugnis bargethan wird, jebes Bemweitwerts bar ift. Die Erklärung ſelbſt fann als Rechtsakt, 
als Zeugnis, Geftändnis oder Indizium in Betracht fommen (vgl. N. 2 Abſ. 4 ff. vor $ 415). 

Bezeugt bie öffentliche Urkunde außer ber Abgabe ber Erklärung nod andere That- 
fachen, 3. B. daß eine Zahlung geleiftet worden ift oder daß eine Nechtöbelehrung jtatt- 
gefunden Hat, jo fällt die Bezeugumg dieſer Thatſachen unter $ 418, 

4. Gegenbeweis gegen bie Öffentliche Urkunde des $ 415. Der Abi. 2 
des $ 415 läßt den Beweis zu, daß der Vorgang unrichtig beurkunbet fei. Die Entwürfe II, 
III fauteten: „vollen Beweis der beurfundeten Vorgänge. Der Beweis der Unrichtigfeit des 
Inhalts iſt zuläffig.” In der IR. d. RE. wurde dieſe Faſſung beanftandet, weil fie nicht 
far erfennen laffe, was unter den „beurfundeten Vorgängen“ gemeint fei. Die Kommiffion 
einigte fich nach längerer Debatte über das Prinzip: „es folle gegen bie durch bie öffent» 
liche Urkunde bezeugten Thatlachen, dak die betreffende Erflärung abgegeben, daß fie von 
der beftimmten Perſon, am beftimmten Orte, zur bejtimmten Zeit abgegeben fei, Gegen- 
beweis zugelaffen werben”, und beauftragte bie Red. Komm., diefen Gedanken zu formulieren. 
Die Red.Komm. hat dem Geſetze die jekige, dem vorftehenden Beſchluß entiprechende 
Faffung gegeben. Hiernach ift der Beweis zuläffig, daß die beurfundete Erflärung 
überhaupt nit, daß die Erklärung nicht fo, wie fie beurfundet, daß fie von einer 
anderen als ber in der Urkunde bezeichneten Perſon, daß fie nicht an dem bezeichneten 
Orte, dab fie nicht zu der in der Urkunde bezeichneten Zeit abgegeben ift. Die Uns 
richtigkeit der Beurkundung fann auf einem Schreibfehler, auf der Abficht falicher Be— 
urfundbung oder auf einem Irrtum in der Perfon des beurfundenden Beamten ober der 
Urkundsperfon beruhen. Folglich gehört zum Nachweife der Unrichtigfeit der Nachweis 
eines Schreibverjehens oder von Fälichungsabficht oder Jrrtum. Fälſchung oder Irrtum ift 
fein neben der Unrichtigfeit der Beurkundung befonders zu ermweifendes, jondern ein zum 
Beweiſe der Unrichtigfeit gehörendes Moment. Es ift möglich, daß der Beweis ber Un— 
richtigfeit erbracht wird, ohne daß aufgeflärt ift, ob Fälfchungsabfiht oder Irrtum unter- 
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laufen it. — Der Beweis ber unrichtigen Beurkundung kann durch alle Arten von Bes 
weismitteln geführt werden. Direkter Beweis durch Eideszufchiebung ift dur $ 446 
ausgeichloffen [RG. 30. Oft. 1885 Entich. XV Nr. 98 ©. 375]. — Aufgehoben find alle 
den Gegenbeweis beichräntenben Landesgeſetze, insbeionbere Code eiv. art. 1341. Daß die 
Zuläffigfeit des Gegenbemeifes nicht durch Landesgeſetz ausgeichloffen werden kann, ift der 
Punkt, worin ſich die öffentliche Urkunde des $ 415 von ber des 8 418 unterjcheibet. 

Beichränfungen des Gegenbeweifes enthalten die $ 164 Satz 2, $ 314. 

Zu unterfcheiden von dem Beweiſe der Unrichtigfeit des öffentlichen Zeugniffes ift 
ber Gegenbeweis gegen die Richtigkeit bes Inhalts der Erklärung. Der Gegenbeweis 
gegen die Richtigkeit des Inhalts ift prozeſſualiſch unbeſchränkt; insbefondere fteht bie 
Vorſchrift des 5 446 einer Eideszufchiebung nicht im Wege; vgl. NR. 4 zu $ 416. Unter 
welchen Borausfegungen eine Willenserklärung wegen Simulation oder Mangels ber 
Ernftlichkeit nichtig oder wegen Irrtums, unrichtiger Übermittelung, argliftiger Täufchung 
ober widerrechtlicher Drohung anfechtbar ift, ift aus dem bürgerlichen Rechte zu beurteilen. 


$. 416. (381.) 
Privaturfunden begründen, fofern fie von den Ausitelleen unterjchrieben 
oder mittel gerichtlich oder notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet 
find, vollen Beweis dafür, daß die in denfelben enthaltenen Erklärungen von 


den Ausjtellern abgegeben find. 


HE. 8 371, HB. 2401 ff., 2447, 5721 ff., 6362 ff., NE. 88 562 f., RE. 772, 9eı ff, E. 18 351, 
. II 8 362, €. III 5 368, M. 262 ff., RP. 155 f. 


Litteratur: Fitting Arch. f. c. Pr. LXI ©. 434 f., Erythropel Mag. f. DR. IS. 106 ff., 
Schultze Ztſchr. f. Br. u. 5. R. XXU ©. 148 ff. und Ztichr. f. d. EPr. XXII ©. 106 ff., Kleinfeller 
Kr. VISchr. XXXVI ©. 376 ff., Flechtheim Beweisbedeutung der Privaturkunde (1897), 

1. Jede Urkunde, bei ber nicht alle zum Weſen ber öffentlichen Urkunde gehörenden 
Vorausſetzungen vorhanden find, ift eine Privaturkunde. Es find alſo auch Urkunden, die 
Öffentliche zu fein prätendieren, aber es wegen eines Mangels ber Zuftändigfeit (vgl. N.1 Ad b 
zu 8 415) oder ber Errichtungsform (vgl. N. 1 Ade zu $ 415) nicht find, als Privat: 
urfunden zu behandeln. 

2. Der $ 416 ſtellt nicht für alle, fondern nur für die von dem Ausiteller unter 
ichriebenen oder mittels gerichtlich oder notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichneten 
Privaturfunden eine Beweisregel auf. 

a) Unterfhrieben ift die Urkunde, unter deren Text der Ausfteller feinen Namen 
geichrieben hat; vgl. BGB. $ 126 Abſ. 1. Der Familienname ohne den Vornamen ge» 
nügt [vgl. Wetzell Spit. (3) ©. 237]. Pflegt der Ausfteller der Sitte nach nur mit dem 
Vornamen zu unterzeichnen, wie das bei Landesherren, fürftlichen Perfonen, Bifchöfen ger 
bräuchlich ift, jo genügt der Vorname. Auch bei Erklärungen unter Familienangehörigen 
fann der Borname genügen. Aber der Vorname fann auch nur der Anfang der unvollendeten 
Unterfchrift fein; dann liegt feine unterfchriebene Urkunde vor [vgl. SA. IV Nr. 172]. 
Bei Kaufleuten genügt die Firma; natürlich ift auch ihr perfönlicher Name Unterfchrift. 
Abkürzungen und Unleferlichfeit beeinträchtigen ben Begriff der Unterfchrift nicht. Die 
Unterzeihnung muß geihrieben fein; eine auf mechaniſchem Wege, durch Drud, Stempel, 
Siegel oder Schreibmaschine Hergeitellte Unterzeichnung ift feine Unterichriit (vgl. Strudm. 
Koch (EIN. 2 Abſ. 2, Wilm. Levy (TI) N. 1 Abſ. 1 zu $ 381 alt, Peterfen (5) N.1 Abi. 2, Pland 
Komm. 3. BEB. (3) N.2 Abf.2 zu 8126; — aM.: Gaupp (9) N. I2a Abi. 2]; Ausnahme: 
BEP. 8793 Abf. 2 Sa 2 (Schuldverfhreibung auf den Inhaber), Die Unterzeichnung 
wird nicht dadurch erfekt, daß der Ausfteller in dem Zerte feinen Namen gefchrieben 
bat [vgl. ROHG. Entſch. II ©. 441]. Ob ber Tert vom Ausſteller oder von einem 
anderen geichrieben, ob er gefchrieben oder auf mechaniſchem Wege hergeftellt ift, macht 
feinen Unterfchied. 

Eine Urkunde, die in der Weiſe zuftande kam, daß ein anderer ben Tert auf ein 
vom Ausfteller in blanco gezeichnetes Papier fchrieb, ift ftreng genommen feine unter- 
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jchriebene Urkunde im Sinne bes $ 416 [vgl. E. Niezler Arch. f. c. Pr. XCV ©. 357 ff. J. 
Wenn aber fein Mißbrauch des Blanketts behauptet und bewiejen wird, liefert die Ur— 
funde, obwohl fie nicht unter die Beweisregel des $ 416 fällt, vollen Beweis dafür, daß 
die in ihr enthaltene Erflärung dem Willen des Blankoausſtellers entipriht. Die Be- 
bauptung eines Blanfettmigbrauchs richtet fi gegen die in $ 440 Abi. 2 aufgeftellte Ver- 
mutung der Echtheit bes über der Unterfchrift jtehenden Tertes; vgl. N. 2 zu $ 440. 

b) Ein gerichtlich oder notariell beglaubigtes Handzeihen fteht der Unterichrift 
gleih. Gewöhnlich beiteht das Handzeichen aus Kreuzen, aber auch andere Form ift ftatt- 
haft. Des Handzeichens pflegen fi) Perfonen zu bedienen, die des Schreibens unkundig 
ober durch beſondere Umftände, 3. B. Blindheit oder Lähmung, am Schreiben gehindert 
find; aber auch das beglaubigte Handzeichen eines Schreibfähigen fteht der Unterichrift 
gleih. Beglaubigung ift das Öffentliche Zeugnis des Gerichts oder des Notars, daß das 
Handzeichen von dem Ausſteller herrühre (vgl. FrGG. $8 167, 183); Beglaubigung durch 
eine andere Behörde genügt nicht (Ausnahme: FrGG. $ 184); natürlih auch nicht die 
PBezeugung der Echtheit durch Privatperfonen. 

3. Nur für die Privaturkunden, welche den bezeichneten Anforderungen entiprechen, 
giebt $ 416 bie formelle Beweisregel: die Urkunde liefert vollen Beweis dafür, daß 
die darin enthaltene Erklärung von dem Ausfteller abgegeben ift, d. b. daß bad, was in 
der Urkunde gejagt ift, eine von dem Auöfteller herrührende Erflärung ift [vgl. Fitting 
Arch. f. c. Pr. LXI ©. 434 f., NG. 22. Oft. 1904 IW. 1905 ©. 28 f. Nr. 40]. Diefe 
Beweisregel gilt auch für Urkunden, die in einer Sprache abgefaht find, deren der Unter— 
fchreibende untundig ift [RG. 24. Mai 1886 Beitr. 3. E. d. DR. XXXI ©. 905, OLG, 
Marienwerder XLIX Nr. 286]. 

Die Richtigkeit der in einer Privaturkunde enthaltenen Angaben über Ort und Zeit 
der Ausftellung wird von der Beweisregel nicht umfaßt; der Bemweiswert biefer Angaben 
unterliegt der freien Würdigung [RG. 23. Febr. 1886 Entih. XV Nr.75 ©. 310, 5. Juli 
1886 XVI Nr. 107 ©. 438, 4, Febr. 1892 SA. XLVIII Rr. 85]. Im der Regel wird der 
Richter ihnen Beweisfraft gegenüber dem Ausfteller und feinen Rechtsnachfolgern bei— 
mefjen; anderen Perfonen gegenüber haben dieſe Angaben nicht ohne weiteres Anfpruch 
auf Glaubwürbigfeit, da erfahrungsgemäß Falſch- insbefondere Vordbatierungen von Ur- 
funden zu dem Zmwede, um Nechte Dritter zu beeinträchtigen, häufig vorfommen. Die 
‚Richtigkeit des Datums kann durch alle Beweismittel erwiefen und widerlegt werben [Pland 
Kr. PISchr. IV ©. 268, hann. Prot. VII ©. 22, 41 bis 46, nordd. Prot. Il S. 934]. 

Die Würdigung der formellen Beweisfraft aller Privaturfunden, die den Erforber- 
niffen des 8 416 nicht entſprechen, fteht im richterlihen Ermeffen. Die CPrO. ſpricht 
keineswegs ben nicht mit Unterfchrift oder beglaubigtem Handzeichen verfehenen Urkunden 
die beweijende Kraft ab. Für fie gilt feine gefeßliche Beweisregel, aber der Richter fann 
aus einer nicht unterfchriebenen oder nicht mit beglaubigtem Handzeichen verfehenen Ur— 
Funde vollen Beweis bafür entnehmen, daß die Erklärung von dem Aussteller abgegeben ift. 

4. Gegenbeweis gegen die durch die formelle Beweisregel des $ 416 erwieſene That- 
fadhe, daß die in der Urkunde enthaltenen Erflärungen von dem Ausſteller abgegeben find, 
ift — die Echtheit und Unverfälichtheit der Urkunde vorausgeiegt — nicht möglich; denn 
die Thatjache, daß die Erklärung vorhanden ift, iſt nicht zu beftreiten. [Vgl. Strudm. 
Koch (EIN. 1 Abſ. 2, Wilm. Leoy (7) N. 1 Abſ. 4 zu 5381 alt, Gaupp (9) N. IV, Peterſen 
(5)N.3, RG. 24. Mai 1886 Beitr. 3. E. d. DR. XXXI ES. 904 f., 8. ehr. 1896 eod. XL 
S. 921. — AM.: Schulge Ztichr. f. Pr. u. 5. R. XXI ©. 161.) Wohl aber ift ber 
Beweis zuläffig, daß das, was in der Urfunde erklärt wurde, unrichtig ift oder daß bie 
in ber Urkunde enthaltene rechtögefchäftliche Erklärung wegen Simulation (BGB. $ 117) 
ober wegen Mangels der Ernftlichkeit (BEB. 5 118) oder zufolge Anfechtung wegen Irr— 
tums, argliftiger Täufchung oder widerrechtlicher Bedrohung (BEB. $$ 119 bis 124, 142) 
nichtig ift. Diefe Beweisführung kann auch durch Eideszufchiebung erfolgen; $ 446 jteht 
nicht im Wege. [Bal. RG. 11. Oft. 1881 Entſch. V Nr. 106 ©. 386, 3. April 1903 
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Beitr. 3. E. d. DR. XLVII ©. 1128 ff., 15. Ian. 1906 IW. ©. 142 Nr. 7, OLG. Bamberg 
Rechtſpr. d. OLG. XIII ©. 162.] 

5. Aufgehoben find alle landesgefeglichen Beftimmungen, die anderen als ben in 
$ 416 bezeichneten Privaturfunden eine formelle Beweiskraft beilegten. Aufgehoben wurden 
fhon durh EG. $ 13 Abſ. 2 Nr. 2 die Beweisregeln des alten HGB. Art. 34 bis 36, 
77, 78, 488, 494, 889 über bindenbe Beweisfraft der Handelsbücher, des Tagebudjs 
und ber Noten der Handelsmäkler, des Schiffsjournale, der Verflarungsverhandlungen 
und ber Nachweife bei Seeverfiherungen. Im neuen HGB. find diefe Vorichriften nicht 
mehr enthalten; bie Aufhebung bat aber noch für die nad dem alten HGB. zu be— 
urteilenden Rechtsverhältniffe Bedeutung. Aufgehoben find durch EG. $ 17 Abi. 1 die 
Vorſchriften, welche die Beweiskraft eines Schuldfcheins oder einer Quittung an den Ab- 
lauf einer Friſt banden. 

6. In Anfehung der materiellen Beweisfraft ber in der Privaturfunde ab- 
gegebenen Erklärung gelten die in N. 2 litt. a bis d vor $ 415 entwidelten Süße. Aus 
bem materiellen Recht ift zu beurteilen, ob die Erklärung, welche eine rechtsgeſchäftliche 
Erklärung fein joll, den für das betreffende Rechtsgeſchäft geltenden Nechtönormen ent— 
Ipricht, inäbefondere auch, ob zur Perfektion des betr. Nechtsaktes die Begebung der Ur— 
kunde gehört (APr. S. 185f.). Daß bie Urfunde begeben wurde, wird durch die Urkunde 
felbft nicht bewiefen. Die Faſſung des Geſetzes „daß — abgegeben find“ darf hieran 
nicht irre machen. [Vgl. Schulge Ztſchr. f. Pr. u. 5. R. XXII ©. 128 ff., 163, Ztſchr.f. d. 
CPr. XXI ©. 106 F.] Ebeniowenig berührt die CPrO. die Frage, ob dem jchriftlichen 
Geftändniffe einer Schuld ohne Angabe bes Schuldgrundes, der jog. cautio indiscreta, 
eine rechtliche Wirkung zukommt; auch dieſe Trage ift Lediglich aus dem bürgerlichen 
Rechte zu beurteilen (Mot. 3. €. III ©. 263); vgl. jekt BGB. $ 781. — Unter welden 
Vorausfegungen jemand berechtigt ift, als Vertreter einer anderen Perjon Erklärungen in 
deren Namen abzugeben und insbejondere Urkunden auszuftellen, bemißt ſich ebenfalls nad 
dem bürgerlichen Rechte. Die echte Urkunde, die A als Vertreter des B mit defjen Namen 
ober firma unterfchrieben bat, bemweift nicht mehr, als daß ber A bie betreffende Erflärung 
abgegeben hat; ob die Erklärung für und gegen den B wirft, ift eine Frage des mate— 
riellen Rechtes. 

8. 417. (382.) 

Die von einer Behörde ausgeitellten, eine amtliche Unordnung, Verfügung 
oder Entjcheidung enthaltenden öffentlichen Urkunden begründen vollen Beweis 
ihres Inhalts. 


HE. Een HP. 2365 ff., Beet M. 5743 f., NE. 8 568, NP. 764, E. 15 354, E. IT E 368, 
III 8 369, M. 262, 266, AP. 1 56. 


1. Die —— des $ 417 gilt für öffentliche Urkunden (vgl. N. 1, 2 zu $ 415), 
in denen eine amtliche Anordnung, Verfügung oder Entjcheidung enthalten if. Da die 
Ausftellung ber Urkunde die Form ift, in welcher die Behörde ihre Anordnung ꝛc. erflärt, 
fo beweift die Urkunde, ihre Echtheit vorausgefeßt, daß bie Behörde die Anordnung ıc. 
erlafien hat. Die Urkunde ift Träger der darin enthaltenen Anordnung zc., nicht Zeugnis 
über einen anberweitigen Vorgang. Someit bie Urkunde Angaben über Ort und Zeit 
ihrer Ausſtellung enthält, ift fie nicht Dispofitiv« fondern Zeugnisurfunde ($ 418). 

2. Dagegen, daß die in ber Urkunde enthaltene amtliche Anordnung ꝛc. beiteht, ift 
fein Gegenbeweis denkbar; denn, wenn bie Urkunde echt ift, jo befteht die Anordnung. Es 
fann bewiefen werben, daß die Urkunde zum Scherz angefertigt wurde; dann ift feine 
amtliche Anordnung darin enthalten und die Bemweisregel des $ 417 greift überhaupt 
nicht Pla. Es kann bewiefen werben, daß Schreibfehler ober ähnliche Unrichtigkeiten 
unterliefen und daß ber Anhalt der Urkunde von dem inhalt einer mündlichen Erflärung 
abweicht, mit der er übereinftimmen follte, wie 3. B. das Urteil von ber verfünbeten 
Urteilsformel. Das ift aber fein Gegenbemweis dagegen, daß bie Anorbnung 2. fo, wie 
fie in der Urkunde fteht, erlaffen wurde, jondern diefe Behauptungen und Beweiſe wiber- 
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legen die Richtigkeit des Inhalts der Anordnung ze. Auch der Beweis ift zuläffig. daß 
die Angaben ber Urkunde über Ort und Zeit ihrer Ausftellung unrichtig find [vgl. Neu— 
famp N. 2 litt. a, Fitting Lehrb. (11) $ 61, Hellmann Lehrb. &.536 f.; — aM.: Strudm. 
Koch (EIN. 1, Wilm. Leon (TIN. 1 zu 8 382 alt, Gaupp (9) zu $ 417, Peterfen (5) N. 3, 
und zwar aus dem formaliftiihen Grunde, daß $ 417 darüber nichts beftimme.] 


$. 418. (383.) 

Deffentliche Urkunden, welche einen anderen als den in den SS. 415, 
417 bezeichneten Inhalt haben, begründen vollen Beweis der darin bezeugten 
Thatjachen. 

Der Beweis der Unrichtigfeit der bezeugten Thatjachen ift zuläffig, ſo— 
fern nicht die Landesgeſetze diefen Beweis ausſchließen oder bejchränfen. 

Beruht das Zeugnig nicht auf eigener Wahrnehmung der Behörde oder 
der Urfundsperjon, jo findet die Vorjchrift des erjten Abjages nur dann An— 
wendung, wenn jich aus den Landesgejegen ergiebt, daß die Beweiskraft des 
Zeugnifjes von der eigenen Wahrnehmung unabhängig it. 

DE. 37, OB wien sus, NE. 8 569, NE. 760 ff., E. 18 356, €. ITS 364, €. III $ 870, 


1. Zu Abi. 1: Die Bemeisregel des $ 418 gilt für öffentliche Urkunden (R.1,2 zu 
$ 415), die weber über eine vor einer Urfundsperfon ober Behörbe abgegebene Erklärung 
errichtet find, noch eine amtliche Anordnung, Verfügung oder Entſcheidung einer Behörde 
enthalten. Beifpiele folder Urkunden find Gerichtsprotofolle, Zuftellungsurfunden, Proto= 
folle der Gerichtövollzieher ($ 762), Wechielprotefte (WO. Art. 87), Poftbotenberichte (RPoft- 
gei. v. 28. Ott. 1871 $ 47), Zeugnifie der Telegraphenbeamten über die Aufgabe und die 
Ankunft eines Telegramms (ein jolches Zeugnis Tiegt in jeder Ausfertigung eines Tele— 
gramms), Zeugniſſe von öffentlichen Behörden oder Urfundsperfonen über die Echtheit einer 
Unterichrift oder über ben Gleichlaut einer Abfchrift mit der Urfchrift, ferner Zeugniſſe 
ber Regifterbehörden, Grundbuchämter, der Vormundſchafts- und der Verlaffenichaftsbehörben, 
ber Standesbeamten ac. x. 

Das Geriht muß die von ber Behörde ober Urkundsperſon auf Grund eigener 
Wahrnehmung bezeugte Thatfache als voll bewiefen annehmen. Welches dann der Beweis— 
wert dieſer Thatſache ift, ift eine Frage für fid). 

2. Zu Abi. 2: Während gegen den ſich aus der Vorfchrift des $ 415 ergebenden 
Beweis der Gegenbeweis reichsgeſetzlich zugelaffen ift ($ 415 Abi. 2), alfo nicht durch Landes— 
gefeß beichränft werben kann, ift der Gegenbeweis gegen den aus $ 418 Abi. 1 fi er- 
gebenden Beweis zwar reichögeieglich nicht ausgeichloffen, kann aber durch Landesgeſetze 
ausgeichloffen oder beichränft werben. Diefer Vorbehalt wurde nad) ben Mot. 3. €. III S. 266 
insbefondere mit Rüdficht auf „die landesgejeglich vorgeichriebene publica fides des Grund» 
und Hypothekenbuchs“ gemacht (2). Den Gegenbeweis gegen diejenigen Urkunden, beren 
Errichtung reichsgeſetzlich geregelt ift, 3. B. gegen Zuftellungsurfunden der Gerichtövollzieher, 
fann die Landesgefeßgebung weder ausfchließen noch beichränfen. 

3. Zu Abi. 3: Die Beweiskraft des öffentlichen Zeugniffes beichränkt fich der Natur 
eines Zeugniffes gemäß auf Thatfachen, die von ber Behörde oder Urkundsperſon ſelbſt wahr» 
genommen find. Der Abi. 3 hält jedoch landesgeſetzliche Vorichriften aufrecht, wodurch 
ausnahmsweiſe die Beweiskraft des amtlichen Zeugniffes von der eigenen Wahrnehmung 
unabhängig ift. Der Vorbehalt ift zunächft wegen landesgeſetzlicher Beitimmungen über 
Zeugniffe der Geiftlihen und Givilftandsbeamten in betreff des Perjonenftandes eingefügt, 
wie folche 3. B. in dem preuß. Gef. v. 9. März 1874 über die Beurfundung bes Perionen» 
ftanbes ac. $ 11 und in dem bab. Gef. v. 21. Dez. 1861 $ 21 Abi. 2, 58 36, 37, 8 40 Abi. 3, 
8 47 enthalten find. Derartige Landesgeſetze ſind durch das RG. v. 6. Juli 1875, betr. 
die Beurkundung bed Perfonenftandes zc., nicht gegenitandslos geworben, benn fie find 
maßgebend für bie vor dem RG, Liegenden Beurfundbungen des Perfonenftandes (APr. 
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©. 156). Auch für Öffentliche Zeugniffe anderer Art kann die Landesgeſetzgebung die Un— 
abhängigfeit der Bemweisfraft von der eigenen Wahrnehmung beitimmen. Dak reichägefek: 
liche Vorichriften, nach denen die Beweisfraft eines öffentlichen Zeugniſſes von der eigenen 
Wahrnehmung unabhängig ift, in Geltung bleiben, folgt aus EG. $ 13 Abf. 1; daher iſt 
die in dem RG. v. 6. Febr. 1875, betr. die Beurkundung des Perfonenftandes ıc., $ 15 
enthaltene Vorſchrift durch die CPrO. nicht berührt. 


8. 419, (384.) 
‚Inwiefern Durchitreichungen, Radirungen, Einjchaltungen oder jonjtige 
äußere Mängel die Beweiskraft einer Urkunde ganz oder theilweife aufheben 
oder mindern, entjcheidet daS Gericht nach freier Ueberzeugung. 


DE. 8 374, HP. 2391 ff., 5748 f., 6362, 6374, NE. $ 572, NP. 90, E.1$ 357, &.11$ 865, €. 
g 371, M. 266, FB. 156, 160. 


1. Der für öffentliche wie für Privaturfunden (HPr. S. 160) geltende $ 419 nimmt 
Urkunden mit Durchſtreichungen, Radierungen, Einichaltungen oder fonftigen äußeren Män— 
geln, 3.2. Riffen ober Lüden im Papiere, die die Schrift unterbrechen, Flecken, die bie 
Lesbarkeit ber Schrift beeinträchtigen, von den Beweisregeln ber $$ 415 bis 418 aus und 
ftellt die Würbigung ihrer Beweisfraft dem freien richterlichen Ermeſſen anheim. Diefe 
Treiheit ber Beweiswürdigung gilt nicht bloß für ben mit bem Mangel behafteten Paffus, 
fondern für die ganze Urkunde. IVgl. Wilm. Levy (7) N. 1 zu $ 384 alt, Gaupp (9) N. zu 
8 419, Peterjen (5) N.2, RG. 21. Apr. 1892 Entſch. XXIX Nr. 115 &.430. — AM.: Strudm. 
Koch (8) N. 1, die nur für die Frage, welcher Einfluß den Mängeln zufommt, die freie 
Beweiswürdigung gelten lafjen wollen] Die unter Beobachtung der geſetzlichen Vor— 
Ichriften (3. B. preuß. G. über d. freim. Gerichtöbarfeit v. 21. Sept.1899, GS. ©. 249, Art.64 
Abi. 2, bayer. Geih.Ordn. f. d. Notare v. 24. Dez. 1899, IMBl. ©.591, $$ 131 bis 137) 
bei öffentlichen Urkunden vermerkten Abitriche, Zufäge und Abänderungen find feine äußeren 
Mängel im Sinne bes $ 419 und fegen daher die gefeßlichen Beweisregeln nicht außer 
Kraft. — Natürlich kann ftet3 der Beweis geführt werben, dab Durchſtreichungen, Ra— 
bierungen, Ginichaltungen ꝛc. dem Willen des Urkundenausſtellers entſprechen. Dieſer Be: 
weis fann insbeſondere auch durch Zufagurfunden oder durch unterfchriebene Randbemer- 
ungen geliefert werden. Derartige Bemweisführung kann alle Bedenken gegen bie Beweis» 
fraft der Urkunde bejeitigen, bewirkt aber immer noch nicht, daß die Urkunde felbft unter 
die gejeglichen Beweisregeln fällt. 

2. Durch $ 419 ift keineswegs ausgeſprochen, daß eine mit einem äußeren Mangel 
behaftete Urkunde untüchtig zum Beweise ſei. Nur die gefeglichen Bemweisregeln der $$ 415 
bis 418 find für diefe Urkunden befeitigt; es bleibt aber dem Richter unbenommen, aus 
ber Urkunde vollen Beweis zu entnehmen. 


$. 420. (385.) 


Die Antretung des Beweijes erfolgt durch die Vorlegung der Urkunde. 
HE. 8 876, HB. 2474, 5745 f., NE. 8 578, NE. Mofl., E. 18858, €. II $ 366, E. III 8 878, 
M. 267, KB. 176. 
1. In ben Motiven z. E. III ©. 267 ift bemerft: 
„Die Antretung des Urkundenbeweiſes geftaltet fich verichieden, je nachdem ſich die Urkunde 
in den Händen a) des Beweisführers $ 372 [d. Entw. — 420 d. Gei.], b) des Gegners $ 373 
[d. Entw. = 421 d. Gef.], c) eines Dritten $ 380 [d. Entw. — 428 d. Gef.], d) einer öffentlichen 
Behörde oder eines Öffentlihen Beamten $ 384 [d. Entw. — 432 d. Bei.) befindet. Inſoweit 
fi) die Urkunde in den Händen der beweisführenden Partei befindet oder — 8384 [d. Entw. 
— 432 d. &ej.] Abi. 2 — von ihr ohne Mitwirkung des Gerichts beichafft werden fann, erfolgt 
in Konjequenz des von dem Gejehe angenommenen Grundjages der Beweisverbindung die Be- 
weisantretung durch die Vorlegung der Urkunde in der mündlichen Verhandlung.“ 


2. Die Borlegung ber Urkunde befteht darin, dab bie Urkunde dem Gerichte (im Falle 
bes $ 434 bem beauftragten oder erfuchten Richter) vorgezeigt wird, jo daß das Gericht 
(der beauftr. od. erſ. R.) und ber Gegner fie einfehen fünnen. Wird eine Urkunde in ber 
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mündlichen Verhandlung dem Gericht überreicht, jo it damit auch dem Gegner Gelegen- 
heit und Veranlaffung zur Einficht der Urkunde und zur Erklärung darüber gegeben IRG. 
v. 7. Apr. 1881 Beitr. 3. Ed. DR. XXVI ©. 124]. Bei der PVorlegung von Handels— 
büchern ober Urfundenfammlungen bat ber Beweisführer bie einzelnen Stellen anzugeben, 
welche zum Beweiſe dienen follen [RG. 18. Febr. 1880 Entf. I Nr. 151 ©. 423]. In— 
wieweit von dem Inhalte vorgelegter Handelsbücher Einficht zu nehmen ift, beftimmen die 
88 46, 47 des HGB. — In dem Begriffe der Vorlegung liegt nicht, dab die Urkunde 
zu den Gerichtsaften abzugeben ift. Nur die Vollmachtsurkunde ift nach $ 80 Abi. 1 zu 
den Alten abzugeben. Ferner werden vorgelegte Urkunden, beren Echtheit beftritten ift 
ober deren Inhalt verändert fein foll, bis zur Erledigung des Rechtsſtreits auf ber Ge— 
richtöfchreiberet verwahrt, jofern nicht ihre Auslieferung an eine andere Behörbe im 
Intereſſe der öffentlihen Ordnung erforderlich ift ($ 443). Auch fann das Gericht nad 
$ 142 Abf. 2 anordnen, dab die vorgelegten Schriftftüde während einer von ihm zu be= 
ftimmenden Zeit auf der Gerichtöfchreiberei verbleiben. Ein Scriftftüd, das weber nach 
$ 80 Abf. 1 noch nad) $ 142 Abſ. 2 ober $ 443 bei den Gerichtsaften zu verbleiben hat, 
ift der Partei, welche es vorgelegt und zu den Akten übergeben hat, auf Verlangen aus» 
zuliefern [vgl. RG. 3. Juni 1905 JW. ©. 438 Nr. 20]. 

3. Die Vorbereitung des Urkundenbeweiſes, von welcher die inftruftionellen Vor: 
ichriften der $$ 131, 133 bis 135 handeln, ift noch feine Beweisantretung. 

4. Wegen der Befugnis des Gerichts, die Vorlegung gewiſſer Urkunden und deren 
Derbleiben auf der Gerichtöfchreiberei von Amtöwegen anzuordnen, j. bie $$ 142, 143. 


8. 421. (386.) 
Befindet fich die Urkunde nach der Behauptung des Bemweisführers in 
den Händen des Gegners, fo erfolgt die Antretung des Beweiſes durch den 


Antrag, dem Gegner die Vorlegung der Urkunde aufzugeben. 
SE. 87,88 2485, 5769, NE. 8 574, NP. Mı, €. 18 359, €. IT 367, €. II 8 378, M. 267, 
. 156. 


1. Der Antrag, dem Gegner die Vorlegung der Urkunde aufzugeben, kann nur 
aejtellt werden, wenn fich die Urkunde nach der Behauptung des Beweisführers „in den 
Händen“, db. h. im unmittelbaren Beſitze, des Gegners befindet; es genügt nicht, daß ber 
Gegner fi die Urkunde verſchaffen fann [vgl. RG. 13. Mai 1903 SW. LVII Nr. 180]. 

2. a) Der Antrag, dem Gegner die Vorlegung einer Urkunde aufzugeben (Editions« 
antrag) fann von der Partei, bei Streitgenoffenihaft von jedem Streitgenofien, und von 
dem Nebenintervenienten gejtellt werben. Ein Streitgenofje fann den Ebitionsantrag nur 
ftellen, wenn er felbft einen Anſpruch auf VBorlegung gegen ben Gegner zu haben be— 
bauptet. Der Nebenintervenient kann den Antrag jowohl aus einem ihm ſelbſt gegen ben 
Gegner zuftehenden Anfpruche, wie auch aus einem Anfpruche der Partei auf Vorlegung 
begründen [vgl. Strudm, Koch (8) R.2, Gaupp (IN. IT Abſ. I, Wach Handb. I &. 643]. Der 
Editionsantrag eines Nebenintervenienten in ber Normalftellung des $ 67 wirb unwirkſam, 
wenn die unterftügte Partei wiberipricht (vgl. N. 2 litt. d zu $ 67). Der Editionsantrag 
eines Nebenintervenienten in ber Stellung des $ 69 ift troß dem Widerſpruche ber unter- 
ftügten Partei wirkiam, wenn ber Antrag auf einen dem Sintervenienten ſelbſt zuftehenden 
Anſpruch geftügt wird; ftüßt aber der Nebenintervenient in der Stellung des $ 69 jeinen 
Editionsansprud auf einen Anipruch der unterftügten Partei und widerſpricht die Partei 
dem Antrage, fo fann dem Ebitionsantrage feine Folge gegeben werben, weil ber Neben- 
intervenient den Anfpruch der Partei gegen deren Willen nicht geltend machen kann. 

b) Der Editionsantrag fann gegen die Partei, bei Streitgenoffenihaft gegen jeden 
Streitgenofjen, und gegen den gegneriſchen Nebenintervenienten in ber Stellung des $ 69 
geitellt werben. Die Möglichkeit, von dieſem Nebenintervenienten die Vorlegung zu ver« 
langen, folgt daraus, dab dieſer Nebenintervenient als Streitgenoffe ber Partei gilt; 
auch ergiebt $ 449 die Möglichkeit, dieſem Nebenintervenienten den Eid zuaujchieben, 
woraus zu folgern ift, daß auch der Editionseid von ihm verlangt werden kann. [Bgl. 
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Francke Nebenparteien S. 107.) Umgekehrt folgt aus $ 449 die Unmöglichkeit, von dem 
gegnerifchen Nebenintervenienten in der Stellung bes $ "67 den Ebitionseid zu verlangen, 
woraus fich der Schluß ergiebt, dak das Anzidentverfahren der $$ 421 bis 427 gegen einen 
Nebenintervenienten in der Stellung des $ 67 unzuläffig ift. Gegen ben Nebeninter« 
venienten in ber Stellung bes $ 69 kann ein Ebitionsantrag geftellt werben, wenn bem 
Antragfteller ein Editionsanipruch gegen den Nebenintervenienten zufteht. — Kann gegen 
den Nebenintervenienten fein Editionsantrag geftellt werben, fo gilt er als Dritter im 
Sinne ber 88 428, 429; vgl. N. 1 zu $ 428 und N. 2 litt. c zu $ 429. 

Gegen den gefeklichen Vertreter kann ein Editionsantrag nach $ 421 geftellt werben, 
fowohl wenn die vertretene Partei wie wenn er jelbit die Urkunde in Händen hat, falls 
bie Vorlegungspflicht in der Perfon der Partei begründet ift. 

3. Der Editionsantrag muß in dem Termine zur mündlichen Verhandlung geftellt 
werden. Im Anmaltsprozefie ſoll der Antrag duch Schriftiag dem Gegner vorher mit« 
geteilt werden ($ 129, $ 130 Nr. 5, $ 132). Der Antrag it zuläffig bis zum Schluſſe der 
mündlichen Verhandlung, worauf das Urteil ergeht ($ 283); auch noch in ber Berufungs: 
inftanz ($ 529 Abi. 1). Erforbernifjfe des Antrags ſ. $ 424. Legt der Gegner bie Ur— 
funde vor, deren Vorlegung beantragt ift, jo ift der Antrag erledigt. Anderenfalls ſ. 
88 425 bis 427. 

4. Im Urkunden: und Wechſelprozeß ift fein Editionsantrag zuläffig (arg. $ 595 
Abi. 3). In Prozeffen über Scheidung oder Anfechtung einer Ehe und über Heritellung 
des ehelichen Lebens ift ein Editionsdantrag nur in Anſehung der dem Beſtande ber Ehe 
günftigen Thatſachen zuläffig ($ 617 Abi. 1); in anderen Eheſachen ift überhaupt fein 
Editionsantrag zuläffig (8 617 Abi. 2). Im Statusprozeſſe des 8 640 ift fein Ebitions- 
antrag zuläffig ($ 640 Abi. 1); im Statusprozeffe des $ 641 nur in Anfehung der ber 
Ehelichkeit günftigen Thatſachen ($ 641 Abi. 1). Im Entmündigungöprozeß ift fein Editions» 
antrag zuläffig ($ 670 Abi. 1, $ 679 Abi, 4, $ 684 Abſ. 4, $ 686 Abf. 4). 

5. Durch die Zuläffigkeit eines Editionsantrags innerhalb des anhängigen Rechts— 
ftreits ift nicht ausgeichloffen, dab die Partei den ihr nad den Vorfchriften des bürger- 
lichen Rechts (vgl. N. 3, 4 zu $ 422) zuftebenden Anſpruch auf Herausgabe oder Vorlegung 
ber Urkunde gegen den Gegner in einem gefonderten Prozeffe gerichtlich geltend macht. 
Die Anhängigkfeit eines anderen Rechtäftreitd über den Anſpruch auf Herausgabe ober 
Vorlegung fann zur Ausſetzung bes Prozefies führen, in welchem die Urkunde als Beweis- 
mittel verwendet werden foll (arg. $ 148). 


8. 422.* (387.) 
Der Gegner ift zur Vorlegung der Urkunde verpflichtet, wenn der 
DBeweisführer nach den PVorjchriften des bürgerlichen Rechts die Herausgabe 


oder die Vorlegung der Urkunde verlangen fann. 

de 5 520, OR. 2485 ff., 2500 ff., 2519 fi., 5768 ff., 6450 fi., NE. & 575, MB. 9u2 fi., €. 18 300, 
11 8 368, €. 111 8 374, M. 267, EB. 156, 553, Vegr. d. Nov. v. 1898 ©. 115. 
Litteratur: Wegell Syft. (3) $ 24 N. 100 ff., Pland Lehrb. II 8 119, Hellmann Lehrb. 
©. 543 ff., Schmidt Lehrb, (2) &. 518 fi., Glüd Band. XXI ©. 108 fi, M. "Mittermaier Über 
die Gründe der Verpflichtung, zur Edition von Urkunden (1835), Demelius Die Erbibitions- 
pflicht (1872), Goldihmidt Über Editionspflicht insbeſ. betreffend gemeinichaftliche Urfunden- 
und Handelsbücher in Atichr. f. d. g. HR. XXIX ©. 341 ff., ler Die er jur Ur- 
— — (1889), Apt Die Pflicht zur Urkundenedition (1892), Kohler Arc. f. c. Pr. LXXIX 
S. Uff, E. Siegel Die Vorlegung von Urkunden im Prozeß (1904) in Fiſchers Abhandlungen 
3. ErR. und CPr. Bd. XII Heft 2. 


1. In $ 387 der CPrO. v. 1877 war bie Verpflichtung zur WVorlegung einer Ur— 
funde in der Weife geregelt. dab zunächſt auf die Vorfchriften bes bürgerlichen Rechtes 
verwieſen, außerdem aber die Verpflichtung zur Vorlegung gemeinichaftliher Urkunden 
ausgeſprochen war. Der Begriff ber gemeinfchaftlihen Urkunde war im Geſetze nicht be» 
ftimmt; aber das Gele führte die wichtigften Fälle der Gemeinichaftlichfeit an. Die No— 
velle von 1898 begnügt ſich mit der Verweiſung auf das bürgerliche Recht. In ber Be— 
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gründung ift gejagt, dab das BGB. $ 810 die Verpflichtung zur Herausgabe (sic!) weſentlich 
ermweitere (was nicht richtig fein dürfte) und in der Hauptſache mit der bisherigen Nr. 2 
des $ 387 CPrO. welche die gemeinjchaftlichen Urkunden betraf, übereinftimme, daher bie 
Nr. 2 entbehrlich made. 

2. Sin ber erft von Eujacius reftituierten, in Deutichland nicht rezipierten l. 22 
C. 4, 21 wird eine allgemeine, der Zeugnispflicht entfprechende Verpflichtung zur Vorlegung 
jeder Urkunde aufgeftellt, deren ein anderer für einen Rechtsſtreit bedarf, fofern nicht der 
Befiger durch die Vorlegung geichädigt wird. Eine fo weit gehende Verpflichtung ftellt die 
deutſche Prozekordbnung nicht auf; vielmehr geht fie davon aus, dab zur Vorlegung einer 
Urkunde in einem Nechtsjtreite nur berjenige verpflichtet ift, von welchem ber Beweisführer 
nach den Vorichriften des bürgerlichen Rechtes die Herausgabe oder die Vorlegung auch 
außerhalb des Prozeſſes beanſpruchen fönnte (vgl. hann. Pr. VII 2485 fi., 2519 fi, XV 
5763 ff., XVI 6459 ff, norbbd. Pr. II ©. 942 ff., Mot. z. €. III ©. 267). Ein von dem 
Vorhandenſein eines folchen privatrechtlichen Anſpruchs unabhängiger Anfpruh auf Vor— 
fegung ergiebt fih nur aus $ 423; dieſe Vorichrift bejtimmt, daß aus der Bezugnahme 
auf eine Urkunde im Prozeſſe die Verpflichtung entfteht, in diefem Prozeffe die Urkunde 
vorzulegen. Dieſe Verpflichtung entfteht aus einer Prozeßhandlung; man kann fie, da fie 
von dem bürgerlichen Recht unabhängig ift, eine prozebrechtliche Vorlegungspflicht heißen. 

3. Als Vorfchriften des bürgerlichen Rechtes, nad denen die Herausgabe einer 
Urkunde verlangt werben kann, kommen die Vorſchriften in Betracht, nach welchen der 
Beweisführer auf Grund eines Schuldverhältniffes — 3. DB. eines Kaufes der Urkunde ober 
bes Gegenftanbes, auf welchen ſich die Urkunde bezieht (BGB. $ 444), einer Leihe, eines 
Auftrags, einer Geihäftsführung ohne Auftrag, einer Verwahrung, eines Dienftvertrags, 
einer Gejellihaft, einer ungerechtfertigten Bereicherung, einer unerlaubten Handlung — 
oder auf Grund der Übertragung einer Forderung (BGB. $ 402) oder auf Grund der 
Befriedigung des Gläubigers (BEB. $ 371 Sak 1, $ 1145 Abſ. 1 Sag 1, $ 1267) oder 
auf Grund früheren Befifes (BGB. $ 1107) oder Eigentums oder Miteigentum oder Ding» 
lichen Rechtes die Übertragung oder die Zurüdgabe des Beſitzes der Urkunde beanfpruchen 
kann. Beſteht die Verpflichtung zur Herausgabe, jo befteht im Prozeffe die Verpflichtung 
zur Vorlegung; denn Vorlegung ift bad minus im Verhältniffe zur Herausgabe. 

4. Als Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes, nach denen bie Borlegung einer 
Urkunde verlangt werden kann, fommen in Betradt: 

a) BGB. $ 810. Danach fann ber Beweisführer unter der Vorausfegung eines 
rechtlichen Interefjes an der Einfiht — welche Vorausſetzung ſtets zutrifft, wenn im Pro— 
zeffe die Vorlegung zum Zwede des Beweiſes oder ber Wiberlegung einer erheblichen Be— 
hauptung verlangt wirb — die Geftattung der Einficht verlangen, 

«) wenn die Urkunde in feinem Intereſſe errichtet ift. Es iſt nicht erforderlich, daß 
bie Urkunde im ausschließlichen Intereſſe bes Beweisführers errichtet ift, ſondern es 
genügt, wenn die Errichtung im gemeinfamen Intereſſe des Beweisführers und eines 
anderen erfolgte, einerlei, ob dieſer andere der Vefiger oder ein Dritter ift [vgl. Strudm. 
Koch (8) N.3, Wilm. Levy (7) N. 4 zu $387 alt, Gaupp(9) N. II3b; — aM.: Goldſchmidt 
0.0.0. 6.389]. Es ift nicht erforberlich, dab derjenige, welcher die Urkunde errichtet 
bat, die Abficht hatte, für ben Bemweisführer ein Beweismittel zu jchaffen, fondern es 
genügt, wenn bei der Errichtung die Abficht obtwaltete, eine Willenserflärung oder 
eine fonftige rechtserhebliche Thatfache zu beurfunden, die objeltiv für die Nechtölage 
des Beweisführers bebeutiam ift [vgl. Strudm. Koch (8) N. 3, Apt a. a. O. ©. 43 f., 
Kohler a. a. O. S. 23 f.; einigermaßen abw.: Gaupp (9) N. II3a]. Hiernach kann 3.2. 
der Beweisführer die Vorlegung eines Teſtaments, in dem er bedacht oder zum Vor— 
mund oder Teſtamentsvollſtrecker berufen iſt, oder die Vorlegung eines von Anderen 
zu ſeinen Gunſten errichteten Vertrags beanſpruchen; ebenſo die Vorlegung einer Ur— 
funde über die Bevollmächtigung eines Dritten, der im fremden Namen mit dem Be— 
weisführer ein Geichäft abgeichloffen hat; ebenfo die Vorlegung einer Zuftellungsurkunde, 
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‚ bie fi auf einen Prozeß bezieht, an dem der Beweisführer beteiligt ift; besgleichen 
die Vorlegung eines Pfändungsprotofolls, jofern die Pfändung die Rechte bes Beweis— 
führers berührt ıc. Daß das Schriftftüd in der Abficht angefertigt wurde, eine Willens« 
erklärung ober eine fonftige rechtserhebliche Thatfache zu beurfunden, d. i. durch das 
Schriftſtück feftzuftellen, ift für die Vorlegungspflicht wefentlich; denn, wenn dieſe Ab— 
ficht fehlt, kann man nicht wohl von Errichtung einer Urkunde reden. Daher befteht 
3. B. feine BVorlegungspflicht in Anſehung familiärer Briefe, in denen rechtserhebliche 
Thatſachen gelegentlih erwähnt werden [vgl. Pland Komm. 5. BGB. (1) N. 3a zu 
5 810]; 

P) wenn in ber Urkunde ein zwijchen dem Beweisführer und einem anderen be» 
ftehenbes Rechtöverhältnis beurfundet ift. Dies trifft zu für Urkunden über Verträge 
aller Art, und zwar fönnen nicht bloß bie den Vertrag jchließenden Zeile und ihre 
NRechtsnachfolger, Sondern auch der aus dem Vertrage berechtigte Dritte ſowie ber Schuld» 
übernehmer und ber Bürge bie Vorlegung beanipruden. Dagegen hat der Gläubiger 
oder ber Kontursverwalter, welcher den Bertrag wegen Benachteiligung der Gläubiger 
anfechten will, feinen Anſpruch auf Vorlegung ber Urkunden, welche über das Geſchäft 
bes Schuldners mit dem Dritten errichtet find, da in diefen Urkunden feine Rechte der 
Gläubiger beurfundet find [vgl. Kohler a. a. O. &.34]. — Iſt der Vertrag mehrfach aus: 
gefertigt, Jo fann jeder ber Beteiligten bie Vorlegung des anderen Exemplars verlangen. 
Die Vorlegung einer Quittung fönnen der Empfänger der Quittung, der Ausfteller, der 
Bürge und ber Eigentümer bes mit der Hypothek belafteten Grundftüds verlangen [vgl. 
SA. XVI Nr. 88, XVII Nr. 169, Kohler a.a. DO. ©. 29]. Die Vorlegung einer ge: 
legten Rechnung kann auch ber zur Rechnungslegung Verpflichtete beanspruchen. Die 
Dorlegung des zwijchen einem Geſchäftsmann und feinem Kunden geführten Kontobuchs 
fönnen beide Zeile beanipruden. Das Handelsbuch des Kaufmanns enthält Beurkun— 
dungen ber Rechtöverhältniffe zwiichen ihm und demjenigen, mit welchem er Geſchäfte 
macht; dieſer kann daher die Vorlegung der ihn betreffenden Einträge beanſpruchen 
(vgl. Strudm. Koch (8) N. 3 Abſ. 3, Wilm. Levy (7) N. 5 zu $ 387 alt, Gaupp (9) 
N. II 3b, Peterfen (5) N. 4b g. E., Behrend Lehrb. d. HR. 1 S. 302, Pland Komm. 3. 
BGB. (1) N. 3 litt. b zu $ 810, RG. 12. Mai 1882 SU. XXXVII Nr. 348, 16.Nov. 1887 
Entih. XX Nr. 11 ©. 45; — aM.: Kohler a. a. O. ©. 36, Pland Lehrb. II 5.249. In 
Bezug auf die Bücher eines Minderfaufmanns wird die Vorlegungspflicht verneint vom 
RG. 23. Oft. 1903 SA. LIX Nr. 46.]. Nah HGB. $ 91 kann der Hanbdelsagent bei 
ber Abrechnung mit dem Gejchäftsheren die Mitteilung eines Buchauszugs über die 
durd feine Thätigkeit zuftande gefommenen Gefchäfte fordern; das gleiche Recht fteht 
ihm in Anfehung folder Geichäfte zu, für die ihm nah HGB. $ 89 die Provifion ge- 
bührt. Nah HGB. $ 101 ift der Handelsmäkler verpflichtet, den Parteien auf Ver— 
langen Auszüge aus dem Zagebuche zu geben. Someit nach diefen Vorfchriften der 
Beweisführer Auszüge fordern kann, fann er auch die Dorlegung ber betreffenden 
Bücher beanſpruchen. — Was von den Handelsbüchern der Kaufleute gilt, findet auf 
andere Geichäftsbücher entiprechende Anwendung; fo kann 3. ®. der Einleger die Vor» 
legung der Geihäftsbücher einer Sparkaſſe verlangen, joweit diefe Bücher feine Rechts- 
verhältniffe betreffen [RG. 12. Mai 1882 SA. XXXVI Nr, 348]. — Die Vorlegung 
ber Sal- und Lagerbücher, der Stifter, Zins- und Scharwerfäregijter kann jowohl ber 
(ehemalige) Grundherr ala der Abgabenpflichtige verlangen [vgl. Codex Max, Bar. civ. 
IV 7 825 Nr. 8]. Die Vorlegung der Lehensprotofolle kann ber Lehenäherr und ber 
Vaſall verlangen. Die Vorlegung von Enticheidungen, die in einem Rechtsſtreit ober 
in einem Berwaltungsverfahren ergingen, ſowie die VBorlegung von Zuftellungsurfunden 
fann jeder bei dem Verfahren als Partei oder Nebenintervenient Beteiligte verlangen, 
Dagegen treffen die Vorausfeßungen der Vorlegungspflicht nicht zu für die im ein— 
feitigen Intereſſe des Eintragenden erfolgten Einträge in Haus-, Rechnungs- und 
Haushaltungsbücher lvgl. Kohler a.a. O. ©. 35]; ebenjo nicht für die im öffentlichen 
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Intereffe geführten Akten einer Verwaltungsbehörde [val. RG. 21. Nov. 1893 SA. 
XLIX Nr. 214]; 

y) wenn bie Urkunde Verhandlungen über ein Rechtsgeſchäft enthält, die zwiſchen 
dem Beweisführer und einem Anberen oder zwiſchen einem von beiden und einem ge= 
meinfchaftlichen Vermittler gepflogen worden find. Hierher gehören Punktationen aller 
Art, ferner die vor oder nach bem Geichäftsabfchluffe liegende Korreſpondenz zwiſchen ben 
Vertragichließenden oder ihren Vertretern ſowie die SKtorreipondenz zwilchen einem ber 
Vertragichließenden und dem gemeinfamen Vermittler, einerlei von wen die Briefe ge- 
fchrieben find, Dagegen kann der Vertragichließende A die Borlegung der Korrefponbenz 
zwifchen dem Bertragichließenden B und dem von biefem einfeitig zur Vermittelung 
oder zum Abichluffe des Geihäfts Beauftragten nicht beanipruchen ; 

b) die Vorschriften des bürgerlichen Nechtes, nad) welchen der Beweisführer berechtigt 
ift, von der Urkunde Einficht zu nehmen; denn dieſes Recht ichließt das Recht auf Vor— 
legung ein. Solche Vorfchriften enthalten 3. B. das BGB. $ 716 Abi. 1 und das HGB. 
$ 118 Abf. 1, $ 157 Abſ. 3, $ 166 Abj.1,3, 8 246 Abf.1 Satz 2, $ 263 Abſ. I, 8267 Abſ. 1, 
$ 338 Abi. 1,3, $ 498 Saß 2. 

Ad a und b: Soweit die CPrO. die Vorlegungspflicht durch Verweifung auf das 
bürgerliche Recht regelt, find auch deſſen Vorichriften über den Ort der Vorlegung (BEP. 
$ 811 Abi. 1) und über die Gefahr und Koſten (BEB. $ 811 Abi. 2) anwendbar. Das Be— 
bürfnis, die Urkunde dem Gericht oder einem beauftragten oder erluchten Richter ($ 434) 
vorzulegen, ift natürlich ftets ein Grund, um bie Vorlegung an bem Gerichtäorte zu ver- 
langen (BEB. $ 811 Ab. 1 Sa 2). 

5. a) Nah HGEB. 8 45 Abſ. 1, 847 kann das Gericht im Laufe eines Rechtöftreits auf 
Antrag oder von Amtömwegen bie Vorlegung der Handelsbücher einer Partei an« 
orbnen. Gleich den anderen Vorichriften über Hanbeläbücher gelten auch die $$ 45, 47 
nur in Anfehung der Bücher eines Vollfaufmanns (arg. HGB. $ 4) [vgl. RG. 23. Oft. 
1903 SA. LIX Nr. 46). Die Anordnung fteht im Ermefjen des Gerichte. Der Antrag 
auf diefe Anordnung ift fein Ebitionsantrag im Sinne der CPrO. 88 421, 424, 425, 
fondern die Anregung zu einer Offizialthätigfeit des Gerichts; daher ift die Enticheidung, 
welche die Vorlegung anordnet, fein Zwifchenurteil, fondern Beſchluß und die Vorſchriften 
ber CPrO. $$ 426, 427 finden feine Anwendung. Die Folgerungen, welche das Gericht 
daraus zieht, daß die Partei der Anorbnung nit nachkommt, fallen in den Bereich 
ber freien Beweiswürbigung (8 286). Unter ber Herrichaft des alten HGB. war ftreitig, 
ob die dem neuen HGB. $ 47 Abf. 1 annähernd entiprechende Vorſchrift des Art. 37 des 
alten HGB. für die Vorlequng von Handelsbüchern im Prozeß ausſchließlich maßgebend 
[jo Goldihmidbt a.a. ©. ©. 367, Kohler a. a. O. ©. 35 f., RG. Entid. XV S. 380, 
XVII S. 29] oder ob daneben aud die Vorfchriften der CPrO. über die VBerpflihtung 
bes Prozebgegners zur Vorlegung auf Handelsbücher anwendbar feien [fo die Komm. von 
2. Seuffert, Strudm. Koh, Wilm. Levy, Gaupp, RG. Entih. XX ©. 45 SU. XXXVII 
Nr. 348]. Durch $ 45 Abi. 2 des neuen HGB. ift diefe Streitfrage im Sinne ber zweiten 
Anficht entichieben. 

b) Nah HGP. 8 102 kann das Gericht im Lauf eines Rechtsftreits auch ohne An— 
trag einer Partei die Vorlegung bes Mäklertagebuchs anordnen, um es mit der Schluß 
note, den Auszügen oder anderen Beweismitteln zu vergleichen. Diefe Anordnung kann auch 
getroffen werben, wenn der Mäfler nicht Partei ift. Auf den Antrag und die Anordnung 
finden die unter litt. a entwidelten Säße entiprechende Anwendung. ft der Mäkler nicht 
Partei, jo fann daraus, daß er der Anordnung feine Folge leitet, nichts zu Ungunften der 
Partei gefolgert werben. 

s. 423. (388.) 

Der Gegner ift auch zur Vorlegung derjenigen in jeinen Händen befind- 

lihen Urkunden verpflichtet, auf welche er im Prozeſſe zur Beweisführung 
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Bezug genommen hat, jelbit wenn diejes nur in einem bvorbereitenden Schrift: 
ſatze gejchehen ift. 
RE. $ 576, NP. 970 f., €. 18 361, €. IT 8 369, €. 111 8 375, M. 267, FR. 156, 558. 
Litteratur ſ. bei $ 422, bejonders Apt a.a.D. S. 22 fi. 


1. Über das Verhältnis der ſich aus $ 423 ergebenden Vorlegungspflicht zu der 
Vorlegungspflicht, welche fih aus den in $ 422 angezogenen Vorfchriften des bürgerlichen 
Rechtes ergiebt, 5. N.2 g. €. zu $ 422. Jede Bezugnahme im Prozeß erfolgt zur Be— 
weisführung, auch wenn die Urkunde nicht förmlich als Beweismittel bezeichnet wird [val. 
Apt a.a.D. ©. 23 f., Kohler a. a. O. S.1ff., Pland Lehrb. II S. 250). Auf die Be- 
zugnahme kann auch der Antrag auf Borlegung von Danbdelsbüchern gegründet werben 
[RG. 17. Juni 1897 SU. LIII Wr. 26). Die duch die Bezugnahme entitandene Vor: 
fegungspflicht wird nicht dadurch aufgehoben, daß der Pflichtige auf die Benutzung der 
Urkunde verzichtet. 

2. Durch die Bezugnahme eines Streitgenofien entjteht die Vorlegungspflicht nur 
für ihn. Hat ein Nebenintervenient auf eine in feinen Händen befindliche Urkunde Bezug 
genommen, fo entjteht die Vorlegungspflicht für ihn, nicht für die Partei (vgl. N. 1 zu 
8421, N. 1 zu $ 429) Dadurch, daß ein Nebenintervenient auf eine in den Händen 
ber unterftüßten Partei befindliche Urkunde Bezug nimmt, entfteht weder für die Partei 
noch für den ntervenienten eine VBorlegungspflicht. 


8. 424. (389.) 
Der Antrag joll enthalten: 
. die Bezeichnung der Urkunde; 
. die Bezeichnung der Thatjachen, welche durch die Urkunde bewiejen werden 
ſollen; 
3. die möglichſt vollſtändige Bezeichnung des Inhalts der Urkunde; 
4. die Angabe der Umjtände, auf welche die Behauptung fich jtüßt, daß die 
Urkunde fich in dem Beſitze des Gegners befindet; 
5. die Bezeichnung des Grundes, welcher die Verpflichtung zur Vorlegung 
der Urkunde ergiebt. Der Grund ift glaubhaft zu machen. 


DE. 8 378, 9%. 2498 ff., 5760 f., NE. 8 577, RP. 941, 947, €. 18 362, €. IT $ 370, E. III $ 376, 
M. 268 1., AP. 156, 553. 


1. In den Motiven 3. E. III S. 268 ift hierzu bemerft: 

„Die Vorſchrift iſt nicht bloß inftruftionell, jondern imperativ und hat nur um deshalb 
die mildere Faſſung („ſoll“) erhalten, weil der Antrag mittelft Schriftiages nicht geitellt, jondern 
mur vorbereitet werden ſoll, mithin berüdjichtigt werden muß, wenn in der mündlichen Ver— 
handlung den Erfordernifjen des $ 376 [d. Entw. — 424 d. Gef.) entſprochen wird.” 

Auf den Antrag iſt die Vorichrift des $ 297 nicht anwendbar; vgl. N. 1 Abi. 3 
Satz 2 zu $ 297. — Ein ben Erforderniffen bes $ 424 nicht entiprechender Antrag ift 
ohne Enticheidung über den Anſpruch auf Vorlegung und ohne Auflage eines Editions- 
eides durch Zwiſchenurteil oder im Enburteile zurüdzumeiien, 

2. Zu Nr. 1: Die Bezeihnung muß jo beftimmt fein, daß der Gegner wiſſen fann, 
um welde Urkunde es fich handelt. 

3. Zu Wr. 2: Diefe Angaben find zur Prüfung der Erheblichkeit der That— 
ſachen nötig. 

4. Zu Rr. 3: Hat der Beweisführer eine Abichrift, jo kann er dieje vorlegen. 

5. Zu Nr. 4: Es ift anzugeben, wie der Gegner in den Beſitz der Urkunde ge: 
langte. Glaubhaftmahung ift nicht erforderlich; anders: $ 450. 

6. Zu Nr. 5: Als Grund ift der fich aus ben Vorfchriften des bürgerlichen Rechtes 
ergebende Borlegungsanipruch ($ 422) ober bie Bezugnahme im Prozeß ($ 423) zu be» 
zeichnen. Im falle bes $ 423 dienen die Akten zur Glaubhaftmahung. 

2. Seuffert, Civilprozeüordnung I. 10. Aufl. 41 


Do 
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$. 425. (390.) 

Grachtet das Gericht die Thatjache, welche durch die Urkunde bewiefen 
werden foll, für erheblich und den Antrag für begründet, jo ordnet e8, wenn 
der Gegner zugefteht, dab die Urkunde fich in feinen Händen befinde, oder 
wenn der Gegner ſich über den Antrag nicht erklärt, die Vorlegung der Ur: 


funde an. 
HE. Ms 1. 0m. 2493 #i., 2544 fi., 8770 fi. NE. 8 585, NE. 6, Hsf., E18, EU 
g 371, €. II 8 377, M. 268, WB. ı 


1. Bei formell orbnungsmäßigem Shitionsantrage find folgende Prozeßlagen möglich: 

a) Der Gegner bejtreitet die Erheblichfeit der durch die Urkunde zu erweiſenden 
Thatiache, gefteht aber den Befig der Urkunde zu und erfennt feine Vorlegungspflicht 
an. Dann Tiegt fein Zwifchenftreit vor. Hält das Gericht die Thatjache für erheblich, 
fo ordnet es durch Beweisbeſchluß die Vorlegung der Urkunde an. Hält das Gericht 
die Thatſache für umerbeblich, fo ift dies in den Enticheidungsgründen des Endurteils 
auszufprechen. 

b) Der Gegner gefteht den Beſitz der Urkunde zu, beitreitet aber feine Vorlegungs- 
pfliht. Dies ift ſelbſt bei Zugeftändnis der zur Begründung des Ebitionsantrags be— 
haupteten Thatfachen möglich; es kann bejtritten werden, dab fich daraus die Editions— 
pflicht ergebe. «) Das Gericht erachtet die Thatfache, welche durch die Urfunde erwieſen 
werben joll, für unerheblid. Dann Liegt feine Veranlaffung zur Entiheidung über die 
Dorlegungspflicht vor. Das Gericht fchreitet nah Erledigung fonftiger Beweisaufnahme 
zum Endurteil und erklärt in ben Enticheidungsgründen jene Thatfache für unerheblich. 
#) Das Gericht erachtet die Thatiache für erheblich, die Vorlegungspflicht aber nicht für 
begründet. Dann ift der Zwifchenftreit zu enticheiden. Das Gericht weift den Editions 
antrag durd Urteil ab. Die abweijende Enticheidung kann in den Gründen des Enb- 
urteilö enthalten fein; fie fann aber auch durch Zwiſchenurteil erfolgen. >) Das Gericht 
hält die Thatſache für erheblich und die Vorlegungspflicht für begründet. Dann orbnet 
es die Vorlegung der Urkunde an. Dieſe Entſcheidung it, foweit fie die Erheblichfeit der 
Thatfache bejaht, Beweisbeſchluß, ſoweit fie die Vorlegungspflicht ausſpricht, Zwiſchen— 
urteil. Aus dieſer Doppelnatur folgt: die Entſcheidung über die Erheblichkeit bedarf 
feiner Gründe, bindet aber auch das Gericht nicht; die Entſcheidung über die Vor— 
legungspflicht bedarf der Gründe und bindet das Gericht. [Vgl. Gaupp (9) N, I, IL, 
Kohler Forſchungen ©. 81.) 

c) Der erfchienene Gegner erklärt fi nicht auf den Ebditionsantrag. Folge der 
Unterlaffung ift gemäß $ 138 Abſ. 2, daß ſowohl ber Beſitz der Urkunde als die That- 
lachen, aus welchen die Vorlegungspflicht hergeleitet wird ($ 424 Nr. 5), als zugeftanden 
gelten. «) Erachtet das Gericht die Thatfache, welche durch die Urkunde erwiejen werden 
joll, für unerheblich, fo ift zu verfahren wie in bem ad b« erörterten alle. 4) Hält 
das Gericht aber die zu ermeilende Thatſache für erheblich, jo bedarf es, da ala Ber: 
fäumnisfolge nicht ein Anerfenntnis des Vorlegungsanipruche, fondern nur die Fiktion 
des Zugeftändniffes der zur Begründung vorgebradhten Thatſachen eintritt, noch der Ent- 
icheibung darüber, ob diefe Thatfachen den Antrag begründen. Die Verneinung dieſer 
Frage muß wie im Fall ad b3 entweder im End» oder durch Zwiſchenurteil ausgeſprochen 
werben. Bei Bejahung ber frage ift die Vorlegung der Urkunde anzuordnen. Diele 
Anordnung hat die Doppelnatur eines Bemweisbeichluffes und eines Zwiſchenurteils, wie 
im falle ad by. 

d) Der Gegner beftreitet, daß ſich die Urkunde in feinem Beſitze befinde. Bon 
diefem Falle handelt der $ 426. 

Alle sub litt. a bis c erwähnten vor bem Enbdurteile ergebenden Entſcheidungen find 
erit mit dem Enburteile anfechtbar. Niemals ift Beſchwerde zuläffig. 

[Daß die Anordnung, die Urkunde vorzulegen, neben ihrer Eigenichaft ala Zwijchen- 
urteil die eines Bemweisbeichluffes habe, beftreitet v. Bülow (2) N. 2 zu $390 alt mit un« 
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ftichhaltigen Gründen. Die Frage bat auch wegen $ 374 und wegen GKG. $ 18 (vgl. a. 
SD. FRA. $13 Nr. 4) Bedeutung. Val. a. die Mot. d. Entw. e, GRG. ©. 51.] 

2. Zu einem Verfäumniszwifchenurteile (8 347 Abi. 2) über die Editionspflicht kann 
es fommen, wenn nad) einer mündlichen Verhandlung, in der ber Ebitionsantrag geftellt 
und die Editionspflicht beftritten worden ift, ein Termin lediglich zur Verhandlung über 
den Editionöftreit beitimmt ift. Über diejes Veriäumniszwifchenurteil vgl. N. 3 litt. e zu 
$ 347. Über deffen Bedeutung für die höhere Inſtanz |. N. 3 zu $ 513. 


$. 426.* (391.) 
Bejtreitet der Gegner, dab die Urkunde fich in feinem Bejige befinde, jo 
bat er einen Eid dahın zu leiten: 
daß er nach jorgfältiger Nachforjchung die Ueberzeugung erlangt babe, 
daß die Urkunde in jeinem Befige fich nicht befinde, daß er die Ur— 
funde nicht in der Abjicht abhanden gebracht habe, deren Benußung 
dent Beweisführer zu entziehen, daß er auch nicht wiffe, wo die Ur— 
funde ſich befinde. 
Das Gericht kann eine der Lage der Sache entjprechende Nenderung der 
vorjtehenden Eidesnorm bejchließen. 
Auf die Leiftung des Eides durch Streitgenofjen, gejegliche Vertreter 
und die im $.473 Abſ. 2, 3 bezeichneten Perſonen finden die Vorjchriften der 


o 


SS. 472—474 entiprechende Anwendung. 


Hat eine Öffentliche Behörde Urkunden vorzulegen, jo wird der Eid von 


dem Beamten geleiftet, welchem die Verwahrung der Urkunden übertragen ift. 


SE, 5 381, HR. wie zu 8 435, NE. 8 579, NE. 96, Melt: - 18 364, €. II $ 372, €. II 
& 378, WM. 268 f., AB. 156 f., Begr. d. Mov. v. 1898 S 


1. Zu Abi. 1: a) Beftreitet der Gegner in ber münblichen Verhandlung, daß fi 
die Urkunde in feinem Befite befinde, io ift zu unterſcheiden: «) Das Gericht hält bie 
Thatfache, welche durch die Urkunde erwiejen werben fol, für unerbeblid; dann ift zu 
verfahren, wie in dem Falle ad ba der N. 1 zu $ 425. 3) Das Gericht hält die That— 
fache für erheblich, die beftrittene Vorlegungspflicht aber nicht für begründet; dann ift zu 
verfahren wie in dem Falle ad ba ber N. 1 zu $425. y) Das Gericht hält die That« 
fache für erheblich und die beftrittene Vorlegungspflicht des Beſitzers für gegeben; dann 
ift durch Zwifchenurteil das Beftehen der Vorlegungspflicht und durch Beweisbeſchluß die 
Leiftung des Ebditionseibs anzuordnen. Die Anordnung der Eibesleiftung dur Beichluß 
ohne gleichzeitige Entjcheidung über die bejtrittene Vorlegungapflicht ift nicht angängig, 
weil der Ebditionseid nur dem zur Vorlegung ber Urkunde Verpflichteten auferlegt werben 
fann. Es muß daher über die bejtrittene VBorlegungspflicht bei der Anordnung der Eides- 
leiftung entichieben werden. Durch Beſchluß kann diefe Enticheidung nicht erfolgen, weil der 
Streit über die Borlegungspflicht ein Zwiichenftreit ift (vgl. N.3 Abi. 2 zu 8308); ein Zwiſchen⸗ 
ſtreit kann nur durch Zwifchenurteil ($ 303) oder in ben Gründen des Endurteils entichieben 
werden. Die Enticheidung in den Gründen des Endurteils ift nur möglich, wenn die Vor— 
legungspflicht verneint wird. [Ebenfo: Strudm. Koch (8) N. 2 Abi. 2 zu $ 425, Wilm. Levy 
(TIN.1 zu 8391 alt, Gaupp (9) N. J, Peterfen (5) N. 1. — AM.: Wach Portr. (2) S. 123, 
Schmidt Lehrb. (2) S. 523 Ziff. IN. 1 und bie früheren Aufl. diefes Komm.; teilw. auch 
Pland Lehrb. II S. 255, der es für zuläffig erachtet, die Eidesleiftung durch Beſchluß an— 
zuorbnen und bie Motivierung in die Gründe des Endurteild aufzunehmen. ] 

Der Beichluß, welcher die Eibeäleiftung anorbnet, ift nicht ſelbſtändig anfechtbar, 
unterliegt aber bei Anfehtung des Endurteils der Stognition bes höheren Gerichts 
(88 512, 548). 

b) Zur Anordnung des Eides bedarf es feines befonderen Antrags. — Darüber, 
daß der Gegner die Urfunde befiße, ift feine andere Beweisführung als durch den Editionseid 
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zuläſſig (RG. 2. Juni 1886 Entſch. XVI Nr. 98 S. 395]. Die Anordnung des Editions- 
eids ift nicht dadurch bedingt, daß der Beſitz der Urkunde wahricheinlih if. Der Eid 
fann nicht durch den Beweis des Nichtbefiges der Urkunde vermieden werden. Zurüds 
ſchiebung ift unzuläffig. 

ec) Die Norm bes Eides enthält drei Verneinungen: die Verneinung des Beſitzes in 
der Form des Überzeugungseids, die Verneinung der argliftigen Befikaufgabe in der Form 
des MWahrheitseids und die Verneinung des Wiffens, wo fich die Urkunde befindet. 

2. Zu Abi. 2: Die Norm ift nicht ftarr und unabänderlich, fondern kann ben 
Umftänden des Falles angepaßt werden. Weiß 3. B. der Schwurpflichtige, daß die Ur— 
funde vernichtet worden iſt, dann find die Schlußworte „daß er au nicht wiffe ac.“ 
als nicht paffend wegzulaſſen. Ein rein negativer Überzeugungseid in der Formel, daß 
der Gegner die Überzeugung nicht erlangt habe, daß fich die Urkunde in jeinem Beſitze 
befinde, ift nicht zuläffig [RG. 22. Sept. 1899 Entſch. XLIV Nr. 110 ©. 422]. 

3. Zu Abf. 3: Val. die Erläuterungen zu den $$ 472 bis 474. Zur entipredhenden 
Anwendung des $ 472 ift erforderlich, dab die Thatfache, welche durch die Urkunde be— 
twiejen werden foll, für ein allen Streitgenofjen gegenüber nur einheitlich feitzuftellendes 
Rectsverhältnis von Einfluß ift. — Den in $ 473 Abi. 2, 3 bezeichneten Perfonen kann 
ber Eid nur in Anſehung folcher Urkunden auferlegt werben, welche fich nach der Behauptung 
des Beweisführers nicht in den Händen bes Vertreters, jondern in den Händen bes Ver— 
tretenen befinden. 

4. Zu Abi. 4: Hiernach bat nicht der gelegliche Vertreter, welcher die Behörde im 
Prozeſſe vertritt, fondern der mit der Verwahrung ber Urfunde betraute Beamte (Ardhivar, 
Regiitrator 2c.) den Eid zu leiſten. 

5. Wird der Eid geleiftet, fo ift erwielen, daß der Gegner die Urkunde nicht be» 
fit; damit ift der Antrag auf Vorlegung hinfällig. Den Antrag in diefem Falle durch 
Zwiſchenurteil abzumeifen, wäre überflüffig. Sin den Gründen bes Enbdurteils ift aus 
zuführen, daß der Antrag fich durch die Eidesleiftung erledigte; bier find die Konfequenzen 
daraus zu ziehen. — Der Eidesleiftung gleich fteht die Erlaffung des Eides ($ 464 Abf. 1). — 
Die Leiftung und die Erlaffung des Eides behalten ihre Wirffamfeit auch für die zweite 
Inſtanz ($ 533 Abſ. 2). — Die Vorichrift des $ 463 Abi. 2 gilt auch für den Editions 
eid; denn wenn auch vor der Eibdesleiftung Beweis auf anderem Wege ausgeichloffen war, 
fo ıft doch nachher die Reititutionsflage wegen Verlegung der Eidespflicht ($ 580 Nr. 1) 
gegen das auf der Eibesleiftung beruhende, rechtöfräftige Endurteil und folglich vor dem 
Urteil oder vor deſſen Nechtöfraft der Beweis des Gegenteild der beichworenen Thatſache 
zuläffig. — Verfahren bei der Eibesleiftung ſ. 88 478 bis 484. 


8. 427. (392.) 
Kommt der Gegner der Anordnung, die Urkunde vorzulegen oder den 
Eid zu leisten, nicht nach, jo ift, wenn der Beweisführer eine Nbjchrift der 
Urkunde beigebracht hat, diefe Abſchrift als richtig anzufehen. it eine Ab- 
ichrift der Urkunde nicht beigebracht, jo fünnen die Behauptungen des Beweis: 
führers über die Beichaffenheit und den Inhalt der Urkunde als bewiejen an- 


genommen werden. 


de. 5 868, DR. 2498 ff, Buff, rofl. pe. 8 387, NP. 949, B1f., 1138, E. 18965, EU 
8 378, €. II 8 379, M, 


1. a) Sin $ 427 find bie Folgen — welche bei Nichtbefolgung der Anord— 
nung, die Urfunde vorzulegen ($ 425) oder den Editiongeid zu leiften ($ 426), eintreten. 
Diele Beſtimmungen find ausfchliehlich maßgebend. Daber fann die Anorbnung, dab die 
Urkunde vorzulegen sei, nicht vollftredt werben; daher findet die Vorichrift des $ 464 
Abſ. 2, wonach das Gegenteil der zu beichwörenden Thatiache ala voll bewiefen gilt, auf 
den Editionseid feine Anwendung, insbefondere kann nicht aus der Verweigerung des Eides 
der Beweis entnommen werben, daß der Geaner die Urkunde beiige [RG. 22. Sept. 1899 
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Entſch. XLIV Nr. 110 ©. 422, bei. S. 426]. — Der Verweigerung bes Eibes fteht eö gleich, 
wenn ber Schwurpflichtige in dem zur Eidesleiſtung beitimmten Termine nicht ericheint; es 
finden die Vorjchriften der $$ 465 bis 468 Anwendung. 

b) Die in $ 427 beitimmten Folgen treten nicht ein, wenn die Vorlegung einer Ur— 
funde auf Grund der Vorfchriften des HGB. $ 45 Abi. 1, 88 47, 102 von Amtöwegen oder 
auf Antrag angeordnet und biefe Anordnung nicht befolgt wird; denn eine folche Anord- 
nung ift feine Entiheidung über einen Vorlegungsanſpruch, ſondern hat die Natur eines 
prozebleitenden Beichluffes, wie die Anordnungen nad $$ 142, 143; daher hat das Gericht 
freies Ermeflen in Anſehung der Frage, welche Folgerungen bei der Beweiswürdigung aus 
ber Nichtbefolgung feiner Anordnung zu ziehen find. [Bgl. Gaupp (9) N. INA. 3, Peterien 
(5) N. 3. — AM.: Strudm. Kod (8) N.4, Staub Komm. 3. HGB. (8) N. 6 zu $ 45.] 

2. Die in $ 427 beſtimmten Folgen find verichieden, je nachdem der Bemweisführer 
eine Abichrift der Urkunde vorgelegt hat oder nicht. Wurde eine Abichrift vorgelegt, io 
muß die Abjchrift als richtig angeſehen werben. Iſt feine Adichrift vorgelegt, jo können 
bie Behauptungen des Beweisführers über die Beichaffenheit der Urkunde (ob öffentlich oder 
Privaturfunde, unterichrieben, gefiegelt 2c.) und über deren Inhalt ($ 424 Nr. 3) als be» 
wiejen angenommen werben; genötigt ift das Gericht nicht dazu. Die Entwürfe beftimmten 
für den Fall, daß feine Abichrift beigebradht ift, dab „die Thatſache als erwieſen an— 
zuſehen ſei, welche durd die Urfunde unmittelbar erwieſen werden foll*. In der IK.d. RT. 
wurde das Ermefjen des Richters an die Stelle geſetzt, um die Übereinftimmung mit $ 396 
b. Entw. — $ 444 d. Gef. berzuitellen. Übrigens mwaltete dabei ein Mißverſtändnis: 
man glaubte nämlich, daß bie cit. Vorichrift des Entwurfs den Richter nötige, das thema 
probandum ($ 424 Nr. 2) als erwiefen anzunehmen, während fie doch nur die Behauptungen 
ber Partei über die Beichaffenheit und den Inhalt der Urkunde ($ 424 Nr. 3) betraf. — 
Gine Beweisführung, um bdarzuthun, daß die vorgelegte Abichrift unrichtig oder daß bie 
Behauptungen des Editionsflägers über die Beichaffenheit und den Anhalt der Urkunde 
unwahr feien, ift weder in ber erjten noch in der zweiten Inſtanz zuläffig; denn Ber: 
fäumnisfolgen fünnen nicht durch Gegenbeweis entfräftet werden. 

3. Die in N. 2 bezeichneten Folgen werden nicht durch befondere Enticheidung, fon» 
dern im (unbebingten oder bedingten) Enburteil oder in einem Zwifchenurteile verwirklicht. 
Solange das Urteil noch nicht erlaffen ift, können die Folgen durch nachträgliche Vorlegung 
abgewenbet werden; ebenfo wieder in der Berufungsinitanz (nordd. Pr. ©. 946, nordd. 
Entw. $ 587). Dagegen kann ber in ber erften Inſtanz verweigerte Editiongeid nicht in 
ber Berufungsinitang nachgeholt werden, da die Weigerung fortwirft ($ 533 Abi. 2). 
Auch im Falle des $ 465 fann der Eid nicht in der Berufungsinftanz nachgeholt werben; 
vgl. N. 4 zu 8465. 


8. 428, (393.) 
Befindet fich die Urkunde nach der Behauptung des Beweisführers in 
ben Händen eines Dritten, jo erfolgt die Antretung des Beweiſes durch den 


Antrag, zur Herbeifchaffung der Urkunde eine Frift zu beftimmen. 


ve. g 383 ff., HB. 2507 ff., 2537, 5773 ff., NE. 8 588, NE. 958, 958 ff., E. 1 $ 366, E. 118 874, 
. 2II 8 380, M. 269 f., AP. 159, 553 1. 


1. Dritter ift jeber, gegen ben fein Editionsantrag nad) $ 421 gejtellt werben ann; 
aljo auch der Nebenintervenient des Gegners, wenn er nicht nad $ 69 als Streitgenofie 
gilt (vgl. N. 1 litt. b zu $ 421), ebenfo der Streitgenofie und der Nebenintervenient des 
Deweisführers, jowie die nach $$ 75 bis 77, 8 265 Abi. 2, $ 266 Abi. 1 aus dem Prozeh 
ausgeichiebene Partei. 

2. Ein Inzidentverfahren gegen den Dritten findet nicht ftatt. Legt der Dritte die 
Urkunde nicht vor, fo ift er in einem gefonderten Prozefle zu belangen. Die Beweis— 
antretung bejteht daher in dem Antrage, zur Herbeiſchaffung der Urkunde eine Friſt zu be— 
ftimmen. Der Antrag kann von der Partei oder dem Nebenintervenienten gejtellt werben. 
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Auf den Antrag des Nebenintervenienten findet N. 1 litt. a zu $ 421 entiprechende An- 
wendung. Der Antrag iſt im Verhandlungstermine zu ftellen. 
3. Im Urkundenprozeſſe ift die Bemweisantretung nach $ 428 ausgeſchloſſen ($ 595 


Abf. 3). 
$. 429, (394.) 
Der Dritte iſt aus denjelben Gründen wie der Gegner des Beweis: 
führers zur Vorlegung einer Urkunde verpflichtet; er fann zur VBorlegung nur 
im Wege der Klage genöthigt werden. 


HE. 5 384, HP. 2500 f., 2519 ff., 5774, NE. 88 590, 592, NP. 954, Pf, E. 15367, E. 1I 
$ 375, €. III 8 381, M. 267 fi, KB. 159, 553 f. 


gitteratur: Schliedmann Die Urkundenedition von feiten Dritter (1896); vgl. a. die 
zu $ 422 cit. Zitteratur, insbeſ. Apt ©. 62 fi. 

1. Die Vorlegungspflicht des Dritten ergiebt fich nicht daraus, daß ber Gegner, wenn 
er bie Urkunde in Händen hätte, zur Vorlegung verpflichtet wäre [wie Schliedmann irr— 
tümlich behauptet], fondern muß jelbitändig in der Perfon des Dritten begründet fein. Sie 
fann ſich daraus ergeben, daß ber Beweisführer von dem Dritten nad) den Vorfchriften des 
bürgerlichen Rechtes die Herausgabe oder bie Vorlegung ber Urkunde verlangen fann (vgl. 
N. 3, 4 zu $422), oder daraus, daß der Dritte ald Nebenintervenient, gegen ben in biefem 
Rechtsftreite fein Vorlegungsantrag gejtellt werden kann (vgl, N. 1 litt, b zu $ 421), oder 
als frühere, jegt ausgefchiedene Prozehpartei (vgl. N.1 zu $ 428) in dem Prozeß auf bie 
Urkunde zur Beweisführung Bezug genommen hat (arg. $ 423). 

2. Giebt der Dritte die Urkunde nicht freiwillig heraus, fo fann der Bemweisführer 
feinen Vorlegungsanſpruch im Wege der Klage geltend machen. Die Klage ift bei dem 
nach allgemeinen Grundfägen zuftändigen Gerichte zu erheben. In dieſem Prozeffe hat der 
Kläger feinen Anſpruch zu begründen und den Befit bes Bellagten durch die gewöhnlichen 
Beweismittel zu beweifen. Der Ebditionseid fann nicht angeordnet werben. Das zur 
Vorlegung verurteilende Urteil kann nad $ 883 Ubf. 1 vollitredt werben; eventuell hat 
der Schuldner den in $ 883 Abi. 2 vorgejehenen Offenbarungseib zu leiften. Auch kann 
auf Leiftung des Intereſſes geklagt werden ($ 893). 


$. 430. (395.) 
Zur Begründung des nach 8.428 zu ftellenden Antrags hat der Beweis» 
führer den Erfordernifien des $. 424 Nr. 13, 5 zu genügen und außerdem 
glaubhaft zu machen, daß die Urkunde ſich in den Händen des Dritten befinde. 


DE. 8 355, HR. 2507 fi., 2599, NE. 8 589, NP. 954, 960, 1128, E. 1 $ 367, €. 11 $ 876, €. IH 
8 382, M. 270, HE. 159, 558 f. 


Zur Pegründung des Antrags gehören die gleichen Erforderniffe wie zu einem 
Dorlegungsantrage gegen die Partei und außerdem nod die Glaubhaftmahung bes un— 
mittelbaren Befites des Dritten. Der Glaubhaftmachung bedarf es nicht, wenn der Gegner 
zugiebt, daß ber Dritte ſich im Beige der Urkunde befindet. 

2. Ein nicht ordnungsmäßiger Antrag iſt durch Zwijchenurteil ober im Endurteil 
abzumeiien. 

$. 431, (396.) 

Iſt die Thatjache, welche durch die Urkunde bewieſen werden joll, er— 
heblich, und der Antrag den Betimmungen des vorjtehenden Paragraphen 
entiprechend, jo hat das Gericht eine Frift zur Vorlegung der Urkunde in 
einem don dem Beweisführer zu erwirfenden Termine zu bejtimmen. 

Der Gegner kann die FFortjegung des Verfahrens vor dem Ablaufe der 
Frift beantragen, wenn die Klage gegen den Dritten erledigt ift oder wenn 
der Beweisführer die Erhebung der Klage oder die Betreibung des Prozeſſes 
oder der Zwangsvollitredung verzögert. 


HE, und Ei 1. zu 8 430, en g$ 51, NP. 954, 960, E. 18 368, E. 11 8 377, €. III $ 388, 
M. 270, KB. 159, 553 f 


88 431, 432. Neunter Titel. Beweis durch Urkunden. 647 


1. Zu Abf. 1: Iſt der Antrag ordnungsmäßig, To hat das Gericht zunächſt zu prüfen, 
ob bie durch die Urkunde zu ermweifende Thatſache erheblich ift. Iſt dies nicht der Fall, fo 
ift feine befondere Entſcheidung zu erlaffen; die Unerheblichkeit wird in den Enticheidungs« 
gründen des Urteils ausgeſprochen. Erachtet das Gericht die Thatiache für erheblich, fo hat 
ed durch Beſchluß eine Friſt zur VBorlegung der Urkunde zu beftimmen. Dagegen ift feine 
Beichwerde zuläffig, weil mündliche Verhandlung erforderlih war (arg. $ 567 Abi. 1). 
Ausfegung des Verfahrens im Sinne ber $$ 246 ff. tritt nicht ein. Die Friſt ift jo zu 
bemeſſen, baß innerhalb der Friſt der Prozeh gegen den Dritten durchgeführt werden fann. 
MWegen Verlängerung ber Friſt ſ. $$ 224, 225. 

Nach Ablauf der Friſt wird fein Verhandlungstermin von Amtswegen angejeßt. Der 
Antrag auf Terminsbeftimmung und die Ladung fällt dem Parteibetriebe anheim (j. N. 1 
Ziff. I litt. i vor $ 214). In dem Termine kann eine neue Friſt bewilligt werden. Sonft 
wirb das Verfahren fortgeſetzt. Ausgeſchloſſen ift die Benugung der Urkunde auch durch 
ben Friftablauf nit. Bringt der Beweisführer die Urkunde vor dem Schluſſe der Ver- 
handlung bei, worauf das Urteil ergeht, fo ift fie zu berüdfichtigen; vgl. N. 1 zu $ 356. 
Natürlich kann die Urkunde in der Berufungsinftanz benutzt werben. 

2. Zu Ab. 2: Schon vor Ablauf der Friſt kann jede Partei den Gegner zur münd— 
lichen Verhandlung laden. Ladet der Gegner den Bemeisführer, fo hat er einen ber in Abi. 2 
bezeichneten Gründe für die Fortſetzung des Verfahrens anzuführen und, wenn der Grund 
bejtritten wird, zu beweilen. Das Gericht enticheidet durch Beichluß, ob es bei der Friſt— 
beitimmung verbleibt oder nicht. Der Beſchluß ift in feinem Falle jelbftändig anfechtbar 
(arg. 8567 Abi. 1). Der Termin ift ftets auch zur Fortſetzung der Verhandlung beftimmt; 
es fann daher gegen den nicht erichienenen oder nicht verhandelnden Beweisführer ein Ver— 
fäumnisurteil ergehen, wenn das Gericht einen ber in Abi. 2 bezeichneten Gründe zur Fort— 
fegung des Verfahrens für gegeben erachtet. 

$. 432, (397.) 

Befindet fich die Urkunde nach der Behauptung des Beweisführers in 
den Händen einer öffentlichen Behörde oder eines öffentlichen Beamten, jo 
erfolgt die Antretung des Beweiſes durch den Antrag, die Behörde oder den 
Beamten um die Mittheilung der Urkunde zu erfuchen. 

Dieje Vorfchrift findet auf Urkunden, welche die Parteien nach den geſetz— 
lichen Vorjchriften ohne Mitwirkung des Gericht zu beichaffen im Stande find, 
feine Anwendung. 

Derweigert die Behörde oder der Beamte die Mittheilung der Urkunde 
in Fällen, in welchen eine Verpflichtung zur Vorlegung auf $. 422 geſtützt 
wird, jo finden die Beitimmungen der SS. 428—431 Anwendung. 


HE. 8 891, — 2548 f., 2505 f., 5778 ff., NE. Ada NE. BIO f., o60 ſ., Mif., E18 369, E. II 
8 378, E. III $ 384, WM, 97 0, KB. 159 f., 553 f. 


1. Zu Abf. 1: "om die öffentliche Behörde oder der öffentliche Beamte, in deſſen 
Gewahrſam fich die vorzulegende Urkunde befindet, Vertreter der Partei, 3. B. bes 
Fiskus, jo finden die Vorjchriften der $$ 421 bis 427 Anwendung. $ 432 betrifft 
ben Tall, daß die Behörde oder der Beamte Dritter im Sinne bes $ 428 ift; dann 
erfolgt der Bemweisantritt durch den in mündlicher Verhandlung zu jtellenden Antrag, 
die Behörde oder den Beamten um die Mitteilung der Urkunde zu erfuchen. Für den 
Antrag gilt nicht die Vorichrift des $ 430, fondern die allgemeine Vorichrift über Beweis— 
antretung ($ 282 Abi. 1); denn die Zuläffigfeit des Antrags ift nicht dadurch bedingt, daß 
ber Beweisführer einen Anipruch auf Vorlegung gegen die Behörde zu haben behauptet. 
Grachtet das Gericht die durch die Urkunde zu erweiſende Thatiache für erheblich, jo ordnet 
es durch Beweisbeſchluß die Erlaflung eines Erſuchungsſchreibens an. Der Beſchluß kann 
nur nad mündlicher Verhandlung erlaffen werden. Das Schreiben ift von Amtswegen zu 
erpebieren. Es fann jogleih Termin zur Fortſetzung der Verhandlung beftimmt werden. 
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Dat die erfuchte Behörde die Urkunde bis dahin eingefandt, jo wird verhandelt; außerdem 
fann vertagt oder ein Antrag nach Abf. 3 geitellt werden. Hit fein Termin beftimmt worden, 
jo wird nach Eintreffen der Urkunde oder der Antwort der Behörde Termin von Amts— 
wegen beitimmt und ben Parteien befannt gemadt (arg. $ 370 Abi. 2 Sak 2). — Ber 
findet fich die Urkunde im Gewahrfam des Prozehgerichts, jo bedarf es feines Erſuchungs— 
Ichreibens; das Gericht fann die betreffenden Alten von furzer Hand beiziehen, 

2. Zu Abi. 2: Urkunden, bie die Parteien ohne Mitwirkung des Gerichts zu be— 
ſchaffen imftande find, find 3. B. Notariatsurfunden, Auszüge aus Grund-, Hypotheken-, 
Zagerbücern, aus Steuerkatajtern, aus den Perfonenitandsregiftern, Urteilsauöfertigungen, 
Abichriften von Prozehaften (vol. $ 299) u. dgl. Bol. dazu bay. AG. 3. CPrO. Art. 3. 

3. Zu Abſ. 3: Verweigert die Behörde oder der Beamte die Mitteilung der Ur— 
funde, fei es, dab das Erſuchen abgelehnt oder daß es nicht beantwortet wird, fo fann 
der Antragfteller fi) an die vorgelegte Behörde wenden, wenn bies nach der Reichs- oder 
Landesgejeßgebung angeht. Auch kann er nunmehr einen Antrag nad ben $$ 428 bis 
431 ftellen und den Anſpruch auf Vorlegung gegen die Behörde oder den Beamten ge— 
richtlich geltend machen, wenn ihm nach $ 422 ein Anſpruch auf Vorlegung gegen die Be— 
hörde x. zufteht. 

4. GBG. $ 169 beftimmt: „Die in einem Bundesftaate beftehenben Vorjchriften über 
die Mittheilung von Alten einer öffentlichen Behörde an ein Gericht dieſes Bundesſtaates 
fommen auch dann zur Anwendung, wenn das erjuchende Gericht einem anderen Bundes» 
ftaate angehört.“ 

5. Bon Amtöwegen kann bas Gericht nicht beichließen, eine Behörde oder einen Be- 
amten um die Mitteilung einer Urkunde zu erſuchen. VBgl. a. N. 4 zu $ 143, 


8. 433. (398.) 

Wird nad Erlaffung eines Beweisbejchlufjfes über die in demjelben be- 
zeichneten ftreitigen Thatfachen Beweis in Gemäßheit der 88. 428, 432 an- 
getreten, jo ift die Beweisantretung auf Antrag zurückzuweiſen, wenn durch 
das zur Herbeifchaffung dev Urkunden erforderliche Verfahren die Erledigung 
des RechtsftreitS verzögert werden würde und das Gericht die Ueberzeugung 
gewinnt, daß die Partei in der Abficht, den Prozeß zu verfchleppen, oder aus 
grober Nachläffigkeit den Beweis nicht früher angetreten hat. 

€. II 8 379, €. III $ 385, M. 270, RP. 160. 

Die Erläuterungen zu $ 374 finden hierher entfprechende Anwendung. — Auch nad 
Zurüdweifung ber Beweisantretung kann die Urkunde benußt werden, wenn fie vor dem 
Schluffe der Verhandlung, auf welche das Urteil ergeht, vorgelegt wird. 


$. 434. (399.) 

Wenn die Vorlegung einer Urkunde bei der mündlichen Verhandlung 
wegen erheblicher Hinderniſſe nicht erfolgen fanın oder wegen der Wichtigkeit 
der Urkunde und der Bejorgniß des Verluftes oder der Bejchädigung bedenklich 
ericheint, jo fann das Prozeßgericht anordnen, dab die Vorlegung vor einem 


feiner Mitglieder oder dor einem anderen Gerichte gefchehe. 
u DB. 2474, 2477, NE. 8 59, NE. 965 f., E. 18 870, E. TI 8 380, E. TIr 8 386, 
. 270, RB. 160. 


1. 5 434 enthält eine Ausnahme von der Regel bes $ 355 Abi. 1 Satz 1. Die Aus- 
nahme fann bei Vorlegung durch den Bemweisführer, den Gegner oder einen Dritten Plaß 
greifen. Die Anregung fann von den Parteien oder dem Dritten ausgehen. Die Ans 
ordnung erfolgt durch Beſchluß nach mündlicher Verhandlung, val. N. 1 zu $ 355. 

2. Erhebliche Hinberniffe können 3. B. bei wertvollen in Archiven befindlichen Ur— 
funden oder bei nicht auf längere Zeit entbehrlichen Handelsbüchern beftehen. 
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3. Um dem Prozekgerichte die Beurteilung des Beweismittels zu ermöglichen, muß 
der beauftragte oder erfuchte Richter die Vorlegung, die Beichaffenheit und den Anhalt der 
Urkunde, ſoweit er als Beweismittel in Betracht fommt, durch Aufnahme in das Protokoll 
oder durch Anlage einer Abichrift zum Prototolle feititellen. 


$. 435, (400.) 

Eine öffentliche Urkunde kann im Urjchrift oder in einer beglaubigten 
Abschrift, welche hinfichtlich der Beglaubigung die Erforderniiie einer öffent: 
lichen Urkunde an ich trägt, vorgelegt werden; das Gericht kann jedoch an— 
ordnen, daß der Beweisführer die Urſchrift vorlege oder die Thatjachen angebe 
und glaubhaft mache, welche ihn an der Vorlegung der Urjchrift verhindern. 
Bleibt die Anordnung erfolglos, jo entjcheidet das Gericht nad) freier Ueber: 
zeugung, welche Beweisfraft der beglaubigten Abſchrift beizulegen jei. 


HE. 85 398 f., HB. 746 ff., NE. 5 596, NP. 939, 986 5., E. 18 371, G. IL 8 381, E. III $ 387, 
M. 270 f., CE. 160, 


1. Die gefeglichen Beweisregeln der $$ 415 bis 418 gelten zunächſt nur für die Ur: 
Schriften. Welche Beweiskraft vorgelegten Abichriften zukommt, hat der Richter nad) feinem 
freien Ermeffen zu beftimmen. Die Freiheit des richterlihen Ermeſſens ift aber beichränft 
durch folgende Regeln: a) Bon öffentlichen Urkunden gefertigte Abichriften, deren Ülberein- 
ftimmung mit der Urjchrift von einer öffentlichen Behörde innerhalb der Grenzen ihrer 
Amtsbefugniffe oder von einer mit öffentlichem Glauben verjehenen Perion innerhalb des 
ihr zugewieſenen Geichäftsfreifes in der vorgeichriebenen Form bezeugt ift (vgl. 88 415, 415), 
haben die gleiche geießliche Beweiskraft wie die Urſchrift. b) Gegen die Richtigfeit des von 
der Behörde oder Urkundsperſon abgegebenen Zeugnifies der Übereinftimmung mit der 
Urichrift kann der Gegner des Beweisführerd Gegenbeweis antreten (arg. $ 418 Abf. 2); 
aber das Gericht fann, auch ohne daß ſolcher Beweis angetreten oder geführt fein mühte, 
auf Antrag oder von Amtswegen (vgl. Mot. 3. Entw. III S. 270 f.) anordnen, daß der 
Bemweisführer entweder die Urichrift vorlege oder die Thatjachen angebe und glaubhaft 
mache, welche ihn an der Vorlegung der Urfchrift verhindern. Die Anordnung erfolgt 
durch Beſchluß, der nicht jelbitändig anfechtbar ift. c) Wird die Urfchrift vorgelegt, To 
ift dieſe jeßt Beweismittel. Werden Thatſachen glaubhaft gemacht, die den Beweisführer 
an der Vorlegung der Urichrift hindern (3. B. Untergang oder Unauffindbarfeit der Ur— 
Schrift), jo muß — und barin liegt die andere gefegliche Beweisregel — das Gericht der 
beglaubigten Abichrift die nämliche Beweiskraft beilegen wie der Urichrift. Die Vor: 
legung ber Urfchrift fann nicht angeordnet werden, wenn die die Vorlegung ber Urichrift 
bindernden Thatſachen bereits glaubhaft gemacht oder gerichtöbelannt find. In dieſem 
Falle muß der Abichrift die gefeßliche Beweiskraft der Urichrift beigelegt werden. Bleibt 
jene Anordnung erfolglos, jo ift das Gericht von den geieglichen Beweisregeln über bie 
Beweiskraft öffentlicher Urkunden entbunden; es tritt freie Beweiswürdigung ein. [Ral. 
Strudm. Koch (8) N.1,2, Wilm. Levy (7) N. 2 zu $ 400 alt, Gaupp (9) N. I, Peterien (5) 
N. 2. — AM.: Pland Lehrb. II S. 241, v. Kries Ztichr. f. d. g. StrRW. VI ©. 188.] 

Auf öffentlich beglaubigte Abſchriften von beglaubigten Abjchriften öffentlicher Ur— 
funden finden die Bemweisregeln bes $ 435 feine Anwendung. Solche Abjchriften unter- 
liegen der freien Beweiswürbdigung. 

2. Alle nicht in $ 435 genannten Abjchriften, alio die beglaubigten oder nicht be» 
glaubigten Abfchriften von Privaturfunden und die nicht öffentlich beglaubigten Abjchriften 
von Öffentlichen Urkunden, haben nicht die gefegliche Beweiskraft der Urfchrift. Die frage, 
ob durch ſolche Abichrift bewiefen werben kann, dab die ald Ausfteller der Urichrift in 
Betracht fommende Perfon die betreffende Erklärung abgegeben bat, ift dem freien richter— 
lichen Ermefjen anheimgegeben. — Für in Archiven aufberwahrte Abichriften gilt nichts 
befonderes, 
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Das Eremplifitationsverfahren [Wetzell Syſt. (3) $ 24 N. 98, Pland Lehrb. II 
S. 243] fennt die CPrO. nidt. Die Klage auf Feſtſtellung der Echtheit einer Urkunde 
($ 256) deckt das Bedürfnis, welchem jenes Verfahren zu bienen beftimmt war, zum 
größten Zeile. 

3. Beſondere Worfchriften über teilweiſe Vorlegung ber Urkunde für den Fall, daß 
der Inhalt nur zum Zeile relevant ift, find „im Intereſſe der Vermeidung kaſuiſtiſcher 
Beitimmungen“ (Mot. 3. E. III S. 271) nicht aufgenommen. Tür Zeile von Urkunden 
gelten daher die Beweisregeln ber $$ 415 bis 418, 435. 


$. 436. (401.) 
Der Beweisführer kann nach erfolgter VBorlegung einer Urkunde nur mit 


Zuftimmung des Gegners auf diejes Beweismittel verzichten. 


DE. 8 9398, HR. 2474, 5749 ff., NE. 8 59, NE. 970, E. 188371, €, 11 8 380, €. 1m 8 388, 
M. 257, AE. 160. 


Dot. N. 1 zu 8399. — Solange die Urkunde noch nicht in der mündlichen Verhand— 
fung dem Prozehgericht oder im Falle des $ 434 dem beauftragten oder erfuchten Richter 
vorgelegt it, fann der Beweisführer ohne Zuftimmung des Gegners auf dieſes Bemeis- 
mittel verzichten. Nachher ift der Verzicht nur mit Zuftimmung des Gegners möglich. 
Mitteilung der Urkunde im vorbereitenden Verfahren und Niederlegung auf der Gerichts— 
ichreiberei (8 134) ift feine Vorlegung im Sinne des $ 436. Natürlich kann der Gegner 
bes Bemweisführers, wenn dieſer auf eine Urkunde verzichtet, Beweis durch biefelbe Ur— 


funbe antreten. 
8. 437. (402.) 


Urkunden, welche nach Form und Inhalt als von einer öffentlichen Be— 
hörde oder von einer mit öffentlichem Glauben verjehenen Perſon errichtet fich 
darftellen, haben die Vermuthung der Echtheit für fich. 

Das Gericht fann, wenn es die Echtheit für zweifelhaft hält, auch von 
Amtswegen die Behörde oder die Perfon, von welcher die Urkunde errichtet 


jein joll, zu einer Erklärung über die Echtheit veranlafien. 


HE, 8 4W, 8* 2582 f., NE. $ 601, NP. 907u ff., E. 15 373, E. II $ 383, E. IIT $ 389, 
. 271 160 


1. Vorausfehung der formellen und ber materiellen Beweistraft einer Urkunde ift 
die Echtheit (veritas oder bonitas instrumenti), d. i. die Thatiache, daß die Urkunde 
jo, wie jie vorliegt, von demjenigen auägeftellt ift, von welchem fie nach der Behauptung 
bes Bemweisführers ausgeftellt fein ſoll. IVgl. Pland Lehrb. II ©. 219.) Vorſchriften über 
den Beweis ber Echtheit enthalten die $$ 437 bis 442, 

2. $ 437 betrifft Urkunden, die fih nah Form und Inhalt als von einer in— 
ländiſchen öffentlihen Behörde oder Urkundsperſon errichtet darſtellen ($$ 415, 417, 418). 
Melde Form für die öffentliche Urkunde, ob Siegelung, Unterichrift des Beamten oder 
ber Urfundsperjon ꝛc., vorgejchrieben ift, bemißt fich nach den Meichs- oder Landesgeſetzen; 
vgl. N. 1 Adlitt.c zu $415. Nicht bloß die Form, jondern auch der Inhalt muß er— 
fehen laſſen, daß die Urkunde von einer öffentlichen Behörde oder Urfundsperfon herrührt. 
Es fann die Form einer öffentlichen Urkunde vorhanden fein, während der Inhalt erjehen 
läßt, daß bie Urkunde nicht von einer Behörde oder Urkundsperſon gefertigt ift. Dagegen 
ift die Anwendung des $ 437 nit durch die Zuftändigkeit der Behörde oder Urkunds— 
perjon bedingt. — Dur RE. v. 1. Mai 1875 (RGBl. S. 89) $ 1 ift beftimmt, dab in— 
ländiſche öffentliche Urkunden zum Gebrauch im Inlande, d. i. bei einer beutfchen Be— 
börde, feiner Beglaubigung (Legalifation) bedürfen; vgl. R.2 zu $ 438, 

3. Die in N. 2 bezeichneten Urkunden haben die Vermutung der Echtheit für fich, 
db. h. wenn der Gegner beö Beweisführers die Echtheit bejtreitet, jo hat nicht der Beweis- 
führer die Echtheit, fondern der Gegner die Unechtheit zu erweilen; vgl. $ 292. $ 437 
beftimmt nicht, daß der Richter die Echtheit der bezeichneten Urkunden wegen ihrer Öffent- 
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fichfeit als erwielen annehmen müfle, Tondern regelt nur die Beweislaſt. Das ift wegen 
8 446 von Bebeutung. Wäre die Beweisregel aufgeitellt, daß der Richter die Echtheit 
als erwiefen annehmen müffe, jo würde der Gegenbemweis durch Eideszuichiebung gemäß 
$ 446 auögeichlofjen fein. So aber ift die Eideszufchiebung zum Beweiſe der Unechtheit 
zuläffig. Bol. N. 1 zu $ 446. 

Zur Beftreitung der Echtheit bedarf es feines Diffeſſionseides. 

4. Das Gericht lann auf Antrag und von Amtswegen bie Behörde oder die Perjon, 
von welcher die öffentliche Urkunde errichtet fein fol, zu einer Erklärung über die Echt: 
heit veranlaffen, wenn es bie Echtheit bezweifelt. Dies kann das Gericht thun, auch wenn 
die Echtheit noch nicht beitritten ift. Der Beichluß kann nur nach mündlicher Verband» 
fung erlaffen werben; er ift nicht jelbftändig anfechtbar. Der Beſchluß ift von Amtswegen 
auszuführen. Das Verfahren wird nicht ausgeſetzt, aber die Verhandlung abgebrochen. 
Die Erklärung der Behörde faun von beiden Parteien benußt werben. 


$. 438. (403.) 

Ob eine Urkunde, welche als von einer ausländifchen Behörde oder von 
einer mit öffentlichem Glauben verjfehenen Perfon des Auslandes errichtet jich 
darjtellt, ohne näheren Nachweis als echt anzufehen jei, hat das Gericht nach 
den Umftänden des Falles zu ermeſſen. 

Zum Beweije der Echtheit einer jolchen Urkunde genügt die Legalijation 
durch einen Konful oder Gejandten des Reichs. 


DE. Fe DE. Aa 2582 f., NE. 8 602, NE. 977, E. 18374, E. 118384, E. III 5 5, 
‘ 


1. Zu Abi. 1: der "onslänbifäe öffentliche Urkunden ift $ 437 nicht anwendbar, 
weil „bie äußeren Merkmale der Echtheit und die hierauf fich beziehenden Einrichtungen 
bes Auslandes dem inländiichen Richter nicht immer befannt fein werden" (tot. 3. E. III 
S. 271). Doch kann das Gericht auch ausländische öffentliche Urkunden ohne näheren 
Nachweis als echt anjehen. — Urfunden, die von einer beutichen Behörde in den Schutz- 
gebieten auögeftellt find, fallen nicht unter $ 438, da für fie die ratio legis nicht zutrifit. 

2. Zu Abi. 2: Val. RE. v. 1. Mai 1878 (RGEBl. S.89) 82: „Zur Annahme der 
Echtheit einer Urkunde, welche als von einer ausländifchen öffentlichen Behörde oder von 
einer mit öffentlichem Glauben verjehenen Perfon des Auslandes ausgeftellt oder auf: 
genonfmen ſich darftellt, genügt die Legalifation durd einen Konſul oder Geiandten des 
Reiche." [Über dieſes Geſetz ſ. Haufer Ztichr. f. R. und ER. IV S. 309 ff.] Legalifation 
ift die Bezeugung der Echtheit. Die Legalifation einer ausländischen öffentlichen Urkunde 
durch einen Konful oder Gefandten des Reiches bewirkt, dab für die ausländiiche Urkunde 
bie Vermutung der Echtheit gilt, wie nad) $ 437 für die inländifche; der Beweis der 
UnechtHeit ift zuläffig und fann geradefo, wie bei einer inländiichen öffentlichen Urkunde 
auch durch Eideszufchiebung geführt werden [aM.: Gaupp (9 N. II Abſ. IJI. Wegen der Be— 
weisfraft der ausländiichen öffentlichen Urkunde, deren Echtheit feititeht, ſ. N. 2 zu $ 415. 

Nah BG. v. 8.Nov. 1867 (BEL. S. 137) 814 find die Reichskonſuln zur Legali— 
fation derjenigen Urkunden befugt, welche in ihrem Amtsbezirk ausgeitellt oder beglaubigt 
find. Für die Legalifation durd; den Gefandten eines Bundesſtaats gilt $ 438 Abf. 2 nicht 
[(Dauier a. a. O. ©. 314]; ob ſolche Legalifation zum Echtheitäbeweile genügt, hat das Ge» 
richt nach freiem Ermeſſen zu beurteilen. 

3. Zwiſchen dem Dentichen Reich und Öfterreich-Ungarn beftehen Verträge wegen 
Beglaubigung der von Öffentlichen Behörden und Beamten auögeftellten ober beglaubigten 
Urkunden v. 25. Febr. 1880 (RGBI. 1881 ©. 5) und v. 13. Juni 1881 (RGBl. S.253); 
dazu bie Bekanntmachungen v. 2. Febr. und 3. Aug. 1881 (RGBl. ©. 8, 253, 255). Mit 
ber Schweiz wurde ein derartiger Vertrag am 14. Febr. 1907 geichloffen (RGBl. 1907). 
Für eine Urkunde, die nach dielen Werträgen feiner Beglaubigung bedarf oder von 
einer ausländiichen Behörde beglaubigt ift, beiteht die Vermutung der Echtheit, wie 
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8 


für eine Urkunde, die durch einen Konful oder Geſandten des Reiches legaliſiert iſt. In 
Konſularverträgen find gewiſſe Urkunden, die von Konſuln über Rechtsgeſchäfte ihrer 
Landsleute aufgenommen wurden, ſowie vom Konſul beglaubigte Abſchriften und Ülber- 
feßungen ben öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunden inländifcher Beamten gleich— 
geſtellt. Vgl. die Verträge mit Italien ( BGBl. 1869 ©.113, RGBl. 1872 S.134) Art. 10, 
Spanien (BGBL. 1870 S. 99, RGEBl. S. 211) Art. 10, Verein. Staaten von Nordamerita 
(REGAL. 1872 S. 95) Art. 9, Rußland (RGEBl. 1875 5.145) Art. 9, Griechenland (RGEBl. 
1882 ©. 101) Art. 9, Brafilien (RGAL. 1882 S. 69) Art. 15, Serbien (RGBl. 1883 
S. 62) Art. 9, Japan (RGBL. 1896 S. 732) Art. 10, ferner die in N. 5 litt.d zu $ 377 
angeführten Meiftbegünitigungsverträge mit Frankreich, Perfien, Mexitko, Öfterreich-Ungarn, 
Golumbien, Uruguay, Nicaragua und Peru. 


$. 439. (404.) 
Ueber die Echtheit einer Privaturkunde hat fich der Gegner des Beweis: 
führer nach Vorjchrift des $. 138 zu erklären. 
Befindet fich unter der Urkunde eine Namensunterichrift, jo ift die Er: 
flärung auf die Echtheit der Unterjchrift zu richten. 
Erfolgt die Erklärung nicht, jo ift die Urkunde als anerkannt anzufehen, 
wenn nicht die Abficht, die Echtheit bejtreiten zu wollen, aus den übrigen 


Erklärungen der a hervorgeht. 
oe 5 P. 2565 #., 5753 f., 5760, NE. 88 608 ſ.. NP. 977 fi., E. 18375, E. 11 8 385, 
Is — M. 271 8., RE. 160. 

1. Zu Abi. 1: In der Vorlegung einer nicht als Abjchrift bezeichneten Urkunde Liegt 
die Behauptung des Beweisführers, dab die Urkunde von der ald Ausfteller genannten 
Perſon herrühre, d.i. die Behauptung der Echtheit. Diefe Behauptung kann ber Gegner, 
wenn bie Urkunde eine Privaturkunde (über diefen Begriff |. N. 1 zu $ 416) ift, durch Be- 
ftreiten beweisbebürftig machen. Ein Pflicht, ſich über die Echtheit zu erflären, fann 
aus $ 439 fo wenig gefolgert werben, wie aus $ 138 die Pflicht zur Erklärung über 
andere Thatſachen; vgl. N. 1 zu $ 138. — Das fog. Anerfenntnis der Urkunde ift gericht: 
liches Geftändnis der Echtheit, auf das die Vorſchriften der $$ 288, 290, 532 Ans 
wendung finden, 

Das außergerichtliche Anerkenntnis ift außergerichtliches Geftändnis der Echtheit. 
Dazu gehört auch Anerfenntnis in einem vorbereitenden Schriftjage. Ein ſolches An« 
erfenntnis hindert die Beftreitung der Echtheit nicht, jondern ift nur Bemweisgrund. Vgl. 
N.8 zu $ 288, 

2. Zu Abi. 2: Über den Begriff der Unterfchrift j. N. 2 litt.a Abſ. 1 zu $416. Daß 
die Erklärung auf die Echtheit der Unterfchrift zu richten ift, hängt mit der in $ 440 Abi. 2 
aufgeftellten Vermutung zufammen. Das Bejtreiten der Echtheit ber Unterjchrift genügt, 
um ben Gegner zum Beweiſe der Echtheit zu nötigen. Iſt die Urkunde nicht unterjchrieben, 
fo ift die Beftreitung gegen die Echtheit des Textes zu richten. Diejes gilt auch für die 
nit Handzeichen unterzeichneten Urkunden (vgl. nordd. Prot. S. 979). 

Die gemeinrechtlihen Vorfchriften über den Diffeffionseid [f. Wetzell Syſt. (3) $ 24 
bei Nr. 84 ff.) find befeitigt. 

3. Zu Abi. 3: Die als Folge des Nichtbeftreitens eintretende Fiktion des Anerfennt- 
niffes der Urkunde entipricht dem fingierten Geſtändniſſe des $ 138 Abi. 2. Die NN. 2 bis 5 
zu $138 finden entiprechende Anwendung auf das fingierte Anerfenntnis. Vgl. O. Bülow 
Ard.f.c. Pr. LXIE. 34 ff.) Erfolgt die Vorlegung vor einem beauftr. oder er. Richter, 
fo wird bie Beftreitung nicht ſchon mit dem Schluſſe des Termins zur Beweisaufnahme, 
fondern erft mit dem Schluffe der mündlichen Verhandlung vor dem Prozengericht aus— 
geichloffen. In der Berufungsinftanz kann die Beftreitung ber Echtheit nachgeholt werden 
($ 531). — Im Berfahren vor ben Amtögerichten tritt die Fiktion bes Anerkenntniffes 
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nur ein, wenn die Partei durch das Gericht zur Erflärung über die Urkunde aufgefordert 
worben iſt ($ 507). 

4. Zu Abi. Ubis 3: Weder die Wirkungen bes Anerkenntniffes der Echtheit noch 
die ber Fiktion bes Anerkenntniffes treten ein, ſoweit die Offizialthätigfeit des Gerichts 
Plaß greift. Darüber vgl. N. 7 zu $ 258. 

Wo die Wirkungen des Geftändniffes nicht allgemein, fondern nur in Anfehung 
gewiffer Thatlahen auögeichlofien find — jo im Prozek über Scheidung oder Anfechtung 
einer Ehe, im Prozek über Heritellung des ehelichen Lebens nur in Anjehung der dem 
Beitande der Ehe ungünftigen Thatfachen und im Statusprozefie des $ 641 nur in 
Anſehung der der Ehelichfeit ungünjtigen Thatſachen —, gelten die Wirkungen des Ans» 
erfenntniffes der Echtheit und die der Anerfenntnisfiftion inſoweit nicht, als die Urkunde 
zum Beweiſe von Thatſachen dienen foll, in Anfehung deren die Geitändniswirfung aus» 


geſchloſſen iſt. 
3. 440. (405.) 


Die Echtheit einer nicht anerfannten Privaturfunde iſt zu beweifen. 

Steht die Echtheit der Namensunterfchrift feit oder ift das unter einer 
Urkunde befindliche Handzeichen gerichtlich oder notariell beglaubigt, jo hat die 
über der Unterjchrift oder dem Dandzeichen jtehende Schrift die Vermuthung 
der Echtheit für ich. 


sus 402, HE. 2380 ff., 259 f., 5758 f., NE. 88 605 f., NE. 980 ff., E. 18 976, E. I1 8 386, 
. III 8 392, WM. 272, KW. 160. 


1. Zu Abi. 1: Wird die Echtheit einer Urkunde beftritten, fo liegt ein Zwiſchen— 
ftreit vor, der entweder durch Zwiſchenurteil (ſ. NR. 3 Abſ. 2 zu $ 303) oder in den Ent» 
icheidungsgründen des Enburteils zu enticheiden ift. Über die Beweislaſt bei öffentlichen 
Urfunden f. $$ 437, 438. Die Echtheit einer Privaturfunde hat der Beweisführer zu be: 
weifen. Der Beweis der Echtheit fann durch alle Arten von Beweismitteln geführt werben, 
aud durch Eideszuichiebung, wenn fie nach $ 445 zuläffig ift. Der Eid fann auch darüber 
zugeichoben werben, daß die Urkunde nicht im Auftrage des Gegners von einem anderen 
ausgeftellt wurde [RG. 20. Apr. 1886 Beitr. 3.E.d. DOR.XXXI S. 429 ff. J. Zurüdichiebung 
it unter den Vorausfegungen der $$ 448, 449 gejtattet. Auf die Leiftung des Eides iſt 
durch bedingtes Endurteil zu erfennen ($ 460); in den Fällen des $ 461 Abi. 1 kann die 
Reiftung des Eides durch Beweisbeſchluß angeordnet werden; im Falle des $ 461 Abi. 2 
fann die Leiftung des Eides durch Beweisbeſchluß angeordnet oder auf diefelbe durch be— 
dingtes Zwifchenurteil erlannt werden. Handelt es fi um eine Urkunde, die von dem 
Schwurpflichtigen ſelbſt ausgeftellt fein fol, fo it der MWahrheitseid ($ 459 Abi. 2), 
anderenfalls der Überzeugungseid ($ 459 Abi. 3) zu leiſten. Auch ein richterlicher Eid 
fann über die Echtheit auferlegt werden. 

?. Zu Adi. 2: Steht die Echtheit der Namensunterichrift (über diefen Begriff ſ. 
N. 2 litt.a zu $416), fei es durch Geftänbnis, fei es durch Beweisführung, feſt oder iſt das 
unter einer Urkunde befindliche Handzeichen (über diefen Begriff ſ. N. 2 litt. b zu $ 416) 
gerichtlich oder notariell beglaubigt (über Beglaubigung 1. N. 2 litt. b zu $ 416), jo bat 
die über der Unterjchrift oder dem Handzeichen jtehende Schrift die Vermutung der Echt: 
heit für fih. Auf Grund dieſer Vermutung hat das Gericht aber nicht bis zum Beweiſe 
des Gegenteil anzunehmen, daß die über der Unterichrift oder dem Handzeichen jtehende 
Schrift von demjenigen, welcher die Unterschrift geichrieben oder das Handzeichen gezeichnet 
hat, geichrieben sei, jondern daß die über der Unterichrift oder dem Handzeichen ftehende 
fchriftliche Erklärung, einerlei ob fie geichrieben oder auf mechanischen Wege (3. B. dur 
Drud, Lithographie, Stempelabdrud, Schreibmaschine) hergeftellt ift, von demjenigen, welcher 
die Unterfchrift geichrieben oder das Handzeichen gezeichnet hat, abgegeben iſt [vgl. RG. 
3. Nov. 1906 IW. 1907 ©. 53 Nr. 16]. Der „Beweis des Gegenteild* (vgl. $ 292), 
durch welchen die Vermutung widerlegt werden fann, fann geführt werben durch den 
Nachweis, daß die über der Unterfchrift oder dem Handzeichen ftehende fchriftliche Erklärung 
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(der Text) nachträglich, d. i. nachdem die Unterfchrift geichrieben oder das Handzeichen 
gezeichnet war, verändert worden ift, oder durch den Nachweis, daß ber über der linter- 
Ichrift oder dem Handzeichen ftehende Tert ganz ober teilweife erft nachträglich von einem 
anderen als dem Ausfteller über die in blanco gefchriebene linterichrift oder das Hand— 
zeichen geießt worden ift und dab die Ausfüllung des Blantetts dem Willen des Aus- 
ftellers nicht entipricht (Blanfettmißbraud). Der Nachweis, dab ber Tert nachträglich über 
die Unterfchrift gefeßt worden ift, genügt nicht zur Widerlegung ber in $ 440 Abi. 2 
aufgeftellten Vermutung; es muß auch Mißbrauch des Blanketts erwieſen werben, weil 
die Übergabe eines Blanketts die Ermächtigung zur Ausfüllung enthält. Die Ausfüllung 
eines entwenbdeten Blanketts ftellt fich immer als ein Blankettmißbrauch dar. über Blanfett- 
mißbraud vgl. die Mot. 3. E. III S. 272, RG. 7. Juni 1887 IW. S. 312 Nr. 4, 15. Mai 
1889 Entid. XXIII Nr. 18 ©. 109 f., 8. Febr. 1896 Beitr. 3. E. d. DR. XL S. 921, 
25. März 1896 eod, XL ©. 634, 5. Nov. 1900 Entid. XLVII Nr. 16 &. 67 ff. — Der 
zur Widerlegung der Vermutung erforderliche Beweis fann durch alle Arten von Beweis- 
mitteln, auch durch Eideszufchiebung nad) Maßgabe der $$ 445 ff., geführt werden ($ 292). 
— Die Vermutung erftredt fih nicht auf Durchſtreichungen, radierte Stellen und Ein— 
ſchaltungen. 

3. Nicht um die Echtheit der Urkunde, ſondern um die Wirkſamkeit der in der Ur— 
Funde abgegebenen Erklärung Handelt es ſich, wenn von dem Ausſteller behauptet wird, 
daß die Erklärung fimuliert oder nicht ernftlich gemeint oder daß er durch Irrtum über 
den Inhalt oder den Sinn der Erflärung oder durch argliftige Täufchung oder widerrecht- 
lie Bedrohung zur Unterichrift veranlaßt worden fei. 


$. 441. (406.) 

Der Beweis der Echtheit Ba Unechtheit einer Urkunde fann auch durch 
Schriftvergleichung geführt werden. 

In dieſem Falle hat der Beweisführer zur Vergleichung geeignete 
en vorzulegen oder deren Mittheilung in Gemäßheit der Beftimmung 
des $. 432 zu beantragen und erforderlichen Falls den Beweis der Echtheit 
berjelben anzutreten. 

Befinden fich zur Vergleichung geeignete Schriften in den Händen des 
Gegners, jo ift diefer auf Antrag des Beweisführers zur Vorlegung verpflichtet. 
Die Bejtimmungen der 53. 421—426 finden entjprechende Anwendung. Kommt 
der Gegner der Anordnung, die zur Vergleichung geeigneten Schriften vorzu— 
legen oder den im $. 426 bejtimmten Eid zu leiften, nicht nach, fo gilt der 
Echtheitsbeweis als geführt. 

Macht der Beweisführer glaubhaft, daß in den Händen eines Dritten 
geeignete Bergleichungsichriften fich befinden, deren Vorlegung er im Wege 
der Klage zu erwirfen im Stande ſei, jo finden die Vorjchriften des $. 431 
entjprechende Anwendung. 


DE. 38 4103 f HR. 2594 ff., 2615 f., 5761, 5788, NE. $ 607, ae. 982 ff., E. 18 377, €. ır 
$ 387, €. III 8 393, M.' 272 f., AB. 160. Bol. Strgro. $ 9 


1. Zu Abſ. 1: Die Schriftvergleihung (comparatio — beſteht in der Ver— 
gleichung der beitrittenen Urkunde mit anderen von dem angeblichen Ausſteller herrührenden 
Scriftitüden. Der Beweis durd Schriftvergleihung kann von demjenigen, welcher die Ur— 
funde vorlegt, zum Zwecke des Beweiſes der Echtheit oder von dem Gegner zum Zwede des 
Beweiſes der Unechtheit unternommen werden, Der Gegner kann auch dann, wenn ber Vor— 
legende ich der Zufchiebung des Eides zum Zwecke des Echtheitsbeweiles bedient, den Be— 
weis der Unechtheit durch Schriftvergleihung führen (arg. $ 453). 

2. Zu Abi. 2: Befinden fich zur Vergleihung geeignete Schriften in den Händen 
beö Beweisführers, d. i. desjenigen, welcher die Echtheit oder die Umechtheit der Urkunde 
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durch Schriftvergleihung beweifen will, jo erfolgt die Beweisantretung durch deren Vor: 
legung. Befinden ſich ſolche Schriften in den Händen einer öffentlichen Behörde oder eines 
öffentlichen Beamten, jo fann ein Antrag nad $ 432 zur Herbeiſchaffung geftellt werben. 

3. Zu Abſ. 3: Befinden fich zur Vergleihung geeignete Schriften in den Händen 
bes Gegners, jo fann deren Herausgabe verlangt werben, wenn ein Editionsantrag aus 
8422 oder $ 423 zu begründen ift. Die Beweisantretung und das Editionsverfahren richtet 
fih nad) den Vorfchriften der $$ 421 bis 426. Für den Fall der Nichtbefolgung der nad 
$ 425 erlaffenen Anordnung, die zur Vergleihung geeigneten Schriften vorzulegen, ſowie 
für den Fall der Verweigerung des Editionseids ($ 426) beftimmt $ 441 Abi. 3, dab das 
Gericht den Echtheitsbeweis als geführt annehmen muß. Dieſes Präjubiz fteht nicht in 
Einklang mit dem Präjudize des $ 427. In dem dem $ 427 entiprechenden $ 379 des 
Entwurfs ftand ein Präjubiz, mit dem das bes $ 441 Abſ. 3 übereinftimmte; vgl. N. 2 zu 
8427. Das Präjubiz des $ 427 wurde in der IK. d. NT. abgeſchwächt, ohne daß man 
den Abi. 3 des $ 441 entiprechend änderte. Übrigens ift die Faſſung des $ 441 Abi. 3 
mangelhaft. Sie deckt nicht den Fall, daß der Gegner des Beweisführerö zum Zwede des 
Beweiſes der Unechtheit die Herausgabe eines Schriftftüds von demjenigen verlangt, welcher 
die Haupturfunde vorlegt, und biefer die Vorlegung ober den Editionseid verweigert. 
Hier kann nicht die Echtheit, jondern ed muß die Unechtheit der Haupturfunde als er- 
wielen gelten. 

4. Zu Abſ. 4: Zur entiprechenden Anwendung der Vorfchriften des $ 431 ift er» 
forbderlih, daß der Beweisführer glaubhaft macht ($ 294), dat fich in den Händen eines 
Dritten (dazu vgl. N.1 zu $ 428) zur Vergleichung geeignete Schriften befinden und daß er 
gegen den Dritten einen aus $ 422 oder $ 423 begründeten Anfprud auf Vorlegung babe 
(arg. $ 424 Nr. 5). 

5. Wird die Echtheit der zur Vergleihung vorgelegten oder herbeigeſchafften Schriften 
beftritten, fo hat der Beweisführer diefe Echtheit zu erweiſen [vgl. RO. 25. Febr. 1885 
Beitr. 3. E. d. DR. XXIXS. 1103]. Entipricht die zur Vergleihung berangezogene Ur— 
funde dem $ 437 Abſ. 1, fo greift die Vermutung der Echtheit ein. 

6. Der Ausfteller der Urkunde kann, aud wenn er Partei iſt, nicht angehalten 
werben, zum Zwecke der Herftellung eines Vergleihungsftüds eigenhändig etwas zu fchreiben. 
In den Mot. z. E. III ©. 273 ift ausdrüdlich bemerkt, daß man ein folches Verfahren nicht 
wolle, weil es erfahrungsgemäß fein Ergebnis von praftiihem Werte Liefere. 


$. 442. (407.) 
Ueber das Ergebnig der Schriftvergleichung hat das Gericht nach freier 
Ueberzeugung, geeigneten Falls nach Anhörung von Sachverjtändigen zu ent: 
fcheiden. 


HE. 8 408 Abſ. 3, HB. 3594 ff., 5761, NE, 8 606, NP. 9a f., E. 118 388, E. III 8 394, M. 258, 
278, HB. 160. 


Das Gericht ift nicht verpflichtet, Sachverftändige zur Schriftvergleichung beizuzieben, 
fann bies aber tun. Die Würdigung des Ergebnifjes fteht unter der Megel des $ 286. 
Nach $ 475 kann das Gericht zur Ergänzung oder zur Bejeitigung eines unvollftändigen 
Echtheits- oder Unechtheitsbeweijes einen richterlichen Eid auferlegen. 


8. 443. (408.) 

Urkunden, deren Echtheit bejtritten ift oder deren Inhalt verändert fein 
foll, werden bis zur Erledigung des Rechtsſtreits auf der Gerichtsjchreiberei 
verwahrt, jofern nicht ihre Auslieferung an eine andere Behörde im Intereſſe 
der öffentlichen Ordnung erforderlich it. 


DE. 8 406, HB. 2609, NE. 8 608, NP. 984,988, E. I $ 378, E. TI $ 389, E. IIT $ 395, AP. 160. 

1. Die Vorfchrift des $ 443 beugt der Veränderung oder Befeitigung der Urkunde 

vor. Die Paraphierung der Urkunde (vgl. Code de proc. art. 227) ift nicht vorgejchrieben. 
8 443 ift aud) auf die von einem Dritten vorgelegte Urkunde anwendbar. 
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2. Die Auslieferung an eine andere Behörde während des Nechtöftreits fann „im 
Intereſſe der öffentlichen Ordnung“ erforderlich fein zu trafrechtlicher Unterfuhung (wegen 
der Ausiegungsbefugnis für diefen Fall ſ. $ 149), zu einer Disziplinarunterfuhung, zu 
einer Berichtigung oder zur Einregiftrierung ꝛc. 

s. 444. (409.) 

Iſt eine Urkunde von einer Partei in dev Abficht, deren Benußung dem 
Gegner zu entziehen, befeitigt oder zur Benugung untauglich gemacht, jo fünnen 
die Behauptungen des Gegners über die Bejchaffenheit und den Inhalt der 
Urkunde als beiwiefen angejehen werden. 


DE. 8 398, Rt —— 2491 ff., 2611 ff., — NE. 8600, NP. 671 ff., E&1839 EL 
5 390, € 18 396, M. 278 f., KB. 1 


1. Ähnlich das gemeine Recht: 1.20 U. de — 4, 19; I2 531D. de iure fisei 49, 14; 
vgl. Wegell Syſt. (3) $ 24 N. 99, Briegleb Verm. Abhandl. I ©. 96 ff. 

2. Zur Anwendung des $ 444 wird vorausgelekt: 

a) daß eine Urkunde, deren Vorlegung eine Partei oder ein Nebenintervenient von 
der anderen Partei oder von einem Dritten nach den Vorichriften der $$ 422, 423, 429 
beanfpruchen oder beren Vorlegung nad den Vorfchriften des HGB. $$ 45, 47, 102 an— 
geordnet werden könnte, von dem Prozehgegner oder dem vorlegungspflichtigen Neben: 
intervenienten bes Gegners (vgl. N. 1 litt. b zu $ 421) vor Beginn oder während des Rechts— 
ſtreits befeitigt (d. i. vernichtet oder umerreichbar gemacht) oder zur Benutzung untauglich 
gemacht, 3. B. zerriffen oder verichmiert, worden ift. Ob die Befeitigung ꝛc. von bem 
Prozehgegner ıc. jelbit oder von einem anderen ala Werkzeug oder auf Anftiftung bes 
Prozeßgegners bewirkt worden ift, ift einerfei. Beſeitigung ac. durch einen Rechtsvorgänger 
oder gejeglichen Vertreter fteht der Beſeitigung durch die Partei gleich; Beſeitigung durch 
einen Bevollmächtigten nur dann, wenn fie auf Anitiften der Partei erfolgt it; 

b) dab die Bejeitigung oder Untauglihmahung in der Abficht bewirkt ift, die Be— 
nußung der Urkunde dem Gegner zu entziehen. Hit diefe Abficht vorhanden, jo wird bie 
Anwendung des $ 444 nicht dadurch ausgeichloffen, daß der Prozehgegner, 3. B. ald Eigen: 
tümer der Urfunde, zur Vernichtung zc. berechtigt war [vgl. Wilm. Levy (TI N. 1 zu $ 409 
alt, Peterjen (5) N.1; — aM.: Strudm. Koch (8) N. 1, Gaupp (9) N. 13]. Fahrläffige 
Befeitigung genügt auch dann nicht, wenn grobe Fahrläſſigkeit verliegt. 

3. Dat ber Thatbeftand des $ 444 vorhanden fei, hat die Partei zu beweiien, welche 
behauptet, daß ihr die Benutzung der Urkunde entzogen jei. Sie fann ſich zum Beweiſe 
auch der Eideszufchiebung bedienen. Zur Ergänzung oder zur Befeitigung eines unvoll« 
ftändigen Beweiſes fann ein richterlicher Eid auferlegt werden ($ 475). Iſt ber That» 
beitand des $ 444 fejtgeitellt, jo fann das Gericht die Behauptungen des Gegners über 
bie Beichaffenheit (ob öffentliche, ob Privaturfunde x.) und über den Inhalt der Urkunde, 
db. i. über die in der Urkunde enthaltene Erklärung, als bewiejen anjchen. Ob fih auf 
Grund diefer Annahme der Beweis der Thatſache ergiebt, welche die Partei beweiien will, 
ift eine Frage für ſich. 

4. Der Thatbeitand des $ 444 kann auch einen Anſpruch auf Schadenserfat nad 
dem BGB. $$ 823, 826 begründen. — Strafbeitimmung wegen Vernichtung ꝛc. einer Ur- 
kunde j. StGB. $ 274 Nr. 1. 


Zehnter Titel. 
Beweisdurdh Eid. 


Die CPrO. kennt zwei Arten von Parteieiden, den zugeichobenen oder zurüd: 
aeihobenen Eid (iuramentum voluntarium) und den richterlichen Eid (iuramentum 
necessarium). Die zeugeneidblihe Vernehmung der Parteien ift in der deutſchen 
CPrO. nicht vorgejehen. Sie beiteht in England, wo fie durch die County Court Act 9 
et 10 Vict. e. 95 für das Verfahren vor ben County Conrts eingeführt, durd) Stat. 14 et 15 
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Viet. c. 99 auf das Verfahren vor den höheren Gerichtshöfen ausgedehnt wurde. In Öfter- 
reich wurde fie durch Geſetz v. 27. Apr. 1873 für das Verfahren in Bagatelliahen und 
durch die CPrO. v. 8. Aug. 1895 88 371 ff. allgemein eingeführt. Sie wurbe befür— 
wortet von Glaier Gef. Heinere Schriften über Strafrecht xc. II S. 449 ff., v. Bar Recht 
und Beweis S. 149 bis 161 und Gutachten zum 8. D. Jur. Tag IS. 13 ff. Kohler Prozeß 
als Rechtsverh. S. 23 Note u. ©. 31, Kleinfeller in der zu $ 445 cit. Abhandl. ©. 315 fi. 
und Gutadhten zum 22. D. Yur.Zag ©. 87 ff., Peterjen Sächſ. Ard. IV ©. 129 fi., Ott 
Richterliches FFragerecht und Parteienvernehmung (1894), Neufamp „Das Recht” V (1901) 
S. 38 ff. — befämpft von Schmitt in den Verh. d. 8. D. Yur.Zags I S.39 ff. Ofterloh 
Gutachten ü. d. nordd. Entw. S. 117 ff, Wad Str. VISchr. XIV ©. 365 ff. u. Vortr. (2) 
©. 236 ff., v. Canſtein Gutachten zum 22. D. Jur. Tag ©.1 f., Bähr Ztichr. f. d. EPr. XIX 
S. 94 ff. Trutter Schiedseid oder Parteienvernehmung? (1893), Levy Ztichr. f. d. EPr. XXIII 
S. Uff. — Bal. a. Verb. d. 8. D. Nur.Zags II S. 254 bis 317, 326 bis 329, des 22, D. 
Yur.Zags 1©.3 fi., 67 fi., des 23. D. Jur.Tags I1S.305 ff. 448 ff. Verb. d. D. Anm.» 
Tags (1896) DIZ. IS. 381 ff.; ferner DAZ. 16.188, 350, 394, 116. 181, 219, Recht 
V6&.38, 64; nordd. Prot. II S. 996, 997; Begr. d. Entw. III ©. 274 f.; KPr. S. 161 bis 
167; Romm.Ber. v. 19. Oft. 1876 ©. 5f.; v. Harrafowsfy Die Parteienvernehmung und der 
Parteieid (Wien 1876). 
$. 445. (410.) 

Die Eideszujchiebung it nur über Thatfachen zuläffig, welche in Hand- 
lungen des Gegners, feiner NRechtsvorgänger oder Vertreter bejtehen oder 
welche Gegenitand der Wahrnehmung diefer Perjonen gewefen find, 


HE. $ 408, HB. 2785 fi., 5783, NE. 88 609 f,, NE. 996 ff., 1004 f,, 1010 ff., €&.18 380, E. u 
8 391, €. III 8 397, M. 275 1., RE. 161 ff. 


Litteratur: Staub IW. 1886 ©. 131 fj., Bähr eod. S. 175 ff., KHleinfeller Die geſch. 
Entwidelung des Thatjacheneides in Deutichland, Berlin 1891; teilw. abgedr. in Ztichr. f. d. 
CPr. XVI ©. 227 ff., Stein Das private Wiffen des Richters ©. 60 ff., Pland Lehrb. II 
88 124, 125, Schuppe Beitr. 3. €. d. DR. XXX ©. 233 ff. (enthält rechtsphiloſophiſche Be— 
trachtungen über Eidesdelation), Stölzel Fallung von Beweis- und Eidesauflagen Ztichr. f. d. 
EPr. XXIX ©. 339 ff. 

1. Im Anschluß an die Entwidelung des gemeinen und partifularen Rechtes be- 
ſchränkt die CPrO. die Eideszuichiebung auf Thatjahenbehauptungen. Unter Thatjachen 
find die Umftände zu verjtehen, an welde das Gejeg Rechtsfolgen anfnüpft. Den Gegenſatz 
zur Thatjachenbehauptung bildet die Rechtöbehauptung, d. i. die Behauptung, dab eine be— 
ftimmte Nechtöfolge eingetreten fei. Über Nechtsbehauptungen kann nach der CPrO. fein 
Eid zugeihoben werben, Sowohl nad; dem römiichen Recht in der Auffaffung der ita- 
lieniſchen Juriſten (mag diefe auch quellenwidrig fein, was Demelius Sciedseid und 
Beweiseid im röm. EPr. ausführt), wie nach dem altgermanischen Rechte war ber Rechts» 
eid zuläffig. Er erhielt ſich auch troß aller Anfechtungen lange in der deutſchen Praris 
neben dem Thatjacheneide, trat jedoch vor diefem mehr und mehr zurüd infolge ber ſich 
verbreitenden Auffafjung, daß der Eid ein Beweismittel, nicht ein Erfaß des richterlichen 
Urteils ſei. [Vgl. darüber die jorgfältige Unterfuhung von Kleinfeller a. a. O.]. Diejer 
Entwidelung folgte die beutiche EPrO., indem fie in $ 445 ben Rechtseid ausſchloß. Hier— 
nad ift unzuläffig 3. B. der Eid über das Vorhandenfein von Eigentum, Dienftbarfeit, 
Piandrecht, über das Beitehen einer (Forderung ober eines fonftigen Anſpruchs, über das 
Deitehen eines Verwandtſchaftsverhältniſſes, einer Ehe, eines Erbrechts ꝛc. Aus dem gleichen 
Grunde ift die Eideszuſchiebung über Nechtöbegriffe unzuläffig, da durch deren Feſtſtellung 
im Wege der Eideszufchiebung dem Richter ein Zeil der juriftiichen Beurteilung entzogen 
würde; baber it 3. B. feine Eideszufchiebung über „Geſchäftsfähigkeit“, über „Verichulden‘, 
über „Zurechnungsfäbigfeit“, über „Verjährung“ oder „Erfikung” zuläffig; vielmehr find 
dieje Begriffe in ihre thatfächlichen Elemente aufzulöfen, diefe find Gegenftand der Beweis: 
führung und der Eideszuſchiebung. Jedoch fünnen gemeinverftändliche Rechtöbegriffe, wie 
„Darlehen“, „Kauf“ [vgl. RG. 1. Dez. 1899 SW. LV Nr. 177), „Pacht“, „Annahme eines 
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Vertragsantrags”, „Annahme eines Verzichts“ ſvgl. bay. ob. LG. SU. LIX Nr. 17], Kenntnis 
von „Zahlungseinftelung“ [vugl. RG. 7. Dez. 1880 Entſch. IIINr. 111 S.398 f., 6. Juni 1902 
Entih. LINr.95 8.414; Bedenken dagegen ſ. Kleinfeller a.a. O. S. 300 N. 457), „Simulation“ 
[RG. 17. Juni 1902 IW. S.421f.Nr.17] zur Bezeichnung von Thatſachen bei der Eides— 
zufhiebung und in der Eibesnorm verwendet werden, wenn der Begriff den Beteiligten 
verftändlich und nicht gerade das ftreitig iſt, ob der Rechtsbegriff in dem gegebenen Falle 
zutreffe. Weil dies ftreitig war, erklärte das NG. 14. Febr. 1890 Entih. XXV Nr. 36 
©. 181 den Eid über „vertragsmäßige Anerkennung“ und 3. Dez. 1891 Beitr. 3. €. d. 
DR. XXXVIIE. 389 den Eid über eine „Vereinbarung“ für unzuläffig, ebenio das bay. 
ob. 2G. den Eid über die „Gewerbsmäßigfeit eines Gefchäftsbetriebs" SA. XLVII Nr. 239, 
über ein „Schenkungsverſprechen“ BL. f. RA. LIX ©. 168 und über „Handeln zur Chifane“ 
eod. LXI &. 176. Die Zufchiebung des Eibes über die Kenntnis von dem Eintritt 
eined Dritten in ein Bürgichaftsverhältnis erklärte das NG. 23. März 1904 IW. &.296 
Nr. 25 für unftatthaft, weil „Eintritt in ein Vürgichaftsverhältnis ein fomplizierter 
Rechtsbegriff fei. 

Unter „Thatſachen“ im Sinne des $ 445 fallen nicht bloß finnlich wahrnehmbare 
Vorgänge, ſondern aud nad) außen nicht wahrnehmbare Vorgänge in der Gehirnthätigfeit 
(fog. facta interna). So fann z. B. das Wiſſen von bejtimmten Dingen oder das Vor— 
bandenjein einer bejtimmten Abſicht Gegenftand der Eibeszufchiebung fein. [Vgl. Mot. 
3. E. III &. 276, Strudm.Kod (8) N.1, Wilm. Levy (TIN.1 zu $410alt, Gaupp (9) N. IAbſ. 2, 
Peterſen (5) N. 7, Neſſel Beitr. z. E. d. DR. XXVIII ©. 151 f., XXX ©. 217, PVierhaus 
Ztſchr. f.d. EPr. V ©. 97 ff. Pland Lehrb. II S. 302, Kleinfeller a. a. O. S. 303 ff. Ztichr. 
f. db. EPr. VI ©. 256 ff., Bibel Bl. f. RA. LIXX ©. 401. Das RG. 4. Febr. 1881 
Entid. III Nr. 126 ©. 430 ff. ließ die Eideszuſchiebung über die Kenntnis der Abficht 
eines anderen, feine Gläubiger zu benadteiligen, zu; bgl. 4. März 1885 Beitr. 3. €. 
d, DR. XXIX ©, 1107 ff. über die Kenntnis einer Urkundenfälfhung; dgl. 20. Sept. 1888 
Entich. XXI Nr. 81 S.402 ff. über Kenntnis des Eigentums eines anderen; dgl. 10. Apr. 
1889 SU. XLIV Nr. 229 über bie Kenntnis von gemwiffen Vereinbarungen Dritter in 
Bezug auf eine Hypothek; dgl. 28. Jan. 1896 BI. f. RA. XIV Erg.Bb. S. 176 darüber, 
ob der Schwörende durch eine gewifle Drohung zur Abgabe einer Willenserklärung be- 
ftimmt wurbe; dgl. 6. Juni 1902 Entſch. LI Nr. 95 ©. 412 ff. über die Kenntnis der 
Zahlungseinftellung eines anderen. Das bay. ob. LG. erflärte den Eid über Vorhanden- 
jein eines Willens für zuläffig: SA. XLIV Nr. 169, BL. f. RA. LVIII ©.111. — Abw. 
Ansichten: Rocholl Rechtsf. I S. 155, Brettner Beitr. 3. E. d. DR. XXIX ©. 1107 fi.] 
Über die Behauptung, daß der Gegner in einem gewiſſen nicht eingetretenen Fall einen 
gewiffen Entichluß gefaßt haben würbe, fann fein Eid zugeſchoben werben, weil fie feine 
Thatjache betrifft [vgl. RG. 22. Febr. 1906 Entſch. LXII Nr. 100 ©. 415]. 

Don der Thatſache des Willens ift die Thatfache zu unterfcheiden, welche Gegenſtand 
des Wiſſens fein fol, Nur, wenn biefe Thatjache feititeht, oder für den Fall, daß fie er— 
wielen wird, fann über das Wiſſen der Eid zugeichoben werden; erft wenn die Thatjache 
feftjteht oder ertwiejen ift, ift die Eideszufchiebung wirkfam. [Bgl. RG. 7. Dez. 1880 Entich. 
III Nr. 111 ©. 395, 4. Dez. 1881 III Nr. 126 ©. 430 ff. 12. Mai 1900 EN. LV Nr. 226, 
13. Juni 1906 JW. ©. 475 Nr. 36.] 

Darüber, daß bei der Eideszuſchiebung die Thatſachen beftimmt zu bezeichnen find, 
1. $ 451 nebit den Erläuterungen. 

2. MWührend das frühere gemeine Recht lvgl. Wetzell Syft. (3) ©. 263 ff.] und die 
pr. AG0.110 $$ 252, 312 f. die Eideözufchiebung ganz allgemein über alle Thatiachen 
zuließen, ohne Rüdficht darauf, ob fie facta propria ober facta aliena find, beichränft die 
CPrO. die Eideszuſchiebung auf 

a) die eigenen Handlungen bes Prozehgegners und die Thatſachen, welche er wahr: 
genommen bat (facta propria), 
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b) die Handlungen feiner Redtsvorgänger und Vertreter und die Thatfachen, welche 
fie wahrgenommen haben (facta aliena). Die Zulafiung der Eideszuſchiebung über folche 
facta aliena begründen die Mot. z. E. III &.276 folgendermaßen: 

„Häufig wird es der Partei unmöglich jein, fich über Handlungen und Wahrnehmungen 
der Rechtsvorgänger und Vertreter ihres Gegners andere Beweismittel zu verſchaffen. In diejen 
Fällen — oder wenn die vorhanden geweſenen Beweismittel ohne Schuld der Partei verloren 
gegangen find, würde die legtere bei Ausichluß der Eidesdelation zur wirkſamen Verfolgung 
begründeter Rechtsanſprüche außer Stande jein. Der Ausichluß der Eidesdelation würde mithin 
die beweispflichtige Partei in eine unverhältnigmäßig ungünftige Yage bringen und dem Gegner 
Vortheile zuwenden, auf welche er im Vergleich zu Perſonen, die ohne Bertreter gehandelt haben, 
oder die nicht als Nechtönachfolger auftreten, feinen Anſpruch hat. Ganz abgejehen davon ift 
der Gegner regelmäßig in der Lage und außerdem auch verpflichtet, über die betreffende That- 
ſache nähere Erfundigungen anzuftellen, um jich über ihre Wahrheit eine Ueberzeugung zu ver- 
Ihaffen (vgl. Mot. z. preuß. Entw. ©. 116). Dieſe Momente rechtfertigen es, wenngleich der 
Delat nicht direkt die Thatſache ſelbſt, jondern nur die in Betreff derjelben erlangte lleber- 
zeugung beihwören kann ($ 410 [d. Entw. — 459 d. Gei.]), feinen Eid in der Wirkung einem 
Eide de veritate gleichzuftellen und gegen ihn denjelben Zwang wie bei einer Eideszuichiebung 
über eigene Handlungen und Wahrnehmungen eintreten zu laſſen.“ 


Ad a: Unter Handlungen find Hier nicht bloß körperliche Bewegungen, wozu 
natürlich auch das Sprechen gehört, jondern auch die ohne Äußerliche Bewegung fi voll« 
ziehende Sinnes- und Gehirnthätigfeit, das Sehen, Hören, Fühlen, Wiffen zu verftehen 
(vgl. R. 1 Abi. 2). Eine Handlung tft Handlung des Gegners, wenn biefer ala das 
Subjeft der Handlung in Betracht fommt. Steht feine Handlung des Gegners in (Frage, 
jo ift die Eibeszuichiebung nur zuläffig, wenn ber Gegner die Thatſache nach menschlicher 
Berechnung wahrnehmen konnte und mußte [vgl. RG. 2. Febr. 1883 Entich. VIII Nr. 14 
S.173]. Ob dies der Fall ift, hat das Gericht nad den Umftänden zu bemeſſen. Wenn 
zur Wahrnehmung beiondere Fachtenntniffe oder Erfahrungen erforderlich find, hängt 
die Zuläffigfeit des Eides davon ab, daß ber Gegner biefe Kenntniffe oder Erfahrungen 
befißt. Daher it 3. B. die Eideszufchiebung über das Vorhandenjein gewifjer Eigenichaften 
oder Mängel der gekauften Ware zuläflig, wenn der Gegner die Fähigkeit hat, die Eigen 
ichaften und die Mängel wahrzunehmen; ebenfo die Eibeszufchiebung über den Wert einer 
Sache oder die Größe eines Vermögens in einem früheren Zeitpunkte, wenn der Gegner im— 
ftande ift, den Wert der Sache oder die Vermögenshöhe zu ſchätzen. Vgl. Strudm. Koch (8) 
M. 1 Abſ.4, Wilm. Levy (TIN.1 zu $ 410 alt, Gaupp (9) N. II, Peterien (5) N.4, Pland Lehrb. 
II &. 306, Kleinfeller a. a. ©. S. 294, 300, $tichr. f. d. EPr. XVI S. 246, 252, Stein S. 60, 
RE. 7. Oft. 1885 Entſch. V Nr.1S.2Ff., wo der Eid über Überladung und Mangel ge 
nügender Befatung eines Schiffes, 12. Nov. 1884 XV Nr. 96 ©. 336 ff., wo ber Eid über 
den Wert eined Warenlagerd und Inventars, 20. Dez. 1893 Beitr. 3. E. d. DR. XXXVIII 
S. 462, wo ber Eid über dad Vorhandensein von Hausſchwamm, 13. Yan. 1894 SA. XLIX 
Nr. 315, wo ber Eid über die Kenntnis des Flächeninhalts eines Grundftüds, 28. Juni 
1904 IW. &.475 Nr.18, wo der Eid über Wahrnehmung der Probewidrigfeit einer Ware 
zugelaſſen ift; ferner bay. ob. LG. SU. XLV Nr. 53 u. 54, wo ber Eid über die Höhe eines 
Vermögens zugelaffen ift; NG. 14. Nov. 1887 erklärt mit Recht den Eib über bie Höhe 
eined „iteuerpflichtigen” Einfommens mit Rüdfiht auf die Schwierigkeit der Beurteilung 
ber Steuerpflicht für unzuläffig] Unzuläffig ift die Eideszuichiebung, welche dem Gegner 
ein Urteil über die Urfache eines Ereignifjes zumutet [vgl. RG. 18. Jan. 1905 SA. LX 
Nr.173 in Bezug auf die Urfache einer Erbjentung]. 

Ad b: a) Rechtsvorgänger des Gegners ift derjenige, zu welchem diefer in dem 
Verhältnis eines Nechtenachfolgers jteht, einerlei, ob die Nachfolge Geſamtrechtsnachfolge 
(vgl. N. 4 litt. a zu $ 325) oder Sonberrechtönachfolge ift; einerlei, ob die Sondernadhfolge 
auf tranälativer oder auf fonftitutiver Rechtsübertragung (vgl. N. 4 litt. b Ab}. 1 zu $ 325) 
beruht; daher ift 3.9. Nechtänachfolger des Verpfänders oder bes Gepfänbeten auch ber 
Gläubiger, welcher ein Pfandrecht an einer Sache oder einem Recht durch Vereinbarung 
oder durch Pfändung erlangt hat. Unter dem Gefichtspunfte der Ionftitutiven Rechts— 
übertragung ift auch das Pfand- oder Beichlagsrecht zu betrachten, welches durch die Konkurs» 

42* 


660 Zweites Buch. Erſter Abfchnitt. 8 445. 


eröffnung für bie Konfursgläubiger begründet wird [vgl. 2. Seuffert D. Konf.PrR. S. 151 ff., 
Kohler Lehrb. d. AR. S. 102 ff. Leitfaden bes KR. (2) S.72 ff.]; daher fommt der Gemein- 
ichuldner in Anfehung der Konkursmaſſe als Rechtövorgänger der Konkursgläubiger in 
Betracht; folglich fann dem Konkursverwalter ald dem Organe der Gläubigergemeinichaft 
der Eid über Handlungen und Wahrnehmungen des Gemeinichuldners zugeihoben werben. 
[Ebenjo: RG. 4. Nov. 1902 Entſch. LIII Nr.3 &.8, 28. Sept./5. Oft. 1906 SA. LXII Nr. 68.] 
— Der Begriff der Rechtänachfolge und daher auch der des Rechtönachfolgers ift aus dem 
materiellen Rechte zu entnehmen (vgl. Mot. z. E. II1 S.277); die einfchlägige Litteratur ift in 
N.4 litt.a zu $ 325 angegeben. Zweifelhaft ift, ob Rechtsvorgänger im Sinne bes $ 445 
auch ber Nichtberechtigte ift, durch deffen Verfügung jemand auf Grund der „Borichriften 
des bürgerlichen Rechtes zu Gunften derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten 
herleiten” (vgl. R.5 litt.a zu $ 325) ein Recht erwirbt, alfo 3.8. ber Nichteigentümer, durch 
beffen Verfügung der qutgläubige Erwerber nad; dem BGB. $ 932 Eigentümer wird. Der 
Umjtand, daß die Verfafler des $325 in diefen Fällen Rechtsnachfolge annahmen (vgl. N. 4 
Abſ. 1g. E. zu 53325), ift für die Auslegung des $ 445 nicht entſcheidend; denn ber aus ber 
CPrO.v. 1877 ftammenbe 8445 kann nicht aus dem neuen $ 325 heraus interpretiert werben. 
Immerhin dürfte in ben bezeichneten Fällen der verfügende Nichtberechtigte wie ein Rechts» 
vorgänger bes gutgläubigen Erwerbers zu behandeln fein, da die Gründe, welche für bie 
Zulaffung der Eibeszufchiebung über Vorgängerhandlungen ſprechen (f. o. bei litt. b), bier 
ebenjo zutreffen, wie bei ber Rechtönachfolge im engeren Sinne. Keinesfalld kann ber 
Derechtigte, welcher durch die Verfügung des Nichtberechtigten einen Rechtöverluft erleidet, 
als der Rechtsvorgänger bes Erwerbers betrachtet werben [vgl. Romeid Rechtsnachfolge 
©.31 ff., Regeläberger Jahrb. f. Dogm. XLVII &. 376 f. gegen Hellwig Rechtskraft S. 103ff.]. 
— Behandelt man den Nichtberechtigten, durch beffen Verfügung jemand ein Recht erwirbt, 
als den Rechtsvorgänger bes Ermwerbers, jo verlangt die Konſequenz, daß aud) der Indoſſant 
eined Orberpapiers als Rechtsvorgänger (im Sinne bes $ 445) des Indoſſatars behandelt 
wird, obgleich das Recht des Indoſſatars in gewilfen Beziehungen von dem Rechte bes In— 
doffanten unabhängig ift [fo auch das RG, 5. Nov. 1900 Entih. XLVII Nr. 16 ©. 66 f., 
18. Dez. 1901 IW. 1902 ©. 76 Nr. 6, abweichend von NG. 12. Mai 1900 SA. LV 
Nr. 226]. Zweifellos find Nechtsvorgänger bes Indoſſatars der Nadhindoffant eines 
proteftierten ober präjudizierten MWechiels [val. ROHG. Entih. XXI &. 274, XXIV ©. 3] 
und der Profuraindofiant [vgl. RG. 7. März 1885 Beitr. 3. E. d. DR. XXIX ©. 1107]; 
denn in dieſen Fällen hat der Anboffatar nur die Rechte feines Indoſſanten wie ein 
Geifionar. — Das RG. 23. Nov. 1899 Entſch. XLV Nr. 96 ©. 369 ff. nimmt an, der 
Anmeifende fei Rechtövorgänger (im Sinne bes $ 445) des Anmeifungsempfängerd, wenn 
die Anmweifung erfolgt ift, um dem Anmeifungsempfänger wegen eines ihm gegen ben 
Anmeilenden zuftehenden Anspruchs duch eine dem Anweiſenden genen den Angewie— 
fenen zuftehbende Forderung Befriedigung zu verichaffen,; die Enticheidung ftüßt fich 
auf das preuß. ALHR.I16 8 291. Dom Standpunkte des BGB. aus wird man den An 
meijenden nicht bloß unter den bezeichneten Vorausfeßungen, fonbern allgemein als Rechts— 
vorgänger (i. ©. d. $ 445) des Anmweifungsempfängers behanbeln dürfen; denn, wenn auch 
die Anmweifung vor dem Annahmevermert noch feinen Aniprud gegen ben Angewiejenen 
begründet, fo bildet doch die Anmweifung die Grundlage für den Anipruch gegen ben An— 
gewiejenen. — Bon bdemfelben Gefichtspunft aus dürfte bei einem Bertrag auf Leiftung 
an einen Dritten der Promiffar als Nechtsvorgänger bes Dritten zu behandeln jein. 
Wenn das RG. 6. März 1903 Entſch. LIV Nr. 28 ©. 94 ff. ausfpricht, der Dritte jei nicht 
Rechtönachfolger des Promiffars im Sinne des $ 239 der EPrdD., fo iſt damit nicht 
gelagt, daß der Promiffar nicht Rechtövorgänger des Dritten im Sinne des $ 445 fein 
fönnte. — Iſt die Übernahme einer Schuld oder die Haftung für die Schuld eines anderen 
mit der Nachfolge in ein Recht verbunden, fo 3.2. in ben Fällen des BGB. 85 416, 
419, 571 und bes HGB. $ 25, fo ift der alte Schuldner Rechtövorgänger (im Sinne bes 
$ 445) des neuen Schuldners. Von biefem Gefichtäpunft aus fommt auch bei Anfechtung 
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einer Nechtshandlung wegen Gläubigerbenadhteiligung der Schuldner oder Gemeinihuldner 
als Nechtsvorgänger bes Anfechtungsgegners in Betracht; denn die Verbindlichkeit des 
Anfehtungsgegners ift ihrem Weſen nach nichts anderes, als eine Haftung für fremde 
Schuld, die auf der Zuwendung aus dem Vermögen des Schuldners beruht [vgl. Lins- 
mayer Grund und Umfang der Haftung wegen Benadteiligung der Gläubiger (1900), 
Meitel in der 5. Aufl. von B. Hartmanns Komm. z. Anf.Gei., 1904, S. 31 fi.], folglid 
fann dem Anfechtungsgegner ber Eid über Handlungen und Wahrnehmungen des Schuldners 
(Gemeinichuldners), insbefondere auch über die Benachteiligungsabfiht des Schuldners, zu— 
aeichoben werben. [m Ergebnis ebenfo, jedoch mit verjchiedener Begründung: Wilm. 
Levy (7) NR. 3 zu $ 410 alt, Gaupp (9) N. III 1, Jaeger Komm. z. KO. (2) Anm. 43 zu $ 29, 
NG. 24.08.1885 Entih. XV Nr. 96 ©. 368 ff., 30. Juni/14. Juli 1903 SA. LIX Nr. 99; 
infonjequent: RG. 10. März 1899 Entſch. XLII Nr. 94 S. 392 f. — AM.: Peterjen (5) 
N. 11, Brettner Beitr. 3. €. d. DR. XXVIIS. 728] — Zweifelhaft ift, ob bei einer 
Schuldübernahme, die nicht mit einer Nechtsübertragung verbunden ift, der alte Schuldner 
als Rechtsvorgänger des neuen Schuldners zu betrachten ift. Der Ausdrud Recdhts- 
vorgänger jcheint dagegen zu Äprechen; aber gleichwie der Ausdruck Rechtsnachfolger in 
dem meiteren Sinne von successor gebraudht wird, kann auch der Ausdrud Rechts-— 
dvorgänger in dem weiteren Sinne von antecessor verjtanden werden, und die Grünbe 
für die Zulaffung der Eideszuſchiebung über Vorgängerhandlungen ſprechen für die weitere 
Sinterpretation [vgl. OLG. Celle SA. XLVII Nr. 294]. 
3) Als Vertreter fommen in Betracht der gefegliche Vertreter (vgl. N. 3 bis 5 zu 
88 51, 52), der Bevollmächtigte, dieſer au, fomweit nad dem BEP. $$ 170 ff. die er- 
loſchene Vollmacht als fortbeftehend gilt, und der Geichäftsführer ohne Auftrag, deſſen 
Geichäftsführung genehmigt if. Natürlich auch der vertretungsberechtigte Gejellichafter 
[vgl. RG. 20. Apr. 1890 Beitr. 3. E. d. DR. XXXIV S. 1165]. In d. U. d. RG. v. 
8. Juli 1908 JW. ©. 342 Nr. 4 werden die Gründer einer Altiengeſellſchaft als frühere 
Vertreter der Gejellichaft behandelt und daraus gefolgert, daß dem Vorftande der Aktien: 
gejellichaft der Eid über Handlungen der Gründer zugeichoben werden lann. Es mag 
babingeftellt bleiben, ob man nicht die Gründer ala Rechtsvorgänger der Aktiengefellichaft 
zu betrachten hat; für die Zuläffigfeit der Eideszuichiebung macht das feinen Unterjchied. 
— fein Vertreter ift, wer als Kommilfionär auf fremde Rechnung Geichäfte im eigenen 
Namen macht; aber wenn ein Recht bes Kommilfionärs auf den Kommittenten übertragen 
worden ift, ift ber Kommiſſionär deffen Vorgänger. — Die Eideszufchiebung über Hand— 
lungen bes Vertreters wird dadurch, daß der Zuſchiebende ſelbſt der Vertreter war, nicht 
ausgeichloffen [OL®G. Dresden SA. XLV Nr. 104]. — Auch über Handlungen des Ver» 
treterö eines Rechtsvorgängers ift Eideszuſchiebung zuläffig [RG. 1. Nov. 1882 Entſch. VIII 
Nr. 94 S. 343, OLG. Hamburg SA. XLIV Nr. 231]. — Keine Vertretung liegt vor, 
wenn jemand für Handlungen eines anderen verantwortlich ift, ohne daß dieſer ald Ver— 
treter auftrat, 3. B. auf Grund des BEB. 85 278, 831 oder des Haftpflichtgefekes. In 
ben Mot. 3. E. III S. 277 heißt es zwar, unter Vertreter jei derjenige zu verftehen, für 
defien Handlung die Partei hafte; aber das ift nur eine ungenaue Ausdrucksweiſe. Daß 
bie Verf. der Motive nicht einen von dem materiellen Rechte verichiedenen Begriff des 
Vertreters einftellen wollten, geht aus ihrer unmittelbar vorhergehenden Außerung hervor, 
daß der Begriff aus dem bürgerlichen Rechte zu beurteilen jei. [Wgl. nordd. Prot. S. 1011, 
EStrudm. Koch (8) N.3, Wilm. Levy (7) N.2 zu $ 410 alt, Gaupp (9) N. TII2, Peterien (5) 
N. 12, Pland Lehrb. II S. 307, RG. 10. März 1885 Entſch. XIII Nr. 91 ©. 355 ff.) 
Ad « und 3: Die Handlung oder Wahrnehmung muß für den Rechtöftreit deswegen 
bedeutiam fein, weil fie eine Handlung oder Gegenftand der Wahrnehmung des Rechts— 
vorgängerd ober Vertreter der Partei ift [val. OLG. Kaſſel SU. LXI Nr. 141 und 
Redtipr. d. OLG. XIII S. 163k]. Beftreitet der Gegner, welchem ber Eid über eine 
Handlung oder Wahrnehmung feines Nechtsvorgängers oder Vertreters zugeichoben wird, 
daß er zu demjenigen, über deſſen Handlung oder Wahrnehmung er ſchwören fol, in 
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dem Verhältnis eines Nachfolgerd ober eines Vertretenen ftehe, fo hat der Zufchiebende 
dies zu bemweifen. 

3. Die Eideszufhiebung ift zuläffig bis zum Schluffe derjenigen mündlichen Ver— 
handlung, auf welche das Urteil ergeht ($ 283 Abſ. 1), und dann wieder in ber Berufungs— 
inftanz ($ 529 Abi. 1). Wegen des Verhältniffes der Eideszuichiebung zu anderen Beweis 
mitteln und ber ſog. Gemwiffensvertretung ſ. $ 453; wegen des Verhältniffes zum richter« 
lichen Eide ſ. N. 1 zu $ 475 Abſ. 2. Über die Berechtigung des Intervenienten zur Eides- 
zufchiebung |. N. 2 litt. d zu 8 67, N. 3 litt. d zu $ 69; über die Eideszuſchiebung an 
Nebenintervenienten ſ. $ 449. — Der Streit über die Zuläffigfeit einer Eideszufhiebung 
it ein Zwiichenftreit; vgl. N. 3 Abſ. 2 zu $ 303. 

4. Die Eideszufchiebung ift ausgeichloffen: a) wo das Gefek bie Glaubhaftmahung 
vorichreibt ($ 294); b) in Ehefadhen in Anjehung der dem Beftande der Ehe ober ber 
Herftellung bes ehelichen Lebens ungünftigen Thatfachen ($ 617 Abſ. 2) und allgemein in 
Rechtöftreitigfeiten über die Nichtigkeit oder das Beftehen oder Nichtbeftehen einer Ehe 
($ 617 Abf. 3); e) im Statusprozeß ($$ 640, 641), und zwar im Falle des $ 640 allgemein, 
im Falle des $ 641 aber nur in Anfehung der der Ehelichfeit ungünstigen Thatſachen 
($ 640 Abi. 1, $ 641 Abi. 1); d) im Entmündigungsprozeffe ($ 670 Abi. 1, 8 679 Abi. 4, 
8 684 Abi. 4); e) zum Beweiſe von Thatfachen, die die Reſtitutionsklage begründen ($ 581 
Abi. 2); f) zur Beweisführung bezüglich der von Amtswegen zu berüdfichtigenden Punfte 
(1. N. 7 zu 8 288). Wo das Offizialprinzip eingreift, können die Parteien nicht die Macht 
haben, dur Zu» oder Zurüdichiebung, Leiftung, Erlaß oder Verweigerung bes Eides bie 
Offizialprüfung abzufichneiden [vgl. Birkmeyer Ztichr. f. d. EPr. VII ©. 412, Gaupp (9) 
N.Vlitt.g, Pland Lehrb. II S. 300]. 

Alle landesrechtlichen Beichränktungen der Eideszufchiebung find aufgehoben (EG. $ 14 
Ani. 2 Nr. 2). Wegen des Gegenbeweijes durch Eideszuichiebung ſ. $ 446. Eides— 
zuihiebung über ftrafbare oder unehrenbafte Handlungen ift zuläſſig. Einem wegen 
Meineids Betraften fann der Eid zugeichoben werden. 


8.446. (411.) 
Die Eideszufchiebung über eine Thatjache, deren Gegentheil das Gericht 


für erwieſen erachtet, iſt — 


HE. Jar DE. 28 2966 fi., 5796 f., — NE. 8 611, NE. 1028 f., 1126, E. I 5 381, 
18 3», €. riss, M. rt a. 


1. Iſt eine —— durch — Beweitwittet vollitändig ermwiefen, fo 
fommt die Eideszuichiebung nicht mehr in Betracht (arg. $ 453 Abi. 2); ebenjo, wenn das 
Gegenteil erwieien ift. Das Gegenteil einer Parteibehauptung fann erwieſen jein, weil 
ber Richter auf Grund einer Beweisaufnahme oder auch bloß auf Grund des Inhalts der 
Verhandlungen [RG. 19. Juni 1886 Entſch. XVII Nr. 33 ©. 163] in freier Beweiswürdi— 
gung den Beweis des Gegenteils als erbradht annimmt ober weil er diejen Beweis nad 
einer gejeplichen Bemweisregel als erbracht annehmen muß; in beiden Fällen ift die Eides— 
zufchiebung unzuläffig. Es kann alfo direkter Gegenbeweis gegen Thatiachen, die nach den 
Beweisregeln der SS 164, 415, 416, 418 als erwieſen anzunehmen find, durch Eides— 
zufchiebung nicht geführt werben [RG. 30. Oft. 1885 Entſch. XV Nr. 98 S. 374 f.]. Mit 
den geſetzlichen Bemweisregeln find die geleglichen Vermutungen nicht zu verwechieln (vgl. 
N.1 zu $ 292); der Beweis des Gegenteil deſſen, was vermutet wird, fann durch Eides— 
zuichiebung geführt werben ($ 292 Sat 2). — Wegen Beweisführung durd Eid bei Wider 
ruf des gerichtlichen Geftändniffes |. N. 1 Ad b zu $ 290. 

2, Erſt, wenn das Gegenteil erwiefen, nicht ſchon, wenn das Gegenteil wahricheinlich 
und folglich die Thatjache, über welche der Eid zugeichoben wird, unmwahricheinlich ift, iſt 
die Eideszufchiebung unzuläffig. Obne die Feſtſtellung, daß das Gegenteil erwieſen ift, darf 
das Gericht die Eideszuichiebung über eine erhebliche Thatſache nicht ala chilands zurück— 
weiten. [Vgl. hann. Prot. VIII ©. 2966 fi., XV ©. 5812 ff., norbd. Prot. II S. 1026, 
NG. 2. Dez. 1881 Entſch. V Nr. 122 ©. 429.] 
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$. 447. (412.) 

Eine nicht beweispflichtige Partei übernimmt durch Eideszufchiebung nicht 
die Bemweispflicht. 

NE. 5 618, NE. 1002, E. II $ 398, E. III $ 399, M. 278, KB. 187. 

1. Ieder Eid gilt als unter ber Bedingung zugeihoben, dab ben Zuſchiebenden 
(Deferenten) die Beweislaft trifft, auch wenn diefe Bedingung nicht ausdrüdlich beigefügt 
wurde (Mot. 3. E. 111 S.428). Daher ift die Eideszufchiebung der nicht bemweispflichtigen 
Partei bedeutungslos. Schieben ſich die Parteien mechleljeitig den Eid bezüglich derſelben 
Zhatjache zu, fo ift nur die Eideszuſchiebung ber bemweispflichtigen Partei von Bedeutung. 

2. Über die Beweislaft wird erft im Urteil entichieden; vgl. N. 3 Abſ. 4 zu $$ 282, 
283. Die Eibeserflärung kann aber nicht verfchoben werben, bis über die Beweislaft ent» 
ichieden it. Vorbehaltlich der Enticheidung über die Eibespflicht hat ſich alfo der Gegner 
des Zufchiebenden (der Delat) für den Fall, dab den Zufchiebenden die Beweislaſt trifft, 
über die Zufchiebung zu erflären und ift vom Gerichte zu biejer Erklärung aufzuforbern 
($ 455). Schieben fi die Parteien mwechlelfeitig den Eid über diejelbe Thatſache zu, fo 
find beide zur eventuellen Erklärung aufzufordern. Vgl. Wilm. Levy (TI) N. 1 zu $ 412 alt, 
Gaupp (9) NR. zu $ 447, Peterien (5) N. 2, Wach Vortr. (2) S. 223 f. u. Arch. f. c. Pr. LXIV 
E.220. — AM.: Strudm. Koch (8) N. zu $447.] Da die Eideszuichiebung der nicht beweis- 
pflichtigen Partei wirkungslos ift, ift auch die darauf abgegebene Eibdeserflärung ohne 
rechtliche Wirkung; denn fie fteht in Abhängigkeit von der Wirkſamkeit der Zuſchiebung; 
daher fann die Verweigerung einer Erklärung auf die Eideszufhiebung der nicht beweis- 
pflichtigen Partei nicht die Folge der Eidesverweigerung ($ 452 Abi. 2, $ 464 Abſ. 2) nad 
fich ziehen [vgl. Strudm. Koch (8) N. zu $ 447, Wach Vortr. (2) ©. 223, Gaupp (9) N. zu 
5 447, Peterien (5) N.2; — aM.: Wilm. Levy N. 1 Abſ. 2 zu $412 alt]. Selbit die Eides— 
leiftung ift bedeutungslos, wenn fie auf Grund eines Beweisbeichluffes erfolgte und der 
Zuichiebende nicht beweispflihtig war [RG. 14. Dez. 1886 Entih. XVII Nr. 81 ©. 335]. 


8. 448. (413.) 
Die Zurücjchiebung des Eides ift nur injofern zuläffig, als nach den 
Beitimmungen des $. 445 die Zufchiebung desjelben zuläffig fein würde. 
Sie findet nicht jtatt, wenn die Partei, welcher der Eid zugefchoben iſt, 
nicht aber die Gegenpartei über ihre eigene Handlung oder Wahrnehmung zu 
jchwören haben würde. 


HE. 8 435, HE. 2064 f., 5803 ff., NE. 8 614, NP. 1014, 1091 f., E. 18 384, E. 11 8 89, E. I 
$ 401, M. 281, WE. 187. 


1. Die Zurüdichiebung des Eides ſetzt eine zuläffige Zuichiebung ($$ 445, 446) 
voraue. Die Zurüdichiebung eines Eides, deffen Zuſchiebung nicht zuläffig ijt, ift ohne 
Wirkung. 

2. Die Zurüdichiebung tft zuläffig, wenn die zu beichwörende pofitive oder negative 
Thatſache in einer Handlung des Gegners (des Deferenten, Relaten), feiner Rechtövorgänger 
ober Vertreter befteht oder Gegenitand der Wahrnehmung diefer Perjonen geweſen ift, Die 
N.2 zu$ 445 findet hierher entiprechende Anwendung. Ergäbe fih danach die Zuläffig- 
feit der Zurüdichiebung, jo fann die Zurüdichiebung immer noch nach $ 448 Abi. 2 unzu— 
läjfig fein, wenn die zu beichwörende Thatjache eine eigene Handlung des Zurüdichiebenden 
oder Gegenjtand feiner eigenen Wahrnehmung (factum proprium) ift, während dieje That- 
ſache für den Gegner des Zurüdichiebenden (den Deferenten, Relaten) ald Handlung eines 
Rechtsvorgängers oder Vertreters oder ald Gegenftand der Wahrnehmung dieſer Perjonen 
(tactum alienum) in Betracht fommt. Der Umſtand, daß der Delat den Eid in der Norm 
des $ 459 Abſ. 2 zu leiften hätte, macht die Zurüdichiebung über ein für ben Nelaten 
als alienum erjcheinendes factum nicht zuläffig, und der Umftand, dab der Relat das für 
ihn als proprium erjcdheinenbe factum in der Norm des $ 459 Abſ. 2 zu beichwören hätte, 
Ichließt die Zurüdichiebung nicht aus. 
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$. 449. (414.) 

Der Eid kann nur der Partei, nicht einem Dritten zugejchoben oder 
zurüdgejchoben werden. Die Zufchiebung oder Zurüdichiebung an einen Neben- 
intervenienten findet nur ftatt, wenn dieſer als Streitgenofie der Hauptpartei 
anzufehen ift ($. 69). 


DE. Hall, HB. 2835 fi., 2920 ff., — fi., NE. 8 615, NE. 984 ff., €. 18385, E. IT $ 396, 
. UI 8 402, M. 281, RE. 16 


& a gtteratur: Thiele Arch. f. c. Fr. LXXXII ©. 30 ff. und Beitr. 3. E. d. DR. XXXIX 

1. Zu Saß 1: Der Eid fann weder einem Recht3vorgänger noch einem früheren 
geieglichen Vertreter noch dem Bevollmächtigten noch dem Beiftande noch einem Neben 
intervenienten, ber nicht ftreitgenöffiicher Nebenintervenient ift, zugeichoben oder zurück— 
geihoben werden. Schiebt ein nicht ftreitgenöffifcher Nebenintervenient ben Eid zu (f. N. 2 
litt. d zu $ 67), fo fann der Eib nur ber von ihm unterftügten Partei, nicht dem Inter» 
— zurückgeſchoben werben. 

2. Zu Satz 2: Über Eideszuſchiebung und Zurückſchiebung an den ftreitgenöffischen 
Nebenintervenienten ſ. N. 3 litt. d zu $ 69, — Einem Litisdenungiaten kann der Eid nicht 


zugeichoben werben. 
$. 450, (415.) 


Das Gericht kann anordnen, daß die in den 88.445, 448, 449 enthaltenen 
Beichränfungen für die Zufchiebung und Zurücjchiebung des Eides nicht zur 
Anwendung kommen jollen, wenn die Parteien in Betreff des zu leiftenden 
Eides einig jind und der Eid fich auf Thatjachen bezieht. 

NE. 99 ff., RE. 169 f., 685 f,, Untrag Nr. 72, Reb. Sebo XXII. 


Litteratur: G. Hoffmann Beitr. z. E. d. DR. XXVII ©. 177 ff, H. Meyer eod. XXXV 
©. 606 ff., P. Bach Die Zuſchiebung und Zurückſchiebung des Eides an Dritte (Leipzig 1894). 


1. 8 450 mwurbe in der IK.d. RT. eingefügt. Die in der eriten Leſung beichloffene 
Faſſung lautete: „Die in den $$ 397, 401, 402 (— $$ 445, 448, 449) enthaltenen Be» 
Ihränfungen für die Zuſchiebung und Zurüdichiebung des Eides kommen nicht zur An— 
wendung, wenn bie Parteien in betreff des zu leiftenden Eides einig find.“ Bei ber 
zweiten Leſung wurde die jegige Faſſung beichloffen. Diefe enthält gegenüber der früheren 
zwei wejentliche Änderungen: erjtens ift die Wirkſamkeit einer Einigung ber Parteien über 
einen nach den beichräntenden Vorfchriften der $$ 445, 448, 449 nicht zuläffigen Eid ab» 
bängig von der in das freie Ermeflen des Gerichts geitellten Dispenfation; zweitens muß 
fih der zu leiftende Eid auf Thatjahen im Sinne des $ 445 beziehen. Daß die That- 
lache für die Enticheidung des Prozefjes nad) Anficht des Gerichts Ausſchlag gebende Be- 
deutung haben muß, ergiebt fich daraus, daß auch die Anordnung diejes Eides Beweis- 
aufnahme ijt; dem Gerichte fann feine Beweisaufnahme über Thatfachen zugemutet werden, 
die nad feiner Anficht für die Enticheidbung unerheblich find. — Das Gericht fann ohne 
Rüdfiht auf die Einigung der Parteien einen richterlichen Eid auferlegen; denn ber richter« 
lich Eid ift der Eidesdelation gegenüber nicht jubfidiär; vgl. N.1 Abſ.2 zu $ 475. 

2. Die zuläffigen Abweichungen von den Beichränfungen der 88 445, 448, 449 find: 
a) Es kann bie Zufchiebung ober Zurüdichiebung eines Eides zugelaflen werben über 
Thatjachen, bie weder in Handlungen des Schwurpflichtigen oder feiner Rechtsvorgänger 
ober Vertreter beftehen noch Gegenftand ber Wahrnehmung der Genannten gewejen find. 
Dann ift die Norm bes $ 459 Abi. 3 anwendbar. b) Es kann die Zurüdichiebung eines 
Eides unter Umftänden zugelaffen werden, unter denen fie nad $ 448 Abi.2 auögeichlofien 
wäre c) Es fann ein Dritter, dem nach $ 449 der Eid nicht zu= oder zurüdgeichoben 
werben könnte, z. B. ein Rechtsvorgänger, ein Nebenintervenient, der nicht die Stellung 
eines Streitgenoffen ($ 69) bat, ein Bevollmächtigter 2c., zum Wahrheits- oder zum liber- 
zeugungseibe zugelaffen werden. [Darüber vgl. Meyer a. a. O. S. 606 ff.; Fälle ſ. IW. 1899 
S.434 Nr. 11, Redtipr. d. OLG. XI E.35.] Daß der Dritte fich zum Eide bereit erflärte, 
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ift nicht erforderlich; es ift Sache der Parteien, ihn zum Erfcheinen vor Gericht zu beſtimmen; 
geladen fann er nicht werden. Xeiftet der Dritte den Eid, fo fommt $ 463, wird ihm ber 
Eid von jeiten des Gegners erlaffen, $ 464 Abf. 1, verweigert er den Eid, $ 464 Abf. 2 zur 
Anwendung. Erideint ber Dritte im Schwurtermine nicht, jo finden die Vorichriften ber 
88 465 bis 468 Anwendung. Zweifelhaft ift, ob der nach $ 466 zuläffige Antrag von 
bem jchwurpflichtigen Dritten oder von der ‘Partei zu ftellen ift, welcher bie Eibesleiftung 
zum Worteile gereiht. Man wird einen Antrag der Partei verlangen müſſen, da ein 
Eingriff des Dritten in den Prozeß eine Abnormität wäre, bie beſonders vorgejehen fein 
müßte [vgl. Gaupp (9) N. I Abi. 3 zu $ 466, Peterien (5) N. 1 zu $ 466]. 

3. Die Einigung der Parteien muß in der mündlichen Verhandlung vor dem Prozeh- 
gericht erflärt werden. Sie muß fi auf das Schwurthema und die Eibeönorm ($ 459) 
erftreden [vgl. Hoffmann a. a. O. &.180; abw.: Bad) a.a. O. ©. 25]. Eine Einigung unter 
Vorbehalt, 3. B. wenn nicht auf richterlichen Eid erfannt werde, genügt nicht [RG. 9. Dez. 
1882 Entſch. X Nr. 96 ©. 325]. Den Parteien braucht nicht zum Bewußtjein zu kommen, 
daß von ben PVorfchriften der 85 445, 448, 449 abgewichen wird. Die Dispenfation von 
den Beichränkungen der $$ 445, 448, 449 erfolgt in dem bedingten Urteil oder dem Be— 
weisbeichluß ($ 461), in welchem die Eibdesleiftung angeordnet wird. Die Einigung wird 
für die Parteien erft durch die Anorbnung der Eidesleiftung bindend. Erfolgt die An— 
ordnung durch Beichluß, jo kann fie von dem Gerichte zurücdgenommen werben, 3.8. auf 
Grund eines nachträglichen Beweisanerbietens. Durch nachträgliche Antretung anderen 
Beweiſes wird aber das Geriht nicht genötigt, den NRüdtritt von der Einigung zu ger 
ftatten; $ 454 Abi. 2 Hat hierher feinen Bezug [aM.: Hoffmanna.a. ©. S. 189). $ 457 
ift auf die Einigung nicht direft anwendbar; doch wirb das Gericht in einem folchen Falle 
ben Beweisbeſchluß zurüdnehmen, wenn der Eid durch Beichluß auferlegt war. Iſt der 
Eid durch bedingtes Urteil auferlegt, jo fann die Einigung in entipredhender Anwendung 
bes $ 470 widerrufen werben. $ 471 ift auch auf den vereinbarten Eid anwendbar. — 
Die Einigung bindet die Parteien infofern auch für die höhere Inſtanz, als fie nicht die 
Unzuläffigfeit einer Gidesauflage geltend machen können, wenn fie fi über den Eid nad) 
$ 450 geeinigt hatten. 

4. Don dem in $ 450 zugelafienen Eide zu unterfcheiden ift der Eid, deſſen Leiſtung 
als Bedingung eines Vergleicht vereinbart ift (Vergleichseid). Die Abnahme eines ſolchen 
Eides fällt au dann, wenn der Vergleich ein gerichtlicher ift, nicht in das Gebiet der 
ftreitigen Gerichtäbarfeit; das Prozehgericht als folches Tann daher zur Abnahme eines 
folchen Eides nicht mitwirken [val. Hoffmann a. a. O. S. 1783 — aM.: Bach a.a.D. ©.33]. 
Auch das FrGG. enthält nichts über die Abnahme eines ſolchen Eibes; Landesgeſetze 
fönnten wohl bejtimmen, daß folche Eide von den Organen der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(Amtögerichten, Notaren) abzunehmen feien; aber das ift nirgends geichehen. Folglich ift 
ein Vergleich, der auf einen berartigen Eid abgejtellt ift, umausführbar und daher 
unwirkſam. 

8. 451. (416.) 

Die Antretung des Beweijes erfolgt durch die Erklärung, daß dem Gegner 

über die beftimmt zu bezeichnende Thatfache der Eid zugejchoben werde. 


HE. 5 432, HB. 2001, 5810, NE, 5 620, NE. 1097, E. 15588, E. II 5397, E. III 5 403, 
. 281, KB. 167. 


Litteratur: Rönnberg Ztichr. f. d. EPr. XXVIII ©. 79 fi. 

1. Die Thatſache (val. N. 1 Abſ. 2 zu $ 445), über welche ber Eid zugeichoben 
wird, ift beftimmt zu bezeichnen; die Zufchiebung foll nicht dazu benüßt werden, um die 
relevante Thatjache erit aus dem Gegner herauszuholen. So kann 3. B. dem Gegner über 
die Verlegung der ehelichen Treue nicht auf vage Vermutung bin ber Eid zugeſchoben 
werden, fondern es müſſen mindeftens gewilfe Anhaltspuntte gegeben fein, wie 3. B. die 
Bezeichnung von beftimmten Perfonen oder Perionenfategorien (etwa Proftituierte eines 
gewifien Lokals, Dienjtmädchen eines gewiſſen Haufes) oder die Bezeichnung eines be— 
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itimmten Ortes oder einer beftimmten Zeit [vgl. RG. 21. März 1888 SA. LXIII Nr. 304, 
8. Dez. 1890 SU. XLVI Nr. 230, 2. Mai 1895 Beitr. 5. E. d. DR. XXXIX S. 1130, 
30. Apr. 1900 eod. XLV ©. 1142, 5. Juni 1905 Beitr. 3. €. d. DR. L ©. 1092 ff., 
18. Juni 1906 IM. ©. 475 Nr. 37, bay. ob. LG. SA. XLV Nr. 190, OLG. Hamburg 
SU. XLI Nr. 240, XLVI Nr. 64, OLG. Frankfurt SA. XLV Nr.55; — aM.: OLG. Ham 
burg Redtipr. d. OLG. VIII S. 330 in Bezug auf die Behauptung vorehelichen geichlecht- 
lichen Verkehrs der Verlobten]. Entiprechend dürfte es ſich mit der Zuſchiebung des Eibes 
über die exceptio plurium coneumbentium verhalten. [Vgl. RS. 29. Sept. 1903 IM. 
©. 386 Nr. 13, 26. Um IW. 1904 ©. 606 f. Mehr oder weniger abw. Anfichten: 
Keidel „Recht“ 1902 S.481, Schneidert Bl.f. RA. LXVIII ©.274 ff., Keidel eod. S.469 ff., 
Schmelz eod. LXIX Nr. 246 ff, Meyerwig IW. 1906 ©. 98 ff.) — Wegen Unbeftimmts 
beit wurden für unzuläffig erachtet die Zufchiebung bes Eides über den „Erwerb aus 
eigenen Mitteln“ im Sinne der KO. $ 45 vom bay. ob. 2G. SA. XLIII Wr. 71, über 
„den Eintritt befjferer Vermögensverhältniffe” vom OLG. Hamburg SA. XXIV Nr. 242, 
ferner die Eideszuſchiebung über die nicht näher jubftanzierte Behauptung, daß der Erb— 
lafjer widerrechtlih durch Drohung zu der leßtmwilligen Verfügung beftimmt worden jei, 
vom bay. ob. LG. EX. L Nr. 55. 

2. Der Zufchiebende braucht die Eidesnorm nicht zu entwerfen. Thut er dies, jo 
fann das Gericht den Entwurf unter Feithaltung der Thatiache ändern. 


s. 452, (417.) 

Die Partei, welcher der Eid zugejchoben ift, hat jich zu erklären, ob fie 
den Eid annehme oder zurückichiebe, jelbjt wenn fie Einwendungen in Be: 
jiehung auf die Eideszufchiebung vorbringt. 

Giebt die Partei feine Erklärung ab oder jchiebt fie in einem Falle, in 
welchem die Zurüdjchiebung unzuläffig ift, den Eid zurück, ohne denjelben 
bedingt anzunehmen, jo wird der Eid als verweigert angefehen. 


— rer , DE. 2902 f., a NE. a NE. 1005 ff., 1027 f., €. 158 387, E. 11 8 398, 
404, M. 281, 167 ff., 733, 785. 


1. Die Eideserllärung ift beine Pflicht, fondern eine Befugnis der Partei; fie fann 
durch Verfäumnis ausgeichloffen werben. IVgl. Bülow Arch. f.c. Pr. LXITS.36 ff. — AM.: 
Wach Ztichr. f. Pr. u. 5. R. VII S. 164 ff. Weitere Litt. ſ. in N. 1 zu 8 138.] 

2. Die Eidegerflärung kann nur in der mündlichen Verhandlung abgegeben werden. 
Eine in ben Schriftjägen enthaltene, in der Verhandlung nicht wiederholte Erklärung ift 
belanglos. Wegen Protokollierung ſ. $ 298 Abi. 2 und $ 509 Abi. 1. 

3. Die Eideserflärung ift zuläffig bis zum Schluffe derjenigen mündlichen Ver— 
handlung, auf welche das Urteil ergeht (nordd. Prot. II S.1028, Mot. 3. €. III ©. 281), 
fann alfo bis zu dieſem Zeitpunkte nachgeholt werden. Die Annahme der Eidesvertweigerung 
tritt erft nach ausdrüdlicher Aufforderung ein ($ 455). Bei Zuläffigteit der Eides— 
zuichiebung tritt die Annahme ber Eidesverweigerung aud ein, wenn der Gegner die 
Erheblichkeit der Thatſache oder die Zuläffigfeit der Zuſchiebung beitritten hat. Der 
Gegner bat fein Recht auf eine Vorabentiheidung über die Erheblichkeit der Thatlache 
und die Statthaftigfeit der Eideszufchiebung. Bringt er Einwendungen dor, jo muß er 
fih bedingt erflären. Sind von dem Zufchiebenden oder dem Gegner andere Beweis— 
mittel in Bezug auf diejelbe Thatjache geltend gemacht worden, jo fommen die Vorſchriften 
des $ 454 zur Anwendung. — Die Unterlaffung der Eibeserflärung ift zu untericheiden 
von der pofitiven Erklärung, daß die Annahme des zugeichobenen Eides verweigert werde. 
Diefe Erklärung fann nur unter den Vorausjegungen des $ 454 widerrufen werden; vgl. 
N.3 Ab. 4 zu 8 454. 

4. Die Folge der Unterlaffung der Eideserflärung ift dielelbe wie die ber Verweigerung 
bes Eides (fog. poena recusati): es gilt das Gegenteil ber zu beihmwörenden Thatſache 
als voll bewiefen ($ 464 Abi. 2), wenn die Eideszuſchiebung zuläffig war. Dieje Folge 
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wird im Endurteile verwirklicht; fie kann, wenn ſich dadurch ein Telbitändiges Angriffs— 
ober Verteidigungsmittel oder ein Zwifchenftreit erledigt, duch Zwiſchenurteil ($ 303) 
ausgeiprochen werben. 

5. Die gleiche Folge wie bei Unterlaffung der Eibeserflärung tritt ein, wenn ber 
Gegner unzuläffigerweiie (vgl. $ 448) den Eid zurüdichiebt, ohne ihn eventuell anzunehmen, 
Zuläffigfeit der Zufchiebung vorausgefekt. Übrigens fann, wenn die Zurüdichiebung un« 
zuläffig ift, die Annahme immer noch bis zum Scluffe der Verhandlung ſowie in ber 
Berufungsinftanz erklärt werben; 5. N.3 Abi. 5 zu $ 454. [Bgl. RG. 18. Febr. 1857 
Entſch. XVII Nr. 106 ©, 424.) 

6. Wegen Fortdauer der Wirkung der Annahme, Zurüdichiebung, Yeiftung, Ver— 
weigerung, Erlafiung des Eides für die Berufungsinftanz 7. $ 533; wegen Nachholung der 
unterlaffenen Eibdeserflärung in der Berufungsinftanz ſ. $ 531. 

7. Soweit in Ehefachen und in Statusprozeffen die Eideszuſchiebung zuläffig ift 
(vgl. N. 4 litt. b, c zu & 445), zieht die Unterlaffung der Eideserflärung und die unzu— 
läffige Zurüdichiebung ohne eventuelle Annahme die in $ 452 Abi. 2 beftimmte Folge 


nad) jid. 
$. 453. (418.) 

Durch die Zufchtebung, Annahme oder Zurüdjchiebung des Eides wird 
die Geltendmachung anderer Beweismittel von Seiten der einen oder der 
anderen Partei nicht ausgeſchloſſen. 

Merden andere Beweismittel geltend gemacht, jo gilt der Eid nur für 
den Fall als zugefchoben, daß die Antretung des Beweiſes durch die anderen 
Beweismittel erfolglos bleibt. 


DE. 88 434, 436, HE. 2908 #., 5811 ff., ME. 1002 j., 1028, 1094 f., 1050 f., 1126 f., E. 1 88 382 f., 
8387, E. 11 8 394, €. II 88 100, 404, 406, M. 279 f., HE. 187, 170, 689 ff., 738, 735. 


1. Daß ber Eid über eine Thatiache, zu deren Beweis ober zu deren Widerlegung 
zunächit andere Beweismittel vorgebracht wurden, noch bis zum Schluffe derjenigen münd— 
lichen Berhandlung, auf welche das Urteil ergeht, zugeichoben werden kann, ergiebt ſich 
aus $ 283 Abf. 1. Daß der Bemweisführer gleichzeitig mit Zuſchiebung des Eides und im 
Nachtrage dazu noch andere Beweismittel geltend machen, daß fich der Gegner zur Wider: 
legung der unter Eid gejtellten Thatſache anderer Beweismittel bedienen kann, ohne die 
Befugnis zur Annahme oder Zurüdichiebung des Eides zu verlieren, endlich daß der zur 
geihobene Eid im Verhältniſſe zu anderen Beweismitteln nur als jubfidbiäres Verweis» 
mittel in Betracht kommt, ift in $ 453 beftimmt. In dieſen drei Punkten jchlieht fich 
die CPrO. dem früheren gem. Rechte [vgl. Wetzell Syit. (3) S. 286, 288 ff.] und der Miehr- 
zahl der Partitularrechte [Nachweife j. Mot. z. €. III ©. 279] an. Abweichend hiervon 
verfagte das ſächſ. Partikularrecht die Verbindung anderer Beweismittel mit der Eides— 
zufchiebung [Nachweife ſ. Ofterloh Der ord. bürg. Prozeß nad ſächſ. Rechte II $ 286 
N. 2], gejtattete dem Gegner, welcher Gegenbeweis gegen die Behauptungen bes Zur 
jchiebenden zu führen unternahm, die Annahme oder Zurückſchiebung des Eides nicht und 
ſchloß in geringfügigen Mechtsfachen die Gegenbeweisführung überhaupt aus MNachweiſe ſ. 
bei Oſterloh a. a.D. II $ 264]. Dem ſächſ. Rechte folgte, deffen Beſtimmungen nod ver: 
fchärfend, der norbd. Entw. $$ 612, 613, 621, während die fpäteren Entwürfe zum gem. 
Rechte zurüdfehrten. Legislativpolitiiche Erörterungen über die beiden Syfteme j. Verh. 
des 8. Auriftentags I ©. 69 ff. II ©. 280 ff., 329, Bufch Arch. f. c. Pr. XLVIII ©. 400 ff. 

2. Einzelnes: a) Der Beweisführer (Deferent) fann gleichzeitig mit ber Eibes- 
zuſchiebung ſowie auch nachträglich bis zum Schluffe derjenigen mündlichen Verhandlung, 
auf welche das Urteil (End», Zeil, Zwijchenurteil, bedingt oder unbedingt) ergeht, zum 
direkten oder inbireften Beweiſe der unter Eid geftellten Thatſache noch andere Beweis« 
mittel geltend machen. Weber durch Annahme oder Zurüdichiebung des Eides noch durd) 
einen die Eibesleiftung anordnenden Beweisbeihluß wird die Geltendmachung anderer 
Beweismittel ausgeichloffen; nach Leiftung des Eides greift die Beichränfung bes $ 463 
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Abi. 2 ein [RG. 14. Dez. 1886 Entſch. XVII Nr. 81 S. 334). Wurde dur Beſchluß Die 
Zeiftung des Eides mehrerer Streitgenofjen angeordnet (vgl. $ 472), jo fönnen noch andere 
Beweismittel geltend gemacht werden, nachdem ein Teil der Streitgenoffen geichworen hat, 
weil erit durch den Schwur aller Streitgenoffen, denen ber Eid auferlegt ift, ein zwingenbes 
Ergebnis hergeftellt wird [RG. 15. Juni 1898 Entſch. XLI Nr. 109 ©. 415]. — Nach 
Erlaffung oder Verweigerung des Eides Fönnen andere Beweismittel nicht mehr geltend 
gemacht werben. 

b) Der Gegner bes Bemweisführers (der Delat) kann vor und nad) Abgabe ber Eides- 
erflärung, alſo aud; nad) der Annahme oder Zurüdichiebung ſowie nach Verweigerung der 
Annahme des Eides, bis zum Schluffe derjenigen münblichen Verhandlung, auf welche das 
Urteil ergeht, zur direften oder indirekten Widerlegung der unter Eid geftellten Thatſache 
andere Beweismittel geltend machen. Ein die Eibesleiftung anordnender Beweisbeihluß 
ichlieht die nachträgliche Geltendmahung nit aus. Nach Leiſtung des Eides greift die 
Beſchränkung des $ 463 Abf. 2 ein. Nach Erlaffung oder Verweigerung des Eibes können 
andere Beweismittel nicht mehr geltenb gemacht werden. Die von dem Gegner des Beweis— 
führers (dem Delaten) unternommene Gegenbeweisführung hieß man früher probatio pro 
exonerando conscientia oder Gewifjensvertretung [vgl. Wetzell Syſt. (3) ©. 288 ff. Muther 
Die Gemwifjensvertretung, 1860]. Der Ausdrud Gewifjensvertretung ift in ber CPrO. ver- 
mieden; der Sache nad; ift die gemeinrechtliche Gewiffensvertretung in die CPrO. über- 
gegangen [vgl. Bolgiano Ztiſchr. f. d. EPr. XI ©. 241 ff.). 

c) Sind von dem Beweisführer (Deferenten) zum Beweis oder vom Gegner (Delaten) 
zur Widerlegung der unter Eid geitellten Thatſache andere Beweismittel geltend gemacht 
worden, jo kommt die Zuichiebung und folglich auch die Annahme oder Zurüdichiebung 
des Eides nur für ben Fall in Betracht, dab ber Verfuh, durch andere Beweismittel 
Beweis oder Gegenbeweis zu führen, erfolglos bleibt. Daher darf das Gericht feinen zu— 
oder zurüdgefchobenen Eid auferlegen, bevor die anderen Beweismittel, fei es durch Auf- 
nahme des Beweiſes, ſei es in anderer Meije, 3. B. dur Verzicht, durch Wegfall der 
Beweismittel, durch Friftablauf nach $ 356 oder durch Zurüdweifung gemäß $ 374, erledigt 
find. Damit hängen die Vorichriften des $ 454 zufammen; vgl. die Erläuterungen dazu, 
Weil die Eideszuichiebung erft nad) der Erledigung der anderen Beweismittel in Betracht 
fommt, iſt die Zuläffigfeit der Zufchiebung nach diefem Zeitpunfte zu beurteilen. Es kann 
fi insbefondere aus $ 446 ergeben, daß die Zufchiebung in dieſem Zeitpunfte nicht mehr 
zuläffig ift, während fie früher zuläjfig war. 

Die Eideszufhiebung ift aud im PVerhältniffe zum richterlichen Eide fubfidiär; fie 
wird gegenitandälos, wenn dad Gericht einen richterlichen Eid auferlegt; vgl. N.1 Abſ. 2 
zu $ 475. 

3. Die in NR. 2 entwidelten Sätze gelten auch für dad Verfahren vor dem Be— 
rufungsgerichte; vgl. N. 1 litt. a zu $ 529, 

8. 454. (419.) 

Merden andere Beweismittel geltend gemacht, jo tft die Partei, welcher 
der Eid zugefchoben wurde, nicht verpflichtet, ſich über die Eideszufchiebung 
früher zu erflären, ala bis die Eideszufchiebung nach Aufnahme oder fonftiger 
Erledigung der anderen Beweismittel wiederholt ift. 

Sind andere Beweife aufgenommen, jo kann die vorher abgegebene Er: 


Härung widerrufen twerden. 
SE. 6 4, OB. 2902 fi., 5B1lf., €. I 8 387 Abſ. s, €. II 8 398 Abſ. 3, E. III $ 404 Ubſ. 8, 
281 f., SP. 167 fi., 690 ff., 738, 785. 

1. Der Entwurf enthielt als Abi. 3 zu $ 404 (jet 452) die Vorfchrift: 

„Iſt der Eid nur für den Fall zugeichoben oder als zugeichoben zu erachten, daß die 
Aufnahme anderer Beweismittel erfolglos bleiben werde, fo ift die Erflärung über die Eides- 
zufchiebung fpäteftens in dem Termine abzugeben, in welchem über das Ergebniß der anderen 
Beweije verhandelt wird.” 
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Bei der erften Leiung in ber IR. d. RZ. wurde dieſer Abſatz dahin abgeändert: 

— „jo ift die Partei nicht verpflichtet, fich über die Eideszujchiebung früher zu erflären, als 
bis dieje nach Aufnahme der anderen Beweismittel wiederholt ift.” 

Aus der Debatte geht hervor: Erftens follte durch die Änderung erreicht werben, daß bie 
Erklärung über den Eid nicht, wie es nach dem Entwurfe fcheinen konnte, unbedingt und 
in allen Fällen ſchon in dem Termin abzugeben jei, in welchem über das Ergebnis der 
anderen Beweisaufnahme verhandelt wurbe.. Man wollte die Möglichkeit eröffnen, einen 
neuen Termin zur Erflärung anzuberaumen, was in dem Entwurfe dur) das Wort 
„päteitens* als ausgeichloffen erjcheinen konnte. Zweitens follte Har geftellt werben, 
daß ber Gegner (Delat) über einen vor der Beendigung anderer Bemweisaufnahme eventuell 
zugeichobenen Eid ſich nicht eher zu Aukern brauche, als bis der Eid definitiv zugeichoben 
fei. In beiden Beziehungen wurde die Änderung von Seite der Regierungstommiffarien 
als nicht nötig bezeichnet, weil das, was erreicht werben wolle, jchon im Entwurfe ge 
legen sei. Auf Grund jenes Beichluffes wurde jedoch in ber Red.ffomm. der jehige $ 454 
redigiert. Die Worte „oder fonftiger Erledigung“ find von ber Reb.ftomm. ein» 
gefügt mit Rüdficht auf Fälle, in benen fi geltend gemachte Beweismittel in anderer 
Weiſe als durh Aufnahme, 3. B. durch Verzicht, Wegfall des Beweismittel (Tob des 
Zeugen 2c.), Friftablauf ($ 356) oder Zurückweiſung ($ 374) erledigen. 

2. In allen Fällen, in denen vom Beweisführer (Deferenten) zum direkten ober 
indireften Beweis oder vom Gegner (Delaten) zur direften oder inbireften Wiberlegung ber- 
ſelben Thatfache, über welche der Eid zugeichoben ift, andere Beweismittel geltend gemadt 
werben, braucht fich der Gegner über die Eideszuichiebung nicht früher zu erflären, als 
bis Die Eideszuihiebung nad Aufnahme oder jonftiger Erledigung ber anderen Beweis— 
mittel wiederholt worben ift; die {Folge der Berfäumung der Eibeserflärung ($ 452 Abf. 2) 
tritt nur ein, wenn die Zufchiebung wiederholt wird. Um den Gegner zur Eideserflärung 
zu veranlaffen, muß daher ber Bemweisführer die Zuichiebung wiederholen [RG. 8. Nov. 
1882 EA. XXXIX Wr. 59, 10. Dez. 1891 Entſch. XXIX Nr. 84 S.334]. Der Vorfikende 
hat den Bemweisführer, welcher früher den Eid zugeichoben Hatte, nah Erledigung ber 
anderen Beweismittel gemäß $ 139 zu fragen, wie er es mit der Eibeszufchiebung halten 
wolle [RG. Entſch. XXIX Nr. 84 ©. 334]. — Diele Süße gelten nicht bloß dann, wenn bie 
Eideszuichiebung in einem früheren Termine, fondern auch, wenn fie in demſelben Ter— 
mine vor Erledigung der anderen Beweismittel erfolgt ift. 

3. Wenn der Gegner bes Beweisführers (ber Delat) die Eideserflärung nicht früher 
abzugeben braucht, als bis die Zufchiebung nach Erledigung der anderen Beweismittel 
wiederholt ift, jo fann er boch fich bereits vorher über den Eid erflären, und wenn er 
dies gethan hat, dann ift eine Wiederholung der Zuſchiebung nicht nötig lvgl. RG. 20. San. 
1894 Beilr. 3. E. d. DR. XXXVIII S. 1229 und Bl. f. RA. XIII Erg.Bb. ©. 221]. 

Übrigens kann der Gegner bie vor Erledigung der anderen Beweismittel — 
Eideserklärung widerrufen, wenn in Bezug auf die unter Eid geſtellte Thatſache auf feinen 
ober auf be3 Gegners Antrag andere Beweife aufgenommen worden find. Sind andere 
Beweismittel geltend gemacht, aber nicht aufgenommen worden, ſei e& dab das Gericht 
bie Beweisaufnahme ablehnt ober dab fie unmöglich wird, oder dak der Bemweisführer 
barauf verzichtet, jo kann ber Gegner feine Erflärung nicht widerrufen. Ebenfowenig 
fann er das, wenn über andere Thatſachen Beweiſe aufgenommen wurden. Anbererjeits 
hängt die Zuläffigkeit des Widerrufs ber Eideserflärung nicht davon ab, daß die Auf- 
nahme der anderen Beweiſe ein Beweisergebnis geliefert hat; ſonach fann der Gegner 
dadurch, daß er eine ergebnislofe Beweisaufnahme herbeiführt, feine Eideserflärung wider— 
ruflih machen. 

Der Widerruf aus $ 454 Abi. 2 ift nur möglich, folange über den betreffenden Prozeß— 
ftoff noch fein Urteil (End, Zwiſchen-, Teilurteil, bedingt oder unbedingt) erlaffen ift. 

8 454 Abi. 2 bezieht fich auf jede Eideserflärung, alfo auch auf den Fall, daß pofitiv 
bie Verweigerung der Annahme eines zugeichobenen Eibes erflärt wurde; vgl. N. 3 g. €. 
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zu $452. Auch in diefem Falle fann der Delat Gegenbeweis antreten, vgl. N. 2 litt. b 
zu $ 453; ebenjo in der Berufungsinftanz, vgl. N. 2 litt. b zu $ 533. 

Für den Fall, daß ein Eid unzuläffigerweife zurüdgeichoben wurbe, hat der 
$ 454 Abſ. 2 feine Bedeutung, denn die unzuläffige Zurückſchiebung ohne bedingte An— 
nahme des Eides hat nad) $ 452 Abi. 2 feine ftärfere Wirkung, ald wenn gar feine Er- 
Härung abgeneben wurde; es fann daher bis zum Schluffe derjenigen Verhandlung, auf 
welche das Urteil ergeht, und auch in ber Berufungsinftanz die Annahmeerflärung nach— 
geholt werden, ohne dat die Vorausſetzung des $ 454 Abi. 2 vorhanden zu fein braucht; 
vgl. N. 5 zu $ 452. 

4. $ 454 gilt auch für die Berufungsinftanz; vgl. N. 1 litt.a zu $ 529. 


s. 455. (420.) 

Wegen unterbliebener Erklärung auf eine Eideszufchtebung kann der Eid 
nur dann als verweigert angejehen werden, wenn die Partei durch das Gericht 
zur Erklärung über den Eid aufgefordert ift. 

RE. 169 ff., 554, 733, 736. 

Der von ber JR. d. RT. eingefügte $ 455 verhindert, dab eine Partei aus Ver— 
jehen die Erflärung über die Eideszufchiebung unterläßt und das Präjubiz zu $ 452 Ab. 2 
verwirft. Daß die Aufforderung zu Prototoll fejtgeftellt werde, ift nicht vorgeſchrieben; 
es genügt die Tyeitjtellung im Thatbeitande. 


$. 456. (421.) 
Der zurüdgeichobene Eid gilt auch ohne ausdrüdliche Erklärung über 


die Annahme als von dem Beweisführer angenommen. 


HE. $ 436, HR. 2984, 5825, NE. 8 623, NP. 1029, E. I 8 388, E. II $ 399, €. III $ 405, M. 282, 
AB. 170, 733, 736. 


1. Der Bemweisführer (Deferent, Nelat) fann Einwendungen gegen die Zuläffigkeit 
ber Zurüdichiebung des Eides vorbringen, er fann auch erklären, daß er ben zurüd« 
gehobenen Eid annehme; aber er braucht fich auf die Zurüdichiebung nicht zu erklären; 
es ift vielmehr anzunehmen, daß in der Zufchiebung die Annahme des zurüdgeichobenen 
Eides enthalten fei. So auch nach dem früheren gem. Prozekrechte; anders die preuß. 
AGO.IT10$ 296 und die württ. PrO. Art. 580. 

2. Erflärt der Beweisführer ſchon vor der Auferlegung des zurüdgeichobenen Eides, 
daß er den Eid überhaupt nicht oder nicht als Wahrheitseid, als welcher ihm der Eid 
zuläffigerweije zurüdgeichoben ift, ſondern nur als Überzeugungseid leiften wolle, fo Liegt 
zwar feine Eidesverweigerung im Sinne ber $ 452 Abi. 2, $ 464 Abſ. 2 vor und bas Ge- 
richt ift daher troß folcher Erflärung in der Lage, auf den zurüdgeichobenen Eid zu er— 
fennen; aber das Gericht kann auch vermöge ber ihm zuftehenden freien Beweiswürdigung 
($ 286) eine folche Erklärung zu Ungunften des Beweisführers verwerten und nad) Umftänden 
zu der Überzeugung gelangen, dat die Behauptung des Beweisführers nicht wahr sei. 


$. 457. (422.) 

Die Zurücdjchiebung des Eides kann außer dem Falle des $. 454 Abj. 2 
widerrufen werden, wenn der Schwurpflichtige wegen wifjentlicher Verlegung 
der Eidespflicht rechtskräftig verurtheilt oder wenn glaubhaft gemacht wird, 
daß der Gegner erſt nach erfolgter Zurücjchiebung des Eides von einer jolchen 
Verurtheilung Kenntniß erlangt habe, 


$. 458, (423.) 
Die Annahme oder Zurüdjchiebung des Eides kann außer den Fällen 


des $. 454 Abſ. 2 und des $. 457 nicht widerrufen werden. 


DE. es, HB. 2984 fi., 5535, ME. 9 619, NP. 1029, E. 1$ 339, E. IT $ 400, E. III $ #06, 
. 282, RB. 170 f., 689 fi., 733, 736. 
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1. In den Entwürfen war aud) die Zufchiebung des Eides nad) erfolgter Annahme 
oder Zurüdjchiebung, abgeiehen von den Ausnahmefällen des jekigen $ 457, als nicht 
wiberruflich behandelt. Die Unmiderruflichfeit der Zuichiebung paßte nicht zu der in $ 453 
auögeiprochenen Subfidiarität des Haupteids. — Der Zufchiebende fann nad der Annahme 
ober der Zurüdichiebung bes Eides, auch nach einem Beweisbeſchluß auf Eidesleiftung, bis 
zum Scluffe der Verhandlung, auf welche das Urteil ergeht, und nach Anfechtung des 
bedingten oder unbedingten Urteils wieder in ber Berufungsinftanz [vgl. Hönemann 
Beitr. 3. E. d. DR. XXVI ©. 29 ff, RG. 19. Febr. 1900 Entſch. XLVI Nr. 90 ©. 328] 
andere Beweismittel geltend machen, natürlich immer nur, folange der Eid noch nicht 
geichiworen ift; er kann auf dieje Weile feine Zufchiebung zurüdziehen, ohne daß es fürme 
lichen Widerrufs bedarf [vgl. RG. 4. Juni 1902 IW. ©. 394 f. Nr. 18]. Macht der Zus 
ichiebende, welchen die Beweislaft trifft, feine anderen Beweismittel geltend, fo enthält 
ber Widerruf ber Zujchiebung den Verzicht auf ben Beweis der betreffenden Thatſache; 
diefer Verzicht ift jederzeit möglich. 

2. Wegen des Widerrufs unzuläffiger Zurüdichiebung f. N. 3 Abſ. 5 zu $ 454. 

3. a) Der Ausdrud „wiffentlihe Verlegung der Eidespflicht“ kommt außer 
in $ 458 nod in $ 470, $ 471 Abi. 2 und 8 477 Abſ. 2 vor; nah $ 580 Nr.1,3 findet 
die Reftitutionsflage ftatt, wenn ſich der Gegner durch Leiftung eines Parteieides oder ein 
Zeuge oder Sachverftändiger durch Beeidigung bes Zeugniſſes oder Gutachtens einer vor— 
fäglidhen oder fahrläffigen Verlegung der Eidespflicht fchuldig gemadjt hat. In den 
Mot. 3. E. III S. 282 ift gejagt, der Ausdruck habe in Ermangelung eines befjeren gewählt 
werben müflen; der Ausdruck „Meineib“ würde mit Rüdficht auf die Beitimmungen bes deut: 
Ihen StrGB. ($$ 153 bis 163) zu Zweifeln VBeranlafjung geben Fönnen, da nach Maßgabe 
diefer Vorjchriften der Ausdrud „Meineid” in einem weiteren und in einem engeren Sinne 
verjtanden werben fönne, je nachdem er die Fälle des wiflentlich falichen Eides und der 
wiffentlich falichen Verfiherung an Eibesftatt (StGB. $ 153 bis 158), der Verleitung zu 
einem falihen Eide (StrGB. $ 160) und des aus Fahrläſſigkeit falſch geleifteten Eides 
(StrGB. $ 163) ſämtlich oder nur einzelne berfelben umfaßt. Der Ausdrud wiffent- 
liche Verlegung der Eidespflicht jcheidet die fahrläffige Verlehung (StrGB. $ 163) aus; 
er bezeichnet jedenfalls die fälle des StrGB. $$ 153 bis 158 und dürfte aud die Fälle 
bes StrGB. $8 159, 160, 162 (Unternehmen der Verleitung zum Meineide, Berleitung dazu, 
Zumibderhandlung gegen eibliches Angelöbnis ꝛc.) umfaffen; denn das Vertrauen in die 
Gemwifienhaftigfeit des Schwurpflichtigen ift in dieſen Fällen faum weniger erſchüttert, als 
wenn dieſer falſch geichworen hat. [Wal. Strudm. Koch (8) N. 2 Abi. 2 zu $ 457, Wilm. 
Levy (TIN. 1 zu $ 422 alt, Gaupp (9) N. III zu $ 457, Peterfen (5) N. 3 zu $$ 457 f., 
RG. 11. Juni 1900 Entſch. XLVI Nr. 114 ©. 395 in Bezug auf StrGB. $ 159. Ende: 
mann II S. 326 N, 2 jcheidet den Fall des StrGB. $ 160 aus.] — Bei Anwendung des 
$ 580 Nr. 1, 3 fommt StGB. $$ 159 bis 162 nicht in Betracht, wohl aber StrGB. $ 163. 

b) Die Verurteilung des Schwurpflichtigen wegen wiffentlicher Werlegung der Eides- 
pflicht macht die Zurüdichiebung nicht unwirffam, jondern nur widerruflih. Der Widerruf 
muß in der mündlichen Verhandlung vor bem Prozebgericht erfolgen. Erfolgt der Wider: 
ruf, jo kann der Widerrufende den Eid annehmen oder auch Gegenbeweis antreten. Übri- 
gens betrifft $ 458 nur das Prozebftadium vor Erlafjung des Eidesurteils. Wegen des 
Widerrufs nad Erlaffung eines Eibesurteils ſ. $ 470. Nach Leiftung bes Eibes ift fein 
Widerruf mehr möglich. NReftitutionsflage wegen Verlegung der Eidespflicht j. $ 580 Nr. 1. 

4, Die Unmibderruflichteit ber Annahme oder der Zurüdichiebung eines Eibes dauert 
fort für die Berufungsinftanz; ſ. $ 533 Abſ. 1 nebſt den Erläuterungen. 


$. 459, (424.) 
Ueber eine Thatjache, welche in einer Handlung des Schwurpflichtigen 
beiteht oder Gegenstand jeiner Wahrnehmung gewejen ift, wird der Eid dahin 
geleijtet: 
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daß die Thatfache wahr oder nicht wahr jei. 

Sit eine folche Thatjacdhe vom Gegner des Schwurpflichtigen behauptet 
und kann dem letteren nach den Umſtänden des alles nicht zugemuthet 
werden, dab er die Wahrheit oder Nichtwahrheit derjelben bejchiwöre, jo kann 
das Gericht auf Antrag die Leiftung des Eides dahin anordnen: 

daß der Schwurpflichtige nach jorgfältiger Prüfung und Erfundigung 
die Ueberzeugung erlangt habe, daß die Thatjache wahr oder nicht 
wahr ſei. 

Ueber andere Thatjachen wird der Eid dahin geleiftet: 

daß der Schwurpflichtige nach forgfältiger Prüfung und Erfundigung 
die Ueberzeugung erlangt oder nicht erlangt habe, daß die Thatjache 
wahr jei. 
HE. 8 414, HP. 2835 f., 2990 ff., 5786 f., NE. 8 616, NP. 1018, €. 1 $ 391, E. IT 8 404, €. IE 
8410, M. 288 f., KB. 177 fi., 554, 788, 736. 

1. $ 459 enthält dreierlei Eidesnormen. Die Normen der Abi. 1, 2 find beitimmt 
für Eide über Thatfadhen, die in eigenen Handlungen des Schwurpflichtigen (Delaten oder 
Relaten) beftehen oder Gegenftand feiner Wahrnehmung gemweien jein müſſen (vgl. N. 2 
Ad litt. a zu $ 445), die Norm in Abſ. 3 für Thatfachen, die in Handlungen des Rechts— 
vorgängers oder Vertreters bes Schwurpflichtigen beftehen oder Gegenftand der Wahr- 
nehmung diefer Perfonen gewejen fein müflen (vgl, N. 2 Ad litt. b zu $ 445). 

2. Zu Abſ. 1: Die regelmähige Eidesnorm für fog. facta propria bes Schwur— 
pflichtigen ift der Wahrheitseid (iuramentum de veritate). Der Gegner bat die Inmwahr: 
beit, der Bemweisführer im Falle der Zurüdichiebung die Wahrheit der behaupteten That: 
fache zu beichwören. 

3. Zu Abi. 2: Ausnahmsweiſe fann das Gericht über facta propria des Schwur— 
pflichtigen den Überzeugungseid (inramentum de credulitate) in ber Norm des Abi. 2 
zulafien. Vorausſetzungen find: a) Antrag bes Schwurpflictigen. Der Antrag muß in 
ber mündlichen Verhandlung vor dem Prozebgerichte geftellt werden, ehe das Eidesurteil 
erlafien ift. Nachdem Eidesleiftung durch Beweisbeihluß angeordnet ift, kann der Antrag 
noch geftellt werden, weil der Bemweisbeichluß abänberlich ift. b) Die betreffende Thatſache 
muß von dem Gegner bes Schwurpflichtigen behauptet worden fein. Hat der Schwur— 
pflichtige jelbft die betreffende Thatſache behauptet, jo muß er den MWahrheitseid (Abi. 1) 
leiften. Es ergiebt fich daraus, daß die Norm des Ab. 2 nie im Falle der Zurüdichiebung 
zur Anwendung fommen fann. Daber ift die Faſſung des Abi. 2 unrihtig. Die Worte 
„wahr oder“ gehören nicht hinein. Der Eid kann nur auferlegt werben über das llber- 
zeugtiein, daß die vom Gegner behauptete Thatfahe nicht wahr oder, was auf dasſelbe 
hinausläuft, daß das Gegenteil diejer Thatiache wahr jei. [Vgl. Fitting Ard. f.c. Pr. LXI 
S. 435 f. Brettner Ztichr. f.d. EPr. II S. 339 f., bay. ob. LG, Bl. f. RA. LIV S. 74. — 
AM.: Bolgiano Ztihr. f. EPr. V S. 196 ff.) c) Die Umftände müſſen jo liegen, daß 
bem Schwurpflichtigen der Wahrheitseid nicht zugemutet werben fann. Die Mot. 3. €. III 
©. 284 führen als Beiſpiel an, dab die zum Eide geftellte Handlung ober Wahr: 
nehmung des Delaten einer entfernten Zeit angehört oder eine Thatſache betrifft, deren 
Grheblicheit nicht vorauszufehen war. Bei ſolchen Umftänden mag bie Partei zwar von 
ber Unrichtigfeit der Behauptung des Gegners überzeugt fein, gleichwohl aber Bedenken 
tragen, bie Unrichtigfeit der Thatjache zu beichwören, welche ihrem Gedächtnis entſchwunden 
und für fie gleichfam zu einer fremden geworden ift. — Auch wenn derartige Umſtände 
vorliegen, muß das Gericht nicht dem Antrage ftattgeben, fondern hat immer noch Frei— 
beit des Ermeſſens. 

4. Zu Abſ. 3: Diefe Norm des Überzeugungseids (juramentum de credulitate) 
ift für den Schwurpflichtigen günftiger, ald die des Abf. 2. Man kann die Überzeugung 
nicht erlangt haben, daß eine Thatjache wahr fei, ohne überzeugt zu fein, daß die That- 
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fahe nicht wahr iſt. Zur Anwendung bes Abi. 3 bedarf es feines Antrags. Ob der 
Schwurpflichtige oder jein Gegner die Thatfache behauptet hat, ift einerlei. Der Gegner 
hat zu ſchwören: „daß er die Überzeugung nicht erlangt habe“ [vgl. RG. 6. Dez. 1904 
Beitr. 3. E. d. DR. XLIX ©. 1028]; der Beweisführer im Falle der Zurüdichiebung: 
„bah er die Überzeugung erlangt habe“. [Vgl. Bahr Jahrb. f. Dogm. XXV ©. 412.) 
$. 460. (425.) 
Auf die Leiftung eines Eides ift durch bedingtes Endurtheil zu erkennen. 
Die Eidesleiftung erfolgt erſt nad) Eintritt der Rechtskraft des Urtheils. 


DE. 80, &®; 2798 f., 2837 ff., 5793 f., NE. 8 624, NP. 1001, 1008, 1007 ff., E. 18 390, €. ıı 
8 401, €. III 8 407, M. 282 ff., RB. 178 ff., 733, 736. 


Litteratur: Bol. Boas Das Verfahren bei bedingtem Endurteile Beitr. 3. E. d. DR. 
XXV ©. 563 ff. 

1. Abi. 1 enthält die Regel, daß auf die Leiftung eines zu» oder zurüdgeichobenen 
Eides durch bedingtes Endurteil, wozu auch ein Teilurteil gehört, zu erkennen ift. — Die 
Negel des $ 460 erleidet die in $ 461 und bie in $ 595 Abi. 4 für den Urkunden» und 
Wechſelprozeß vorgejehenen Ausnahmen; aber auch in einem Verfahren, in dem gar feine 
Urteile vorfommen, 3. B. in Beichwerdefahen oder in dem Verfahren nach $$ 109, 732, 
766, 887 bis 890, fann ein Eid nicht durch Urteil, fondern nur durch Beſchluß auferlegt 
werben. [Bgl. Strudm. Koch (8) N. 1 zu $461, Wilm. Levy (7) N. 1 zu $ 775 alt, Gaupp (9) 
N.V B4vor$128,N. I zu $460, Peterien (5) N. 1, Sprenger Arc. f. c. Pr. LUXXXI ©. 262 f., 
Dieyer Prozetpraris (5) ©. 333 (abw. von Ztichr. f. d. CPr. XV ©. 490), RG. 28. Dez. 1901 
SA. LVIII Nr. 41, OLG. Dresden SA. XLVI Nr. 78, OLG. Hamburg SA. LVII Nr. 51 
(au in Ztſchr. f. d. EPr. XXIX ©. 507). — AM.: Nöldede Ztichr. f. d. CPr. XXVIII 
©. 444 f., XXIX &.508f., bay. ob. LG. SA. XLI Nr. 255.) Orbnet das Gericht in einem 
Fall, in dem der Eid durch Urteil aufzulegen wäre, die Eibesleiftung durch Beichluß an und 
gelingt es den Parteien nicht, das Gericht zur Zurüdnahme diefes Beichluffes zu beftimmen, 
jo fann das auf Grund des Beichluffes und der Eidesleiftung oder -weigerung ergangene 
Endurteil durch Rechtsmittel angefochten werden; das Recdhtömittelgeriht muß das auf 
dem unrichtigen Bejchluffe berubende Verfahren aufheben. Hat aber der Schwurpflichtige 
den ihm durch den geſetzwidrigen Beweisbeichluß auferlegten Eid geleiftet oder verweigert, 
ohne daß eine Partei die Unzuläffigkeit des Beichluffes rügte, jo fann die durch die Ber 
ichlußform begangene Gejeßesverleßung nachträglich nicht mehr, auch nicht in ziveiter Inſtanz, 
gerügt werben ($8$ 295, 530); denn $ 460 enthält eine Vorichrift über die Form der Eides— 
auflage und, wenn das Einverftändnis ber Parteien die Nichtanwendung des $ 460 redht- 
fertigen fann ($ 461 Abi. 1), jo kann aud die Verlegung diefer Vorichrift durch Verzicht 
auf das Rügerecht ſowie durch Ausichließung diejes Rechtes bedeutungslos werden. [Bal. 
Strudm. Koch (8) N. 2 zu$ 295, N.1 zu $ 460, Wilm. Levy (7) N. 1 zu $ 267 alt, Gaupp 
(9) N. II zu $ 461, Peterjen (5) N. 5 zu $ 461, Wach Vortr. (2) S.261, Stölzel Schulung 
f.d. c. Pr. (7 IS. 330 f., NG. 3. Nov. 1880 Entſch. III Nr. 101 S. 365, 12. Mai 1886 
Beitr. z. E. d. DR.XXX €. 1128, 13. Oft. 1891 SA. XLVII Nr. 165, 4. Nov. 1896 Beitr. 
3. €. d. DR. XLI 1072, OLG. Jena SA. XL Nr. 254, OLG. Dresden Sächſ. Arch. III 
S. 791 ff. — AM.: Vierhaus Ztihr. V E.86, Fitting eod. XIS. 7 N. 5.)] 

2. Aus Abi. 2 folgt, daß in dem bedingten Endurteile der Termin zur Eidesleiſtung 
nicht fofort beftimmt werden fann, wenn ein Rechtsmittel zuläffie ift. Dede Partei fann 
nach Ablauf der Rechtämittelfriit einen Termin erwirten und den Gegner dazu laden (vgl. 
N.1 Zi. Il litt. fe vor $ 214). Nur, wenn die Parteien auf das Rechtsmittel verzichten, 
kann der Termin fofort beitimmt und verfündet und, wenn der Schwurpflichtige anweſend 
und zur Eibesleiftung bereit ift, auch der Eid fofort abgenommen werden. 

$. 461. (426.) 

Sind die Parteien über die Erheblichkeit und die Norm des Eides ein- 
verjtanden oder dient der Eid zur Erledigung eines Zwiſchenſtreits, jo kann 
die Leiltung des Eides durch Beweisbejchluß angeordnet werden. 

2. Seuffert, Civilprozehordnung 1. 10. Aufl. 43 
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Hängt die Entfcheidung über einzelne felbjtändige Angriffs- und Ver— 
theidigungsmittel von der Leiftung eines Eides ab, fo fann die Leiftung des 
Eides dur Beweisbejchluß angeordnet oder auf Diefelbe durch bedingtes 
Bwijchenurtheil erkannt werden. In dem leßteren Falle erfolgt die Eides- 
leiftung nur dann, wenn durch bedingtes Endurtheil rechtskräftig erfannt ift, 
daß es auf diefelbe für die Endentjcheidung des NechtsjtreitS noch anfomme. 


He. d 415, HR. 9793 f., 2837 ff., 5793 ff., NE. 88 624 f., NE. 1001 ff., 1007 ff., 1020, €. 1 $ 390, 
. II 8 402, €. Il $ 408, M. 288, SB. 173 ff., 738, 736. 


Litteratur: H. Hoffmann Beitr. 5. E. d. DR. XXVII ©. 178 ff, Schwiderath Der Be- 
ſchlußeid (1896). 

1. $ 461 enthält drei Ausnahmen von ber Regel des $ 460. a) „Sind die 
Parteien — einderftanden, fo fann — angeordnet werben.“ Vorausgeſetzt wird, 
dat die zu beichwörende Thatjache nach Anficht des Gerichts und beider Parteien für bie 
Enticheidung des Prozefies erheblich ift, daß dieſe Thatſache nach Anficht des Gerichts 
und beider Parteien des Beweiſes bedarf, dak andere Beweismittel nicht mehr geltend 
gemacht werden, daß der Eib nad) $$ 445, 446, 448, 449 oder doch nad $ 450 zu— 
läſſig ift und daß die Parteien darüber einverftanden find, wer ſchwören und in welcher 
Eidesnorm ($ 459) geichworen werben foll. Sind dieje VBorausjegungen vorhanden, dann 
kann das Gericht die Beichlußform zur Eidesauflage wählen; es hat aber immer noch die 
freie Wahl zwiichen dem Beweisbeſchluß und dem bedingten Endurteile. Den Bemweis- 
beihluß kann das Gericht aufheben; es fann aber nicht durch einen neuen Beweisbeſchluß 
die Leiftung eines Eides anordnen, auf den fich die Warteien nicht geeinigt haben [OLG. 
Jena SA. XLII Nr. 239.] — Daß bei Auferlegung des Eides gegen die Vorfchriften 
über die Beweislaſt veritoßen wurde, fommt bei Einverftändnis der Parteien über die 
Eidesleiftung nicht in Betracht [RG. 13. Nov. 1903 Entſch. LIII Nr. 11 ©. 38]. 


b) „Dient der Eid zur Erledigung eines Zwifchenftreits, fo fann — 
angeordnet werben.” Über den Begriff „Zwifchenftreit“ 5. R.3 zu $ 308. Dean 
beachte den Gegenfat von Entfcheidung über Zmifchenftreit und Entſcheidung über einzelne 
Angriffe: und Verteidigungsmittel. Ein Eib, der zur Erledigung eines Zwiſchenſtreits 
dient, kann nie durch Zwifchenurteil auferlegt werden. Die Auferlegung bes zur Er» 
ledigung eines Zwiichenftreit3 dienenden Eibes durch bedingtes Endurteil ift zwar dur 
das Gejeß nicht ausgeſchloſſen; auch find Fälle, in denen die Endentſcheidung einzig und 
allein von der Enticheidung eines Zwifchenftreits abhängt und die Entſcheidung bes 
Zwilchenftreits durch einen Eid bedingt ift, nicht undenkbar; aber ſolche Fälle werben 
felten fein und die Wahl des bedingten Endurteild wäre immer unzwedmäßig. 

c) „Hängt die Entfheidung über einzelne Angriffs- und Verteidigungs— 
mittel von der Leiftung eines Eides ab“ u. ſ. w. Über den Begriff „jelbftändiges 
Angriffs und Verteidigungsmittel* |. N. 2 zu $ 146; vgl.a.N.2 zu $ 303. Zur Wahl 
bes Gerichts fteht der Beweisbeſchluß und das bedingte Zwifchenurteil. Die Beichlußform 
fann gewählt werden, auch ohne daß demnächſt ein Zwilchenurteil ($ 303) ergeht [RG. 
14. März 1892 Entſch. XXIX Nr. 30 ©. 114 f.J. Wird ein bedingte Zwifchenurteil er- 
lafjen, jo bleibt die Eidesleiſtung ausgefekt, bis das Zwiichenurteil durch ein bedingtes 
Endurteil ergänzt und dieſes rechtskräftig geworden ift; denn die Eidesleiftung kann durch 
die Verhandlung über den reftigen Prozeßſtoff überflüffig werden. Das bedingte Zwiſchen— 
urteil ift nicht Telbitändig, Jondern erft durch Rechtsmittel gegen das bedingte Endurteil 
anfechtbar [RG. v. 19. uni 1881 Entid. V Nr. 93 ©. 350, 5./112. März 1891 SA. XLVII 
Nr. 298]. Beionderes gilt für das abgelonderte Verfahren über die fog. prozeßhindernden 
Einreden ($ 275) und über den Grund des Anſpruchs ($ 304). Wurde in einem folchen 
Verfahren ein bedingtes Zwiichenurteil über die Einrede oder über den Grund des Ans 
ſpruchs erlaſſen, fo ift der Eid zu leiften, wenn das Fwifchenurteil rechtskräftig it, ohne 
daß ein bedingtes Endurteil abgemwartet wird; dies folgt aus ber felbftändigen Anfecht- 
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barkeit und Rechtöfraft diefer Zwilchenurteile [val. 2. Seuffert Ztihr. f.d. EPr. VI S. 21f. 
Pland Lehrb. II ©. 321 f., RG. 15. Dez. 1898 SA. LIV Nr. 226). 

2. Der die Leiftung eines Eides anordniende Beweisbeihluß muß die Eidesnorm 
enthalten ($ 359 Nr. 4). Mit Gründen braucht der Beſchluß nicht ausgeftattet zu werden. 
Der Beſchluß ſpricht fich nicht über die Folgen der Eidesleiftung aus. Anfechtbar ift der 
Beſchluß erjt mit dem darauf beruhenden Endurteil. it die fchwurpflichtige Partei an— 
wejend, jo fann ber Eid fofort abgenommen werden. Anderenfalls ift der Termin zur 
Eibesleiftung vor dem Prozehgerichte bei Erlaffung des Beweisbeſchluſſes zu verkünden 
($ 368) oder im Falle des $ 479 von dem beauftragten ober eriuchten Richter von Amts: 
wegen zu beftimmen und ben Parteien befannt zu geben. Einer Ladung bedarf es nicht. 

Der Beweisbeichluß bindet das Gericht nicht; er fann zurüdgenommen werden, und 
dies muß gefchehen, wenn wegen veränderter Prozeblage die zu beichwörende Thatſache 
nicht mehr als erheblich ericheint. Nach dem Beweisbeichluffe können noch neue Angriffs- 
und Verteidigungsmittel ($ 278) ſowie neue Beweismittel und Bemweiseinreden ($ 280) 
geltend gemacht werben. it auf Grund eines Bemweisbefchluffes ein Eid geleiftet, erlaſſen 
ober verweigert, jo treten die Folgen der $$ 463, 464 ein; das Gericht ift gebunden, die 
Wahrheit oder Unwahrheit der betreffenden Thatſache als erwiefen anzunehmen. Das 
Gericht ift aber nicht gebunden, von diefer Thatfache die Enticheidung abhängig zu machen. 
Es fann fich nachträglich die Meinung bilden, daß bie betreffende Thatjadhe unerheblich 
fei, und ohne Rückſicht auf fie das Urteil fällen [OLG. Braunſchweig SA. XLIIT N. 233). 
Auch die Eidesleiftung hindert die Parteien nicht, andere Angriffs: und Verteidigungsmittel 
geltend zu machen. Dies gilt auch dann, wenn die Anordnung der Eibesfleiftung durch 
Beweisbeihluß auf dem Einveritändniffe der Parteien beruht, denn dieſes Einveritändnis 
ift feine Vereinbarung, die die Enticheidung des Prozeſſes auf die Leiſtung oder Nicht- 
leiftung bes Eides abftellte [val. RG. 3. Yan. 1906 IW. S. 115 Nr. 17, SA. LXI 
Nr. 166]. 

Die vorftehenden Süße gelten auch für die Berufungsinftanz. 


$. 462, (427.) 

In dem bedingten Urtheil ift die Eidesnorm und die Folge jowohl der 
Leiftung als der Nichtleiftung des Eides fo genau, als die Lage der Sache 
dies geitattet, feitzuftellen. 

Der Eintritt diejer Folge wird durch Endurtheil ausgejprochen. 


..... DR. BT, une ** ge **6 er 1001 ff., 1007 ff., 1020, E. 1 5 390, 
408, E. 111 8 4 288, |B. 173 ff., 788, 736. 


1. Zu Abi. 1: Die —— — für bedingte Zwiſchen- und Endurteile. Auf 
alternativ oder kumulativ zu leiſtende Eide iſt in einem Endurteil zu erfennen. Auch, 
wenn don mehreren Eiben die Leiftung des einen präjudiziell für den anderen ift, ift auf die 
mehreren Eide in einem Urteile zu erkennen — 3.3. der Kläger bat ben Eid a zu 
leiten; wenn ber Kläger den Eid a leiftet, jo hat der Beklagte den Eid b zu Teiften ac. 
Dies folgt aus der Natur des bedingten Urteils (vgl. N. 3 litt. c zu $ 332), welche fein 
weiteres Urteil als die sententia purificatoria verträgt. [Vgl. Strudm. Koch (8) N. 1 zu 
8 460, Gaupp (9) N. I 2, Peterjen (5) N. 1.] Hit die Prozeklage eine derartige, daß bie 
Entiheidung von mehreren Eiden abhängt, fo fünnen regelmäßig die (Folgen der ver— 
fchiedenen Möglichkeiten im voraus fejtgeftellt werden. Das Geſetz geftattet nicht, die 
Feſtſtellung der ‘Folgen, welche fich aus Leiftung oder Vermeigerung auferlegter Eide er- 
geben, beliebig in suspenso zu laffen (wie ein Regierungsfommiflar in ber JR. db. RT., 
KPr. S. 177, irrtümlich erklärte), jondern die Worte „To genau als die Lage der Sadıe 
bies geftattet” beziehen fich auf Fälle, in denen, wie z. B. beim Schäßungseide ($ 237), 
bie genaue feititellung ber Folge der Eibesleiftung oder Verweigerung unmöglich ift. 
Abw.: bay. ob. 2G. SA. XLI Nr. 308.] Insbeſondere ift es unzuläffig, bei der Auf: 
erlegung eines Eides die Entiheidung des Prozeffes zu Guniten des Klägers ober bes 
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Beklagten nur für den Fall der Leiftung oder nur für den Fall der Weigerung aus— 
zufprechen, für den anderen Fall aber eine Enticheidung entweder überhaupt nicht oder 
nur eine fich als Swiichenurteil ober Beweisbeſchluß darſtellende Entſcheidung zu treffen. 
[Bgl. RG. verein. CS, 20. Ott. 1882 Entſch. VII Nr. 127 ©. 421 ff., bei. 5.434; vgl. a. 
RG. 17. Juni 1881 V S. 347 ff., bei. S. 349, 14. März 1882 VI Nr. 133 ©. 423 ff., 
10. Mai 1882 VI Rr.134 ©. 427 fi, 25. Ian. 1890 Beitr. 3. €. d. DR. XXXIV ©. 1165, 
22. Dez. 1890 eod. S.1195.] Ein Urteil, das auf Leiftung eines Eides oder mehrerer 
Eide erfennt, ohne für alle Eventualitäten eine beitimmte Endentſcheidung in Ausficht zu 
nehmen, fich aber gleihwohl nach der Abficht des erfennenden Gerichts ala bedingtes End— 
urteil charafterifiert, verjtöht gegen das Gefeß, ift aber nad) der neueren Rechtſprechung 
bes Reichsgerichts IRG. 14. März 1882 VI Nr. 133 ©. 424, verein. ES. 20. Oft. 1882 
VII Rr. 127 8.425 fi., 4. März 1883 SA. XXXIX Nr. 253, 14. Ian. 1888 Entſch. XX 
Nr. 90 S. 395, 23, Febr. 1888 Beitr. 3. €. d. DR. XXXII ©. 1194, 22. Dez. 1890 eod. 
XXXV €, 1196, 15. Dez. 1898 SA. LIV Nr. 121] und anderer Gerichte [bay. ob. YG. 
SU. XXXVIII Nr. 275, OLG. Braunfchweig eod. Nr. 179, OLG. Dresden Sächſ. Arch. III 
©. 499; vgl. a. Hagemann Ztichr. f. d. EPr. XII ©. 397 ff.] felbftändig durch Berufung 
oder Revifion anfehtbar, weil die Abficht des Gerichts dahin ging, die Inftanz vorbehalt- 
lich der Eideäleiftung abzufchließen und weil wenigftens für einen Fall eine beftimmte 
Enbentiheibung in Ausficht geftellt wird. Die Anficht, daß ein ſolches Urteil, weil es in» 
haltlich den Erforderniffen eines bedingten Endurteils nicht entipricht, in Bezug auf Die 
Nechtömittel nicht als bedingtes Enburteil zu behandeln und daher nicht felbitändig an— 
fechtbar ſei [vertreten in der älteren Rechtſprechung des Reichsgerichts, vgl. Entſch. V 
Nr.93 ©. 350, VI Nr. 134 S. 430, und von Rocholl Ztſchr. f. d. EPr. X ©. 301 ff.), Hat 
praktiſche Bedenken gegen ſich lvgl. Entſch. VII ©. 435] und wird burd die obigen Er- 
wägungen wiberlegt. 

Wegen der Entjcheibung über die Prozebkoften 1. N. 3 Abf. 5 zu $ 91. 

2. Zu Abi. 2: a) Das Urteil, welches ben Eintritt der Folge ber Xeiftung oder 
der Nichtleiftung des Eides ausſpricht (Purififationd-, Yäuterungsurteil), kann erit nad 
mündlicher Verhandlung erlaflen werden. lUnrichtig: Boas PBeitr. 3. E. d. DR. XXV 
©. 377 f.; dagegen: Strudmann Mag. f. DR. II ©. 307 ff., Jaſtrow Beitr. 5. €. db. DR. 
XXVII ©. 769 f., Hergenhahn Ztichr. f. d. EPr. XV ©. Uff.) Iſt die Eibesleiftung vor 
dem Prozehgericht erfolgt, jo reiht fich die mündliche Verhandlung unmittelbar an ($ 370 
Ab. 1). Im anderen Fall ift von Amtswegen ein Termin zur mündlichen Verhandlung 
zu beftimmen und ben Parteien befannt zu geben ($ 368 Abf. 2). Die Abnahme des 
Eides und die Entgegennahme der Eidesweigerung ift Beweisaufnahme. Die nachfolgende 
Verhandlung ift Verhandlung über die Beweisaufnahme; für diefe Verhandlung gelten 
bie Vorjchriften des $ 285. Die Verhandlung kann fih nur um die Frage drehen, ob 
der Eid richtig, ob er ganz oder teilweile geleiftet oder ob er verweigert worben iſt, 
ferner um die Frage, welche der im bedingten Urteile fejtgejtellten Folgen auszuſprechen 
it. Materiellrechtliche Angriffs: und Verteidigungsmittel fünnen, auch wenn fie erit nach 
ber Rechtskraft des bedingten Urteils entftanden find, in diefem Prozekitadium nicht vor— 
gebracht werben [vgl. Hergenhahn a. a. O. S. 32ff., RG. 18. Dez. 1886 Entſch. XVII Nr. 84 
©. 341 und OLG, Karlsruhe Redtipr. d. OLG. VI ©. 398, betr. die Einrede des außer— 
gerichtlichen Vergleichs, RG. 11. Dez. 1902 IW. 1903 ©. 23 Nr. 9, betr. den Einwand der 
mangelnden Sadjlegitimation, OLG. Hamburg SU. XL Nr. 268, betr. die Einrede des 
Zwangövergleichd]; auch im Eheprozeffe it meues Vorbringen in diefem Stadium aus— 
geichloffen [vgl. RG. 3. Nov. 1898 Entih. XLII Nr. 92 ©. 372, betr. einen neuen 
Sceidungsgrund, 30. März 1904 IW. ©. 260 ff. Nr. 8 u. SA. LIX Nr. 274, betr. den 
Einwand der Verzeihungſ. — Das Yäuterungsurteil ift genau auf der Grundlage bes 
bedingten Urteils zu fällen [bay. ob. LG. SA. XL Nr. 321]; nur eine Rechtänachfolge in 
der Parteiftellung ift zu berüdfidtigen. Es muß die KHoftenentjcheidung enthalten. Es 
ift appellabel und revifibel. Da auch die höhere Inſtanz an das bedingte Endurteil ge= 
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bunden ift, fan die Berufungs- oder Revifionsbefchwerde fi nur auf das Prozeßſtadium 
nach dem bedingten Urteile beziehen; die Verhandlung in der höheren Anftanz ift fachlich 
ebenfo beſchränkt, wie die in der unteren Inſtanz. Daher fann eine bei dem bedingten 
Enburteil unterlaufene Gejeßesverlegung nicht dur Revifion gegen das Läuterungsurteil 
geltend gemacht werben [vgl. RG. 22. Mai 1905 IW. S. 399 Nr. 24]. — Über die vor- 
läufige Vollftredbarfeit des Läuterungsurteils ſ. $ 708 Nr. 2. 

b) Nach der in Nr. 3 litt.c zu $ 332 begründeten Anficht über die Natur des be— 
dingten Enbdurteil® fann bei Ausbleiben einer Partei in dem Termine zur mündlichen 
Verhandlung nad ber Eidesleiftung oder »verweigerung fein Verfäumnisurteil erlafien 
werben. Mag ber Stläger oder der Beklagte, ber Schwurpflichtige oder ber Gegner aus— 
bleiben, ftets fann bie erichienene Partei nur ein fontradiftorifches Urteil auf Grundlage 
des bedingten Urteils unter Berüdfichtigung des „Beweisergebniſſes“, d. i. der Eibesleiftung 
ober »vermweigerung, beantragen. — Sit feine Partei erichienen, jo ruht das Verfahren 
(8 251 Abf. 2). 

3. Wegen der Gebühren ſ. GG. 8 24, GO. f. RU. $$ 13 Nr. 4, 17, 21, 29, 45. 


$. 463, (428.) 
Durch Leiftung des Eides wird voller Beweis der bejchworenen That— 
jfache begründet. 
Der Beweis des Gegentheils findet nur unter denjelben VBorausfegungen 
ftatt, unter welchen ein rechtsfräftiges Urtheil wegen Verlegung der Eides— 


pflicht angefochten werden fann. 


SE. 34 74 HE. 2878 ff., 5796, NE, A Ara MB. 1020, 1029, 1128, E. I 8 892, E. IT 8 405, 
1841, M. 285, KH. 179, 733, 736 f. 


1. Zu Ast. 1: Sit der Eid geleiftet, o muß das Gericht ohne Beweiswürdigung 
bie beſchworene Thatſache als voll bewiejen annehmen (geiegliche Beweisregel). Wird die 
Negative einer Thatſache beſchworen, To ift Beweis gegen die Pofitive begründet. [Einiger: 
maßen abweichend: Bähr Yahrb. f. Dogm. XXV ©. 403 ff.) Ob der Eid ald Wahrbheits« 
oder als Überzeugungseid gejchworen, ob er durch Beweisbeſchluß oder durch bedingtes 
Enbdurteil auferlegt ift, macht feinen Unterjchied. — Die gelegliche Beweiskraft der Eides- 
leiftung beichränft fi auf den fonfreten Prozeß; in einem anderen Prozeſſe derielben 
Parteien fann die Eidesleiftung ald Beweisgrund in Betracht fommen, unterliegt aber 
der freien Bemweiswürdigung [vgl. RG. 5. Juli 1900 Entſch. XLVI Nr. 122 ©. 410). 

2. Zu Abi. 2: a) Hit auf Grund der Eibdesleiftung ein Endurteil erlaffen und 
biejes Urteil rechtäfräftig geworben ($ 705) jo kann das Urteil gemäß $ 580 Nr. 1 wegen 
Verletzung der Eibespfliht durch Reftitutionsflage angefochten werden. Sit auf Grund 
ber Eibesleiftung noch fein Endurteil erlafien oder das Urteil noch nicht rechtöfräftig, To 
fann vor Erlaffung des Urteils in der Inſtanz oder nachher in der Berufungsinftanz 
(val. 8 582) der Beweis des Gegenteild der beichworenen Thatſache unter den Voraus— 
feßungen des $ 580 Nr. 1 und des $ 581 geführt werden. Es muß alfo erwiefen werden, daß 
der Gegner fich durch bie Eibesleiftung einer vorjäglichen oder fahrläffigen Verlegung der 
Eidespflicht fchuldig gemacht hat und daß deswegen entweder eine rechtäfräftige Ver- 
urteilung ergangen ift oder daß bie Einleitung oder Durdführung eines Strafverfahren 
aus anderen Gründen als wegen Mangels an Beweis nicht erfolgen fonnte. Hierbei 
macht es feinen Unterſchied, ob der Eid durch ein bedingtes Endurteil oder durch Beweis: 
beihluß auferlegt war. Unter den gleichen VBorausjegungen iſt in dem Nachverfahren, 
welches auf ein unter Vorbehalt ergangenes, auf Leiftung eines Eides beruhendes Urteil im 
Urkunden« oder Wechſelprozeſſe folgt ($ 600), der Beweis des Gegenteilä ber beichworenen 
Thatſache zuläffig (vgl. N. 1 litt. b4 zu $ 600). Bei der Gegenbeweisführung ift ein richter- 
licher Eid nicht ausgeichlofien [vgl. RG. 21. Nov. 1883 Entſch. XIV Nr. 89 ©. 327]. 

b) Die gefegliche Beweisfraft kann der Eibesleiftung nicht entzogen werben durch 
den Nachweis, dab der Schwörende die Eidesformel nicht richtig veritanden habe oder 
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dab er zur Zeit ber Eibesleiftung nicht geiftig normal geweſen ſei [RG. Berlin Rechtſpr. 
d. OLG. XIII ©. 163). 

3. Wegen Fortdauer der Wirkſamkeit der Eibesleiftung in ber Berufungsinftanz 
ſ. $ 533 Abf. 2. 

4. Someit im Eheprozeß ($ 603) und im Statusprozeſſe (88 640, 641) Parteieide 
zuläffig find (vgl. N. 4 litt. b, c zu $ 445 und N. 5 zu 8475), gilt $ 463 aud für biefe 
Prozeffe. Im Entmündigungsprozeß ift $ 463 gegenitandslos, da der Parteieid ausgeichloffen 
ift ($ 670 Abf. 2, $ 679 Abi. 4, $ 684 Abſ. 4, $ 686 Abi. 4). 


$. 464. (429.) 
Die Erlaffung des Eides von Geiten des Gegners hat diejelbe Wirkung, 
wie die Leiftung des Eides. 
Die Verweigerung der Eidesleiftung hat zur Folge, daß das Gegentheil 


der zu beſchwörenden TIhatjache als voll bewiejen gilt. 


DE. Bean 3, DB. 2873, 5796, NE. 88 618, 626, NE. 1080, 1029, E&.15398, E. U 
& 406, E 11 8 412, M. 285, EB. 179, 738, 736. 


1. $ 464 enthält. zwei geiegliche Bemweisregeln: a) Durch Erlaffung des Eides 
von feiten bed Gegnerd wird voller Beweis der zu bejichwörenden Thatſache begründet. 
Grlaffung ift die von bem Gegner des Schwurpflichtigen in der Verhandlung vor dem 
Prozebgericht oder in dem Termine vor dem beauftragten oder erſuchten Richter abgegebene 
Erklärung, baß er auf die Leiftung des Eides verzichte; die Zurüdnahme ber Eibes- 
zuſchiebung iſt feine Eideserlaffung [vgl. RG. 11. Febr. 1901 Beitr. 3. €. d. DR. XLV 
S. 1133]. Der Eid über eine Thatiadhe, die ein allen Streitgenoffen gegenüber nur ein— 
heitlich feitzuftellendes Rechtöverhältnis betrifft, fann nur von allen Streitgenofjen erlaffen 
werden (arg. $ 472 Abi. 1). — b) Die Verweigerung der Eidesleiftung hat zur Folge, 
daß da& Gegenteil der zu befchwörenden Thatfache als bewieſen gilt. Verweigerung ift: 
«) bie vor Anordnung der Eibesleiftung von dem Delaten in ber mündlichen Verhand— 
fung vor dem Prozekgericht abgegebene Erklärung, daf er einen zuläffigerweije zugeichobenen 
Eid nicht leiften fünne oder nicht Teiften wolle (vgl. N. 3 g. €. zu $ 452); #) die nach 
Auferlegung eines zugefchobenen, zurüdgeihobenen oder richterlichen Eides von dem Schwur— 
pflichtigen in der Verhandlung vor dem Prozeßgericht oder in dem zur Eibesleiftung be= 
ftimmten Termine vor dem beauftragten oder erjuchten Richter abgegebene Erklärung, den 
auferlegten Eid nicht leiften zu können ober nicht leiften zu wollen. Der Wille, den Eid 
zu verweigern, fann auch daraus gefolgert werden, daß ber erichienene Schwurpflichtige 
auf die Aufforderung, ben Eid zu leiten, feine beftimmte Erflärung abgiebt; diele Fol— 
gerung ift aber unzuläffig, wenn die Unbeftimmtheit ber Erklärung darauf beruht, daß 
der Schwurpflichtige über ben Sinn des Schwurthemas fi nicht Har ift. [Vgl. Hergen- 
hahn Ztichr. f. d. EPr. XV ©. 26, RG. 21. März 1889 Entich. XXIII Nr. 92 ©. 388 ff.] 
— Bei Unterlaffung der Eideserflärung und bei Nichterfcheinen des Schwurpflichtigen im 
Schwurtermine tritt die Fiktion der Eidesverweigerung ein ($ 452 Abf. 1, $ 465). Die 
fingierte Eidesverweigerung hat wie die wirkliche Eidesverweigerung die Folge, daß bas 
Gegenteil der zu beichwörenden Thatſache als voll bewiefen gilt; bie fingierte Eides— 
verweigerung unterjcheidet fich aber von der wirklichen durch die Möglichkeit, die Eides- 
erflärung oder die Leiltung des Eides nachzuholen; vgl. N. 3 zu $ 452, $ 531, dann $ 466. 

Ada und b: Gegenbeweis gegen die gemäß $ 464 als voll bewiejen anzunehmenden 
Thatiachen ift unzuläffig. Auch von Gegenbeweis wegen eines bei der Erlafjung oder 
Verweigerung unterlaufenen Irrtums fann nicht die Rebe fein. Die Wirkungen der Er» 
laſſung und der Verweigerung des Eides find ftärfer, ala die eines gerichtlichen Geſtänd— 
niffes. — Erlaffung und Verweigerung des Eides find einfeitige Erklärungen, bedürfen 
aljo nicht der Annahme des Gegners, um umtoiderruflich zu werden [OLG. Jena EN. 
XLIII Nr. 67]. 

2. Die Erlaſſung und die poſitive Verweigerung bes Eides behalten ihre Wirkſam— 
feit auch für die Berufungsinftang ($ 533 Abi. 2). Die Wirkung der nad) $ 452 Abj.2 
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eingetretenen Fiktion der Eidesverweigerung fann in der Berufungsinftanz durch Nachholung 
der Eideserflärung befeitigt werden (5 531); nicht aber die Wirkung der nad) $ 465 ein» 
getretenen Fiktion, vgl. N. 4 zu $ 465. — Die Wirkungen des Erlafjes und der Verweigerung 
beſchränken fi auf den fonfreten Prozeb. In einem anderen Prozeſſe derjelben Parteien 
fann die Erlaffung oder die Verweigerung eines Eides nur als Beweisgrund in Betracht 
fommen [R®. 1. Dez. 1883 Entih. XI Nr, 112 ©. 421]. 

3. a) Someit im Cheprozeh ($ 603) und im Statusprozefie ($$ 640, 641) Partei« 
eide zuläffig find (vgl. N. 4 litt. b, e zu $ 445 und N. 5 zu $ 475), gilt folgendes: «) In 
ben in $ 617 Abi. 3 und in $ 640 bezeichneten Prozeffen findet feine Eideserlaffung ftatt. 
3) In Ehefachen, die nicht unter $ 617 Abi. 3 fallen, kann der Eib mit ber Wirkung bes 
8 464 Ab. 1 erlaffen werden, wenn er über eine Thatjache zu ſchwören ift, die gegen 
die Scheidung ober die Anfechtbarfeit oder gegen das Recht, die Heritellung des ehelichen 
Lebens zu verweigern, fpricht. >) Ebenio verhält es fich im Prozeffe nach $ 641 mit dem 
Eide über eine Thatjache, die für die Ehelichkeit ſpricht. d) Die Verweigerung des Eides 
hat ſtets die in $ 464 Abi. 2 angeordnete Wirkung. 

b) Im Entmündigungsprozeh ift $ 464 gegenftandälos wegen $ 670 Abi. 2, $ 679 
Abi. 4, $ 684 Abi. 4, $ 686 Abi. 4. 

ec) Soweit die Entſcheidung über einen von Amtswegen zu prüfenden Punkt (ſ. N. 7 
zu $ 288) von einer Eibesleiftung abhängen fann (vgl. N. 4 litt. f zu $ 445, N. 5 zu $ 475), 
findet feine Erlafiung bes Eides ftatt; dagegen gilt bei Verweigerung der Eidesleiftung 
die Vorſchrift des $ 464 Abi. 2. 


8. 465.* (430.) 
Erſcheint der Schwurpflichtige in dem zur Eidesleiftung beſtimmten Ter— 
mine nicht, jo ist auf Antrag der Eid als verweigert anzujehen und zur Haupt: 


jache zu verhandeln, 


DE. — * ee 5795 F, NE. 8 686, NE. 1017 fi, Ar 1839, €. er €. III $ 418, 

179, 738, 737, Bear. d. Nov. v. 1898 ©. 116 f., Rov, dv. 1898 

F A Bu, a Gen Ger. Gef. v. '9. Juli 1890 in b. Fafl. d. Bet. v. 29. ee 10201 (RGBl. 
353 46 Ab 


Litteratur: Stein — f. d. CPr. XXIV S. 237 ff, Wach DZB. II ©. — 
Schmidt Lehrb. (2) ©. 561 f., Brettner Ztſchr. f. d. CPr. XXVI S. 305 fi. und „Das Recht“ IV 
(1900) ©. 194, Schönfeld „Das Net“ IV ©. 139 ff., 235, Kroſchel Stich. f. ?. CPr. XXVIII 
S. 121 ff. H. — „Das Recht“ IV ©. 260 und Schr. j d. CPr. XXVIII ©. 311 ff. Dfter- 
rieth IM. 1902 ©. 388 ff. 

1. Nach $ 430 der CPrO. v. 1877 war, wenn ber Schwurpflichtige in dem zur 
Eibesleiftung beftimmten Termine nicht erfchien, auf Antrag ein Verfäumnisurteil dahin 
zu erlaflen, daß der Eid als verweigert anzufehen jei. Gegen das Berfäumniszwifchen- 
urteil fand der Einſpruch ftatt. Erſt nad Eintritt der formellen NRechtsfraft des Ver— 
fäumniszwischenurteils fonnte zur Hauptjache verhandelt werden. Diefe aus dem Entw. II 
$ 407 ſtammende Vorichrift (val. dazu die Mot. zu Entw. II ©. 302 f.) erwies ſich in der 
Praris als ungwedmäßig. Die Novelle v. 1898 hat daher das Verfäumniszwifchenurteil 
bejeitigt und, wie das Gemwerbegerichtägei. (in d. Faſſ. d. Bek. v. 29. Sept. 1901, RGBl. 
&.353) $ 46 Abſ. 1, beitimmt, daß fofort zur Hauptſache zu verhandeln ift. Zur Be— 
feitigung der Verſäumnisfolge eröffnet die Novelle den in $$ 466, 467 bezeichneten Weg: 
der Schwurpflichtige kann die nachträgliche Abnahme des Eides innerhalb einer einwöchigen 
Notfrift beantragen. 

2. Zum Eintritte der Fiktion der Eidesvermweigerung — genauer: zur Ausſchließung 
bes Schwurpflichtigen mit der Eibesleiftung (vgl. N. 2 Abi. 2 zu $ 230) — ift erforderlich: 

a) daß der Schwurpflichtige den zur Eibesleiftung bejtimmten Termin verfäumt. 
Der vor dem Prozekgericht angejegte Termin ift verjäumt, wenn der Schwurpflichtige bis 
zum Schluffe der Verhandlung über den Antrag auf Annahme der Eidesverweigerung 
nicht erfchienen ift; bis dahin fann er bie Eidesleiftung nachholen (arg. $ 220 Abſ. 2, $ 231 
Abf. 2). Der vor dem beauftr. oder erſ. Richter angeſetzte Termin iſt verfäumt, wenn ber 
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Schwurpflictige bis zum Schluſſe des Termins nicht erichtenen ift (arg. $ 220 Abi. 2); 
folglich, wenn in dem gleichen Termine noch anderer Beweis aufgenommen wird, erft bei 
Schluß der Beweisaufnahme Eine Nahholung ber Eidesleiftung in ber Verhandlung 
vor dem Prozebgericht iſt jedenfalls dann unzuläffig, wenn die Notirift des $ 466 Sak 2 
verfäumt ift; anderenfalls dürfte fie auf Grund des $ 231 Abi. 2 zugulaffen fein, zumal es 
doch die reinfte Unvernunft wäre, den anweſenden und zur Eibesleiftung erbötigen Schwur= 
pflidtigen an den beauftr. oder erſ. Richter zu verweilen [vgl. Gaupp (9) N. III B zu $ 465 
und N. I Abi. 2 zu $ 466]. — Sofern die Ladung des Schwurpflichtigen zu dem Termin 
(vgl. N. 1 Ziff. IE litt. fe vor $ 214) oder die Zuftellung der Zerminsbeftimmung (vgl. N. 
zu $ 368 u. N. 2 3u 8 361) erforderlich war, alſo wenn der Termin nicht verkündet war 
(vgl. $ 218) und nicht der Schmwurpflichtige felbft den Gegner geladen hatte (vgl. N. 5 
Sat 4, 5 zu $ 335), zieht das Nichtericheinen des Schwurpflichtigen bie Verfäumnisfolge 
nur unter der Vorausſetzung nad) fi, daß die Ladung ordnungsmäßig, insbefondere 
rechtzeitig, oder daß die Zuftellung der Terminsbeftimmung ordnungsmäßig erfolgt war 
(arg. $ 335 Abſ. 1 Nr. 2). Beſteht in dieſer Beziehung ein Mangel, jo hat das Prozeh- 
gericht oder der beauftragte oder erjuchte Richter von Amtswegen einen neuen Zermin 
zur Eidesleiſtung zu beftimmen (arg. 368); die Beitimmung des neuen Termins ift zu 
verfünden und, wenn fein Vertreter des Schwurpflichtigen erichienen ift, troß der Ver— 
fündung in entiprechenber Anwendung des $ 335 Abi. 2 dem Schwurpflichtigen, und zwar 
wegen $ 368 von Amtöwegen, zuauftellen. Ebenſo ift unter entiprechender Anwendung 
des 8 337 zu verfahren, wenn das Gericht oder der beauftr. oder erf. Richter dafür hält, 
daß die von dem Vorſitzenden beftimmte Ladungsfriſt oder die zwiichen der Zuftellung der 
Terminäbeftimmung und dem Termine gelegene Zeit zu kurz bemeffen oder daß die Partei 
durch Naturereigniffe oder durch andere unabwendbare Zufälle am Erfcheinen verhindert 
worden fei. — Natürlich fann auf Antrag des erichienenen Vertreters des Schwurpflich- 
tigen die Vertagung beichloffen werben (vgl. NR. 3 zu $ 228); im diefem Fall ift weder 
eine Ladung noch eine Zustellung der verfündeten Terminsbeftimmung erforderlid (arg. 
$ 218). — Die Vorichrift, daß die Zuftellungen an den für die Inſtanz beftellten Prozeh- 
bevollmächtigten erfolgen müſſen ($ 176), gilt auch für die Zuftellungen, welche den Schwur— 
termin betreffen; dieſe Zuftellungen dürfen alfo, wenn ein Prozehbevollmächtigter vorhanden 
ift, nicht an den Schwurpflichtigen perfönlich, fondern müſſen an den Prozehbevollmäd- 
tigten erfolgen, um orbnungsmäßig zu fein. — Giebt der im Termin anwejende Schwur- 
pflichtige auf die Aufforderung, den Eid zu leiften, feine beftimmte Erflärung ab, jo wird 
aus diefem Verhalten regelmäßig zu entnehmen fein, daß ber Eid verweigert wird (vgl. 
N. 1 itt. ba zu $ 464). Dit dies nach den Umftänden ausgeichloffen (val. N.1 litt. b 3 zu 
$ 464), jo ift nach Analogie von $ 333 das Sichnicht-erflären dem Nichtericheinen gleich 
zu Stellen und daher der Schwurpflichtige fo zu behandeln, wie wenn er nicht erichienen 
wäre [vgl. Strudm. Koch (8) N. 4; — aM.: Gaupp (9) N. II, Peterfen (5) N. 4]; daraus folgt, 
daß in einem folchen Falle die Nachholung der Eidesleiftung nach $ 466 möglich und 
dab alio auch $ 467 anzumenden ift; 

b) baß ber Gegner beantragt, den Eib als verweigert anzufehen. Der Antrag 
fann nur in der münblichen Verhandlung vor dem Prozehgerichte geftellt werben; als 
rein prozeffualiicher Antrag bedarf er weder der Niederichrift (vgl. N. 1 Abi. 3 Sa 2 zu 
$ 297) noch der vorherigen Mitteilung an den Gegner (vgl. N. 6 Satz 5 zu $ 335). Über 
den Antrag und über die Hauptfache wird gleichzeitig verhandelt, wenn nicht das Gericht 
die Beichränfung der Verhandlung ($ 146) anordnet. Eine folhe Anordnung könnte etwa 
erfolgen, wenn ein Vertreter des Schwurpflichtigen beftreitet, daß ber fall der Verſäumnis 
vorliege, wäre aber auch in diefem Falle faum zwedmähig. Über den Antrag wird feine 
von dem Urteil über die Hauptjache gefonderte Enticheidung gefällt. Die Zuläffigfeit bes 
Antrags wird in der Entſcheidung über die Hauptfache, durch welche die Folge der Eides- 
vermweigerung verwirklicht wird, implicite ausgefprocden; dieſe Enticheidung fann mit den 
Rechtämitteln der Berufung und der Nevifion angefochten werden. Erachtet das Gericht 
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den Antrag nicht für zuläffig, weil der Fall der Verfäummis nicht vorliege (vgl. litt. a), 
fo hat es von Amtswegen einen neuen Termin zur Eibesleiftung zu bejtimmen (arg. $ 368) 
oder die Beitimmung eines neuen Termins durch den beauftragten oder eriuchten Richter 
zu veranlaffen. Obwohl in einem ſolchen Beichluß implieite eine Zurüdweifung des 
Antrags enthalten ift, findet doch feine Beichwerde ftatt, da der Beihluß auf Grund 
münbdlicher Verhandlung ergeht und Beſchwerde nicht befonders zugelafjen iſt (arg. $ 567 
Abi. 1). Man könnte an Beſchwerde nad YUnalogie von $ 336 denken; aber der Antrag 
auf Annahme der Cidesverweigerung ift eben doch fein Antrag auf Erlafiung eines Ver: 
fäumnisurteils und kann daher nicht ohne Weiteres wie ein jolcher behandelt werden. 

3. Je nachdem die Eibesleiftung durch bedingtes Endurteil oder durch Beweis— 
beihluß angeordnet und der Zermin vor dem Prozebgericht oder vor einem beauftr. oder 
erſ. Richter angelegt ift, ergeben fich Folgende Situationen: 

a) Auf die Leiftung bes Eibes ift durch bedingtes Endurteil erfannt ($ 460, 
$ 477 Abi. 3). Hierzu gehört auch ber Fall, daß auf Leiſtung des Eides durch bedingtes 
Swiichenurteil und ſodann durch bedingtes Endurteil erfannt ift, dab es auf die Yeiftung 
bes Eides noch anfomme ($ 461 Abi. 2). 

«) Der Termin ift vor dem Prozeßgericht angelegt; er ift zugleich zur Fort— 
fegung der mündlichen Verhandlung bejtimmt ($ 370 Abſ. 1). Der Gegner des Schwur— 
pflichtigen beantragt, den Eid als verweigert anzufehen und das Yäuterungsurteil ($ 462 
Abſ. 2) zu erlaffen. it ein Vertreter der ſchwurpflichtigen Partei erichienen, jo iſt 
dieſer zu hören. Wenn nicht das Gericht das Vorhandenjein der Terminsverſaumnis 
beanjtandet und deswegen einen neuen Termin zur Eidesleiftung bejtimmt (ſ. N. 2 
litt. a), jo ſetzt es nad dem Schluffe der Verhandlung einen Termin zur Der» 
fündung der Enticheidung über eine Woche hinaus an ($ 467 Abi. 1 Sag 1). Ein 
Antrag auf Erlaffung eines VBerfäumnisurteils kann nicht geftellt werben, weil nad) 
einem bedingten Endurteil fein Verſ. Urt. mehr erlaffen werden fann (ſ. N. 3 litt. c 
zu $ 332). 

3) Der Termin ift vor einem beauftr. oder eri. Richter angefegt. Sofern dieſer 
nicht das Vorhandenjein einer Terminsverfäumnis beanstandet und deswegen von Amts» 
wegen einen neuen Termin zur Eidesleiftung beftimmt (vgl. N. 2 litt.a), ift das Nicht- 
ericheinen des Schwurpflichtigen zu Protofoll feitzuftellen und das Protokoll nebjt den 
Alten dem Prozehgerichte zu überjenden. Iſt nicht ſchon bei der Übertragung ber 
Beweisaufnahme der Termin zur Fortſetzung der mündlichen Verhandlung vor dem 
Prozehgerichte beitimmt worben, jo hat das Gericht von Amtöwegen Termin zur münd— 
lichen Verhandlung zu beitimmen und den Parteien befannt zu geben ($ 370 Ubi. 2). 
Sn diefer Verhandlung kann der Antrag geftellt werden, den Eid als verweigert an» 
zufehen und das Yäuterungsurteil zu erlaflen. Im Übrigen gilt dasjelbe, wie im 
Falle ber litt. a« mit einem Abmaße: ift jeit dem zur Cidesleiftung bejtimmten Ter— 
mine die einwöchige Notfrift des $ 466 Sat 2 ſchon abgelaufen, jo braucht die Ver— 
fündung nicht verjchoben zu werden; ift diefe Friſt teilweife abgelaufen, fo braucht 
ber Termin zur Verfündung nicht auf eine Woche, fondern nur bis zum Ablaufe ber 
Friſt hinausgefeßt zu werben, 

b) Die Leiftung des Eibes iſt durch Beweisbeſchluß angeordnet ($ 461). 

a) Der Termin ift vor dem Prozehgericht angefegt; er ift zugleich zur Fortſetzung 
der mündlichen Verhandlung beftimmt ($ 370 Abf. 1). 

St ein Vertreter der Schwurpflichtigen Partei erichienen, jo kann der Gegner nur 
den Antrag jtellen, den Eid als verweigert anzufehen und durch lkontradiktoriſches Urs 
teil zu feinen Gunften zu entſcheiden. Über diefen Antrag ift zu verhandeln. Wenn 
nicht das Gericht dad Vorhandenfein einer VBerfäumnis beanstandet und deswegen einen 
neuen Termin zur Eibesleiftung beftimmt (vgl. N. 2 litt. a), ſetzt es nad dem Schluffe 
der Verhandlung entweder einen Termin zur Verfündung der Enticheidung über eine 
Woche hinaus an ($ 467 Abi. 1 Sat 1) ober es beſtimmt einen Termin zur Fort— 
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feßung der mündlichen Verhandlung ($ 467 Abf. 1 Sak 2); ift zur Entſcheidung bes 
Prozeffes noch eine weitere VBeweisaufnahme erforderlich, fo ift dazu Termin zu be= 
ftimmen ($ 368). 

Iſt fein Vertreter der ichwurpflichtigen Partei erichienen, jo fann der Gegner be» 
antragen, ben Eid ala verweigert anzufehen, womit die Beweisaufnahme erledigt ift, 
und jodann das Verjäumnisurteil nad) $$ 330, 331 gegen die nicht erfchienene Partei 
verlangen. Bei diefem Verfäumnisurteile bleibt, wie bei jedem nad einer Beweis« 
aufnahme erfolgenden Verfäumnisurteile, dad Ergebnis der Beweisaufnahme, bier alfo 
die fingierte Eidesweigerung, außer Betracht; erjt wenn Einspruch erhoben wird, ge- 
winnt bie fingierte Eidesverweigerung Bedeutung; vol. N. 3 litt. a zu $ 332, N. 2 
litt. a zu 8 367. — Ohne die Annahme ber Eideöverweigerung zu beantragen, fann 
der Gegner ber jchwurpflichtigen Partei nicht das Verfäumnisurteil verlangen, weil 
ohne jenen Antrag die angeordnete Bemweisaufnahme nicht erledigt und daher das 
Gericht nach $ 368 verpflichtet ift, von Amtswegen einen neuen Termin zur Beweis— 
aufnahme zu beftimmen; vgl. N. 2 litt. a zu 8 367, N. 1 zu $ 370. Nur, wenn das 
Gericht den Beweisbeſchluß zurüdnimmt, fällt das Hindernis weg, welches dem Antrag 
auf das Verfäumnisurteil im Wege fteht; denn mit ber Zurüdnahme ift die Beweis- 
aufnahme erledigt. Zur Zurüdnahme des Beweisbeichluffes kann der Gegner ber 
ichmwurpflichtigen Partei das Gericht dadurch veranlafien, daß er auf den von ihm 
angetretenen Beweis, welcher zum Beweisbeſchluſſe geführt hatte, verzichtet (nal. N.1 
vorlegter Sat zu $ 370); bezieht fich aber ber Beweisbeichluß auf einen vom Schwur= 
pflichtigen angetretenen Beweis, jo fann der Gegner nicht auf den Beweis verzichten. 
[Bal. zu den voranjtehenden Ausführungen Gaupp (9) N. IIIAI, Peterien (5) N. 5a. 
Im Komm.Ber. 3.Nov. v.1898 S.107 wird behauptet, der Gegner des Schwurpflichtigen 
fönne ſtets das Verſäumnisurteil nach 88 330 f. beantragen, und dieſer Anficht find 
Strudm. Koch (8) N. 2 ſowie Kroſchel Ztichr. f.d. EPr. XXVIII ©. 124 beigetreten] — 
Soweit ſich aus der Eideöverweigerung die Enticheidung des Rechtäftreits ergiebt, kann 
der Gegner ftatt des Verſäumnisurteils gegen den nicht vertretenen Schwurpflichtigen auch 
die Annahme der Eidesverweigerung und ein fontradiftorifches Endurteil beantragen 
(arg. $ 465). Dagegen ift ein folder Antrag nicht zuläffig, wenn ber Eid einen 
Zwifchenftreit ($ 461 Abf. 1) oder ein einzelnes Angriffs: oder Verteidigungsmittel 
($ 461 Abi. 2 Saß 1) betrifft und fich aus der Eidesweigerung noch fein Enburteil 
ergiebt. it hiernach der Antrag auf ein fontradiftoriiches Urteil unzuläffig, jo fann 
der Gegner mit dem Antrag auf Annahme der Eidesverweigerung nur den Antrag 
auf ein Verſäumnisurteil verbinben. 

?) Der Termin ift vor einem beauftragten oder erjuchten Richter angefegt. 
Bis zur Verhandlung vor dem Prozehgericht ift das Verfahren das gleiche, wie im Falle 
der litt. as. In der Verhandlung vor dem Prozehgerichte können diejelben Anträge 
geftellt werden, wie im Falle der litt. be. Auch in Anjehung der gerichtlichen Beichlüffe 
und Urteile finden die Erörterungen unter litt. be Anwendung mit dem Abmaße, daß 
die Verkündung der auf Grund ber Eibesverweigerung zu erlaffenden Entſcheidung 
nicht verfchoben zu werden braucht, ſoweit die Notfrift des S 466 Sak 2 bereits ab— 
gelaufen ift; vgl. oben litt. a3 g. €. 

4. Die auf Grund des $ 465 eintretende Annahme der Eidesverweigerung behält 

ihre Wirffamfeit auch in der Berufungsinftanz [vgl. Komm.Ber. 3. Nov. v. 1898 ©. 108, 
Gaupp (9) N.IV, Peterjen (5) N. 4]; dies folgt nicht zwar aus $ 533 Abſ. 2, da die Fiktion 
ber Eibeöverweigerung feine Eidesverweigerung ijt, wohl aber aus $ 531, weil die Eibes- 
leiftung nicht unter den Prozebhandlungen angeführt ift, welche in der Berufungsinftanz 
nachgeholt werden fünnen, nachdem fie in erjter Inſtanz verfäumt wurden. 

5. Daß bei Ausbleiben bes Gegners des Schwurpflichtigen die Eidesleiftung erfolgen 

fann, ergiebt fi aus $ 367 Abf. 1 (vgl. a. Homm.Ber. 3. Nov. v. 1898 S.107). Hat bie 
Eidesleiftung ftattgefunden, fo ift die Beweisaufnahme erledigt. Bei dem Prozekgerichte 
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fann jeßt das Läuterungsurteil ($ 461 Abſ. 2) oder, wenn die Eibesleiftung durch Beweis— 
beichluß angeordnet war, aud ein Verfäumnisurteil gegen den Gegner beantragt werben; 
vgl. N. 2 litt. a zu $ 367. 

$. 466.* (430a.) 


Der Schwurpflichtige kann die Folge der Verjäumung des zur Eides— 
leiftung bejtimmten Termins dadurch bejeitigen, daß er nachträglich bei dem 
Gerichte die Abnahme des Eides beantragt. Der Antrag ift mur innerhalb 
der Nothfrift von einer Woche nad) dem Termine zuläffig; er kann zum 
Protofolle des Gerichtsjchreibers erfolgen. 

Begr. b. Nov. v. 1898 ©. 116, MB. 5. Nov. v. 1898 ©. 106 ff. 

1. Der Antrag auf nachträgliche Abnahme des Eides dient als Erſatz des Ein- 
ſpruchs, welcher gegen das Berjäummiszwiichenurteil des $ 430 ber CPrO. v. 1877 zu— 
läffig war. Der Antrag bedarf jo wenig wie der Einſpruch einer die Verfäumnis ent- 
ichuldigenden Begründung. War der Echwurtermin bei dem Prozehgericht angeſetzt, jo hat 
der Antrag nur dann einen Sinn, wenn der Gegner die Verhängung der Verfäumnis- 
folge beantragt und das Gericht feinen neuen Termin zur Eidesleiftung anberaumt hat. 
War der Schwurtermin bei einem beauftr. od. eri. Richter angefegt, jo fann der Antrag 
gejtellt werben, bevor ber Gegner die Verhängung der Verfäumnisfolge beantragt hat; 
hatte der beauftr. od. erſ. Richter jchon von Amtswegen einen neuen Termin zur Eides— 
leiftung beftimmt (vgl. N. 2 litt. a zu $ 465), fo ift der Antrag gegenftanbslos. 

2. Der Antrag ift an das Prozeßgericht oder an den beauftr. od. erj. Richter zu 
richten, je nachdem der Termin zur Eibdesleiftung bei dem Prozebgericht oder bei bem 
beauftr. od. erf. Richter angefegt war. Daß der Antrag in dem zweiten Falle nicht an 
das Prozeßgericht zu richten ift, ergiebt fi aus $ 467 Abf. 2, wonad der beauftr. ober 
eri. Richter den neuen Termin anzuberaumen bat. [Bgl. Strudm. Koch (SI N. 2, Gaupp(9N. J 
Abf. 2, Peterjen (5) N.2, Brettner Ztjchr. j. d. EPr. XXVI ©. 358 f. und „Recht“ IV ©.194, 
H. Meyer „Recht“ IV 8.260 und Ztichr. }.d. EPr. XXVIIIS. 314. — AM.: Auerbach IW. 
1899 ©. 468, Kroſchel Ztichr. f. d. EPr. XXVIII S. 129 und Koll eod. XXXI ©. 102f., die 
annehmen, daß der Antrag ſowohl bei dem beauftragten oder erfuchten Richter als auch 
bei dem Prozehgerichte geitellt werden fünne. Schönfeld „Recht“ IV S. 141, 235 nimmt 
an, daß der Antrag nur bei dem Prozebgerichte geftellt werben könne] Iſt eine aus» 
ländifche Behörde oder ein Reichstonful um die Abnahme des Eides erjucht ($ 363, $ 364 
Abi. 1) oder eine Anordnung nad $ 363 Abj. 2 erlaflen worden (vgl. N. 2 litt. b Sa 4 
zu $ 355), fo ift der Antrag auf nachträgliche Abnahme des Eides bei der ausländijchen 
Behörde oder dem Konful zu ftellen, Es empfiehlt fi, in dem Erjuchungsichreiben ober 
in der nad) $ 363 Abſ. 2 erlafienen Anordnung die ausländiiche Behörde x. darauf aufs 
merkſam zu machen, daß fie, fall der Schwwurpflichtige den Antrag innerhalb der Notfrift 
ftellt, einen neuen Termin zu beftimmen und daher das Erfuchungsichreiben ꝛc. erft nad) 
Ablauf der Friſt als erledigt zu betrachten habe. [Bgl. Peterjen (5) N. 1, Salomon in 
Feſtgabe f. Wilfe (1900) S.247 ff., Brettner „Recht“ IV ©.194. — AM.: Gaupp (9) N.2C.] 

Iſt nad) $ 450 der Eid einem Dritten auferlegt, jo ift der Antrag auf nadträg- 
liche Eidesabnahme dur die Partei zu ftellen, welcher die Eibesleiftung zum Vorteile 
gereicht ; vgl. N. 2 litt. e zu 8450. 

3. War der Schwurtermin vor dem Prozeßgericht angelegt, jo beginnt die ein« 
wöhige Notfrift für den Antrag auf nachträgliche Eidesabnahme mit dem Termine, 
wenn der Gegner die Annahme der Eidesverweigerung beantragt hat und biefer Antrag 
nicht zurüdgewiefen wird; wurde der Antrag auf Annahme der Eidesverweigerung nicht ge» 
ftellt oder wurde er zurückgewieſen (vgl. N. 2 litt. b zu $ 465), fo bedarf es feines Antrags 
auf nachträgliche Eidesabnahme, weil in diefen Fällen von Amtöwegen ein neuer Termin 
zur Eidesabnahme zu beftimmen ift (arg. $ 368, vgl. a. N, 3 litt. ba Abſ. 2Z zu $ 465). 
War der Schwurtermin dor einem beauftr. oder erj. Richter angeſetzt, jo beginnt die Not« 
frift nicht erft mit dem vor dem Prozehgerichte zu ftellenden (vgl. N. 2 litt. b) Antrag auf 
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Annahme der Eibesverweigerung, Sondern mit dem Zerminstage, wie in $ 466 Sak 2 un— 
zmweibeutig beitimmt iſt. IVgl. Gaupp (9) N. I Abſ. 2, Peterfen (5) N. 3, Kroſchel Ztichr. f. 
d. CPr. XXVII ©. 134, Brettner „Recht“ IV ©. 164, Meyer eod. S.260, Anonymus in 
IW. 1902 ©. 458, OLG. Köln Ztſchr. f. d. EPr. XXXIS. 97 ff. — Dagegen vertreten 
Schönfeld „Recht“ TV S.140, Oſterrieth IW. 1902 ©. 388 ff. und Koll Ztichr. f. d. CPr. 
XXXI &.99 ff. die Anficht, dab die Notfrift aud im zweiten {Fall erjt mit dem Zage 
beginne, an welchem ber Gegner den Antrag auf Annahme der Eidesvermweigerung ftellt.] 
— Für die Berehnung der Notfrift gelten die Vorfchriften des BGB. $ 138 Abf. 2 (arg. 
CPrO. $ 222 Abi. 1) und der EPLO. $ 222 Abf.2. Der Lauf der Friſt wird durch die 
Gerichtäferien nicht berührt (arg. $ 223 Abf. 2). Die Friſt kann nicht verlängert oder 
abgefürzt werden (arg. $ 224 Abi. 1). 

Gegen ben Ablauf der Frift fann aus den in $ 233 Abf. 1 bezeichneten Gründen 
die MWiedereinjegung in den vorigen Stand beantragt werden. Für ben Antrag auf 
Wiedereiniegung gelten die Vorichriften des $ 234 und bes $ 236 Abi. 1; fpeziell die 
Vorſchrift des $ 236 Nr. 3, wonach der Antrag bie Ladung des Gegners zur Eidesleiftung 
(foll heißen: zum Erfcheinen bei der Eibesleiftung) und zur weiteren mündlichen Verhand— 
fung enthalten muß. Der Antrag ift nicht nur, wenn der Termin zur Eidesleiftung bei 
dem Prozehgerichte, jondern auch, wenn er bei einem beauftragten oder erjuchten Richter 
oder im Ausland angefegt war, bei dem Prozehgerichte zu ftellen [vgl. Strudm. Koch (8) 
N. 1, Gaupp (HN. TI Abſ. 3, H. Meyer Ztichr. f. d. EPr. XXVII ©. 315]; denn Die 
Enticheidbung über den Antrag, welche eventuell zu einer Aufhebung des bereits verfündeten 
Urteils führt, fteht dem Prozebgerichte zu (arg. $ 237 Ubi. 1). Der Termin zur Ver— 
handlung über den Wiedereinjegungsantrag ift auch eventuell zur Eidesleiftung und zur 
weiteren mündlichen Verhandlung beftimmt (arg. $ 236 Abj. 1 Nr. 3). Über die Entichei« 
dung über den MWiedereinjegungsantrag und über deſſen Anfechtung ſ. N. 2 litt. e zu 
8238. — Wird die Wiedereinjegung bewilligt, jo ift dem erfchienenen Schwurpflichtigen 
der Eid abzunehmen. Auch fann nad Bewilligung des Wiedereinjegungsantrags die Ab— 
nahme des Eides wieder einem beauftragten oder erfuchten Richter übertragen werden, 
wenn eine der Vorausfehungen bes $ 479 vorliegt. Die Vorichrift des $ 236 Ab. 1 
Ne. 3, wonach der Wiedereiniegungsantrag die Ladung des Gegners zur Eibesleiftung 
enthalten muß, it offenbar nur auf den Fall zugeichnitten, dab die Eidesleiftung vor 
bem Prozekgericht erfolgen foll und erfolgen kann. Durch diefe Vorfchrift wird daher 
die Anwendung des $ 479 nicht ausgeichloffen. [So auch Gaupp (9) N. II Abj.2, 9. Meyer 
Ztſchr. f. d. EPr. XXXVII ©. 315 f.] Wird der Eid geleiftet, jo ift der auf der 
Annahme der Eibesverweigerung beruhenden Enticeidung bes Prozeß- oder des höheren Ge— 
richts die Grundlage entzogen. Das Prozekgericht hat daher auf Grund der Eidesleiftung 
nach münbdlicher Verhandlung eine neue Enticheidung zu fällen, durch die die frühere Ent» 
ſcheidung befeitigt wird. Die neue Entiheibung kann mit dem Rechtämittel angefochten 
werden, welches für Entiheidungen ber betreffenden Art vorgefehen ift. — Es ift denkbar, 
daß die Wiedereiniegung bewilligt und die Eidesleiftung nachgeholt wird, bevor die Ent— 
iheidbung auf Grund der Annahme der Eidesverweigerung erlaflen ift; dann entfällt 
natürlich die Notwendigkeit, eine frühere Entjcheidung aufzuheben. 

4. Der Antrag auf nachträgliche Abnahme des Eides kann zum Protofolle des 
Gerichtsfchreibers erfolgen und unterliegt daher auch im Verfahren vor den Landgerichten 
und vor den Gerichten höherer Inſtanz nicht dem Anmwaltszwange (arg. $ 78 Abi. 2). 
Eine Zuftellung des Antrags findet nicht jtatt. — Für den Antrag auf Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand gegen den Ablauf der Notfrift gelten die allgemeinen Vorichriften 
über den Anmwaltszwang ($ 78 Abi. 1). 


$. 467.* (430b.) 
Gilt der Eid in folge der Verfäumung des Termins als verweigert, jo 
ist, falls auf die Verhandlung in der Hauptjache ein Urteil oder ein Beweis: 
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bejchluß ergeht, diefe Enticheidung in einem bejonderen, über eine Woche hinaus 
anzufegenden Termine zu verkünden; für den yall, daß die Abnahme des 
Eides rechtzeitig beantragt wird, iſt der Termin zur Eidesleiftung und zur 
weiteren mündlichen Verhandlung beitimmt. Hat die Verhandlung die Er: 
laffung eines Urtheils oder eines Beweisbejchluffes nicht zur Folge, fo it, 
wenn die Abnahme des Eides rechtzeitig beantragt wird, der nächjte Termin 
zur mündlichen Verhandlung auch zur Eidesleiftung beftimmt. 

Sit die Abnahme des Eides einem Mitgliede des Prozeßgerichts oder 
einem anderen Gericht übertragen, jo ift, wenn der Schwurpflichtige in dem 
Termine nicht ericheint, jedoch innerhalb der Nothfriit die Abnahme des Eides 
beantragt, zu diefem Zwede ein neuer Termin anzuberaumen. 

Bear. d. Nov. v. 18598 ©. 116 f., HB. 5. Nov. dv. 1898 ©. 106 ff. 

1. Zu Abi. 1: Wenn der Termin zur Eidesleiftung bei dem Prozeßgericht angeſetzt 
war und wegen Veriäumung des Termins die Annahme der Eidesverweigerung beantragt 
ift, findet, fofern fein neuer Termin beftimmt wird (vgl. N. 2 litt.a zu $ 465), münbliche 
Verhandlung zur Hauptſache jtatt. 

a) Hit der Rechtöftreit zur Erlaffung eines End» oder Zwiſchenurteils ober eines 
Beweisbeſchluſſes reif, jo foll die Enticheibung nicht in demjelben Termine, jondern in 
einem befonderen, über eine Woche hinaus anzufegenden Termine verkündet werden. Da: 
durch wird verhütet, daß das Gericht eine Enticheibung erlaſſe, die zufolge des in $ 466 
zugelaffenen Antrags auf nachträgliche Eidesabnahme wieder aufgehoben werben müßte. 
Sollte, der Vorjchrift entgegen, die Entſcheidung fofort oder in einem früheren Termine 
verfündet worden jein, jo fünnte, wenn ein Antrag auf nachträgliche Eidesabnahme geitellt 
wird, die Enticheidung wegen $ 318 nicht von dem Änftanzgericht aufgehoben, aber fie 
fönnte, joweit fie auf der Annahme der Eidesverweigerung beruht, mit Berufung oder 
Revifion aus dem Grunde angefochten werben, daß das Geſetz durch Abichneidung des 
Antrags auf nachträgliche Eidesabnahme verlegt jei. Wird die Verfünbung der Enticheidung 
vorihriftsmäßig hbinausgeichoben und vor der Verfündung ein Antrag auf nachträgliche 
Eidesabnahme innerhalb der Notfrift geftellt, jo ift der zur Verfündung bejtimmte Termin 
traft Geſetzes auch zur Eibdesleiftung und zur weiteren Verhandlung beftimmt, was bei 
der Verkündung des Termins nicht bejonders gelagt zu werden braucht. Folglich kann 
in diefem Termine nad Leiftung des Eides auch noch ein Verſäumnisurteil gegen eine 
nicht erichienene oder nicht orbnungsmäßig vertretene Partei erlaffen werben, wenn bie 
Eidesleiftung durch Beſchluß angeordnet war; vgl. N. 2 litt. a zu $ 367 und N. 5 zu $ 465. 
Mit diefer Möglichkeit müffen die Parteien rechnen und daher zu dem Termin erfcheinen. — 
Wird nah Ablauf der einwöchigen Notfrift ohne gleichzeitiges Wiedereinfegungsgelud die 
nachträgliche Abnahme des Eides beantragt, jo ift der Antrag durch Beſchluß als unzu— 
Läffig zurückzuweiſen. Diefer Beſchluß kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung er- 
laffen und daher dur; Beichwerbe angefochten werden (arg. $ 567 Abi. 1). 

b) It troß der Annahme der Eidesverweigerung auf Grund der mündlichen Ver 
handlung weder ein End- oder Zwifchenurteil noch ein Beweisbeſchluß zu erlaffen, fo ift 
von Amtöwegen ein Termin zur Fortjegung der Verhandlung zu bejtimmen ($ 136 Abf. 3). 
Diefer Termin iſt kraft Gefeßes auch zur nachträglichen Eibesleiftung beftimmt, wenn nad) 
$ 466 nachträgliche Eidesabnahme innerhalb der Notfrift beantragt ift. Nach der Eibes- 
feiftung im jpäteren Termin ergiebt fich die Möglichkeit eines Verfäumnisurteils wie im 
Falle der litt.a, falld die Eidesleiftung durch Beſchluß angeordnet war. Wird der jpätere 
Termin zur mündlichen Verhandlung wieder vertagt oder ein weiterer Termin zur Yort- 
jegung der Verhandlung beitimmt, ohne daß der Schwurpflichtige erichienen und zur Eides- 
leiftung erbötig war, fo lann bie Eidesleiftung nicht mehr nachgeholt werben, wenn nicht 
ein Antrag auf nachträgliche Eidesleiftung ($ 466) rechtzeitig geftellt war oder die Wieder- 
einfegung gegen den Friſtablauf (vgl. N. 3 Abi. 2 zu $ 466) bewilligt wird. 
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2. Zu Abi. 2: War die Abnahme des Eides einem Mitgliede bes Prozekgerichts 
ober einem anderen Gericht übertragen, fo ift der Antrag auf nachträgliche Abnahme bes 
Eides bei dem beauftragten oder dem erfuchten Richter zu ftellen; vgl. N. 2 zu $ 466. 
Diefer hat, wenn der Antrag innerhalb der Notfrift geftellt ift, einen neuen Termin zur 
Abnahme des Eides anzuberaumen und diejen Termin beiden Parteien durch Zuftellung 
der Terminäbeftimmung befannt zu machen; vgl. N. zu $ 368. Iſt nach Anficht des beauftr. 
oder er. Nichterd der Antrag veripätet, fo hat er den Antrag zurüczumweifen; der Antrag- 
jteller fann um die Enticheidung des Prozeßgerichts nachſuchen ($ 576). Über bie Ans 
wendung bes $ 467 Abf. 2 auf die Beweisaufnahme im Auslande ſ. R.2 zu $ 466. 

$. 468.* (430c.) 

Erſcheint der Schwurpflichtige auch in dem zweiten zur Eidesleiftung 
beitimmten Termine nicht, jo iſt ein nochmaliger Antrag auf Abnahme des 
Eides nicht zuläffig. 

Bear. db. Nov. v. 1898 ©. 116 f., HB. 3. Nov. v. 1898 ©. 106 ff. 

1. Gleichwie bei Nichtericheinen der Partei, welche Einipruch erhoben hat, die durch 
ein VBerfäumnisurteil ausgeiprodene Verläumnisfolge endgültig wird ($ 345), jo wird 
durch das Nichterfcheinen des Schwurpflichtigen in dem Termin, in weldhem der Eid nach— 
zubolen wäre (vgl. N.1litt.a, bzu $ 467), die wieder als PVerläumnisfolge eintretende 
Annahme der Eibdeöverweigerung endgültig und irreparabel. Natürlich fann der Termin 
zur Eidesleiftung auf Antrag oder von Amtöwegen wieder vertagt werden; dann tritt 
die Annahme der Eidesverweigerung erſt mit Verfäumnis des fpäteren Termins ein, 

2. Um als Folge der Verfäumnis bes zweiten Termins wieder die Eidesverweigerung 
anzunehmen, bedarf e8 eines neuen Antrags des Gegners; denn der Schwurpflichtige bat 
durd) feinen rechtzeitigen Antrag die Folge der früheren Verſäumnis befeitigt ($ 466 Satz 1) 
[vgl. KG. Berlin Redtipr. d. OLG. IX ©. 109f.]. Wird diefer Antrag nicht geitellt, etwa 
weil der Gegner des Schwurpflichtigen nicht erichienen ift, To ift ebenfo zu verfahren, wie 
wenn bei der VBerfäumnis des erften Schwurtermins fein Antrag auf Annahme ber Eides— 
verweigerung geftellt ift; vgl. N. 3 litt. be Abi. 3 zu $ 465; das Gericht hat alfo nicht 
die auf Grund der früheren Verfäumung des Schwurtermins in Ausficht genommene Ent— 
Icheidung zu verkünden, fondern von Amtswegen einen neuen Termin zur Fortſetzung ber 
Bemweisaufnahme, d. i. zur Eidesleiftung anzuberaumen (arg. $ 368), ber zugleich zur Fort— 
jegung der mündlichen Verhandlung bejtimmt ift (arg. $ 370 Abf. 1). — War ber neue 
Termin zur Eidesleiftung vor dem beauftragten oder erfuchten Richter beitimmt ($ 467 
Abi. 2), fo ift der Antrag auf Verhängung der Folge der Verſäumung ebenio wie der 
entiprechende Antrag bei der Verläumung des erften Schwurtermins (vgl. N. 2 litt. b zu 
$ 465) in der mündlichen Verhandlung vor dem Prozehgerichte zu ftellen. — Auf die 
Enticheidung über ben Antrag auf Verhängung der Verfäumnisfolge finden die in N.2 
litt. b zu $ 465 entwidelten Säge mit dem Abmabe Anwendung, daß die Enticheidung in 
demjelben Termine verfündet werden fann; denn ein nochmaliger Antrag auf Abnahme 
des Eides ift nicht zuläffig. 

8. 469.* (431.) 


Der Schwurpflichtige, welcher frühere Behauptungen zurüdnimmt oder 
früher beftrittene Thatjachen zugeiteht, kann fich zur Leiftung eines bejchränf- 
teren Eides erbieten, ſelbſt wenn der Eid bereits durch bedingtes Urtheil auf: 
erlegt ift. Auch können unerhebliche Umstände, welche in die Eidesnorm auf: 


genommen find, berichtigt werden. 


de. 8 416, — 2852 f., NE. 8 627, ME. 1009 f., 1131, E. 18 395, E. IT $ 408, IT 8 414, 
. 284, 1 "733, 737, Begr. d. Nov. v. 1898 ©. 116 (e8 wird ber Seidteilen des 
—* —24 


Litteratur: Hergenhahn Ziſchr. f. d. CPr. XV S. 42 ff. Rönnberg eod. XXVIII ©. 79 ff. 
1. $ 469 gewährt dem Schwurpflichtigen ein Korrektiv gegen unzutreffende Nor— 
mierung des Eides (Mot. z. E. Ill S.284). Die Vorichrift gilt ſowohl für den Eid, welcher 
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durch Urteil, wie für den Eid, welcher durch Beichluß auferlegt ift. In Anfehung dieies 
Eides ergiebt fi übrigens die Möglichkeit einer Korrektur ſchon aus der Abänderlichteit 
bes Beweisbeſchluſſes. — Zu $ 319 verhält fich $ 469 folgendermaßen: $ 319 betrifft Un- 
tichtigfeiten im Urteile, die mit ber bei deſſen Erlafjung vorhandenen Prozeklage nicht 
ftimmen und auf Veriehen des Gerichts beruhen. Dagegen ſetzt $ 469 in feinem erften 
Satze eine nad dem Urteil oder dem Beweisbeſchluß eingetretene durch nachträgliche Er- 
Härungen bes Schwurpflichtigen bewirkte Änderung der Prozeklage und in feinem zweiten 
Sake die Berichtigung eines DVBerjehens der Partei voraus. Wenn ein Verſehen des 
Gerichts vorliegt, fommt nicht $ 469, fondern nur $ 319 zur Anwendung. [Bgl. RG. 
3. Febr. 1883 Entſch. VIII Nr. 116 ©. 392 f.] 

2. Der erfte Saß betrifft die Änderung erheblicher Umftände. Eine folcdhe 
Änderung ift nur möglich, wenn eine frühere Behauptung ganz ober teilweife zurüd- 
genommen ober eine früher beftrittene Thatſache teilweile zugeftanden wird, fo daß, wie 
der preuß. Entw. $ 423 fich ausdrüdte, die Änderung den Gegner in eine günftigere Lage 
verfegt [vgl. RG. 7. Nov. 1885 Beitr. 3. €. d. DR. XXIX ©. 1117 f.,, OLG. Hamburg 
SU. XLVII Nr. 240, OLG. Dresden Sächſ. Arch. VI ©. 219). 3.2. der Eid ift dem 
Beklagten darüber auferlegt, dab er dem Stläger 1000 bezahlt habe; der Beklagte erklärt 
vor der Eibesleiftung, daß er feine Behauptung auf Zahlung von 900 befchränfe. Ober: 
In einem Wanbelungsprozeß ift der Eid dem Käufer dahin auferlegt, daß er nicht beim 
Kaufabichluffe die Mängel a und b gefannt babe; der Käufer gefteht jet die Kenntnis 
bes Mangels a zu, erklärt fi) dagegen bereit, die Unfenntnis des Mangels b zu beichwwören. 
Andere Beiipiele ſ. Entich. d. RG. X Nr. 45 ©. 169, XXX Nr. 108 ©. 360, SA. XLIX 
Nr. 287, DI. f. RU. XII Erg.®b. €. 325. Aus Entſch. KXX Nr. 108 ift zu erfehen, daß 
der Schwurpflichtige fi zur Leiltung eines beichränfteren Eides auch dann noch erbieten 
fann, wenn das Yäuterungsurteil zufolge einer auf $ 580 Nr. 1 geftüßten Reſt. Klage auf: 
gehoben wurde. — Eine Änderung nad dem erften Sate des $ 479 kann nur von dem 
Schmwurpflidtigen veranlaft werden [vgl. Ztſchr. f. d. EPr. XXIII ©. 467 ff.J. 

3. Der zweite Sa betrifft die Berichtigung unerhebliher Umſtände, die von 
der Partei unrichtig vorgetragen waren; 3. B. die Änderung des Datums eines Vertrags- 
fchluffes oder einer Zahlung, wenn bas Datum gleichgültig ift. Eine ſolche Änderung 
fann ſowohl von dem Schwurpflichtigen wie von dem Gegner veranlaht werden. Ent: 
fcheidungen j. Beitr. 3. €. d. DR. XXIX ©. 1118, SW. XLIRr. 241, XLIV Nr. 288. 

4. Verfahren. a) Die Eidesleiftung ſoll von dem Prozebgericht erfolgen. Es wird 
eine Anderung bes Eides nach $ 469 angeregt. Die Parteien find darüber einig, daß bie 
Änderung erfolgen fol. Gleichwohl hat das Gericht zu prüfen, ob die Änderung innerhalb 
bes Rahmens des $ 469 liegt. Iſt das Gericht der Anficht, dak dies der Fall fei, jo ift 
ber geänderte Eid abzunehmen. Hit aber das Gericht der Anficht, daß die Anderung über 
$ 469 hinausgreife, jo muß es die Änderung beanitanden (Beichluß), wenn ber Eid durch 
Urteil auferlegt ift, weil das Urteil das Gericht und die Parteien bindet ($ 318) und 
daher nur im Rahmen des $ 469 geändert werden kann; wenn aber der Eid durch Be— 
weisbeichluß angeordnet ift, dann können wegen der Abänderlichfeit des Beichluffes auch 
weitergehende Änderungen gejtattet werden (Beichlub). Sind die Parteien nicht darüber 
einig, dab und wie der Eid geändert werden foll, jo Liegt ein Zwiſchenſtreit vor, der 
durch ein erſt mit dem Endurteil anfechtbares Zwiichenurteil zu enticheiden tft. [Das 
NG. 3. Febr. 1883 Entich. VIII Nr. 116 S. 391 und 4. Oft. 1888 Beitr. 3. €. d. DR. 
XXXII ©. 1173 bezeichnet die Enticheidung als Beſchluß, ftimmt aber darin mit dem 
vorgetragenen überein, daß die Enticheidbung nicht felbftändig anfechtbar ift.] Berlangt 
der Schwurpflichtige in Abweſenheit des Gegners eine Anderung auf Grund bes $ 469, 
fo ift ebenio zu verfahren, wie wenn der erfchienene Gegner der Änderung nicht wider 
fpriht. b) Die Eidezleiftung foll vor einem beauftragten oder erfuchten Richter ftattfinden 
($ 479). Die Parteien find darüber einig, daß bie Anderung erfolgen fol. Iſt ber 
beauftr. oder erſ. Richter der Anficht, dah die Änderung im Rahmen des $ 469 Tiegt, 
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fo wird ber geänderte Eid abgenommen; anderenfalla geht die Sade zur Entſcheidung an 
das Prozehgericht. Auch in jenem Falle hat das Prozehgericht bei der Beratung über bas 
Läuterungsurteil zu prüfen, ob die Anderung nad $ 469 zuläffig geweſen ift. Grgiebt 
fi ein Zwifchenftreit unter den Parteien über die Zuläffigfeit der Anderung, fo ift nad 
8 366 zu verfahren. Verlangt der Schwurpflichtige in Abwejenheit des Gegners die An— 
derung, jo ift zu verfahren, wie wenn der erjchienene Gegner nicht widerſpricht. 

Ergiebt fi) bei der Verhandlung über Änderung des Eidesthemas, daß der Schwur- 
pflichtige das Gegenteil deffen, was er zu beſchwören hätte, zugefteht, To entfällt bie Eides— 
abnahme [OLG. Hamburg SA. XLVII Nr. 240). 

5. Dadurch, dab auf dem Wege des $ 469 eine Änderung der Eidesnorm hätte 
erreicht werden fönnen, ift nicht ausgeichlofen, daß die Anderung auf dem Wege des 
zuläffigen Nechtsmittels beantragt wird [RG. 5. Dez. 1900 SA. LVI Nr. 138, OLG. 
Stuttgart SA. XLI Nr. 148, OLG. Jena eod. Nr. 149]. 


8. 470. (432.) 


Iſt der Eid durch bedingtes Urtheil auferlegt, jo fann, auch nad Ein- 
tritt der Nechtöfraft, die Zufchiebung ſowie die Zurüdjchiebung des Eides 
widerrufen werden, wenn der Schwurpflichtige wegen wifientlicher Verlegung 
der Eidespflicht rechtskräftig dverurtheilt oder wenn glaubhaft gemacht wird, 
daß der Gegner erjt nach erfolgter Zufchtebung oder Zurüdichiebung des Eides 
von einer jolchen Verurtheilung Kenntniß erlangt habe. 

NE. 1021 f., AP. 783. 


Litteratur: Jaſtrow Beitr. z. €. d. DR. XXVII ©. 783 ff., H. Meyer Ztichr. f. d. Er. 
IX ©. 324 ff., Hergenhahn eod. XV S. 49 ff 

1. $ 470 ift von ber Yuft.fomm. d. RT. eingefügt worden. Er geftattet den Wider— 
ruf der Zufchiebung und der Zurüdichiebung eines durch bedingtes End» oder Zwiſchen— 
urteil auferlegten Eides aus denjelben Gründen, aus melden in $ 457 der Wiberruf einer 
Zurüdichiebung vor Erlaffung des Urteils geitattet ift. Über „wiffentliche Verlegung der 
Eidespflicht“ vgl. N. 3 litt.a zu $$ 457, 458. — Sit die Eibesleiftung durch Beweis— 
beſchluß angeordnet, fo findet nicht $ 470, fondern bei zugeichobenem Eid $ 453 (vgl. 
N.1 zu 88 457 f.), bei zurüdgeichobenem Eide aber $ 457 Anwendung. 

2. a) Der Widerruf kann ſowohl bei dem Gerichte, welches das Urteil erlafien hat, 
alö auch, wenn biefes Urteil mit Berufung angefochten ift, in ber Berufungsinftanz er- 
folgen. Das Revifionsgericht fann fein bedingtes Urteil erlaſſen (vgl. N. 3 Abi. 3 zu $ 565); 
auch kann der Widerruf nicht in der Revifionsinitanz erfolgen, wenn das Urteil des Be— 
rufungsgerichts angefochten ift, weil neues Vorbringen nicht zu beachten ift ($ 561 Sa 2). 
In der Berufuugsinftanz fann fich übrigens die Befugnis, eine in der erften Inſtanz er— 
folgte Eideserflärung (Zufchiebung oder Zurüdichiebung) zu miderrufen, unabhängig von 
$ 470 aus den Vorichriften des $ 529 Abſ. 1 verb. mit $$ 453, 454 ergeben; vgl. N. 1 
litt. a zu $ 529. 

b) Der Widerruf fann nur mündlich erklärt werden. Er fann in dem zur 
Eidesleiftung und zur weiteren Verhandlung bei dem Prozehgericht angejegten Termin 
oder in dem zur Eibesleiftung bei einem beauftragten oder erjuchten Richter angejegten 
Termin oder in dem zur Verhandlung vor dem Berufungsgericht angelegten Termin er- 
flärt werben. Sit fein Termin beitimmt, fo fann die Partei, welche den Widerruf er: 
Hären will, den Gegner zur Entgegennahme der Wibderrufserflärung und zur weiteren 
Verhandlung auf einen zu diefem Zwede zu bejtimmenden Termin laden. Sit der Widerruf 
bei dem beauftr. oder erj. Richter erfolgt, fo hat diefer die Eidesabnahme zu unterlaffen 
und die Alten dem Prozebgerichte vorzulegen; diejes hat nad) Analogie von $ 370 Abf. 2 
Satz 2 von Amtöwegen Termin zur mündlichen Verhandlung zu beftimmen und den Parteien 
befannt zu machen. 
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3. Iſt der Widerruf zuläffig, fo können beide Parteien in Anfehung der be— 
treffenden Bemweisführung alle Rechte ausüben, welche ihnen vor der Zuſchiebung 
ober ber Zurüdiciebung zuftanden (arg. $ 471 Abi. 2 mit $ 471 Ubi. 1). Es kann alio 
die mwiderrufende Partei, welche den Eid zugeichoben hat, andere Beweismittel für bie 
unter Eid geftellte Behauptung geltend machen; die wiberrufende Partei, welche den Eid 
zurüdgeichoben hatte, fann entweder den Eid annehmen oder andere Beweismittel gegen 
jene Behauptung geltend maden; der Gegner fann neue Beweismittel gegen oder für 
jene Behauptung geltend maden. Alle anderen in dem bedingten Endurteil enthaltenen 
Feſtſtellungen ſowie die rechtliche Beurteilung der Thatſachen werden durch den Wiberruf 
in feiner Weile berührt. 

Mit dem Widerruf ift die neue Bemweisantretung ober Bemweiserflärung des MWiber- 
rufenden zu verbinden. Über den Widerruf und die Beweisantretung ift zu verhandeln 
und zu enticheiden. Möglich, aber faum jemals zwedmähig wäre es, die Verhandlung 
zunädft auf die Trage der Zuläffigfeit des Widerrufs zu befehränfen ($ 146). Die Zuläffig- 
feit des Widerrufs, d. i. das Vorhandenfein der in $ 470 angegebenen Borausjegungen, 
ift von Amtswegen zu prüfen, denn e8 handelt fi um eine Art von Wiebereiniegung 
gegen das Urteil und Wiedereinießungsgründe find ftets von Amtswegen auf ihre Wahrheit 
zu prüfen; vgl. N.2 litt.a zu $238, N. 1 litt.a zu $589. Die Zuläffigkeit des Wider: 
ruf3 wird in den Gründen des unter Aufhebung bes bedingten Endurteils zu erlaflenden 
(unbedingten oder bedingten) Endurteils ausgeiprocdhen ($ 471 Abi. 3); möglich wäre aud), 
fie durch ein Zwiſchenurteil feitzuitellen (arg. $ 303), wenn ber Gegner fie beitreitet. Das 
Enburteil fann mit Berufung oder Revifion angefochten werden; das Zwiichenurteil kann 
nicht ſelbſtändig angefochten werben, unterliegt aber bei Anfechtung des Endurteilö ber 
Beurteilung des Rechtömittelgerichts (vgl. $$ 512, 548). Die Unzuläffigfeit des Widerrufs 
fann nur duch ein Urteil ausgeiprochen werden; da dieſes Urteil die Inſtanz beenbigt, 
fann es durch Berufung oder Revifion angefochten werden [vgl. 2. Seuffert Ztichr. f. d. EPr. 
VI S. 12). 

4. VBerfäumnis des Termind. a) Der Eid war durch bedingtes End» 
urteil auferlegt. «) Verſäumt bie Partei, welche den Widerruf der Zufchiebung oder 
ber Zurüdjchiebung erklärt oder den Gegner zur Entgegennahme ber Widerrufserflärung 
und zur weiteren Verhandlung geladen hat, den Verhandlungstermin, jo kann ber Gegner 
nad; Analogie von $ 330 ein Verläumnisurteil beantragen, durch das der Widerruf zurüd» 
gewiejen wird; dagegen ift Einipruch zuläffig. 3) Verfäumt der Gegner der Partei, welche 
den Widerruf erflärt oder ben Gegner zur Entgegennahme der Wiberrufserflärung zc. ger 
laden hat, ben Termin, jo bat das Gericht zunädhft von Amtswegen zu prüfen, ob ber 
Widerruf zuläffig ift; vgl. R.3 Abi. 2 Sag d. Da Offizialprüfung ftattfindet, zwingt die 
Fiktion des Zugeftändniffes nicht, von der Prüfung der Wahrheit der Behauptungen ab- 
zufehen; vgl. N. 2 litt.c Abi. 2 zu $ 331. Iſt Hiernach der Widerruf unzuläffig, fo 
ift er durch Urteil zurüdzumeiien; diejes Urteil fann mit Berufung oder Revifion an» 
gefochten werden. Hit ber Widerruf zuläffig, jo wird der Prozeß in Anjehung ber 
betreffenden Bemweisführung in die Lage zurüdverjegt, in welcher er fi) vor ber 
Erlaffung des bedingten Urteil befand. Bei Widerruf der Zufhiebung kann aljo ber 
Widerrufende jet wieder andere Beweismittel für feine vom Gegner beftrittene Behauptung 
geltend machen; bei Widerruf der Zurüdidiebung fanı der Widerrufende die Annahme 
des Eides erflären ober Beweismittel zum Beweiſe der Unmahrheit der gegnerischen Be— 
hauptung geltend machen. Man könnte daran benfen, in Anſehung der beantragten Be— 
weisaufnahme das in Ausficht geftellte Ergebnis mie im Falle des & 542 Abſ. 2 zu 
fingieren und auf diefer Grundlage ein PVerfäumnisurteil gegen den Gegner zu erlaflen 
[jo Gaupp (9) N. III1b]; aber für ben Fall des $ 470 ift diefe eigentümliche Fiktion im 
Geſetze nicht vorgefehen, und die Prozeblage ift im Falle des $ 470 immerhin eine andere 
ald im Falle bes S 542. Es ift daher der angetretene Beweis aufzunehmen unb auf 
Grund deö Beweisergebniſſes ein neues fontradiftorifches Enburteil zu erlaffen oder im 

8. Seuffert, Eivilprogekorbnung I, 10. Aufl. 44 
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"alle der Annahme des früher zurüdgeichobenen Eibes in einem neuen bedingten Endurteile 
dem Wibderrufenden ber Eid aufzuerlegen. [Bgl. H. Meyer Ztichr. f. d. EPr. IX ©. 325 f. 
— AM.: Peterfen (5) N. 4a, welcher annimmt, daß in diefem Falle die Behauptung des 
Miderrufenden als beweislos zu behandeln fei.] 

b) Der Eid war durch ein bedingtes Zwiichenurteil auferlegt. Da der 
Zermin aud zur Verhandlung über die Hauptiache beitimmt ift, fo fann im Verſäumnis— 
fall ein Urteil zur Hauptſache nad) $$ 330, 331 erlaffen werben [val. 9. Meyer a.a. O. 
S. 326). War bereits durch bedingtes Endurteil erfannt, daß es auf die in einem be— 
dinaten Zwifchenurteil enthaltene Eidesleiftung noch anfomme (vgl. $ 461 Abf.2 Sa 2), 
fo ift die Rechtslage die gleiche wie im {Falle der litt.a. 

5. Iſt der Eid geleiftet oder erlaffen, fo ift fein Widerruf mehr möglid). 


$. 471. (433.) 

Wenn der Schwurpflichtige ftirbt, wenn er zur Xeiftung des Eides un- 
fähig wird oder wenn er aufhört gejeglicher Vertreter zu fein, jo fönnen beide 
Parteien in Anjehung der betreffenden Bemweisführung alle Rechte ausüben, 
welche ihnen vor der Zujchiebung des Eides zuftanden. 

Dasjelbe gilt, wenn in Folge der Verurtheilung des Schwurpflichtigen 
wegen wifjentlicher Verlegung der Eidespflicht die Zufchiebung oder Zurück— 
ichiebung des Eides widerrufen wird. 

Iſt der Eid durch bedingtes Urtheil auferlegt, jo wird unter Aufhebung 
des Urtheils in der Sache andermweit erfannt. 


He. st, SP. nt 5796, NE. 8 628, NE. 1021 ff., E. 18 396, €. IT 8 409, E. M Aı5, 
‚RE. 733, 736. 


Litteratur: ea Ztſchr. j. d. CPr. XV ©. 51 ff, Neubauer eod. XVII ©. 80 ff. 


1. In den Fällen des $ 471 Abf. 1 tritt die in einem bedingten Urteil oder einem 
Bemweisbeihluß enthaltene Eidesauflage außer Kraft, weil die Abnahme des angeorbneten 
Parteieides unmöglich geworden iſt. Zu diefem Außerfrafttreten bedarf es nicht, wie im 
Falle des $ 470 zur Befeitigung der in dem bedingten Urteil enthaltenen Eidesauflage, 
der Initiative einer Partei, fondern die Eidesauflage tritt zufolge der Unmöglichkeit der Aus— 
führung von ſelbſt außer Kraft. Die Folge davon ift, daß beide Parteien in Anfehung 
ber betreffenden Bemeisführung, d. i. in Anjehung der unter Eid geitellten Thatſachen— 
behauptung, alle Rechte ausüben können, die ihnen vor der Zuichiebung des Eides zujtanden; 
fie fönnen alfo zum Beweis oder zur MWiderlegung dieſer Behauptung neue Beweismittel 
geltend machen. War der Eid durch bedingtes Urteil auferlegt, fo ift die neue Beweis— 
antretung nur in Anfehung der unter Eib geftellten Behauptung zuläffig; im übrigen 
bleibt das Urteil in Kraft, weshalb auch die der Enticheidung zu Grunde liegende recht- 
liche Beurteilung der Thatſachen für das Gericht und die Parteien maßgebend bleibt. 
Anders, wenn die Leiftung bes Eides durch Bemweisbeichluß auferlegt war, da diejer neues 
Vorbringen nicht hindert und das Gericht nicht bindet. 

Wurde verfehentlih einem Schwurpflichtigen, der zur Leiftung bes Eides unfähig 
geworben ift, der Eid abgenommen, jo ift die Eibdesleiftung unwirtiam und daher $ 471 
Abi. 1 anwendbar [vgl. RG. 20. Dez. 1904 IW. 1905 ©. 88 Nr. 35]. 

2. Die Eidesauflage tritt außer Kraft: 

a) wenn der Schwurpflichtige ftirbt. Der gemeinrechtliche, übrigens beftrittene Sat 
„mors loco iurisiurandi est‘ [vgl. Wetzell Syſt. (3) ©. 259] ift befeitigt; 

b) wenn der Schwurpflichtige zur Yeiftung des Eides unfähig wird. Eibesunfähig 
wird: «) die Partei, welche dauernd geiftestranf geworden ift (vgl. N.2 Ziff. I litt. a? 
zu 88 51, 52 und N. 1 litt. b zu $ 241); 4 die Partei, welche wegen Geiftestrankheit, 
Geijtesichwäce, Verſchwendung oder Trunkſucht entmündigt oder unter vorläufige Vor— 
mundichaft geftellt worden ift; ferner die Partei, für welche ein Pfleger in den Prozeß 
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eingetreten iſt (arg. $ 53) ſvgl. RG. 16. Yan. 1894 Entſch. XXXIV Nr. 109 ©. 412, wo 
ihon ohne den neuen $ 53 ber dem $ 471 entiprechende $ 433 ber CPrO. v. 1877 an— 
gewendet wurde bei Beftellung eines Abweienheitäpflegers für den verichollenen Schwur— 
pflichtigen]. Daß nad) $473 Abi. 2, 3 einer ſolchen Partei, wenn fie nicht wegen Geiftes- 
franfheit, fondern wegen Geiftesihwäcde, Verſchwendung oder Trunkſucht entmündigt 
oder unter vorläufige Vormundſchaft geftellt ift, der Eid auferlegt werben kann, verhindert 
dad Außerfrafttreten der Enticheibung nicht; denn der Regel nad) bat eine foldhe Partei 
nicht zu ſchwören ($ 473 Abf. 1) und die Ausnahmen des $ 473 Abi. 2,3 können nur auf 
befonderen Antrag bewilligt werben; 7) die Partei, welche thatfächlich in einen dauernden 
Zuftand von Verftandesichwäche geriet, der das Verftändnis des Eibes ausſchließt [val. 
OLG. Königäberg SA. LXI Nr. 187]; 4) der geſetzliche Vertreter, welcher bie Vertretungs: 
befugnis verliert (vgl. R.2 litt. c zu $ 241) oder jelbjt prozeßunfähig wird; e) die Partei, 
welche aufgehört hat, Partei zu fein, 3. B. ber Gefellichafter, welcher aus ber offenen 
Dandelsgejellichaft ausgetreten ift [RG. 29. März 1884 IW. ©. 171. Nr.14, 24. März 
1904 ZW. S. 239 Nr. 19, OLG. Hamburg SU. XLVI Nr. 233, vgl. a. RG. Entich. XIV 
Nr. 5 ©.21], der Gemeinfchuldner, deſſen Prozeß von dem oder gegen den Konkursver— 
walter aufgenommen worden ift [OLG. Darmftadt SA. XLI Nr. 242, OLG. Nürnberg 
Ztſchr. f. d. EPr. IX ©. 497], x. 

Zu litt. a und b: Die Eidesauflage tritt nicht nur dann außer Kraft, wenn einer 
ber unter litt. a, b bezeichneten Umjtände nach des Eidesauflage eintritt, fondern aud) 
wenn er ſchon vorher eingetreten, aber dem Gericht unbefannt geblieben war [RG. 
8. Dez. 1898 SA. LIV Nr. 189, 4. Mai 1899 Beitr. 3. €. d. DR. XLIU ©. 1241, 
24, März 1904 IW. ©. 239 Nr. 19, OLG. Hamburg SA. XLVI Nr. 233]. Zu be: 
achten ift, daß die unter litt. a, b«sd angeführten Umftände eine Unterbrechung des 
Verfahrens herbeiführen, wenn feine Vertretung durch einen Prozekbevollmächtigten jtatt« 
fand (88 239, 241, 246), und daß die nach der Unterbrechung erlaffene Entſcheidung 
der Partei gegenüber, auf deren Seite der Unterbrehungsgrund eingetreten ift, uns 
wirkſam ift; vgl. N. 2 litt. d zu $ 249. 

Zritt in der Perfon eines von mehreren ſchwurpflichtigen Streitgenofjen einer der 
unter litt. a, b bezeichneten Umſtände ein, jo wird die Eidesauflage an alle Streit: 
genofjen außer Kraft gejegt, wenn bie Streitgenofjenichaft eine notwendige im Sinne 
bes $ 62 ift [vgl. Neubauer Ztichr. f. db. EPr. XVIII ©. 86 f.]. 

3. Berfahren. a) Die den Parteien in Anfehung der betreffenden Beweis: 
führung zuftehenden Rechte können nur in der mündlichen Verhandlung vor dem Prozeß— 
gerichte ausgeübt werden; entweder in dem zur Beweisaufnahme und zur weiteren Ber: 
handlung beftimmten Termin oder in einem befonderen Termine, zu dem jede Partei die 
andere ladet. Natürlich aud in der Berufungsinftanz, wenn ein bedingtes Urteil er: 
laflen und mit Berufung angefochten ift [vgl. OLG. Bamberg Redtipr. d. OLG. XII 
©. 165]. 

b) Ob einer ber in $471 Abf. 1 bezeichneten Umftände die Eidesauflage außer Kraft 
geießt hat, hat das Gericht von Amtswegen zu prüfen; denn es handelt fich, wie im Falle 
bes $ 470, um eine Art von MWiedereinjeßung; vgl. N. 3 Ab. 2 Sat 4 zu $470. Erhebt 
fih darüber, ob die Vorausfegungen bes $ 471 vorliegen, ein Zwiſchenſtreit unter ben 
Parteien, fo ift darüber durch Zwiichenurteil oder in den Gründen bes Endurteils zu 
entſcheiden. Ein darüber ergehendes Zwifchenurteil fann nicht felbjtändig angefochten 
werden. Aber ein nach einem bedingten Endurteil erlaffenes Urteil, das die von 
einer Partei behauptete Außerfraftiegung der Eidesauflage verneint, ift felbftändig an— 
fechtbar, ba es die Inſtanz beendigt (vgl. NR. 3 Abi. 2 g. E. zu $ 470). Als Verſ. Urteil 
fann ein folches Urteil über ben Zwiſchenſtreit nicht ergeben, weil von Amtswegen au 
prüfen ift, ob die Vorausſetzungen des $ 471 vorliegen. 

c) War der Eid durch bedingtes Endurteil auferlegt, jo beichränft fich die Ver— 
handlung unb die neue Beweisantretung auf die unter Eid geftellte Behauptung [RG®. 

44* 


692 Zweites Bud. Erfter Abſchnitt. 88 471, 472, 


15. Mai 1885 Entich. XIII Nr. 101 S. 379 f. 11. Dez. 1890 SA. XLVI Rr. 232, 21. Dez. 
1896 Entih. XXXVIII Nr.110 ©. 413, und beiläufig Entſch. XXIII Nr. 85 ©. 359; ferner 
OLG. Stettin Rechtſpr. d. OLG. VI ©. 398]; in Anfehung diefer Behauptung kann auch 
indirefter Beweis und Gegenbeweis angetreten werben [OLG. Dresden Arc. f. c. Pr. XVIII 
©. 408 ff]. Natürlich kann dem Nachfolger oder dem gejeßlichen Vertreter des Schwur— 
pflihtigen der Eid zu» und zurüdgeichoben oder ein richterliher Eid auferlegt werben. 
St eine der Vorausſetzungen bes $ 461 gegeben, jo fann die meue Eibdesauflage durch 
Beweisbeichluß erfolgen. Sonſt ift ein neues bedingtes Endurteil zu erlaffen. Das neue 
bedingte Enburteil fann durch Berufung und Revifion angefochten werben. [AM.: RG. 
22. Mai 1906 IW. ©. 430 Nr. 16, wo das neue Urteil als eine Art von Zwiſchen- 
urteil (?) behandelt wird.] — Weil fi die Verhandlung auf die unter Eib geftellte Be— 
bauptung beichräntt, fann auch die {Folge der Terminsverfäumnis nur in Anjehung dieſer 
Behauptung eintreten. ft diefe Behauptung von ber nicht erfchienenen Partei zu be— 
weilen, fo ift die Behauptung nad Analogie von $ 330 zurüdzumeiien und auf biefer 
Grundlage das Berläumnisurteil zur Hauptſache zu erlaffen. ft dagegen bie Be— 
bauptung von ber erichienenen Partei zu beweilen, fo ift nad Analogie von $ 331 an— 
zunehmen, dab die Behauptung des Beweiſes nicht bedarf, und auf biefer Grundlage 
iſt das PVerfäumnisurteil zur Hauptſache zu erlaflen. Da zur Außerfraftfeßung der 
Eidesauflage nicht, wie im Falle des $ 470, eine Parteierflärung gehört, kann im Ver— 
fäumnisfalle feine Parteierflärung zurüdgewieien werden; was follte auch dad Gericht mit 
der unausführbar gewordenen Enticheidung anfangen? [Daß nah Außerfrafttreten der 
Eideöauflage bei Terminsverfäumnis fein fontrabiftorifches, jondern ein Verſ. Urteil zu 
erlaffen ift, hat das RG. 12. Apr. 1889 Entſch. XXIII Nr. 85 ©. 358 anerfannt; val. a. 
Strudm. Koch (8) N. 2 Abſ. 3, Wilm. Levy (7) N. 6 zu 5433 alt, der aber fein Gewicht 
auf die Bemweislaft leat; Gaupp (9) N. III1g. €. will, wie fi) aus der Verweifung auf 
8 47OIII ergiebt, auch bier die Vorjchrift des $ 542 Abi. 2 entiprechend anwenden (da— 
gegen 5. N. 4 litt. a3 zu $ 470); val. a. Jaſtrow Beitr. 3. E. d. DR. XXVII ©. 778, 
Barkhaujen eod. ©. 821, Kohler Forihungen S. 59.] 

d) War ber Eid durch bebingtes Zmifchenurteil auferlegt ($ 461 Abi. 2), jo finden 
die unter litt. c entwidelten Säße mit dem Abmak Anwendung, dba im Berfäumnis« 
falle die Berfäumnisfolgen des $ 330 oder des $ 331 in Anfehung des ganzen Prozefies 
eintreten; vgl. NR. 3 litt. a zu $ 332. 

e) War die Eidesleiftung durd; Bemweisbeihluß angeorbnet, jo können beide Par- 
teien nicht bloß in Anjehung der unter Eid geftellten Behauptung alle Rechte, jondern 
ganz allgemein neue Angriffö-, Verteidigungsd- und Beweismittel geltend machen (arg. 
88 278, 283). Ein Verfäumnisurteil kann, wie im Falle der litt. d, auf Grund bes $ 330 
oder des 8 331 beantragt werden, je nachdem der Kläger oder der Bellagte nicht er- 
ſchienen ift. 

4. Weil das bedingte Urteil zufolge der in $ 471 bezeichneten Greigniffe nur in 
Anfehung ber Eibesauflage außer Kraft tritt, kann es, auch nachdem die Eidesauflage 
unausführbar geworden ift, mit Berufung und Revifion angefochten werben [RG. 15. Mai 
1903 Entſch. LV Nr. 5 8.17 ff., bay. ob. LG. SA. XLVIII Nr. 224]. In der Berufungs» 
inſtanz fönnen die Parteien auch Thatſachen und Beweismittel vorbringen, bie fi auf 
andere Punkte als das Schwurthema beziehen [RG. 21. Dez. 1896 Entih. XXXVIII 
Nr. 110 ©. 413). 

$. 472, (434.) 

Der Eid über eine Thatjache, welche für ein allen Streitgenoffen gegen— 
über nur einheitlich fejtzuftellendes Rechtsverhältnig von Einfluß ift, muß allen 
Streitgenofjen zugejchoben oder zurüdgejchoben werden, fofern nicht rückjichtlich 
einzelner Streitgenofjen die Zuſchiebung oder Zurüdjchiebung unzuläſſig tt. 
In jedem Falle bedarf es zur Zufchiebung oder zur Zurückſchiebung der über- 
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einjtimmenden Erklärung aller Streitgenofjen. Ueber die Annahme des Eides 
haben fich nur diejenigen Streitgenoffen zu erklären, welchen der Eid zu: 
gejchoben: ift. 

Sit der von allen oder don einigen Streitgenofjen zu leiftende Eid von 
einem oder mehreren derjelben, oder ift der von einem Theile der Streitgenoffen 
zu leiftende Eid von allen Schwurpflichtigen verweigert oder als von ihnen 
verweigert anzujehen, jo entjcheidet das Gericht nach freier Ueberzeugung. ob 
die Behauptung, deren Beweis durch Eideszufchtebung angetreten ift, für wahr 
zu erachten ſei. Erklären einzelne Streitgenofjen, daß fie den Eid nicht leiten 
werden, fo ift in Anfehung der übrigen Streitgenofjen die Yeiltung des Eides 
nicht anzuordnen oder der Eid nicht abzunehmen, jofern das Gericht denfelben 
für unerheblich erachtet. 


SE. gt HB. — — De: gs 628 f., RB. 1034 ff., 1131 f,, 1286, E. I $ 897, E. It $ 410, 
u1$ 46, M . 285 f., 


ie Hachenburg — Streitgenoſſenſchaft ©. 61 fi., Kiſch Begriff ber 
notw. Streitgenofienichaft ©. 9, Hellmann Ztſchr. f. d. CPr. XVII S 16 fi, Wacenfeld Not- 
— Streitgenoſſenſchaft S .147 f. 

In allen von den Vorichriften des $ 472 nicht betroffenen Fällen der Streit- 
— kann der Eid von jedem und an jeden einzelnen Streitgenoſſen zugeſchoben 
werben; jeder Streitgenoffe, welchem der Eid zugejchoben ift, ift in feiner Erklärung von 
dem anderen unabhängig; die Eidesleiftung oder »vermweigerung des einzelnen Streitgenofien 
hat für ihn die Folgen ber $$ 463, 464; dieſe Folgen wirken nicht auf die anderen 
Streitgenofien hinüber; es find verjchiedene Urteile gegen die Streitgenoffen möglich; vgl. 
N.1,2 zu $ 61. 

2. Die Vorſchriften des $ 472 gelten ſowohl für die Fälle, in welchen bas ftreitige 
Rechtsverhältnis allen Streitgenofjen gegenüber nur einheitlich feitgeitellt werden kann 
(1. N. 3 Adazu$ 62), ala auch für die Fälle der ſog. notwendigen Streitgenoffenichaft 
(ſ. N. 3 Ad b zu $ 62), immer unter ber Borausiegung, daß die Thatjache, über welche der 
Eid zur oder zurüdgeichoben wird, für das nur einheitlich feitzuftellende Rechtsverhältnis 
(im Gegenfage zu der jog. Aktiv» oder Paffivlegitimation!) von Einfluß ift. Zwar fcheint 
ber Wortlaut bes $ 472 nur die in ber erſten Alternative des $ 62 angeführten Fälle 
zu treffen; aber in allen Fällen der fog. notwendigen Streitgenofjenichaft Handelt es ſich 
um einheitlich feftzuftellende Rechtsverhältniſſe. [Bal. Gaupp (9) R. I, Peterien (5) 
N.1, v. Amelunren Notw. Streitgenofj. S. 58, Hadenburg ©. 99, Kiſch S. 99. — AM.: 
Struckm. Koch (8) N. 1, Wah Hr. VISchr. XIV ©. 348. Nah Wilm. Leoy (TIN. 1 zu 
5 434 alt und MWacenfeld S. 149 f. foll $ 472 in allen Fällen von Streitgenofjen- 
ſchaft gelten.) 

In ben Prozeffen einer offenen Hanbelögefellihaft muß der Eid allen zur Ver— 
tretung der Gejellichaft berechtigten Gefellichaftern zu» und zurüdgeichoben werden. Hierfür 
ift es gleichgültig, ob man die Gefellfchafter oder die Geſellſchaft als Prozeßpartei betrachtet; 
denn entweder fommen die Gejfellichafter als Streitgenoffen ober fie fommen alö mehrere 
gelekliche Vertreter der Gejellfhaft in Betracht, auf die gemäß $ 474 der $ 472 wieder 
anwendbar wäre. Einem von ber Vertretung ausgeſchloſſenen Geiellichafter fannı fein Eid 
zu» oder zurüdgeichoben werden, weil bie Leiftung eines Parteieids ein Alt der Prozeß— 
führung ift, welche den von der Vertretung ausgeſchloſſenen Gefellichaftern nicht zufteht. Ent— 
ſprechend verhält es fich mit der Zuichiebung des Eides an die perfönlich haftenden Gejell- 
Ichafter einer Kommanbditgeiellihaft und einer Kommanditgeielihaft auf Aktien. [Bal. 
Strudm. Koch (7) N. 1 Abi. 2 zu $ 474, Wilm. Levy (7) N. 1 zu 8435 alt, Gaupp (9) 
N. II zu 8473, N. I zu 8474, Peterien (5) N. 12 zu $445, N. 2 zu $472, N. 4 zu $474, 
Makower Komm. 3. HGB. (12) N. II litt. d zu $124, Staub Komm, 5. HGB. (8) Anm. 12 zu 
5124, Anm.6 zu $ 126, Renaud Das Recht der Komm.Gei. S.380, Behrend Lehrb. d. HM. I 
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574 bei N. 7 S. 526, Eccius Ztihr. f.d.g.HR.XNXTI S. 17, Thiele Arc. f.c. Pr. XXXII 
©. 61, Dentichr. 3. Entw. e. HGB. (1898) ©. 92 f., ROHG. 3. Febr. 1876 Entih. XXI 
Nr.110 ©. 343 ff. (vgl. a. Entid. VI Nr.21 S. 111, X Nr. 75 ©. 335, RG. 11. Febr. 1882 
SA. XXXV Nr. 231, 29. März 1884 IW. S.171f. Nr.14, 9. Juni 1885 Entſch. XIV 
Nr.5 5.20 (beiläufig), 10. Oft. 1903 Beitr. 3. E.d. DR. XLVITIS.100). — AM.: Keyßner 
Ztſchr. f. d. g. HR. X ©. 374, Thöl HR. (6) IS 96 Ziff. 3 S. 329, Voigtel Centr. Org. NF. V 
&.356 (mo aud) die frühere Rechtſprechung verzeichnet ift), Wach Handb. IS. 531 und Ztichr. 
f. d. EPr. IX ©. 433 ff., Pland Lehrb. 1 S.211 N. 12, Gierfe Genoffenichaftstheorie S. 600, 
SA. XI Nr. 196, XVII Nr. 99, XXVI Nr. 291, XXVII Nr. 168, XXXV Nr. 239, 
XXXIX Nr. 122.) Nm Nechtsftreite der Gefellihaft mit einem Gefellichafter ift dieſer 
nur alö Gegner der Gefellichaft ſchwurpflichtig, weil er in biefem Prozeffe die Gefellichaft 
nicht vertreten fann [OLG. Celle SU. XLVIII Rr. 51]. Schwurpflichtig find bie Gefell- 
ichafter, welde im Zeitpunkte der Eibesleiftung zur Geichäftsführung berechtigte 
Gejellichafter find. [Vgl. Behrend a.a.D. S. 526 0.7, Renaud a. a.O. S. 381, Gierke a. a. O. 
&.599, ROHG. 28. Yan. 1873 Entſch. IX Nr. 5 ©. 18. 3. Mai 1875 XVI Nr. 100 ©. 396, 
26. Juni 1886 XX Nr. 54 ©. 181, RG. 29. März 1884 IW. ©. 171 ff., 9. Juni 1885 
Entich. XIV Nr.5 S. 20, OLG, Dresden Arc. f. c. Pr. LXIX ©. 453 f.) Beim Ausſcheiden 
eines ſchwurpflichtigen Gefellichafters findet $ 471 Anwendung (vgl. NR. 2 litt. be zu $471); 
bei Eintritt eines neuen Gejellichafters fann eine Ergänzung des den Eid auferlegenden 
Beweisbeichluffes oder Urteils ftattfinden. Der Eid fann dem Geſellſchafter nicht bloß 
über eigene Handlungen und Wahrnehmungen, fondern auch über Handlungen und Wahr- 
nehmungen eines anderen Geſellſchafters zugeichoben werden, der als Vertreter oder als 
früherer Vertreter der Gejellichaft in Betracht fommt. [So aud Gierfe a. a. O. S. 599 
N.3, ROHG. 10. Mai 1872 Entſch. VINrL.21 ©. 109 ff., 21. Juni 1873 X Nr. 75 ©. 334 ff, 
NG. 2. Mai 1883 Entſch. XII NL.3 S.13. — AM.: OLG. Kiel SA. XL Nr. 221.] Im 
Stadium der Liquidation einer offenen Hanbelögefellichaft find die Liquidatoren und nur 
fie zur Führung der Geſellſchaftsprozeſſe berechtigt (HGB. $ 149 Sa 2); daher find fie 
und fie allein eidespflihtig. [Bal. Thöl HR. (6) 1899 Ziff. II ©. 337, ROHG. 25. Juni 
1873 Entſch. X Nr. 80 ©. 356 ff., 16. Ian. 1874 XII Nr. 70 S. 215 fi., 17. Febr. 1877 
XXI Rt. 124 ©. 389 ff., 30. März 1878 XXIII Rr. 103 ©. 311f., RG. 11. Fehr. 1880 
EU. XXNXV Nr. 231, 29. März 1884 IW. ©. 171ff. — AM.: Gierfe Genofjenichaftstheorie 
S. 601, Wach Ztſchr. f. d. CPr. IX ©. 461 ff.] 

3. Für die in N. 2 erörterten Fälle gelten folgende Vorichriften: 

a) Der Eid muß von allen Streitgenoffen zugeichoben werden. 

b) Der Eid muß allen Streitgenofjen zugeichoben werben, ſoweit dies nad) $ 445 
zuläffig ift. 

c) Der Eid muß von allen Streitgenofjen zurüdgeichoben werden; auch diejenigen 
Streitgenoffen, welchen der Eid nicht zugeichoben zu werben brauchte, müflen in die Zurück— 
fchiebungserflärung einftimmen. 

d) Der Eid muß allen Streitgenofien zurüdgeichoben werben, ſoweit dies mit Rück— 
fiht auf 88 445, 448 zuläffig ift. 

Ad litt. a bis d: Jede diefen Sätzen nicht entiprechende Zuſchiebung oder Zurüdichiebung 

it unwirkſam. 

e) Der Eid mu von allen Streitgenoffen angenommen werden, denen er zugeichoben 
it. Streitgenoffen, denen der Eid nad) $ 445 nicht zuzufchieben ift, brauchen der An« 
nahme nicht zuguftimmen und fönnen ihr nicht wiberjprechen. Wird ber Eid nur von 
einem Zeile der Streitgenofien angenommen, von anderen aber verweigert oder (ungültiger- 
weile!) zurüdgeichoben, fo fann das Gericht den Annehmenden den Eib auferlegen, wenn 
ed die Eibdesleiftung noch für erheblich erachtet; es hat aber aud noch nach der Eides— 
leiftung freie Beweiswürdigung. 

f) Bei Eibesverweigerung eines Teiles von mehreren ſchwurpflichtigen Streit« 
genofien finden die Beweisregeln ber $$ 463, 464 feine Anwendung; es greift Freiheit 
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ber Beweiswürdigung Pla. Wirb ber Eib durch bedingtes Enburteil auferlegt, jo iſt 
es nicht wohl möglich, die Folgen der verichiedenen Eventualitäten vorauszuberechnen. 
Der Borfchrift des $ 462 Abf. 1 ift genügt, wenn die Folgen ber Leiftung unb die der 
Nichtleiftung durch alle Schwurpflichtigen feftgeftellt werben. — Steht die Eidesverweigerung 
eines Teiles von mehreren ſchwurpflichtigen Streitgenofien feſt, jo braucht das Gericht die 
übrigen nicht mehr zu beeidigen; denn, auch wenn die übrigen ſchwören, jo hat bas Ge» 
richt doch die freie Beweiswürdigung; es fann alfo ben Eid der übrigen ſchon im voraus 
für unerheblich erklären. 

g) Leiften alle jchwurpflichtigen Streitgenoffen den Eid, fo tritt die Wirkung bes 
$ 463 ein, auch wenn die Schwurpflichtigen nur ein Zeil der Streitgenofjen find. 

h) Verweigern alle jhmwurpflidtigen Streitgenoffen den Eid, To ift zu unter» 
icheiden: war ber Eid allen Streitgenoffen auferlegt, dann tritt die Wirkung bes $ 464 
ein; traf die Schwurpflidt nur einen Zeil der Streitgenofjen, dann tritt die Freiheit 
der Beweiswürdigung ein (KPr. ©. 180). 

i) Stirbt ein fchwurpflichtiger Streitgenofje, nachdem der andere den Eid geleiftet 
bat, jo fönnen die Parteien in Anfehung der unter Eid geftellten Behauptung wieder alle 
Rechte geltend machen (arg. $ 471, vgl. N. 3 Abi. 1 zu $ 470); das Gericht kann aber 
auf Grund der Eidesleiftung die Wahrheit der beichiworenen Thatfache annehmen [RG. 
17. Febr. 1894 Entſch. XXX Nr. 120 ©. 426). 

4, Wegen Anwendung bes $ 472 auf den Nebenintervenienten des 869 ſ. N. 3 
litt. d zu $ 69. 

$. 473.* (435.) 

Iſt eine Partei nicht progehfähig, jo ift die Zujchiebung oder Zurück— 
ichiebung des Eides nur an ihren gejeglichen Vertreter und nur injoweit zu: 
läſſig, als die vertretene Partei, wenn fie den Prozeß in Perfon führte, oder 
der Vertreter, wenn er jelbit Partei wäre, diejelbe zulaſſen müßte. 

Minderjährigen, welche das jechzehnte Lebensjahr vollendet haben, ſowie 
Volljährigen, welche wegen Geiftesjchtwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht 
entmündigt find, kann über Thatfachen, die in Handlungen derjelben bejtehen 
oder Gegenjtand ihrer Wahrnehmung gewejen find, der Eid zugejchoben oder 
zurücgejchoben werden, jofern dies von dem Gericht auf Antrag des Gegners 
nach den Umftänden des Falles für zuläffig erflärt wird. Das Gleiche gilt 
von einer prozehfähigen Partei, die in dem Nechtsjtreite durch einen Pfleger 
vertreten wird, 

Auf Volljährige, welche unter vorläufige Vormundſchaft geſtellt find, 
finden in Betreff der Zufchiebung oder Zurüdjchtiebung des Eides diejenigen 
Vorſchriften Anwendung, welche nach Abj. 1, 2 bei eingetretener Entmündi— 
gung gelten. 

HE. aͤ⸗ 409 f., 412, HP. 2828 ff., 5783, NE. 88 631 f., RP. 993 f., 1011, 1014, 1041 ff., E. I 8 398, 


IT $ 411, E. III 8 417, M. 286, KR. 180, Begr. d. 1. €, e. BGB. I 151 f., IV 858, VI 
664 ff., Bear. d. Nov. v. 1898 ©. 117, 


1. Zu Abf. 1: a) Wegen Prozehfähigfeit ſ. $$ 51 bis 55. — Überficht der Prozeß: 
unfähigen ſ. R.2 Ziff. I zu $$51, 52, S. 80. Bei teilweifer Prozehfähigkeit ſ. R.2 Ziff. I 
zu $$ 51, 52, ©. 80 f.) ift die für den fonfreten Prozeb prozeßfähige Perſon auch eides— 
fähig. — Das Geſetz enthält feine Vorfchrift über Eidesunfähigkeit wegen Berjtandes- 
ſchwäche oder fehlender Verftandesreife, geht vielmehr davon aus, daß wer prozehfähig 
auch eidesfähig ift (Mot. z. E. III S. 286). — Über den Begriff „geießliche Vertreter” j. 
N. 3 bis 5 zu $$51, 52. Die Vorjchrift des $ 473 Abſ. 1 ift auch auf die Organe jurifti« 
icher Perfonen und Gemeinichaften anzuwenden, obwohl diefe Parteien nicht progehunfähig 
find (vgl. N. 4 zu $$ 51, 52); ebenfo auf die in N. 5 zu 88 51, 52 bezeichneten gejeglichen 
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Vertreter einer Partei, die zwar prozekfähig, aber nicht zur Führung des konkreten Pro— 
zefles befugt iſt. 

b) Dem gefetlichen Vertreter kann der Eid zugefchoben und mit der Maßgabe bes 
$ 448 Abi. 2 zurüdgeihoben werben: «) über jeine eigenen Handlungen und Wahr: 
nehmungen [vgl. RG. 15. Dez. 1885 Entſch. XV Nr. 73 ©. 304, wo die Zuſchiebung des 
Eides über die exc. plurium concumbentium an die ald Vormünderin des unehelichen 
Kindes Hagende Mutter für zuläffig erflärt wird; ferner RG. 3. Juli 1888 XXI Nr. 32 
S. 182, wo die Eibeszufhiebung an den als Vertreter des minberjähriger Sohnes prozef- 
fierenden Water darüber, dab er bem Verlöbniffe des Sohnes nicht zuftimmte, zugelaflen 
wurde]; 3) über Handlungen und Wahrnehmungen feiner Rechtsvorgänger in der Ver: 
treterjtellung (3. B. bes früheren Vormundes, des früheren Gefellihaftsvorftandes) und 
feiner Vertreter im Sinne des $ 445 (ngl.N.2 Ad b litt. 3 zu $ 445); y) über eigene 
Dandlungen und Wahrnehmungen ber vertretenen Partei, 3.8. dem Vormund über Hand— 
lungen und Wahrnehmungen des Münbels ohne Rückſicht darauf, ob dieſe in die Zeit 
ber Vormundſchaft fallen; d) über Handlungen und Wahrnehmungen ber Rechtsporgänger 
und ber Pertreter der vertretenen Partei. Daher kann 3. B. dem Vormunde der Eid 
zugeihoben werben über eine an ben Erblaffer feines Mündels geleiftete Zahlung. In 
dem Falle ber litt. « hat der gefegliche Vertreter den Wahrbeitseid, ſonſt hat er den 
Überzeugungseid ($ 459 Abf. 3) zu leiften. 

2. Zu Abi. 2, 3: a) Nah der CPrO. v. 1877 konnte unter den in Abſ. 2 bezeich- 
neten Umftänden einem Minderjährigen, ber das jechzehnte Lebensjahr zurüdgelegt hat, 
und einem wegen Verfhwendung Entmündigten der Eid zus ober zurüdgeichoben werden. 
Die Nov. v. 1898 erjtredte diefe Möglichkeit auf den Volljährigen, welcher wegen Geiſtes— 
ſchwäche oder Trunkſucht entmündigt ift (vgl. BGB. $ 6), auf die durch einen Pfleger im 
Prozeffe vertretene prozekfähige Partei (vgl. $ 53 nebjt den Erläuterungen) und auf ben 
Volljährigen, welcher deswegen unter vorläufige Vormundichaft (vgl. BGB. $ 1906) ge- 
ftellt wurde, weil die Entmündigung wegen Geiftesfhwäche, Verſchwendung oder Trunk— 
fucht beantragt ift. Die Gründe, welche dazu führen, die Eideszuſchiebung x. an Mtinder- 
jährige und Verichwender zu ermöglichen, treffen auch bei den anderen genannten Perionen 
zu. Einer Partei, die deswegen unter vorläufige Vormundſchaft geftellt ift, weil die Ent- 
mündigung wegen Geiftesfranfheit beantragt ift, fann unter feinen Umftänden der Eib 
zu» oder zurüdgeichoben werben, weil mit der Möglichkeit zu rechnen ift, daß die Be— 
treffende in ber That geiftesfranf ift (Begr. d. Nov. ©. 117). 

b) In den Mot. 3. €. III &.286 Heißt es: 

„Es wird dem verftändigen Ermejlen des Gerichts überlafjen bleiben können, ob mit 
Rüdjicht auf die beionderen Berhältnifie des Falles die Eidesleiftung durch den Minderjährigen 
und Verſchwender für unbedenflid und zugleich für angemefjener zu erachten ift, ala die Eides— 
leiftung durch den gejeglihen Vertreter, 3.8. wenn der Minderjährige den Wahrheitseid, defien 
Bormund aber nur den Ueberzeugungseid über eine Handlung des erfteren zu jchwören hat.“ 

Nah dem amtlichen Drudfehlerverzeichnifie find die Worte „und zugleih für an— 
gemefjener“ und „als die — zu ſchwören hat“ zu ftreichen. Daraufhin behauptet v. Bülow 
Beitr. z. E. d. DR. XXIII S. 286 ff. und Komm. (2) N. 3 zu $435 alt, das Gericht habe 
nur die Zuläffigfeit der Eideszuſchiebung mit Rüdjiht auf die Perfönlichfeit des Minder— 
jährigen zc. zu prüfen, bei Bejahung der Zuläffigfeit aber nicht weiter die Angemeſſenheit 
zu unterfuchen. Aber die Worte „nach den Umftänden bes Falles" vertragen dieſe be— 
ichränfende Auslegung nicht. [Vgl. Strudm. Koch (8) N. 4, Wilm. Levy (7) N. 3 zu 8 435 
alt, Gaupp (9) N. III Abſ. 1, Peterfen (5) N. 5, Brettner Beitr. 3. E. d. DR. XXV S. 323.] 

c) Der Antrag fann in der mündlichen Verhandlung bis zum Schluffe ber Ver: 
handlung, auf welche das Urteil ergeht, geftellt werden. Zwiſchenurteil ift möglich, nicht 
notwendig. Der Antrag ift ala neue Bemweisantretung auch in zweiter Inſtanz möglich 
($ 529 Abf. 1). 

d) Keine Anwendung finden die Vorfchriften des $ 473 Ab. 2, 3 auf die Prozeſſe, 
welche der Nachlakvermwalter, der Tejtamentsvollftreder oder der Zwangsverwalter führt; 
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denn, wenn auch in diefen Fällen eine he Vertretung anzunehmen ift (vgl. N. 2 zur 
Überfchr. d. 2. Abfchnitts d. 1. Buches ©. 71f., N. 5 zu $$ 50, 51), fo kann doch hier dem 
Dertretenen fein Eid zu⸗- oder zurüdgef oben werden, weil ihm perfönlich die Prozeß— 
führungsbefugnis entzogen iſt. Ebenfowenig fann in Prozefien des Konfursverwalters dem 
Gemeinfhuldner der Eib zu» oder zurüdgeichoben werben. Die Anwendung bes Abi. 2 
bes 8 473 auf den Gemeinſchuldner ift ausgefchloffen, weil der Gemeinichuldner nicht 
prozehunfäbig (vgl. R.7 Ziff. II zu $$ 51, 52 ©. 86) und ber Konkursverwalter nicht beifen 
Dertreter ift (vgl. N. 2 litt.a vor $50 ©. 71); aber aud), wenn man den Verwalter als 
Vertreter des Gemeinichuldnerd zu betrachten hätte, müßte man die Zuläffigfeit einer 
Eideszufchiebung an den Gemeinichuldner verneinen, weil der Gemeinichuldner nad) der 
herrſchenden und richtigen Anficht in den Prozeffen des Konkursverwalters zeugnisfähig ift 
(vgl. NR. 2 vor $ 373). [Im Ergebnis ebenſo: Strudm. Koch (8) N. 4, Gaupp (9) N. IV, 
Beterjen (5) N. 7, Fitting Konk. Pr. (3) $7 N. 5, Daeger Komm. 3. KO. (4) Anm. 32 zu 
86; vgl. a. RG. Entich. XIX Nr.10 &.30. — AM.: A. S. Schule D. Konk. Pr. Recht 
©. 96 f., Peterfen-Stleinfeler Komm. z. KO. (4) N. 8 zu 88 10, 11, Peterjen Ztichr. f. d. CPr. 
IX ©. 63.] 

3. Entiprechende Anwendung findet $ 473 auf den richterlichen Eib ($ 477 val. 
M.1 litt. e dazu) und auf ben Editionseid ($ 4283 Abi. 3). Der Offenbarungseid ift von 
dem geleßlichen Vertreter der prozeßunfähigen Partei zu leiſten; Abſ. 2 des $ 473 iſt 
nicht anwendbar; vgl. N. 5 zu $ 807. 


s. 474. (436.) 
Sind mehrere gejegliche Vertreter vorhanden, jo finden die Vorfchriften 
des $. 472 entiprechende Anwendung. Betrifft der Eid die eigenen Hand» 
lungen oder Wahrnehmungen nur einiger oder eines der Vertreter, jo ift er 


bon den übrigen nicht zu leiften. 
HE. 2,40, HB. 2830 #i., 5788 f., NE. $ 631, NP. 1046, €. 18 398, E. Ung 412, E. II als, 
PB. 180. 


Der $ 474 findet ſowohl Anwendung auf die gemeinfchaftliche (Stollektiv-) Ver— 
tretung durch mehrere Perjonen, 3. B. auf die Vertretung der Aftiengefellichaft durch die 
Mitglieder des Vorftandes, als auch auf eine Mehrheit gefeglicher Wertreter, von denen 
jeder zur ſelbſtändigen Vertretung befugt iſt, z. B. Mitvormünder. Der Eid muß ben 
jämtlihen Vertretern zur und zurüdgeichoben werben, auch wenn nur einer der zur jelb- 
ftändigen Vertretung befugten den Prozeß führt. Nur, wenn die zu beichwörende That- 
ſache bloß für einige oder einen der Vertreter ein factum proprium (vgl. N. 2 litt. ba 
au $ 473), für Die anderen aber ein factum alienum (vgl. N. 2 litt. b 3, y, d zu 8 473) 
ift, fann der Eid von den anderen nicht geforbert werben. 

Im Übrigen findet N. 3 zu $ 472 entfprechende Anwendung. 

475. (437.) 

Iſt das Ergebnig der Verhandlungen und einer etwaigen Beweisauf: 
nahme nicht ausreichend, um die Weberzeugung des Gericht von der Wahr: 
beit oder Unmwahrheit der zu erweifenden Thatjache zu begründen, jo kann das 
Gericht der einen oder der anderen Partei über eine ftreitige Thatfache einen 
Eid auferlegen. 


DE. 7 SP. 2956 fi., 5825, NE. 8 683, NE. 1090, €. 1839, E. 15 413, E. IIT$ 419, 
86 f., SB. 180 ff., 551 ff., 693 f., 168. Sig. ©. 4 ff. 


1. Sin u; Motiven zu Entw. III ©. 286 f. ift zu $ 419 d. Entw. — 475 d. 
Gef. bemerft: 

„Nach gemeinem Prozeßrechte dient der richterliche Eid zur Ergänzung oder zur Be- 
feitigung ber Ergebnifje eines unvollftändigen Beweijes; die Auferlegung des richterlichen 
Eides jegt voraus, daß eine Beweisführung erfolgt ift. Diefe Auffafjung, welche auch den 
neueren deutichen Prozeßgefetzen und Entwürfen — mit Ausnahme des nordd. Entw. $ 633 — 
zu Grunde liegt, ift Durch die Annahme des Grundiaßes der freien richterlichen Beweiswürdigung 
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unbaltbar geworben. Denn, fonjequent durchgeführt, fordert diejer Grundjaß, daß dem Richter 
die Befugniß ertheilt werde, ohne borgängige Bemweisaufnahme, jhon auf Grund der 
vor ihm ftattgehabten Verhandlungen einen Eid aufzuerlegen [vgl. jegt aud NG. 13. Juli 1888 
SA. XLIX Nr. 64]; fordert ferner, dab, wenn das Ergebnii der Verhandlungen und einer 
etwaigen Beweisaufnahme nicht ausreicht, die Ueberzeugung des Gericht? von der Wahrheit 
oder Unmwahrheit der zu erweiſenden Thatſache zu begründen, dem freien richterlihen Ermeſſen 
überlafjen werde, zu beftimmen, weldher Partei und über welche ftreitige Thatiache der 
Eid aufzuerlegen jei. Dem entiprechend ift die Vorichrift des nordd. Entw. $ 633 formulirt. 
Der Entwurf hat ſich diefer Vorjchrift im $ 419 [d. Entw. — 475 d. Gef.) angejchlofien.” 

Der richterliche Eid ift nicht, wie der zu= oder zurüdgefchobene Eid, ein fjubfidiäres 
Beweismittel, das erft nad Erledigung der anderen Beweismittel in Betracht kommt. 
Vielmehr fann das Gericht mit Hinwegiegung über das Angebot anderer Beweismittel 
einen richterlichen Eid auferlegen, wenn es nach Lage der Umſtände glaubt, aus dem 
richterlichen Eide die Überzeugung von der Wahrheit oder von der Unwahrheit der ftrei« 
tigen Thatſachenbehauptung gewinnen zu können. [Bgl. RG. 9. Juni 1894 SW. L Nr. 56, 
20. Apr. 1895 Entſch. XXXV Nr. 24 S. 111f., 25. Apr. 1902 IW. ©. 313 Nr. 18, 6. Jan. 
1906 IW. ©. 115f. Nr. 18, 26. Mai 1906 Beitr, 3. €. d. DR.L S. 947 ff. Nah RG. 
7. Juli 1904 IW. ©. 494 f. Nr. 22 ift die Auferlegung eines richterlichen Eides unter 
Ablehnung eines angebotenen Zeugenbeweifes nur zuläffig, wenn das Gericht Gründe dafür 
angiebt, warum auf die Ausfage bed Zeugen, auch wenn biefer das Beweisthema beftätigen 
würde, nichts anfäme. Nah RG. 27. Oft. 1904 IW. 1905 ©. 26 f. Nr. 34 darf nicht 
unter Ablehnung eines Beweiſes über die Unglaubwürdigfeit bes Gegners dieſem ein richter- 
licher Eid auferlegt werden, ohne daß das Gericht ſich über die Wahrheit oder Unmahrheit 
der Hilfsthatſache bereits aus anderen Gründen eine vollftändige Überzeugung gebildet 
bat.] In der IK. d. RT. war beichloffen worden, den richterlichen Eid zu einem ſub— 
fibiären Beweismittel zu machen. Dieſe Änderung wurde jedoch aufgegeben, nachdem ber 
Bundesrat den Beihluß als mit $286 unvereinbar beanftanbet hatte (f. die ob, cit. Prot.). 
Das Gericht kann insbefondere auch, wenn ein Eid zus oder zurüdgeichoben ift, einen 
richterlichen Eid auferlegen. Der zugefchobene wie der zurüdgeichobene Eid tritt vor dem 
richterlichen Eide zurüd (vgl. N. 2 litt.c Abf. 2 zu $453; Mot. z. E. III ©. 287]. In thesi 
dürfte eigentlich das Gericht, wenn die Vorausfeßungen des richterlichen Eides vorliegen, 
gar nicht auf einen zu= ober zurüdgefchobenen Eid erfennen [vgl. Wach Kr. VISchr. XV 
©. 343]; das ift aber in praxi deswegen nicht bebeutjam, weil das Gericht vermöge der 
freien Bemweiswürdigung e3 in ber Hand hat, das Vorhandenfein eines ihm zur Auflage 
des richterlichen Eibes genügenden unvollitändigen Beweisergebniffes zu verneinen. Immerhin 
ſetzt die Auflage eines richterlichen Eides voraus, dab, fei es aus ber Verhandlung, ſei 
es aus einer etwaigen Beweisaufnahme, irgend ein „Ergebnis" vorliegt, das für die 
Überzeugung des Gerichts von der Wahrheit oder Unmwahrbeit einer Thatſache zwar einiger» 
maßen bedeutſam, aber doh „nicht ausreihend“ ift, alſo ein unvollftändiger 
Beweis oder unvollitändiger Gegenbeweis [vgl. Strudm. Koch (8) N. 1, Gaupp (9) 
N.II, RG. 3. Yan. 1884 IW. ©. 46 Nr. 17; — aM.: RG. 20. Apr. 1895 Entich. XXXV 
Nr.24 S.110, bay. ob LG. SA. LIX Nr. 47]. Die Gründe, welche für bie richterliche 
Überzeugung von dem Vorhandenjein eines folchen Ergebniffes leitend gewefen find, find 
nad) $ 286 Abi. 1 in dem Urteil anzugeben; darin liegt eine gewiffe Garantie gegen den 
Mißbrauch der Freiheit des richterlichen Ermeffens hinfichtlich der Eidesauflage. 


2. Die Beweislaft ift auch bei ber Auferlegung eines richterlichen Eides zu berüd- 
fihtigen. Darım kann von einem richterlihen Eide nicht die Rede fein, wenn zu Gunften 
bes Beweispflichtigen fein Beweis, wohl aber einiger Beweis zu Gunften des Gegners 
erbradt und nicht der Haupteid von bem Beweispflidhtigen dem Gegner zu— 
geihoben iſt. Der Gegner des Beweispflichtigen kann nicht dadurch, daß er einigen 
Gegenbeweis Liefert, fchlechter geftellt werben, ala wenn er feinen Gegenbeweis geliefert 
hätte. In dem einen wie in dem anderen alle ift zu Ungunften des Beweispflichtigen 
zu enticheiden. Gleihmwie in dieſem Falle die Unwahrheit der Behauptung des Beweis- 
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pflichtigen anzunehmen ift, jo ift auch in jenem nach der Regel „actore non probante 
reus absolvitur‘ zu verfahren. Iſt Dagegen der Haupteid zuläfliger Weiie zu— 
geihoben, dann kann das Gericht allerdings, wenn einiger Gegenbeweis erbracht ift, zu 
einem richterlichen Eide greifen; und zwar hat es freie Wahl zwiſchen der Auferlegung 
bes richterlichen Eides an den Beweispflichtigen (iur. purgatorium zum Gegenbeweis) oder 
an den Gegner (iur. suppletorium zum Gegenbeweis), kann alfo in diefem Fall auch zur 
Beieitigung oder Ergänzung eines Gegenbemweifes auf richterlihen Eid erfennen. Nun 
heißt es in ben Mot. z. E. III ©. 287: 

„Der richterliche Eid ift feinem Zwecke nach derjenigen Partei aufzuerlegen, durch deren 
eidliche Verfiherung der Richter die ihm noch fehlende Ueberzeugung von der Wahrheit oder 
Unmahrheit der beftrittenen Thatjadhe zu geivinnen vermag. Darauf, ob dieje Partei die 
beweispflichtige ift oder nicht, fann es nicht anlommen. Eine Beſchränkung des richterlichen 
Eides aus Rückſicht auf die Beweispflicht — der Ausichluß desfelben, wenn er nicht der beweis— 
pflihtigen Partei auferlegt werden fann, würbe von dem Standpunkte des Gejeges aus nicht 
zu rechtfertigen ſein.“ 
und S. 202 ber Motive ift bemerkt, daß eine Entjcheidung über die Beweislaft nicht 
erforderlich fei, wenn foviel erwieſen fei, dab das Gericht zur Auferlegung eines richter- 
lichen Eides gelange; denn die Entſcheidung darüber, wem ein richterlicher Eid aufzuerlegen 
fei, fei von der Beantwortung der Frage, wer zu beweifen babe, unabhängig. Ob die 
Verfaſſer der Motive in der That die Anficht vertreten wollten, daß das Gericht, auch 
wenn ber Haupteid nicht zugeichoben ift und der Gegner bes Beweispflichtigen einigen 
Gegenbeweis erbracht hat, zur Auferlegung des richterlichen Eides fchreiten fünne, mag 
dahingeftellt bleiben. Notwendig ift es nicht, die citierte Hußerung in diefem Sinne zu 
verftehen; vielmehr ift wahricheinfich, daß die Verfaffer nur den regelmäßigen Fall vor 
Augen hatten, in welchem der Beweispflichtige eventuell den Haupteid zugejchoben hat, 
und daß fie nur jagen wollten, in dieſem falle habe das Gericht zwiſchen Auflage 
des Eides an den Bemweispflichtigen oder an befjen Gegner — in ber Sprache bes früheren 
Prozebrechts geiprochen: zwifchen iuramentum suppletorium und purgatorium — bie 
Wahl, was hervorzuheben mit Nücficht auf die gegenteiligen Beitimmungen in Code civ. 
art. 1366, 1367, bay. PrO. Art. 469 und auf hannov. Prot. VIII S. 2986 ff. keineswegs 
überflüffig erſchien. Welches aber auch die Anficht der Verfaſſer der Motive geweſen fein 
mag, der maßgebende Gejekeötert führt nicht zu der Annahme, dab der Richter bei Auf: 
erlegung des richterlichen Eides fich über die Regeln der Beweislaft und ber Logik hin— 
wegfegen dürfe. [Bal. Strudm. Koch (8) N. 1, Wilm. Levy (7) N. 1 zu $437 alt, Gaupp 
(9) N. II Abſ. 2, Peterjen (5) N.2 Abi. 2, Pland Lehrb. II S.329, Kühn Beitr. 3. E. d. DR. 
XXVI © 38 f., Wendt Arch. f. c. Pr. LXIN ©. 276f., RG. 24. Ott. 1885 SA. XLI 
Nr. 140, 25. Sept. 1902 IW. ©. 544 Nr. 4, bay. ob. LG. XL BU. f. RA. LIX ©. 374. 
Unridtig: Bolgiano Arc. f. c. Pr. LVIII ©. 276 ff, LIN ©. 212, Handb. ©. 510 ff., 
Ztſchr. f. d. CPr. II S. 101 ff., XI ©. 275ff.]. — Daß ein richterlicher Eid einer Partei 
und nicht dem Gegner auferlegt wird, kann nicht bamit begründet werben, daß dieſen bie 
BDemweislaft treffe [RG. 7. Juni 1888 Entich. XXI Nr. 71 ©. 371 ff., 8. Nov. 1888 Beitr. 
3. E. d. DR. XXXIII ©. 1174, 8. Juli 1892 IW. ©. 370 f. Nr. 5, 2. Apr. 1894 IM. 
S. 279 Nr. 7, 25. Sept. 1902 IW. ©. 544 Nr. 4, 5. Jan. 1905 IW. S. 153 Nr. 40]. 
— Bevor das Gericht zu Ungunften des Beweispflichtigen enticheidet, hat es zu erwägen, 
ob nicht ein richterlicher Eid aufzuerlegen fei. Auf die Gejeßesverlekung, welche dadurch 
begangen wird, daß diefe Erwägung unterblieb, kann die Nevifion geftügt werden [RG. 
26. Febr. 1906 IW. ©. 232 Nr. 17). 

3. Aus den Motiven zu Entw. III ©. 287: 

„Hat ein Beweisaufnahmeverfahren ftattgefunden, jo ift ber Richter bei Auferlegung 
eines richterlichen Eides nicht an diejenige Thattache gebunden, welche in dem Beweisbeichlufie 
enthalten ift; er kann die eibliche Erhärtung einer für den Bemweisjag nur mittelbar erheb- 
fihen Thatiache verlangen, wenn eben die Feſtſtellung dieſer Shatlache ihm die Möglichkeit 
gewährt, fich die Ueberzeugung von der Wahrheit oder Unmwahrheit der unmittelbar erheb- 
lihen Thatſache zu verihaffen (vgl. nordd. Prot. II ©. 1030).“ 
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4. Aus den Motiven zu Entw. III ©. 287: 

„Für den richterlichen Eid befteht die Beichränfung des $ 419 [— 445 d. Geſ. nicht. 
Dem Richter jteht es frei, wenn er das Glauben, das Nichtwiſſen oder das Nichtglauben einer 
Partei für die Erlangung der Meberzeugung von der Wahrheit oder Unwahrheit einer That- 
jache für erheblich erachtet, von dieſer Partei einen Eid in der Form des Weberzeugungseides 
zu fordern. Die Gründe für die a des Ignoranz- und Glaubenseides treffen nur 
die Eideszuichiebung (vgl. nordd. Brot. II ©. 1031).“ 

Dal. RG. 9. Febr. 1883 SU. XXXVIII Nr.356, 14. Yan. 1885 Entſch. XV Nr. 87 
©. 340, bay. ob. LG. BL. f. RA. LX ©. 277. 

Die Beichräntung auf „Thatſachen“ im Sinne der N. 1 zu $ 445 gilt aud für 
ben richterlihen Eid; Ausnahme: $ 287. Daß der richterliche Eid nur über die von ben 
Parteien behaupteten Thatſachen ftatthaft ift, folgt aus der Verhandlungsmarime [RG. 
23. Apr. 1883 Beitr. 3. E. d. DR. XXVIII ©. 1153]. 

5. In Entmündigungsprozeiien ift der richterliche Eid auögeichlofien ($ 670 Abi. 2); 
nicht in Eheſachen, nicht in den Statusprozeffen der $$ 640, 641, nicht in dem Verfahren 
über die von Amtswegen zu berüdfichtigenden Punkte (ſ. NR. 7 zu $288). [Bal. Birkmeyer 
Ztſchr. f. d. EPr. VII S. 412.] 

$. 476. (438.) 


Der richterliche Eid kann allen Streitgenoffen oder gejeglichen Vertretern, 
er fann einigen oder einem derjelben auferlegt werden. 

NE. 8 637, E. 1$ 400, E. II 8 dld, E. III 8 420, M. 287, SR. 182, 554. 

1. Die Vorichrift ift eine Folge der Auffaffung des richterlichen Eides als eines 
dem richterlichen Ermeffen freigegebenen Bemweisbehelfs. Die Vorichrift erftredt fich auch 
auf bie Streitgenofienichaft, bei welcher feine einheitliche Enticheidung erfolgen muß; denn, 
wie das Gericht in dieſen Fällen das Geftänbnis eines Streitgenofjen gegenüber dem anderen 
bei der Beweiswürdigung verwerten kann (ſ. R.2A litt.abisd zu $61), jo fann es auch die 
Enticheidung von ber Gibesleiftung oder »verweigerung bes einen Streitgenofien abhängig 
machen, wenn bie zu beichwörende Thatſache den mehreren Streitgenoffen gegenüber relevant 
it. Einen Fall der Anwendung bes $ 476 I. RG. Entih. XII S.10 ff. Hat das Gericht 
allen oder einigen Streitgenofjen den Eid auferlegt, jo ift in Ermangelung einer anderen 
Beitimmung anzunehmen, daß das Gegenteil der zu beſchwörenden Thatſache ala voll be= 
wielen gilt, wenn einer der Schwurpflichtigen den Eid verweigert [RG. 6. Nov. 1891 
SU. XLVII Nr. 241). 

2. Bei der Auferlegung des richterlichen Eides ift das Gericht nicht an die Vor— 
ichrift des $ 474 Sa 2 gebunden. Es fann aljo einem gefehlichen Vertreter den liber- 
zeugungseid über Handlungen oder Wahrnehmungen bes anderen auferlegen, 


$. 477. (439.) 

Die Beitimmungen der 88. 457—471, 473 finden auf den richterlichen 
Eid entiprechende Anwendung. 

Iſt der Schwurpflichtige wegen wifjentlicher Verlegung der Eidespflicht 
rechtskräftig verurtheilt, jo ift der Antrag des Gegners, den vichterlichen Eid 
zurüdzunehmen, gerechtfertigt, wenngleich der Gegner fchon vor der Auferlegung 
des Eides von diefer Derurtheilung Kenntniß gehabt hat. 

Der richterliche Eid wird durch bedingtes Urtheil auferlegt. 

NE. 8 635, WB. 1081, E. 18 401, €. IT 8 415, E. Un $ 421, M. 287, WE. 182 ff. 

1. Aus der entiprehenden Anwendung der $$ 457 bis 471, 473 ergeben fich 
folgende Sätze: 

a) Aus $$ 457, 470 in Verbindung mit $ 477 Abi. 2: Iſt der Schwurpflichtige 
wegen wiſſentlicher Verletzung der Eidespflicht rechtäfräftig verurteilt, jo fann der Gegner 
die Zurüdnabme des richterlichen Eides beantragen, auch wenn das bedingte Urteil ſchon 
rechtskräftig it. Es macht feinen Unterichied, ob der Gegner vor der Auferlegung des 
Eides von der Verurteilung Kenntnis hatte oder nicht. Sind die Vorausjegungen des 
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Antrags gegeben, jo tritt Inzidentreftitution gegen das bedingte Urteil ein; bie Verband: 
lung ift mit Beſchränkung auf die unter Eid geftellte Thatiache wieder zu eröffnen. Der 
Eintritt diefer Reftitution ift, wie im Falle des $ 457, unabhängig vom richterlichen 
Ermefjen. Aber das Gericht fann aufs neue auf einen richterlihen Eid erfennen und 
auch dem Verurteilten, welcher ja durch die Verurteilung nicht unfähig zum richterlichen 
Eide wird, benfelben Eid wie früher auflegen. Inſofern ift alſo das Gericht nicht ge» 
bunden, dem Antrag, auch wenn deffen Vorausjegungen vorliegen, Folge zu geben. Die 
Morte „jo ift der Antrag — gerechtfertigt” dürfen hieran nicht irre machen. Sie drüden 
nur aus, daß das frühere Urteil bejeitigt ift, ohne auszuſchließen, dab ein neues Urteil 
gleihen Inhalts erlaffen werde (KPr. ©. 182 f.). Auf das Verfahren finden die NN. 3, 4 
zu $ 470 entiprechende Anwendung. Nach Leiftung des Eides ift ber Antrag auf Zurüd» 
nahme des Urteils nicht mehr möglich. 

$ 458 bat feinen Bezug auf den richterlichen Eid. 

b) Aus $ 459: Der richterlihe Eid muß nach einer der Normen des $ 459 auf: 
erlegt werben. Über eigene Handlungen und Wahrnehmungen im Sinne des $ 445 fann 
der richterl. Eid, fomohl als Wahrheitseidb ($ 459 Abi. 1) wie ala Überzeugungseid ($ 459 
Abſ. 2 oder 3) auferlegt werben [RG. 29, Nov. 1901 IW. 1902 S. 21f. Nr. 19, Beitr. 
3. Ed. DR. XLVII S. 1170]. Über fremde Handlungen und Wahrnehmungen fann der 
richterl. Eid niemals als Wahrbeitseid, fondern nur ala Überzeugungseid ($ 459 Abi. 3) 
auferlegt werben. Das Geriht hat die Wahl zwiihen der Norm: „daß ber Schwur— 
pflichtige die Überzeugung erlangt habe“ und der Norm: „dab der Schwurpflichtige die 
Überzeugung nicht erlangt habe“, dab die Thatfache wahr oder unwahr ſei, ohme Rüdficht 
auf die Beweislaſt [RG. 5. März 1889 Entich. XXII Nr. 46 ©. 226]. 

ec) Aus $$ 460, 461 in Verbindung mit $ 477 Abi. 3: Der richterlihe Eid wird 
durch bedingtes Zwiichen oder Endurteil auferlegt. Nur in einem Verfahren, in dem 
fein Urteil vorkommt (vgl. N. 1 Satz 2 zu $ 460), kann die Leiftung eines richterlichen 
Eides durch Beſchluß angeordnet werden. — Die Eibesleiftung erfolgt erit nach Rechtäfraft 
des Urteils, aljo bei Zwifchenurteilen nad) Mabgabe des $ 461 Abi. 2 [RG. 7. März 1882 
SU. XXXVII Wr. 267). Im Smwiichenftreit unter den Parteien (über diefen Begriff 
ſ. N.3 zu $ 303) ift ein bebingtes Zwiichenurteil nah $ 461 Abi. 2 unzuläſſig, 
ein bedingtes Enbdburteil aber in Verbindung mit der bedingten GEnticheidung bes 
Zwifchenftreits unter Umftänden zwar möglich, aber von geringer praftiicher Bedeutung 
(j. N. 2 litt. b zu $ 461). 

d) Die 88 462 His 469, 471 paſſen ohne Änderung auf den richterlichen Eid. Über 
Anwendung beö $ 471 auf den richterlihen Eid vgl. RG. 6. Oft. 1882 SA. XXXIX Nr. 60. 

e) Zur Anwendung ber Abi. 2, 3 des $ 473 ift ein Parteiantrag nicht erforderlich. 

2. Der richterliche Eid unterfcheidet fih von dem zugeichobenen Eib in folgenden 
Punkten: a) Der richterlihe Eid fann auch über andere als bie in $ 445 bezeichneten 
Thatfahen auferlegt werben, aber nur über Thatſachen (vgl. N. 4 Abi. 3 zu $ 475); 
b) der richterliche Eid wird ohne Antrag auferlegt und fann nicht zurüdgeichoben werben; 
e) in ben Fällen des $ 461 ift fein Beweisbeſchluß zuläffig; d) an Stelle bes $ 472 
tritt ber $ 476. 


Elfter Titel. 
Berfahren bei der Abnahme von Eiden. 


„Die Vorſchriften der 88 478 bis 484 gelten jowohl für die Eide, melde die Parteien 
als zugejchobenen oder zurüdgeichobenen Eid, als richterlichen Eid, Editionseid, Offenbarungseid 
(88 807, 883, 899 ff.), als auch für diejenigen Eide, welche dritte Berjonen, Zeugen und Sadı- 
verftändige zu leiften haben.“ (Mot. z. E. III ©. 287.) 

Nah Fr6G.$ 15 Sak 1 finden die Vorfchriften der 88 478 bis 484 aud auf den 
nad den Vorjchriften jenes Gejekes $ 79, $ 83 Abi. 2, $ 163 zu leiftenden Offenbarungseid 
Anwendung. 
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8. 478. (440.) 


Der Eid muß don dem Schwurpflichtigen in Perſon geleijtet werden. 
DE, At SP BIP f., NE. $ 637, NE. 1014 f., E. 18 408, E. 11 5416, E. III 8422, M. 287 f., 
RE. 186 7. 


1. Die Ableiftung des Eides durch einen Bevollmächtigten, die unter gewiſſen 
Vorausfegungen im früheren gem. Recht und in Partitularrechten gejtattet war, ift be- 
feitigt. — $ 473 Abi. 1 enthält feine Ausnahme; denn ber gejeßliche Vertreter ift ſelbſt 
ſchwurpflichtig. 

2. Ausnahmen von $ 478 find nur zuläffig in Anſehung der im EG.$ 5 bezeich- 
neten Perfonen, nicht auch in Anfehung der vormals reichsſtändiſchen Familien (Pr. 3. 
CPrO. ©. 756 ff., KPr. 3. GBG. S. 133 ff., Sten. Ber..d. R. II. Leg. Per. 4. Seſſ. 1876 
B.1 ©. 891 Fi.) 


$. 479.* (441.) 


Das Prozeßgericht kann anordnen, daß die Eidesleiftung vor einem feiner 
Mitglieder oder vor einem anderen Gericht erfolge, wenn der Schwurpflichtige 
am Erjcheinen vor dem Prozeßgerichte verhindert ift oder in großer Entfernung 
von dem Site desjelben jich aufhält. 


Die Eidesleiftung der Landesherren und der Mitglieder der landesherr- 
lichen Familien jowie der Mitglieder der Fürftlichen Familie Hohenzollern 
erfolgt in der Wohnung derjelben vor einem Mitgliede des Prozeßgerichts oder 
vor einem anderen Gerichte. Das Gleiche gilt in Anfehung der Mitglieder 
des dvormaligen Hannoverjchen Königshaufes, des vormaligen Kurheſſiſchen und 
des vormaligen Herzoglich Naſſauiſchen Fürftenhaufes. 

de. gas, HR. 2859 ff., 5795, NE. 8 638, RR, 1014, E.1$408, €. I1$ 417, €. 111 8 498, 
288, KB. 187 f., Bear. b. Nov. v. 1898 S 

1. Zu Abi. 1: Regelmäßig erfolgt die Gibesteiftung vor dem Prozeßgerichte ($ 355 
Abi. 1 Satz 1). Wegen Verhinderung vgl. N. 4 zu $ 375, wegen großer Entfernung vgl. 
N.5 zu $ 375. — Der Schwurtermin ift an der Gerichtöftelle abzuhalten, wenn nicht 
eine ber in $ 219 vorgejehenen Ausnahmen Pla greift. 

2. Die Anordnung, daß die Eibesleiftung dor einem beauftragten oder erfuchten Gericht 
erfolgen fol, ift Beſchluß (45 355 Abſ. 2). Wird der Eid durch bedingtes Urteil auferlegt, jo 
gehört jene Anordnung nicht in das Urteil, ſondern ift erjt nach Rechtskraft des Urteils 
durch Beichluß zu treffen [ogl. Hergenhahn Ztichr. f. d. CPr. XV ©. 14, RG. 23. Oft. 1883 
Beitr. 3. E.d. DR. XXVIIIS. 1151]. Über das Erfordernis mündlicher Verhandlung vor 
dem —*8 ſ. N Lg. E. zu $ 355. Weiteres Verfahren ſ. $$ 361, 362. Entſpinnt ſich 
vor dem beauftr. oder erſ. Richter ein Zwiſchenſtreit, z. B. über Änderung ber Eibeönorm 
(8 469), fo ift nach $ 366 zu verfahren. Für den Eibestermin gelten die Vorjchriften 
der $$ 357, 367; vgl. N. 2 litt. b Sab 2 zu $ 367. 

3, Über Eidesleiftung im Auslande ſ. N. 2 litt. b zu $ 355; insbefondere über 
Abweichung von $ 481 bei der Eidesabnahme im Auslande |. N. 1 zu $ 369. 

4. Zu Abi. 2: Diefe Ausnahme gilt im ganzen Reich und fteht nicht im Ermeſſen 
des Gerichts. Inter dem „anderen Gericht“ ijt, wie in Abf. 1 des 8 355 und in $ 362 
Abſ. 1, $ 372 Abſ. 2, 8$ 375,434, das Amtögericht zu verftehen (vgl. N. 3 litt. b zu $ 355). 
Die in der JH.d. RT. von einem Reg.ftomm. geäußerte Anficht, auf Grund des $ 479 
Abi. 2 fünne angeordnet werden, daß die Eidesleiftung eines Landesherrn oder eines 
Standesherrn (!) auch bei einem höheren Gericht erfolge, ift unridtig. Daß nad EG, 
85 in Anfehung der Yandesherren und der dort genannten Perjonen die Vorichriften 
der CPrO. nur inſoweit Anwendung finden, als nicht Vorfchriften der Hausverfaffung 
oder der Landesgeſetze abweichende Beſtimmungen enthalten, ift eine Sache für fid. 
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8. 480, (442.) 
Vor der Leiſtung des Eides hat der Richter den Schwurpflichtigen in 


angemefiener Weife auf die Bedeutung des Eides hinzuweiſen. 
DE. $ 419, HE. 2863 f., 579, NE. $ 689, NP. 1015, E18 408, E. ITS Als, E. II z a9, 
AM. 288, ER. 188, 


1. „In angemessener Weife“ d. i. unter Berüdfihtigung des Bildungsjtandes 
und ber Perfönlichfeit des Schwurpflichtigen (Mot. 3. E. III ©. 288). 

2. „Bedeutung des Eides" d. i. nicht bloß des Schwörens, jondern aud des 
Schwurtbemas. Der Richter hat ſich durch Fragen darüber Gewißheit zu verſchaffen, 
daß die Eidesnorm richtig verjtanden wird (KPr. S. 188). 

3. Die Beiziehung von Geiitlichen zur Belehrung ift durch $ 480 ausgeſchloſſen. 
[Vgl. Strudm. Koch (8) N. 3, Wilm. Levy (7) N. 1 zu $ 442 alt, Gaupp (I) N. zu $ 480, 
Peterjen (5) N.2. — AM.: Endemann Il &.357, v. Kräwel Ztichr. f.d. EPr. IV S. 270.) 

4. Ein Sühneverſuch vor der Eidesabnahme ift nicht vorgeichrieben. 


8.481. (443.) 
Der Eid beginnt mit den Worten: 
»Ich jchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden« 
und jchließt mit den Morten: 
»So wahr mir Gott helfe«. 


ne NE. 8 640, NB. 1016, E. 18 405, E. II 8 419, E, III 8 425, M. 288, 
‚550 f., 554, 69 f., Sten. Reihst.Ber. 1876 5. 231 f., 839 ff. StrrO. 8 02. 


1. Durch : a die früher üblichen, dem religiöfen Belenntniffe des Schwur: 
pflichtigen Rechnung tragenden Eidesformeln, insbeiondere auch die jog. Judeneide, bejeitigt. 
Das konfeifionelle Element ganz aus der Eideöformel zu bejeitigen, wurden mehrfache Ver: 
fuche gemadit; vol. APr. S. 188, 189, 551, 554, 694 bis 698; Sten. Ber. d. Reichöt. II. Leg.⸗ 
Per. 4. Sefi. S. 231 ff., S. 889 ff. Alle Anträge wurden abgelehnt und babei die Un— 
abänderlichfeit der ‘Formel anerfannt. Die Erklärung des Schwurpflichtigen, nicht an 
einen perjönlichen Gott zu glauben, entbindet ihn nicht von ber Notmendigfeit, den Eid 
in der Formel des $ 481 zu leiften. Der Zeuge oder Sachverjtändige, welcher fich weigert, 
den Eid in bdiefer Formel zu fchwören, wirb nach 88 390, 409 bejtraft; die Partei ver- 
wirft die folgen der Eideöweigerung. Die Berufung auf ein Verfafjungsgejeß, das die 
Freiheit des religiöfen Belenntniffes garantiert, fann hieran nichts ändern. 

Eine Eibdesleiftung ohne die in $ 481 gebotenen Formelworte ift nichtig; Aus: 
nahme: $ 484. Dagegen wird bie Eidesleiftung nicht dadurd ungültig, dab außer den 
gebotenen Formelworten noch weitere fonfeffionelle Befräftigungen, 3. B. „So wahr mir 
Gott helfe durch Jeſum Chriftum zur ewigen Seligfeit” u. dgl., zugefügt wurden. Dod 
fann niemand genötigt werden, derartige Worte zuzufegen, und die Weigerung, Dies zu 
thun, gilt nicht alö Verweigerung des Eides, wenn der Schwurpflichtige zur Eibdesleiftung 
ohne die Zufäße zu ſchwören bereit ift. [Vgl. Wilm. Levy (7) N. 1 zu $ 481 alt, Löwe— 
Hellwig Komm. z. StrPrO. (11) N. 2 zu $ 62, preuß. IMVerf. v. 18. Dez. 1880 MBIT. 
©. 369 f., RG. 24. Yan. 1884 Entid. in StrS. X ©. 1881 ff. Richter-Kahl Kirchenrecht 
(8) $ 261 N. 26.) 

2, Über Eibdesleiftung im Ausland ohne die Formelworte des $ 481 |. N. 1 
zu $ 369. 

8. 482.* (444.) 

Der Eid wird mittels Nachiprechens oder Ablefens der die Gidesnorm 
enthaltenden Eidesformel geleistet. Der Schwörende joll bei der Eidesleijtung 
die rechte Hand erheben. 

Iſt die Eidesnorm von großem Umfange, jo genügt die Morlefung der 
Eidesnorm und die Verweiſung auf die letere in der Eidesformel. 
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Die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlichen Familien ſowie 
die Mitglieder der FFürftlichen Familie Hohenzollern leijten den Eid mittels 
Unterfchreibens der die Eidesnorm enthaltenen Eidesformel. Das Gleiche gilt 
in Anſehung der Mitglieder des dormaligen Hannoverſchen Königshaufes, 
des vormaligen Kurheſſiſchen und des vormaligen Herzoglih Nafjauifchen 
Fürſtenhauſes. 


a 8 — 5795, NE. 8 641, NE. 1016, €. 2 ad €. II 8 420, €. III 8 496, 
. 288, ER. 1%, 554, 699 ff., Bear. d. Nov. v. 1898 ©. 8 


1. Ob bie ee nadhzufpreihen ober abzulejen fi, enticheidet das Ermeſſen 
des Vorſitzenden. Ableſen empfiehlt ſich bei Tauben und Schwerhörigen. — „Eidesnorm“ 
ſ. 5359 Nr. 4, $ 459, $ 462 Abſ. 1, 88 469, 483. 

2. Die Vorſchrift, dab die rechte Hand bei der Eibesleiftung erhoben werben ſoll, 
ift inftruftionell (KPr. ©. 701); deren Nichtbeobachtung beeinträchtigt die Gültigkeit ber 
Eidesleiftung nicht. Die Anwendung anderer Gebräuche bei der Eibesleiftung, 3. B. 
Niederfnien, Auflegen einer Hand auf das Evangelienbudh, Hutauffeßen bei Israeliten ꝛc. 
macht die Eibdesleiftung nicht ungültig, fann aber weder vom Gerichte noch vom Gegner 
verlangt werben; vgl. R.1 Abi. 2 zu $ 481. 

3. Bei großem Umfange ber Eidesnorm kann davon abgejehen werben, daß ber 
Schwurpflichtige die Eidesnorm nadjipreche oder ablefe. Es genügt, wenn der Vorſitzende 
die Eidesnorm vorlieft und ber Schwurpflichtige die Eidesformel ($ 481), worin auf bie 
Eidesnorm Bezug genommen ift, nachſpricht ober ablieft. — Großer Umfang ber Eibes- 
norm fann nur bei Parteieiden vorfommen; auf Beeidigung von Zeugen und Sadver- 
ftändigen ift Ab. 2 des $ 482 nicht anwendbar (KPr. ©. 189). 

4. Abf. 3 gilt im ganzen Reiche; die in EG. $ 5 vorbehaltenen Hausverfaffungen 
oder Landesgeſetze können für die Landesherren x. anderes vorſchreiben. 

5. Wegen ber Gibesleiftung in fremder Sprade j. GBG. $ 190. 


s. 483. (445.) 
Stumme, welche jchreiben fünnen, leisten den Eid mittels Abjchreibens 
und Unterjchreibens der die Eidesnorm enthaltenden Eidesformel. 
Stumme, welche nicht jchreiben fünnen, leijten den Eid mit Hülfe eines 
Dolmetjchers durch Zeichen. 


u OP. 3871, NE. 8 645, RB, 1007, E. 18408, €. IT 8 422, €. III 5 428, M. 288, 
190. Vgl. EtrXrD. 8 63 Ubi 


Wegen Zuziehung eines Dolmetichers ſ. ex. $8 188, 191 bis 193. — Zaube leiften 
den Eid durch Ablejen ($ 482 Abi. 1). Wenn fie nicht leſen können, jo ift die Zuziehung 
eines Dolmetichers nötig (GBG. $ 188). Der Dolmetiher muß feititellen, daß ber Eid 
verjtanden wird. — Die Eidesleiftung eines Taubſtummen erfolgt, wenn jchriftliche Ver— 
ftändigung möglich ift, nad) $ 483 Abi. 1, außerdem nad) $ 483 Abi. 2. 


$. 484. (446.) 

Der Eidesleiftung wird gleichgeachtet, wenn ein Mitglied einer Religions: 
gejellichaft, welcher daS Gejeg den Gebrauch gewifier Betheuerungsformeln 
an Stelle des Eides geitattet, eine Erklärung unter der Betheuerungsformel 
Diefer Religionsgejellichaft abgiebt. 


HE. 8 420, HE. 2871 ff. 5795, ze. 8648, NE. 1016, E. 18407, E. IT 8 421, €. III 8 427, 
RB. 10. Bal. Strfro. 6 


1. Val. StGB. $ 155 Nr. 1. — Die Beftimmungen des Landesrechts (Geſetz oder 
Verordnung) find maßgebend. 

2. Für Preußen: VD. v. 11. März 1829 über Eide der Mennoniten, Kab.O. dv. 
19. Nov. 1836 über Eide ber Philipponen. — für Bayern: AG. 3. CPrO. in d. Fall. d. 
Bel. v. 26. Juni 1899 (©. u. VBl. S. 401) Art. 15, BO. v. 20. Ott. 1811 über Eide ber 
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Mennoniten (Rg.Bl.S.1601, Döllinger Verorbn.Samml.VIIIb E.1782). — Für Württem- 
berg: Gej. v. 9. Apr. 1872 Art. 2, ferner in Anfehung der Diennoniten RVSchl. v. 13. Febr. 
1768 u. 13. Ott. 1786 Reyider GS. VIII ©. 747, IX &. 100, JMErl. 30. Apr. 1845, in 
Anfehung der Separatijten: Gen.Reifr. v. 27. Dez. 1808, der Nazarener: BO. v. 12. Ott. 
1872, der Gem. Kornthal u. Wilhelmsdorf: IJME. v. 30. Apr. 1845 [vgl. Gaupp (1) II 
©. 440]. Für Elſaß-Lothringen vgl. Jur. Ztichr. f. Elſ.Lothr. VII ©. 186, XII 
S. 183, — Über Eidesleiftung von Muhamedanern und Parjen ſ. RG. 20. Sept. 1893 
Sächſ. Ard. II ©. 585. 


Zwölfter Titel. 
Sicherung des Beweiſes. 

Litteratur: Wirſing Der Beweis zum ewigen — (1847), Marcus 3. L. v. d. 
Sicherung des Beweiſes Beitr. z. E. d. DR. XXXIV ©. 365 ff. 

1. Die „Sicherung des Beweiſes“ (Beweis zum ewigen Gedächtniſſe, probatio ad 
perpetuam rei memoriam) findet jich im früheren gem. Prozekrechte [Wetzell Spit. (3) 
$ 24 bei N. 31 ff.], im preuß. Rechte (AGO. I 33), in den neueren deutichen Partifular- 
geiegen (Braunichw. 88 288 bis 298, Hannov. 88 244 bis 250, Oldenb. Art. 153, Baben 
85 516 bis 520, Württemb. Art. 445 bis 457, Bayern Art. 347 bis 352) und in ben 
deuiichen Prozeßgeſetzentwürfen (preuß. Entw. 85 826 bis 836, ſächſ. Entw. $$ 496 bis 500, 
bannov. Entw. $$ 311 bis 321, öſterr. Entw. $$ 213 bis 322, norbd. Entw. $$ 648 bis 
659). Die franzöfiichen Gefehe erwähnen diefe Einrichtung nicht. Die rheinifche Juris— 
prubenz folgerte hieraus die Unzuläffigfeit einer jolhen Bemweisaufnahme In Frankreich 
wird dagegen aus dem Schweigen des Geſetzes die Zuläffigfeit hergeleitet [Bonnier Traite 
des preuves tom. 18 254 Ed. III p. 324 sqq.]. 

Die Bemweisaufnahme zur Sicherung des Bemweifes unterfcheibet fich von der Beweis— 
aufnahme im Prozeffe dadurdh, dab fie vor der Anhängigfeit des Rechtöftreits oder vor 
der zur Bemeisaufnahme führenden Entwidelung des Rechtsſtreits und daß fie ohne 
Prüfung der Erheblichfeit der zu erweilenden Thatſache erfolgt (vgl. N. 3 zu 8 487 und 
N. 2 zu 8490) Der Umftand, dab in dem NRechtsitreite bereits ein Beweisbeſchluß er- 
gangen tft, fchließt ein Beweisficherungsverfahren nicht aus [vgl. OLG. Hamburg Redtipr. 
db. OLG. XIIL ©. 168]. 

2, Über die Koften, welche in dem Verfahren zur Sicherung des Beweiſes erwachſen, 
wird in dieſem Verfahren nicht entſchieden. Daher hat der Beweisführer die Koſten der 
Bemweisaufnahme (ſ. GKG. $ 36) und die ihm ſonſt durch Reifen, durch Beitellung eines 
Vertreters (vgl. GO. f. RAU. 5 22, 8 29 Nr. 1, $ 30 Nr. 1) ꝛe. erwachſenen Koften zu be» 
ftreiten. Ebenio der Gegner die ihm erwachſenden Koſten. [Vgl. H. Meyer im Necht XI 
S.111 ff.) Wegen der Kojten für Beitellung eines Vertreters des unbefannten Gegners 
ſ. N. 3 zu 8 494. Wird die Beweisaufnahme von dem Beweisführer oder von dem Gegner 
in einem NRechtöjtreite benußt, jo find die durch das Sicherungsverfahren erwachienen 
Koften als Prozehkoften zu behandeln; folglih von der zur Tragung der Koften ver- 
urteilten Partei dem Gegner zu erjtatten, joweit fie notwendige Kojten im Sinne bes 
$ 91 find [vgl. RG. 7. März 1888 Beitr. 3. €. db. DR. XXXU ©. 1168]. Kommt es 
nicht zu einem Prozeb, in dem die Bemweisaufnahme benußt wird, fo ift die frage, ob 
ber Beweisführer einen Anipruc auf Erſtattung diefer Koften hat, nach dem bürger- 
lichen Rechte zu beurteilen; befteht ein folcher Anspruch, jo ift er durch Klage geltend 
zu machen [vgl. Görres Ztſchr. f. d. CPr. XXXV ©. 361, RG. Entſch. XII Nr. 79 
©. 325, beiläufig]. 

3. Neben den Vorichriften der $$ 485 bis 494 gelten die Vorichriften der FrGG. 
$ 164 über Feſtſtellung duch Sachverſtändige (vgl. N. 1 zu $ 488), bes HGB. $$ 522 
bis 555 über Berflarung und des HGB. $ 530 über den Verfauf des Schiffes, jomwie bie 
Vorichriften des Binnenichiffahrtägefeges v. 15. Juni 1895, Red. v. 20. Mai 1898 (RGBl. 

2. Seuffert, Givilprogegorbnung I. 10, Aufl. 45 
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S. 868) $$ 11 bis 14 und bes frlökereigefeßes v. 15. Mai 1895 (RGB. ©. 341) $$ 8 bis 
11 über Beweisaufnahme außerhalb eines Rechtäftreita. 


$. 485. (447.) 

Die Einnahme des Augenjcheins und die VBernehmung von Zeugen und 
Sachverjtändigen kann zur Sicherung des Beweiſes erfolgen, wenn zu be: 
jorgen ift, daß das Beweismittel verloren oder die Benußung desjelben er: 
jchwert werde. 

DE. $ 21 SW, 2085 f., 2106 ff., 5653 ff., NE. 8 648, NE. 690f., E. 18409, E. II $ 438, €. III 
8 429, M. 290, HR. 191 fi. 


1. Die Aufnahme eines Urkundenbeweiſes ift nicht zugelaffen. Doch ift die Einnahme 
des Augenicheins an einer Urkunde, fowie die Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen 
mit Bezug auf eine Urkunde, insbefondere zum Beweiſe der Echtheit oder Unechtheit möglich 
(norbd. Prot. ©. 694), wenn dieſe Beweismittel gefährdet find. Zur FFeititellung ber 
Echtheit einer Urkunde dient auch die FFeftitellungsflage bes $ 256. Über Feſtſtellung des 
Datums einer Privaturkunde ſ. bay. AG. 3. CPrO. in d. Faff. d. Bel. v. 26. Yuni 1899 
(6. u. VBl. ©. 401) Art. 33. — Auf den Beweis dur Eid ift das Verfahren zur Siche- 
rung bes Beweifes nicht anwendbar. 

2. Regelmäßige Vorausfegung ift die Gefahr des Verluftes oder der Erſchwerung 
der Benutzung. Ausnahmen ſ. $$ 488, 489. Der Beweis durch Augenschein ift 3.2. 
gefährdet, wenn es auf Feſtſtellung eines veränderlichen Zuftandes ankommt oder wenn 
der Untergang ber zu befichtigendben Sache bevorfteht; der Beweis durch Zeugen, wenn 
ber Zeuge gefährlich erfranft oder hochbejahrt oder im Begriffe ift, eine größere Reife zu 
unternehmen x. ꝛc. Das richterliche Ermeſſen hat hier Spielraum; ed wurde in der IH. 
d. NE. abgelehnt, eine Altersgrenze (60 Jahre) zu firieren, mit der die Verluftgefahr bei 
Zeugen anzunehmen jei (KPr. S. 190). Der Beweis durch Sachverſtändige fann aus 
ben gleihen Gründen, wie der Zeugenbeweis, gefährdet fein, insbejondere wenn der Sach— 
verftändige zugleich fachverftändiger Zeuge iſt. Es iſt nicht erforderlich, daß der Sadı- 
verjtändige vom Gerichte bereits ernannt ift. Das Gericht kann nicht außer dem Sach— 
verftändigen, deffen Vernehmung beantragt ift, in dem Beweisficherungsverfahren noch 
einen anderen Sadverftändigen ernennen [vgl. OLG. Dresden Rechtſpr. d. OLG. XIII 
&.169]. Natürlich kann es das in dem Rechtäftreit, in welchem die Beweisaufnahme 


benußt wird. 
$. 486, (448.) 

Das Geſuch ift bei dem Gericht anzubringen, vor welchem der Rechts: 
jtreit anhängig iſt; es kann vor dem Gerichtsjchreiber zu Protofoll erklärt 
werden. 

In Fällen dringender Gefahr kann das Geſuch auch bei dem Amtsgericht 
angebracht werden, in deſſen Bezirke die zu vernehmenden Perſonen fich auf: 
halten oder der in Augenfchein zu nehmende Gegenftand jich befindet. 

Bei dem bezeichneten Amtsgerichte muß das Geſuch angebracht werden, 
wenn der Rechtsftreit noch nicht anhängig tft. 


HE. 8 312, ge 2097, 2109, 5656 ff., NE. 5 649, RB. 604, E.1$5 410, E. IT 8 424, E. III $ 430, 
M. 289 ff., ME. 191 f. 


1. 8 486 regelt die Zuftändigfeit für das Gejuh um die Beweisaufnahme. 

a) Iſt der Rechtäjtreit anhängig, jo iſt das Gericht zuftändig, vor welchem er an« 
bängig ift. Iſt der Nechtaftreit bei dem Berufungs- oder dem Revifionsgericht anhängig, 
fo ift das Nechtömittelgericht zuftändig. Die Zuftändigfeit des Nevifionsgerichts grund» 
fäglich zu negieren, geht nach dem Gefeßesterte nicht wohl an [vgl. Strudm. Koch (8) 
N.1 Ani. 2, Wilm. Levy (7) N. 1 zu $ 448 alt, Gaupp (9) N. I2 Abſ. 2, Peterien (5) 
N.1; — aM.: Marcus Beitr. 3. E. d. DR. XXXIV S. 369, W. Müller Ztichr. f. d. EPr. 
XXXI ©. 307]; aber da die Beweiserhebung durch das Revifionsgericht vorausfichtlich nicht 
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ohne Verzögerung erfolgen fann, wird eö angezeigt fein, von Abi. 2 Gebraud) zu machen. — 
Zweifelhaft ift, welches Prozebgericht zuftändig ift, wenn die untere Inſtanz ein End— 
urteil erlaffen hat das noch nicht rechtskräftig, gegen das aber noch fein Rechtsmittel ein« 
gelegt ift. In diefem falle wird man wohl das Untergericht für zuftändig erachten 
müffen, und zwar ohne Unterfcheidung, ob das Urteil bereits zugeftellt ift oder nicht. [Bal. 
Gaupp (9) N. 12 Abi. 1, W. Müller a. a. O. ©. 308 N. 38. Mehr oder weniger abw. 
Anſichten bei Strudm. Koh (8) N. 1 Abi. 2, Wilm. Levy (7) N. 1 zu 8 448 alt, Peterfen 
(5) N. 1.) — Das Prozebgeriht kann die Beweisaufnahme in ben Fällen der $$ 372, 
375 (402) einem Mitgliede des Gerichts ober einem anderen Gericht übertragen. 

Mit dem Prozehgerichte Fonfurriert in Fällen dringender Gefahr das in Abi. 2 
bezeichnete Amtsgericht. 

b) Iſt der Rechtsſtreit noch nicht anhängig, fo iſt das in Abſ. 2 bezeichnete Amts- 
gericht zuftänbdig. 

2. Das Geſuch kann in allen Fällen in einem Scriftfag oder zu Protofoll bes 
Gerichtsfchreibers angebracht werben, ohne Anwaltszwang (arg.$ 78 Abf. 2). Iſt der Rechts- 
ftreit anhängig, fo fann das Geſuch auch in der mündlichen Verhandlung geftellt werben. 


$. 487. (449.) 

Das Gefuh muß enthalten: 

1. die Bezeichnung des Gegners; 

2. die Bezeichnung der Thatjachen, über welche die Beweisaufnahme er: 
folgen joll; 

3. die Bezeichnung der Beweismittel unter Benennung der zu dernehmenden 
Zeugen und Sachverftändigen; 

4. die Darlegung des Grundes, welcher die Beſorgniß rechtfertigt, daß das 
Deweismittel verloren oder die Benutzung desjelben erſchwert werde. 


Diefer Grund ift glaubhaft zu machen. 
HE. 8 313, HP. 2097, 2109, 5656 ff., NE. 8 650, NP. 694, E.18 411, E. 118 435, E. 5 ası, 
M. 290, AP. 198. 


1. Zu Nr. 1: „Gegner” — db. i. die Gegenpartei in dem anhängigen oder fünftigen 
Prozeſſe. Über den Fall, daß der Gegner nicht bezeichnet werden kann, |. $ 494. 

2. Zu Nr. 2: Vgl. $ 359 Nr. 1, 88 373, 403. 

3. Zu Nr. 3: Abweichend von $ 404 ift hier die Benennung bes Sacveritändigen 
vorgeihrieben. Liegen bie gefeglihen Vorausfegungen einer Beweisaufnahme zur Sicherung 
be3 Beweiſes vor ($$ 485, 488), fo muß das Gericht die benannten Sachverſtändigen ver- 
nehmen, auch wenn e3 bie Benannten nicht für qualifiziert oder die zu begutachtenben 
Punkte für nicht erheblich erachtet [vugl. RG. 24. Sept. 1901 Entich. XLIX Nr. 98 S. 388 ff.; 
— abw. OLG. Hamburg SA. LVII Nr.183]. Der Gegner fann den Sadverftändigen nad) 
Maßgabe bes $ 406 ablehnen [vgl. OLG. Karlsruhe Redtipr. db. OLG. IX ©. 138]. — 
Zu einer Augeniheinseinnahme fann das Gericht Sachverſtändige zuziehen, ohne daß der 
Antragiteller folche benannt hat (arg. $ 372 Abſ. 1). 


$. 488.* (449a.) 

Die Beweisaufnahme fann, auch ohne daß die Vorausfegungen des 
$. 485 vorliegen, beantragt werden, wenn Mängel einer Sache oder eines 
Merfes feitzuftellen find, aus denen ein Recht gegen den Gegner hergeleitet 
werden joll, oder wenn der Zuftand eines Gutes fejtzuftellen ift, für deſſen 
Beweis ein Kommifjionär, Spediteur, Yagerhalter oder Frachtführer zu jorgen 
verpflichtet ift. 

Hat der Erwerber einer Sache dem Veräußerer einen Mangel angezeigt 
oder die Annahme der Sache wegen Mangelhaftigkeit abgelehnt, jo kann auch 

45* 
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der Deräußerer die Beweisaufnahme nach Maßgabe des Abf. 1 beantragen. 
In gleicher Weije ift der Unternehmer eines Werkes zu dem Antrage berech- 
tigt, wenn der Beiteller ihm einen Mangel angezeigt oder die Abnahme des 


Werfes wegen Mangelhaftigfeit — hat. 


1. Entw. e. BGB. 88 402 1., — dazu II ©. 255, Prot. d. Aomm. 3. 2. Leſ. d. ** e. BGB. I 
739, II 313, VI 665, ov ‚vd. 1898 ©. 117f., RB. 3. tov. d. 1898 ©. 1 


1. $ 488 gewährt für eine Be von Fällen den Parteien ein Recht er Beweis 
aufnahme, auch ohne daß zu beforgen it, daß das Beweismittel verloren ober deſſen Be— 
nutzung erjchwert werbe, und ohne dab die Zuftimmung bes Gegners vorzuliegen braudt. 
Liegen die Vorausjegungen des $ 488 vor, jo muß das Gericht die beantragte Beweis— 
aufnahme anordnen, und zwar auch, wenn bereits ein anbermweitiger Beweisbeichluß er- 
gangen ift [aM.: OLG. Hamburg SA. LVII Nr. 183]. 

Mit FrGG. $ 164 fonkurriert die Vorſchrift des $ 488 nicht; denn bie Fälle bes 
FrGG. $ 164 find weder foldhe, in denen e3 fi um Mängel einer Sache oder eines Werkes 
handelt, noch folche, in denen ein Kommiſſionär, Spediteur, Lagerhalter oder Frachtführer 
für den Beweis des Zuftandes eines Gutes zu forgen hat, vielmehr iit der $ 164 d. FrGG. 
auf die Fälle des BGB. $ 1034, $ 1067 Abi. 1 Sak 2, $ 1372 Abi. 2, $ 1528 Abi. 2, 
8 2122, bes HGB. $ 438 Abi. 2,3, $ 464 Abi. 1, $ 608 Abf. 1, $ 609 Abi. 1 und des 
Binnenichiffahrtögefeßes $ 61 Abf. 2, 3 zugeichnitten. — Darüber, dab die Vorfchriften des 
Binnenihiffahrts- und bes Flößereigeſetzes über Bemweisaufnahme neben den $$ 485 fi. 
gelten, 5. N. 3 vor $ 485. 

2. Zu Abi. 1: a) Hiernach fann die Einnahme des Augenjcheins, die Vernehmung 
von Zeugen oder Sadverftändigen beantragt werben: «) von dem Käufer, welcher behauptet, 
daß ihm wegen eines Mangels der gefauften Sache (BEB.$459 Abſ. 1,2) ein Anſpruch auf 
Wanbdelung oder Minderung (BGB. $ 462) oder auf Schadenserfak wegen Nichterfüllung 
(8 463, 3480 Abf.2) oder auf Lieferung einer fehlerfreien Sache ( BGB. $ 480 Abi. 1) zu« 
ftehe. Welchen biefer Anſprüche er geltenb machen will, braucht der Antragiteller nicht an— 
zugeben. Der Antrag unterbricht die Verjährung der Aniprüche (BGB. $ 477 Abſ. 2 Sat 1); 
auch wahrt ſich Käufer dadurch, daß er vor Vollendung der Verjährung die Bemweisauf- 
nahme beantragt, das Recht, nad Vollendung der Verjährung die Zahlung des Kauf: 
preifes infomweit zu verweigern, als er auf Grund der Wandelung oder ber Minderung 
dazu berechtigt jein würde (BGB. $ 478 Abi. 1 Sak 2); 3) von demjenigen, welcher auf 
Grunb eines anderen auf Veräußerung oder Belaftung einer Sache gerichteten entgeltlichen 
Vertrags, insbefondere eines Zaufches, wegen eines Mangels der Sache einen der unter litt. « 
bezeichneten Aniprüche zu haben behauptet (BGB. $$ 493, 515). Der Antrag hat diefelben 
Wirkungen, wie im Falle der litt.«; y) von dem Beichenkten, welcher im Falle bes BEP. 
8 524 Abi. 2 Satz 1, 2 wegen eines Mangels der geleifteten Sadhe einen Anſpruch auf 
Lieferung einer fehlerfreien Sache oder auf Schabenserfaß wegen Nichterfüllung zu haben 
behauptet (BGB. $ 524 Abi. 2 Sak 3, vgl. a. $ 1624 Abſ. 2). Der Antrag bat diejelben 
Wirkungen, wie im Falle der litt. «; F) von dem Befteller eines Werkes, welcher behauptet, 
daß ihm wegen eines Mangels bes Wertes ein Anſpruch auf Bejeitigung des Mangels (BEP. 
$ 633 Abi. 2) oder auf Wandelung oder Minderung (BGB. $ 634) oder auf Schadenserjak 
wegen Nichterfüllung (BGB. $ 635) zuftehe. Die Wirkungen des Antrags find die gleichen, 
wie im Falle der litt.« (arg. BGB. $ 639 Abi. 1); e) von dem Kommiſſionär, Spediteur 
oder Lagerhalter, welcher nah HGB. $ 358 Abi. 1, 8 407 Abſ. 2, $ 417 Abi. 1 für den Be— 
weis des Zuftandes des zugeiendeten Gutes zu forgen bat. Für den gleichen Fall ift neben 
ben Genannten ber Frachtführer genannt, und aus ber Begr. d. Nov. v.1898 S. 118 ift zu 
erjehen, daß der Verf. bes neuen $ 488 an HGB. $ 438 Abi. 3 gedacht hat (!). Nun ift aber 
an dieſer Gefeesitelle nicht von einer Verpflichtung des Frachtführers, jondern von 
einer Berehtigung bes Empfängers die Rebe, wie aud in der Kommiffionsberatung 
hervorgehoben wurde. Um bie Vorlage gegen den Vorwurf eines Verſehens zu deren, 
bemerkte ein Regierungsvertreter, die Vorlage babe nicht den Frall des HGB. 8 438 Ubi. 3, 
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fondern folche Fälle im Auge gehabt, in benen der Frachtführer auf Grund der ihm nad 
dem Frachtvertrag obliegenden Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers verpflichtet fei, 
für den Beweis des Zuftandes des Gutes zu forgen, 3. B. wenn biefes auf dem Transporte 
von Dritten beihädigt worden jei. Daraufhin blieb der „Frachtführer“ ftehen, obwohl 
fein Grund vorhanden ift, den von dem Regierungsvertreter erwähnten Fall unter $ 488 
zu ftellen; denn bier genügt $ 485 dem praftiichen Bedürfniſſe. Will man aber der Er: 
wähnung bes ‚„Frachtführers“ in $ 488 überhaupt einen Sinn beilegen, fo bleibt nichts 
anderes übrig, als die PVerlegenbeitäauslegung des Regierungsvertreters anzunehmen, 

b) Nach dem Wortlaute des Abi. 1 kann man daran benfen, daß auch dem Mieter, 
dem Pächter, dem Entleiher im Falle des BGB. $ 600, dem Verleiher im Falle des BEP. 
8 602, dem Verwahrer im Falle des BGB. $ 694, etwa auch dem Dienftverpflichteten im 
alle des BGB. $ 618 Abi. 3, dem Merpfänder im Falle des BGB. $ 1218 und dem 
Pfandgläubiger im Falle des BGB. $ 1219 das Recht zuftehe, zum Zwecke ber Feſtſtellung 
von Mängeln der Sache die Beweisaufnahme auf Grund bes $ 488 zu beantragen; aber 
dieje Fälle find in der Begr. d. Nov. v. 1898 nicht erwähnt und es befteht auch fein Be— 
dürfnis, in diefen Fällen über die Zulaflung des Antrags nad $ 485 oder $ 489 hinaus« 
zugehen. [Bgl. Peterien (5) N. 3. — AM.: Gaupp (9) N. IIa.] 

3. Zu Abſ. 2: a) Dem Veräußerer einer Sadhe und dem Unternehmer eines Wertes 
fteht in dem Falle, daß der Erwerber dem Veräußerer oder der Beiteller dem Unternehmer 
einen Mangel der Sache oder des Werfes rechtzeitig angezeigt (vgl. BGB. $ 478 Abſ. 1 
Satz 1, dazu $$ 493, 510, $ 524 Abi. 2 Satz 3, $ 1624 Abi. 2, $ 639 Abf. 1) oder die 
Annahme der Sache ober des Werkes wegen Mangelbaftigkeit abgelehnt hat, ebenfalld das 
Necht zu, die Beweisaufnahme zu beantragen. Der Antragfteller hat nad) Analogie von 
8 487 Nr. 4 glaubhaft zu maden, daß die Mlängelanzeige oder die Verweigerung der 
Annahme erfolgt ift. 

b) Einer Ausdehnung auf die in N. 2 litt. b erwähnten Rechtsverhältniffe fteht hier 
außer den in N. 2 litt. b erwähnten Gründen auch der Wortlaut des Ab. 2 entgegen. 
(Vgl. Peterfen (5) N. 3. — AM.: Gaupp (9) N. IIa 2.) 


8. 489. (450.) 

Mit Zuftimmung des Gegners kann die beantragte Beweisaufnahme 

angeordnet werden, auch wenn die Vorausfegungen des $.485 nicht vorliegen. 
KB. 195 f., 554, KB. 8. 

1. In der JR. des NT. ward bie Einfügung der folgenden Beltimmung beantragt 
und beſchloſſen: 

„Auch in anderen fällen, ald den in $ 429 [jegt $ 485] bezeichneten, kann das Gericht auf 
übereinftimmenden Antrag beider Barteien die Einnahme des Augenjcheins und die Bernehmung 
von Zeugen und Sadperjtändigen vor der mündlichen Verhandlung der Sadıe anordnen.“ 
Nach den Erklärungen des Antragitellers follte den Parteien die Möglichkeit eröffnet werden, 
durch Antizipation ber Beweisaufnahme das Beweismaterial zum erften Verhandlungs- 
termine herbeizuichaffen und dadurch das Verfahren felbft zu verfürzen. Als Beifpiele, 
in denen fich ein ſolches Verfahren empfehle, wurden Prozeffe über Schiffsfollifionen und 
über Viehfäufe angeführt. Als Sinn des Antrags ftellte der Vorſitzende feſt: 

„daß die Parteien in anhängigen Prozeſſen jchon vor der mündlichen Verhandlung die 
Vernehmung von Zeugen und Sadverftändigen, wenn thunlich vor Gericht, fonft vor einem 
Kommiſſar durch übereinftimmenden Antrag jollen beantragen, deögleichen die Aufnahme des 
Augenicheins jollen beanſpruchen dürfen, vorbehaltlich jedody der Befugniß des Gerichts, das 
Verlangen nad jeinem Ermejjen abzulehnen; und daß in obigen Fällen, wenn möglich, der 
Termin zur mündlichen Verhandlung mit dem zur Veweisaufnahme zu verbinden ei.“ 

Sin der jegigen Faſſung ift die Beſchränkung auf anhängige Prozeffe nicht mehr enthalten 
(vgl. Komm.Ber. v. 19. Oft. 1876 ©. 8); es darf daher obiger Konftatierung ungeachtet bie 
Anwendung, des $ 4839 nicht auf anhängige Prozeffe eingeengt werden. [So auch Strudm. 
Koch (EIN. zu $ 489, Wilm. Levy (7) N. 1 zu 8 450 alt, Gaupp (9) N. I, Peterjen (5) 
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N.2. — AM.: Marcus Beitr. 3. E. d. DR. XXXIV ©.367.] Auch nad einem Beweis- 
beſchluß iſt der $ 489 noch anwendbar [Schneider Arc. f. EPr. LXVI ©. 288]. 

2. Der Antragfteller hat nad; Analogie von $ 487 Nr. 4 die Zuftimmung des 

Gegners glaubhaft zu machen. 
$. 4%. (451.) 

Die Entjcheidung über das Gejuch kann ohne vorgängige mündliche Ver: 
handlung erfolgen. 

In dem Beichluffe, durch welchen dem Gefuche jtattgegeben wird, find 
die Thatjachen, über welche der Beweis zu erheben ift, und die Beweismittel 
unter Benennung der zu vernehmenden Zeugen und Sachverftändigen zu be- 
zeichnen. Eine Anfechtung diejes Beſchluſſes findet nicht ftatt. 


de. de, a, gp- 2097, 2109, 5659 ff., NE. 8$ 851, 654, NE. 604, €. 19412, €. IT 8 196, 
. 11 8 432, @. 290, SER. 193. 


1. Über das Verfahren ſ. N.5 zu $128. Wird der Beſchluß verfündet, jo bedarf 
er feiner Zuftellung (arg. $ 329 Abf. 2 mit $ 377 Abſ. 1). Der nicht verfündete Beſchluß, 
welcher dem Geſuche ftattgiebt, ift beiden Parteien von Amtswegen zuzuftellen (arg. $ 329 
Abi. 3); der nicht verkündete abweilende Beichluß it nur dem Gefuchiteller zuzuftellen 
(N. 3 litt. b zu $ 329). [Vgl. a. RG. 8. März 1884 Entf. IX Nr. 106 ©. 404.) 

2. Das Gefuh fann abgewiefen werben: a) weil es ben PVorfchriften des $ 487 
nicht entipricht; b) wegen Mangels der Zuftändigfeit (vol. $ 486), diefe ift von Amtswegen 
zu prüfen; c) wegen Mangels der Vorausjegungen ($$ 485, 488, 489); d) wegen Unzu— 
läffigfeit der Beweisaufnahme (3. B. $ 376). Nicht wegen Umerheblichfeit der Thatſache, 
über welche Beweis aufgenommen werden foll [vgl. RG. 24. Sept. 1901 Entſch. XLIX 
Nr. 98 S. 389, bay. ob. LG. Bl. f. RA. LIX ©. 329, SA. LI ©. 236, OLG. Karlsruhe 
Redtipr. d. OLG. XI ©. 180]. 

3. Gegen bie das Gefuch abmweifende Enticheidung fteht dem Gefuchiteller die une 
befriftete Beſchwerde zu (arg. $ 567 Abi. 1); gegen die bewilligende Enticheibung giebt es 
fein Rechtömittel. 

8. 491. (452. 


Der Beweisführer ift verpflichtet, fofern es nach den Umftänden des Falles 
gejchehen kann, unter Zuftellung des Bejchluffes und einer Abjchrift des Gefuchs 
zu dem für die Beweisaufnahme beftinunten Termine den Gegner fo zeitig zu 
laden, daß derjelbe in diefem Termine jeine Rechte wahrzunehmen vermag. 

Die Nichtbefolgung dieſer Vorſchrift fteht der Beweisaufnahme nicht 
entgegen. 

de · te ff., NE. 88 652 f., RP. 6941 fi., E. 15 413, E. II 8 497, E. UI 8 433, 

1. Die Terminöbeftimmung erfolgt von Amtswegen. Die Ladung des Gegners ift 
Sache bes Beweisführers; vgl. N.1 Ziff. IV Abf.2 vor $ 214 [val. Fiſcher Beitr. 3. E. d. 
DR. XXV ©. 828]. Im Verfahren vor dem Amtögerichte gilt die Vorfchrift des $ 497. 

2. Im Termin ift der Beweis aufzunehmen, auch wenn weder der Beweisführer 
noch der Gegner erjchienen ift ($ 367 Abi. 1). Die Aufnahme des Beweiſes ift unabhängig 
von dem Nachweije der Ladung des Gegners. Diefe bat nur für die Benußbarfeit ber 
Demweisaufnahme Bedeutung ($ 493 Abi. 2). 


$. 492. (453.) 
Die Beweisaufnahme erfolgt nad) den für die Aufnahme des betreffenden 
Beweismittel überhaupt geltenden Vorjchriften. 
Das Protokoll über die Beweisaufnahme ift bei dem Gerichte, welches 
diejelbe angeordnet hat, aufzubewahren. 
DE. 88 318 f. DE. 2100 ff., 5659 ff., NE. 98 6541 f., NE. 685 ff., E. 18415, E. in 8498, E. 
8434, M. 290, HB. 19. 
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1. Für die Beweisaufnahme gelten die allgemeinen Vorſchriften der $$ 355 bis 357, 
361 bis 369, dann die beſonderen über Beweis durch Augenfchein, Zeugen und Sad): 
verftändige, $$ 371 bis 414. Zeugen und Sachverſtändige find alfo, inſoweit nicht geiehlich 
vorgejehene Ausnahmen vorliegen, zu beeidigen. Prozekgericht im Sinne des $ 393 Abi. 2 
ift dad nad) $ 486 zur Enticheidung über das Geſuch zuſtändige Gericht, alſo, wenn in 
einer anhängigen Sache wegen Dringlichkeit das in Abſ. 2 des $ 486 bezeichnete Amts- 
gericht angegangen ift, diefes Gericht. — Wegen Übertragung der Beweisaufnahme an 
einen beauftragten oder erjuchten Richter ſ. N.1 litt. a Abi. 1 g.€. zu $ 486. 

2. In dem zur Beweisaufnahme beftimmten Termine kann ber Gegner bes Gejuch- 
ſtellers Einwendungen gegen die Zuläffigfeit des Gerichts, gegen bie Orbnungsmäßigkeit 
bes Geſuchs und gegen die Zuläffigfeit der angeordneten Beweisaufnahme nicht mehr vor— 
bringen; denn über diefe Punkte ift, wenn auch möglicherweife ohne Gehör des Gegners, 
duch den Beichluß entichieden, welcher dem Geſuche ftattgegeben hat. Da eine Anfechtung 
dieſes Beichluffes nicht ftattfindet ($ 490 Abi. 2 Sak 2), tann deſſen Ausführung aud 
nicht wohl durch nachträgliche Einwendungen des Gegners gehemmt werden. Jedoch bleibt 
biefem unbenommen, in dem Prozeb, in welchem die Bemweisaufnahme benußt werden will, 
die Zuläffigfeit der Beweisaufnahme und damit deren Benutzbarkeit zu befämpfen. 

3. Das über die Beweisaufnahme aufzunehmende Prototoll ($ 160 Abi. 2 Nr. 3, 4) 
verbleibt bei dem Gerichte, welches die Bemeisaufnahme beichloffen hat (KPr. S. 194). 
Die Beteiligten fünnen das Protokoll einjehen und fi Abichrift davon geben laſſen 
(arg. $ 299). 

$. 493. (454.) 


Jede Partei hat das Recht, die Beweisverhandlungen in dem Prozejje 
zu benugen. 

War der Gegner in dem Termine nicht erjchtenen, in welchem die Be: 
weisaufnahme erfolgte, jo ift der Beweisführer zur Benugung der Beweisver— 
handlungen nur dann berechtigt, wenn der Gegner zu dem Termine rechtzeitig 
geladen war oder wenn der Beweisführer glaubhaft macht, daß ohne fein Ver: 
jchulden die Ladung unterblieben oder nicht rechtzeitig erfolgt jei. 


HE. 85 319 F., OB. 2100 ff., 5659 ff., ME. 35 856 f., NE. 696 j., E. 158416, E. U 429, E IN 
$ 435, M. 290, AP. 19. 


1. Die Benugung der Beweisverhandlungen ift beiden Parteien, auch ber nicht im 
Geſuche bezeichneten, geftattet. War der Gegner bes Bemeisführers in dem Termine zur 
BDeweisaufnahme nicht erichienen, fo fann er gegen die Benutzung der Beweisverhandlungen 
Widerſpruch erheben. In dieſem Falle ift der Veweisführer zur Benutzung der Beweis» 
verhandlungen nur berechtigt, wenn er nachtweift, daß der Gegner rechtzeitig (vgl.$491 Abi. 1) 
geladen war oder wenn er glaubhaft macht, dab ohne fein Verfchulden die Yadung unter» 
blieben oder nicht rechtzeitig erfolgt fei. Fehlen diefe Vorausfegungen, jo darf das Ge» 
richt die Beweisverhandlungen bei MWideripruc des Gegners nicht verwerten. [Das RG. 
8. 08.1891 Entih. XXVIII Nr. 98 S. 411 ff. nimmt an, daß die Ergebniffe einer Beweis: 
verhandlung, zu der der Gegner nicht oder nicht rechtzeitig geladen war, obwohl recht: 
zeitige Ladung möglich war, ftets als „Indizien“ verwertet werben dürfen; das ift eine 
offenbare Umgehung des Geſetzes. Val. Strudm. Koh (8) N. 2, Wilm. Levy (7) N. 2 zu 
$ 454 alt, Gaupp (9) N. II, Peterjen (5) N.1.] Eine Verlegung der Vorſchrift bes $ 493 
Abi. 2 fann nad) 8 295 geheilt werden. 

2. Werden die Bemweisverhandlungen im Prozefje benußt, jo ftehen dem Gegner 
alle Einwendungen, insbeſondere Beweiseinreden zu, einerlei, ob er der Beweisaufnahme 
beimohnte oder nicht. Das Gericht kann in dem Prozek auf Antrag oder von Amts— 
wegen die nochmalige Aufnahme oder die Ergänzung des zum ewigen Gedächtnis auf- 
genommenen Beweiſes anordnen (norbd. Entw. $ 656). Nach dem Grundjaße des $ 286 
fann das Gericht aber auch den Antrag auf nochmalige Aufnahme oder Ergänzung ab— 
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lehnen, wenn jeine Überzeugung über die Wahrheit oder Unmwahrheit der betreffenden 
Thatjache feitfteht; vgl. N. 2 Abſ. 2 zu $ 286. 

3. Die Beweiskraft der Bemweisverhandlungen ift nicht, wie nad; dem fanonifchen 
Rechte (c.5 X. ut lite non cont. 2, 6), auf eine beitimmte Zeit beichränft. 


$. 494. (455.) 

Mird von dem Beweisführer ein Gegner nicht bezeichnet, fo ift das Ge: 
ſuch nur dann zuläffig, wenn der Beweisführer glaubhaft macht, daß er ohne 
fein Verfchulden außer Stande jei, den Gegner zu bezeichnen. 

Wird den Gefuche jtattgegeben, jo fann das Gericht dem unbekannten 
Gegner zur Wahrnehmung feiner Nechte bei der Beweisaufnahme einen Ver: 
treter beitellen. 


68. Z106 1, voss f., NE. 8 659, NP. 692 f., E. 18417, E. 118430, E. III 8 436, M. 290, 


1. Den Gegner zu bezeichnen ift 3. B. dann unmöglich, wenn es ſich um die Feſt— 
ftellung einer Beſchädigung handelt, deren Urheber zur Zeit noch nicht ermittelt ift. 

2. Wird dem nicht bezeichneten Gegner ein Vertreter beftellt, jo ift diefer zu laden. 
Die Benußbarfeit der Bemweisverhandlung hängt in diefem Falle von $ 493 Abſ. 2 ab. 

3. Die Beftellung des Vertreters ift gebührenfrei (GKG. 8 47 Nr. 9). Wegen Ans 
waltsgebühren ſ. GO. f. RA. 23 Nr. 1, $ 29 Nr. 6. Die Koften für die Vertretung fallen 
einftweilen dem Gejuchfteller zur Laft. Vgl. N. 2 vor $ 455. 


Zweiter Abfchnitt. 
Derfabren vor den Amtsgerichten. 


Litteratur: Meyer Beitr. 3. E. d. DR. XXI ©. 489 ff., Goldenring Der amtögerichtl. 
orbentl. EPr. (1879). Bal. a. Gründfer: Iſt der Amtsgerichtsprozeß in feiner jetigen Geftalt 
lebensfähig? (1879, enthält eine größtenteils ungerechte Kritif); dagegen Bierhaus Htichr. f. d. 
CPr. II ©. 132 fi., Replik von Gründler eod. III ©. 263 f.; ferner Kofffa Mag. f. DR. IS. 83, 
Göring eod. ©. 186 fi. Vgl. a. Bähr Noch ein Wort zum deutſchen CPr. ©. 53 ff. 

1. Nach dem RG. über die Konfulargerichtäbarkeit v. 7. Apr. 1900 (RGEBl. ©. 213) 
$ 41 richtet ſich das Verfahren in bürgerliden Rectöftreitigfeiten vor dem Konſul ſowie 
vor dem Sonfulargerichte nach dem Verfahren vor den Amtögerichten mit der Mahgabe, 
daß aud die Vorichriften der $$ 348 bis 354 CPrO. Anwendung finden. Ebenjo nad 
dem Schußgebietögeiet i. d. Fall. d. Bel. v. 10. Sept. 1900 (RGBI. ©. 813) $ 3 Satz 2 vor« 
behaltlih der in $6 Nr. 7 zugelaffenen Vorjchriften über Zuftellungen zc.; vgl. BD. v. 
9, Nov. 1900 (RGBl. S.1005) $ 10. Solche Vorfchriften f. preuß. IMBl. 1891 ©. 129 
und Ztſchr. f.d. CPr. XI &.157, XII ©. 197, XIV ©. 214; dazu RGEBl. 1888 ©. 211, 
RGBl. 1890 ©. 55 u. S. 171, REBl. 1891 ©. 1. 

2. Nach d. Gewerbegerichtägefek in d. Faſſ. d. Bek. v. 29. Sept. 1901 (RGBl. ©. 353) 
$ 26 finden auf das Verfahren vor den Gewerbegerichten die für das amtägerichtliche 
Verfahren geltenden Vorichriften der CPrO. entjprechende Anwendung, ſoweit nicht in 
dem erwähnten Geſetze befondere Beitimmungen getroffen find. Ebenjo auf das Verfahren 
vor den Haufmannsgerichten nah Maßgabe des RG., betr. Kaufmannsgerichte, v. 6. Juli 
1904 (RGEBl. ©. 266) $ 16. 

8. 495. (456.) 

Auf das Verfahren vor den Amtsgerichten finden die Vorſchriften über 
das Verfahren vor den Landgerichten Anwendung, joweit nicht aus den allge: 
meinen Bejtimmungen des eriten Buchs, aus den nachfolgenden befonderen Be: 
ftimmungen und aus der Verfaſſung der Amtsgerichte fich Abweichungen ergeben. 

HE. 3 on fi., NE. 8 660, NP. 1056 f., 1077, €. 18418, ET 8 431, €. ITS 437, 
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1. In den Motiven 3. €. III ©. 291 ift bemerkt: 


„Auf das Verfahren vor den Amtögerichten finden die Vorichriften über das Verfahren 
bei den" Landgerichten Anwendung, joweit nicht 

1) aus den allgemeinen Bejtimmungen des on Buchs (vgl. $$ 79, 83, 88, W, $ 115 

Nr. 3, $$ 116, 129, 161, 166, 168, 215, 

2) aus den befonderen Veftimmmungen der FH Pe bis 510 

3) aus der Verfaſſung der Amtsgerichte (vgl. $ 45, 8 139 Abi. 3, 88 140, 163) 
fih Abweichungen ergeben. 

Die sub 2 beregten Abweichungen laſſen ſich im Allgemeinen darauf zurüdführen, 9 
in dem Verfahren vor den Amtsgerichten eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten i 
(88 78,79), daß ferner eine Berpflichtung zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung durch 
Schriftiäße nicht befteht ($ 129), daß endlich in dieſem Berfahren AZuftellungen unter Vermitte- 
lung des Gerichtäichreiberd des Prozeßgerichts erfolgen können ($$ 166, 168, 196).” 


2. Dem Amtörichter ftehen alle Befugnifie zu, die das Geſetz dem Vorfigenden beilegt. 


8. 4%. (457.) 
Die Klage kann bei dem Gerichte jchriftlich eingereicht oder zum Proto- 


folle des Gerichtsichveibers angebracht werden. 
HE. 8 449, HB. 3021 f., 5995 ff., NE. $ 187, RB. 1058 ff., E. I 8 419, E. IT 8 432, E. III 8 438, 
M. 291, AP. 196 fi. 


1. Im Verfahren vor ben Amtögerichten giebt es drei zur Wahl ftehende Formen 
ber Klagerhebung. Erjtens: die Klage kann, wie im Verfahren vor den Landgerichten, 
bei dem Gerichte Schriftlich eingereicht und nach Beſtimmung des Termins dem Beklagten 
augeftellt werben ($ 253). Zweitens: die Klage fann zum Protofolle des Gerichtäichreibers 
angebradht und das Protokoll nad Beitimmung des Termins bem Beklagten zugeftellt werben 
($ 496). Drittens: die Klage fann an einem ordentlichen Gerichtätage bei Erfcheinen 
beider Parteien ohne Ladung und Terminsbeitimmung oder in dem nach $ 510 beftimmten 
Sühnetermine durch mündlichen Vortrag erhoben werden ($ 500, $ 510 Abi. 2 Sa 2). 
An dem erften und dem zweiten alle treten die Wirkungen der Rechtshängigfeit mit der 
Zuftellung der Klageichrift oder des Protofolls, im dritten Falle mit dem mündlichen 
Vortrage ber Klage ein ($ 281, 8 510 Abi. 2 Saf 2). Der Entwurf enthielt als vierte 
Form die Aufnahme der Klage in die Ladungsurfunde des Gerichtsvollziehers (vgl. Code 
de proc. art. 415, bayer. PrO. Art. 501, preuß. Entw. $ 573, hann. Entw. $ 465). In 
ber IK. d. RT. wurde diefe Form der Klage geftrichen (KPr. ©. 196 bis 200). 

2. Für die Hlageihrift wie für das Stlageprotofoll gelten die Vorſchriften des 
$ 253. Wegen ZTerminsbeftimmung ſ. $261 und N. 1 dazu, ferner NR. 2 zu $ 214. 


$. 497.* (458.) 

Nach erfolgter Beitimmung des Termins zur mündlichen Verhandlung 
bat der Gerichtsjchreiber für die Zuftellung der Klage Sorge zu tragen, jofern 
nicht der Kläger in der Klageſchrift oder dem Protokoll erklärt hat, diejes jelbft 
thun zu wollen. 

E. 18419, E. IT 8 433, E. III $ 439, M. 291 f., HP. 196 f., Vegr. d. Nov. v. 1808 ©. 9. 

1. Dal. 8 166 Nbi. 2, $ 168. Erklärt der Kläger in ber fchriftlihen Klage oder 
in dem Protofolle des Gerichtöichreibers, die Zuftellung der Klage felbjt beforgen zu wollen, 
fo legt der Gerichtsjchreiber bloß die Klageichrift oder das Protokoll dem Vorfikenden vor; 
damit ift feine Thätigfeit beendigt; es ift Sache des Klägers, die Klage nach erfolgter 
Zerminsbeftimmung abzuholen und zuftellen zu laffen. Giebt aber der Kläger jene Er- 
Härung nicht ab, fo hat der Gerichtöfchreiber für die Zuftellung der fchriftlich eingereichten 
ober zu Protokoll erflärten Klage zu forgen. 

2. Der Gerichtöfchreiber kann einen Gerichtsvollzieher mit ber Zuftellung beauf: 
tragen ($ 166 Abſ. 2, 8 168) oder unmittelbar die Poit um Bewirfung der Zuftellung 
erfuchen ($ 196). Die Zuitellungsurftunde geht an ben Gerichtöfchreiber zurüd, Es ift 
Sache des Klägers, ſich nah dem Termine zu erkundigen und die Zuftellungsurfunde bei 
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dem Gerichtöfchreiber abzuholen. Um ein Verfäumnisurteil gegen den Kläger zu erlangen, 
braucht der Beklagte nicht nachzuweiſen, daß der Kläger von dem Termine Nachricht er— 
halten habe; der Geladene muß nur den Nachweis feiner Ladung erbringen; vgl. N. 5 zu 
8335. [Ebenfo: Strudm. Koch (8) N.1, Wilm. Levy (TIN.1, Gaupp (9) N. zu$ 497, Peterien 
(5) N. 2, Kurlbaum Beitr. 3. E. d. DR. XXIV S. 202, Fiſcher eod. XXV ©. 822.] 

3. Das Original bes Klageprotofolls ift bei der Zuftellung zu benußen und mit 
der Zuftellungsurfunde dem Kläger zu behändigen. Bei Gericht foll nad $ 133 eine Ab— 
ſchrift hinterlegt werden; die Beobachtung dieſer Vorfchrift ift nicht weſentlich. 


$. 498. (459.) 
Die Einlafjungsfriit beträgt mindejtens drei Tage, wenn die Zuftellung 
im Bezirke des Prozeßgerichts; mindejtens eine Woche, wenn fie außerhalb 
desjelben, jedoch im Deutjchen Reich erfolgt; in Meh: und Marktjachen 
mindejtens vierundzwanzig Stunden. 
St die Zuftellung im Auslande vorzunehmen, fo hat das Gericht bei 
Feſtſetzung des Termins die Einlafjungsfrift zu beftimmen. 


vs 451, HP. 3028 ff., 5999 f., NE. 8 662, NP. 1066 ff., 1084 ff, E. 15419, E. II 5 484, 
. 111 $ 440, M. 291 f., RE. 19. 


1. „Einlaffungsfrift”: Val. N. 3 Ziff. I litt.d vor $ 214; Berechnung: N. 2 zu 
5 222, N. 4 zu $ 223; Abkürzung: 5 226. Auch die Friſten bes $ 498 fünnen noch ab» 
gefürzt werden. Einlafjungsfrift im Wechielprozefle ſ. $ 604 Abi. 2 Sa 1. — Über die 
Folge der Nichteinhaltung der Friſt 1. N. 3 zu $ 262. 

2. „MMeß- und Marktſachen“: 5. $ 30 und N. 1 dazu, ferner $ 262 Abi.1 Satz 2. 

3. „Ausland“: |. N. 13u$199. Zuftellung im Auslande: ſ. $$ 199 fi. 

4. Bei Zuftellung der Klage durch öffentliche Bekanntmachung gelten die $$ 203 ff. 
Wegen des Zeitpunktes der Zuftellung ſ. $ 207 Abi. 1. Für die Zuftellung durch öffent» 
liche Bekanntmachung iſt feine befondere Einlaffungsfrift beftimmt; es gilt aljo, abgefehen 
von Meß- und Marktſachen, die einwöchige Einlaffungsfrift als Normalfrift. 

5. Die in $ 498 beftimmten Einlaffungsfriften gelten nur für die erſte Initanz. 


$. 499. (460.) 
Die Klage wird durch Zuftellung der Klagejchrift oder des die Klage 
enthaltenden Protokolls erhoben. 
€. II $ 485 Abſ. 1, E. IE 8 441 Ubi. 1, M. 292, HP. 196 f. 
Vol. N.1 zu $ 496; dann $ 253 Abf. 1 nebſt N. 3 dazu. 


$. 500. (461.) 
An ordentlichen Gerichtstagen fünnen die Parteien zur Verhandlung des 
Nechtsitreit3 ohne Ladung und Terminsbejtimmung vor Gericht erjcheinen. 
Die Erhebung der Klage erfolgt in diefem Falle durch den mündlichen 
Bortrag derjelben. 


HE. 8 458, 8: 3029 f., NE. 8 663, NP. 1058 ff., 1068 ff., 1078, €. 18428, €. 11 8 486, €. IT 
8442, M. 292 f., HE. 200. 


1. „An ordentlichen Gerichtstagen“ db. i. an ben regelmäßig voraus bejtimmten 
Tagen, an welchen das Amtsgericht Sigungen zur Verhandlung von Civilfachen abzuhalten 
pflegt (norbd. Prot. S. 1060), innerhalb der gewöhnlichen Gerichtöjtunden. 

2. Das Gericht muß die ohne Ladung und Terminsbeftimmung erichienenen Parteien 
an den ordentlichen Gerichtätagen verhandeln laffen, wenn dazu nad; Erledigung der auf 
den Zag angeſetzten Sachen noch Zeit ift; die angejekten Sachen haben den Vorrang. 

3. Mit dem mündlichen Vortrag ift bie Klage erhoben und die Rechtshängigfeit 
eingetreten; vgl. a. $ 281 und $ 510 Abf. 2 Sa 2. Nachher kann ein Termin zur Fort— 
jeßung der Verhandlung von Amtswegen oder auf Antrag bejtimmt werben (arg. $ 228). 
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Wird dann ein Verhandlungstermin verjäumt, jo kann gegen die nicht erfchienene Partei 
das Verfäumnisurteil nach $ 330 oder nad $ 331 beantragt werben; die Mitteilung der 
Klagebegründung in ber früheren mündlichen Verhandlung genügt; vgl. N. 6 Satz 4 zu 
8 335. Vor dem Vortrage der Klage den Termin zu vertagen, hat feinen rechten Sinn; 
denn in diefem Falle fünnte in dem fpäteren Termine doch nur verhandelt werden, wenn 
wieder beide Parteien freiwillig erjcheinen; ein Verfäumnisurteil wäre auögeichloffen, da 
noch feine Klage erhoben ift. 

4. Der Antrag, welchen der Kläger ftellt, muß unter allen Umftänden von Amts» 
wegen durch das Sikungäprotofoll feitgeitellt werden ($ 509 Abf. 1). Die zur Begründung 
bes Antrags dienenden Erklärungen zu protofollieren, fteht im Ermeffen des Gerichts (arg. 
8 509 Abf. 2). Das Gericht wird von beren Protokollierung Umgang nehmen, wenn es 
am Schluffe der Verhandlung ein Urteil erläßt; denn in diefem Falle genügt die Auf: 
nahme in den Thatbeſtand. it aber die Verhandlung nicht bis zum Urteile gereift, fo 
wird dad Gericht die Begründung der Klage protofollieren, um für die fpätere Verbands 
lung, insbefondere auch für den Verfäumnisfall, eine fefte Unterlage zu haben. Eolite 
e3 vorfommen, daß das Protofoll den Klagegrund nicht ergiebt, jo ftände bie Klage— 
begründung auf der Erinnerung bes Richters, was inäbejondere bei einem jpäteren Streit 
über das Vorliegen einer Klagänderung oder im Verfäumnisfalle mißlich jein könnte. 


8. 501.* (462.) 

Die Vorjchriften der SS. 496, 497 finden entiprechende Anwendung, wenn 
eine Partei im Laufe des Nechtsjtreit3 zu laden ift, insbefondere zur Der: 
handlung über einen Zwijchenftreit, über den Antrag auf Berichtigung oder 
Ergänzung eines Urtheils, über den Einfpruch, über den Antrag auf Wieder: 
einjegung in den borigen Stand oder über die Aufnahıne eines unterbrochenen 
oder ausgejegten Verfahrens, oder wenn eine Intervention oder Streitverfündung 


erfolgen oder wenn die Klage oder der Einfpruch zurückgenommen werden joll. 


DE. 2 DE. Sr: Are 18421, E. II 8 437, €. III 8 443, M. 280 f., AP. 205, Begr. 
. Nov. dv. 1898 © 


1. Die im Lauf eines —— Prozeſſes im Parteibetrieb auszuführenden 
Ladungen und Zuſtellungen können nach Wahl der Parteien entweder durch Einreichung 
eines Schriftjages zum Zwede ber Terminsbeftimmung oder durch protofollariiche Er— 
Härung vor dem Gerichtsichreiber eingeleitet werden (arg. $ 496). Im einen mie im 
anderen Falle ift $ 497 anmenbbar. 

2. Als Veranlaffung zur Ladung im Lauf eines Prozeffes find im Gefeß angeführt: 
Zwifchenftreit jowohl mit einem Dritten wie unter den Parteien (f. N. 1, 3 zu $ 303), An— 
trag auf Berichtigung oder Ergänzung eines Urteils ($$ 319 bis 321), Einspruch ($$ 338 ff.), 
Antrag auf Miedereinfegung ($ 236), Aufnahme eines unterbrochenen oder ausgeſetzten 
Verfahrens ($ 250). Die Aufzählung ift nicht erichöpfend; $ 501 gilt z. B. auch für bie 
Ladungen nad den $$ 335, 337, 351, ebenfo für Fälle, in denen zwar nicht zu laden, 
aber ein auf Anjuchen beftimmter Termin von einer Partei an die andere befannt gegeben 
wird (I. N. 1 Ziff. IV vor $ 214 S. 303). — Ladungsfriſt ſ. $ 217 und $ 604 Abi.2 Saß 2. 
— ferner find die feiner Ladung bedürfenden Alte der Nebenintervention ($ 70), der 
Streitverfündung ($ 73), der Zurücdnahme der Klage ($ 271 Abi. 2) oder des Einſpruchs 
($ 346 verb. mit $ 515 Abi. 2) als folche erwähnt, bei deren Vornahme die Vorfchriften 
der 85 496, 497 entiprechende Anwendung finden. 


$. 502. (463.) 

Auch wenn eine Partei nicht zu laden ift, können ihr Anträge und Er— 
flärungen, auf welche fie ohne vorgängige Mittheilung vorausfichtlich eine 
Erklärung in einer mündlichen Verhandlung nicht abzugeben vermag, Durch 
Zuftellung eines Protokolls des Gerichtsfchreibers mitgetheilt werden. 


716 Aweites Buch. Zweiter Abſchnitt. 88 502 bis 504. 


Dieje Mittheilung kann auch unmittelbar und ohne bejondere Form ges 


ichehen. 
NE. 8 665, NP. 1078 f., 1187f., €. 18 422, €. IT $ 438, E. IS 444, M. 300 f., AP. 205. 

1. Obwohl im amtägerichtlihen Verfahren die Vorbereitung der mündlichen Ver— 
handlung durch Schriftſätze nicht vorgefchrieben ift, fünnen doch auch hier vorgängige Mit» 
teilungen ftattfinden und find vorbereitende Mitteilungen wegen der auch für biefes Ver— 
fahren geltenden Vorichriften des $ 335 Nr. 3 nad) Umftänden nötig. Für derartige Mit— 
teilungen läßt $ 502 die protofollarijche Erklärung vor dem Gerichtöfchreiber und bie 
Zustellung dieſes Protofoll3 zu ($ 497 ift auch darauf anwendbar), fie entbindet dieſe 
Mitteilungen von den Formvorſchriften des $ 130 und von ber Beobachtung ber Vor— 
fchriften über die Zuftellung ($$ 166 ff.). Es können aljo derartige Mitteilungen von ber 
Partei felbft niedergeichrieben und formlos, z. B. duch Brief, dem Gegner zur Kenntnis 
gebracht werden. Die Vorfchrift des S 176 über Zuftellung an den Prozekbepollmäd)- 
tigten gilt übrigens auch für derartige Mitteilungen im amtsgerichtlichen Verfahren. 

2. Iſt der Gegner zu laden oder ift ihm ein Termin befannt zu geben, jo findet 
$ 501, aber nicht $ 502 Abf. 2, Anwendung. Auch darf aus $ 502 Abj. 2 nicht die Zu— 
Läffigfeit einer formlofen Nebenintervention oder Streitverfünbung gefolgert werden; denn 
diefe Prozebhandlungen find in $ 501 angeführt. 

$. 503. (464.) 

Bei der mündlichen Verhandlung hat das Gericht dahin zu wirken, daß 
die Parteien über alle erheblichen Thatfachen fich vollitändig erklären und Die 
jachdienlichen Anträge berg 


—— DEV. 3043 f., 3067 ff., 6000, 6007, NE. 8 667, RP. 1061, E. 154, E. U 5459, 
TIL 8 445, WM. 183 f., 293, AB. 205. 


1. $ 503 erweitert die Pflichten und Rechte des Gerichts im amtögerichtlichen Ver— 
fahren über die in 8$ 136, 139 gezogene Grenze. Das Amtögericht Hat auch dahin zu 
wirken, daß die Parteien die jachdienlichen Anträge ftellen. Die Erweiterung wird in 
den Mot. 3. E. III S. 133 f. damit begründet, daß vor den Amtögerichten „vielfad; Per- 
fonen verhandeln, die der Rechte unfundig find“. Die Verhandlungsmarime wird dadurch 
nicht verlegt; denn fie fchlieht, wie in den Mot. a. a. DO. zutreffend bemerkt wird, nicht 
aus, dab das Gericht dahin mirke, daß dem Parteivorbringen die rechte Form gegeben 
und aus dem Parteivorbringen der rechte Schluß gezogen werde. 

2. Die Bedeutung der Erweiterung liegt hauptfächlich auf dem Gebiete der prozeß— 
rechtlichen Anträge. Was der Kläger verlangen und inwieweit der Bellagte den An— 
ſpruch anerkennen oder befämpfen will, das iſt Sache der Parteien und darein hat aud 
der Amtsrichter troß dem $ 503 nichts zu reden. Wohl aber hat der Amtörichter das 
Recht und die Pflicht, die Parteien auf ihre Befugnis zu prozeffualiichen Anträgen, 3. B. 
zu Beweisanträgen oder zum Antrag auf Abweifung der Klage wegen einer Prozeheinrede 
oder auf Nichtzulaffung einer Hlageänderung oder auf Zurückweiſung verfpäteter Beweis- 
mittel 2c. aufmerffam zu machen. Diefe Verpflichtung des Einzelrichters zu Belehrung 
ber Parteien über ihre progeffualifchen Befugniffe verträgt fich ſehr wohl mit dem Richter« 
amte, Natürlich muß ber Richter feines Amtes unparteiifch walten und beiden Parteien 
mit Belehrung behülflich fein. 

$. 504. (465.) 

Die Vorſchrift, dab progekhindernde Einveden gleichzeitig und vor der 
Verhandlung zur Hauptjache vorzubringen find, findet nur infoweit Anwen: 
dung, als die Einrede der Unzuftändigfeit des Gerichts vor der Verhandlung 
zur Hauptjache geltend zu machen iſt. 

Iſt das Amtsgericht fachlich unzuftändig, jo hat es vor der Verhandlung 
des Beklagten zur Hauptjache denjelben auf die Unzujtändigfeit aufmerkſam 
zu machen. 
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Auf Grund prozeghindernder Einreden darf die Verhandlung zur Haupt: 
fache nicht verweigert werden; das Gericht kann jedoch die abgejonderte Ver: 


handlung über dieje Einreden auch von Amtswegen anordnen. 
08. 8,436, DB. 3068 fi, 6007 fi, MB. 1001, E15 428, GITHMO, CIE 546, M. 200, 


1. Über „progekhindernde Einreden“ ſ. N.1 zu $ 274. Die Behandlung der prozeß— 
bindernden Einreden im Verfahren vor den Amtögerichten ift von deren Behandlung im 
Verfahren vor den Landgerichten in folgenden Punkten verichieden: 

a) für ben Amtsgerichtsprozeß gilt nicht das Gebot, die prozeßhindernden Einreden 
gleichzeitig vorzubringen (j. $ 274 Abi. 1); 

b) es gilt nicht das Gebot ($ 274 Abf. 1), die prozekhindernden Einreden vor der 
Verhandlung zur Hauptjache vorzubringen. Daher können auch die prozeßhinderndben 
Einreben, auf welche der Beklagte verzichten kann, ohne die Vorausjegungen des $ 274 
Abi. 3 nach der Einlaffung bis zum Schluffe der Verhandlung, auf welche das Urteil er» 
geht, geltend gemacht werden. Eine durch $ 39 veranlakte Ausnahme gilt für die Ein: 
rebe ber fachlichen oder örtlichen Unzuftändigfeit: innerhalb der durch $ 40 Abi. 2 ge- 
zogenen Grenze ergiebt fih auch im amtögerichtlihen Verfahren aus der Einlaffung ohne 
Rüge der Unzuftändigfeit die Zuftändigfeit des Gerichts und folglich die Unmöglichkeit, 
fpäter noch die Zuftändigfeit zu beftreiten. Daß die Rüge der Unzuftändigfeit auch nicht 
aus dem Reftitutionsgrunde des $ 274 Abi. 3 nachgeholt werben fann, ſ. N. 10 litt. b 
zu $ 274; 

c) im amtögerichtlichen Verfahren hat der Beklagte nicht die Befugnis, auf Grund 
prozeßhindernder Einreden die Einlaffung zur Hauptfache zu verweigern. Verweigert er 
fie dennoch, jo läuft er Gefahr, daß das Gericht auf Antrag unter Verwerfung ber Prozeß— 
einreden gegen ihn das Verläumnisurteil nach $ 331 erläßt; vgl. N.1 litt. b zu $ 333, 
wo auch abweichende Anfichten erwähnt find. Hat jedoch das Gericht die abgefonderte 
Verhandlung über die prozekhindernden Einreden angeorbnet, dann fann der Belflagte 
zunächft gar nicht zur Hauptſache verhandeln und riöfiert alfo auch bei Verwerfung ber 
Prozeheinreden feine Berjäumnisfolgen. Über das eine prozehhindernde Einrede verwerfende 
Zwifchenurteil und defien Anfechtbarfeit 5. NR. 3 zu $ 275. 

2. Abi.2 des $ 504 wurde in der IK. d. RT. eingeichaltet, „um rechtsunfundige 
Parteien gegen allwuitrenge Handhabung des $ 39 zu ſchützen“. Die Vorfchrift betrifft 
nur die fachliche Unzuſtändigkeit (ſ. $ 1), nicht den Gerichtäftand. Da bei vorbehaltlofer 
Einlaffung die Prorogation aud) eintritt, wenn der Bellagte auf die Unzuftändigkeit nicht 
aufmerfjam gemacht worden war, jo hat die Belehrung des Beklagten nur einen Sinn vor 
deſſen Verhandlung zur Hauptjadhe. 


$. 505. (466.) 

Wird die Unzuftändigfeit des Gerichts auf Grund der Beitimmungen 
über die fachliche Zuftändigfeit der Gerichte ausgejprochen, jo ift zugleich auf 
Antrag des Klägers der Nechtsftreit an das Landgericht zu verweiſen. 

Sit das Urtheil rechtskräftig, jo gilt der Nechtsjtreit als bei dem Land» 
gerichte anhängig. 

KB. 7, 16° 80f., 207, 499, 554. 

1. Der in der IK. d. RE. eingefügte $ 505 entipricht dem $ 276. Er betrifft bie 
Fälle, in welchen die Unzuftändigfeit ausgefprochen wird, weil die amtögerichtliche Zu- 
ftändigfeit weder aus GVG. Ar. 1 oder 2 (vgl. auch GVBG. $ 70) nod aus CPrO. $ 39 
begründet ift. Die NN. 2 bis 4 zu 8 276 finden hierher entiprechende Anwendung. 

2. Die Berweifung fann nur an das übergeordnete Landgericht erfolgen. Wegen 
DVerweifung an bie Hammer f. Handelsfachen j. GBG. $ 102 Abſ. 2. An ein Gewerbe» 
gericht oder Kaufmannsgericht kann das Amtsgericht nicht verweilen [vgl. Levy Beitr. ;. 
E. d. DR. XXXV ©. 744 gegen Mugdan Reichsgeſ. betr. die Gemwerbegerichte $ 26]. 
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3. a) Die Verweifung ift in bem Urteil ausjufprechen, welches die Klage wegen 
fachlicher Unzuftändigfeit des Amtögerichts abmweift. Das Urteil iſt mit Berufung an— 
fechtbar [vgl. Kleiner BL. f. RA. XLV ©. 241 ff. 369 ff.). Sollte es vorfommen, daß bie 
Verweifung in Beſchlußform ausgefproden wird, jo ift die Enticheidung gleihwohl in 
Anſehung des zuläffigen Nechtsmitteld als ein mit Berufung anfechtbares Enburteil zu 
behandeln; denn die Entfcheidung enthält fachlich eine Klagabweifung wegen Unzuftändigfeit 
und ber Umftand, dab die Entſcheidung nicht in der richtigen Form ergangen ift, kann 
an ber Zuläffigkeit des gegen eine Klagabweifung zuläffigen Rechtsmittels nichts ändern. 
Beichwerde findet nicht flatt, da die Enticheidung auf Grund obligatorifcher münbdlicher 
Verhandlung erging (vol. $ 567 Abi. 1 u. N.1 litt. b zu $ 567) [aM.: OLG. Bamberg 
SU. LXIN. 189]. 

b) In dem die Verweiſung ausfprechenden Urteil ift der Kläger als die in dem 
Verfahren vor dem Amtögericht unterliegende Partei zur Tragung der Koſten bes bis- 
berigen Verfahrens zu verurteilen ($ 91 Abſ. 1, 8 308 Abf. 2, vgl. N. 3 zu $ 276). Unter- 
blieb die Verurteilung in die Koften, fo ift die Ergänzung des Urteil nach $ 321 zu 
beantragen. — Wegen der Gebühren ſ. GAG. $ 26 Nr. 2, GO. f. RU. $ 20. 

c) Wurde gegen das Urteil des Amtsgerichts, welches fich für ſachlich zuftändig erflärte, 
die Berufung eingelegt, fo hat das Berufungsgericht auf Antrag des Klägers die Verweiſung 
an das Landgericht als erſte Inftanz auszuipredhen, wenn es die Klage wegen fachlicher Un— 
zuftändigfeit abweift [vgl.NG. Entih.LX ©. 322, wo ein derartiger Fall erwähnt ift]. 

4. Iſt das Urteil des Amtsgerichts durch Ablauf der Berufungsfrift oder Ver— 
werfung ber Berufung rechtäfräftig geworben, fo gilt der NRechtäftreit ala bei dem Land— 
gericht anhängig. Im übrigen vgl. N. 4 zu 8276. Bei der entiprechenden Anwendung 
ber dort entwidelten Säße ift zu beachten, daß die Ladung zur mündlichen Verhandlung 
vor das Landgeriht nur dann an ben Prozekbevollmädtigten zuzuftellen ift, wenn biefer 
ein bei dem Prozebgerichte zugelaffener Anwalt ift, weil ein anderer Prozeßbevollmächtigter 
für das landgerichtliche Verfahren nicht in Betracht fommt (arg. $ 178 Abi. 1). Erfolgt 
die Zuftellung nit an einen Anwalt, jo muß die Ladung die Aufforderung zur Anwalts« 
beftellung enthalten (arg. $ 215). Dat das Landgeridht als Berufungsgericht bie Ver— 
weiſung an das Landgericht auögeiprochen (vgl. N. 3 litt. c), jo fann vor dem Landgericht 
als dem Gericht erjter Inſtanz ohne Ladung fofort weiter verhandelt werben, wenn beide 
Parteien durch Anwälte vertreten find; denn eine Anfechtung diefer Enticheidung findet 
nicht ftatt. — Die Entſcheidung bes Amtsgerichts über die fachliche Zuftändigkeit iſt für 
das Landgericht bindend ($ 11); vgl. dazu die NN. 1 bis 3 zu $ 11. 

$. 506.* (467.) 

Wird in einem bei dem Amtsgericht anhängigen Prozeffe durch Wider: 
flage oder durch Erweiterung des Klagantrags (8.268 Nr.2,3) ein Anjpruch 
erhoben, welcher zur Zuftändigfeit der Landgerichte gehört, oder wird in Ge: 
mäßheit des $. 280 die Feſtſtellung eines Nechtsverhältnifies beantragt, für 
welches die Landgerichte zuftändig find, jo hat das Amtsgericht, fofern eine 
Partei vor weiterer Verhandlung zur Hauptjache darauf anträgt, durch Be— 
ichluß feine Unzuftändigfeit auszusprechen und den Nechtsitreit an das Land: 
gericht zu verweiſen. 

Eine Anfechtung des Bejchluffes, durch welchen dem Antrag entjprochen 
wird, findet nicht ftatt; mit der Verkündung des Bejchlufjes gilt der Rechts- 
jtreit als bei dem Landgericht anhängig. Die im Verfahren vor dem Amts— 
gericht eriwachjenen Koſten werden als Theil der bei dem Landgericht er: 


wachjenen Kojten behandelt. 


HE. 87, SE. Bo 477u ff., NE. 820, NE. 9 ff., 95, 598, a E. II $ 441, 
E. 111 8 447, M. 2 RE. 208, 499 f., 554, SB. 3. Nov. v. 1808 ©. 1 


Litteratur: Kößler Kuh, n c. Br. LXXII ©. 245 ff. 
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1. Durch Widerflage ($ 33), durch Erweiterung des Alagantrags ($ 268 Nr. 2, 3) 
ober durch Imzidentantrag nad $ 280, etwa auch durch Geltendmachung eines Anſpruchs 
auf Schadenserfag nad $ 302 Abſ. 4 Sat 4, $ 600 Abi. 2, $ 717 Abf. 2 Sat 2 kann in 
einem bei dem Amtögeriht anhängigen Prozeß ein Anspruch erhoben werden, der nad 
dem Werte des Streitgegenftandes oder nach feiner Art zur fachlichen Zuftändigfeit der 
Landgerichte gebört. In diefen Fällen gebietet der $ 506, daß das Amtögericht auf An- 
trag feine Unzuftändigkeit zur Entjcheidung des ganzen, die Klage und die Widerflage, 
die urfprüngliche und die erweiterte Klage betreffenden Rechtsſtreits ausſpreche und ben 
ganzen Nectöftreit an das Landgericht vermeile. 

Nach der CPrO. v. 1877 erfolgte der Ausspruch der Unzuftändigfeit und die Ver- 
weifung durch Urteil. Diefes Urteil war anfehtbar mit Berufung; erft mit Eintritt 
feiner Rechtskraft galt der Rechtöftreit als bei dem Landgericht anhängig. In der Komm. 
db. RT. in welcher die Nov. v. 1898 beraten mwurbe, ift an die Stelle des anfechtbaren 
Urteils ein unanfechtbarer Beſchluß geſetzt worden, um bie Anhängigfeit des Rechtsſtreits 
bei dem Landgerichte zu beichleunigen. 

2. Die Vorausſetzungen der Verweifung find: 

a) Sachliche und Örtliche Zuftändigfeit des Amtsgerichts für die urjprüngliche Klage. 
Mangelt die fachliche Zuftändigteit, fo fann Vermeifung nah $ 505 beantragt werben, 
Dei Mangel ber örtlihen Zuftändigkeit ift die Klage ſtets durch Urteil abzumeiien. 

b) Zuläffigfeit der Widerflage oder der Erweiterung ber Klage, beziehungsweife 
des Inzidentantrags. Iſt die Widerklage unzuläffig (f. N. 1 Abſ. 3 und N.2, 3 zu $ 33, 
N.5,6 zu $ 280), fo ift fie durch Urteil (absolutio ab instantia) zurückzuweiſen; über 
die Klage ift vom Amtsgerichte zu entfcheiden. Iſt die verfuchte Erweiterung des Klag— 
antrags, weil fie nicht unter $ 268 Nr. 2, 3 fällt, ober die Präjubizialzufagflage nad) 
8280 unzuläffig (vgl. N. 5, 6 zu 8 380), fo ift die Klage, foweit fie über die urſprüng— 
liche Klage hinausgeht, ebenfall® durch Urteil zurüczumeiien,; über die Klage in ihrem 
ursprünglichen Umfang bat das Amtsgericht zu enticheiben. 

c) Für die Widerflage und für die als Zujagflage erhobene Präjudizialllage muß 
ein Gerichtsftand bei dem Amtsgericht und folglich auch bei dem übergeordneten Land» 
gericht begründet jein. Inſoweit der Gerichtsftand der Widerklage nicht Pla greift 
(darüber 5. N. 3 litt.e, g zu $ 33) und infoweit bei dem Landgerichte fein Gerichtöftand 
für die Präjubizialflage befteht (darüber j. N. 6 litt. b zu $ 280), ift feine Vermweifung 
bes Rechtaftreits an das Landgericht möglich, fondern es ift die Widerflage oder die Zu— 
jagflage durch Urteil (absolutio ab instantia) zurüdzumeifen und über die uriprüngliche 
Klage zu entfcheiden. [Vgl. Strudm. Koch (8) N.2, Wilm. Levy (7) N. 1 zu $ 467 alt, 
Gaupp (I) N. I2, Peterfen (5) N.2 und Ztichr. f. d. EPr. II S. 192 ff, Wach Ardı. f. c. 
Pr. LXII ©. 398 ff. und Handb. J S. 488 f., Fitting Arch. f. c. Pr. LXIII ©. 247, 249 f., 
Wernz Ztihr. f.R. u. LR. III S. 341, Löning Ztſchr. f. d. EPr. IV S. 107 ff. — AM.: 
Hellmann Lehrb. ©. 145, Baron Ztſchr. f. d. CPr. I ©. 31 ff.; aber in $ 506 ift doch 
feine Beftimmung über den Gerichtäftand enthalten!) 

d) Es muß von einer Partei der Antrag auf Verweilung an das Landgericht vor 
weiterer Verhandlung zur Hauptfache geftellt fein. Den Antrag auf Verweifung an die 
Kammer für Handelsfachen kann nur der Stläger ftellen (GVG. $ 102 Abi. 2). Der 
Miderkläger und der feine Klage nad $ 268 Nr. 2, 3 ober durch Präjubdizialantrag er« 
weiternde Kläger kann ben Vermweifungsantrag dem Vortrage der Wibderflage oder ber 
Klagerweiterung in dem Verhandblungstermin unmittelbar anreihen. Er kann den Antrag 
nicht mehr ftellen, jobald der Gegner, ohne die Unzuftändigfeit des Amtsgerichts zu rügen, 
zur Hauptſache mündlich verhandelte; denn durch die vorbehaltloie Verhandlung des Be— 
Hagten zur Hauptſache ift nad $ 39, $ 504 Abi. 1 das Amtögericht zur Verhandlung und 
Enticheidung des ganzen Rechtäftreits zuftändig geworden. Der Gegner, db. i. der Wider: 
beflagte oder der mit der erweiterten Klage Verflagte, muß den Vermweilungsantrag in 
Verbindung mit der Rüge der Unzuftändigfeit in dem Verhandlungstermine ftellen, bevor 
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er zur Hauptſache der Widerflage oder der Alagerweiterung verhandelt. Da er nad $ 504 
Abi. 3 nicht befugt ift, die Verhandlung zur Hauptiache zu verweigern, jo muß er an bie 
Unzuftändigfeitseinredbe und den Bermweifungsantrag die eventuelle Einlaffung zur Haupt- 
ſache anreihen, es wäre denn vom Gerichte die abgeionderte Verhandlung über die Ein— 
rede angeordnet. Er fann ben Verweilungsantrag nicht mehr ftellen, nachdem er ohne 
vorherige Rüge der Unzuftändigfeit zur Hauptiache bezüglich der Widerflage oder ber Hlag- 
erweiterung verhandelt hat; denn durch die vorbehaltslofe Verhandlung zur Hauptſache ift 
nad $$ 39, 504 Ab. 1 das Amtägericht zur Verhandlung und Entſcheidung bes ganzen 
Rechtaftreits zuftändig geworden. Der Widerbeflagte und der mit der erweiterten Klage 
Beklagte kann die Einrede der Unzuftändigfeit ohne gleichzeitigen Antrag auf Verweiſung 
an dad Landgericht geltend machen. In diefem Falle hat der Gegner immer noch das 
Recht, die Verweifung zu beantragen. Unterläßt er dies, fo ift die Widerflage (und zwar 
allein) oder bie nad 5 268 Nr. 2, 3 ermeiterte Klage (und zwar ihrem ganzen Betrage 
nach!) oder die Präjudizialzuiagflage (und zwar biefe allein!) ohne Verweifung wegen 
Ungzuftändigfeit durch Urteil abzumeilen. Bei Unzulälfigfeit der Prorogation an das Amts« 
gericht ($ 40 Abi. 2) mu dad Amtsgericht von Amtswegen die Widerflage ꝛc. 2c. abmweifen 
und zwar, folange fein Verweifungsantrag geftellt ift, ohne Verweiſung. [Vgl. Wach Arc. 
f. c. Pr. LXII ©. 398 ff., Yöning Stiche. f. d. EPr. IV &.108, Gaupp (9) N.I4 Abi. 2. — 
AM.: Baron Ztſchr. F.d. CPr. IS. 31ff.] Bei Unzuläffigfeit der Prorogation fann übrigens 
die Verweiſung auch noch nach der weiteren Verhandlung zur Hauptiache beantragt werben; 
benn in dieſen fällen trifft der Grund der zeitlichen Beichränkung des Verweifungsantrags, 
b.i. die nach $$ 39, 504 eintretende Prorogation, nicht zu. 

e) Der durch die Widerflage, die erweiterte Klage oder den Inzidentantrag erhobene 
Anspruch (im Sinne NR. 2 litt.a zu $145, N. 1litt.a zu $ 301) muß nad GVG. $ 70 
verb. mit GPG. $ 23 Nr.1, 2 zur Zuftändigfeit der Landgerichte gehören. Befteht über 
diefen Punkt unter den Parteien fein Streit, jo hat das Gericht ohne weiteres ben in 
N. 3 bezeichneten Beichluß zu erlaffen. Beiteht aber in Anſehung dieſes Punktes unter 
den Parteien eine Meinungsverichiedenheit, jo liegt ein Zwifchenftreit über die fachliche 
Zuftändigfeit vor. Erachtet ſich das Amtsgericht für zuftändig, fo ſpricht es dies in den 
Gründen des Enburteild oder durch Zwifchenurteil aus, indem es die Unzuftändigfeitö- 
einrede verwirft. Grachtet es fich aber für unzuftändig, fo beichließt es die Verweiſung. 
Das die Zuitändigfeit des Amtögerichts ausjprechende Zwifchenurteil ift nur dann ſelb— 
ftändig anfechtbar, wenn eine Beichränftung der Verhandlung auf den Zwifchenjtreit vorher- 
ging (vgl. N. 3 Satz 3 zu $ 275). 

3. a) Die Unzuftändigfeitserflärung und Verweiſung erfolgt bier ausnahmsweiſe 
duch Beichluß, während in allen anderen Fällen für die Unzuftändigfeitserflärung die 
Urteilsform vorgeichrieben ift. Die Verweifung muß erfolgen, wenn die in N. 2 bezeich- 
neten Vorausſetzungen vorliegen, und fann nicht etwa durch einen Trennungsbeihluß 
($ 145) oder durch ein Zeilurteil ($ 301) umgangen werben. Der Beichluß ift zu ver— 
fünden (arg. $ 329 Abi. 1). Eine Anfechtung des Beichluffes findet nicht ftatt [vgl. OLG. 
Marienwerder Redtipr. d. OLG. XI S. 85 f.]. Aus der Unanfechtbarfeit des Beſchluſſes 
folgt (arg. $$ 512, 548), daß der Beihluß auch der Nachprüfung des Berufungs- und 
bes Revifionsgerichts nicht unterliegt. Someit der Beſchluß die ſachliche Zuftändigfeit 
bes Yandgerichts ausipricht, ift er für das Landgericht bindend ($ 11). Zwar fannte bie 
CPrO. vd. 1877 feinen die Unzuftändigfeit ausfprechenden Beſchluß, fondern nur ſolche 
Urteile, aber ber $ 11 enthält feine Einſchränkung auf Enticheidungen in Urteilsform, 
und bie Gebunbenheit bes Landgerichts an einen amtägerichtlichen Beſchluß it nicht auf: 
fälliger, alö die Gebunbenheit an eine in Urteilsform erlaffene Entſcheidung des Amts« 
gericht. Über den Umfang der Gebundenheit vgl. 1 bis 3 zu $ 11. [Bal. Gaupp (9) 
N. II Abſ. 2, OLG. Hamburg SA. LXI Nr. 68. — AM.: Peterfen (5) N. 3a.] Über 
Fortdauer der NRechtsbängigfeit vgl. N. 4 zu 8 276 und N. 4 zu 5505. Mit der Ladung 
des Gegners iſt auch hier die Aufforderung zur Beftellung eines Anwalts zu verbinden, 
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wenn bie Zuftellung nicht an einen Anwalt erfolgt ($ 215). Da im Falle des $ 506 das 
Amtsgericht urjprünglich zuftändig war, fo dauern nicht bloß die Wirkungen der Nechts- 
bängigfeit fort, welde in Anfehung der durch Klage, Stlagerweiterung und Widerklage 
erhobenen Anſprüche eingetreten war, fondern es behalten auch bie fämtlichen vor bem 
Amtsgerichte erfolgten Handlungen und Unterlaffungen der Parteien, fowie die etwaigen 
Zwifchenurteile des Amtögerichts ihre Wirkiamfeit für das Verfahren vor dem Landgerichte. 
[Bgl. Strudm. Koch (8) N.3, Gaupp (9) N.II Abſ. 2, Peterjen (5) N.3a. — AM.: Wilm. 
Levy (7) N. 3 zu $ 467 alt.) 

b) Bei der Verweifung ift über die im Verfahren vor dem Amtsgericht erwachlenen 
Koften nicht zu enticheiden; denn die Klage war bei bem zuftändigen Gericht erhoben und bie 
Koften fallen daher nicht, wie in den Fällen der 88 276, 505, unter allen Umftänden 
dem Kläger zur Laft. Bielmehr find diefe Koften als Zeil der bei dem Landgericht er— 
wachlenden Koften zu behandeln; fie werden alfo von der von bem Landgericht zu er- 
laffenden Enticheidung über die Prozeßkoſten erfaßt. — Wegen der Gebühren ſ. GKG. 
5 26 Rr.2 und BD. f. RA. $ 20. 

4. Über den Fall, daß die Erhebung der Widerflage oder die Erweiterung des 
Klagantrags in ber Berufungsinftanz erfolgt, |. N. 2 litt. h zu $ 529. 

5. Eine Berweifung vom Amtsgericht an das Landgericht findet auch ftatt nad) dem 
Genofjenichaftsgefeg in d. Fall. d. Bek. v. 20. Dtai 1898 (RGBl. S.810) $ 112 Abf. 2, 3, 
wenn ber Streitgegenftand einer gegen die Vorſchuß- oder Nachſchußberechnung erhobenen 
Anfechtungsflage die Summe von 300 A. überfteigt, fofern eine Partei in einem folchen 
Prozeffe vor der Verhandlung zur Hauptjahe darauf anträgt. Gegen biefen Beſchluß 
findet bie fofortige Beſchwerde ftatt. 


$. 507. (468.) 

Megen unterbliebener Erklärung ift eine Urkunde nur dann als an— 
erfannt anzufehen, wenn die Partei durch das Gericht zur Erklärung über 
die Echtheit der Urkunde aufgefordert ift. 

KR. 207 f., 564. 

Dal. N. 3 zu 8439. — Daß die Aufforderung zu Protokoll fejtgeftellt werde, ift 

nicht nötig; es genügt die Konftatierung im ZThatbeitande; vgl. N. au $ 455. 


$. 508.* (469.) 
Die Vorjchriften des $. 261 Abſ. 2, des $. 297 und der SS. 348—354 


finden auf das Verfahren vor den Amtsgerichten Feine Anwendung. 


HE. * 443, €, III 8 449, M. au, RB. 208 ff., 554, 685 f., 701, Begr. d. Nov. d. 1898 ©. 112 ff., 
. 3. Nob. v. 1898 ©. 91 ff. 


1. Steine —— findet die Vorſchrift des $ 261 Abſ. 2, nad) welcher der Termin 
nicht weiter binausgerüdt werben fol, als bies zur Einhaltung der Einlaffungsfrift ge- 
boten ericheint. Über Entftehung des Abſ. 2 des $ 261 vgl. N. 2 litt.a zu $261. In dem 
Entw. d. Nov. v. 1898 hatte die Anführung des $ 233 (jet 261) Abſ. 2 eine ganz andere 
Bedeutung; $ 233 Abf.2 betraf den vom Reichstag abgelehnten Vortermin, welcher nad) 
bem Entw. nur im Verfahren vor den Landgerichten Plaß greifen follte. Daß der $ 261 
Adi. 2 unter den im Verfahren vor ben Amtögerichten nicht anwendbaren Vorſchriften 
ftehen blieb, jcheint auf einem Verfehen zu beruhen; feineswegs darf daraus gefolgert 
werben, daß ber Amtsrichter den Termin weiter binausrüden fol, als dies zur Ein« 
haltung der Einlafjungsfrift geboten erjcheint, ſondern höchſtens, dab der Amtärichter in 
diefer Beziehung einen weiteren Spielraum bat, als ber Vorfiende ber Kammer bes 
Landgerichts. 

2. Der $ 297, in welchem die Verleſung der Anträge vorgeſchrieben iſt, findet im 
Berfahren vor den Amtägerichten keine Anwendung, weil feine vorbereitenden Schriftjäße 
notwendig find ($ 129). 

2, Seuffert, Civilprozeßordnung I. 10, Aufl. 46 
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3. Das vorbereitende Verfahren in Rechnungsſachen (55 348 bis 354) findet im 
Verfahren vor den Amtögerichten keine Anwendung, weil diefes Verfahren ohnehin vor 
einem Einzelrichter ftattfinbdet. 

8. 509.* (470.) 

Anträge, fowie die Erklärungen über Annahme oder Zurücjchiebung zu: 
gejchobener Eide jind durch das Sitzungsprotokoll feitzuitellen; anjtatt der 
Teititellung genügt die Bezugnahme auf den Inhalt eines vorbereitenden 
Schriftſatzes. 

Sonſtige Erklärungen einer Partei, insbeſondere Geſtändniſſe, ſind durch 
das Protokoll inſoweit feſtzuſtellen, als das Gericht bei dem Schluſſe der münd— 
lichen Verhandlung die Feſtſtellung für — — 

HE. 8 455, HP. 3008 ff., 2048 fi, 8061 fi, 8000 ff., NE. 8 688, NP. 1068 ff., 1069, €. 18 497, 
11 8 444, €. II 8 450, M. 2% f., AR 554 f., 2. Brot. d. 168. Eig. ©. 6, 
Begr. d. Nov. v. 1898 ©. a. KB. 3. Nov. v. 1898 ©. 118 ff. 

Litteratur: H. Meyer Protokoll und Urteil (2) ©. 37 fi. und Bl. f. RU. XLIII 
©. 333 ff., 483 f. 

1. 8 509 ergänzt für bad Verfahren vor ben Amtögerichten bie Vorſchrift des $ 160 
Ab. 2 Nr.2 und tritt an Stelle der für das Verfahren vor den anderen Gerichten gel- 
tenden Borfchriften der $$ 297, 298. Die Vorfchriften bes $ 159 unb bes 8160 Abi. 1, 
Abi. 2 Nr.1, 3 bis 6 gelten neben den Vorfchriften bes $ 509. 

2. a) Nach 8 470 ber CPrO. v. 1877 waren Anträge und Erklärungen der Parteien 
durch das Sikungsprotofoll infomweit feitzuftellen, ald das Gericht bei dem Schluſſe ber- 
jenigen mündlichen Verhandlung, auf welche das Urteil oder ein Bemweisbefchluß ergeht, 
bie Feſtſtellung für angemeffen erachtete; Geftändniffe und Eideserflärungen mußten auf 
Antrag feftgeftellt werden. Diefe Vorfchriften führten in der Praris zu Übelftänden; benn 
bie Parteierflärungen, welche in einer Verhandlung abgegeben wurben, die nicht zu einem 
Urteil oder einem Beweisbeſchluſſe führte, blieben unprotofolliert und waren daher für bie 
Fortſetzung der Verhandlung, insbefondere wenn ein Richterwechſel ftattfand, nicht wohl 
zu verwerten. In dem Entw. ber Nov. v. 1898 wurde daher vorgeichlagen, daß Anträge, 
Beftändniffe fowie die Erklärungen über Annahme oder Zurückſchiebung zugefchobener 
Eide ftets, ſonſtige Erklärungen einer Partei aber infomweit zu Protofoll feftzuftellen feien, 
als das Gericht bei dem Schluffe der mündlichen Verhandlung die TFeitftellung für an« 
gemeffen erachte. Nach längeren Verhandlungen nahm die mit ber Beratung über bie 
Novelle betraute Kommilfion und ſodann der Reichstag die Vorlage infoweit an, als fie bie 
Veitftellung der Anträge jowie der Eibeserflärungen unabhängig don einem Parteiantrage 
vorichrieb, ftellte aber die Protofollierung der Geftändniffe in das richterliche Ermeffen. 

b) Hiernach ergiebt fich folgender Rechtözuftand: «) Anträge ſowie Erklärungen über 
Annahme oder Zurüdichiebung von Eiden find durch das Sitzungsprotokoll feitzuftellen, 
auch wenn bie Feſtſtellung nicht beantragt ift. Unter Anträgen find, wie in 8 297, nur 
bie den Gegenstand ber Entſcheidung beitimmenden, nicht die rein negativen und nicht 
bie bloß das Verfahren betreffenden Anträge zu verftehen; vgl. N. 1 Abi. 2,3 zu $ 297. 
Die Parteien können biefe Feſtſtellungen verlangen. Anftatt ber Feſtſtellung genügt bie 
Bezugnahme auf ben Inhalt eines bei den Akten. befindlichen vorbereitenden Schriftiages, 
auch wenn biefer nicht dem Protokoll als Anlage beigefügt und ala ſolche im Protofolle 
bezeichnet ift. 3) Die protofollarifche FFeitftellung aller fonftigen Erflärungen einer Partei, 
ſoweit fie nicht unter $ 160 Abf.2 Nr.1 fallen, insbefonbere Geftändniffe (vgl. N. 1 litt.a 
zu $ 288), fteht im Ermeſſen des Gerichts und zwar hat das Gericht am Schluſſe jeder 
mündlichen Verhandlung, alfo nicht bloß dann, wenn die Sache zu einem Urteil ober zu 
einem Beweisbefchluffe gereift ift, die Protokollierung zu bewirken, foweit fie ihm an« 
gemefjen erfcheint. Auch dieſe Protofollierung erfolgt unabhängig von einem Parteiantrage; 
bie Parteien haben fein Mecht, andere als bie unter litt. « bezeichneten TFeftftellungen zu 
verlangen, können aber natürlich die Offizialthätigkeit des Gerichts anregen. In An— 
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fehung der Protofollierung von Geftändnijjen gilt alfo Freiheit bes richterlihen Er— 
mefjens, während fie nach der CPrO. v. 1877 auf Antrag protofolliert werden mußten. — 
Die Aufnahme in eine Schrift, die dem Protokoll als Anlage beigefügt und als folche im 
Protokolle bezeichnet ift, fteht der Aufnahme in das Protofolf gleih (arg. $ 160 Abi. 3). 
Die bloße Bezugnahme auf vorbereitende Schriftläge erjegt zwar bier nicht, wie im Falle 
ber litt.«, bie Aufnahme in das Protokoll; da aber der Umfang ber Protokollierung im 
Ermeſſen des Gerichts fteht, fan das Gericht wohl auch auf vorbereitende Schriftfäße 
Bezug nehmen. 
$. 510, (471.) 

Mer eine Klage zu erheben beabfichtigt, kann unter Angabe des Gegen: 
ftandes feines Anfpruchs zum Zwede eines Sühneverfuchs den Gegner vor das 
Amtsgericht laden, vor welchem diefer feinen allgemeinen Gerichtsjtand hat. 

Erjcheinen beide Parteien, und wird ein Vergleich gefchlofien, jo iſt der- 
jelbe zu Protokoll feitzuftellen. Kommt ein Vergleich nicht zu Stande, fo wird 
auf Antrag beider Parteien der Nechtsftreit fofort verhandelt; die Erhebung 
der Klage erfolgt in diefem Falle durch den mündlichen Vortrag derfelben. 

Sit der Gegner nicht erjchienen, oder der Sühneverſuch erfolglos ge: 
blieben, jo werden die erwachjenen Kosten als Theil der Koſten des Rechts: 
ſtreits behandelt. 

HE. 8 221, KB. 200 ff., 555, 70% f., 164. Sitz. Anl. litt. K. 

1. Durch den von ber IKt. d. RT. eingefügten $ 510 ift demjenigen, welcher eine 
Klage zu erheben beabfichtigt, die Möglichkeit gewährt, vor Beginn der Redhtshängig- 
feit die Sühne unter Mitwirkung des Amtögerichts zu verfuchen. Diefer Verſuch ift in 
allen Streitfahen, auch in foldhen, für die die Landgerichte ausſchließlich zuftändig find, 
zuläffig (Pr. ©. 201). In Saden, die vor die befonderen Gerichte gehören (vgl. GVG. 
$ 14, Gew.Ger.Gei. in d. Faſſ. d. Bel. v. 29. Sept. 1901, RGEBl. S. 353, KRaufm.Ger.Gei. 
v. 6, Juli 1904, REBl. ©. 266), lann feine Ladung zu einem Sühnetermin vor bas 
Amtsgericht erfolgen (arg. EB. 3. CPrO. $ 3 Abi. 1). 

2. Die Partei, welche zu Magen beabfichtigt, hat entweder ein Schriftftüd, in dem 
ber zu erhebende Anſpruch im allgemeinen bezeichnet ift, mit dem Labungsformale (vgl. 
N.1 zu $ 214) zum Zwecke ber Zerminsbeftimmung bei dem Gerichtsjchreiber einzureichen 
($ 216) oder bie entjpredhenden Erklärungen zum Protofolle bes Gerichtsfchreibers an— 
zubringen (arg. $ 496). Für die Zuftellung gilt die Vorjchrift des $ 497. 

3. Die Ladung kann nur vor das Amtögeriht erfolgen, bei welchem ber Gegner 
feinen allgemeinen Gerichtöjtanb ($$ 13 bis 19) Hat. Dadurch, daß für bie Sade ein 
ausfchließlicher Gerichtäftand bei einem anderen Gerichte begründet ift, ift die Ladung vor 
das Amtögericht des allgemeinen Gerichtäftandes nicht ausgeſchloſſen. Eine Beſtimmung 
be3 zuftändigen Gerichts durch das höhere Gericht (vgl. $ 36 Nr. 3) findet nicht ftatt, weil 
durch die Labung feine Klage erhoben wird [vgl. Gaupp (9) N. II Abſ. 2, Peterfen (5) NR. 2, 
bay. ob. LG. BI. f. RA. LX ©. 383 und SW. LII Nr, 62]. Für eine Ladung vor ein 
anderes Gericht als das Amtögericht des allgemeinen Gerichtöftandes hat der Amtsrichter 
feinen Termin zu beftimmen. 

4. In dem Termine können fich die Parteien durch Bevollmäcdhtigte vertreten laſſen 
(KPr. S.202, Prot. d. 164. Sitz. Anl. litt. K); wegen des Nachweifes ber Vollmacht ſ. $ 88 
Abi. 2. — Bis zur Erhebung ber Klage erfolgt die Verhandlung nicht öffentlich (arg. 
GVG. 8 170). 

5. Über den Sühnevergleich ſ. N. 3 zu $ 794. Protokollierung des Vergleichs: vgl. 
8 160 Abf. 2 Nr. 1. Aus dem Vergleiche findet die Zmangsvollftredung ftatt ($ 794 Abf. 1 
Nr. 2). Ohne vorherige Hlageerhebung kann weder ein gerichtliches Anerfenntnis nod ein 
gerichtlicher Verzicht im Sinne der $$ 307, 306 und mit ben in diefen Paragraphen vor« 
gefehenen Wirkungen erfolgen; es kann alfo ohne vorherige Erhebung ber Klage fein 
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Urteil nad $ 306 oder nah $ 307 erlafien werden. Das protofollierte Anerfenntnis 
bildet feinen Vollſtreckungstitel. 

6. Wegen der Koſten des Vergleichs ſ. $ 98 Sag 1. — Gebühren |. GBG. $$ 21, 
23, 46, 101, GO. f. RU. $ 37. 

7. Kommt fein Vergleich zuftande, jo wird fein Protokoll errichtet. Ebenfo, wenn 
eine der Parteien auäbleibt. Weder den Labenden noch den Geladenen trifft im Falle 
bes Ausbleibens ein Nechtönachteil zur Sache. Iſt der Sühneverfuc erfolglos geblieben, 
obwohl beide Parteien erjchienen find, jo find die den Parteien erwachſenen Koiten, bas 
find die Koften ber Ladung und ber Vertretung, die Reiſekoſten und bie Entſchädigung 
für die durch die Reife oder dur die Wahrnehmung des Termins entftandene Zeitver- 
fäumnis (vgl. $ 91), als Zeil der Koften des nachfolgenden Rechtsſtreits zu behandeln. 
Das gilt fowohl, wenn der Labende als auch wenn ber Gegner (etwa durch negative 
Feſtſtellungsklage) ben Nechtäftreit anhängig macht. Ebenſo verhält es ſich mit ben dem 
Ladenden erwachfenen Koften, wenn der Gegner nicht erfchienen ift. Der Ladende kann 
gegen ben Gelabenen feinen Anfprud auf Koftenerfaß in einem gefonderten Verfahren 
erheben. Bleibt der Ladende im Sühnetermin aus, fo dürften bie dem Gegner er- 
wachfenen Koften nad Analogie von $ 510 Abf. 3 ebenfalls ala Zeil ber Koften bes 
nachfolgenden NRechtöftreits zu behandeln jein, obwohl das im Gelege nicht ausbrüdlich 
gelagt ift [vgl. Gaupp (9) N. IV 2, MWeismann Lehrb. I S. 419]. Kommt ed nicht zum 
Prozefle, fo fann der Gelabene ben Erſatz feiner Koften in einem geſonderten Prozeffe 
verfolgen, wenn fich ein folcher Anspruch aus dem bürgerlichen Rechte (etwa BGB. $ 823) 
begründen Täßt. 

8. Die Erhebung ber Klage in dem Termine fegt voraus, daß beide Parteien ſo— 
fort in bie Verhandlung eintreten wollen. Die Erhebung ber Klage erfolgt burdh den 
mündlichen Vortrag; vgl. $ 281, $ 500 Abi. 2. Auf die Feftitellung der Alage zu Pro- 
tofoll findet N. 4 zu 8 500 Anwendung. 

Erft nachdem bie Klage erhoben ift, taucht die Zuftändigfeitöfrage auf. Der Amts» 
richter fann vorher die Parteien darauf aufmerffam machen, dab das Amtsgericht für die 
Klage nicht zuftändig fei; aber er kann die Erhebung ber Klage nicht verhindern. Bei 
der Prüfung der Zuftändigfeit fommt dann in Frage, ob in dem beiberfeitigen Antrag 
auf Verhandlung eine vor ber Rechtshängigfeit gefchloffene gültige Vereinbarung über bie 
Zuftändigfeit (vgl. $$ 38, 40) gelegen ift. Das ift eine thatlächliche Frage. Weiterhin 
fann durch Einlafjung bes Beklagten ohne Rüge ber Unzuftändigfeit gemäß 88 39, 40 
die Zuftändigfeit begründet werben. 


C. H. Bed’ihe Verlagsbuhhandlung Oskar Bed in Münden 





Bor kurzem erjhienen: 


Kommentar zum Familienrecht 


von Arthur B. Schmidt, 
Geh. Jultizrat, ord. Profeffor der Rechte in Gießen 
Erite Hälfte: Die bürgerlihe Ehe (SS 1297—1588) 
(Kommentar zum BGB., herausgegeben von Hölder, Schollmeyer u. a. 
Band IV, erſte Hälfte) 
5214 Bogen. Lex.8%. Geheftet M. 15.50. In Halbfranz gebunden M. 17.50 


Von dem Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch, herausgegeben von €. Hölder, Fr. Schollmeyer 
u. A. find bisher erfhienen: 


Eriter Band: Allgemeiner Teil nebst Einleitung. Von Dr. Eduard Hölder, ord. Profellor der Rechte in 
Peipzig. (Volljtändig.) 30 Bogen. Lexr..#%, Geheftet M.9.—, in Halbfranz gebunden M. 11.—. 

Zweiter Band: Recht der Schuidverhältnisse. Von Dr. Friedrihd Schollmehyer, ord. Profeffor der Rechte 
in Marburg. 1. Hälfte, den Allgemeinen Teil des Rechts der Schulbverhältnilfe enthaltend. Geheftet M. 8.50, 
in Halbfranzband M. 10.50. [Der fpezielle Teil des Oblig.Rechts erſcheint in Bälde!) 

Dierter Band: Familienrecht. Eriter Abſchnitt: Bürgerliche Ehe. Bon Dr. Arthur B. Schmidt, ord. Profeflor 
d. Rechte i.Gieken. 52 Bog. Geh. M. 15.50, geb. M. 17,50. Der2, u. 3. Abſchnitt des Familienrechts folgt balbigit. 

— —— (Die Fortiegung befindet fi) in Vorbereitung.) ———— 





Abhandlungen zum Privatreht und Zivilproze 
des Deutſchen Reiches, herausgegeben von 
Dr. Otto Fiſcher, ord. Profeſſor der Rechte in Breslau. 


Bisher find in unſerem Verlage erſchienen: 

Band XI, Heft 1: Die Wahlschuldverbältnisse. Von Dr. G. Pescatore, o. Profeſſor ber Rechte in Greifswald. 
VII, 333 Seiten gr. 8%. (Einzelpreis geheftet M. 10.—) 

Band XII, Heft 2: Die Notwendigkeit der Streitgenossenschaft. Don Dr. jur. Walter Lux, VII, 127 Seiten 
gr. 8°, «Einzelpreis geheftet M. 4.50) Er Band XII ift mit Heft 1 und 2 abgeſchloſſen. 

Band XIV, Heft 1: Das Wertpapier als Legitimationsmittel. Von Dr. Ernst Jacobi, Profeflor der Rechte an der 
Univerjität Müniter. #9 Seiten gr. 8°. (Einzelpreis M. 3.—) 

Band XIV, Heit 2: Das Erbbaurecht des BEB.s von Hermann Wittmaack, Reichsgerichtsrat a. D. 254 Seiten 
ar. 8°, «(Einzelpreis M.10.-) WE Band XIV it mit Heft 1 und 2 abgefchlofien. 

Band XV, Heft 1: Die Unterlassungspflicht im Bürgerlichen Recht. Von Dr. Heinrich Lehmann, Privatdozent 
an ber Univerjität Bonn, 338 Seiten gr. 8%, (Einzelpreis M. 10. ) 

Band XV, Heft 2: Die Rauptintervention, VBonDr. Franz Felician Heim. VII, 104 Seiten gr. 8°. (Einzelpreis M 3.50) 
DE Band XV it mit Heft 1 und 2 abgeſchloſſen. 

Band XVI, Heft 1: Die Wirkungen nichtiger Eben. Von Dr. jur. A. Chiesing, Oberamtsridhter in Burgdorf. 
258 Seiten gr. 8°. (Einzelpreis M. 10.—) 





Bor kurzem ift erichienen: 


Kommentar zur Gewerbeordnung 
für das Deutſche Reid) 
unter Mitwirtung von Dr. Guſtav Rohmer herausgegeben von 
Dr. Robert von Landmann 


—— Fünfte Auflage 
Eriter Band (Einleitung und $$ 1—104n). IV, 798 Seiten gr. 8°. Solid gebunden M. 14.— 
Der zweite (Schluß-}Band eriheint im Herbit 1907 
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C. 9. Beck'ſche Verlagsbuhhandlung Oskar Bed in Münden 


Neue Auflagen von Gejegausgaben 


betr. die Anfedt- 
ung von Redtshandlungen eines Schuldners außerhalb desKontursverfahrens 
in der Faffung der Belanntmahung vom 20. Mai 1898. Handausgabe mit Er- 
läuterungen von Dr. S, Harburger, Juſtizrat und Rechtsanwalt in Münden. Zweite, 
neu bearbeitete Auflage. 1907. VIII, 262 Seiten Hl. 8°, in rotem Leinwandband M. 2.50 


Reihsgejeß über die privaten Verſicherungsunter— 


in Straßburg. Zweite, völlig umgearbeitete und ſtark vermehrte 
Auflage. 1907. XX, 404 Geiten 11. 8°, in rotem Leinwandband M. 5.50 


Neihsgejeb, beit. das Urheberrecht an Werfen der 
bildenden Künjte und der Photographie vom 9. Januar 1907. 


Zextausgabe mit Ein— 
leitung, Anmerkungen, Anhang und Sachregiſter von Dr. Philipp Allfeld. 
56 Seiten 1. 8°, in rotem Leinwandband M. 1.— 


Reichsgeſetz betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 


Haftun erläutert und mit Entwürfen von Gejellichaftsverträgen herausgegeben von 
g Sigmund Merzbacher, Rechtsanwalt und Juſtizrat in Nürnberg. Dritte, 
neu bearbeitete Auflage. 1907. XI, 221 Seiten I. 8°, in rotem Leinwandband M. 2.50 


Reichsgejeß betr. die Erwerbs u. Wirtihaftsgenojjen- 


haften in der Faſſung der Betanntmadhung vom 20. Mai 1898 mit Anhang, 

enthaltend die Ausführungsvorfchriften, Mufterftatuten x. QTextausgabe 
mit Erläuterungen von Sigmund Merzbader, Rechtsanwalt und Juftizrat in Nürnberg. 
Zweite, völlig neu bearbeitete Auflage. 1907. VII, 366 Seiten fl. 8°, in rotem Lein- 
wandband M. 3.— 





Sammlung von Reihsgejegen und Berordnungen 


ſtaats⸗ und verwaltungsrehtlichen Inhalts. Tertausgabe mit alphabetiihem Sach— 
regiiter. Zweite, durd einen Nachtrag vermehrte Ausgabe, enthaltend die Abänderungen 
jeit dem Jahre 1903. VII, 534 Seiten 11. 8°, in rotem Leinwandband M. 3.— 





Im September 1907 erſcheint: 


Sammlung kleinerer Reihsgejege und Verordnungen 


privatrechtlichen Inhalts. Eine Ergänzung zum Bürgerlichen Geſetzbuch und 
ſeinen Nebengeſetzen. Textausgabe mit alphabetiſchem Sachregiſter. Zweite, ſtarl 
vermehrte Auflage, ca. 16 Bogen kl. 80, in rotem Leinwandband ca. M. 2.- 
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